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Vorwort 

zum  zweiten  Halbbande  und  zum  gesammten  vierten  Theil 

der  Finanzwissenschaft. 


Der  zweite  Halbband  folgt  dem  ersten  erst  nach  vollen  zwei 
Jabren.  Diese  Zeit  habe  ich  zur  Ausarbeitung  gebraucht,  wobei 
ich  fast  meine  ganze  fttr  litterarische  Arbeit  verfügbare  Zeit  dem 
Bache  widmete.  Das  Znaammenbringen  und  die  Bearbeituif  der 
Fttlle  des  Stoffs  war  mUheToU. 

Gegen  meinen  Wansoh  and  trotz  alles  meines  Hinstrebens  auf 
magliebste  Znsammenziehnng  des  Stoffs  nnd  meiner  Darstellnng  ist 
ans  dem  zweiten  Halbbande  ancb  ein  weit  mehr  als  um  das  Doppelte 
stärkeres  Buch  geworden,  als  der  erste  Halbband.  Sollte  aber  ein- 
mal jeder  der  Stenenrerfassnngen  der  im  heutigen  Dentschen  Beleb 
bestehenden  Binzelstaaten  nnd  wenigstens  den  Gmndzttgen  ihrer 
Entwicklung  im  Lanfe  des  19.  Jahrhunderts  eine  verständliche  nnd 
belehrende  Darstellung  widmet  werden,  so  verlangte  das  den 
iiaiim,  den  ich  schliesslich  daiau  gewendet  habe.  Ks  ist  dabei 
allerdings  nicht  bei  jedem  Staate  ganz  gleich  verfahren  Avorden. 
Obwohl  ich  Preussen  und  den  grössten  Mittelstaaten  am  Meisten 
Raum  widmen  wollte,  der  grösöeren  allgemeinen  Bedeutung  ihrer 
r.L'sieuerung  gemäss,  Hess  sieh  doch  die  Behandlung  der  ein /einen 
Staaten  nicht  naeh  einer  Schablone  durchführen.  Besonderheiten 
einzelner  Steucrvcrfassnngcn  nnd  Steuerarten  verlangten  ihre  eigene 
Bertteksichtigung,  damit  aber  auch  immer  mehr  Raum,  und  je  nach 
dem  zur  Verfügung  stehenden  Material  richtete  sich  Art  und  Um- 
fang der  Behandlung  auch  notbwendig  mit. 

So  sind  denn  die  Abschnitte  der  in  diesem  zweiten  Halbband 
noch  behandelten  Staaten  Baden,  Hessen,  filsass-Lothringen,  auch 


Digitized  by  Google 


vm 


Vorwort 


der  Hansestädte  verhäitDissmässig  etwas  umtangreicher  und  aiicb 
etwas  inhaltreicher  als  die  Abschnitte  der  im  ersten  Halbbande 
bcbaiulelten  gewordeo.  Die  Darstellung,  wenn  anch  überall  sich 
thanliehet  auf  das  Hauptsächliche  beschränkend,  ist  imnierhin  etwas 
eiogehender  und  reicher  auch  au  £iDzelheiten.  Gerade  die  Be- 
ateoening  jener  genannten  Staaten  bat  aber  auch  manehea  Eigen- 
artige, das  TOD  allgemeinerem  finanzwissenscfaaftlichen  Interesse  ist. 
Das  Reiebsland  babe  icb  mit  einer  gewissen  Vorliebe  behandelt, 
da  die  üeberfBbrang  der  französischen  Verwaltung  nnd  Bestenerang 
in  die  dentscbe  mir  als  ein  besonders  interessantes  Problem  er- 
schienen ist  nnd  der  deutsche  Politiker  daran  auch  seine  Freude 
hatte. 

Kttrzer  ist  die  Besteuerung  der  Kleinstaaten,  Mecklenburg  dazu 
gerechnet,  dargestellt  worden.  Aber  die  Eigeuthlimlichkeit  der 
nieeklenbnri>:js('hen  Dinge  verlangte  doch  auch  ihr  Recht,  und  üldeu- 
burg,  liraunschweig ,  Anhalt,  Sachsen -Weimar,  als  noch  etwas 
grössere  Kleinstaaten,  sind  ebenfalls  immerhin  noch  etwas  ein- 
gehender behandelt  worden.  In  möglichster  Kürze  ist  dagegen 
die  Darstellung  der  zehn  tlbrigen  monarchischen  Kleinstaaten  ge- 
geben, freilich  zusammen  immer  noch  auf  c.  38  Seiten.  Bei  diesen 
nnd  den  anderen  Kleinstaaten  erwies  es  sich  auch  noch  mehr  als 
bei  den  grosseren  Staaten,  wo  das  immer  nur  kurz  berührt  worden 
ist,  nothwendig,  anf  das  Domonialwesen,  die  finanzielle  Ausstattung 
der  Fflrstenhäuser  u.  s.  w.  etwas  mit  einzugehen,  weil  bei  dem 
engen  Zusammenbang  dieser  Dinge  mit  den  Finanzen  und  bei  der 
Rückwirkung  der  Regelung  derselben  auf  die  Besteuerung  nur  so 
die  Stellung  der  letzteren  genügend  deutlieh  gemacht  werden  konnte. 
Dass  dagegen  von  dem  weit  wichtigeren  und  grossartigeren  Finanz- 
und  Steiicrwesen  der  Hansestädte,  besonders  Hamburgs,  /.um  Theil 
auch  Bremens,  wieder  eine  etwas  genauere  Darstellung  gegeben 
wurde,  glaube  ich  sachlich  rechtfertigen  zu  kennen. 

Bei  den  Mittelstaateu  allgemein,  bei  den  Kleinstaaten  dagegen, 
um  die  Darstellung  nicht  noch  umlassender  werden  vax  lassen,  nnr 
ausnahmsweise,  so  bei  lirauuschweig,  Anhalt,  ist  die  Commuual- 
besteueruDg  neben  der  Staatsbesteuerung  mit  behandelt  worden. 

Umfangreiche  Nachträge,  auch  zum  ersten  Halbbande,  aber 
auch  noch  zu  den  einzelnen  Abschnitten  des  zweiten,  da  diese  im 
Laufe  des  «fabres  1900  nach  und  nach  im  Manuscript  bereits  ab- 
geschlossen worden  sind,  besonders  mit  Tbatsacben  aus  den  letzten 
zwei  Jahren  1899  und  1900,  sind  am  Schluss  beigeftigt  und  ftlhren 
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80  die  Daratellaug  gerade  bis  zam  Scblnss  des  19.  Jahrhonderts, 
also  bis  Ende  1900,  ziemlich  genan  ttbmll  fort. 

Der  grosse  Umfang  der  die  Einzelstaaten  behandelnden  Ab- 
schnitte in  diesem  zweiten  Halbbande  (401  Seiten,  ge^ea  244  des 
ersten  Halbbaud»,  davon  200  auf  die  drei  Mittelstaaten ,  2U1 
aol  die  übrigen  Kleinsluateo)  und  die  GHisse  der  Arbeitslast,  der 
ich  mich  imnu  i  weniger  im  Laute  der  Arbeit  gewachsen  fühlte, 
hatten  mich  eine  Zeitlang  bestimmt,  mit  der  Darstellung  der  Be- 
5iteuerung  der  Kinzel.staaten  den  Band  zu  scliliessen,  das  Reich  und 
seine  Vorläufer,  den  Zollverein  und  den  Norddeutschen  Bund,  einer 
awaigen  Fortsetzung  für  später  vorzubehalten.  Indcf^Rcn  fühlte  ich 
doch,  dass  dann  die  deutsche  Besteuerung  des  19.  Jahrhunderts'' 
sa  sehr  Stttekwerk  bleiben  wttrde.  So  habe  ieh  schliesslich  wcaig- 
Atens  noch  die  Keichsbesteaernng  selbst  ToUständig  mit  in 
die  DarsteUnDg  in  diesem  Bande  einbezogen. 

Aber  ans  Rtfeksiebten  auf  den  Raum  und  weil  der  Absebiuss 

des  Bands  -sich  dann  noch  erheblich  länger  hingezogen  haben  würde, 
habe  ich  allerdings  doch  wesentliche  Beschriiukungüii  in  diesem 
Abschnitt  eintreten  lassen.  Ich  habe  die  Entwicklung  in  der  ZoH- 
vereinsperiude  und  daher  auch  zum  Theil  diejenige  des  Zollwcheus 
und  der  inneren  Verbrauchssteuern  in  den  Einzelstaaten  vor  und 
während  dieser  l^erioili'  nicht,  wie  urspriiiiL'-Uch  mein  Plan  gewesen, 
mit  dargestellt,  nur  Einzelnes  daraus  berührt.  Ferner  habe  ich  in 
dem  Abschnitt  über  die  Keichsbesteaerung  mich  wesentlich  auf  die 
Darstellnng  der  zur  Geltung  gelangten  Gesetzgebung  selbst  be- 
schränkt, ohne  auf  die  mancherlei  vergeblichen  legislativen  Ver- 
suche (Tabak-,  Branntwein-,  Stempelsteuern  u.  s.  w.)  näher  ein- 
xngeben*  Endlich  ist  das  Zollwesen  nur  nach  der  finanziellen 
Seite,  wonach  es  freilich  auch  allein  in  dieses  Werk  gehört,  be» 
bandelt  worden,  nicht  nfther  nach  der  doch  im  Grunde  wichtigeren 
handelspolitischen  und  auch  nicht  genauer  nach  der  soUtecbniscben. 
Allerdings  hängen  alle  diese  Seiten  enge  zusammen.  leb  musste 
mich  aber,  wenigstens  für  jetzt,  beschränken,  wenn  der  Band  nicht 
einen  ganz  ungemessenen  l^mfang  erlangen  und  meine  gegen- 
wärtige Arbeitskraft  nicht  vertagen  sollte. 

Die  Schlussabschnitte  (§.  212—216)  möchte  ich  zu  besonderer 
Beachtung  empfehlen,  namentlich  die  Ausführungen  in  §.  215  und 
*216  über  die  reichsrechtliche  Ucgchiug  der  Landes-  und  Einzelstaats- 
bestcueruuL'  und  der  Beziehungen  zwischen  den  Reichs-  und  Landes- 
finanzen,   bie  sind  das  Ergebuiss  langjähriger  btudien,  speciell 
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der  in  diesem  Werke  znsammeut^cl'assten  uud  langen  und  wie  ich 
glaube  cmdiiuglicben  luienkens  über  die  hier  vorliegeudeii 
Probleme.  Vielleidht  auch  etwas  —  meines  puiitischen  Standpuncts, 
den  man  von  gewissen  Seiten  als  einen  zu  ,,uuitarischen"  an- 
greiten wird.  Das  muss  ich  hinnehmen  und  nehme  ich  ohne  Selieu 
hin.  Wenn  im  ganzen  Werk  und  besonders  da,  wo  ich  deutsche 
mit  ausländischen  Verhältnissen  vergleiche ,  ein  gewisser  frendig^er 
Stolz  in  diesem  Werke  eines  sonst  80  trockenen  Stotfs  darchkliogt, 
—  Aber  das,  was  Dentscbland  Ende  des  19.  Jahrhunderts  ist  und 
was  es  Anfangs  desselben  war,  wie  überall,  so  auch  anf  diesem 
finanziellen  Gebiete  —  so  wird  das,  wie  icb  glanbe»  gewttrdi^ 
werden,  selbst  von  Ansländem. 

Von  mehreren  Seiten  hat  man  mich  in  dieser  meiner  Arbeit 
besonders  durch  Zusendung  von  Material  freundlich  untersttitzt,  so 
aus  Baden  durch  Herrn  Finanzminister  Dr.  Bucheubcrirer ,  meinen 
verehrten  Mitarbeiter,  der,  im  Besitz  der  die  Kinzelstaaten  behan- 
delnden Aushängebogen  dieses  Werks,  auch  bereits  eine  eingehende 
und  flberans  wohlwollende  Besprechung  meiner  Darstellung,  mit 
vielen  eigenen  trefflichen  sachlichen  Bemerkungen  zur  Ergänzung, 
geliefert  hat,  wofür  ich  ihm  noch  besonders  zu  Dank  verpflichtet 
bin;  so  ans  Hessen  durch  den  hochverdienten,  leider  so  frtth  dabin- 
geschiedenen  Herrn  Finanzminister  Dr.  KUchler  nnd  den  trefflichen 
Monographen  der  hessischen  Bestenemng,  Herrn  Ministerialseeretär 
Giftssing;  so  ftir  Elsass-Lothringen  durch  Herrn  Unterstaatssecretär 
von  Schraut,  für  Sachsen -Weimar  durch  Herrn  Geh.  Legationsrath 
Dr.  Panlssen  nnd  durch  einzelne  andere  Herren  ftir  andere  Staaten. 
Allen  möchte  ich  hiermit  meinen  besten  Dank  sagen. 

Von  litterarischen  llilfsniittelu  hat  mir  das  ausgezeichnete 
Finauzarchiv  von  G.  Schanz  mit  seinen  vielen  trefflichen  Aufsätzen, 
des  Herausgebers,  wie  anderer  Autoren,  über  die  Besteuerung  ein- 
zelner deutscher  Länder,  gar  nicht  hoch  genug  zu  schätzende 
Dienste  geleistet.  Ohne  solche  Vorarbeiten,  nuvh  ohne  manche 
mich  namentlich  im  Staatsrecht  der  Kleinstaaten  zunächst  orien- 
tirende  Werke,  wie  besonders  das  grosse  Marquardsen'sche  Hand- 
buch des  öffentlichen  Rechts,  dann  die  Nachschlagewerke,  nament- 
lich das  V.  Stengel'sche  Worterbach  der  Verwaltung  mit  den  vor- 
trefi'liehen,  besonders  die  schwierige  steuertechnische  Seite  mit 
seltener  Meisterschaft  behandelnden  Artikeln  von  G.  v.  Mayr,  weiter 
das  Handwörterbuch  der  Staatswissensehaften,  würde  mir  die  Ar» 
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beit  noch  viel  schwieriger  geworden  sein.  Besonders  dauke  ich 
eodlich  noch  dem  Herrn  Oberbibliothekar  Dr.  Müller  für  die  Er- 
lanbniss,  die  Keichstagsbibliotbek  frei  benutzen  zu  dürien.  Ich  habe 
da  namentlich  die  Uanderte  von  Bänden  der  Gesetzsammlangen  der 
Kleinstaaten  fttr  meine  Zwecke  aafe  Bequemste  darehseben  können. 

Der  maneherlet  sacbliehen  und  formellen  Häogel  des  Baeha 
bin  ieb  mir  wohl  bewnsst.  Meine  Kräfte  reichten  aber  nicht  w^ter, 

—  n.  A.  auch  meine  seblecbten  Angen  nicht  Fehler  mOgen  manche 
in  EiDzelbeiten  nnteigelanfen  sein.  Ich  habe  gleichwohl  so  sorg- 
iUtig,  als  ich  Termochte,  gearbeitet  Bei  der  nothwendigen  Zu- 
sammenziehnng  des  Stoffs  sind  Locken  nnd  Fehler  ancb  nicht  wohl 
ganz  zu  vermeiden.  Die  „monographische  Gründlichkeit  und  Breite'* 
niusste  ich  vermeiden,  sie  wäre  aber  oftmals  lohnen :!cr  nnd  —  leichter 
gewesen,  als  die  kurze  Zosammenfassung  des  Wesentlichen,  wobei 
freilich  über  das,  was  „wesentlich"  ist,  nicht  iniiner  rein  objectiv 
sieh  entscheiden  lägst  und  die  Ansichten  luiLimtei  LiuHciuaiidergehen 
uerden.  Wenn  mich  „I^Imif.graphen**  berichti^^i  u,  so  werde  ich  das 
dankbar  hinnehmen,  aber  eben  auch  au  meinen  abweichenden 
Zweck  erinnern. 

Auch  dass  dieser  Zweck  die  Darsteiinng  der  Entwicklung  und 
Gestaltung  der  deutschen  Besteuerung  im  19.  Jahrhundert  ans 
dem  Gesichtspnncte  des  Finanztheoretikers  und  der 
Finanzwissenschaft  ist,  nicht  die,  in  mancher  Beziehung 
anders  zn  haltende  Darstellaog  der  „deatschen  Stenergeschichte" 
ans  dem  Gesicbtspnnct  des  Historikers,  bitte  ich  sn  beachten, 

—  besonders  die  yerehrten  Fachgenossen  and  GoUegen  der  „wirth- 
schaftshistorisehen''  lUchtaiig,  die  eben  andere  Aufgaben  sich  stellen, 
als  ich  es  hier  —  nnd  in  allen  meinen  Werken  —  getban  habe  und 
vor  deren  Angen  nnd  Selbstgeftthl  Uosereiner  ja  selten  Gnade  findet 

Sachlich  muss  ich  es  als  einen  gewissen  Maogel  anerkennen, 
der  aber  doch  auch  durch  meine  Aufgabe  selbst  bedingt  war,  dass 
ich  die  Besteuerung  möglichst  aus  den  Übrigen  Einnahmen  und 
vollends  aus  dem  gesammten  Finanzwesen  loslöste  und  so  für  sich 
behandelte.  Zwar  ist  auf  die  Ubripren  Einnahmen,  besonders  die 
alten  und  neuen  domanialen  (Eiseobahuen),  aucti  auf  die  Staats- 
schulden mehrfach  etwas  mit  eingegangen  worden,  nnd  namentlich 
viele  statistische  Talicllcn  und  die  darin  berechneten  Zahlen  be- 
ziehen sich  auf  diese  anderen  Finanzverhiiltnisse  mir.  Aber  ich 
masste  das  Alles  meiner  Aufgabe  gemäss  kuiz  behandeln,  oft  mehr 
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oor  aodeaten.  Eine  umfaBsende  Darstellung  der  gesammteii 
deutschen  Finanzen  wäre  eine  andere,  freilich  noch  mtihsamere 
Aufgabe  gewesen. 

In  der  Weise  dieses  Bandes,  der  eo  doch  dem  dritten  Bande, 
der  britischen  und  französischen  Bestenernng,  ähnlicher  geworden 
ist,  als  ich  anfangs  plante^  kann  ich  meine  finanzwissensehaftlichen 
Arbeiten  nicht  weiter  führen.  Ich  mass  mit  der  „kritischen  De- 
scription"  nach  dem  Maasse  meiner  Arbeitskrafk  Schicht  machen, 
daher  auch  daranf  yersichten,  wie  ich  im  Beginn  des  Bands  IV 
noch  als  meine  Absicht  andeutete,  weitere  Htenerverfassnn^en  an- 
derer Staaten  im  IJahmcn  dieses  A\'erks  daizustclleij,  ii:ichdeiii  mir 
die  „deutsche  Bcsteueruug  des  Iii.  Jabihauderts"  drei  volle  Arl>eit8- 
jahre  gekostet  hat,  deren  man  in  Mitte  der  60er  Lebensjahre  nicht 
mehr  viele  znr  Verlilgung  hat.  Ob  es  mir  noch  beschieden  ist,  die 
..specielle  .Steuerlehre"  und  die  ,,StaatfJS('huldenlehre"  in  syste- 
matischer Behandlung  znsanmieuiaäsend  attszaarbeiteu ,  weiss 
ich  nicht,  behalte  es  aber  im  Öinne. 

Ich  habe  mir  erlaubt,  mit  seiner  bereits  eingeholten  £r- 
mächtignng,  diesen  Band  meinem  hochverehrten  Freunde  und 
Facbgenossen ,  Herrn  IC  u.  K.  (Ssterr.  Minister  a*  D.  Dr.  Albert 
Schäffle,  öffentlich  zu  widmen^  als  nachträgliche  Gabe  zu  seinem 
jüngsten  siebensigjährigen  Gebnrtsfeste.  Eine  Reibe  werther  Fach- 
genossen hat  dem  Altmeister  zu  diesem  Tage  eine  wohl?erdiente 
Ittterarisehe  Ehrengabe  dargebracht  Ich  hatte  meinem  verehrten 
Freunde  und  Collegen  K.  BOcher  in  Leipzig,  von  dem  die  An- 
regung zu  dieser  Ehrengabe  mit  ausging,  bereits  meine  Betheiligung 
daraii  ^ciu  zugesagt.  Leider  haben  Störungen  iu  meinen  Lebens- 
verhältnissen und  Ueberliäutungen  mit  unaufschiebüchen  Arbeiten, 
auch  an  diesem  Rncbo,  niieli  sehHes-slich  nieht  dazu  kommen  lassen, 
diese  Zusage  zu  ei  iiillen.  l'in  so  liel)er  war  es  mir.  dem  verehrten 
Manne  ötfentlieh  durch  Widmung  dieses  Buchs  u!* me  Hochachtung 
und  meinen  Dank  bezeugen  zu  können  und  mit  semer  liiiuwiiligUDg 
es  zu  dürfen. 

A.  Schäffle  ist  nieht  im  gewöhnlichen  binue  mein  Lehrer  und 
ich  bin,  nur  einige  Jahre  jünger  als  er,  beinahe  sein  Coiltane.  Aber 
er  ist  mir  in  dem  hoben  Sinne  „Lehrer"  und  Vorbild,  dass  ich 
weiss,  von  ihm  —  und  ausser  ihm  etwa  nur  noch  von  K.  Rodbertus, 
aach  von  R.  v.  Mohl  —  mehr  und  tiefere  und  wie  ich  glaube, 
auch  mir  in  meinem  wissensehsftlichen  Leben  i^rderlichere  An- 
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regungen  erhalten  zu  haben ,  als  von  irgend  einer  anderen  Seite. 
Er,  eio  Mann  von  wahrhaft  universaler  Geistesriehtung  und  Bildung, 
Ton  wisseDScbaftlich  grundlegender  Arbeit,  auf  so  vielen  Gebieten, 
auch  in  so  vielen  Specialitäten,  namentlieb  auch  io  der  dieses  Werks, 
Finanzen  und  Stenern,  wie  kaum  ein  Anderer  in  der  beutigen 
wissenschalUichen  Welt,  nicht  nur  Dentsehlands;  ein  Mann,  der, 
wenn  aoch  nicht  „historischer*'  Specialist  und  Monograph,  doch  auf 
den  Namen  eines  staatswissenschaftlichen  nnd  socialOkonomisohen 
Forsebers  Ansprach  bat,  wie  kein  zweiter  nnd  —  was  noch  mehr 
ist  —  anf.den  eines  tiefgründigen  nnd  originaleo  Denkers  in 
diesen  Wissenschaftsgebieten,  von  dem  nnendiiche  wissenschaftliche 
Anregung  ausgegangen  ist 

Ich  stimme  nicht  llberail  in  praetischen  wirtbsehafits-,  finanz-, 
soeialpolitischen  nnd  auch  wohl  in  allgemein  politischen  Fragen  mit 
ihm  tibercin,  auch  nicht  überall  in  der  Methode  und  Bebandlungs- 
weise.  Ich  kann  mir  auch  denken,  dass  Ausführungen,  wie  in 
diesem  Bande  über  die  reichsgesetzliche  Regelung  der  Laudes- 
bcisteuerung  keineswetrs  nach  dem  Sinn  und  Herzen  des  einstigen 
grossdeutschen  Tolilikers  auf  seinem  mehr  föderativen  Standpuncte 
sind.  Aber  ich  hoft'e  und  glaube,  dass  ihn  das  nicht  stören  wird. 
Ich  stehe  wissensciiaftlich  zu  Schäffle  mehrfach  ähnlich  wie  K.  Bücher 
zu  ihm  steht.  Ich  wetteifere  aber  mit  diesem  in  der  dankbaren 
Verehrong  des  grossen  Meisters  und  fühle  mich  als  seinen  social- 
ökonomischen  Schuler,  der  sich  bewusst  ist,  vielfach  in  seinen 
Sporen  gewandelt  zu  haben,  so  in  meiner  „Grondlegnng''.  In 
diesem  Sinne  widme  ich  dies  Buch  dem  verehrten  Manne  und  bitte 
ihn,  es  frenndlich  als  Zeichen  der  Hochachtung  des  Facbgenossen, 
der  nun  auch  bereits  ein  „alter  Mann"  ist,  und  des  dankbaren 
wissenschaftlichen  Schttlers  anzunehmen. 

Berlin,  3.  Mai  1901. 

Dr.  Adolph  Wagner. 
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Druckfehler  (nur  sioBstOreniie)  mid  kleinere  BeriehÜfanseD. 

Noch  7.\m  ersturi  Htlbbude«  anaser  dn  Mif  8.  XI  Uiitttr  InluiltsftbQtsicht 

dort  scboa  aogegebcnen. 

S.  52,  Kote  1,  rorletzte  Zeile.  lies  die  Lotterie  statt  der  Lotterie. 

S.  53,  Pedtabwte  in  d«r  Mitte.  Hier  wire  nodi  dannf  hinsnvefMD,  daas  «elt  1821 

in  Preaseen  auch  erhebliche  A'^rkunf  '  von  DomSnen  stattgefuü  1' ii  haben, 
vas  bei  der  Bewegung  der  £rtragaziffern  der  Doio&uea  seit  jener  Zeit  mit  zu 
berttcksiehtigen  ist 

S.  56,  TabeUe  bei  Xr.  18,  Zölle,  Colonne  für  1894/95  lies  219.711  statt  319.711. 
S.  dö,  Note  1.  Tabelle  h,  in  dritter  Goianno  liee  in  der  Oeberscbrifl  der  Jahreszahlen 

1897/98  statt  1895/96. 
S.  74,  Z.  4  r.  0.  Uee  Tit  statt  Bd. 

S.  82.  im  1.  Absatz  Z.  7  v.  u.  lies  Er.schwerxing^en  statt  Ertreronfrcn. 
S.  103,  letzter  Petitabsatz,  1.  Zeile,  ist  hinter  sächsische  noch  altenburgische 
eiaxoschaltai. 

S.  108,  2.  Absatz,  Z.  5  V.  a.  lies  indirecten  Reichssteueni  statt  directen. 

S.  155,  letzte  Zeile  v.  n.  lies  Steuer  eTklärangaptlichten  statt  Steaerid&rangspflichten. 

&  215,  1.  Absatz,  letzte  Zeile  lies  8  ^j^  statt  6  7». 

S.  239,  1.  Petitsatz,  vorletzte  Zeile  lies  Otgg  statt  Gögg. 

S.  241,  §.  72.  1.  Absat^,  8.  Zeile  des  Textes  v.  o.  lies  seit  ls77  statt  seit  1^27. 

S.  24o.  Tab.  47.  Die  Zahlen  filr  1868/69  sind  bei  licuieindcn  und  Aeiuteru  umzu- 
tauschen, daher:  Gemeindeo  4634.  Aemter  1018,  zusammen  56.72. 

S.  243.  im  Absatz  nach  Tab.  47.  Z.  2  ües  76.000  statt  72.000  and  Ues  388.000  statt 
384.000. 

Zum  zweiten  Halbband. 

S.  253,  im  Petitäatz  Z.  14  v.  o.  lies  Stenerkapital  statt  Steuersatz. 

S.  268,  im  1.  Peütabsatz  Z.  6  v.  u.  lies  Bier  statt  BraantveiD. 

S.  268,  Z.  7  V.  u.  lies  höherer  StenersStze  statt  der  Steuersätze. 

S.  280.  Z.  IS  7.  n.  Ues  nach  gesetzlich  bestimmten  Factoren  statt  noch  gesetzlich 

bestitnntte  Factoren. 
8.  302,  Z.  8  V.  u.  lies  bedingt  statt  baldigst. 

8.  304,  rorletzte  Zeile  des  Petitabsatze»  lies  dem  halben  statt  demselben. 
S.  ,325,  Seitenüberschrift  lies  3.  statt  2.  Periode. 

S.  413,  unterster  Petitabsatz  Z.  2  v.  a.  lies  Leydhecker  statt  Leydsäcker. 

&  427.  Tab.  66.  In  Colonne  für  1876  sind  folgende  Zahlen  zu  berichtigen:  bei  II. 
Summe,  andere  Einnahmen  (4 — 6)  lies  6081  statt  5081,  bei  Summe  I  und  II 
lies  30.581  statt  29.581,  bei  Preceate  Ues  80.1  sUtt  82.8  und  19.9  statt  17.2, 
bei  Pro::res&iou,  andere  Einnahmen,  Ues  1177  statt  988,  aUe  Einnahmen  Ues 
lOUl  stau  97Ü. 

8.  443.  Z.  8  V.  o.  Im  Petftsaixe  naeh  der  oberen  TabeUe,  Z.  3  lies  and  von  einer 

<b  r  anderen  Kategorieeu  statt  „vom  Üctroi". 
S.  518,  unterer  Petitsatz,  Z.  2  v.  u.  lies  Frage  statt  Folge. 
8.  536.   Die  hier  erwähnte  Steuerfreiheit  der  .\ngeäteUten  der  Universitlt  Jena  soUte 

1901  beseitigt  werden,  doch  scheint  es  noch  ni<At  dahin  SO  konmen* 
S.  544,  Z.  9  T.  u,  lies  Sach-  nicht  Fach versicherung:sprSmien. 
S.  583,  Z.  12  V.  u.  lies  in  der  ätatt  auf  die  Darstellung. 
S.  .597,  Z.  14  V.  0.  ist  hinter  Vermögenszdwachs  „gelten"  einzufügen. 
S.  629,  Z.  9  r.  o.  lies  1  ;  2.8  statt  1  :  ]H  nnJ  1  :  last  11  statt  0.1  :  fast  11. 
S.  653,  letzter  Petitabäatz,  Z.  1  v.  o.  ist  ror  „die  Erhebung''  einzuschalten;  betreffend. 
8.  668,  Petftabsatz  Z.  9  r.  n.  Ues  95^)6  statt  95—90. 
S.  nsr,.    Hinter  ,.§.  208"  ist  d  einzuschalten. 
S,  72U.    Hinter  „§.  210":  ?  statt  s. 
8.  782,  Z.  2  r.  u.  Ues  das  statt  dass. 
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Die  deHtsehc  Besteiierattj^  im  19«  Jahrhaatot 

Fortsetzung. 

5.  AbBchDitt 
4.  Baden. 

FinaDZwisscnscbafilicb  bietet  besonderes  Interesse  die  eigenartige  Entwiciiiung 
Qüd  Aasgcstaltung  der  dirccten  Besteuerung,  namentlich  der  Ertrags bestcuerung 
■tt  ikren  (.Kapital-) Werthkatastern  der  Realsteaern  und  ibren  fingirten  sogen,  steaer- 
bart^n  Kafiitalion  aib  h  der  anderen  Ertragssteuern;  sodann  dio  Ki  iigl  ioderung 
der  Kinliommenste acr  in  dio  directc  Betiteuerung  und  die  sytitemat- 
itehe  B«iiQtziiiif  der  ferbliebenen  Ertrftrs>teaern  cor  hftberen  Be- 
«^t-'n-  rung  dos  fufwJirtcn  E  i  r»  ko  tn  m  o  n  s ;  tnillirh  der  jetzige  Vinn  (!>^*9),  die 
l^iukommeuätcucr  noch  mehr  zur  staatlichen  dirccten  Hauptsteiier  zu  macheu  und  zur 
Er^^änzong  ans  den  Ertragssf cuern  unmittelbar  eine  Vermögens- 
beste oerung  hcr/ustcUon.  Aus  den  dem  I^nndo  rerbliebcncn  eigenen  inneren  Ver- 
brauchssteuern ist  die  staatliche  Fleischsteuor  und  Weinsteaer«  letztere  noch 
iucb  ihrer  Ycranlaguagstechnik,  bcmcrkeuswcrth. 

a.  S  taat  8  besteuern  II  I?. 

§.  74.  Uebersicht  der  Kntwicklung.  Erste  Periode, 
Zeit  der  ErriobtHog  des  Grossberzogtbums  und  des 
Absolutismus,  1803/7  — 1818.  Das  beutige  Grossberzogthum 
verdankt  ebenfalls  den  bekannten  politischen  Ereignissen  im  ersten 
Jalmehnt  des  19.  Jahrhunderts  seine  heutige  GebietsgröBse,  Oebiets- 
VDfaog  and  Begrenzung.  Naehdem  scbon  knrz  vorher,  1771,  die 
kleine  Markgrafsebaft  Baden-Durlach  durch  Erbanfall  von  Baden- 
Baden  sich  im  Gebietsumfang  mehr  als  verdoppelt  hatte,  gelang 
Ton  1803  an,  trotz  des  Verlustes  der  kleinen  linksrheinischen 
Unde,  eine  Vergr()8serung  des  Gebiets  auf  mehr  als  das  Vierfache 
darcb  die  Angliederung  aller  möglicben  kleinen,  bisher  selb- 
ttündigcn  oder  von  anderen  Territorien  ah^rtreiniten  LaiuLstiicke. 
Die  Ereignisse  von  1813 — 1815  Laben  an  dem  einmal  erlangten 
Gebiete  fast  nichts  mehr  geändert.  Die  in  der  Rheinl»ündzeit  er- 
reichte Grösse  und  Ik^greuzun^^  ist  dtni  Grosbherzogthum  somit 
beinahe  ^^anz  unverändert  bis  in  die  Gegenwart  A'erbliebcn,  was 
lür  die  allgemeine  und  auch  lür  die  Finanz-  und  ISteucrgescbicbte 
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6.  B.  Debeisicbten  der  Besteoonuig.  Badao.  §.  74. 


des  Landes,  ähnlich  wie  bei  Württemberg  (S.  204),  von  Be- 
deutuDg  war. 

Die  älteren  Ar^trabcn  über  die  firösseiircrhältnisse  des  SfaatssreHicts  wticlion 
ctiras  ab.  Rund  unifasste  die  Markgrafscbaft  am  Beginn  des  19.  Jahrhuudcrts  an 
65  Qoadratmeilen ,  wovon  13 — 14  auf  dem  linken  Rheinufer  (tiacb  Yiebahn  9 ,  wobl 
(fercrhrct  ohne  das  j-clion  bisher  anter  fran^ö^>i^M  her  Hoheit  stellende  Gebiet  badischer 
Priozen).  Nach  den  verschiedenen  neoen  Errerboogeo  and  Gebiets^  und  Grettz- 
rectifirmttonen  erg»b  sich  um  1812  ein  Gebiet  ren  272 — 273  Qo.-M.,  das  iiacli  ganz 
unbedeutenden  weiteren  Vcränrh?runjfen  auf  Grund  s|>äteror  Verin<^s.siingen  auf  etwas 
über  278  berechnet  wurd«^  (jetzt  incl.  Antheil  am  Bodensoo  ir).263  gaadralkilomcter, 
ohne  fiie?en  Anfheil  15.081).  S.  bei  Yiebahn.  Statist.  I,  S.  'M  ff.,  die Verinderungen 
des  (jebiets  seit  1791,  Rof^cnauer,  Staatshaushalt  Badens  (1863>.  S.  6  r.  Raden» 
Finanzatatistilt  I«  1.  Abtb.  S.  288,  bad.  sUt  Jahrb.  f.  1897/98  S.  1). 

Nach  der  Zusammensetzung  des  neuen  Staatsgebiets  ans  dem 
verschiedenartigsten  TerritorialgetrUmraer  der  alten  sUdwestdeutsehen 
Reicbskreise  ergaben  sich  für  den  neuen  Staat  dieselben  politiscbcD, 
adminiHtrativen  und  auch  ÜDanziellen  Aufgaben,  wie  in  Württem- 
berg, Baiern  ii.  a.  L.  m,  Sie  wnrdcn  auch  im  gleichen  eentralistischcn 
und  absolutistischen  politiscbeii  Ctiste  dci  Zeit  mit  Euergic  und 
Rücksichtslosigkeit,  aber  aucli  mit  leidlichem  Gescbiek  und  Erlolg 
schon  in  der  Rheinbundperiode  durch  eine  Reihe  zusammen- 
hängender Organisationsedicte  u.  s.  w.,  besonders  zwischen  1807 
nnd  0,  gelöst.  Die  Einheitlichkeit  des  Gebiets  und  der  Verfassung*, 
auch  in  Finanz-  und  SteueraDgelegenheiten,  war  so  bereits  erreicht, 
als  im  Jahre  1818  dnreh  Gewährung  einer  landständisehen  Ver« 
fassnng  der  Staat  in  die  constitotionelle  Form  tiberging,  wo  man 
dann  in  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  auch  im  Steuerwesen  auf 
der  dnreh  den  vorausgehenden  Absolutismus  geschaffenen  Grund- 
lage weiterbauen  konnte. 

Namentlich  die  Vereinheitlichung  und  locale  Ausgleichung  der 
Besteuerung,  wenigstens  in  principieller  Hinsicht,  zum  grossen 
Theil  aber  auch  schon  in  der  practischen  DnrchtUhrung,  die  An- 
erkennung der  niodcrncu  politischen  Gnimlsätze  der  Allgemeinheit 
und  Gleichmässigkeit  der  Bestenening  war  bereits  vor  der  con- 
stitutionellen  Aera  gelungen.  Besonders  war  ein  Fundament  für 
die  directe  Restenornng  gelegt  worden,  das  sich  zum  Auf-  und 
Aushau  später  brauchbar  erwiesen  hat.  Der  leitende  Gedanke  war 
dabei  eine  Steuerausgieichung  zwischen  den  verschiedenen  Landes- 
theilen,  aus  denen  der  neue  Staat  zusammengesetzt  war  und  in 
denen  die  bisherige  Steuerverfassnng  und  die  practiscbe  Aus* 
gestaltung  und  Durcbführüng  der  Steuern,  wie  tiberati  in  deutschen 
Landen,  grosse  Verschiedenheiten  aufwies.  Diese  sogen.  Steuer- 
perftquation,  die  dann  auch  die  Indirecten  Steuern  mit  umfarate, 
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wurde  von  1807  und  1808  an  grundsätzlich  und  systematisch  ein- 
geleitet und  bei  den  iadirecten  Steuern  schon  bis  1^12,  bei  den 
dürecten  nach  Erledigang  der  längeren  sehwierigen  Vorarbeiten, 
welehe  liier  die  Darebfklhrang  der  neaen  Stenern  an  Stelle  der 
mannig&ltigen  alteren  bezüglichen  Abgaben  nothwendig  mit  sich 
braehte,  bis  1815/17  im  Weseotliehen  yerwirkliebt 

Das  Wichtigste  war  diese  Ansgleiehnngsmaassregel 
bei  der  directen  Bestenernng,  dnreh  welche  ein  ans  den 
flblichen  drei  Hauptgliedem,  der  Grnnd-,  Geb&ade-  nnd  Oe- 
werbesiener  bestehendes  Ertragsstenersystem  mit bemerkens- 
werthen  EigenthUmlichkeiten  geschatlcu  wüiilcn  ist  (1810,  1815). 
Letztere  bind  tier  badischeu  Besteuerung  bis  in  die  Gegenwart  ver- 
blieben und  gerade  dadurch  nimmt  die  Ertragsbesteuerang  Badens 
eine  äouderstellaog  in  Deutschland  ein. 

Bei  der  Grond«  und  Hftaser« teuer  (1810)  bildet  nemlioli  die  Gmodbgo  der 

Bestcoerang  der  mittlere  Kaufacrth  der  ürundstUcko  and  Haa>er,  welcher 
»ns  dorn  Durchschnitt  der  in  einer  längeren  Keibo  ron  Jahren  —  bei  den  Grund- 
äiackcu  von  1780—89  und  1800—1809.  bei  den  Häusern  nur  in  letzterer  Periode  — 
rorf^ekommeDeo  Kaufpreise  abgeleitet  vird.   Also  eine  (nominelle)  (Kapital-) Wert h- 
katnätriruntc,  wobei  ans  dem  mittleren  wirklichen  Kaufwerth  auf  dou  mittleren 
wirklichen  Uelocrtrag  gescltlo&seo  wird.    Bukanotiicb  ein,  Toiiends  bei  läudlichco 
GrandelilcleB,  aber  aneb  bei  HAoserii  acbon  für  eiaeo  einzelnen  Zeiipanct,  gar  ent 
für  eine  längere  Periode  sehr  gewagter  Schluss.    Gleichwohl  hat  man  dies  Priocip, 
welches  mit  gewissen  Modilicaüoncn  (bei  Waldungen  übrigens  so,  dasa  man  den 
Khätzungsveise  emittelten  Beinertrag  auch  hier  lupitalisirte)  durchgeführt  worden 
ist,  bis  in  die  G^enwart  in  Baden  festgehalten  und  glaubt  mit  den  Ergebnissen 
mindesten«  ebenso  zufrieden  sein  zu  kOnncn,  als  mit  doncii  der  wiihrcn  Ertras^skataster 
der  anderen  Länder.   Aocb  noch  in  der  JUngston  Zeit  hat  man  bei  lilrwägungun  der 
RdTenn   der  directen  Stenern  di(»en  Standpnnct  regiernngsseitig  eingenommen 
ts.  D.  §.  82). 

Die  tiewerbcsteaer  (1815,  1810)  hatte  von  rorobercin  die  Eigenthtiulichkeit, 
nicht  nur  „ünternebmungen'*  zn  treffen,  sondern  aucb  „Arbeiter",  specieU  Hand- 
arbeitet  (mit  Ausschluss  dos  Brotgesindej»)  zu  umfassen,  Beamte  und  liberale 
Berufe  dagc^rcn .  wie  die  rneistj'n  anderen  älteren  und  neueren  Gewcrbi'stcuertn'Sft/c, 
utsznschlieäöcii ,  ferutr  aber  uuier  den  gewerblichen  ünternehmuiiifcii  sicii  nicht  mir, 
»ie  ablich,  auf  dio  Gewerbe  i.  e.  S.,  Handwerk,  Fabrik,  II;iiult;l,  (i.i-twirthschaft 
"i.  dergl.,  ijonderu  auch  auf  den  Rotrirb  (J«r  Landwirthschaft,  auch  des  aiiT 
e:geDeffl  Boden  erfolgenden  laadwirthschaftlichea  Solbstbetriobs,  mit  aus- 
nuldiBen.  Man  sah  ncDlich  den  Ertrag  des  letzteren  durch  die  Grundstener  allein 
eicht  oder  nicht  ausreichend  getroffen  an.  Man  nahm  auch  beim  Landwirth  noch 
einen  persönlichen  Verdienst  «u,  den  di»^  (jrandsteuer  weder  thatsächlich .  noch  prin- 
cipiell  bohistc.    Auch  daran  ist  bis  in  die  neuere  Zeit  festgehalten,  erst  viel  später 

die  selb^tlndigen  Landvirtbe  (Dnternehmcr)  als  suh  hi;  von  Gew<  tImv  i  und  späterer 
-Erv  •-jSteucr,  auch  betreffs  dicbcs  per-önliohcu  Verdiensten  bt  freit  worden,  als 
<iie  KuikumaieDsteaer  eingefühlt  wurde,  lüÖi  Diu  Gewuibesteuer  unterscheidet  dann 
nm  Zvecke  der  Vennlsgung  zwei  Beetandtheile  des  Reinertrags,  welche  aber  «rieder 
diroot  ermittelt,  sondern  für  die  narh  einem  eigenthumliclnn  Princip  Steuer- 
^pitalbeträgo  gebildet  werden.  Es  wird  ncmlich  der  persönliche  Verdienst  (d.  h.  der 
Ambme  nach  Unternehmergewinn  und  Arbeitslohn)  und  die  Rente  des  Betriebskapitals 
?«trennt.  Für  jenen  wird  ein  Gowerbegattuiigsiarif  mit  10  ('lassen  des  Verili. nsiea 
in  einer  als  Steacrkapital  gcltotrden  Geldsumme  festgesetzt,  zum  Thoil  I  i  i  T.  m  albedarfs- 
gewerbea  in  Veibioduog  mit  OrtscUsseo,  bei  (Groi>ä-)ll^D^<^l  ""^  Fabriken  mit  nach 
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der  Grosse  des  Betriebskapitals,  bei  mit  Gehilfen  arbeitenden  Gewerben  mit  Zasdilii^eB 
ZOT  Steoericapitalsamine  dra  persSnUcben  Verdienst  naeh  Art  und  Zaid  der  OeBttfon. 

Landwirtho  stehen  ab  r  nur  in  der  untersten  Clause,  auch  finden  bei  ihnen  keine 
Gehilfenzuschluge  statt.  Dri*;  'ri-bskapital  vimf.issf  wesentlicli  das  beweirlicbe,  aber 
einschliesslich  Maschinen  u.  igl..  nicht  Gebäude  u.  dgl.  die  der  Iliiuscrstcucr  uiit 
unterliegen,  lässt  Beträge  bis  400  fl.  frei  nnd  landrirtbschaftlichcs  Betriebskapital 
i)b  rhaujit  uij(I  stellt  sriL'ichfalls  Steuerclassen  nach  der  Kapitalgrösse  (15)  ."tuf,  in 
welche  die  einzelnen  Gewerbe  auf  Grand  der  dem  Gewerbetreibenden  für  sein  Betriebs- 
kapital obllefenden  Fassionspflichten  efnfereUtt  werdeo.  Ans  dar  Samnrirong  des 
Sttiuerkapit&ls  des  persönlichen  Verdiensfi^s  ond  äcs  Rctriebskapitals  bildet  sich  das 
steuerpflichtige  ..Gewerbesteuerkapital",  in  dessen  auf  Grund  dieser  Ficlionen  fest- 
gestellten Höhe  man  dann  nach  der  Annahme  des  Gesetzircbers  eine  den  Grund-  nnd 
Gcbäadesteoer-Kapitalicn  homogene  BesteucrongagrOssc  erhält.  Die  Homogenität  dieser 
Gr.jsscn  wurde  für  so  sicher  gehalten,  dass  man  als  Hecel  einen  g-loichen  Steucrfuss 
(so  und  so  viel  Kreuzer  von  100  fl.  Steuerkapital  der  drei  8ieucrn)  glaubte  anlcji^on 
oder  diesen  Fass  in  ganz  botimmter  Weise,  spBter  dauernd,  aber  gleichbleibend  hAher 
für  die  fjew.  rl^o-.  als  für  die  beiden  anderen  Stoui  rn  festsetzen  zu  Löinien,  z.  P.  mit 
18,  19  kr.  für  alle,  seit  1825  fur  lange  Zeit  mit  23  für  die  Gewerbesteuer,  mit  19*/^* 
sdt  1828  mit  19  kr.  fOr  die  anderen. 

Das  ganze,  in  seiner  Art  ingeniöse,  System  der  Gewerbesteuer 
läuft  auf  eioe  VerbiDdang  der  Besteaernngsroetbode  nach  äasseren 
Merkmalen  mit  anderen  Momenten  mehr  persdnlieher  Art  und 
solehen,  bei  denen  ans  dem  Werth  des  Betriebskapitals  anf  den 
ungefähren  Reinertrag  geschlossen  wird,  hinans  nnd  ist  als  Versuch 
znr  Lösung  des  Gewerbesfenerproblems  ohne  unmittelbare  Feat- 
stellnng  des  wirklichen  Reinertrags,  wie  das  französische,  baierischei 
wUrttembergische  nnd  das  Vorgehen  anderer  Gesetzgebungen  immer- 
hin bemerkenswerth.  Die  sichere  Erreichung  des  Ziels,  einer 
grösseren,  wenigstens  relativen,  GleicLmilööi<;keit  der  liesteiicrung 
der  einzelnen  (iewerbe  .auf  diesem  Wege,  ist  ireilieh  nieht  wahr- 
scbeinlu  li,  aueh  nicht  bei  der  Form,  welche  die  badisebe  Gewerbe- 
steuer in  ihrer  späteren  Fortbildung  erfahren  hat.  Es  laufon  dabei 
zu  viel  willkfihrliehc  Fietionen  unter.  Auch  die  Regelung  des  Ver- 
hältnisses der  Gewerbesteuer  zu  den  beiden  eigentlichen  Healsteueni 
unterliegt  trotz  der  gleichmässigen  nominellen  Grundlage  in  Steuer- 
kapitalwerthen  den  nemlichen  Einwänden. 

Dia  arsprQnglichen  Gesetze  sind  di«?  (jrundstotierordnnng  rem  20.  Joli  1810,  die 

HänscrsienerordiniTif:  vom  18.  Sept.  1810,  die  Gewerbestt^uerordnung:  rom  6.  April 
1815,  ucbüt  Oosetz  dazu  ?oiü  25.  April  1816.  Ü.  ?.  Reden  a.a.O.  S.  32Ö  If., 
Regonaner,  S.  400.  407—428,  Lewald,  die  directen  Steocm  in  Baden  im 

Fin.arch.  B.  Ü,  l^Sl.  S.  TH }  li;,  v.  Philippovicb,  bnd.  St:int»haush.  K'[><m,  8.24  11., 
30  ü'.,  Scubcrt.  l'inanzverwalt.  Radens  (LS-^r..  mis  ^.Jas  (Jrossli.  Baden*'),  S.  22  ff., 
Bu  cbenberper 'b  iinanzministerielle  DenkscLr.  v.  üec.  1S97  über  Steuerrcforin  inil 
der  Darstollunp  der  Kr;;,  hni^e  einer  versuchsweisen  ]{einertrags- VeranlagTing  der 
Cintndstdrlic  in  einer  Anzahl  ländlicher  (icmcinden  un  1  in  alilolinendcn  Scliln-N 
darnach  gcgcu  die  lliaubcrbilduug  der  aiteo  badisrhen  drundstcncr  in  diese  andere, 
meist  sonst  bestehende  nnd  trewöhnlicli  für  richtig^er  gehaltene  Kataserirnngafonn 
binuH,  r.  (Fin.r.n  !i.  ]].  lö,  ls«.>8,  S.  412  ff..  42:^).  —  Ueber  weitere  Einzelheiten  der 
(ieselzgcbung  von  1810  u.  Ibl5  8.  die  O-o-t?-«^  selbst  und  obipe  Lilferatur.  bes.  K^p^n- 
aner  nnd  Lewald,  so  aber  die  fiehandlung  der  Gruudgcfälle,  der  Waldungen,    i  ür 
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letztere  wurde  das  Stcuerkapital  aus  dem  15£acbeu  Werthe  des  uachbaltigea  j&brlicben 
Holiertngs  auf  dem  Stamme  gebildet»  noter  der  Cletton,  dess  alles  Ewi  KlafteilMls 
sei  QDd  mit  Zognmdelegiuig  der  Preise  toa  1807—9. 

Wie  meistens  fehlte  also  in  der  Verfassuog  der  directen  Stenern 
io  dem  damaU  begründeten  System  noch  die  eigene  Beetenernng 
der  Leihzi  D sen  oder  Kapitalrenten  in  diesem  Sinne,  die 
nnr  1815  einmal  fILr  Kriegszwecke  bestanden  hatte,  nnd  die  Be- 
Btenernng  derErtrSge»  bezw.  Einkommen  ans  anderen  Quellen 
nnd  personlichem  Erwerb,  als  den  dnrch  die  Grnnd-,  Ge- 
bflnde-  nnd  Gewerbestener,  insbesondere  nach  der  erwähnten  Em* 
riebtnng  nnd  Ausdehnung  der  letzteren  betroffenen.  Die  zweite 
Lflcke  wurde  erst  durch  die  Gesetzgebung  der  constitntionellen 
Zeit  seit  1820,  insbesondere  mit  der  spSieren  sogen.  C  lassen - 
Steuer,  die  erste  Lücke  sogar  erst  1848,  mit  in  Folge  der  dama- 
ligen politischen  Bewegungen,  mit  der  sogen.  K  a p i t a  1  s t e u er 
ausgelullt  (s.  u,  §.  75).  Erst  damit  hat  da»  badiscbe  Lriiags^steucr- 
system,  das  IblO  begründet  worden  war,  seinen  vollen  Ausbau 
erfahren. 

Die  inneren  indireeten  Verbrauchssteuern,  die 
Zölle  und  die  Verkehrssteuern  (nebst  verwan(iten  Abgaben) 
wurden  dagegen  auch  schon  in  der  absolutistischen  Zeit  einheitlich 
geordnet  und  so  das  ganze  Steuersystem  einigcrmaasseu  den  Bc- 
dttrfnissen  der  Zeit  und  des  neuen  Staatsgebiides  gemäss  zu  einem 
gewissen  Abschlnss  gebracht. 

Näheres  Uber  diese  ^ämmtlichen  Steuern ,  soweit  sie  nach  bestellen ,  unten  in 
§.  79  ff*.  Den  Anfang*  machte  dne  neue  Tax-,  Sportoi-  und  Stcinpelorduung 
tom  17.  Juli  1807  zur  »ileicliniässipcn  Gebtaltnnir  der  Jubtiz-  und  Poli/.eiabgabeu 
(Kegeaauer  S.  399,  482.  485).  1810  trat  eine  neuo  Cbaust»ccgöldordaua(f 
an  Stelle  der  bisherigen  NonoeD.  1812  irarde  am  2.  Janaar  eine  Zoll-  und  eine 
Accisordnung,  am  6.  März  eine  OLmgeldordnunp:  an  Ste)l<  <\it  1ii>herigen 
Bestimmungen  über  betrefi'endc  Abgaben  erlassen  ( Regeaauer  S.  400).  Der  Wein 
vurde  von  rerschiedcnen  Abgaben  getrollcn  (Accise  vom  Wein  der  privaten  Con- 
sumenten  bei  Einlagerung;  Ohmgeld  vom  \\irtb.shaiisconsiim,  daXQ  Ueincre  besondere 
(iefalle).  Seine  Besleuernng  stellt  mit  ibrcn  Veränderungen  eine  förmlkhi.-  Art 
Weinsteuersystem  dar  (s.  Kegenauer  S.  4ö5  ff.,  auch  Philippuvich  a.  a.  u.  oT|. 
Anch  das  Bier  nDterlag  beiden  genannten  Steuern,  der  Accise  und  dem  Oliugcld, 
Dzch  dcT  Gesetzpebnnc:  vnn  1^12  in  der  Forin  der  ^lal/.sicner.  die  später,  1820.  ilcr 
Form  der  Kessei&teucr  vom  Biersutt  wich  (Kegenauer  8.  463  Ü).  Der  Brannt- 
wein Würde  1812  avch  mit  Accise  nnd  Ohmgeld  belogt  nnd  zwar  beides  in  Perm 
des  hop*ri.  Blasenzinses ,  seine  Bcaicutrung  hat  später  uiancho  Aenderung  crfahreu 
(eb.  8.  467  ü.).  Die  Sc  h lach t  r  i  c  Ii  accis c  von  1812  umfasste  alles  Schlachtvieh, 
auch  Schweine,  Schafe,  Lämmer.  Ziegen,  nach  Siucksätzen ,  bei  grossem  Vieh  mit 
Abstufungen  der  Sätze  nach  der  Schwere  (eb.  S.  470).  Andere  ältere  Accisen,  auf 
Essig,  Tabak,  Früchte,  Ocl^:um•,  Brennholz  sind  wic<kr  forfgefallen  (181!^,  1^20i. 
Salz  wurde  in  Kegalform  besteuert.  Das  Begal  war  anfangs,  bis  1825,  bevui  uiun 
fenQK«nd  ergiebige  eigene  Salzgewinnung  im  Lande  hatte,  gegen  eine  jährliche 
Pnvscbnimiiie  rerpachtet,  wobei  die  PKchterin  das  Ankauf-,  Einfuhr-  und  VerkAof- 
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nonopol  Latte,  aber  Uberall  fur  genügende  YerhaDAsteUeo,  wo  bestimmte  feste  Preise 

inne  bq  halten  waren,  sorgen  miisste  (eb.  S.  505  ff.). 

Zor  Acciec  woidcu  (und  worden  nocli  bis  in  die  Gegenwart  und  detngemäss 
benannt)  die  Steocrn  aof  Eigoatbams-  (sogen.  Bositz-)\Vcchsel  rou  Liegenschaften 
(bczw.  unbeweglichem  Vermögen)  unter  lästigem  Titel  unter  Lebeodcn  (Liegen  • 
Schafts-  oder  Kaufaccise)  und  auf  UebergSnfre  in  Fr.l«rc  ron  Schenkungen 
und  Erbschaften  (Schenkuugs-  und  Erbschafisacciso)  ecrcchuct  (ob. 
S.  474  ff.).    Auch  darüber  Bestimmungen  in  der  Accisordnong  ron  1812. 

Die  Zölle  sind  «•r>t  (liirc}i  die  Zollordnung  vom  2.  Jan  entlpilfisr  nni  dem 

fmberon  Zustande,  worin  an  cinzoloeo  Stelleo  im  Innern  und  an  der  Grenze  nach 
TorscbiedeDen  alten  Tarifen  mancberloi  Abgaben  erbeben  Verden  waren,  in  ein 
modi  rms  Lan d esgrcnzzoUsy stem  mit  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhrzöllen  unter  Auf- 
hebung der  inneren  Zölle  und  Freigobung  des  inneren  Verkehrs  verwandelt  worden, 
liach  Beseitigung  der  durch  die  Continentalsperre  veranlassten  Uberholiun  Zollsätze 
anf  Golonialwaarcn  u.  dgl.  waren  die  Tarifsätze  auch  des  Einfuhrzolles  fUr  Cnlonial- 
waareii,  wie  für  Fabrikate  Stisserst  in;i>si;,'e.  Das  Durrlifuhrzollsy'-tem  litt  niiter  der 
Coüijjlicifiheit  tics  Berechnuugsmodu»  wesentlich  nach  der  Länge  des  Dorchiulirwegs. 
Einirrcifendcre  Aenderungcn  in  den  Tarifen  erfolgten  erst  in  der  conatitationellon  Zelt 
(1S'2G,  1827).  Das  Schwergewicht  der  Einnahmen  aus  den  /öllen  l;ifr  zft-?ir  bereits 
beim  Einfuhrzoll «  aber  bis  zum  AnscUluas  Badens  au  den  Zollverein  (1(530}  holen 
neben  ibn  die  Ans-  vnd  DnrcbfbhrzOlfe  nnd  avsBordem  aacb  die  WasserzAlle.  besonders 
auf  Bhcin ,  Kcckar,  Main,  alle  die^e  drei  Zollkategoriecn  zusammen  in  i\<-u  20cr  und 
80er  Jahren  mit  V4 — 'U  Bulieitrags  der  Zölle,  auch  finanziell  ins  Ucwiclil.  (S.  die 
verlialtuissmässig  eingehende  Darstellung  für  1812—36  bei  Kegcnaucr  S.  524 — 528 
w.  bes.  Kirsch,  Zoll-  und  Keichs>tenerverwaltung  in  Baden,  1885  ,  8.2  11".,  19  if.). 
Audi  eine  Hundesteuer  (IhiiiditH.ve)  ist  schon  1811  aligemein  eingeführt  worden. 

Im  Ganzen  wird  man  im  badischeD  Steuersystem  dieser  Periode 
ttberbaapt  und  in  dessen  Ausgestaltung  im  Einzelnen  manebe  An- 
klänge an  das  grosse  „Master  der  Zeit",  das  französisebe  System 
finden,  mit  freilieh  aueh  bemerkenswertben  Verscbledenheiten  in 
der  Struetur  und  Technik  der  direeten  Stenern.  Dann  fehlen 
namentlich  die  hoben  Eoregistrement-  und  Stempelabgaben  und 
das  Tabakmonopol.  Die  hohe  Liegensehaftsaccise  erinnert  aber 
aueh  an  die  betreffende  französische  Steuer  im  Enregistrement. 

§.  75.  Zweite  Periode,  vom  Krlass  der  landstän- 
diseben  Verfassung  bis  zur  Einführung  der  all- 
gemeinen Einkommensteuer  (18S4).  Besonders  die 
directe  Besteuerung,  Glassen-  und  K apitalstcuer. 
Durch  die  oetroirte  Verfassung  von  1818  wurden  den  Landständen 
die  seitdem  üblich  gewordenen  Kechtc  in  Bezug  auf  Mitwirkung 
an  der  Ordnung  des  Staatsbaushalts  und  der  finanziellen  und  Steuer- 
gesetzgebung im  Wesentliehen  gewährt  und  die  Allgemeinheit  der 
Steuerbelastung,  welche  der  Absolutismus  bereits  eingeführt  hatte, 
als  staatsrechtlieher  Grundsatz  anerkannt. 

^  Verfassung  von  1818,  §.8:  „alle  Badener  tiagcn  ohne  Unterschied  zu  den  ftfleot- 
liehen'  Lasten  Ibei.  Alle  Befrei iiitg^<*n  von  direeten  und  indireclen  Abgaben  bleiben 
aufgehoben.''  Bemerkenswerih  ist  auch,  dass  das  passive  Wahlrecht  zur  2.  Kammer 
zoin  Theil  an  den  cigentbUmlichen  Bcrechnuegsmodas  der  Stenerkapitale  der  Grund', 

ll.lnser-  und  Gewerbesteuer  anknlljift,  ind' in  .  von  crunssen  anderen  Classi  ii  der  Be- 
völkerung abgüsehcii,  ein  2u  wählender  Abgeordneter  mit  einem  iStcucrkapitai  ?oq 
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triindesteiis  10.000  fl.  im  Ka»r\ster  eingetragen  sein  mnss  (§.  87,  Nr.  3).  Die  Mlt- 
witikuugisrechtä  Ucr  Stände  iu  i-  luauzäachca  »ind  iu  dum  Abscliuitt  IV  der  Vcrfasaung, 
§.  53^.,  mit  entUalten.  HerroriahoboD  sind  daraus  folgende  BestüfflmQngcQ.  Dia 
Ansiclireibuüg  und  Erhcbuiifr  von  Aufla-jcn  ist  an  die  Zustimmung  der  Stände  ge- 
bunden 53)«  die  aber  niciit  an  Bcdiuguagoa  gekoUpft  werden  darf  {§.  56).  Nur 
Xriegsstettern  dttifen  efentudl  und  bedingt  oline  vorherige  Mftndisdle  Zoflümmitiig 
mi-ire^c  liricbcn  (§.  G3).  alto  Abgalten  nacb  Ablauf  der  Vorwilligung^frist  nur  in  ge- 
«iaäcu  1-äilen  noch  ü  Muuate  iertcrboben  werden  (§.  G2).  Das  Auflagengesetz  wird 
in  der  Kego!  für  2  Jahre  gegeben  (§.  54).  Mit  seineu  Entwarf  wird  das  Staats- 
budget und  eine  detaillirte  üebersicht  Uber  die  Yerveadoiii^  der  reiwiliigteD  Gelder 
in.  den  frnlierea  £tatsjahreii  tlberreicht  (|^.  55). 

In  der  mit  dieser  VerfaaBnog  beginnenden  sweiten  Periode  der 
badisehen  Stenergescbichte  des  19.  Jabrhanderts  war  das  Wicbtigste 
der  allmülige  folgerichtige  Ansban  and  spätere  tbeil- 
weise  Umban  der  direeten  Bestenernng  zu  einem  yoII- 
ständigen,  alle  »^Erträge",  bezw.  Einkflnfle  nmfassenden  Er- 
^tragsstenersystem.  Dies  geschah  ▼omemlteh  durch  die  Ein- 
führung der  sogen.  Classensteuer  und  später  der  sogen. 
K  a  p  1 1  a  1  s  t  e  u  e  r. 

Der  erste  Schritt  in  dieser  liicbtuug  war  schon  im  Jahre  1820 
die  Anknüpfung  einer  direeten  Steuer  auf  die  übrigen,  von  der 
Gewerbesteuer  nicht  getroffenen,  wesentlich  persönlichen 
Berufs-Einkünfte  aus  üfleotlicben  Aenitern  n.  dgl.,  aus  iibc- 
ralen  und  sonstigen  Berufsdiensteu  u.  s.  w.,  der  späteren  soirm. 
€  1  a  s  se  n  8  te  uer,  an  die  bisherige  dreiglicderige  Krtragsbesteueruug. 
Das  EigenthUmiiche  dieser  Steuer  war  schon  anfangs,  blieb  aber 
auch  in  ihrer  Umgestaltang  im  Jahre  1837  die  Annahme  des 
Princips  der  Progressiyität  des  bteuerfusses  (bis  zu 
einem  Maximum)  fUr  die  ihr  unterworfenen  Einkünfte  mit  deren 
steigender  Höhe:  eine  Siognlarität,  bei  der  Festbaltnng  des  pro- 
portionalen Fosses  der  übrigen  direeten  (auch  der  späteren  Kapital-) 
Stenern,  die  als  solche  immer  ihre  Bedenlien  hat,  aber  gerade  fttr 
diese  Einlittnfle  mit  besonderen,  freilich  nicht  immer  antreffenden, 
Gründen  in  Baden  zn  rechtfertigen  gesucht  wurde.  Auch  diese 
Steuer  wurde  durch  das  Gesetz  von  1837  mittelst  Bildung  von 
ClassensteuerlKapitalien,  welche  aus  der  Multiplication  des  Ein- 
kommens  der  Steuerpflichtigen  mit  ge>visBen  im  Oesetz  bestimmten 
Factoren  berechnet  wurden,  dem  Formalismus  der  älteren  Ertrags- 
ßleuein  äusserlich  angepasst. 

Die  im  Jabre  1820  in  den  Etat  gestellte,  durcb  Verordnung  vom  31.  Oct.  1820 
dordifefübTte  Steuer  auf  Apanagen,  Besoldungen,  Pendenea  u.  dgt.  lo.  bette  znaKchst 
nur  eine  ausscrordentliclie  \ ornli Tfrobende  sein  sollen,  bürgerte  bi*  h  ibcr  als  ordent- 
liche stäudigc  dann  ein.  bie  zerfiel  in  10  Cia:»äcii  nach  der  Einkommeuböbc  und 
traf  EiolrefliiBea  bfe  1000  fl.  mit  1  kr.  rem  Gulden  (l^a^  o),  diobBherea  mit  stdgeiideR 
Sitzen,  1000-2000  il.  mit  2  (SV«"/«),  2000—3000  Ii.  mit  8  {5%)  und  so  fort. 
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schliesslich  die  Betrage  über  bO.OOU  H  mit  10  kr.  vom  (ioiden  (16Vb  Vq)*  boa 
niedrif eraD Toltonds  bei  holiein  Eiakommen  absolut  höbe  und  aoch  den  andereii 

ilirecten  Steuern  gegenüber  relativ  hohe  Sätze.  Die  Regicninp  sah  das  ein  und  wollte 
auch  die  singulare  Frogressivbesteuerung  dieser  Eiokdnfto  später  beseitigen,  drang 
hiermit  aber  in  einem  Entwurf  von  1837  nicht  dareb.  In  einem  neuen  Gesetz  vom 
10.  Juli  18B7  wurde  diu  Bildung  von  Steoerkapitallea  auch  bei  der  Classt^nstiiucr  eia» 
gerichtet,  die  dann  mit  demselben  Satz  wie  die  Geworhestcncrkapitalicn  (Jamals  23  kr, 
von  100  fl.)  belegt  werden  sollten.  Aber  diese  Clasäeiiateoerkapitalieu  wurden  nicht, 
wie  die  Regierong  beabsichtigte,  durch  Multiplication  des  Einlemmens  mit  der  gleichen 
Ziffer  [-V'.  imI.  rn  mit  steigenden  ZifTem  (bis  2000  11.  Einkommen  mit  3.  2000—3000  fl. 
mit  G  u.  a.  w.,  schliossUcb  Ober  8000  &.  mit  12)  gevonneo.  Dadurch  wurde  recU 
auch  bei  den  gleicbea  Stenerfbeee  fOr  alle  Glaesen  eine  profressife  Besteuerung  hier 
beibehalten  und  jiameiitlieh  trotz  des  ^^leichcn  Fiisses  gegenüber  der  Gewerbesteuer, 
der  eine  solche  Berechnung  de^  Steuerkapitals,  audi  liei  der  Äbtheilung  des  persön- 
lichen Verdienste^} ,  mit  steigenden  Kapitalii>irutjgä::ati:en  fremd  blieb,  eingerichtet. 
Allgemeine  Hinneigung  zur  Ansicht  von  der  Gerechtigkeit  der  Prog^ressivität  des  Steuer» 
Satzes,  specielle  Ansichten  tlbcr  Beamte,  feste  Gehalte  u.  dgl.,  auch  wohl  eine  gewisse 
gegnerische  Tendenz  gegen  Bcamtenthum  Oberhaupt,  das  aus  der  öffentlichen  Gasse 
lobe,  machten  sich  hierbei  zu  sehr  geltend,  wobei  denn  ancb  die  ttbrl^en  Hbertlea 
Berufe  mit  ihrer  Verschiedeiilieit  der  Verhliltnisse  nicht  cenUsrend  beachtet  wurden. 
Aber  das  Ganze  ist  doch  sehr  characteristisch,  —  Ittr  die  Zeit  und  das  LAod.  Fttr 
groflsbenofUcbe  Apanagen  und  Witthmne  blieben  die  noch  bftberen  Sitze  reo  1820 
bestehen.  Dureh  diese  Annahme  progressiver  Steuersätze  war  die  Clnsaensteuer  aber 
auch  schon  mehr  einer  Subject-  und  Einkommensteuer  genähert.  Auch  in  anderen 
Bestimmungen  tritt  dies  hervor,  in  ihrer  Ausdehnung  auf  die  nicht  von  der  Gewerbe- 
steuer getroffenen  Einkünfte  und  Personen,  daher  namentlich  auch  auf  die  libenlea 
Berufe  ausserhalb  des  ödentlichen  Dienstes,  auf  t^ruiidherrliche  Beamte,  auf  das  ans 
irgend  einer  Quelle  herrdhrcnde  gesammte  Dicnüteinkommcn  der  Geistlichen  und  Schul- 
lebrer,  das  deshalb  aach  den  anderen  Emaffssteneni  (selbst  der  6rund<  und  GefUle* 
und  Gebäudesteucr)  nifht  unterlair.  in  der  Unirechnüng'  aller  Naturaloinkünfte  in  Geld, 
in  der  Fassionspilicht  betrefis  des  Einkommens  fUr  die  Censiten,  in  der  Vcraolagun|^ 
der  Beamten  nach  den  Angaben  der  die  Gebalte  n.  s.  zahlenden  Gasse,  in  gewissen 
personalen  Steucrfreiheitea  schon  V.  v.  31.  Oct.  1820.  §.  3)  u.  dgl.  in.  Eine  VolIz.V. 
V.  8.  Apr.  1857  hat  alle  Bestimmungen  vereinigt  (s.  dieselbe  z.  B,  in  dem  Handbuch 
„die  Steuergesetzgebung  Badens",  1858,  S.  161  11.).  FUr  die  Ortsgeistlicheu  und  Schul- 
idirer  galt  das  besondere  Gesetz  vom  14.  Mai  lo28,  das  spitter  durch  das  (jesetz  rom 
3.  März  1854  ersetzt  wurde.  (S.  v.  Reden  a.a.O.  8.  330,  bes.  Regenanor 
§.  276,  S.  440  ff..  Lewaid  a.  a.  0.,  S.  767  ff.,  v.  Philippovich  S.  32.) 

Nach  EinfabruDg  der  ClasBensteuer.  fehlte  lo  dem  badischen 
System  der  directen  Besteuemog  voraemlich  noch  die  Steuer  auf 
Leihzinsrenten  und  verwandte  Einkünfte.  lo  den  1840er 
Jahren  trat  die  Neigung  zn  einer  solchen  Steaer  mehr  hervor» 

auch  im  Landtage,  doch  machten  sieb  auch  die  Üblichen  Bedenken 

gelteiul,  80  die  Befürchtung  einer  Ucbcrwäl/.un^  einer  .solchen 
ötcuer  auf  den  .Schuldner,  einer  Gcfäbidung  des  Cicdits,  einer 
Hinderung  der  Einwanderuog  und  Beiörderunt,^  der  Answanderung 
der  Kapitalien ,  dann  die  steuertechuiöcheu  Bcdeukcu  wegen  der 
schwierigen  Veranlagung  und  sselb.st  schon  der  CoiisUitirung  des 
Vorhandenseirs  und  der  Eifassniiii-  solcher  Einkünfte.  Doch  ist 
.schliesslich,  wohl  mit  unter  dein  Kinüuss  der  1848er  Strömtingen, 
die  Einführung  einer  eigenen  betretfenden  Steuer  im  Jahre  1848 
erfolgt,  die  sogen.  Kapital-  (später  sogen.  Kapitalrenten-) 
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Stencr.  Das  erste  mangelhafte  Gesetz  wnrde  schon  1850  durch 
eiu  neues  verbessertes,  dieses  abermals  durch  ein  neues  im  Jahre 
1660  and  dieses  durch  ein  solches  von  1874  ersetzt.  Die  Steuer 
hat  sich  anf  dieser  Oinndlage  lest  eirfjcbUrLrert  und  im  Ganzen 
bewählt.  Sie  ist  dann  aucb  nach  der  Einlilbrung  der  all<;cmeinen 
Einkommensteuer  zu  deren  Ergänzung,  insbesondere  zur  höheren 
directen  BesteaeniDg  des  fandirten  Einkommens,  wie  die  anderen 
Ertragsstenem,  beibehalten  worden  (1884).  Diese  selbständige 
directe  Besteuerung  der  Kapitalrenten  (Leihzinsen)  ist  in  Baden, 
wie  in  Baiern  (S.  153),  Württemberg  (B.  210)  stenerpolitiseb  wie 
atenerteebniscb  bemerkenswerth. 

Die  bezflgliclieii  Gesetze  datlren  rem  4.  Joli  1848  (Abindeningcn  rom  14.  JdH 

18491,  30  März  1850,  7.  April  1860,  29.  Juni  1874.  Das  technisch  Characterisüscho 
war  bis  1^74  dii-  Construction  der  Stcner  einer  nominellen  KapitaI^touer, 
erst  nach  dem  (Jesetz  von  1^74  hIs  einer  Kapital rc  u  leu&teuer.  bei  der  iiidtüsca  dio 
Zinsen  o.  s.  w.  wiederum  durch  ent.<;>rre|iende  gesetzliche  MuhiplicAtionen  zd  nomi-> 
nelleii  ..Sleüerkapitalieir'  wie  bei  den  Übrigen  badischen  dirertcn  Stpuern  umKebildet 
Vörden,  um  so  dio  gleiche  Urundlage  der  BeoteDerung  wie  bei  den  anderen  Ertrags- 
ateneni  za  gewinnen.  Nach  den  emen  Oeietzen  wnr  das  Steoerlcapital  der  Betrag  der 
Kapifalwerthsnmmc  selbst,  ohne  weitere  Kücksiclu  auf  die  Höbe  des  Zinsfusses  (so 
im  Gesetz  ¥0a  1848),  berechnet  nach  dem  ^'enawenhe,  so  bei  Staabpapieren  und 
Ptpierai  Bit  festen  Zinsfasso,  aber  aneb  bei  den,  der  Stever  elienfalts  unterliegenden 
Aciien  n.  dgl.;  nach  dem  Gesetz  ron  1850  mit  der  Einschränkung,  dass  nur  bei  einem 
mindestens  4"'„iß:cn  Zliisfiiss  der  Nennwerth,  sonst  der  25-f;i(he  Jabreszins  als  Stcaer- 
isAU  aiieesetzt  wurde.  Das  25-l"ache  galt  auch  bei  EwiKreuten ,  das  s-farhe  bei  Leib- 
renten als  Steuerkapitid.  Allgemein  befreit  war  nur  ein  Kapitalbetra^  ron  500  tL 
Abweicliend  vom  Ertrap:ssteaerprincip  war  ferner  der  Abzug:  der  f;iii>t-  und  nnter- 
pfandlich  rerbicheitcn  bchuldeu,  der  auf  dem  Kapital  haftenden  Lasten  privatrccbto 
itchen  Titels  vom  Stenerkapital  gestattet  Yen  vornherein  bestaod  die  Verpflicbtong 
zur  Abgabe  ron  Kapitalstcuererklärung^en .  „nach  bestem  Wissen  und  Gewissen'*,  an 
den  Schatzungarath  des  Wohnsitzes  (s.  u.,  Gc&etz  von  l&öO,  Art  11  tl.).  Mit  der  i>trafe 
des  Tierfacben  waren  absichtlich  falsche,  d.  h.  za  niedrige  nnd  QDvollstlndigo  Aognbon 
b -droht  Der  Steuerfuss  war  6  kr.  von  100  fl.  Kapital,  bei  4%  VerzinsttOg  also 
2'/.^  "  0-  ^'■■'^  durcb  das  Gesetz  von  1^.")0  i^t  die  Steuer  definitiv  ein  ordentliches 
Glied  der  djrecten  Besteuerung  geworden.  Ein  technischer  Hauptmangel  war  zuerst 
vohl  die  Anknt^pfung  der  Steuer  regelmässig  an  den  Neanwerth  der  mit  4  und 
höher  ror/inslichen  Forderungen,  worin  eine  Bejfünstipung  der  höhere  Kente  gebenden 
Anlagen  Jag.  Erst  das  Gesetz  ron  1874  hat  die  Rente  (den  Zins)  selbst  zur 
feellen  (nicht  noch,  wie  bemerkt  zur  nomioelten)  Grundlage  der  Steaer  gemacht,  die 
Oeclarationspflicht  auf  die  Angabe  die.ser  Kenten,  als  des  Ertrags  di  s  KapitalTcrmÖgens, 
der  nicht  schon  durch  die  anderen  directen  Steuern  getroffen  wird,  bestimmt,  auch 
den  Abzog  der  Pa^irzinsen  und  Lasten  al?)  JahreslH-trag  von  der  steuerpflichtigen 
Rentensamme  eingerichtet  ond  nnr  weiter  an<j:<  >>i>liiet,  wie  nun  ans  diesen  Nettorenten 
tj.  s  w.  d.ns  Stenerkapifal ,  welrbos  als  nomiiielle  dnindl  ifr:«^  f.. Bemessungsgrundlage'*) 
der  Steuer  dienen  hat,  gebildet  werdcii  tull,  im  Allficuioint  u  durch  Vervielfachung 
mit  dem  20-fachen  (also  nach  einem  Zinsfus»  von  5  "  o^.  Leibrenten  u.  dgl.  lu*.  Ii 
ferner  mit  dem  8-fachtn.  bei  Waisenbeneficien  mit  dem  4-fa  ben.  Sfencrfnü  blieb 
aiigemein  eine  üottorente  ron  3o  fl.  (60  M.).  Je  nach  dem  wirklich  erzielten  Zius- 
fiiSB  Stellte  sich  dann  freilich  anch  hierbei  ein  thaisichlich  verschieden  hoher  Steaer- 
fo3S  heraus.  Der  letztere  wurde  wie  bei  den  anderen  Steuern  in  dem  Finanzgesetz 
festgestellt  Die  Defraudationssirafe  ist  auf  da^  8-facbe  erhöht  worden.  Aiigemein 
wird  anerkannt  dass  von  einer  Ueberwllzung  der  Steuer  auf  dio  Schnldner,  einer  Er- 
schwerung und  VcrtheiieniPg  des  Credits,  einer  Erhöhong  des  Zinsfusscs.  einer  Er- 
niedrigong  der  Effecteneoise  nnter  dem  EinÜuss  der  Stonor  nichts  wahrzunelimen  nnd 
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auch  dergleiclicn  uiclit  anzanchuieu  bei.  Die  Doclaratioiieit  geltcu  im  Ganzen  aU 
brauchbar  und  richtig,  üb  und  wieweit  mit  Recht,  bltdbt  natOrlicb  etwas  zweifel- 
haft, be>onders  vor  der  Eiukommensteucr-Periode.  Die  Stem^rerträgc  sind  fewachsen. 
Uobor  die  EiDglicderuug  der  Kapital rcoteusteuer  iu  das  directo  Stcueniy»tem  seit  £iu* 
fahrnn^  der  EinkomiDeDSteaer  (1884)  s.  n.  §.  81. 

S.  über  tlie  Fra^^o  di-r  Kiiiftihrung  der  Kapitalrentcnstener  Helfe  rieh  Ztsclir. 
f.  d.  gcsammtc  Staatswt-s  1&4(5,  meine  Abb.  directo  Steuern  im  Schönborg'schen 
Handb.  III,  4.  A.,  S.  365  II  .  v.  Kcdcn  a.  a  0.  S.  331,  bes.  Kcgcnauer  §.  274, 
275,  Lewald  a.  a  0.  S.  315  ff..  334.  v.  Philipporich  a.  a.  0.  S.  25  ,  82,  114, 
ßndcns  Steuergesetzgebung  (1858)  S.  192  (Gesetz  ron  1850  mit  den  Yerordtiungeo), 
V.  Pliilippovich,  Gcü  ubur  die  dirccteu  Steuern  in  Baden  (lbö{5),  S.  92  U'.  (G^ 
Ton  1874/84).  Fio.aTch.  III  (1886),  S.  865  ffl 

§.  76.  Die  Institution  des  bchatzungsraths.  Auch 
für  die  Kapital-  und  die  spätere  Kapitalrentensteaer  ist  der 
i,Schatznngsrath''  mit  in  Wirksamkeit.  Es  ist  dies  eine 
eigenthflmliclie  badisclie  iDstitotioo  der  Verwaltung  der  directeo 
Stenern,  welche  auf  dem  Gesetz  yom  17.  März  1854  betr.  die  Aof- 
stellang  der  Kataster  der  directen  Steuern  beruht  Sie  verfolgt 
das  Ziel,  neben  der  Staatsstenerbehörde,  als  einem  aus  Staats- 
beamten bestehenden  Organ  der  Staatsrerwaltnog,  der  Orta- 
heTölkerang  selbst  eine  gewisse  Mitwirknng  an  der  Veranlagang 
der  direeten  Stenern,  namentlich  an  der  Festsetzung  der  thatsäch- 
licben  Unterlagen  der  Einscbätzungen  n.  s.  w.  einzuräumen^  also 
die  Veibiudiiu^  eines  Llumcuts  der  localen  Selbstverwaltung  luit 
dem  Element  der  Staatsverwaltung.  Der  ►Scbatzungsrath  bat  auch 
bei  der  neuen  allgemeinen  Einkommensteuer  von  lS8i  wichtige 
Functionen  erhalten.  Es  ist  aber  bemerkcnswerth,  dass  er  schon 
aus  der  l^criode  der  ausschliesslichen  Eitragsl)estenerun^r  herrührt 
und  namentlich  bei  der  Veranlagung  der  Irciiich  immer  etwas 
persoualstcuerartigen,  zum  Ttieil  auf  Declarationspflichten  beruhenden 
Glieder  dieser  Besteuerung  mitwirksam  war. 

Dio  Einrichtung  verdankt  den  potitisclicn  Strömungen  de^  Jahres  1848  ihrea 

{Jrsprtiri'::  und  ist  später  an*^  noch  weitergehenden  le>rislativeu  Experimenten  betreffe 
der  Mitwirkung  der  Bevölkerung  au  der  Veranlagung  der  dirccteu  Steuern  auf  Grund 
des  gen.  Gesetzes  too  1854  alloin  ttlnig  geblieben.  Nach  einem  Gesetz  ron  1848 
<8.  Juli)  wurde  die  bisherige  wesentlich  alleinige  Feststellung;  der  Sleueranschläge  der 
l'flichtiecn  durch  locale  Staatsorgane  (sogen.  Steuerperäquaioren,  später  sogen.  Stouer- 
commissäre)  in  Verbindung  mit  den  Ortsrorsiändcn  dahin  abgeändert,  dass  den  bleuer- 
Pflichtigen  selbst  „die  Mitwiiknng  bei  Aufstellung  der  Steuerkaiaster  und  die  aos- 
schliesslielii.'  Ent^eheidung  Ub.T  j-trrinV'-e  vStenorvrrbindlirhk.nren"  ii))ertragcn  wurde 
(Lewald).  Dem  ersten  Zweck,  bpccieii  für  die  Gewerbe-,  die  Classen-  und  die  Kapital- 
stenor, diente  der  „Scliatzungsratti'*,  der  aus  5—11  Mitgliedern  bestand  und  Ton  der 
Gcmeindevertreiung  (Gemcinderalh  und  Bürgerau?schu»'  w.-ildt  wurde.  Für  den 
zweiten  Zweck,  dio  Erledigung  ron  Bescliwerdeu  der  rilichtigen  wie  der  Steuerbehörde 
gegen  die  Erüenntnisso  dos  Schatzungsr-iths,  waren  für  grössere  Bezirke  ßteuer- 
schwurgcrichtc  bestimmt,  dorcu  II  Mitglieder,  sogen.  Ucschwirine,  aus  directen 
Wahlen  aller  voüjnliriiri  n  Staatsbürger  hervorgingen:  also  eine  der  Annahme  nach 
btrcug  ?olksthumitchc  iicrui(ingsin»iau2  statt  der  Siaatübehorden,  ron  deren  Function 
nui  aidi,  charakteristiscli  ftr  dio  Zeit,  grosse  Dingo  rcnprMb.  Indessen  ist  diese 
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üinrichtaDg  der  Scliworgericlite  für  Stouorsachca  oiclit  in  Kraft  getrotoii.  In  dem 
Qiiterai  waeu  von  1854  wofde  nur  der  ^hatznogsnth  beibohalteo,  tber  jetst  etwas 

äbwcicliond  tferojflf.  Er  wird  nach  dem  Gesetz  uad  dessen  späterer  Ergänzung  durch 
(ieseU  vom  16.  März  1880  für  jede  (icmeiode,  nach  deren  Dcvölkcrangsgrösse,  aus 
einer  verschiedenen  Mitgliederzahl  (3—14)  neben  dem  Bürgermeister  gebildet,  und 
zvar  aus  den  zu  directen  Stenern  voranIa<;U:ii  oilS',  pensonalkundigen  und  sachrer- 
ständijfcii  Oitsbeorohnern .  in  der  Art.  dass  die  verschiedenen  Glassen  der  Steuer- 
pflichtigen vurtrüteu  sind.  Die  Ernennuiig  der  Mitglieder  (auf  6  Jahre)  erfolgt  durch 
den  Bedrksrath  nach  Veroehmiiag  des  Gemeindenths  and  des  Stenorcommissare. 
Letzterer  selbnt  ist  von  Amts\regen  stiinrnfihiires  Mirirlied  de^  Schatznnjjsraths.  Das 
Finanzministerium  kann  den  Schatzungsrath  einer  Gemeinde  jederzeit  auflösen.  Der 
Batli  hat  insbesondere  die  Aufgabe,  die  Air  die  Aofiitellung  der  Kataster  der  directen 
Steuern  crforderliclien .  vom  Steuercoriiniissar  ^resammelten  Daten  über  die  that?Iich- 
Jichcn  Verhältnisse,  auch  Angaben  und  Beschwerden  der  Steuerpflichtigen  Uber  ihre 
Steueranlage  zu  würdigen  (Art.  2. 10  fl'.).  Gegen  die  mit  Stimmenmohrhcit  zu  fassenden 
].i  '  heidungcn  des  Schatznngsraths  hat  der  Steuerpflichtige  und  der  Steut  rcommii.sar 
dai»  liccht  der  Berufung  an  die  Steuordirectiun,  «K  r  Steuerpflichtige  auch  weiter  den 
Becurs  an  das  Finanzministerium  und  auf  Gruud  der  neuen  Gesetzgebung  Uber  Orga- 
nisation der  inneren  Verwaltunf  and  flber  Vcrwaltungsrochtspflege  (Qesotz  Tom  5.  Oct 
l^f)3  imd  14.  Juni  1884  (Lmcbt-n  anch  noch  das  Bccht  d  i  Klage  vor  dem  Vcr- 
waitun^gerichti^Lof.  Für  die  Prüfung  und  Beurkundung  der  auf  das  Kataster  der 
Gmiid-  und  Gewerbestooer  bezQglichon  tbalsftcblieben  Verbtitnisso  and  for  verschiedenes 
WL-iterc  besteht  noch  ein  zweigliedriger,  aus  mit  dem  Licgensduirt?!)  i^itz  in  der  Ge- 
markung besonders  vertrauten  Ortsbürgeru  bestehender  Schatzungsausschuss, 
der  womöglich  aus  der  Mitte  des  Schatznngsratbs  gebildet  wird  (Art  22). 

S.  V.  Reden  a.  a.  0.  S.  331,  Begonanor  S.  404,  bes.  Lcwald  a.a.O. 
S  318—320,  das  Gesetz  von  1854  mit  Volkus:<r<'rnrdnung  in  dein  gen.  Handbuch  tier 
badiäclicu  Steuergesetzgebung  S.  H2  u.,  mit  den  Ergänzungen  des  Gesetzes  vom  16.  März 
1880  und  den  Verordnangen  dazo,  bei  v.  Philippovich,  badische  dlrecte  Stenom, 
S.  189  if.  Die  Function  des  Scliatzungsraths  bei  den  einzelnen  directen  Steuern  ist 
näher  in  den  betrolTenden  Gesetzen  darüber  bestimmt  n'orden. 

§.  77.  Die  Übrigen  directen  Stenern  in  der  zweiten 
Periodei  insbesondere  Grand-»  Gebände*  und  Ge- 
wer bestener»  nebst  kleineren  directen  Stenern  nnd  Terwandten 
Abgaben.  Die  Grand-  nnd  Gebändesteuer  baben  Iceine  Veränder- 
ungen ihrer  Grundlagen  erfahren ,  doch  sind  mit  Rücksicht  auf 
die  eiDgctretenen  Werth-  (oder  Prei8-)VeränderaDgeD  der  Prodncte 
und  die  Umgestaltungen  der  allgemeinen  wirthschaftlicben  wie  der 
ländlichen  lictriebsvei hiiiinisse  bei  beiden  Steuern  neue  Kata- 
strirungcD  crl'olgt  (18 54  IT.,  1858  ff.,  1  SOG  ff".).  Durch  diese  sind 
insbesondere  die  in  der  ursprllnglicben  Gesetzgebung  zur  Grund- 
lage genoiiiiiicnen  Werthe  (Prcibc)  aus  früheren  Zeiträumen  durch 
solche  nuR  :^p;Uercr  Zeit  ersetzt  worden.  Dadurch  ist  wenigstens 
einigermaassen  das  Kataster  den  wirklichen  Verhältnissen  der 
neueren  Zeit  angepasst.  Auch  sind  bei  der  Grundsteuer  die  Ver- 
messungen in  dieser  Periode  erst  vollständig  durchgeführt 
worden.  Die  Gesetzgebung  Uber  Ablösung  der  Grundlastcn  gab 
ferner  an  Modificationen  der  Einrichtung  der  Grundsteuer  Anlass. 

I&  det  badisclicn  Gnindstoimforrassung  nehmen  die  Waldangcn  eine  bcsondoic 
SteUang  ein.   Aach  deshalb,  weil  bei  ihnen  das  £rtiagskatastor,  nicht  das  Werth- 


Digitized  by  Google 


256 


6.  B.  Debeisichten  der  Bestoneniii;.  Badeo.  g.  76.  77 


kataster,  dio  Gruadlago  bildet  und  erst  ans  dem  Ertrag  dorch  dessen  Kapitalisirang 
ein  WertUtattster  zom  Zweck  der  formellen  Homofenitftt  mit  der  llndiiehen  Grond- 

steaor  hergestellt  wird  (o.  S.  249V  Reim  Walde  war  aach  in  besonderem  Maasse 
wcfeu  der  starken  Preissteigerung  der  Waldprodocte  ein  Mi^ibTerbältoiss  der  Daten 
der  eriten  KutastriniDg  mit  den  Verhittnissen  der  spiterea  Zeit  eingetreten ,  waa  aof 

Kevision  des  Katasters  hindrängte.  Ein  Gesetz  roin  15.  Nov.  1833  (Porütgcsetz)  hatte 
die  Verioessuti^  aller  Waldungen  angeordnet,  die  Durchführung  der  Maai^srcgel  zog 
»ich  länger  hin.  Dio  Kevision  dos  Waldsteuerkatastcrs  erfolgte  dann  als  dringlicbsto 
Angelegenheit  auch  zuerst.  Ein  Gesetz  Tom  28.  März  1854  verfügte  ciuu  Ncu- 
einüi  liTit/unf;:  der  Wülder  («nd  der  auf  ihnen  zu  Gunsten  dritter  Beri  chtigter  haftenden 
Waldlasten)  zur  Grundateuer,  zwar  wesentlich  nach  den  biäherigcn  Priucipieu  (Er- 
raittinnf  des  darchschnittlichen  jftbrlichen  normalen  Hattbaiteitaertrags  auf  dem  Stocka 
Kapitalisirniii:^  des  Stotieranschlags  daraus  mit  dem  15-facheii.  JlinzufUgoug  bei  Hack- 
und  Kopfbolzwaldungcn  des  25-fachen  Betrags  des  jährlichen  Kciuertrags  aus  einem 
anderen  zur  Hanptnntzung  gehörigen  Erzeogniss,  Nicbtherttcluicbtigung  der  Forst- 
nebcnutzungcn) ,  aber  mit  Zugrundelegunir  neuerer  Preise,  nemlich  jetzt  der  Durch- 
schnittsprrise  von  1845 — 47  und  1850 — 52.  Die  Neueinschätzungr  erpab  eine  ht.Trk-' 
Erhöhung  des  Steueranscblsgs  (Grundsteucrkapitals)  der  Walduiij{cii ,  bei  den  Fnvat- 
wäldern  alh'iii  tun  e.  15<»  "/„.  von  29  ')  auf  73.9  Mill.  Gulden.  (S.  Regenauer 
8.  416,  auch  I,ewald  S.  77ß  und  v.  P  h  i  1  i  p  po  V  ic  h ,  bad.  Stifrit  hnnslialt,  S.  11(> 
Koto  2,  hier  Verwechslung  der  Zahlen  für  alle  Wälder,  iucl.  Staabwaidcr,  mit  denen 
far  die  Priratwilder  allein.  S.  das  Nihere  im  Gesetz  von  1854,  der  Aast-VMMdo^ 
dazu,  im  p:cn.  Handbuch  S\  00  IT..  bei  Philippovirh,  directe  bad.  Stenern,  S.  80  ff. 
Eingehend  üegeaaaor  §.  2t>ö,  S.  412  Ü„  auch  Lcwald  S.  775). 

Der  Termeesong-  und  Nenkataetiirnnf  der  WMder  folgte  dann  diejenige  des 
landw  irthschaftlichen  Bodens.    Bei  der  bisherigen  Grundsteuer  hatte  eine  all- 
pcmcint"  V^ninossiinf^  noch  nicht  statfgefandeii.  Nach  neeiidijuirifj  der  Iriponometrischen 
Aufualiineii  des  L;iiides,  die  seit  1820  iiü  üaugc  waren,  wurde  durch  Getet^  vom 
26.  Aug.  1852  die  stückweise  Vermessung  des  ländlichen  Bodens  angeordnet  und 
allmälig,  bis  in  die  1^70<r  Jahre,  durcliuefulut.    Schon  vor  dem  Abtichluss  dieser 
Arbeit  wurde  aber  auch  eine  neue  Einschätzung  der  ländlichen  Grundstücke  zur 
Gmndstener  Torfbgt,  dnreh  Gesetz  Tom  7.  Mai  1858,  nach  der  bisberigen  Method» 
des  N\'erthkatatiters,  aber  auf  der  Basis  ebenfalls  neucrLr  Kaufpreise  der  Liegenschaften, 
nemlich  derjenigen  von  1828  —  47.    Die  Einschätzung  der  Grundstücke  erfolgte 
dabei  ancb  jetzt  nicht  nnmittelbar  nach  indiridnellen  Besitzungen  oder  nach  einzelnoi 
Parcellcn.  sondern  für  das  ganze  Gelände  eines  Stcuerdistricts  (Gemeinde  und  Hof* 
ercmarKunu).  ntir  jedes  einzelnen  besonders  (Art.  4).    Dabei  werden  die  Ländereiea 
jeder  Gulturart  iu  Claa*cn  eingclbeilt,  für  jede  Culturart  und  Classe  der  Steueranschlag^ 
fOr  den  Morgen  festgesetzt  und  darnach  dann  das  Steuerkapital  jedes  einzelnen  (iruad- 
bttlckes  nach  dessen  Culturart,  Classe  und  Flächengrösse  gebildet:  also  immerhin  docli. 
wie  freilich  bei  der  Durchführung  des  Paroellarcriragskatasters  auch,  ein  nur  sum- 
marisches Vorfahren  („Glassen*  und  Wertbkataster').   Eine  Neneranir  war,  das» 
fortan  dauernde  Cultnrverruidi  rniiiren  oin-'S  Grundstncks  dnrrh  Einreihnng:  des  letztcrei» 
in  die  neue  Culturclasse  berücksichtigt  werden  sollten,  doch,  wenn  der  ücbcrgang  ho 
m  einem  höheren  Steuerbapital  fahrte,  erst  nach  5  Jahren,  sofern  ein  mehr  als  ge- 
wöhnlicher Culturaufwand  erforderlieh  gewesen  war  (Art.  45).  Die  Durchführung  der 
neuen  Einschätzung  wurde  liintrer  ver^choben  nnd  zop;  sich  bis  1875  hin.    Es  ergab 
sich  auch  hier  eine  starke  Eihuhuug  des  Katiistcrweiths  gegen  bisher,  wenn  auch  iu 
geringerem  Maas^e  als  bei  den  Wäldern,  um  c.  40*/o>  Die  Steuererhebung  nach  dem 
neuen  Kata'^ter  erfolgte  zu  ermässistem  Sieiierfnss  von  IJ^TT  an  (28  Pf.  von  100  M. 
Stenerkapitalauschlag  statt  44  Pf.  nach  dem  Irüheren  Kataster),  to  dass  keine  reelle 
ErhShong  der  Stenerhelastnng  und  des  Stenerertrags  eintrat.  Die  in  dieser  ErmissigDng 
des  Steiiorfusses  lieirende  Erlrirhtenmg  galt  aber  bei  den  Walduniien  für  zn  stark, 
mit  Kücksicht  auf  dio  auch  gegen  die  neuen  Katasterpreise  inzwischen  wieder  ein- 
getretene Steigerung  der  Preise  der  Prodacte,  weshalb  die  Eatasterw^he  der  Wilder 
weiter  erhöht  und  so  für  letztere  die  frühere  Höhe  der  Steuer  wieder  hergestellt  wurde 
(s.  v.  Philippovich,  bad.  Staatshaush..  S.  116).   I'.i^  Gesetz  von  1858  im  Handbuch 
S.  72  (f.,  bei  V.  Philippovich.  dir.  Stenern.  S.  1  II.  Näheres  bei  liegen auer  §.  267, 
S.  416  nnd  Ober  die  Vermessungen  §  :;75  iL,  S.  625  ff..  Lewald  S.  776  ff.). ^  Die 
AblAsnngsgescbte  der  20er  nnd  äOcr  Jahre  haben  roxBchiedcne  Verindeningen  in  der 
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Steaerberechnnnfi:  mit  sich  gebracht.  Am  Wichtigsten  war  die  Zehentablösun>r  (Gesetz 
Tom  15.  Nov.  1833).  Die  zebcQtfrei  genrordcnen.  aber  als  zehentpflichtig  zur  tirond- 
steucr  eingeechät/ten  GruDdatttoke  wurden  erst  16  Jahre  nach  Eintritt  der  Zehent- 
iFBÜieit  entsprechend  höher  Tcranlagrt      Kcg^cnauor  S.  412> 

Die  dritte  Mai^reffd  der  ^cukatastnnlDg  hotraf  die  (iebäadüsteuer,  nach 
Geaek»  vom  26.  Mai  1866«  wo  ebenfalls  nach  der  bisberigon  Veranlagung  auf  Orond 
Weil  znrQckliegender  Kaufpreise  ein  liesondercs  Missrcrbältoiss  der  Stouor  zu  dem 
wirUichea  jetzigen  Werth  oiogetrcton  war  (o.  S.  247).  Au  dem  Princip  des  Katasters, 
der  KnechitziiDg  nach  dem  wwtb  (mittlerer  Kaofwertb)  als  Kegel,  wurde  abrichtlicb 
festtgebalten ,  dieses  rrincip  ans  bier  bei  den  Gebäuden  hinfilligcn  Gründen  der  Er- 
tra^katastrirang  noch  ferner  vorgezocren.  Es  wurden  aber  jetit  die  Kaufpreise  von 
1853 — 62  zu  Grunde  gelegt.  Auch  dur  Dmfang  der  Gebäudestcucr  blieb  der  bisherige, 
so  dase  sie  BamentUdi  aussor  den  Wohngeb&uden  die  sämmtlichcn  laodvirtbschaft- 
liclien,  ^cwt'r'iürlion  ii.  dgl.  Gebüudt;  umf.ifst.  für  die  die  \\'i;rtbkaiastriruns  noch 
precärere  Ergebnisse  als  für  die  Wolingcbäude  hat  Neue  Gebäude  werden  nach 
Analoffie  derjenigen,  far  welcbe  Kaufpreise  ans  den  genannten  Jahren  rorliegen ,  ein- 
gcschTitzt.  Nur  ausnahmsweise,  wenn  der  übliche  Maassstab  ?ersa;;t.  crtolirt  Ein- 
schätzung nach  der  Erfratrsf&higkeit,  bczw.  nach  dem  (i<^brauchswer(h  (Art.  15  des 
Gesetzes  ron  1866).  Dem  Kinfluss  allgemeiner  äusserer  Verhältnife^se  auf  den  (iebiiude- 
wcrth  war  durch  die  Bestimmung  des  Art.  28  Rechnung  getragen,  wonach,  wenn  seit 
der  EinschätTrünp  der  Werth  sSmmtlicher  (iehrmde  oder  eines  'J'lieils  dcrr-elben  in 
einem  Steuerdistrict  sich  „bleibend*^  [wie  wiJi  man  das  beweisen"  Vj  um  mindestens 
20  */«  erbObt  oder  rermindert  bat,  eine  Beriebtigang  des  Steuerkapitals  dieser  Gebftode 
eintreten  i-oll.  Die  Ncueinschrit/.ung-  nach  dem  Gesetz  von  l^^^H  li:it  er.st  1872  be- 
gonnen, bis  1875  gedauert  und  eine  Steigerung  des  U&oserstouürkapitals  ron  c.  78  ^  ^ 
ergeben,  die  aber  hinter  dem  wirklichen,  selbst  dem  Fenerrersicberungswerih,  noch 
•ebr  erheblich  zurückblieb.  Eine  eigentliche  Erhöhung  der  Steuerlast  und  des  Stener- 
crtrags  -iijch  hier,  wegen  der  frleich^citigen  P^rmiWsiarnng  des  Sleuerfusscs  in  der- 
selben Wciie  wie  bei  der  Grundsteuer,  mit  der  Benut/.uug  des  neuen  Katasters  seit 
1877  nicbt  eingetreten.  (S.  das  Gesetz  Ton  1866  bei  ?.  Philipporicb,  direete 
Stenern.  S.  88  If.;  darftber  ders.,  StaatsbauBbalt  Badens,  S.  117  If.,  bes.  Leirald 
Ü.  780  ff.) 

Von  Einxdbeiten  sm  nocb  enribnt,  dass  sebon  ein  Edict  von  1817,  1.  Joli,  bei 

grosseren  Schädigungen  durch  Hagclschlag.  Wolkcnbruch ,  Uc.herschwcmmang 
Gru'  i-'-uernarhlS'j'^e  irew'ahrt  ]i;it.    Kin  neues  Gesetz  vom  25.  ilktl  hat  neue 

Waidanlageu  20  Jahre  lang  von  der  Grundsteuer  befreit. 

Zo  der  Grundsteuer  verwandten  Abgaben,  zum  Tbell  gehuhrcnartiger  Natur, 
gehört  in  Baden  die  sogen.  Be  fürst erun^^s«?tcTi  er,  die  nach  dem  F<ir-;t::o>efz  vom 
15.  Nor.  1833,  §.  6,  von  Gemeinden  und  Corporatioucn,  deren  Forsten  der  Staat  mit  bc- 
vinbsefaaftet,  bierfür  in  Form  eines  Zoscblags  zur  Waldgrondsteuer,  den  das  Finanz« 
gesetz  festsetzt,  und  ausserdem  verbunden  mit  Gebühren  für  die  TOrster,  erhoben  wird 
(s.  Regcnancr  S.  352,  428).  Aohnlich  haben  gewisse  (ieuieitulen  an  FlUsseti, 
besonders  am  Rhein,  Flnss-  und  Dammbau-Buiträi^e  als  Zuschlaj;  zur  Steuer  vuu 
Grandatttrkcn,  Hänsern  und  Gewerben,  zu  entrichten  (Kdlet  vom  24.  Mai  1816,  Vor" 
ordB.  V.  1840.  s.  H.indbQcb  8.  115  IT.,  Kegeoaner  S.  428  0*.). 

Dnreh  die  NeokatastriraDgen  der  Qrund-  nnd  Grebäudeateuer 
nach  den  genaniiteD  neoen  Geaetzen  sind  gewiss  YerbesseroDgen 
etogetreten,  auch  in  der  Verlbeilung  der  Steuerlast  nnter  den  be- 
treffenden Pflichtigen,  die  freilieh  nach  den  Ergebnissen  der  nenen 
Einachätzung  ihres  Besitzes  hier  einzeln  sehr  verschieden  berührt 
worden  aind.  Aber  den  Anfordemngen  einer  Besteuernng  nach 
der  Leistungsfähigkeit  und  einer  GIcicbmässigkeit  dieser  Real- 
be«teueruDg  mit  der  Gewerbe-,  Kapital-  inid  Classenbesteuerung 
entsprach  auch  diese  Reform  iiicLt  und  konnte  das  bei  dem  tech- 
ui&chen  Character  der  bteuerkataster  auch  nieht  thuu.  Dd^  erklärt, 
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zumal  auch  die  directe  Conmuiualbesteuerung  sich  an  die  direct^ 
StaatsbesteueruDg  unmittelbar  ansebliesst,  neue  BestrebuDgeii  zur 
Reform  der  directen  Su  uern  Uberhaupt,  welche  scbliesslich  zur 
Eiülübruüg  der  Einkotnuieusteaer  mit  führten  (s.  ^.  81). 

Ein  vorbereitender  Schritt  mit  in  dieser  Kichtung  war  die  im 
Jabre  1870  erfolgte  Vereinigung  der  Gewerbe-  und  der 
Classensteaer  zu  einer  „ Erwerbsteaer'^  Dieser  Maassregel 
war  aber  ein  neues  Gesetz  Uber  die  Gewerbesteuer  vom  23.  März 
1854  vorangegangen,  das  als  letzter  Versuch  der  Gewerbestener* 
regelong  nach  dem  eigentbttmlichen  badisehen  System  besondere- 
Beachtang  Terdient  Die  Gewerbesteuer  war  darin,  wenn  aneb 
anter  Festhaltorg  ihrer  bisherigen  techniseben  Stroctor,  fortgebildet 
worden,  anter  RUoksicbtnahme  aaf  die  eingetretenen  VeranderaDgen 
im  Gewerbebetrieb  and  in  der  Tendenz,  das  gewerbliche  Betriebs- 
iLapital  neben  dem  persönlichen  Arbeitsyerdienst  and  den  Oros»- 
betrieb  etwas  mehr,  den  Kleinbetrieb  etwas  weniger  zu  belasten, 
der  individuellen  Verschiedenheit  der  Steuer tiihigkeit  durch  ver- 
mehrte und  verschärfte  Classification  mehr  Rechnung  zu  tragen. 
Dies  ist  wohl  erreicht  worden,  aber  auch  das  neue  Gesetz  von 
1854  hat  noch  immer  rine  zu  weite  Ausdehnung  der  riewerhe- 
i^teuerpÜichtigkeit,  nanienllich  auf  Landwirthe,  gewisse  Ta^lohner 
beibehalten  nnd  weder  eine  angemessene,  gleicbmääsige  Besteuerung 
der  Gewerhesteoerpflicbtigen  unter  einander,  noch  eine  richtige 
Besteaeraog  im  Verhält niss  zu  den  Censiten  der  anderen  directen 
öteaern,  noch  endlich  eine  biolänglieb  hohe  Besteuerung  der 
gritsseren  leistangsfähigeren  Gewerbebetriebe  berbeizafflhren  ver- 
mocht Mängel,  die  mit  der  Grandstractar  nnd  den  prineipiellen 
and  technischen  Hanptmomenten  dieser  Art  der  Qewerbesteaer 
wohl  antrennbar  zasammenbängen  nnd  namentltcb  aocb  eine  Folg» 
der  dabei  nnteriaafenden  willkflbrKcben  Fictionen  sind. 

Bei  dor  Mcupc  der  Spccialbestimmunßcn  Uber  die  einzelnen  rnnefe.  welche  dio 
Grandlage  der  Jicäteuoniiig  bUdeo,  ist  auf  das  ücsctz  selbst  und  diu  Ausfubrangs- 
rorordnnni^  tn  terveisen.  Eine  korxe  DtrstelloDf  kann  ron  derartigen  Stenern  keia 
ausreichendes  Bild  geben.  Hauptuioniento  sind  etwa  die  folgenden.  Das  Gesetz  voa 
1854  beloß:t  mit  der  tiewerbesfeiier  Jeden,  der  im  Sfaafsfrebict  ein  (Jexierbe  betreibt, 
und  befreit  allgemein  nur  duä  der  Cla^äcn^teuer  unterworfene  Einkuiutucii .  dann  das 
des  Brotgesindes  und  da>jcnigo  der  gewöbnlicben  landwirthsehalUlcben  und  geverb- 
lieben  Lohn-llilfsirbeitt  r  bei  Dritten,  aber  diese  Lohnarbeiter  mir,  wenn  sie  weihet 
in  iryceod  einer  Uemcindc  des  Landes  Bürger  oder  Eiubassen  sind,  noch  als  verbeiiatlioto 
Aoslbider  im  Lande  vobncn  (§.  2>.  HIeroacli  blieben  docb  gewisse  Lohnarbeiter 
gewcrbestcncrpflichtig  nnd  ebenso  alle  selbsiAndigcn  Landwirthe.  Dio  Unterscheidung 
vom  pcr^nri^irllen  Verdienst  des  Gewerbetreibenden  und  dcni  Ertrag  des  im  Gewerho 
angelegten  Buirieb»ka]>i(aiä  verblieb,  bei  jenem  Verdienst  auch  das  Ortsclasscusy»tem, 
mit  4  CSiBsen  fftr  die  Orttgeweibe.  Die  Zahl  der  Glassen  det  peiMnlichen  Verdieoat» 


^  kjui^uo  i.y  Google 


Zvoite  Periode  1818—84.   Uewcrbcsteaer  von  1854. 


259 


vordo  auf  12  durch  UinzofUgaiig  von  2  höchsten  (auch  nnr  mit  7000  und  8000  fl. 
Stooerkapital)  orkOht.  Der  Steaennschlag  vom  persönlichen  Verdienst  wird  dann  nach 
Sossercn  Momenten  nnd  zwnr  nach  der  Zahl  der  Gehilfen,  dio  hierfür  noch  nach 
2  Classen  mit  rcischiedencm  Zu:$chiagsat2  unteräcbicden  werden  (§.  24  ti.)  erhöbt,  also 
eine  Bildoof  von  Betriobsamfangsciaesen  nach  diesem  Moment.  Bei  der  Landvfrth- 
sohaft  erfüljrt  ein  solcher  (jeliilfenznschlag  nicht.  Die  Land  virtli  *  seilst  werden  nach 
dem  neuen  Tarif  des  Gesetzes  in  3  AblheiluoiceD  je  nach  der  (jf<>äso  ihres  Groudsteuer- 
kapital  (bis  10.000,  10^20.000,  Aber  20.000  fl.)  tn  die  1.,  8..  5.  GewerbesteaeTclasso 
gereiht.  Andersciis  erfolgen  bei  gewissen  Kategoricen  von  Gewerbetreibenden  nach 
Omständen,  welche  auf  felilendc  oder  verminderte  Leistungsfähigkeit  schlicssen  lassen, 
auch  Freilassungen  and  Verminderungen  beim  Sieuerkapital  des  perbOnlichcu  Verdicrii>u 
(§  30,  31).  Bei  der  Gewerbesteuer  Tom  frowcrblichen  Betriebskapital,  dessen  Liiifaiig 
und  ZuboLöriL'k  'ift^n  das  fiesetz  näher  bestimmt  (§.  oG  ff.)  —  Gebäude  und  mit  ihnen 
onbewegiich  rerbuiideno  technische,  maschinelle  u.  ügl.  Einrichtungen  gehören  nicht 
dazu,  sondern  unterliegen  der  Oeblodesteuer  —  sind  die  Kapitale  Pur  Landwirthscbafl 
und  Bergbin  nüpcmeiri  frei,  sonstige  bis  400  H.  Werth.  Die  hßheren  Weithboträgo 
werden  nach  einem  (Jlassentarif  behandelt,  der  ron  den  lileinorcu  Kapitalien  nur  einen 
Theil  ab  SteaertapKal  ansem  (§.  1^8),  dann  von  den  Classen,  welebe  nach  Grenz- 
Ziffern  gebildet  werden  (z.H.  1000  —  1500,  1500  —  2000  u.  s.  w..  40— 45  000  fl.), 
immer  nur  die  Untergrenze  als  SteuerLapitalsummo  bestimmt  und  erst  von  4-^  000  II. 
an  den  rollen  Betrag  belastet  (§.34).  Die  Stcucranschlägc  werden  jährlich  berichtigt, 
wonach  diese  Steuer  also  rielmehr  in  der  Entwicklung  steht,  als  die  Grund*  and  <ie- 
bfiadesteuern  mit  ihren  im  Wesentlichen  stabilen  Katastern.  Dio  Veranla«»unEr  erfolgt 
zwar  nicht  auf  Grund  allgemeiner  und  genauer  Deciararation&pflichten  beireüs  persöa- 
Beben  Vcrdiensts  und  Betriebakapittls^  sondern  doreh  Stcnercommissar  nwA  Scbatzungs* 
rath  mittelst  Einticbätzung:  in  die  Tarifclassen.  Dafür  dienen  aber  die  Annähen  als 
Anhalt  mit,  welche  die  Gewerbetreibenden  j&brlioh  Uber  den  Stand  der  Uiifaperseoen 
and  —  aber  nnr  bei  Eromunif  and  Enreitarong  eines  Gewerbes  —  auch  Ober  dl<y 
Grösse  des  Betriebskaiiitals  zu  machen  haben  (§.  46  fr.).  Im  Tarif,  der  die  Gewerbe- 
gattungen auffuhrt,  wird  mehrfach  ftlr  die  Einschätzung  nach  dem  perböiiHrhen  Ver- 
dienst ein  Spielraum  zwischen  verschiedenen  Classeii  zur  Wahl  gelassen.  Der  Steueifus^ 
wurde  im  Finanzgesetz  festgestellt,  er  war  viu  vorher  23  Lr.  von  100  fl.  Sieuerkapital. 
Das  finanzielle  Kr'j-t'bniss  des  (iej-"t/r>s  von  1854  war  ErJiiMiun«^  dt^r  StcueranschlSgo 
des  Betriebskapuab  und  der  Gehilteniiapitale,  ein  Gleichbleiben  der  Anschläge  des 
Kapitals  vom  persODÜcben  Yerdienst.  Die  ans  den  Steoennacbligen  berechnetea 
JabresrenUensto  der  Gawerbetreibeadcn  belaufen  sich  auf  sehr  ntodrigo  Ziffern. 

Das  ganze  System  ist  gewiss  wieder  ingeDiös,  aber  doch  Uber- 
ans  gekünstelt,  als  eigenartige  Form  der  ^^GewerbeclassensteuerD 
nach  änsseren  Merkmalen'^  finanzwisseoscbaftlich  beachteDswcrth, 
indessen  theoretisch  doch  sehr  angreifbar  und  practisch  im  £rgeb- 
niM  willktthrlich. 

S.  Gesetz,  Tarif  and  Aosllibr-Verordn.  im  Uaudbach  S.  119—157,  aach  mit 
den  besonderen  Vorscbrffircn  fiBr  Auslteder.  ßegoDaaer  §.  271,  272,  S.  ^8  ff., 

mit  statistischen  Daten,  Lewald  a.  a.  0.  S.  820  If.  Die  H a ii sirgcwcrbc  werden 
mit  Ton  der  fieweibestciur  umfasst,  einige  Spccialbesfimmuneen.  auch  für  Ausländer, 
Wanderlager.  in  neueren  Verordnungen,  bczw.  GeFetieu  von  1862,  1866.  1869;  8.  darüber 
Kii  cn  s  in  dem  Ansatz  ron  Bob.  Meyer  Uber  die  dcntBchen  Haoslmtoiierii,  Finjifeb. 
II,  1885.  S.  129.  136. 

Die  badischo  Bcrgwerksbesteucrung,  die  bei  dem  geringfügigen  Berg- 
bau des  Landee  ron  keiner  finanziellen  Bedeotong  ist,  wordo  »chon  1828  (Gesetz  rem 
14.  Mai)  aus  der  alt  iblichcn  Form  der  ehetnalipen  manc  hcrici  Rerju^ Werksabgaben 
unter  dem  Namen  Bergstener  in  dio  licinertragsstcuor  hiuUbcrgeftlbrt  ^5  7« 
Grabenertrag,  soireit  er  anter  die  Gewerke  rertheilt  oder  rem  EigenthQiner  ans  der 
Betrielncasso  bezogen  wird).  Dio  Bcrgwerksbcsiizer  untcrlai^en  aber  daneben  der* 
Geverbesteoer  rom  persönlichen  Yerdienst,  nicht  aach  der  vom  Betriebskapital. 
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G.  C.  UeborsichtoA  der  Bcsteaenmg.  Badeo.  §.  7d. 


§.78.  Die  Reform  der  Gewerbe-  und  C  lassen  Steuer 
durch  Vereinigung  und  U  m  b  il  d  ii  n  beider  zur  „Er- 
werbssteuer" in  1876.  Die  badische  directe  Besteuerung  war 
durch  die  im  Vorausgebenden  dargestellten  Entwicklungen  der 
Gesetzgebung  zu  einem  allgemeiDeu,  alle  Erträp:c  umfassenden 
System  der  modernen  Krti ;i^^s{)esteueriing  auE?gebildct  worden,  wie 
in  Baieru  und  Württemberg,  bie  nimmt  tinanzwissenscbaftlich  be- 
trachtet durch  ihre  EigentbUmlicbkeiten  aber  auch  wieder  eine 
gewisse  SonderstelluDg  ein*  Der  Natnr  der  Sache  nach  kann  man 
auch  in  ihr  zwei  Grappen  nnterscheiden ,  die  mehr  den  reinen 
Ertragsstenereharaeter  trag^de  eigentliche  Bealstener,  die  Grnnd- 
nnd  Geb&ndestener,  und  die  mit  Personalsteaerelementen  verbundene 
Oiassen-  und  Kapitalrentensteaer,  zwischen  welcheu  Gruppen  dann 
die  Gewerbesteuer  in  der  Mitte  steht  >  iudem  sie  Personalstener- 
und  Beal-  und  Ertragssteuerelemente  in  sich  eigenthUmlieh  vereinigt. 
Auch  als  ganzes  System  erscheint  diese  directe  Besteuerung  mit 
ihren  Combinationen  ihrer  verschiedenen  Glieder  vielfach  ingeniös. 
Aber  u.  E.  kann  das  Urtheil  über  dies  System  doch  nicht  anders 
lauten  als  das  obige  (Iber  die  Gewerbesteuer  specicll:  es  ist  Alles 
doch  überaus  gekünstelt,  theoretisch  angreifbar,  practisch  im  Er- 
gebnl-^  willkübrlicb,  das  Ganze  grossenthcils  mehr  eine  Art  Tax- 
system  mit  einer  gewissen  Beriick-siehtigung  der  Leistungsfähigkeit 
der  Pflichtigen,  als  ein  wirkliches  ^Steuersystem,  welches  den  Grund- 
satz der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  und  der  All- 
gemeinheit der  Besteuerung  consequent  durchfuhrt.  Aach  den  Ent- 
wicklungen der  wirthschartlicben  Technik,  der  Oekonomik,  dem 
Wirthschaftsrecht,  den  Bedürfnissen  der  Finanzen  in  einem  moder- 
nen Gemeinwesen  mit  wachsendem  Steuerhedarf  kann  sich  ein 
solches  Ertragssteueraytem  nicht  anpassen.  Diese  Einsiebt  wurde 
denn  auch  gewonnen  und  verbreitete  sich  und  daraus  gingen  die 
weiteren  Beformen  hervor,  zunächst  die  noch  im  Bahmen  der  Er* 
tragsbestcuerung  verbleibende,  die  Yereiniguug  der  Gewerbe-  und 
Classenstener  zur  ,,Erwerb88tener",  dann  der  Uebergang  zur 
Einkommensteuer  und  deren  orgnnisehc  Verbindung  mit  der  ver- 
bleibenden, aber  entsprechend  modificirtcn  Ertragsbesteaerung 
(§•  81). 

Das  neue  Oeset/,  Uber  die  Erwerbssteuer  (25.  Aug.  1870) 
suchte  die  Mängel  der  bisherigen  Gewerbesteuer  zu  beben  und  auch 
die  grosse  Verschiedenheit  der  Belastung  der  bisherigen  Classen- 
steue^  und  Gewerbesteuerpflicbtigen,  letztere  namentlich  in  der 
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Gewerbestener  Tom  persOnlicbeD  Verdienst  (S.  258)  mehr  atuh 
sngleielieD. 

Aach  hier  mass  für  das  complicirle  Finzclne  anf  das  Gesetz  selbst  vt-rwiescn 
verdeo.  Eine  fnte  üebcreicbt  der  wesenüichcu  Puncto  ond  Ncuerongen  giebt 
Levald  a.  a.  0.  S.  789—793,  knner  ?.  Philippovicli,  bad.  Steathhaosb.  S.  119  f. 
Itm  das  Gesetz  nar  bis  zur  Einführung  der  Einkommeosteaer«  1884,  in  Wirksamkeit 
war,  ist  seine  practiscbc  Rudcutung  nicht  !So  urheblicb  gewesen.  Indessen  bat  es 
durch  die  sch&rfcre  Ausbildung  des  Pentoualüteuermomeuts,  wenn  auch  unter  Fest» 
haltnng  des  Ertragssteuercban^rs  der  Ervorbaetener,  der  iänkommensteQer  „den 
Beden  borL-itet"  (Lcwald). 

In  dem  neuen  Gesetz  werde  die  Besteaerang  des  Gewerbebetriebs  mehr  in  eine 
virlliehe  Ertragebeateneniiig  statt  der  Beiiteneniog  naeb  liie«erett  Merinnaleii  Uaflb«r 
gebildet.  Man  wollt  i  iIkm  zwar  immer  noch  nicht  den  wirklichen  (Roiii-) Ertrag  des 
Gewerbes,  aber  doch  den  mothmaasslicbea  unter  oormaleu  Vcrb&ltaiaeea  zu  gcwinneadea 
■itderea  treffen.  An  der  bi»berigen  Dntereclieidung  des  SteueraoscbuM^  fllr  das 
gewerbliche  Betriebskapital  und  für  den  persönlichen  Arbeitsverdienst  hielt  aoch  das 
Ci'^-pti  bei  der  Bcstcncning  der  Gewcrbeanternehmcr  aber  noch  fest.  Es  surbtc  nar 
das  Bctricbaliapital  sicherer  zu  ermitteln,  mit  auf  Grund  ron  Faättioiien,  und  nahm 
daroD  eine  5  "U^ge  Rente  an.  Was  am  Gesammtertrag  darOber  binanaging,  galt  als 
persönlicher  Verdienst.  Scbuldzinsen  durften  nach  wie  vor,  um  den  Chnracter  der 
Enragssteuer  festzuhalten,  nicht  abgezogen  worden,  die  der  Gruud-  und  Geb&udesteuer 
voteriiegendea  Immobillea  fielen  nicht  mit  unter  die  Steuer,  resp.  ee  worden  Abzflge 
wom  Gewerbeertrag,  wo  Immobilien  bei  dessen  Gewinnung  mitwirkten,  gemacht.  Bei 
der  Feststellung  des  Reinertrags  ging  man  darauf  aus«  den  eiuzolwirihschaftlicbeA 
Bonertrag  durch  Berticksichtigung  gewisser  Abzugsposten  rem  Robertrag  zu  ermitteltt, 
bereits  wie  bei  einer  Einkommensteaer.  Die  siil>jective  Steuerpflicht  war  wie  bisher 
geregelt,  so  daj^s  auch  selbständige  Landwirthe  und  in  <r<;wi8sem  ümfaiif^  das  pewerb- 
liche  Hilfspersonal  und  Taglühner  der  Steuer  noch  um  unterlagen.  Nur  zerfiel  diese 
jetzt  in  zwei  Abtheilungen,  ftir  die  selbstfindigen  Unternehmer  (Gewerbetreibende, 
Landwirtbi:':  und  fiir  die  übrigen  Sleuerpflichtiiri-n.  darunter  die  der  bislieripi^n  ClasNcn- 
8te«er  nuterworfenea  Perseaea  (Beamte,  Überale  Berufe  n.  dgl.)  und  die  Gewerbs- 
gehilfen und  Arbeiter.  Die  Unternehmer,  welche  allein  Tom  Betriebskapital  steuerten, 
wurden  so  in  hriherom  Mansse ,  wie  mit  einer  Steuer  vom  fundirien  Einkommen,  ge- 
troifen.  Der  Formalismus  der  Bildung  von  „Steuerkapitalen"  war  beibehalten  worden. 
Die  Rente  vom  Betriebskapital  wnrdo  zur  Bildung  des  Steuerkapitals  mit  dem  20  fachen 
kapitaliäirt.  Kapitalien  bis  700  M.  waren  auch  ferner  steuerfrei.  Der  persönliche 
Verdien>t.  des>en  Re>teaerung  eine  solelie  unfiiadirten  Einkommens  darstellte,  wurde  bei 
der  Kapitaiisirung  zur  Gewinnung  des  Stcucrl<apitals  günstitrer  beii  ui  lelt.  500  M. 
Uiebea  überhaupt  hier  steoerfrei,  die  höheren  Betr&go  des  persiWiiieht  ti  W-rdiensts 
worden  cla^sscnwcise  mit  steigenden  Sätzen  kapitalisirt,  beginnend  mit  rinem  Anschlag 
Ton  1000  U.  für  600—700  M.  Verdienst,  ailmäiig  steigend  bei  höherem  Yerdieost, 
bis  hflchsteas  bis  zum  Achtfachen  (was  nicht  ganz  erreicht  wQrde)  des  Verdienst- 
b -  trags.  Das  lief  auf  eine  Dogressivität  des  Steuerfusses  hinaus.  Ebenso  wurde  das 
bloss  persönliche  Vcrdieusteinkommea  der  zweiten  Abtheilung  der  Erwerbsstcuer- 
pflichtigen  behandelt,  so  auch  in  diesem  Puncto  die  frahcre  höhere  Besteaerang  der 
Oassensteuerccn-?iten  (Beamte,  liberale  Berufe  u.  s.  w.)  gegentlber  der  Steuer  auf  den 
persönlichen  Verdi.nst  der  (Jcwerbetreibcnden  mit  Recht  beseitis^t.  Für  die  Hi  ^t.  uenins: 
der  Landwirthe  blieb  es  bei  den  bisherigen  Grundsätzen  der  Erwerbsbustcucrung, 
daher  Fr<-ih<it  von  der  gewerbliehen  Betriebskapitalsteuer,  aber  Mitbestuuerunt;  des 
persSnlichen  Vcrdiensts,  da  man  an  (b  r  Ansicht  fi  ^tliiclt,  d;is3  dieser  durch  die  Gruad- 
steoer  nicht  mit  getroli'en  werde.  Dabei  wurde  auch  wie  bisher  der  persönliche  Ver- 
dienst nach  Haassgabe  der  Grösse  des  Grandsteoerkapitals  in  gewissen  Stofen  bestimmt, 
ebenfalls  nacli  einer  f£<  wiss,>ii  Prnfrression ,  woraus  sich  eine  zu  scharfe  Besteueruni^ 
grösserer  ländlicher  Besitzer  und  Wirthc  cr^ab  (Milderungen  iu  einem  Gesetz  vom 
12.  Febr.  1880).  —  Schon  mehr  in  der  Weise  einer  wirklichen  Ertrags-  ond  der 
Einkommensteuer  waren  die  Declarationspilichten  an^rcordnet ,  Angaben  des  mittleren 
Werths  des  Betriebskapitals,  des  mittleren  uiulhmaasslichen  Jahrc^crtra^s.  auch  Antraben 
Aber  die  Gewerbsgehilfen  und  deren  Lohn-  und  Gehaltsbezuge;  ahidiche  Aiigabe- 
^ehten  der  Geasiten  der  2.  Abth^lnug  (Nicht-Untemohmer);  bei  Öffentlichen  Beamten 
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6.  B.  0«beiaichtai  der  Beatenerno^ .  Bsden.  §.  78,  79. 


Angabepflicht  der  betreffenden  C&^^e  nnd  Besteoerang  in  Form  des  Abzugrs  bei  der 
Gebaltezahlung  u.  s.  w.  —  Eiaige  besondere  Bestimmungen  fur  Wandergewerbe,  mit 
der  Tendenz  flchSrferer  Behstong.  —  Im  Ergebofss  führte  die  Veranlngnng  nncli 

dem  nfTien  Gesetz  zu  sehr  viol  nöhcren  Steiirrkapitalion  der  Erworhsstener  ^esrea 
bisher  bei  den  beiden  getrennten  ätenern  (bei  der  ganzen  Steuer  um  t>7.4  beim 
Bediebskapitnl  vm  110,  beim  persOnlfeben  Terdieostkapital  um  54%,  s.  Lewald 

S.  793).  Dies  hat  aber  in  Fol^^o  lirr  auch  hier  vorgenommenen  Ermässigung  des 
Steuerfosses  (von  44  auf  20  l'f.  für  100  M.  Stouorkapitnl^  nicht  zu  einer  entsprechenden 
MehrbclaistuDg  der  Ccusiteu  und  Exiragbbteigerung  fur  den  Staat  geführt. 

Auch  diese  badische  „E rw erb ss teuer''  ist  ein  nicht  un* 
iDteressantes  Btenergesebichtlicbes  und  finanzwiBsensebafUiches  £z- 
periment  2iir  Lösiing  eines  ProblemSi  der  directen  Bestenemiig  des 
Gewerbebetriebs  und  seiDes  Bemertrags,  sowie  des  Arbeitsertrags 
anderer  Niehtnntemebmerbenifei  noeh  im  Babmen  der  Ertrags- 
bestenerang,  aber  sebon  mit  dentlieher  Ricbtnng  auf  wirkliche  £in- 
kommenbesteuernng  bin,  zugleich  ein  bemerkenswerther  VerBQch, 
so  die  Sebwierigkeiten  der  directen  Besteoerang  dieser  Berafs- 
classen  in  unserer  Zelt  freier  wirtbscbaftlicber  Bewegung  und 
steeter  Veränderung  der  Technik  und  Oekonomik  zn  lösen. 
Freilich  konnte  auch  dieser  Versuch  nicht  befriedigen.  Da8  Er- 
werbssteuer^esetz  uiitcriag,  wie  das  irUhere  über  Gewerbesteuer, 
doch  in  seiner  iStructur  der  Steuer  und  in  wichtigen  Einzelheiten 
für  die  Bemessung  der  ►Steuerpllicht  theoretisch  sehr  wesentlichen 
Hedenken,  zerhaute  auch  nur  wieder  practische  Sehwieri^L^kritcu  und 
machte  von  unhaltbaren  Fictionen  Gcbrniicb.  Grund  genug,  das» 
die  Entwicklung  bald  darüber  hinweggegangen  ist. 

§.79.  Die  ttbrigen  Steuern  in  der  zweiten  Periode 
1818—1884  und  in  der  dritten  Periode  bis  zur  Gegen- 
wart (1899),  insbesondere  die  Getränkebesteuernng 

und  die  Fleischstcuer.  Ks  wird  bei  der  Darstellung  der 
Entwicklung  dieser  Steuern  hier  gleich  auf  die  dritte  Periode  mit 
hinüber^egrilTen ,  di  s  Zusantmenbangs  wegen,  da  hier  auch  nicht 
solche  einscbneitlendc  principiellc  Aendcrungen  wie  auf  dem  Ge- 
biete der  directen  liestcuerung  erfolgt  sind.  Die  hier  zu  be- 
sprechenden Steuern  unterlagen  auch  in  Baden  den  an  dieser 
Stelle  nicht  weiter  zu  verfolgenden  Aeuderungeu ,  welche  Hadcns 
Zutritt  zum  Zollverein  (183(i),  später  zum  Deutschen  Reiche  (1871) 
mit  sich  brachten.  Aber  wie  im  Übrigen  Suddeutschland,  hat  sich 
auch  in  Raden  die  selbständige  Getränkebesteuerung, 
bis  1887  iUr  Branntwein,  noch  in  der  Gegenwart  für  Bier 
erhalten  und  hat  Baden  auch  seine  eigene  innere  Weinsteuer 
und  seine  Fieischsteuer  als  Staatsstenem  sieh  bewahrt.  Dadurch 
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sind  seine  Finanzen  denen  BaierDS,  Württembergs^  auch  EUasa- 
Lotbringens  ähnlich  geblieben  und  unterscheiden  aie  fticb  yon  denen 
der  Übrigen  deutschen  Staaten  (aach  Hessens,  nur  dass  auch  diese» 
Land  die  eigene  Weinstener  erst  1899  definitiv  aufgegeben  bat). 
Aneh  die  Hundes teaer  ist  in  Baden  Staatsstener,  mit  httlftigem 
Antbeil  der  Gemeinden  am  Ertrage,  geblieben.  Die  Verkehrs- 
bestenerong  (Stempel,  Liegensohaftsaecise,  Ge- 
b  flh  r  e  n  n.  dgl.},  dieErbschaftsstener  sind  fortgebildet  worden. 
So  bedeutsame  ttnd  wichtige  Vorgänge  der  Entwiekinn wie  auf 
dem  Gebiete  der  directen  Besteuerung,  liegen  indessen  in  der  Tbat 
iiier  nicht  vor. 

Das  finauzwisspnschaftlich  Interessanteste,  weil  Ei»:cenartigste, 
ist  die  Weinsteuer  in  ihrer  eigenthtimlichen  Form.  In  dem 
alten  Weiulande,  wie  in  Württemberg,  alteingebürgert  und  nach 
den  ConsumtionsTerhältnissen  auch  berechtigt  neben  der  Bier-  und 
Branntweinstener,  sowie  von  Bedeutung  iiir  die  Finanzen  hat  sie 
freilich  in  Baden,  wie  ttberall,  vor  Allem  ja  in  Frankreich  (Fin. 
ni,  §.  254  ff.^  £rgttn2.beft  S.  100)  ihre  grossen  steoertechnischen 
Schwierigkeiten  gezeigt  bei  der  Zersplittening  des  Weinbaues,  den 
Eigenthttmliehkeiten  des  Weinhandels  und  der  Gonsumtionsweise^ 
bei  der  doch  so  schwer  zu  berttcksicbtigenden  Qualitätsverscbieden- 
heit  des  Weins,  bei  der  nothwendigen  Rücksichtnahme  auf  die 
Producenten  und  Händler  und  auf  die  Eigenbaner  als  Eigencon- 
sunienten  (,,llau8truiik"j,  bei  den  unvermeidlicLtjn  und  doch  lästigen 
Coutrolen  des  Verkehrs,  des  Ausschanks  und  sonstigen  Cousums. 
Die  Erfahrungen  mit  dieser  Steuer,  die  Klagen  der  vtrsdiiedenen 
Kreise  der  Interessenten,  »Steuerptiichtigen  und  Controlirten ,  die 
Ketbrmbestrebungcn,  die  Unpopularität  der  Steuer,  der  verbreitete 
Wunsch,  sie  beseitigt  zu  sehen-  —  das  Alles  tritt  in  Baden  ebenso 
wie  in  anderen  Weinländenii  welche  diese  Steuer  haben,  hervor. 
Das  finanzielle  Bedttrfniss  und  die  für  gerecht,  ja  notb wendig 
geltende  Besteuerung  auch  des  inländischen  Weins  neben  der  Bier- 
und  Branntweinsteuer  lassen  es  gleichwohl  nicht  leicht  zur  Be- 
seitigung der  Steuer  kommen,  auch  in  Baden  bisher  nicht,  in  Hessen 
wenigstens  erst  1899  endgiltig  (provisorisch  seit  1891).  Aber  auch 
uaeh  den  badischen  Erfahrungen  ist  eine  Ausdehnung  der  inneren 
Weinsteuer  auf  andere  deutsche  Länder  oder  die  Einfttbrnng  einer 
allgemeinen  inneren  Reichs- Weinsteuer,  wie  sie  vor  einigen  Jabrea 
geplant,  doch  nicht  durchzusetzen  war,  nicht  gerade  etwas  Ver- 
lockendes.   Die  steuertechnischen  Schwierigkeiten  einer  richtigen 
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Weinsteuer,  die  Controlen  und  VerkchrsbeläKtigmi^^ei]  ergcbeinen  als 
ßchwerwiegende  Bedenken ,  die  bei  keiner  Form  der  Weinsteuer 
yerachwindeDy  wenn  auch  bei  den  einzelnen  Formen  in  Terscbie- 
dener  Weise  und  in  verschiedenem  Maasse  hervortreten.  Ein  Voi^ 
zng  der  badisehen  Weinstener  —  aneb  gegenüber  der  wUrttem- 
bergiscben  (S.  212)  nnd  der  neueren  hessischen  (8.  n.  §.  99)  — 
iet  die  Mitbesteaerang  anch  des  privaten  Weinconsums,  statt  der 
blossen  Bestenerong  des  Wirthshanseonsams,  ferner  die  Dnreb- 
ftthrong  der  Steuer  mttgliebst  als  wirkliebe  Verbranebsstener,  nicht 
als  Prodnetlons-  nnd  Handelflstener.  Aber  ein  wesentlicher  Mangel 
liegt  in  der  fehlenden  BertfeksiebtigaDg  der  Qaalität,  die  zwar  frtther 
bei  der  Weinaccise  stattgefunden  bat,  doeb  wegen  za  grosser 
Schwierigkeiten  fallen  gelassen  worden  ist  (1858).  Die  im.Lanfe  der 
Zeit  bis  In  die  (Segenwart  eingetretenen  Veränderungen  haben  nur 
einzelne  administrative  Pnncte,  nicht  die  Grundlagen  getroffen  nnd 
dort  Einiges  verbessert.  Doch  viel  hängt  eben  von  den  unver- 
meidlicLen  l)ediDgungen  einer  inneren  Weinsteuer  ab  uud  läsßt  sich 
nicht  wesentlich  verändern  und  verbessern. 

Seil  deu  Accibl'-  und  ÜlimgL-ldorduungcD  von  1812  hat  sich  dio  Gosetzpcbung 
und  vollends  das  V»  lürdnungswescn  vielfach  mit  der  Weiiisteuer  beschäftig. 
S.  n.  A.  Gesetze  vom  14.  Mai  l??2r..  22  Juni  1826.  31  Juli  1828,  bes.  6-  Ai)r.  ^A, 
19.  M&n  1S58,  Codihcation  im  Ocsetz  vom  19.  Mai  1882.  Gesetze  vom  27.Jnll  1888, 
7.  Jüiii  1892.  Wiederholte  amdiche  ZasammeiiütellooKeti  der  fesctzlichen  ond  Ter^ 
ordntinir^vorschriften  in  pocrcn.  ,.^^■(•in^f'^lIero^dnunf!;el^*,  tim  für  Verwaltung  und 
Publicum  die  verwickelte  31atcric  mit  ihrer  Mcoge  von  Specialbeatimmaogen  Uber 
die  Verpflichtangen  der  Bestenorteii  und  die  Controlen  ttbenichttfch  za  machen,  eine 
Nothweiidi?l.i'it .  welche  an  sich  schon  eine  missliche  Seif«'  diLscr  Steuer  offenbart. 
Im  Jahre  1849  wandte  sich  die  politische  Strömung  u.  A.  mich  besoadcrs  gegen  die 
Weinsteuer.  Ein  Versuch,  die  bisherige  Gesetzgebung  aufzuheben  and  dtirch  ein 
Faoschsystem  zu  ersetzen,  misslaug  iodeaseil  durchaus,  es  folgte  schon  1849.  freilich 
init  «ntor  dem  EmfltisH  des  Rückschlags  gegen  die  polilisclu  ti  \\'irren,  die  Wieder- 
berstcliung  der  alten  Gesetzgebung.  In  den  grundlcgcnUea  Hauptpunctcu  ist  diese 
denn  nach  bis  jetzt  in  Kraft  geblieben.  Sic  ist  in  ihrer  Ausgestaltung  im  Einzoloen 
nur  aii<5  den  (I«  ^etzcn.  Verordnungen  und  den  Weinsteuerordnun^ri  n  L  nnon  zu  lernen. 
Gute  Zuäammeufasüuug  der  Bu^timmungeo  am  1858,  nach  der  damaligen  Woiosteuer- 
ordnong  von  1858,  bei  Begenaaer,  §.284,  285  (Statistik),  S.  455  (T.   8.  sonst 

V.  Reden  a.a.O.  S.  336  ff.  (über  die  Vorgtog«  1848.  1S19).  v.  Phili  ppovich . 
Badens  Staatshaush.,  S.  37,  134.  187.  212,  v.  Mayr,  Art.  Weinsteuer  im  Wörterb. 
d.  Verwalt.  II,  923  (gute  knappe  Darstellung  der  technischen  Structur  der  geltenden 
>\'einsteucr') ,  dors.  im  Erg.b.  1,  S.  8'2r).  v.  llc  <  kcl.  Art.  WVinstener  im  II.  W.  d.  St. 

VI,  663,  Zell  er  im  Schönberg  sehen  Handbuch,  4.  A.,  Ii.  III.  1.  Abth..  S.  515, 
Fin.-arch.  ß.  9,  1892,  S.  523.  Statistik,  die  zur  Bcurthcilung  der  Steuer  und  ihrer 
Oiiedcr  von  ßedeotung  ist,  n.  A.  im  Statist.  Jahrb.  Badens. 

Die  badische  Wotnstciirr  rrrfSllt  in  die  Acrise  tind  das  Ohm  gel d.  J 
trifi^  allen  steaerpflichtigcn  Wein  —  frei  ist  der  Eigenverbrauch  des  Weiobauera  selbst 
«nd  in  beschrlniitera  Maasse,  nemlich  wenn  er  uicht  ans  frischen  Trauben  hergestellt 
ist  der  sogen.  Ilaustnink  für  den  Eigenbedarf  und  für  die  Wcinstellung  an  land- 
wirthschaftliche  Hilfsarbeiter,  ferner  auch  sonst  der  Wein  in  gewissen  Specialfällen. — 
Das  Ohmgeld  tritt  beim  Wirthsausschank  und  Kleinvcrkauf  (d.  i.  in  Mengen  bis  zu 
20  I.)  hinzn.  Eifinzongubgaben  sind  WeinstenemeTBen  für  beide  genannte  Stenern 
Ton  Wixthen,  velche  anter  gewissen  Bedingangen  gesetzlich  zalfisaig,  practisch  aber 
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venig  üblich  und  jetzt  fast  im  Yerschiriaden  begriflen  sind:  ferner  Aversen  der  Weia- 
hlndlAT  für  den  eigenen  Hao&verbrauch ,  von  «tvu  grösserer  practischcr  and  finan- 
zieller Bedeutung.  Der  Wcinhandel  im  Grossen  genie^ht  far  seine  Keller,  wobei 
Weinhandlungskeller  für  Abgabe  rou  Wein  für  wenigstens  20  1.  und  Weinlagerkeller 
Ar  Al^abe  lon  mindesteos  1000  l.  unterschieden  wecdeo,  antar  gewiiaen  BtidUtgungeik 
Steuerfreiheit,  der  Händler  miiss  dafur  Patente  nehmen,  für  welche  Jabreagebuliren 
2u  entnchtcn  sind.  Das  btcnerobject  bildet  der  Naturwein«  Trauben-  aad  (JlstweiOf 
avch  Mo6t«  ferner  Knnstveio,  dessen  FabrüntioD  joogbt  Muserdem  noch  efner  beson- 
deren bteucr  uiiterworfeu  Würden  ibt  (s.  u.V  Die  eigentbamlicbe  Bobteuerungbrurm 
ist  die  der  Einlagesteuer,  der  Steuerpflichtige  derjenige,  welcher  mm  Frivat- 
consum  und  als  Wiith  und  Weinverkäufer  zum  Ausschank  und  zur  Abgabe  im  Kleinen 
(bis  20  1.)  Wein  einlagert.  Daher  eobprechende  Anmeldepflichten  des  Weinrersands, 
der  £inlagerung,  Transport-  und  KellerrfMitrolen,  Verpflichtung  zur  Entnahme  von  Begleit- 
scheinen, deshalb  auch  umfassende  k^iralbestimmuugcu  bei  Verst&saeu  gegen  diese 
Gontrol-,  Anmelderorbchrifken  n.  e.  v.,  alles  das  das  Odiose  und  doch  Unrermeidlicbe 
bei  dieser  Steuer.  Für  Wein  aus  anderen  deutschen  Landern  und  bedingt  fUr  aus- 
i&udiacheo,  vctitollten  Wein«  von  welchem  die  erste  Einlage  bei  unmittelbarem  Bezog 
MM  dem  Aaslande  stenerfrd  ist«  ueten  die  inneren  Weinsteoem  hinza.  Der  Stener- 
Satz  wird  im  I'inan/.gesi;t/.  festgestellt,  3—4  mal  hölier  fi.r  Wein  als  für  Obstwein, 
in  neuerer  Zeit  bciw.  lur  das  Liter  3  Pf.  und  0.9  Pf.  Accise  und  2  Pf.  und  O.G  Pf. 
Ohmgeld.  In  nicht  unerheblichem  Maasse  wird  die  Weiusteuer  creditirt.  Der  ausser 
Landes  gebende  W'ein  ist  unter  der  erforderliche  Controle  steuerfrei,  bczw.  erhält  er 
Kilckvergutung  der  be/ahlt'-n  Sf.Mjfr  Die  Behandlun?  des  Eigentrnnks  des  Wein- 
bauers und  des  Uau>trualki)  hat  auch  in  Baden  ächftit^iigkeiten  geboten.  Ein  Cieset2 
rom  27.  Juli  1888  hat  für  den  Uaustrunk  weitere  Befreiung  gew&hrt.  Vom  Ertrag« 
der  Weinsteuer  kommt  ca.  */, — ''^  vun  der  Accise,  der  Uest  prös&tentheils  vom  Obm- 
geld,  also  vom  Winhshaosconsam  Cl^urcbächnitt  von  1887 — 96  1.254.000  M.  Accisot 
51&000  M.  Ohmgeld,  120.000  M.  erediürte  Steaer,  25.000  M.  AcciMtenen  der  Wdu- 
händier,  1775  )L  Patcntgehühf  flir  WoinlagerheUer,  478  M.  Avcisen  ron  Wirtheo, 
zusammen  1.926.000  M.). 

In  jüngster  Zeit  ist  die  Frage  der  Kanstweinbestenernng  auch  in  Baden 
schon  stärker  hervorgetreten  und  hat  sie  zu  einem  positiren  Ergebniss  geführt,  im 
Gesetz  vom  27.  Juni  18'J2.  !>!ese  Fabrikation  ist  conr»  -<i.inspflicbtig  und  unterliegt 
der  Erlaubaiasscbeiu  einer  Jahtesgebubr  von  50  H.  Die  Steuer  wird  vom  fertigeji 
Product,  dem  geworbsrnSsoiif  ans  getrockneten  Weinbeeren  hergestellten  Wein,  Trester- 
wein,  Hefenwein  und  sonstigem  kiuibtliclien  N\'ein,  zum  Satz  von  C  M.  fiir  das  Hekto- 
liter erhoben,  also  in  höherem  Satz  als  fUr  natorlicben  Txaubenwein  die  Weiosteaer. 
Anf  den  Tranbport  vnd  anderweite  Einlage  des  Konstveios  finden  die  Vorschriften 
des  Weiiibteuergesetzes  Anwendun;;.  Umfadscndo  SpcciaUurachririen.  S.  das  Gesetz 
im  Fin.arch.  Ü.9,  1892,  8.526  ti.  mit  Mot.ven.  Auch  r.  Mayr,  W Orterb.  d.  VeriraJtg. 
£zg.bb  2,  S.  325,  v.  He  ekel  in  dem  gen.  ArUkel 

Finanziell  erbeblicb  wiehtiger  als  diese  Weinstener  ist  anoh  in 
Baden y  wie  in  Württemberg; ,  die  Biers  teuer  im  Laufe  dieses 
Jabrbnnderte  geworden.  Ibren  Ertrag  beziebt  dieser  Staat  wie  die 
drei  anderen  süddeutschen  Staaten  anch  nacb  der  Erricbtnng  des 
Deutschen  Reichs  ebenfalls  allein  fttr  sieb.  Daraus  ergeben  sich 
für  das  Land  analoge  Vortheile  Norddeutscbland  gegenflber  wie 
in  dieseo  anderen  i^taateu.  Die  badische  ßiersteuer  hat  wesent- 
liche tecbniscbe  Wandlungen  seit  1812  durchgemacht.  Aus  eiuer 
orsprUnglichen  Malzsteuer  nach  der  Accise-  und  Obmgeldordnung 
von  1812  ist  sie  1825  in  eine  Steuer  vom  fertigen  lücr  umgebildet 
worden,  doch  so,  das?«  nicht  letzteres,  sondern  der  Biersutt  nacb 
dem  Jluliait  der  Braugei^ässe  zar  Bemessung  der  Steuer  m  Uiunde 
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gelegt  worde  (Bogen.  Kesselsteiier).  Diese  Stenerform  hat  sieb 
lange,  erhalten,  mit  kleineren  Modifieationen  (Hattptgesetz  von  1845), 
yerschiedenartigen  Refonnhestrebangen  und  anch  einem  legislatiren 
Versneb  in  1848  gegeoUber,  die  Bierstener  in  Aversalbeträgen  zu 

•erheben,  ein  Versuch,  der  uoch  im  Jahre  1848  selbst  wieder  der 
alten  Form,  nach  dem  Gesetz  von  1^45,  wich. ^)  Bestrebungen, 
zur  Malzsteuer  zurückzukehren  und  datui  nach  dem  baierischen 
Muster  vorzugehen,  treten  in  der  ganzen  Zeit  wiederholt  iiervor, 
landi  n  aber  in  der  vorherrschenden  Kleinbrauerei  des  Landes  nicht 
unbedingt  immer  Cnterstützung.  Ein  bezüglicher  Gesetzentwurf 
wurde  im  Landtag  1884  abgelehnt.  So  ist  die  Form  der  Kessel- 
steuer, nach  dem  Gesotz  von  1845,  bis  fast  in  die  Gegenwart  ge- 
blieben, bis  es  endlich  jüngst  im  Jahre  1896  gelangen  ist,  die  Bier- 
Steuer,  in  die  Form  der  Malzstener  hinüber  zu  bilden.  Damit  isl 
diese  Form  in  SflddentsehUuid  noeb  weiter  als  bisher  znr  herrsehenden 
geworden :  eine  niebt  unwichtige  Tbatsache  fittr  die  über  knns  oder 
lang  kaam  yermeidliebe  Reform  der  Beicbsbierstener  in  Kord- 
dentscbland.  In  der  nenen  Steuer  besteben  Abstnfongen  des  Steuer- 
satzes, mit  der  Tendenz,  mittlere  und  kleinere  Brauereien  su  er- 
leichtern, wie  in  der  neuesten  Biersteuergesetzgebang  Baiems  und 
Württembergs  (S.  169,  213). 

Die  Uaupteresctzc  sind  nach  der  Ordnung  ?on  1812  die  ?oiii  11.  Mai  1825, 
besonders  vom  28.  Febr.  1845,  das  nach  dem  missluoirenen  Versuch  luit  Arcrsen  ia 
1848  alsbald  wieder  in  Kraft  trat,  jetzt  ?om  90.  Jnoi  189G.  Dazu  eiogehendc  Voll- 
zuirsyerordnuncen  im  Anschloss  an  die  Gesetze  (atifli  zum  lof/ton  (ie"=5etz  vom  29.  Juli 
1896)  uud  Yerordoungcn  Uber  Eiozolheitca ,  die  Uontrolen,  Krhebungsveise,  Steuer- 
eradfte  mehrfach  auch  in  der  Zwischeozeit,  beBoodora  nm  die  Gontrole  and  Erhebong 
der  Kessolüioucr  für  die  Brauer  zu  erleichtern.  Der  Steuersatz  wurde  meist  und  wird 
noch  jetzt  iti  den  Finanzgesetzen  festgestellt.  S.  Regenaucr  i;^.  286.  287.  S.  462  ff.» 
V.  Beden  S.  335  ff.,  t.  Pb ilipporich,  bad.  Staatshaush.  S.  25,  133,  212.  bes.  der 
eingehende  Art.  Biersteuer  von  r.  May  im  H.  W.  d.  St.  B.  2,  S.  582  ff.,  Art  Brau- 
Steuer  im  Wörterh  d.  Verwalt.  I.  244.  roo  v.  Mayr,  ders.  Erg.b.  3,  S.  53  ff.,  mit 
der  Angabe  der  legislativen  Materialien,  Zelle r  in  Schöiiberg's  Handb,  4.  A.,  B.  3, 
8.  536.  Das  Gesetz  von  1845  mit  Vollz.-V.  und  mit  der  Veierdn.  rom  10.  Nof.  1849 
in  dem  gen.  Handbuch  von  1>^58,  S.  283  ff.,  dVyofz«ntwurf  von  1884  mit  Repründonir 
und  Landtair&bericbt  im  Fin.arch.  B.  1.  1884,  S.  351,  844,  üeieU  von  1S9C  eb-  £.  13, 
1896,  8.  676  ff.«  mit  Vollz.-V.,  Bograndung  and  Bericht  Dies  Gesetz  auch  in  amt- 
licher Sonderausgabe  mit  den  yollz.-rorschr.  1896. 

Mit  der  frilhLTen  Kesselsfouer  von  der  Bierwürze  nimmt  die  badiscbe  Biersteuer 
eine  besondere  Stellung  in  Deutschlaud  ein  (s.  dos  üosetz  von  1845).    Die  Coutrole 

Man  wollte  wie  bei  der  Weinsteuer  vorgehen,  wo  der  Versuch  ebeuso  misa» 
lang  (S.  264).  Die  Bierbrauer  einer  Gemeinde  sollten  einen  Verein  bilden,  der  mit 
bindender  Kraft  zQ  beiicblieasen  hltte,  wie  die  dem  Verein  znr  Last  fallende  Snmme 

Steuern,  berechnet  nach  dem  Durchschnitt  der  let/(<  n  5  Jahre,  unter  die  Mitglieder 
umzulegen  sei:  „System  der  Selbstverthcilung  von  Bau^^l)SQmmcn  unter  die  Pflichtigeu'* 
unter  Sammtvcrbindlichkcit  ((jes.  v.  28.  Juni  1848,  we^cu  Undurchfubrbarkeit  pron- 
sorisch  bereits  im  September  1848  und  später,  1849,  1850  definitiv  aasser  Wirksam- 
keit gesetzt  S.  n.  A.  Commi88.ber.  in  d.  Landtagslcammer  1896,  Fin.arch.  B.  16.  S.  720). 


^  kjui^uo  i.y  Google 


Zweite  Periode  1818  ff.  Bienteoer. 


367 


-«streckt  sich  dabei  auf  den  ganzen  Braoprocess«  die  Braugefasse  sind  nach  ihrem 
Remniiilialt  untlich  zu  eichen,  dieser  so  festgestellte  BeanlBbalC  ist  denn  maassg'ebeDd 

für  die  Steuorbemessung,  die  Feuerangen  stehen  nnter  stcueramtlicbcm  Verschluss.') 
Jeder  Sn«  ist  anzumelden.    Ein  „Biersutt"  ist  „diejenige  Quantität  Bier,  welche  in 
dem  zur  ]U:reituiig  desselben  rerwendeteu  Braugcfäss  [KessclJ  vor  duui  Beginn 
der  Abkahlang  mit  einem  Male  erzeugt  wird"  (Gesetz  reo  1845,  Art.  3). 
Eine  Vermehrunfr  der  cr;re!ifrti  n  FUlssigkeit  (im  Brana-pfä^  oder  in  dpn  znr  Abkühlung: 
und  Gährung  dienenden  Ucrätheo),  mit  Ausnahme  der  zur  (iäbrung  erforderlichen 
Zositze,  Ist  Dotersagt,  sobald  die  Eotleeronf  des  Bnngeftsses  beheb  der  Abkühlung 
augefangen  bat.  Y^  rw  nJun^'  von  Malz-snrrofr.iten  war  znlJlssiir.    Die  Sfein-r  war  vor 
Beginn  der  Feuerung  tu  entrichten,  doch  worden  für  das  im  Januar  bis  M&rz  gebraute 
Bier  viennonetUcbe  Gredite  eingeftbrt.  Dmfangreiche  und  einschneidende  Beetinninnfen 
.Uber  Verpflichtungen  der  Brauer,  Controlen,  Defraudationen,  Strafen:  das  besonders 
Xi.liüse  der  Steuermethode.    Der  Stetiersatz,  nach  dem  Uos.  r.  1845  5  kr.  (143  Mark- 
pfeuuig)  von  der  „Stutze"  des  Rauminhalts  des  Braugefässes  (1  Stutze  ^  10  Maass 
B  15  1.).  ist  sp&ter  in  den  Finanzicesetzen  vcr&ndcrt,  namentlich  1870  und  1880,  hier 
.um  50'',,   Thöht  worden,  von  20  auf  30  Pf.  fnr  l",  1.  Raiiminliah .  d.  i.  2  M.  für 
das  üektulucr.  i>a  aber  die  wirklich  gewonnene  Biermenge  notorisch  hinter  der  nach 
dem  amtHchen  Keaseliehalt  zn  rentenemden  Menge  erbeblieh  zarQckblieb  (?.  May 
a.  a.  0.\  ■weg-en  Abf,'äii£r<'n  u.  s.  w.,  stellte  sich  die  wirkliche  Steaer  wesentlich  liölier, 
nach  neueren  Schfitzungeu  auf  3  M.  20       Auf  diesen  Betrag  war  auch  die  Steuer 
für  fertiges  Bier  und  die  öebcr^angsstener  ren  Bier  aos  anderen  deutschen  Staaten 
gestellt,  niedriger,  aber  den  u-  lu  i-^s  zu  niedrig  der  ßUckrergUtungssatz  bei  der  Aus- 
fuhr badischen  Biers,  auf      M.  .")0  Pf.    Din  Klasren  der  Brauer  wenfleten  sich  he- 
eottders  gegen  die  Coiurolea,  ljui  dunen  gleich  wühl  möglichst  Etkichlcrungen  gewahrt 
wafen,  dann  gegen  die  Hemmnisse  fir  den  technischen  Fortschritt.    Wollte  man.  um 
die  Steuerlast  relativ  zu  erleichtern,  mehr  Ri<»r  aus  einem  Sutt  anshrinpen  ,  so  durch 
NachftUien,  soweit  das  erlaubt  war,  so  schädigte  man  diu  (Qualität  des  Biers  (s.  diu 
Bcgrundttnfr  des  Gesetzentwürfe  ron  1884).  Diese  Umstftnde,  aach  das  Bedürfhiss,  die 
kleineren  Ilrauoreien  in  der  Cüncurr<uiz  mit  den  ühiTal!  bieprcirhen  Grossbrancroien 
zu  stärken ,  führte  schliesslich  zur  neuesten  Biersteuerreform,  was  um  so  bemerkeue- 
werther  ist,  als  der  analoge,  auf  Einführung  der  Malzstener  abzielende  Gesetzentwurf 
von  1884.  mit  ans  RUcksicbt  auf  die  Opp<^ition.  die  er  bei  den  Kleinbraoereien  ge- 
funden, s.  Z.  im  Landtage  nicht  durchgedrungen  war.  In  diesem  Entwürfe  von  1^>^4 
war  bereits  da^i  baicrischc  System  (s.  o.  S.  IGT),  Deatcueruiig  des  zur  Bierbereituug 
hestinimten  ungebrochenen  Malzes  bei  bezw.  unmittelbar  vor  der  Schrotnng,  doch  im 
Unterschied  von  Baiern  die  Gewicht-,  nicht  die  Voliimeubesfeuerung,  angenommen 
worden,  Malzsurrogato  sollten  ebenfalls  verboten,  für  unterg&hrigcs  Bier  auch  nur 
Gefstenmalz  zullssig,  das  Brechen  des  Mdtes  nor  anf  ftlfentliehen  Htthlen  der 
^jewerbbrnrissiRon    Miillcr    und    auf    den    von    der    Sfeuerverwaltung  besonders 
bewilligten  Friratmalzmuhlen  gestattet  sein.    Selbstthätige  Wägeapparate  galten  noch 
nicht  als  genagend  herstellbar,  weshalb  sie  bei  der  yolamenbestenerang  nicht 
allgenein  angewendet  werden  konnten.    Doch  waren,  wie  in  Baiern,  mechanische 
M'^ssapparatc  zulü'-sig,  deren  Ergebnisse  dann  um  dem  Volumen  ins  Gewicht  um- 
gerechnet werden  sollten.  Der  Steuersat/  sollte  auf  10  M.  für  lUO  kg.  ungebrochenes 
Mal?  geteilt  werden,  ein  Satz,  den  die  Regierung  zur  Erzielnng  nicht  eines  höheren, 
ab-  r  des  i^leichen  Ertra^-s  wie  bei  d.T  bi>liiTiL'en  Kessel^teiier  für  n&thig  hielt.  Der 
Üaxi  wurde  als  zu  hoch  beanstandet,  man  wollte  U  il.  statt  seiner.    Mit  an  diesem 
Punete  scheiterte  das  Gesetz.  (8.  Begrttndung  Fin.arch.  B.  1,  S.  865,  Bericht  im 
Landtag:  und  über  die  dorti»;en  Vcrhandluimen  und  das  durch  blossen  StichMktscheid 
der  Präsidenten  herbeigeführte  ablehnende  Ergcbniss  eb.  S.  844  ff,) 

In  dem  iieuen  Gesetz  von  1896  ist  man  im  Wesentlichen  auf  den  Entwarf  von 
1884  zurücLgekommcn,  so  auf  die  Methode  der  baierischcn  Malzstener,  das  Verbot 
der  Malzsurrogate,  die  Zulassunier  nur  von  fierstentnalz  für  Br.ninl)ier.  Die  wichtigsten 
Abänderungen  betrafen  den  Steuersatz,  der  jetzt  nach  ljaierisch-wurttLUjberfj:ischeni 

1848  wurde  versucht,  davon  abzusehen,  wenn  alle  Bierlirauer  eines  Orts  sich 
schriftlich  verbindlich  machten,  „auf  Ehre  und  Gewissen"  auch  ohne  diesen  amtlichen 
YeneUn«  kein  Bier  ohne  rorheifge  Anmeidang  nnd  Venteoemnfc  ta  braaen,  vas 
alNsr  aneh  nicht  ansfddite.  iß.  den  oben  gen.  Gommi8B.ber.  reo  1896). 
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VoTfMf  ebenfalls  als  StaffekaU,  aber  mit  noch  etvas  frOsserer  Differeoz  der  Steuer* 

8&tzc,  zn  Gunsten  der  KleiitbranL-r.  als  in  diesen  beiden  anderen  Staaten,  cinperichlet 
ist  £r  bewegt  sich  daraach  zwiacbea  8  ood  12  M.  fOr  100  kg.  Mak,  aemlicli  8  M. 
Ittr  die  ersiea  250  D.-O.  rom  Oeüammtrerbraiicli  daea  Braaerdgescblfb  tn  einena 
Kalenderjahre,  10  M.  für  die  folfrendcn  1250  D.-C,  11  M.  für  den  weiteren  Betrag 
bis  zu  5000  D  -C,  12  M.  für  den  darüber  hinausgehenden  Betrag.  Aach  bei  diesen 
Sätzen  gii>g  uiau  ron  der  Absieht  aus,  den  bisherigen  Steucrertrat;  dem  Staate  zu 
siehero*  Eine  besondere  Beirunstigung  hat  die  immer  nocb  etvas  roiiommendo  kleine 
Haubbrauerci  zum  eigenen  Bedarf  für  obt  r^äliri^:<  s  Bier,  wenn  nicht  mehr  als  5  D.-C. 
Mal2  im  Jahre  Ferwendct  werden,  erfahren.  Der  Steuersatz  ist  hier  nur  2  M.  fiir 
den  Doppel-Gentner.  Den  Fertscbritten  der  Technik  entsprechend  sind  jetzt  ferner 
auch  mechanische  Registrlrapparato  fttr  Pri?atmalzmilhlen  zur  unmittelbaren  Fcst- 
steliuDg  des  üewichts  zugulasseo ,  doch  nicht,  wie  in  ßaicro,  obligatorisch  gemacht. 
An  dem  Gewicht,  statt  des  Yolnmen.  als  Basis  der  Malzstener  ist  festgehalten  worden. 
Auch  die  Siit/e  der  SteuerrUckrenrUtungeu  sind  abfcebtuft  worden .  so  für  das  Hekto- 
liter Branntwein,  wenn  Malz  zu  11  M.  versteuert  war.  2  M  GO  Pf,  wenn  zu  12  M. 
2  M.  75  Pf.,  wenn  zu  niedrigeren  SäUen  2  M.  30  Pf.  (Veroidn.  vom  12.  Sov.  18b6). 
Der  Steuersatz  bei  der  Einfuhr  von  Bier  aus  anderen  deutschen  Staaten  ist  3  M.  20  PlfL 
für  das  Hektoliter  geblieben.  {S.  die  legislativen  Materialien,  mit  vielerlei  interessanten 
statistischen  Daten  und  Einzelheiten  ausser  in  den  Landtagspapiercn  im  13.  B.  des 
Fin^ch.  a.  a.  0.) 

Die  AbstofoDg  cter  Stenerstttze  bei  solehen  indireoten,  an  deo 
ProdaetioDsbetrieb  sieh  ansehliesBenden  Verbrauchsstenent,  wie  der 
hier  besproobeneD,  ist  immerhin  von  allgemeiner  finanzwissensehaft- 
lieher  Bedentnng,  theoretisch  ond  principieli  wie  historisch  nnd 
practisch  betrachtet.  Es  wird  nun  eben  auch  hier  die  suhjective 
LeistUDgstäiiigkeit,  bier  die  der  eiiizelncu  Brauerei,  berücksichtigt 
oud  zwar  auch  mit  in  der  „socialpolitisehen"  Absicht,  im  Con- 
currenzkampf  die  Klein-  und  Mittelbrauereien  gej;en  die  Gross- 
braiiereien  zu  btärkeu.  Ob  und  wie  weit  anf  diese  AVeise  mit 
Erfolg^,  steht  freilich  dahin.  JedeufallM  liegt  aber  auch  hier  wieder 
ein  practiscbes  Beispiel  vor,  wie  die  Gesetzgebung'  dem  social- 
politischen  Gesicbtspunct  in  der  Besteuerung  lUchnung  trägt,  — 
dem  vieltach  angegriiTeueD  priucipiellen  ötandpuncte  dieses  meines 
ganzen  tinanzwissenschaftlieben  Werks  gemäss. 

Von  weit  geringerer  fiDanzirllcr  Bedeutung  als  die  beiden 
anderen  Getrünkestenem  war  in  Baden  nach  den  Productions*  wie 
Consumtionsverbttltnissen  des  Landes  die  dritte  Getränkesteuer,  die 
Branntweinsteuer  aach  in  der  frtthereo  Zeit  vor  dem  Beitritt 
Badens  zur  Reiehsbranntweinstener  (1887),  yollends  vor  der  neueren 
Einftahrang  der  Steuersätze  (1879,  1883)»  von  wo  an  der  Erbrag 
immerhin  erheblieh  wuchs.  Kamentlieh  die  Rttcksieht  auf  die  zahl- 
reiehen  kleinen  Brenner  des  Beb-  und  Obstbaues  bat  die  ganze 
Zeit  hindureh  an  der  alten  technischen  Einrichtung  der  Steuer  fest- 
balten  lassen,  bei  welcher  das  fisealisehe  Interesse  ganz  hintan 
stand:  die  Steuer  wurde  nach  dem  durch  amtliche  Eichung  er- 
mittclteu  RaumiuLalt  des  Breuugcl'ässes  (Kessel,  Blase)  als  sogen. 
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KeBselgeld  oder  Blasenzins  erbobeD,  für  eine  bestimmte,  im  Lauf 

der  Zeit  verschieden  bemessene  Dauer  des  Betriebs  (Besteuerung 
nacli  der  Methode  des  sogen,  pauschalirtcn  Iilascuzicse^j.  Dabei 
hteUt  sich,  wegen  der  verschiedenen  Technik  der  einzelnen  Brenne- 
reien, die  Steuer  bei  letzteren  sehr  verschieden  heraus,  was  wieder 
einen  hohen  Steuersatz  misslich  macht,  vAim  Theil  ausschliesst. 
Auch  die  später  erfoliL^te  Rerüikisichtigung  der  Art  der  Kessel  und 
der  damit  in  Vei biiidung  stehenden  technischen  Apparate  (Vor- und 
Maischwärmer,  Dauipl  betrieb),  wonach  sich  die  Leistungsfahi^^keit 
der  Kessel,  die  Kosten  der  Production  wesentlich  differeozircn,  und 
die  AbstufuDg  des  Steuersatzes  hiernach  hat  die  Mängel  dieser 
Steuerform  nur  gemildert,  nicht  beseitigt.  Mit  der  späteren  Er- 
höhung der  Steuersätze  musste  die  Steueri'oi*m  noch  mangelhafter 
werden,  obwohl  man  der  Verschiedenheit  der  Prodaetions*  nnd 
technischen  Verhältnisse  nach  MttgUobkett  Reebnnng  trog. 

Geoanere  Verfolgung  der  Entwicltliuif  der  badiseben  Braniitvefiisteiier  viid  Ihrer 

VcräoderunKcn  mii^ea  wir  uns  hier  bei  dem  n  lativ  ecriiifrca  allgomcineri:ii  finaaz- 
wissenscbaftlicheo  luteresse  und  weil  die  Daratollatig  auf  KinzLlhcitL-ii  eingehou  muss, 
um  Alles  verständlich  zu  machen,  vertiagen.  Die  Hauptji;^obct/e  bind  die  Accis-  und 
Ohmgeldordniug  von  1812.  Gcsc-t/e  v^om  14.  Mai  1828,  vom  22.  Juni  1837,  26.  MlfZ 
1852,  18.  Dec.  1879  (Erhöhung  der  Steuereät/.e\  24.  April  1882  (des«l.).  S.  Regen - 
auer  §.  288,  S.  467,  r.  Philippovich,  bad.  Staabbaubh.  S.  38,  131,  bes.  J.  Wolf,  - 
Branntweinsteuer  S.  111—116,  r.  Mayr,  Alt  Bntt&tveinflteQer,  WOrterb.  d.  Verwalt. 
I,  235.  I'ie  zuletzt  bestehenden  Steuer? ätze  waren. gegen  früher  auch  mit  Rücksicht 
aaf  die  Wein-  und  Bier^tuuenätze  erhobt  worden,  weil  die  älteren  zu  letzterea  im 
Mittrerblltnfse  standen,  sdbst  absohit  niedriger  als  der  WdnatenerBatz  waren.  Die 
neuen  Sätze  waren  zuletzt  4  Pf.  rom  Liter  des  Kesscliubalts  fUr  eine  6-tflgige  Brenn- 
periode bei  einfachen  Kesseln  ohne  Vor-  und  Maischwärmer,  d.  h.  bei  Uber  99 
aller  Brennereien,  bei  Kesseln  mit  solchen  8,  bei  Dampf brennercien  16  Pf.  Ihre 
ErglDznnf  fand  die  innere  ßranntwcioäteuer  durch  die  Uebcrgangsabgabe  ron  Brannfp 
wein  aus  dem  Übrigen  DeutAcbland ,  deren  Satz  auch  urli&ht  worden  war.  Von  dem 
seit  1880  nach  der  Steuereihflbung  sehr  gci>tiegeuen  Ertrag  der  ganzen  Steuer  fiel 
der  HaoiMtbeil  auf  die  Oebergangsabgabo.  Mit  dem  Eintritt  Badens  in  das  jBeichs- 
steuergcbiot  erfolgte  eine  sebr  Iradetitende  Erbftbnng  der  bisherigen  Sieaer,  tam  Tbell 
um  das  G- fache. 

In  Baden  wie  in  Sachsen  hat  sich  anch  noch  eine  innere 
Fleischstener  als  Staatsstener  bis  znr  Gegenwart,  trotz 
mancher  Anfechtungen  nnd  vorflbergehender  Anlhebung  in  1848  bis 
18M),  ans  der  Aecieeordnnng  von  1812  her  erhalten.  Anfangs  anf 
alle  Arten  sehlaehtbares  Vieh  znr  menscblichen  Nahrung,  anch  anf 
SchweinCi  Sebafe»  Ziegen  sich  ansdehnend,  ist  sie  schon  1832  anf 
Bindvieh  nebst  Kälbern  beschränkt  worden^  nnd  1862  Warden  anch 
letztere  steuerfrei.  Es  Ist  so  die  Hausscblächterei  und  auch  die 
8chUlcbterei  anf  dem  Lande  grossentbeils  steoerfrei  geworden, 
womit  stenertecbniscbe  Schwierigkeiten  und  consumpolitische  ße- 
denkeu  ioilgelalien  oder  veixuiudert  äiud,  freilich  aber  auch  die 
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Gleichmitostgkeit  d«r  Steaer,  weil  sie  nicht  alten  FleUcheonsam 
trifft,  gelitten  hat. 

Die  Bemetttiogsgrundlago  der  Steaor  hat  gevechselt,  die  einfachste  Methode, 
die  Besteuerung  nach  dem  Stack,  mit  Ab:itufung  des  Steuersatzes  nach  grösseren  Ge- 
wichtsunterschieden, liat  sich  eingtbUr^rert,  früher  2  Stufen  (unter  und  über  400  Pfd. 
Schlachtgewichts,  des  nach  Abzug  ruh  Kopf,  Fussen.  Eingeweiden,  ünschiitt  und  Haut 
verbleibenden,  4  und  11  M.).  neuerdings  seit  1886,  weil  diese  Sätze  ta  ungleich  bo- 
la>ti(eii,  n  MittL'Istufe  von  6  M.  bei  400  TiOO  Pfd.  Gowiclit.  für  Kuhe  und  Parren 
dieser  Satz  auch  bei  Gewicht  von  Uber  500  Pfd.)  Steaorpliichtiglceit  vor  der  Schlachtaag, 
«ntspreehendo  Aomddangspflichten .  Gk>ntroleo  nnd  Vonchtiften  Ober  die  Localitäteo, 
in  denen  das  Schlachten  erfolgt,  besonders  für  Metzger.  Einfuhr  ?ou  Fleis(^  auil 
andcrtMi  T?  'ichs-,  bezw.  Zollvereinssta.itcn  iinterlie-it  einer  cnt>precliciu]en  üeborgangs- 
abgabc,  Iruhcr  nicht  auch  Fleisch  au.^  dem  Au^laudc,  welches  jetzt  indessen  gleichfail& 
(ebenso  wie  in  Sachsen)  die  inländische  Steuer  tr5gt.  Auch  bei  dieser  StMier  ist 
einmal,  1882  11'..  ein  Versuch  mit  einem  System  der  P;iuschsummenzahlung  von  den 
Ortsmetzgern  gemacht,  dor  misslaug.  Uaupigesetze  vom  2ü.  Mai  18B5,  28.  Mär^  1844, 
30.  Juni  1862,  29.  April  1889.  (S.  besonders  Begenaaer  §.  289,  r.  Philippo- 
vic.h,  bad.  Staaishausli.  S.  1^4,  Fin.arch  B.  5.  S.  1034  Ii'.,  1050  H.)  Der  Ertrag 
steigt  nicht  stetig  und  schwankt  Jahreswoise  öfters  nicht  uuethebiich  ^Üaten  im  Fin^iclL. 
a.  a.  0.  S.  1057). 

Die  Salzstc'ucr  ist  1833  durch  IIerali?ct/.ung  des  Salzpreises  der  Monopol'- 
Verwaltung  (ron  4  auf  8  iir.  für  das  Fl'uini)  L-riiik^sigt  worden.  Kochbalz  im  Grossen 
wurde  von  den  Salinen  zu  2Vfl  lu*.  abgegeben,  wobei  nach  Eiugeheulassen  ron  Salz- 
Diedcflagea  aosserhalb  der  Salinen  für  entferntere  Bezagsorte  sofon.  Frachtreiftttiiiig«sn 

gewährt  wurden,  um  dun  Sulzvcrkauf  im  Kleinen  in  dem  amtlichen  Preise  zu  ermög- 
lichen. 18G8  trat  dann  die  gcmeiosame  Zollvereins  -  Salzstouer  ein  (Eogenaaer 
S.  306  ff.). 

Die  seit  1811  bestehende  Hundesteuer,  die  unter  der  sogen.  Polizeigefallea 
f-tehende  sogen.  ,.  Hun  d s t  a  x  e",  deren  Ertrag  zur  Hälfte  der  Gemeindeca>se  zufällt, 
hatte  früher  verschiedene  Steuersätze  iur  Hunde  und  Hündinnen,  und  belegte  aach 
beim  Besitzer  jo  1  Hond  in  Rftllen  gewisser  Siclierlieitsf  und  Gewerbszvecke  mit 
tnässigerem  Satze  (Gesetz  vom  10  Sept.  1842,  Regen  uior  §  297).  SpJlter  ist  jene 
Verschiedenheit  der  Sätze  beseitigt  und  die  Steuer  nach  der  Ortsgrösse  (16  M.  in 
Orten  Aber,  8  Iff.  in  solchen  unter  4000  Elnvobncr)  abgestuft  (Ges.  r.  1867  v.  1876). 
Neoestes  Gesetz  vom  4.  Mai  1896.  Darnach  ist  auch  Gemeindoboschluss  mit  Staals- 
gcnehmigung  zulässig  zur  Einfuhrung  eint?s  Gcmcindczn>ch!a;r^?  zum  frc-sctzlichez  Satz« 
bis  zu  dessen  Hälfte.    (S.  v.  Mayr,  Wörterb.  d.  Vcrw.,  Erg.b.  3,  S.  167). 

§.  80.  Von  den  Verkehrs-  und  verwandten  Stenern 
hat  die  Liegensehaftsaecise  nnd  die  Erbschafts-  nnd 
Sehen knngsaeoise  bis  in  die  G^nwart  nnr  kleinere  Aende* 
ruDgen  erfahren  nnd  ist  im  Ganzen  naeh  dem  Gesetz  ?on  1812 
eingerichtet  geblieben. 

Amtliche  Zosammeastellong  der  geltenden  }vormen  rom  18.  Mai  1855.  Die 
Licgcnschaftsaccise  im  Qnmftfidertea  Satze  ron  2Va  ^, «  vout  W  cnh  (Kaufpreis),  wobei 
0.  A.  der  üebergang  von  Immohilion  auch  im  Kauf  und  Tausch  ron  Asceudeutea 
«nf  Dosceodenteu  und  unter  Ehegatten  frei  war.  Von  der  Erbschaftssteuer  warea 
Abtommlinge  und  Eltern  (diese  erst  seit  1837)  frei,  Gatten,  (mit  IV,  Vo);  Geschwister 
und  deren  Abkömmlinge  (vor  1850  und  nach  18(i2  auch  mit  l*/».  zwischen  diesen 
Jahren  mit  3 Va  andere  Erben  (mit  5,  lÖöO — 62  mit  10%)  bel^t,  und  zwar 
rem  Bereicherungsbetragc  (also  nach  Abzug  ron  Lasten  und  Schulden  rom  WerthV 
1880  wurden  die  Sätze  fUr  Geschwister  u.  s.  w.  wieder  verdoppelt,  ebenso  diejenigca 
für  andere  Krho».  Die  Schfiikiinir^Jtcrise  hatte  für  Srh'Miktinffen  unter  Lebendea 
weitere  Verwandtenkreise  frei  geiasaen  ^ausser  Abkömmlingen  alle  Ahnen,  Gatten« 
Gescbwister  and  deren  Abkömmlinge),  auch  alle  Sch^kongen  ron  Fahmiss,  ohne  Ans- 
fcrtigimg  einer  dflbntlichoD  Urkande  darftber,  sowie  Wertlibotrige  bis  la  75  iL  abediaiipt. 
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Die  Stcaereätze  waren  die  der  Erbschaftsslener.  Dem  Ertrag  nach  iat  die  Liogc«»- 
schaftsaccisc  die  v  I  tigste  gebliebLii.  (S.  1{  c  n  au  er  §.290,  die  Zus.stöUlillg  ?0D 
1855  im  gen.  Handbuch  S.  212  lt.,  Uebrrsiclit  der  kleinen  früheren  Aondcrnnircn  in 
•4eo  Moüreo  zu  dcu  neuen  Gesetzentwürfen  von  189S  Uber  beide  genannte  Steuern). 
Die  neueste  Beformbewcgang  anf  diesem  Gebiete  wird  DDten  (§.  88)  mit  behandelt. 

Die  in  engem  ZusaniuiL-nlianf^e  und  ^eg-onseiti^Tcr  Er^^ün2uug  und  zum  Theil 
Krsetzong  stehenden  Stempel,  Taxen,  hporteln  u.  dgl.  m.,  ^Gebubroii"  in 
Tervaltnngä-,  Polizei- tiad  ^Rechtspolizei-*\  in  barg erlichen,  Recht«- 
und  in  Strafsachen  meistens  auf  Grund  der  betrefi'eaden  Orduung  von  1807  er- 
hoben, haben  durch  neue  (Jebührenordnunfen  1>'40.  I8r»n  Ycrrinderunpcu  erfahren, 
sind  aber  auch  darnach  noch  verwickelt  (^euug  gebhcbeu  vi>-  darüber  bes.  Kegen- 
aner  §.  293 — 296).  Weitere  Aenderungen.  t.  Theii  Vereiofachungcn  traten  seitdem 
ein:  so  bei  den  Geschäften  der  in  Baden  sogen.  „Rechtspolizei",  d.  h.  für  irv  n 
Tbeil  der  Geschäfte  der  sogen.  freiwilliKen  (nicht  stroitigen)  Gerichtsbarkeit  durch 
<;oflet»>  Tom  20.  Ang.  1864,  26.  Juni  1874,  dann  7.  Mai  1894,  (darnach  dann  eine 
olle  Nonnen  zosaimnenfassende  Verordn.  vom  20.  Mai  1894).  Für  die  (Jerirhts- 
k  Osten  galten  sonst  ausser  den  Keichsgcsetzen  die  Gesetze  vom  22.  Febr.  1879, 
6.  Aag.  1882,  minist.  Y.  Tom  2.  Jan.  1890.  Eine  neueste  Regelung  des  G^en^ands 
ist  in  BQcfcsicht  auf  den  Eintritt  des  Hurgerl.  Gesetzbuchs  und  in  Verbindang  mit 
den  Reformen  der  Stenern  in  1SV)9  Ii.  durch  (ieset/.  vom  15  Juni  1809  betr.  Gorichts- 
uiid  Notarskuatou  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen  (jcrichtabarkcit  erfolgt,  wodurch 
das  ganze  schwierige  Gebiet  eine  formell  und  sachlich  gute  Ordnung  ohne  Über- 
triebene fiscaliscbe  Teri  lenz  gefunden  ba'..  Die  verschiedenerlei  nbcrwief^end  i^ebührcn-, 
aber  zum  Theil  auch  etwas  steuerartigen  Ab;(aben  in  Verbindung  mit  den  Verwaltungs- 
behörden und  defen  Tbhtiglteiten  in  Priratsaehen  sind  verelnfaeht  und  zusammen- 
gezogen worden  in  den  Gesetzen  vom  29.  Juli  lSTi4  und  21.  Juni  1874  betr.  Stempel, 
S|M>rt6ln,  Taxen  in  Civiktaatsverwaitungs-  und  Polizoisachen.  Weitere  FortbUdua^, 
zum  Thell  mit  Beseitigung  des  Stempel»,  in  dem  Gesetz  Tom  4.  Jnni  1888  über  die 
Gebühren  in  Ycrwaltungs-  und  verwaliungsgeri  I  tü  ben  Sachen,  welches  durch  ein 
G<;->etz  vom  1.5.  Juni  1^04  wieder  Abändeningon  erfahren  bat.  Eine  zusanimcnfasaende 
neue  Kedartion  der  übeu  genannten  Gesetze ,  als  „Vcrwaliungsgebührengesetz",  nebst 
Yollzugsrerordnung,  vom  30.  Nov.  1895.  S.  bes.  die  Artikel  im  Wörterb.  d.  VenriJt. 
von  G.  V.  Mayr  mit  mancherlei  Angaben  aus  diesem  und  den  anderen  srenanuteii 
Gesetzen  über  diese  „GcbOhren''  u.  s.  w.,  so  Art.  Gebühren  1,  471,  Erg.b.  2,  S.  65, 
Erf.  8.  8. 107,  r.  Philippovich,  Badens  Staatshansh.  S.'186,  die  Gesetze  mit  den 
Verordnungen  in  d'  ii.  .mtlichen  Werk  die  Sportelgesetsgebunf  im  Grossb. Baden  (1881) 
und  Math  es,  die  bad.  Sportein  u.  s.  w.  1895. 

§.81.  Dritte  Periode,  yod  der  Einführung  der  all- 
gemeinen Einkommenstener  (1884)  bis  znrGegenwart 
(1899),  besondere  die  Einkommenetener.  Bei  der  Be- 
Bcbrftnknng  der  indireeten  Verbraneha-  and  der  Verkehrsbeeteuerang 
durch  das  Beich  liegen  auch  in  Sttddentscbland,  trots  der  eigenen 
Bier-  nnd  Weinetenem»  die  Hanptanfgaben  einer  Fortbildnng  der 
Bestenemng  in  steoerpolitieober  wie  steneiteehniseher  Rflcksicht 
anf  dem  Gebiete  der  direeteo  Bestenemng.  Baden  hat  nnn  hier 
Tor  den  beiden  Königreichen  Baiern  und  Württemberg  und  auch 
Tor  dem  Keichsiande  durch  seine  Keformen  ciiicu  Vorspruni^  frc- 
wonneo,  wie  es  nur  wieder  durch  Hessen  in  dessen  jiiHgster  Ivelui  iii 
Ton  1899  überholt  worden  ist  (s.  u.  §.  98).  Es  hat  seine  alte  Er- 
tragsbesteueruDp:  zwar  !)i8her  nicht  aufgegeben ,  aber  durch  Ein- 
fÜj^ng  der  Einkonimeusteiier  umgebildet  und  ergänzt  und  i.st  auch 
gegenwärtig  (1899)  wieder  mit  einer  Weiterbildung  der  directen 
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BeBteueruDg  in  der  Richtung  der  Personalbesteuerung  beschäftigt» 
Dabei  ist  Manches  eigenartig  gestaltet  worden  und  auch  in  den 
jetzifi^en  Plänen  EigenthllmlicheR  enthalten,  wodurch  diese  badischen 
Aiigeiegenliciten  ein  aligemeineies  theoretisches  und  practisches 
finanzielles  Interesse  bekommen. 

Schon  in  den  1870er  Jahren  war  an  die  Einführung  der  ali- 
gemeineo  Einkommensteuer  in  das  badiscbe  System  der  directen 
Steuern  ernstlich  gedacht  and  ein  bezüglicher  Gesetzentwarf 
1873/74  im  Landtage  von  der  2.  Kammer  angenommen,  Bchlieiss- 
lieh  aber  in  der  1.  Kammer  mit  kleiner  Mehrheit  abgelehnt  worden^ 
woraaf  man  sieh  auf  die  oben  dargeatellten  Reformen  der  directen 
Stenern  einstweilen  beschrünkte. 

Die  Mängel  der  Ertragibtouern.  wülche  bt-i  StcigeiUHg  dt-r  Steuerlast,  aameotlich 
auch  durch  die  ils  Zuschlag  zu  den  Staabsteucrn  hinzutreteodcn  Gi^mcindestcuem  ein* 
pfiudlichcr  wurdeti,  die  Nichlbertlcksichiijrunj;  der  Schulden,  du;  L'Ilglei(■hIIl^b^i^'keit  \r\ 
der  bettteheudeo  Besteuerung  der  vericbieücQen  Besitzartcn  und  berufe  durch  die 
Terachiedenen  Stenern  buteii  so  Klagen  geführt  Naeb  dem  Plane  von  1878  aoihe  dia 
alUcuioino  Einlx  muicribteaer  zusätzlich  mit  mä^^igen  SSt/cn  neben  die  Ertrags- 
steiier  treten,  die  Idee  einer  einzigen  allgemeinen  Eitiki.nimensteuer  als  alleinige  direkte 
wuide  ausdrücklich  ab;:elehur.  Nur  Penionen  nai  EiukuiniiK  ii  von  1500  M.  au  uud 
darüber  aoUten  nach  daBseniifttzeB  mit  OegresairfauB  gctrollen.  die  Dechirationspflicbt, 
mit  p^üwissen  Erleichterungen,  ausjri'i-prnrhen  werden.  Mit  Hilfe  dc^  Ertrags  dachte 
mau  damals  namentlich  die  mibbiicbifie  hohe  üruudbo6itzwechäelabicabe  zu  ermässigen. 
Die  2.  Kammer  nahm  zwar  den  Entwurf  an,  wollte  aber  znaftchst  nur  eine  Ein> 
liomuu-nve:;uil:i;j;uni:  (Katiu-triruni:)  haben,  die  Erhebung  der  neuen  Steuer  selbst  sollt.) 
eibt  durch  ein  be^ondere^  Gesetz  verfügt  werden,  bit»  die  alten  directen  Steuern  roridirt 
worden  i>eicu  (Gewerbe-  und  Glaneobteuer)  und  neue  Einschätzungen  der  (irund-  und 
Geblodesteuero  stattgefunden  bitten.  Dann  sollte  erst  die  Krage  erledigt  werden,  ob 
und  wie  andere  directe  Steuern  durch  die  Einkommensteuer  ers-  t7t  werden  sollten. 
Mit  uu  dicäeu  Vcrclauäulirungen  scheiterte  da^  (icäctz  iu  der  1.  Kammer,  wo  aber 
auch  principielle  und  practische  Bedenken  auftraten.  (S.  r.  Phillppovich,  bad. 
Staatühauah.,  S.  112  und  bes.  Lcwald  a.a.O.,  S.  785  Ii.  Motive  zu  dem  Entwurf 
Ton  1878  aud  zu  dem  neuen  Entwurf  ?on  1883,  diese  auch  im  Kin,arcL  l,  3.  A.) 

Zehn  Jahre  spiter,  1883,  wnrde  die  Sache  wieder  aufgenommen 

und  glücklich  zn  Ende  geführt  Die  mittlerweile  erfolgten  Reformen 
der  Gewerbe-  und  Knpitalreiiten.steuer  (S.  2U0  und  253)  hatten 
ohuehin  schon  mehr  in  die  lialinen  der  Personal-  und  l  -irikummen- 
öteuer  hin  und  von  der  reinen  Ertragsbesteuerung  fortsei iibrt.  Aber 
das  BedUrfniss  tiefer  greifender  Reformen  letzterer  Besteuerung 
und  mehr  noch  einer  Ermässigung  der  Steuerlast,  welche  durch 
die  bestehenden  directen  Steuern  dargestellt  wurde,  driingte  doch 
weiter.  Die  eigenen  und  fremden  Erfahrungen  mit  den  selbst  noch 
SO  verbesserten  Ertrag^steuern  und  die  fremden,  besonders  wohl 
die  8ächiji.<chen  mit  der  Einkommensteuer  Hessen  die  Ein- 
fUhrong  einer  solchen  in  das  System  der  directen  Stenern  anch 
noch  mehr  als  frllher  gerathen  erscheinen.  Der  Charaoter  einer 
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Znsatzstener  sollte  zwar  auch  der  ueugeplantcn  Einkornnicn- 
steuer  gewahrt  bleiben ,  nur  ihr  Ertrag  in  stärkerem  Maasse  za 
Ennässigangen  der  anderen  directen  Steuern  dienen  —  jetzt  nicht 
mehr  der  Liegenschaftsaccisey  die  in  dieser  Zeit  nicht  mehr  so  bean- 
standet warde  als  früher  —  nnd  auch  das  Aufgehen  einzelner  Theile 
der  letzteren  ganz  in  die  neue  Steuer  ermöglicht  werden.  Dadurch 
ward  aber  bereits  das  Ergebniss  erreicht^  dass  die  Einkommenstener 
schon  mehr  snr  directen  Hanptstener  nnd  wesentlich  zur  einzigen 
directen  Steuer  des  nnfnndirten  Einkommens  nnd  der  betreffenden 
Berafe  erhoben  nnd  gerade  die  verbleibenden ,  aber  erroässlgtra 
Ertragsstenem  zn  Znsatzstenem  fttr  das  fnndirte  Einkommen 
nnd  die  dasselbe  beziehenden  Glassen  nnd  Bernfe  (ländliche  nnd 
sOdtlsche  Gmndbesitzery  Oewerbetreibende,  Unternehmer^  Kapital- 
isten) herabgedrttckt  wurden.  So  war  man  nicht  nur  principiell, 
sondern  in  erheblichem  Maasse  auch  practisch  weiter  auf  den  Weg 
zur  rcraunalbcsteuerung  hin  und  vou  der  Erlragsbcstcuerung  mehr 
we^  getreten.  Durch  Aenderungen  des  Gesetzentwurfs,  weh^he  im 
Landtage  erfolgten ,  ist  diese  Bewegung  noch  verstärkt  worden. 
Die  so  herbeigeflibrte  eigen tbümlic he  Verbindung  der 
neuen  Personal-  und  Einkommensteuer  mit  den  Er- 
tragssteuern als  formelles  technisclies  Mittel  mit  zum  Zweck 
der  Lösung  des  Problems  der  verschiedenen  Belastung  des  un- 
fondirten  nnd  fundirten  Einkommens  verdient  besondere  Beachtung. 

S.  far  diosa  Fragen  bes.  die  einscliläf^igen  Schriften  Neumann's,  naneatUoh 
seint»  Ertrapssteoern  nnd  persönlichen  Steuern,  1876,  und  persönliche  Steuern  vom 
Emkoutinen  u.  s.  w.,  1896.  Meine  Abb.  directe  Steuern  im  Schönborg'schon  Handb. 
4  A.«  UC«  1.  Halbb.«  S.  316  ff.  —  Geber  die  badischc  Keform  und  Eii.fuhrun»;  der 
Einiioinmensteiier  bes.  Lewald,  Fin  arch.  B.  3,  S.  793  IF.,  auch  für  die  einzelnen 
Haaptpoucte  des  Gesetzes,  ?.  Pliiiippovich,  bad.  Staetshausb.,  S.  125  U.  Seubert 
ft.  a.  O.  8.  26,  0.  T.  Hayr,  Art  Etokemmenetener  In  WOrterb.  d.  Vervalt.  II,  908. 
Der  Re^erungsentwurf  der  Einkoinmensteucr  im  Fin.arrli.  B.  1 ,  S.  308  ff.  mit  der 
BcgTtmdnng  S.  317  ff.,  das  Gesetz  selbst  eb.  B,  3,  S.  815  ff-,  mit  der  Vollz.V.  eb. 
die  abgeänderten  Gewerbesteuer-  und  Kapitalrcntensteuergcsetze,  S.  149,  865.  Diese 
Gesetze  mit  den  VoIlz.Verordn.  auch  in  v.  Philippovich's  Badens  directe  Steuern 
(1888).  Die  (iesetze  sind:  Geseilt  vom  20  Juni  1884  betr.  Einführung  einer  all- 
gemeinen Eiitliommensteuer,  mit  Verordn.  vom  17.  Febr.  188ö,  Gesetz  vom  26.  April 
1886  (nach  Fasstitig  des  Finanzminif^teriums,  mit  deo  Ablnderaogen  der  ältereo  Gesetze 
Tom  20.  Ang-.  ]87ß  uik)  20  Juni  1884^,  die  Gewerbesteuer  fso  licisst  si--  jetzt  wieder 
amtlich,  nicht  mehr  „Erwerbsicuer",  i».  o.  S  260)  betr.,  mit  Verordn.  vom  26.  April 
1886,  daza  noch  Vereidn.  Tom  29.  Dec.  1888  über  die  fiogen.  GewerbsteueilaTe  fttr 
Hansir-  und  W.iiiderg'iwcrbe,  Gesetz  vom  6.  März  1886  (ebenfalls  n  v  Ii  d  r  iKuflichen 
Fassang  des  Fio.min.  in  Abänderang  der  Gesetze  vom  29.  Jani  1874^20.  Juui  1884), 
mit  Verordn.  vom  6  März  1886. 

Die  cbaracteristischcii  Hauptpnnctc  der  neuen  Gesetzgebung  sind  die  folgenden. 
Snbjcctiv  sieaerpflichtig  sind  ausser  physischon  ^or^onon  (mit  «ri^wi««spn  Special- 
bcstimmungen  auf  Grund  der  lieicbsgesetzgcbung  und  für  Kcichsauhiunder)  auch 
gewisse  spoclell  genannte  priratrecbtlicbe  Jaristische  Personen, 
nanlich  Actien-  und  Commanditactiengesellscliaften  (fOr  den  Tbeil  ihres 
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steoerbarcn  Iiliukommeos«  der  dem  Umfang  ibreü  Geschäftsbetriebs  in  Badeu  entspricht,, 
d.  h.  för  die  betrelTcDdea  ab  Zins  und  Diridende  an  die  Actienire  rertheilten  eder 

gntgeschrii  bencii ,  sowie  zur  Bildung  von  Reserve-  und  Emeuerungsfonds,  -n  Ii  zxiv 
Amortisation  der  Schuldon  und  des  Grundkapitals  oder  zur  Verbesserung  oder  Es^ 
weitertui'j  des  Geschäfts  Teransfftbten  Beträge).  Doch  gehen  zur.  wenigstens  tbeil- 
weisen  \  L-ruicidunic  der  Doppelbesteuerung  der  Actionftre,  o  /  ,  le^  Actienkapitab 
vom  htcuui baren  Einkommen  ab:  die  später  in  Prcussen  nachgealunte  Bestimmung 
(S.  40).  Äusiierdem  worden  auch  Consu mrereiuo  mit  offenem  Laden,  ein- 
getragene GeneasenschafteD  mit  bank&hnlichem  Betriebe,  sofar  auf 
Gegenseitigkeit  crccrnndete  unter  Vorwendung  von  Ag-cnten  betriebene 
Yersicberuogsgescllscbaften  wie  die  Actiengeselischaften  für  einkommen- 
steDeipflicbdf  erklärt,  die  frenantiten  YersiclieninfsireseUschaften  so,  dass  als  ihr  steuere 
bares  Einkommen  5  °'n  <Ies  gewerblichen  Befrieb>kapiia!s  nebst  etwaigen  Erträgnissen 
aus  Grandbesitz  und  (icbäudcn  gelten  sollte  (Art.  5.  unter  B).  Diese  Ausdehnung  der 
Stenerpflicht  anf  nicht-physische  Personen  ist  erst  im  Landtage  in  das  Gesetz  ge- 
kommen und  hat  damals,  wie  neaerdings  so  Tielfach .  besondere  DcbaUen  veranlasst, 
zumal  die  ilitbosteuerung  der  Consumvereine  und  Genossenschaften  und  vollends  erst, 
eine  Singiiiarität,  diejenige  der  VersicherongsgeselUchaften  auf  Gegenseitigkeit,  bei 
denen  die  Anwendung  des  Stcuerrechts  auf  Auswärtige  noch  neue  Schwierigkeiten 
bereitete  (s.  dartlber  ^pecie^  Emmiii^bans  l";n  nrcti.  B.  L  S.  81).  Sp.äfer  (Gesetz 
vom  6.  Mai  1892)  ist  dann  auch  diese  Ausdehnung  der  Slcuerptiicht  auf  die  Coosum- 
rereine,  Genossenscbaften  nnd  Geirenseitigkeitsgesdtecbaften  wieder  gestrichen  (s.  Pin. 
arch.  R.  9,  S.  484  mit  der  Ke^it  innuhbeirrUndung).  Die  Sleuerpflicht  begann  allgemein 
erst  bei  einem  Einkommen  von  Uber  5(X)  M.  jährlich.  Allgemeine  Befreiungen  und 
Ermäättigongen  wegen  verminderter  Leistungsfähigkeit  bei  an  und  für  sich  nach  Höhe 
und  rechtlicher  Natur  steuerpflichtigem  Einkommen  gewährte  das  Geset?.  noch  nicht, 
Gegcniiber  dem  bisherigen  S(enerr<  rht  wurde  die  ^nhjertive  Steuerpflicht  durch  Aus- 
dehnung auf  jederlei  Einkommen  lu  einzelnen  Fklien  (Dienstboten  u.  s.  w.)  noch  etwas 
erweitert.  Objectir  war  sonst  die  SteuerpAicht  des  Einkommens,  bei  dem,  wie  auch 
in  niideii-n  (i'-serzen  nenerdintr«: .  1  iraii[Uarten  nntersrhieden  werden.  lirluifr  in  der 
üblichen  W<:iso  der  stcuergesetzlichen  Auliasisuug  und  Begrenzung  des  stcucrpüichtigen 
„Einkommens**  bestimmt,  daher  werden  namentlich  die  einzelwirthschaftliehen  Erwerba* 
kosf'  U  nnd  im'  ti.in/.en  ;incli  die  Si  Imlilon  '/in-eii  u.  s.  w.")  vom  Ertrage  abgezogen. 
Das  Einkommen  der  zum  Haushalt  der  Steuerpflichtigen  gehörigen  Familieuglieder  (bei 
dem  aus  eigener  Erwerbsthätigkeit  herrfibrenden  das  bis  600  M.)  wird  zum  Einkommen 
des  Steuerpflichtigen  behufs  dessen  Veranlagung  hinzugerechnet,  wenn  und  Soweit 
ihm  der  Genuss  davon  zusteht.  Für  die  Stcuerveranlngong  besteht  all«r'»mf»in  oblisra- 
torische  Steuererklärung  nach  amtlichem  Formular  an  den  auf  dem  (it  biete  der  Eia- 
kommenstcuer.  nach  den  fraheren  Gesetzen  (trom  17.  if&rz  18^)4,  IG.  März  1880),  für 
die  Veranlagung  zuständig;  gewordenen  Sebntznngsrath  (ß.  o.  §.  70)  oder  dt  n  Stctier- 
commisitar.  Wer  diese  Erklärung  gesetzwidrig  unterlässt,  verliert  die  ihm  sonst  za- 
stehenden  Itecbtsmittel  gegen  die  dann  rem  Scbatzonprsrath  allein  erfolgende  Ver- 
anlagung und  wird  ausserdem  mit  derselben  Strafe,  bis  zum  Achtfachen  des  Steuer- 
euuags,  bedroht,  wie  bei  wahrheitswidrigen  Angaben  (Art.  26,  14  If.,  IG).  Die  Hechts- 
mittel,  fttr  den  Steuerpflichtigen,  wie  für  den  Vertreter  des  Fis^cus  (Steuercommissar) 
sind  sonst  gegen  Entächeiduu),rcn  d&  mit  speciellcn  Gontrolbcfugnissen  (Alt.  20)  ans* 
gestatteten  Si  luitziingsraths  die  Beschwerde  an  die  Stoiiordircction  und  ?ogen  deren 
Enbchcidung  Jur  den  Steuerpflichtigen  auch  noch  die  Kiagu  beim  Verwaitungsgerichts- 
hof  (Art.  21).  Eigcuihumiich,  dMB  bisherigen  Formali»mus  der  badischen  Stenern 
entsprechend,  ist  die  Bildunij  des  soircn.  Steneranschlags  aus  dem  stfuerbaren  Ein- 
kommen. Man  wollte  einen  degressiven  Steuertuss  haben,  aber  dabei  alle  Eiukommcn- 
grUsoen  mit  dem  gleichen  Fasse  belegen.  Es  wurden  deshalb  (Art.  18)  wachsende 
Qiuiti'ti  des  sfeiiTt  iid  II  Einkommens  als  Steueranschlai^  bestimmt,  bei  500  M.  100  M., 
bei  600  125.  bei  700  150,  bei  800  175,  bei  900  200,  bei  1000  250  M.,  bei  dem 
zweiten  1000  für  je  100  .M.  Einkommen  50,  bei  dem  dritten  1000  dgl.  75,  bei 
höheren  Beträfen  für  100  M.  100,  bei  Summen  von  10.000— 30  000  M.  für  die  ersten 
10 000  M.  9000,  für  jede  weiteren  vollen  500  500.  bei  Einkommen  von  30.000  M. 
und  darüber  auch  30  000  M.  fUr  die  ersten  yO.UOU.  und  für  je  weitere  volle  lOOÖ  M. 
1000  M.  So  trat  cr^t  bei  dieser  Hohe  ron  30.000  M.  der  volle  Satz  ein.  Ein  recht 
compUciiteo  und  doch  auch  nnr  mechanische«  Verfahren,  welches  das  Sachrerh&ltnise 
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>Ur  retllen  Steaerbclastung  auch  unnöthig  verschleiert  and  Sprtinpc  niclit  mehr  ver- 
meidet als  ein  entsprechend  abgestufter  Degressiv fuss.  Der  Srouerfuss  wird  in 
ProcentflO  rom  Steueranschlag  im  Fioanzcresetz  bestimmt,  damals  und  btitilmn  iii«  isteris 
auf  2''5  Voi  vorübergehend.  1892  md  93  auf  2«/o.  Sonach  wird  bei  jenem  Satz  von 
2V8  7o  i-  das  kleinste  Einkommen  mit  im  Maxirnnm  V„.  »Jai  von  1000  M.  mit 
0.625.  von  3000  M.  mit  1.25.  von  5000  M.  mit  1.75,  von  lO.UOO  M.  mit  2.25,  von 
aOOOO  H.  mit  2.875,  Uber  80.000  M.  mit  2.5  belastet. 

Dif-  Vcrändi^ninpcn  der  nbri^cn  directeii  Stonern  beschränkten  sich  auf  die 
Erverb-  und  Kapitalrentensteaer.  Aus  erstorer  wurden  die  Beamten,  die 
fitenlen  Berofe.  Arbeiter  u.  e.  w.,  die  iireit»  Abtbeilung  das  Gesetzes  von  1876 
(o.  S.  261).  einfach  aDsgeschieden  u&d  in  die  Einkommeneteaer  renetzt,  so  aus  dem 
Re*t  der  ,.Erwerbsteuer**  wieder  eine  „Gewerbesteuer"  gr<^macht,  zu  der  aber  nicht 
mehr  wie  früher,  die  gewerblichen  Arbeiter,  sondern  nur  noch  die  UotoiDehmer  ge- 
hsrten.  Nach  dem  Plan  der  Regierung  hatte  die  Steuer  vom  pereftDilehen  YeidleMt 
'Itr  (jowerbetrei)tfiiden  durch  die  ficwi-ibestcncr  noch  neben  der  Einkommensteuer 
ziehen  bleiben  sollen.  Im  iiandtage  wurde  dies  aber  Abgelehnt, üo  dass  nur  die 
Gewetbesteoer  Tem  Betriebekepital  rerblleb,  der  Idee  necli  ete  eine  zor  Einlcemmen- 
stener  der  selbständigen  Gewerbetreibenden  hinzutretende  Steaer  auf  die  Kapitalxevle 
ans  dem  (jcwerbebetrieb.  Die  Landwirtlie  schieden  damit  aas  der  GewerbcÄtouer  non- 
mehr  gaiiidich  aua.  Die  anssor  den  A(  tiengesellschaftcn  der  Einkommensteuer  unter> 
Torfeoen  priratreditlichen  nicht-physischen  Pmoocn  (die  o.  S.  274  genaonten)  worden 
für  ihren  gesummten  Gescb&ftsbetriol)  als  creweiMiclio  Unfernchmungen  erklärt  nnd 
damit  unter  die  Gewerbesteoer  vom  Betriebskapital  mit  gestellt  Für  die  Ermittlung 
im  Betriebskapitals  bettebt  fenerhin  Faasienspllicht.  Tb  nmfaat  aUe  dem  betreifenden 
Gewerbtbctrieb  ct  widmctiMi  fiLcenstande,  aus^^er  den  der  Grund-  urd  Gebäudesteuer 
unterliegenden  und  den  ausserhailb  Lands  belindlitben  und  dort  besteuerten.  Der 
Steueranschlag  des  Betriebskapitals  besteht  im  mittleren  Werth  der  nach  mittlerem 
Jah:e«^bestand  angenommenen  Kapitalion,  wobei  Betrüge  bis  700  M.  (alse  ganz  kleine 
Gewerbe  tiic  rhanpt  immer"!  sti^uerfrei  bleiben,  liei  XssccuranztinternchiTinnffen  wird 
aU  steaerptiicbtiges  Betriebskapital  die  Summe  der  Bruttoeinnahmen  an  Prämien  an» 
TenIchenmgeD  im  Inland  nach  dem  jährücbeo  mittleren  Stande  angenommen  (dech 
wlUkührlich).  Besondere  nestimmiinscn  galten  für  Wanderla^erbeHiizer  (Gew.gcs.  Art  11) 
nad  fdr  Gewerbebetriebe  ohne  gewerbliche  Niederlassonjr  im  Lande,  wo  eine  „Gewerbe- 
la»*'  eintritt  (eb.  Art.  17,  Verordn.  vom  29.  Dec.  1883).  Dieser  Taxe  unterstehen 
Mcb  OBtenehmer  gittaserer  affentllrlicr  S«  hanetellangen  (Kunstreiter.  Seiltänzer  u.  s.  w., 
Menaferieen  nnd  sonstige,  mit  10  M.,  bc/w  8  M.  fUr  jedes  weitere  Mitglied  ftlr  je 
30  QDiDittelbar  auf  einander  folgende  Kalendertage  oder  einen  kurzereu  Zeitraum« 
ga.  Terordn.  ron  1888.  §.  3). 

Es  sei  an  dieser  Stelle  auch  noch  erwrilint,  dass  die  badische  Gcsctzgcbunü;  aneh 
oaterihren  YerwaitangagebUhren  CooceesionsgcbUhren  für  Gast-  und  Schauk» 
virtbsebaft  bat,  wäebe  in  Etiras  de»  Gharacter  einer  Art  Spedatgeirerbestener 
ffJcenzabgaben)  für  diese  Gewerbearten  haben,  wenn  sie  auch  nur  einmalig  erbobea 
▼erden.  Diese  neuerdings  frliAhfen  Abgaben  bcsfehen  in  Stufensätzen  nach  Orts- 
cl»ss<n  und  mit  UnterscheiUiing  der  Arien  des  Betriebs  (3  ürtsciasscn,  bis  3000» 
3-10.O0O,  Uber  10.000  Einwohner),  (»asfwirthschaft  danach  jetzt  150  ,  800  ,  500, 
.'^fliinkwiitli-eliaft  100.  200.  300  M..  Zuschlag  bei  Erlaubniss  von  Branntwcinscliank 
40,  üU.  100  M.  Auch  Kleinhandel  mit  Branntwein,  dann  gewer bäm4s^igo  Veranstaltung 
voa  8iogi*pielen«  Scbamteilungen  nnteiliegt  solchen  Oebtthren,  ebenso  Jagdpftsse  mit 
Jahres-  und  Wochentaxen.  ]>otr.  Gesetze  rom  29.  Joli  1864,  bezw.  21.  Jnni  1874, 
iJnni  1^84.  15.  Jtjni  1S<)4|. 

Aü  der  Ka|ii  t  a  1  r  en  lens  te u  er,  welche  nunmehr  auch  nur  als  Zusatzstcucr 
voa  Leibzinsen  n.  s.  w.  zum  Behuf  der  höheren  Besteuerung  des  betroflV'nden  fundirten 
Hinkommen?  znr  Einkommensteuer  verblieb,  ^ind  ''inirn  ifende  Veränderunsren  nieht 
vorgenommen  worden.  Steuerfrei  ist  Hcnte  bis  60  M.,  auch  Kenten  von  Wittwen, 
viBominea  Waisen,  Erverbennflhigen,  wenn  diese  Personen  wegen  Einkommen  nntcr 

')  Gerado  umgekehrt  »ar  der  Verlauf  der  Sache  in  \V  tirttembcrg.  Hier  wollte 
4ie  Regierung  im  Gesetzentwurf  die  (iewcrbctreibcnden  auch  nach  Einfithning  der 
liokommensteiier  mit  der  Geworbesteuer  bIoi»s  rom  Betriebskapital  belastet,  der  L»nd- 
H  sber  gie  unter  der  roUen  Gewerbesteuer  bleiben  lassen  (s.  o.  1.  Halbband  S.  226). 
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6.  B.  Oebenichtoii  der  BesteooniDg.  Bades.  §.  81. 


r»00  M.  ciiikomnaensteuerfrei  sind.  (S.  sonst  über  Befreiunsrcn  Art.  5  des  Gesetzes, 
juristische  PereoDCU.  aach  des  Ofientlichen  Rechts,  z.  B.  Ucincindün,  sind  nicht  als 
solche  befreit).  Bei  Zeitrcnton  Q.  dgl.  mit  gleichzeitiger  KapitalaufzobroDg  ist  aaf 
letzteren  Umstand  bei  der  liemessung  des  Umfang  der  Steuorpflicht  jetzt  erst  Rück- 
sicht genommen  worden.  l)&»  Recht  des  KapitalrenteosteDerpflicbtigen,  gewisse  Passir- 
zinseD  von  seinen  Aetivzinsen  abzad«ben,  ist  gebtieben,  damit  hier  eine  Abveidmof 
von  den  Grundsätzen  bei  den  anderen  Erlragsstencrn.  An  dorn  Funnalismos  der 
Bildung  von  „Steuerkapitalcn"  ist  fcaitgebalten ,  sie  werden  durch  Vcrvielfacbonf  dar 
Kenten  mit  20,  der  Ldbronten  mit  8,  der  Waiaeobeaefiden  mit  4  gebildet 

Die  Dorchfubrung  der  neuen  Einkommaisteaor,  zuerst  für  1886,  bat  sieb  Idehter 

vollzogen,  als  mehrfach  befürchtet  worden,  und  im  (hnzcn  befriedigend  p^estaltet. 
Dabei  ist  allerdings  bei  den  Laudwirthen  mehr  summarisch  verfahren,  auf  Grand 
einiger  genauerer  EinschfttzaDgen  in  der  Gemeinde  sind  die  Uebilgeo  nur  mcih  der 
Vergleichung  damit  rorarila>^t  worden,  was  /.ulässij;  war.  D.i?  finanzielle  Ergobnin 
der  Veranlagungen  eruiö^'iicbte  alsbald,  bei  dem  angenommenen  Steuerfass  der  Ein- 
kommensteuer von  2\'^  %.  eine  wesentliche  Ermässigung  der  Steuersätze  der  vier 
Ertragssteuern  um  c.  28  7o  bteuerfoss  der  Kapitalrentenstcuer  sank  so  von  15 

auf  11,  der  3  anderen  gteiclunässig  von  2fi  auf  18.5  Pf,  für  100  M.  Stcu erkapital. 
Seitdem  i)>l  das  steuerbare  Eiiikummcn  jährlich  ctwa>  gestiegen,  was  seit  1892  weitere 
Ermlssigungcn  der  Füsse  der  Ertragssteuern  von  18.5  auf  15,  bei  der  Bentenslener 
Ton  11  anf  10  Pf.  und  vorübergehend  (1892  nnd  9^^  bei  der  damaligen  Finanzlage 
anch  der  Einkommensteuer  (von  2Vt  2  ^'/q)  selbst  ermöglichte.  Vom  ganzen  Ertrage 
der  directen  Staatsetevern  kam  so  scbon  anfangs  nbor  '/&  (1887  42.4  ift  I^xter 
Zeit  tiber  die  Hälfte  (1896  512  7o)  auf  die  Einkommensteuer  allein,  die  so  Immer 
mehr  in  die  Hauptstelle  eingerückt  ist. 

SpUter  haben  die  Einkommensteuer,  wie  auch  die  Gewerbe- 

und  KaiHialrciiiriisteucr  einige  VerUnderungcu  t  i  laliien,  von  denen 
181)2  die  Aussrhcuiang  der  bisher  steuerpllitLti^'en  Consumvereiue, 
Genossenschaften  und  Gegen.seitigkeits-VersiLlitMungsgesellschaften 
aus  der  Steucrpfliclit  bei  der  Kinkommenstcaer  und  1804  die  Ab- 
änderutiir  des  Steucriuisehlags  nnd  die  Erhöhung  des  Steuerfussea 
für  gri)sseie  Kinkoninien  durch  Hinzutritt  progressiver  Zuschläge 
besonders  beacbtenswertb  sind. 

S.  Gesetz,  vom  6  Mai  1892  betr.  verschiedene  (auch  noch  weitere  als  die  an- 
gcfrebcncn)  VerHftd»*n}nffcn  des  Einkommen-,  Gewerbe-  und  Kapitalrentcnsteuergcsetzes 
(auch  in  i'iu.iircli.  B.  9,  S.  484)  und  Gesetz  vom  26.  Juni  1894  betr.  Abänderung 
d*'.s  Einkommensteuer-  und  des  Kapitalrcntensteucriresetzcs  (Fin.arch.  Bd.  12,  8. 178). 
Hiernach  tritt  d  r  rolle  Steu<  rfnss  bereits  bei  20.000  M.  Einkomm^^n.  nirht  mehr, 
wie  bisher  bri  M.,  ein  und  erfolg;cn  fur  Eiukommcu  von  Uber  2o.0UÜ  M.  nach 

Einbommenstofen  bis  200000  M.  und  mehr  Znsclilifre  ZQ  dem  im  Pinanzgeeetz  be- 
stimmten Fuss  ron  5  stcitrciid  bis  a'if  40*'^.  also  z.  B.  bei  NormaIfu!<s  von  2.5  ^/^ 
ist  Einkommen  von  25  -  30  000  M.  darnach  jetzt  mit  2.625.  von  30->40.000  M.  mit 
2.75  n  8.  rm  ttber  200.000  M.  mtt  8.5  */o  belegt.  Dazn  (roten  dann  immer  nocli 
die  Ertragssteuern  auf  die  t'undirtcn  Quellen  dieser  Einkommen.  Im  Ges'  f/,  von  1894 
sind  auch  die  Straiandrohungen  für  die  Einkommen-  und  Kapitalrentonstcuer  verschärft 
worden.  Durch  das  Gcsct-5  von  1892  wurde  der  (icschäfisbetrieb  der  Erwerbs-  nnd 
W'irtbschaftsgenosäfnschaften  als  gewerbliche  Untcrnehmunit:  geltend  erklärt  und  damil 
im  Priocip  der  Gcvi-rljcstcnfr  iMit<*rworf('H.  l>orh  wurden  zufjflcich  kleinere  Vorsrhuss- 
«nd  Credit  vereine  [bis  zu  öO.OOU  M.  U<.'tneb>kapital)  und  gewisse  laudwirthschattiiche 
Ein-  nnd  Verlaufifvereine ,  sowie  VersicheTDngSfesell:tcbaften  auf  Gecrenseiligkoit  fon 
der  Gcwerhrsicu'T  fr  -i  pcstollf  und  die  irröv,pr -n .  nirht  steuerfreien  Vorschuss-  und 
Creditverciiie  nur  mit  der  Hälfte  ihres  Botriubskapitals  stouerpflicbtig.  Nach  demselben 
GesMz  dftif«»  Gemeinden  anch  die  Zinsen  ron  nicht  anterpHbidlich  rersiciierfAa 
Schulden  tod  ihren  kapiialreDtensteneipflichtigea  Zinsen  abziehen.  Pie  Bestiinniangen 
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dos  KapUalr':nfi':istciii'r2-'''?r't7'^s  von  1880  (Art.  10,11^  sind  für  pt^wifssc  (Jogenseilig'ketti- 
iclhchnittü  i'dr  Lebeosversiclieraog  ood  eioige  andere  modiilicirt  worden. 

frch  ete  Gesetz  ▼om  8.  Mai  1899  fet  racb  Äe  Beeteaerong  dee  W ander- 
'oebetricbs  nea  und  in  dieser  Allgemoioheit  zum  ersten  Male  geset/.Iich 
?er  zum  Theil  nur  im  Vcrordniirij^swege')  geregelt  worrlmi.  Danach  wird  der 
Betrag  der  jährlichen  Steuer  nach  Cirenzsätzeu  ciücs  'iarits  mit  ivUcksicht  auf  Art, 
Luifang  und  muthmaassliche  Einträglichkeit  des  Gewerbebetriebs  fastgeietzt,  so  bei 
Handel  mit  Vieh  mit  30 — 600,  sonstigem  Handel  mit  einer  Reihe  benannter  Waaren 
mit  12 — löU,  allein  anderen  mit  3 — 36  M.«  wozu  fOr  jede  Hil&persoa  Va  des  Satzes 
lÜDzntritt«  übrifens  Emittigangen  in  gewieien  FlUeo  eintreten  kOonen.  Aneh  Musik- 
aufführuujfcn,  Schaustellungen,  theatralische  Vorstellungeu  und  sonstise  Lustbarkeiten 
unterliegen  Jahressteuern  bei  grosserem  Umfantr  (grössere  Kunstreiter-  u  dgl.  Gesell- 
schaften u.  s.  w.)  von  12 — 120,  sonst  fon  3 — 30  M ,  wozu  ebenfalls  für  jede«  weitere 
Mitfrlied  oder  Hilfsperson  Va  tritt.  Wanderlager  zahlen  nach  3  Ortsciasscn  (über 
20.000  Einwohner,  4 -20.000  und  sonstige  Orte)  60,  55  und  30  M.  für  je  7  Tage 
Qud  weniger  des  Betriebes  und  für  je  10.000  M.  und  woniger  des  Gcsammtwer^s 
der  iDnerbalb  dieser  Zelt  sum  Verknnf  bortimmten  Wnnren.  (S.  die  Toringe  mit 
Motiven  vom  29.  December  1897  in  Nr.  37,  Beilage  zum  Protorolte  der  Sitzung  der 
2.  Kaiiuner  ?oin  10.  Jan.  1898,  Verhandlungen  darüber  und  Commissionsberichte 
Iwider  Xanmeni  [1.  vom  8.  März  1899,  2.  rem  6.  Jali  1898]  in  den  Landtagspapioren 
1896  und  1899.) 

Wie  mehrfach  neuerdings  auch  in  anderen  Ländern  hat  xnun  anch  in  Baden, 
luer  noch  weiter  als  bisher  nach  altercQ  Be^tiuimuagen  (s.u.  8.2ö7j,  durch  ein  Gesetz 
vom  12.  Mai  1892,  Nachlässe  an  der  Grundsteuer  bei  ausserordentlichen  On« 
glucksfällen  (Ilagelschlag,  Wolkenbruch,  üebcrschwemmting,  bei  Kebgeländen  ausser- 
dem auch  Frost)  gestaltet,  wenn  mindestens  Va  Ernte  zerstört  ist,  um  %s  bei 
Schaden  ron  Vs — ^/y,  um  "/,o  bei  grösserem,  bei  Rebgelinden  segnr  um  */„  und 
ToU  (Gesetz  mit  Begründung  und  Kammerberichten  in  Fin.arch.  B.  9,  S.  496  iL).  Ein 
gleichzeitig-''^  (^e^ct/  n>v  Juni  1802)  hat  filr  rollständig  erneuerte  Rebanlagen 
5  Jahre  Orunübtcuerireiheit  gewährt  (s.  Fin.arch.  Bd.  9,  S.  505  tC,  ebenfalls 
dM  Gesetz  mit  BegrOndnng  und  Knnunerberichten). 

§.  82.  Die  neuesten  Bestrebungen  und  Pläne  zur 
Reform  der  directen  Steuern,  besonders  das  Ver- 
mögenssteuerproject.  Mit  der  Eindllirung  der  Einkommen- 
stener  ist  ein  ^rrfisserer  Kuhcpunet  in  der  Entwicklung  der  directen 
Besteuerung  eingetreten.  Die  erwiibnte  Weiterbildung  seit  1884 
war  doch  nur  von  nebensächlicher  Bedeutung.  In  N'erbindung  mit 
der  früher  besprochenen  Reform  der  Biersteuer  (1Ö96),  den  Maass- 
regeln  im  Gebiete  der  Weinsteuern,  dem  Uebergang  in  die  Reichs» 
branntweinstenergemeinschafty  mit  dem  Gebtthren-  und  Verkehrs- 
steaerwesen  entsprach  die  erreichte  Steaerverfassang  in  ihren  £r- 
trilgen  einigermaassen  den  dareh  die  Finanzlage  des  Staats  be- 
dingten Ftnanzbedar&issen,  und  in  Verbindnng  mit  den  besonderen 
später  noch  darzustellenden  Modificationen  genügte  die  directe 
Staatsbestenemng  auch  den  Anforderungen,  nm  als  Grundlage 
fttr  den  Anschluss  der  directen  Gommnnalsteuern  in  Zusehlags- 
forra  dienen  zu  können.  Auch  die  Vertheilnng  der  Steuerlast  auf 
die  verschiedenen  wirthscbaftlichen  BeruU-  uud  Besitzkreise  der 
Bevölkerung  war  jedenfalls  durch  die  Kint'Ugung  der  allgemeinen 
Einkommensteuer  in  das  System  der  directen  Besteuerung  wesentlich 
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verbeBsert,  die  Last  mebr  anf  die  tragföhigeren  Elemente,  die 
Städte,  die  mehr  Btftdttscben  Wirthsebaftselassen,  die  wirtbaehaft- 
lieh  atirkeren  Personen,  den  grosseren  nnd  steaerkiitftigeren  Berits 
und  ancb  das  bOhere  Einkommen  daraas  (Kapital,  Grossgewerbe) 
geseboben  worden.  Aber  ansreiebend  erwiesen  sieb  die  erfolgten 
Reformen  an  sieb  nnd  vollends  in  der  Weiterentwicklung  de» 
Wirthschaftslebens,  welcbe  gegenwärtig  so  rasch  ist  und  so  erheb- 
liche Vcrändei  uDgen  in  den  wirthschattlichen  Classenlagen  mit 
sich  bringt,  tlocii  nicht. 

Die  ganze  Construction  der  verbiiebenen  Ertragssteuern,  nament- 
lich der  Grund-  nnd  Gebände-,  aber  auch  der  Gewerbesteuer;  die 
Kiohtberttcksichtigung  der  Sehnlden  bei  ihnen  ^  welche  darcb  die 
nnnmebrige  ßeriicksicbttgnng  dieser  Posten  bei  der  Einkommen- 
stener  zwar  in  Etwas,  etwa  znr  Hälfte  des  Betrags  der  Sebnlden^ 
aber  damit  doeb  niebt  ansreiebend  gnt  gemacbt  wnrde,  nnd  womit 
wieder  innerbalb  der  Ertragsbestenernng  der  Abzug  gewisser  Hanpt- 
sebnldenarten  bei  der  Kapitalrentenstener  in  Widerspmeb  stand; 
die  eigentbdmliebe  Veranlagnngsmetbode  bei  den  beiden  Realstenem 
naeb  den  Kanfwertben ;  die  Stabilitftt  der  betreffenden  Kataster  nnd 
die  Begrttndnng  der  letzteren  anf  weiter  zurückliegende,  im  Ganzen 
daher  jährlich  den  wirklichen  Werthen  weniger  entsprechende  Kaiif- 
weithe,  wahrend  die  Ka])itahvcrthe  der  Gewerbe-  nnd  Rentenstener 
principiell  die  Innfenden  und  factisch  doch  die  den  wirklichcD 
ziemlich  entsprechenden  sind;  die  missliche  Ansdc iinuiig  der  Ge- 
bäudesteuer mit  auf  die  laiidwirthschaftlicben  IIilfsf;cbUude;  die 
Thatsache  der  Ibrraellen  und  reelien  Doj^pclbestcuemiig  des  Ein- 
kommens aus  Besitz  durch  die  einzelne  betreitende  Ertrags-  und 
zugleich  wieder  durch  die  Einkommensteuer,  wodureh  das  Problem 
der  höheren  Besteuernng  des  fnndirten  Einkommens  zwar  im 
Princip  richtig,  aber  doch  nur  mechanisch,  im  Grade  wiUktIhriieb 
nnd  mit  individnell  ganz  verschiedenem  Erfolge  gelOst  wurde; 
aneb  wobl  das  tiefe  Herabgeben  der  Einkommensteuer  anf  niedriges 
Einkommen,  ebenso  der  Gewerbe^  nnd  Kapitalrentenstener  anf 
niedrige  Rentenbetiägc ;  das  Fehlen  jeder  Freilassung  kleiner 
Realitäteneinkflnfte,  was  Alles  bei  der  Niebtbeachtnng  von  die 
Leistnngs-  nnd  StenerOlbigkeit  vermindernden  persönlichen  Um- 
standen bei  der  Einkommensteuer  sich  noch  empiindlicber  fühlbar 
machen  musste;  daneben  die  ReichssteuerD,  die  eigenen  Getränke- 
und  Fleischsteuern,  die  Gebühren-  und  Verkehrssteuern,  von  denen 
die  wichtigste,  die  Liegeoschaftssteuer ,  auch  hoch  war;  dazu  die 
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directen  Geroeindestenera  nach  ihrer  VeraDlagnngsart  ausscblieM» 
lieh  in  Zuschlagform  zu  der  Siaatesteuer  und  Dach  Rüh»  — ;  das 
AHea  und  Anderes  mehr  waren  innere  Momente,  die  aaeh  in  Baden 
aaf  weitere  Steuerreformen  hindrängten. 

Die  Vorgänge  in  anderen  L&ndemi  die  Beformen  der  directen 
Stenern  daeelbat,  namentlich  die  preossiBchen,  die  Beseitiguo^  der 
Ertragsatenem  hier  nnd  in  grossem  Umfang  anch  in  Sachsen,  die 
Einftthmng  der  Vermögenssteuer  in  Prenssen;  die  eigenthQmliohe 
formelle  Ausgestaltung  der  hadischen  Ertragssteuem  ohnebin  schon 
bisher  za  nominellen  VermSgenssteuern ;  die  allgemeinen  Strömungen 
der  Wissenschaft  nnd  der  öffentlichen  Memuij^-  iii  der  Richtuiig 
zur  mogUchst  ausschliessliclieu  staatlichen  directen  Personalsteuer 
behufs  besserer  Durchführung  des  Grundsatzes  der  Besteuerung 
nach  der  LeistUDgsOlhigkeit  und  zu  einer  Scheidang  nach  Steuer- 
arten zwischen  Staats-  und  Coramunalbesteuerung,  wie  in  Treussen, 
—  anch  dies  AUes  wirkte  nicht  minder  auf  Rcfornibestrebaugen  hin. 

Endlich  war,  wie  Uberall  in  Deutschland,  die,  wenn  auch  in 
Baden  bei  seinen  Besitz-  und  Bctriebsverhäitnissen  immer  noch 
leidliche  Lage  der  Landwirthschaft  derart,  um,  zumal  neben  dem 
Aufschwung  der  Städte  und  vieler  Gewerbe ,  eine  Fortfühmng  der 
Beform  der  directen  Steuern  in  der  Bichtung  auf  Personalbesteuerung 
und  namentlich  auf  Erleichterung  und  eventnell  Umgestaltung  der 
Bealsteuem  wttnschenswerth  erscheinen  zu  lassen.  Alle  diese  Ter* 
sehiedenen  Umstünde  haben  die  Beformbewegung  auf  dem  Qebiete 
der  directen  Besteuernng  unter  der  Initiative  einer  intelligenten  und 
sachkundigen  Begierong  und  speciell  Finansyerwahnngyon  Neuem  in 
Gang,  bis  jetzt  (Herbst  1899)  abernoch  nicht  zum  Abschlnss  gebracht. 
Sie  hat  sich  zugleich  auf  andere  Stcocrn,  wie  die  Biersteuer  in 
der  schon  dargelegten  Weise  (S.  2t)5  rtV),  die  Liegenschaftsaccisc  und 
die  Erbschafts-  und  Schenkun^sHteuer  mit  ausgedehnt,  deren  for- 
melle Gestaltung  mit  den  Behliniuiungen  des  deutschen  blirj^erlichen 
Gesetzbuchs  ohnebin  in  Einklang  gebracht  werden  musste.  Der 
Plan  zur  weiteren  Kelurm  der  directen  Steuern  bietet  wciren  seiner 
Eigenlhiinilicbkeiten,  namentlich  in  BetrelY  der  Methode,  unmittelbar 
aus  den  bisherigen  Ertragssteuern  eine  Vermögenssteuer  zu  bilden, 
wegen  der  Vergleicbung  der  wirklichen  Ertrags-  (Reinertrags-) 
Steuer  mit  der  Vermögenssteuer  und  wegen  der  Frage  der  Weiter- 
bildung der  Grundsteuer,  sowie  der  Metbode  dafür  (foadiscbes  Werth- 
katasteri  wirkliches  Reinertragskataster)  wieder  allgemeineres  (inans- 
wissensehafUiches  Interesse. 
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S.  von  legislatireo  Materialien  besondtts  die  trefflichen  Denkschriften  des  Finanz- 
ministers B  uch  cnberirer  tlbcr  die  Reform  der  directen  Steuern  in  Baden  mit 
statistischen  Beilagen.  1896,  die  Dcukscbntt  auch  iai  Fin.arcb.  B.  IS,  S.  408  (ohne 
Beilag«»),  zveite  Denkschrift  rmn  Dec.  1897.  mit  Statist.  Beilagehei^,  jene  im  Finjdrcb. 
B.  15,  S.  410,  dazu  KammerTcrliandlon^cn  l^^OH— 99,  bes.  Berichte  an  die  Kämmen. 
Uebereicht  dieser  Yerhandlongcu  Uber  die  erste  Denkschrift  im  ficilagehoft  zur  zweiten. 
Foner  Oesetzentwarf  Ober  die  Bevistou  der  GtaaseneiDtlieftqDf  des  lendiriTÜischaft' 
liehen  Geländes  vom  November  1897,  KauimerverbandluDgen  und  Bcrichfc  darüber 
Gesetz  vom  r».  Aup:.  189b.  S.  dazu  auch  die  amtliche  Schrift,  die  Belastang  der  land- 
wirthschaftlicheti  BcrOlkeronfr  durch  die  Einkommenstetier  und  die  Verschuldung  der 
Landwirtlischaft  in  Baden.  1896,  auch  (ohne  die  slatistis  1;  ;i  Tabellen)  im  Fin.arcb. 
B.  13,  S.  845.  Die  Erledigung  der  Reform  und  bezügliche  (icset/entwiirfe  sind  für 
1899  oder  1900  zu  erwarten.  Ich  konnte  dies  far  meine  Arbeit  nicht  abwarten  und 
muM  Darlegtiogen  darüber  auf  Nachträge  verschieben. 

In  der  ersten  Denkschrift  kommt  die  Regierung  zu  dem  Ergebnis«?,  dass  der 
Ucbergaog  von  den  Ertragsstcuem  zur  Vermögenssteuer,  ab  einer  zweiten  directen 
staaüiciien  Hauptsteuer  (die  auch  in  der  GemdUidebestonening  dann,  hier  aber  ohne 
Gestattung  des  SchuUlabzui;s,  an  Stelle  der  Ertra>«>,steucrn  zu  treten  hätte),  neben  der 
Einkommensteuer  in  der  von  ihr  geplanten  Weise  als  werthvoller  Fortächritt  anzuerkennen 
und  daher  principicll  richtig  sei.  Einfach  dem  preussischen  Vorgang  zu  folgen,  sei 
indessen  bei  der  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  nicht  thunlich.  Nnmeotlicb  schien 
die  Nothwendigkeit,  mit  der  Vermögenssteuer  eine  viel  grossere  Quote  des 
Staatsbedarfs  an  directer  Steuer  m  decken,  nach  Maassgabe  der  Erträge  um 
1896/97  fest  die  Eilfte,  gegen  nur  etwa  ein  Fiknfitel  in  Preuasen,  ein  verschiedenes 
Vorgehen  zu  bedingen.  Als  Vorzüge  der  Venn5genssfoner  vor  den  Ertragssteuern 
wurden  auerkaout  die  Zugrundelegung  des  wirklichen  jeweiligen  Verkehrswerths  des 
Grand-,  Hans-,  Gewerbe-,  Kapital-  und  Leihkapitalbesltzee,  statt  der  veralteten  Kataster- 
werthe  namentlich  bei  den  beiden  ersten  Steuern;  die  Mtiglichkcit  des  Schuldenabzugs, 
die  bei  den  Ertragssteuern,  besonders  der  (inuid-  und  Gebäudesteacr.  schon  wegen 
der  Incüugruenz  der  Steucrwerthe  und  der  Schuldbeträge  und  wegen  der  Verschieden- 
heit der  Schuldursachen  nicht  dnrcliffthrbar  ist;  die  leiclitere Veruh^ung  und  perio- 
dische, selbst  häufigere,  Erneuerung  der  Vcrmögensstcueranschlägc ;  die  Möglichkeit 
der  cinheitlicheu  Besteuerung  der  verschicdeucn  Steuerquellen;  die  Zulibsigkeit  der 
•llfemeinen  EinfdhruDg  eines  steuerfreien  Existenzminimums;  die  grössere  Leichtig- 
keit und  Unbedenklichkeit,  den  Steuerfuss  nach  dem  Bedarf  zu  ändern  u.  A.  ui.  Nacli 
der  Idee  der  Kcgicruog  sollten  nun  die  bisherigen  vier  Ertragssteuern  zu  partiellen 
Vermögenssteuern  umfebildet  werden,  indein  die  beiden  iZealstenem  nnr nadi 
den  wiri^lichcn  Kaufwerthcn  der  Objecto  (die  Waldungen  allerdings  wie  bisher  auf 
Grund  der  zu  kapitalisircndcn  Ertritgc,  aber  nach  jetzigen  Uolzpreiscn)  und  dann 
periodisch  amtlich  katastrirt.  die  beiden  anderen  Steuern  wie  bisher  auf  Grund  der 
Declaintionen  der  Flüchtigen  veranlagt  würden  ,  doch  so,  dass  bei  der  Kapitalrenten- 
Steuer  nunmclir  direct  der  W  erth  der  Kapitnlien  Curswerth,  Nennwertb  u.  s.  w.) 
doclarirt,  nicht  mehr  aus  der  declarirten  Kente  erst  noch  gesetzlich  bestimmte 
Faetoren  flcti?  gebildet  werden  sollte.  Von  der  Soraine  der  ctwaigcit  vier  Vermögens- 
bcträpe  bei  einem  und  demselben  Ccnsiten  wären  dann  die  Schuldzinsen  abzuziehen 
und  so  der  reine  VcrmOgcnsanschlag  zu  bilden,  von  dem  der  gesetzliche  Steuersatz 
zn  erhellen  wlre.  Dieser  war,  unter  Bertlcksichtigung  der  sonst  geplanten  Einrichtung 
der  Steuer  (Freiheiten),  sodann  des  Bedarfs,  namentlich  des  bislnri^^en  Krtrags  der 
fortfallenden  4  Ertragssteuern,  auf  Grund  von  Probescbätzungen  auf  12  i'f.  von  100  M. 
veranschlagt  (gegen  5  in  Preusscn).  Durch  die  erneuerte  Katast riruiig  der  Grundstücke 
und  Gebftude  nach  dem  wirklichen  Verkebrswerth  konnte  namentlich  den  erfolgten  und 
weiter  erfolfrenden  Wcrtlivoränderungen,  so  den  grossen  Werthsteigerungen  in  vielen 
Städten,  in  begünstigten  Gegenden  des  platten  Landes  gegenüber  den  älteren  Kataster- 
werthen  Reehnong  getragen,  so  eine  Art  Besteuerung  der  Conjoncturengewinne.  eine 
bessere  Mitbclastung  der  Bauplätze  und  Luxusb'den .  erzielt  werden.  Die  bisherige 
priocipiolle  Freilassoog  des  landwirthschafUicbeu  Betriebskapitals  (in  der  Gewerbe- 
Steuer),  die  geforderte  der  landwirthsdinfUiehen  Hilfsgebäude  (in  der  Gebiudesteuer), 
die  weitere  Gewährung  eines  steuerfreien  Miniinnll'i  trags  in  bisheriger  Hohe  bei  der 
Gewerbe-  (700  M.)  und  der  Kapitalrentensteucr  (60  M.  Rente  oder  12U0  M.  Stcuer- 
Ittpital)  konnte  nicht  wühl  statliindcu,  man  wollte  höchstens  aus  steuertechnbchen 
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(iiOnden  bei  beiden  letzteren  Steuern  100  M.  Kapitalwerth  freilassen.  Dagegen  war 
AB  die  Einftthning  einer  allgemeinen  Steaeifreiheit  fQr  Vermögen  bis  lOOü  M.  über- 
lianpt,  gegen  6000  M.  in  Prcussen,  10.000—20.000  M.  nach  dem  sichsischen  Projecte, 
ffedaobt.  Eine  Einbeziehang  der  Fabrni&ähabo  (Gebraut  lisrermögen)  in  die  Vcr- 
ffiögeüäistcuer  war,  wie  in  Preusüeu.  nicht  beabsichtigt,  was  mit  den  üblichen,  m.  E. 
nicht  dorcbschlagendcn  steoertechniscben  and  Mnsdgen  Grflnden  abgelehnt  ▼orde. 
Stenerpflicliiige  sollten  übrigens  audi  bei  der  Vormflc^cnsstcui  r  i:-^  nicht-physischen 
Personen,  im  Aligemeinen  im  Umfang  wie  bei  den  bisherigen  Ertragaeteaern  bleiben, 
abveichead  ron  Prenesen,  iro  nur  die  physischen  Personen  rermA^naleaerpflichtig 
sind,  nnd  auch  ron  der  neuen  hessischen  Vermögenssteuer  von  1899  (a.  §.  98). 

Nach  den  Probeschätzungen,  die  mit  Sorgfalt  ansjobtellt  worden  waren  und  wohl 
der  Wiikhchkeit  annäbtirud  entsprechende,  daher,  luu  VorbicLt,  eiuigeriuaassen  Ver- 
nllgemeinening  ^^e^tartende  Resultate  ergeben  betten,  stellte  sich,  wie  vorauszusehen, 
eine  sehr  starke  Erhöhung  des  g-oschStzten  VermCgcnsworths  gc^en  die  viel  zq  niedrigen 
Steaerkapitalanschlige  der  Kataster  nach  deren  lange  zurückliegenden  Bewerthuugen 
bei  den  Bealitilea  berane,  fast  um  dna  Doppelte  bei  den  GeMaden  (1895.7  gegen 
962  Mill.  Mark),  aber  auch  um  fast  die  Hälfte  bei  den  lamiwirthschaftlichen  Uel&nden 
(1863.6  gegen  1289.1  Mill.  Mark),  natürlich  aber  wieder  brichst  verschieden  na-h 
Orten  und  Gcgcudcu  und  Einzelfällen.  Weniger  erheblich  war  die  Werthsteigciuüg 
bei  den  Waldungen  (230.2  gegen  206.6  Mili.),  dann,  nach  der  veränderten  Vcranlagungs« 
methüde  bei  ilen  Kapitalien  (14P>S  ge-^en  i;W7.3  Mill.).  Die  gewerblichen  Betriebä- 
iapitalien.  die  schon  bisher  laufend  und  nach  Dedarationcn  eingeschätzt  worden  waren, 
worden  mit  den  eiteii  Summe  (in  1894  615.8  Hill.  Uerii)  reranseUagt  Im  Ganten 
schätzte  man  6043.2  Mill.  Mark  Vermügen->werth  gegen  loi^O  8  Mill.  Katasterwerth  in 
1894).  die  abzuziehenden  Schulden  wurden  auf  951.4  Mill.  veranschlagt,  das  gesammte 
VermOgenratenerkapital  so  auf  5091.8  Mill.  Mark  angenommen,  woraus  sich  nach  dem 
zu  deckenden  Bedarf  der  genannte  Steoerfuss  von  12  Pf.  fttr  100  M.  ergab  tohue 
tlow.ihrnnp  des  Schuldabzugs  genügte  ein  Fuss  von  10  Pf.),  gegen  <ien  bestehenden 
Satz  vüu  10  Pf.  bei  der  Kapitalrenten-  und  15  Pf.  bei  den  drei  anderen  Enrags- 
etenern.  Auf  die  Xtnbetiehnnf  der  Udnen  bitber  steoerfreien  Oeverbeki|rttnlton 
(unter  700  M.)  und  der  steuerfreien  landwirthscbafUichen  Betriebskapitalien  scheint  bei 
diesen  Veranschlagungen  noch  keine  Rücksicht  genommen  zu  sein.  Gegenüber  den 
biibeiif  en  Sitzen  wlrs  also  zwar  das  Leibkapital  allein  in  der  Steuer  nominell  erhöht, 
die  anderen  Vermögen  erleichtert  voiden.  Aber  bei  der  b.  sunders  starken  Steigerung 
der  wirklichen,  der  Vermögenssteuer  nnterüegenden  Werthe  der  Grundstücke  und  Ge- 
bäude gegen  die  bisherigen  Katastcrwerthe  waren  doch  diese  Vermögeusoblecte  an 
sich  durch  die  neue  Steuer  nocb  stfaier  getroffen  worden,  erleichtert  vesenuioh  nnr 
die  (ji  's-pfherermögen.  Indessen  musste  sich  das  wieder,  anch  im  d'anzcn,  sehr  ver- 
schieben, und  zwar  zu  Gunsten  des  in  Grundstucken  und  Gebäuden  stockenden  Ver- 
mögens, weil  der  nnnmebrigo  Schnldabzng  überwiegend  diesem  zu  Gute  kam.  JTe  nach 
den  localen  und  vollends  den  individuellen  Verhältnissen  der  Verschiedenheit  zwischen 
den  neuen  Vermögenssteoerwerthen  nnd  den  Katastcrwerthen  mussten  aber  noch  vielo 
weitere  Verschiebungen  der  Steuerlast  eiutrctca.  Auch  dafür  haben  interessante 
Probeschätznngen  mancberlel  Anbdtspnncto  geliefert.  Erhöhungen  der  Stenerlast« 
wio  freilich  vf^r:ui'-zuschen .  würden  am  meisten  bei  starker  \^'erthsteige^ung  unver- 
schuldeter oder  wenig  verschuldeter  Kealitätcn,  Ermässigungen  bei  geringer  Wertk- 
iteigeronr  (wo  sich  dann  der  ermftseigte  Steaerfbss  geltend  macht)  nnd  staHttf  Ver- 
schuldung sich  ergeben.  Im  Ganzen  entsprarh  dies  und  damit  die  veränderte  localo 
t]nd  individuelle  Verthciiung  der  Steuerlast,  auch  die  stärkere  Belastung  wertherhöheten 
Kcaü täten besitzes  gegenüber  dem  Gewerbe-  nnd  Kapitalbesitz,  welcher  schon  durch 
die  bisherige,  den  laufenden  Werth  der  Betriebskapitalien  und  Leihkapitalien  berück- 
sichtigende höhere  Sfencr  gctiofl'cn  war,  jedurh  nur  der  im  höheren  wirklii  hrn  Werth 
Üegeodea  grösseren  Leistungs-  und  bteuertähigkeit.  Diese  Wirkungen  der  Keform 
konnten  daher  billiger  Weise  nicht  gegen  letztere  geltend  gemacht  werden.  Aber 
immerhin  war  die  (Jewi.^i-heit,  dass  grosse  lucale ,  berufliche  und  individuelle  Ver- 
schiebungen der  Steuerlast  gegen  bisher  eintreten  wurden,  ein  Moment,  das  mit  Kecht 
zur  Vorsicht  mahnte.  Auch  der,  besonders  in  der  ersten  Kammer  betonte  Umstand 
der  völlig  verschiedenen  Bentabilität  der  einzelnen  Vermögensarten,  der  niedrigeren 
des  ländlichen  Grundbesitzes,  der  höheren  des  (rewcrbes  und  der  Gebäude ,  war  ein 
Bedenken,  denn  so  musste  bei  dem  wie  in  Preusscn  in  Aussicht  genommenen  gleichen 
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Steuorfasä  für  alle  Vcrmögeus&rtcii  eine  starke  MebrUelaätung  der  schliesslich  doch 
fUr  die  Stcuertragung  immer  cntschoidendcn  Erträge  (Reinerträge)  bei  dem  niedrig 
fendiendon  mid  eine  Mindcrbeluning  bd dem  höber  rentireoden  Vermögen  der  Erfolg  sein. 

Der  ganze  Hcformplan  war  mit  nngewSlinlicliLr  Vorsicht  und  Sorgfalt  Forbercitet 
«od  begraudet,  was  ihm  oben  den  allgemeinen  iiuauzwissenscbaftÜchen  Werth  giebt, 
der  es  wohl  reehtfortigt,  den  Plan  aach  in  dieeem  Werke  rerhütoisemtaig  eingehende 
za  bt'liaiidelii.  7  :r  Kritik  möchte  ich  mich  auf  wonifre  Bemerkonpfen  beschränken. 
Die  Yoile  UidchsteUung  der  amtlich  erhobenen  Bcalit&teuwerthe  mit  den  durch  Passionen 
tfmittelten  WerUien  der  Gewerbebetriebs-  tukd  der  Ldbkapitalieii,  die  Bdbeli»ItaAf 
der  bloss  amtlichen  Verkehrswerthscliätzunjj  hd  den  Realitäten  üherhaupt.  auch  die 
einfache  Hcrtlbcrnahmc  der  bisherigen  Einscbätzungszahlen  der  Gewerbekapitalieu  and 
die  regelinäsHige  Bewerthnng  der  Leihkapitalien  nach  dem  Ours-  und  Nennwerth  er- 
scheint mir  nicht  einwandniai.  Bei  der  Ausdehnung  der  Vermögenssteuerpflicht  auf 
die  nicht-pliysischen  Personen,  spccicll  die  Actiengesellschaften,  tauchen  auch  wieder 
die  Bedenkeil  der  reellen  Doppelbesteuerung  (Gesellschaft  und  Actionäre)  auf,  um  so 
mehr,  als  eine  pardeUo  VermOgenssteiierfreiheit  bei  diesen  Gesellschaften  nach  Analogie 
des  steuerfreien  Bentenabzugs  bei  der  Einkommensteuer  (3  7o)  nicht  bestände.  Ob 
man  die  Bedenken  durch  die  bisherige  Belastung  der  nicht-pbysiscben  Peraonea  mit 
den  ETtn^estenem  fur  ganz  behoben  ansehen  dan,  bleibe  dahingestellt  Das  enrlhnt« 
Bedenken,  dass  bei  einem  gleichen  Steuerfuss  das  im  Verkehrswerth  Iiorh,  in  der 
Rente  niodn'sr  stehende  Vonnög:en  stärker  als  das  umgekehrte  Verhältnisse  zeigende 
übrige  bflasu  t  werde,  ist  ja  ein  priucipielles.  welches  die  Vermögenssteuer  mit  solchem 
Stenerfuäs  an  bu-h  trilit,  also  z.  B.  auch  die  preiissischc ,  solange  man  am  gleichen 
Steuerfuss  festhält,  was  mir  freilirh  nicht  unbedingt  nölhig  und  nach  der  Veranlagung 
der  Vermögen  auch  nicht  so  schwer  abzustellen  erscheint.  Ei  darf  nur  nicht  Uber- 
sehen werden,  dass  des  Bedenken  in  Baden  bei  einem  c.  2Vfi  mal  so  hohen  Stenerfass 
als  in  Prcusscn  practisrli  viel  schwerer  wiegt,  ünd  was  die  ländlichen  Grundstücke 
iiod  Besitze  anlangt«  so  kommt  noch  weiter  erschwerend  in  Betracht,  dass  diese  Boden- 
verthe  grade  bei  den  badischen  Besitz-,  Betriebs-  nnd  WlrthschaftsrerhSltaissen  fiel* 
fach  ganz  liesundors  liocli  getrieben  werden,  eine  bekannte  Tbatsache  ans  bekannter» 
Gründen  (^.Landhunger"  der  kleinen  Landwirtho).  So  musste  der  Ucbergang  zur  Ver- 
mögenssteuer hier  öfters  zu  einer  grösseren  Belastung  fuhren,  die  nur  durch  das 
Princip  des  Schuldabzugs ,  aber  fireilich  local  und  ToUcnds  individuell  in  sehr  Ter* 
schiedenem  Maasso,  sich  wieder  verminderte.  Practisch  Itetrachtet  wird  man  übrigens 
zugeben ,  dass  der  ganze  bisherige  l'ormalismus  der  badi:>clicu  Ertragdstcuern,  die  ja, 
nominell  wenigstens,  alle  schon  als  YermAgen^teuern  eingerichtet  waren,  denBefoia* 
plan  in  dieser  Gestaltung  näher  I  :'f'^  tind  seine  Durchführung  erleichterte. 

Die  Regierung  trat  übrigens  nicht  gleich  mit  formulirton  Gesetzentwürfen  aa 
den  Landtag,  sondern  wollte  diesem  ansdrOddieh  erst  Gelegenheit  geben,  tfä  dem 
Plane  Stellung  zu  nehmen  Die  zweite  Kammer  that  dies  auf  Grund  ihres  Buda^et- 
commissiousberichts  (Ref.  Hug),  sie  hielt  die  Vorzuge  des  P^aus  fur  uberwiegend, 
auch  gegenüber  einigen  Bedenken,  hiess  die  Grundsätze  der  Reform  gut  nnd  wOnscbto 
einen  Gesetzentwurf  in  diesem  Sinne  m  erhalten,  ohne  übrigens  zu  besondiOier  Eile 
zu  mahnen,  bei  dem  leidlich  befriedigenden  Zustand  der  directon  Besteuerung,  wo  z.  B. 
die  schon  die  Hälfte  des  Ertrags  liefernde  Einkommensteuer  bereits  den  Scbuldabzug 
hatte,  also  factisch  letzterer  im  Ganzen  genommen  bereits  für  etwa  die  Hilile  4w 
Schulden  stattfand.  Die  erste  Kammer  (Bericht  von  Freiherr  ?.  Göler"  nahm  friere.: ^  n 
eine  reseniitere  Stellung  ein.  Es  wurde  betont,  wie  doch  auch  die  Vermögensäteuer 
Bedenken  gleich  den  oben  erwShnten  hdlM,  namentlich  TOiflichen  mit  der  wirklichen 
Ertragsbesteuerung  wej;cn  der  verschiedenen  Rentabilität  der  einzelnen  Veruiiipcns- 
arten,  auch  weil  das  Princip  des  Schuldabzugs  in  seiner  allgemeinen  Anwendung 
nicht  immer  zu  wünschenswerthen  und  richtigen  Folgen  fahre  und  so  öfters  zweifel- 
haft berechtigte  Verschiebungen  der  indiridnellen  Stenerlasten  mit  sich  bringe.  Die 
steuertechnischeu  Vorihcile  der  Vrrm"»..'<>nssteuer  wurden  dabei  aber  <h^rh  nicht  ver- 
kannt. Man  lehnte  daher  den  Reiorni2)iau  auch  nicht  ab,  sondern  erkiaric  die  trage 
nur  für  noch  nicht  spruchreif,  wünschte  deshalb  vor  der  Entscheidung  noch  «Ue 
"Weitere  Erwilpun":  der  Frage  der  Fortbildung-  der  seitheripcn  directen  Staatsstcoern 
in  wirkliche  Ertragsstcuem ,  eientuell  aach  mittelst  gleich  eingebender  Erhebongen 
wie  in  Betreir  der  Vermftgensstener  nlhere  Untersnchnngeo  daiftber,  „welche  Wliliuig«! 
der  Uebergang  zum  wirklichen  Beinertragssteuersystem  für  den  Stsat  nnd  für  die 
einzelnen  Gruppen  Fon  Steuerpflichtigen  ausüben  wüide.'^ 
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Demgemäss  haben  zun&chst  solche  EAebDogen  fQr  typi^  Ii  ländlieb«  Orte  Qod 
laodwinbschaftliche  Betriebe  probeireiäc,  wesentlich  nach  den  für  mustcrgiltig  au- 
f«seheaea  vUrttembergischea  UruodsteacrnonoeQ,  stattgefunden.  Mit  grossei  Sorgfalt 
Torgenomneo,  haben  sie  doch  zu  dem  £i]gebnl»  feftthrt,  dass  mea  bei  den  enermeii 
Sclt^ii^rigleiten  vollends  unter  den  badischcn  Cultur-  und  Kleinbetrieb-  und  Par- 
ceiliruiigbTerh&ltiiisseu  z u  koinem  irgend  wie  befriedigenden  Kesultate  mit 
der  llndlichen  Belnertragsbesteaerung  gelangt,  wie  die  2.  Denkschrifk 
Biher  aattfdhrt  und  mit  reichem,  interessantem  statistischen  Material  belegt.  Man  kam 
daher  zu  dem  Schlass  von  allsremoiner  Bedeutung,  wie  nach  den  Erfahrungen  anderer 
Linder,  auch  nach  wis&eiischal'Uiclicu  Ansichten  (wie  ich  bic  sclb:>t  seit  lan^ü  vertretcu 
habe.  a.  meine  Abh.  dizecte  Stenern,  Schönberg's  Uandbuch  4.  A.,  B.  III,  1.  Abth., 
8.  Ü.),  dass  es  nicht  rüthlich  sei,  „eine  Neukaiastriran^  des  länd- 
lichen Gel&ndcs  auf  Kein  er  tragsberechnuugcn  aufzubauen".  Dia 
Flnnnzleiting  gleobte  eomit  eine  solelie  Mussregel  eblehnen  zu  eoUen  und  vir  in 
ihrer  Auffassung  von  den  Vor/.üf^cn  eines  aus  der  Einkommen-  und  Voruiftgenssteuor 
gemiscbton  Stettenystems  beatirkt  worden.  Die  mittlerweile  odblgto  amtliche  Unter- 
toclrang  tber  die  Belastiuig  der  landwirthschaftiichen  Berölkemug  dvrch  die  Ein- 
kommensteuer und  Uber  die  Verschuldung  der  Laadwirthschaft  hatte  wie  fur  die 
Sieuerfragen,  so  auch  und  fast  noch  mehr  ftlr  allgemeinere  Agrarfrap:en  zu  wichtifren 
Resoliatcn  gefahrt.  £s  haUe  sich  namentlich  ergeben,  dass  da^  landwirihächafdichc 
Einkommen,  bei^>nden  bei  rein  landwirthschaftiichen  Betrieben,  do(  h  niedriger  nie 
andere  Kategorioen  von  Kinkouimen  im  Durchschnitt  durch  die  Einkommensteuer 
belastet  sei,  besonders  wuil  die  zahlreichen  ländlichen  Kleinbetriebe  in  die  uutereteii 
Sulea  der  Stooer,  deher  bei  dem  Degroseiffase  in  die  niedrigsten  Steoeisltze  fidlen 
und  ihnen  der  Schuldabzug  zu  Gute  kommt.  Dabei  hat  sich  übrigens  die  Höhe  der 
Yexscbuldong  «acli  niedriger  erwiesen,  als  violfach  befürchtet  worden  war.  100  M. 
finkomaiee  vtna  dtuchschnittlich  mit  O.GS  M.  Einkommensteuer  bei  den'rein  land- 
wirthschaftiichen Betrieben,  mit  (i.SO  bei  allen  zusammen,  mit  1  02  bei  den  gewerb* 
liehen  UiiferHohni.'n,  mit  •2.5.'>  bei  den  juristischen  Personen,  mit  1.16  bei  allen  nnderon 
Ccn&iteu,  mit  I.ub  im  L)urchschnitt  alier  Steuerpilichiigcu  belastet. 

Die  Begierang  hielt  se  nn  dem  Plan  der  Einfuhrung  der  Vermögenseteiier  nn 
Stelle  der  £rtragSi»teucrn ,  bczw.  an  deren  Umbildung  in  partielle  Vermöf^enssteneru 
und  Zusammenfaseong  zu  einer  aUgemeioen  Vermögenssteuer  fest.  Es  wurden  aber 
einige  grOeeere  Vertnderongen  des  rrftheien  Plans  in  Aiudcht  genommen.  So  seilte 
zon&chst,  was  mau  früher  nicht  beabsichtigt,  eine  Tvevision  (nicht  allgemeine 
Kema&teUung)  der  Classeneintbeiiung  der  landwirthschaftiichen  UnindstUcke  als  Vor- 
«iMt  for  die  Stenerreform  erfolgen,  was  dann  noch  durch  die  Gesetz  vom  8.  Aug. 
1898  in  die  Wege  geleitet  worden  ist,  trotz  principieller  Bedenken  besonders  in  der 
1.  Kammer,  dass  so  der  EnfsclicidiitiL'-  fur  '!i<'  \  rmuf!:enssteu''r  1  r  it-  {»rajudiciri 
werde.  In  einer  liejiolction  der  1.  Kammer  wurde  daher  auaJruckhcli  itugelchnt,  dass 
man  sich  durch  £in>!:ehen  auf  diese  Bevision  bereits  für  die  VermOgensäteuer  iu 
Zoknnft  gebunden  habe.  In  dem  gen.  Gesetz  wurde  die  Revision  nach  Maassgabe 
der  Bestimmongen  des  Urundstcuergesotzcs  ?om  7.  Mai  löob  angeordnet,  bes.  nach 
Art.  6  n.  7  desselben,  doeh  mit  der  principiell  widitigen,  well  ftlr  die  BennUnng  der 
Daten  zur  crentuellen  Vermögenssteuer-Veranlagung  erforde) liehen  Aen  lerunp.  dass 
«,neben  der  mehr  oder  minder  guten  Boden büschaffenhcit  und  neben  der  ftlr  die  Land- 
virthschaft  mehr  oder  minder  günstigen  Lage  (Gesetz  von  1858,  Art  7,  Ziffer  1)  auch 
auf  andere  Umstände  BOcksieht  zu  nehmen  sei,  die  den  laufenden  Werth  der 
Graod8tt]cke  dauernd  zu  beeinflussen  geeignet  sind"  (S  2i  Deshalb  knnneu  „Con- 
jancturcuwcrtkitcigcruugeu",  welche  noch  laudwirthschalihch  benutzten  Grundstücken 
vegen  ihrer  bevorstehenden  Yenrertfanng  ab  Baoplltse  zn  Tbeil  Verden,  mit  Beeht 
bertcksiolitigt  werden. 

Fftr  die  Veranlagnog  der  landwirthschaftiichen  Grundstücke  und  Gebäude  soll 
KU  Zwecken  der  VennögMissteQer  nicht  mehr  der  Terkehrewerth  naeli  Kaofpreiseu 
einer  länger  zunkklic^endcn  Periode,  sondern  nach  freier  Schätzung,  unter  ßeriick- 
sichtigung  der  Kaufpreise  der  letzten  fünf  Jahre,  ermittelt  werden.  Zwar  an  Ofteru 
periodische,  doch  nur  an  in  etwas  längeren  Perioden  stattfindende  Erneuerungen  der 
Kataster  der  l&ndliclien  Gmndttttdte  und  Gebäude  wird  dabei  jcf.t  gedacht,  selbst  iu 
grösseren  Gemeinden  nur  an  etwa  lOj&hrige  Perioden  für  die  Gebäude,  in  anderen 
für  diese  und  bei  den  I&ndlichcn  Grundstücken  au  periodische  Ncueinschätzougeu,  die 
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immer  erst  durch  Gesetz  wieder  anzuordnen  wären.  Dann  würden  aber  doch  wieder 
relativ  stabile  Kataster  mit  deren  inhärenteu  Mäageln  entstehen  und  dadurch  Ud- 
glcicüm&ssigkciten  der  Veranlagang  dieser  VermOgonsobjecte,  verglichen  mit  den  anderen, 
dio  ateli  Fassionen  Öfters  aafgaiommen  wardcn.  Die  Waldangen  sollen  noch  nicht 
allgemein  nea  katastrirt,  sondern  nach  den  bisherigen  Daten  veranlagt  werden,  da 
die  i>teaeraDSchlägo  dafür  nach  dem  Gesetz  vom  23.  März  1854  bereits  durch  GesoU 
rom  14k  Dec.  1878  ooi  57 '/a  %  erhöht  woidtti  waren  and  sich  darch  die  Unter- 
sachongen  von  1895  nur  eine  Werhsteigernng  am  IS'/a  Vo  tTrcben  hatte.  Nach  den 
neuen  Ujitersttcbonf en ,  welche  einen  starken  Einilass  des  Schuldabzugs  bei  der  Ve^ 
ffiftgenastener  auf  die  Venchiebung'  der  Steoerlast  gegenober  den  Ertragssteaern  or^ 
geben  hatte,  und  nach  weiteren  Erwägungen  ^iollte  auch  nicht  mehr  der  volle  Abzu^ 
der  Schulden  bei  der  Vermögenssteuer- Veranlagung  eiioigen,  soodeni  nur  ein  theii- 
w  eiser,  wie  etwa  zar  Hälfte.  Das  wird  mit  dem  Hinweis  darauf  begründet,  dass 
maoche ,  aas  Unwirthschaftlichkeit  q.  fl.  V*  herrührende  Schulden  doch  nicht  wohl 
abzuirsfähig  sein  dürfteu,  aber  man  genauer  dio  ürsa-^lien  der  Verschuldung  nicht 
Joststeilen  könne.  Auch  ergab  sich  ho  der  Yortheil.  deu  VermDgenssteucrfoss  niedriger 
aoaetzaa  ni  kOnoen,  —  man  hat  an  11.5  und  weniger,  selbst  nur  10  Pf.  fikr  100  M. 
Vermögen  oft  gedacht  —  wobei  dann  die  Verschiebungen  der  Steuerlast  p' rr  ri  Hislior 
wUnscheosverther  Weise  geringer  würde.  Wohl  phncipwidrig ,  aber  zur  (actischea 
Beeloftigung  der  landvirtnechaftllcliea  Befbrehtongem  bei  dem  neuen  Steversyttem 

wird  auch  die  weitere  AuMchliessung  der  laiidwirthscbaftlichcii  Betriebskapitale  aus 
der  Vermögenssteuer  geplant.  Mit  in  Consequenz  dieser  Freilassung,  ebenso  der  Aus- 
lassung der  Fahmisshabe  von  der  Vermögenssteuer  schien  die  Ermäsbigung  des  Schuld- 
abzugs geboten,  ausserdem  auch  noch  die  ausdrückliche  Bestimmung,  dass  Schulden, 
welche  tbatsftchlich  flir  beide  letztgenannte  YennOgeasobjecte  anfgeDOBmen  sind«  nicht 
abzugsfähi^  seien. 

Z)er  sweilen  Bucbenberger'schen  Denkschrift  sind  bereits  .,GrandzUge  eines  Ver» 

mOgenssteuergesetzes"  bcigefngt  gewesen.  U.  A.  sollen  ferner  vier  Katat;ter,  ftlr  Grand« 
stücke,  (jeb^de  —  diese  beiden  Kalter  gemarkuugsweise  für  alle  liier  liegenden 
Objecte,  ebne  Bttcksicbt  anf  den  Wohnsitz  des  EfgenthOmers — ,  für  gewerbliche  An* 
läge-  and  Betriebskapitalien  und  für  das  ..KapitMlrerniügen"  i,  e.  S.  geführt  werden. 
Sar  fUr  letztere  beiden  VermOgensarten  besteht  pcrüöDlicho  Fassionspflicht  Uber  Vor> 
bandcnsein  and  Werth.  Die  Angabo  der  abzugbfähigen  Schulden  (zar  Hälfte)  wud 
den  Stenerpflichtigen  Uberlassen.  —  Auch  fllr  die  Kreis-,  Gemeinde-,  kirchlichen 
Stet!  rn  wnd  Handi  1skammerbeiträ<:e  sollen  die  neuen  Vermögenssteaerwerthe  an  Stelle 
der  Iruliereü  Stcuerkapitalicn  treten. 

Die  Angelegenheit  ist  bia  jetzt  (Herbst  1899)  nicht  abgeschlossen,  doch  haben 
Landtagsverbandhingcn  darüber  stattgefunden  (s.  bes.  den  Bericht  von  Giessler  in 
der  zweiten  Kammer,  19.  April  1899  und  Verhandlungen  darüber  im  April  1899). 
Man  hat  rieh  dabei  im  Wesentlichen  mit  dem  Begierangsplan  und  dessen  einzelnett 
Hau])fpuncten  einverstanden  erklärt.  Bei  der  in  Aussicht  genommenen  relativen 
Stabilität  auch  der  neuen  VermOgenssteacr-Kataslcr  für  Grundstücke  and  üeb&ode 
wihrend  etwas  längerer  Zeit  schien  die  (iewilhning  des  vollen  Schnldabzugs.  also  allor 
Zuwüchse  der  SchuMon,  allerdings  nicht  recht  thunlich.  Das  Verkehrswerthsteuer- 
princip  statt  des  lieinertragsprincips  bei  den  Ixcabtrit«  ii  fand  von  Neuem  allgemelnd 
iiiüigung,  auch  weil  nur  ersitcres  den  Scluibiali/iig  zulasse. 

Es  ist  80  zu  boffen,  dass  die  geplante  Hel'onii  io  nicht  ferner 
Zeit  zu  Stande  kommt.  £inen  erhebliclien  Fortschritt  im  Interesse 
gerechter,  gleichmttssigerer,  mehr  der  Leistungsi^bigkeit  ent- 
sprechender Steuervertheilang  würde  sie  im  Ganzen  dach  dar- 
stellen.  Hier  sei  eine  ailgemeiae  BemerkaDg  erlaubt  Die  grosse 
Umsicht,  mit  der  so  in  diesen  deutschen  Mitfeelstaaten,  wie  auch 
in  Württemberg y  Hessen,  solche  Reformen  vorbereitet ,  eingeleitet 
and  darchgeftlhrt  werden ,  zeigt  einmal  gewisse  Vorzttge  dieser 
Staaten- Kategorie,  die  auch  eine  politische  Seite  haben.  In 


Digitized  by  Google 


Dritte  Periode  1884-1899.  Yerkehn-.  £rlMcfaaflnt«ier. 


285 


Orossstaalen  ist  es  schon  wegen  der  grösseren  Verschiedenheit  der 
localen  Verhältnisse  schwer,  auf  solchen  Gebieten  legislativ  so  zu 
arbeiten,  gewissermaassen  feine  „Kleinarbeit'^  za  treibeD^  wodarch 
man  den  concreten  Verhältnissen  sich  allerdings  mehr  anpasst. 
Jenes  Voigeben  in  den  kleineren  Staaten  hat  aber  auch  seine  Be- 
denken, man  stOsst  sieh  leichter  an  Kleinigkeiten,  Ubersieht,  dass 
auf  diesem  Stenergebiete  das  Beste  oft  der  Feind  des  Gnten  is^ 
kommt  so  nicht  recht  von  der  Stelle  nnd  —  vom  dentschen  poli- 
tisehen  Standpnncte  ans  —  man  dient  wieder  dem  particnlarlstisehen 
Vonirtfaeil,  dass  die  „heimischen  Verhältnisse"  doch  ganz  anders 
als  die  der  anderen  dentsefaen  Lande  seien,  also  anch  etwas 
Anderes,  eine  andere  Steaerrerfassnug  verlangten.  So  droht  sich 
statt  einer  Annihemeg  eine  noch  grossere  Abweichang  der  einsel- 
staatHchen  Stenerverfassungen  einzubürgern. 

§.83.  Neue  Regelung  der  Besteuerung  des  Grund- 
stflckverkehrs  (Verkebrssteuer)  und  der  Erbscbafts- 
nnd  Scbenkungsstener,  sowie  der  Abgaben  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit  Mit  diesen  verwandten  Steaer- 
arten  (die  erstere  die  bisher  sogen.  Liege nscbaftsaecise) 
haben  sich  die  weiteren  jüngst  eingeleiteten  gesetzgeberischen  Ar- 
beiten in  Baden  beschäftigt. 

Bei  dor  erste  reu  bestand  seit  lange  das  BedQrfniss  einer  neuen  formellen 
Kegelang  der  8chwierig"en,  rerwickclten,  durch  wechselnde  t^erichtliche  Entscheidann'cn 
noch  verwirrter  gewoidenen  Materie.  Die  amiliche  Zu>airnnüustelluiijj  der  ^'urmea 
AHB  1855  reichte  nach  Eiiitiiii  mancher  weiteren  Veriiiideriingttli  seitdem  nicht  mehr 
aas,  wenn  aoch  dir  Crundlage  der  Steuer  noch  die  Accisordnung  von  1812  war.  Ein 
Uesctz  nach  eineiu  l^utwurf  UW  die  Abgaben  (zugleich  auch  Uber  die  £rbscbafts- 
nd  SekealnuigsBleaer)  vw  1890  nicht  la  Stüde  pfdtommeD.  Der  dernnftehatige  Ein- 
tritt der  Giltigkcit  des  deutschen  Bürgerlichen  ficsetzhnchs  pab  jetzt  noch  besondcicn 
Axüass,  die  ältere  Geactzgobong  zn  revidiren,  om  die  schwierige  und  mauchfach 
•tcittige  priratreclifflcho  Sdto  des  Gegenstands  mehr  mit  dem  nenen  Recht  in  Ein- 
klang zu  bringen.  Sachlich  hatte  die  Steuer  öfters  besonders  starke  Angritfe  erfahren, 
als  Bestencrung  des  enfgeltliclien  Verkehrs  (Kaufs.  Taüschs')  von  Licpenschaffcn  (firtind- 
stückeü)  überhaupt  und  wegen  ihrer  iu  Deutbchland  ungewulinJicheii  Höhe  (•2'  o  vom 
Werth,  in  Preussen  nur  1  "/q).  Indessen  hatte  man  sich  doch  daron  überzeugt,  daas 
diese  altgewohnte  hohe  Steuer  überwiegend  von  den  im  Aufschwang  begriü'enen  Städten 
getragen  werde,  hier  den  Speculations-  und  ConjunctureDgewino  richtiger  nnd  gerechter 
Weise  mit  treffe,  die  Gmodstüd-  nnd  Hftaserspeculntlon  ervnnschter  Maassen  etvaa 
erschwere,  anch  ihr  Ertrag  nicht  zu  entbehren,  aber  schwer  durch  eine  andere  Steuer 
za  ersetzen  sei.  So  waren  die  Stimmen  für  Aufhebung  oder  selbst  für  eine  wesentliche 
EmSssigong  schwächer  geirorden.  Erörterungen  darüber  haben  auch  jetzt  nicht  ge- 
fehlt, man  wollte  aber  lieber  die  Entsclu-idung  über  solche  sacbttche  Aendorungen  bis 
zur  Reform  der  dirrctcn  Stenern  verschifbrn.  Auch  der  Aurcgnng.  die  bctrctl'enden 
(jcmeiüdcu  mit  einer  Quote,  etwa  der  Hallte,  an  dem  Steucrertrag  unter  rcathaltung 
des  bisherigen  Satzes  zu  bethciligcn,  wurde  nicht  Voh^o  gegeben,  auch  weil  die  Wirltnng 
dieser  Maassregel  /u  ungleichmässig  sein  wurde,  besonders  günstig  für  die  grösseren 
St&dte,  in  denen  die  Hälfte  des  Ertrags  aufkommt,  unerheblich  fUr  kleine  Orte  und 
pinttas  Land.  Die  Neugestaltung  der  Steuer,  ganz  oder  tbeilweiBe,  als  einer  Steuer  anf 
den  foin  ValiUBeMr  erzielten  Gevinn  —  r^e  „Conjnnctarengeirinttstetter**  (Fln.  II. 
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§.  236  11'.)—  wurde  SYiopatiiisch  beurtbeüt,  auch  von  iiefieruagSMite .  aber  doch  fUr 
jet2t  nicht  ir«it«r  remlgt.  So  blieb  es  bei  dem  bisherigen  System  und  der  HOhe  toa 

^Va  "/o-  iJocli  wurden  die  (persnulichcii  und  bcsondcrä  die  sacliliclu-n)  Fr  ili  it' n 
fOA  der  Steuer  etwas  weiter  ausgedeimt  (g,  A.  für  Wertbo  bis  100  M.,  auch  für 
kleine  llodlicheSlfteke  zur  Arrondirung)  und  der  anch  formal  priratrecbtlich  schwierige 
Gegenstand  muatcrbaft  neu  geregelt  und  so  mit  den  Buätimmungen  des  B.  Q.  B.  ia 
Ueberciiistimmung  gebracht.  Bemerkcnswcrth  sind  u.  A.  die  Können  für  oiirt-nthöm- 
licb  liegcadti  Fälle  von  Gemcinscbaftun  (§.  2^1 — 27;,  ferner  über  den  Euitnu  der 
Sieneipfliclil,  vm  Umgehungen  zu  verbaten  (§.  3).  Ob  alle  Sieberbett  besieht,  dea 
öfteren  speculativcn  Besitzwcchhcl  so  zu  trcÖL-ii,  möchte  dabei  immer  noch  cngewiss 
sein.  Ausser  dem  Erwerb  durch  cuti^eltlicbes  Kechti^escbäft  ist  auch  der  im  Zuschlag 
bei  Zwangsrenteigerung  btcuerpflicbtig.  Der  amüiche  Name  der  Steuer  ist  jetzt: 
„Besteuerung  des  Gru u dsttlckv  e r  !>  h  (Verke h  rsst  e  u  er )".  Das  Gesetz 
selbst  datirt  vom  6.  Mal  1899,  Gesetzentwurf  mit  Motiven  vom  19.  Apr.  18^8,  Bericht 
der  Kammercommissionen  Marz  1899,  Verhandlungen  gleichzeitig. 

Auch  bei  der  Neuregelung  der  Erbschafts-  und  Schenkungsstenor 
handelte  es  sich  nicht  um  erhebliche  und  principiell  folf^eiireiche  Aenderungen  des 
luateriellcn  Rechts,  sondern  um  die  furmelle  gesetzliche  Ausgestaltung  dcä  Kochts, 
das  noch  immer  auf  wenigen  Hauptnormen  der  Acciserdnnng  von  1812  beruhte,  und 
um  die  Hurbeiführuiit:  der  Ucberctn??timmung  der  privatrcchilichcn  (Irundlaicen  der 
Steoer  mit  den  Boatimmungeu  des  D.  B.  G.  B.  Mit  in  Folge  IcUtorcr  iiticksichten 
sind  allerdings  anch  materielle  Aenderunften  des  Becbts,  namentUeb  die  Befreiusf 
des  erbenden  Ehegatten  von  der  Erbscbaftssteuerpilicht  (bisher  mit  I73  "'o  belastet) 
in  Consequenz  der  im  B.  G.  B.  den  Ehegatten  gegebenen  Stellung  eingetreten,  dann 
nuch  einige  sonstige  Acnderungen  des  Tarifs  dieser  Steuer  etfolgt,  dieser  hat  auch 
mehr  Steuersiufen  erhalten  (§.  3,  4).  Der  Erbschaftssteuer  werden  so  wieder  unter- 
worfen die  Eltern,  die  wie  andere  stenerpflii  btii^c  iiacbste  Verwandte  nach  der  A.  0. 
von  1812  IVa '*/o  gezahlt  hatten.  1837  aber  bcireit  wurden  waren.  Sie  werden  jetzt 
mit  1^/0  belegt,  doch  nach  einem  Amendement  im  Landtage  nur,  wenn  der  Anftdl 
an  den  einzelnen  Eltcrnfln  il  10.000  M.  uliersteigt.  Voreltern  haben  2  ''•'o  zu  zahlen, 
nach  einem  Amendement  im  Landtage  aber  nur  von  BctrSgen  Uber  d(K)0  M.,  von 
kleineren  1  (bisher  1813  AT.  5,  seit  1880  10  %),  Geschwister  nnd  deren  Abkömmlinge 
bi^llcr.  seit  IS'SO.  mit  belastet,  bis  dahin  mit  1"".,,  Fullen  nun  4  "/o  tragen» 

doch  wiederum  nach  Landtagsamcudement  erst  von  3000  M.  au,  für  kleinere  Betr&ge 
S  ^/o-  Andere  SeitenTerwandte  und  Nichtvenraudte  zahlten  bisher  10  ^l^ ,  vor  1880 
5  7o  <  }^^^^  ^^^^  l'ier  2  Sit/e  eingetreten ,  der  von  6  ° /„  für  andere  Seitenverwandte 
<Ks  Erblassers  bis  zum  4.  Grade  incl..  für  Stiefkinder  und  deren  Abköminlinire  und 
lür  Stiefeltern  des  Erblassers,  dsgl.  für  dessen  Schwiegerkiuder  und  Scbwiejjereltcrn 
(auch  für  AnföUe,  die  zu  milden,  gomeinnfttzigen  und  vohllh&tigon  Zwecken  l  timmt 
sind,  mit  einer  weiteren  Clause!'),  alle  mi  icrcn  Anf<111c  zablen  10  ®  „.  Die  unehelichen, 
vom  Erblasser  anerkannten  Kinder  wollte  der  Entwurf  mit  t)  7^  belegen,  nach  Aeu- 
derung  im  Landtage  sind  sie  wie  andere  Abkftmmlinge  steuerfrei  geblieben.  Allgemein 
sind  frei  Anfälle  bis  100  M.  Werth,  bei  Hausstandspersoncn  im  Dienstverhältnis^  bis 
1000  M.  Vor  Allem  ist  demgemäss  die  directe  Descondentenlinio  frei  geblieben,  die 
Gatten,  ihr  gleichgestellt,  es  geworden.  Die  principiello  Krage  der  Atüdehnuug  der 
l^bscbaftssteuer  auf  jene  Linie  und  der  Einführung  eines  progressiven  Steneinisses 
nach  Hollo  der  Erbschaff,  bez.  Erbportion  (und  Le-^at)  ist  in  den  Vorlagen  von  finanz- 
in in  iätcricller  Seite  und  in  der  Kammer  wohl  berührt  worden,  auch  nicht  unbedingt 
»blebnend,  aber  man  woUle  nueb  diese  FVago  jetzt,  wie  die  weitere  Reform  der 
♦hrecfrn  Steuern,  nicht  weiter  TC:fol<ren.  Die  Sienorfreiheit  für  gewisse  Zweckver- 
weudungen  der  öfientlicheu  Körper  und  juristischen  Personen  des  öü'entUchen  Kechts, 
aneb  fttr  die  Versicbemngsverblnde  und  Anstalten  der  Kranken-,  Unfall«,  Imraliden*. 
Altersversicherunp  ist  gewährt.  Die  übrigen  Bestimmungen  sind  wesentlich  formell'  r 
Art.  im  Ganzen  in  Anlehnung  an  die  neue  preussische  Gesetzgebung.  Es  ist  nur 
Alles  gut  und  präcis  geregelt  und  gefasst  worden.  Von  grundsätzlicher  Bedeutung  ist 
die  Aendemng  (§.  7),  dass  nicht  mehr  wie  bisher  die  Staatsangehörigkeit,  sondern 
der  Wohnsitz  des  Erblassers  im  Zeitpuncte  des  Ablebens  dafilr  entscheidet,  ob  das 
/um  Kachlass  gehörige  (in-  oder  ausserhalb  Badens  betiudliche)  Vermögen  der 
badischen  Erbschaftssteuer  nntetlie|t,  unter  Vorbehalt  fowisser  Ausnabmen  (1.  Abschn. 
§.  Uber  VeihiJtniss  der  Erbscbtftsbesteuerung  gegunttber  anderen  Staaten). 
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(irUBdsätzlicL  ist  auch  ausdnicklich  derjeiiitre  Werthbetrag  nnr  stenerpflichti^,  nm  deo 
der  Erwerber  dorch  den  Anfall  reicher  wird  (§.  11),  daher  gehen  bchuiden  tuid 
Laston  von  der  f(eacrpflichtig«n  Masse  ab  (§.  10).  —  Die  Schenkung sstener  ist 
wie  bisher  mit  der  Erbschaftssteuer  verbundea  geblieben  (§.  48  ff  .  ihr  unterliogt, 
nach  deo  Grundsätzen  und  Tarifsätzen  der  Erbschaftssteuer,  der  Erwerb  durch 
Scfaenkviigen  nnter  Lebenden,  daher  gelten  hier  auch  dieselben  Befreiungen.  Ausser» 
dem  sind  aber  allgemein  Schenkungen  von  beweglichen  Sachen  und  von  Recbtofi, 
die  nicht  notariell  beurkundet  sind,  frei  (§.  48).  doch  mit  Atibnahmo  von  Schenkungen 
TW  Bechten  an  Grundstücken  und  von  Schenkungen ,  die  dadurch  bewirkt  werden, 
4aaa  der  Schonker  LebensversichenrngssainiDeB ,  Sterbecanebeaefieies  nad  Uuiliche 
nach  seinem  Tode  zu  leistende  Bezüge  zu  Gunsten  bestimmter  dritter  Personen  sich 
Terspiechen  lässt  oder  tiber  solche  duxch  Bechtsgeschäfte  unter  Lebendon  zu  Gunsteu 
Dritter  retfilgL  —  Die  StrafiMMlrobnngen  für  Hintendehong  beider  Stenern  («rohin 
auch  die  Cnicrlassung  der  vorgeschriebenen  Anmeldun^^en  innerhalb  der  g^esetzlichen 
Frist  gehört)  sind,  neben  l^achzahluug  der  nicht  oder  /u  wenig  cnirichteten  Steuer, 
das  Tiorlaclie  der  hinterzogenen  Steuer,  mindestens  3  M.,  eventuell  bis  10.000  M., 
^  [in  der  Steoerbetrag  nicht  ermittelt  werden  Itann  (§.  54,  55).  —  Das  neue  tiesets 
hat  keine  fiscalischen  Tendenzen  auf  Finfi  (limesieigcrung.  Die  Folgen  der  Acndcrangen 
der  äteaersätze  und  Befreiungcu,  suwie  der  sonstigen  Bestimmungen  werden  sich 
finanaieU  etva  ausgleichen.  (S.  Gesetz  vom  14.  Juni  1899,  Entwurf  mit  guter  Be- 
gr  itflfüig  vom  12  Mai  1898,  Kammerberberidite  im  Miis  and  April  1899.  Ver> 
handluugen  zur  selben  Zeit.) 

Li  dem  neven,  schon  eben  8. 271  ervihntea  Gesetz  Tom  15.  Joni  1899  betr.  dlo 
Gericliib-  und  Notarkosten  in  Angelegenheiten  der  frei\vil>ij;en  (ieri<  ht.-V);»rkeit  (im  An- 
SchJuss  an  das  neue  Gesetz  vom  17.  Juni  1899,  die  freiwillige  (jcrichtsbarkcit  und 
das  Notariat  betr.,  sogen.  ßechtspoUzeigesctz)  sind  u.  A.  Befreiungen  auch  an  Ge- 
neesenschaften  und  gewisse  Gesellschmen  mit  dem  ausschliesslichen  Zweck,  un- 
bemittelten Familien  Wohnongen  7M  beschafFen ,  unter  gewissen  Cant.-büi  gewährt 
wordeil  (§.  II).  Die  Abgaben  sind  Überwiegend  gebuLrcnartiger  Naiar  und  bctrcÜieu 
Vormundschaftssachen  (mit  l'roportionalabgaben),  Personeni^ttndüsachen,  Nachlass-  und 
Theiliingssachen  (mit  bei  höheren  BctrSuen  sich  erm!ts>igendem  Tarif),  Handeljisacheii 
(bes.  Gebuhren  ftir  die  Eintragungen  in  die  Handelsregister) ,  Binnenschültahrt,  Ver- 
eine und  Stifinngen  und  bezttgllche  Begisterfbhrungen.  geriditUche  und  notarieUe  Ui^ 
künden  (mit  DegressivTubS  der  Abgaben  in  Stufen  nach  oben  zu)  and  sonstige  An- 
gelegenheiten. Bezügliche  ältere  Bestimmungen,  bes.  das  Gesotz  vom  20.  Aug.  1864 
mit  seinen  AbAndcrnngcn  (Gesetze  vom  21.  Juni  1874  und  7.  Mai  1894)  betr.  die 
(Gebühren  ftlr  die  Geschäfte  der  „Rechtspolizciverwaltung**  (s.  o.  S.  271)  Verden  dofch 
das  neoe  Gesetz,  das  an  ihre  Stelle  Ton  Anüang  1900  an  tritt,  ersetzt. 

§.  84.  Rückblick  anf  die  badische  Staatsbesteuer- 
ung  im  19.  Jahrhundert.  Aul"  diesem  wie  auf  so  manchem 
anderen  Verwaltungsgebiete  liegt  gewiss  ein  tüchtiges  Stück  legis- 
lativer und  administrativer  Arbeit  in  diesem  in  mehr  als  einer  Hin- 
sicht besonders  interessanten  deutschen  Mittelstaate  vor.  Das 
wichtigste  Specialgebiet  der  Besteuerung,  dasjenige  der  directeu 
Stenern,  ist  eigeuthUmlich  ausgebaut  worden,  zuerst  durch  die 
rflcksiehtslose  Unification  der  alten  Steaem  der  zahlreichen  ehe- 
maligen verachiedenen  Gebietstheile  des  neuen  Staats,  ähnlich  wie 
In  den  anderen  ftheiDbundsstaaten,  dann  durch  die  systematische, 
aber  sehr  eigenartige  Ausbildung  der  ErtragBSteuern,  hier  vielfach 
ähnlich  wie  in  Wflrttembergy  Baiern,  Hessen,  aber  doch  wieder  in 
der  Methode  der  Wertbkataster  originell;  femer  durch  die  Ein- 
ffthmng  der  Einkommenstener  nnd  deren  AngUedernng  an  die  Er* 
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tragssteuei  n ,  welche  gleichzeitig  eigenthümlich  modificirt  werden, 
mit  gutem  Krfolo^e  in  der  Richtung  der  rersonalbcsteuciuug.  Das 
neueste  Reformpruject  der  Vermögenssteuer  führt  in  dieser  Richtung 
weiter  zur  AÜeinhcrrschai't  der  staatlichen  rersonalbestcnerung, 
aber  doch  mit  Beibehaltung  der  Grundlagen  der  Ertra^.sfsteuern  und 
ebeniallB  unter  Festhaltung  der  Veranlagungbmethode  (Werth- 
kataster), daher  wieder  originell.  Gelingt  die  Verwirklichung  des 
Projects,  so  hat  Baden  vor  den  übrigen  süddeutschen  Staaten,  mit 
Ausnahme  Hessens,  einen  neuen  erheblichen  Vorsprnng  in  der 
Verfassung  der  directen  Steuern  erreicht,  oeben  dem  bisberigeo, 
den  es  seit  der  Annahme  der  Einkommensteuer  schon  besass. 

Die  Geschichte  der  Entwicklung  der  badischen  directen  Stenern 
in  diesem  19.  Jahrhundert  zeigt  aber  auch  wiederum  in  einem 
besonders  guten  Beispiel,  bierin  sehr  äbnliob  wie  in  Hessen,  wie 
auch  in  einem  Lande,  das  noeb  nicht  in  dem  Maasse  Industrie-  und 
Handelsstaaty  wie  Sachsen  und  Rheinland  (R.  B.  Düsseldorf,  Köln) 
geworden  und  so  bOcbst  eigenartige  landwirthscbaftlicbe  Besitz-^ 
Betriebs-  nnd  CaltnrTerbältnisse  bat,  der  Fortgang  von  der  Ertrags- 
nnd  Object-  zn  der  Einkommen-,  Vermögens-  und  Snbjectbestenening 
unaufhaltsam  ist,  bei  der  immer  grosseren  Differenzirung  und  In- 
dividualisiruug  der  WirtbschaftsYerhältnisse ,  der  Veränderung  der 
Technik  und  Oekonomik  der  Production,  des  Verkehrs  und  seiner 
Anstalten,  der  Kntwieklung  der  CrLilitwiithschatt,  der  Verschulduugs- 
verhältnibse  u.  s.  w.  Nur  so  kann  wenigstens  anf  diesem  Special- 
gebiet der  Besteuerung  den  ijtdürt'nissen  der  Finanzen,  den  Gi  und- 
sätzen  der  Beweglichkeit,  der  Leibtungsfähigkeit  und  den  ührij^^en 
steuerpoiitischen  Grundsätzen  durch  die  Steuertechnik  Kechniiug 
getragen  werden.  Da  dies  Alks  die  badisLhcn  Verhältnisse  in 
einem  lehrreichen  Beispiel  zeigen,  wurde  ihnen  auch  hier  in  diesem 
allgemeinen  tiuanzwisseuscbaftlichen  Werke  in  der  etwas  grösseren 
Ausdehnung  unserer  Darstellung  besondere  Aufmerksamkeit  gewidmet. 

Auch  die  Ergänzung  der  directen  Steuern  durch  andere 
einzelstaatliche,  die  indirecten  Verbrauchs-  und  Verkehrs-,  die  £rb- 
schafts-  und  Schenkungssteuer  bat  in  Baden  wieder  in  Steuer^ 
politisch  wie  stenertecbniscb  besonders  beachtenswertber  Weise 
stattgefunden,  so  dass  auch  diese  Verbältnisse  der  badiscben  Be* 
steneruDg  ein  allgemeineres  finanzwissenscbafUicbev  Interesse  Uber 
das  kleine  Land  hinaus  bieten. 

Diese  Sachlage  rechtfertigt  auch  wohl  die  rorausgchende,  wieder  etwas  unifang* 
Iii  ]\rT  Lc^vordene  Daistelluog,  trotz  alles  unseres  Strebens  nach  Besckrlnknng  auf  das 
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§.  8d.  Pas  Material.  Mancherlei  isteresMotes,  bis  in  die  ersten  Jahrzehutd 
MneD  badiiches  Staats  zarOckgebendes  finaoz-  nnd  stouefstatistiscbes  Material 
Kcgt  ?or.  So  in  den  Landtairsacten,  den  Badgets  und  Rechnungen  und,  theilwoise 
Tcrarbeiti't,  in  den  amtliclien  btatibtit^clu^n  Publicationen,  aus  nenercr  Zeit  namoutlich 
in  dem  überhaupt  recht  reicbhaltigeu  amtiichco  btatistischen  Jahrbuch  (29.  Jahrg.  für 
1897  a.  96,  erschienen  1898),  in  Zusammenstellungen  des  Finanzministorioms,  so  fn 
einer  .^sninmanschcn  Darstellaog  der  Ausgaben  und  Einnahmen"  d'-s  orJentlichen  Etats 
in  den  Jahren  18^—95,  d«s  ausserordentlichen  von  1835  —  95  ^bei  Vorlage  des 
Budgets  für  1808  xl  99,  Auszug  daraus  in  Flnoffcb.  B.  15,  8. 431).  Ancb  die  frQber 
anijeführtc  und  im  voraUhg-ehcndcn  Abschnitt  benutzte  T.itttTatur  über  die  Finanzen 
Badens  enthalt  vielerlei  Daten,  zum  Tbeil  auob  detailUrtere  mohqäbrigo,  aus  den 
Budgets  und  Rechnungeil  zosanunengestellte  und  ttbentrbeitete,  so  v.  Beden*8  Piaanz- 
statistik  B.  1,  Abtb.  1,  bes.  aus  den  30er  bis  in  den  Beginn  der  50er  Jahre,  z.  B. 
S.  306  ff.,  IJeffcnauer's  treffliches  Werk,  in  allen  Abschnitten,  meist  fdr  1830—60. 
T.  Pliilippüvich'b  Schrift,  bes.  die  übersichtlichen  Tabellen  am  Schluss,  für 
IK)^ — 89,  auch  Seubert's  kleine  Schrift,  mehrfach  bis  1820  zurück  und  bis  in  die 
SOor  Jahre  hinein.  Die  im  Folgenden  cntlialtenon  Daten  nnd  Tftbeliea  sind  diesen 
Teiscbiedenen  Quellen  und  Schriften  entnommen. 

Die  wieder  nebrfaeb  eigentbamlicben  yenralCnngs-  nnd  CeaseneinTichtnngen 
des  badischen  Etats  erschweren  freilich  die  Ucbersiclitlichkeit  und  machen  für 
Statistische  Zusammenstellungen  von  Daten,  WL-lche  die  (iesammteotwicklung  zeigen 
•Q^et),  umfangreicbe  Umrechnungen  notbwendig,  die  bier  für  den  Zireck  dieses  Werks 
zu  weit  geführt  hätten  und  nicht  rorgenommen  werden  konnten.  Auch  kann  bier  in 
der  Stcucriehre  eine  zum  Verständniss  sonst  erforderliche  D.irstelhuif::  jener  Ein- 
licbtuogeu  nicht  gegeben  werden.  }us  sei  nur  crwähut,  dass  ^cit  länger  im  aii- 
gemeinen  Staatshaushaltetat  nicht  nur  ein  ordentlicher  und  ausser- 
ordentlicher, sondern  neben  diesen  beiden  auch  noch  —  dann  wiederum  ia  einen 
ordentlichen  nnd  aQsserordeniUcben  Etat  geschiedene  —  Specialctats  der  aus 
dem  allfeuetnen  Budget  ausgosobiedenen  Verwaltongasweige  ge* 
fdhrt  werden,  mit  besonderen  Kinnahmen  und  Ausgaben.  Dahin  gehören  als  onlent- 
Hche  Etats  die  der  Eisenbahn  betriobsfcrwaltung,  der  Eisen bahnscboldentilgnngscasse, 
der  Bodenseedamp&chiffTabrt ,  der  Badennstaltenverwaltung  und  ntir  in  Einnahme  der 
Beinertrag  der  (Preussen,  Hessen  und  Baden  gemeinschaftlich  gehörenden  und  ver- 
walteten": Main-Neckarbahn  (Frankfart  a.  M.  -  -  HeidelberpV,  ferner  als  ausserordentliche 
bpecialtitatä  die  der  Eisenbahu ba u vcrwalttm^  (meist  mit  gru?.-.en  Auagabon,  aber 
aoeh  mit  dlligen,  doch  nur  kleinen  Einnahtnen)  und  wieder  der  Badeanstaltenfer« 
waltnng  (nur  mit  Ausgaben).  Au??ser  der  Eiscnbnhnschulden  t  ilirunjcscassc 
ezistirt  noch  eine  besondere  Amortisationscasso.  Letztere  beiden  Üassen  stehen 
in  laufenden  Reebnuogen  unter  einender,  jetzt  in  sehr  grossem  Umfang,  wobei  die 
erste  Schuldnerin  der  zweiten  ist.  Diese  Verhflltnisse,  sodann  die  Beziehungen  zur 
Eisenbahnbetriebsverwaltong  mttoon  im  Einzelnen  zergliedert  werden,  um  ein  richtiges 
Bild  von  der  Lage  der  Finanzen,  dem  Stande  der  Staatsscbold,  den  BentabiUtIts- 
Verhältnissen  der  Bahnen  zu  gewinnen.  Es  ist  dafür  auf  die  Landtagspapierc ,  die 
Berichte  der  Budpetcommissionen  der  Kammern,  die  Kt^rhnungsnachweisunsren  der 
Aroortisations-  und  der  Eisenbahüschuldeulilgungbca&se  zu  verweisen  (in  diesen  Nach- 
vciäun<ren,  so  in  denen  für  1S96,  statistiBcbe  Uebersichten  der  Eisenbutn-Beinertriige, 
der  Eisenbahnscholden,  Zinsen  dafilr  u.  s.  w.  von  l^H  ]iis  /ur  Geprcnwart,  ebenso  iu 
der  „summar.  Darstellung").  Hier  muss  es  an  einigen  summarischen  Daten  zur  Orlen- 
timng  genügen  (s.  u.  §.  86).  Eine  weitere  EigenthümHcbkoit  iRt  die  getrennte 
Eechnunp^fuhrun)^  für  das  Dom !\n  e  n  p: ru n  ds tock  -  V  e  rm  dir  e  ri  und  d.-s-,(  ii  Pe- 
zichong  zur  Amortisationscasse,  wo  wiederum  Activa  des  erstcrcn  als  (unvcrzioslicho) 
Guthaben,  daber  als  PaarfTa  bei  dem  zweiten  eischdnen.  Pnncte  von  Bedeutung 
auch  in  staatsrechtlicher  Uinsicbt,  aber  fur  die  Uebei^ichtlichkeit  der  Fiiian/.cn  störend, 
(üeber  die  r"n?\in)ten  Einrichtungen  s  <li.'  Darstellungen  von  Re^renaucr,  §.18  11'., 
23,  32,  33,  U2  iL,  107,  413  ff.,  v.  T  lulippovich,  S.  27  Ü.,  Buch  1,  Kap.  4.  u.  5. 
S.  54  ff.,  U.  2.  K.  4,  S.  137  ff..  B.  3.  K.  3  0.  4.  S,  213  ff.,  Wiclandt,  8taatsrecbt, 
§.  82.  Hauptpesctzc  üh>-r  ii,;  Ainortisationseasse  vom  31.  Dec.  1881,  (tber  die  Eisen" 
bahoscbaldentilgungscabsc  vom  lU.  Sept  1»42.} 
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9.  B.  QftbenicJiten  d«r  B«Bt«i«rong.  Baden.  §.  80. 


H  Ii  u  p  t  k  a  t  c  ^  0  r  i  e  c  n. 

1820 

1835 

1865 

1872 

1895 

1898 

692 

783 

1224 

1764 

2691 

2712 

150 

248 

352 

102 

160 

204 

45 

40 

8 

308 

277 

445 

375 

369 

379 

191 

393 

680 

e.  1000 

I2r,2 

1463 

2416 

2577 

1000 

1060 

1860 

2532 

3Ü90 

4Ü92 

In  den  folgouden  Tabellen  wcrdon  hier  nicht  diejenigen  Einnahmen  mit  ein« 
be^o^en,  welche  seit  quotenweise  auf  Baden   aus  dem  Ki'iclisb&ashaltselat 

rechnongsiDässig  fallen  wurden,  es  werden  also  nur  die  Landeseiunahmcn,  bczv» 
Stevern  bertkäslehtigt 

§.  86.  Die  firtragsentwicklaiig  der  badischen 
8taat88teiiern  und  anderen  ordentlichen  Staatsein- 
nahmen yeranschanlieht  folgende  Tabelle  49. 


1.  StoQcncrwaltung 

2.  Zoll  n  *) 

3.  Salinen     „  *) 

4.  Dominen  „ 

5.  Eisenbahn,,  *) 
Snnoio  1—5 

„      1,  4  a.  5 

Die  Tabelle  49  zeigt  in  der  Bewegung  der  Hanptposten  der 
ordentliehen  Einnahmen  in  grossen  Zügen,  dass  aneh  der  badisebe 
Staatsbaashalt  im  Lanfe  des  19.  Jahrhunderts  immer  mehr  Steuer* 
wirthsehaftlich  fnndirt  worden  ist  Der  Beioertrag  der  Stenerveiv 
waltnng,  d.  b.  der  dtrecteD,  indirecten  Steuern,  Justiz-  und  Polizei* 
geiUllOy  ist  fast  auf  das  Vierfaebe,  von  100  auf  592,  derjenige  der 
Dornftnenverwaltung  nur  um  ein  Viertel,  von  100  auf  123,  ge- 
wachsen. Würde  man  die  auf  Baden  rechnungsmässig  fallenden 
Antheile  an  den  Keicbssteuern  einrechnen,  so  träte  diese  Entwick- 
lung noch  schärfer  hervor.  Soweit  sie  eine  steigende  ßelastang 
der  Bevf^lkerung  mit  Steuern  bedingt  hat,  was  der  Fall  ist,  weil 
die  Bevölkerung  von  1820 — 05  nur  um  64  ^'^  ziisrenoinuien  hat, 
würde  bliese  Belastung  noch  starker  erscheinen  unter  Zugrunde- 
legung der  Koheiträge  statt  wie  in  Tab.  49  der  Reincrtiä^^c  (s.  n. 
Tab.  50).    Die  Staatsbahnen   haben,  allerdings   mit  starken 


*)  1820  und  1898  Voranschlag,  die  anderen  Jahre  Bcchoang,  1820  nach  Bflgen- 
noer  8.  725,  1896  nach  Stet  Jahrb.,  die  anderen  Jahre  nach  der  Bnchenbeifw'eaieii 
eommarischen  Statistik. 

Bis  mm  Eintritt  Badens  in  das  Dentschc  Boich  die  Eianahmen  ans  Zölieo 
nnd  ZollTerein  (Bübenstener). 

')  nis  1865  Inel.  die  hSfaen  Einnahme  vegeo  des  Saltregnb,  das  Ten  1868  aa 
wegfiel. 

*)  Reinertrag  «ach  Abzug  auch  (irr  Ziiiscu  und  Vcrwaltunjf:>kosten  (nicht 
der  TilRQiig)  [der  Eisenbebniehnid ,  in  1898  nach  ungefährem  Ansclilrxg,  unter 
Berücksichii(<:nng  der  gan/cn  Zinsredaction  ven  4  anfSVtV«*  die  aber  diesem  JnhM 
noch  nicht  volUtäJidig  zu  Gute  kam. 

*)  Diese  Somme  enihftit  nicht  die  ganzen  Staaiaetnnahmen.  Es  fehlen  die  Refn- 
orfr^co  der  Einnahmen  der  .-iDuotneinen  Staafsvcrwaltnuc:,  der  Posf  (di(^«ft  in  den 
1860er  Jahren,  den  letzten  der  scibhtundigcn  badischea  Post,  7 — 900.000  M.)  und 
Jdeinerer  anderer  Vcrwaltnngszweigc,  se  der  MQnzo. 
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Schwankungen  und  mit  Ausnahme  einzelner,  auch  noch  neuerer 
Jahre,  ihre  Schuldzinsen  gedeckt  und  in  der  Kegel,  besonders 
wieder  in  den  letzten  Jahren,  seit  1894,  erbebliche  Ueberschüsse 
darüber  hinaus  zur  SchuldeotiguDg ,  bezw.  zn  neuen  Eisenbahn 
hauten  gegeben,  hier  also  eine  Schnldantuahme  erspnrt.  Würde 
von  dieser  Verwendung  abgesehen,  so  würde  der  badische  Staats- 
haushält  aus  den  Staatsbahnen  beträchtliche,  jetzt  wohl  dem  dritteu 
Tbeil  des  Heinertrags  der  Landesstenern  gleich  kommende  Ueber- 
achtUse  beziehen  können.  Die  Lage  ist  in  dieser  Hinsicht,  solange 
die  Eisenbabnrente  in  neuerer  Höbe  bleibt  oder  noch  steigt,  wescnl- 
licb  günstiger  als  in  Baiem  nnd  vollends  als  in  Württemberg. 
Diese  Rente  kann  so,  zumal  bei  weiterer  Schnldtilgung  nnd  vor- 
siehtiger  finanzieller  fernerer  Eisenbahnbanpolitik,  wie  in  Prenssen, 
ein  die  Stenerlast  erleichternder  Einnahmeposten  werden. 

Dies,  weil  (^ie  .illgcmeioe  Staatsschuld  getilgt  ist  (seit  1874)  und  die  nrsprOng- 
lichc  Eiseribahnschaid,  demnach  die  aufSnslichcn  Anlagckosten  der  Staatsbahnen,  sich 
durch  Tilgung  stark  Termiodert  haben.  Die  Kentabilität  der  Eiscnbaliucn ,  auch  auf 
daa  mvprttJigttche  Scbnldkapital,  h^-/.v.  die  Anlagokostcn  bezogen,  in  im  Durchschnitt, 
besonders  ncacrdiugs  wieder,  liöher  als  der  reelle  Zinsfoss  der  Schuld  ond  noch 
günstiger,  wenn  sie  auf  den  jetzigen  Scholdbetrag  berechnet  wird.  Eine  den  ganzen 
Z^tnmm  von  18il<~M  nniaaseodo  tmdiche  Reraebnniig:  (Racbn.ii«e1ive{«.  d.  b«tr. 
Casse  f  1^96,  S.  183)  crgiebt  einen  GcsawTntrcinertrajf  des  „Ei^enbahngefalles''  in 
dieser  laugen  Periode  von  490.56  MiU.  Mark,  einen  Bedarf  der  Eisen babnscliulden'* 
tilgnngscasse  tta  Zinsen  und  VerwaltnngskostMi  von  419.58,  einen  Uebendraas  ^m* 
nach  von  71.03  Mill.  Mark.  In  16  Jahren  (davon  die  4  ersten,  einige  .«pätere.  neuer- 
dings noch,  mit  BefrSsrcn  über  1  Mill.  Mark,  die  Jahre  1874,  1878,  mit 
ganz  kleinen  die  Jahre  1SS5  und  1891)  deckten  die  Bahnruin  ertrage  dit  Zinsen  u.s.  w. 
nicht,  in  40  Jahren  kamen  dagegen  üebersrhus-ic  über  die  Zinsen  hinaus  vor. 
1892—96  waren  diese  067,  4.95,  4.67,  6.30,  8.37,  in  l.'^OT  9.44  Mill.  Mark.  Die 
nrsprttnglichc  Eisen bahnscbuid  aus  Auleben  war  biü  1896  44b.06  Mili.  Mark,  wovon 
damnb  noch  81207  Hill.  Mark  reslirten.  Mit  Einrechnno;  cinifrer  anderer  Povten, 
Kückstilnde  u.  dgl.  und  besonders  einer  Contocorrentschuld  von  38  —  39  Mill.  M  \rk 
an  die  AniortisMiooscaase  war  die  Eisenbabnschuld  im  Ganzen  £.  1896  352.89.  E. 
1897  848.00  MilL  Hnrfc  nnd  netto,  nach  Abzog  der  Aetlra  der  Eisenbebnscbnldeo- 
tilsrunjE^^ casse  bczw.  335.17  nnd  329.03  Mill.  Mark.  I):is  Anlaeekapiial  der  badischen 
Staathb:^hnen  war  im  Jahresdnrchsclinitt  1896  479.06.  1897  485.99.  der  Main-Neckar- 
babn  9.10  und  9.12.  der  Bodcnseedampfschillfahrt  1.741  und  1.745  Mill.  Mark,  der 
Betrag  der  bisher  verwendeten  Bankosten  bei  diesen  3  Unternehmungen  1896  und  1897 
hciw   ^"2  70  und  .'.00  8  52  und  8.52  —  1.676  und  1681  Mill.  Mark.  Unter 

Zofiruudeiegung  dieser  drei  verschiedenen  Beträge  ergab  sich  in  1896  und  97  eine 
Rentnbilitli  von  0.55  nnd  7.8  %  fbr  das  Teeiiraide  Scbuldkapitnl  ftar  alle  8  genunten 
Untern eltmungen  im  Durchschnitt,  von  4.38  nnd  4  72  fUr  das  Anlagekapital,  von  4.25 
und  4.58  ®/o  fOr  das  Baakostenkapiial  der  Staatsbabnen  allein,  von  11.21  and  11.71 
für  das  Anlagekapital  der  Mnin^NeeftarbefaD  nnd  von  11.98  nnd  12.50  %  ävna 
RanLostcnsnmme,  während  din  Bodcnseedampfschillfahrt  1896  mit  einem  Deficit  von 
2f5.43f).  1897  mit  einem  Dcbersclitiss  rnn  2r,..'-,07  (1.52  °'o  vom  Anlage-,  1.50%  vom 
Bauko^jtetikapital)  abschloss.  (Die  badische  Staatsbahnverwaliuiig  vergaltet  auch  kleine 
Privatbahostrecken  von  wohlfeilen  Baukosten,  durch  Miteinrechnnng  oder  Abredinnag' 
der  Erfj:ebnisse  dieser  Bahnen  modificirt  sich  die  Bentabilit&t  de«  j^inzen  Netzes  even- 
tuell um  eine  Kleinigkeit.)  In  der  finanziellen  Vertraltung  werden  die  8  genannten 
üntemebnraogen  fltr  die  Ertrigo.  die  Sebnld«  nnd  TilgungsrerhSltnisse  als  eine  Einheit 
betrachtet.  Der  Eiscnbahnsrhuldöntiignnpscassc  flies-en  ausser  dem  Reincrlrap:  dieses 
n£iaenbiüiD-Gef&Ues"  aucb  die  Fost-  und  Xclegrapbeu-Kcinertr&ge,  seit  1888  in  Form 
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6.  6.  Debeisitihtea  der  BesteueruDg.  Baden.  §.  86,  87. 


doM  JahrespaiuebaleB  von  Vt       HzA  mb  dem  ImdiMhen  Aotheil  «i  der  Bolcbs- 

post  zu.  Dazu  trat  neit  1880  ein  fester  Jalireszoschass  ans  der  Staatscasse  (bis 
1887  1.75,  1888—91  2.75.  1892  u.  93  3.75.  1894  u.  95  2.75,  seitdem  2  Mill.  Mark). 
Die  Summe  aller  dieser  Einnahmen  —  z.  B.  1897  26.871.440  M.,  wovon  26.533.400  M. 
aus  „DotationsIicferaDgen"  (nemlich  dem  Staatsbahoreinertrag  vou  22.939.312,  dem  der 
BodenscedainpfscliifiTahrt  von  26.507.  dein  der  Main-Ncckarbahn  von  1.067.531,  Post- 
antheil  dOO.UUO,  Zu^hu&t>  aus  deiu  Stantshausliait  2  Mill.,  femer  .330.379  M.  Activ- 
zineen  md  sonsüge  Einnahmen,  7965  M.  Agio  bei  Verkatif  von  Obligationen  — 
dient  dann  —  nach  Bestroitunf?  der  VerwaUungslosten  (in  1897  183.751  M.),  der 
Zinsen.  (14018.305  M.)  der  Eisenbabnschold.  nach  Deckung  kleiner  sonstiger  Ausgaben 
(so  Gurarerlotte  bei  Anleibon  a.  dgl.  78S1  H,)  —  tbeils  zoin  Bavanfvand  (6.518.265), 
der  also  insoweit  ohne  neue  Schuldveruiehrung  gedcclt  wird,  theils  zur  Scbuldvit- 
mindeniug  (6.143.632  M.).  Doch  eine  vorsichtige  Eisen bahnönanzpolitik,  bei  der  zvar 
zunächst  keine  Steuerentlastung  eintritt  (omgekchrt  indirect  durch  den  ZuscbOM  ans  der 
Staatscasse  zur  Eisenbahuscbuldeutiigungscasso  das  Qegentheil),  aber  für  die  Zokanft  ge- 
sorgt, die  Yerny>linui>r  der  Eisen bahüschuld  prcbemmt,  deren  Yeruiinderung  gefördert 
und  die  .Möglichkeit  einer  späteren  Entlastung  des  Eisenbahnetats  und  c?entueU  der 
Besteuerung  bei  Mitrervendung  von  Eisenbahn Qberschtlssen  zur  DeelnUf  anderer  Staats- 
ausgaben vorbereitet  wird.  Man  sieht  aber  auch  hier  wieder,  in  wi  I  h  rn  ^fna^^se 
dies  ..btaatsbahnsystem"  die  Finanzen  beherrscht,  was  in  einem  solchen  kleinen  btaate, 
wie  Baden  (ond  Ibnlicb  den  anderen,  wenn  auch  etwas  prOeMreo  dentsdien  Mlttel- 
btaateii)  ituinerbin  denkon  giebt.  Innerhalb  eines  solchen  Mittelstaats-Bahusystems 
kann  sich  auch  in  den  hnanzieJlen  Ergebnissen  nicht  so  viel  ausgleichen,  wie  ia  einem 
grossstaatlicheu,  etwa  in  einer  Roichseisenbahn-Gemeinschaft. 

§.  87.  Die  Staatssteuerertf äge  insbesondere.  Die 
folgende  Tabelle  50  stellt  die  £ntwicklang  von  Erti-ägen  der  Hanpt- 
groppen  der  badiscben  Staatsatenero  dar. 

Tab.  50.  Ertrag  der  Hauptgruppcn  der  badfscben  StaatsstCDern  1835 

bis  18^  (roh  in  1000  M.       T.andesstouern,  ohne  Reichssteuern. )^) 


A  bsolu  tu  Zablua. 

1  Jriiiö 

1865 

1872 

1895 

1^08 

1,  Direae  Steuern  *) .    .  . 

4141 

6269 

8809 

12702 

1410Ü 

2.  Indirecte   „      .  •  . 

2870 

4856 

7200 

12152 

12867 

8.  Jiistii-  V.  Polizeigcfall«-  . 

ir.m 

2m 

4243 

4703 

Summe  1-3 

8612 

1324b 

1Ö69U 

29097 

31170 

Progression. 

1.  Dirocto  StoDom   .  .  . 

1000 

im 

1984 

3067 

3398 

2.  Indirertc    „  ... 

lOOO 

1622 

2501 

4234 

4309 

3.  Justiz-  u.  Poli/ei^efalic  . 

lOüO 

1451 

1669 

2650 

2938 

Summe 

1000 

1538 

2170 

3879 

8618 

Auf  den  Kopf  Pfennig 

798 

1.  Directe  Steuern    .   .  . 

333 

439 

598 

737 

2.  lodirecte  „  ... 
8.  Justix-  D,  PolizoigefHlle  . 

281 

325 

480 

704 

700 

129 

162 

1  V  1 

L  '  1 

246 

266 

Summe 

r>9:^ 

926 

1687 

1764 

Wegen  dos  Ausschlusses  der  iicichssteuern  (auch  vor  1872)  giebt  die  Tabelle 
allerdings  kein  ganz  correctes  Bild,  die  Zahlen  für  die  indirecten  Steuern  würden  sich 
durch  Eiurechnung  der  Antheile  an  den  indirecten  Verbrauchs-  und  den  Verkehrs- 
steoem  des  Boichs,  avch  onter  Einrechnung  der  betroffenden  ehomaligoa  Landessteaem 


')  1835—95  nach  Becbnaog,  aus  der  amtlichen  sommariscbon  Darstellnog.  1896 

Etat.  Die  Steuern  auf  die  Objccte  der  späteren  Reicbssteuern  (Salz,  Tabak,  Zucicer) 
tmd  die  Zriüo  nnrh  vor  1892  ausgeacblos•^<■n .  nicht  aber  bis  incL  1872  die  (wenig 
ergiebige)  eliciiialigc  badische  Branntwcin.stcuer. 

*)  l)ic  directen  Hauptsteuein  nebst  den  kleinerer»  (BefÖrsterungs- n.  W.). 

•)  Die  Bier-,  Wein-,  Fleisch-,  bis  1^72  incl.  die  Branntweinsteuer,  fenier  die 
„Yerkehrssieuern^',  d.  h.  die  Licgeuschaiisaccise  u.  d.  Erbschafts-  u«  Schenkongsstener. 
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für  die  fruhcTL'  Zeit  (SaJzregal,  Zuckerstener,  Zölle,  ^..'wisso  Steuipclab^abeo)  west&t« 
lieh  erhöhen  and  anch.  bei  der  btarki-n  Znnahmo  der  Krträ>;o  der  iieichssteoero  seit 
den  1870er  Jahren,  eine  stärkere  FrogreHsion  als  die  in  der  Tab.  50  enthaltenen 
Uossen  Laodesstcuern  zeigen.  Daran  ist  bei  der  Prufon^  der  Ergebnisse  der  Tebelle 
n  denkeo,  daher  Mch  bei  den  lolgendea  Bemerkangen. 

Es  ergtebt  sieb,  wie  ancb  in  diesem  Stostsbansbalt  eine  starke 
VermehruDg  der  Steoererträge ,  absolnt  und  relativ,  auf  den  Kopf 
der  Bevölkerung,  eingetreten  ist.  Die  Entwicklung  der  drei  Haupt- 
grnppen  ist  nicht  gleiebmasHig,  aber  docb  immerbin  auch  nicht  so 
sehr  versrliieden  vor  sich  gegangen,  die  Steigerung  der  indireeten 
Steuern  würde  indessen  unter  Einbeziehung  der  Reichssteuern  noch 
bedeutender,  als  in  den  Jieiativzahlen  der  Tab.  50,  hervortreten. 

Die  Bewegung  der  Ertr;ig:ni8se  der  einzelnen  Oru])pen  ist 
natürlich  von  der  Veränderung  der  Steuergesetzgebung,  naiuentlich 
aneh  in  Betreif  der  Znsaromensetzung  der  Erträge  ans  verschiedenen 
Elementen  verschiedener  Structnr,  was  besonders  von  den  directen 
Steuern  gilt,  femer  von  der  Veränderung  der  StenerfUsee,  die  melir- 
faeh  erbeblich  war,  wofür  auf  die  Bemerkungen  za  Tab.  hl  zu  ver- 
weisen ist,  endlich  von  der  eingetretenen  Steigernng  der  Erträg- 
nine  der  Stenerobjeete  bei  den  Ertragsstenem ,  namentlich  nach 
Neokatastrirang  der  Realatenern,  von  der  Erhtfhang  der  Einkommen 
bei  der  Einkommengtener,  der  vennehrten  GonBnmtion  bei  den  in- 
direeten Verbrancliggtenemy  dem  regeren  Verkehr  l>ei  den  indireeten 
Verkehrestenem  und  JostizgefiUlen  bedingt  gewesen. 

Einen  genaueren  Einblick  in  diese  VerhlUtniase  giebt  noch  die 
folgende  Tab.  51  (g.  S.  S94)  ftlr  die  einzelnen  Stenern. 

Es  zeigt  sieb  hier  zunächst  bei  den  directen  Stenern  nament- 
lich, wie  sich  die  Last  vom  Realhesitz  mehr  und  mehr  fort  nnd 
dem  bewejjlicben  Besitz  zugeschoben  hat,  eine  Bewegung,  welche 
seit  der  Eiulührung  der  Einkuiumcusteuer  noch  stärker  geworden 
ist.  Vorgänge  der  volkswirthscbaftlichen  Entvvickliiiig  und  Maass- 
regeln der  Gesetzgebung  in  der  Ausbildung  der  einzelnen  Steuern 
und  in  der  Feststelluog  der  Höhe  der  SteuerfUsse  haben  hier  zu- 
samnioii^^ewirkt.  Die  Einkommensteuer  hat  auch  schon  in  ihrer 
bisherii^'f  11  Entwicklung  die  llauptstellung  gegenüber  den  ver- 
bliebenen ErtragBSteaem  erlangt. 

Die  früher  erwähnten  Ncokatastrimngen  der  Kealstonern  (S.  2r>"0.  die  Vor- 
Indemn^cn  der  SteuerfUsse  der  ein/oliien  St<-ii>'rn ,  in  i'olt^o  dor  allgemeinen  Steuer- 
reformen und  nach  Erfordernissen  des  Fiaanzbcdarf»  ^h.  ÜTG.  295)  sind  von  besonderem 
Einfluss  auf  diu  jeweiligen  Ertrag  gewesen,  was  freilich  genauer  erst  bei  der  Ver- 
pfeirhnng  der  Erträge  aller  einzelnm  Jabro  ersirlulii  Ii  wird.  Kesumirend  und  er- 
gänzend sei  bemerkt,  dass  die  Finanzlage  nach  1868  za  allgeaicincu  Steuererhöbangcn, 
aoeh  bei  den  VerbmicliMteiieni,  nOthigte.  Der  Sleaerfoss  der  Grand-  und  Hlnsenteaer 

A.  Wacner,  TlaaBiwtaMnMiliaa  IT.  20 
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wurde  dauialä  für  lÜO  ä.  Steaerkapitui  ron  19  auf  26,  der  der  Gewerbo'  und  Glassea* 
8t«aer  tod  28  tvf  26,  der  der  Kaplüdutener  von  6  aiif  9  Kr.  erhöht.  I4ach  der  An- 
wendung der  ncnen  Katastercrgcbnissc  fUr  die  Besteoening  der  landwirthächaftlichen 
Gdiode  and  der  Gebäude  wurde  dieser  Fuss  ?od  26  Kr.  (<»  44  Ff.  anf  100  M.>  wieder 
berabcesetel  auf  28  Pf.,  ebenso  nacli  Einfahran;^  der  Enrerbstiener  1876,  die  jcut 
die  Gewerbe-  und  Classensteuer  entlii  lf.  auf  26  Pf.  für  100  M.  Stetierkapital.  Nach 
der  Erhöhuoji^  der  Waldsteuerkapitaie  wurde  1880  die  Bcförstcrangt^äteuer  von  15  auf 

10  Pf.  für  100  iL  cnnissigt,  1883  die  Grund-  und  Häusenjteuer  auf  2G  Pf ,  wodurch 
Ii»  jetzt  im  Fnss  der  Enrerbsteoer  gleichgestellt  wur.  Mit  der  Einführung  der  ^n- 
V^'TTi mensteuer  zom  Fuss  von  '2  '  M  von  100  M.  steuerpflichtigeu  Einkommens 
worden  die  Grund-,  Häuser-  uud,  soweit  sie  reiblieb,  die  Gewerbesteoer  ron  26  auf 
1&5  Pf.  ermlwigt,  die  Kapllalrentensleaer  ron  15  (statt  firQlier  9  kr.  ron  100  H)  anf 

11  Pf.  1892  trat  eine  Ermässigung  des  Fusses  der  Einkommensteuer  s  Ihst  auf  2  M., 
de»enigea  der  Gmnd-,  Häuser-  und  Gewerbesteuer  auf  15  Pf.,  der  KapitaJrcntensteuer 
anf  10  Pf.  ein,  doch  nrarde  scbon  1894  die  Einlionimensteoer  wiwier  anf  2.5  er- 
höht, ihr  bis  jetzt  verbliebener  Fnss,  der  nur  fUr  die  Einkommen  über  25.000  M.  bis 
über  200  000  M.  und  mehr  seit  1894  ?on  2  5  bis  3.5  ®'o  gesteigert  worden  ist 

Aus  der  Statistik  der  directen  Steuern  sind  maucbü  Einzelheiten  ron  Interesse, 
u.  A.  die  Beträge  der  in  der  oben  dargelegten  eigenthflmlichen  Weise  in  Baden  ge> 
bildeten  „Steu  e  rkapitale'^  der  Ertragsstcncm.  Dann  tritt  innerhalb  der  Perioden, 
in  welcher  die  Katastrirang  der  ländlichen  Grundstücke  nicht  erneuert  wird,  besonders 
dentli«b  henror.  wie  tddi  wegen  der  fast  roUstlndigen  StabiUtIt  der  GrandaAenep- 
liapitalien  die  Steuerlast  auch  unter  den  verbliebenen  Ertragssteuern  relativ  immer 
mehr  zu  Gunsten  der  ländlichen  Grundstücke  und  zu  Ungunsten  des  übrigen  Besitzes 
nnd  des  sonstigen  Einkommens  verschiebt,  mehr  noch  wie  ohnehin  schon  unter  dem 
Einflnas  der  verschiedenen  wirthschaftlichen  Entwicklung  der  ein/einen  Zweige.  Die 
Zahlen  der  Tab.  51,  die  Ertrage  1  r  Grund-  (und  (ier;ill)-Steuer  mit  der  der 
HäQserslener  vereint  sind,  la^mea  dies  Vcrhältniss  nicht  so  deutlich  hervortreten,  wie 
die  Zahlen  der  folgenden  kleinen  Tab.  52  (nach  dem  Statist  Jahrb.  a.  a.  0.)  Bei  der 
Gebändesteurr  wirken  die  Neubauten  hier  besonders  '  in,  aber  wieder  doch  vorn  mlich 
in  den  Städten,  bei  der  Gewerbe-,  Kapitalrenten'  uud  der  Einkommensteaer  die  jähr- 
Bcbe  Einschltznng,  die  Yeimdirnng  der  besteuerten  EitrAge  nnd  Einlcoramen  nnd 
wohl  auch  die  Verbesserung  des  Veranlagnngsverfahrens.  Es  ergiebt  sich  dann  aber 
doch,  dass  ein  wesentlich  stabiles  Glied  wie  die  Grundsteuer  auch  dieser  Verhältnisse 
wegen  kein  congrucntes  in  einem  derartigen  Steuersystem  iüt  und  dieses  letztere 
auch  deshalb  wieder  mange  lhaft  erscheint.  Wird  bei  der  projectirtcn  Vermögenssteuer 
das  landwirthschaftliehe  Gelände  (und  die  Häuser)  wieder  nur  in  lüngcren  Perioden 
neu  veranlagt,  so  verbleibt  dieser  Mangel  auch  ferner,  wenn  auch  in  geringcreui  Grade. 

Tab.  52.  Steuerkapitalien  der  Ertragssteaern  nnd  Erträge  des  steaer- 
baren  Einkonmens  der  Einkommenstener  (in  Mlll.  Hark). 

1887  1897  Zunahme  7^ 

1.  Grund'  THul  GefUIflteuer,  stenerbans  Kapital  .  .   1486.9  1494.6  0.52 

2.  Uäosersteuer  „  „  .  .  809.9  1001.2  23.6 
S.  Geverbestener                   „         >.     •  •    ^^-^  669.8  57.6 

4.  Sapitalrentenstener  „  »     .   >    1021  8      1437.5  46.8 

Srimme  1—4  „  ,.      .   .   3743.2      4602.6  23.0 

5.  iiataätr.  steuerfreier  Kapitalien  „  „      .   .      88.7         89.3  0.68 

6.  Einkommenstsner  „  .  ^    185.2       266.0  48.6 

Da  die  Steuerfilsse  der  Ertragsstcucrn  f^o  stark  rcducirt  worden  sind,  kommt  bei 
der  eingetretenen  Vermehrung  dt-r  Bevölkerung  jetzt  auf  den  Kopf  ein  erheblich 
kieincrer  Betrag  als  fiUher,  speciell  auch  trotz  der  Erneuerung  der  Kataster  an  Grund- 
und  Häusersteneni.  Das  bewegliehe  TeimOfen,  der  Gewerbebetrieb,  das  persönliche 
Bemfseinkommen  trägt  dafür  jetzt  nn  so  mehr.  Das  zeigt  noob  folgende  Tab.  53 
genauer.        S.  296.) 

Diese  Belastung  mit  directen  Stenern  ist  in  Dentschland  eine  hohe,  höher  als 
in  Preusscn  und  Baiern,  wenig  niedriger  als  in  Sachsen  und  Wnrttembi?rg.  sie  wird 
nur  in  Hessen  Ubertroffen  (oben  S.  62.  121.  182.  233,  234  und  unten  ^.  102),  wobei 
aber  wieder  daran  zn  erinnern  ist,  dass  Dorchscbnitte  Ideinerer  mit  deneii  riel  grosserer 
Staalem  nn  bedingt  Torgieichbar  sind. 

20* 
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6.  B.  Debeisicbten  der  Besteneraiig.  Baden.  §.  88. 


Tab.  58.  Kopfbetr&se  »n  direeten  Stenern  Badens  *)  (Pfennige  auf  den  Kepf). 

1820     1846    1868    lss4  1897 
Grund-, nnuser-,  Gewerbe-,  HeförstewngSiteiier  c  425     346     504     577  278 


Einkorn mcnsf euer   —       —       —       -  ■  889 

Alle  direeten  Stenern  r.  455     865     5V)0     70:1  74S 

Wie  auch  dnrch  die  Einkommensteuer  die  ländliche  Bevölkerang  uor  massig 
belaiitet  wird,  ist  oben  (S.  283)  schon  bemerkt  worden.  Die  amtliche  Untersnchnng 
darftber  hat  das  ^onanor  constatirt.  Eine  Statistik  der  badischen  Einkommensteaer 
WTird»^  r^rntlirli  besonHnr;  verölfcndiclit  (so  fiir  1805  rersH^'hen  mit  1S90  und  1885, 
im  Jahre  1896).  Dann  interessarites  Material  betretts  der  Betheiliguii|^  der  rief  im 
Geeets  nnteisc^ledeneu  Einkommenquellen  am  Gesanunteinkominen  und  an  der  Steuer- 
bclastancr,  sowie  betreffe  der  Yertheilnng  der  EinkeaunenbetrSge  und  Stenwbatrlfe 
nach  Eiukommengröäsen. 

Die  firtragBziffem  der  indircrton  Verbrauchs-  und 
Verkehrssteiiern  u.  dgl.  m.  in  Tab.  51  geben  natttrlich  kein 
▼ollstündiges  Bild^  da  die  Reicbsstenem  dieser  Art  hier  fehlen. 
Besonders  bemerkenswertii  ist,  wie  aneh  in  diesem  alten  Weinlande 
die  Bierstener  an  finanzieller  Bedentang  die  Weinstener  seit  bald 
einem  Mensehenalter  in  immer  st&rkerem  Maasse  flbertrifit  Bei 
dem  geriogeD  Ertrage  der  Fleischstener  erscheint  deren  Beseitigung 
nicht  besonders  schwierig.  Der  Ertrag  ist  nur  Vs  so  hoch  wie  in 
Sachsen  (S.  121).  Freilich  sind  danach  anoh  die  steuerpolitischen 
Bedenken  dieser  Steuer  in  Baden  geringer.  Relattr  hoch  ist  der 
Ertrag  der  Liegenscbaftsaccise  und  der  Justiz-  und  Polizeigefälle, 
auch  der  der  Erbscliafts-  und  Schenkungssteuer  wenigstens  erheb- 
lich höher,  besonders  als  in  Preussen,  Sachsen,  aber  auch  als  in 
den  meisten  anderen  deutschen  Staaten,  auch  in  Württemberg  und 
Baiern. 

Durch  seine  aparten  Bier-  und  Weinsteaem,  zumal  unter  Einrechnong  der 
Fleischsteucr,  hat  sich  Baden  Einnrilinn  n  beschafft,  welche  mehr  als  zwei  Drittel  der 
Erträge  seiner  directi»  Stenern  botra;:*Mi  und  die  analogen  Einnahmen  Norddcntsch- 
lands,  d.  h,  hier  eben  nur  aas  di  r  Ivinchsbierstcuer.  erheblich  übt'rsteijren.  Die  Bier- 
Steuer  ergab  180C  4.11  ^1808  nur  1.04  M.)  auf  den  Kopf,  die  im  Ertrag  ziemlich 
stark  scbwanliende  WeiDstooer  1.27.  die  Fleiacbitetier  0.88  M.,  sosammen  5.75  M. 
gepen  O.SÖ  M,  Biersfnnfr  im  RcirlisbicrsteuergeWet,  M.  in  Biieni,  4.22  U.  lo 
Württemberg,  1.85  M.  in  Ebass-Lotliriagen. 

Diese  Verhältnisse  und  die  Hdhe  der  Erträge  der  Verkehr»» 
Stenern,  Erbschaftssteuern,  Justiz-  nnd  Polizeigetälle  bewirken, 
dass  Baden,  wie  Tab.  50,  S.  292  zeigt,  mit  Landessteuem  ziem- 
lieh stark  belastet  erscheint,  erheblich  mehr  als  Prenssen,  Sachsen, 


*)  Nach  den  Daten  der  Tab.  51  berechnet,  bei  1820  mit  Pauschalanschlag  ftlr 
die  Erhebungskosten  inbegriffen.  Das  statistische  Jahrbuch  berechnet  für  1896  aof 
den  Knpf  Ornnd-,  Gef&U-,  Häusersteuer  2.15,  Gew^^rbr-steuer  0.6ö,  Kapitalrontensteuer 
0.85,  EiiikoinmeDsteuer  4.25,  Summe  7.96  (mit  Bct^rstcrungssteuer  und  kleineren). 


timnd-  und  üänsersteuer  allein 
Alle  Ertragsstenem  soBammen 


—  —  880 
c.  455    805  590 


370  213 
75S  860 
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Baiern,  etwa  ebenso  stark  als  Württemberg.  Mit  Inbegriff  der 
betretlendeii  Quoten  der  Reichssteuem ,  nacb  dem  Kopibetrag  der 
Keichsbevölkerung  mit  c.  14 — 15  M.  zu  berechnen,  ergiebt  sich 
eine  Steuerbelastung  um  1896 — 98  von  c.  32  M.,  d.  b.  noch  nm 
ca.  2  M.  höher  als  in  Baiern  und  Württemberg  and  8— 9'M.  höher 
als  in  Prenssen  (oben  S.  233),  und  dies  trotz  günstiger  Eisenbahn, 
finanzen.  Diese  Belastung  wird  Yon  dem  wohlhabenden  Lande 
wohl  ohne  besonderen  Druck  getragen,  zumal  die  Reiehsstener- 
qaoten  Badens  aneh  hier  wohl  nicht  von  Badens  BeTVlkentng  aliein 
aafgebraeht  werden.  Aber  anf  Reformen,  yoUends  in  Verbindnng 
mit  der  GommQna]stenerl>ela8tUDg,  drUngt  diese  Belastang  mit 
Staatsstenem  aneh  hier  doch  wohl  hin,  namentlich  wenn  es 
nieht  gelingt,  die  £isenbahnfinanzen  noch  wesentlich  günstiger  zn 
gestalten. 

b.  Die  badisehe  Gommnnalbestenernng. 

§.88.  Die  Communalkörper.  In  Baden  giebt  es  zwei 
öffentliche  Selb8tverwaltungsk(»rper  mit  eigenem  Finanzhaushalt, 
die  altbistorischen  Oenieinden  und  die  durch  die  neue  Selbst- 
vcrwaltuügsgesetzgebuug  von  18G3  gcschatVeuen  Kreisverbäude. 
Ausserdem  können  noch  taeuitativ  von  Gemeinden  unter  sich 
Bezirksverbände  gebildet  werden,  deren  aber  nur  einige 
wenige  entstanden  sind.  Unter  den  Gemeinden  werden  noch 
Städte  y  welche  der  besonderen  Städteordnung  (0,  davon  die 
7  grössten  des  Landes  nach  Gesetz)  und  übrige  Gemeinden  nnter- 
schieden,  welehe  der  allgemeinen  Gemeindeordnung  unterstehen, 
ttbrigens  wieder  in  Stftdte  (in  1897  108)  und  Landgemeinden  (1461) 
zerfallen.  Beide  Ordnungen  enthalten  aber  in  grossem  Umfang  die 
gleichen  Bestimmungen»  auch  im  Ganzen  über  die  Besteuerung, 
Fttr  Einzelnes  werden  auch  noch  nach  der  Einwohnerzahl  yer- 
waltnngsrechtliche  Unterscheidungen  gemacht,  so  besonders,  ob  die 
Gemeinden  bis  4000  Emwohner  oder  darüber,  auch  ob  sie  500  bis 
1000  und  ob  mehr  haben.  Jüngst  (181)0)  sind  auch  allgemein  die 
Gemeinden  bis  und  über  500  Einwohner  in  ihrer  Verfassung?  etwas 
Tcrschieclei)  gestellt  \Nni([cii,  wonach  Jetzt  kK  inere  (bis  50<)  l-jii- 
uolmer),  mittlere  (darüber  hinaus)  iiud  die  amer  der  Städtcor(lnun>r 
stehenden  Gemeinden  getrennt  werden.  Jeder  Theil  des  Staats- 
gebiets gebiert  regelmässig  zu  einer  Gemeinde,  doch  kommen  da- 
neben noeh  einige  (20)  abgesonderte  Gemarkungen  (meist  Wald, 
Hofgut  Eines  Besitzers)  vor.  Die  Gemeinden  bestehen  meistens 
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aus  einer  Ortschaft,  könneii  aber  auch  mehrere  Ortschaftea  nin- 

fasaen  (sogen,  einfache  und  snaammengeaetzte  Gemeinden) ,  wo 

dann  die  Sammtgemeinde  Ton  der  Theilgemeinde  der  einzelnen 

OrtBchaft  admtnistratir  nnterschieden  wird.  Die  Kreisverbftnde, 

11,  nmfaBsen  jeder  eine  Anzahl  der  (53)  staadieben  Amtsbezirke 

und  fangiren  naeb  dem  Gesetz  Ton  1863  als  Selbstverwaltnnga- 

ktfrper  höherer  Ordnung  fllr  faenltatire  Aufgaben,  zu  denen  apttter 

noch  obligatorische  getreten  sind.  Die  4  grösseren  Bezirke  der 

Landescommisaare  sind  nnr  staatliche  VerwaltQogsabtheilQiigen, 

nicht  eigene  Commnnalkörper.    Territorial  bilden  die  11  Kreis- 

verbäude  AhtheiluDgeu  dieser  Bezirke,  indem  3  der  eiüLeii  je  drei 

Kreise,  einer  zwei  umfaast. 

Kacbdom  die  Uemeinden  durch  dio  Gesetzgebung  des  ernreiterteD  und  zum  Gross- 
hem^iihiiiii  cxliobeiiett  bwHscheD  Stuts  1807  ff.  im  Gaaian  in  llirer  bisherigen  Ytrtutnng 

als  St&dte  und  Land^cmeinJen  belassen,  nur  mehr  unter  Staatsbevormundung-  gestellt 
worden ,  hat  die  mit  ihren  verschiedenen  späteren  KoroUcn  in  danach  abgeänderter 
Fasäuug  noch  jetzt  geltende  Gemoindeordnung  vom  31.  Dec.  1831  ihnen  vieder 
mehr  ^Ibständifkelt  gvgoben.  Sie  gilt  jetzt  mit  BerQckaichtigaiig  aller  Aendernngen 
und  Aufnahme  der  erlassenen  neuen  gesetzlichen  Bestimmungen,  auch  über  Be- 
steoerang,  in  der  amtUcben  Fassung  als  Gemeindeordnung  fur  die  uicht  uuier  die 
StldteoroDting  fallenden  Gemeinden  nach  Bekanntmachung  des  Ministeriums  des  Innern 
vom  14.  Aujr.  I89G.  (S.  Wieland's  neues  bad.  Bürgerbach.  6.  A.,  1897,  S.  380  IT., 
woselbst  auch  die  verschiedenen  abändernden  Gesetze  genannt  sind,  ders.  im  Staats- 
ncbt  Badens,  1895,  8.  141  ffl,  kflner  Schenkel  in  der  1.  AxtB.  dieses  Staats- 
rechts in  Marquardsen's  Sammelwerk,  S.  38  ff.,  genauer  eingehend,  auch  auf  die  go> 
achichtliche  Entwicklung  des  GemeiudevorfiassuDgsrechts,  Wiclandt  in  seinem  Hand- 
buch des  badischen  Gemeinderechts,  I,  8.  A.,  1897,  S.  1  fl'.,  25  ff.,  in  Form  des 
Gommentara  txu  0.  0.  mit  Zurückgreifen  auf  die  Gesetzentwürfe  Qttd  Landtags* 
Verhandlungen,  worauf  hier  insbesondere  für  die  die  Gemeindefinanzen  und  Sfi  tu  rn 
behandelnden  Abschnitte  der  G.  0.  zu  verweisen  ist)  Au»»er  der  G.  0.  sind  noch 
Sil  neBBeii  das  Gesetz  rem  81.  Deo.  1831  ober  die  Rechte  der  Gemdodebarger  und 
die  Erwerbung  des  Landesrechts,  jetzt  ebenfalls  in  di:r  durch  die  späteren  abändernden 
XiSndes-  and  reichsgeeetzlichen  Bestimmungen  giltigen  Fassung  (s.  Wiclandt,  Barge2> 
buch,  8.  499  ff.,  Geneiadereeht  S.  429  ff.)  und  dss  Gesets  fem  22.  Jani  1890.  —  Die 
Städ  t  e  ord  n  u  n  vom  24.  Juni  1874,  in  Fassunj?  nach  ministerieller  Bekanntmachung 
vom  20.  Juni  1884  und  mit  späteren  Acuderungcn  ^^auch  über  Steucrvcrhältni^sc,  1892, 
1894  s.  u.).  (S.  Wiclandt  Bürgerbuch,  S.  460  11.,  G.  0.  S.  671  ff.).  JeUt  gütige 
Fassung  der  G.  0.  für  die  kleinen  Gemeinden  über  500  Einwohner  bei  Wigandt, 
G  0.,  S.  G21  it.  —  Für  die  Kreis  verbände  ist  das  grundleff»>nde  Gesetz  das  vom 
5.  Üct.  18C)3,  betr.  UfKiH'i^^ifi'Jii  der  inneren  Verwaltung,  bes.  §  24  ff.  (bei  Wielandt, 
Bürgerbuch,  S.  259,  264  ti ).  Darüber,  mit  den  Veränderungen  Schenkel,  bsi^Usebea 
Staatsrecht,  S.  42,  Wiclandt,  des^l,,  8.  ir.2  ff.,  Art.  Krei^  von  Schenkel,  im 
Wörterb.  d.  Verwalt.,  auch  Sup|>l.b.  II,  Weigel,  das  gen.  GaseU  von  1863,  1864. 
ta  etvfthnea  vegen  einschlagender  Beätiminttngen  ist  noch  das  Gesets  Toa  14.  JoaI 
1884  Uber  Yervaltangsiechtspfl^  Morelte  daza  vom  80.  Mai  1899. 

§.  89,  Die  Gemeiudebes teuerung  wie  das  i2:auze  Ge- 
uieindefinanzwesen  beruht  rechtit  Ii  auf  den  I^estiiuaiiiugen  der 
genaonten  Gemeinde-  und  Städteordnungea  und  der  Novellen  dazu. 

Die  seit  der  prossen.  freilich  manches  Bisherie:«  abändernden  Codification 
von  16ol  eiiigetreleiieu  Veränderungen  der  Bcstimmungett  äulleit  hier  uicht  cm<^eiu 
genauer  ferfot^  verdea.  Iis  genllgt  für  vnsere  Zvecke  eine  Uebenldit  der  Gnudsage 
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der  heütiipen  SteoerTerfassnn^.  mit  ErwSbüang  nur  einiger  wichtigeren  Vcr'iri'lf^rnnjen 
gegen  früher.  Da  die  directen  Gemeindesteaem  sich  eng  in  Zosdilagtorui  aa  die 
rftuBCleii  SiMMteaen  aasddiflitra.  so  ist  anf  die  frflhero  DsistolliiDf  der  letstereii  zu 
Ter^i^i-cTi  AtiT  Acnderuri^en  dieser  Staatssteuem  sind  daher  auch  solche  der  Ge- 
meindeäteuera  gefolgt.  Auch  der  jetzt  geplante  Uebergaog  zur  VermOgeassteoer  wird, 
Bit  ifewissen  Modtficatloiieii ,  IHr  die  uemdiidebesteaeniiir  mit  beabsichtigt,  veil 
muk  glaubt,  die  histoilsolie  Yerbindiiiif  beider  Steaerarten  bekssen  zn  soliea  (s.  v.). 

In  der  oben  prw'il^nten  Litteratar  (Schenlcol,  Wielandt  StaatsrcchO  nur 
kotze  Darstellung  der  commnoalen  Stenerreifassang,  ebeoso  im  Wörterb.  d.  Venralt. 
(s.  bet.  im  Alt  Gemeindesteaem,  im  SehOnberg*seben  Heiidbiidi  4.  A.  in  der  Abb.  ? oa 

r.  Reitzenstein-Tradingor,  B.  3.  Abth.  2,  S.  93,  §.  90  c.,  v.  Philipporicll, 
bad.  Staatshansh.  mehrfach  passim,  doch  nicht  eingehender,  bes.  S.  123  fl..  193  ff.,  24!. 
bebr  ausfuhrlich  in  seinem  Commcntar  zar  (i.  0.  ist  Wielandt  in  dem  „(iiiuieinde- 
lecht'*,  mit  Angabe  der  seit  1837  erfolpten  Yer&oderungen  der  einzelnen  Paragraphen 
und  mit  stetem  Zurürkcrrhon  auf  die  Behandlung^  in  der  Legislative').  Aus  dfti  jetzigen 
drei  6.  0.  kommen  beüooden»  in  Betracht  die  Abschnitte  ron  der  Vervaltuug  d^ 
Geneiadereraifttrens,  64  ff.,  dem  GemeindeanfiraBd  und  den  Mitteln  sa  dessen 
Dedmng.  §.  68  ff.  Die  Haaptbestimmungen  sind  in  den  drei  Ordungen  identisch, 
auch  im  Wortlaut,  einzelne  andere  veichcn  otvas  ron  einander  ab.  Von  neueren 
Gesetzen ,  regelmässig  Norellen  znr  6.  0.  and  St  0.,  sind  zu  nennen :  Gesetze  vom 
6.  und  24.  Februar  1879  Uber  die  Aufbringung  des  Gemeindeaufwandä,  rom  1.  und 
2.  Juni  1886  (Aenderungen  der  Coinmnnal/.UhchlSsre  zu  den  directen  Sfruem  nach 
Sinfohrung  der  Einkommensteuer),  ?oui  23.  Juni  1Ö92  (auch  mit  den  Kamuiorberichten 
n.  8.  V.  in  Fio.arch.  B.  9,  S.  513  ff.),  tool  24.  Aug.  1894,  betr.  Abindemngen  der 
7^'  Ti  70  der  G.  0.  und  St.  <> ,  mit  neuen  Bestimmungen  tlber  die  CQinmnnalen 
Verbraucliääteuem  (ebenfalls  mit  Kammerberichten,  statistischen  Materialien  Q.  s.  v  in 
nn,Mch.  B.  12,  S.  211  IL). 

Das  badische  commanale  Steuer-  und  Finanzrecht  ist  in  der 
HanptiBache  fllr  die  drei  Eategorieen  der  Ckmeinden,  kleioei  mitt- 
lere» grossere  (aiioli  die  Städte  der  St.  0.),  in  den  gnmdsfttslichen 
BestiounnDgen  das  gleiehe.  Es  hat  die  Yerwendnng,  Art,  Beihen- 
folge  der  Einnahmen  überhaupt  nnd  der  Stenern  insbesonderei  anch 
die  Znsehläge  der  directen  an  den  Staatsstenem,  das  Vorgehen 
dabei,  die  Objeete  nnd  Mazimalsfttie  d^  Verbranehsstenern  genau 
geregelt,  80  dass  für  die  freie  Bewegung  der  Gemeinden  nnr  ein 
kleiner  Spielraum  in  diesem  gcsctzliclieu  Kähmen  bleibt. 

Finc  Kifi^enthUmlichkeit  badis{  her  Geniciiul»  n  ist  das  noch  viel- 
fach verbreitete,  anch  wmtangreiche  Almendgut,  welches  vom 
eigentlichen  Gemeindegnt  unterschieden  wird.  An  diesem  Aimend- 
gnt  bestehen  noch  ausgedehnte  BürgernutzaDgcn  (,,Blirger- 
genttsse^',  „Almendgenttsse^',  an  Aeckem,  Wiesen,  Weiden,  auch 
Holaabgaben  im  Walde).  Sie  werden  jetzt  naeh  der  St.  0.  (§.  65) 
aber  nicht  mehr  nen  gewährt  nnd  sind  naeh  dem  Tode  von  bisher 
bezngsbereehtigten  nnd  bis  dahin  in  diesem  Bezng  belassenen 
Borgern  in  diesen  Städten  anf  endgUtigen  Anheimfall  an  die  Ge- 
meinden gestellt  worden.  Diese  Bllrgemntznngen  dOrfen  indessen 
aneh  im  Besitz  der  Einzelnen  mit  zar  Deeknng  von  Gemeinde- 
bedlbfnissen  herangezogen  werden.  ^  ^  .w*.^ 
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Die  drei  (iemcindeoidiMiBgeD  cothalton  noch  in  dar  jetsigeD  Fassang  veaenUicb 

anreräoücrt  die  Bostiminniipen  über  den  Aimendfrenuss  aas  dar  G.  0.  von  1831, 
§.  104  £,  aar  da&s  lur  die  Städte  der  St  0.  die  VorbchrifteD  Uber  die  Yertheiloog 
des  AlmendgalB  und  Gemeindegnts  eeXbat^  ereotoell  eneli  za  EiKenthan  en  die  ^a* 
zelnen,  in  den  §.  113—134,  aufgehoben  worden  sind.  „Die  Art  der  Benatznog  der 
UAgetheilten  Almendguter,  die  (JrOsse  der  Genassantheile  und  die  Art  der  periodischen 
Te^eüung  der  letzteren  bei  gethditen  AlmeodgUtern ,  sowie  die  Gröetie  der  BUrtrer» 
holzabgabcn  richtet  sich  nach  dem  unbestrittenen  Zostande  vom  1.  Jen.  1831** 
(§.  104  G.  0.).  S.  den  ausfuhrlichen  Commtnitar  zu  dioscu  Restimmunjren  in  Wie- 
landt  's  GemciudürccLt  S.  oI6  fr.,  Stati^itik  Uattclb^t  au»  audcreu  aintiiclicu  Quellen 
Sw  382«  auch  im  bad.  Statist.  Jahrbuch.  In  1897  war  der  Kuinwerth  der  Bürger- 
tiutzungen  in  den  StädtL-n  der  St.  0.  (nur  noch  in  .'')  vorl: n  niend.  erheblich  nur  in  4) 
76.309  M.,  in  den  übrigen  Gemeinden  6.716.303  M.,  wovon  erstere  mit  fa^t  20 
U4.805  M.)*  letztere  mit  fest  10  */«  (664.203  H.)  im  Doretasehnitt  mit  Aaflagen  Air 
die  Gemeinden  belastet  waren  (Statist  Jahrbuch  fdr  180«  90.  S.  493,  497).  Den  Rest 
nach  Ab^ug  dieser  Auflagen  mtlwte  man.  eigentlich  von  der  GesemmtsteoerHummc  der 
Gemeinden  mbvecluiQB,  um  die  reiae  Steuerlast  zn  ermittele.  (8.  auch  oben  S.  239 
ttber  Wflittemberf  und  Köllme  ah  ie  Fin.aKb.  B.  1,  8.  620.  696.) 

Frinoipiell  bat  allgemein  zur  BestreitiiDg  des  Gemeindeanfwands 
der  Ertrag  des  GemeinderermügeDS,  zu  welchem  auch  das 
liegende  Almendgat  gehört,  zu  dienen,  vorbehaltlich  der  Burger- 
nntsniigen  am  Almendgat.  Das  ^^GrandstoekTermOgen''  soll  dabei 
erhalten  nnd  darf  nur  bedingnogsweise  in  ansserordentlicben  Fällen 
zn  laufenden  Bedürfnissen  verwendet  werden  (G.  0.  g.  66). 

Die  gesetzlichen  Deckncgsmittel  ftlr  den  lanfenden  (ordent- 
lichen) Gemeindeaufwand,  zu  dem  anadrUcklich  die  Ausgaben  fUr 
Scliükieiitilgang  mit  geböieti,  siud  tluim  die  iiachfolg^enden,  welche 
auch  in  der  hier  ange^^ebeiieu ,  implicite  sich  aus  dem  Gesetz  er- 
gebenden Reihenfolge  zur  Verwendung  kommen;  1)  Gebühren, 
Beiträge  und  gewisse  Pr  ägravationen  einzehier  Personen, 
welche  durch  Oi  nu  iudceinrichtungcu  und  Ausgaben  dalür  besondere 
Vortheile  ziehen  oder  solche  Einrichtungen  aussergewöhnlich  stark 
benutzen  und  so  die  dafür  erforderlichen  Ausgaben  steigern,  sowie 
gewisse  Sonderum  lagen  eines  ähnlich  prägravirenden Characters. 
2)  Der  Ertrag  des  Gemeindevermögens  und  etwaiger  wirth- 
sehaftlicher  ünternehmnngen.  3)  Umlagen  auf  die  be- 
zogenen Bürger nntznngen.  4)  Der  Ertrug  etwaiger  comma* 
naler  Verbrauchssteuern.  5)  Soweit  diese  viererlei  Ein- 
nahmen nieht  aosreicben,  der  Eitrag  von  directen  Umlagen^ 
welehe  naeh  näheren  gesetzlichen  Bestimmungen  in  Znschlagform 
zn  den  directen  Staatsstenem  nach  Maassgabe  der  veranlagten 
Ertragsstenerkapitalien  nnd  Einkommensteneranscbläge  umgelegt 
werden.  Diese  dureete  Besteuerung  hat  sonach,  wie  allerdings 
auch  die  Verbranchssteuery  rechtlich  einen  subsidiären  Character^ 
soweit  die  and^rwdtw  Mitte!  (1 — 3)  nidit  ausreiehen.  Auch  die 
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Umlagen  auf  die  BUrgenrntzangen  treten  erst  nach  den  beiden 
enten  Einoabmearten  subsidiär  ein.    (G.  0.  und  8t  0.  §.  GS 

70— 7Ü,  78-80.) 

S.  über  die  Geschichte  der  he/tiglichen  Vorechriften  f§.  68)  Wielandt'» 
üemeiudorccht,  S.  209  JF..  über  diu  (iruudlagcii  der  üesetigcbuii-^  (in  den  2  Gesetzea 
fom  6.  and  24.  Febr.  1S7U  fiir  die  Stftdle  und  di«;  übrigen  Uemeinden)  S.  22S  iL 
Ferner  Wielandt's  ausführliche  Erläuterung  der  ein/eliun  P  n  v^raphen  d»  r  Gemeinde 
ord&uag.  Überall  mit  lehrreickem  Zurttcigefaen  auf  die  hidtunsche  Entwicklung  der 
beifigllcben  BesdmiDttDgea. 

Voll  allgemeiner  \VicLti>;l<eit  für  tlcii  Gcmeindcaufvaiid  und  dessen  Deckung 
sind  auch  die  neuen  Bestimmungen  Uber  die  Beätreituiig  des  Aufwands  lur  die  Volks- 
schulen. Nach  dem  Gesetz  vom  13.  Mai  1892  erfolgt  auch  in  Baden  eine  iiiiauzicilü 
Betheiligung  des  Staats  an  diesem  Aufwand,  die  Gemeifiden,  ausser  den  Städten  der 
St.  O.  und  den  übrigen  unter  6000  Einwohnern,  werden  auch  nicht  verhalten,  fUr 
den  Voiksschulaufwand  Lasten  zu  Übernehmen,  welche  über  verschieden  bemessene 
Maadraelziiechlige  20  den  StaetaMeiieni  hinattsgeheD.  (S.  Wielmndl  S.  228  ff.)  Bemerken»' 
Werth  sind  ferner  Bestimmungen,  welclie  die  Vcrwfndun?:  von  Ueberschnssen  der 
Sparcasseu  zu  Gemeindezwecken  regeln  (eb.  224),  im  Unterschied  zu  Sachsen 
(oben  S.  126).  Pflr  das  Wegevesen  gilt  das  neue  Gesetz  rem  14.  Jnni  1S84, 
wonach  die  Gemeindon  zu  den  Kosten  der  Kreis-  und  der  Landstrassen  Beiträge  za 
leisten  haben,  in  zweckmJls^^isrer  Ansgostaltunir  d^r  ..finauzieUen  Goncarreoi'*  ron  Staat, 
Kreis  und  Gemeinde  is.  Wielandt's  G.  0.  S.  oü7  Ii.). 

Nr.  1  und  2,  Die  ErhebuDg  von  Gebühren  ist  zwar  im  All- 
gemeinen facnUatiVy  aber  sie  besteben  doch  vielfach  ond  aneh 
obligatorisehe  Fttlle  von  Gebühren  kommen  Tor.  Dies  nnd  der 
finaDzwirthschafttiehe  Character  der  Gebtlhren  flberhanpt  bedingt^ 
dasB  aie  in  derThat  als  erste  ordenüiehe  Einnahme  den  Ert^g- 
masen  des  GemeindeTermögeos  als  zweiter  solcher  Einnahmen 
noch  Yorangeben,  was  anch,  gegen  den  Wortlaut,  doch  implicite 
ans  dem  Sinn  des  Gesetzes  (hier  in  Baden  wie  freilich  meist  anch 

SODSt)  folf^t. 

Die  KinfuhrunfT  und  Erhöhung-  von  Gebühren  ist  übrigens  an  bestimmte  Arten 
der  Besciiidjst'aisöuüg  der  Geuiciudeor^anc  und  ausserdem  an  Staatsgonuhmiguug  ge- 
bunden. Bei  Einrichtungen  und  Dienhtleistungen  sogleich  winhschafilicher  Natur 
kann  statt  der  Gebühren  ein  privatrechtürh  m  bemessendes  Entgelt  ;iur.  rle<;t  werden 
(G.G.  u.  St.  0.«  §.71).  l>ie  Koätcn  der  Volksschule  müssen  in  Baden  auch  noch 
nach  dem  Gesetz  Ton  1892  mit  dnrch  Schulgeld  (8  M.  20  Pf.  lUr  das  Kind  jilirlipli> 
gedeckt  werden,  welche  Einnahme  zur  Ri-treitunir  des  der  Gemeinde  obliefcenden 
Beitrags  für  die  Voiksschaleu  au  die  Staaiscassu  zur  Verwendung  kommt  ^Wielandt 
a.a.O.  S.  288).  Das  ist  demnach  ein  Fall  obligatorischer  Gebtthrenerhebung. 
Halb  Gebühren,  halb  indirecte  Steuern  sind  dio  noch  vorkommenden  Pilaster»  und 
Brückengelder.  —  Auch  die  Erhcbun-r  von  Beiträgen  als  P rägravati on en  zur 
Deckung  eines  TLcils  der  Herstellung:»-  und  Lutcrhaltungskosteu  der  bcueücaden 
ftSentlicheu  Einrichtungen  {z,  B.  Wege.is.  Scrasscn^es.  v.  1884,  §.  9,  10)  ist  facul- 
tafir  und  an  ^^rr^,u^^:  .  nelitnij^tintr  iicbmidcu  (G.  0.  §.  72,  74,  75).  —  Verwandt  ist  die 
Erhebung  von  Sonder- Umlagen  (G.  ü.  ^.  76)  bei  solchen  Gcmeindeausgabou,  bei 
welchen  os  sich  zugleich  mit  um  Yerbindlichkeiteu  einer  Ciasee  ron  Gemeinde- 
angehOrigen  und  Besitzern,  auch  um  sogen.  Genossenschafts-  u  ier  Sut  i;ilausgaben 
hande  lt  Die  Erhebung  solcher  Sonderumlasjen  ist  in  den  Städten  der  St.  *.).  {§.  76) 
faculiativ  .  in  den  anderen  Gemeinden  (G.  0.  §.  76)  sogar  obligatorisch  und  hier  ein 
Verzicht  darauf  an  die  Staatsgenehmignng  gekattpft.  8,  zu  dem  Alten  die  ausfuhr* 
lieben  Ediatenngen  von  ^ieUndi  a.  a.  0« 
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Nr.  8.  Das  erste  weitere  subsidiäre  Deeknngsmittel,  wenn  die 
Erträ^iase  des  GemeindevermOgens  iu  s.  w.  Qod  der  Gebflhren 
a.  B.  w.  nieht  den  Gemeindeaafwaiid  decken,  sind,  sowdt  erforder- 
lich, die  obligatorischen   Belastangen   der  BUrger- 

nutzuu^en  aus  der  Almende  mit  desjenigen  gesetzliehen 
Werthanschlags  dieser  Nuuuügen,  welcher  nach  allgemeiner  Frei- 
öteiiung  des  Werths  der  Weide,  des  KSammelos  von  Laub,  Streu 
und  Leseholz  und  nach  Abzog  eines  umlagefreibleibendeu  sogen. 
Freitheils  der  Nutzangen  übrig  bleibt.  Durch  Gemeindebeschlass 
kann  —  also  facultativ  —  nusserclLrn  mit  StaatSi^eneliraignng  noch 
eine  stärkere  Belastung  der  l'.ürgernutzungen,  iibii^^cDS  auch  eine 
anderweite  Regelung  (aber  nicht  Minderung)  dieser  Belastung,  als 
nach  den  gesetzlichen  V'orschriften,  stattfinden  (§.  70).  Die  Folge 
dieser  Normen  ist  sonach  die  Mitheranziehung  der  Al- 
mende zur  Tragnng  der  Gemeindeansgaben,  wodnrch 
die  Almende  pro  tanto  in  die  Kategorie  des  sonstigen  ertrag- 
gebenden Gemeindevermögens  tritt:  ein  Pnnet  von  prineipieller 
finans-  nnd  socialwirthschaftlicher  Bedentnng. 

Die  Bestimmungen  sitid  Sfit  18r*>l  niL'hrfach  ftw.is  verändert  worden.  S.  Gosetzö 
vom  28.  Aug.  1835,  24.  Febr.  l»7y,  28.  Joni  l«y2  (Wielandt,  Ü.  0.,  S.  226. 
Kammorbcriclit  zum  Gesetz  ron  1892  in  Fia.arch,  B.  9,  S.  515).  Der  ,,ProitbeU"  ist 
jeut  (GcüeU  von  1879)  in  Gemeindea,  wo  nur  Holzgonuss  besteht,  8  Ster  (2  Klafter) 
ildlz,  wo  Holz-  und  Ahnetid'jentJss  4  Ster  und  IH  Ar  (V^  Morgen)  Acker  oder  Wiesen, 
wo  nur  Almondgenudä  36  At*.  1- ruher  war  der  Irciilieil  höher,  war  es  aber  auch 
zoUssig«  wenn  die  Gemeindezuschläi^e  zur  Grund-  und  Gebüudesteuer  eine  gewisM 
Höhe,  nach  dem  G^etz  von  1879  50  Pfenniir  auf  100  M.  Steuerltapital,  überatiegcn, 
<iea  Frcitbeü  mit  za  beUstea  (1879  bis  zu  höchstens  Va«)*  höhere  Belegung 

des  gemaoteD  Stenerloipitab  ftr  dio  Deckonft  der  Gemeindeansgabea  m  renneideii. 
Durcii  das  (Jeiicu  von  1892  ist  diese  eventuelle  Mitbclastunif  des  Freitheil';  f!:efallen. 
(Dio  Begründung  dafür  bei  Wielaudt  und  im  Fm.arch.  a.  a.  0.)  Da^  die  Belegung 
der  Burgernutzungnn  filr  die  Gemeindetinanzeu  sich  gegenüber  dem  Total-Reinwerth 
dieser  Nutzungen  in  sehr  mlssfgen  Grenzen  h&lt,  zeij^on  die  Daten  oben  S.  300. 
Im  Statistischen  Jahrbuch  «ncii  Aogabea  Uber  die  eiaMlaen  Stidta  der  Sc  0.  und  die 
einzelnen  Amtsbezirke. 

§.  90.  —  Nr.  4.  Die  vierte  ordentliche  Einnahmequelle  der 
badischen  Gemeinden,  iDsbesondere  der  Mehrzahl  der  Ötädte  der 
8t.  O.y  ist  die  communale  Verbrauchsbesteuernng.  Von 
Alters  her  vielfach  bestehend,  hat  sie  wiederholt,  1819,  1831,  1835, 
1879  ond  insbesondere  jüngst  1894  gesetzliche  Verftndemngen  er- 
fahren. Namentlich  sind  dnrch  das  Gesetz  vom  24.  Aug.  1894 
(als  Novelle  sn  §.  98  nnd  79  der  6.  0.  nnd  St.  0.)  genauere  Be- 
stimmungen getroffen  worden  Aber  die  Objecto,  welche  Oberhaupt 
allein  oder  baldi^^st  zur  Besteuerung  zugelassen  werden,  Uber  die 
Maximalsteuersätze  einiger  nothwendiger  Nahrnngsmittel  unter 
diesen  Objecten,  sowie  ttber  die  Maxhnalquote  (Vs),  welche  Uber- 
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lutupt  nur  vom  Betrage  des  nicht  durch  die  bisher  besproehenea 
Einnahmen  (1—3)  gedeckten  Geneindeatifwands  darch  den  Roh- 
ertrag der  Verbranehssteoer  gedeckt  werden  darf,  wonach  dann 
das  Maximnm  der  betreffenden  Abgabesätze  zu  regeln  ist  Dorch 

diese  Normen  hat  die  übermässige  Ausdehnung  der  communalcn 
Verbrauchssteuern  auf  unpassende  Artikel  und  in  zu  hohen  Sätzen 
ihre  richtige  staatsgesetzliche  Einschränkung  erhalten,  ist  aber  diese 
Steuer  wohi  anderseits  so  vulN  rids  zu  emeui  normalen  und  bleibenden 
Glied  der  Communalbesteuerung,  namentlich  in  den  Städten  der 
St.  O.,  ausgebildet  worden,  wozu  auch  noch  einzelne  Special- 
bestimmmigen  beigetragen  haben. 

Verbrauchssteoeni  waren  frQher  (VerOffdn.  von  1819,  G.  0.  von  1881,  G^tz 
rom  28-  Auet-  ix:i'>,  im  Kiüzeliion  mit  etwas  verechiodein-r  Fi-srirü'  der  BL-stiinmanß:en) 
äulüutbig  nur  iur  bestimmtu  Zwecke,  dereo  Nothwendigkeit  jutchzuwüiäüu  war,  far 
iMSÜmmte  Zeit,  nach  deren  Ablauf  eio«  neue  BewiUigoJig  erforderlich  war,  und  nur 
im  wahr  :n  Sinne  als  suh^i  li'ir  s  I)  rkungsmittel,  wenn  in  inü  h  die  anderen  Eiukanfte 
nnzaläiigiicli  und  ihre,  speciell  der  dixecten  Umlagen  Vermehrung,  misitlich  war.  Kin- 
fUmof  und  Poftdaoer  var  aoeh  immer  an  daa  ErforderaiaB  der  Staatsgenehmiguti^ 
geknfipft.  Dabei  waren  die  Fabriken  hinbiclitlich  der  zu  ihrem  Gowerbcbetrieb  cr- 
forderlicben  (jeii^enstindc  frei  zu  las&en  und  bei  der  Auswahl  der  Artikel  möglichst 
nur  solche  zu  belegten,  deren  Besteuerung  nur  die  Kinwobner  und  auch  die  nicht 
BOrf^errecht  besitzenden  sieht  mehr  als  die  Bürirer  trclfcn.  Diese  Yerclausulirungen 
sind  durch  das  Gesetz  vom  6.  Febr.  1879  (neue  §§.  78  ,  79  der  G.  0.  und  St.  0.) 
zum  Theil  besdtigt  und  so  der  Yerbrauchab<»teaerttng  schon  mehr  Baum  zur  £nt- 
widÜDog  gewiltxt  ^e  1i9rte  daaaeh  auf«  Zvecitstenw  m  aein,  watde  so  einer  all- 
gemeinen Einnahmeqnc!!';  fiir  die  (iemeinden  gemacht  und  ihre  EinfiUirnng  durch 
Geaeiodebeschloss  mit  btaatsgenehmigung  gestattet.  Doch  fcrblieb  noch  die  Einführung 
BW  auf  bestimmte  Zeit  und  sollten  nur  solche  Gegenstlndo  belastet  werden,  irelelie 
zur  Ortlichen  CooiWnlim  bestimmt  sind.  Fabriken  bliebLii  hinsichtlich  der  zur  Ver- 
arbeitung in  ihnen  dienenden  ües^ensfünde  frei,  soweit  letztere  nicht  als  Stoff  zur 
Vorärbeituug  rerbrauchssteucrpilichtiger  Objecto  diuuten.  Für  äteuerpdicbtigu  ücgeu- 
sttade  zam  eigenen  Verbrauch  hatte  der  Fkbrikinbaber  Areisalbeiträge  in  die  Ge- 
meindecasse  711  zahlen.  Bei  Au^fuhr  von  verbrauohsbestcnertcn  Artikeln  aus  d.-r 
Gemeinde  konnte  KückTergutuiiiC  der  Steuer  verlangt  werden.  In  dem  wichtigen  neuen 
Gesetz  ron  1894  (neoe  78  und  79  der  G.  O.  nnd  8t  O.)  ist  nun  die  zeltliche 
Eepri'iizunu:  der  Verbrauch^steuerll  fortj^e falle  11  und  sind  diese  so  eitrentlich  erst  als 
ständige  ordentliche  (jemeindeeiniiahmen  anerkannt  worden.  Die  allen  Gemeinden, 
nicht  nur  den  Städten  der  Sl  U.  gestatteten,  wenn  auch,  wie  es  scheint,  bisher  nor 
in  ihnen  vorkommenden  Verbrauchssteaem  setzen  ausser  dem  Gemcindebeschluss  noch 
Staatsgenehmigung;  voraus.  Sie  dürfen  nur,  innerhalb  der  durch  die  Keichsgesetze 
gezogenen  Grenzen,  folgende  zum  OrtJichen  Verbrauch  bestimmte  Gegenstände  trelfou; 
Getr&nite  (d.i.  Bier,  Es^,  Obstireln,  Wein,  Konstirein,  Branntwein),  Getreide, 
Mehl.  Brot,  Back-,  Tcigwaaren,  Schlachtvieh,  Fleisch,  Fleisrhwaaren , 
(ieflagel,  WUdpret,  Fische,  krebse,  Marktvictualien,  Brennstoffe,  Fourage. 
GsCreide.  HeU  und  Schwarzbmt  dürfen  aber  nnr  in  den  Gemeinden,  wo  sie  schon 
?or  1895  besteuert  waren,  weiter  liesteaert  werden,  und  /.war  mit  den  Maximalsätzen 
für  100  ke.  Mehl  von  1  M.  40  Pf,  (Ictreide  von  1  M.  l'f,  Schwarzbrot  ?oix 
i  M.  '»  Pf.  und  ausserdem  für  diese  Artikel  nicht  bobur,  ab»  nach  den  in  der  Ge- 
meinde bisher  (vor  189.'))  bestehenden  Sätzen.  Auch  für  Schweine  U  M.  für  das 
Siü  k  ,  TunJ',-i--h  (bis  2ÜU  kg.  Schlacht^^ewiclit  2  M..  für  eine  schwerere  Kuh  3  M.) 
sind  Maximalbätze  eingeführt.  Ausdrucklich  ausgeschlossen  ron  der  Verbrauchssteuer 
sind  KarfolTeln,  Milch,  Speisefette.  Die  Abgabes&tze  sollen  ansserdem  bflchstens  so 
1.-!;  sein,  dass  der  Rohertra-;:  (ab/.üglich  RUckver^nitunircn)  voraussichtlich  drs 
vom  Gemeiadeaofw&ad  durcb  £rtrag  des  Gemeindevermögcna,  der  Umlagen  auf  die 
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RürpernutzutüT*'!!  der  Alinendc,  die  Gebühren .  Beitrüge,  Priiifrarationen  und  Sonder- 
uuilai^eu  liichi  iredückteü  BetrH|pi  nach  dem  Durcluiclinitt  der  drei  letzten  Jalire  uicht 
Itbenteifct  Beträgt  er  in  drei  anfeinander  folgenden  Jahren  40  Vo«  ^  ^^^^  die  Steuer- 
sätze entsprechend  zn  enDääsig;en.  Zar  Verhütung  von  Schatzzollwirkungun  der  localeu 
YerbraucUsüteuern  —  immer  eine  Gefahr  oad  oia  mbslicher  und  schwieriger  Jfonct 
bei  solchen  Abgaben  —  sollen  ortselnbeimieche  und  ortsflreiiide  Artikd  möglichst 
gleichmässig  bela.stot  werden.  Ruckvt.r':ütun;ren  hei  Ansfuln  werden  ferner  gewährt, 
eventuell  in  der  Form  vereinbarter  Aversal-Jahrcübeträgc  für  den  einzelnen  Gewerbe- 
treibenden. Die  Befreiungen  sind  genau  bestimmt  79,  frei  sind  Hof,  Gesandte, 
MilliftrvervaltQog,  diese  nach  Gesetz  vom  16.  Mai  1888.  spcciell  für  Brennstoffe  Mcb 
die  Verwaltung  der  Staatsbahnen).  Der  Gest  t/iMitwurf  hat  im  Landtnire  einige  Ver- 
änderungen orfahreo.  U.  A.  war  in  jenem  diu  boachtenswerthe  Bestimmung  unthaltea 
gewesen  (§.  79  b),  daas,  mit  RQcksicbt  auf  die  im  Consnm  der  betreffendeo  Gensiteii 
erfolgende  Belastung  mit  den  localon  Verbrnnchssteuern  in  Gemeinden  mit  sölchen 
Steuern  diu  mit  weniger  als  300  M.  Steueraoachlag  voraolagten  Einkommen  nach 
Gemeindebeschlnw  mit  Staatsgenehmigung  von  directen  Umlagen  sollten  befreit  werden 
können,  in  Gemeinden,  in  welchen  Steuern  von  Getreide,  Mehl,  Schwarzbrot,  Kar- 
toU'eln  erhoben  wurden,  sollte  diese  Rcfn  iunir  sogar  ohne  Weiteres  kraft  (iesetze.s  ein- 
treten. Diese  Bestimmung  ibt  aljcr  im  Landtagü.  wo  man  für  locale  VerbniucLasu-ucru 
sehr  eingenommen  war  und  aus  der  Preisstatistik  eine  Vertbeuerung  der  Artikel  durch 
mähsige  solche  Steuern  glaubte  widerlegen  /.u  kOunon.  pefalien.  Die  Dedcnken  wider 
diese  Steuern  sind  dabei  wohl  mehrfach  etwas  zu  leicht  genommen,  wenn  auch« 
qieolell  Mcb  in  der  2.  Kammer,  das  Eiotreten  für  diese  Beetenemnir  chamcteristiscli 
und  fCtr  die  Zeit  nnd  den  Umschwung  der  Meinungen  s^  mptoniatiseh  war.  Von  den 
9  Stldten  der  St.  U.  haben  die  7  nach  dem  Gesetze  unter  dicker  Urdnung  stehenden  alle 
Verbrauchssteuern,  doch  mit  verschiedenem  Umfang  der  Objecto,  in  allen  Orten  vor- 
nemlicb  Getränke,  Mehl,  Brot.  Geflügel,  W  ild.  Fische  u.  dgl.,  aber  auch,  ausser  Mann- 
heim. Fleisch  und  Viili;  Prennstotfe  und  Fourage  sind  vornemlich  nur  in  Consianz, 
erstere  zum  Theil  noch  in  Karlsruhe  und  zwei  anderen  Orten  besteuert;  Constanz  hat 
den  anfigedehntesten  Tarif,  hier  allein  werden  bisher  auch  Balter.  Schmalz,  was  nadi 
dem  Gesetz,  von  uicht  mehr  zugelassen  ist.  Käse  und  andere  Virtiialien ,  auch 

Branntwein,  Essig  mit  belastet  Die  Steuersätze  varüren  in  den  einzelnen  Orten, 
manchfach,  der  Tarif  specialiiiirt  bei  einzelnen  Artikeln,  so  bei  Geflügel,  Wild.  Fischea 
und  Scbalthieren  genau.  S.  über  die  ^':inze  Materie  die  ErläutcrunLi  n  in  Wiolandt's 
Commentar  zu       78.  79  der  G.  ü.  und  bes.  die  Vorlage  von  mit  den  ein- 

gebenden und  lehrreichen  Kammerberichten,  worin  auch  viel  statistisehes  Material 
zur  Frage  tlbcrhaupt  (alles,  mit  den  localen  Tarifen,  im  Fin.arch.  B.  \'2.  S  211—254)» 
Die  Erträge  sind  in  ^^feig(•run«?  begriffen  (s.  Stat.  Jahrb.  für  1898,  S.  491^  und  unten 
93).  —  Auch  an  der  Hundesteuer  dt»  Staats  sind  die  Gemeinden,  wie  obea 
schon  bemerkt,  mit  demselben  Ertrag  bedidligt  und  dürfen  jetitsncli  noeh  Gemeinde^ 
zuscUfige  dazn  daneben  erheben. 

Für  die  licurtlirünng  dieser  cnuiniuDalen  Verbiauchsbcstciicrung: 
wird  immer  iu  Betiadit  komuien,  dass  l»;iden  ausserdem  seine 
eigeue  staatliche  Weiii-  und  i''k'ist*hsteuer  und  seine  hohe  iStaats- 
bierateuei*  hat,  also  der  breite  Massenconsum  Uberhaopt  and  vollend» 
in  den  Gemeinden  mit  localen  Verbrauchssteuern,  Ton  den  Keichs- 
steuern  ganz  abgeseben,  in  erheblichem  Maasse  gctrofTen  wird. 
Unter  den  Objecten  möchte  die  Communalsteuer  auf  Brot-  nnd 
Brotstoffe,  aneh  auf  Brennstoffe  am  Wenigsten  zn  billigen  sein  nnd 
neben  der  Staatsstener  die  anf  Fleisch  nnd  Seblachtrieb,  ancb 
anf  gewöhnlichere  Sorten  Flnssfische  doch  Bedenken  haben.  Eine 
stärkere  Concentration  anf  die  Getränke  Wein  und  Bier  erscheint 
bei  solchen  Localstenem  doch  als  das  Beste,  nnr  bedingt  ist  dann, 
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daneben  die  Steuer  aof  Schlachtvieh  und  Fleisch  zulässig,  in  Baden 
aber  wegen  der  Staatssteuei ,  wie  in  Sachsen,  weiii;j:ei  als  sonst. 
Ueber  die  Stcuercontrolen  und  was  damit  zusammenhängt  scheint 
Übrigens  nicht  erheblich  geklagt  zo  werden. 

§.  91.  —  Nr.  5.  Erst  zaletzt,  sabsidiär,  wenn  die 
Deeknogsmittel  Nr.  1^4  nicht  ansreicben,  ist  der  Gemetndeaiifwand 
doreh  directe  Stenern  in  Form  von  Umlagen  anf  die  io  der 
Gemeinde  filr  die  staatUehe  Bestenemng  veranlagten,  bezw.  nach 

Specialvorschriften  der  G.  0.  besonders  gebildeten  Grund-,  Häuser-, 
Gefilll-,  Gewerbe-  und  Kapitalrentensteuerkapitalien  und  Einkomnien- 
steueranschläge  zu  decken  (G.  0.  §.  80).  Die  Com  mini  alstcucr- 
pflicht  dieser  Stenerkapitalien ,  betreffs  Beginn,  Daner,  Erlöschen 
richtet  swh  nach  den  Bestimmungen  für  die  staatliche  Besteuerung. 
Ohne  Weiteres  wird  jede  Aliämlerung  der  für  die  Staatshestenerung 
veranlagten  Steuerkapitalien  auch  für  die  Gemeindebesteuerung 
wirksam.  Also  genauer  Anschluss  der  directen  Ge- 
meindebesteuerang an  diejenige  des  Staats,  was  durch 
die  neuere  Gesetzgebung  (1879,  1886)  gegen  früher  noch  etwas 
schärfer  zum  Ausdruck  gebracht  worden  ist;  die  neue  Einkommen- 
Steuer  von  1864  ist  den  Gemeinden  ebenfalls  fttr  ihre  Umlagen  mit 
znr  VerfllgaDg  gestellt  worden.  Die  Folge  dieses  Anschlusses  der 
direeten  Gemeinde-  an  die  directe  Staatssteaer  nnd  der  Bemessnng 
nnd  Erhehnng  heider  anf  derselben  Grundlage  ist  eine  TtfUige 
GleichmSesigkeit  beider  Bestenemngen  im  ganzen  Lande ,  von  der 
verschiedenen  loealen  Höhe  der  Gemeindenmiagen  abgesehen,  aber 
so  freilich  auch  ein  steigender  Dmck,  znmal  bei  der  anch  in  Baden 
unvermeidlich  gewesenen  Erhöhung  der  Umlagen,  und  eine  ge- 
steigerte Wirkung  der  Mängel  der  Gruudla-cu  durch  den  iliuzut ritt 
der  Gemeindesteuern.  Auch  dieser  I  mstaud  liat,  wie  in  anderen 
Ländern,  auf  Reformen  der  Staatsbestcuerun^  mit  hin^'edrängt,  so 
auf  die  Einführung  der  Kinkommensteoer  und  jetzt  auf  den  üeber- 
gaog  znr  Vermögenssteuer. 

Etwas  veni?r«r  strenger  Anschloss  der  Gemeindestenem  an  die  Staatsstenern 
frttbor  (alte  ü.  0.  §.  75,  95),  wonach  durch  Bcschloss  ?on  '/t  Gomeindeversaram- 
huf  mit  Htutsgieiiebiniirao;  «tatt  des  geeetzlichen  Mcb  «tu  anderer  Ooilagemaassstab 
hatte  bestimmt  werden  knnnon.  J<'f7t  geltende  Korm  nach  ftwetz  vom  6.  P'ebr.  1879 
ood  2.  Hai  1886  (a.  Wielandt  G.  0.  S.  2G1  11.).  —  Unter  den  Bcfreiung^eu  (§.  81) 
befiodeii  ifeli  n.  A.  aaeh  die  der  Steaerkapittdlen  der  dem  Staate  gebOrii^eii  und  za 
f^taatizwecken  dienenden  GnindätQcke.  welche  keinen  Bcsiandtheil  der  Staatsdomänen 
bilden,  aarh  die  ntif  <]cn  Narnon  der  Srlitildien^ito  der  VM-froffiMiden  Gemoindc  kafa- 
strirteti  Stouerkapiiaiicii ,  suwie  die  der  Ffarrhaiiser  mit  Zubehör,  auch  noch  uiit 
weiterer  Aosdehnang  in  srcwissem  Umfang  auf  dio  (irund-  und  Gefftll-  und  ereotnell 
die  Kapitdrenteostenerkapitalien  der  commnnalen  Pfandienste.  (Bestimmangen  &ber 
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die  Besten eruQg  von  Gewer bebotrieben,  die  sich  Qber  mehiere  Gemeinden  entreckeo,  in 
§.  83,  Uber  commaoale  EiakommenbeiteiienmK  roD  AetfeBgeselbcliaften  §.  84,  Special- 
beit^moDgen  flkr  gewtoe  Fllle  in  §.  84  e,  u,  e). 

Auch  die  Art  und  Höhe,  wie  die  Gemeindeiimlagen  auf  die 
einzelneo  Staatsstenern  zu  vert heilen  sind,  ist  im  Allgemeinen 
gesetzlich  vorgeschrieben,  also  der  Bestimmung  der  dcnipinfle  ent- 
zogen. Die  bezüglichen  Vorschriften  sind  narli  (kr  Einführung 
der  Einkommensteuer  etwas  verändert  worden,  auch  für  die  Städte 
der  St.  0.  und  die  tlbrigeo  Gemeinden  nicht  ganz  die  gleichen. 
Sie  gehen  aber  nach  wie  ?or  darauf  hinaus,  auch  die  Fest* 
Betsnng  des  Verhältnisses,  in  welchem  die  verscbiedenea 
StaatBStenem,  bezw.  deren  geaetzliehe  Grundlagen  (Stenerlutpitafien 
der  Ertragsstenem^  Anschläge  der  Einkammenstener)  mit  Gemeinde* 
Umlagen  belastet  werden,  allgemein  nnd  im  Wesentlichen  gesetslich 
ztt  bestimmen  nnd  der  Verfügung  der  Gemdnde  za  entziehen. 
Dadurch  werden  Interessenstreite  in  Terschiedenen  socialen  Berofs- 
und  Besitzelassen  der  Gemeinden  Uber  die  Vertheilung  der  Steuer- 
last vermieden. 

Früher,  bis  1886,  war  in  den  Gemeinden,  auss«  den  Städten  der  St.  0,  der 
darch  directo  Umlagen  aufzubringende  Betrag  gleichheitüch  mt  dfe  4  grossen 
Ertr»gS8tcucrn  (Grund-,  Häuser-,  Erverb»  and  Kapitalrentcnstcuer)  umzulegen,  doch 
SP.  dass  die  früher  rlasaensteocrpflichtiKcn  Personen  (Beamte,  liberale  Berufe  n.  9.  w., 
Guwerbsgebilfen  und  Tagelöhner)*  die  2.  Abtbeilan^  der  Erwerbsteucrpäiduigeu  des 
Erwerbetenergesetzes  von  1876  (s.  o.  S.  261),  nar  erniässigt  belegt  werden  dorften« 
ncmlich  mit  ihres  Erwerbsteuerkapitals,   und  ebenso  die  Kapitalrentensteuef- 

pflicbtigen,  mit  bloss  Vio  Steuerkapitals,  auch  durfte  eine  Gemeinde  mit  StAate- 
genebmigung  auf  dfe  Relegooff  letzteier  Kategorie  gans  oder  tbeilweise  rerziditeii» 
Hierin  lag  eine  dem  Princij«  der  Bcsteuerunjr  nach  L<  i>(nng  und  G« -^-enleistung  ent- 
sprechende stärkere  Besteuerung  des  Realbesitzes  und  des  Gewerbebetriebs  in  der 
Gemeinde.  In  den  Städten  der  St.  ö.  war,  ebenfalls  nach  dem  Gesetz  Ton  1879,  noch 
veiter  ein  Unterschied  zwischen  Realbesitz  nnd  Gewerbebetrieb  gemacht  worden,  indon 
bei  der  Umlage  der  Gcmeindcztischläge  die  Stenerkapitalien  auch  der  gewerblichen 
Unternehmer  (1.  Abth.  des  Erwerbsteuergesetzes)  auf  80  %  zu  ormüssigua  waren,  so 
dftss  nur  Grandutfleke  und  Hinser  fdl  getfolTen  worden.  Die  Obrigen  Erwcrbsten^ 
Pflichtigen  in  den  Städten,  Beamte,  Arbeiter  ii.  s.  \r.,  waren  aber  etwas  höher  als  in 
den  Übrigen  Gemeinden ,  mit  Anrechnung  ihrer  Steaerlkapitaüen  ebenfalls  mit  80  7« 
und  die  Rapitalrentner  mit  60  7e  reranltgen.  Die  Stftdte  konnten  indessen  mit  Sttnts- 
genehmigung  darauf  verzichten,  die  Kapitalrente  über  1  7o  hinaus  zu  belasten,  wofür 
gern  Kflrksirhten  auf  die  locale  Beweglirhkoit  der  Kapifalrentner  geltend  gemacht 
werden  (s.  u.'i  Im  üebhgeu  öüllten  in  den  ^);udteu  die  einzelnen  Arten  der  Steuer- 
knpitelieu  in  dem  Verbiltniss  beitrag^ptliehtig  für  die  Genieindeumlagen  sein,  ia 
welchem  ihr  Staatsstcuerfnss  zu  demjenigen  der  Grandsti  iipr  in  dem  der  Cmlageerhebnng 
forhergehendcn  Jahre  stand  (mit  einer  weiteren  Spieirauiugewkhmng  fur  gleichbeitliche 
Belegung  der  Stenerkapitalien.  wenn  der  Unteracbied  des  Staatntenerfossae  weniger 
als  5  Pfennig  von  100  M.  SteuerLnpifal  befrapV  —  Diese  Bestimmungen  sind  dann 
in  dem  Gemeindestenergesetze  von  1886  nach  Einführung  der  Einkommensteaer  etwas 
verändert  worden ,  aber  die  Beschränkung  in  der  Bewegungsfreiheit  der  Oenelndett 
ist  geblieben.  In  allen  Gemeinden,  aneb  den  Städten  der  St.  0.,  sind  —  also  obligft" 
torisch  —  jetzt  die  Umlagen  auf  das  gcsammte  Steuerkapital  der  4  Ertragsitetiem 
nnd  auf  die  EinkommenstcoeranschlSge  gleich beitlicb  zu  rcrtheilen,  wobei  aber 
dio  Eapitalrenteneteiiakapitalien  nur  zn  */^^^  die  EinkommensteiiennBcMige  mit  dem 
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Ihdliclien  ihres  Betrags  ia  Beredinang  kommen  (§.  85).    Den  Srädten  ist  dabei 

jfdoch  das  Becht  geblieben .  atjf  Belastung  der  Kapitalrente  über  1  "/o  hinaas,  den 
ubh^eo  Gemeinden  auf  die^e  Belastung  ganz  odor  thdiweiüe  m  verzichten:  eine  der 
WanderaDgsfreihoit  der  Leihkapitalien  and  Kapitalisteo  gemachte,  lielleicht  opporUi» 
Distisch'".  nicht  prinripiell  zu  rerl,tfertigende  Concession.  Anch  andere  •^nlcbe  Con- 
co^nen  »ind  aber  in  der  G.  Ü.  und  St.  0.  enthalten.  So  kommen  in  86  der  U.  0. 
AnspiDehe  auf  StevereriD&ssigangen  gevtaer  gewerblicher  OnlemeluDangen  ooter 
e'^wissen  üm^tän^]en.  wenn  sie  nach  der  ge,set/lichen  Umlage  za  stark  getroffen  werden 
sollten,  vor  und  in  ii).  86  der  St.  0.  wird  es  wenigstens  ^c««fattßt,  in  solchen  F&Ilen 
Ermtssigangeu  eintreten  za  lassen.  In  §.  87  der  G.  O.  und  der  St  0.  (in  jetziger, 
gegen  früher  etwas  verändeiter  Faasnng  nach  dem  Gesetz  Tom  23.  Juni  1893)  wird 
allgcmo^n  nn  Maximum  der  commnnalen  Kapitalrentenstcuer  F'f.  von  100  M.  des 
hda,  Steacriiapitals)  und  der  Einkommensteocr  vom  Diensteiiikuuimcn,  nebst  Rahe- 
gehalte»,  der  OffeDtliehea  Dieser  (Beleb«  Staat,  Oenebiden.  grossh^rzogl.  Hof,)  aodi 
der  Yolkascbo Hehrer  und  Geistlichen,  sowie  der  Wittwon-  und  Wai  ribezUge  dieser 
ClaMeo,  mit  2.5  Vo«  ^-  h.  dem  Normalsatz  der  Staatusteaer,  vom  staatlichen  Einkommen« 
itefieianschlag  festgesetzt,  also  auch  hfer  ein  ComBwabteaeipririleg  der  Beamten. 
(Für  äHaa  Detail,  Entwicklang  der  gesetzlichen  Bestimwisgea,  fellateniogaii  s.  ancb 
Uer  den  reichhaltigen  Comtnentar  von  Wielandt). 

Wichtig  ist  ein  gewisäcr  Schutz  gegen  Steuererhöhungen,  welcher  auch  in  Baden, 
wie  in  Baiem  (S.  189),  den  Höchstbcsteaerten  direct  und  indirect  dadurch  ge* 
ireben  wird,  dass  sie  in  den  Gemeinden  (den  mittleren  und  kleineren,  nirlit  den  Städtoft 
der  St.  0.)  das  liecht  haben,  weun  ein  einzelner  Steuerpflichtiger  mindeätons  den 
fHaften  Theil  des  gesammten  vmlagcpflichtigcn  Stenerkapitals  der  Gemeinde  besitzt, 
ao  den  coininunalen  Verhandlungen  und  liesclilussfassungen  tlber  Aufstellung'  der 
Toranschläge,  Festsetzung  der  Umlagen  und  andere  mit  den  Gemcindefinanzon  und 
Belastungen  zusammenhängende  Pancte  persönlich  oder  durch  Stellvertreter  Theil  zn 
nehmra  (0.  0.  §.  93).  Ein  nicht  so  weit  gebendes,  aber  immerhin  werthvollea  und 
beachtenswerthes  Recht,  nemlich  bei  Berathung  des  Voranschlags,  wenn  dabei  Umlagen 
zu  beschliessen  sind,  gehört  za  werdon,  steht  in  den  Gemeinden,  ausser  den  St&dtea 
der  St.  0.,  dem  DominenfiMtis«  des  Standee-  ond  Grondhenen.  dea  StiftoBgen  und 
Tiberhaupt  denj  iiiLen  Personen  zu,  welche  mit  einem  Stetierkapital  von  nindeatens 
50.000  M.  zur  Gemeinde  umlagepflichtig  sind  (§.  94). 

Ammer  Vmhgm  können  auch  oadi  badiachem  Gemeinderecht  ?on  den  «mlage- 
pflicbtigen  Einwohnern  persönliche,  eventuell  durch  Stcllvcrtrctur  zu  leistende 
Dienste  grcfordert  werden  (§.  in  den  Gemeinden  (ausser  den  Städten  der  St.  0.) 
mit StaatsgcuchmiKung  auch  die  N  aturalleisiung  vuu  Hand  -  und  Fuhrdien  sten, 
sofern  fdr  Bezahlung  dieser  Dienste  sonst  IJmlagen  erhoben  werden  müssten;  Cncnt* 
geltlicbkeit  dieser  Dienste  hingt  aber  vom  liehdieitsbeschloas  der  dazn  Ver* 
pflichteten  ab. 

AoB  dem  Anfsichtsrecht  des  Staats  Uber  die  Gemeinden  ist  beachtean- 

werth,  dass  nenerdinp:s,  besonders  wieder  seit  l^^TO,  die  Gemeinden  überhaupt  freier 
geuellt  worden  sind.  Eine  Genehmigung  des  Staats  für  die  Voranschläge, 
worin  implicite  auch  eine  solche  der  Stcaeramlagen  mit  liegt,  besteht  nur  Ihr  din 
Gemeinden  bis  4000  Einwohner  (§.  172  b  der  G.  0  ).  In  den  grOSvScren  Gemeinden 
hat  der  Borgeraosschuss  die  Genehmigung,  die  vorgesetzte  Verwaltungsbehörde  bekommt 
nur  die  Mittheilung  des  Voranschlags.  Will  du  se  Behörde  dann  ant  Grund  ihres 
Anftichtaredits  einschreiten«  so  mnsa  das  binnen  80  Tagen  (in  den  Städten  der  St.  0. 
binnen  zwei  Wochen)  r  h  hcn,  widxigenfaila  der  V<HraB8Ghlag  in  Kraft  txitt  (6.0. 
g.  172  c,  Sl  0.  der».  Paragraph). 

Auf  dieser  Rechtsgrundlage  der  GemeindeorduungeD  und  der 
diese  abftndemden  Gesette  bat  sieb  die  OomtDniialbesteiieroDg  In 

Baden  in  der  Weise  gestaltet,  wie  es  die  statistischen  Daten  im 

folgenden  Abschuiti  ergeben.  Ein  starkes  Wachsen  der  (Tesaiiiiiit- 
bestenerong  war  auch  hier  so  wenig  wie  tiheiall  zu  hindern.  Die 
Umlagen  sind  dadurch  schwerer,  die  Mängel  der  Grundlagen  datiii: 
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in  den  Staatsstenerkatastern  nnTermeidlicb  empfindlicher  geworden. 
Das  mnBste  anch  in  Baden  wieder  mit  anf  Fortbildung  der  Ver- 
fassung der  direeten  Stenern  hindiüngen.  Das  Vermögensstener- 
project  ist  ancli  dadurch  mit  veranlasst  worden.  Man  will  dabei 
auch  in  Zukunft  an  der  Uebereinstimmong  der  Grundlagen  (nr  die 
directe  Staats-  und  Gemeindebesteuemng  festhalten.  Daher  sollen 
die  vier  partiellen  Vermögenssteuern,  aus  denen  sieb  die  neue  all- 
gemeine Vermögenssteuer  zusaaimensetzcn  wird,  auuli  au  Stelle  der 
bisherigen  vier  Ertragssteuem  in  den  Gemeinden  treten,  nur  ohne 
dass  eine  Summirung  der  steuerpflichtigen  Vermöji^enstheile  in  der 
Gemeinde  stattfindet  und  ohne  Gewährung  eines  fechuldabzngs. 
Nur  die  Erneuerung  nnd  die  spätere  weitere  Pcriodicitiit  der 
Katastereinschätzungen  wird  daher  bei  der  Dnrchtiihrung  des  \  er- 
mögensstenerplans  flir  die  Gemeindebesteuerung  von  grösserer  üe- 
deutung  sein  nnd  allerdings  wegen  der,  local  freilich  sehr  ver- 
schieden, eintretenden  Erhöbung  der  Katasterwerthe  bei  Realitäten, 
etwas  auch  bei  Leihkapitalien,  zur  stärkeren  Verschiebung  der 
Steuerlast  auf  diesen  Besitz,  übrigens  ganz  mit  Recht,  beitragen, 
falls  nicht  dies  bindernde  oder  modificirende  neue  gesetzliche 
Normen  fttr  die  Vertheilnog  der  Gemeindeumlagen  auf  die  ver- 
schiedenen VermOgenskategorieen  und  auf  die  Einkommensteuer- 
anschlüge  eintreten  sollten. 

S.  oben  8. 280  ff.  vhct  den  VenD&geiMsteDeTplta  md  die  Deoksdirift  II  acot  Stauet» 
reform  nebst  Kammerberichten. 

§.  92.  Die  Kreise  führen  auch  einen  eigenen  Uausbalt  mit 
Ausgaben  und  Eismabmen.  Unter  ersteren  befinden  sich  auch 
obligatorische,  so  für  Landarmenwesen  und  Strassen,  wofür  aber 
die  Kreise  auch  Staatsbeiträge  (Dotationen),  wie  neuerdings,  seit 
1890,  auch  für  allgemeine  Kreiszwecke  erhalten.  Da8  Besteuerungs- 
recht (icr  Kreise  betrifft  die  Erhebung  directcr  Cmlniren,  welche 
nacli  aiigemeiner  Kegel  auf  Grund  der  Stcuerkafjitalien  und  An- 
schläge auf  die  einzelnen  zum  Kreise  gehörigen  Gemeinden  repartirt 
werden.  Die  betreffenden  Summen  erscheinen  daher  nicht  als 
eigene  Kreissteuem  der  einzelnen  steuerpflichtigen  Objccte  und 
Subjecte,  sondern  als  Gemeindelasten  ans  dem  Kreisverband,  welche 
eTentuell  dann  aus  erhöhten  Gemeindeumlagen  mit  bestritten  werden. 
PrSgravationen  einzelner  Gemeinden  sind  dabei  statthaft. 

S.  Verw.iltnngsjresctz  von  186.S.  mit  Ab&ndcranfi^cn  durch  Gesetz  vom  2.  März 
l^^O  und  17.  Mai  1886.  Bes.  §.41.  43.  Die  Stetierkapitalien,  welche  die  Grun.Ha^^a 
der  (iemciiidcbestcueruug  bilden,  erleiden  fUr  die  Krcisbesteodruiig  eiozolne  Ver- 
SodtfiuifeD,  flo  weiden  i.  B.  die  StenerlcaiMltiJien  der  Oemeiiiden  aetbst  (rom  GemeiBde- 
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Tenni^eii)  and  der  auf  Ecchnung  der  Gemcindeu  unterhaltenen  Anstalten  bei  der 
ErdmeMeiierung  für  die  Repartitioii  eingerechnet  Hene  Ordnung  der  Staatsdotetiowni 

für  die  Kreise  durch  Oesct/  vom  27.  Der.  (fester  jährlicher  Gesamintbetrag  Ton 

960.000  M.,  mit  festem  Betrag  für  jeden  Kreis).  S.  Schenkel,  Staatsrecht,  S.  42. 
ders.  im  WOrterb.  d.  Verwalt.«  Art.  Kreis,  auch  Erg.b.  2,  Wielandt,  Staatsr.,  §.63. 


C  0  III  Iii  u  n  a  1  s  t  e  u  e  r  -  Statistik. 


§.  93  Baden  eriVeut  sieb  seit  länger  einer  trefflichen  bezüg- 
lichen amtlichen  Statistik«  Ans  dem  reichen  Inhalt  derselben  sollen 
hier  nur  einige  Daten  von  besonderer  Bedentong  für  die  Characte- 
risimng  der  practiseben  Ansgestaltong  der  Gommnnalbestenemng 
znsammeDgestellt  werden. 

Wesentlich  nach  den  zusammeD&raendcn  TabeUen  defl  StatisUscbeD  Jahfboehs 

(seit  186S.  allniälig  eingehender  geworden).  Die  statistischen  Materialien  sind  ansscr- 
dem  in  eigenen  amtlichen  Pablicationen  enthalten,  so  in  Beitrügen  zur  Statistik  der 
intieren  Yerwaltaiif  des  Grosslierao^hiims,  Heft  9,  Th.  1  vsd  2  (1858,  1859>.  Heft  14 

(1863),  in  den  neueren  .Tahreslierii  Ilten  des  Ministeriums  des  Innern,  so  für  1889 — 
(1897),  daselbst  auch  über  die  KreisverbSndc,  ferner  in  den  Landtasspapiereii.  Bei- 
lagen zu  den  Gesetzentvrürfen ,  Kammerberichten  u.  dgl,  S.  im  Allgemeincu 
KoUmann's  Aufs.  Communalbelastung  in  Oldenburg,  mit  Yergleichung  anderer 
Länder,  im  Fiu.arch.  B.  1,  S.  625,  696.  auch  sonst  Daten  im  Fiu.arch.  B.  4,  S.  313, 
B.  12,  S.  223,  236  (aus  den  Materialien  dea  Verbrauchssteuergesetzes). 

Die  folgende  Tab.  5i  giebt  einen  aUgemeuien  Ueberblick  der 
EntwieUnng  der  Finanzen  und  Steaem  aller  Gemeinden  in  den 
letzten  30  Jabren. 

Tab.  54.  Badiscbe  Gemeindefinaiizeii.  (BfOI.  Mark).') 

1868  1878  1888  1897 

Vermögen   2215  283.2  390.7  423.1 

Dafon  Gebiude*)   —  —  70.9  85.Ö 

^    landr.  a.  foratir.  Gnindat.*)    .  —  —  244.0  245.7 

„     Gas-,  Wasserwerke  u.  dgl.  .    .  —  —  20.6  30.4 

Geräthe,  Materialien,  Versch.  .  —  —  16.9  21.7 

„     ausstehende  Kapitalien   .   .   .  12.5  20.5  30.3  29.9 

„     CasseDTOmtll   —  —  3.7  4.5 

Schuld  r-r.   14.3  46.1  761  104.9 

Darunter  Passiv-Kamtal   12.9  44.8  75.5  104.0 

SteoetB«)                              4.89  18.44  15.87  18.45 

Dafoh  allgemeine  Umlagen .   .   .     4.39  12.57  15.05  17.78 

anf  Börgernutznn^en  ....     0.27           0.44  0.82  0.67 

bowcit  die  älteren  mit  den  neueren  Zahlen  vergleichbar  sind, 
was  im  Ganzen,  docb  nicht  völlig  genau  der  Fall  ist,-  sind  die 

')  Nach  den  Datea  im  stat  Jahrb.  Jg.  1868,  1878,  1898  (liechnung). 
*)  Nach  BrandversicheniBgaaiiBehlag  (also  za  niedrif  aogesetzt,  ohne  Werth  der 
Ares  und  des  Fundaments). 

')  EinscbliMsUch  Grandgefälle  and  BtirechtigungeD. 

*)  1808  md  1878  IdcI.  226.000,  hezv.  430.000  M.  Yontiisbetrftge  (Sondenimlagcn), 

aber,  soviel  ich  selie,  ohne  die,  damals  allerdings  noch  unerheblichen  Verbrauchs» 
Steaem.    Diese  letzteren  waren  in  den  Städten  der  St  O.  1880  82  561.000  M. 

*)  1888  und  1897,  wie  es»  scheiut,  alle  Umlagen  (auch  Sonder-)  und  Ver- 
tnnuiohMteiieni. 

A.  Wagner,  Haaasvlsssnscbaft  IT.  21 


Digitized  by  Google 


310 


6.  B.  Uebersichtcn  dei  Besteaeraog.  Baden.  §.  93. 


Steuereinnahmen  dcmuacli  stark,  aul  über  das  Dreifache,  jedeDtall« 
nicht  uuwesentlic'h  stärker,  als  in  ungefähr  derselben  Periode  nach 
Tab.  50  (S.  292)  die  StaatssteuereiuDahmen,  gestiegen.  Zum  bei 
Weitem  errössten  Tlieile,  /ji  über  00  auch  jetzt  noch  aus  directer 
Steuer  herrührend,  beti  agen  sie  mehr  als  die  direrten  Stfiatssteuem, 
zu  denen  sie,  wie  oben  gesagt,  als  Zuschläge  hinzutreten,  in  181^7  mit 
116  Die  directen  Communalsteuern  (incl.  Auflagen  anf  Btirgei^ 
nutznngen)  belasten  daher  auch  den  Kopf  im  Darchschnitt  höher 
als  die  StaatssteuerD,  181^8  mit  e.  9.56  M.,  gegen  7.98  M.  directer 
Staatsstcucrn,  freilich  mit  sehr  grossen  Verschiedenheiten  nach 
Stadt  nnd  Land  and  nach  einzelnen  Gemeinden.  Diese  Sachlage 
erklärt  mit  die  neuere  Anadehnting  der  VerhranchBstenem  in  den 
Städten  nnd  daa  nene  Anftanehen  von  Reformbestrebnngen  anf 
dem  Gebiete  der  directen  Steoem. 

In  weitere  Einzelheiten  giebt  die  folgende  Tab.  55  Einblicke. 

Tab.  55.   Steucrerträge  der  badischen  Gemeinden  (nach  Voranschlag, 

iD  1000  Mark).^) 

1880/82  1888  1894  1897 

Btiate  Q^^;  Stidt«  Stidte  gjj;  Stidto 

1.  UmlageD,  aof  Grand-  Q.IUvaer- 

steuerkapifal     ...     —       —  1158  1686  7351  17.54  7726 

2.  „   anf  Gcwerbestenerkapital     -      —  047  1358  114Ü  1455  1326 

8  Kapitalieotsthapieal     —      —  507  670  878  759  402 

4      ..     „  EioksteneiaoidiUge    —      —  986  1458  1561  1569  1750 

I.  Summe  1  -4                      8170   9196  3448  5167  10438  5537  11204 

5.  Umlagen  auf  Eurgeraatzungen .      31     935  19  12  662  15  664 

6.  Verbrauchssteoerertrag  (Mh)^ .  c.  535   c.  25  988  1261  (c..S4)  1429   (c.  35) 

II.  Somme  1—6  '}7?.C,  10156  4455  6440  11129  6981  11908 

7.  Bes.  Umlagen  (f.  Specialzw<»cl!c)        G     IUI  —  —  186  —  84 

Obwohl  in  Raden  keine  sehr  grossen  StUdte  vorhanden  nnd 
nur  die  weniger  grösseren  (ü)  unter  der  ^>tädteordnung,  die  zahl- 
reichen kleineren  (108)  mit  unter  der  allgemeinen  Gemeindeordnnng; 
stehen,  tritt  doch  auch  hier  die  viel  höhere  Steuerbelastung  in  den 
Städten  der  St.  0.  gegenüber  den  tlbrigen,  die  kleinen  Städte  mit 
einschliessenden  Gemeinden  hervor.  Durch  die  neuere  stärkere 
EntwicUnng  der  Verbranchflstenem  ist  dem  Anwachsen  der  directen 
Steuern  in  den  Städten  der  St  0.  zwar  etwas  ^  aber  doch  keines- 
wegs vollständig  entgegengetreten  worden.  Ihr  Ertrag  ist  in  den 
letzten  10  Jahren  hier  immer  noch  nm  50—60  gestiegen. 

Auf  d«ii  Kopf  kommen  in  den  Stidten  der  St  0.  an  dizeeten  Stenera  1880/82 
14.80,  1896/97  c.  15.44  If an  VerbniiohsBteQern  benr.  2.50  und  c  4  M.  (anch  bd 


Mach  stat.  Jahrb.,  18H0,><2  nach  Kolluiann,  FiD.arch.  B.  1 ,  S.  696. 
Stidte  sind  die  der  St.  0. 

*)  fioh,  abzüglich  BUckvergatang. 
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üicscü  Stenern  auf  die  ganze  st&düsche  Berölkeruug  diesur  Städte  berechnet,  obw^ohl 
in  2,  Lahr  und  in  Bnichsal,  keine  VerbraacbsbesteaeruDg  bestand,  auf  den  Kopf  det 
Städte  mit  solcher  nestenernng  allein  kamen  1896/97  c.  4.24  M.)-  In  den  übrigen 
Oemeiadeü  war  die  Belastung  mit  directen  Steuern  1880. 82  7.66.  1896/97  c.  8.60  M. 

Von  den  einzelnen  Steuerarten  fiberwiegen  begreiflich,  mit  c.  '/.,  in  den 
kleineren  Städten  and  Vetofedefs  auf  dem  Lande  die  Umlagen  auf  das  Grund-  und 
HäQsersteuerkapital,  gegen  »nr  ca.  7,  in  den  Städten  der  St,  0.,  steigen  die  Erträg- 
nisse auch  daron  aber  bei  der  rascheren  Yennehrang  der  Gebäude  in  den  grosseren 
StidCea  der  St  0.  noch  mehr  als  in  des  übrigen  Qemeiaden.  Dfe  Umlagen  in  den 
Städten  d  r  St.  0.  auf  das  Grrind-  nnd  Häascrsteuerkapital  bewegten  sich  1897 
zviacben  36  (Karlsrahe)  und  61  PL  rConstanz)  auf  100  M.  Stenerkapital,  ebenso  bdl 
der  Geirerboflleaer,  wtieu  in  nUen  Sddten  8,8  Pfennig  bei  der  Kspitalrentenstener 
und  standen  ftlr  100  M.  Einkommensteneranschlag  zwischen  99  (wiederum  Karlsruhe) 
und  Pf.  (wiedernm  Gonstanz).    Während  die  Einnahme  aus  Verbrauchssteuern 

(roh,  ab  Kuctvergütungcü)  1897  bei  allen  Städten  der  St.  0.  25.8  °/o  der  directen 
Steoemmlagen  war,  betrug  sie  bei  Gonstanz  37.9  (101.000  ans  Verbnntchsstcuern, 
267.000  aus  Umlagen),  bei  Karlsruhe  f31.'?.000  M.  aus  Verl  raurhsstenern ,  1.017.000 
•OS  Umlagen)  30.9,  bei  Mannheim  (377.000  aus  Verbraucbäätouem,  2.056.000  M.  aas 
önlnjiren)  nnr  18.8  StatittUt  des  Ertrags  der  einzelnen  yerbmnehs» 

ifeuerobjecte  lamen  in  1889  in  K.arl  rnhe  13f).n00  auf  Getränke  (Wein  34.000.  Bier 
102.000),  (1896  bezw.  118.000  ,40.000,  78.000  M),  auf  Mehl,  Brot  u.  dgl.  97.000 
11896  104.000  M.),  Schlachtvieh  nnd  Fleisch  71.000  (1896  91000  M.),  Geflügel,  Wüd- 
pret  20.000  UB96  22.000  M.),  Fische  4300  (1896  6000  M.),  Pourage  1400  (1896 
1200  M.) ,  zusammen  830.000  (incl.  50.000-  M.  fttr  nicht  abgezogene  Rückvergütung) 
(1896  342.000  M.),  in  Mannheim  1889  aaf  Getränke  119.000  M.  (Wein  16.000,  Bier 
10S.000).  Mehl,  Brot  u.  s.  w.  124.000,  GeflOgel,  Wildpret  16.000,  Fische  4200,  zu- 
sammen 253.000  M.  (Incl.  34.000  M.  Rürkverpratnng:).  Materialien  des  Verbnnchs* 
steaergeseues  1894,  Fin.arch.  B.  12,  S.  246,  städt.  stat.  Jahrb.  B.  7,  S.  302). 

Die  Hohe  de«  DmUgefnsses  wu  nach  den  Hateiialien  des  stnL  Jahrb. 
(B.  29,  8.  500)  folgeDde: 


Tab.  56.   Anlagefass  der  directen  Stenern  in  badischen  Gemeinden*) 

(nach  Etat,  Zahl  der  Gemeinden). 

Städte     Andere  Gemeinden  Alle 
der  St  0.    Uber  4000  Einw.  Gemeinden 

Auf  100  M.      in  1897 

(iesammtzahl 
Ohne  Umlsf  e 
Unter  10  Pfennig 

10-19 
20-  29 
80-39 
40—49 
50—59 
60-60 
70-70 

90  -  99 
100-109 
110—119 
120- 129 
180-189 
140-149 
über  150 


n 


1897 

in  1897 

in  mi 

in  1890 

9 

19 

1851 

1865 

118 

116 

9 

18 

76 

89 

2 

129 

188 

1 

4 

235 

263 

4 

2 

332 

363 

1 

6 

306 

309 

1 

3 

264 

199 

1 

169 

185 

84 

84 

1 

44 

35 

34 

23 

21 

15 

8 

13 

8 

2 

9 

8 

10 

5 

^)  Gesammtzahl  der  in  Betracht  kommenden  (rcchnangsfühieuden)  Gemeinden 
md  Ifebenoite,  woFon  die  Anzahl  der  Gemeinden  ob^haupt  abireicht,  so  1897  entere 
1851,  diese  nur  1578,  in  1890  bezw.  1865  nnd  157^ 

21* 
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6.  B.  üebenichtan  der  Bestenerong.  Hemn.  §.  93,  94. 


Auch  hier  zeigt  sicli,  wie  in  anderen  dentseben  Lftodern,  die 
Abnabme  der  GemeindeD  mit  niedrigen,  die  Zanabme  derjenigen 
mit  boben  Umlagen.  Eine  Entwicklnng,  welche  immer  die  Mängel 
eines  ErtragsstenerBystems ,  znmal  mit  stabilen  Steuern  wie  der 
badiscben  Gmndstener,  Tersehärft  nnd  anf  die  Personalbesteuemog, 
die  allein  ancfa  die  Schulden  mit  berfleksicbtigen  kann,  hindrängt. 

Die  Heiträge  der  Gemeinden  zu  den  Bezirks-  und 
Krcisvcrbandskosten  sind  trotz  der  Staatsdotation  und  deren 
jünj]^ter  Erhrdning  ftir  die  Krei^vei ijiiiide  in  langsamer  Steigerung 
begriffen,  wenigfitcns  nach  dem  absoluten  Betrage,  nach  dem 
relativen  (Höhe  des  Umlagefusses)  haben  8ie  eine  kleine  Ver> 
miuderung  eriabren. 

Sie  betnipen  188G  1.2">a  000.  18!tr,  1  477.0f^»<i  M.  Der  L'mlajrefn'^^  far  100  M. 
Stencrkapital  war  1889  nnd  im  Miiiiuiuu)  2Ö  und  20,  im  Maximum  5C  und 

50  Pf.  (Stet.  Jahrb.  fQr  1898,  8.  505.  JahKSbericht  des  Iftlnbterfnms  dw  iDDem  Air 
1889/97  (1897),  B.  2.  S.  529  K). 

6.  Abschnitt. 

5.  Hessen. 

(Grossherzogthum  Hessen -Darmstadt.) 

Auch  in  diesem  Staate  knüpft  sich,  ähnlich  wie  in  Baden,  das  finantwtoeen» 

«'•haftJicho  Interesse  romcmlich  an  A'w.  tMtrenanipe  Ansgestahnng  der  directen  Be- 
»t«:ueruog:  zuerst  ein  nach  und  nach  ausgebildetes  System  der  Ertrags bestcuerung- 
mll  «inifen  bemerkensverdien  Ei^eDÜiQiiüichkeiten,  dann  Eingliederung  der  Ein« 

ko  m  m e n s  t  e  t]  e r  in  die  directo  Besteuerung  und  damit  mehr  IlinnluM fahnnisr  d.-r- 
selben  In  die  Personalbcsteueraog.  Darauf  jttngat  (1899)  röiliger  Sieg  der  letzteren. 
Aufgeben  der  Ertragssteaem  seitens  des  Staats,  Erhebung  der  Einkommen* 

Steuer  zur  staatlichen  Hauptsteuer  und  Ergänzung  dcrs(nM?n  durch  eine 
Vermöge n sst  en  PT .  also  lieform  wie  in  Pretissrn.  In  der  oitrencn  inneren  Br»- 
sfpoemne  ist  die  viel  umstrittene  Weinstcucr  von  Iutcrci>se.  Die  folgende  Dar- 
-  II  I  I  geht  hier  näher  nur  anf  das  aU|:emein  finanzwissenschaftlich  Wichtige,  anf 
dii*  Kiitwii  khuiff  der  direrten  Besteuerung,  ein.  die  anderen  Stenern  werden  Wttt 
kurzer  behandelt  und  in  den  Phasen  ihrer  Eutwicklung  nicht  genauer  Ferfoigt. 

a.  Staatsbesteuerung. 

§.94.  Erste  Periode.  Die  Begründung  des  directen 
Steuersystems  (1806^1827).  Auch  in  Hessen  liegt  der  Ans- 
gangspunct  der  Stenergesehiobte  des  19.  Jahrhunderts  in  den  terri- 
torialen Umgestaltungen,  welche  im  ersten  Jabrzebent,  1803  ff., 
besonders  in  der  Rheinbundzeit,  die  ehemalige  kleine  Landgrafschaft 
Hessen-Darmstadt  erfuhr.  Die  Vereinigung  neuer  Lsnde  mit  den 
alten,  die  Erweiterung  des  Staatsgebiets,  die  Erlangung  der  vollen 
SouTerSnetät,  die  Erhebung  zum  Grossherzogthum  als  einem  Ein- 
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1.  Feiiode  (1006—27),  Begrandoog  d«s  directen  Staoenystenit.  31S 

beitssiaate  lülirien  zu  ähDÜchen  Aufgaben  uud  Maassiegelii  auf 
nnauzielleu)  und  auch  auf  dem  BesteueruDgsgebiete  wie  in  den 
aodereD  süddeutschen  Staaten.  Namentlich  wurde  auch  in  üessea 
alsbald  eine  Ausgleichung  der  beBtebendeo  Stenern  uud  eine  Ver- 
einheitUcboDg  der  Steuer  Verfassung  in  den  Tenebiedenen  Landes- 
tbeilen  erstrebt  nnd  nacb  nnd  nacb  aaeb  erreicbt 

VoD  Beddotang  w«r  dftbei,  dass  d«r  TenitorialbeetBad  mehr  ««cbiMdto.  fiaasea 

i/ci   der  eiidgiltigea  TerriJorialregulironr  von  ISlo'lG  jHiiu^t  orworbeue  Gebiete  (so 
lu  Westfalen)  wit»der  verlor  uud  ueoa  (üiäkcboodoic  Ulieiuhciiäcu  »of  deui  linkeu  iibeiu- 
afer>  erlugte.   Die  iMSteheoda  Eintbeilanif  des  klelaeo  Suun  in  drei  „Prorinzen^S 
Si^rkuuburg,  Tvlx-inhesäen  iinJ  «las  abgetrennt  nördlich  liegeude  OberhwMeii,  hiäugt 
u'-:t   dic&eu  Terntorialrcguliruugeu  zusamnu'».    Iiu  alte»  Stammlandc  war  soit  detu 
l'j.  Juhrhuadefl  eiue  dircctu  Sieoerverlas-sun^r  eiiigebUrg<  rt,  iiu<  Ii  fortgebiidct  worden. 
I  Aa  aie  konnte  im  neuen  Staate  ttOCb  ftngekiiU]<tt  werden.  Im  rrchtbrheiniscben  Gebiete, 
bt^äoudur:»   in  Olierhfsseti ,   wurden   ^t:ulli(•^lH■^rl^  hc  LaiuK'   dem   Staat. ■  .•inverleibt, 
vaa  auch  in  tinan^ieiler  iiinsickt,  in  Betretf  der  Doinuneu,  die  den  bisiicngeu  Uerruu 
▼erbliebea,  roa  aacbhaltiirer  Bedeotoag  war.    In  diesen  wie  in  anderen  erlangten 
G«ibiet>tliei!eii  bestandi-ri  ulM  rall  verscbiedene  Sieuervcrfabhtiiiecn .  dio  iiuuinjlirb  iu 
ihr«iu  bii>Jierigea  Zuätaudc  belaä)»ea  werden  konnten.    Mit  ßheiuhe&i>uu  war  Iblö  ein 
tiebiet  mit  der  neveo  franz&sitfchen  Stenerrerfossung  ubemommea  worden,  w$a  auch 
lur  die  Fortbildunj:;  der  besiiscben  Beäteuorung  von  Einiluss  wurd»'.    Nach  dem  Ab- 
»chiubä  der  Terruorialrcgulirung,  zaletzt  durch  Staatsvettr.l^'^rt  ron  IM»),  hatte  das  (irf)s?;- 
heri&ogthuin  einen  Gebietäumfang  ron  153  ^aach  neucitii  Angaben  l.V2  3j  Qiiadratuiciieu 
gegen  nur  66  im  litMtz  der  ehemaligen  Landgrafschai'c  um  1792.  Vorher,  iu  der 
spatereti   Rheiribuiid/ijit ,  halle  es  sogar  yrlton  210  Qo.-M.  be»c^«Mi.     I)rr  Verlust 
li^lo^lG,  vorncinlich  uq  Anstauiich  von  Uesbisch-Weätl&leu  mit  Kh  ein  husten  bestehend, 
war  abngens  mehr  ein  itolcher  an  Land  als  an  Leuten.  Heesen  jbt  dann  aber,  ab* 
gesehen  vuii  PreusbCn,  am  Ii  deritiiige  noch  bostehi-nde  Einzelstaat,  desseti  (i.dijet 
durch  die  Ereignis  von  1^06  alieiü  verhäluiissmitösig  erhebliche  Veräuderungen  und 
zwar  Yerlaete  erlitten  hat  i^die  bueciachen  waren  ab&olat  und  roUeiids  relativ  gcring- 
•    r  .iri^^t-r.  a.  o.  S.  174  Nute).    Es  musstc  nicht  nor  das  erst  im  H&rz  1866  ihm  durch 
Auästerbcn  der  betrelfcuden  Nebenlinie  zugefallene  Ilessen-Homburg  mit  -"i  Qu.-M. 
an  Preuasen  abtreten,  sondern  auch  2  Kreise  (VOhi  und  Biedenkopf)  und  kleinere 
Tbeile  anderer  Kreide  der  Provinz  Oberhes:>itn  mit  14.9  Qq.-1I..  wogegen  ihm  zur 
AbranduTig  und  H.'suitieurijr  von  En-  und  Exclavn  \vu  Preussen  kleine  knrhossische, 
uassauische  und  £rankturter  Landestbeilu  überlassen  wurden  <,/u»auiuien  l.^o  Qu.-M  ). 
So  bat  Bich  das  hefisiscbe  Staatsf^ebiet  ron  152.8  Qo.*M.  mit  853.000  Einw.  (in  1864) 
lohne  Berücksichtigung  Hess»  m  II  itubuIi^^)  um  c,  13  Qu.-M.  mit  dimrd^  r,     (lOO  Einw., 
auf  139.6  Qu.-H.  mit  817.0UO  Euiw.  (m  l£i04)  veruuuden.  Der  Verlust  tral  last  ganz 
tnf  die  Prorinz  Oberbeasen,  der  obiigena  die  nenen  Ideincn  Erwerbungen  grOssieu» 
tlicil?  angegliedert  worden  sind.  Der  gegenwärtige  Gebiet^uuifanjf  und  die  llfvölkerungs- 
uhl  i,189ö>  stellt  sich  auf  7fi82  Quadratkilometer  (Provinz  Starkenburg  3U19,  Uhein- 
hessen  1375,  Übci  lu-ss.  n  328!^)  mit  1.03U.020  Einw.  (Starkenburg  444.502.  Kiiemhessen 
S22.ü;i4,  ()LiL'rhe>.scn   271.524).    i,S.  Genaueres  über  die  Territoriaiverh&ltnisse  der 
Landgrafschaft  und  des  (irushbcrzogthums  Hessen  in  B.  13  der  „Beitrage  zur  Statistik 
det»  GrosshcTZogthums  Uessen"  ^072).    Viebahn,  Sialistik  Deutschlands.  B.  1,  die 
T^MÜen  S.  32.  74.  103,  mit  den  daza  gebArigen  Aobfabrangen.  (lotbaer  Hofkalendur 
for  1868,  S.  624.  Gareia,  Staatsrecht  He^aena  in  Marquardaen's  Sammelwerlc  S.  54). 

Im  neu  errichteten  Orosüherzogthum  wurden  zunächst,  wie 
damals  iu  anderen  Klieinbundstaaten  (o.  S.  138  Baiern,  S.  203 
Württemberg)  und  später  nach  180(j  auch  in  Preiissen  (o.  S.  17)  die 
modernen  KeehtsgrundsUtzc  der  „staatsbürgerlichen*'  Steuerpolitik, 
die  Allgemeiubeit  and  Gleicbmässigkeit  der  Jiesteaerang, 
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6.  B.  Uebenichton  dw  BMteoerong.  HesMD.  §.  94. 


daher  die  A u f hebun g  aller  bisherigen  Steuerfreiheiten, 
auch  die  Mitbesteucrung  der  landesherrlichen  Güter,  rrefäHe  n  s.  w. 
feierlich  prociamirt.  In  der  cbaracteristischen  Weise  der  Zeit  wurde 
das  mit  der  herrschenden  Theorie  vom  Staate  und  von  der  Be- 
gründung der  Steuern  („Assccuranz-  und  Vortheilstheorie'S  8.  Fin. 
II,  §.  178  ff.)  motiTirt  (Edict  vom  1.  Oct  1806). 

Es  könne  fortan  „lein  anderer  Grundsatz  stattfinden,  als  der,  dass  alle  Staats- 
bürp:er,  da  sie  gleichen  Besitz,  gleiche  Hechte  and  gleiche  Vortheile  ?on  dem  Staate 
zu  genieüsen  haben,  auch  alle,  ohne  irgend  eine  Ansnahme,  verbanden  sind,  aa  den 
dadurch  oniiiDgftQglich  veranlasst  werdenden  Kosten  und  Abgaben  rerhältnissmSssigeik 
Antheil  zu  tragen"  (gen.  Edict  ron  ISOfi).  S.  zugleich  ftlr  die  folgende  Darstellung, 
L.  Baut,  Handbuch  des  dircctcn  Steuerweüens  u.  s.  w.  in  Hessen,  1.  Tb.  (einziger), 
Hdddbeig  1868,  8.  66  ff. 

Die  Hauptmaassregeln  der  Steuerpolitik  bestanden  in  der  Ueber- 
tragung  des  Bezugsrechts  aller  stenerartigen  Abgaben  in  den 
annectiiteii ,  auch  den  standesheiriicheii  Gehietcu,  eiuHchliesslich 
der  in  Gerichtscassen  (auch  der  Patrimonialgerichte)  fliessenden 
an  die  Staatscasse,  ferner  in  der  Einleitung  einer  Ausgleichung' 
der  directen  Steuern  in  den  verschiedenen  alten  und  neuen  Landes- 
theiieu,  zunächst  zwischen  den  drei  Provinzen.  Hierbei  wurde  an 
alteingelcl>tc  Grundsätze  der  directen  Steuerverfassung  in  der  alten 
Landgraiöchatt  angeknüpft.  Auf  Grund  von  iScbätzungen,  zunächst 
der  Immobilien  (Grundstücke,  Häuser,  auch  Grundrenten  n.  dgl.), 
dann  (1813)  auch  des  Viehstands  und  der  Gewerbe  (dieser  nach 
Arbeitsverdienst  nnd  Betrag  des  umlaufenden  Kapitals,  mit  Aas- 
dehnung der  Steuer  anch  auf  Handarbeiter,  Tagtöhner  nnd  selbst 
Landwirthe,  Gesetz  vom  2.  Oct.  1813)  wurden  sogen.  »yStener- 
kapitalien"  gebildet,  welche  als  Grundlage  ffir  die  Be- 
partition  des  dnreh  die  directen  Stenern  aufzubringenden  Geld- 
betrags dienten«  Zum  Zweck  der  Ausgleichung  der  Steueriast 
cwisehen  den  Provinzen,  den  alten  und  neuen  Landestheilen,  wurde 
zunächst  das  GrÖsBenverhältniss  dieser  Steuerkapitalien  in  den 
neuen,  den  erforderlichen  Abschfttaungen  jetzt  unterzogenen  Landes- 
theilen  zu  denjenigen  in  den  alten  Landestheilen,  in  welchen  man 
die  bisherigen  Schätzungen  benutzte,  festgestellt  und  so  ein  ver- 
schiedener Vertheiinngsschlüssel  für  den  durch  diese  Stenern  in 
den  einzelnen  Landesgebieten  aufzubringenden  Betrag  ^ewomien. 
Diese  der  alllicssischien  Steuerverfassurg  entnommene  Bildung  von 
„Steuerkapitalien"  ist  bis  in  die  Gegenwart  eine  Eigenthtlmlichkeit 
des  Landes  geblieben  und  erst  bei  der  jüngsten  Keform  1899  mit 
dem  völligen  Uebergang  zur  staatiicben  J'ersonalbestcucrnng  fallen 
^-gelassen  worden.   Die  Steuerkapitalieu  der  verschiedenen  Werth- 
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und  Ertragsobjecte ,  bei  deren  Bildung  natürlich  von  vornheiem 
maDcherlei  Fictionen  unterlieten,  galten  dabei  dann  als  eiuiger- 
maas.sen  homogene  Grössen,  nach  denen  die  sogen.  Steuer- 
ausschlüge  durcbgefUhrt  wurden,  d.  h.  bestiniuii  ward,  anfangs 
durch  die  Verordnungen  der  absoluten  Regierung,  später  in  der 
neuen  ständischen  Periode  im  Finanzgesetz,  wie  viel  Kreuzer  vom 
Gniden  de«  Stenerkapitals  als  Steuer  erhoben  werden  seilen.  Früher, 
bis  Ende  der  7uer  Jahre,  wurde  dabei  grundsätzlich  immer  der 
gleiche  Ausschlag  auf  den  Gulden  (später  die  Mark)  auf  alle  Stener- 
kapitalien  gelegt,  und  gerade  die  Möglichkeit,  dies  zu  thun,  galt 
als  Vortheil  des  Systems.  In  nenerer  Zeit,  seit  den  80er  Jahren, 
sind  aber  doch  versehieden  hohe  Ansachlttge  erfolgt. 

Bei  don  I&adUch«!  6itiiidstflck«ii,  avch  den  Weiiibergeii,  Waldungen,  wvfde  in 

den  Gesetzen  d^jr  ersten  Zeit  ioi  Princip  dor  classeiiroise  eingeschätzte  Kcinertrag, 
bei  Gebäuden,  Uofraitheo,  Gärten,  Mahlen ,  Uaminer werken  q.  dgl.  eine  Quote  (4  q, 
S'/s  ^o)  ermittelten  billigen  Kanfirerths,  bei  Zehnten  n.  dgl.  das  mittlere  Jabres- 
cini^ommcn,  ab  Steucrkapital  angenommen,  Für  andere  steuerpflichtige  persönliche 
und  gewerblirl'c  Einkanfte  worden  Classen  ron  einer  Kcihe  p:esctzlicher  Verhältniss- 
zahlen  besüuunt,  iii  die  dann  die  uitadueu  Ubjuctc  nach  gewis^eu  Merkmalen  ein- 
geschätzt wurden.  Dadorch  gewann  man  «oc  brauchbare  foimnle  Reehnangsgrandliige 
znr  Kejjartifioi) .  aber  freilich  keine  genügende  Sicherung  einer  materiell  richtigen 
Verh&itüiäsmiissigkcit  der  Steuerrcrtheüang.  Kameatlich  die  Mobiliarwcrtbe,  Gewerbe, 
nad  sonstigen  einbezogenen  penftnlicben  Einl^ommen  ans  Arbeit  worden  doch  nach 
ganz  anderer  Methode  als  die  Immobiliarobjecte  oad  deren  Eitrige  eittgoschUzt,  ein 
Mangel,  der  auch  später  noch  verblichen  ist 

S.  Uber  die  bezügliche  (icsct/^ebung  und  die  AusfQhrangsinstructiuucn  Kahercs 
in  der  Siomlich  ausfohiH  h  u,  aber  nicht  immer  ganz  verständlichen,  Dardtellnng  ron 
Baur  o.  m.  A.  S.  GS  ii.  (z.  Th.  auf  daselbst  citirter  älterer  Litteratur  beruhend),  auch, 
nach  Baur 's  Werk,  in  Kurze  G.  Schanz  im  Fin.arch.  II,  18^,  Ü.  236  ff.  Die  mehi- 
fikch  intoreMante  altheasische  Stenerrerfiuanog  war  in  der  auch  sonst  tlblichen  Weise 
eine  Art  Vermögenasteueray stem  schon  seit  dem  16.  Jahrhundert  jß^cwescn  und 
hatte  eine  principiell  richtige,  nur  in  der  DurchlUbrung  mangelhafte  Fortbildung  er- 
fidiren  (1576  sogen.  Treysaor  Anschlag  fdr  Aufbringung  einer  TOrhenUIfe  dngefahrt, 
mit  VermOgcnsregistem,  nach  eidlichen  Sclbstangabcn,  Fortbildung  zu  einem  System 
der  förmlichen  Katastrining:  der  linmobiliarobjertc,  d.  h.  des  wesentlichsten  TheiJs  der 
Stcuerobjocte,  mit  Ertragstaxiruag  im  Jalire  17U0,  Baur  S.  lü  Ü.,  64  Ii.), 

AU  1814  IG  das  Staatsgebiet  die  erwähnton  Veränderungen  oifohr,  wurde  die 
in  RheiuheS-sen  he^t('^o^l]  •  französische  Verfassung  der  dirccten  Stenern  zunSelist  hier 
belassen,  die  begonnene  Grundsteuerkatastrirung  fortgeführt,  dann  aber  aach  in  dieser 
Provinz  oino  Belhe  ron  Arbeiten  rorgenommen,  am  die  GieiehsteUang  der  Besteaening 
mit  derjenigen  der  beiden  anderen  Provinzen  herbelxoDlhrea  und  SO  die  Anwondong 
des  allgemeinen  K^partitionsystoffls  yorzubereiteu. 

Mit  dem£ria88der  ständischen  Verfassang  aml7.Dec. 
1820  trat  aoch  Hessen  in  die  eonstitationelle  Aera.  Für  die  Finanzen 
und  aoeh  fttr  die  Bestenemng  enth&lt  die  Verfassung  eine  Anzahl 
bemerkenswerther  Bestimmnngeni  im  Ganzen  in  der  damals 
Üblichen  Weise. 

Von  nachhaltiger  Bedeutung  sind  die  Bestimmungen  der  Vorfassong  Uber  dio 
Domänen.  Ein  Drittel  davon,  nach  dem  durchschnittlichen  Beinertrag  berechnet, 
soUte  dem  Staate  zum  Verkauf  and  mt  Schnldentilgvng  ans  dem  Erlös  abergeben 
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werdeu.  Die  übrigen  Zweidhttel  wurden  aJs  schuldenfreies  unror&ttsäerlicbus  Familien-r 
c)g:enthQin  des  Funtenhaases  erklärt,  doch  so,  dass  die  Einkünfte  darans  im  Staats- 
buüßct  stehen,  mit  ZQ  Staatsausgaben  verwendet  and  nur  die  zu  den  BcdUrfiiiääeu  dos 
furötlichcn  Hauses  und  Hofes  erforderlichen  Suuimcn  vorztifr*? weise  darauf  radicirt 
werden  (Verfassung  §.  6,  7).  Der  Giü.SöLcrzog  bezieht  eino  CiviUiatc,  die  während 
der  Dauer  der  Regierungszeit  eines  Grossberaogs  weder  oline  denen  Zustimmung  rer- 
luindert,  noch  ohiu;  Zustimmung  der  Stände  crhidit  werdon  knnn,  auch  darf  ohno 
ständische  Einwilligung  nichts  von  dem  Famüicugute  (Domänen)  vcrhypotbecirt  werüen 
(Verf.  §.  70,  7).  (S.  Gar  eis,  Staatsreclit,  S.  60  IT.).  In  §.  80  wird  die  Verpflichtung 
aller  Hessen  zu  gh  icheri  staat.sbinirorlii  h -n  V»  rhindlichkcitcn  und  gleicher  Tbeilnahmo 
an  den  Staatslasten .  wofern  nicht  eine  verfassungsm&ssige  Ausnahme  beansprucht 
werden  kann,  aasgesprochen.  Ohne  Zastimmnng  der  Stände  kann  keine  directe  oder 
iiidirccte  Alflage  nnagesclirieben  oder  arbeben  werden  (§.  67  der  Verf.),  wobei  die 
F)>  willigang  aber  von  keiner  Kammer  an  die  Bcdinsnn?  der  Erfüllung  bobtimmtcr 
Uesiderien  geknüpft  werden  kann  G8  eb.).  S.  ferner  §.  G8  Schlu^s  und  §.  69, 
auch  71.  Zur  Sicherang  dieses  rerfassungsma^sigen  StenerlMwilligungsrcchta  sind 
noch  1:^1)9  in  die  Steuergeselae  eigentbamiiolie  Bestimmungen  über  den  Stenerfoss 
geliommcn. 

Bereits  unter  Mitwirkung  der  Stände  wurde  in  den  1820er 
Jabren  dann  die  Verfasaong  der  directen  Steuer  auf  den  früher 
eiugerichteten  Grundlagen  tarn  Abschluss  gebracht.  Dies  geschah 
in  Betreff  der  Immobilien  dnreh  das,  Grund-  und  Gebftudesteuer 
gemeinsam  betreffende  ^  Gesetz  vom  13.  April  1824,  au  das  sieh 
zahlreiche  weitere  Gesetze  und  Verordnungen  anschlössen ,  dann 
durch  das  Gewerbesteuergesetz  vom  16.  Juni  1827  und  das 
Personalsteuergesetz  vom  15.  Juni  1827.  Durch  diese  Gesetz- 
gebung wurde  ein  modernes  Ertragssteuersystem  in  der 
namentlich  in  SttddeutBchlaud  üblichen  Weise  gebildet,  dem  nur 
eine  Kapitalrentenbesteuerung  noch  fehlte.  Diese  trat  erst  später, 
im  Gesetz  vom  8.  Juli  1884,  noch  hinzu. 

Das  (iesetz  vom  April  1824  verfügte  die  Yollendong  des  Immobiliar- 
katasters,  d.  b.  die  Katastrirang  jeder  Art  Gründet genihnma,  der  Geb&nde 

mit  dcti  dazu  gehörigen  Hofraithen,  der  Berechtigungen  zu  Fröhudr-n,  Schäfereien, 
Jagden,  tiscbcrcicu,  sowie  anderer  uaubarer  dinglichen  Hechte,  der  Zehnten  der 
Grandlasten.  Ftir  daa  Grund  ei  gcntbnm  nnd  die  genannten  Beebte  blieb  das 
Princip  des  Reinertragskatastcrs,  für  ii  •  (icbäude  das  dor  Katastrirung  nach 
mittlerem  Kanfw<  rtii  Ij-^tihLii.  Zunächst  erstrebte  man.  nach  der  Vollendung 
des  definitiven  Ka(:ist-jr-i,  Mai..iialicü  m  ^'jvrinncn,  um  summarisch  alle  G c  ui ;vrk  ii  a gen 
im  Staate  in  der  dii!  ini  Besteuerung  der  Erträge  der  Immobiliarobjocte  (im  Sinne 
dos  Gesetzes)  -^Icicli-icllcii  zu  können  (Art.  12  If.  des  p^cn.  tz-'s).  Es  n  tirden 
„N  orualsteuerkapitaiieu''  der  Gemarkungen  ermittelt,  die  wirkliche  V^ertiieilun^ 
der  directen  Stenern  anf  die  Stenerobjecte  erfolgte  danach  aber  erst,  wenn  die 
gcmarkungsveise  Zusammenstellung  derselben  volli  iidef  war  und  gleiehzeitic:  auch  «lie 
übrigen  directen  Steuern  im  ganzen  Staate  nach  gleichförmigen  gesetzlichen  Vor- 
acbriften  erbeben  wurden  (Gesetz  §.  81).  Das  Gesetz  bestimmte  dann  die  Eriedigung 
der  Arbeiten  für  das  definitive  Kataster  in  verschiedenen  sich  folgenden  Perioden, 
zuletzt  die  Gewannen-  und  Parcellenvermes^urg  {Art.  32  des  (ies-.).  ilnrh  dic?-^  nur 
auf  Vorlangen  der  betreffenden  Gemeinden  (Art.  34,  dazu  Gesotz  vuui  11.  Jan,  1831) 
und  die  Parcellenvermessung  dann  auf  deren  Kosten.  Die  ganze  groflse  Grandsteuer> 
Katnstrirnng  zog  sich  länger  hin,  maclife  in  dont  Lande  mit  sehr  zersplittertem  Grund- 
besitz und  mancherlei  Culturen  viel  Muhe,  gilt  aber  ak  eine  ungewöhnlich  soigfaltiga 
und  reUtir  gelongene.  (S.  für  alles  Nibere  das  ganze  Bitch  ven  fianr,  darin  S.  92  C 
Anfilbrong  aller  beztl^cben  Gesetze  nnd  Verardnnngen  bis  1867,  panim  aoeb 
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Sc  Ii  »DZ  in  dem  grossen  inhaltreieben  Anfistto  ttber  die  directon  Stonern  QMsens 

niii  deren  neueste  ßcform  im  Fin.arch.  B,  2«  S.  288  (F.,  PietlSCh,  Studien  Uber 
KatagterfiagcQ,  Strati&b.  187».  S.  U2  ff.) 

Die  GebiodesteuerkAtestrirnnf  erfolgte  aucb  ntcb  dem  Gesetz  ron  1824 

dnrch  Al'-ichätzung  des  billigen  localen  Kaufwerths,  wovon  dann  eine  Quote,  bei 
Gebäutlea,  hi-i  >lnhlen  und  Haifimer'.vt!rkeii.  wie  vordem  srhori,  als  Steucrkapital  f^alt 
^Geactz  von  1824,  Art.  i).  Also  ein  ganz  anderes  Fnncip,  als  bei  der  (iruadateuör- 
Latasti :  wodurch  sclion  die  dort  angcnemmene  Hemogenität  der  beiden  Haupt' 

th  Ml^-  iler  difflcten  lnimol)ili,'irsteuer  (Grundstenor  n.  w.  S.)  zur  Fiction  wurde.  Auch 
diese  Katasterverthe  waren  wie  bei  der  eigentlichen  Gruadstcuer  stabil,  soweit  es  sieb 
um  VetSndeniiHfen  Im  Baq  selbbt  bandelte.  Später  rifid  mit  deswegen  Refisionen 
(Gesetz  vom  27.  Kov.  \>'()())  und  Veränderungen  der  ()eVi"uide,iteuerka[>italien 
1867)  erfolgt.  Wcrthferändeioogea  eines  Gebäudes  wurden  danach  ia  etwas  grösserem 
Haasse  iMrQcksfcbtlgt,  aber  nicht  allgemein  die  durch  die  Verkehrsconjanctnren  be- 
wirkten. Die  mittleren  Kaufweithe  wurden  auch  nicht  einmal  unmittelbar  ermittelt, 
sondern  aus  dem  Kcub;tTiwvrth  der  Gebiludt»  niif  BerUcküirhti'rtiriif  r  Wertliver- 
mindening  durch  Abuut/uiig  odur  aiiduru  be^aiidcic  Ursachen  nicht  auch  der 

VMtherböhung)  und  aus  dem  Werth  des  lIofraithe{^rundä  gebildet.  Der  Neubauwcrth 
wurde  dabei  in  der  Art  festgestellt,  dass  eine  „billige  Baupreiseinheit"  für  einen 
Quadxatfuss  überbauter  Grunddkcbe  aus  den  localen  Preisen  der  Baumaterialieo  mit 
Rtleksicht  auf  die  localen  Arbeitslöhne  abgeleitet  wurde,  die  dann  auf  die  Grondllfiche 
des  (jobäudes  angewandt  ward.  r>or  Werth  des  Hofraithegnmds  wurde  naeh  der 
Örtlichen  Lage  bestimmt,  mindestens  im  Betrage  des  billigen  mittleren  Kaufpreises 
Ten  Ackerfeld  I.  CHasse,  erentaell.  namentlich  in  Stftdten  hoher,  hier  dann  nach  Maasa- 
gabo  wirklicher  Kaufpreise  oder  durch  Uückschlüääe  aus  den  Micthpreiscn  (s.  Instruc). 
von  T^'iT  für  nenc  Ucii^uliriing  d*T  (i.'biiudesteuerkapitalien .  b  If,  ^.  7.  bei 
Baur  I.  ■J4<)  fi.).  Landwirthsrhaftliche  sogen.  Ockonomiegebaude  uiucrlagen  nicht  der 
Gebäude^tcuer.  Die  Revision  hatte  romemlich  den  Zweck,  die  Steucrkapitalicn  der 
einzelnen  H-iuser  untereinander  in  fj-'histigeres  Verhaltni.ss  m  briiiL'en.  Rei  d'T 
Stabilität  der  Grundsteuer  wurde  aber  durch  die  Auwendung  der  Kovisionsrcsultate 
bei  der  Gebändesteuer  im  Ganzen  die  letztere  in  Miasrerhältnisa  tu  der  Grundstener 
gl  bracht,  der  Gi  bruidebi'->it/  so  schwere  r  al.>  der  andere  Realbesitz  belastet  worden 
sein,  was  um  so  aubiiUger  erschien,  als  auch  die  Grunderträgo  wohl  ähnlich  wie  die 
der  Gebäude  gewachsen  waren.  Doshalb  wurde  im  Gesotz  vom  27.  Nov.  18(>0  rerfOgi, 
da5s  die  Gesammtsumme  der  neuen  (jiebäudesteuerkapitalicn  nicht  wesentlich  gegen 
hi^ihcr  erhflht  nnd  deuitremaj^s  das  neue  Steuerkapital  des  einzelnen  Gebäudes  ver- 
haltniaämassig  reducirt  werden  üullc  (s.  Baur  S.  2')S,  Schanz  a.  a.  (.>.  S.  21<)).  Das 
ganze  Vorgehen  bemerkenswerth  für  ein  solches  Steuersystem:  so  Sicherung  formell 
richtiger  fileiclmiässigkeit,  wie  weit  reeller,  steht  dahin.  "Mit  Kurkvi,  ht  auf  die  srej^en- 
ttber  den  niedrigen  Katasterwortbeu  uuverhällnissmässig  stärker  gestiegenen  Erträge 
der  Valdnagoa  wurden  deren  Stenerkapitatien  dagegen  im  Jahre  1864  erhobt. 

Der  Ttiisslichste  Panct  in  einem  solchen  Repartitionssystem  ist 
immer  die  FeststellDOg  der  VerhältnissmässiglLeit  der 
einzelnen,  die  verschiedenen  Kategorieen  der  Ob* 
jecte  treffenden  Stenern,  so  schon  zwischen  den  iftndUcben 
Grnindstilcken  nnd  den  Gebäoden  in  der  Immobüiarstener,  volleods 
zwiseben  den  Objecten  letzterer  nnd  den  ftbrigen  Arten  der  Ertrags- 
objeete.  Die  bezitgliche  Aufgabe,  deren  LOsung  in  Hessen  schon 
dnrch  die  frttbere  Gesetzgebung  von  1813  nnd  im  Verordnangsivege 
yersnebt  worden  war,  wnrde  dnrch  die  beiden  nenen  Gesetze  ttber 
Gewerbesteuer  und  Person  als  teuer  von  1827  besser  zn  IfJsen 
gesucht.  Das  ist  auch  wohl  cneiciit  worden,  uher  doch  auch  jetzt 
kanm  bei'riedigend.  Bei  so  versehiedeuartigen  Grundlagen  der  drei, 
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besw.  bei  Zerlegung  der  Immobiliarsteuer  in  ihre  beiden  Hanpt- 
bestandtheile,  der  Tier  Stenern  ist  die  Bildung  von  Stenerkapitalien 
einer  jeden  Stener,  die  dann  als  im  Wesentliehen  homogene  Grössen 
gelton,  dooh  nnr  eine  Darchhantingy  keine  gentigende  Lösung  eines 
in  dieser  Art  tlberhaopt  nicht  lösbaren  Problems.  Denn  unver- 
meidlich thnt  man  den  Dingen  Gewalt  an,  wenn  man  Gewerbe- 
erträge und  vollends  wieder  persönliehe  Einkttnfte  gewissermaassen 
objectivirt,  um  sie  den  Ertrilgen  der  Bealitilten  vergleichbar  zu 
machen,  da  sie  eben  mit  der  Person  des  Steuerpflichtigen  en^  und 
auch  euger  selbst  als  diu  laudwirtbschaftlichen  Kealitätcnerträge 
mit  der  Person  des  Eigenthümers  und  Selbstwirths  zusammenliäugcn. 
Alles  läuft  daher  bei  einer  Einrichtung  von  Gewerbe-  und  Personal- 
steuern wie  in  llesscu  auf  Eictionen  hinaus.  Man  gewinnt  wieder 
nur  eine  iurmell  gleichartige  Kechnungsgrnndlagc  für  die 
Repartition  von  Gesammtsteuersummen,  keine  rerhältnissmUssig, 
geschweige  reell  gleiche  materielle  V^'ertiieiiungsbasis,  weder  in 
Betreff  der  einzelnen  steuerpiiicbtigen  Objecte  und  »Subjecte,  noch 
der  ganzen  steuerpflichtigen  Ertragskategorieen  untereinander.  Die 
in  der  hessischen  Gesetzgebung  von  1827  eingetretenen  Ver- 
besserungen der  bisherigen  bezüglichen  Steuern  brauchen  desball) 
nicht  verkannt  zu  werden.  Aber  dass  auf  diese  Art  eine  wirklich 
genügende  Grundlage  cur  Stenervertheilung  nicht  erreicht  werden 
kann,  selbst  damals  nicht ,  bei  noch  ruhigeren,  auch  schablonen- 
hafteren wirthschaftlichen,  technischen  und  Verkehrsverhaltnissen, 
vollends  spSter  nicht,  als  alle  diese  Verhältnisse  sieh  so  sehr  ver- 
änderten und  in  beständigen  Fluss  geriethen,  das  lässt  sich  nicht 
verkennen.  Damit  wird  eine  wichtige  finanzwissenscbaftliche  Einsieht 
gewonnen,  nemlich  die  von  der  Noth wendigkeit,  die  directe  Be- 
stenemng  aus  der  Ertragssteuer  in  die  Personalsteuerform  binilber 
zu  führen,  wie  es  denn  auch  im  Laufe  der  Zeit  in  Hessen  ge- 
schehen iät. 

Das  Löli.  welches  Schanz  fa.  a.  0.  S.  242)  dem  damrJiircn  liossisclp  ri  dirccten 
Steuersystem  speudet,  dass  es  „oiu  in  aciuer  Toudciu  gerechtes,  lediglich  auf  objccti?cn 
Merkmalen  beruhendes,  leicht  functionirendcs"  gewesen  sei,  möchte  ich  daher  doch 
oinschratikcii ,  selbst  hinsichtlich  des  lot«ten  Puncts,  da  dies  System  wenigrstcns  nur 
leicht  functtODirtc,  solange  der  autzubriugoude  Steucrbedarf  klein  biiob  oder  sich  noch 
V6Tringorte. 

Die  neue  Gewerbe-  und  Personalsten  er  ward  wesoiitlicb  mit  nach  fnii- 
2ö>ischem  Muster,  wie  es  in  Khcinhossen  bestand,  gebildet  (Patent-  und  Person aisteucr, 
8.  Fin.  m,  §.  191  ff.,  198  fr.),  nor  dass  oielit  bestimmte  Stonersltzc  festgestellt,  sondern 
bloss  nach  gewissen  Merkmalen  Stenerkapitalien  gebildet  wurden,  welche  dann  wieder 
als  Gnuidlagr  der  Kepartifion  mit  den  Immobilutrstouerkrtintrdien  zusammen  dienten. 
l)iti  (juweibe^teuur  wurde  su  nach  der  ^lelhoiie  Icdi^^Ü'^b  der  Aasseren  Merkmale, 
daher  In  Form  eines  Systems  Ton  Gattaogs-  (7  bezsr.  8)*  Orts>  (8)  and  Bettiebs- 
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nrnfkngedassen  (nach  Gchilfonzahl  oder  Mietbwerth  der  Locelitites)  eiDgericHtet,  se 
^ass  'Ii''  im  r''r1ifsrh"!rii^''l'.(Mi  TIcsseii  bi«l;"r  hc^taiid'-'ii«;  Bt'ünesson»'  dieser  Stcoer  mit 
nach  dem  umiaulcuduu  Kapital,  duii>üu  Ermitüuiig  doch  nicht  belriedigtind  stattgcfundüu 
luitte,  wegfiel.  Zofleich  worde  die  Steuer  auf  die  cif entlichen  (jcvrcrbebetriebe  be- 
^rhrruikt.  iinif;iäste  also  nicbt  mehr  Arbeiter  nnd  Landwrirthe,  wie  die  friibere  bcsbische 
üeverbtiättiuer.  Mit  KQcksicht  auf  die  allgemein  nebenhei^ehende  neue  Personaläteuer 
vorde  sie  nach  den  gewlUten  Geldsltzen,  ans  denen  die  Stenerkapltalien  gebildet 
Vittden,  auch  m&ssig  gehalten. 

Die  Person alsteucr  wurde  nemlich  als  allgemeine  din'cte  Steuer  der  g&nzi'.n 
BerOUeruüg,  nach  dem  bezuglichen  französischen  Muster,  cingelubrt,  indem  aber  nicht 
wie  hier  eine  allgemeine  gleiche  Steoer  (der  Werth  ron  8  Arbeitstagen,  der  in  Bhein^ 
h essen  bis  1827  anf  2*'^  fl.  angeschlatrcn  pewcsen  war),  sondern  ein  S7^tem  von 
^  Classen  gemäss  dem  äusseren  Merkmal  des  Wohnungsauf wauds  eingerichtet  wurde, 
Ib  wdehea  dann  die  einzelnen  Steaerpfliehtlgen  einelaeiirt  varden.  Auch  dieser 
"Wohn ongsauf wand  wurde  aber  nicht  direct  ermittelt,  sondern  aus  den  G<^bäudcstetier- 
kapitalien  durch  UinzufUgoog  eines  Driltei«  gebildet  —  natOrlich  eine  neue  Ficüon. 
Den  9  Steaerdssien  entspiacben  dain  bestimmte  gobetslielie  Geldlietrige,  die  als 
Steaerfcapitalidn  galten  (10 — 1000  fl.)>  Unklare  Ideen  Fon  einer  nothwendigcn  Gleich- 
Stellung  des  Aufwands,  mit  dem  J^Muand  seine  KTisti-n/,  tind  iMirirtirliche  Stellnna^ 
erhält,  mit  dem  Culturkobtenaufwaiid  Ijoi  der  landwirtlisciiaiuiciien  i?tiarbcituiig  von 
Gmudsttlcken  spielten  hier  in  der  seltsamsten  Weise  mit  (s.  Baur  S.  98).  Die  neue 
TersonalstciJi  r  h:\tte  das  Gute,  alle  Berufskreise,  auch  die  bisher  im  rechtsrheiinsclien 
Uesscu  ron  der  directen  Steuer  freien,  weil  nicht  unter  die  alte  Uewcrbesteuor  mit 
fidlenden,  m  nmfiosen.  So  trat  wit  in  Preassen  die  Glaflsensteaer  tn  den  zirei  betw. 
drei  anderen  directen  Steuern  (Grund-,  Gebäude-  und  Gew erlicsteuer)  noch  hinzu, 
also  ioiHifern  formell  eine  directe  Doppelbesteuerung  der  ländlichen  Grundbesitzer, 
Gebäudeeigcnthilmer  und  Gewerbetreibenden,  war  aber  so  auch  immerhin,  wie  die 
pravssiscbe  Giassensteuer,  eine  rohe  Form  einer  allgemeinen  Einkommensteuer,  der  sie 
später  denn  auch  Platz  gemacht  hat.  (S.  Näheres  bei  Baur,  S.  95  ft.,  mit  Stt^ner- 
statisük  für  1835,  1864  S.  101  S„  nach  der  Arbeit  rou  HOgoI  in  B.  10  der  Mit- 
theilongen  der  heischen  GeniralsteUe  fbr  Landeastatistik;  ferner  Schanz  im  Ffauch. 
n,  S.  239—241,  V.  Reden,  Fin.rtat.  I,  1.  Abth.,  8.  422  ff) 

Neben  dem  inneren  Hauptfehler  dieses  Systems,  nemlirh  so  ganz  rcrächieden« 
artig  gebildete  Steoerkapitalien  der  einzelnen  Ertragsobjectc  als  homogene  GrlVssen 
hei  der  Repartitioa  aaznseihen,  —  ein  Fehler,  der  dann  spUer  (seit  den  80er  Jahren)  durch 
eigentlich  principwidrigc  und  wieder  nur  willknhrliclie  etwas  verschiedene  Normirunir 
der  btcaeraosscliiige  auf  die  einzelnen  Steuern  anerkannt  wurde  —  war  wie  in  anderen 
ErtrafSBteaM^Mnen  anch  ein  Mangel,  daas  bei  der  Veranlagung  der  Geverbestener 
die  Entwicklung  des  Gewerbewesens,  besonders  auch  n  u  ll  dem  neuen  Gcwerbegcsetz 
ton  1^C)0  (s.  n.)  sich  in  der  rascheren  Erhöhung  der  Summe  der  Gewerbcsteuer- 
kaidtalicn  geltend  machte.  Dies  zeigte  sich  z.  statistisch  darin,  dass  von  1835 — 64 
die  Zahl  der  Gewerbesteuerpflichtigen  nur  um  11.6,  die  Summe  der  Steucrkapitalicn 
derselben  dagegen  am  07.5  "  „  stieg,  während  die  Anzahl  der  Personalsteucrpflichtigen 
nnd  die  Summen  ihrer  Steucrkapitalicn  ziemlich  glcicbmässig  (1835— (>4  bezw.  um 
92.2  Qod  28.8  ^U)  asd  dA  Gnindsteiierltapital ,  trotzdem  es  die  Gebftnde  nmfssste, 
nur  wenig  wuchs  (1885 — CO  um  C.2  "/q).  Dadurch  trat  bei  den  Gewerbetreibenden 
zwar  keine  absolut  zu  hohe,  aber  doch  eine  relativ  höhere  Belastung  als  bei  den 
anderen  Steuerpflichtigen  ein,  was  mit  dem  Wesen  eines  Eopartitionasystems  wie  dem 
hesiiiehtfi  in  Widerspruch  stand.  Diese  Verhältni^e  haben  ftbrigens  die  splteren 
Beformen  des  Steuerrechts  theilweise  mit  veraidasst. 

Zu  den  Beträgen,  welche  fUr  die  Slaat^cassc  zur  Deckuag  allgemeiner  Staats- 
aVSfaben  auf  dieser  Kepartitionsbasis  der  Steuerkapitalicu  der  directen  Steuern  erhoben 
wurden,  tr  r  n  noch  Aa&chlAigo  ftir  den  Stcassenbaa,  der  Staats-  nnd  auch  der 
Pronnzialsdassen. 

§.95.  Z  w  e  i  t  e  P  e  r  i  0  (1  e ,  d  i  e  F  o  r  t  b  i  I  d  u  ü  ^  d  c  i  d  i  r  e  c  t  c  u 
Besteuerung  bis  zur  Einführung  der  Kinkuimaeu- 
steuer  (einschlieaslich),  1827,  besonders  1660— 186U.   Das  dar- 
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gelegte  direete  Steaers}  stem  bat  längere  Zeit  hmdureb  nur  gering- 
fflgige  VeränderUDgen  erfahren.  Bis  1858  wurde  aneb  sein  Gharaeter 
als  Repartitionssystem  atreDg  beibehalten.  Im  Etat  wurde  nur  die 
Samme  des  Gesanimtbetrags  der  direeten  Stenern  (immer  ftbr  die 
dreijährige  Finanzperiode)  festgestellt  nnd  bewilligt.  Der  sogen. 
Änssehlagseoeffieienty  d.  h.  der  Stenerbetrag,  weleher  fUr  1  fl.  des 
sogen.  Normalstenerkapitals  zn  entrichten  war,  ergab  sich  dann 
einfach  als  Rechnungsgrösge,  indem  der  bewilligte  Steuerbetrag  auf 
das  bteuerkapital  repartirt  wurde,  war  also  eine  (^iiote  vou  letz- 
terem, in  wechselnder  ilühe  nach  dein  Gesammtsteucrbetrag ,  der 
aufzubringen  war,  und  der  Grösse  der  naoh  den  gesetzHcben  Be- 
stimmungen erniittelten  bteuerkapitale.  Die  Veränderung,  be/w. 
auch  Znnalirae  der  letzteren,  war  also  nur  von  Bedeutung  f(ir  die 
Vertbeiluii^'  der  Stiuersumiue  unter  die  einzelnen  Stcuer;u'teu  und 
bei  diesen  tür  die  individuellen  feteuerscbuldigkeiten.  Von  1853  an, 
mit  im  finanziellen  Interesse ,  um  die  Staatscasse  an  dem  Wachs- 
thnm  der  Stcucrkapitalieo,  insbesondere  auch  während  einer  Finanz- 
periode, TbeU  nehmen  zn  lassen,  wurde  diese  Form  der  Behand- 
lung der  direeten  Stenern  im  Etat  zn  Gunsten  der  neuen  Ein- 
richtung, den  StenerauBBchiagcoefficienten  im  Finanzgesets  selbst 
zu  bestimmeo,  aufgegeben.^) 

Im  Jahre  1848  wurde,  wie  in  anderen  deutschen  Ländern, 
nnter  dem  Einfluss  der  politischen  ZeitstrOmangen  auch  vorüber- 
gehend, fflr  1848,  ein  wenig  gelungener  Versuch  mit  einer  pro- 
gressiyen,  anf  Deelarationspflieht  beruhenden  Einkommensteuer 
für  die  nicht  der  Grund-  nnd  Gewerbesteuer  unterliegenden  Ein- 
künfte gemaebt. 

Gesetz  vom  12.  Aug.  Ib4is,  Einkommen  steuerfrei  bis  20U  i.  für  Ledif?e,  um 
je  50  fl.  fttr  deu  Kopf  mehr  für  Familien,  Steuersau  1  ^'^  vüü  200—500  11.,  2  ^/o  für 
den  Znwachs  bis  1000.  3  %  f^lr  t^«"  bis  2u00,  4  für  den  bis  3000,  5  "/o  für  noch 
höheren  Zuwachs.  Schriftliche  Steüi  rerklärnriir'Mi  a«f  Atifforderung  nach  Ehre  und 
Oewiüsen  »bzugebcn.  ünguuäügeä  Ergebniäs,  uamcnüich  nur  Beamte  besser  gotrolfcu. 
(S.  r.  Redea  S.  689,  Schanz  a.a.  0.,  S.  243.) 

Die  Finansbedarfnisse  nnd  die  Mangel,  welche  in  der  Stabili- 
tät des  Ertragssteuersystems  nnd  in  der  Construetion  einzelner 
Steuern,  besonders  der  Gebäude-,  Gewerbe-  und  Personalsteuer 
sich  empfindlich  fühlbar  zu  machen  begannen,  führten  dann  von  den 
50er  Jahren  an,  besonders  auf  ständische  Anreguog,  auch  zu  gesetz- 
geberischen Arbeiten  zum  Zweck  der  Verbesserung  der  bestehenden 


Banr,  nach  Hagul,  S.  101,  Schanz,  Fin.arcb.  II,  244. 
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Stenern.  Als  die  Finanzlage  in  Nachwirkung  der  lS66er  Ereignisse 
noch  schwieriger  geworden,  ging  diese  Bewegnng  weiter  und  führte 
bereits  znr  £inlEonimensteaer.  Die  betreffenden  Refonngesetze  sind 
die  schon  oben  erwähnten  tlber  die  Revision  der  Gebäude- 
steaerkapitalien  Yom  27.  Nov.  1860  und  Uber  die  Ver- 
änderang  dieser  Kapitalien  vom  7.  Oet  1867,  ein  nenes  Oe- 
werbestenergesetz  vom  4.  Dee.  1860,  eine  Bestimmang  (§.  4) 
im  Flnanzgesetz  vom  26.  Sept.  1867  betr.  eine  nene  Bonitirong 
der  EicheDSchälwalduDgen ,  das  erste  neue  Einkorn men-> 
Steuergesetz  vom  11.  April  1868  und  ein  bald  t'oli^endes 
zweites  vom  21.  .luoi  1869.  Eine  allgemeine  Erneitenmg  der 
Grandsteuer^'eranlagiing,  inebebuiidcre  eine  neue  Bonitirung  der 
Grundstticke,  erschien  wohl  ebenialls  erwllnscbt,  wurde  auch  an- 
geregt, aber  doch  mit  Rücksicht  am  die  K' sten  und  gegenüber 
den  ohnehin  in  starker  Veränderung  l)efindlichen  wirthschaftlichen 
Verhältnissen  unterlassen.  Die  Einführung  der  Einkommensteuer 
in  das  directe  Steuersystem  wirkte  dann  als  Ferment  und  hat 
spiUer  an  weiteren  und  tiefer  greifenden  Reformen  geführt,  aus 
denen  schliesslieh  in  der  Gegenwart  (1899)  der  Sieg  und  die  Allein- 
herrschaft des  Personalstenersystems  in  der  Form  der  alleinigen 
allgem^en  Einkommen-  und  Vermögensstener  hervorgegangen  ist 
(n,  §.  98). 

Die  ganze  EiiliricIdDDp  nnd  anch  die  EfiizeUieit«ii  der  GesetsgebiiDf  sind  reu 

all^eiut.inem  finanzwisteDscbaft liehen  Interesse .  über  das  kleine  Land  Hessen  hinaus. 
Vurtreltiiche,  sehr  i06  Euzelnc,  auch  auf  die  Details  der  st&odischen  Yerhandlungcn 
genauer  eingehende  Damellangeii  liegen  darttber  im  Fimmmrchlr  yer^  auf  welche 

hier,  wo  wir  nns  wieder  mit  der  Darstellung  in  grossen  Umrissen  und  Hervorhebung 
des  Wichtigsten  und  allgeuiitin  EiHletitsamstfUi  nothwendig  begnügen  müssen,  umsomebr 
hinzuweisen  ist:  G.  Schanz'  schon  oben  mehrfach  citirto  grosse  Abhandlung,  bes. 
für  die  Reformen  der  60er  Jahre  und  bis  1884,  Fin.arch.  II.  S.  285—8.^1,  zugleich 
daselbst  die  Gesetze  von  1800  und  1884  ubL-r  ilio  Gewerbesteuer,  S.  H'-i'  ff.,  ilie  Ein- 
kommensteuer Tou  .1869  and  1884  eb.  S.  4'6i  if.,  die  Kapitalrenteusteuer  von  1884, 
8.  497  ff.  Dean«  Portsetzong  dieeer  Schanz'schen  Arbeit,  die  Ihnlich  eingehende  roa 
Glässing,  der  nencste  Stand  df^r  Koforrn  der  directen  Steuern  in  Hessen,  1885 — 95. 
im  Fin.arch.  B.  XII,  1896.  S.  278—377,  eb.  das  neue  befische  Einkommenstooer- 
geecte  Tom  25.  Juni  1895,  S.  878  ff.,  die  Verordn.  vom  30.  Joli  1895  daza,  S.  395. 
das  neue  Kapitalrentensteuergesetz  rom  10.  Juli  1895,  S.  397  H'.  Die  neuesten  Reform- 
ges^tte  s.  im  Ivegieronirsblatt  Ton  1899  und  nntcn  in  §.  98.  Eine  Darstellung  dipsf^r 
jüngsten,  mehrfach  intcrassauten  Reform  wird  Glässing,  nach  mir  roa  ihm  j^cwordenur 
Mittheilung,  im  1.  B.  1900  des  b'in^trdb.  hriagen.  S.  auch  den  (nach  Äbscbluss  meines 
Manuscripfs  für  diesen  Abschnitt  mir  zuf::og^r\npcncn)  Aufs,  im  B.  16,  1899,  S.  '-■:]9  11'., 
Gnudzugc  der  Reform  der  directen  Steuern  in  Hessen.  Dar&teilungcu  der  bestehcndeu 
Steneiigeeetze  rem  renraltangsredididien  Standponcte:  Kaehlor.  2.  A.  (1885)  ron 
Dietz,  Verwaltuntrsgesetzgebung  in  Hessen,  II,  823-  ^7'.  'dir. ,  te  Steuern); 
W.  Zellcr,  Handb.  der  Vcrfase.  und  Yerwalt.  in  Hessen.  Ii  U^^'^  V.  S.  363  —  397. 
Banr's  Werk  für  die  Grund-  und  Gcbiiudcstcuer  bis  1867.  Kürzcrc  Darstellungen 
der  Hauptpuncte  der  gesetzlichen  Bestimmungen  in  den  iMvug^lichcn  Artikeln  Uber  die 
einzelnen  Steuern  im  WOrtcrb.  d.  Yorwalt.  und  im  II.  W .  R.  der  Staatswitfenschafieo, 
wo  die  hessische  Gesetzgebung  mehrfach  mit  berücksichtigt  ist. 
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Bd  der  Grandsteuer  für  die  Gebäude  hatte  das  Gesetz  vom  27.  Kor.  186(^ 
(oben  S.  817)  zu  einer  Rednrtin«  der  Taslierigcti  4,  bezur.  7o  Steuer  nach  Maa^- 
gäbe  der  £rgebnisso  der  iievisiou  der  GebäadeatcaeikapitaUeii  aaf  l.Ö  uad  1.5  "/^  im 
YeroTdniuigBvege  ireführt  (Bekanntmaehiiiir  r«B  8.  Jnnl  1861,  Banr  S.  262).  Ein 
neues  Gesetz  vom  7.  Oct.  1SG7  erweiterte  (fjegentlber  dem  Gesetz  vom  31.  Mai  1S^56) 
dcu  Spielraum  für  oeue  Bestimmang  des  Steuerkapit&k  eines  Hauses  in  Folge  von 
Zubauten,  Abbrechen,  ausserordeDtliclieii  Unglücksfällen,  jetzt  auch  auf  den  Fall  der 
Werthrerindemng  der  Hofraithe.  Bia  freie  Einschätzung  sollte  eintreten,  wenn  durch 
diese  das  Haus  in  eine  andere  der  gesetzlichen  Kaofveitlieluseii  konunen  wQrda 
(s.  Schanz  a.  a.  0.  S.  298,  TArif  bei  Baur,  S.  264). 

Bei  der  eigentlichen  Grundsteuer  vraide  den  starken  ErtiagHldfWDnKen 
der  Eichenschälwaldunpren  durch  Anordnung^  einer  neuen  Bonitinmg-  speciell 
dieser  Waldungen  Bechnoug  getragen  (schon  gen.  FiiLges.  vom  26.  Sept.  1867,  §.  4). 

IMe  vicbtigste  ttaassrefel  var  eine  stfcncere  Bemon  des  Geverbestea ar- 
ge setz  es  von  1827,  das  seitdem  nur  kleine  Veränderungen,  besonders  zur  Vervoll- 
ständiguiiir  des  Tarifs  (so  durch  Gesetz  vom  22.  Nov.  1852)  erf;Uiren  hatte,  jetzt  zu- 
nächst im  YerurdnuuKSWcgc  (16.  Juli  1858),  dann  danach  im  üe:>etz  vom  4.  Dec.  18G0 
(Schanz  11,  245,  Text  des  Gesetzes  S.  434.  Tarif  dazu  S.  468).  Der  technisehft 
Character  der  bisherigen  Gewerbesteuer,  die  Besteuerung  wesentlich  nach  äusseren 
Meriimalea,  also  das  französische  Patentsteueiprincip,  blieb  gewahrt  Aber  ent- 
sprechend der  eingetretenen  grosseren  quantitativen  and  qualitativen  DilTMeiizfnuig  der 
Gewcrhelicfriebi  ^  nrdcn  mehr  und  zum  Theil  neue  Classificafionsmerkmale  heran- 
gezogen, womit  man  zugleich  die  Steuer  mehr  dem  Grundsatz  der  Berücksichtigung 
der  Leistungsfähigkeit  anpasste.  Demnach  feinere  Casuistik  des  Tarifs,  wie  in  allen 
ähnlichen  Gewerbesteuergcsotzen  nach  dieser  Methode,  namentlich  dem  Haoptmuster, 
dem  französischen  (Fin.  III,  !^  198  ff.,  Erg.heft  S.  67  IT.).  Das  Classensystem  nach 
Gattungen,  Orten,  Betriebsumiun^^  blieb,  mit  Veränderungen,  bestehen.  „Das  Gewicht 
der  Aendeningen  lag  hauptsächlich  in  einer  Modification  der  Normen  für  die  rcr* 
hkltnissmassigcn  Zusfttzc.  wodurch  die  grössere  Ausdehnung  eines  Gewerbebetriebs 
vollständiger,  als  dies  frtlher  der  Fall  war,  bei  der  Steneraalage  berücksichtigt  wurde** 
(Schanz  a.  a.  0.  S.  245,  wo  dann  die  faauptslchlidien  Verlndeningen  gut  zusammen* 
gefasst  werden).  Das  neue  fiesetz  mit  seiner  vermehrten  Casuistik  schmiegt  sich  so 
den  concreten  Vcrhälinisson  des  Gewerbebetriebs  mehr  an :  eine  Verbesserung  in  einer, 
eine  gesteigerte  Schabloncuhaftigkeit  und  KUuäUichkcit  freilich  in  anderer  Hinsicht, 
zagleich  auch  unvermeidlich  eine  vergrOsserte  Discrepanz  zwischen  der  Besteuerung 
der  gewerblichen  Erträge  und  der  Grundcrträgo,  sowie  der  persönlichen  Einkünfte. 
Von  Einzelheiten  seien  nur  folgende  erwähnt.  Die  Steuer  traf  nur  das  eigentliche 
Gewerbe  im  engeren  Sinne,  lieia  aich  darunter  gewisse  Kleingewerbe  (so  Spinnerei) 
frei,  legte  Jedem,  der  in  Hessen  ein  Gewerbe  betreiben  will,  die  Pflicht  auf,  ein  Patent 
zu  nehmen,  das  jährlich  zu  emeuem  und  woffir  eine  Stempelabgabe  zu  entiichtea 
war  (12  Kr.).  Auch  femer  worden  Steaeritapitalien  fDr  die  einzelnen  Gewerbe  gebildet 
zun  Zweck  der  Repartition  des  Contingents,  fixe  nach  der  Bedeutung  der  Gewerbe 
gemäss  einer  Classeneintlieilung  (Gattungsciasscn.  7  bezw.  8)  und  rvtm  Theil  nach  der 
Urtsgrösse  dos  Betriebs  (Orlsclaiiäen,  3),  wozu  dann  verhältuissmüssigc  ZubäLzc,  bcmessctt 
nach  den  Kennzeichen  des  Betriebsamfangs  der  Gewerbe  in  ein  und  derselben  Classe« 
traten  (Betriebsumfangsclassen).  Diese  Kennzeichen  bestanden,  wie  bisher  in  der  An- 
zahl der  Gehilfen  und  im  Miethwerth  des  Locals,  in  einzelnen  Fällen  jetzt  aber  auch 
noch  in  anderen  den  Umfang  des  Gewerbes  anzeigenden  Herimal«»,  wie  es  der  ans- 
fohrliche  Tarif  näher  angab  (so  bei  einzelne]i  Grossgewerben ,  Banquiers.  Zuschläge 
nach  der  Höhe  des  Betriebskapitals).  Die  Zusätze  worden  tbeiis  nach  Miethwerth 
(theUs  dem  ganzen,  theils  dem  halben)  und  Gehilfen,  theils  nur  nach  Gehilfen  (gewisse 
benannte  Kldngcwerhe),  hie  und  da  auch  bloss  nach  dem  Miethwerth  gebildet.  Dio 
Veranlagung  der  Steuer  erfolgto  durch  die  staatlichen  Steuercommissariate  (32  im 
Ganzen)  unter  Mitwirkung  der  Urtsvorstände,  die  besonders  bei  der  Ermittlung  der 
Thatsachen  zor  Feststellung  der  verhiRttissmIsstgen  Zus&tze  helfen  sollten,  lonige 
besondere  Bestimmungen  für  Ausländer.  —  Das  Gesetz  führte  alsbald  zu  einer 
Steigerung  der  GewerbesteuerkapitaUen  und  damit  zu  einer  Erhöhung  des  Steuer- 
ertrags,  wofQr  aber  im  Rahmen  des  ganzen  directen  Steuersystems  das  oben  schoik 
hervorgehobene  Bedenken  gilt.  —  Spätere  Gesetze  über  den  Gewerbesteuertarif  vom 
9.  Mai  1865,  2.  Oct.  1867  ,  4.  Febr.  1874,  3.  Jan.  1877,  dann  noch  ein  Gesetz  vom 
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26.  Jan!  1874  betr.  BeBteaeruDg^  der  Händler  im  Umhefzieheii  mit  rorübergebondea 
TMfcKifsniederlagen. 

Bedeutsamer  war  Tintcr  dem  EinAoss  der  dorch  die  Ereignisse  ron  1866  er- 
schwerten Finanzlage  die  1868  eingeleitete,  1869  weiter  durchgeführte  Verbindong 
des  bisherigen  drei-,  bezw.  ?iergliedrigeik  ErtrafaBteaersysteuMi,  dem  nur  zu  sefiMV 
VcrroILtandigong  noch  eine  Knpitfilrentensteuer  unri  eine  bessere  Bcstenenin::  f^er 
rein  persOnlicbea  ArbeilseinkUnfte  fehlte,  nonmehr  uiit  einur  wirklichen  PcrsuuaU 
end  EinkommeneteQer.  Die  preussische  bezügliche  Steoergeeetzgcbunii:  war 
mehrfach  dafllr  das  Mnster.  Das  erste  Gesetz,  vom  11.  April  1808,  das  nur  für  die 
Veranlacung  filr  ISG'J  in  Geltung  blieb,  belicss  die  bi.sheri;re  Personalsfeucr  von  1S27 
noch  fUr  die  Einkommen  bis  800  fl.,  fUr  die  höheren  trat  eine  £iukommeut>teuer  ein, 
wobei  ftber  die  PersonenstenorkapitaUen  ron  den  anch  bei  der  neaen  Steuer  für  diese 
Censitcn  noch  gebildeten  Einkommensteuerkapitalien  abg-ezogen  worden.  Die  in  die 
üinkoiximeDhöhe  von  Uber  800  A.  falleadeu  Gewerbetreibenden  and  Grund-  und  Ge- 
biodebeeitzer  nnterlefen  der  Einkomnensteaer  roll  oobon  ibren  alten  Ertrefsatooeni, 
waren  also  nnr  wie  in  Prenssen  formell  doppelt  besteuert,  materiell  schon  deshalb 
nicht,  weil  sie  bei  der  Einkommensteuer  Schuldzinsabzag  genossen.  Der  Steuerfuss 
var,  nach  der  gleichen  Proportion  (10  Vo)  ^^^^  SteuerkapitelieQ  ron  dem  Einkommen, 
pioportiondK  damals  2%  (Schanz  a.a.O.  S.  251).  Das  zveto  eodgUtige  Gesetz 
Tom  21.  Juni  1869  beseitigte  dann  die  alte  Personenstcuer  ganz  und  pest^iltete  die 
neue  ELukommensteaer  zu  einer  wirklich  allgemeinen  aus,  welche  wie  in  Frcuääen  die 
Oaseen-  und  daeeificirte  Einkommensteuer  die  einzige  directe  Steilfr  für  persönliches 
Arbeitseinkommen  und  f  ;r  l.M!.! apitalerträg>^  i;nrl  die  zweite  hinzutretende  ftlr  Ein- 
kommen aas  Grund-,  Uaoäbei^itz  und  Gewerbebetrieb  wurde,  da  die  Immobiliar-  and 
GeveriMrteoer  bestdieii  bHeb. 

Die  Grundzüge  dieser  Einkommensteuer  waren  die  folgenden.  IVa  r> 
sich  hier  um  das  erste  der  neueren  süddeutschen  Elnkommensteucrg^etze  handelt, 
geben  wir  hier  etwas  mehr  EinzeÜieiten  als  sonst  an.  Steaerpflichtig  waren  nnr 
phymsolie  Pemnen,  insb^ondere  im  Staatsgebiet  wohnende  Inländer,  aber  bedingt 
auch  im  Ausland  wohnende  und  gewisse  Ausländer.  Die  Veranlagung  erfolgte  im 
Allgemeinen  nach  Hausbaitangen.  Allgemeine  Stcucrbefreiaagen  wegen  Kleinheit  and 
Art  des  länkommens  fddtem  wie  damals  anoh  noeb  in  Prsmaen  bei  der  dassenstener, 
doch  war  in  gewissen  Fällen  Personen  kleineren  Einkommens  und  Gewerbsgehilfen 
and  Dienstboten  in  Wohnon«  and  Kost  der  Herren  (bis  300  fl.)  Steuerfreiheit  gew&hrt. 
Pttr  die  Veianlagung  wurden  die  Steneipflichtigen  nach  Hohe  des  Einkommens  in 
zwei  Abtheilnngen,  über  und  bis  1500  fl.  Einkommen,  unterschieden  und  war  danach 
das  VeranlagüTiesvorf^hren  rerschicden.  Auch  die  Veranlagung  der  ersten  Abthcilang, 
mit  tiber  1500  li.  tiukommen,  erfolgte  ohne  Declaraiiouspüicht  der  Ceusiton  durch 
behOnilidie  Einschätzung,  ähnUch  wie  bei  der  prenasischen  Einkommensieoer. 
Es  wurden  dafür  in  den  Steuercommissariatsbezirken,  erentneil  auch  in  den  grOssereik 
Gemeinden,  Einach&tzangscommissiooen  unter  Vorsitz  des  Steuercommissars  oder  eines- 
besonderen  ron  dw  Obersteoerdirection  ernannten  Gommiuam  ans  vom  Beziifarath 
gewählten  and  im  betreffenden  Rczirke  wohnenden  Censifen  der  Abtheilung  I  gebildet. 
Also  ein  Steoerbeamter  an  der  Spitze.  Bei  der  Erforschung  der  fAr  die  Eiosch&tznog 
maassgebenden  Verhältnisse  des  Censiten  sollte  tieferes  Eindringen  rennieden  werden, 
ebenso  bei  der  Prüfung  des  Materials  durch  die  Commission.  Für  die  endgiltige  Er- 
ledigung von  abw  ich  nden  Ansichten  des  Vorsitzendon  von  den  Coinmissionsbeschlüsson 
und  von  Reclamatiunen  des  Censiten  selbst  ward  for  den  ganzen  Staat  eine  „Landes- 
cewimission"  gebildet,  bestehend  ans  einem  vom  Finanzministerium  ernannten  Com- 
missar  und  9  Mifgliedern,  die  zu  je  ?,  von  den  Directionen  der  3  Provinzen  aus  den 
AlitgÜedem  der  Einschätzungscommissionen  zu  wählen  waren.  Mit  Geldstrafen  (4£achem) 
waren  Censiten  bedroht,  welche  bei  den  Redamationen  TheÜo  des  Einkommens  rer- 
schwicgen  oder  zu  gering  angaben,  worüber  das  Gericht  entschied,  sofern  sich  der 
Censit  nicht  freiwillig  der  Strafzahlung  fügte.  Die  Einschützting  selbst  erfolgte  in 
Classen,  die  dorch  Grenzziffem  von  EinkommengrÖssea  gebildet  worden  (15 — 1700  fl., 
1700 — 2000  fl.  u.  s.  w.),  wie  in  Preussen ,  wobei  Schuldzins-  und  LAstenabzug,  sowie- 
Abzug  der  zu  zahlenden  staatlichen  und  coirrannalen  (inind-  und  Gewerbostcuern 
stattfand.  —  Bei  den  Geositcn  der  2.  Abtheilung,  bis  15U0  fl.  Einkommen,  erfolgte 
die  Xinsdiitzang  aiHÜi  in  sddie  EinlHunmencIassen  nadi  Stufen  (im  Ganzmi  11,  bin 
200,  2—800  II.  Q.  s.  Wh  13—1500  Ü.),  ebcnfalb  ohne  listiges  Eindringen,  nach  dem. 
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mutbinaasslicbcn  Einkommen ,  aber  zugletcli  mit  UUcksicbtnahmo  auf  andere ,  dia 
Leiätungsfiibigkcit  des  Censiten  berührende  ümstämlc  D macli  durfie  aacb  die  Steuer 
in  der  1.  Classe  (bis  200  ü,  Eiokommeo)  bei  cntscbicdener  Mittellosigkeit  eioe^ 
Oondten  auf  die  Hilft«  herabgesotzt  vordon.  Die  EiDscbStziiiig  geschah  darcli  Ort- 
liehe  Coromissionen,  deren  Mitglieder  vom  Gcmeindevorst.mfl  zu  wählen,  unter  Lcitting 
des  Bezirks-Steuercommissars  als  Yorsitzeadein.  Dieser  koiiDte  e?entaeU  eiuo  Bevisiou 
der  Einschitzuug  bei  der  Obeisteoerdirectlon  beantragen,  die  dam  nach  PrOfaDg 
durch  einen  von  ihr  bestellten  Commissar  Berichtigungen  verfdgen  darfte.  Die  erste 
Instanz  fnr  Eeclamationcn  der  Cc'n>itori  war  die  Eiiisch;4tziiDir«comTnis*!ion  di^r  crston 
Abtbciiiiug  dos  H.  iirks,  voa  die:icr  giiij^  der  Kccurs  lur  lieclauiauieu  wi(!  Steuor- 
commissar  an  die  oberstenerdiroetion. 

Besonders  bemerkenswerth  war  nnn  noch,  dass  auch  bei  die'^or  ncncn  Einkommen - 
Steuer  an  der  Methode  der  Bildung  von  Steuorkapitalien  festgehalten  worden  ist. 
waa  man  mit  leichterer  Oebenichdichleit  (?)  und  Yei^leichbarlteft  (?)  der  Belastaoip 
mit  der  durch  die  anderen  Stoiiern  niul  mit  dor  Möi^lichkoit ,  so  einen  gleichen 
Steuerausschiag  für  alle  Classen  festzustellen ,  bogriindete  (s.  Schanz  S.  252).  Die 
völlige  Heterofrenit&t  dieser  von  den  hei  den  anderen  Stenern,  derGmnd-nnd 
Gewerbesteuer,  gebildeten  Steuerkapitalien  wurde  dabei  Ubernehcn.  Bei  der  1.  Ab- 
theilung der  Eink'ommensfeuer  wurden  die  Steoerkapitalien  in  der  gleichen  Proportion 
von  10  ^Iq  der  L  nter^rcnze  der  Sleucrstufe  augesetzt,  was  bei  g'leielieni  Steuerausschlag 
eine»  gleich  hohen  proportionalen  Steuersata  fllr  alles  Einkomuien  über  lÖOO  iL  herbei- 
führte. Bei  der  2.  Abtheilung  cnt^truid  dagegen  ein  desrressiver  Steueriuss  bei  gleichem 
Stenerausscblag,  weil  hier  die  btuucrkapitalicn  von  Ulasse  zq  Classc  procentweise  von 
unten  nach  obra  stiegen  (10  11.  in  der  ersten  Glaase  bis  200  II.  Einkommen.  15  fl.  In 
der  zweiten  von  200-r>00  fl.  ti.  s.  w..  130  fl.  in  der  elften  von  1^—1-^00  fl ).  Diese 
Methode  rennindorte  aber  gerade  die  Uebersicbtlichkcit  und  verbilUto  unpassend  die 
Degressivltit  des  Stenerfbssee.  Der  Steneransschlag ,  d.  h.  also  wieder  der  von  den 
Steuerkapitalien  der  Einkommensteuer  zu  erhebende  Steuersatz  wurde  nebst  dem  Za- 
schlacr  för  Verzinsung  und  Tiicun^r  der  Staats-  ond  Pn>vinzialstr.\ssenbauschulden  fUr 
jede  b'inauzperiode  festgesetzt,  war  uiitiau  principiull  beweglich,  tbatsäcblich  indessen 
venig  verSndert  nnd  der  gleidie  wie  für  die  Enragsstooeni. 

Die  mit  dem  Uebergang  zur  EinlLommensteaer  begonnene  tiefere 
Refonn  der  directen  Bestenerang  war  in  Hessen  noch  besonders 
wichtig,  weil  hier  die  Ertragsstenem,  namentlich  die  Qmndstener, 
Überhaupt  nnd  im  Verhältniss  zu  den  deutschen  Nachbarländern, 
recht  hoch  waren.  Man  hatte  nonmehr  ein  Mittel,  nm  den  Stener- 
drack  wenigstens  dnrch  riebtigere  Vertheilung  der  Last  erträglicher 
zu  machen.  Etwas  geschah  dies  schon  unmittelbar  durch  die  neue 
Einkommeusteuei ,  die  besonders  den  reinen  Arbeitsverdienst  und 
die  Kapitalrenten  schärfer  als  die  alte  Personensteuer  belegte, 
aber  freilich  Realitätenbesitz  nnd  Gewerbe  noch  einmal  mittraf. 
liestrcbuBgen,  die  Steuervertheilung  noch  mehr  zu  erweitern  und 
zu  verbessern,  führten  dann  zu  den  weitereu  Keformen. 

§.96.  Dritte  Periode.  Weiterbildung  der  directen 
Besteuerung,  Verbcsserang  der  Einkommen-  und 
Gewerbesteuer,  Eingliederung  der  Kapitalrenten- 
Steuer  (1869— X884).  In  den  1870er  Jahren,  besonders  seit  1873, 
begann  die  Beformbewegung  von  Neuem.  Es  handelte  sich  nament- 
lich darum,  die  directe  Besteuerung  der  verschiedenen  Ertrags-, 
Besitz-  und  Berufsarten  mehr  zur  AusgleichuDg  zu  bringen. 
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Bc^eroDg  aod  Sttnde,  erste  nnd  zweite  Kammern,  die  politiBcben 
Parteien  gin^^en  in  ibren  Ansichten  und  Fordemogen,  im  Gänsen 
wie  in  Einselbeiteni  yielfach  auseinander.  Wir  können  die  Phasen 
dieser  Meinnngskämpfe  hier  nieht  nfther  verfolgen,  so  Wel  nngewöhn- 
Hcb  Lehrreiches  sich  bietet  und  so  werthvolle  Uütersuchungen  Uber 
die  thatsüchlichen  Verlülltnisse  auch  vorliegen.  Wir  mtlsseii  uns  mit 
der  kurzen  Darstellung  der  Ergebnisse  in  der  Gesetzgebung  selbst 
begnügen. 

la  erschöpfender  Weise  hat  Schanz  in  dem  genannten  Aufsatz  diese  Dinge, 
MOkentlich  wadk  in  den  Kemmerrerhuidiangeii  und  necb  den  hier  jreUeferten  «mtliclien 
etatistisch«  n  Materialien  verfolgt  und  sie  sehr  klar  und  belehrend  behandelt,  s,  a.a.O. 
n,  S.  2o2  &.  Von  besottdeiom  Interesse  ist  die  Erörterung  der  regelmissigen  Haupt- 
streitfragea  bei  der  Xinkommenstener  (eb.  S  285  ,  329):  Declendonspllcht,  Melde- 
angabe (^eventuell  auch  der  Arbeitgeber  Uber  Höhe  der  Lohne,  Gehalte  der  Arbeit- 
nehmer), Stotierscala,  Propres-^ion  (Depression),  Befreiunir  kleiner  Einkommen.  Berück- 
bichtiguns  perbönlicher  Verhältnisse,  Besteuerung  der  ActieniresL-Usehaftcn  (a.  nameut- 
iSeh  tlber  diese  Spcdalfirage  S.  :U7  IT.  Schanz'  Ausftlhrungen  von  allgemeinster  Be- 
deutung); ähnlich  die  zum  Theii  gleichen  und  sonstigen  principicUcn  Frairen  bei  der 
EapitalrooteniiteueT,  so  Uber  Ab^ug  der  Passirziosen  hier  (eb.  S.  Ml — 364).  dann 
über  die  Terbindung  von  Ertragsstenora  mit  der  EfDkonmenstoner,  die  Hobe  der 
Fftaee  der  verschiedenen  Stenern,  die  Einrichtnng  der  (lewcrbcstener  (eb.  S.  330 — MV. 
8o  sieinlicb  alle  principiellen  und  practisch- technischen  modernen  Streitfragen  Uber 
directe  Stcacm  finden  hier  ihre  Erörterung  von  den  verschiedensten  Gesichtsptineten 
aas.  Es  sind  auch  in  der  st&ndischen  Berathung  und  Seitens  der  ive;;ierunß:  hier 
wieder  Arbeiten  geliefert,  von  denen  dasselbe  >rilt,  w:i<  i  h  oben  bei  Badi  n  einmal 
iQsserte  (S.  285):  so  sorgfilltig,  mit  umsichtiger  Erwägung  aller  l  ur  und  Wider,  Wenn 
und  Aber  kann  in  Urossstaaten  bei  derartigen  Reformen  kniim  genrbeilet  werden. 
Darin  liegt  aber  auch  wieder  jene  Gefahr  in  Kleinstaaten,  den  ..kleinen  Dingen",  dio 
aich  doch  niemals  ganz  correct  erledigen  lassen,  eine  zu  grosso  Bedeutung  beizulegen, 
«od  die  dontielien  P«rtical«ntenerfedi(e  lelbet  bei  Debereinstiinittnng  in  den  Orond- 
Ingen  and  Hnaptpancten  decb  in  Nebenpnncten  necli  mehr  m  dilTerenziren. 

Das  Ergebniss  war  eine  legislative  Revision  der  Einkommen- 
steuer nnd  Gewerbesteuer  und  die  Einlflbmng  einer  neuen 
besonderen  Ertragssteuer,  der  Kapitalrentensteuer  (3  Gesetse, 
alle  Yom  8.  Joli  1884). 

Das  neue  Einkommensteuergesetz  war  zwar  auch  nur 
eine  Revision  des  tiuheren  vou  18G9  und  hat  der  Steuer  ihre  bis- 
herige Structiu  im  (.iauzen  belassen,  al)cr  ,,lür  die  uaten  u  \  ulks- 
classen  erhebliche  Befreiungen  und  Erinä8siguni^en  ge><  halVcn,  die 
besser  Öituirten  durch  Progression  und  Einengung  der  i^inkuninien- 
classen  schärfer  getrotfcn ,  die  Actiengesellschaften  in  ebenso 
practischer  als  den  Anforderungen  der  Billigkeit  entsprechender 
Weise  zur  iSteuer  herangezogen**  (Schanz),  so  „der  materiellen 
GerechtigiLeit  Genüge  geleistet  und  Verbesserungen  in  der  Ver- 
anlagung gebracht,  ohne  dass  man  freilich  bereits  zur  Declarations- 
Pflicht  der  Censiten,  auch  nicht  einmal  bei  höheren  Einkommen 

*)  S  die  zusammenfassende  Schlussbetrachtung  in  Schan^i'  Aufsatz  S.  ^54— 3-30. 
A.  Waguar,  FioanzwiMeiwcbaft  lY.  22 
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(in  der  ersten  Abtheilong  der  Steaer,  Aber  2600  M.)  gelangte,  ob- 
wohl bezügliche  Bestrebungen  in  den  Kammern  hervortraten.  Die 
eigenthUmliche  Einrichtung  der  Bildung  von  „Steuerkapitalieü'' 
blieb  auch  in  dem  neuen  Einkommensteuergesetz  bestehen.  Die 
ebenialls  Dur  revidirte  Gewerbesteuer  hat  mancherlei  als  Ver- 
besserungen anznephf^nde,  wenn  auch  mir  kleinere  Veränderungen  er- 
fahren. Diirr  h  einii:;e  der  neuen  Üestimmungen  wurde  „der  objective 
Character  der  Gewerbesteuer  rpfwas]  durchbrochen ,  das  sabjectivc 
Element  in  dieselbe  eingeführt"  (Schanz).  Unter  den  Aeuder- 
iingen  seien,  aus  Schanz'  Resumö,  hier  genannt:  ^.grössere  Classifi- 
cation der  Gewerbe^  die  frtther  sehr  allgemein  gehalten  war,  sehr 
wesentliche  Verbessemngen  and  Vereinfaohnngen  im  Tarif,  sowie 
massenhafite  ZosammenfassoDgen  unter  dem  Titel  Eines  Patents, 
betrftehtiich  höhere  fiesteaernng  der  answärts  Wohnenden,  welche 
weder  Gewerbsanlagen  noch  Niederlassangen  in  Hessen  besitzen 
nnd  danach  hier  ein  Gewerbe  treiben  (Hausierer,  Handlnngsreisende 
u.  8.  w.)}  Regelung  nnd  Bestenening  der  Erwerbs-  nnd  Wirthschafts* 
genossenschaften,  erbebliche  Erleichterungen  der  geringeren  Ge* 
werbetreibenden"  (snm  Theil  Befreiungen);  Regulirung  derOewerbe- 
stener  nicht  mehr  durch  Stenercommissäre  unter  Mitwirkung  der 
Bürgermeistereien,  sondern  durch  eine  Coramission,  welche  aus  dem 
SteucitüumiiBsar  als  VorsitzcDdcm  und  drei  Stadtverordneten,  bezw. 
Gemeinderathsmitgliedern  besteht. 

Die  neue  Kapitalrentensteuer  endlich  hat,  wenn  auch 
noch  in  zu  mässigem  Satze,  das  Steuerfreiheitsprivileg  des  Leih- 
kapitals heseitigt,  das  dieses  im  Vergleich  mit  anderem  "Besitz 
(Grund-,  Haus-,  Gewerbekapital)  auch  nach  Einführung  der  Ein- 
kommensteuer in  Hessen  (wie  in  Preussen)  insofern  noch  immer 
besass,  als  es  mit  seinem  Ertrage  nicht  wie  der  des  genannten 
anderen  Besitzes  einer  zweiten  directen  Steuer  bisher  unterlag  und 
ohnebin  wegen  seiner  schwierigeren  Erfassung  auch  von  der  Ein- 
kommensteuer häufig  nicht  genügend  getroffen  wurde.  Die  Hinan- 
fttgung  der  Eapitalrentenstener  war,  wenigstens  in  Ermangeloog 
eines  höheren  Einkommenstenerfusses  fdr  Leihzinsen,  so  ein  rieh* 
tiger  Ausbau  der  Ertrsgsbesteaerang,  soweit  durch  diese  fnndirtes 
Einkommen  noch  besonders  neben  der  Einkommensteuer  getroffen 
werden  sollte.  Bei  der  Kapitalrentensteuer  wurde  auch  Declarationa» 
pflicht  angeordnet,  womit  dies  wichtige  Princip  in  das  hessische 
Steuerrecbt  kam,  was  später  seine  Einführung  in  die  Einkommen- 
stener  erleichtert  hat. 
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Von  Einzelheiten  der  neuen  Gesetzgebung  verden  hier  noch  folgende 
henrorgehoben ,  bei  der  EiDlcommen-  and  der  Gcworbestcaer  besonders  einigo  der 
Abveichangen  gepen  di--  froh'ireti  (Jcse(/e  fs.  dio  Gcgcnubf>r>^fdlung-  der  Texte  beider 
Gesetze  bei  Scbaoz,  i  m.arcü.  Ii,  S.  3ö2  if.,  435  it.,  wo  iu  Notcu  auch  dio  Abandcrnngca 
der  neuen  Gesetze  fegen  den  Entwurf  nnd  die  KunmennasclinssMitrlge  angegeW 
werden). 

In  Botreft  der  snbjectiren  Steoerpflicht  bei  der  Eiakommensteuor  wurde 
jetzt  eine  Untergrasze  mit  500  H.  Etnlommen  eingefUirt  Aach  die  8ten«rfreiheft 

jriL'. mlHchcr  Personen  (biä  18  Jahren  wie  bishi  und  sonstiger  noch  in  Ausbildung 
auf  Scholen  o.  s.  w.  bogrittenen  ist  noch  erweitert  worden  (aof  700  M.).  Ao^cr 
physischen  Personen  wurden  die  Actien-  und  Commanditactiengesellschaften  nnmittel« 
her  nis  stenerpflichtigo  Subjocte  erklärt,  und  zwar  für  die  UeberscbUsse,  die  sie  als 
Actiendnscn  und  Diiridenden  rerthoilen  oder  zut  Bildung  von  Reservefonds  oder  znr 
SchnUcntilgang  verwenden,  wobei  die  Vorstände  die  urforüerlicheu  Aufschlösse  geben 
mQMen  (also  Declaratienspfiicht  hier  besteht).  Die  schwierige  Frage  der  Verbindung 
zwischen  irr  Einkommensteoor  solcher  Ges  II  haften  und  deqoiigen  der  Actionäre 
selbst  (für  diu  crbaJtonon  Zinsen  und  Diritienden)  werde,  zur  Vermeidung  an  sich 
bedenlHcber  Doppetbesteoerang  dnrch  die  nemitebe  Steuer,  principiell  riehlig,  aber 
freilich  sfeuertechnisch  misslich  daliin  entschieden,  dass  die  Acfionärc  bei  ibreok 
eigenen  Einliommen  wie  dio  Schnldzinsen,  Lasten  u.  s.  w.,  die  sonstigen  directen  Staats- 
und  Commonalstenem,  so  aoch  die  ZißsMsn  und  Dividenden  von  Actien  inländischer 
Gesellschaften  abziehen  dürfen,  jedoch  nur  in  denjenigen  Verhältniss,  nach  welchem 
deren  öcberschüsso  bereits  der  Einkommensteuer  unterworfen  sind  (s.  Art  4,  10  des 
Gesetzes,  dazu  die  Ausfubrungen  ron  Schanz  a.  a.  0.)<  t  Ur  die  Veranlagung  ist  dio 
Unfencbeidong  von  2  Abdidlangen,  ttlier  nnd  bis  2600  H.  jetzt,  geblieben.  Zur 
Erleichterung  der  YeranlnirTing  ist  eine  sogen.  „Meld  .triL^  ibe'*  in  gewissen  Fallen  in 
beachrftaktem  Maassc  ciogcfubrt  worden,  d.  h.  unter  Strafandrohung  den  Hausbaltungs- 
voTStladen  die  PlHebt  avferlegt,  hinrichdicli  der  zu  ihrem  Hnishalt  gehörigen  Pecwnen 
der  zuständigen  Behörde  auf  Verlangen  formulirto  Fragen  zn  beantworten,  soweit  sie 
die  cinschl!lgt2:en  Verhältnisse  ann  eigener  Wahmobmnng  kennen  (Art.  11,  12).  Dio 
Bildung  der  Stcuerkapitale  nacli  .Maa.ssgabc  de«  Einkuuimcus,  zu  welchem  die  Pflich- 
tigen eingeschätzt  sind,  ist  so  eingerichtet  worden,  dass  bei  der  1.  Abtheilang  die 
Quote,  welche  das  Steuerkapital  vorn  Einkommen  bildet,  bis  7tir  27.  Ciasso  allmälig 
ansteigt,  nemlich  ?oq  c.  10  %  in  der  1.  Classe  (280  M.  Kapital  bei  2600—2900  M. 
EiBkommea)  auf  fast  16  ^/o  der  27.  Glasso  (SdOO  fif.  Kapital  bei  20—21.000  M. 
Einkommen)  und  fir  jedes  weitere  1000  M.  Einkommen  dann  um  den  fv^ti n  I^etrag 
Ton  lt>0  M.  wächst ,  was  bis  dahin,  bei  gleich  hohem  Steueranscbiag  (Stcuerfoss), 
einen  entsprechend  progreasircn,  bezw.  degressiven  Stencrfuss  bedingt  (Art.  13).  Dasselbe 
Prindp  besteht  in  der  2.  Abtheilung,  indem  hier  das  Stcaerkapital  mit  5—6%  des 
Einkommenbefrags  in  der  1.  Classe  30  ■sr.  bei  .5  -'"OA  >t  )  h.  srinnt  nnd  auf  c.  1 0  ^'/^ 
in  der  10.  steigt  (245  M.  bei  2Ö00— 2600  M.  Eiukummcnj  (.Art.  .^0>  Die  Organisation 
der  Einschätzongscommissionen  liat  die  Verlndemng  erfahren,  dass  —  jetzt  alle  drei 
Jahre,  früher  jährlich  —  die  fßr  jedes  Sfenercommissariat  zu  bildende  Commission 
aus  Mi^liedern  besteht,  welche  rom  Kreistage  (früher  rom  Bezirksrathe)  ans  den  im 
Bezirk  rorliandenen  Stenerpfliehtigen  der  1.  Äbthdlung  gebildet  wird,  nnd  die  Bildung 
eigener  Commissionen  für  die  5  grössten  Städte  obligatorisch  geworden  ist.  Auch 
sind  jetzt  alle,  früher  nur  bestimmte  öirentliche,  Behtirden  /nr  Krtheilung  von  Auf- 
schlüssen verpflichtet.  Dio  Mitglieder  der  Landcscommission  il-  Keclamationsinstanz 
werden  ferner  jetzt  nicht  mehr  von  den  Provinzialdirccii  :i  i  sondern  von  den 
ProT:n  i  ilifi'^^  chiisscn  gewählt.  Bei  der  Einschätzung  der  2.  Abiheilong  (unter  2600  M. 
Einkommen)  soll  zwar  in  der  Begel  in  dio  dem  wirklichen  Einkommen  entsprccheodo 
Oasee  eiogescbStzt  werden,  doch  kann  hei  die  Leistungsfähigkeit  angunsiig  beein- 
Aussenden  Verhältnissen  auch  dio  Einscliätzang  in  die  nächst  niedritrero  Classe  er- 
folgen, eventneil  in  diesem  Fall  bei  der  untersten  Classe  Steuerfreiheit  eintreten. 
Auch  ist  allgemein  verstattet  worden,  dass  die  3  untersten  Classen  alle  edor  theilweise, 
von  nnten  an,  im  Finanzgeseti  fitr  die  Finanzperiodo  Qberlianpt  Erlaas  der  Einkominen- 
sleDer  erhalten  (Art.  Hfy). 

Bei  der  Gewerbesteuer  haben  die  Bcrufsarten,  diu  nicht  unter  ^ic  fallen, 
kleine  Aendonngen  et&liren,  o.  A,  sind  Erwerbs-  und  Wirthschafbgenosscnschafiten, 
die  sfatnteBinissig  nnd  tbatsicUich  ihre  ThAtigkeit  auf  den  Kreis  ihrer  Genossen 

22* 
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beschränken ,  hier  besonders  eingereiht  worden.  Bei  der  Dmrechntin^  der  Normel' 
Steuerkapitalien  dor  sonst  vcrbliebenr'n  (bewerbe -Gattnnpfs-  nnd  Orlsclassen  aas  der 
Golden*  in  die  Markwährung  bind  kleine  Veränderungen  der  Sätze  zum  Zweck  der 
Cilcloliterang  (J.  Cltsae,  S.  Oitscluse)  eingetreten  und  Bestimmnngen  beigefugt  wordoB, 
um  weitere  Erleichterungen  bei  verringerter  Leistungsfähigkeit  für  mittlere  und  kleinere 
Gevorbetreibeode  2Q  gewähren  (Art  7 — 9):  ein  characteristischer  Vorgang  mehrfach 
in  neneren  Geweibestenergesetzen.  AehnUcb  l^t  allgemein  der  Geveilie8teaereemmi«sion 
die  Bcfugniss  gegeben  worden,  in  Fällen,  wo  dor  tarifmässige  Zusatz  nach  dor  Zahl 
der  Gehilfen  eine  anvcrhSltnissmflsj^ig-ß  Belastung  herbeiführen  würde,  eine  Ermässigung 
dieses  Zusat/.cs  Ins  zur  Hälfte  eintreten  zu  lassen  (An.  13,  Schlussabsatz):  wiederum 
also  Würdigung  eines  enbjectiven  Moments  im  Bebrnen  der  sonst  festgehaltenen 
Methode  der  Vfranlagunif  narh  objectiven,  äusseren  Merkmalen.  Im  Berofuncswescn 
sind  erleichternde  Aenderungen  erfolgt«  so  durch  Einfuhrung  einer  Bemoustration  an 
die  TeTanlagangscomminlon  vor  der  Bedamation  an  die  eberate  Instuz  (Oberstener* 
direction  frulii  r  Mini  'iriiim  der  Finanzen,  Abtheilung  für  Steuerwesen,  jetzt).  Für 
die  Veranlagung  der  Steuer  selbst  ist  die  Organisation  der  Behörden  erheblich  er- 
weitert worden.  Während  sie  frflber  durch  die  Steoercofflmfflaarlate  unter  Hicwirimttg^ 
der  OrtsTorstftnde  geschah,  haben  diese  Organe  jetzt  nur  die  Vorbereitung,  die  Bega« 
limnjr  selbst  ist  einer  l)esondcren  Commission  tibcrtra2:cn  (S(enercomniis?ar  als  Vor- 
sitzender, von  der  Stadiverürdnctenversammlung,  bezw.  (icmcindcrath  gewählte  Mit- 
glieder, Art.  27).  Nicht  im  Staatsgebiet  wohnende  Hessen,  nichthessiscbe  Beicfas- 
deutscho  und  Ansl.lnder  ohne  (iowcrbsanlage  noch  Niederlassung  im  Staate  werden 
nach  dem  üeweibesteaertarif  ciassiticirt  und  haben  die  Steuer  in  Form  des  Stempels 
für  das  ganze  Jabr  anf  einmal  nach  den  7  Gattangedasecn  mit  200  bis  berab  za 
10  M.,  für  jeden  (Jchilfen  mit  der  Hälfte  dic^er  Salze  mehr,  zu  entrichten  (Art.  29,  30). 
Personen  mit  vorübergehenden  Verkaufslocalen  ausserhalb  ihres  Wohnsitzes  und  ausser 
dem  Mess-  und  Marktrcrkehr  sind  besonderen  wöchentlichen  Gewerbesteuertazen  von 
60,  30.  20  M.  nach  Ortsdasaen  vnterworfen,  wovon  Vs  der  Gemoindecasse  des  Betriebe- 
orts tafliesst  (Art.  81). 

Die  Kapitalron tonsteucr  von  1884  (Fin.arch.  II,  497  ff.  mit  den  Noten 
?on  Sehens)  entspricht  uiderm  sttddentschen  Stenern  dieser  Art  Ihr  sollte  „der 
Beinertrag  aus  Kapitalvermögen,  soweit  solches  nicht  in  GmndstürUn.  Gebäuden  und 
gewerblichen  Anlagen  angelegt  ist  oder  im  eigenen  landwirthschaftlichen  oder  der 
Gewerbestener  nnterworfenen  gewerblichen  Betriebe  Verwendung  findet,  mtertiegen^* 
(Art.  1).  Ausdrücklich  sind  auch  Zinsen  und  Dividenden  aus  Actien  steuerpflichtig, 
doch  mit  Ausnahme  von  Artien  der  in  Hessen  gewerbesteuerpflichtigen  industriellen 
und  Handeläuntürnehmuii^cn  (Art  2).  Steuerfrei  sind  allgemein  Personen  mit  weniger 
als  100  M.  Jahreszins- Einkommen,  Wittwen,  eltemloee  Mindeijährige  und  erwerbs- 
unfähige Personen  bei  einem  Gesammteinkornmen  von  weniger  als  l-'iOO  M..  wenn 
ihre  Bezüge  aus  Kapitalzinscn  750  M.  im  Jahre  nicht  erreichen  (Art.  4;.  Snbjcctir 
stenerpfiichtig  sind  sonst  nicht  nur  ph3r8i8che  Personen,  sondern  ancb  Offentlicb  und 
privatrechtlich  juristische,  soweit  nicht  im  (icsctz  Ausnahmen  gemacht  sind.  Der 
gemischte  Character  der  Steoer  &h  einer  halb  Ertrags-,  halb  Personalstcuer 
darstellenden  ist  dnrch  die  Gewfthruug  des  Lasten-  vnd  PassiTzinsenabzngs  Ton 
dem  steuerbaren  Zinsbetrag  anerkannt  worden  (Art.  13):  eine  Abweichung  von  den 
sonsti;ron  (irundsHt^en  bei  den  eigentlichen  FrtTasr^steticrn  (Grund-,  Gebäude-,  Gewerbe- 
steuer), die  ihr  Für  und  Wider  hat  (s.  über  IJaden  oben  S.  2o3).  Auch  bei  dieser 
Steuer  wird  die  Methode  der  Bildung  Ton  Stenerkapitalien ,  die  dann  als  Grundlage 
der  Besteuerung  dienen,  aneewandt.  und  zwar  so,  dass  ^  "  „  des  steuerpflicbtisr' n  7iri  - 
eiukommens  dies  Kapital  bilden  (Art.  11):  natürlich  eine  mehr  oder  weniger  wiiikuhr- 
licbe  Verblltnisszabl.  Man  scheute  eine  höhere,  um  die  Steuer  nicht,  neben  der  dies 
Finkommen  noch  trefTenden  Eirikr.iiiniensteuer.  zu  hodi  werden  zu  lassen;  der  Fuss 
war.  nach  damaligem  Steueranschlag,  c.  1.5  „.  vom  Ertrag  selbst,  allerdings  erheblich 
niedriger  als  bei  der  Grund-  und  Gewerbesteuer.  Eine  Progression  dieses  l'^usses, 
(bezw.  eine  Degression  für  kleineres  Zinscinkommcn,  wie  in  Baiern)  glaubte  maii  ?er- 
meiden  zu  müssen,  besonders  mit  Kücksicht  auf  den  olmehin  lu  i  der  Einkommensteuer 
bestehenden  Progressionsfuss  und  weil  die  Kapitalrentensteuer  neben  letzterer  dieselbe 
Function  wie  die  anderen  Ertragssteuern  des  Systems  mit  ihrem  Proportionatfbss  haben 
sollten  (s.  die  Note  zu  Art.  II  bei  Schanz,  S.  50r»\  Bei  der  Veranlaüunc^  der  Steuer 
ist  hier  nun  die  Pflicht  der  Steuorerkläroog  ausgesprochen  worden  (Art  14), 
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ond  zwar  so,  d&ioi  jeder  FÜichUge  ohne  besooderQ  AufXordcrang,  nur  aacb  OfTeoUicher 
Belaiintinmchnn^,  jährlich  nach  einem  amtlichen  Fcrmular  seine  StenererUirang  (mit 

Aügabc  der  ab/.u>:üfähigeQ  Lasten)  an  die  Bilrgermoisterei  ciu/uliefern  hat.  Auf  Ter- 
iangea  der  Siuschätzungscommiäsiou  bat  der  Pflicbtigu  auch  weitere  Aufklärungen 
zn  geben.  Wer  die  SteoererUirang  nicht  abgiebt.  aber  fOr  kapitalrentanttenerpflicbtig 
gilt,  vird  TOD  der  Eioscbätzangscommission  zur  Abgabe  der  Erklärung  oder  der  Ver- 
sichernng  ik-r  Nichtstenerj'flicbtigkeit  binnr-n  einer  vicrwnrhi2:cn  Fri>t  auffen'for  l  r;  und 
wird  straffällig'  umJ  vrrliun  da*  ßechtsuiittel  für  das  .l.ilir  ^^u^^oii  sciuc  hia^iL  h.iuung, 
wenn  er  der  Aulforderung  nicht  Folge  leistet.  Die  Kiiis<  hiit/iuigsbebörden  ^ind  die- 
seihen  wie  für  die  Kinkoinmeristcner,  das  Verfall r<  ;i  in  boidcii  Fiillen  wt  ^ni! lieh  gleich. 
Auch  hier  werden  die  hapitalreotner  mit  2üUD  M.  ubeRtteigendcm  üotMunmteiu- 
kommen  ron  der  EinschitsnngseommiMion  der  1.  Abtheimng  der  Einkommensteuer, 
dir  mit  kleinerem  iicsammteinkommen  von  derj(>nif,'i!u  der  2.  Abthisilnuij  veranlagt 
(.Art.  17  tt.  d.,  Uber  Reclamationen  und  Beschwerden  Art.  20  U.)-  «Strafen  sind  an- 
gedroht fiir  wissentlich  unrichtige  oder  anToltstindige  Angaben ,  die  zur  YerkQrtnng 
des  Steuerinteresseä  fuhren  können,  auch  für  abaichdicbe  Unterlassung  der  Steuer- 
erklärung i  ViTgL-lien  der  „Stcueihinter/.iehuni;"  .  Die  Strafi-  Ut  (Jeldstral'e  im  Acht- 
iaclicu  dc3  Jalircaertrags  der  Steuer,  die  uusacrdeui  nach  /.u  Calden  ist.  Letztere  Ver- 
pflichtung dauert  5  Jahre  aud  gebt  anf  die  £rl>en  über,  eine  Vorschrift,  mit  welchi-r 
das  fiscalische  InterLs^o  kaum  genügend  irewahrt  wird,  da  gewöhnlich  erst  beim  To  le 
des  Censiten  eine  oft  langjährige  Steuerhinterziehung  constaiirt  wird,  deren  pecuniärer 
Naebtheil  so  feit  den  Staat  nvr  thdJweise  got  gemacht  werden  kann.  Umwandlnng 
der  (leld-frafen  in  1'reiheitss.traff  findot  nicht  statt.  Die  Strafen  werden  dunh  das 
Gericht  erkannt,  sofern  der  Ceusit  nicht  freiwillig  innerhalb  10  Tagen  auf  Aufforderung 
zahlt  (Alt  24—81). 

§.  97.  \Merte  Periode.  Nene  Fortbildung  der 
dirccten  Steuern,  Gesetzgebung  von  1805.  Die  im  Voraus- 
gehenden dargestellten  Reformen  seit  den  löüOer  Jahren  haben 
die  Lösung  des  wichtigen  Problems  der  möglichst  richtigen  Ver- 
tbeilung  der  Last  an  directen  Staatssteuern  ohne  Zweifel  wesentlich 
gefördert.  Durch  die  Einführung  und  Entwicklung  der  Eiokommen- 
steaer  an  Stelle  der  alten  Penonalsteaer  war  allmälig  von  den 
60er  bis  in  die  90er  Jahre  das  Schwergewicht  der  directen  Be- 
steaenug  tod  den  alten  Ertragsstenern,  besonders  der  Grandstener, 
weg  in  die  Einkommensteuer  verlegt  worden,  eine  Richtnng  der 
Bewegung,  welche  sieb  durch  die  Einitlhrung  der  Kapitalrenten- 
stener  noch  Tersebftrft  bat.  Der  Ansscblagscoefficient  der  Grund- 
steuer hätte  ermüasigt  werden  ktfnnen.  Die  heibebaltenen ,  noch 
durch  die  Kapitalrentenstener  ergänzten  Ertragsatenem  fungirten 
der  Anuahnie  nach  und  mehr  oder  weniger  —  freilich  sehr  YCr- 
schieden  nach  ihren  einzcliieii  Arten  und  vollends  bei  den  einzelnen 
Steuerobjecten  und  Subjecten,  schon  wcj^en  NichtherUcksiebti^un^- 
der  Schulden  bei  der  Grund-,  Gebäude-  und  (iewcrliChtcucr  als 
eine,  auch  principiell  jetzt  beabsichtigte  höhere  IJosteueruug  des 
fnndirten  Einivommens.  Ancb  die  Durchschnittsbehistung  mit  diesen 
Ertragsstenern  war  allerdings  noch  rcclit  versi  hicden,  soweit  sieh 
das  bei  den  drei  alten  nach  deren  ganzer  Veraulagnngsmethodc 
wenigstens  schätzungsweise  feststellen  liess,  bei  der  neuen  Kapital- 
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rentenstener  aaeli  nach  dem  absichtlich  fttr  sie  gewühlten  niedrigeo 
Steneifoss  (besw.,  was  anf  einen  solchen  hinanslinft,  bei  dem 
mftssigen  Anschlag  der  Stenerkapitale).  Aber  immerhin  war  doch 
alles  fnndirte  Einkommen  hoher  belastet  und  das  bisher  begltnstigte 
Leihkapital  wenigstens  jetzt  einer  Rentensteaer  mit  nnterzogeo. 
Gewisse  fiefreinogen  nnd  ErieichterongeD  der  klemm  Leute  waren 
in  der  Einkominen-  und  zom  Theil  in  der  Kapitalrenten-,  auch  in  der 
Gewerbesteuer  eingetreten,  Lmistäude,  welche  die  Leibtiingsrähiglieit 
ungünstig  beeinflussen,  mehr  berUckgichtigt  worden.  In  der  Ein- 
kommensteuer war  ein  progressiver  (bezw.  degressiver)  Steuerfuss 
zur  DorchfUhrnng  gelangt,  so  dass  die  grösseren  Einkommen 
weiii^Ktens  etwas  stUrkcr  als  die  kleineren,  trotz  der  Proj)ortiona- 
lität  der  SteuertÜsse  der  Krtragssteucru,  belastet  wurden.  So  hatte 
sich  die  ganze  directe  Besteuerung  mehr  dem  Grundsatz  der  Be- 
steuerung nach  der  LeistungsHlbigkeit  angepasst  Die  Last  der 
directen  Staatastenern  wurde  allerdings  durch  den  UinsutriU  der 
Commonalsteiiern  gesteigert,  die  auch  in  Hessen  sich  an  erstere 
anlehnten  nnd  bei  steigenden  Bedürfnissen  wachsen.  Aber  die 
nene  Verfassnng  der  directen  Staatssteoem  war  doch  auch  ge- 
eigneter für  die  Anlegung  der  Commnnalstenera  geworden,  was  in 
dem  nenen  Commnnalstenergesets  Tom  24.  Sept.  1887  anch  znm 
Attsdrack  kam. 

MateriaUett,  auch  statistische,  nun  Belege  vielfach  in  den  Landtagspapiorcn  und 
danach  iu  den  gennnnten  Aufsätzen  von  Schanz  und  Glässiug^  im  Finaiizarchir.  Beim 
Staueraasächla^  um  Ib&4  galt  die  Grimd&teuer  als  oine  Belastung  von  3.91  %  dos 
Beinortrags,  dio  Gewerbesteuer  ala  eine  solche  tod  ca.  2.5.  die  goverbliche  OebSode- 

steuer  vuii  *3.  die  K;ii»iiaIri'jitcns(C'Uor  von  1..'  während  die  Einkoniuioribtouer  beim 
Ausschlag  von  lt>  Pf.  auf  1  M.  Steuerkapital  das  kleinste  steuerpflichtige  Einkomineu 
Ton  5—600  M.  mit  0  96,  das  grösste  Id  der  2,  Abtheilung  (bis  2600  M.)  mit  1.57, 
das  kloiiiäto  in  der  1.  Abtheilung  mit  1.72,  das  Einkommen  von  20.000  M.  ta  mit 
dem  gleichen  Satz  von  2.56  "/„  traf  I'or  Aussclila?  für  die  Grundsteuer  war  von 
19  Pf.  auf  1  M.  in  1868  bis  18Ö4  auf  U  Pf.  hcrabgcsüUt  worUen  (s.  l'ijj.arch.  II, 
857,  510,  XIII.  274,  300). 

Die  Kiitwii  Lltiii;,^  der  Steuf'rertrJljrc  und  das  Verbriltniss  bei  den  einzelnen  Steuern 
zu  einander  zci^t  tolgcudc  Tab.  57  lässing,  Fin.arch.  XIII,  300  fur  1868— 94/95. 
Ufr.  680,  Dec.  1898,  Mittheiliiiigoii  der  hessischen  statistischen  Gentnlsteiie  für  1897/9^, 
hier  , .ausgeschlagen  und  zur  Hebung  Überwiesen").  Sie  bestätigt  zilfernmässig 
genau  das  oben  Gesagte  und  licl  rt  zugleich,  wie  die  ähnliche  Entwicklunfr  in  anderen 
deutschen  Staaten  (Preussen  S.  54,  51»,  Baiern  S.  181.  182,  Sachsen  S.  121.  Wuritem- 
berg  S.  231,  Baden  S.  294)  cinoo  fönten  Beleg  für  die  wenigstens  relative  Eiulastuag 
des  iHndÜcIien  Bodens  und  Ertrags  und  für  die  Ettttrickiuug  auch  der  hessischen 
Yolkswirtbscbaft  iu  der  bckauotco  modernoii  Weise. 

Fraher  (s.  r.  Krag's  Denkschrift  von  1897  Uber  Stenerroform .  Anlage  III) 
überwog  die  ürund-  und  Gebäudesteuer  noch  mehr:  T^^^*  uiit  739,  1^^40  mit  740. 
1860  mit  699  Promille  des  Ertrags  gegen  70,  71,  109  bei  der  Gewerbesteuer,  191, 
188,  192  bei  der  Personalatcner.  —  Die  Steneransschläge  (eb.)  waren  anf  diese  drei 
Steuern  (nach  iSGf«  auf  die  Einkommensteuer  statt  der  Persoiialsteuer),  1828  gleich- 
mässig  ir'..-;ry„.  IV 10  13.0,  ism  1- i^r^Q  und  1870  desj?!..  seit  1880/>^1  verschieden. 
17,5  auf  die  Uruutisttuer,  19  auf  die  anderen,  lvj85/86  bczw.  15  uud  17,  dieser  Satz 
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ton  17  aoch  aaf  die  Kapitalrenteostcuer,  1890/91  14,  16  anJ  aof  die  Kapitalrenteti- 

steaer  17.  ebenso  seitdem.    Aho  eine  Differenz! rung  im  Aussclilag  za  Gunsten  der 

t-/  rj  -  -    — 

Gruudäteuur,  zu  Ungunsten  der  Kapitalrentensteuer,  mit  dem  mittleren  SaAi  °/o) 
bei  der  Geverbe-  «nd  Elnkomineiisteaer. 

Ruhe  trat  gleichwohl  nicht  lange,  weder  in  der  Agitation  fUr 
weitere  Veränderung  der  ►Steuern,  noch  in  den  Kammern,  noch  in 
der  gesetzgeberischen  Arbeit  selbst  ein  und  besonders  seit  den 
90er  Jahren  kam  die  ganze  Materie  wieder  in  Bewegung.  Der 
Grtlnde  waren  mancherlei,  zum  Tlieil  die  remlichen  wie  Uberall 
in  Deutschland.  „Unerledigt  war  in  der  bisherigen  Reform  die 
umstrittene  Frage  der  Bildung  neuer  Steuerkapitalien  für  die  land- 
wirkhftcbaftlichen  Grundstücke  und  der  Kernpunct  altes  Steuer- 
Wesens,  die  Frage  der  Yerhältnissmässigkeit  der  Belastung  der 
einzelnen  Einkommenqncllen  geblieben'' (Glässing).  Die  alten  Ertrags- 
etenero,  aueh  die  reformirte  Gewerbesteuer  genügten  bei  ihrem 
ganzen  Gharaeter  immer  weniger.  Die  Entwieklang  der  Volks- 
wirthscbaft  In  pri?atkapitali8tiseber  nnd  indastriestaatlleher  Riehtnng, 
die  sebwierige  Lage  der  Landwirtbscbaft,  die  steigende  Last  der 
Oommnnalstenern,  die  neueren  ^^ocialpolittscben*'  Stenertbeorien 
ond  Bestrebungen,  die  Finanzbedflrfnisse  des  Staats  drängten  ancb 
hier  weiter  und  praetiseb  wirkte  dann  gerade  auch  in  Hessen  wieder 
das  Beispiel  der  nenen  Reformgesetzgebung  der  direeten  Besteuerung 
in  Prenssen  sowie  bald  der  gute  Erfolg  dieser  Reform.  Nament- 
lich das  Streben  nach  weiterer  Entlastung  der  unteren  Classen  von 
direeten  Steuern,  nach  grösserer  Berücksichtigung  der  persönlicbcQ 
Leistuugsiähigkeit  bezüglich  der  Traguug  der  Steuerlast  unter 
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ungünstigen  Umständen  nnd  das  Seitenstttok  dazn,  nach  stärkerer 
Belastung  der  grosseren  nnd  ganz  grossen  nnd  der  Besitzeinkommen^ 
daher  nach  stärkerer  Progression  des  Stenerfasses  naeh  oben  zn, 
machte  sich,  wie  nenerdings  fiberall  in  Deatschland,  anch  in  Hessen 
immer  mehr  geltend.  Die  Vornrtheile  gegen  schärferes  Ver- 
anlaguDgsverfahren  bei  den  Personalstenem,  gegen  Declarations«* 
pflicht  bei  der  Etokommenstener  schwanden  mehr.  Die  Mängel  der 
alten  „objectiven"  Ertragsstenern,  der  Bestenernng  wesentlich  nur 
nach  aussei  eil  Merkmale u  auch  noch  in  der  rcvidirten  Gewerbe- 
steuer, wurden  mehr  erkannt  und  anerkannt  und  ihre  Abstellung 
erschien  immer  dringender.  Aus  diesen  Strömungen  ging,  nach 
verschiedenen  Anläufen  und  manchen  WechHcllallen ,  auch  in  den 
Kammern,  eine  Fortbildung  der  directeu  Steuern  hervor,  welche, 
ohne  damit  ihren  Abschluss  schon  zu  finden,  zunächst  wieder  zu 
Veränderungen  des  Einkommen-  und  des  Kapital- 
renten Steuergesetzes,  im  Gesetze  vom  25.  Juni,  bezw.  10.  Juli 
1895  fährten.  Das  erste^  das  an  Stelle  des  1884er  trat,  hat  wesent- 
lich nur  solche  Aendemngen  erfahren,  welche  die  Einftlhrurg  der 
Declarationspflieht  für  die  erste  Abtbeilnng  der  Stenerpflichtigen 
mit  sich  brachte  (s.  bes.  Art  20,  25,  19,  39)  nnd  Aendernngen  im 
Tarif,  besonders  bei  der  ersten  Abtheilang  dnrch  WeiterfUhrong 
der  I^ogression.  Bei  der  Kapitalrentenstener  bescbribikten  sieh  die 
Ve^dernngen  anf  die  EinfBhrung  des  Verwaltuugsgerichtshofs,  der 
anch  bei  der  Einkommensteuer  so  fungirt  ,  als  letzte  Bernfongs- 
Instanz.  Der  Abschlnss  der  Reformgesctzgebung  ist  erst  1899  nnter 
mancherlei  parlamentarischen  Schwierigkeiten,  aber  ganz  in  der 
uiigedeuteteu  KiihtiiD^-  encicLi  worden  (§,  Ü8  unten). 

Auch  hier  küunen  nur  die  Hauptergeljuiase  der  ISUöci  Gesetz- 
gebung, nicht  die  Phasen  in  den  Meinungsstreiten  zwischen  den 
legislativen  Instanzen  und  sonst  dargestellt  werden.  Wie  gewöhn- 
lich musrstcn  nmin  herici  Compromisöe  ii:rs('lilüöseu  werden,  um  das 
Werk  zu  .Stande  zu  bringen,  was  dann  dahin  ftihrte.  dass  weiter- 
gehende Bestrebungen,  so  lür  grössere  Befreiungen  und  Erleichter- 
ungen nach  unten  zu,  noch  schärfere  Progression  bei  der  Einkommen- 
steuer (gerade  in  der  1.  Kammerl)  zunächst  noch  nicht  durch- 
drangen. 

S.  für  Alles  und  für  hier  ubcrgcganircncs  Einzelne  wiu'lor  'lic  reichlialti>c 
Arbeit  von  Uiää.siug,  ein  Soitou&tuck  zu  der  frUbcrcu  von  8cbaaz,  Fin.arcb.  XllL, 
273—377«  daselbst  di«  beidwi  Gesetze  878  ff.  ond  897  ff.  Wichtigere  Poiiete  waren 
die  folgenden. 

Bei  der  Einkommensteuer  gingen  in  Bötreff  der  subjcctiFen  Steuer- 
pflicbt  und  der  untorea  Eiokommengrenze  dafür  Besttebaogeu ,  uameotlich  in  der 
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1.  Kammer,  darauf  aus,  die  Befreiuiig  über  tliü  bisLcrige  ürcuze  von  500  M.,  erentucll 
▼ie  iD  Preussen  bis  auf  900  M.  auszudehnen.  Aber  es  blieb  Bchliesslieh  im  Qesets 
bei  der  bisherifjon  (ir<":i7t>.  aus  Hscalischen  Kücksirhfi'ii ,  atich  wetren  der  ficmeindc- 
steaero,  aber  auch  aus  pnucip ielieu  politiscliea  Granden,  weil  mau  eine  weitere  Steoer- 
firelheit  fon  directeor  PenoBalstener  nach  unten  zu  fiir  oorichtig  bielf.  Auch  Er> 
I'-iLLtLruii^ren  sind  nur  in  «^cri:)-'^ m  Maasse  ciny:otrefen,  so  bei  der  2.  Abtluülung 
(unter  2600  M.  Einkommen)  in  der  Art.  dass  jetzt  auf  die  Lcistanf^fähigkeit  ungünstig 
envirkendo  Umstände  nicht  nur  durch  Einschätzung  in  tiefere  Steuerclassen  berück- 
sichtigt werden  können«  sondern  müssen,  und  hier  dann  für  die  günstigere  Einsetzung 
der  Cenäitcn  nicht  nur  die  nächst  niedrigere  Ciasso  zulässig  ist.  sondern  1  oder  2  dieser 
Clsssen  (Axt.  49).  Durch  den  Fortfall  der  noch  im  vorigen  Gesetz  festgehaltenen 
Forschrift,  dass  auch  bei  der  Xinscb&tznng  der  2.  Abdieilnng  ,«ohoe  Ualigea  Eindringen 
iü  die  speciellen  Einkommen-  und  Vi'rninf;inisrerliSltni<se'*  vora:fg'angcn  wr  r) n  solle, 
oad  diucli  J^leine  Erhöhung  der  Stcuerkupitalien  gerade  in  der  unterüteu  Stufe  (bei 
5-^600  M.  fiinlroDmen  ron  80  aof  85  H.),  woneben  die  Sinfen  2—7  allerdings  kleine 
Ermässigungen  der  SteuorkapitaJanschl&gc  erfuhren  —  ist  sogar  die  Einkommcu- 
l)es(enertinp  der  kldnen  T.ente  eher  noch  verschärft  worden.  In  der  Stcuerpflicht 
nicLi-pbysischer  rer&üiien  ist  keine  Veränderung  erfolgt.  —  Bei  der  tcsiictzung  der 
objcctiren  Stcuerpflicht  tauchten,  zumal  Jetzt  beim  Lebergang  zur Oeolniationa- 
pBii  ht,  älinliclie  Streitfragen  auf,  wir  s.  Z.  in  Preussen,  Besonders  die  sn^ren.  ,,Ab7.u(?s- 
posten",  die  bei  der  Berechnung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  vom  (lesammteiu- 
iMiBen  statthaften  Abzüge*  worden  genaner  bestiniDt  (Geiietz  ron  1895,  Art.  19, 
gegenüber  Art.  20  des  (Je^et/cs  von  1884)  — ,  in  Betreif  der  Abschreibungen  für 
AlNiBtzungen  der  den  landwirtbschafilicben  und  gewerblichen  Botrieben  dienenden 
Criiipde,  Maschinen  und  Betriebsmittel,  entsprechend  einer  angemessenen  Berück- 
iidlüfDng  der  Werthrermindcrung,  nach  den  Gruudsätzcn  ordnungsmääsigcr  Bncb- 
fthmng  (Art.  19,  Nr.  8\  Auch  wurJeti  ftjr  abzugsf ihiir  erklärt  die  vom  Steuer- 
lÜchtigen  gesctz-  und  vertragsmässig  zu  entrichtenden  Beiträge  zu  Kranken-,  Unfall-, 
Altei^  ond  luralidenrersicherungs-,  Wittwen-,  Pensionscassen  (eb.  Nr.  6)  und  sogar 
—  ein  voll' ri  i>  >(ritti?r(>r  Piim  t  (s.  (ilässing  a.  a.  O.  S.  ;M  1 .  meine  Abh.  tiber  die 
preossische  bteuerreforra,  Fiu.arch.  1S91.  B.  8,  S.  711)  —  die  Versicheruagsprämien 
bis  in  400  M.  jUirlieh  (in  Prenmen  000)  ftkr  die  Yeraicherung  des  Genaiten  aof  den 
Todes-  oder  Lebensfall  (Nr.  7).  Im  Unterschied  zu  Preus^ien  besteht,  wie  auch  schon 
uach  bisherigem  Gesetz,  die  Ab/u^i^sfrtbijrkeit  auch  aller  directen  Conimnnalsteuern 
(Xr.  4),  —  Der  lange  und  besonders  eitrig  gefübrte  .Streit  über  den  Steuertarif 
und  die  I  i  rossion  endete  in  Compromissen  zwischen  Keüierung  und  Kammern 
und  beider  letzteren  untereinander,  w  odurch  namentlich  die  l'roi^res.Nion  weiter  gcfulirt 
utid  etwas  verschärft  wurde,  auch  gegenüber  der  fiogicrongsvorlage  ((ilässing, 
S.  316— 840^  Aneh  bier  verblieb  es  bei  der  bisbeHgen  formellen  Bestenemng»- 
methode,  der  Bildung  von  Steuerkapifalii  ii  aus  einer  gesetzlichen  Quote  der  Einkommen- 
daKen  ond  bei  der  Durchführung  der  Progression  in  der  Wei^e,  dass  in  beiden  Ab- 
dieihinfen  der  Steuer  jene  Quote  mit  der  Höhe  des  Einkommens,  bei  der  1.  Abtheilnng 
bis  in  einem  bestimmten  Betrage  der  letzteren,  wuchs,  bei  der  2.  Abtheilung  jetzt, 
Bach  der  Untorgrcnze  der  Classe  lierecbiiet,  von  7  auf  c.  lO.fi  (bisher  von  6  auf 
C  10.6  V»i  daneben  die  ubea  erwähuieit  kleiuea  Ermässigungen  der  Ülassea  2 — 7  der 

2.  AbthoüuDg),  in  der  1.  Abiheilung  fUr  die  Einkommen  über  2600  M.  von  der 
14.  Classe  an  (8500—9000  M.  Einkommen)  die*«e  Quote  langsam  ein  wenitr  stie;;  und 
auch  über  die  bisherige  Grenze  der  Progression  (20—21.000  M.  Einkommen)  sich 
Mch  welter  erböhte,  was  jetzt  erst  in  der  47.  Classe  (bei  40—41.000  M.  EinltomneD) 
*öfhörte.  Von  hier  an  war  dif  Quote  vim  1000  M.  jeden  weiteren  Einkommens, 
vihrend  sie  bisher  nur  iOU  M.  für  lOUU  M.  von  21  UOU  M.  Einkommen  an  gewesen 
*ar.  Bei  dem  Steuersatz  von  16  Pf.  für  1  M.  ergab  sich  so  eine  Progression  von 
1.12  •  „  in  der  1.  Classe  der  2.  Abtheilung  (500  M.  Einkommen)  und  1.72  "/^  in  der 
1.  Clas'^e  der  I.  Abiheilanfr  (2^00  M.)  ^elili.  sslich  bis  auf  fast  4%.  Eine  wohl  (auch 
tfl  der  1.  Kammer)  befürwortete  noch  weitere  Steigerung  der  Progression  dranj;  nicht 
dutb,  ancb  im  HinUiol  anf  diesen  Maxioalfoss  in  anderen  deutschen  Staaten ,  be- 
sonders in  Preussen.  Das  Erreichte  w:ir  imm.'rhin  ein  Fortschritt.  —  Die  Decla- 
r&lioQgpflicht  hatte  früher,  besonders  in  der  1.  Kammer,  viel  Widerspruch  gefunden 
nd  «ar  in  dM  Eänkoaimeiwteuergesetz  ron  1884  noch  Biebt  anfgenonmeiL  worden, 
voU  aber  daiiab  Ib  das  Kapitalientensteuersesets  gekommea  (o.  S.  828).  Jetzt  dnmg 
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sie  bei  der  2.  Abtheilung  der  Steuer  duicli  und  kam  wesentiich  uacli  der  i  Asauug 
wie  bei  der  KapitalrctiteDsteuer  in  das  Goset/.  (Art.  20  Ii.)  Man  Hess  es  auch  bei 
der  biaherif^en  Orenizifier  zwischen  den  beiden  Abtheiluugen  (2000  M.)-  Bei  der 
2.  AbUieiiuog  besteht  facultaüre  Steoererkläruag,  kann  aber  auch  obiigatoriicbe  ein* 
treten,  wenii  der  VordtzeDde  der  Veranlagangscommtstion  m  ^aen  Cauittth  die  be- 
treffende Aufrür  l^-rung  richtet  (Art.  49,  letzter  Absatz).  Bei  nur  durch  Schäteang  za 
ermittelndem  Kiukommcn  soll  dem  Censiten  auf  äciucn  Autrag  gestattet  werden,  statt 
zificrumässiger  Angabe  des  Einkommens  diejenigen  Nachweiäongen  zu  geben,  deren 
die  Commission  zur  Schätzung  des  Einkommens  bedarf  (Art  20).  (S.  das  sehr  specia* 
lisirendc  Furmuiar  der  Steuererklärung  bei  Glässing  S.  355— S50.^  Der  Aufnahme  der 
Diidarationspflicht  in  das  Gesetz  entsprach  eine  Aendernng  in  der  Orgauisation  der 
BerafongsiastMuen  Ittr  die  1.  Abtheiliins  der  Steuerpflichtigen.  Es  ist  jetzt  hier, 
wieder  nach  prenssischem  Vorgang,  pcgcn  die  Entscheidung  der  im  Uebrigen  com- 

Setont  gebliebenen  Landescommi^ionea  den  Stenerpflichügen  me  dem  Yoraitzenden 
er  Lnodeseommtasioii  die  Beechverde  an  du  oberste  Yervaltangsgericht  gevXhrt 
worden,  obgleich  die  Zusammensetzung  des  letzteren,  die  abweichend  von  der 
preasiischen  und  sonstigen  ist,  sich  dafür  nicht  so  unbedinr;:!  zu  eignen  schien 
(Art.  32 — 35).  Aber  man  wollte  gerade  vcriuchrte  rechtliche  Garantieen  bei  dem 
neuen  durch  Aufiiahmo  der  Dcclarationspflicht  verschifften  Verfahren  gebea 
(Jläbsing  S.  367  fl.).  Bei  der  2.  Abtlieilung  der  Censitcn  i^t  es  bei  der  bisherigen 
Einrichtung  des  Berufuugsweseos  geblieben,  so  dass  hier  uoch  die  Verwaltung  (Ministe- 
rium der  Finuien,  Abteilung  fttr  StenerveseD)  oberste  Berafongsinataiu  ist  (Art  51). 
Organisation  der  Vcranluj.  rii  und  Veranlagjungsyerfahren  sind  sonst  die  bisherigen 
(Gesetz  von  1884)  bewährten  geblieben.  „Die  Gesammtheit  der  Besümmongen  (lÜMT 
Organisation),  meiot  GlftssiuglS.  362),  reprisentirt  eine  Organisation,  vie  «le  webt 
besser  nirgends  gefanden  werden  durfte."  Namentlich  wird  die  Einrichtung,  dass 
ein  finanzieller  Fachmann  an  der  Spitze  der  Veranla^ungscommissionen  steht, 
der  Stcucrcommissar,  mit  Kocht  als  ein  Vorzug  gelten  mästen,  auch  gegenüber  der 
neuesten  preussischcn  Gesetzgebung,  wo  immer  noch  ein  Verwaltungsbeamter  diese 
Stellung  einnimmt  (Landrath  u.  s.  w.).  In  Conscquonz  der  Einfuhrun":  der  Declaratious- 
pflicht  sind  auch  Strafandrohungen,  wie  bei  der  Kapiialrentenateucr,  für  die 
Censiten  der  1.  Abtheilang  in  das  Eiokommeosteuergesctz  gekommen  (Art  99  ft^ 
Achtfaches  bei  wissentlich  unrichtigen  oder  absichtlich  unvülUti^ndig^en  Angaben, 
welche  zur  Verkürzung  des  Steucrintcresses  zu  fuhren  geeignet  sind,  sowie  bei  absicht- 
licher Unterlassung  der  vorgeschriebenen  Steuererklärung).  Ftlr  die  Erkennung  der 
Strafen  ist  jetzt  das  Gesotz  betr.  die  Einfuhrung  dos  Vorwaltuii;;ästr&f  bescheids  bei 
Zuwiderhandlunfien  ppgcn  die  Vorschriften  über  die  Erhebung  öffentlicher  Abgaben 
und  Gefalle  vom  20.  Sept.  1S90  anzuwenden.  Die  Steuererklärung  ist  wie  bei 
der  KspitalrentensteDor,  ohne  besondere  Atifforderang,  nur  nach  öffentlicher  Belannt- 
machnng  an  die  Bürfrcrmcistereien  odor  die  Steucrcommissariatc  ab/.ngeben.  Wer  sie 
anterlä:>st,  aber  von  der  Commis>ioQ  fUr  dazu  verpflichtet  gilt,  wird  von  der  Behörde 
dazu  aufgefordert  und  verliert,  wenn  er  siebt  Folge  leistet  oder  nicht  lenidMil,  da» 
sein  Einkommen  unter  2600  M.  ist,  diu  Kochtbmiitel  gegen  seine  Vonuilegiing  in  dem 
Stenerjahr.  nehendem.  dass  er  crentuell  Strafe  verwirkt  (Art.  20V 

An  dem  neuea  K a p i  tal  r  e  n  tt;  n  s  t  e  u  ergebe  tz  ist  gruadait^Üch  hicliLa  vcr- 
tndert,  dur  :h  eine  neue  Kedaction  nur  zwischen  diesem  und  dem  Einkommensteuer- 
gesetz Ucbcreinstimmung  bctreli's  des  Voranlajrunpsverfahrens.  der  Fristen,  der  Kechts- 
mittol  und  der  Straf  bostimmuugou  herbeigeführt  worden.  Bei  dem  niedrigen  Ansatz 
des  Stoaoricapitals  mit  nur  8  7«  vom  Benteneinltommea  ist  es  rorllniig  verblieben 
(s.  Glftdsing,  8.  376). 

§.98.  Fünfte  Periode.  A  bs  c  h  1  uss  d  e  r  Reform  der 
dirccten  Besten  cm  ug,  ISl»'*.  Aufhebung  der  Ertrags- 
steuern  als  .StaatBBteuern,  Einftibruug  der  Ver- 
mögenssteuer. Die  Retbrmen  von  1895  wurden  von  keiner 
Seite  als  Abschluss  betrachtet,  sondern  nur  als  eine  neue  Etappe 
zo  weiteren  und  tiefergreifenderen ,  dann  erst  abscbliesaenden. 
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Eben  deswegen  kam  es  1895  eher  zu  Comproniissen,  so  iu  der 
Tariffrage,  und  wurden  die  Wünsche  betreffs  dir  Keal-  und  der 
Gewerbesteuer  vertagt.  Man  wollte  auch  cr:5t  die  finanziellen  Er- 
folge des  neuen,  mit  auf  Declarationspfliclit  beruhenden  Veranlagungs- 
rerfahrcns  abwarten.  Die  Dinge  kamen  denn  auch  bald  in  neue 
Bewegung,  seit  181)7,  und  sind  dann  nach  manchen  Schwierigkeiten 
Mich  im  Jahre  18^9  amfassende  fieformen  des  ganzen  Systems  der 
directen  Staatsbesteuerung  gelungen.  Weitere  gleichzeitige  auf 
andeien  Stenergebieten  stehen  damit  im  Zusammenbang  (§.  99,  100). 
Aneh  von  diesen  Beformen  sollen  hier  wieder  wesentlich  nnr  die  £r- 
gebnisse  in  den  betreffenden  Oesetzen  von  nns  noch  nftber  dar- 
gelegt werden.  Die  Phasen  der  Kämpfe,  die  einzelnen  Streitpnnotey 
nnter  denen  der  fiber  dieWiedererhebnng  (bezw.  Fortdauer  in  ver- 
änderter Form)  der  seit  1891  ausser  Hebung  gesetzten  Weinstener 
(s.  o.  §.  99)  besonders  herrorgeboben  sei,  TermUgen  wir  hier  nicht 
In  allen  Einzelheiten  zn  verfolgen.  Sie  bieten  manches  allgemein 
Interessante,  so  in  Betreff  der  Tariffrage,  bei  der  Einkommenstener, 
der  Vermögenssteuer,  der  Ausdehnung  letzterer  u.  s.  w.  Für  iStciu  r 
re  form  fragen  im  Allgemeinen  lie?:t  hier  auch  ein  lehrreicher  Fall 
als  Heispiel  vor,  wie  fi8cal!s(  lie  N oth wendig kciten  zu 
(Jum])r()iiiissen  und  zu  Comhiuationen  verschiedener  Steuern,  auch 
zu  einzelnen  Maassretj:elu ,  ko  in  Hessen,  nach  dem  Aufgehen  der 
Weinsteuer,  zur  Kmiiihrung  der  Classciilntterie ,  zwingen  können, 
die  eigentlich  von  keiner  Seite  recht  gewünscht  werden.  Das  üaupt- 
sichliche  wird  im  Folgenden  kurz  znsammengefasst. 

S.  ll&heres  darüber  In  dem,  wihrend  ich  dies  lOt tuber  ISViO)  siliroib.-,  erst  noch 
in  Aoasicht  stehcndeu  noacD  Auf^iatz  von  Glässin^  im  Fiu.arcb.  Ii.  1,  Jahrg.  1900. 
Audi  Aiiii»&Uo  von  demselben  über  Steuerreform  in  dci  bcääiscbcn  Zeitschrift  far 
8taatt>  and  Gemeiiiderenraltong  1897,  Aoip.— Dee.  Der  hassisdi«  Piiutuzministar 
Herr  KU chlor  hat  mir  die  roirli haltigen  und  höchst  lehrreichen  Materialien  über 
das  gftoze  neuo  Steuenofoimwcrk  zur  Veiftt|^ux  gotttcllt,  wofor  ich  hier  meinen 
beeoideraii  Dank  ainspreehe.  Herr  Mln.-Seer.  Gllssiof  Iim  mir  dafttr  einen  niltiliohen 
Leitfaden  handschriftlich  geliefert,  wofür  ich  hier  ebenfalls  bestens  danke.  Ich  habe 
dieseu  l.''i?fub'u  im  Folgenden  mit  benutzt.  Von  den  ActeustUcken  sind  besonders 
bcnierkcü5Wciih:  amtliche  Denkschrift  von  v.  Krujc,  Vorsitzendem  der  Ministerial- 
Abtheilong  für  Steacrveseu,  „zur  Steuerreform  in  Hessen'",  Juni  1897,  auch,  ohne  die 
statistischen  Beilagen,  im  Fin.arch.  B.  14.  1807.  S.  810  If.  Neuer  Kcformplan  lS:r»S, 
s.  ^^gcmeinsamc  tiegriindung  der  Sleuei vorlagen"  mit  5  üesctzcntwUrfcn,  betr.  Ab- 
iodmnf  der  Einkommenstener  reo  1895,  EinfQlirong  einer  VermAgensstener,  einer 
staatlichen  Classenlottcrie ,  einer  Kegclung  der  Weinsteuer,  Hundesteuer.  Darüber 
Kammoraasschussberichto  (Nr.  731  der  Beilagen  zu  den  Verhandlungen  der  2.  Kemmer, 
30.  Landtag,  1897/1900.  nebst  weiteren  Beilagen  Ober  die  einzelnen  Stonetentvttrfe). 
Linge  Debaltan  in  der  2.  Kammer,  bes.  April,  Hai  1899,  Abscbloss  der  Kammer- 
Terfaandlangon  Jani,  Juli  ls*»9.  Zugleich  wurden  noo  Gesoizenlwürfo  über 
Crkondeostcmpel,  Erbschafts-  und  bchenkang?«tener  (s.  u.  §.  100)  erledigt  Kund- 
ff^fcntMf  der  neaen  Steaeifesetze  in  Angost  1899.  S.  nach  Fin.ucli.  1899,  B.  16, 
a  889C 
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Bei  den  Verhandlungen  Uber  die  Steoerfrosetze  von  1895  war  von  den  Kammern 

eine  Resolution  hinsicliHioIi  dur  Notliwcndigkeit  nnd  des  Zii-ls  um]  Wegs  einer  weitererv 
Beform  der  directen  Steuern  gcfasst  worden,  worin  eä  „lur  dringend  geboten  erklärt 
▼arde,  dass  die  ungleiche  Belaatottf  der  Steuerpflichiigen,  welche  raf  der  sdtherigea 
Veraiilaguiif^sweisc  der  Keal&tcuern  beruhe,  beseitigt  werde  und  /u  di.;3em  Zweck  sobald 
als  möglich  eine  Umgcstaltuns-  insbesondere  der  Grund-  nnd  Gewerbesteuer  erfolge 
und  daüs  dabei  zwar  das  fuiidirtu:  Einkommen  anch  fernerhin,  sei  es  mittelst  einer 
Voransb^tenoniDg  oder  mittelst  eines  Zuschlags  zur  Einkommensteuer,  ent&prochcnd 
höher  heranzuziehen  ?ci ,  als  das  nicht  fundirte,  judocli  unter  mö'rlich'5t  sorgfültigor 
Racksichtnahme  nicht  nur  auf  die  grossere  oder  geringere  Sicherheit  der  Fundiruug, 
sondern  nndi  nnf  die  Leistnn^fUlgkeit,  ganz  besondevs  auf  die  etwaige  Belastong 
fundirter  Einkomuienquellon  durch  Schuld/iiison**.  Anch  eine  ümgestaltung  der  Com- 
monalbesteaerang  sollte  ins  Auge  gefasst  werden.  Diu  Rmeruog  erkl&rte  sich  mit 
Teadens  und  Richtong  der  Sefonn  etnventaaden  und  llesB  bald  die  erfordeillchen  Vor- 
arbeiten anstellen  (Denkschrift  von  1897,  S.  2.  3). 

Es  erfrah  sich  lu-i  den  Proljcatbciten.  dass  der  Versnch.  die  höhere  Besteuerung 
des  fuudirten  Euikuniuieiis  durch  eubprechonde  Umbildung  der  Grund-  und  Gewerbe- 
Steuer  zu  selbst&udi;;en  Eri^an/ungssteuern  zur  Einkommensteuer  herbei2nflüireil, 
technisch  nicht  wohl  ausfuhrbar  sei  (Ücnksrhrift  S.  30  iL).  Deshalb  kam  man,  wie 
in  Preusscn,  auf  den  Plan  der  Vermögenssteuer.  Hierbei  traten  aber  fiaaoziella 
Schwierigkeiten  hemr.  Es  handele  sich  dämm,  wenn  der  Staat  die  Einnahme  ans 
den  Ertra^bbt.iiern  anf^ribcn  sollte,  gentieendcn  Ersatz  dafür  zu  finden.  Sollte  der 
bisherige  Ertrag  der  directen  Steuern  dem  Staate  gewahrt  bleiben,  wofon  man  zu- 
nächst ausging,  so  musste  dieser  Ersatz  wesentlich  aus  der  VermOgensstener  Itommen. 
Dann  aber  musste  bei  der  Höhe  der  hessischen  directen  Gosammtbesteuemng  rOB  got 
10  M.  auf  den  Kopf  und  da  fast  die  lEUfte  des  bisherigen  Steueranf kommens  zn 
ersetzen  war,  ein  hoher  Steuersatz  für  die  Vermögenssteuer  eintreten;  auf  Grund  der 
Probeschfttzangen,  die  ein  GesammtrermOgen  von  c  88 — 3900  Hill.  M.  ergeben  hatten, 
ein  Satz  von  1.2  Proinille.  mehr  als  das  Doppelte  des  preussischen.  Die  Annahme 
ciuee  solchen  Satzes  bewirkte,  dass  oin  Ziel  der  Reform ,  die  directe  Besteuerung 
anch  in  ihrer  Hohe  mehr  der  der  anderen  deutschen ,  besonden  der  Nachbarstaaten« 
namentlich  Preassens  zu  nfihern,  so  nicht  erreicht  werden  würde.  Anch  wire  die 
Folge  einer  Verinrigenssteuer  mit  solchem  $:it/:  eine  sehr  nnirleichtn5!isige  Wirkung  der 
Reform  auf  die  einzelnen  Censitca  gewesen,  namentlich  nach  deren  Verschuldungs- 
rcrhftltnissen ,  die  bei  der  Vermögenssteuer  zu  berücksichtigen  waren:  ähnliche  Er- 
gebnisse wie  in  Baden  (o.  S.  2?0  Ü.).  Denkschrift  von  18ii7.  S  .IG  fi..  nebst  An- 
lage VI.)  Em  Plan,  gleichwohl  zur  besseren  Vertheilung  der  Gcsammtsten erlast  die 
Vermögenssteuer  sam  vollen  Ersatz  der  Ertragsstenem«  soweit  er  nicht  durch  Aender- 
ungen  der  Einkommensteuer  mit  zu  erreichen  war,  einzufahren,  wurde  zwrir  n  ^fi 
verfolgt,  aber  kam  nicht  zar  Ausführung.  Im  Fortgang  der  Sache  gelaugte  mau  nach 
einem  Ministerwechsel  (neuer  Finanzministcr  Kucbler)  zn  dem  vertnderten  Plane,  bei 
der  Reform  eine  Verminderung  der  Gesammtlast  an  directen  Staats- 
steuern, nicht  nur  eine  bessere  Vertbeilnn?  dieser  Last,  herbei/.nftlhren.  Man  fasste 
dabei  ciuc  Verminderung  um  uus^efähr  cm  rualiel  {c.  2  Mill.  M.  von  10  M^ill.)  in» 
Auge,  um  so  die  hessische  Bevölkerung  in  Bezug  auf  diese  Stenern  mehr  deijonigen 
der  Nachbarstaaten  ijleichzustelleu.  So  sollte  die  n 'tie  Verm^Siri'iissfener  nur  zu  einem 
um  Weniges  höheren  Steuersätze,  0.55  Promille,  als  die  preussische  (0.50  Promille) 
erhoben,  dadurch  nnr  eine  Einnahme  von  knapp  2  Mlll.  Mark  (1.98  Hill.)  beschaff^ 
der  Ersatz  von  weiteren  erla>senen  c.  2.7  Mill.  Mark  (4.7  Mill.  Mark  bisherige  Erirags- 
sieuereiunahme  im  (lan/en)  auf  andere  Weise  gedeckt  werden.  Einmal  durch  Tarif- 
ftnderangcn  bei  der  Fiinkommenstenor  1.  Abtheilung,  auch  durch  Erhöhung  und 
Weiterf.ihrung  der  Progression  bis  auf  4.5"',^  mit  einer  Ertragssteigerong  von 
r.  Mill.  Mark  ^^CV'.ODo  M  i;  silmn  dun  h  Mitbenut/ung  anderer  Einnahmen  und 
durch  Erölfnuug  neuer  (quellen.  In  crstcrcr  Hinsicht  erwies  es  sich  möglich,  Dank 
der  Betriebs«  nnd  Finauzfemeinschaft,  in  welche  Hessen  für  seine  Staatsbahnen  mit 
Preusscn  185<^>  e -tr  -t -n  war  (s.  u.'»,  mit  einiger  Sicherheit  eim  ri  Thcil  des  Deficits, 
welches  aus  der  Aulhebung  der  directen  Staatsstouern  hervorging,  aus  dem  Eisenbahn- 
betriebsftberscbnss  sa  decken,  vorsichtiger  Weise  nar  c.  %  Mill.  Mark,  eine  der 
günstigen  Folgen  dieser  Kisenbahnpolitik.  Sodann  sollte  die  Neuordnung  der  wieder 
in  Hebung  zu  selzendcn  Weinsteuer  Vs  MÜl.,  die  Erhöhung  des  Yerwaltungsstempela 
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Hill.,  die  der  HuiiUcstcucr  auf  den  doppeitcu  i>au  165.000  Marii  umi  die  ein- 
zuführende Classenlotterie  auch  '/«  Mill.  Mark  liefere.  Dts  war  also  im  Effect  ein 
thcilireiser  Ersatz  bisheriger  direrter  Besteaorang  durrh  indirerte 
Vtirbraachs-  (die  Weinsteoer),  directe  Gebraachs-  uud  Q uasi- Luxus- 
'der  Hundesteuer),  eine  Art  „SpieUtener*^  (die  Lotterie)  nnd  Ferkehrsstener- 
artige  Abgaben,  die  Stempel.  Diese  Stcuerj/olitik  war  als  Ganzes  betrachtet  mit 
die&er  Wirkung  nicht  vOliig:  ohne  Bedenken,  aber  wurde  durch  die  ungewöhnliche 
HOke  der  heorischen  directen  Besteuerung,  die  man  durchaus  glaubte  im  Interesse 
des  ErvwkslelMne  vermindenn  m  monen«  und  durch  die  Vortheiie  der  Aufhebung 
(Jt  panz  veralteten  Ertragsstcucrn  für  gcrerlitfcrtigt,  durch  die  Finanzbedurfnlsse 
auch  für  unerlässlich  angesehen  (s.  Gemeins.  Begründung,  8.  7  S.y  Und  in  der  That 
IM  sich  dem  beistimmen.  £s  war  ancb  wohl  ricbtff,  wenn  man  in  Hessen  mit  der 
Progression  der  Einkommensteuer  nicht  allein  gar  zn  hr>rh  frohen  mochte,  wie  von 
anderer  Seite  verlangt  worden  war.  mit  Kacksicht  auf  die  niedrigeren  Mazimals&tze 
der  dentaehen  Kachbaiiilaaten.  Im  Einzelnen  war  wohl  das  Unerfrevlicbste  die  Ein- 
führung der  Classenlotterie  nun  auch  in  diesem  halb  suddeutschen  Lande.  Der 
fifformplan  fand  im  Ganzen,  speciell  in  dem  mit  seiner  Prilfunjf  Ijctrauten  Ausschitss 
der  2.  Kammer  durchaus  Ancrliennung,  nur  die  WiiMlererbebunir  der  Vi  oiusteiier,  wcuu 
mch  in  zum  Thcil  noner  Form,  ganz  uberwiegende  0]ii)osition .  aucli  iui  Lande, 
bcHinders  in  dem  hier  am  mcistr-n  intercssirtcn  Rhciiihes-seii.  Diese  Steuer  fällt  dann 
auch  im  Landtage  trotz  des  Festhalten»  der  Begiemng  an  ihr  und  obwohl  die  ganze 
alltemein  gewOinekte  Steoerreform  dann  m  scheitern  drohte.  Indessen  gelang  schliess- 
lieh  doch  noch  eine  Verbtändifjuiig-.  iiidt  m  Ersatz  der  Weinsteuer  in  ainlercn  Hilfe- 
mittda  gesucht  und  schliostUich  gefunden  wird,  nemlicb  doch  noch  in  einer  weiteren 
TariflndeniDg,  besonders  Fortführung  der  Progression  der  Eiokommenstener  hls  fast  auf 
5%  in  max.  (woncben  noch  Ermässi^^ungen  der  untersten  Stufen  aus  „socialpolitischem** 
Interesse  t-rf  O-'^tfii).  ferner  in  Erhöhung:  dt-r  Erb-chafis-  nnd  Schenkungssteuer  und  in 
Weiteren  Abgaben  de»  gemeinsam  geregelten  Justiz-  nnd  Yerwaltungsstempclwescns, 
Tobei  man  aoch  M  mehrfache-i  laxnsstencrartigen  Abgaben,  Lustbarkeitsstenern  (aof 
Fahrräder,  Ltixnswagen,  Reilpferde.  Automobile,  Musikwerke  in  Gasthäusern)  und  zu 
mancheilei  gewerblichen  Goncessioosabgaben  kam  (s.  a.  §.  100).  Die  Progression  in 
der  Efakommenstener  wnrde  so  in  Hessen  etwas  b5her  gebracht,  als  in  Dontschland 
sonst.  Noch  weitere  Erliöhung  (bis  6  drang  nicht  durch  (Antrag  von  social- 
demokratischer  8eite).  Angeregt  war  verschiedenes  Weitere,  so  eine  Erhöhung  des 
Sieuerfusses  der  Einkommensteuer  für  Ledige  um  '/*  (..JunggegcUenstcucr*,  in  der 
2.  Kammer  einmal  angenommen),  bei  der  Vermögenssteuer  die  Aasdehnung  der  sub- 
j-^itiven  Stcuerpilicht  auch  mit  aaf  jnristische  Personen,  der  oltjectiven  Steuerpflicht 
auf  Gebraachsvormögcn  (Mobiliar,  iiausinventar  u.  s.  w.,  eventuell  von  8000  M.  Werth 
in),  die  Einftlbning  des  Progressionsprincips  auch  bei  dieser  Steutt  (soc.-dem.  Antrag), 
aber  schliesslich  fiel  das  Alles.  Die  ^jründe  ije^en  einzelne  dieser  VorschlJlije .  auch 
regierungsseitig,  so  namentlich  gegen  die  Progression  der  VürmögooäSteuer.  &inU  wohl 
licht  immer  dmchschlagend  gewesen,  anch  nicht  die  stenertecbnischen  Einw&nde 
».  ^'cn  die  Mitbesteacrung  der  Mobilien,  aber  hier  wie  in  Betrefl"  der  Weiterführung 
der  Progression  bei  der  EinkominenstetiiT  war  immer  die  Ktlcksicht  auf  die  Steuergesetz- 
gebung der  Nachbarstaaten,  biüondcra  l'reiissens,  entsrbeidend.  man  wollte  nicht  gern 
wesentlich  anders  vor-  und  weitergehen  als  dieses.  Das  war  auch  in  Hes'^en  bei  der 
^^leiiihdt  und  geographischen  Lage  des  Staats  eine  nicht  unrichti<r«'  Politik.  Da 
modern  der  Steaerfosa  des  Gesetzes  nur  der  normale  war,  dessen  Aenderuug  und  auch 
EAfthnng  je  nach  Dmst&ndeo  elntielen  sollte  —  und  wahrscheinlich  wird  er  schon  für 
die  nächste  Flnanzpt  riode  um  10  ^/^  erbAlit  werden  müssen  —  war  das  Festhalton  an 
nicht  zu  hohem  Maximum  wohl  begreiflich.  Für  die  allgemeine  deutsche  Politik  der 
directen  Besteuerung  ergiebt  sich  auch  ans  den  hessischen  Vorgängen,  dass  eine  Fort- 
fübmng  der  directen  Besteuerung  in  der  BichtODg,  die  st&rkeien  Schultern  allgemeia 
und  dauernd  noch  inebr  2a  belasten,  ron  PiCQSsai  an^ben  mnss.  Nachfolger  wird 
es  daüii  üchoD  linden. 

Bei  dem  Beginn  der  f>ubjcctiren  Stcucrpflicht  schon  mit  500  M.  Einltommen  ist 
es  in  Hessen  auch  jetzt  geblieben,  ■wesentlich  aus  fiscali^cb.  ii  Kucksicbfen,  tim  die 
£efonn  nicht  durch  noch  höheres  Ersatzbcdürfniss  zn  erschweren.  Indessen  ist  die 
firme  TOD  wenigstens  erst  600  M.  doch  mehrfach  mit  ins  Auge  gefasst  worden  und 
bd  finaa^Uer  Bewihning  der  Beform  anch  wohl  ihre  ElnfUhrung  bald  za  erwarten. 
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Beachtcnswcrtk  ist  sonst  n  Ii  das  endliche  Fallcnla^cii  des  Systems  der  „Stcacr- 
kapitalicD"  and  die  Einfulininf?  bcstiinmtcr  Steuersätze-  bei  der  Einkommen-  und  Ver- 
mögeassteoer*  wobei  indessen  aas  stuatsrecbtiicher  Hucksichtnahmo  auf  die  rciCusangs- 
iDissif 6  Oidnung  des  Stenerbewilli^angsreelitt  aDsdrOcklfeh  verfügt  wurde,  dasa  immer 
(■[•bt  das  jedesmalige  Finanzgcsefz  zu  bestimmm  hal  r.  ,  b  die  Sätze  des  Gesetzes  oder 
wclcbo  poccntweise  abweichenden  Sätze  für  die  Erhebung  dor  Steuer  angewendet 
werden  sollen  (Abweichungen  rom  preussischen  Stcncrrocht).  An  Einführung  jähr^ 
lieber  statt  der  bisherigen  dreijährigen  Finanzperioden  wird  gedacht.  —  Die  Aiia> 
dehnunjT  der  Erbschaftssteuer  auf  die  dirccte,  insbesondere  die  De<<  pn  ientcnlinio,  kam 
wohl  zur  Sprache,  wurdü  aber  auch  in  Hessen  aus  den  in  Deutschland  Üblichen,  an 
sich  nicht  durchschlagenden.  Gründen  vermieden.  Anch  hier  mtissto  wohl  Prcnasen 
die  Initiatiro  ergreifen.  Die  Classenlottcrie  wurde  eigentlich  von  Niemandem  prin-ipi.  II 
in  Schutz  genommen,  aber  —  mit  dem  finaDziellcn  BedOrfnias.  dem  bOeen  Ucispiel 
der  devfselieD  Neclibefstaafen,  dem  tlietsicbllclien  Spiel  der  Hessen  in  den  Qbrigen 
Lottcricen,  dem  Wunsche,  das  Geld  dafür  lieber  im  T.ande  zu  behalten,  für  aasreichend 
gerechtfertigt  angesehen.  Gewiss  nicht  mit  Recht  und  —  nach  der  Maxime,  dor 
Zweck  heiligt  die  Mittel.   Aber  —  die  Hauptschuld  trifft  hier  leider  rreusäeu. 

Im  Ganzen  wird  man,  trotz  eiDselner  Bedenken,  die  hessiacbe 
Steuerreform  von  1899  recht  günstig  benrtheilen  dürfen.  Sie  bat 

den  richtigen  Weg  energisch  beschritten  und  rasch  das  Ziel  er> 
reicht,  die  niaucherlei  Schwierigkeiten  geschickt  tiberwiintleu  und 
der  hesbihchen  Landesbesteuerung  unter  derjenigen  der  deutschen 
Mittelstaaten  jetzt  die  erste  Stelle  in  Bezug  auf  richtige  Steuer- 
politik und  Steuertechnik  verschafft. 

Die  neuen  Gesetze  selbst  sind:  Das  vom  12.  August  189y  betr. 
die  Abänderung  des  Einkommen steuergesetzes  vom  25.  Juni 
1895  and  danach  Bekanntmachung  vom  12.  August  1899  mit  der 
Fassung  des  Textes  des  Gesetzes  von  1895  in  der  neuen  Form  von 
1899;  das  Gesetz  vom  12.  August  1899  betr.  die  Vermögenssteuer, 
Gleichzeitig  sind  auch  auf  den  erwähnten  anderen  Stenergebieten 
(Urkundenstempel  nnd  Erbsehafts*  und  Schenkungssteuer,  Hnnde- 
etener,  Verordnung  Aber  Jagdpässe)  (».  u.  §.  100)  nnd  Aber  die  Ein- 
(llbmng  der  staatlieben  Classenlotterie  die  betreffenden  neuen  Gesetze 
▼erOffentlicbt  werden.  Es  war  diese  neueste  Zeit  also  anf  dem 
Gebiete  finanzieller  Gesetzgebung  von  besonderer  Frnehtbarkett 

Die  Hauptpnnete  des  neuen  Reehts  der  direeten  Staats- 
besteuerung  waren  die  folgenden.  Die  Reform  erfolgte  nach 
prenssiEchem  Master  und  lief  wie  bier  anf  ein  yölliges  Ver* 
lassen  der  bisherigen  Bahnen,  auf  das  Aufgeben  der 
b  l  iL  IL  1 1 1  c  Ii  c  11  1^  r  1 1-  ;i  g  b  s  t  e  u  c  r  ii  und  ij  c  n  U  e  b  e  r  g  i\  u  g  z  u  r 
alleinigen  staatlichen  direeten  P  e  r  s  o  u  a  i  b  e  s  t  e  ii  e  r  u  u  g , 
in  Form  der  Ein  kommensteu  er  und  unter  llinzufUgung 
der  Ve rm  ü gen  s s  t  e n c r  als  E r  g ä  n  z  n  n  gs  s  t  eu  er  dazu  fflr 
die  höhere  Belastung  iles  fundirten  EinkonuDcn^  hinaus.  Also  eine 
Reform  von  gröbster   priucipieller  and   practiscüer  Bedeutung, 
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wodorch  Hessen  hier  in  Vorsprang  vor  allen  süddeutschen  Staaten 
kam  und  zugleich  in  vom  deutschen  Standpuncte  ans  erfreulichster 
Weise  seine  directe  Besteuerung  der  des  leitenden  Staats  grund- 
<;ätzlieh  und  in  weitem  Maasse  in  den  einzelnen  wichtigsten  prac- 
tischen  Pancten  der  Structor  annäherte.  Neben  manchen  Ab- 
änderungen der  Einkommensteuer  Ton  1895  in  kleineren  Pancten 
traten  eingreifende  Veränderungen  ein  besonders  im  Steuertarif^ 
«elcber,  unter  FesthaUnng  des  bisherigen  Beginns  der  Stenerpflicht 
mit  500  M.  Einkommen,  naeb  nnten  sn  erailsslgt,  naeb  oben  tvk 
MÜMtket  progressiv  gestaltet  worde  (Art  18,  48  nach  der  Artikel- 
Dommerirang  des  nen  redigirten  Gesetzes  von  1899);  femer  in  der 
weiteren  Ausdehnung  der  Bertleksicbtigung  von  Um* 
ständen,  dnrch  welche  die  Leistnngsrähigkeit  naehtheilig  beein* 
flssst  wird,  fUr  die  Feststellung  der  Höhe  der  individnellen  Stener- 
betrSf^e  (Art.  14);  weiter  wurden  jetzt  auch  noch  andere  nicht* 
pb  vaiisc  he  Personen,  ausser  den  bisherschon  steuerpflichtigen  Actien- 
ünd  Commanditactiengesellschaften  zn  Snbjecten  der  Ijiikonimcn- 
steaer,  uenillt  h  Gesellschaften  mit  beschränkter  naftimjj:  und  Berg- 
gewerkschaften,  sowie  eintj:(tragene  Genossenschalfen  mit  einem 
über  den  Kreis  ihrer  Mit;;licdpr  hinausg-ehendcn  Geschäftsbetrieb 
nnd  desgleichen  Consumvereine,  welche  Hechtsfähigkeit  besitzen 
(Art  2).  Bei  der  Einkommensteuer  wurde  jetzt  auch  die  bei  dieser 
ToUends  zu  Ktlnsteteien  nnd  Fictionen  führende  alte,  aber  s.  Z, 
auch  auf  sie  mit  angewendete  Methode  des  hessischen  Rechts  der 
directen  Steuern,  zum  Zweck  der  Berechnung  der  Steuerscbnldigkeit 
teuerkapitale''  ans  Quoten  des  steuerpflichtigen  Einkommens 
zu  bilden,  wie  sehen  bemerkt,  yerlassen.  Statt  dessen  wurden  bei 
ihr  jetst  und  ebenso  bei  der  neuen  Vermögenssteuer  fUr  jede  Steuer- 
elasse der  im  Uebrigen  yerbleibenden  und  besonders  für  die  Ver- 
anlagung wie  bisher  unterschiedenen  beiden  Abtheilungen  der 
Steuer  feste  gesetzliche  Steuersätze  bestimmt  (§.  13,  48).  Doch 
treten  diese  Sfttze  nicht  ohne  Weiteres  ein,  sondern  nur,  wenn 
dies  im  Flnanzgesetz  so  verfügt  wird,  das  aber  anderseits  anordnen 
kann,  ob  und  ULn  welchen  Trocentsatz  diese  Sätze  erhöht  oder 
erniedrigt  werden  sollen  (Art.  13,  48).  In  solchem  Falle  mttasen 
die  Sätze  nach  der  Vorschrift  des  Gesetzes  aber  einheitlich  und 
gleichraässic^  obre  Rdrksicht  auf  die  verschiedene  Art  und  Grösse 
des  Einkommens  bemessen  werden  (eh.). 

Pie  Kegeians;  des  Tarifs  wu  der  bcsouders  wichtige  and  amstriUcne  Poiict 
Er  hu  jeut  folgende  NomaieMzew  Es  verbHeb  dts  ClaaseDBystein  mit  Greudffom, 
In  der  8.  Abtbeiliuf  (500—2600  M.  Eiokommen)  die  alten  10  Glaasen  vle  bisher 
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(1.  5->600  M.,  10.  23—2600  M.),  mit  Sätzen  Ton  3  M.  bis  S9  H.  steigend,  also  (für 
die  IJiiti'rfrrenzc  der  Classc)  von  0.60  bis  fast  1.70  in  der  1  Alytlwilun?  (  iib-  r 
2600  M.)  ebonfalls  dir;  alten  Classen  (1.  2G00— 2900,  2.  2000— :Ji.'00.  Ii  :V^oii-3600. 
4.  3600—4000.  daun  jede  weitere  Clause  um  500  steiKciid,  üb  zur  IG.  uai  .»ÖOO  bis 
10.000  M..  von  da  au  imucr  jede  Clasüo  um  1000  M.  wachsend),  der  Steuersatz  ist 
in  der  1.  50  M.,  steigt  bis  zur  10.  (Or.nO-10.000  M.)  auf  290  M  ,  in  der  17.  (lO.OOO 
bis  11.000  M.  EiDkommeu)  auf  315,  in  der  18.  (11.000—12.000)  auf  350  M.,  iu  den 
weiteren  Glessen  fdr  je  1000  M.  Einbemmen  «lebst  er  um  85  If.  bis  za  84.000  H. 
Einkommen,  von  da  bis  zu  41.000  M.  um  je  40  M.,  von  da  h\s  80.0Ö0  M.  um  je 
45,  von  da  weiter  um  je  50  M.  für  je  1000  M.  mehr.  Dies  ergiebt  eine  Projrrcssinn 
in  Proccnten  Fon  c.  1.923  in  der  1.  Stufe  (2600  M.)  auf  3.15  in  der  17.  (lO.OOU  M.j, 
c  8.894  in  der  40.  (33.000  M.,  Satz  1120  M.)  und  3.525  in  der  48.  (41.000  M., 
Satz  1445  M.),  c.  3.99  iu  der  70  000  M..  Satz  31.-55),  4.205  in  der  107. 

(lUO  000  M.,  Satz  4205  M.)  u.  s.  w.,  also  schon  hier  eine  kleine  Ueberschreituug  des 
proussiscben  Msodmelmtzee,  z.  B.  bei  200.000  M.  Einkommen  9205  M.  Steuer  oder 
4.6025  7„  Irn  ^laximum  wird  ein  Satz  von  4.964  «/o,  also  beinahe  6  %,  oder  1  % 
mehr  als  in  Prcussen  erreicht  Die  ücberscbreitung  von  4  *Vo  bogioot  ecbt  bei  Ein- 
kommen ron  Ober  80.000  M.  Der  Steneisatz  in  den  unteren  und  mittleren  Eloltommen 
ist  von  den  proussiscben  nicht  sehr  verschieden,  doch  correcter  gestaltet.  Bei  einem 
Zuschlag  zum  Stevier.satz  ron  l(t  "  ersieht  sich  also  bereits  ein  Maximum  von 
c.  5.46  " >  Hei  der  \'eranlagung  suli  der  Ceiibit  iu  die  seinem  wirklichen  Einkommen 
entsprechende  illaHse  gestellt  werden.  Aber  auch  bei  den  Angehörigen  der  1.  Siouer^ 
abtheilunir  werden  jetzt  die  Leistungsfähifriveit  unj^ünstig  beeinflussende  Verhftitni.«;=;e 
—  ohne  dass  diese  Übrigens  auch  jetzt  im  Uesetz  näher  bezeichnet  werden  —  iu  der 
Weite  bemeksiclitigt,  data  in  eolchen  FUlen  Censtten  bis  6000  M.  Eiokommen  um 
1  oder  2  Cla-^sen  niedriger  eingestellt  werden  können.  —  Die  staatliche  Vermöiiens- 
steucr  darf  der  Censit  (der  1.  Abtheilung)  wie  bisher  die  Ertragssteucr  von  seinem 
Einkommen  zur  Bemessung  des  steuerbaren  Einkommens,  das  der  Einkommensteuer 
nnterliogt,  abziehen.  —  Aus  den  zahlreichen  sonstigen  kleineren  Veränderungen  im 
neuen  Gesetz  sei  noch  erwähnt,  dass  die  Strafe  für  Hinfcriiehnnjr  bei  Ccnsitcn  der 
1.  AbtliuiUuig  jetzt  auf  das  4-  bis  20- fache,  statt  bisher  des  S-fachen  angesetzt  ist 
aeuredigirtes  Qesotz  von  1899,  Art.  39)  und  das»  nach  fUr  die  Censiten  der  2.  Ab- 
theilung  jetzt  eine  letzte  Berufung  an  eint-n  Ausschtiss  der  Landescommission ,  statt 
bisher  an  das  Finanzuinistehum ,  Abtheilung  lur  Stcuerwesen,  gewährt  ist  (Art  50). 
Das  neue  Gesetz  soll  zum  ersten  VLtl  bei  der  Steuenreianlagung  1901/1902  an- 
gewendet werden. 

Die  Vermögenssteuer  liat  in  Hessen  dieselbe  Fanctton 
wie  die  preassische,  sie  soll,  wie  diese,  eine  „Erg&nznngsstener 
zvac  allgemeinen  Einkommenstener"  sein  (Gesetz  Ton  1899,  Art  1), 
fuhrt  aber  mit  Recht  den  sie  doch  allein  richtig  characterisirenden 
Namen  „Vermögenssteuer'^  auch  amtlich.  Das  betreffende 
Gesetz  trat  zwar  sofort  nach  seiner  Verkündigung  in  Kraft,  aber 
der  Termin  der  Erhebung  der  neuen  Steuer  wird  erst  durch  Ver- 
ordouug  bestimmt.  Erst  dann  treten  die  Bestimmungen  über  die 
Erhebung  der  drei,  hezw.  \  icr  bisherigen  Ertra^ssteuern,  der  Gruiul- 
iHid  ticbäudesteuer  (Imniobiliarsteuer)  von  1824  (a.  o.  S.  3 IG),  der 
Gewerbesteuer  vou  lbÖ4  und  der  Kapitalrentensteuer  von  1895  für 
die  staatliche  Bcsteueruiifi:  ausser  Kraft  fVcrmögenssteuergesetz  von 
18i>i),  Art.  54).  Die  Steuer  ist  im  rcljii^^en,  nameutlieb  iu  Be/nir 
auf  die  Bulijective  uud  objectivc  btcuerjilliclit,  die  Grundsätze  der 
Veranlagung,  nach  dem  preussiscben  Vorbilde  eingerichtet,  doch 
mit  einigen  bemerkenswerthen  Abweichungen.  Auch  sie  tn&t  nur 
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die  physischen  Personen  (Art.  B),  diese  aber  schon  fttr  ein  nach 

Abzug  der  Schniden  nnd  rechtsverbind  liehen  Lasten  yerbletbendes 
reines  Vermögcü  von  3000  M.  Werth  an  (Art.  12),  gegen  6000  M. 
iD  Preusseß.  Nutzvermügen  ist  auch  io  Hessen  ausgesclilü.sbcn,  die 
Sfenerpfliehtigkeit  also  nur  für  sogen,  rentables  (bezw.  rentefähiges, 
wenn  auch  zeitweilig  ertragsloses,  z.  B.  Grundstücke,  Häuser)  Ver- 
mögen (,,Kapital")  ansgesprocben.  Der  niedrigere  Ansatz  von 
3()U0  M.  und  der  um  10  %  höhere  Ansatz  des  gesetzlichen  Normal- 
steuersatzes  von  0.55  Promille  (Art.  13),  (f^es^en  Ü.5  in  Preussen), 
war  durch  die  Finanzlage  und  den  Ersatz  der  entfallenden  Ertrags- 
steaereinnahmen  bedingt,  wonach  die  Steuer  (wie  ähnlich  e?entnell 
ia  Baden,  s.  o.  S.  281)  in  stärkerem  Haasse  als  io  Prenssen  znr 
Eflgftnznng  dienen  mnss.  Der  Stenerfnss  ist  ein  proportionaler, 
Dur  nach  Grössencla^sen  abgestuft.  Die  Progressivität  war,  wie 
bemerkt,  nicht  dnrchzasetsen  gewesen.  Ob  der  gesetzliche  Normal- 
satK  oder  statt  seiner  ein  Pins  oder  Uinns  desselben  erhoben  wird, 
bestimmt  aber  auch  hier,  wie  bei  der  Einkommensteuer,  das  Finanz- 
gesetz,  dann  wiederum  genau  nach  den  Proportionen  der  Normal- 
sStze,  einheitlich  und  gleiehmSssig.  Die  Veranlagnng  erfolgt  sonst 
gleichzeitig  mit  der  Einkommensteuer  und  durch  deren  Organe 
und  im  Ganzen  nach  deren  Verfahren,  daher  auch  in  den  zwei 
AbtbeiInngen  der  Einkommensteuer.  Wichtig  ist  dabei,  dass  wenig- 
stens bei  der  erstmaligen  Veranlagung  von  zweien  der  grossen 
VerraÖgensk;ile<:orieen,  welche  das  Gesetz  unterfcheidet  (.Art.  5), 
Dcmlich  von  der  zweiten  und  dritten,  d.  i.  von  laud-  und  lorst- 
wirthschattliehem,  sowie  gewerblicbem  Anlage-  und  Betriebskapital, 
nnd  „sonstigem  Vermögen"  (d.  h.  wesentlich  i^ush kapital  «.  dgl.) 
die  Vermögenssteuerpflicbt!L'-en  der  ersten  Abtbciliniir  Erklärungen 
über  das  erstgenannte  K;ipital  und  die  es  belasteu*lcii  Schulden 
ond  alle  Censiten  Uber  den  Werth  des  sonstigen  Vermögens"  nach 
Abzug  der  Schulden  zu  machen  habfu  (Art.  10,  25).  Nur  bei  der 
ersten  Vermögenskategorie  des  Gesetzes,  den  Grundstücken  und 
Gebäuden  nnd  Verwandtem,  erfolgt  die  Veranlagung  nach  Schätzung 
der  Veranlagungscommission  (Art  18). 

Vom  "Ein/('l])i.it«'ti  soien  noch  folgend«  crwUhnt.  Der  pcrsetzlicht'  NorinalsJouer- 
satz  des  Tanfs  ^Art.  13)  ist  1.65  M.  fUr  3—4000  M.  Vermögen  jährlich,  öo  Pfennig 
nehr  für  je  1000  M.  Mi  30  000  M.  VermSircn.  fflr  Srnninen  von  80—32.000  M.  ist 
er  in.nn  M.  nnd  filr  je  2000  M.  mehr  1.10  M.  Iiis  GO.OoO  M.,  ftlr  <?(>-r,:?.000  M. 
33  M.  aiid  für  je  3000  M  mehr  1.6.5  M.  bis  90  000  M  .  für  00- 1)4.000  M.  49.50  Äl, 
wd  ftt  je  4000  M.  mehr  2.20  M.  bis  ir)0.(K>0  M..  fUr  150.000—156.000  M.  82.50  K. 
nnd  für  je  BOTHt  M.  mehr  8.30  M  bis  HOO.(mk)  M..  far  800  000—310.000  M.  165  M. 
und  für  je  10.000  M.  mehr  ."0  M.  AKn  im  (lan/on  ein  strenjr  proportionaler, 
osr  durch  diese  Classenbildung  ctwa^  uiuililicirter  Stcuerfuss.  Die  frühere  Bildung 
1.  Wftf  aer,  Finannrivraiebtll  IT.  23 
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6.  B.  Uebenichten  der  B«al«nernn;.  EflMeo.  §.  98, 


Ton  ,3toaerkapltalien"  ist  bei  dieser  ncaen  Steuer  {rar  nicht  erst  eingeführt  worden. 
ErmSssifnn^en ,  h<-?Mr.  Befreiungen  wej^en  die  Leistnnffsßhigkeit  unpünstigf  "beein- 
flassender  Uiustaadc  können  den  Vcriuögeuääteubr]jtlichtigca ,  deucu  sülclic  in  der 
Einkonmenfteoer  zu  Theil  worden,  ebenfalls  and  zwar  darcli  Uerabsetzon^  bis  zu 
6  Classcn  pcwShrt  werden,  wenn  das  stcaerpflirlititrn  Vermögen  30.000  M.  uicht 
erreicht.  Steaerpflichtige  der  untersten  6  Classen  könneu  in  diesem  Falle  sogar  ganz 
etenerflref  gelassen  werden  (Art.  14).  Die  BeatimiDiiDgeii  der  Veranlagani^,  Kodito- 
inittet,  Strafen  bind  wesentlich  dieselben  wie  bei  der  EiDltommeitsteQor  (t.  Uber  StnifeD 
Art.  48,  EinkommciuteDorfeaetz  Art  39). 

Diese  neue  GesetogebiiDg  speciell  ttber  direete  Staats- 
Stenern  ist  so  wohl  in  der  That  die  bedentsamste  Maassregel 
anf  diesem  (Gebiete,  welche  in  dem  Staate  Hessen  im  19.  Jahr- 
bnndert  erfolgt  ist,  und  zugleich  die  wichtigste  in  der  denf sehen 

eiozelstaatliclieii  betreffenden  Gesetzgebung  ausserhalb  Preusseus, 
die  bisher  gelang.  Deswegen  beansprucht  .sie  auch  eine  aiigenieiDe 
finanzwissenscbaftliche  Bedeutung.  Hoffentlich  bewährt  sie  sich  io 
der  Durchführung  ebenso  wie  in  Preossen,  woran  zu  zweifeln  kein 
Grund  ist.  Die  Tüchtigkeit  der  hessischen  Steuernrganiaation  ist 
bewahrt  und  anerkannt,  sie  wird  sieh  gewiss  auch  jetzt  den  neuea 
Aufgaben  der  Veranlagung  gegenüber  weiter  bewähren.  „Bochumer 
Veranlagongsgrundsätze^^  waren  schon  früher  nicht  möglich,  wie 
man  sieh  in  Hessen  mitBecht  rühmen  kann  (Glässing).  Deswegen 
ist  ein  für  die  Finanzen  8o  ergiebiger  £rfolg,  wie  er  in  Preussen 
der  Miqoel'scben  Beform  der  Einkommensteuer  nnd  besonders  ihrer 
Veranlagung  an  verdanken  war^  kaum  zn  erwarten.  Aber  in 
Verbindung  mit  ihrer  guten  Tradition  wird  die  hessische  Steuer- 
Tcrwaltuttg  mit  Hilfe  der  neuen  gesetzlichen  Bestimmungen ,  der 
Declarationspflicbt  u.  s.  w.,  sicher  auch  wieder  Vortreffliches  leisten* 
Die  Befreinng  ron  den  Fesseln,  von  dem  Schematismus  einer  Ter- 
alteten  Gesetzgebung,  kann  in  dieser  Hinsicht  nur  günstig  wirken* 
Die  Zeit  der  directen  Staafsbesteuerung  wesentlich  nach  j^&nsseren 
objectiven"  Merkmalen  möchte  auch  in  solchen  kleineren  Staaten 
in  der  heutigen  volkswirthschaftlichen  Entwicklung  endgiltig  vorbei 
sein.  Man  muss  eben  einmal  das  Wirthschaftssnbject  in  seiner 
entscheidenden  Bedeutung  mehr  würdigen  und  deshalb  zu  Steuern 
pubjectiven  Characters,  wie  den  Personal-,  den  Einkoiniiien-,  den 
VermögeüSsteuerD,  über^^t  hen.  Dabei  liegen  natürlich  wieder  neue 
Schwierigkeiten  vor,  dcicn  man  völlig  kaum  Herr  werden  wird. 
Aber  die  sicheren  Vorzüge  überwiegen  doch  alle  Bedenken.  Die 

*)  Das  bat  sich  aach  schon  früher  nach  der  Einführung  der  Declarationspflicbt 
in  Hessen  gezeigt.  Die  danach  erfolgte  neue  EioscbStzung  führte  nun  zn  einem  kleineD 
Flas  7<^?(>n  bisher,  während  in  Preussen  wegen  der  schlechten  früheren  VeraoJagling 
das  Krgcbniss  so  gtUisüg  war.   (S.  u.  Daten  in  §.  102,  S.  356.) 


^ 


Digitized  by  Google 


Andere  Steuern.  W'cinsteaer. 


343 


neue  hessische  Gesetzgebung  über  die  directen  Staatöstenern  ist 
60  beschalfeD;  dass  man  die  besten  Iloflfiiungen  lüreine  belriedigciide 
practische  Bcwabrung:  des  neuen,  dem  modernen  Character  der 
Volks wirthscbait  entsprecbenden  Systems  haben  kann. 

§.  99.  Die  tibrigen  hessisclien  Staatsstenern,  be« 
sonders  die  Weinsteuer.  Diese  Steuern  spielen  im  hessischen 
Staatsbansbalte  eine  viel  geringere  fiolle  als  die  directen  Stenern, 
seitdem  die  wichtigsten  indtrecten  an  das  Reich  übergegangen  sind, 
da  Hessen  nicht  das  Privileg  einer  eigenen  Biersteaer  (nod  frttber 
Branntweinsteuer)  wie  die  anderen  süddetttscben  Staaten  behalten 
hat  Sie  sind  auch  sonst  von  geringerer  allgemeiner  finanzwissen- 
(cbafüicber  Bedeatang,  bis  anf  die  innereWeinstener»  welche 
freifieb  schon  seit  1891  ausser  Hebung  steht  und  jetzt  (1900)  gans 
fortfallen  wird,  aber  immerhin  BemeriLenswerthes  bietet,  und  aacb  die 
Stempel,  Gerichtsgebfihren  nnd  die  Erbsebafts-  und 
Scbenkungsstener  in  ihrer  neueren  Gestaltung  verdienen 
Beachtuug.  Ausser  diesen  und  gcbUbrcnartiiren  Staatsabgaben 
(Brück LM1  ^^eld .  l  lus.sübci lahi ibubgaben ,  Resten  von  Regalien,  wie 
Wassergeiälle,  Jagdpassabgaben,  Eichgebtihren)  bat  Hessen  noch 
eine  Staats- Ii  und  est  en  e  r  und,  eine  iVeilicb  nicht  nur  hier  vor- 
Ivommende  Seltsamkeit,  eine  Staats-Nachtigallensteuer.  Wir 
beschränken  uns  hier  auf  eine  immerhin  etwas  genauere  Dar- 
stellung der  Weinsteuer  und  der  Kntwicklungspbasen  derselben, 
geben  dagegen  bei  den  übrigen  nur  eine  kurze  Uebersicht  ihrer 
neueren  und  besonders  der  bestehenden  Gesetzgebnog,  ohne  genauer 
auf  die  Gestaltung  und  frtihere  Entwicklung  jeder  einzelnen  im 
Laafe  des  Jahrhunderts  einzugehen.  Die  Gesetzgebung  Uber  diese 
Stenern  rtthrt  aach  hier  regelmässig  aus  der  ersten  Zeit  des  neoen 
Qroftsberzogtbnms  her,  ebenso  wie  diejenige  über  die  später  an 
den  Zollverein  nnd  das  Reich  übergegangenen,  unter  denen  die 
Zolle  hervorzuheben  sind. 

Die  innere  «Weinstener  ist  der  Rest  einer  allgemeinen 
„Tranksteaer*',  die  ehedem  auch  Bier  und  Branntwein  mit 
Ludesatenem  belegte.  Sie  hat  eine  wechselnde  Gesetzgebung  im 
Laufe  des  Jahrhunderts  gehabt,  welche  fttr  das  Problem  der  inneren 
Weinsteuer  in  einem  Lande  mit  erheblicherem  eigenen  Weinbau 
mancherlei  Beacbtcnswerthes  bietet,  allerdings  aber  auch  die  grossen 
ßteuertechnischen  Schwierigkeiten  dieser  Steuer  im  Ganzen,  wie  im 
Einzelnen  zeigt,  in  Bezn^  auf  Einricbtung,  Controlcn,  Conflicte  der 

ferachiedenen  Interessentenkreise,  der  Weinbauer,  Händler,  Wirthe, 
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des  consumirenden  Privatpublicums,  auf  gleicbmässige  oder  rer- 
Bcbiedene  ßehandlnng  des  Wirlhsliaus-  und  des  Privatpnblicüms, 
eventnell,  wie  neuerdings  in  Hessen  Steuerfreiheit  des  letzteren, 
auf  Berii(  ksichtigung  der  Qualität  des  Weins  oder  Absehen  davon 
n.  A.  ui.  Durch  ihre  Erhebun^sart,  welclie  in  Hessen  gewechselt 
und  immer  mehr  den  Wüns«  lien  der  Stt  uoi  pflicbtigeu  «ich  in  ihreo 
Formen,  in  der  Vereinfachung  der  Controlen,  im  Wegfall  nament- 
lich der  VerseuduDgs-,  Trausport-,  Kellercontrolen,  des  „Bezettelungs- 
swangs''  u.  s.  w.,  angepasst  hat,  ist  sie  eben  un vermeidlieh  doch 
immer  lästig  geblieben.  Trotz  ihrer  prineipiellen  ßerechtigang 
neben  den  anderen  Geträokesteuern,  trotz  ihrer  alten  EinbUrgerang 
in  Hessen  und  ihrer  gewährten  möglichsten  Anpassung  an  Verkehra- 
nnd  Händler-  nnd  Sobankwirthbedttrfnisse  und  WUnsohe,  auch  trotK 
der  nicht  leichten  Ersetzbarkeit  ihres  finanziell  fdr  kaum  entbehr- 
lich geltenden,  wenn  auch  nnbedentenden  nnd  neuerdings  unter  der 
neuen  Gesetzgebung  sieh  Termindemden,  schliesslich  nur  noch 
e.  800.000  M.  hohen  Ertrags  ist  die  Steuer  so  doch  der  wachsenden 
Opposition  zum  Opfer  gefallen,  seit  1891  ausser  Geltung  gesetzt 
und  auch  ungeaebtet  der  dringliehen  Regierungswflnsehe,  wonach 
sie  ein  nothwendiges  Glied  der  jüngsten  tSteuerreitirm  il8*J9j  sein 
sollte,  nicht  wieder  znr  Erhebung  gelangt.  Damit  möchte  aueh  in 
Hessen  diese  Steuer  als  Landessteucr  wohl  endgiltig  verschwinden. 
Man  wird  auch  vom  liuanziellen  Gesichtspiincte  aus  zugestehen 
d Ulfen,  dass  in  einem  Staate  von  Hessens  Grösse  und  mit  seinem 
Budget  eine  Einnalinie  von  ^'g  '/^  Mill.  Mark  nicht  bedeutend 
genug  ist,  um  einen  auch  bei  einfachen  Formen  immer  noch  com- 
plicirten  eigenen  grossen  Steuerapparat  in  den  Kauf  zu  nehmen. 

S.  Y.  Reden,  Fin.^tat.  I.  1.  Abih ,  S.  429  ff.,  bc8.  die  Aufs:it/.c  im  Fin.arclr 
B.  XI,  1891 .  S,  152  ff..  Weinstcucr  in  Hessen,  die  Hauptquelle  der  folgenden  Dar- 
stellung, rorauf  hier  für  die  Einzelheiten  der  Entwicklung  der  Gesetzgebung  seit  1807 
renriesen  irird  und  cb.  B.  XII.  1895.  S.  62  ff.,  Beseitigung  dt»  Welmteiier  in  Hessen, 
auch  amtliche  Bcnksclirift  vom  Juni  zur  Steuerreform  cb.  B.  XIV.  1897,  S.  810  If.. 
worin  „Komoiosaioe  Begründung  der  Sieuorrorlagen",  1898,  S.  9  ff.»  Entwarf  eines 
neocQ  Wein8teiiorproflet7.es  mit  Noten,  darfllrar  die  KammeraQsschOsse  und  Ktmmerrer- 
linndhlHIgiim  s.  o.  S.  385.  Die  Artikel  Weinstcuer  im  W'örtcrlun  h  der  Verwaltunyc  von 
G.  r.  "Mayr,  II.  S.  924.  Er-r-b.  I.  S.  104.  fld  III.  S.  Iii)'.!.  SrliönherjrV-  Ilandlvuch. 

4.  A.,  III,  1.  Abth..  Abb.  Aufwandstcoern  von  Zelicr.  S.  r.lG,  II.  \V .  Ii.  d.  St.  B.  VI, 
Alt.  Weinstenor  von  v.  Ilcckcl.  S.  6C4.  Kücbler  -  Di- tz,  Verwaltnnfl:sgesetz- 
fTcbtinj^r  Heizens.  2.  A..  II.  S.  875,  Zellcr,  Handb.  d.  Veiü  u.  Verv.  Heaaeas,  II. 

5.  397,  Erg.b.  dazu  (1893)  &  174. 

Die  sclion  in  Althossen  nncliwelsbar  mindestens  seit  dem  14.  Jnbrlinndert  ror< 
ioinuHMide,  im  16.  Jahrbtindert  und  später  weitiT  anM.'c1nltIot(!  und  schon  »mf.-isscnd 
steueriecbniscb  gcrcffcltc  Weinstcucr  und  die  in  anderen  Landcstheilen  mit  in  den 
Accisen  entbaltcne  Trank-  und  speciell  Weinstcuer  war  in  der  ersten  Zeit  des 
neuen  Staats,  1807,  wie  andere  Steuern,  einheitlich  geregelt  worden.  Die  Weinsteuer 
Mifiel  danach  in  der  aacli  sonst  damals  abiiclien  Weise  (s.  Baden  o,  S.  264)  in  die 
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altiremeine  Tranksteaer  und  in  das  Oh  mg:  cid.  Der  ersten  nnterlngen,  zam 
Tlieii  oad  besonders  ^p&tor  nach  aaderea  Formen,  auch  Bier  und  Branntwein.  Bei 
Vdo  (nnd  Ohsivoiii)  worde  lie  in  der  Porn  der  Efnbgesteoer  vom  Bexieher.  MweU 

fjr  (Jen  eigenen  Verbrauch,  als  filr  den  Wiederverkauf,  als  speclfi^tche  Abgabe  (vom 
Ohm,  beiew.  von  der  Flasche)  erhoben,  daher,  das  Lä^tic^c  dieser  Form,  enu>prechende 
Verpflichtungen  zur  Anmeldung  der  Versendungeu,  der  Pluipfange  beim  Stcueramt,  Cou- 
trolen  dabei  (BezettelungeD),  «nch  Kellercontrolen,  bes.  der  Weiuh&iidler.  Nichtberück- 
sichtigung der  Qualitru,  ansser  zwischen  in-  und  auäländiischem  Wein  mit  Tcnschicdenen 
Sitzen,  war  eiu  weiterer  Man^rel.  Der  Vortheil  war  dagegen  die  Mitbcsteucrong 
des  PriTatconsums ,  daher  die  grossere  Gleichmftssigkeit  der  Steuer.  Die  rreite 
Abgabe,  daa  Ohmgel J.  die  alte  Zapfgebuhr,  Intt?  dagegen  derjenige  zn  entrichten, 
der  Wein  rerzapfte  und  im  kleinen  verkaufte,  alao  namentlich  der  Wirth  und  Wein- 
Detailliiiidler,  nnd  iwar  als  nlesige  spcciflsche  und  sogleich  ab  Wertbabgabe  (10  % 
Tom  Zapfpreise).  Daher  •■^lt^p^cchcnlle  Besfandsaufiialiuien  in  den  Kellern  uii  i  Con- 
trolen  darüber:  das  Lästige  für  die  Wirtho,  und  eben  eine  Extrabestcueruiig  wesent- 
lich des  Wirtbshauscousums,  insofern  eine  Verletzung  des  Princips  der  Allgemeinheit 
bei  einer  bolcheo  Steuer.  Berücksichtigung  der  Qualität  war  ein  Vorzug,  aber  er- 
heischte wieder  eigene  Tontrolen.  Regelung  des  stetierfreieii  Haustrunks  war  dabei 
ein  weiterer  mis^Iicher  Punct,  dergleichen  die  Behandlung  des  Eigenconsuuiti  des  Selbst- 
baners.  Wie  in  anderen  Weinl&ndem  mit  Weinstener  und  ähnlichen  Steuennetbodeii 
fPrankreich !)  daher  beständige  Klagen  ünd,  nm  diesen  abzuht  lfen.  häufige  Experimente 
in  der  Gesetzgebung,  immer  mit  dem  Bestreben,  das  L&btige  der  Gontrolen  und  £r- 
feebüngsformen  zu  Dildem,  aber  niemals  mit  genügendem  Erfotge.  Die  beiderlei 
Wcinstenerformen  rerblieben  dabei  {9.  den  Aufsat/  lui  Fin.arch.  B.  XI,  S.  154  fF., 
Gesetze  Ton  1821.  1824.  bes.  vom  12.  Juli  1827).  Nach  letzterem  Gesetz  musste  die 
Trankäteoer  ron  Wein  bei  jeder  wiederholten  Einlage  im  Grossen  ond  bei  jedem  neuen 
Uebergang  «1  ein^  inländischen  EigcnthUmer,  oder  ans  dem  Keller  eines  in  den 
KcJ!  r  f'ines  anderen  EigenthUmers  in  Form  einer  ermässisten  jpecifischen  Abgabe 
gezahlt  werden,  wübrend  Ubatwein  nur  uuiuii.1  tranksteuerpüichtig  war,  dazu  die  Zapf- 
febtkbr  ron  Wein  Dir  jeden  Verkauf  im  Kleinen  und  zwar  nach  5  Terschiedeii  hobea 
ipccifischf^n  Classenstcuer^Stzen,  am  Hörhstcii  bei  Kleinverkauf  der  <!r  i— - Wcinhändler, 
aodann  niedriger  beim  Kleiuvcikauf  der  zu  beliebigen  Preisen  verkauicndcn  Wirthe 
end  Znpfer.  endlich  in  8  vetteren  ennlssip;teii  Steuerkltxon,  je  nach  dem  Verknnft- 
Iirei<e  iui  Kleinen.  Unifassende  Cuntroleii  der  Keller,  der  Versendungen  Bezettelungs- 
zwang  beim  Weintiansport)  knüpften  sich  an,  machten  die  Steuer  aber  in  den  Kreisen 
der  Steuerpflichtigen  immer  widerwärtiger.  Man  cxperimentirte  weiter,  zdtweise, 
1827,  1830-  :ity,  1848 — 53,  auch  mit  der  Zulassung  ton  Aversionalzahlungen,  Ter- 
&iidert<.*  die  Controlen.  ünterschied  anders  zwisrlien  (iros.s-  ond  Kleinverkanf.  mudifi- 
cirte  daü  Clusbensysteui  von  IhilT  (ücsetze  roui  lü.  Juli  1842,  24.  Nov.  18Ö7,  Trauk- 
steuerordnung  rem  19.  Der.  18.57).  Aber  alle  diese  Aenderangcn  halfen  anerkannten 
lebelständen  nicht  ab.  Man  brach  deshalb  ^clilie-^lich  zwar  nicht  schon  mit  der 
Steuer,  aber  mit  den  bisherigen  Besteuern ngs-  und  Controlmethoden 
(Pinanzgeeetc  rem  80.  Nov.  1878,  znnichst  fttr  1873  und  74>.  Die  Trankstener  far 
Private  und  vom  Obstwein  wurde  beseitigt,  di-'  Sti-uer  der  W'irtlie.  Kleinverkäufer  und 
Weitihändlcr  wurde  pauschalirt,  auf  Grund  der  ietztjährigen  (lh72er)  Steuerzahlung, 
bezw.  es  erfolgte  durch  örtliche  Commibsionen  eine  Einschätzung  der  Steuerschuldigkcit 
neoer  Wirthe  und  Hindier  zur  Weinsteucr.  während  die  Controlen,  Bezottelangen  und 
sonstigen  Be>chrrinkungen  des  Weitirerk.nif;*  fnrtfi  den.  In  dem  Oesetz  vom  0.  Dec. 
1876,  das  )li^he^  die  (irundlage  geblieben  ist,  wurde  die  Müteiic  dunn  undgihig  imch 
dit^r  neueren  Methode  geregelt  Die  Weinsteoer  friJTt  danach  nur  Wirthe  und  Wein« 
händler  ond  besteht  in  einer  /wciruben  Abgabe,  einmal  vom  ^^'oi;l.  <b  r  im  Kleinen 
(d.  b.  jetzt  in  Mengen  unter  40  1)  verkauft  wird,  in  Form  einer  speciliscben  Steuer 
ron  der  rerkauften  Weinmenge  nach  2  Werthsitzen,  sodann  eine  Abgabe  der  Wein- 
händler von  ihren  Weineinlair «mi  .  eine  feste  speciiische  Steuer  vnin  Weimiuantum. 
Die  erstgenannte  Abgabe  war  die  Haupu«ache,  sie  lieferte  ^, V,  des  Ertrags.  Die  älteren 
Controlen  aber  sind  beseitigt  geblieben,  die  Steuerpflichtigen  müssen  nur  dem  Steoer- 
nmt  den  Beginn  ihres  Geschäftsbetriebes  anmelden.  Diu  Ermittlung  der  stcuerpilich- 
tis-en  Objecte  erfolgte  daher  nicht  mehr  dtirrli  dir.  <  fe  Feststellung  und  durch  die 
dafür  dienenden  Controlen,  sondern  durch  eine  Abschätzung  der  Mengen,  meist  quartal- 
▼eisa,  dvreh  ftrtU^«  GonminiooMi,  die  ns  einem  leitenden  Mitgliede,  als  welchen 
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die  oberste  Steuerbehörde  einen  Beamten  urnoiuit,  Dod  aas  ron  den  Gemeindororst&ndea 
anf  1  Jabr  m  wählenden  vrciteren  Mitfliedern  besteht.  Keclamatioo  von  da  an  das 
Hauptsteueramt  niid  von  diobiiui  Recuis  an  die  obere  Steuerbehörde.  Trot^  der  so  für 
die  äteucrpäicbtigen  viel  wcnigdr  lä&tigea  ErbebuDgüforin  dauerte  indessen  die  Oppo- 
sition fort  qikI  omn;  den  Erfolg,  daas  die  Eibebnnf  der  zweiien  Abgabe,  derjenige 
von  den  WcinLrindlern,  1881  eingestellt  wurde.  Der  Ertrap  der  ganzen  Steuer,  frahcr, 
in  den  60cr  Jahren,  noch  700.000  M.,  später  gegen  Vs  Million  Mark,  hatte  schon 
fottw&bietid  seit  den  Refonnen  der  70er  Jahre  abgenommen  and  war  aaf  Mili  M. 
und  darunter  gesunken,  galt  aber  im  Budget  far  nicht  entbehrlich.  Das  Abschltemiga-- 
rerfahrcn  bot  indessen  Schwierigkeiten  und  die  Steuerfreiheit  des  Priv^atconsums  wnnf«i 
finanziell  nachtbeiligcr,  erschien  auch  steaerpoUtisch  nicht  richtig,  nicht  gerecht,  wuuu- 
gleich  stenertecbnisch  fortheilhaft,  da  de  eiafadiere  ErhebonguomeD  und  Gontiolen 
ermöglichte.  Versuche  neuer  Weinbesteuerunff ,  auch  des  Priratconsums,  miishngen 
indessen,  ao  ein  Gesetzentwurf  ron  1887  und  wieder  ron  18d4,  wo  ohne  KUckkehr  za 
den  alten  Gontrolen  nnd  ohne  BelSstigung  7on  Handel  nnd  Verkehr  die  Steuerpflicht 
wesuntlicli  an  den  Zeiiptinct  des  ersten  Ceberiranps  de3  Weins  an  W'irthe  und 
Verbraucher  in  Form  einer  festen  specifischcn  Abgabe  (5  M.  Fom  Hektoliter)  an- 
geknüpft and  durch  Dcclarationen  der  Yerit&nfer  und  Käufer,  sowie  durch  die  Buch- 
nhrang  der  Weinh&ndler  gesichert  werden  sollte.  (S.  Fin.areh.  XI,  167  if ,  XU,  62  ff., 
f.  Mayr  in  d.Mi  Ersr Jtänden  des  Wörterb.  der  Verwaltung,  a.  a.  0."^  Man  fürchtete  j 
Seitens  der  Händler  und  VVirthe  jedoch  immer  wieder  die  HUckkehr  za  scharfen  Ycr- 
sendangs-,  Transportp  und  Kellercontrolen.  So  wurde  auf  Drängen  der  Stände  die  < 
Erhebung  der  Steuer,  die  im  Etat  noch  mit  c.  300  000  M.  stand,  seit  1891/92  ein- 
gestellt, ohne  dass  das  Gesetz  selbst  aufgehoben  wurde.  Ein  neuer  Versach,  bei  den 
jQngsten  Stenerrefonnen  li^/99,  die  Steuer  in  Doner  EiorlchtDDg  zu  erkalten  and  ibi« 
Erhebung'  wieder  einzurichten,  bildete  dnen  kefUgw  StrdtpuDot,  die  Sache  endete  / 
aber  mit  dem  Fallenlassen  der  Steuer.  \\ 

Der  neue  Gesetzentwurf  trug  den  gegnerischen  Bedenken  möglichst  Bechnang 
(Sb  die  Vorlage  mit  Begrtindung).   Es  sollte  ausser  dem  Verbrauch  ia  Wirthscbaften  , 
o.  s.  w.  auch  der  Verbrauch  der  Privaten  wieder  besteuert  w-  rden.    Die  unliebsamen  ,: 
iiltereu  Controlformen .  Beeinträchtigung  uud  Ucluötiguug  der  Weinproduction ,  de»  , 
Weinhandels,  der  Weinbewegung,  der  Weinausfulir  aus  dem  Staatsgebiete  waren  tben- 
liehst  Termieden.    Als  Kegel  fUr  den  Eintritt  iler  Steuerpflicht  war  der  Ueberjrang 
des  Weins  an  Wirthe  und  Verbraucher  ?orgcsehcn,  aber  nur  der  erste,  daher  vom  I 
Productaiten  an  Wirth  und  an  Gonsumenten  nnd  Tom  HAndler  an  diera  beiden,  nicbt 
sonstiger  Uebcr^'ans;,  so  nicht  vom  Producentt-n  an  den  Händler,  von  ll.lndlem  oder 
Wirthen  oder  Consumentea  je  untereinander,  auch  nicht  vom  Wirth  an  den  Con-  '"^ 
eomenten.  Auch  unterblieb  eine  wiederholte  Besteuerung  desselben  Objets.  Die  Steuer 
sollte  wieder  in  2  Werthstufen,  unter  und  flber  100  M.  ftir  das  Hektoliter  im  Satze 
von  5  und  10  Pf.  für  das  Liter  erliobcn  werden.    Als  Grundlavren  der  Controlen     J  i 
diente  die  VerptUchtutig  des  Verkäufern  und  des  Käufers  zur  schritdichca  Aumelduag 
des  veräusserten  Weins  nach  Menge  und  Preis,  wobei  der  Steuerschuldner  gleichz^tig 
in  Stempelmarken  zalilen  kann,  zugleich  waren  aher  auch  die  steuerfreien  Utdjergänge 
anzumelden.    Erleichterungen  waren  noch  far  WeinbezUge  unter  20  1.  rorgcsoheo.    ''^ ' 
Subsidi&res  Gontrolmittel  var  eine  rorgescbfiebene  BuchfOhrong  der  Weinnlndler.  'k 
Zahlungspflichtiger  war  regelmässig  der  Empfänger,  doch  konnte  der  Weinhändler  fiir  '■'< 
ihn  eintreten.  Die  besondere  Besteuerung  des  Kuustweins  war  in  Aussicht  genommen    .  ; 
(6  Pf.  Tom  Litcry.   Man  rechnete  ton  der  ganzen  Steuer  auf      Mill.  Mark  Ertrag. 
Indessen  war  die  Opposition  gegen  die  Steuer  an  sich,  auch  in  dieser  Form,  zu  stark,   *  «1 
sie  ging  besonders  von  nächstintcressirter  Seite,  von  Kheinbessen  und  aus  den  Wirths- 
kreisen  aus.    Muu  hob  aber  auch  hervor,  da^s  zumal  bei  der  huutc  verbreiteten  Art 
des  Verkaufs  der  Trau  benernte  an  Händler,  das  Interesse  der  Winzer  gefährdet  sei,  "i: 
weil  ilinrn  durch  die  Steuer  der  Preis  leichter  gedrückt  werde.    Mit  mehr  oder  *V 
weniger  iiecht  wurde  der  Auffassung  der  Weiusteuer  als  einem  wichtigen  Glied  der 
Getrinkebesteaemng  neben  Bier-  und  Brenntwonsteuer  entgegengehalten,  dass  der 
Wein  directere«  Product  des  Bodenanbaucs  sei  und  als  solches  aus  besonderen,  auch  *^ri,< 
agrarpolilischen  Gründen  Bilcksicht  in-  der  Besteuerung  verlange.    Das  Fehlen  der 
Weinsteoer  in  Preussen  und  Baiem,  die  Opposition  gegen  die  Fortdauer  der  Steuer   "  1( 
in  Baden  wurde  ebenfalls  gegen  die  hessische  Landessteucr  angeführt.  So  wurde  der 
<3eseUentinuf  mit  grOsster  Mehrheit  in  der  2.  Kimmer  abgelehnt.  Als  es  dann  docb  ^ 
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gclani?,  andere  Ersatzmittel  des  so  bewirkten  Steneraasfalls  zn  beschälten  und  «Iii 
froste  Ueform  der  directea  Steuero  so  durcbzufabren,  v«r  wohl  das  Schicksal  der 
WeinsCeiier  in  Honen  endgiltig  entocbieddn.  Dia  KanmomrliaiidloDgeii  bletea  flkr 
die  ^anze  schwierige  Frage  einer  inaoiAB  VTditttoQttr  QOter  unMien  dAQlwheD  Yer- 
biltnissea  manches  ß^bteoswortbe. 

Die  Biers  teuer  war  fraher  ebenfalls  ein  Glied  der  Trantetoaer,  sie  vorde  in 
der  Brauerei  als  Kiüsclsteuer  von  (Jcm  zatn  Verkauf  bestimmten  Bier  erhoben  (Geseiz 
TOB  1827,  1842).  Nordbessen  (Ubcrhessenl  s?ehörte  bei  seinem  Eintriit  in  den  Nord- 
deotscheo  Band  rechtlich  auch  zu  dessen  Bicrätuuerj^cmeluitcbärt,  doch  i^t  der  wirk- 
liche Eintritt  erst  später  mit  dem  Aoscblius  auch  Sudhessens  an  das  Deutsche  Beich 
oad  nnn  zugleich  mit  für  Sodheesen  erfolgt  (s.  r.  Kay«  Art.  Biemeaer  iia 
IL  W.  d.  St..  U,  S.  660). 

Die  Branntveinstener  war  In  Hessen  froher  auch  ein  Glied  der  Tranlutener 
und  wurde  bis  1842  ähnlich  wie  die  Weinsteucr  in  der  Form  der  Kinlagestcuer  rom 
ii&nfer  (Wirth  und  Anderen)  erhoben.  1842  (Gesetz  vom  16.  Juli)  ging  man  zur 
PndoettonflBteuer  Uber,  nemlich  znr  Matseh'BtItteneteuer  f^r  mehlige  und  tat  Brannt- 
weinmaterialstencr  für  nicht-meliligo  Stoffe,  wobei  bei  orsterer  kleine  laadvirthschaft- 
liche  Brennereien  im  Steuersatz  ermässigt  waren.  Verschiedene  Versuche  zur  Ab- 
änderung der  Steuer  erfolgten  später.  Oberbessen  unterlag  dauu  der  Einziehung  in 
die  Branntweiugesetzgebung  des  Norddeutschen  Bundes  (nordd.  (iesctz  rom  8.  Juli  18^), 
mrh  denselben  Grundsätzen  sollte  die  Branntweinsteuer  in  Sudhe^sen  eini^^erichtct 
veideo.  Nach  der  Reichs  Verfassung  bildete  bald  darauf  ganz  Heüscn  ein  Keicbsglied, 
welches  ohne  Weiteres  auch  der  Bier-  und  Branntweinstenergeeetzgebung  des  Relehs 
nrifcrlaiT.  Der  Vorbehalt  der  Reichsverfassang  fUr  Baiern,  WürttL-uiher-c  und  n;idi;n 
zo  Gunsten  der  Laudesges^igebiwg  in  Bc2ug  auf  die  Besteuerung  iniäudiächen  Bicr^i 
snd  Bruintweina  ist  Hessen  nioht  gewfthit  worden.  (8.  Beden,  Fin.stat  a.  a.  0. 
S.  481,  J.  Wolf,  Branntweinsteuer,  S.  68.) 

Aach  in  Hessen  bestand  ror  der  gemeinsamen  Salzsteucr  im  Zollverein  (1868) 
eine  Salzregie,  und  zwar  in  Form  eines  Handelsmouupold  incuus  (ie^jutz  ?üu  1821), 
das  1821  in  Rheinhosscn  an  die  Stelle  der  französischen  Salzsteucr,  in  Oberhessen,  wo 
Ton  1821 — 34  eine  besondere  Salzsteuer,  erhoben  nach  doni  Princip  der  Salzconscription 
(Kopfsalirollen)  bestanden  hatte,  an  deren  Steile  getreten  war  (ä.  v.  Reden,  S.  404). 

Fdr  die  BUdong  eines  Grenszollsystems  war  die  territoriale  Gonfigoration 
dcä  hessischen  Staats,  namentlich  die  Trennung  von  Stld-  und  Nordhessen  und 
mancherlei  Exclaren,  nogtlnstig  gewesen,  was  es  mit  erklärt,  dass  es  noch  länger  bei 
dem  alten  System  ron  BionenzOlIon  im  rechtsrheinischen  Gebiete  ferblieben  ist  Nach 
dea  erfolglosen  Verhandlungen  mit  den  süddeutschen  und  den  Nachbarstaaten  Uber 
r^mein^ames  Zollwesen  wurden  dann  18*24  (irenzz">lle  zum  Zweck  der  Erhcbnnj:: 
von  V'crbfauchs.steuern  von  ausländischen  W'aareii,  ^o\vit'  auch  Hurch^ang^iabgabcn 
«ingiefOhrt,  welche  aber  wenig  eintrogen  und  deren  Erhcbuni?  bei  der  langen  zu 
bewachenden  Zolllinie,  die  nur  ein  klcirn-  'i  l'-ct  umschloss,  onvcrliiiltaissmässig  si  hwiL-rig 
und  kostspielig  war.  Der  Einfuhrtarii  war  im  Allgemeinen  uius:4ig,  aber  gerade  die 
Agrarprodocte  der  dentschen  Nachbarländer  waren  hoher  belastet.  Darch  einen  'förm- 
lichen Zollkrieg  zwischen  Kurhessen  und  Hessen-Darmstadt  18'2.">  wurde  die  Lage 
noch  ungünstiger.  Diese  Umstände  fährten  zu  dem  preussisch  -  hessischen 
Zoll-  und  HandolsFortrag  rom  14.  Febr.  1828,  darch  welchen  Hessen  die 
pr^Qssische  Zollverfassnng  und  Tarif  für  die  Ein-,  Aus-  und  Durcbgaugsabgaben  an- 
nahm. Damit  geschah  der  w!chti<re  erste  Schritt  zu  dem  späteren  sprossen  deutschen 
Zull verein  mit  Zollerhebung  auf  gemeinschaftliche  Rechnung  und  VcrtlieiliiiiL^  der 
Einnahmen  unter  beiden  Staaten  nach  der  Kopfzahl,  wobei  nur  Uebergangsabgabon 
fOr  die  Artikel  der  getrennt  bleibenden  inneren  indirecten  SJoui  rn  f (Jetränke,  Tabak) 
und  das  Verbot  der  Salzeinfuhr  in  Hessen  verblieben.  Ein  wesentliches  Verdienst 
Hesaaos,  znglrich  du  entschiedener  Vorthell  wie  fUr  seine  wirthschaftlicho  Eotwick* 
lung,  80  auch  für  seine  Finanzen.  (S  y.  Rcd.jn  a.a.O.,  S.  488  tf.,  Viebahn, 
Smt  Deolschlands  I,  142  ff.,  Weber,  ücsch.  d.  Zoilvcroins,  S.  14  ff-,  61  If.) 

§.  100.  Fortsatinng.  Sonstige  Staatsstenern,  be- 
sonders Stempel-  und  Gerichtsabgaben,  JSrbsohafta- 
•tener. 
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Verschiedene  Steuer-  und  gebUhrcnaMigc  Abgaben,  zum  Tbcil  in  . 
TerbinduQi?  mit  Regalien,  sind  früher  bedeutender  gewesen,  später  uurgehobeo  oder: 
init  dem  Rea^alrecht  weg;fcefallen.    Aufliebuiif?  des  im  rechtsrheinisch en  Gebiet  be-  j 
Stehenden  Salpeterregais  1821,  des  Lotterieregais  1832.   So  sind  nur  noch  , 
KtM  Heine  Eiiinabmen  ans  ab  Begmlieii  g«lteiidea  Wassergeflllen  llbrif,  naeli 
Beseitigung  der  früher  einträglichen  FlusszöUc,  besonders  auf  T?hein.  Main.  Auf- 
heboog  des  Chausseegoldes  auf  den  Sta&tsstrassen  1865,  woraus  früher  ein  crheb-^. 
lieber  Zoschuss  zo  deren  Robten  erfolgte.  Diese  Kosten,  besonden  fUr  21eiibaa,  ▼erden^ 
bei  Staats-  und  Provinzialchausseen  aus  Znschtlssen  zu  den  directen  Stenern  gedecl>t 
Dagegen  erhebt  der  Staat  noch  eintrSirliche  Rrtickcnffclder  (Bhein,  Main)  und.* 
üebcrfahrtögeldcr  (KücLlor  II,  8Ü5,  Zcller  II.  898.)  r 

JUogst  ist  dann,  wie  schon  erwähnt,  leidet  auch  iu  Hessen,  um  die  Mittel  zur 
Durchführung:  der  Steuerreform  zu  beschaffen,  eine  (j'lassenlottc  rie  neu  eingeführt '.i 
worden,  ähnlich  wie  in  den  thüringischen  Kleinstaaten.   So  erlebt  diese  Üble  Finanz- 
qoelle,  statt  im  deotscben  Finanzrecht  za  verscbwiodeD .  eine  Wtederertffbiin^  und 

wird  noch  ergiebiger  cemaclit  fPrcussen!),  während  gerade  die  deutschen  S'uiten  iH  .; 
ihrer  Fiuanzl^e  auf  diese  vollkommen  terworfliche  Einnahme  leichter,  jedenfalls  riel 
loichter,  als  Staaten  wie  Oesterreicb  und  Italien,  reizicbten  Itönnten  t  8.  besaiscbea ' 
Oesetz  vom  12.  Aug.  1899  und  Verordnung  von  demselben  Tage.    Es  i&t  im  Gesetz  ' 
vorbehalten  geblieben,  dass  der  Staat  den  Betrieb  der  Lotterie  selbst  übernebiri!'  ndcr 
iie  unter  seiner  Aufsicht  eiucui   Unternehmer  Ubertrage.    Auch  hier    1-  i.u  wie  iü 
anderen  deutscheu  Lotteriegesetzen  das  Verbot  des  Spieleus  in  ausländiscl    i .  .ausser^  ', 
liessischen  Gekilolferien  und  die  Strafandrohung  von  HOO  M.  lO  -  i:  ein  Measchen- 
alter  nach  der  Gründung  des  Deutschen  Beichs!   Ein  Vorgang,  wie  er  an  die  gegen-  ' 
sdtlgen  Noten-  und  Papiergeldrerbote  der  ZoUvereloistaaten  in  den  $Oer  Jabven  ef^ 

innert!    Aber  was  Proussen  vorma-ht.  machen  die  andern  nach. 

Die  Hundesteuer  besteht  iu  Hessen  als  Staatsstcucr  (Gesetz  von  1827)«  sie 
betrug  nach  Gesetz  rem  4.  Sept.  1874  5  M.  Ulr  den  Htind,  voneben  eine  Oeme^de*  ^ 
Steuer  bis  zu  dem  ^^leichcn  Ili^chstbetrag  gestattet  war.   Nach  dem  neuesten  Gesetz 
vom  12.  Auff.  lSi»9  sind  diese  beiden  Reträge  je  10  M.  Unontbehrliche  Ilirtenhunde 
und  je  1  Hund  auf  abgelegenen  Gehöficn  sind  jetzt  frei,    i, Kuchler  II.  S.  878  ff.. 
Zeller  II,  S.  409,  Gesetzentwarf  mit  Motiven  in  der  1899er  Keform,  Kainmerver- 
handlungen  dartiber  a.  a.  0  ^  —  Die   Staats- Nach  t iira!  Isteui^r  (^'.  von  1853)  ist  • 
8  31.  60  Pf.  für  das  SiUcic,  Ertrag  1894-98  im  Durchschnitt  jährlich  72  M.J  —  Die  . 
Jagd waffenpass'Abf abe  (V.  von  1874,  1894,  neoeste  rem  13.  August  1899) 
war  früher  12  M.,  jet/t  ist  sie  in  Verbindung  mit  den  Finanzmaassregeln  von  1S99. 
besonders  mit  der  Erhöhung  von  Verwallungshtempeln,  auf  25  M.  für  das  Jahr  ge- 
steigert worden  (IClkcbler  II,  884  IT.,  Zeller  II,  409,  Kammerverhandlungon  1899). 

Im  Stempelwesen,  wo  sogen.  Geriehts-  and  Admini- 
strativstempel  unterscbieden  werden,  bezw.  worden,  und  in 
den  1>eztlglicben  Gericbtskosten  ist  volle  Einbeitliebkeit  der 
Gesetzgebung  im  ganzen  Staatsgebiete  erst  mit  der  neneren  Reichs- 
gesetsgebnng  Uber  Geriehtskosten  1879  erreieht  worden. 

Der  Stempel  hatte  fHlher  eine  grone  Ausdelinttif ,  indem  principiell,  nament- 
lich in  der  streitigen  und  nicht  streitigen  (freiwilligen)  Cmlgerichtsbarltdt  die  Gerichts- 

Kosten  (Geblilirefi^  i?!!  rei  litsrbeirii^chen  (lebiete  in  Stempelform  erhoben  worden  (1821. 
Taxorünung  u>ui  •J.'i.  Aufj.  i-^^L*,  mit  späteren  Aendeiuugcn).  In  Khciuhessen  ver- 
blieben die  Grondsfttze  des  französischen  Kegisterabgabcn-  und  zum  Theil  Stempel- 
rechts (Dimensionsstempel)  (hess.  (iesetz  von  1P24'|  bis  1870.  Der  Ad  minist  rativ- 
stempel  der  Verwaltungsbehörden  war  ebenfalls  im  rechts-  und  liuksrheioischeu 
(febiete  Ferschieden  (für  ersteres  galt  Yerordntuig  und  Tarif  vom  16.  Febr.  1825,  mit 
späteren  Abändcruntren ,  bes.  1857  und  1874).  Seit  dem  Reichsgesetz  Uber  Gerichts- 
kosten von  1878  sind  dann  die  Stempel  meistens  beseitigt,  nur  noch  in  gewissen  F.^Ilen 
der  nicht  streitigen  Gerichtsbarkeit  (Verträge  a.  s.  w.)  Tcrblieben  (hess.  Gesetz  uüü 
Verordnung  vom  80.  Aug.  1879,  Verordo.  vom  18.  Jan.  1882,  2S.  Joli  1890),  die 
betr.  Gesetrgebang  nanmehr  auch  eine  einheitliche  im  ganzen  bebiet  gewoiden. 
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Ander«  Steuoni.  Stempel.  34S^ 

Ebeitso  ist  dies  seit  1880  mit  dem  Admiuiätraüv&tuuip^  der  Fall,  dui*  auch  bei  £iu- 
fidM»  aa  Behörden  luid  Aosfeitlgiuigen  derselben  iu  Priratangcl(>i;cubciteQ,  mit  be- 
stimmten Aii  i  ihmon,  aiizirv  ri  i  Ml  ist  (Gesetz  vom  17.  M&fä  1880).  Der  Gebrauch 
roa  StcinpcimarkcD  statt  bteuipdpapieis  vuxde  1879  eiugefdhrt.  (S.  Kilcbler  ILy 
881      Zeller  II,  398  ff.) 

Jttßgbt  ist  uuu  auch  bier,  in  Verbindun^^  iiiit  den  neuesten 
Steuerreformen  und  im  Hinblick  auf  day  bevorstehende  Inkralt- 
treten  des  Deutschen  btirgerlichen  Geset/JiucheR ,  wie  in  anderen 
Ländern  (Baden,  0.8.271,  285),  ein  neues  Gesetz  über  den 
„ürku  n  den  Stempel'*  vom  12.  Aug.  18i'y  erlassen  worden,  durch 
welches  die  ganze  Materie  des  Adnnnistrativ-  und  Gerichtsstempels 
einheitlieh  geregelt  wird  und  die  älteren  Bestimmungen  Uber  beide 
Stempel  (aucb  Uber  den  Gericbtsstempel  nach  den  Bestimmungen 
von  1879  and  den  dazu  gehörigen  Verordnungen  von  1879/90)  auf- 
gehoben worden  sind.   Mit  dem  Gesetz  ist,  als  Bestandtbeil  des- 
ftelben,  ein  nrnfrasender  alphabetischer  Tarif  rerbonden,  dessen 
GrsDdsätee  nnd  einzelne  Nnmmern  auch  finanzwissensebaftlich 
mebrfaeb  beacbteoswertb  sind.  Anf  eine  gewisse  fiseaUsebe  Tendenz, 
mehr  Einnahmen»  mit  znr  DeckuDg  des  Erlasses  von  direeten 
Stenern  sn  beschaffen,  war  es  in  dem  nenen  Gesetz  von  vornherein 
abgesehen.    Als  dann  die  Weinstener  gefalleo  war,  trat  diese 
T^ttdenz  noch  stärker  beryor.  Einzelne  Tarilposten  nnd  Tarifsätze 
(für  gewerbliche  Concessionen,  Lustbarkeiten,  Luxus- Verkehrsmittel 
0.  dgl.)  erklären  sich  mit  hieraus. 

S.  bes.  die  dem  Uc^et^eiuwurf  und  dem  Tarif  1899  beigelegten  cingebendea 
Bcgrtlndongcn,  auch  die  Kauimerberichto  umJ  Verfakodlangen.  Das  allgemciito  Priacip 
i^l  fUr  Dikunden  ub.T  Rfcht^greschäfte.  da^s  dic^e,  soweit  der  Tarif  niclifs  Anderes 
bestimmt,  oor  btempelptlichtig  bind,  ,,weun  bie  von  einer  fUr  die  öffeatlicbe  Beurkundung 
zvtlndiiren  Behftrde  aofgeDommen  oder  aoagefertigt  worden  sind,  oder  ireun  sie  bei 
rnoT  nifentlicheri  Beliorile  u\  einem  Verfaliren ,  filr  welches  die  Eiriroicliun^  oder 
Vorlegung  der  Urkunde  vorgeschrieben  oder  zugelassen  ist,  eingereicht  oder  vorgelegt 
venfett**  (Art.  1).  Orfconden  über  Geschifle,  die  einer  Keieh89tempelabgabe  nntcr- 
bcgen  oder  von  dieser  befreit  sind,  unterliegen,  sofern  dies  reichsgeset^lich  zulässig, 
*uch  eiiM'm  Landesstempcl  im  Betrafj:c  der  Ilülfio  der  T.irif>St/e  (Art.  2\  Die  Straf- 
•ndruhuüg  bei  Uioterzichang  ist  das  Vierfache,  die  tieldstrafe  kann  lu  beatiuiuitcft 
FUlen.  bei  einigen  «ngegebenen  Tarifpositionen  in  Frelheitsutrafe  rerwandeit  wesdon 
lÄiL  31.  ?A). 

Der  Tarif  cntb&lt  unter  den  Vertragsstempelu  den  sogen,  (irundbesitzvechsel- 
•tenpel  bei  Tanscli  nnd  Kanfim  Procresefrsatz  ron  V  5     C^O  Pf.  fon  je  100  M.) 

fnr  2000  M.  Werth.  "  "\  von  2—10.000  M  ,  V.-i  %  bei  Uber  10.000  M..  Tar  pos. 
Nr.  46^.  Auch  der  Hypothekenstcmpcl  ist  progressiv  gestaltet  C/io  7n  l*'^  lO.OUO, 
i'/'u  10-30.000,  »,  ,o  7.  Uber  30.000  M.  Werth,  Tar.pos.  Kr.  21).  In  anderen  FülK-n, 
vu  es  sich  auch  kaum  mehr  ab  im  lettigenannten  um  gebührenartige  Abgaben  mit 
handelt,  is>t  clor  '^t  nyul  dagegen  jrerade  zu  Gunsten  höherer  Werthbeträct*  dej;ressiv 
^nnirt,  z.  B.  bei  gcwi.ssm  Abschritten  aus  dem  Grundbuch  (St.  39),  bei  Ehevertiägeu 
(Kr.  26).  Erbscheine'»  (Nr.  82),  Verfugungen  ron  Todeswegen  (Nr.  75K  während  wi^er 
^  anderen  Fällen  x'roportional^feüipel  gelten,  so  in  der  wichtieen  Nr.  S2  fitr  Ver- 
^'^ge,  fQr  die  keine  anderen  Bestimmungen  gcllcu,  worunter  z.  B.  Pacht-  und  Mietb- 
jertrige,  Ciedttrerträge  (Scbaidrcrschreibangen  aUer  Art  n.  s.  w.),  Vio  "  o-  ^  Bolchen 
"^8^1  beitdil  doch  so  ancb  noch  in  derartigen  neuesten  Qesetsen     riel  WilUcfthr* 
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6.  B.  üobonichtoa  der  Bestcnerong.  Hesson.  §.  100. 


Im  Dobrigcn  ist  dieser  bcäsischc  Urkundeustciopel  sehr  ausgüdebnt.  Er  enthält  a.  A. 
«ach  S&tzo  für  Scheokungen  unter  Lobenden  (Nr.  63,  *  ,o  7o  ^'^  1000,  7io 
rpn  1 — 10.000,  1  ron  über  10.000  M.  Werth).  Ferner  sind  unter  den  Administr«ir- 
ttampeln  allgenuine  Eingabe-  (IV«  M.)  und  Ausfertigungsstempel  <1.  B4^p«n  Vt« 
jeder  folgcndi:  ^/^  M.)  verblieben  (mit  Ausnahmen).  Zahlreiche  Concessions- 
Htempol  u.  dgl.  Huden  sich  iür  gewerbliche  Vurbüitnisse,  zum  Thoil  gebUhrenartigor 
Katar,  fbr  Baaeiiaiibiiias  n.  dgl.  Singalarit&tea  fehl«n  nicht,  wie  der  Stempel  roa 
20  M.  I&r  Dectoidiplomo. 

In  das  StenpelweBen  eingereiht  sind  aber  aaaserdem,  wie  be- 
merkt,  gewisse  Lustbar keits  -  nnd  Luxus-  und  ähnliehe Stenern, 
anter  letzteren  namentlicli  einige  neue  charaeteristtsehe  F&lle  der 
Besteuerung  von  I, Lnxns''* Verkeh rsn itteln* 

So  enthAIt  die  Nr.  35  (Stempel  für  Erlaubnissenheilungcn.  Concessionca  u.  s.  v.>, 
neben  Licenz-  und  geworbcsteuerartigen  Abtraben  (für  Wirthscliaft^beiricb,  Kleinhandel 
mit  Brauutirein  u.  A.  m.)  auch  Stempel  (100— 500  H.)  fOr  gewerbsmässige  Ver- 
«Dstaltong  fon  Singspielen,  Scltanstelliinfen«  Kanstreiten  e.  dgL  in 
stehenden  Localcn,  wo^n  dann  noch  für  die  Zeit  der  Vorstellungen  Tatrcs-,  Wochen-, 
Halbjahres-  und  Jahreskarten  mit  Stempeln  zu  oehmea  sind  (Vg— 1000  M.).  Audi 
flObotllclie  Tanzbelnsligungeii  nnterliegen  selclieb  nach  der  UdegeDheit  und  naeli 
Ortsclasscn  abgestuften  Abgaben.  Fur  Automaten  an  Ofl'entlichen  Orten  und  Wirth- 
Schäften  und  in  lefzteren  für  Ciavier-  nnd  Musikwerke  müssen  Jahreskailen  mit 
Stempeln  (10  -40  M.)  j^uiiummeu  werden.  Auch  Lii  xus- Verkchriiiiiittol,  oder  was 
dafür  gilt,  sind  der  Bc:>teuerung  in  Stempelform  unters^orfen  worden,  so  Antomobile 
(5—50  M.),  Fahrräder  (5  M.),  indem  die  Besitzer  Jalireskirteu  nehmen  müssen, 
wobei  die  Polizeibehörde  Yer/^eichuiä«e  der  Besitzer  za  fuhren  und  diesen  Bommern* 
platten  m  behindigen  bat  Ausser  den  genannten  Objecten  bei  Benntenog  zn  milita« 
risclien  und  ölfentlichen  Dienstzwecken  ist  jedoch,  in  Folsrc  aus  dem  Landtage  her- 
rührender Bestimmuageo,  steuerfrei  das  Fahrrad  der  Lohnarbeiter,  die  das  ICad  als 
Transportmittel  xur  ArbeitflsteUe,  und  der  Geverbetrefbenden,  die  es  bei  Austtbnng  ihres 
Gewerbes  benutzen,  wenn  ihr  Jahreseinkommen  1500  M.  nicht  übersteigt,  ferner  auch 
das  Kad  von  Personen,  die  sich  weniprer  als  30  Taj^e  im  Sfaatssrebiet  aufhalten  (Oon- 
trole  ?).  Kl.ietiso  bind  dann  aber  wenigstens,  was  in  der  Tliat  neben  einer  Fahrrad- 
steucr  nicht  fehlen  darf,  in  Folge  von  Antrigen  im  Landtage,  Luxuswagen  und 
Keitpl  erde  einer  solchen  Stcmpelabgabc  unterirerfea  (Jalireskarten  Ten  20  M.,  vehl 
zu  niedrig  im  Verhältniss  zur  Fahrrad  Steuer). 

So  sind  in  diesem  ,,Ste  ni  pelgesetz"  sehr  verschietlenarligc 
Steuern  und  Gebühren  vereinigt  und  in  dieser  Form  MaDnigfaltiges 
der  Besteuerung  unterzogen  worden.  Die  letztgenannten  Fälle  ver- 
danken ihre  Einbeziehung  in  diese  Bestenemog  ausser  den  sclion 
erwähnten  üscaliscben  Tendenzen  in  der  concreten  Finanzlage,  wie 
sie  dnreh  die  jüngste  Steuerreform  geschaffen  war,  gewissen 
Strömungen  der  Ansichten,  welche  neuerlich  in  Deutschland  viel- 
fach, allerdings  mehr  noch  fttr  die  Communal-  als  die  Staats- 
besteuemng,  herrorgetreten  sind.  Ob  Derartiges  von  Daner  sein 
wird?  Ganz  kleine  Erhöhungen  des  Stenerfusses  der  direetea 
Personalsteuer  und  namentlich  der  Progression  dieses  Fasses  sind 
doch  einfacher,  wirken  ebenfalls  „luzussteuerpolitisch*',  aber  gleiche 
mSssiger  und  finanziell  günstiger,  ohne  dass  es  eines  neuen  Ver- 
waltungs-  und  Controlapparats  znr  Veranlagung  and  Erhebung 
bedart.   Das  Missliche  bleibt  eben  bei  solchen  Besteuerungen  ein- 
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seiner  Verwendangen    des   EinkomnieDS   zu  GenneBzweeken 

—  denn  darauf  länft  die  vSache  hinans  —  immer  das  willktthr- 
iiche  llerausgreil'eii  solcher  Fälle. 

Die  Erbschafts-  und  Schenk  ungs  Steuer  ist,  wie  in 
anderen  neueren  Gesetzgebungen,  durch  ein  besonderes  Gesetz 
vom  30.  Augost  1884  p:ereo:elt  worden,  geht  aber  auf  frühere  Ge- 
setze (1821,  1842)  zurück.  Bei  der  Krbschaftsstt'uer  ist  die  .^tcuer- 
pÜicht  unter  den  nächsten  Verwandten  insoteru  etwas  weiter  als 
meist  sonst  in  Deutschland  ausgedehnt,  als  Anfälle  an  AsceudeDten, 
auch  EUtem,  nor  in  gewissem  Umfang,  nemlich  bis  zum  Betrage 
der  gesetzlichen  Intestaterbportion,  steuerfrei  sind  and  als  sie  im 
Fall  der  Steaerpflichtigkeit  wie  auch  solche  Anfälle  an  Geschwister, 
die  flbrigeDS  Qoter  bestimmten  Umständen  steuerfrei  werden  können, 
in  etwas  höheren  S&tzen  belegt  werden,  als  wiederum  sonst  mehr- 
faeh  bei  nns.  Allgemein  frei  sind  nnr  Deseendenten  (mit  gaos 
wenigen  Ansnahmen)  und  Gatten,  nach  der  bekannten,  bisher  in 
Deutschland  üblichen  Behandlnngsweise.  Die  Steuer  ist  nar  von 
dem  Betrage  zu  entrichten,  am  den  der  Steaerpflichtige  reicher  wurd. 
AUgemein  frei  sind  nnr  Betrllge  bis  100  M.  bei  einem  Empfängen 
Die  Veranlagung  erfolgt  aut  Grund  von  Anmeldepflichten  der  Steuer- 
pflichtigen und  nach  gerichtlichem,  bezw.  vom  Pflichii^eu  ein- 
zureichenden Inventar.  Die  zur  Ergänzung  dienende  Scbenkungs- 
steuer,  die  übrigens  von  ganz  unbedeutendem  Ertra^^e  ist,  triÜ't 
Öffentlich  beurkundete  Schenkungen  von  beweglichem  wie  unbeweg- 
lichem Vernirir^en,  doch  nur,  wenn  der  Werthbetrag  1000  M.  über- 
steigt; Freiheiten  werden  hier  in  etwas  weiterem  Umfang  als  bei 
der  Erbschaftssteuer,  insbesondere  für  nächste  Verwandte,  gewährt. 
Der  Tarif  ist  derselbe  wie  bei  der  Erbschaftssteuer.  Jttogst  sind 
non  in  Verbindung  mit  den  Steuerreformen  von  1899,  wiederum 
mit  um  den  Ausfall  aus  dem  Ertrag  der  geplanten,  aber  nicht 
dorehgesetzten  neaen  Weinsteaer  za  decken,  Erhöhungen  der  Steaer- 
sUze  fBr  Ascendenten,  Geschwister,  entferntere  Verwandte  nnd 
andere  Personen  eingetreten  (Gesetz  vom  12.  August  1899  zar  Ab- 
Itaderang  des  Gesetzes  yon  1884). 

S.  für  Weiteres,  worunter  die  Keldung  der  sabjectiven  uud  objociivcn  Steaerpfliclit 
henrorzaheben  ist,  das  Gesetz  von  1884  scibst,  und  dazQ  Krog,  dies  Gesetz,  Dsrmst. 
1885,  Kü  Chi  er  II,  S?8  ö.,  Zell  er  II,  399  11".,  Schanz  iin  Fin.arch.  IX,  1892,  in 
dem  Aufsatz  znr  Frajre  der  Steuerpflicht,  bes.  S.  42*"^  ff.  passirn.  Stali^5tik  des  Erfruj^s, 
Tarif  Fin.arch.  11.  876.  884,  XV,  640.  üesotzeutwuri'  von  lö'J'J  und  Begründua^. 
Mit  Backsicht  auf  die  EinfUbiting  des  D.  bürgerlichen  Gesetzbuchs  stellt  noch  eine 
formelle  Uuiirestalturif;:  des  g^inzen  Gesetzes  bevor.  —  Die  Hauptsätze'  dos  Tarifs  int 
Geset£  Ton  1884  sind,  ohtie  Jüacksicht  auf  die  bodiagtea  Befreiungen  und  Clausein : 
4%£It«m  und  ndlburtige  Geschwistef.  jetzt  nach  dem  Gesetz  reu  1899  5  ^/g,  5  % 
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6.  B.  Ucbenichten  dos  fiestaveniDg,  Honen,  g.  101. 


Grosseltcrn  und  entferntere  Voreltern,  balbbanige  GcscbwUtur,  aucb  adoptirte  n.  dgl. 
Einder,  dann  NeOen,  Nichten,  6,  jetzt  8  7o  Stiefkinder  und  dereu  AbliSmmliDge, 
Scbwiepertiudcr.  Stief-,  Adoptif-,  Scbwicgerciteru ,  Obcim,  Taiifcn,  (Jrossnefr.-ii  und 
•Nichten,  alle  soQl^tlgen  Fälle  S,  jetzt  10  Das  Gesetz  ron  erhübtc  abo  dun 
8lMien»tz  far  Gescliwfster  vm  1,  fnr  die  entfernteren  steoorpflicbiigen  Verwandten 
und  NlchtTcrwandten  um  2  "/o-  Abgesehen  Ton  dieser  Erbschafts-  and  Schenkanga- 
btecer  sind  Verfü^nnigcn  von  Todeswegen  (T«stainente  u.  s.  w.)  nach  dem  Gesetz  tiber 
den  Urkuiideiisteuipel  einem  i'estcu  Stufensatz-  oder  Gradationsatempel  nach  dem  Wertli- 
betiage  nntorworfen  und  Schenkungen  unter  Lebenden,  sowie  auch  VeraQgena- 
zowendongen  auf  Grund  ?on  Vcrm&cbiaiflseu  dem  oben  (S.  850)  etwfthoteii  ProgreosiT- 
Stempel  nach  dem  Wecthbetrag. 

§.  101.  Rttckblick  auf  die  hesBische  Staats- 
bestenernog  im  19.  Jahrbn'ndert  Der  Verlauf  der  Ent- 
wicklung war  in  Hessen  wesentlich  ähnlich  dem  in  Prensseii  und 
in  den  anderen  Mittelstaateu.  Die  diiecte  Besteuerung  trat,  nach 
dem  Uebergang  der  ZülJe  und  wichtigsten  inneren  Verbrauchs-  und 
gewisser  Verkehrssteuern  an  das  Reicb,  mehr  in  den  Vordergrund, 
stärker  als  in  den  anderen  sfiddeutschen  Staaten,  weil  diesen  ihre 
eigene  Landes-Bierhtiuier  verblieben  war,  aber  auch  als  in  Sachsen, 
weil  dieses  in  seiner  Fleischstcuer  eine  nicht  unwichtige  Einnahme- 
quelle sich  erhalten  hat,  wie  ähnlich  auch  Baden,  wogegen  die 
hessische  Weinsteuer  keinen  Ersatz  lieferte,  zudem  neuerdiogs  weg<> 
gefallen  ist.  Dies  bedingte  neben  den  sonstigen  Einnahmeverhält- 
Dissen  eine  stärkere  Anspannung  der  direeten  Stenern^ 
wie  auch  die  Statistik  ergiebt  Innerhalb  der  direeten  fiesteneruig 
zeigt  sieh  ein  ähnlieher  Entwieklongsgang  wie  sonst  in  Dentsebland, 
der  doreb  die  jttngste  fieform  nocb  scblirfer  bervortritt,  ganz  wie 
in  Preussen.  Die  eigenartige  Ertragsbestenemng  konnte  bei  der 
Verttndemng  der  teehniseben,  wirthscbaftlicben  and  VerkebrsTer- 
hältoisse  nicht  mehr  befriedigen,  vollends  niebt,  da  sie  aaeh  die 
Grundlage  der  sieb  in  Zoseblägen  an  sie  ankuffpfenden  Commnnal- 
besteuerung  ist.  Der  Uebergang  in  die  Personal hesteuerung  ward 
noLhwendig,  erfolgte  dann  nuch  duich  Auf^^eben  der  Ertragssteuern 
als  Staatijsteuern  und  Einfuin  ung  der  Vermögenssteuer  aU  Er- 
gänzungssteuer zur  Einkoniiiicii.steucr  in  zweckmätisiger  Weise  und 
ist  durch  die  jttngste  Beiorm  vollständiir  geworden.  Die  Verkehrs- 
iiteuern  (Stoiii|itl  n.  s  w  ),  die  Erbschaltsstcucr,  die  Hundesteuer 
und  die  übrigen  halb  gei)Uhrenartigcn  Abgaben  biiden  eine  passende, 
finanziell  aber  doch  nur  verhultnissmässig  untergeordnete  Ergänzung 
der  gesammten  direeten  Steuern.  Hessen  hat  aber  so  das  riebtige 
Ziel  bereits  erreicht,  das  in  Sachsen  und  in  den  anderen  süd- 
deutschen Staaten  erst  noch  erreicht  werden  rnnss,  zun&chst  wahr- 
scbeinlieb  in  Baden  erreicht  werden  wird. 
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Die  günstige  finanzielle  Klickwirkun^  der  neuesten  hessischen 
Eisenbabopolitik ,  des  Eintritts  der  bessisclien  Staats* 
bahnen  in  die  Betriebs-  und  l'inanzgemeinschaft  mit 
dem  grosseil  preussischen  Ötaatsbabnnetz,  wird  auch 
die  Finanzlage  erleichtern  und  die  weitere  Anspannung  der  Stenern 
wnhl  \L'il)iit«Ti  lassen.  Hessen  bat  Hieb  durch  diese  Bahnpoiitik 
im  eigenen  und  im  gesammtdeutscben  Interesse  ein  ähnliches  Ver- 
dienst erworben,  wie  vor  zwei  Menschenaltern  durch  seine  Handels* 
und  Zollpolitik  und  seinen  Eintritt  in  die  Zollgemeinschaft  mit 
Prenssen.  Vielleicht,  dass  sein  Beispiel  auch  hier  gleiche  Nach- 
folge findet,  wie  damals.  Das  wäre  im  Interesse  der  mittelstaat- 
liehen  Finanzen  wie  des  dentschen  Verkehrswesens  sn  wttnscben. 
Im  Uebrigen  wird  die  Weiterentwicklnng  der  hessisehen  wie  der 
sonstigen  mittel-  und  kleinstaatliehen  Bestenemng  von  der  Finanz- 
snd  Stenerpolitik  des  Reichs  abhängen,  namentlich  noch  von  einer 
riehtigen  Regelung  der  finanziellen  ßeziehnngen  zwischen  dem 
Reiche  nnd  den  Gliederstaaten,  eine  für  Hessen  wie  ftlr  jeden  dieser 
Stsaten  nnd  das  Reich  selbst  gleich  wichtige  Angelegenheit. 

S.  ober  die  erwähnten  EisenbaboFerhältoisse  den  ätaatsrertrag  zwischen 
Preossen  and  Hotten  rom  23.  Jon!  1896,  ttber  den  damit  in  Yerbiudong  Htehanden 

Ankauf  der  hessischen  Lnrlwigsbahn  das  prenssische  Gesetz  vom  16.  Dcc.  1896  und 
d«s  hessische  rom  3.  Öct.  1896.  üeber  den  Gogeostand  s.  den  Au&atz  im  Arcbir 
fitr  £i8MbahnireMn,  Jahr^?.  1897.  S.  1  ft.   Mehrfach  wird  in  den  Steoerdebnteen  der 

Kammern  nnd  bei  den  Keformplänen  auf  die  tinanzidlen  Koken  des  Vertrags  mit 
Pfviisscn  Bezug  {^'t^nnminen.  Vonxtischtas:  über  die  Ergebnisse  der  gemeinschaftlichen 
Terwaltung  für  das  Ktat.^jahr  lÖ'JÜ  im  preussischen  Staatshaushaltsetat  Anlagen  B.  I, 
Kr.  10.  Beilage  A,  9.  Danach  hessi^  her  Aotheil  am  L  eberscbuss  10.715.872  M. 
(incl.  Aiirlitil  an  Main-Neckarbahn.  ohne  diesen  und  mit  IJuoksiclit  auf  i-iiiifc  anfiere 
Plus  and  Minas  9.589.993  M.).  Im  Jahre  1898  (I897;9bj  war  das  wiri>liche  Ergcbniss 
der  AbrecbnoD^  ein  an  Hessea  abgeführter  Betriebsttbenehoss  toq  9.465.560  M.  (ezel. 
Main-Nt'rli^rbalin ,  di'  inen  noch  weiteren  L'<-1i'?rschu>s  von  1'/,  Mill.  Mark  für 
Hesben  gab)  (£iscnbabuarcbir  1899.  S.  323).  Die  Staatsschuld  steht  im  hessischen 
Em  für  1897—1900  jährlich  mit  7.983.782  M.  Aasgabe,  welcher  Betrag  also  dorah 
jenen  ^(-bl■^-^r!ll]ss  mehr  als  gededtt  war.  Die  directen Steuern  waren  in  dieser  Periode 
mit  10  360.000  M.  Ertrag  veranschlagt.  Der  nach  Abzug  der  SchuMkö>ren  ror- 
bleibendc  RestQberschuss  aus  den  Eisenbahnen  ist  daher  in  den  zwei  l>  t^i  ii  Jahren 
c  2.8—2.9  Mill.  M.  oder  27—28  "/o  des  Ertrags  der  directen  Steuern.  Die  hessisclie 
Staatsschuld  ist  fast  ganz  Eisciiljalinschuld.  Nur  c.  Mill.  Mark  des  Eisenbahnüber- 
8choss<»  bat  man  als  Ersatz  der  aufgcbobeneo  directen  Staatssteoero «  also  zur  Mit- 
vvnrendanr  for  dattemdo  Staatsau.«igaben,  in  Anssicht  geoommon  (9.  o.  S  83-5,  ,.gemein- 
SADie  l^cgriiridiiiiir"  der  Steiiervorlagcn  S.  7.  Näheres  über  die  Finanzseite  der  Eisen* 
Uhneo  im  hess.  £tat  Xar  1897/ 9Ö— 1899/1900.  Kap.  2»  Titel  4,  unter  Domineo). 

Staats 8t euer  -  Statistik. 

§.  102.  Einige  Haaptergebnisse  der  £iitwicklaDg 
der  Einnahnieii  und  speciell  der  Steuern. 

S.  bierfllr  Aoeh  lehon  oben  die  Tab.  57.  S.  331,  über  den  Erfrag  der  hessischen 
diieoten  StaatMtenem  toh  1869^1898.  Die  Daten  des  Hanptroranscliiage  der  Staate- 
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eiDDftbiDMk  und  Aufaben«  inmer  fOr  dio  bisher  Sjlhrii^  EtatfpMfodea,  (reben  bei 

den  EinnahmeD  den  Rohertrag,  bei  den  Aus^abi^n  unter  der  Rubrik  ,Xasten  und 
Abgaben"  die  betreffenden  Ausgabeposten  fUr  die  Uauptkategorieen  der  Domänen  gc> 
trennt  und  für  die  Stenern  im  Ganzen  die  „AosfUle,  Abg&nge  and  Nachlässe"  (daronter 
anch  die  in  Folge  ron  Reclamationcn)  an.  Unter  deöi  Ausgaben  des  Finanzministerioins 
stehen  die  eigeiit!irh<Mi  Betriebs-,  VerwaUnngs-  und  Krbebungskosten  der  Einnahme- 
zweige (LocalvcrwaituiiK  der  Camcraldomäoen ,  desgt.  der  Forsten  nebtit  Foistschatz, 
DomaniaJbaawesen,  ungetrennt  die  Yerwaltangskosten  derdJrecten  Stenern  und  iodiMden 
Abgaben,  incl.  derer  des  Reichs,  n.  A.  m.).  Die  p'^nane  Ermittlung'  des  Reinertrags 
der  cinzelnea  £innahmezweigo  bietet  demnach  Schwierigkeiten  und  setzt  fUr  jede 
Periode  ent  dogehende  Berechniingeii  auf  Grand  der  Badgetposten  roraua.  Die  Ebi^ 
nahmen  ans  den  Domänen  zerfallen  in  die  Erträge  aus  dem  Familicneigenthum  des 
grossherzoglicben  Hauses  i^ineist  Forsten,  landwirfhschaftliche  DomSnen)  und  aus  Staats- 
domänen, unter  letzteren  als  groi>iier  llaujitpotitea  die  Siaai^isenbahnea  elugeschlössett. 
Seit  dem  Uebergang  der  wichtigsten  indirecten  Steuern  und  Zölle  an  das  Rdich  sind 
die  betreffenden  Einnahmen  aus  dem  hessischen  Etat  ansgcschieden,  sodass  wieder 
Yergleichongen  zwischen  der  früheren  und  späteren  Zeit  nicht  unmittelbar  statthaft 
sind.  Im  Etat  Verden  indeasen  ab  Einnahmen  die  üebenreisitnKen  ans  Beichsstenem 
und  ab  Ausgaben  die  Matricularbeiträge  eingesetzt  (1897-  1900  mit  der  gleichen 
Ziffer  Ton  8  Mill.  Mark).  Die  Finanzgcmeinschatt  der  hessischen  mit  den  preussischen 
Bahnen  hat  wieder  zu  eigenthtlmlicner  Behandlang  der  Staatsbabneinnahmen  im  Etat 
gefuhrt,  sie  stehen  hier  mit  dem  Nettoerträge.  Auf  die  Durchftüirang  einer  genauerem 
Vergleicbung  aller  einzelnen  Einnahmen  weit  zurtiok  niusste  hier  verzichtet  werden. 

Finanzstatistiscbu  Materialien  ausser  in  dcii  Landtagspapieren,  Budgotä  u.  s.  w.  in 
efnzdnen  Heften  der  Beiträge  zur  Statistik  im  Qrossh.  Hes<ien,  so  1876.  B.  15,  H.  I 
(Staatsschuld  1821—1872),  1880,  B.  21.  H.  2  (directe  Steuern) .  1886,  B.  27  (Forst- 
Qnd  Cameraldomänen),  1898,  B.  42,  H.  2  (desgl.),  1896,  B.  40,  H.  1  cStaatseinnahmea 
und  Ausgaben  1888—91  im  Vergleich  mit  Budget).  Dann  lahlrdche  kleinere  Hit- 
tbeilungen  zur  Stcuerstatistik  in  den  in  lieineu  Heften  erscheinenden  ,,Mittheiluogen 
der  Centralstelle  für  die  Landesstatistik".  Die  Herausgabc  eines  statistischen  Hand- 
buchs erfolgt  jetzt  erst  Daten  aus  den  30er  und  40er  Jahren  bei  ¥.  Kedeo  a.  a.  O. 
S.  412  tf..  regelmässig«  doch  in  den  Uteren  Jahigiogen  meist  nar  aammaiiaeh,  im 
Gothacr  Hüfkalendcr. 

Folgende  Tab.  58  giebt  eine  Uebersicht  der  Haapteinnahmezwcige. 


Tah.  58.  Hessische  Staats-Havpteinnabmezweige  (roh)  in  1000 

(Voranschläge).  *) 


1.  Directe  Steuern   .  .  . 

2.  Indireefe  Landosatenem*) 

—      Reichs  „ 

8.  Regalien")  

Suuimc  Steuern     .  . 

4.  Domänen^)  

5.  Verscbiedoncs*)    ,   .  , 

Sammo  1 — ö    .  .  . 


) 


1834 

18-16 

i^no 

1874 

1889 

1899 

3390 

3H()lt 

6738 

8000 

103t»0 

4201 

6006 

0:l(U 

f  2928 

2481 

5825 

2826 
800O 

104 

87 

10«; 

06 

5 

4 

7695 

9402 

lUül 

9341 

15761 

21190 

2965 

8206 

4;J35 

5125 

5309 

14872 

209 

723 

416 

861 

813 

1316 

10869     13331     16242     15327     21888  87878 


')  Nach  den  seit  lange  bestehenden  Budgetkategoricen. 

')  Bei  den  indirecten  8teuern  ausser  den  inneren  Vcrbrauch&steaem  (bis  zur 
Beiehszeit  aneh  ind.  Sabregie,  Bbeinoctroi,  Ghansse^Id)  und  den  Zöllen  (bis  znr 

selben  Zcit^i  anch  Stempel,  Uerichts-  und  Verwaltnngsgebubren,  Erbschaftssteuer,  Hnnde- 
steuer.  Die  Daten  ron  der  Reicbsperiode  an  umfassen  aber  nur  die  jeweilig  im 
hessischen  Etat  als  Beate  ron  Beichsstenem  (1874)  und  Antheil  an  den  Beieltteinnahmea 
(1889,  1899)  stehenden  Beträge,  also  weder  die  in  Hessen  erhobenen,  noch  die  aof 
Hessen  nach  Kopfrcpartition  dnr  ganzen  Reichseinnahnipn  fallenden.  Daher  ist  keine 
genauere  Vcrgleichung  der  Jahre  untereinander  und  der  ganzen  Kategorie  mit  den 
anderen,  specicll  mit  den  directen  Stenern  möglich. 
*)  Früher  anch  Postngsl. 
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Nar  in  ganz  giüssen  Zügen  lässt  sich  aus  den  Zahlen  der 
Tab.  58  die  Entwicklung  der  Einnabmen  im  Ganzen  und  nach 
den  Ilaoptzweigen  ersehen,  weil  die  fiinstellang  der  Brnttoziflfern 
und  theilweise  doch  wieder,  bei  den  Eisenbahnen  unter  den  Do- 
mänen, der  Kettoziffeni  und  die  Aussclieidung  der  wichtigsten 
indirecten  steuern  aus  dem  Staatshaushalt  Hessens  seit  der  Keichs- 
periode  jede  genauere  Vergleichung  bindert.  Relativ  stark  steaer- 
wirthsehafUich  war  der  hessische  Btnatshaushalt  schon  anfangs, 
indem  fast  Roheinnabmen  nnd  noch  eine  höhere  Quote  der 

Reioeinnabmeii  aneh  in  den  SOer  Jahren  nnd  bis  zur  Reichsperiode 
ans  Stenern  herrllhrten*  Dies  erklärt  mit  die  von  dem  ersten 
Drittel  des  Jahrhunderts  bis  in  die  Gegenwart  bemerkbare  starke 
Anspannung  der  Steuerkraft  dir  Staatszwecke  (auf  den  Kopf  1834 
10.12  11.  an  Steuern  im  Ganzen,  4.46  M.  an  directen,  5.53  M.  an 
indirecten^  1399  e.  9.5  M.  an  direeten).  Nor  eine  günstige  Ent- 
wicklung der  Staatsbahtt* Reinerträge,  so  dass  tlber  die  (in  der 
Tabelle  nicht  abgerechneten)  Lasten  der  Eisenbahnschniden  grössere 
Ueberscbässe  verbleiben,  wird  hierin  Wandel  schutfen  können,  eine 
Eütwicklung,  die  jet/.t  (1899)  aber  schon  begonnen  hat.  Die 
oben  (S.  336)  erwähnte,  wenn  auch  einstweilen  geringfügige  Mit- 
verweiidung  von  BabnUberbchüö.scn  (-/s  Mül.  Mark)  zur  Verminder- 
üDg  der  Gesfinimtbesteuernnpr  bewegt  sich  selnm  in  dieser  Richtung. 

Die  am  Itcsten  vergleichbare  Zahl  !^^t  dieitiiiige  der  direeten 
Steuern.  Hier  ist  eine  absolute  Vermehrung  von  1034  —  91)  um 
mehr  als  das  Dreifache  (306  %)  eine  relative,  auf  den  Kopf,  um 
Aber  das  Doppelte  (um  213  %)  eingetreten.  Der  hohe  Kopfsata 
der  direeten  Steuern  bat,  wie  oben  dargelegt,  mit  in  die  Richtung 
der  jüngsten  Steuerreformen  (1899)  gedrftngt,  wodurch  die  Belastung 
um  etwa  ein  Fünftel  abnehmen  wird,  —  wenn  man  mit  den  neuen 
gesetzlichen  normalen  Stenersätsen  der  Einkommen-  und  VermDgens- 
steuer  auskommt,  daher  um  entsprechend  weniger,  wenn  diese  Satze 
erhöht  werden  sollten. 

Die  Entwicklung  der  ^einzelnen  direeten  Stenern  Ton 
1889—98  ist  oben  in  der  Tab.  57  (S.  331)  statistisch  dargestellt 

*)  Die  ErtrSgc  (roh)  des  grossli.  Farnilienciironthains  (Diiiiiruiou ,  lies.  Forsten) 
nnd  der  SUatsdomlBen,  unter  letzteren  seit  der  EiäeulNibnzcit  die  btaabbahncn  (Maie- 
Bednffaftlin).  Die  fraw  EMeigeraog  in  den  letzten  Jihren  ist  1899  die  Folge  der 
Eisenbahnverstaatlichunf  (Hessische  Lndwigsbakn)  und  der  Finanzgemeinschafi  mit 
Prenssrn  (Erträge  des  Postens  „Staatsdnrnfinen''  im  letzten  Etat  (1897/1900)  mit 
9dd2.ää7  M.,  grösstentheils  lieincrtrag  der  iiabnen,  iin  voraasgeheudca  1894/1897 
■VT  Dit  1.254.686  M.,  noch  ini  ist  von  der  Htin-Necknrbahn,  dngosteUt). 
Uitto&tfir  tndi  OeMitrafen. 


Digitized  by  Google 


356 


6.  B.  Uebeisichten  der  Bcateneraog.  Hamm.  §.  102. 


worden.  Geht  man  nocb  etwas  weiter  znrflck,  soweit  mir  Zahlen 
Torliegen ,  anter  Wiederholang  der  Zahlen  ans  Tab.  57  fttr  1869 

und  1898,  so  ergiebt  sieb  folgende  Entwicktong. 

Tab.  59.    T?ohertraj?  d»-:  directcu  Staatsjsreuüm  1827  -^8  (1000  M.)- 


A.  Absolute  Zahlen 

1Ä97 

1847 

XOÜtJ 

1. 

Grand'  und  Gebludestener  .   .  . 

2m 

2423 

8665 

8164 

2 

(iL'Werbosteiiur 

274 

251 

677 

1041 

a. 

457 

2959 

2674 

4342 

4662 

4 

Pewonal-,  bezir.  Eioltommenateacr 

679 

634 

1104 

5603 

Siimmo  

8638 

3308 

5446 

10265 

B.  K  elativzahl  eil  "/qq 

1. 

Grand-  vnd  Gcbtadesteoor  .  .  . 

738 

732 

673 

308 

2. 

75 

76 

124 

102 

8.  KapitalreDtcoiitouer  

44 

ErtraiRwtMwn  1 — 8  ..... 

813 

808 

797 

454 

4. 

Pe^^oIlaI-,  bezw.  EiokommensleDer 

187 

192 

203 

546 

1000 

1000 

1000 

1000 

Es  zeigt  sich  hier  wieder  deutlich  die  allgemeine  Erscheinung^ 
wie  auch  in  Hessen,  unter  dem  Einffuss  der  gesammten  Wirth- 
sehaftsentwicklnng  nnd  der  ibr  folgenden  Verändemng  der  Gesetz- 
gebung, die  Belastung  der  Granderträge  (landwirthschait- 
liche  Grondstttcke  und  alle  Gebäude)  mit  dtreeten  Steuern  erheb- 
lich gegen  die  Belastung  anderer  Erträge  und  der  Personaleinkttnfte, 
welche  in  der  neueren  Einkommensteuer  freilieh  die  Einkommen 
ans  Grundstucken  mit  umfassen,  relativ  abgenommen  hat 
Dies  ist  um  so  bemerkenswerther,  da  die  Grundsteuer  die  städtischen 
Gebände  mit  trifft. 

Von  Ititoresso  ist  ancb  die  Stati;>tik  der  in  Hessen  zur  Erbebnng  der  directen 
Stenern  gebildeten  Stencrkspitnlien,  worttber  stntistiscbes  Hftterül  rorliegt  Doch 

kann  darauf  hier  niclit  näher  eing;egangcn  werden.  Es  svi  nur  erwähnt,  dass  nach 
amtlichen  Tabellen,  die  mir  das  bai-siscbe  FiDao/ministorium  mitfrethciit  hat.  bei  der 
Einkorn menstener  die  Stenerkapitalien  1870  12751.000  H..  1899  24.898.000  M. 

waren,  eine  Zunahme  von  105  sehr  verschieden  in  den  drei  Provinzen  (Rlicin- 
hesson  227  7,  Starkenbiir;;  *2o>^.6 ,  Oberhessen  nur  121  2  **y„)  und  noch  mehr  in  den 
einzoliicn  3o  Stcuert  omuubhariat>bezirken  (Maximum  in  den  grösseren  Städten,  Oflon- 
bach  405  4,  Mainz  873  2,  Minimum  31.3  "Z^.  Bezirk  Homberg  in  uborhesscn).  Aoch 
<las  bestätigt  den  entscheidenden  Eirifluss  der  verschiedenen  wirthscliaftlichon  Ent- 
wicklung, hier  vor  Allem  in  Stadt  und  Land,  gowerbereicherco  (icgenden  mit  land- 
▼irtbscbaffliefaen  Specialcnitnren  nnd  Gegenden  mit  vorberrschend  gewfthntichem 
Ackerbau  (Oberhessen). 

Einigen,  aber  lieinen  besonders  btarken  Einfluss,  nicht  entfernt  einen  gleicbon 
wie  in  Pronssen,  hat  die  Einführung  der  Dedarationspflicht  and  der  Progression  im 
<iesetz  von  1895  auf  die  Steigerung  des  Ertraars  der  Ki  n  ku  mmen  Steuer  gehabt. 
Der  Steuerausschlag  (im  gleichen  Satz  von  16  Pf.  auf  1  M.  Sfeuerlaritin  erpab 
1896  97  nach  dem  neuen  Verfahren  5.332.000  M.,  d.  h.  acgcn  das  \  orjaiir  uut  dem 
alten  Verfahren  438.000  II.  mebr.  Davon  kam  aber  mehr  als  ein  Drittel  auf  die 
gewöhnliche  Jahn^sniiialunc ,  mir  iIlt  Rest  (/.u  der  j'Mji.di  nurb  iler  kleine  Botrag. 
Welcher  durch  Mindererträge  in  der  2.  Abtheilung  der  Steuer  wegen  Degrcssion  des 
Fnsses  abgegangen  war,  zn  reebnen  w&re)  robrte  Ton  den  Aenderonren  den  nenen 
(ieselzos  her.  Der  Mehrerirag  kam  fast  ganz  aus  d.  n  ReziiL  ii  di  r  ^russcren  Städte 
(die  b  grössten  mit  424  000  M.  Flos»  Überhaupt  16  Steuorbcuirko  mit  478.000  M. 
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Fliis,  15  mit  40.000  M.  Mious).  Dies  leigt,  wie  amtlich  mit  Becbt  bemwkt  wird, 
<li»>  relativ.-  Gate  schon  des  frillieren  h-'ssischeo  Einscbätzunj^rerfahrens,  uad  der 
Krfol^  beveist  vieder,  dass  ebea  besonders  die  städüscbeo  Einkaufte  nur  mitteist 
Dociaralionsplliekt  besser  «rCust  vsrdsn.  (S.  die  Krog'sclie  Dvskschtift  tob  1897. 
AbsehBitt  Till.) 

Die  EntwIekloDg  der  einzelnen  indireeten  Stenern,  im 

hessischen  fioaDzrecbtlicben  Sione  des  Worts,  daher  oamentlieh 
ausser  den  Verbrauchssteuera  auch  der  Verkebrssteiieru  (Stempel 
ü.  8.  w.)  und  Erbscbaftsstener,  sowie  eiuiger  verwandter  Abgaben, 
ist  la  lülgeoder  Tab.  60  zur  Uebersicht  gebracht  worden. 

Tab.  00.   Hessische  indirecte  u.  dgl.  ätaatssteaer -Ertr&ge  (rob) 

1834—1900').   (1000  M.) 

Kocb  jetzige  Landes-  Um  Dm  Dm  Dm 

steuero.  1834  1847  1869  1874  1889      1898  1897/1900 

Trankstcuer«)     ....  756  Uli  2052  541  2H0        —  — 

Stempel.  Oerichtsfreb.«)   .  865  1052  1185  1319  1324      1933  1803 

Erbscbaftsstcaer.   ...  58  94  188  240  1  480  I   401   >  ..^ 

Schenkanffssreticr    ..  —  —  —  —  (    —  \  5/' 

Hundesteuer  .    •    .   .    i  <,«  oß  ur  wo  i-a  J    2:58  235 

Nachti^.Uonstouor  .   .   /  ^6  36  Ö6  b2  loO  i 

Brtickcn.  Ueberfabrtea  88  157        89  111  181  224  242 
RbcioscbiflTabrt  u.  andere 

Vsajereoite«)  ....  262  522  —  —  —  4  S 

Cbaosscetr  IJ   248  410  —  — .  —  —  — 

Eichgebubrca     .    .    .    .  —  —  —  —  16         54   30  _ 

Summe  *r  .  .   .  2303     3382     3600     2293  ~  2431      2b59  2829 
Ebemalfge  Lindes- 
steaern. 

Salircgie   788     1188  ) 

Tabaksteuer  -        —    l  2736      An  das  lioich  übergegaiigen. 

zolle   1100     1973  J 

Summe   ....  1888    8161  2786 

Eine  Steigerang  des  Gesammtertrags  dieser  Stenern  nnd  Ab- 
gaben teigt  sieh  kanm,  nachdem  die  inneren  Steoern  anf  Salz, 
Bier,  Branntwein  nnd  die  Zolle  anf  das  Heich  tlbergegangen  sind, 
woftr  freilich  anderseits  die  Ausgaben  für  Heer  n.  s.  w.  entfielen. 
Der  Ertrag  der  Trank-,  bezw.  Weinstener  nnd  der  ehemaligen 
ScbifFfabrtsabgaben  und  Chausseegclder  ist  durch  die  vermehrte 
Kiuiiahuie  auä  öLeuipei,  Gericbtsgebübreu,  Erbschaftssteuer,  iiuudc- 

*)  Voranscbläge,  nur  für  1898  wirlvlielier  Ertra?. 

*)  Seit  1874  nur  Weinstener,  rorber  auch  Üier,  Branotveia. 

*)  Ertrag  nach  gevissen  Abzogen  an  Aiulagen  und  Kosten  (znrtickgczahlte 
Gerich täkoston ,  ZeugongebQbren ,  richterliche  Di&tcn  und  KeisekoSieu  u.  A.  m.).  So 
nicht  RoluMfni',  aber  auch  nicht  voller  Reinertrag  (Anschlag  brutto  1897 — 1900 
1.963.4O0.  ab  an  solchen  Lasten  180,400.  so  im  Etat  1.803.000  M.).  1898  ZitTer  des 
wirklichen  Bruttoertrag. 

*)  In  den  lotsten  Jahren  nur  noch  die  kleinen  £innahmen  unter  Kegalien  von 
Wassergef&Uea. 

*)  Es  feblen  in  der  TnboUe  die  Einnahmen  ftr  Jagdwaffcnplsao,  Mbor  12  bis 
2Ü.0Q0.  30—40.000  M.;  fomor  in  Mberon  Jahren  gant  Itloino  Botiigo 

rerscbiedener  Einoabuien. 

A.  Wagaer,  FtsaaiwiaBeiuchaft  IV.  24 
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Steuer,  Brückengelder  aber  mehr  als  vollständig  ersetzt  worden. 
Die  durch  die  Gesetzgebung  erstrebte  Steigerung  der  Erträgnisse 
der  directen  Steuern  war  durch  diese  Verbältoisse  der  indirecten 
Steuern  mit  geboten  gewesen.  Durch  die  Steuerreform  von  189^ 
wird  aber  nun  wieder  eine  nicht  nnbeträcbtUebe  VermehmDg  der 
Stempel  (um  e.  575.000  M.),  der  Erbschaftssteuer  (um  e.  80.000  M.) 
und  der  Hundesteuer  (um  165.000  H.)»  zusammen  um  c.  1.090.00O 
Mark,  mit  der  allenfalis  auch  hierher  zu  rechnenden  Classenlotterie 
um  weitere  500.000  M.  zu  erwarten  sein.  Dadurch  whtl  wieder 
eine  Verschiebung  der  Steuerlast  von  den  directen  Steuern ,  die 
zudem  vermindert  werden,  um  etwa  IVt  ^ÜL  Mark,  etwas  weg  za 
den  indirecten  Steaem  hin  eintreten.  Die  ersteren  würden  etwa 
8.5,  die  letzteren  c.  4  3  Mill.  Mark  betragen,  also  etwa  Vs  und  Vs> 
ohne  Rücksicht  auf  die  indiiecten  Reichssteiiern,  wählend  das  Ver- 
bältniss,  als  Hessen  docIi  die  heutigen  Reichssteuern  und  Zölle  ftlr 
sich  bezog,  in  den  40er  Jahren  annähernd  das  umgekehrte,  in  den 
(iOer  Jahren  etwa  wie  10 :  13  war  (Tab.  58,  S.  354). 

Commanalbestcueruug. 

§.  103.  Die  CommunalkOrper.  Von  solchen  bestehen  in 
Hessen  dreierlei  mit  eigenem  Haushalte  (Finanzwesen)  und 
eigener  Besteuerung.  Neben  den  althistorischen  Ortsgemeinden 
sind  durch  neuere  Gesetzgebung  (1874)  auch  die  18  Kreise  und 
die  3  Provinzen  als  eigene  Communalverbflnde  und  Selbstrer- 
waltungskOrper  mittlerer  und  höherer  Ordnung  organisirt  worden. 
Das  ist  für  den  iLleinen  Staat  etwas  viel,  findet  aber  in  den  geo- 
graphischen und  historiscben  Verschiedenheiten  der  Provinzen  seine 
Ei  kläniiig  und  wohl  auch  seine  Rechtfertigung.  Den  Ortsgeraeindeo 
^^aiantirte  die  Verfassung  (Art.  45,  4(5)  nach  der  absolutistischen 
Rheinbundperiode  gerade  auch  in  linanziellcr  Hinsicht  wieder  ihre 
Selbständigkeit,  Verhältnisse,  welche  dann  in  der  Gemeindeordnung 
von  1821  näher  geregelt  wurden.  Die  <  )i  ts^cnu  iiKk n  zerfallen  in 
Stlldte  und  Landgemeinden.  Aus.serhalij  derselben  kommen  noch 
einige  selbständige  Gemarkungen  vor.  Die  späteren,  au  Stelle  der 
G.  0.  von  182L  getretenen  noch  geltenden  Landgemeinde-  und 
Städteordnungen  von  1874  unterscheiden  zwischen  diesen  Gemeinde* 
kategorieen  lediglieh  nach  dem  äusseren  Merkmal  der  Bevölkerungs- 
grösse.  Für  die  Besteuerung  sind  sonach  Gemeinde-,  Kreis- 
und  ProTinzialsteuern  zu  unterscheiden.  Die  selbstlndigen  Ge- 
markungen werden  nach  den  Grunds&tzen  der  Gemeinden  besteuert. 
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Die  Bestimmangen  der  VerfassQQg  lamea:  „Art.  45.  Die  Angelegenbeitea  der 
Gendnden  sollen  durch  ein  Gesetz  feordMtvMdeo,  wetehM  als  Gniodlag«  die  «igene« 

selbständige  Verwaltung  des  V nnf'tr  tis  durch  von  der  Gemeinde  Gewählte,  unter 
Obenafeicht  des  Stuts.  aasspreclien  wird.  Die  Grund bestimmnogen  dieses  Gesetzes 
weiden  einen  Bettsndthefl  der  Yerfassiug  bilden    Art  46.   Das  TermOgen  der  0^ 

meinden  kann,  anter  keiner  Voraussetzung,  dem  Finanzvermfigen  einrerleibt  werden." 
Das  in  Aussicht  genommene  fiesetz  ist  die  Gcmeindcordnunp  vom  30.  Jnni  1821, 
welche,  mit  spateren  AbänJeruiif^cn  ,  die  Grundlage  bis  187*i  geblieben  ist  uad  auch 
die  granda&tzlicben  Normen  für  die  Kinrii  htang  ttnd  Ordnung  des  Gemeiadehaasballs 
und  darin  gewisse  (irundsüLze  fiir  die  Bcstetieranff  mit  enthält.  Sie  wurde  >^rsetzt 
darcli  die  Landiremcindeordnong  fom  lo.  Joui  1874  ond  die  ötadtgemeiudeordnung 
rem  19.  Jnnt  1874.  Die  Stidteordnang  Ist  oblivatorisch  für  Gemeinden  Ober  10.000  Ein- 
wohner, facultatir  für  die  zwischen  J?— 10  000.  für  kleinere  gilt  die.  Land^emeinde- 
ordnang.  Die  Kreis-  and  Prorinzialverfassung  beruht  auf  dem  Gobetz  vom  12.  Juni 
1874.  vodorch  die  Kreise  ond  Provinzen,  die  bisher  nur  staatliche  Venraltungs- 
abtfieifaiDgen  gewesen,  was  sie  blieben,  zugleich  zo  Selbstvorwaltungsrcrbändcn  mit 
gewisser  Autonomie  und  mit  Corporation-r»chten  anss^estalfet  wurden,  im  Geiste  der 
neueren  bezüglichen  deutschen  Ciesetz^t-baiii^.  In  dem  Gti«»etz  von  1874  zugleich  Be- 
stimnrangen  ober  Haushalt.  Finanzen  und  Besteuerung.  8.  Gareis,  Staatsrecht 
Hessens  in  Marquardsen's  Handbuch,  §.  21  ir.  Das  Einzelne  trenanor  und  mit  Rü«  k- 
sicbt  auf  sonstige,  auch  sp&tere  einschlagende  Gesetze  (bes.  die  Stcuergeset/e)  bei 
Kflcliler-Dletz  a.a.O.,  II.  §.  329—865  (Gemeinden).  §  80B— 815  (ITrefse), 
§.  31G_323  (Pnivinzen),  auch  §.  325  ff.  Zoller,  Handb.  a.  a D..  II,  Abth.  III. 
§.  ^0  ff.  (Communaitrerbändc,  Gemeinden  und  andere),  mit  Nachträgen  dazu  im 
Er;c.baüd,  bis  1893.  Art.  Kreis  und  Provinz  in  Hessen  von  Zell  er  im  Wörterbuch 
der  Verwaltung  I,  868,  II,  324.  Einzelnes  passim  daselbst  nnd  in  den  i:r^.blnden 
in  den  Tenchiedenen  Artikeln  aber  Gemeinden  und  Gemeindewesen. 

§.  104.  Die  Gemeindebesteuerung.  Die  AusfttbruDg, 
welche  die  erwähnte  verfassungsmltesige  Zusicherung  finanzieller 
SellmtäDdigkeit  der  Gemeinden  durch  die  Gemeindeordnnngen 
(1821,  1874)  find  die  besonderen  Gommonalstenergesetze  erhalten 
hat,  hat  die  Gtemeinden  wesentlieh  nnr  gegen  die  VenniBehnng  von 
Gemeinde-  nnd  StaatgTermOgen  nnd  Gemeinde-  nnd  Staatsfinanzen 
gesehütst,  aber  ihnen  eine  wirkliche  grossere  Autonomie  Ober  die 
Angelegenheiten  ihres  Hanshalts,  Vermögens  nnd  ihrer  Bestenernng, 
wenn  aneh  nnter  staatiieber  Oberanfhicht,  nicht  ge<,'eben.  Vielmehr 
eharacterisirt  sich  das  hessische  Gemeinde-Finanzrecht  in  diesen 
Gesetzen  durch  eine  sehr  weit  gehende  staatsgesetzliche  Regnlirong 
der  bezüglichen  Punete  und  damit  iluich  eine  starkü  Kinschränkung 
der  wirklichen  Gemeindeautononiie.  Dies  zeigen  die  leitenden 
GrundsUtze  und  die  vielfach  sehr  ins  Einzelne  gehenden  Be- 
stimmungen der  gesetzlichen  Vorschriften  über  die  Einrichtiing  des 
Hanshaltfj,  das  Biidpret-  nnd  "Reclinun^swesen,  die  Behandlung  der 
Ausgaben,  namentlich  l'rliher  deren  Eintheilung  in  Classeu,  wonach 
dann  die  Deckungsmittel  verschiedene  sind,  Uber  die  Verwendung 
der  Vermögensertrttge  nnd  sonstigen  Einnahmen,  die  Reibenfolge, 
in  der  diese  Erträge  nnd  Einnahmen  als  Deckungsmittel  zu  benutzen 
find,  die  ganze  Einrichtung  der  Stenern,  die  Behandlung  der  letz- 
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tercii  nur  als  subsidiäres  Deekungsmittel  der  Ausgaben,  die  genaue 
Anfügung  der  dirccteo  Steuern  (Unilngen)  nn  die  Giundhi^^cu  der 
directen  Ötaatssteuern  —  ein  wichtiger  llauptgruudsatz,  an  welchem 
von  Anfang  an  und  bis  in  die  Gegenwart  und  aucb  noch  in  den 
neuesten  IleformplUnen  (1899)  festgehalten  wird  — ,  die  beschränkte 
Znla«siin^'  von  communalen  iiulirccton  Verbrancbsabgabcn  (^Oetrois) 
nuter  weiterer  Mitwirkuii^-^  der  staatliciien  Aufsicbtsinstanz  (1;\])ei. 
An  die  Aenderungen  der  Gesetzgebung  Uber  die  directen  Staats- 
steuern haben  sich  daher  auch  regelmässig  neae  Btaatagesetzliche 
Vorschriften  über  die  directen  GemeindeBtenera  angeschlossen. 
Namentlich  die  Umbildung  der  alten  Personalstener  znr  Einkommen- 
Steuer  (1869,  s.  o.  S.  323  die  Einftthrong  der  Kapitalientenstener 
in  das  System  der  directen  Staatsstenem  fOhrte  so  za  neuen  Be- 
stimmungen Uber  die  Gemeindesteuern,  um  diese  den  eintretenden 
Veränderungen  der  Staatsstenem  genau  anzupassen.  Die  jüngste 
Beform  von  1899  wird  so  aucb  wieder  von  einer  Reformgesetz* 
gebnng  fttr  die  directen  Gemeindesteuern  begleitet  sein,  wofür 
bereits  ein  Plan  und  Geaetzentwurf  seit  Sommer  1899  vorliegt,  der 
im  Winter  1899/1900  seiner  Erledigung  in  den  Kammern  wartet. 
Der  erforderliclie  Schritt  dazu  ist  Seitens  der  Regierung  durch 
Wicdervorlegun^^  jenes  Gesetzentwurfes  in  fast  unveränderter  Gestalt 
bereits  geschehen  (Dec.  1899). 

Von  aligemeinerem  ünaDzwissenschaftlicheu  Interesse  ist  die 
ältere,  1872  beseitigte  Eintheiinng  der  Ausgaben  in  drei 
Classen  und  die  Bestimmung  der  besonderen  Deckungs- 
mittel  für  jede.  Hier  war  das  Streben  nach  Bertlcksichtigung 
des  Grundsatzes  von  Leistung  und  Gegenleistung  im  Gemeinde- 
haushalt und  in  der  Besteuerung  der  Leitstern,  was  zu  eigen- 
thttmliehen  Einrichtungen  geftthrt  hat  Ebenso  tritt  dies  Stieben 
bei  den  Fragen  der  Eingliederung  von  Zuschlägen  znr 
Kapitalrenten-  und  zur  Einkommensteuer  in  die  Ge- 
meindebestenerun g  hervor,  besonders  in  dem  Kampfe  Aber 
die  Höhe,  in  der  die  Einkommensteuer  mit  zu  den  directen  Ge- 
meindeumlagen solle  herangezogen  werden,  ob  ganz  oder  nur  mit 
einer  Quote,  namentlich^  was  dann  auch  Gesetz  wurde,  mit  der 
Hälfte.  Der  Streit  dreht  sich  hier  mehrfach  um  die  bekauuteu 
Hauptfragen,  nemlich  um  das  Üb  und  Wann  und  Wie  weit  (in 
welchem  Maasse)  der  Anwendung  der  beiden  leitenden  Steuer- 
vertheiluii<:s|)rincipien,  desjenigen  der  Besteuerung  nach  dem  Inter- 
esse (nach  LeistQDg  und  Gegenleistuog)  und  de^enigen  der 
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Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit,  gerade  auch  in  der  Ge- 
meindebesteuerung. Auch  die  Jetzt  (1899)  geplante  Kel'orm  hat  es 
zugleich  wieder  mit  der  Eutscheidimg  dieser  Fragen  zu  tbun. 

Es  ▼ürde  hier  za  weit  führen,  auf  die  Entwicklong:  der  bezuglichen  gesetzlichen 
Bestimmangen  in  den  Einzelhciieii  einzogobcn,  Verhältnisse,  welrlie  bei  ihrt-r  Vt-r- 
vickeltbcit  und  ihren  Beziehungen  zur  ganzen  üemeindererfassun^  auch  nicht  in  Kurze 
danwtellcn  sind.   Die  uns  hier  interessircnden  Hauptpuncte  sind  die  folgenden. 

Die  regelmässige  erste  Einnahme  der  Gemeinde  zur  Üeckunjr  ilircr  Ausgaben 
ist  der  Ertrag  des  (iemeindererm  ögeus,  »oveit  dasselbe  nicht  ais,  auch  in  üessen 
rsAomneiid«  Alnendgnt  In  PiiTstfenniB  ron  BerachdKten  steht  Dies  Ist  zolissi; 
g:eblieben .  nur  die  weitere  Ausdehnung  solcher  Genassrechte  durch  tresetzliclio  Vor- 
schriften gehindert  worden.  Zum  Gemeinde?ermögen  gehören  aach  wirthsctiafüicho 
Gemeiadeuntornehmnngen,  wie  neuere  (Gasanstalten  u.  dgl.).  Aber  diese  Verwendung 
des  VermOgensertrags  zur  Deckung  der  Gemeindesasgaben  war  keine  nnbedingte«  d* 
ö  auch  Aasgaben  gab ,  zu  deren  Deckung  er  nicht  mit  bestimmt  war.  In  letzterem 
Fall,  ferner,  soweit  nicht  andere  Anstaltseiooahmen,  auch  gebubrcnartige,  wie  Schul- 
fsUet  n.  dgL.  ansreiohten  und  nach  den  spedfachen  Avsgabetwecken  sanidurt  f«r- 
Vendbar  waren,  sonst  :ibcr  nur  bei  I  n su  f  fi  c i e ii z  jenes  Ertrags  uud  solcher  Ein- 
■shBCA,  also  nur  subsidiär,  tritt  Besteuerung  uud  insbesondere  Erhebung 
direeter  Umlagen  ein.  Ansschliesslich  Ornndlage  dersdben,  mit  Am- 
■ahme  des  durch  Umlagen  zu  deckenden  etwaigen  Deficits  der  ersten  AusgabeclMW 
(9.  Q  \  waren  ron  Anfang  an  uud  besonders  nach  der  cndgiltigen  Ordnung  der  directsn 
Besteuerung  1827  (s.  o.  S.  816)  die  Steuerkapitalien  der  directen  Staats- 
steuern, zu  denen  nur  noch  fur  die  Gemeindebcsteuening  besonders  ad  hoc  durch 
fingirte  Einschätzung  gebildete  Steuerkapitalicn  für  die  von  der  Staatssteuer  freien, 
der  Gemeindebe&teucrung  aber  eventnell,  nach  gesetzlicher  Vorschrift,  mit  unter- 
vorfenen  Ertrlge,  besir.  Objecto  tuten.  Die  Gemeindezvschlftge  („Ans- 
Schläge")  waren  dabei  gleiehm&SBlg  Ar  die  Steoevkapitalien  den  renchiedenen 
directen  Steuern  aufzulegen. 

Nun  wurden  aber  nach  der  6.  0.  ?on  1821  die  Gemeindeansgabcn  in  drei 
Classeo  getheilt,  anch  Ihr»  Art  ind  Zweckbestimmung  und  danach  auch  eine  Ein- 
theilong  der  Umlagen  vorgenommen,  namcntlicli  verscliieden  bestimmt,  welche  Tersonen- 
kreise  fiir  die  Aufbringung  der  zur  Deckung  jeder  der  3  Ausgabeclasseu  etwa  eriordur- 
Behen  Umlagen  steuerpflichtig  sdn  sollten.  (0.  O.  Art.  12.)  Solange  diese  Be- 
stimmungen galten,  bis  1872,  war  so  das  dirccte  fiemeindesteuorsystem  eigentlich  ein 
solches  ron  ^Special-)  Zwecksteuern.  Die  1.  Classe  umfasste  im  Wesentlichen 
diejenigen  Ausgaben,  velche  die  Erhaltung  und  Verbessening  des  OemeinderermOgens 
bettafen.  Zur  Deckung  dieser  Ausgahm  ili<  i:te  zuvörderst  der  Ertrag  dieses  Ver- 
■Bgens.  Ein  verbleibender  üeberschuss  war  dann  zuerst  für  die  Decliung  der  Aus- 
fsben  der  2.  Classe  zu  verwenden,  nur  wenn  hierfür  nicht  erforderlich,  konnte  er 
nnter  die  berechtigten  Ürtsbürger  vcrtheilt  werden.  Diese,  d. h.  die,  Personen, 
Welche  (leraeindeeigenthum  in  Genuas  haben  oder  Vortheile  daraus  ziehen,  hatten 
anderseits  ein  Dehcit  dieser  1.  Classe  der  Ausgaben  durch  eigene  Umlagen  allein 
•nter  sieh,  bei  Gleiehheit  der  OenOtse  nach  KOpfen,  bei  Ungleichheit  nach  Verhiltniss 
des  Genusses  zu  tmcen ,  wenn  nicht  zur  Deckung  ein  Theil  des  Geinelndceigenthums 
feipachtet  wurde,  was  statthaft  war.  Die  2.  Classe  der  Ausgaben  betraf  die  all- 
gemeinen, alle  Ortseintrohner,  nicht  nur  die  OrtsbOrger  angehenden  Angelegen- 
heiten. Sie  wurden  vorweg  durch  die  etwaigen  Einnahmen  der  betreffenden  Anstalten 
ti.  dgl.  dieser  Classe,  dann  durch  die  üeberschiisse  des  (leuieindevermögf'ns- Ertrags 
nach  Deckung  der  Ausgaben  der  1.  Classe,  schliesslich  durch  directe  Umlagen  der 
Einwohner  nacb  Maaasgabe  ihrer  gesetzlichen  Stenerpflicht,  daher  im  VerhiltnisB 
ihrer  Staatssteoerkapitalien  bestritten.  Die  3.  Clisse  endlidi  umfasste  die  Ausgaben, 
welche  zugleich  auch  die  sogen.  Ausm&rker  oder  Forensen  intercssiren,  d.  b.  jene  Per- 
sonen, velche  Uoes  Orandhesitz  oder  Gewerbebetrieb  in  der  Gemeinde  hatten,  ohne 
OrtsbQrger  zu  sein  oder  hier  zu  wohnen. 

Eine  solche  Trennung  der  Ausgaben  beruht  indessen  immer  auf  einer  zu 
mechanischen  Auffassung  der  einschlägigen  Verhältnisse  und  IISBt  dch  daher  aich 
MT  mehr  oder  wenigor  «iUkOhiiich  dnichfthren.  In  Hessen  traten  seit  lange  hier 
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IntereneDgageiis&tzo  zwischen  deo  Ortsbewohnern  and  den  Forcnson  hervor.  Durv^ 
ein  Gesetz  vom  3.  Mai  1858  wurden  zur  Erleicliterun«:  der  Orfsbcroliner  eir.iL':''  Aus- 
üben der  2.  in  die  3.  Classe  gesetzt.  In  dieser  schieden  sich  dann  die  Ausj^abea 
wieder  in  Gruppen,  deren  Deckungsmittel  aberoab  etwas  ?6TBc]iiecleD  besciiiimt  wmreo, 

die  erste  Gruppe  durfte  auf  die  GemeiDdecasse  Übernommen  werden,  die  zweite 
Gruppe,  betrcflcüd  die  früher  der  2.  Classe  zugehörig;en  Ausgaben,  musste,  wenn 
bich  in  der  1.  und  2.  Glasae  ein  Ucborächuss  ergab,  daraus  gedockt  worden.  Im 
Uebri|;^en  waren  die  Ausgaben  der  2,  Giasse  daroh  Umltgen  auf  die  Stenerinpitalieii 
der  Einheimischen  und  dar  Forensen  zu  bestreiten. 

Dieses  ganze  complicirte  Classensystcm  wurde  indessen  durch  das  Gesetz  vom 
22.  Nov.  1872  beseitigt.  S.  ausser  der  G.  0.  die  Stcuergcsetze  vom  30.  Juni  1827, 
8.  Mai  18S^,  22.  No7.  1872,  betr.  Geneindeansgabcn  und  von  demselben  Tage  betr. 
Mitwirkung  der  Forcnscn  bei  Festsetzung  des  Gcmoinderoranschlags.  Danach  dient 
seitdem  der  Ertrag  des  Gemeiudevermögens  allgemein  zunächst  zur  Bestreitaug 
der  Öemeindebedorfinisse,  vor  den  Umlafen.  Diese  werden  im  Princip  fldchmaseiif 
iiadi  den  Steuerkapitalicn  vertheiit,  doch  fdebt  es  Ausnahmen  hiervon;  so  sind,  wann 
gewisse  Ausgaben  gewissen  Personen  besondere  Vortheile  bringen,  nnr  diese  nach 
entsprechenden  Können  tu  belegen. 

Das  Eiuelne  in  dem  Anftatz  von  Zoll  er,  die  Oemeindesteneifesetzgebung  in 

Hessen,  im  Fin.arcb.  1887,  B.  4,  S.  1071  ff..  1082,  einem  Scitcn^stück  über  diese 
hessischen  Stouerverhiiltaisse  zu  den  Arbeiten  von  Schanz  und  den  späteren  von 
Gltssincr,  aneli  Zellor,  Handbueb  I,  S.  78  ff.  (bes.  Nete  2,  &  79%  Knchler- 
Dietz.  II,  S.  216  ff  Deber  die  VerhlltniBBe  der  Almenden  eb.  8.  288,  Zeller, 
Handbuch  II,  S.  88  ff. 

Das  Recht  der  wirklichen  Erhebung  von  Geoicindeumlagen  ist  in  den  einzelnen 
Gemeinden  aber  noeb  an  die  Staatsgenebmigung  geknüpft,  die  zwar  fbr  die 

Erhebung  bis  zu  einem  zu  bestimmenden  Maximum  der  Höhe  der  Anfächläge  auf 
die  Staatssteucrkapitalieii  generell  ertbeilt  werden  l»ann,  doch  reg:elmä<sig:  nur  in  jedem 
Special  fall  erfolgt,  aucb  in  Beireü  der  Städte  der  St.  U.  In  den  lieilageblatteru  zum 
hessiscben  Regierungsblatt  finden  die  VerSifeatJichangen  fDr  die  genebmigten  Omlafen 
der  Gemeinden,  meistens  kreiäweise,  statt. 

Die  Ersetzunc:  der  Personalsten  er  durch  die  Einkomm  menstener 
uttJ  die  E  i  n  f  U  h  ru  ug  d  er  Kap i  t al  reut  c u  st  e  u c  r  bedingte  denn  auch  wieder 
neue  Bestimmungen  far  die  Oeuieindebcstcucrong'.  Hier  kamen  Fragen  in  Betracbt« 
wie  weit  die  Herbeiziohuug  dieser  beiden  Steuern  zu  den  Communallaston  mit  dem 
Grundsatz  vereinbar  sei,  letztere,  zum  Tbcil  wenigstens ,  durch  Steuern  decken  za 
lassMi,  die  dem  Princip  der  Besteaerong  uadi  dem  Intwesse,  wie  besondefs  die  Real- 
I  !  die  Gewerbesteuern,  mehr  entsprächen.  Durch  eine  starke  Herbeiziehung  der 
Einkommen-  und  der  Kapitairentcnsteucr  zur  Deckung  dos  Gemeindeetouerbedarfii 
bnuite  eine  Entlastung  der  Steuerpflichtigen  der  anderen  directen  Stenern  bewirtet 
woden.  Diese  glich  sieb  nur  bei  denjenigen  Censiten  eventuell  mebr  oder  weniger 
aas  ,  welche  als  Realitiitenbesitzer  und  (iewerl>etri'ibende  auch  entsprechend  zur  Ein- 
kommensteuer mit  veranlagt  waren.  Soweit  namoutlicb  die  biisbcrigca  PcräonaUieucr- 
pflichtigen  jetzt  ven  der  Einkommensteuer  stirker  getroffen  wurden,  was  im  Allgemeinen 
(bjr  Fall  war,  und  soweit  Ka|iita!reutner  dieser  neuen  Steuer  mit  n:\i\  ausserdem  noch 
der  Kapitalrenteustcucr  unterlagen,  erfolgte  eine  Entlastung  der  sonstigen  Steuer- 
pflichtigen in  der  Gemeinde,  nm  so  mehr,  je  roUstbidiger  die  EinlcMnmea-  und 
Kapitairentcnsteucr  hier  für  Gcmcindezwecke  mit  belastet  wurden.  Ausserdem  machten 
sich  KUcksichten  auf  die  leichtere  örtliche  Beweglichkeit  der  Kcntnerciassen  in  Bezug 
anf  die  Wahl  ihres  Wohnsitzes  mit  nach  Maassgabe  der  localeo  Steuerverhältnisse 
geltend.  Man  farchtetc  den  Fort2U>j  von  reichen  Cunsitcn  dieser  Kreise  nach  Orten 
iii'Mirij  rer  Steuersätze  im  Inland  oder  des  nahen  deutschen  Auslands  mit  anderer, 
Ucu  Kapitalisten  günstigerer  Steuervcrlassung  (Nassau,  Hessen,  Cheinlaud).  Gedacht 
wurde  deshalb  von  einer  Seite  an  eine  Ermftchtigong  der  Gemeinden,  theilweisen 
oder  gänzlichen  I^rlass  von  Umlascn  zu  ^'ew;iliren.  was  aber  mit  Kocht  nicht  durch- 
drang. Auch  die  Frage  der  Behandlung  der  Actiun-  u.  dgL  Gesellschaften  in  der 
commnnalen  Einkommensteaer  wurde  n&her  behandelt.  Manche  lehrreiche  Unter- 
suchun^ren  Uber  diese  Verhältnisse  und  ErOrternngen  darüber  liaben  in  den  Kammern 
fiUttgefunden     Zeil  er 's  AnüiaU  im  Fin,aicb.  S.  lOMfi.). 
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Das  Efj^ebniss  war,  dass  die  Kapualrontensteaer  doch  mit  itireia 
folUn  StMttstener-KApItatbetng,  vio die  aaderen  Ertngsstevern.  die  Einkommen- 
steuer aber  nur  zum  hnniea  Betrag  mit  zur  GemeindcbesteueruDg  hcrangezogon 
wurde.  Dabei  sind  die  (iruud-  uad  Uewerbeäteueriiapitaiiea  am  Orte  der  betegeuea 
Siebe,  bcsv.  des  Betriebs,  die  KspitalreBten-  und  JSiokommensteiierkapimlien  am  Wehn- 
en des  Stcaerpäichtigen  gemeindesteaerpflicbtig.  Die  Eiuliommen  unter  500  M. 
»crJeri  in  der  (jemcindebe^tt^unrunf!:  mit  für  steoorpflicbtig  erklärt  ((lesct^^  ron  IS85 
Eiükomuicü  bis  3UÜ  M.  mit  5,  3  -400  mit  10,  4 — 500  mit  20  M.  Stcucrkapital). 
W^l^  ungünstiger  Vcrliftitaisse  ciucs  Cenüiten  kann  aber  auch  hier  Herabsetzung  in 
eine  niedrigere  Classe,  bezw.  Freiätellung  erfoli<fn.  Die  Kcf,acriiii!;  hatte  18!^4  die 
directe  £iQlu>mmeusteaerpflicht  der  ActiengeseHscbaften  a.  s.  v..  die  für  die  bt&ats- 
ttMwr  bestind,  wogegen  hier  der  Aetiouftr  für  die  ihm  nm  inlindiiehen  solchen  Ce- 
8eli:>cbafteu  zufliessenden  Zin^ell  und  Dividenden  inl  ii  mensteuerfrei  war  o.  S.  327), 
Uu  die  Einkommensteuer  nicht  eintreten  Isk^smi  wülluii,  dagegen  soiiten  die  Actionare 
Uer  fbr  dies  Einkommen  direct  einkommensteierpflicbtig  sein  (Zelier,  Fin.arch. 
S.  1092).  Doch  ist  schliesslich  die  gleiche  Einrichtung  wie  bui  der  Staatssteaer  bei 
der  (iemeindesteocr  rcrblieben.  Nur  wurde  bestimmt,  dass  das  Einkommen  der  Prirat* 
eisenbahageselUchaften  —  die  Staatsbahoen,  damals  Main -Neckarbahn  sind  bisher 
frei  (boM.  Qesete  rora  31.  Min  1877)  im  Verh&ltJiiss  der  Summen  der  am  eio- 
iclncn  Ort>i  der  Gc>e!I  •  '-.  ift  zur  Last  geloicton  Grund-  nn  !  'verl)cstcuerkapitalien 
auf  die  einzelnen  tiemciuden,  bezw.  (iemarkangeu  für  die  (ieueiude-EinkommeoMeuer- 
pliehdgfceit  su  vortheilen  sei  (Gesetz  fon  1885,  Ali  1,  ron  1887  dsgL).  S.  ttber  die 
!I  rboiziebung  der  halben  Einkommcnsteucrkapitalien  statt  derer  der  Personalsteuern 
das  pronsorische  Gesct/  vom  20.  Mar/,  1870,  das  definitive  vorn  2ß.  März  1872, 
prorisorisches  (itJsct^  über  die  llerbei/;ieliuiig  der  Einkommensteuer  uud  der  Kapital- 
iKstsBätencr  vom  13.  Mai  1885,  definitives  vom  24.  Sept.  1887.  (Zelier's  Au&.  im 
Fin.arch.  S.  1084.  1110,  ders.  Handb.  1,  94  ff.,  II,  431,  Erg.b.  S.  14,  Kuchier- 
Bietz,  S.  217  il'„  KeiUenstein,  Ortsgemeindesteaern  im  Wörterb.  d.  Verwalt.  I« 
SSSS^.  Üeber  die  Heniiziebung  der  Hilitirpersonen  des  actiren  Dienstatands  zu 
den  Gemein dcab^aben  s.  Gesetz  vom  7.  Mai  1887  (u.  A.  bei  Zelier,  Erg.b.  S.  Iß, 
&  Ober  diesen  Gesreiistand  in  Deutschland  nach  der  neueren  Gesetzgebung,  bes.  das 
Boidugcsetz  roffi  28.  Mir2  1886,  überhaupt  deu  bezüglichen  Aofsatz  ron  Uerrfnrtli 
asd  Schanz  im  Pinjuch.  1888»  B.  5,  8.  290  £). 

Neben  oder  gleich  nach  der  1899er  Reform  der  directen  Staats- 
steuern niusste  die  Gesetzgebung  Uber  die  directen  Gememde- 
ümlagen  nothwendig  auch  Acnderungen  erfahren.  Es  kann  sich 
aber  nach  Ansicht  der  hessischen  Regierung  auch  die  neue  Gesetz- 
gebttog  darauf  beschränken,  weil  die  sonstigen  Bestimmungen  des 
communalen  Finanzrechts ,  so  auch  ttber  die  Gemeindeausgaben 
(Gesetz  vom  22.  Kov,  1872)  und  Uber  die  indirecten  Steneni  in 
den  Gemeindeordnungen  sich  als  voUkonimcn  ausreichend  erwiesen 
littten.  Die  Grondzüge  des  Pians  sind  die  folgenden. 

Nsch  dem  GeseUentvnrf  vom  Sommer  1899  nnd  dem  netien,  aber  fast  ganz 

unveränderten  vom  20.  Dec.  1899  (Beilage  Nr.  25.  auch  mit  der  i:leicli<-ii  Di  ^rnindung 
vie  beim  vorigon  in  Anlag^e  III  und  mit  einer  statisdschen  Anlage,  worin  fur  die 
grösseren  Gemeiuduu  die  \\  irkun^cn  des  ntULii  l'laii:j  untersucht  werde»)  sollen  die 
€eineinden  in  Znkonft  das  K<  clu  behalten,  aber  auch  nur  dies,  direote  Steuern  (Ge- 
iiiii'ideumlageu)  vom  Grundbesitz  und  (ieworbebctrieb  („Roalsteueru").  sowie  vom 
£u)kommcn  der  Steaerj»flicbtigen  („Einkommensteuer")  zu  erhüben  (Art.  1).  Diese 
GemeiikdesteQem  sdleo  als  Ziuehlige  zur  Eieltommeiisteaer  and  zu  den  GrandiaiileD 
fUr  d<!n  Aii>:5chlag  der  Ivi  alsteiicrn  erhoben  werden,  wobei  als  solche  Gnindzahlen 
U"^,  der  fixirtcn  Keinerträgc  vom  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  angesetzt  werde», 
ond  tnx  ein&tveilen  nach  Maassgabe  der  bisherigen  Gesetze  fUf  die«  Staatasleoeni 
(Art.  2),  die  also  für  die  Gomei&debesteuerang  noch  ia  Geltong  bleiben.  Die  bis* 
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herigoo  ZoscblSge  zur  Kapitaireutetisteuer  entfallcu  dagegeo,  wie  denn  auch  die  Aul- 
nehtliiltQiip  dieser  vom  Staate  fttr  tieli  aofgegebenen  Steoer  apeciell  far  die  Gemefndeir 

nicht  ang&ngii;  erschien.  Die  Verin^igons^reuor  i^t  datcceii,  wie  in  Pretissen,  ?qii 
(iemeindeiuschlägen  aasgeschlossen.  Der  Plan  kommt  also  auch  hier  auf  ziemlich 
Dasselbe,  wie  in  Preossen  hinaus,  nach  de&sen  neuester  CommunaUtenergesctzgebung 
von  1893  auch  soatt  Manches  im  Gesetzeatworf  gebildet  ist:  die  Ertrags-  oder  Keal- 
stenern  (Grund«,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer),  die  der  Staat  filr  hirh  r^nf-i-  bt,  werden 
den  Gemeinden  überlassen,  doch  in  ihrer  bisherigen  Gestalt,  daher  auch  unter  Fest- 
baltoog  der  Methode  der  „Steaerltapitalo**«  nor  mit  eDdgiltiger  Flxirang  des  Proceot- 
satzcs  der  Grundzahlen  auf  15  der  Reinerträge,  was  dem  bisherigen  Staatssteuersatz 
ziemlich  entspricht  (er  war  14%  Grundbesitz,  IQ^Lfom.  Gewerbebetrieb).  Die 
Rentaer,  welche  nuamehr  auch  in  der  Oemeiade  nur  der  Efokommeasteuer  unterliegen, 
werden  so  allerdings  durch  Fortfall  der  Kapitalrentensteuer  etwas  begünstigt,  aber 
dafür  bei  hüihorcm  Einkommen  von  dem  slfirkeren  Pro^rressirfusse  des  netien  Ein- 
kouimenstcucrgeseizes  von  1890  auch  in  der  Gcmeiniicbcsteuernn^  mit  getrollcn.  Die 
Ertragsbesteueraag  di  r  Gemeinden  entspricht  biet  dem  Grundsat/,  der  Besteuerung 
nach  dem  Interesse.  Zwischen  ihr  und  der  Einkommensteuer  soll,  narh  einer  wiederum 
der  preussischen  analogen  Büstiminung,  in  den  Gemeinden  ein  festes  Verhäitniss  in 
der  Art  bestehen ,  daea  für  1  */<,  Einkommensteuerzosehlag  2  V«  Zuschlag  zu  den 
(irunJzahlen  der  Kealsteuern  erhoben  werden  müs-en  (Art.  4X  ^Jach'  unten  zu  ist  di9 
Grenze  der  Einltommensteuer,  welche  für  den  Staat  besteht  (500  M.),  auch,  wie  bishert 
ftr  die  Geauinden  nicht  eingeführt  worden.  Die  Gemeinde  bat  Pmoaen  bis  800  IL 
nach  einem  iingirten  Staatssteoereatz  von  60  Pf.,  von  8—400  M.  von  1  M.  50  Pf., 
von  4—500  M.  von  3  M.  zu  veranlagen,  kann  jedoch,  wie  bisher,  wegen  gerinsrerer 
Leistungsfähigkeit  Einschätzung  in  niedrigere  Classe,  bezw.  Freistellung  eintreten 
lassen,  auch  nach  Beecbluss  des  Gemeinderoistands  mit  Genehmigung  des  Kreisamts 
eine  oder  mehrere  dieser  Unterabtheilungen  ganz  befreien  Art.  9'.  Nach  der  ein- 
getretenen Verstaatlichung  von  Privatbaboen  (Ludwigsbahu)  soll  ferner  jetzt  die  bis- 
herige Gemelndesteucrfreiheit  der  Staatsbahnen  von  Einkommensteuer  aufhören  und 
ähnlich,  wie  in  Pn  ussen,  das  Einkommen  der  Bahnen  nach  einem  gewissen  Bechnnngs- 
modus  in  den  einzelnen  Gemeinden  steuerpflichtig  sein  (^Art.  11\  Ebenfalls  nach 
preussischem  Muster  soll  auch  bei  Gewerbebetrieben,  die  sich  Uber  mehrere  Gemeinden 
erstvedten,  falls  nicht  etwas  Anderes  zwischen  den  (icmeindea  und  dem  Steuerpflich- 
tigen vereinbart  wird,  das  (srcmeindcsten'riflMhnsit;  Einkommen  so  vertheilt  werden, 
dbuis  der  Gemeinde  der  Leitung  des  Gesammtbctriubes  vorweg  */io  Einkommens 
zur  Besteuenrog  uberviesen,  der  Rest  nach  Verhlltniss  der  in  den  einzelnen  GemMOdea. 
.T.-i-'Ifi  n  T?rt!?*(ii;innahrn<'n  vertlicilt  wird  {Art.  12).  (S.  ^Veitcrog  im  .«EntWUlf  eiusa 
Gesetzes  die  (icuieiudeuuiiagen  betr.'*  und  in  den  Motireu  dazu.) 

Dieser  Keformplan  ist  ausdrücklich  nar  iateriinistischeD  Cha- 
racterfl,  bis  die  Wirkongen  der  Staatsstenerreform  sieh  flberseheii 
lassen  werden,  wo  dann  erst  eine  endgtUige  Regelung  des  Ge- 
meindestenerwesens  erfolgen  soll.  Er  ist  der  Staatsstenerreform 
wohl  richtig  angepasst  nnd  erscheint  im  Ganzen  als  gelangen. 
Man  wird  später  wohl  aneh  für  die  Gemeinden  die  reralteten 
Grundlagen  der  Ertragsstenem  nicht  anf  die  Daner  nnverftndert 
beibehalten  können,  sondern  den  einzelnen  Gemeinden,  wie  m 
Preussen,  freiere  Bewegung  geben  mlissen,  die  directe  Besteuerung 
der  Gruiidstlicke,  Gebäude  uud  Gewerbe  uach  liiieu  coucreten  Ver- 
hältnissen umzugestalten. 

§.  105.  Von  sonstigen  Stenern  ist  den  Gemeinden 
speciell  die  Erhebung  einer  Handesteuer  neben  der  Staatssteuer 
gestattet  worden. 
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Gesetz  vom  4.  Sept.  1874,  Site  ron  5  M.  im  Mazimam,  der  flelelie  Betrag  wie 

filr  dcQ  Staat.  Ministerielle  ücuebmigao|C  erfordi-rli«  h.  Erbebuiii:  <il<  irh/>  itig  mit 
der  Staatssteaer  durch  die  Stnatsorcnnc ,  peirrn  Hcb<_-;,'rf)ülir  von  H'/a  "  □  des  Betmfrs. 
LrbuUung  des  MaAiuuiuis  iit  Verbiuduuj^  mit  der  ucue&i«:ü  Erhöhung  des  Staatbsat^eä 
(1899  a.  o.  S.  848)  in  b.  i.leQ  FlUen  eiif  da«  Doppelte  des  biaberigen  Setze«,  aber  mit 
FieisteUoDg  geviasM  Uonde. 

Von  grlJsserer  allgeroeiner  Bedentong  sind  die  fttr  Gemeioden 
ittlSssIgen  loealen  indirecten  VerbraaebsBtenern  (städti- 
•eher  Octroi)i  die  in  den  grösseren  bessischeo  Städten  sich  noeh 
b  erheblicher  AnsdebnoDg  erhalten  haben,  ähnlich  wie  im  Übrigen 

Suddeutschland.  Aach  kommen  noch  Wege-,  l^rückLU  ,  Pflaster- 
gelder,  Marktstandgeltier  und  äholtclie  mehr  gebühienartif^e  Ab- 
gaben von  Genieindeanstalten  vor.  Die  Befngniss  zu  Octroierhebuug 
ist  den  Gemeinden  in  den  Gemeindeordnuii^'en  gewährt,  die  Ein 
tllhrun^,  alsdann  mit  Localreglements  und  Tarifen,  erfordert  aber 
in  jedem  Falle  besondere  (ministerielle)  Staatsgeiiehmigung,  die  nur 
an  wenige,  vorncmlicb,  doch  niebt  ausschliesslich,  an  die  grösseren 
Stadtgemeinden  (5),  im  Ganzen  bisher  an  8  Gemeinden  ertheiit 
worden  ist  Hier  nehmen  die  Octroierträge  aber  meist  eine  wichtige 
Stellnng  nnter  den  Einnahmen  ein  (s.  n.  §.  107).  In  Ehetnhessen 
(besonders  in  Mainz)  wurden  französische  Einrichtungen  Uber- 
Bommen,  im  übrigen  Gebtete  wohl  mit  danach  die  Sache  geregelt 
Ausser  den  Getränken  werden,  Übrigens  nach  Objecten  nnd  Steaer- 
sltzen  mehrfach  yerscbieden  in  den  einzelnen  Städten,  in  den 
grosseren  anch  die  wichtigeren  Nahrnngsmittel,  Vieh,  Fleisch,  Wild- 
pret,  Gefltigel,  selbst  Getreide,  Mehl,  Brot  n.  s.  w.,  snm  Theil  anch 
Brennmaterialien,  Viebfntter  bestenert,  also  nicht  nnbedenklicbe 
Objecto.  In  den  kleineren  Oiten  mit  Octroi  wird  nur  Bier  oder 
nnr  dies  und  Wein,  und  etwa  Steinkohle  belegt.  Eine  genauere 
Regelung  der  Materie  iniWi  -r  (kr  Gesetzgebung,  nicht  bl^usg, 
wie  bisher,  des  Verordnunghieclils,  was  Aubwabl  der  Übjecte,  Höhe 
der  »Sätze,  Verhältniss  der  Erlrä^rc  zu  den  dircctcn  Umlagen  und 
weitere,  hier  ininier  wichtige  Einzcilieiten  anlangt,  erscheint  doch 
geboten,  Ubnlirh  wie  sie  in  Baden  (S.  302)  erfolgt  ist.  Indessen 
wird  daran,  narb  einer  Aensserung  in  der  Begründung  des  löy^er 
Gesetzentwurfs  Uber  die  Gemeiodeaulagen,  jetzt  nicht  gedacht. 

Umfassende  Litteratur  über  hessische  Octrois  schrint  zu  fililiii.  Kuchler- 
Hitti  (II,  252),  Zell  er,  Haudbucb  (I«  94)  bringen  Uber  den  Ciegenstand  nur  wenige 
W<iite,  nicbta  GenanereB.  Letzterer  ctürt  einen  Aiif«at2  „Die  Octrolfrage'*  io  der 
Zeitschrift  für  Staatb-  und  Geoieindererwahou^'  B.  V.  —  WcrtbvoUe  Materi^Jicu  über 
den  hes?i«chen  Cotrumiiialoctroi  verdanke  ich  dein  hessischen  Finanzministerium,  auf 
Ornnd  einer  jüngsten  Aufnahme  der  VerLSltnisse  im  Decembcr  1899  und  Januar  1900. 
Duavs  unten  in  107  einige  statibtische  Daten.  In  den  fenehniigten  Localreglements 
itad  Muier  dea  Tarif  bestimiaangen  diejenigee  Uber  die  practiacbe  Dorcbfabraeg  der 
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6.  B.  Ualieniciiton  der  BMtmiAraDg.  HeaMo.  §.  105,  10& 


Octroierhdbung,  der  KUck?ergütaiige» ,  dio  Vorschriften  Uber  Gootrole,  Darchfuhr, 
Strafou,  Uber  Erit&nsoug  des  Octroi  doreh  Efhoboog  der  Abgabe  von  dor  inneren 

Ortlicheo  Production  (beti.  Bier,  Weio,  BranDtvrein)  bcachtensverth,  wobei  dann  auch  die 
heutigen  steuertechuischen  Schwierip;keifen  und  Bedenken  beim  Octroi  entgcfientreton. 
Kamentlicli  dm  Bebandlutig  des  Weins  in  ivLcinhc^k^eu  i^MHiuz)  im  Octroi  vird  bo  auch 
fenrickelt  Am  Ausgedehntesten  und  Höchsten  ist  der  Octroi  in  Darmstadt  und 
Mainz.  In  Darmstadt  Verden  fo!f!;onde  (Ibjecte  besteuert:  die  (7 e tränke  iWein  in 
Fässern  mit  2  M.  15  PI  das  Hektoliter,  in  Flaschen  bis  zu  1  1.  mit  3  Pi.,  Ubstvein 
mit  85  Pf.,  Branntwdn  mit  4  M.,  Bier  mit  80  Pf.  far  das  Hektoliter,  entoprschende 
Sätze  für  die  Mati-rialien  bei  der  örtlichen  Pruductioii  von  Branntwein,  Bier  und 
Wein),  Scblacbtrieh  ^alle  Arten,  z.  B.  Ochs  oder  Stier  19*/«  M.,  Kuh  oder  Üind 
12  M.,  Schwein  3'/«  M,.  Pferd  6  M.  u.  s.  w.,  selbst  Zicklein,  Lämmer,  Spanferkel 
mit  30  Pf.X  Flei» chwaareu  (fri^«  lies  I'leisch  3  Pf.  für  V«  ^f"  getrocknetem,  ge- 
räuiliertes,  gesalzenes,  Würste  5  Pf),  üeflüKel  (z.  B.  Gans  30  Pf\  Wiidprct, 
Hülsenfrüchte,  Früchte,  welche  die  Mühle  passiren  (100  kg.  1  M.  20  Pf.). 
Bickerelvaaren  (z.  B.  Brot,  auch  Roggenbrot,  5  Pf.  für  5  Pfd.),  Brenn- 
materialien (alle  Arten  Holz,  Torf,  Steinkolilen,  Braunkohlen,  Cokes,  letztere  3  mit 
6  Pf.  für  50  kg.).  Auch  in  Mainz  sind  diese  Artikel,  mehrfach  ttbrigeos  mit  anderen 
Sätzen  (c.  B.  Bier  66  Pf.  fttr  1  hl.,  ausser  Wein  aach  weinhaltige  nod  iholiche  Ge> 
trinke  nach  dem  Reicbsgcsctz  Tom  20.  April  1892,  Normalsatz  für  Wein  in  F&ssem 
55  Pf.  für  1  hl.),  dann  Ochsen,  Stiere  11  M..  Schweine  1»/^  M..  Mehl  25  Pf.  für 
1  Centxicr,  Brot  3  Pf.  für  10  Pfd.),  ausserdem  auch  VicUfuttcr  steuerpflichtig, 
ebenso  in  Offen b ach,  mit  wieder  riolfach  Terachiedeaen  Sätzen,  ferner  in  Gi essen, 
wo  aber  wenigstens  Brotbtoffe  und  Brot  nicht  mehr  stenerpfliclitiK  sind  und  ron  Futter- 
stoffen nor  Hafer.  Nicht  so  ausgedehnt  imt  der  Tarif  in  W  orms,  wo  u.  A.  ron  Getränken 
nor  Bier  belegt  ist  In  Fried  borg  wird  nur  Weio,  Obstwein  nnd  Bier,  In  Nen- 
Isenburg  nur  Bier  (seit  1899),  in  Lampertheim  nur  Bier  und  Steinkohle  belegt, 
doch  ist  die  seit  löÜ9  gestattete  Erhebung  hier  noch  nicht  erfolgt.  Mitunter  ist  in 
einzelnen  Gemeinden  jüng>t  aus  gewissen  Kücksichten  die  Erhebung  des  Octroi  zeit- 
weise suspcndirt,  so  von  Getreide.  Brot,  Schlachtvieh.  Fleisch  in  Offenbach  1899  und 
in  Giessr'n  1898  der  0(  tioi  auf  Mehl  und  Brot  aufgeholten  worden  Bestimmangen  über 
Maximalvcrbältniss  des  Üctroiertrags  zu  dem  Ertrag  der  directen  Stenern  fehlen. 

§.  106.  Die  Kreis-  und  ProTinzialbestenerniig. 
Kreise  und  Proyinzen  haben  als  Commanalverbände  nnd  Selbst- 
verwaUungskörper  aacb  ein  Besteuerangsrecbt,  das  ebenfalls  sub- 
sidiär, soweit  nicht  andere  DecJcnngsmittel  vorhanden  nnd  zniftsaig 

sind  (Ertrag:  von  Vermögen,  Gebühren,  Anleihen)  die  erforderlichen 
Deekuügbiiiittei  liii  die  obligatorisclien  und  (bedui^i,  iu  gewissen 
Fällen  noch  der  besonderen  Staatsgeoebmiguiig  bedürfenden)  facul- 
tativen  Aulgabeu  und  Ausgaben  zu  liefern  hat.  Die  Kreis-  und 
Provinzialsteucrn  sind  ausschliesslich  directe,  werden  aber  nicht 
als  Individualöchuldigkeiten  der  einzelnen  Censiten,  sondern  die 
K  r  e  i  s  steuern  für  die  Kreiszwecke  wie  einschliesslich  des  auf  den 
Kreis  iaileuden  Antheils  an  den  Provinzialsteucrn  als  Gcsanimt- 
steuerscbuldigkeiten  der  Gemeinden  (und  besonderer 
Gemarkungen),  die  Proyinzialstenem  als  solche  Sohuldig- 
Jieiten  der  Kreise  ausgeschlagen  und  zwar  nach  Maassgabe  der 
Gemeinde -Steuerkapttalien,  welche  als  Grundlage  der  Gemeinde- 
nmUgen  dienen.  In  gewissen  Fällen  sind  Abweichungen  Ton  diesem 
Vertheilnngsmaassstabe  statthaft,  so  Mehr-  oder  Minderbelastungeo, 
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weoD  gewisse  Kreis<  and  Pro?iDzuüemriehtaDgeii  einzelnen  Gebiets- 
ibeilen  in  höherem  oder  geringerem  Maasse  zn  Gate  kommen. 
Die  Kreis-  and  Provinzialtage  bestimmen  die  Höbe  der  Belastnng 

der  Kreise   mit   bezüglichen  Abgaben.    Eine  Höbe  von  über 

25  ^  j  der  Staatääteuer  bedail  besonderer  (miniäterieller)  Staats- 
genehmigüLjy. 

Insofern  giebt  es  also  in  Hessen  keine  besonders  hervor- 
tretenden Kreip-  inid  Provinzialstenern,  sondern  nm  die  betreffenden 
Beträge  erhi^heu  sieb  eventuell  ehcu  die  Gern  ein  besteuern  im  Ganzen 
und  für  den  einzelnen  Censiteu.  Die  Gruiuii.i^^e  der  sämmtlichen 
CommuoaUteuern  für  Gemeinde,  Kreis  und  Provinz  bildet  demnach 
die  directe  Htaatsstener,  bezw.  bisher  der  Betrag  der  ^ySteaer* 
kapitalien^^  dailir,  nunmehr,  nachdem  die  neue  Gesetzgebung  von 
1899  über  directe  Staatssteuern  nnd  der  Reformplan  für  die  Ge- 
meindeamlagen  in  Wirksamkeit  getreten  sein  werden,  der  Betrag 
der  Einkommenstenersehnldigkeiten  nnd  der  15  Vo^'S^  Betrag  der 
RemertrSge  der  Grond-  nnd  Gewerfoestener.  Die  Ifllngel  des  bis- 
herigen direeten  Staatsstenersystems  worden  dareh  diese  Gnmalurang 
der  direeten  Commnnalstenern  aller  Art  anf  dieses  Fnndament 
natürlich  ebenso  wie  in  anderen  L&ndem  gesteigert  nnd  empfind* 
lidier,  zamal  nach  hier  wie  Qberalt  die  Gemeindestenem  wachsen. 
Die  Beibehaltung  der  Octrois  in  den  grösseren  Städten  findet  auch 
darin  mit  ihre  Erklärung  und  relative  Ikchtferti^^ung.  Da  auch 
die  Kirchensteuern  u.  dgl.  der  Religionsgesellschaften  (auch  der 
Jaden)  nach  demselben  Maassstabe  der  Steuerkapitalien  der  be- 
treffenden Religions-  und  Coufessionsangchöriiren,  —  ebenfalls  auf 
Grund  specieller  Staatso^enehnii<i:nnjr ,  die  regelmässig  gleichzeitii:: 
mit  derjenigen  ftlr  die  Coninumalanfst  lilai^e  erfolgt  —  autgebraelit 
werden,  wird  das  allgemeine  Steuerfundament  noch  mehr  belastet. 

8w  das  Hanptgesetz  vom  12.  Jani  1874.  Küchler- Dietz  11.  79  Ü".,  117,  126. 
Z^^ller.  Har.lhnrh  1,  119  Ü.,  171  tC,  Er- b.  S.  21  ff'.,  32  U"..  dors.  Arf.  Kreis  im 
Wöitcrb.  tl.  Vcrsraii.  1,  868,  Art.  rroviitiialvcifaismig  eb  II,  324.  —  xVucli  in  Hessen 
findet  sich  die Eforiclituog  vou  Beiträgen  der  Staatäcaüso  für  pllichtmässigo  Lci:;turigen 
und  daran'?  cntspringendo  Auhi.Mli<!ii  der  Kreise  und  Provinzen.  So  sind  durch  das 
üeseu  aber  Kanststrasseu  rom  12.  Aug.  18d0  StaatdzuschUäiM}  zu  den  KostöD  der  üater- 
lultnnf  der  Kreiüstnssen,  im  Etet  von  1897/1900  im  Ganzen  1  Mill.  Mali,  getrennt 
nach  lit.n  3  Provinzen,  und  ansserdeui  an  die  Provinzen  zur  Bestreitun?:  von  '  ^  der 
Kosten  des  Keabaueü  vou  Kreistitrassen  im  gen.  Etat  ÜO.OOO  M.  gewährt  worden. 
S.  ausser  diesen  Gesetzen  das  Gesetz  rem  27.  April  1881  Uber  KoosUitrassen,  woBach 
die  Kreise  die  Unterhaltung  der  in  ihnen  gelegenen,  bisher  durch  dio  betr.  Gemeinden 
Qud  \'icinalwegbautrerbände  unterhaltenen  Ivunststrasseu  ttboroonmen  liaben.  S. 
Kdcliler-Dietz  II,  GS8,  Zellcr,  Haudbuch  II,  2Ü0. 
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6.  B.  Uebersichten  der  BMleuerDAf.  Hesseu.  §.  107. 


Gommnnalsteiier-  Statistik. 

§.  107.    Einige  ueuere  Ergebnisse. 

Statistische  Dafi'ii  über  Vermögen  und  Schulden  der  Gemeinden,  neuerdings  aoch 
über  btcucrauMcLlagc  vcrdßcntiicheu  die  „Miuliuiluugeii  der  hcsbischcu  Gentraisteile 
für  Landesstatistik"  von  Zeit  zu  Zeit.  Die  folgenden  Daten  für  den  ganzen  Staat  an« 
neuerer  Zeit,  auf  die  wir  iins  hier  beschränken,  sind  aas  verschiedenen  Tabellen  in 
Kr.  657  uud  658.  Dec.  1897  dieser  MittbcUaogeu  zusammeDgestellt  worden.  Daselbst 
auch  Daten  ftlr  die  5  grösseren  Stidte  (dirocte  Stenern  und  Oetroi  8. 406).  8.  ferner 
Beitrfipe  zur  Statistik  Hessens,  B.  21,  II.  2.  Für  die  beiden  grOssten  Städte  Mainz  and 
Darmstadt  auch  iStatistiscbes  Jahrbuch  deutscher  Städte,  so  B.  7,  1898,  S.  296  ff. 
S.  sonst  auch  Fin.arcb.  1.  624,  IV,  313.  Ucber  Oetroi  die  Daten  in  dua  ueueäteu 
(onpttUicirton)  amtlidien  Iftaterialien,  die  ich  (oben  S.  865)  erhalten  habe. 

Die  Tab.  Gl  giebt  eine  L  übersieht  der  wichti^bteu  üuaaziellen 
Verhältnisse  in  der  neuesten  Zeit. 

Tab.  61.    Hessische  Uemeindo -Finanzverbältnisse  1.  April  1ÖÖ7  —  96 

(ganzer  Staat). 


1887 

1893 

1896 

(996) 

996 

996 

Yermögeasbetrag  Mill.  Mark.*)  

221.32 

235.27 

55.40 

80.98 

89.74 

Davon  nicht  auf  dem  Gesainmlsteuerkap.  haftend 

2.64 

8.70 

Gesammt-Gooimunaisteuerkapitai,  Mill.  Mark 

39.54 

44.78 

48.09 

Steueraasschläge  auf  das  gosammtc  Steuerkapital, 

Mill.  Mark  .    .  •  

8.77 

11.25 

12.68 

Dsifl.  auf  besondere  Steuerkapitalieu,  Mill.  Mark 

•> 

0.55 

0.(16 

(icsauimlstcuerkapital  auf  1  Einwohner  Mark  . 

4i.l0 

44.26 

44.14 

Auf  1  Mark  dieses  Kapitals  Steaetansschlag  M. 

0.22 

0.25 

0.26 

Dsgl.  auf  1  Einwohner  SteneziDsachlag  llark  . 

9.12 

11.12 

12.17 

1000 

1219 

1334 

AnsBclifatg  an  directen  Staatssteoern,  Mill.  Hark 

8.39 

9.29 

10.15 

1000 

1107- 

1210 

Ausschlaar  an  directen  Coaimunalsteuern  auf  das 

Gesammt-Commuualsteuerka|jital,  Mill.  Mark  . 

8.77 

11.3^ 

12.68 

1000 

1283 

1446 

Diese  Comniunalsteuern  in  "  ^  der  Staatssteoern 

104.55 

121.10 

124.95 

Einnahme  aus  Uctroi  in  den  Städten,  MiU.  21.  *) 

1.85 

1.62 

1.74 

1000 

1200 

1288 

Einnahmen  aus  directen  Comannabiteaorn  und 

10.12 

12.87 

14.42 

1000 

1272 

1425 

IMeae  Einnahaeo  in  7«  der  directvn  Staatsstenorn 

120.26 

188.49 

142.08 

Es  zeigt  sich  auch  hier,  wie  so  viellach  in-  und  ausserhalb 
Deutschlands,  dans  die  directen  Commuualsteuern,  welche  nach 
den  Darlegungen  in  §.  106  auch  die  Kreis-  und  Provinziulj^teuern 
mit  enthalten,  hdhcr  als  die  directen  Staatssteuern  und  in  schnellerem 


«)  Kapitalbetng  ohne  Mobiliar.  Einzelne  Arten  1896:  71.89  MOJ.M.  Wnldnogen, 
54  '0  Mill.  M.  PddgQter,  68.21  Qebftnde  n.  dgl.«  28.99  nutzbare  Höchte,  17.11  Aetlr* 

fordeiungen. 

*)  Einnahme  nach  Abzug  der  Yergtttnngen,  für  Finanzjahre  1.  Aphl  1887/88, 
1893/94,  1890  97.  in  8  (1887/88  in  7)  Städten  (Darmstadt,  Offenhach,  Glessen,  Ale- 
fehl,  Laaterbach,  Mainz,  Worms,  seit  1889  anch  Fiiedbexg). 


Digitized  by  Google 


Ck)iamua4Ltouer>SUtifitik. 


369 


Wacbstham  begriffen  sind.  Das  macht  die  Steuerreform  um  so 
wichtiger,  drängt  auch  mit  darauf  bin. 

Die  Tabellen  a.a.O.  gestatten,  die  "EtitwicUiinsr  nach  mahr  im  Einr'^hi"ii.  fiir 
die  i'raviQZcn«  Krüiik),  grö:i»ereo  Gemeinden  uuil  die  5  grö^tüteu  bikdtt)  zu  vcriuigttu. 
In  den  beiden  grOssten  Stidten  MiiDZ  and  Dannstadt  war  die  Eotwickloiig: 

Tab.  62.   SteoeiB  in  Mainz  und  Darinatadt. 

Mainz  Darmstadt 

1687     1896  1887  1896 

Commnnalatencrkapital  Mill.  Matk                      4  79      6.r>a  3  09  4.78 

CoTnmuiialstcneraaaschlag  „     ,                        1.24      1 92  0.G3  1.29 

Octroiertrag                    ^                                0.51       0.5G  0.40  0.50 

Somme                      „     ,                         1.74      2.48  1.03  1.85 

Directe  Staatssteuer                               .    .     1.19      1.47  0.75  1.13 

^      Commonalsteoer  und  Uctroi  in  *'yo  der 

directen  Staatnteaern                             145.82  167.16  187.04  163.19 

Auf  I  M.  Stouerkapital  dircctc  Cünimunalst.M.     0.2fi      0.29  0.21  0.27 

Auf  1  Eiawobncr  Steaerinissthlaj?  Mark     .    .    18.28     24.84  14  54  20.08 

Die  Vertheilun^  der  Communalsteucrn  auf  die  einzcinen  directen  Steuern,  vor- 
wandten Abgaben  und  Octroiartikel  in  diesen  beiden  Städten  zeigt  folgende  Tabelle: 

Tab  63.   Steaeiertrige  in  Mainz  und  Darmstadt,  1895.96  and  1896/97 

in  1000  Mark'). 

Mainz  Oarmstadt 
1896       1897       1896  1897 

Gmnd-  und  Gebtndesteaer    ....  488  448  286  293 

Gewerbesteuer   440  448  180  184 

Kapitalrentenstouer   133  147  156  166 

Einkommensteuer   886  919  1140  (?)    1296  (?) 

Summe  direcle   1847  1962  1768  (?)    1839  (?) 

^   [1920]  (I290J 

Handesteaer   11  12  11  11 

Octroi.  Getrdde.  Melil  n.  a.  w.  .   ,   .  40  41  82  82 

—  Vieh.  Fleisch  u.  s.  w   184  194  198  212 

—  Wild  0. «.  ▼   2  2  9  10 

—  Essig   1  1  1  2 

Znsammen  diese  Artikel     ....  227  239  291  305 

Octroi.  Wein   31  35  33  33 

—  Obstwein   1  1  2  2 

—  Bier   114  121  SO  88 

—  Branntwein   IG  16  19  18 

Zanmmen  Getrlnke   161  173  140  142 

Octroi,  Vichfütter   19  18  —  — 

BrennboU   8  7  9  9 

—  Holzkolilen    .  '   1  1  —  — 

—  Stein-,  BnankoUen  a.  s.  w.  .  .  .  91  95  97  105 
ZoMmmen  BrennstolTe   100  103  105  114 


')  Mach  den  Daten  im  städt.  Statist.  Jahib.  a.  a.  0.,  die  aber  I  chicr,  besonders 
bei  Dannstadt  entlialten  müssen,  da  die  Ein2e1poaten  and  Snmmen  nicht  Immer 

stimmen.  Die  Zahlen  boi  dori  (liröcten  Sttniorn  Darrnstadts  rrsrbeinen  zu  prros-;.  doch 
war  der  Fehler  nicht  &ichci  zu  ermitteln.  Die  eingeklammerten  Zahlen  sind  die 
nns  den  nmtilcben  JUittheilonfen**  entnommenen,  sie  stimmen  bei  Mains  im  Ganzen 
und  bei  Dannstadt  bei  den  Yerbrauch-sstcuern  (Octroi)  genau,  weichen  aber  bei  den 
directen  Steuern  liier  wesentlich  ab.  Dali  r  wurde  die  Doppelbercchnun^  für  die 
absoloten  Zablen  und  die  Frocento  zur  Vergleichung  auagefahrt.  S.  zum  Vergleich 
«nck  Tal».  64^ 
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6.  B.  Uelwraiebtea  der  BeMeaeroag ,  Ueasea.  §.  107. 


Maitiz  Darmstadt 

1896  1897  1896  1897 

Octroi  im  GanzeD  S07  535  535  561 

  [557]  (561) 

Sumiüc  aller  Üteucrn     ....  2365  2509  2314  2411 
nach  den  ^geUammerten 

Zahian   f2489J  —  (1862J 

Proceoto 

Directe  Steaem  78.1  78.2  76.4  76.8 

Octroi  und  HuncIestcDcr     ....     21.9  21.8  23.6  28.7 
Dsgl.  nach  d.  eingeklammerten  Zahlen 

Dirccto  Steuern                               —  77.9  —  69.9 

Octroi  and  Hondesteaer    ....      —  22.9  —  80.7 

Pic  Verbrau chs^tcaem  sind  hieroacli  doch  ziemlich  stark  aus^ebiid'jt .  bie  be- 
trng^cü  IROn  in  Mainz  c.  7.2,  in  Darmstadt  c.  8.4  M.  ;uif  den  Kopf  und  trelien,  wie 
obcu  gezeigt)  mehrfach  Artikel^  die  bdttter  ODFersteuert  blieben  (Brotgetreide,  Breaa- 
8toff*e).  Die  besten  Octrolartilel,  die  Getrinke,  liefern  nur  ^Z^— Va  GeeamraleTlraga. 
Bei  Jen  directen  Steuern  sind  die  Real-  und  Gewerbesteuern  im  Verhältiusa  7ur  Ein- 
kommensteuer wohl  kaum  genügend  entwickelt.  Sie  stehen  in  Mainz  nur  vie  ca.  1  :  1 
(die  Darmstädter  Zahlen  für  die  Einkommcnsteaer  scheinen  zu  hoch  angesetzt  za  sein). 
Das  in  dem  ßeformplaa  ?on  1899  in  AnMicht  genommene  Verhiitnte  ron  2 : 1  ik 
entfernt  nicht  erreicht. 

Aach  in  Hessen  sind  nur  noch  wenige  kleine  (iemeindon  commanalsteacrfrei,  1869 
waren  es  »och  24.  1896  noch  11  mit  banm  4000  iUnvohnem  (s.  Hitlh.  a.a.  0.  S.  405). 

Nach  den  mehrfach  gcnanntL'ii  nouestun  amtlichen  Materialien  gebe  ich  noch 
Uber  die  Ucmeindea  mit  Octroi  folgende  Ucbcrsicht  In  Tab.  64  ^Alsfeld  und  Lauter- 
baeh  fehlen  dabei  und  scheinen  kein  Octroi  mehr  tu  haben,  Keo-Iieaburg  und 
Lampertsheim,  dtea  hier  aber  noch  ohne  wiridiche  Octroierhebnog,  sind  hinso- 
geikommen). 

Tab.  64.   Stenereinnahme  der  hessischen  Städte  mit  Octroi 

1896/97—1898/09  (in  1000  M.). 

1896/7  1897/8  l«98/9  1896,7  1897/8  1898/9 

Darmstadt  Mainz*) 

Directo  Steuern   .   .   ,  1320    13ß2    1447  Aasschlag  roh  1962    2025  2115 

Octroi  roh   m)     603     016  631      651  693 

„     Erhebnagskoäteu  .  79.5     82.2     86.9  100.8    95.6  94.8 

„    RQckreigtttang  .  28.4    27.6    81.8  74.0    78.6  75.8 

rein   481     513     498  456     477  523 

Offenbach')  Glessen') 

DIrecto  Stenern   ...  762     808     862     Ausschlag  488     459  185 

Octroi  (netto?)     .    .    .  ?A4.n   355.1    83.5.8  133.6    140  5  116.2 

„     Erhebuflgskosteu .  17.8     19  0     17.1  7.6      7.5  8.0 

Rttckreigfltnng    .  (Wohl  oben  achon  abfrezogen  ?)  29.4    30.5  19.4 

„     rein  (?)....  326.7   386.1   328.2  96.6    102  5  88.8 

Worms*  FriodbergL  1895  0  1896/7  189«/9 

Directe  StLuern    ...  580     GOO      ß.'^S  69.7     78.3  88.0 

Octroi.  II.  tt  .    ...  187.1    171)  1    1«)(>.1       nh  9.2     12.5  14.5 

„     Erhebungskosten  .  :12       -'  8       3.5  0.7      0.8  0.9 

M     BuckrergUtung    .  (Wohl  oben  schon  abgezogen?)  1.6      3.7  4.7 

^    rdn   186.9  176.8  192.6  6.9     8.0  8.9 


Mainz,  directe  Steuern  Ans'^rlil.nf .  wovon  als  erlassen  oder  uneinbringlich  nb- 
gehen  in  den  8  Jahren:  O^sOO,  101500,  I'iH.OdO  M. 

-)  UÜcnbach,  KuckvurüUtung  nicht  bciuiiders  ausgeworfen,  v»»rmuthlich  ?om 
Ertrage  schon  abgesetzt.  1898  wurde  in  1  Monat  Mehl  und  Brot  freig^elassen,  1899 
in  8  Schlachtvieh  nnd  Fleisch  und  vom  1.  April  ab  Octroi  auf  Mehl  und  Brot  auf* 
gehoben.   Daher  die  Einnabmeverminderung. 

*)  Glessen,  directe  Steaem  Ausschlag,  woron  noch  als  erlassen  oder  nneinbring« 
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In  Neu-lseiibuti;  l^t  der  alleiu  beistehende  Bieroctroi  erat  Aiiguat  lbü9  eiogefUlirt, 
DUO  Tcclinet  auf  7000  M.  Jahreseinnabme  bei  58—  65.000  M.  directcr  Steuer. 

Die  nctroicinnahiiK^n  bilden  hiiTiinch  doch  eine  /iemlich  starke  Quote  des  Ertrags 
der  directen  Steoern.  Die  ErhebQngäkosten  sind  ia  deu  eiozdaen  UrtcD  absolut  uud 
fdatiT  90  rencbifden,  dsas  man  mt  Teiscbiedene  7enDlagiiBg«vd8e  ftcMiewen  mOcble. 
Gerade  in  den  beiden  prössten  Stridten  DarmsfaJt  und  Mainz  stellen  sie  sich  besonders 
hoch,  während  sonst  diese  Kosten  in  kleinen  Gemeinden  meistens  höber  sind.  Je 
^Gsser  diese  Kosten,  desto  mehr  Bedenken  ron  dieser  Seite  aus  natürlich  beim  Octroi. 


7.  AbsehoiU. 
6.  £U«86-Lothringen. 

rar  die  finanzwissenschaftlichc  wie  ffcrado  hier  auch  fdr  die  linanzpractischö 
Betrachtang  sind  die  Verändernogen,  welche  das  fraiUBQsisGlie  Steuerrecht  unter  der 
«iiuisclien  Herrschaft  allmälig  immer  mehr  erfahren  hat,  rou  allgemeinerem  Interesse, 
zomal,  da  darauf,  ausser  bei  den  Beicbssteuern ,  nicht  sowohl  politische  als  Steuer- 
poHtitehe  und  tteaertechiiteche  Backaicbten  hingewirkl  laben.  Mehrfacb  siDd  m  die 
supe^fi^(-alisohen  Tendenzen  des  franzÖJ>ischcn  Stenerrerhts  (Erbscliaftsstener,  Stempel, 
U  eiosteuer)  modiücirt,  die  grossen  M&oKel  dor  directen  Besteuerung  (Grond-,  Geb&ude-, 
Tbtir-  und  Fenster-,  Personftl-  und  Mobiliar-,  Patentstener)  durch  passende  Refonnea 
behoben,  die  directe  Besteuerung  übcrhao;  t  Inrch  Einfahmng  der  Kapitale  ntcn-  und 
dfiT  BenifseinkomTnenstfiner  richtig  ausgebildet  worden.  Dadurch  ist  auch  die  An- 
AkheroDg  an  das  deutsche,  besonders  süddeut^iche  Steuersystem  erfolgt.  Bei  der 
directen  Besteuerung  ist  dus  Krtragssteucrsystcm  aber  bisher  beibebalten,  der  Cebcr- 
fiDg  znr  allgemeinen  Personal-  (Einkommen-)Stener .  Vermn^en^sfcucr  noch  nicht 
etomai  eingeleitet  worden.  Auch  in  seiner  jetzt  erreichten  Ausbildung  hat  das  Steuer- 
vaaen  indessen  manche  Eigenthtlmliehkeilen  ans  der  franzSsischen  Zeit  behalten  nnd 
stellt  innerhalb  der  deutschen  Particnlarstenersysteme  auch  im  Ganzen  wieder  einen 
besonderen  Typus  dar.  Am  meisten  Interesse  haben  die  erfolgten  Retormen  der 
directen  Steuern,  der  Erbschafts-,  der  Wcinstener.  Wichtig  i^t,  dass  dem 
Beichslande  auch  die  eigene  Biersteiler,  gleich  den  anderen  suddeutschen  Staaten, 
verblieben  ist.  Am  weniprstcn  Veränderungen  hat.  ron  der  Auascheidun?  und  eigenen 
Eotwicklung  der  Erbschaftssteuer  abgesehen,  noch  das  wichtige,  schwierige  und  nach 
im  ftanzO(>ischoa  Steaerrecbt  so  besonders  dgeeartige  Enregistremeut  erfahren, 
doch  ünt  evch  hier  eine  neve  Gesetigebang  fdr  die  Zakonft  In  Ansicht  genomm«i. 

§.  108.  Die  Constituirunf?  des  Rcichslaiids  Elbiibs- 
Lothringeu.  Aas  den  altcu  Ucuthcheu  Keicbsgebieten  an  der 
SlldostgrcDze,  welche  wir  im  uns  aiifgedrungcDen  Kriege  von 
1870  71  wieder  erlangten,  ist  das  Reichsland  P^lsass- Lothringen 
gebildet  wfndcn.  Die  staatsrechtliche  Natur  iind  Stellung  dieses 
Reichslands  im  neuen  Deutschen  Reiche  haben  ihr  Eigenthtlniliches, 
worans  auch  liir  die  Finanzen  des  Landes  sich  gewisse  bes(3ndere 
Folgen  ergeben  haben.  Das  Wesentliche  ist  indessen,  dass  das 

lieb  in  den  8  Jahren  15.800,  lo500,  14.500  M.  abgeben.  Beim  Octroi  scheint  die 
Bild(?erprfltang  schon  ron  der  RoheinnahtBe  abgezogen  za  sein.  Von  Mitte  Juni  1896 
ist  der  Octroi  auf  Mehl  und  Backwaaron  bis  auf  Weiteres  anfgehebon  Vörden«  was 
die  Einnahmercrmlndcrun^  erklärt. 

^  Worms,  Eiunahmeabnahmc  des  Octroi  im  2.  Jahre  wegen  £rmHssiguijg  der 
Kiddenafafabe^  StdgeniDf  im  8.  Jahre  ▼egen  Eingemetndong  ron  KtchbaigeinelJiden. 


372        6.  B.  Uebcrsicbtcn  der  Besteuerung.  Ebass-Lotbrii'gcn.  §.  108. 


Land  doch  eine  staatsrechtliche  Einheit  mit  einem  eigenen 
Landeshaushalt  und  einer  Mitwirkung  einer  gemeinsam en 
Landes  Vertretung,  des  ,.  L  a  n  d  es  a  u  s  sc  b  u  s  s  es  *^  bei  der 
Festsetzung  des  LJindeshaushaltetats  und  bei  der  tinauziellen, 
namentlich  auch  der  Steuergesetzgebung,  bildet.  Insofern  ist  das 
Reichslaud  doch  ein  eigener  deutscher  Einzelstaat,  wie  die  übrigen, 
und  ist  seine  Finanz-  und  Steuerrerfassang  eine  eigene  einzelstaat- 
liche, wie  wiederum  diejenige  der  anderen  Gliederstaaten  des 
DeutBcbeo  fieichs.  NameDtlicb  gilt  dies  in  der  hier  in  Betracht 
kommenden  materiellen  Beziehung,  wenn  auch  die  staatsrecht- 
liche Stellang  des  Reiebslands  im  Reiche,  die  daraus  hervorgehende 
eigenartige  Ordnung  der  Verhältnisse  der  Staatshoheit  und  zum 
Kaiser  und  Bundesnith  in  formeller  Hinsicht  Beson  derb  ei  teil 
mit  sich  bringen. 

Durch  dio  Versailler  Frieicnspr&liminarien  vom  2ß.  Fohr.  1871  and  deo  Frank- 
furter Friedeasrertrag  ?om  10.  Mai  1871,  welcher  an  daa  Begrenzangea  der  Ab- 
tretongeo  gegen  die  Friliminarion  wieder  kleine  Veitnderongeii  (aWviege&d  xa 

Gnnstcn  Frankreichs  bei  Belfort,  etwas  zu  Gun>toti  Deutschlands  im  Nordwesten  bei 
Dietenbofen)  brachte,  ist  dem  Deutschen  Keich  ron  Frankreich  das  ganze  Departemeot 
Unter-  oder  Niederrbein  (Rliin  ba<>),  fast  da«  ganze  Dop.  Oberrhein  (mit  Avsnahnie  fea 
Btlfort  und  Umgegend),  der  gröbste  Theil  des  Departements  Mosel,  die  kleinere  Hälfte 
des  Dfjiartemenis  Alurthn  (Meurthe),  neniÜcli  der  Haupttheil  der  Arrondisscmpnts  Saar- 
burg und  Salzburg,  und  ein  ganz  kleiner  Tiieil  des  Departemcntii  Vogcöcu  t^üanton 
Schimteck  und  einige  Oemcinden  des  Cantons  Saales)  endgiltig  abgetreten  worden. 
Im  Ganzen,  na 'Ii  jotziL'r  r  nintlielier  Bcrechnnnjr.  ein  Gebiet  von  14  507  qkm.  mit 
damala  (in  lb6t))  1.6i^i5  ÜlU  llcwohncra  ia  1694  Gemeinden,  ein  nur  am  Weuigeä 
kleineres  Gebiet  ala  das  Kflnigreicli  Sachsen  (14998  qkm.)  und  Baden  (15.0B1  qkm  ). 
Die  Bevölkoning  betrug  Ende  18l<5  1  641.000  Einwoheer.  Sie  hatte  zeitweili^r.  nach 
der  Keannexion,  etwas  abgenommen,  mit  in  Folzc  ron  Mehrauäwandcrung  nach  Fr^nk* 
reich.  Aus  den  früheren  französischen  Departements  bind  die  drei  „Rezirko"  Ober* 
elsass  (Dep.  Oberrhein)  mit  3507  qkm.,  Unterelsass  (in  der  Hauptsache  Dep.  Nieder- 
rhein) mit  47S2,  liOtlirintroii  (irrösster  Theil  des  übrigen  abgetretenen  Gebiot-^i  mit 
6218  qkm  gebildet  worden.  An  die  Stelle  der  aufgehobenen  Arrondissementsein- 
theilong  trat  eine  Einiheilang  in  „Kreise".  cvsanmeD  82.  Die  CantooeinthellDDr 
ist  im  Ganzen  verblieben.  S.  ausser  den  gen.  Friedensverträgen  roii  Vcrsaillc-?  und 
Frankfurt  a.  M.  das  lieichsgesctz  vom  9  Juni  1871.  betr.  die  Vorciniguog  ron  Elsass 
und  Lothringen  mit  dem  Deutschen  Eeich.  Der  grOsste  Tbeil  des  wiederenrorbeneo 
Gebiets  hatte  vor  1789  zu  dem  Metzer  <jebiet,  bezw.  dem  der  drei  BisthUmer  (Metz, 
Toul.  Vtndiin),  das  Frankreich  schon  im  16,  Jalirhnndert  erlanirt  hatte,  and  zum  im 
17.  Jahi'hutidcrt  erlangten  alten  Elsass  und  Sundgau  gehört,  uuifa^stu  aber  ausserdem 
vi'  l<3  kleine  ältere  deutsche  roicbsfärstlicho  Lande,  sowie  das  ehemals  schweizerische 
Mulliaii^cn.  (jibiofe.  die  auch  Frankreich  erst  nach  17^0  annectirt  und  1>^14  und 
IöId  behalten  hatte.  Territorial-  und  Bevölkerungsstatistik  um  1871  s.  bei  U.  Wagner, 
Seicbsland  Elsass-Lothringen  in  Petermann's  treogr.  Mittli.  1871,  H.  8.  K.  Brimer, 
Elsass-Lothringcn  in  der  preuss.  Statist.  Zcitschr.  1871,  ders.  in  Hirth*s  Annalen  1871, 
S.  970  Uebcr  die  alten  Territrinrilrerhältnisäe  in  Elsass-Lolhriogen  cxisUrt  eine  be- 
sondere neuere  amtliche  Arbeil  unter  den  Publicationen  der  Landesrerwaltong. 

Durch  das  gen.  Gesetz  vom  9.  Juni  1871  ist  Elsass-Lothringen  Staats reditlieb 
ein  reichstinmittelbarcs  Land  geworden.  Die  Staatstrewalt  übt  darin  der  Kaiser  aus. 
Bis  zum  Eintritt  der  W  irksamkeit  der  Keicbsverlassung,  die  nach  jenem  Gesetz  am 
h  Jan.  1878  erfolgen  sollte,  nach  «ioeiii  spftteren  Geseu  rom  20.  Jani  1872  aber  eist 
am  1.  Jan.  1874  eintrat  (bis  aof  den  Art  3  der  Beicbsrorfueang,  der  sofort  nach 
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dem  Gaseu  fon  1871  wiricnm  wurde),  war  der  Kaiser  aber  bei  Aiufibang  der  Qesets- 

peboDp  in  Elsass-Lotbringcn  an  dit;  Zusiiminnnt:;  «J-'-s  Bntidc^raths  und  bei  Änfnahioe 
foü  Auleiheu  uud  Uübemabmc  von  Garaaticn  für  das  KclcbsianU,  durcb  «-eiche  irgeod 
eine  Belaslonf  des  Beichs  herbei <reftthTt  wird,  auch  an  die  Znstimoioop  des  Reichs- 
tags trcboDdcn.  Änordnuiigen  und  VerfUgangen  des  Kaisers  bedürfen  nach  dem  Gesetz 
rüu  1871  zu  ihrer  (iilti?kcit  der  (»c^rcnzoiclinor.«^  des  Keicbslanzlcrs,  der  dadurch  die 
Verantwortlichkeit  ubcniimmt.  Hach  Eiul'uhrung  der  Keicbsverfabsung  im  Keichs- 
lande  ^«lltc  Ins  zn  anderweiter  Regelung  durch  Keichflgesetz  das  Becht  der  GoseU* 
f  *'iuiig  in  Elsaiss-Lotliriii^^ou  auch  in  den  der  Reichsgesetzgebung  in  den  Bundes- 
staaten nicht  UDtcrliegenden  Angcicgeoheiten  dem  Kelche  zustehen  (gen.  Gesetz  §.  3, 
Aba.4>.  £s  war  so  bis  1873  eine  soften.  Dictatnrperiode  eingeriehtet,  welche  znr 

Htnnberführung  des  Reich^Iiinds  aus  den  alten  in  die  neuen  politisrlien  Verhältnisse, 
auch  aui  hoaDzicUcm  Gebiete,  kaum  zu  vermeiden  war.  eine  Einrichtang,  die  sich  im 
Oanzen  b«vUirt  haben  mdchte.  Bis  zom  Gesetz  vom  9.  Juni  1871  hatten  die  Lande 
aus  der  Kiiegazeit  her  ciu  Generalgooremement  gebildet.  8.  u'oer  diese  Verhältnisse 
und  die  ganze  Constituirung  von  Klsass-Lothringen  als  Keichsland  Leoni,  Staats- 
recht der  Reichslande  Elsa&j-Lothringcn,  in  Marquardseu's  Sammelwerk  (,1883)  S.  1  U", 
Die  legislativen  Materialien  ansser  in  den  Beichstag8|»pteren  in  Hirth's  Annalen, 
1871,  S.  r,07_r,8S.  S55  059. 

Eine  auch  fllr  die  Finanzen  wichtige  Fortbildung  erlangte  die  Verfassung  des 
Bddislamb  dareh  die  Einrichtung  eines  eigenen  Yertretungsorgans,  des  sogen. 
Laodesaussch usses,  für  das  ganze  Land  (als  Vereinigung  der  drei  He/irkc). 
Der  zuerst  mittelst  Kais.  Erlasses  vom  29.  Oct.  1874  errichtete  Landesausschuss  wurde 
durch  Reichsgesct/.  vom  2.  Mni  1^77  feste  Institution  dos  Landes.  (Der  gen.  Erlass 
iüt  im  Reichsgesctzblatt  selbst  erst  1877  S.  492  als  Anlage  zu  dem  gen.  Gesetz  von 
1877  pnbli^'irt  worden.)  Durch  jenen  Erlass  ward  der  Reichskanzler  ermärhtjijt,  also 
nicht  verptlichtet,  den  Landeäausschuss  ah)  lediglich  bcrathendes  und  begut- 
achtendes Organ  zu  benutzen,  indem  er  ihm  „EntwQrfe  von  Gesetzen  für  Elsass- 
Lothrinizen  über  solche  Ant,^elepenlieiten ,  welche  der  Reicbsgeset/,t,'ebunEj  durch  die 
Verfassung  nicht  vorbehalten  bind,  einschliesslich  dos  Landeshaushaltetats, 

znr  gntaehÖieheD  Berathong  vorlegt  ehe  sie  den  nach  §.  S  des  Gesetzes  rem  9.  Juni 

1871  und  §.  8  des  Gesetzes  vom  25.  Juni  1873  (betr.  die  Einführung  der  Rcichs- 
verfa«sHng  in  Elsass-Lothrinffcn^  iroständipen  Factoren  zur  Beschlüssfassuns^  zusjelien." 
Auch  Verwaltungsmaassrtiitiln  von  allgemeiner  Bedeutung,  welche  nach  der  bestebcu- 
dea  Gesetzgebung  nicht  der  Bcrathnnfr  eder  BeschlusbfaäsuDg^  der  Bezirkstage  unter- 
liegen, konnten  dem  Landesansscliu^s  znr  ffnfarlitlielu'n  Aensserun?  vor-rele^t  worden. 
In  dem  Beichagcsetz  vom  2.  Mai  1877  wurde  der  Erlass  von  1874  bis  auf  Weiteres 
in  Kraft  beiaasen,  bestimmt,  dass  Landesgesetze  für  Elsass-Lothringen  (also  auch 
SteuergL-scfze)  eins(hli<!.sslich  des  jührliclien  Landesliausbaltetats,  mit  Zustimmung  des 
Bondesraths  vom  Kaiser  erlassen  werden,  wenn  der  durch  den  Erlass  von  1874  ein- 
gesetzte Landesausschnss  denselben  zugestimmt  hat  (§.  1),  doch  blieb  daneben 
die  Erlassung  von  Landesgosetzen  fQr  Elsass-Lotiilingen  im  Wege  der  GesctzgebuiMT 
vorbehalten,  und  solche  Gesetze  können  auch  nur  durch  diese  (i'^'^et/üebnne:  a-if- 
gchoben  oder  geändert  werden  (§.  2).  Danach  würde  die  i\üichsKe:>ützgebung  also 
aneh  von  sich  ans  z.  B.  das  etsass-Iotbringiscba  Steuerrecht  umgestalten  können.  Auch 
die  Rechnungen  Ober  den  Landeshaushalt  werden  dem  Hundesrath  und  d.m 
Landesansschnss  zur  Entlastung  vorgelegt i  wenn  letzterer  diese  versagt,  kann  sie  aber 
durch  den  Belchstag  erfolgen  (§.  3). 

Den  Abschluss  fand  diese  Gesetzgebung  dann  in  dem  Reichsgesetz  vom  4.  Juli 
1879.  betr.  die  Verfassiinj:  und  Verwaltung  von  'Elsa^s-Lothringen.  Nach  diesem 
Gesetz  trat  au  Stelle  des  bisherigen  iicichskanzleramts  für  Elsass-Lothringcn  und  des 
Oherpräsidiuutä  in  Strassburg  ein  Statthalter  mit  einem  Ministerium.  Dem  ersteren 
konnten  die  landesherrlichen,  dem  Kaiser  kraft  Ausübung  der  Staatsgewalt  in  Elsass- 
Lothriugen  zustehenden  Befugnisse  Ubertragen  werden  (§.  1,  3).  Das  Ministerium, 
an  dessen  Spitzo  ein  Staatasecretlr^  zerfSUt  in  drei  Abteilungen  unter  Unterstaats- 
secrctären  als  Leitern,  (»ine  davon  für  Finanzen,  Gewerbe  und  Domänen  (§.  5'.  Zur 
Vertretung  der  Vorlagen  aus  dem  Bereiche  der  Landesgesetzgebung,  sowie  der  elsass- 
Isthringischen  Interessen  bei  Gegenständen  der  Reichsgesetzgebang  können  rem  Statt« 
halter  Commissaro  in  den  Bundesrath  gesandt  werden,  welche  an  dessen  Berathuttgen 
ttber  diese  Gegenstände  theilnehmen  ($.  7).  Ein  Ütaatsrath  zur  Begutachtung  ron 
A.  Waffaer,  FiauswiaMuehaft  IV.  25 
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Gesetzentwürfen,  von  allgemcim  ii  Verordnungen  zur  Audfübrang  von  Gesetzen  a.  A.  m. 
wurde  cinpesotzt  (§.  9\  Der  in  (\ct  Zahl  seiner  Mifi?lic(ler  auf  i^?  erhöhte  Landi^s- 
ausscbuss  (§.  12)  erhielt  das  liachi ,  innerhalb  des  Hi  roichs  der  Landesgesetzgcbuug 
Gesetze  vorzuschlagen,  auch  an  ilii)  i^^erichtcte  Petitionen  dem  Ifintoteritim  zu  über« 
weisen  (§.  21).  Dem  Keirh.«  verblieb  aber  auch  jet/.t  die  Compctenz,  von  sich  ans 
Gosetzti  für  £lsai>ä- Lothringen  zu  geben  (§.  21,  Abs.  2).  Kach  Reichsgesetz  vom 
28.  Juni  1881  hind  die  Yerbuidlniif en  des  LiuidaMHMsehQSse«  Otfentlich.  die  Geaehlfk»- 
spräche  ist  die  ikufsclie.  (S.  Leoni  a.  a.  O.  S.  232  ir.  Ceber  die  ersten  J.thre  vor 
Einführung  der  Keicbsvcrfassung  s.  die  dem  Keichstage  vorzulegenden  Jahresberichte 
ttbor  Gesetzgebung  und  VervaltaDg  in  ElBass*Iiothringen,  worin  auch  Abscbnitte  Ober 
die  Finanzen,  u  A.  in  Hirth's  Ann.  1872,  S.  861,  1873,  S.  967.  1874.  8.  773.  In 
derselben  Zeitschrift  auch  fonst  vielfai  )i  >Tnterial  über  EIsass-Lothrinpen  aus  den 
ersten  Jahren  nach  dem  Kriege,  mehrfach  mit  Herücksichti^uiig  der  tinanzicllen  Ver- 
hältnisse, 80  im  Jg.  1872,  S.  553  ff.,  1873.  S.  562  (Laband,  Uber  Stellon;  ron  Elsaa»- 
Lothriniren  im  Beicb8iiji.recht),  1874«  S.  155,  292  and  aticli  in  den  folg«iMi«i 
Jahrgängen). 

a.  Staatsbesteueruug. 

§.  109.  Das  eUass  -  lotbringisehe  Finanzwesen. 
Die  Grandlagen  desselben  lassen  sich  anf  folgende  fflnf  Hanpt- 
momente  zarttekftthren. 

1.  Das  Keicbsland  begann  seine  selbständige  staatsrecbtliebe 

Existenz  ohne  Schulde u. 

Nach  der  politischen  Lage  beim  Friedenssrliluss  mit  Frnnkreich  Hess  es  sieb. 
abwoich'Mui  von  MHistiKcu  ähnlichen,  besonders  ncncren.  freilich  keineswegs  ausnahme- 
Insi  ii  i  allen,  vermeiden,  dass  bei  der  Abtretung  des  Landes  an  das  Deutsche  Reich 
ein  Tlieil  der  fr.in/nsischen  SfaatsschnM  mit  übernommen  wurde.  Franl^reicli  hatte 
dies  allerdings  bei  den  Friedensverbandlungen  bu)treiflicber  Weise  gewünscht,  wie 
Flirat  Bismnrek  Im  Reicbstnge  erwibnte,  den  Betrag  ron  750  HUI.  Fr.  in  Aa«si4sht 
genommen ,  der  eventuell  von  der  Eriegscontribution  von  5  Milliarden  Fr.  hätte  alH 
gerechnet  werden  kOnoen.  Die  fianz&siscbe  Staatsschold  betrog  nach  dem  Etat  für 
1870  868.9  Mill.  Fr.  an  Zins  tnt  die  Benienscbnld  (davon  826  Hill.  Fr.  8  %.  37.5 
4V9*'o.  der  lileitie  K.  ht  4  Rente),  mit  einem  Nominalschuldkapifal  von  11.711 
Mill.  Fr.  (10  867.<;  ^V,,.  S-J*:*.:^  1''«7o.  ^'-^^  4  die  >chtt'cbende  Schuld  ausserdem 
24  Mill.  Fr.  Zin.s  für  922.*  Mal  Fr.  Kapital,  im  Ganzen  die  Schuld  wonach  387.9 
Hill.  Fr.  Zins,  12  683  HtIL  Fr.  Kapital  (ohne  Cautioncn,  Leibrenten  und  olino  die  im 
franzrisisclien  Etat  zur  Stant^scluild  t^'^cstellten  Pensionen).  Die  an  DeutscMand  .nb- 
getrctenen  Gebiete  hatten  fast  1.6  Mill.  Einwobner.  oder  fast  4.2  %  der  lb66er  fian- 
zAsischon  Bevölkeronf^  ron  88.2  Hill.  Nach  diesem  yerbSltoias  der  KopfliaM  bitte 
Elsass-Lothrin^cn  von  der  Keiitenbchuld  etwa  402  Mill.  Fr.  Kapital,  allcrdinps  intnst 
in  nur  3  "/o  Rente,  von  der  ganzen,  incl.  schwebenden,  etwa  530  Mill.  Fr.  zu  uber- 
nehmon  gehabt.  Die  Theilung  der  französischen  Staatsschuld  nach  der  Gebietsgrftsse 
der  abgetretenen  Landestheile  li.itte  zu  einer  15  "la^tnng  von  nur  c.  2.6  für  das 
Reichsland  geführt,  das  elxn  durchschnittlich  bevölkerter  als  das  übrige  Frankreich 
war,  also  mit  c.  304,  bezw.  32b  MilL  Fr.  Schuldkapital.  Eine  Berechnajig  der  rela- 
liren  Leistongsflhigiteit  nach  EiakomoeD  oder  Vermögen  bt  mit  den  franzAaiaohen 
^tnn'stiscb^n  Daten  zn  nns5ch«"-r.  eben';«  eine  sulcbe  nach  der  hisliorigen  Stei;rr'i-'lastnng 
bei  der  nicht  genügend  fcützustclleiideu  Kepartitiou  der  Z>^IIc,  inneren  indirecten  Yer- 
brancb»-  und  VertehrssleneRi  (Enregistrenient  md  Stempel).  Nach  yerhlltnifls  Mom 
der  directen  Hauptsfeuern  hätte  Elsass-Lothringen  c.  SVa  "/o  der  französischen  Staats» 
schuld  zu  übernehmen  cchabt.  Bei  der  Uebernahme  der  von  Frankri  icb  verlangten 
Summe  von  750  MUI.  Fr.,  selbst  nnu  a*^',^  Rente  durchweg  veransclilagt ,  hatte  das 
Reichsland  jährlich  24.5  HUI.  Fr.,  oder  last  20  Mill.  M.  ZinieDhut,  ohne  Tiicrung, 
aufbringen  mihsen,  d.  h.  selbst  von  seinen  gegenwärtipren  T.andessteucrn  (1809)  c.  70**/^ 
Es  bat  den  ungemein  grossen  fiuauzielleu  VonhcU  genossen,  durch  den  Uebergang 
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Ui  Deatscbland  ron  dieser  Laät  befreit  za  Verden  und  zu  bleiben.  Seine  günstige 
Roaozlage  erklärt  sich  mit  daraoä. 

Da  der  Hauptcntstehangsgrand  moderner  Staatsschnlden  in  Friedenszeiten,  die 
Bildong  Ton  Eisenbahnschulden.  man«?^e!«i  eigener  Staatsbahnnn  des  Landes  fortfiel,  hat 
das  Beichäland  aach  nur  in  geringem  Maasse,  iur  Ablösung  rou  Lasten  (namentlich 
den  Bflckkanf  der  bisher  rerk&nf liehen  JostfateUen),  filr  (rewisso  Meliorationen,  spitor 
etwas  Schulden  aufgenommen,  in  Form  der  Rentenscbutd ,  die  einer  regelmässigen 
liigong  ufiterli^t.  So  kostet  die  Staatsschuld  for  Zins,  TUgnng  und  Verwaltung  im 
Etat  ron  1899  noch  nicht  1  Hill.  H.  (992.453  M.),  nur  etwa  3.4  %  Stenerertrags. 

2.  Das  Reichsland  trat  ungeachtet  dieser  Befreiung  vom  An* 

theil  an  der  französischen  Staatsschuld  in  den  Besitz  des  bisherigeD 

französischen  Ertrag  gebenden  FinanzTermOgens,  das  yor« 

nemlicb  in  werthyoUen  Staatsforsten  bestand.  Es  bezieht  dar« 

ans  erhebliebe  Reinertrilge,  welche  entsprechend  den  Stenerbedarf 

des  Landes  ermSssigen.  Nach  Lage  der  Dinge  htttte  es  wohl  in 

Frage  kommen  kennen,  ob  diese  Objede  nicht  in  das  Finanz« 

vermögen  des  Dentschen  Beiehes  ttbergehen  sollten.  Anch  die  aas 

dem  franz(Isischen  Tabakmonopol  herrührende  Tabakmann- 

factnr  in  Strasaburg  ist  dem  Reiehslande  fiberlassen  worden  nnd 

wurde  auf  dessen  Recbnnng,  natürlich  nunmehr  ohne  Monopol- 

Torrecbte  lort^etührt. 

S.  aber  das  eisass  lothringische  Fiaanzrermögen  im  Beginn  der  deutschen  Periode 
«och  Laband  in  Hirth'e  Annalen  1878  .  8.  668.  Er  macht  ebenfoUs  gdlend,  dass 

bei  diT  Befreiung  des  Landes  ron  der  Milbelastuiifr  durch  die  franzrisische  Sta^t--rh 
sich  wohl  An!>prUche  des  Beichs  auf  das  dem  Lande  aus  dem  französischen  Staats* 
reimOgen  zugefallene  FinanzvermOgcn  hätten  ableiten  lassen.  Einrichtung  der  Staats- 
Fontfenraltiing  durch  Gesetz  rom  80.  Dec.  1871.  Im  Etat  far  1899  steht  die  Staats- 
Porstrerwaltong  mit  einem  KohcrtrnET  von  6.158.000  M.  und  einem  Reinertrag  ron 
•3.191. UOÖ  M.,  c.  11  ''/o  des  Kohurirags  der  Landesüteucrn ,  die  Tabakmauufactur  mit 
150.000  M.  Ueberschuss.  Anderes  domaniales  (privatwirthschaf^lichcs)  Vermögen  hat 
das  Land  nicht.  S.  im  Alljiemoinen  die  amtliche  „Denkschrift  Uber  die  Finanzen  von 
BliMSs-Lothriflgen  bis  zum  Landei>baushaltetat  1876"  und,  z.  Th.  danach,  Hcrtzog, 
25  Jahre  dentecher  Pinanzrenraltong  in  ELMM-Lothriugen,  in  JahrhQchern  für  NatOek. 
1899,  lü.  F.,  fi.  17,  8.  808  IT. 

3.  Die  Eisenbahnen  im  Reiehslande  sind  nieht  Staats- 

babnen,  sondern  Keicbsbahnen  im  Reichsbesitz  und  in  Reichs- 

Verwaltung. 

Die  aas  der  französischen  Zeit  stammenden  gehörten  ehemals  zum  Netz  der 
fnatOebchen  Ostbahnfesellschaft   Sie  sind,  ohne  Betriebsmaterial,  Fabrpark  n.  a.  w., 

im  FriL'dL'risvtTtriig-  von  1871  an  das  Dcutsclif  Kcich  mit  abt^etreten  worden,  zu  einem 
Wcrtbanüchlag  von  325  Miii.  Fr.,  weicher  ron  dem  Betrag  der  Kriegscntschädigungs- 
tQmme  ron  5  Milliarden  Fr.  abgerechnet  worden  ist  Demgemäs»  sind  sie  in  das 
Fiuaozrermögcn  des  ßeichs  übergegangen .  ron  diesem  auch  mit  Fahr-  und  Bctricbs- 
material  auf  seine  Rechnung-  ausgestattet,  allmälig  erheblich  ausgebaut  und  ausgedehnt 
worden  und  werden  auf  Kechnuug  des  Reichs  von  eiucm  eigeneu  Keichsamt  und  der 
Strassboifor  Genenldirectlon  tervaltet  Die  UebeischOsse  (Jetzt,  um  1899,  j&hrllch 
26-27  Mill.  H.)  ItteMeB  also  in  die  Beichscaase. 

4.  Die  im  Jahre  1S71  bestehenden  Zölle  nnd  inneren 
Reiehsstenern  sind  in  Elsass- Lotbringen  nnter  Fortfall  der 
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entsprecbendeo  bisherigen  französischm  Abgaben,  einschliesslich 
der  Monopole  (Tabak,  Pulver i  alsbald  eingeführt  worden  und 
wurden  hier  in  derselben  Weise  eingerichtet  and  verwaltet,  wie  in 
den  anderen  Gliederstaaten,  anter  der  Oberleitung  einer  besonderen 
Oeneraldireetion ,  jetzt  der  Yerwaltnng  fUr  Zölle  und  indlreete 
Stenern«  Doch  ist  die  Branntweinsteuer  noeh  kurze Zeil^  bis 
1873,  die  Biersteaer  wie  in  den  anderen  sttddeutscben  Staaten 
dem  Beicbslande  bisher  Überhaupt  yerhlteben.  Das  kommt,  wie  in 
diesen  Staaten,  dem  Reiche  gegenüber  und  bei  dem  höheren  Ertrag 
der  Landesbiersteuer,  verglichen  mit  der  Reichssteuer  in  Nord- 
deutschlaiid ,  auch  hier  auf  ein  werlhvuilcs  finanzielles  Privileg 
hinaus,  wenn  dafür  auch  höhere  Matricularbciträge,  mit  zum  Ersatz 
der  Bierstener,  gezahlt  werden  mllssen.  Die  späteren  Veränderungen 
an  der  Gesetzgebung  des  Keicbs  über  Znlle  und  Steuern  sind  dann 
für  ElsasR- Lothringen  ebenso  wie  f(lr  die  anderen  Gliederstaaten 
eingetreten,  mit  denselben  etwaigen  Hlickwirkungen  auf  die  inneren 
Landessteuern,  so  in  Jjetreft'  der  Keichsstempel.  Auch  ist  die  fran- 
zösische Post  und  Telegraphie  alsbald  durch  die  lieichsverwaltung 
dieser  Zweige  ersetzt  worden,  das  Reicbsland  gehört  daher  zum 
Reichs -Post-  und  Telegraphengebiet,  was  die  entsprechenden 
gleichen  finanziellen  Folgen  für  die  Bereehnang  der  Matricnlar- 
heitrftge  zwischen  dem  Reich  und  dem  Reichslande  hat,  wie  in  den 
anderen  Gliederstaaten  ausser  Baiem  und  Wttrttemberg  mit  ihren 
eigenen  Verwaltungen  dieser  Verkehrszweige.  Von  grosser,  ttber 
die  finanzielle  noch  hinausgehender  allgemeiner  wirthschafttieher 
und  politischer  y  indirect  auch  socialer  und  nationaler  Bedentung 
war  Yon  allen  diesen  Maassregeln  namentlich  die  alsbaldige  Aus- 
scheidung des  Keichslands  aus  dem  französiscben  und  seine  Em- 
verleibuug  in  das  deutsche  Zoll-  und  damit  Wirtbscbaftsgebiet. 
Denn  dadurch  wurde,  bei  dem  Character  des  modernen  Landes- 
gren7//ollgcl)iet8  als  territorialer  Basis  der  hcimisLhen  nationalen 
Volkswiithscliaft ,  die  wirthsehaftlicbc  'i'reunuug  voi^  Fmiilucich 
und  Verwachsung  mit  Deutschland  in  ganz  besonderem  Maasse 
und  mit  weittrngendcn  sonstigen  Folgen  für  alle  Seiten  des  Volks- 
lebens eingeleitet  und  befordert.  Auch  die  Aufbebung  des  Tabak- 
monopols war  gerade  na(  b  den  Tabakbauverhältnissen  des  Beichs- 
landes  ein  besonders  wichtiger  Vorgang. 

Einzelne  hierher  fehOrif^  Musnregeln  waren  schon  Ter  der  EinTerleibanf  des 

Keichslands  und  der  reir)ivrr>«setzlichen  Regclone:  der  Dinge  durrh  das  rionoralirouveme- 
lucut  erfolgt  (so  durch  Ycrordu.  vom  3.  JSIai  lö71,  V.  über  Tabaksteuer  vom  7.  Jaoi 
1871).   Die  allgeueine  EinfQliniiig  der  dentsclum  Zoll*  und  Steuergesetzgebung  bat 
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«iaa  Gcseu  vom  17.  Juli  1871  gebracht,  da^  am  7.  Aug.  1871  im  Keicbaiaud  ia  Kr&ft 
geireiQii  uL  Durch  Reichsgesets  rom  17.  Juli  1871  vuide  der  Artikel  83  der  Reielw- 

vcrfaisnn}? ,  bctr  ilir  Kinhcit  unä  Zoll-f  u/.utn^cbliesaucijf  des  deubcLcn  Zoll-  und 
lLiad«l;^t:bieis  uad  Ucu  freien  Verkehr  unter  duu  Bundebätaateu  iu  JUieaäs-Lothriagcu 
Tom  1.  Jan.  1872  an  tu  Wifkiamkeit  Kc^ettt.  Im  Vesendichen  ward  die&er  freie 
Verkehr  schon  von  Ende  Aogust  1871  an  hcr^cäteUt  Der  Zolidicnst  gegen  die 
Schweiz  war  schon  seit  4.  Mai.  ^e^cn  Frankreich  vom  7.  Au-r.  1^11  au  durchgeführt 
wordeu.  Liu  Jeu  LuUcrgaag  zu  erleichtern,  wurcu  aber  im  i- nuduusrertragc  noch 
zvischen  dem  Reichslande  und  Frankreich  Vcrkchrnerleichterungen  geblieben,  uament- 
lieh  wurden  elsa&s-lothrinfriüche  Producte  iu  Fr.inkrcich  und  gcvis!>c  fraazösihche  im 
Keicbiiiaiide  bij>  £ade  1871  zollfrei,  im  1.  llalbjabr  1872  zu  üu  zw^ituu  zu 
der  all^meinea  ZoHsItze  zogelaaeen  (s.  bes.  Zaäatzconveatiou  Tom  11.  Oct.  1871  xum 
Friiikfurter  FriedenV  Die  Krriclitunif  und  Einrichtung  der  Direction  der  Zölle  und 
Steuern,  eine  Behörde,  weiche  zugleich  das  Enregi&irement  unter  üich  hatte,  und  der 
Zollbehörden  und  son^tiKcn  Steuerämter,  so  für  die  Salzsteuer,  war  noch  vor  Endo 
1871  allgemein  durcbgefafart.  Dorch  das  Beichsgcsetz  rom  16.  Mal  1873  wurdeu 
die  früheren  französischen  Abiraben  von  Branntwein  (droit  fJe  roiisioinination,  Ver- 
brauchsabgabe,  und  droit  d'entree,  Eingangsabgabej  aufgehoben  und  diu  norddcutsciiu 
Brauntveiiistenei^esetZfrfibiiiig  (Gesez  rom  8.  Juli  1868)  im  Beichslande  vom  L  Juli 
1873  an  oinirofuhrf.  Der  Ertrag  floss  in  di<'  Iv^:ic!l•,^a•,^v■  nacli  dm  peset /.liehen  Ab- 
zügen ?om  Kühertng  (u.  A.  15  der  Üesammteiunahme  filr  Eihebunga-  und  Ver- 
vaitoogsitosteD).  Die  Belassnog  der  Bi erste o er  ..bis  auf  Weiteres**  für  da:»  Roiclis- 
latid  beruht  aof  §.  4  des  Gesetzes  vom  25.  Juni  1873  Iu  ir.  die  Einführung  der  Keichs- 
verfai^nner  in  EL-u-ss-Lothriniren.  Das  Keiclis-W»- c  h  m- 1  s t  ein  pel  pcs c  t /.  voa  lb'G9 
trat  durcii  Oeseiz  vom  14.  Juli  lö71  im  Keichsland  m  Kraft.  Mu  der  Euiiuliruag 
dt3  K  L-ichsposI«  and  Telegraphenwoiteiis  fielen  folgerichtig  gewisse  im  fran- 
zösischen Postwf'^r-cn  rorkoinmcnclii  und  mit  diesem  zunächst  an  d.i»  neich  über- 
gegangene Stomp elabgabeo  fort;  mit  der  Einrichtung  der  Keichäbahneu  ferner 
die  französischen  betreffenden  Eisenbahnabgaben  (Transportsteoer,  s.  Fio.  III,  §.  233). 
.S.  für  alles  hier  Berührte  besonders  den  1.  Verwaliungsbcrii.Lt  iks  Keic!i>kanzlcrs  für 
1?'71 — 72,  betr.  Elsass-Lothringcn ,  namentlich  im  Abschnitt  Finanzverwaltung,  u.  A. 
in  den  „Annalen"  1872,  S.  861  IT.,  bes.  >^8rj  1!.,  auch  daselbst  die  Uebersicht  über  die 
Gesetzgebung  Juni  1871  bis  Februar  1872.  S.  h'Ül  IL). 

Auf  Grnnd  des  französischen  Bndgetr-  für  1871  hat  n.an  S>^itens  der  elsass-Iothriu- 
giacbeu  Verwaltung  die  Summen  feätzustciJcu  gcaucht,  welche  aus  diesem  Budget  auf 
das  Bdchslnnd  fielen,  firdlich  nnr  bei  den  directen  Steuern  geoaa,  bei  den  ttbiigon 
Einnahmen,  die  sich  im  Badget  nicht  genau  nach  den  I.6c;i!ü;Ut  .i .  aus  deijen  sio 
stammen,  zerlegen  lassen,  nur  schätzungsweise,  nach  Verliältniss  der  Fiächengrö:»ae  bei 
dem  Koheruag  der  Waldangen,  nach  Yerh&Itniss  der  BerOIkerangszahl  beiden  übrigen. 
Danach  wftten  aus  dem  fr;uizöMs<  lun  Budget  57.80  Mill.  M.  auf  das  Keichbland  ge- 
fallen, von  diesem  Betrage  19.21  Mill.  M.  zu  (jungten  der  Kei(  ll^oa-  ■.  Mill.  M. 
zu  Gunsten  der  L&nduäcai>se  (s.  die  Denkschrift  von  187G  und  daiiacii  iiciizug 
a.  n.  0.  S.  809). 

In  fi scalischer  Hinsicht  und  anlangend  die  An  uhd  Hohe 
der  Steuerbelastung  ist  der  Uebergang  des  Keichslainlcs  aus  dem 
französischen  in  das  deutsche  Keicbssteiierrecht  l;i>t  (linchau.s  mit 
zum  Theil  sehr  erhebliehen  (Tabak!)  Kileiclitci uii^'cn  veibumlt  ii 
gewesen,  so  im  Zolltarit',  in  der  Zucker ,  Branntwein-,  Tabaksd  i;»  i, 
dem  Stern pelwescn,  dem  Eisenbahn-  und  dem  Postweseu.  Nur  in 
der  Salzbesteuerung  ist  eine  kleine  Steuererhrihnr^  eingetreteuj  die 
aber  durch  die  viel  bedeutenderen  sonstigen  ErleicbterüDgeo  bei 
Weitem  aufgewogen  wird.  Dorch  die  späteren  EntwiekliiDgen  des 
BeiebszoU-  und  Steuerwesens  sind  diese  Belastungen  zwar  für 
Elsass-Lothringen  wie  fttr  das  ganze  Retehsgebiet  gesteigert  worden. 
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Aber  immer  noch  lange  nicht  in  dem  Maasse,  welches  sie  tbeils 
sebon  am  1870  io  Frankreich  erreicht  hatten,  tbeils  und  namentlich 
aber  seitdem  dort  erreicht  haben.  Welche  Last  mOsste  Elaass- 
LothriDgeD,  wenn  es  fraDZÖsisch  geblieben  wäre,  z.  B.  allein  schon 
an  der  so  riesig  gestiegenen  französischen  Staataechold  mit  ihrem 
Jahres-Zinserfordemiss  Ton  Uber  800  MilL  M.  mit  tragen ,  auf  den 
Kopf  an  20  M.,  gegen  einen  Antheil  an  der  BeicbBschald  von 
1.4  M.  und  an  eigener  Landeascbnld  Ton  0.60  M.,  also  zusammen 
von  2  M.!  So  kann  aneb  in  dieser  fioanziellen  Hinsicht  das  Beiobs- 
land  mit  dem  Wechsel  der  Dinge  reebt  zufrieden  sein. 

S.  Minister  Delbrtlck's  Aeasseraogwt  io  der  BeichsUg^commissfon  betr.  die 
Tcrcioigung  von  Elsass-Lothringcn  mit  dcaBeiehet  Bericht  vom  16.  Mai  1871,  a.  A. 
io  den  „Annalen"  1871,  S.  871.  In  der  geniinntcn  Denkschrift  von  1^76  wird  be- 
rechnet, dass  ans  deu  französischen  Budget  for  1871  fUr  Elsass-Lothringen  ausschieden 
nnd  an  das  Deutscli«  Baicli  ala  EinDahue  folgende  Botrige  fielen: 


Tab.  65. 

d.i. 

raderaetbeiiZeil 

lOOQH.  auf d.  Kopf 

Kopf bclastung  neDlich  im  ßeicbo  aas: 

Mark 

ioiD.licicUM. 

Stempel  

228 

0.15 

0.18 

Wecbacistcmpcl. 

4101 

2.66 

1.78 

ohne  Salz.  Zucker,  Brannt- 
wein, Tabak  im  Beleb, 

1051 

0.G2 

0.90 

Zoll  und  Steuer, 

Btlbenzucker&teaeT  .    .  . 

2Ö.S7 

1.35 

l.ls 

Zoll  und  Steuer, 

Wein-  n.  BfaontveinBteaer 

2420 

1.57 

1.35 

Branntwcinst. allein,  Zoll  u. 
Steuer,  nur  Korddeut«chl. 

Tabak-  n.  Pnlrermeo.  (netto) 

5884 

8.78 

0.86 

Zoll  n.  Steuer,  nnr  Tabak, 

Posteinnahme  (bmtto)  •  . 
Telegrapiien  -          .  . 

8079 
400 

1.99 

0.20 

]  28 

In  1878  im  Beicb^gebiet 

Summe  .  . 

19200 

1244 

Die  Kopfdatca  sind  nur  aaiiäborungsweii>e  zwiäcbeu  den  französischen  Steuern 
und  Abgaben  in  Elnw-Lotbrlngen  nnd  denjenigen  im  Dentscben  Reich  vergleichbar, 
aber  die  Gesammtrermindurung  der  hier  angeführten  Belastungen  war  später  in 
Elsass- Lothringen  unter  dcuts(  licr  Herrschaft  tnitrcfTihr  im  Verhältniss  wie  12,4  :  '-.0. 
d.  i.  uine  um  — \g  gühugerü  Belastung,  wie  auch  Daten  für  die  Beichseiiiuahuieii 
ans  dem  Beichslande  ans  der  Mitte  der  70or  Jahre,  als  Alles  in  mhi^on  Gang  ge- 
Itommen  war,  Mgabra. 

§.  1 10.  —  5.  Die  eigene  Landesbesteuerung  in  Elsass- 
Ldtliringen  beruhte  einstweilen  auf  der  bisberisen  französischen 
Oesctzgebung,  ))is  die  Laudesgesetzgebung  Aeudcruugeii  geirolteu 
bat.  Dies  ist  nach  uud  nach  in  erheblicheni  l'mfang  und  Maas« 
geschehen.  Die  Keichsgesetzgebung,  welche,  wie  schon  bemerkt, 
zu  solchen  AenderangeD  auch  competent  gewesen  und  nach  dem 
erwähnten  Gesetz  vom  4.  Juli  1879  geblieben  isti  hat  doch  von 
diesem  ihrem  Kecbte  nicht  Gebrauch  gemacht 

Hiemach  sind  aua  der  französischen  Zeit  als  Landessteaem 
verblieben:  die  direeten  mit  ihrem  Zubehör  nach  französischem 
Steuerrecht,  von  den  indirecten  Verbrauchs-  und  verwandten 
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Abgabeu  die  Bier-  uud  die  Wcinstencr  nebst  den  ^gewerblichen 
Licenzabj^aben,  von  sogen.  Ver  k  e  h  r  s  s  t  e  !i  ein  und  ver- 
wandten Abgaben,  theilweise  auch  gebUbrenartiger  Natur,  die 
Stern pe labgaben,  soweit  nicht  das  KeichBrecbt,  wie  bei  Wechsel- 
Stempel  und  Postwesen,  VerändeningeD  gebracht  und  die  weitere 
Entwicklung  des  Reiebsrecbts  es  sp&ter  gethan  bat,  und  r^nTiteut- 
lichdas  £ n reg istr erneut,  das  einstweileD,  wie  bisher,  die  Erb- 
schaft»- und  Sefaenknng 8 Steuer  elnsehloss.  Die  Stempel-  und 
Begisterabgaben  werden  nenerdings  amtlicb  anter  dem  Kamen: 
„Verkehrssteaern'*  znsammengefasst  nnd  die  betreffenden  En* 
Kgistrementsämter  sind  demgemäss,  1896,  mit  dem  amüiehen  Namen 
,,Verkehr8Stenerilmter"  belegt  worden.  Die  Gerichts- 
abgaben n.  dgl.  haben  in  Folge  der  Reiehsgesetzgebuug  ttberdie 
Materie  später  Verändernngen  erfahren. 

Auf  die  Darstclluug  dieser  IScstr  acrung  französischen  Ursprungs 
braucht  hier  unter  Verweisung  aui  die  eingehende  ilehandlung  des 
Gegenstands  im  3.  liande  dieses  Werks  nicht  cuigcgan^en  zu 
werden.  Das  französische  bteuerrecht  war  seit  der  ersten  Kevoiu- 
tion  vollständig  unifieirt  gewesen  und  hatte  in  Eisass- Lothringen 
ebenso  wie  im  Übrigen  Frankreich  gegolten.  Es  handelt  sich 
daher  hier  nur  um  die  Darstellung  der  Fortbildang  dieses 
fieehts  im  Keicbslande  seit  der  deutschen  Periode  von  1871  an. 
Geiade  daran  knüpft  sieh  aneh  das  allgemeinere  finanzwissensebaft- 
liehe  Interesse.  Im  Folgenden  wird  deshalb  die  nm  1871  im 
Rdcbsland  bestehende  Steuergesetsgebnng  und  factische  Besteaerung 
als  bekannt  Toransgesetst  nnd  werden  nur  die  Beformen  in  der 
deutschen  Zeit,  in  der  obigen  Beihenfolge  der  Steneigruppen, 
behandelt. 

Zur  Vcrgleicbnng  ist  auf  die  Entwieklong  des  französischen 

Steuerrechts  in  Frankreich  seihst  seit  1871  zu  verweisen,  wie  sie 
iiü  3.  Bande  der  Fiuauzwissenschat't  uud  im  Ergau/uiiiislK  iL  diun 
ihre  Darstellung  (bis  1896)  gefunden  hat.  Die  Ver^ltitbuüg  fällt 
durchaus  zu  Gunsten  des  Rcichslands  aus,  in  welcher  das  aus  der 
franzüsischcü  Zeit  uljci  koiomene  Steiicrrccht  erfolgreich  verbessert 
worden  ist,  wie  in  der  directen  Jiesteucruug,  der  Weinsteuer,  der 
Erbschaftssteuer.  In  Frankreich  haben  dagegen  mehrtach  nur  die 
dringenden  Finanzbedtlrfnisse  zu  Veränderungen  geführt  und  so 
die  Superfiscaütät  der  franzi^sischen  Besteuerung  noch  gesteigert, 
andeie  gelungene  Reformen  waren  weniger  eingreifend  und  haben 
nieht  so  viel  gebessert.  Vielfach  sind  nur  Anläufe  zu  Reformen 
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gemuLbt,  aber  niissliini^cn  (Einkommenstenerbewegung!).  Auch  in 
dieser  Beziehung:::  kann  das  Keichsland  mit  der  Kntwicklang,  welche 
sein  eigenes  Steuerwesen  seit  seiner  Coustituirung  als  Glied  des 
Deutschen  Reichs  geDommeDy  wahrlich  zutriedeo  sein. 

§•  III.  Die  directe  Besteaerong.  In  der  ersten  Zeit, 
während  des  und  naeh  dem  Kriege,  machte  die  Verwaltung  der 

directen  wie  aller  Stenern  Schwierigkeiten,  weil  die  französischen 
staatlichen  Steueiorgane  viellach  deu  Dienst  niedergelegt  haUcu 
und  die  betreffenden  Beamten  davongegangen  waren.  Bei  der 
Neubesetzung  der  verlassenen  Stellen  litt  mau  anfangs  am  Maugel 
geeigueter  Beamten,  doch  gelang  es  grossentheils  schon  im  Jahre 
1872,  solche  herbeizuziehen  und  im  Dienste  cin/iiiiben,  so  dass  der 
ganze  Vcranlagungs-  und  Erliebungsdieust  der  directen  (wie  auch 
der  übrigen)  Besteuerung  bald  wieder  in  Ordnung  gebracht  war. 

Beachtens  Werth  ist,  dass  auch  unter  der  deutschen  Verwaltung 
die  französische  Einrichtung  Ton  Zusehlägen  für  spceielle 
Zwecke  zu  den  directen  Hanptstenersummen  (priocipal)  za 
Gnnsten  der  Staatscasse  als  woblbewäbrte  Einrichtung  beibehalten 
worden  ist,  so  nameotlieh  diejenige  der  Ausfallfonds  (fondsde 
non  yalears).  Die  Verwaltungsberichte  rühmen,  dass  diese  Ein- 
richtung es  in  der  schwierigen  ersten  Uebergangszeit  ermöglicht 
habe,  ,,dte  erforderliche  Rflcksicht  auf  die  Verhältnissei  welche 
eine  Schonnng  der  Steuerpflichtigen  nOthig  machen,  mit  den  Inter- 
essen des  Dienstes  zu  yereinbaren". 

S.  Yemltungsbericlit  far  1871—72.  Annalen  1872,  S.  886.  Geber  die  fran- 
zösischen directen  Steuern  Fin.  III,  g.  170  fT..  über  di.-  Zuschläge  and  Fonds 
eb.  S.  426.  Ueber  die  directen  Steuern  in  Elsass- Lothringen  insbesondere  s.  doa 
Beriebt  des  Abg.  Grad,  u.  A.  in  Annalen  1870,  JS.  114 — lo2.  Nach  dorn  Etat  für 
1899  traten  zu  dem  Principalc  von  ll,i»JI.OüO  M.  directer  Stenern  an  ZuschlägcQ 
für  allgemeine  Staatszwecke  noch  2Vi  1.040  M..  an  FoiuL  fiir  Specialzwcckt'  riOO.400  M., 
dapon  Fonds  für  Wicdcrumlagen  oti.yGO  il.  (187  bei  der  (jniiidsteucr,  86.773  bei  der 
Personal*  und  Mobiliaisteaer),  398.030  M.  AnsfftUfencIs  auf  daä  Staats-Principale  und 
.inf  den  Betrag  der  Bezirks-  und  (Ii  ineindeumlagen  (ausschliesslich  Wrimlergewerbe- 
Steuer),  nach  Art  17  des  Gesetzen  vom  V6.  Mai  18G3,  §.  62  des  GeiMitzes  vom  14- Jali 
1895.  g.  89  des  Gesetzes  rem  8.  Jani  1896  (nemlieh  mit  49.590  M.  bei  der 

Grundsteuer,  2*«  mit  116.400  M.  bei  der  Gebäudesteuer,  0.8%  mit  25.520  M.  bei 
der  Personal-  und  Mobiliarsteuer.  ?>  "'^^  mit  T.^O  M  hd  der  (^ewerbestoue^^.  end- 
lich 65.410  M.  als  landwirthst  haftlicher  lljlt:-,lünd.H  U  mit  81.067  bei  der  Grund- 
Steuer,  0.5%  mit  17.1  Hill  In  j  (ier  Gebäudesteuer.  1  %  mit  17.120  bei  der  PeisoDal- 
und  Mobiliarstener).  S.  Etat  far  1890.  S.  22.  Aiirli  /u  den  Bergverkssteocni  er- 
folgen Zuschläge  für  Ausfallfond?  (10        Etat  S.  JMj.  — 

Unter  den  e  i  ii  /  e  1  n  e  ii  vier  g  r  o  .s  s  e  n  directen  Stenern 
des  französischen  .Systems,  der  Grundsteuer,  welche  zunächst 
noch  die  Gebäudesteaer  io  sich  enthielt,  der  Thttr-  and 
Fensterstener,  der  Personal-  and  Mobiliarsteuer,  der 
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drei  Repartitionssteuern  des  Systems,  und  der  Gewerbe-  oder 
Patentsten  er,  der  Quotitätssteuer,  war  eine  jede  nicht  nur  von 
der  deutschen  V  erwaltung,  sondern  auch  im  Lande  selbst  als  mehr 
oder  weniger  mangelhaft  und  reformbedürftig,  die  eine  und  andere 
selbst  als  ersatzbedtlrftig  erkannt.  Auch  ohne  dass  man,  wie  in 
Frankreich  nach  dem  Kriege,  vor  der  Eventualität  einer  Steuer- 
erböbung  auch  bei  dieser  Steuer  gestanden  hätte*),  war  ein  ein- 
faches Belassen  der  Stenern  in  ihrem  bisherigen  Zustande  anf  die 
Daner  nicht  wohl  mdglich.  Die  Ungleichmässigkeit  der  Belastungen 
der  Oensiten,  der  Steuersubjede  und  Steuerobjecte  durch  die  ein- 
zelncD  Steuern  und  wieder  innerhalb  jeder  einzelnen  machte  sich 
allgemein  und  im  Lauf  der  Zeit  nothwendig  immer  mehr  geltend, 
auch  wenn  die  Steuersätze  in  der  Hauptsache  stabil  blieben,  vollends 
wenn  sie  stiegen  und  wenn  fUr  Bezirks-  und  Geraeindezweckc  Zn- 
i>t  bia^ü,  cveutuell  noch  in  wechselnden  und  waclisenden  Heträgeu, 
hinzutraten.  Mit  dem  Einiunch  der  landwirthschaftlicheu  Krise 
auch  im  Beichsland  erwies  sich  der  Drnck  der  Grundsteuer,  be- 
sonders iu  den  Gegenden  stark  tlberwiegeuden  Getreidebaues,  em- 
ptindücher,  zumal  die  Zuschläge  für  Be/^nksz wecke  nach  der 
bestehenden  Gesetzgebung  bei  dieser  Steuer  höher  als  bei  den 
anderen  dirtcten  waren.  Das  Hindräugen  auf  Entlastungen  des 
ländlichen  Bodens  wurde  allmälig  stärker  und  ist  von  diesem  Be- 
streben der  Weg  der  neuesten  Gesetzgebung  (ISilOer  Jahre)  mit 
beeinfittsst  worden.  Aber  auch  schon  vorher  wurde  man  bei  den 
Mängeln  der  frsnzOsiscben  directen,  grösstentheils  aus  veralteten 
Ertragssteuem  bestehenden  Steuern  auf  die  Bahn  der  Reformen 
gedrängt. 

Es  war  nur  natflrlieh,  dass  man  dabei,  wenn  auch  unter  Fest- 
baltnng  einzelner  guter  und  bewährter  franzosischer  Einrichtungen 
und  Bestimmungen  des  namentlich  in  formeller  Hinsichs  ja  aus- 
gezeichneten französischen  Steuerrechts,  doch  mehr  und  mehr 

die  französischen  Grundlagen  v  er  Hess  und  mit  nach 
deutschen  Anschauungen  und  gesetzgeberischen 
practischen  Mustern  vorging.  Die  übermässige  Neigung 
des  IVanzösisclien  Steuerrechts,  niüj;lich8t  nur  nach  äusseren  ob- 
jectiven  Merkmalen  unter  Vennciduii}^  des  Kiu(liiii«:eus  in  die  per- 
sönlichen und  die  Einkommens-  und  Vermögensvcrhältnisse  diese 

')  Eine  Mnas«roecl,  welche  nach  der  Yeraiilaf!:a«psart  dieser  Steuern  sehr  miss- 
lich ist  und  auch  in  Frankreich  nur  bei  der  l'atcutistcucr  durchgeführt  wurde  .Fi«.  III. 
§.  172—174.  210). 
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Stetiem  zu  veranlagen,  wurde  so  allmHiig,  wenigstens  bei  der 
Gntppe  der  Gewerbe-  und  der  Persenal-  und  Mobiliarsteuer,  mehr 
verlassen,  wenn  auch  noch  nicht  immer  voliständig.  Bei  den 
Realstenern,  der  Grund-  und  der  davon  abgetrennten  Ge- 
bftudesteuer,  welche  dann  mit  der  als  solcher  wegfallenden 
Thttr-  und  Fenstersteuer  vereinigt  ward,  geschah  das 
zwar  nicht  ebenso.  Hier  Icann,  wie  es  auch  in  anderen,  auch  den 
deutschen  Gesetzj^ebungen  geschiebt,  nach  der  ökonomisch  -  tech- 
nischen Natur  des  SteueKi'  jects  itnnicihiu  leichter  und  mit  weniger 
Bedenken  die  Besteuerung  nacli  äusseren  Merkuialeo  durchgeführt 
werden.  Die  (agrarische)  Grundsteuer  wurde  aber  wenigstens 
theihveise  in  ihren  GrundLngeu  ernenert  und  verbessert,  wenn  auch 
unter  Festhaltung  ihres  techuisclien  Cbaracters  und  ihres  Kataster- 
Systems,  und  die  nunmehr  verselbständigte  Gebäudcstener 
wurde  wesentlich  verändert,  mit  nach  deutschen  Mastern.  Die 
Gewerbesteuer  wurde  aus  dem  System  der  Besteuerung  bloss 
nach  der  Metbode  der  äusseren  Merkmale  in  das  System  der  Be- 
steuerung nach  der  durchschnittlichen  Ertragstäbigkeit  hinüber- 
geführt.  Sie  hat  so  eine  immerhin  tiefer  greifende  Veränderung 
erfahren,  wenn  sie  auch  immer  noch  an  der  Grundlage,  der  vor- 
nemlich  maassgebenden  Benutzung  der  Susseren  Merkmale,  festhält 
Immerhin  wird  jetzt  durch  das  Veranlagungsverfahren  eine  freiere 
WUrdigung  aller  Momente,  von  denen  die  Ertragsföhigkeit  abhängt, 
verbürgt,  so  dass  die  neae  Steuer  —  nach  der  sogen.  Methode 
des  „Einschätznngssystems''  — wenigstens  einer  wirklichen 
Keinertragssteuer  sich  nähert.  In  Betreff  der"  Personal-  und 
Mobiliarsteuer,  welche  in  ihrem  ersten  Gliede  nicht  viel  Anderes 
als  eine  rohe  Kopfsteuer  (Fin.  III,  §.  IUI — 193),  in  ihrem  zweiten 
Gliede  eine  nach  dem  Wohnungsaiifwand  «ich  richtende  plumpe 
Gebrauchs-  und  (xenussstcuer  und  noch  unvoUkouimnere  Ein- 
kommensteuer (Fin.  III,  §.  15)1)  darstellt,  wurde  eine  Reform  ein- 
geleitet, aus  der  sie  als  eine  specielle  Einkommensteuer  vom  p er- 
sten liehen  Berufserwerb,  aus  Lobu,  Besoldung  und  freiem 
Erwerb,  nach  der  Art  der  süddeutschen  Gesetzgebungen  hervor- 
gehen wird.  Zanächst  ist  ein  bezügliches  Einscbätznngsverfahren 
gesetzlich  angeordnet  worden  und  eine  probeweise  Veranlagung 
darnach  erfolgt  Die  grosse  Lttcke  im  französischen  directen,  wie 
in  anderen  „modernen,  rationellen"  Ertragsstenersystemen ,  die 
fehlende  besondere  directe  Steuer  auf  die  L  e  i  h  k  a  p  i  t  a  1  -  R  e  n  t  e , 
welche  letztere  bisher  beim  Kapitalisten  höchstens  etwas  mit  durch 
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dessen  Personal-  und  MobiHarsteuer  getroffen  wurde,  ward  ( luilicb 
darch  die  angebahnte  P^inführung  einer  eigenen  neuen  Kapital- 
renteusteuer,  zunächst  ebenfalls  mittelst  gesetzlicher  Anordnung 
und  probeweiser  Durchführung  eines  betreffenden  Einscbätzungsver- 
iahrens,  in  die  riehtigeo  Wege  geleitet.  Der  Abeehloss  wird  dann 
die  AnfbebiiDg  der  Personal-  und  Mobiliarsteoer  und  deren  £r- 
eetxiiDg  dureh  die  direete  Berafserwerb-  (sogen,  specielle  Eiokommen-) 
Steaer  Tom  genannten  Arbeitserträge  and  dareh  die  Kapitalrenten- 
Steuer  sein.  Sind  alle  diese  Reformen  der  einzelnen  directen 
Stenern  erfolgt,  so  wird  das  reicbsländische  direete  Stenersystem 
ein  anderen  bisberigen  süddeutschen,  besonders  dem  baierisehen 
nnd  wftrttembergischen  äbnliehes  Steuersystem  sein:  ein  rationell 
ausgebildetes,  gegen  das  fhmzOsische  Immer  wesentlich  yerbessertes 
und  vollständigeres  Object-  oder  Ertragssteuersystem,  mit 
den  Vorzügen,  aber  freilich  auch  mit  den  verbleibenden  Mängeln 
eines  solchen. 

Denn  weiiu  auch  anf  diese  Weise  das  französische  System  der 
directen  Besteuerung  bereits  sehr  eingreifende,  zum  Tbeil  völlig 
umwälzende  Verimderunp^en  und  damit  ohne  Zweifel  wesentliche 
Verbesserungen  erlahreu  bat  oder  demnächst  erfährt,  so  fehlt  ihm 
eben  immer  noch  eine  allgemeine  Einkommen  i^teuer,  min- 
destens als  ausgleichendes  Glied  des  Systems.  Doch  ist  auch  daran 
bereits  gedacht  worden,  ja  der  Gedanke  der  HinllberfUhrang  der 
ganzen  staatlichen  Ertragsbcstenernng  in  die  alleinige  Personal- 
bestenerang  hie  nnd  da  sehen  anfgetancht.  Die  Reformen  anf  dem  Ge- 
biete der  Personal-  nnd  Hobiliarstenemi  die  Einftthrnng  der  Kapital- 
rentenateneri  die  Um&ndemng  der  Gewerbesteuer,  etwas  wohl  selbst 
die  Ansbildong  der  Gebftndestener  fcOnnen  auch  wohl  schon  mit  als 
Torbereitende  Sehritte  in  dieser  Riehtnng  dienen,  anch  wenn  sie 
annftcbst  nicht  anf  dies  Ziel  selbst  gerichtet  waren.  Es  nnterliegt 
aber  auch  jetzt  schon  keinem  Zweifel,  dass  die  erfolgten  und  an- 
gebahnten Reformen  auf  diesem  Gebiete  die  direete  Besteuernng 
als  reines  Eitragssteuersystem  des  Keichslands  iieruitb  in  cuier 
Weise  und  einem  Maassc  verbessert  haben,  wie  es  in  Frankreich 
durch  die  dortigen  viel  geringfügigeren  Ketormen  seit  dem  Kriege 
noch  bei  Weitem  nicht  erreicht  worden  ist. 

Zorn  lehrreichen  Vergleiche  ist  auf  die  iJanitelluog  der  seit  1871  erfolgten  Yer- 
inderaniren  tuf  diesem  Steuergebiete  in  Fnmkreich  in  Fin.  III,  §.  172  ff.,  ikberhanpt 

§,  170—210.  und  Erjjriiizun';.sii('ft  dazu  §.  V2  zu  vorweisen.  Aii(  Ii  >.cit  1"^'%.  wo  die 
Darstellung  in  diesem  Hefte  abschiiesst,  ist  mau  nicht  weiter  gekommen,  trotz  des 
Strebens  und  der  Yenodie  daza.  Im  Allgemeinen  sonst:  Perroax- Joppen,  die 
itnaOritditia  difecten  Stenern,  StitssbDTg  1874 
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Die  Teiclnlftiidlischeo  Gesetze,  fni  welcbe  du  leglslatire  Material  meisteiis  im 

Finanzarf liiv  vurlie^t,  ^iml  die  folgenden,  lieber  die  Urun däteaer:  Gestüt/  vom 
31.  Marz  Ib^vt,  betr.  die  Bereinigung  des  Kataster-^,  die  Anseleichuiig  der  (irundsteuer 
und  die  Fortführung  des  Katasters  (s.  DenkscLnit  ubci  Bereinigung  aus  1882/83, 
Landesaussch.vcrb.  1882/83,  weitere  1884.  Fin.arch.  B.  3,  1886,  S.  203  ff.,  mit  Be- 
gründung, S.  210  ff  ,  Comniissionsberif Iit  im  Laiidcsausschuss,  vom  Abg.  ürad,  z.  Tli. 
in  den  Aunaleu  von  Uirtb,  1885,  S.  471  iL,  s.  auch  dio  Schrift  roo  Joppen,  zur 
Segeltuig  der  Grnodstener  ia  EIsäfls-Lotliriogen  1877  ond  Pietzsch,  Studien  Uber 
Eatasterfragen ,  Vonuldjit  zu  den  Vorbaudlungen  über  die  Erneuerung  des  Katasters 
in  £lsas8-Lothringeu,  Strassburg  1878).  Kioe  Novelle  zu  dem  Gesetz  von  1884  ist 
das  Gesetz  rom  6.  April  1892  ,  betr.  Abftnderung  jenes  Geset/cs,  es  trat  darin  an 
Stelle  des  Abschnitts  ü,  (§.  25—48)  des  früheren  Gesetzes  ein  neuer  Abschnitt  U, 
ebenfalls  i^.  25 — 48,  Uber  die  Einschätzung  der  Grundsteuer  vermitfL-lst  Neuoinschätzung 
der  Gruuiiätückc  und  (iebäude  (s.  Fin.arcb.  B.  12,  1895,  S.  675,  Verbaudlungen  im 
Landcsausschuss  1892).  AosrahmogsbestimmuDgen ,  bezw.  AnireisaDgon  fUr  daa 
Verfahren  Itci  der  Neueinschätzung  der  nicht  bebauten  Lic<;:enschafrcn,  zuletzt  neu 
gefaxt  unter  dem  27.  Oct.  1897  und  24.  Mai  1899  (aus  dem  Ceutrai-  und  Bezirks- 
Amtsblatt).  —  Deber  die  Geb&n  des  teuer:  genanntes  Gesetz  rem  6.  Apr.  1892,  in 
neuen  §§.  10—48  an  Stelle  der  alten  des  Graodäteucrgesotzes  von  1884,  ferner  Gesotz 
vom  14.  Juli  1895  (s.  Fin.arch.  B.  12,  S.  679.  daselbst  überhaupt  der  Aufsatz  von 
Koth,  S.  662.  Uber  die  Reform).  —  ücber  die  Gewerbesteuer:  Gesetz  vom 
6.  Mai  1893.  betr.  Gowerbesteuereinschätzimg.  (iesetz  vom  8.  JuDi  1896,  betr.  dio 
Steuer  selbst  (s,  im  Fiu.arch.  B.  14,  1897,  S.  873).  Commentar  von  Roth  und 
Gicseke.  Ferner  Holm  er,  Reform  der  Gewurbebestuuerung  in  Elsass-Lothringen, 
1896.  Gesetz  tiber  Wandergoverbesteuer  rem  8.  Juni  1896  (Fln.aich.  K  14, 
S.  Sft?.),  Commentar  von  Roth.  —  l'cber  Ber^Mv  er ks teuer n:  Abändcrang  des 
fraazusischen  Gesetzes  vom  21.  April  1810  durch  Gesetz  vom  16.  Dec.  1873,  Ab- 
inderung  dieses  Gesetzes  wieder  durch  Gesetz  ?om  2.  Mätz  1896.  —  (iesetz  über 
Kapital-,  Lohn-  und  Besuld u  n^scrmi t tl ung  vom  2.  Juli  1898  (Fin.arch. 
B.  16,  1^'.»'.).  S.  345,  daselbst  S.  ff  ans  der  Begrüi.dutifr).  —  Ergänzend:  Gesetz 
vom  29.  März  1897,  betr.  Erhebung  von  Abgaben  behula  Deckung  der  Aufgaben  der 
Hundelskainmern,  mit  Ausfuhrnngsbestifflmuugeii  rem  81.  Juli  1898.  Commentar  ron 
Scheid.  —  Die  hctrcffeudeu  legislativen  und  parhmetitnri^clien  Matertalien  reidtDlce 
ich  der  Gute  des  üerru  Uuterstaatstiecrclärs  von  Schraut.  — 

§.  li:i.  DieGrandsteuer.  Die  neaeD  BestimmnDgen  Uber 
sie  nach  den  Gesetzen  von  1884  nnd  1892  waren  im  Wesentlichen 
die  folgenden.  Das  erste  Gesetz,  das  sogen.  Katastergesetz, 
ordnete  eine  dreifache  Reihe  von  Ifaassregeln,  eine  Berein  iguDg 
des  Katasters,  eine  Ausgleiehnng  der  Grundsteuer  und  eine 
F  ortf  U  b  r  Uli     des  Katasters  an. 

Die  Ii  e  r  e  i  in  ^  u  11  g  betraf  eine  Kcviisiüu  der  Angaben  des 
Katasters  über  die  Besitzer,  die  Lfi?:c,  Grö^se,  dauernde  Benutzung 
(Culturart  I  der  einzelnen  Liegenscbaitcü  (Grundstücke  und  Gebäude) 
iu  särumtlicbeu  Gemeinden. 

Sie  erfolgte  entweder  durch  einfache  Berichtigung  (PrilfuQg,  ßichtigstcUuQg« 
£r^&DZiiDg)  der  mhandenen  KatabterarkBiiden .  oder  durch  Erneveruiif  auf  Giund 

einer  vollständigen  Sitii  IiV(  i iiii.baun;r  ((jcsetz  von  18S4,  {5.  1  .  Das  Gesetz  stellte  die 
ürund^ül^e  und  Normen  für  b*  ide  Bereinigunssuietboden  auf  (§.  3—11  und  12 — 24). 
rcjrehe  auch  dio  Kostentragung.  Dio  zweite  Methode  konnte  von  Aintswcgcn  verfugt 
Werden,  wenn  die  . ut-j  aidiC  aubrcichte,  aber  auch  auf  Autrag  des  Geueinderaths 
wie,  unter  gewissen  Hi  iliiigunsron,  -1>  r  Ii 'rh<  iüstru  (inindbesitzer  erfolgen  (§.  12.  Itl). 
Dio  Alaaäsregei  selbst  fand  ihre  iSegrundung  in  der  allgemein  auerkannten  Maogcl- 
haftigkeit  dea  Katasters,  welche  namentlich  dio  Folge  ungenügender  FortfloJiiviig  der 
SatastermnttenoUen  und  unterbliebener  Erginzon;  von  Karte  und  Flnrboch  wir. 
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losbesondere  waren  die  riclfacUeu  Orand^tUcktUeUuugeu  aicbt  ordeotlicli  rcrmerkt  worden. 
Aaf  Grand  von  Probeaibetten  und  mii  Zdt  and  Ko«t«n  zu  sparen .  fasste  man  zu- 
Dicbst  kMoe  ToUatindi«;c  Neuvermcssung,  noch  (ironzfcststeIlun|2^.  noch  Vcrmarkiini^ 
ins  Aa^c,  sondern  we<"!it|ir]i  ntir  eine  Bi'rirhliErnnfr.  Indessen  sind  dann  dorh  hin(r>r- 
bcr  bei  der  Durchfuinuu)^  der  Bereinigung  die  rarccllenvermessangen  luit  Flächen- 
fefalnunir  nod  tirandätUcksrerinarirangeii  umfangreicher  geworden,  weshalb  die  0])e- 
ntion  aac?i  läni-ore  Zeit,  als  erwartet  worih'n,  in  Anspruch  n;ihni.  Mit  deshalb  Lmi 
cä  dann  zu  dem  lioshiU  fon  1892  uud  zur  Abtrennung  der  üebäudesteuer  von  der 
Grondstever  und  dor  selbständigen  Ansbildong  der  letzteres.  Die  Grandlngo  des  atten 
Kaiastersystems  blieb  bei  der  Neoeidnnng  gevahrt:  Parcellar-,  Beinertrags- 
and  Einechätznogssysteia. 

Die  Fortftthrniig  des  KaiftSterB  naeh  dessen  Nenaaf- 
stellnBg  und  ErgftnzuDg  erfolgt  im  Wege  der  jfthrliolieii  Riohtig- 
stellimg. 

Dabei  liaben  die  Eigenthflmer  Uber  die  Liegenschaften  die  erforderlichen  Nach- 
weise zu  geben  and  Urkunden  vorzuweisen  lüesctz  von  1884,  bes.  40,  r>0\  So 
söU  eine  sichere  Erhaltung  des  Katasters  auf  dor  Gegenwart  für  die  Zukunft  verbürgt 
▼erdoi,  was  bisher  nicht  genügend  geschehen  war.  Zq  Anfiilchtszweeken  wurde 
dabei,  nach  Annlosie  der  Gesetzgebung  der  deutsch-'n  Na(  lib:ir>tanten,  das  Institut  der 
,,Feidgc:>chworcncn"  in  jedor  Gemeinde  eingeführt  und  diesen  Personen  auch 
die  Besorgung  des  Setzens  ron  Grenzsteinen  und  QnMumarken  übertragen  (Gesetz  Ton 
1884,  §.  54). 

Die  BestimmiiDgen  über  die  Ansgleiebniig  der  Grtind- 

Bteuer  im  Gesetz  von  1884,  welche  durch  neue  im  Gesetz  von 
1892  ersetzt  worden  sind,  hatten  im  Anschluss  an  die  Kataster- 
bereiüignnj?  eine  allgemeine  Revision  und  Ausgleichung 
der  Grundsteuerreinerträge,  sowohl  der  Grundstücke  als  der 
Gebäude,  angeordnet  (Gesetz  von  1884,  §.  25).  Hier  war  also  nocii 
an  dem  dem  bisherigen  französischen  Stcnerrecht  entsprechenden 
Zasammenhang  der  Gcblludebesteueruog  mit  der  eigentlichen 
(agrarischen)  Grundsteuer  festgehalten  worden. 

Zorn  Zweck  der  Kevision  und  Ausgleichung  sollte  die  ganze  I  I  iohc  des  Landes 
nach  der  (iki  IrrfiL'keit  der  Bo<le':nvorhSltnissc,  der  Erhebung  über  d.  n  M<i  eres  spie  gel, 
der  Lage  und  iicwirthschaftungsweise  der  Feldguter,  sowie  der  iicvölkcrungs-  uud 
VeAehrsFerbSltnisse  in  eine  entsprechende  Anzahl  von  EinschSfznngsdistricten  getbeilt 
"W'-rdcn  fGcstjt^  ron  1884.  §.  26V  FUr  das  ganze  Lninl  wurde  rinc  ..ronunission  von 
Landesschätzern"  gebildet  (§.  27,  28),  welche  in  jedem  EinäcbäUcuugsbeurko  die  er- 
ferderltdie  Anzalil  ven  tbunlicbst  alle  Bedenarten  des  Districts  enthaltenden  nnd  zur 
Vornahme  von  Musterschätzungen  geeigneten  (iemarkungen  auszuwählen  hatte  (§.  20\ 
In  diost  n  >lustcr]ü;t;niarlitni>reii  war  dann  durch  jene  Coinmission  tu  ermitteln ,  in  wie 
weit  diu  nach  dem  Kataster  bastcheiido  Eiutheilung  des  Grund  ujid  Bodens  in  Cultur- 
artcn  nnd  dieser  in  Glaflsen,  sowie  die  Elnxeihnng  der  einzelnen  Grundstücke  in  diese 
Cultorarten  und  Classeu  der  (Jcgcuwart  noch  entspriclit  (g.  30).  Von  Oulturnrtrn 
wurden  nach  der  daaornden  Benutzung  des  nicht  Uberbauten,  d.  h.  nicht  Gebäude 
tragenden  Bodens  10  nnterschleden ,  nemllch  Ackerland,  Gfttlen,  BeUand,  'Wiesen, 
Weiden,  Holzungen.  Was>eist.lcke,  Ocdiand.  Tnland.  Hofraithen  (§,32).  Die  Höchht- 
zahl  der  Classen  in  jeder  Cuiturart  bestimmte  die  Katastorcommissiou.  Analog  war 
mit  den  Gebäuden  zu  verfahren.  Je  nach  dem  Ermittlungscrgcbniss  sollte  dann  die 
Landesschitzercommission  die  erforderliche  Ergänzunff  nnd  Berichtigung  des  Katasters 
vornehmen,  oder  eine  vollständig  neue  Classi  nbildnnur  und  Einreihuncr  der  einzelnen 
Grundstilcie  tind  Gebäude  in  die^  Classen  bewirken  30).  Flir  jede  Cuiiurart  und 
Glaasevareine  Neaeinschltznng  des  Reinertrag»  der  Iftndliclien  Grand- 
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stUcko  nach  neueren  Muikipreiseii,  ucuilich  deuca  von  1874 — 85  (excl.  des  billigsten 
und  tlietier^^ten  Jahres),  bei  den  Gebäadeu  nach  dem  Miethwcrth,  möi^lichat  Mlf 
Grund  der  Mietlipreise  in  der  Gemeinde  (SchStzringsdistrict)  der  letzten  5  Jahic  Tor- 
zuneJuneu  (§.  32).  Nach  den  eodgilüg  festgestellten  Mosteieinschätzongen  h&tteo 
dftnuf  die  EiDsebKtzan^en  der  übrigen  Oemwlnngen  des  ScIiitziiBgsdlMfiets,  der 
OrondstUckc  und  Gcb.lude  /m  erfolgen  36).  Die  neu  gewonnenen  Daten  ilienten, 
wie  die  alten,  als  Urondlago  für  die  Hcpartition  des  Gcsammtbetrags  der  Grundsteuer 
TOD  oben  nach  nnteo  tof  die  Bezirke,  Gemeinden,  einzelnen  GrondstUckc  \§.  35),  indem 
der  Character  der  Steuer  als  Kepartitionssteuer  gewahrt  blieb.  (Weiteres  Uber  Durch- 
führung der  Operation  in  §.  32—  48,  üIm  t  ausnahmsweise  neue  Classenbildung  und 
Beinertragsermittlung  fUr  den  sogen,  nicht  überbauten  Boden  wegen  eingetretener 
erheblicher  Acnderang  in  der  Bodenbenvtzvng  oder  ans  sonsigen  besonderen  Uin- 
standen  s.  §.  48). 

Dnreh  das  neue,  eine  No^dle  zum  Gesetz  yon  1884  bildende 
Gesetz  rom  G.April  1893  wurde  nnn  aber  die  AbtrennoDg  der 
Gebäodesteaer  von  der  Grundsteuer  eingeleitet,  noch 
bevor  die  Arbeiten  nach  dem  Gesetz  von  1884  beendet  worden 

waren.  Zugleich  wurde  l'Ur  säninitliche  Gcmarkimp-en  des  Landes 
eme  Neueinschätzung  des  Keinertrags  der  Grumlstücke  verfügt 
(Gesetz  von  1892,  §.  5),  Diese  Neueinschätzung  hatte  in  Ver^ 
bindung  mit  der  Katasterhereinigun^  der  verbleibenden  Grundsteuer 
vom  „nicht  beljaiuen  Boden",  d.  i.  hauptsächlich  von  den  ländlichen 
Grundsttlcken  nach  Maassgabe  des  Fortschreitens  dieser  Arbeit  zu 
erfolgen,  und  zwar  wesentlich  nach  dem  bisherigen  Verfahren 
(Gesetz  von  1892,  §.  25).  Für  Gemarkungen,  deren  Kataster  be- 
reits nen  bereinigt  waren,  war  die  Neueinschätzung  nachzuholen» 
So  ist  man  schliesslich  doch  zu  einer  vollständigen  Erneuerung  der 
grossen  Scbätzungsoperation  gelangt,  eine  jetzt  (1899/1900)  noch 
im  Gang  befindliche  Maassregel. 

Die  bisher  mit  ron  dieser  eigentlichen  Grundsteuer  getrofTene  Bestooernug  der 

Grundflächen  rl-  r  h-iudo,  der  zu  tlicsen  Gebäuden  ^r'  Iiöri;ren  HofrUume  und  Ilaus- 
gärten  bis  zur  GiOa^e  von  20  Are  hörte  auf  und  wurden  die  Gebäude  nunmehr  nnr 
von  der  Gebändestener  zugldch  mit  fbr  diese  OmndflScbeo,  Uofrlume  nnd  Hansgirten 
getroffen.  Unter  den  im  Gesetz  von  1892  an  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  von 
1884  erfolgten  Abänderungen  befindet  sich  auch  die  Vorschrift,  dass  noch  neuere 
Marktpreise,  die  Martini-Durchschnittsmarkiprcise  von  1880 — 91,  nach  den  neuesten 
gesetzlichen  Bestimmungen  die  von  1884—95  (excl.  theuerstes  und  billigstes  Jahr)  sn 
Grunde  gelegt  werden  sollen.  Die  alte  Katastermethode  ist  auch  jetzt  geblieben. 
Ebenso  der  weite  Umfang  der  franzö.sischen  Grundsteuer,  wonach  u.  A.  die  Privaten 
gehörenden  SchiffahflscanBle«  die  Eisenbahndftinme,  auch  die  da  Beiehsbnhnen,  Deiche 
lind  I>ammwec:r',  im  Re<it/  von  (Genossenschaften  eeiren  Ueberschwemmungcn ,  Salz- 
wcike,  Potiaschsicdcreicn,  Sakteiche,  Grund  und  Bodcu  lur  VergnUgensz wecke  gniud- 
stcoerptlichtig  und  zwar  nach  Maassgabe  der  besten  Ackerlandseiaase  der  Gemeinde, 
in  der  sie  liegen,  sind,  S.  aw^sor  dem  Gesetz  Ton  1892  die  gen.  Ausführungs- 
verordnungen von  1897  und  1899.  Ueber  den  Foritrang  der  Arbeiten  s.  die  Jahres- 
berichte des  Directors  der  dircctei»  Steucru  in  diu  Drucksachen  des  Landesausschnssus. 

Die  endgiltige  Regelung  der  Grundsteuerfrage  steht 
in  Verbindung  mit  der  Regelung  der  übrigen  directen  Steuern,  be- 
sonders der  angebahnten  Heranziehung  des  beweglichen  Kapitals 
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Zü  diesen  Steuern.  Auf  eine  Entlastung  der  directen  Bestenernng 
des  ländlichen  Grund  und  Bodens  zielt  man  hin,  in  welcher  Form 
ist  riifh  Iii  eilt  entschieden.  Eine  directe  Ermässigung  der  8taats- 
grundäteuer  tHr  die  einzelnen  Pflichtigen  bat  der  Annahme  nach 
überwiegende  Bedenken,  anch  weil  sie  zu  ungleichmässig  wirken 
würde.  Mehr  Neigung  besteht  regierungsseitig  dazu,  den  Gemeinden 
einen  Theil  der  Staatsgrundsteuer  in  ihrem  Gebiete  zn  ttberlauen, 
nm  darans  die  fUr  die  Landwirtbschaft  drtickendsten  Lasten  zu 
bestreiten.  Das  liefe  also  partiell  anfeinen  der  prenssischen  Oeseta- 
gebnng  fthnliehen  Weg  hinaus,  die  Staatsgmndstener  den  Gemeinden 
sn  Überweisen. 

S.  Begründung  des  Gesetzent^rfe  betr.  Kapitalreutensteuer  1898  (daraus  im 
F!o.ftrch.  B.  16,  S.  328  fr.)  Die  SfaatsjrnjnflsteiK^r  betraj?  in  isf>7'98  im  Principalo 
3.129.655  M.,  d.  i.  2.88  M.  auf  1  ha.  dazu  kommen  2.987.046  M.  Zuschläge  (56.334 
far  den  Staat,  nemlich  I  S^/q  des  Principals,  1.514258  für  die  Bezirke,  aemlich 
48.384  7o.  incl.  Zuschh-  für  don  Aasfallfm  )  I.m605  M.  für  die  Gemeinden, 
oeb&t  51  855  M.  f&r  den  Ausfallfonds  und  die  Erbebuugskosten  der  Uemeiudezoschläge 
[3.8  0/o]).  oder  2.26  M.  aof  1  lia.  ZiucblftKO  im  Ganzen,  zosammen  4.406180  liL 
iirandstcuer,  4.64  auf  1  hn.  (Alles  ohne  Zuschläge  fiir  die  den  Bezirks-  und  (Je- 
meiniieab^^aben  mit  miterlieg<^n>icn  Staarsfor.sten  DJid  ohne  diese  Abgaben  TOU  def 
Kcichsbaük).    u^.  Fm.arch.  B.  IG,  S.  ü2U,  o38.) 

§,  113.  Die  Gebändesteuer.  Naeh  dem  französischen 
Sjstem  war  die  Bestenernng  der  Oebände,  beaw.  des  ,yttberbanten'< 
Bodens  ein  Theil  der  Grundsteuer,  und  zwar  in  doppelter 
Weise,  indem  die  Grundfläche  der  Gebände,  naeh  der  Qualität  als 
bestes  Ackerland  der  Gemeinde,  und  alsdann  noch  das  Gebäude 
setbat  besteuert  ward.  Letzteres  in  der  Weise,  dass  von  dem  fest- 
gestellten Nutzungs*  oder  Miethwerth  eine  Quote,  ein  Viertel  bei 
Wohngebäuden,  ein  Drittel  bei  gewerblichen  ttlr  Abnutzung,  Unter- 
bau nngs-  und  Reparatuikosten  abgezogen  und  dieser  Restbetrag  als 
Reitteitra^'  angesehen  niid  davuu  die  iStcner  berechnet  wird.  Die 
Steuer  war  als  Theil  der  Grundsteuer  Hepartitionsöteuer,  der  Steuer- 
fnss  ergab  .^ich  also  aus  der  AuHheiiung  des  Contingents  (Staats- 
.Hteuer-Principales)  auf  die  von  den  Gebäuden  neben  den  Grund- 
stücken repräsentirte  steuerpflichtige  Ertragssumme. 

S.  FiD.  III,  S.  448,  woselbst  weiteres  Einzelne  Uber  die  Durchführung  (Gesetz 
vom  3.  FriiD.  VII}.  Begründung  des  Gesetzes  von  1892  in  Fiu.arch.  B.  12,  S.  662  ff., 
Rotb.  Die  Oekonomiegeb&ode  der  Landwirtlucliaft  entrichteten  aosscbliesalieh  die 
nriindätcULT  vom  besten  Aclserlaiid  der  (n  moindo.  Schwirrigkeiteri  marhte  bei  gewerb- 
lichen (ieb&uden  die  Gewohnheit,  bei  der  ISchätiiuog  des  Heioertrags  ausser  den  Baulich- 
keiten die  innwen  Xlnriehtangen ,  bcsondefs  Dumpf-  und  andere  MasclibieD.  welcba 
mit  den  Gebladen  untrennbar  verbunden  sind,  mit  zn  berUckflichljgeD,  wobei  aber 
nicbt  gleicbnAMlff  verfahren  wurde. 

Ausser  dieser  ,,Gebäude-6rundsteuer''  unterlagen  die  Gebäude 

aber  aoch  noch  einer  weiteren  directen  Ertragssteneri  der  Thür* 
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und  F  c  11  s  t  e  r  s  t  e  II  e  r ,  welche  /.war  ui bpi  UD|^lit Ii  als  eine  directe 
Steuer  von  der  und  für  die  Benutzung,  daher  vom  Bewohner 
(Miether)  gedacht  war,  aber  in  der  Entwicklung  in  Frankreich 
wesentlich  zu  einer  zweiten  Haubertragastener  vom  Eigenthlliner 
geworden  ist.  Also  eigentlich  eine  'zweifache  (bei  Tlnterscheidiiiig 
der  Grundflächen-  und  der  Gebäudccrtragsstcuer  in  der  (Grundsteuer 
sogar  eine  dreifache)  directe  Ertragssteuer  vom  Hausbesitz,  eine 
unorganische  Verbindnog  ganz  ^erscbiedenartiger  Bestandtbeile. 

S.  Näheres  über  die  TLtlr-  uiul  Feiistersteuer  in  Fin.  III.  §  10'  ff..  S.  ■i''2  fP.. 
Bcs:rOndung  der  elsass- lothringische«  Gesetze  von  l^ii*2  und  16^5  i,Fin  arch.  H.  12. 
S.  668  fr.).  Die  Gebäudestcuer  in  der  Grundsteuer  lieferte  1.4  Mill.  Mark  Ertrajj. 
etwas  mehr  die  Thür-  und  lenstcrstcuer,  1.7  Mill  Mark.  In  Elsass-Lothriiigeii  war 
die  letztere  Steuer  eine  inchQ  directe  Steuer  des  Hauseieerithtlui  r-:  al^^  solchen,  die 
faat  niomals  dem  Mietlior  direct  ttberwälzt  wurde.  Nur  die  Beumtcii  hatLcii  sie  für 
Dionstvohnungen  direct  zu  tragen.  Scbwierig1ceft«ii  nacbte  die  gcsetdicbe  Freiheit 
der  sogen,  „mamifactures"  von  der  TlifJr-  Tind  FeiistprstiMUT  und  die  Sterieri:iflirliti>rk<'it 
der  „uäincs",  aach  dorn  Gesetz  vom  4.  Germ.  IX,  ein  mit  der  fortschreitenden  i  abrik- 
tetdinik  «iUklUirlich  werdender  Unterschied. 

Der  erste  Schritt  der  Reform  der  Gebäudesteuer  war  im  Reichs- 
lande  die  Abtrennung  der  letzteren  von  der  Grundsteuer 
und  ihre  Verselbstäudigung.  Das  ist  der  allgemeine  neuere 
Entwicklongsgang  bei  dieser  Steuer  gewesen»  wenn  sie  frUber  mit 
der  Grundsteuer  vereinigt  war  (Preussen  1861,  s.  o.  S.  31)  und 
auch  der  in  Frankreich  neuerdings  eingeschlagene  Weg,  wonait 
dann  auch  die  Verwandlung  der  Bepartitions*  in  die  Quotitätssteuer 
yerbuttden  werden  kann,  wie  im  Reicbsland  gcBchehen.  Die  Ge- 
bäude wurden  darauf  besonders  einem  Verfahren  der  Neuein- 
scbätzung  ihres  gesetzlichen  steuerpflichtigen  ,,Nutzungswerths'' 
unterzogen. 

S.  über  Frankreich  Fin.  III,  S.  448,  Erg.Ucft  daiix  S.  63.    Französische  Gesetze 
rom  29.  Juli  1881  und  12.  Aar.  1891.  8.  auch  BegrUndang  der  elHass-lotbringischen 

Gesetze  von  is'.i'j  und  vor  ISO"  (z  Th.  im  Fin.arch.  B.  12.  S.  HfVi  d".,  in  dem  Aufü. 
von  Roth).  Das  eisass-lothringische  Gesetz  vom  6.  April  l.yJ2  ordnete  die  Neaein- 
8ch&tzting  der  Gebäude  unabhingig  von  der  Katasterbereini^ung  und  getrennt  von  der 
Neueinschätzung  der  (ländlichen  Grundstücke)  an  (neuer  §.  25  an  Stelle  des  alten  im 
Gesetz  von  1884).  Die  Atisfnhninfr  d<  r  Schätzung  wurde  nicht,  im  französischen 
Hecht,  nur  Beamten  Ubertragcü,  äondem  unter  deren  I^ituug  das  Laiouekment  dazu 
hcrangei^ogen  (Bildung  von  Schätzungsdisiricten,  in  denen  Commissionoi  die  Neu- 
cinscliatiung  besorgten,  s.  das  Nähere  im  ficset/  mn  l^^^yi.  ^  4n.  47.  nxich  4ri).  Die 
aparte  Grundsteuer  von  der  Bodenlläche  der  Gebäude  hörte  auf,  das  stcacrpiiichtige 
OebSade  wurde  mit  seiner  Bodenfiftcbe,  mit  dem  dato  gehörigen  Hofraom  nnd  dem 
etwaigen  20  Are  nicht  übersteigenden  Hausgarten  nunmehr  als  eine  Gebäude- 
st.'ti  eroi  n  heit  betrarhtet  und  nach  Maassgabe  seines  jährlichen  „Nutzungswerths" 
—  al;u  nicht  mehr  nach  Ma.issgabe  des  unter  Gewährung  von  Abzugsquoten,  wie 
bisher  im  französischen  Kccht,  dann  als  ..lü  inertrag"  gehenden  Ertrags  —  in  die 
Stufen  eines  dem  Gesetze  beigefügten  Tarifs  einj:*'s  liTit/t  ih  iier  40  des  Gesetzes 
von  1892  an  Stelle  des  alten  von  1884).  Der  Tarif  beginnt  mit  10  M.  hi  1.  Stufe, 
steigt  in  etwas  ungleichen  Stufen  aof  IQO  M.  in  der  7.,  dann  immer  um  je  25  M. 
weiter  bis  zat  18.  mit  400  M.«  weiter  um  je  50  M.  bis  zor  24.  mit  700       um  je 
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100  M.  bis  zur  32.  mit  löOO  M..  dann  ia  Stufen  ?on  j«  200,  später  ron  äOO  M.  bis 
tar  47.  mit  5500  M.,  alsdan»  um  je  500  H.  fernere  Stofen.   Die  stenetpflichtigen 

Gcbfiüdc  zcrf.illen  io  aosschliesslich  oder  vorzugsweise  zum  Bewohnen  oder  tl^l  zum 
Gewerbebetrieb  dieneiule,  woboi  jetst  bei  diesoa,  «bweicbood  rom  bishengeo  üecht, 
ftosdraeUieh  nor  der  Mietliwerth  des  Qdaeses  oboe  Racksieht  auf  die  damit  ver^ 

bandecen  Triebkräfte,  die  darin  befmdlicben  Maschinen  und  Qer&tlischaften  in  Be* 
tracht  kommt  (Gesetz  ron  1892.  §.  41)  Diese  Objecte  werden  j.'f/f  bei  der  Gewerbe- 
i>teacr  niit  berücksichtigt,  was  auch  richtiger  ibt.  L'uter  der  uuiiüngreicbcu  Anzahl 
von  Gcbiiudun,  welche  nicht  mit  eingeschätzt  and  damit  gebäudesteuorfrei  sind*  be- 
finden sich  ausser  den  üblichen  (wie  öirentliche  ertragslosc,  kirchliche,  geistliche, 
Annen-,  Waisen-,  Kranken-,  Unterrichtsgebäude  a.  dgl.)  jetxt  ausdrücklich  nameotlich 
aach  die  unbewohttlen,  sowie  die  als  selbstindige  Gebinde  zu  betoacbtenden ,  dem 
Betriebe  drr  Landwirtbschaft  dienenden  (die  jetzt  auch  für  die  Grundfläche  nie  bt  mehr 
der  Grundsteuer  unterliegen),  ebenso  die  zu  gewerblichen  Anlagen  gehörigen,  welche 
cor  Unterbringung  der  sum  Gewerbebetrieb  erforderiichen  Wagen,  Vichgeschirre,  sowie 
als  Stallungen  für  das  lediglich  zum  Gewerbebetrieb  bestimmte  Zugrieb  dienen  (§.  42). 

Für  die  FcststellunfT  des  Nutzungswerths  werden  dann,  in  der  Weise  anderer 
:i-  uerer  (lesctigebungen  ^der  Österreichischen,  preussi^cUeii)  nach  den  Anhaltspuucten 
2wei  Methoden  unterschieden.  Im  einen  Falle,  in  griisseren  Gemeinden  und  in  solchen 
ländlichen  Ortschaften,  wo  ans  wirlilirbcn  Miethpreisen  ein  zureicliender  An- 
halt gcfaudon  werden  kann,  erfolgt  die  Feststellung  des  Nutzungs Werths  der  Gebäude 
nebst  Zabehör  (Hofraom,  Hansgarten)  nach  dorn  mittleren  jihrlichen  Mieth* 
*  ertb  .  d.  b.  nach  den  durrbsrhnittlichcn  Mielbpreisen  aus  den  dem  Veranlagungsjahr 
Torangegangenen  5  Jahren  (§.43  .  Im  zweiten  tail,  bei  den  Gebäuden  in  d  n  übrigen 
ländlichen  Ortschaften,  wird  der  Nutzuugswerth  dagegen,  unter  Berücksichtigung  der 
BcTölkerunL  id  Verkehrsverhriltnis^o,  nach  Grösse,  Bauart,  fiauwerth,  BeschalTenheit 
d-  r  Gebfiude  und  nach  (irSsse  und  Beschad'enheit  der  dazu  gehörigen  Hofräume  und 
Haud)^ärten  festge.*>tellt ,  wobei  auch  Kaufpreise  und  Sterbefallerklärungeu  als  Anhalt 
dienen  können.  Dabei  sollen  ausserdem  die  Wohngeb&ode  in  diesen  Ortschaften  in 
dt- i  Hanptclasscn  der  <b?mgem!lss  zusammenzufassenden  Tarifstufen  von  der  Com- 
misaion  der  Landesschätzer  cingetheilt  werden,  nach  der  wirtbschafUicben  Lage  und 
socialen  StoOnng  der  Besitzer  nod  der  ZogehOrigkeit  zn  lindlichen  Besitzungen  ver- 
schiedener Art  und  Grösse  (1.  Hauptclasse  Wohngebäude  kleiner  Besitzungen  von  Tage- 
löbnern,  auch  Wohni^cbäudc  kleiner  Handtv'crker.  Fabrikarbeiter  u.  h.  w.  ;  2.  Kaupfcla«>!je 
Wohngcbaudc  selbständiger  ländlicher  Bcaitzungen  von  unter  3000  M.  jährlichem  Ertrage, 
nach  ungefährer  Scli&tzang;  3  Hauptclasse  Wohngebäude  grösserer  ländlicher  Besitzungen 
von  3000  M.  Heinortra;^  und  dartlbcr).  Doch  darf  Ivoin  solches  Wuhiisjeliäiide  in  eim- 
höhere  Stufe  eingeschätzt  werden,  als  eines  von  gleicher  Grösse,  Bauart,  Bcschaücnheit 
in  den  nichst  gelegenen  grosseren  Gemeinden  (§.  44).  Bei  der  Dnrcbfilhrang  ist  in- 
dessen der  Reinertrag  der  Grundstücke  nur  aui^nalimswei-^e  für  die  Eins  iiritzunör  mit 
bertlcksichtigt  worden.  Eine  „Commission  der  Landesschätzer"  hatte  für  die  Wahrung 
der  Gleichmissigkeit  der  gesammton  Schätzungen  zu  sorgen  (§.  45),  für  die  Neu- 
einschätzangen  selbst  fangirten  innerhalb  der  zu  bildenden  Schätzutigsdistricte  besondere 
Commissionen  (sf.  46).  Die  Dnrcbfuhrung  der  Operation  dauerte  2"^  Jahre  Zum 
£isatz  der  in  der  bisherigen  Grundsteuer  enthaltenen  Gebäudesteuer  \yoü  der  Grund- 
liche nnd  dem  Gebändeertrag)  ron  1.4  MüL  Mark  war  da  Stenerfuss  Ton  1.94  % 
-  1.80  von  Wohn-.  2M^!o  von  gewerblichen  Gebinden  —  nach  Maassgabe  des 
gesammten  Xutzunjrswerths  erforderlich. 

Den  Abschluss  fand  die  Keform  dann  in  der  Authebnnc: 
der  Thür-  und  Fe n ste rste iie r  und  der  KinfUhruug  der 
(  i  11  h  e  i  tl  ichen  Gebäudesteuer  bloss  nach  den«  Nutznngs- 
wertb  mittelBt  des  neuen  Gesetzes  vom  14.  Juli  1805.  Die  Be- 
seitigung der  Thür-  und  Fensterotener  war  auch  durch  deren  un* 
gleichmäasige  Wirkung  nach  dem  mechanischen  VeranlagnngB^ 
maasstab,  wobei  oft  geringere  Geb&ade  in  schlechteren  Strassen 
bdher,  ab  werthYolie  in  besseren,  aneh  ländliche  Wobngebftade 
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höher  als  ßtädtlsehe  belegt  wurden,  mit  bedingt  gewesen.  Die  neae 
Gebiiudesteuer  wurde  zur  Quotitütssteuer  gemacht,  mit  dem  gleichen 
Fuss  von  4.5  vom  Nutzungswerthe  aller  Geb'äade  (Wohn-  wie 
gewerblichen,  also  abweichend  von  Preusseu)  zum  Ersatz  der 
beiden  bisherigen  steuern.  Dieser  Fuss  ward  aber  dann  nach  den 
Tarifstufen  des  Gesetzes  von  WJ2  bemessen.  Dieses  Gesetz  blieb 
im  Uebrigen  die  Grundlage  der  neaeo  Steuer,  in  Betre£f  der  Yer- 
anlagODg  der  letzteren.  In  ihrer  Wirkung  ist  die  neue  Steuer,  ver- 
glichen mit  den  beiden  bisherigen,  Überhaupt  eine  technisch  bessere 
nnd  eine  gieiebmässigere.  So  hat  sie  namentlieh  eine  fintlastoog 
des  platten  Landes,  der  kleineren  Gremeioden,  der  weniger  werth- 
vollen  Gebttnde  mit  sieh  gebracht,  was  nnr  zn  billigen  ist. 

Dor  SLt;uerfui>i>  von  4'  war  etwas  höher,  als  zum  Er&aU  der  üebäuiicgruoU- 
gteuer  und  der  ThUr-  und  l'eiiätersteaoi  nftthig  gewesen  wäre,  wozu  4.34  7«  MiA- 
gercicht  hätten  —  Von  Sondcrbestimmungen  sei  erwähnt,  dass  die  Dienstwohnimgcn 
cuthaltendeo  steuerfreien  Gebäude  der  ooueo  Steuer  für  diese  Wohnungoa  unterworfea 
▼Orden,  mit  2'  ^  ^/q  vom  Nntzangswerth«  ein  Betrag,  den  der  EigenthOmer  des  6e* 
bäudeä  vom  Inhaber  der  Dienstwohnung  sich  rückersetzeu  zu  las  u  berechtigt  ward 
(Gesetz  von  1895,  §.  2.  4).  Für  Neubauten  und  Meliorationen  tritt  die  Steuer  eist 
nach  Ablauf  eines  Jahres  seit  dem  Etatsjahrc,  in  dem  die  Fertigstellung  erfolgte,  ein 
(§.  8).  Die  Kinricbtang  des  Aasfallfonds  (zunächst  2  °/o  ^^^^  PrinciiMUe  der  Steuer 
und  des  Betrags  der  Bezirks-  nnd  Gemeindezuschläge,  spätere  Festsetzung  im  Etats- 
gesetz) ist  beibehalten  worden  (§.  12).  Unter  den  Bestimmungen  Uber  Erlass  der 
Steuer  findet  sieh  auch  die,  dass  bei  mindestens  vierteljährigem  gftnzlichen  oder  theU- 
wcisen  Unbcnutztbleibcn  (also  z.  B.  XichTrcrniiethcn)  der  Erlass  eintritt  (i;.  11,  Nr.  3). — 
Für  die  Steuer  ist  eine  Uovisiou  nach  Ablauf  von  höchstens  15  Jahren  in  Aussiebt 
frenommen,  doch  Unn  sie  In  einer  fiomeinde  in  der  Zirischenteit  erfolgen,  wenn  in 
Folge  ungewöhnlicher  Verhältnisse  der  Nutzungswerth  aller  Gebäude  oder  eines  Thdl« 
derselben  sicli  um  ininde«teri?^  Vs  bleibend  erhöht  oder  erniedrigt  bat  (§.  15t. 

Die  im  Kcichsland  verbliebene  französische  Abgabe  vou  der  todten  Hand, 
nach  Gesetz  vom  20.  Febr.  1849  (Fin.  III,  §.  206)  ist  in  BctreS  der  Gebftade.  velche 
dein  neuen  Gesetz  unterliegen,  auf  80  7«  ^  PrinGi]wb  der  Geb&ndesteaer  festsescut 
worden  (§.  13).  — 

§.114.  Die  Gewerbesteuer  des  franzj^siscben Steaerreehts 
ist  belcanntlich  der  Haapttypns  jener  Gewerbestenem  ,,nach 

äusseren  Merkmalen"  mit  allmälig  immer  feiner,  easuistischer 
ausgebildetem  Classenschematisnius.  Im  Keicbsland  war  zur  Zeit 
seiner  Rückkehr  au  Deutschland  die  Grundlage  das  grosse  codifi- 
circude  französische  Gesetz  vom  28.  April  1844  uebst  dessen  Ab- 
andeiUDgen,  vou  denen  auch  noch  die  letzte  vom  27.  Jnli  1870  in 
Elsass-Lotbrine:eii  T^echtskratt  erlangt  liatte  (s.  Fin.  III,  §.  li»8  IT.). 
Die  I^nzulänglichkeit  dieser  Gewerl)cst(  n(;i  -Gesetzgebung  hatte  sich, 
wie  in  Frankreich  selbst,  so  auch  im  licichsland,  schon  vor  und 
immer  mehr  vollends  nach  1871  gezeigt,  je  mehr  die  Technik  des 
Gewerbebetriebs,  die  Betriebsarten ,  die  Verkehrsverhältnisse  sieh 
änderten:  maassgebende  Faetoren,  welche  ein  Gewerbestenerreeht, 
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wie  das  bestehende,  nach  dcsseu  ganzer  Methode  nicht  irgend 
genügend  berücksichtigen  kann.  So  galt  eine  Reform  dieses  Kechts 
seit  lange  bei  der  Verwaltang  wie  bei  den  Besteuerten  und  im 
gSDzen  Lande  als  eine  Nothwendigkeit,  besonders  nm  die  Ungleich- 
mlssigkeiten  der  individaellen  Steuer belastnng  der  Gewerbe,  die 
Ueberblirdnngen  vielfach  der  kleineren,  die  BegUnstigongen  der 
grosseren  möglichst  sn  beseitigen  nnd  Uberhanpt  die  ganze  Steuer 
den  neaeren  Ökonomisch -technischen  Verhältnissen  nnd  den  Ver- 
indemngen  darin  thonlich  anzupassen.  In  dieser  Richtung  hatte 
sich  auch  seit  1870  die  französische  Gesetzgebung  über  die  Patent- 
Steuer  bewegt,  aber  unter  Beibehaltnng  der  technischen  Grund- 
prineiiiicü  und  ganzen  Strnctur  und  des  Veranlagungsverlahrens  der 
Steuer  (Fin.  III,  S.  471  ff.,  Erj;äiiz..heft  S.  67)  und  die  deutschen, 
besonders  die  sflddcutschen  Gesetze  gleicher  oder  verwandter  Ver- 
anlagungsniethode  ebenfalls.  Aber  alle  diese  Versuche,  durch  immer 
weitergehende  Specialisirung,  Combination  verschiedener  Hteuer- 
eUtze,  Abslulungen  in  letzteren,  p:rnssere  ('.Msnistik  des  Steucrtarifs 
das  Problem  auch  nur  leidlich  gleicbniilssiger  und  entwicklungs- 
fähiger Gewerbebesteuerung  zu  lösen,  hatten  doch  nirgends  befrie- 
digende Ergebnisse  geliefert.  Der  Fehler  liegt  eben  in  der  ganzen 
Methode  der  alleinigen  Berttcksicbtigong  einer  Anzahl  äusserer 
Merkmale. 

Die  TOllig  abweichende  neueste  preussiscbe  Methode  der  Ge- 
werbesteuer nach  dem  Gesetz  von  1891  (oben  S.  41)  mit  ihrem 
Prineip  der  Bestenerung  nach  dem  wirklichen  Ertrage  des  Gewerbes 

selbst  nnd  mit  ihren  Stenergesellscbaiten  und  ihrer  Kepartitioo  von 
nach  bestimmten  Grundlagen  und  Maassstäben  bemessenen  Cou- 
tingenten  auf  die  Mitglieder  der  Steuergescllschaftcn  hielt  man  in- 
dessen im  Reichslande  doch  auch  nicht  iür  anwendbar:  tbeiLs  weil 
die  Durchluhrung  dieser  Methode  in  Preussen  notorisch  Uberhaupt 
nur  mittelst  Anknüpfung  an  die  Einkommensteuer  nnd  Mitbenutzung 
der  Daten  derselben  für  die  Gewerbcsteuervcrnnlagung  erfolgt,  was 
also  das  Bestehen  einer  solchen  Einkommensteuer  voraussetzt; 
tbeils  weil  die  preussische  Methode  immerhin  ein  tieferes  Eindringen 
in  die  wirkliehen  jeweiligen  Ertragsverhältnisse  bedingt,  was  man 
im  Beiehslandj  der  freilich  bedauerlichen  französischen  Tradition 
gemSss,  glaubte  auch  fernerhin  noch  möglichst  TCrmeiden  zu 
mQssen;  theils  endlich,  weil  die  Gewerbesteuer,  ohne  nebenher- 
gehende bedeutendere  Personalhestenernng  wie  in  Preussen,  und 
zo^eich  als  wichtigere  Mitgrundlage  der  Communalbesteuernng 
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eine  bei  vurragendere  Stellung  zur  Aulbringung  des  staatlicheo  und 
coiiimunalen  Bedarfs  au  directer  Steuer  in  einem  im  Ganzen  ein- 
mal bestehenden  uud  zunächst  beizubehaltenden  Objectsteuersystem 
eiüiiehrtuMi  imiss,  was  die  Festhaltung  dieses  Objectsteuercharactera 
der  GewerbessLeuer  zu  fordern  schien.  Man  glaubte  daher  doch 
an  dem  bisherip^en  Princip  festhalten  zu  sollen:  „die  Gewerbesteuer 
auf  die  Ertragstahigkeit  zu  basiren,  d.  h.  auf  den  nach  der 
Art  und  Weise  der  Einrichtung  des  Gewerbes  unter  normalen  Ver- 
bältnissen und  bei  normalem  Betrieb  erfahraogsmässig  anzunehmen-* 
den  durchschnittlichen  Jahresertrag."  (Motive.)  Denn 
nicht  dies  Princip  sei  falseb  und  unhaltbar ,  sondern  nur  die 
Dnrebfflbritiig  desselben  ,,in  der  bisherigen  Form,  in  der  die 
Veranlagung  in  dem  engen  Rahmen  des  Tarifsystems  xn  erfolgen 
habe,  entspreche  der  heutigen  Entwicklang  des  Gewerhewesens 
nicht  mehr'*  (Motive). 

Deshalb  ging  der  Befomplan,  welcher  in  dem  Gesetz  vom 
6.  Mai  1898,  betr.  die  Gewerbestenereinschätzung,  and  dem  späteren 
abschliessenden  Gesetz  vom  8.  Jan!  1896,  betr.  die  Gewerbesteaer, 
im  Wesentlichen  verwirklicht  worden  ist,  nur  darauf  aus,  „die  Er- 
mittlung der  Ertragsfähigkeit  nicht  weiter  an  die  bisheri^ca 
Schranken  des  Tarifs  zu  binden,  vielmehr  unter  freier  Würdi- 
gung all  i  hierbei  in  Betracht  kommenden  Auhalts- 
pnncte  zur  Ausführung  zu  lirin^^en**  (>[otive).  Durch  veränderte 
Organisation  der  Veranlai^unirsbcluiidrn  und  des  ganzen  \'er- 
anlagungsgeschäfts  suchte  in;ni  dann  die  G:^iamiecn  für  die  Ver- 
anlagung der  Gewerbe  nach  ihrer  durchschnittlichen  Ertragsfähig- 
keit zu  gewinnen.  Die  Gewerbetreibenden  selbst  sind  nach  den 
neuen  Gesetzen  von  1893  und  1896,  wie  bisher,  ausdrücklieh  nur 
verpflichtet,  über  gewisse  äussere  Merkmale  des  Betriebs  (Zahl  der 
Gehilfen  und  Arbeiter,  verwendete  Betriebsrttnme  und  Betriebs- 
mittel) Angaben  zu  machen  (§.  13  des  Gesetzes  von  1893,  der 
auch  im  Gesetz  von  1896  giltig  blieb). 

Weitergehende  Verpflichtungen  im  Gesetzentwürfe  sind  « liaractoristischer  Weise 
im  Landesausschnss  gestrichen  worden.  Darnacli  li.lttcn  auf  Verlangen  der  Schfttznncrs- 
commiiisionen  die  zur  Führung  kautiniinnütcher  Bilchcr  haodeUgesetzIich  verpüichtuten 
Gewerbctroi))enden  Angaben  Uber  den  GcflChiftsommU  mit  weiteren  Einzelheiten  auf 
Grund  d'T  'iescbiiftsbliclier  dorn  Ansfiilirnnprsrommi'i^ar  zu  machen,  die  übrigen  steoer- 
pllichtigen  üewerbetreibeiidou  AutächlUsäc  Uber  die  Ausdehnung  ihres  Geschältsbctriebs 
IQ  ertbeilea  gebabt. 

Die  reicbsiimdisehe  GewerbesteneruDg  ist  demnach  doch  noch 
eine  modificirte  Form  der  Beste  uerunc:  nach  äusseren 
Merkmaien  gebliebeu,  wubei  nur  nicht  meiir  so  meciianisch  wie 
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bisher  y  sondern  nach  freier  Würdigung  aller  maassgebenden  Mo- 
mente die  mittlere  ErtragsCftbigkeit  darch  geeignete  Organe  fest- 
gestellt nnd  dabei  die  ftasseren  Merkmale  bloss  mit  (tlbrigens 
Tornemlieb  mit)  snr  EinschUtzang  benntzt  werden.  Auf  dieser 
im  Oesetz  Ton  1893  festgestellten  Gmndlage  hat  nun  die  Ein- 
schätzung der  Gewerbe  1893—95  stattgefnnden  und  sich  dabei  die 
Methode  der  Annahme  nach  beehrt  Bei  der  Dafchftthmng  sind 
aach  viele  tbatsSehlicbe  Belege  für  die  grossen  Mängel  der  Ver- 
anlagung nach  der  bisherigen  Patentstcucr  gewonnen  woidcn. 
Namentlicüb  hat  sich  gezeigt,  wie  die  Patentsteuer  der  einzelnen 
Gewerbe  nach  dem  Manss^tabe  der  dnrchschuittlichen  Ertragsfähig- 
keit  bemessen  die  Gewerbebetriebe  wirklich  sehr  ungleicbmässig, 
b(  sonders  die  kleiueu  zu  hoch,  die  j^rossen  zu  niedrig  belastet  hat. 
Dem  wurde  durch  die  neue  Gesetzgebung  abgeholten,  welche  daher 
bedeutende  Verschiebungen  der  Steuerlast  in  der  Richtang  von 
unten  nach  oben,  steuerpolitisch  mit  vollem  fiecbtöi  zu  Wege  ge- 
bracht hat. 

Die  mit  dem  Oesetz  von  1893  getroffene  Grundlage  der  Steuer 
galt  denn  anch  später  als  ansrdebend,  nm  sie  in  dem  Gesetz  von 
1895  endgiltig  anznnebmen.  In  diesem  wurde  dann  die  Dorch- 
fllhnmg  der  Steuer  genauer  in  allen  Einzelheiten  bestimmt  Wesent- 
lich nur  eine  bessere  Vertheilung  der  Gewerbesteuer,  nicht  eine 
reelle  Ertragserhöhung,  wurde  tibrii^^cus  bei  der  Reform  erstrebt. 
Es  sollte  daher  auch  nur  der  bisherige  Ertrag  durch  die  neue 
Steuer  wieder  gedeckt  werden.  Demgemäss  wurde  der  Steuerfuss 
als  Procentsatz  vom  geschätzten  Ertrage  mit  1.90,  aber  unter  Be- 
nutzung^ eiues  Stiifentarifs  festgestellt,  degressiv  von  der  mittleren 
Ertragbfahigkeit  der  IG.  Stufe  (18.750  M.)  an  abwärts,  proportional 
in  jenem  festen  Satze  von  da  an  aufwärts.  Die  im  Gesetzentwurf 
beabsichtigte  Freilassung  aller  Gewerbe  unter  500  M.  Ertrag  drang 
im  Landesausschuss  nicht  durch,  doch  wurde  bei  diesen  kleinsten 
Gewerben  der  Mittelbetrag  der  Ertragsfähigkeit  (250  M.)  nur  mit 
20  %  zu  dem  gesetzlichen  Steuersatze,  also  mit  0  88  7o  ▼oni 
trage  herangezogen«  Von  Eigenthttmlichkeiten,  welche  aus  der 
französischen  Patentsteuer  auch  der  neuen  Gewerbesteuer  verblieben 
sind,  ist  die  Hitbesteuerung  gewisser  freier  liberaler 
Berufe  (Aerzte,  Gerichtsvollzieher,  Notare,  Kechtsanwftlte)  be- 
raerkenswerth,  auch  als  eine  Abweichung  von  dem  in  Deutschland 
sonst  üblichen  Umfang  der  subjectiven  Steuerpflicht  der  Gewerbe- 
steuer.   Die  neue  Steuer  triflt  im  Lebrigeu  ausdrücklich  nur  die 
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stehenden  Gewerbe.  Die  im  Reichsland  bisher  besonders  stark 
vertretenen  Wandergewerbe  —  man  schiebt  das  mit  auf  die 
bisherige  sehr  niedrige  Besteuerung  derselben  —  sind  gleichzeitig 
einer  besonderen  neuen  Steuer  unterworfen  worden  (s.  u.  §.  115). 

S.  den  GeaeUeotvurf  f oo  iö'^'d  und  besondere  dessen  Motife  Cur  die  Begründung 
der  liothwendigkdt  der  Reform  der  PatentsteiMr,  der  Ableliniing  anderer  Befotm- 

naster,  auch  des  neocn  preossisdien  von  1801 ,  und  «I  i  \\  abl  des  neuen  Anlage« 
Verfahrens,  sowie  seiner  Art  der  Durchfalirauj^.  Dazu  die  Einleitung  des  Commentars 
von  Huth-(iiesecke  (z.  Th.  wörtlich  nach  den  Motiven  des  Entwurfs  von  1893),  mit 
DariagUBf  Einach&tzangsergebnisse.  Ferner  die  allgemeinen  Grondsltze  für  die 
Einscluitzunp  der  Gewerbe  (21.  Dec.  1893)  und  die  Ausführungsbestimmungen  des 
Gesetzes  von  lbd6  vom  24.  Juni  1897,  Verbandlungen  in  Commissionen  und  Plenum 
des  Landesaniscbastes  in  1893  und  1896.  Alled  vichtigere  Einzelne  So  dem  lebr- 
reichen  Commentar  von  Roth-Gie&cckc.  Das  Gesetz  von  1896  selbst  auch  im  Fin.arch. 
B.  14,  S.  I^T"  fi'.,  wo  auch  Aus/.llfrc  aus  den  Grandsützen  für  die  Einschätninsr,  S.  SSI  fF. 
S.  uucli  die  statiiitischt'  Arbeit  über  die  Personal-  und  Gewerbesteuer  in  Stra*sburg  iu 
dem  Heft  IV  der  Publicationcn  des  stldtischen  atatistlsehen  Amts  (Geissenberger , 
1898).  üiitL'r  Verweisung  auf  beide  genannten  Gesetze  and  jenen  Commentar  wird 
hier  nur  noch  Folgendes  hervorgehoben. 

In  mancben  Po&eten,  toveit  nttthig,  sind  die  Bestimmungen  dem  neuen  deotsdieii 
Gewerberecht  und  sonst  einscLlagendem  Kecht,  in  aiulircn  runctcii.  soweit  zweck- 
mässig, dem  preussischen  Gewerbcstenergcaetz  angcpasst  worden.  So  in  der  Be- 
stimmung der  snbjcctivcn  Steaerpflicht  (mit  der  erw&hnten  Ausnahme  gewisser 
liberaler  Berufe),  der  Steacrbcfreinngen  (Gesetz  von  1896,  §.  8—5).  Hiernach  unter- 
liegen der  Gewerbesteuer  im  Allg^eineinen  die  in  El8as>- Lothringen  betriebenen  stehen- 
den Gewerbe  (incl.  jene  liberalen  Berufe),  sowie  die  Gewerbeunternehmnngen  mit 
dem  Sitz  ausserhalb  des  Reicbslands,  aber  mit  GescbSfksbetrIeb  v.  8.  fr.  innerbäb  des» 
selben,  diese  nach  Yerhältniss  dieses  Betriebs.  Die  Festsetzung  des  Maassstab»? 
der  Steuer  und  der  Er  trag  sfäh  ig  k  ei  t  der  Gewerbe  bedingte  genauere  Vorschriften 
darüber,  wie  diese  Eitragttfähigkeit  bemessen,  wie  daher  auch  die  objectire  Stener- 
p flicht  zu  bestimmen  sei.  Im  Gesetz  von  1893,  §.  3,  war  bestimmt  worden,  doss 
,,die  Schätzane  der  Ertraif?frilii>;keit  der  Gewerbe  auf  Grund  von  äusseren  Merkmalen 
niid  iüiistigcn  fur  die  Heurtlieilimg  derselben  [undeutlich:  „der  Ertragafahigkeit"  oder 
der  änsseren  Merkmale"  V]  verwendbaren  Anhaltspunctc"  erfolge.  Dabei  sei  auf  die  Bc- 
völkerungs-  und  Verkehrsverhältnis'e .  soweit  solelie  für  den  Geschäftsbetrieb  im  All- 
gemeinen von  Einfluss  sind,  sowie  auf  die  Art  des  Gewerbzweiges  Kttcksicbt  zu 
nehmen.  Ansserdem  kommen  bei  der  EinscbUznng  der  Gewerbe  insbesondere  in  Be« 
traclit:  Ül'  Zalil  der  Gehüfen  und  Arbeiter,  die  Betriebsräume  und  Betriebsmittel, 
der  Üiüfanj:  [dies  'Moinent  trat  im  Gesetz  an  die  Stelle  des  aus  dem  Entwarf  ge- 
strichenen: „des  dem  Gewerbebetrieb  dauernd  gewidmeten  Anlage-  und  Betriebs- 
kapitsJs,  des  Umsatzes"]  und  die  Ausdehnung  des  Gescillfkes  ....  .*\  Demgemäss 
waren  dann  auch  die  bereits  oben  erwähnten  VerpfiichMirifr- t\  der  Gewerbetreibenden 
zu  Angaben  gefasst  (iu  §.  13  des  Gesetzes  von  1893,  lu  wesentlicher  Beschränkung 
gegen  die  Bestimmangen  im  Entwürfe).  Zur  practiachen  Darebflibning  der  Ein- 
schätzung massten  aber  in  den  ..allg;emeiiien  Grundsätzen"  noch  genauere  Bestimmungen 
getroffen  werden.  Dies  geschah  (besonders  im  Art.  4  der  Grundsätze)  so.  da«8  an- 
gegeben wurde,  was  znm  Rohertrag,  zu  den  dann  abzuziehenden  Kosten  and  ander- 
seits zu  den  nicht  zo  diesen  Koaten  ta  setzenden  Fe ü  /m  rechnen  sei,  in  der  Weise, 
wie  bei  neueren  Einkommenstenergesctzcn  dies  fUr  die  Feststellung  des  Keincrtrags 
der  Gewerbe  bestimmt  wird.  An  sich  also  Alles  ganz  rationell  angeordnet,  wie  es 
auch  eine  wirkliche  Keine rtra<rssteuer  bedingen  würde.  Die  Ergebnisse  der  nacli 
diesen  f>rnndsätzen  erfolgten  Einscliätzunir  haben  dann,  berichtigt  und  ergänzt  nach 
dem  Stande  vom  1.  April  1897,  auch  alb  Grundlage  lUr  die  Vcraulaguag  der  Gc- 
werbesteeer  nach  dem  Gesetz  von  1896  gedient  (§.  18  dieses  Gesetzes).  Die  weitere 
Veranlagung  erfolgt  zwar  jährlich,  beschränkt  sich  aber  auf  die  Einschätzung  der  neu 
begonnenen  Gewerbebetriebe,  bei  den  schon  veranlagten  Betrieben  wesentlich  auf  die 
Berücksichtigung  nachhaltigei  Veränderungen  (eb.  §.  14).  Die  Gewerbetreibenden 
aind  zq  den  ihnen  obliegenden  Erkl&ningen  im  AUgemeioen  auch  nur  das  erste  Mal, 
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cpäier  nur  in  BetreÜ  ron  Aeadeniugen  des  Sitzes,  der  Axt  uud  Weise  and  d«r  Aus- 
dehnmig  des  Betriebas  TeiplÜchCet  Doch  darf  das  Mittfeterinin  zeitweilig  fttr  be> 

stimmte  Steaerjalire  die  allpeuicinc  Abgabe  von  Erklärungen,  sowie  auch  eine  allg^cnicine 
Befiäion  der  bteuerreraniagung  ?erfug:en  (cb.  i:?.  14).  Das  sind  ziemlich  weitgehende 
Zagestäodnisse  an  die  „Declarationsscheu  *  der  GowerbctruibeiKlcn  und  nestiminungen« 
die  es  doch  unsicher  uiachen,  ob  die  Grundlage,  die  erstmalige  Eill.scllat/.uIl|^^  daoeiud 
brauchbar  bleiben  wird.  An-  und  Abmeldni)>:;  deji  Betriebs  ciacü  Gewerbes  ist  vor- 
geschrieben (Geseu  von  1896,  §.  15),  doch  bedarf  es  einer  besonderen  Anmeldung 
nicht,  wo  diese  anf  Orond  der  Oeweroeordnaof  schon  wfelgt 

Die  Organisation  der  Verwaltu  nfjsbehörden  (Gesetz  von  1893.  §.  6 
bis  12,  Gesetz  von  1896,  §.  16—20,  mit  einzelnen  Abweichungen  gegen  da:»  erste 
Gesetz)  ist  in  der  Hauptsache  folgende.  Es  fungiren  besondere  Veranlagungscommia- 
aonen.  Jede  der  erstereo,  in  je  einem  Veraalafüngsbesiifc,  betiteht  (nach  dem  (ieseU 
von  1S96,  18)  aus  einem  Vertreter  der  Stcuervenvaltang  als  Vorsitzendem,  4  vom 
Bezirlkst&ge  nach  Anhörung  dea  Kreistags  geheim  zu  wählenden  und  aus  2  vom  Director 
der  directen  Stenern  aus  den  Gewerbetreibenden  XQ  ernennenden  Mitgliedern.  Die 
Bezirkscommission,  je  für  einen  YerÄ'altanrräbczirk  (eb.  19),  besteht  aus  eiuum  vom 
Director  der  directen  Steuern  abzuordnenden  höheren  Beamten  der  Direction  als  Vor- 
sitsattdem,  8  Tom  Bedrlutago  gehdm  zn  vlhlenden,  8  ron  der  HandeMtunmer  des 
Bezirks  zu  wählenden,  4  vom  Director  der  directen  Steuern  ans  den  (jewerbetreibendeu 
zu  ernennenden  Mitsrü'-dern  Die  Aomter  sind  Ehrenämter,  aber  rnit  Keisekosten  nnd 
Tagegeldern  vcröcheu.  i-  ur  die  erste  Einschätzung  nach  dorn  Gesetz,  vuu  löüii  ^  ) 

waren  beide  Commissionen  etwas  anders  gebildet.  Durch  die  Kreiscommission  erfolgt 
vomenilich  die  '\'('r'\i;hin:ung'  von  localem  Kleingewerbe  und  Kleiiihaiidei  (Gesetz  von 
1893,  9,  etwas  abweichend  Gesetz  von  1896,  §.  17),  durch  die  Bezirkscommission 
diejenige  der  grösseien  Betriebe,  avch  aller  Uberiden  nnd  einifer  verwandten  Bemfe. 
Für  die  erste  Einschätzung  hatten  besondere  staatliche  Ausführungscommissare  die 
Geschäfte  der  Kreis-  nnd  Bezirkscommissionen  vorzuboreiten ,  die  Verhandlungen  der 
Commissionen  zu  leiten  und  deren  Heschlus.^e  aus/.utuhren  (Gesetz  von  1893,  §.  12). 
Sodaun  fangirte  noch  eine  besondere  „Commission  der  Landesschätzer** 
(Gesetz  von  1893,  g.  6—8),  bestehend  ans  15  Mitgliedern,  Vorsitzender  und  5  daron 
vom  Ministerium,  die  Übrigen  vom  Landeeausschuss  zu  wählen.  Sie  hatte  die,  dann 
nm  Ministerinm  zu  beitätigenden,  allgemeinen  EinschtanngsgrandsAtEe  festzustellen, 
die  Tliüligkeit  der  Kreis-  und  Hezirkscommissionen  in  Bezutc  auf  die  Richtigkeit  und 
(ileichmässigkeit  der  Schätzungen  zu  beauisichtigcn ,  durfte  letztere  danach  auch  er- 
hShes  oder  ermässigeu,  auch  mit  ministerieller  Genehmigung  andere,  als  die  der  bis* 
herigen  Patentsteoer  onteiriiegenden  Gewerbe,  welche  zunächst  allein  Gegenstand  der 
ersten  Einscl  af.'ntiir  waren,  mit  heranziehen.  Zur  Wahrung  der  Gleichmässigkcit  der 
bchatzuugen  kuhüie  sie  auch  iur  die  einzelnen  Schätzungädistricte  Musterschütznngeu 
vornehmen  lassen,  die  dann  den  weiteren  Sebfttznngen  als  Anhalt  und  Muster  zn  dienen 
hatten,  durfte  auch  zu  ihren  Arbeiten  jederzeit  besondere  Sachverstiuidi?o  und  Atis- 
konftspersoncn  heranziehen.  Kach  dem  Gesetz  von  1896  (§.  22)  haben  die  Vor- 
anlagnngscoBmisBtonen  das  Becht,  die  eingegangenen  ErÜärangen  zn  prttfen,  auch 
Vervollständigungen  zu  verlangen,  weitere  Erhebungen  zur  Feststellung  der  thatsäch- 
lichen  Verhaltniase.  auch  durch  Vernebnuing  von  Srtrhver--ts?idii::en  und  Auskunfts- 
personen, i\x  veranlassen,  Bc.sichliguiigeu  der  gewerblichen  Anlagen  und  Jjetriebs- 
stitten  während  der  Arbeitsstunden  eintreten  zn  lassen. 

Bei  der  erstmaligen  Einhcbätzun«?  nacli  dem  Gesetz  von  1893  war  Einzelnes 
anders  geordnet,  so  in  BetreÜ  der  Kechtsmittol  gegen  die  Einschätzung.  Die  Ein- 
wendungen dagegen  gingen  zon&clut  an  den  BIrecter  der  directen  Stenern  (g.  16). 
Dieser  entscbiud  darüber  selbst,  wenn  vr  eine  Einreihung  in  eine  niedrigere  Stufe  für 
getechtferti^'t  hielt  (§.  Ib).  Andernfalls  ging  von  ihm  die  Einwendung  an  eine 
Bcvisionscommisäion  von  7  Mitgliedern,  die  der  Statthalter  ernannte.  Diese  Commissiou 
entschied  nach  Anhörung  der  Coinuiis^^ion  der  Landesschätzer  (§.  17 — 19).  An  die 
Stelle  dieser  Redsionacoinnii^  :  ist  im  Geeetz  von  1M96  ^^g.  29)  eine  Berufungs- 
commission von  7  Mitgliedern,  wovun  Gewerbetreibende  vom  lAndesausschuss,  die 
nbrigen  (daranter  2  zum  Bichtenunt  belHIbigte,  wie  schon  in  der  Beri8.comm.)  vom 
Statthalter  ernannt  werdon.  Das  cRite  Rechtbmittel ,  das  dc^  Einspruchs  gegen 
die^eraulagung,  steht  dem  Steuerpflichtigen  und  dem  Vorsitzenden  der  Veraulaguugs- 
«wimiwofl  au  diese  letztere,  das  zweite,  die  Berufung  beiden  (dem  VoEsitienden 
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mit  Gonthmiffung:  des  Directors  der  dir*  t, n  Steuern)  an  die  BerafangscommissioD  zu. 
ätiafbestlmmuDgou  betroUcn  Urdiiuuj^trafea  bit  800  M.  (§.  33)  and  im  Falle 
Unteiiassinig  der  gesetzHelieii  Anmeldiinf  des  Gewerbes  Geldstntfe  im  Deppelten  des 
liolrags  der  Jahresstcuor  (^^i.  "2).  Die  Strafen  setzt  der  Steuerdirector  fest,  eventuell, 
wenn  dur  Schuldige  nicht  zahlt,  das  Gericht  86).  Alle  bei  der  Yeraiilagunf;  be- 
iheiligten  Personen,  Beamte  und  Commisslonsmitgliedcr  sind  unter  Strafaudrohuuf^  zur 
Geheimhaltong  verpflichtet  (§k  86).  Die  X Osten  der  Yesulftgang  und  Ethelwiig 
trlgt  die  Landescasse  (§.  87). 

Der  gesetzliche  Steuersatz  ?on  1.90%  kommt  iu  Verbindung  mit  einem 
Tarif  rar  Anwendung.  Dieser  Tarif  enthllt  Staren  mit  Unter-  nnd  Obergrenniffer 
der  Enragsfäbigkeit  und  dem  aus  dem  arithmetischen  Mittel  dieser  Grenzzidern  ge- 
bildetea  «.Mittelbetrag"  der  Ertragsfäbigkeit.  Dieser  Mittclbetrag  ist  die  Grandlage  der 
Steaerbemessnng.  Die  erste  Stnfe  mit  der  Ertrarsftliigkdt  ron  nnter  500  If.  nnd 
dem  Mittelbetrag  ron  250  M.,  die  zweite  mit  500—1000  und  be/.w.  750  M.,  dann 
die  Winter*'!!  itt  st-'i^enden  Grenzzificrn  und  Mitfolbetr.ven.  ho  die  It).  rnit  17  500  bis 
20.000  und  .Mutelbetra^  von  18.750  M.,  die  17.  mit  20.000-25.00Ü  und  bezw. 
22.500  M.  u.  s.  w.  Von  der  17.  hh  22.  steigen  die  Stufen  und  Mittelbetxige  um  je 
5000,  von  der  23.  an  jene  um  10.000  M,  Die  Dcorression  de«  Steuorfn';ses,  relcln:» 
eine  Erleichterung  für  die  kleineren  Gewerbe  bewirkt,  ist  nun  in  der  Weise  ein- 
gerielitet,  dus  rem  Mittelbetrag  der  1.  Stnfe  nnr  20,  der  3. 85.  der  8.  50,  jeder  wdteren 
hii  zur  8.  5  mehr.  Iici  dieser  8.  daher  75,  so  bis  mr  12.,  bei  der  1".  80,  der  14. -IG.  OO, 
und  bei  allen  höheren  gleichmässig  lUU  "/q  der  gesctiliclien  Steuer  von  1.  W/o  unter- 
liegen, d.  h.  dieser  proportionale  Satz  tritt  in  der  17.  Stufe  mit  100  7o  *^i'J,  —  schon  bei 
22.500  M.  Mittclbetrag.  Die  Grossgewerbe  tragen  also  keine  schwerere  Steuer  als  die 
Mitteige  werbe.  Im  Gesetzentwurf  war  der  Tarif  etwas  anders  und  einfacher  gestaltet 
gewesen,  er  licss  Betriebe  mit  unter  öOO  M.  Ertra;^  frei,  belegte  dann  die  Mittcl- 
betrlge  mit  steigenden  Frocenten  (1,  IV4.  V'^  *"o^  und  erreichte  das  snnächst  beab- 
sichtigte Maximum  ron  1.7  ^  '^  soirar  schon  bei  5500  M.  Mittelbetraf;-.  d  mi  g:en. 
Commentar  S.  84  ff.,  auch  Uber  die  Ablehnung  der  Steuerfreiheit  der  kleinsten  Gewerbe. 
Die  Einriebtnng  des  Ansfallfonds  ist  ancb  hier  belbebalten  worden,  derZoschla^ 
dafür  und  für  Drockkostcn  beträgt  5  des  Principaics  zu  Gunsten  der  Landescasse  39, 
Gesetz  von  1896).  Wie  bisher  bei  der  Patentsteuer  ist  den  Gemeinden  8  "/o  des 
cemmunalen  StouersoUs  tlberlasscu  (§.38).  Die  Bestimmungen  Ober  Zuschläge  zur 
Patentsten  er  fdr  Bezirks-  und  Gemeiudezwecke  gelten  auch  for  die  neue  Ge- 
werbesteuer §.  4n).  Die  niteren  franz'^sischen  Gesetze  Uber  die  Patenlateaer  sind  mit 
dem  neuen  Gesetz  (von  dem  Jahre  1897/98  an)  ausser  Kraft  getreten. 

Deber  das  practiscbtt  Vorgehen  bei  der  ersten  Einichitznng  s.  den  gen.  Com* 
mcnt.ar  S.  23  fr.  Di.i  Steuercontrolore  wurden  mit  für  die  Arbeiten  benutzt,  die  Vcr- 
Jichissteaer&mter  (Enregistrement)  lieferten  viel  braachbares  Material  Uber  private 
Beebtsgeschlfke  —  ein  znr  Wtirdigung  dieser  „Einschltzongs^'^Metbode  wichtiger 
Punct,  da  hier  so  ein  Zusammenhang  mit  dieser  eigenthQmlichen  Steoereinrichtang 
vorliegt,  wie  in  Prei4s>en  bei  der  neuen  Gewerbesteuer  mit  der  Kinkommcnsteuer  — . 
Auch  die  Zoll-  nnd  Steuer-,  die  ( )i  troiverwaUuag  und  ülienüiche  Casaen  boten  Material. 
Besonders  wichtig  zur  Gitwinnunir  brauchbarer  Daten  für  die  Einschätzung  war  aber 
dann  noeh  die  fresctiliche  Befugniss,  die  trewerbliclien  Anlaj^cn  und  Betriebsstütton 
zu  besichtigen,  wovon  „seitens  der  AiiäfUhrungscommi&>are  der  ausgiebigste  Gebrauch 
gemacbt  worden  ist*'-  (cb.  S.  2S\.  Dabei  ist  doch  ▼iel&cb  freiwillig  von  den  Gewerbe- 
treibenden weitere  Auskunft  tlber  ihre  Verhältnisse  getreben  worden.  Mehrfach  er- 
wiesen sich  auch  die  zur  Verfügung  stehenden  ötlentlichen  Ausweise  der  Actien- 
gesellschaften  u.  s.  w.  zor  Gewinnung  ron  allgemeineren  Anhaltspuncten  für  Ein- 
schätzung werthroll  — '  auch  dies  ein  beachteaswerther  Pnnct  Bei  den  Einwendungen 
der  Gewerbetreibenden  gegen  ihre  Einx  lifitzung  war  öfters  irrthUmlich  der  Betrag 
der  Zinsen  des  Anlage-  nnd  Betriebskapitals,  der  Miethzinsen ,  selbst  der  Kosten  der 
HanshaltUDg  als  abzogsffthig  angesehen  worden.  Im  Ganzen  ging  das  Einsehitzangs- 
gescb&ft  aber  deallcb  glatt  ab. 

Als  System  oder  Methode  der  modernen  Gewerbe- 
gtener  betrachtet  ist  ein  festes  Unheil  über  diese  reichslftndiscbe 
Gesetzgebung  nicht  leicht.  Wesentliche  Vorzüge  vor  der  bisherigeu 
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Patentsteuer  müchten  nicht  zu  bestreiten  sein.  Das  haben  auch 
die  V  ergleichnngen  zwischen  der  individaellen  Steuerlast  jetzt  und 
voidem  bei  Gewerbegruppen  und  besonders  zwischen  den  einzehien 
Gewerben  verschiedener  Höhe  des  fieinertrags  ergeben.  Aber  ob 
die  individnelle  Behistong  jetzt  ganz  richtig  gestaltet  wird  ?  Es 
fehlt  an  sicherem  Maassstabe,  da  hier  eben  der  wirkliche  Indmdnal- 
ertrag  jedes  Gewerbes  doch  nicht  ermittelt  wird  nnd  anch  gar 
nicht  ermittelt  werden  sollte.  Es  wird  immer  nach  Dorchschnitts- 
▼erhSltnissen  gegangen  und  diese  wdehen  nothwendig  von  den 
wirklichen  IndividnalTerhAltnissen  ab.  Die  BerQcksichtiguug  der 
letzteren,  wie  sie  im  pretissisehen  System  der  Steuergesellschaflen 
bei  der  Repartition  von  Steuercontingenten  nach  Steuerstufensätzen 
erfolgt,  ist  tiem  neuen  elsass- lothringischen  System  freuid.  Das 
bleibt  ein  Mangel,  dem  freilich  der  Vortheil  —  wenn  es  einer  istl  — 
gegenübersteht,  dass  kein  ..inquisitorisches**  Verfahren  gegen  den 
Gewerbetreibenden  angewendet  wird,  wie  bei  unseren  neueren  Ein- 
komuiensteaem. 

Eiac  erste  sachverständige  Autorität,  wie  der  Uulerstaatssecretar  v.  Schraut, 
ortheih  Qber  den  allgemeinen  Werth  des  „Scbutzuugssyhtemä"  dahin,  dass  es  ihm 
zveifdliaft  sei,  ob  man  es  in  einem  grossen  Staate  anwenden  könne.  In  einem  kleineu 
ad  es  roUstladigr  mOgflich,  weil  man  die  Kotorietät  der  Gewerbebetriebe  hibe  (fehlt 
diese  indessen  im  grossen  Staate,  oder  ist  in  dieser  Hitisicht  dio  Sachlage  so  7er^ 
schieden!)  und  weil  man  die  Sätze  festhalten  und  controiiren  könne  durch  eioe 
ControlcommiflsioD.  Er  eagt  In  einer  Hinsicht  wohl  mit  Becbt  (meinen  froheren 
B';iiirTkon^:;'eii  oben  S.  284  entsprechend),  ,,iiian  wirft  den  kleinen  Staaten  vor,  dass 
sie  nicht  fttaik  genug  sind,  politische  Fragen  durchzufechten,  aber  in  wirtbschafilichen 
Fugen  Ittnnen  tie  viel  mehr  leisten,  als  die  gros.'-en  Staaten".  Schraut  giebt  dem 
Sdiitmigesysiem,  das  er  in  den  soddeutschen  Staaten  allgemein  findet  (?),  eine  Mittel- 
stellan?  zwischen  der  „Starrheit  des  Tarifsysteuis*'  und  der  „inciuisitorischen  i?)  Ein- 
komiDeu:>tcuer",  üs  „setze  einen  Durchschnitt  nach  der.  normalen  Principien,  die  von 
Bttigern  selbst  aufgestellt  sind,  nnter  Wahmng  der  Einheitlichkeit  durch  eine  Control* 
rommibsiüii  fest"  (aus  der  inlialt-  und  lehrreichen  Rede  im  LandeMOsechuBs  am  18.Mftrs 
1&96,  s.  gen.  Commentar  S.  Hl). 

Ana  hier  (S.  26  ff.)  mitgetheOten  Daten  der  Einschitznni;  aei  erwähnt:  es  worden 
47.520  stehende  Gewerbe  eingeschätzt,  mit  Ertrag  von  154  Mill.  Mark  (nach  der  Ent- 
sdicKluiip  der  Röclamationi'n  in  prster  Instanz,  vorher  mit  151). IS  Mill.  Mark\  davon 
44.ÖUG  mit  *Jl  Mill.  von  den  Krci^commissioneu,  die  kleineren,  ;jU14  mit  63  Mill  Mark 
Toa  den  Bezirkscöinmissionen,  die  grösseren;  von  ersteren  10.199  oder  21  "/q  aller 
mit  nur  2  55  Mill.  Ertrag,  die  Kleingewerbe  bis  .500  M.,  31.738  mit  58  Mill.  Ertrag, 
die  Mittelgewerbe  von  500—5000  M.  Ertrag,  5583  (12%)  mit  93  Mill.  Ertrag, 
die  grilaeeren  Gewerbe  mit  ftber  5000  M.  Ertrag.  Die  Stenerbelaatoni^  unter  den 
GrOssengruppen  wnrdö  nach  J^-in  neuen  Gesetz  gegen  bisher  stark  vcr^rluibL'ii ,  diu 
kleineren  bis  3000  M.  Ertrag  wurden  (nach  dem  zuerst  in  Aussicht  genommenen 
Steoerfoss  von  1.70  °/o  mit  Degression)  entlastet,  die  mit  3— .5000  M,  Ertrag  aber 
gleich  hoch,  die  mit  höherem  Ertrag  erheblich  höher  belastet,  z.  B.  die  8  grössten 
Gewerbebetriebe  mit  Ertrag  von  Vs~l  ^^^^^^  "^if  ti5/HJ0  gegen  54.000  bisher, 

die  3  allergrösstcn  mit  tt^r  1  Mill.  Ertrag  mit  93.000  gegen  40.000.  —  Lehrreich 
siod  auch  die  Nachweiae,  daae  einfach  die  Verftnderang  der  Betriebstechnik,  z.  B.  bei 
Bierbrauereien,  Glashütten.  Ilochöfenwerken,  Muhlen,  chemischen  Fabriken  ein  Tarif- 
syütem  wie  das  der  französischen  Patentsteuer  immer  bald  unbrauchbar  macht. 
I^Uch  ist  das  ein  Bedenken,  welches  doch  auch  dem  „Schätzungssystem",  dessen 


Digitized  by  Google 


398    6.  fi.  Uobeniobtea  der  BesteneroDg.  Elsass-Lothriogen.  §.115,116.117. 

einmalige  EigebnisBe  IftDgere  Zeit  die  Grnndlage  bilden,  noch  in  gnMBen  Umfange 
eaklebt 

§.  115.  Die  WaDdergewerbestener.  Das  Wander- 
gewerbe (Hansirer)  war  im  Beicbslande  bisber  nacb  dem  firan- 
zOsiflcben  Gesetz  von  1844  im  Rabmen  der  Patentstener  mit  einer 
naeb  Tersehiedenen  Hnsseren  Merkmalen  abgestuften  festen  Abgabe 
und  mit  einer  Proportionalabgabe,  einer  Quote  vom  Miethwerth  der 
Wohnung  des  Gewerbetreibenden,  besteuert  gewesen:  eine  practisch 
zo  niedrige  und  tecbniscli  aul  dies  Gewerbe  vollends  nicht  ordent- 
Jich  anwendbare  Steuerlorm.  Der  Uausirhaudel  hatte  sich  dabei 
ungewöhnlich  stark  entwickelt. 

S.  den  CoinmeDtar  von  Roth,  das  Gesetz  über  die  Wanderecwerbesteoer  u,  s.  w. 
(Strassburg  1894).  Einleitung.  In  1894  war  die  Zahl  der  Hausircr  ind.  Mittheilhaber 
4402  ^wonach  die  Ziffer  von  12.800  in  Schraut's  Kode  a.  a.  0.  S.  3G  wohl  zu  berich- 
tigten ist),  fast  aller  (icwcrbctruibeoden,  mit  46.428  M.  Steuer,  c.  2  %  der  Petent-^ 
Steuer.    Mittlerer  Steuern :iu  18.82  M. 

Da  die  neue  „Einscbätzangsmethode"  nicht  genau  auf  Wandere 
gewerbe  anwendbar  erschien,  wurde,  nach  dem  Vorgaog  anderer 
neuerer  deutseher  Gesetzgebungen,  und  einigermaassen  dann  nacb 
deren  Muster,  die  Gewerbesteuer  für  diese  Betriebe  van  der  all- 
gemeinen Gewerbesteuer  abgetrennt  und  besonders  geregelt,  zn- 
gleieb  auch  „die  Regelung  der  Vorsebriften  tlber  die  Besteuerung 
des  Gewerbebetriebs  im  Umberzieben  mdglicbst  im  Änsebluss  an 
die  Reich sgewerbesteuer  und  in  Ueberelnstimmnng  mit  derselben 
vorgenommen"  (Roth).  So  entstand  das  eigene  Gesetz  rom  8.  Juni 
löDG,  welches  zugleich  die  Wand  erläge  r  obligatorisch  emei  be- 
sonderen Gemeindesteuer  unterwarf  (§.  24  ff.). 

Dor  regelmässige  iStcuorsaU  der  Waodergewoibcsteuer  kt  daaacb  jetzt  (iO  M., 
mit  Ermissigungcn  ■tnfenweise  bis  auf  12  H.  berab  bei  Gewerbebetrieben  geringerer 

Bedeutung  und  durch  besondere  tm^taiidc  bccinträchtigtor  Leistung.^f  ibigLeit,  und  mit 
Krlioluin^e»  stiiienwcis*  \m  auf  360  M.  bii  irrf^s-oren  Betrieben,  höhereoi  Botrit-hs- 
kapital,  grüiacrcm  Luifajig.  bedeutenderer  Karaj!:8fähigkeit,  bezwr.  entsprctheiidcii 
Merkmalen  dafür,  so  bei  Uaadel  mit  rerthrollcren  Gegenständen,  mit  Pfeflen,  Vieh, 
auch  bei  den  mit  unter  diese  Steuer  fall  li  lon  jrrösseren  Schaustellun^on  und  Lnstbar- 
iieiten  ron  Tbeaior<  und  Scliauspicluntcrnchniungen,  Meuagchon,  Kunstreitcrgeseil« 
scheften  u.  s.  w.  (s.  §.  8  ond  Tarif).  —  WandcrUger  werden  einer  vOchentUcben 
Steuer  von  '^'0.  f'O,  -10,  '20  M.  mrh  den  Ortsgrösscu  niitLiworfcM.  Die  (jeiuciiulon 
dürfen  für  \\audeilai:<;r  um  iiohcrzcugaissen  der  Land-  und  Forst «irthschaft  und  mit 
anderen  geringwerthiguu  Ailikelo  niedrigere  Sät/u  von  20.  10,  5,  2  M.  orhobeo  (§.  2b). 
S.  fit  alles  Weitere  das  Gesetz  und  Botb'a  Coinnicutar. 

§.  lU;.  Die  Bergwerksabgaben  des  grundlegenden 
französischen  Gesetzes  von  1810,  die  sich  aus  einer  festen  Steuer 
nach  der  Ausdehnung  des  i  ;i  ubenfeldes  von  10  Fr.  für  das  Quadrat- 
kilometer und  einer  j)r(»])orti()ualeu  vom  Ertrag  von  5  ^i^^  in  niax. 
jährlich  zusammensetzen  (Flu.  III,  §.  207),  blieben  zunächst  unter 


Digitized  by  Google 


BergweriutabgabcQ.   Personal-  und  Mobiliarstcucr. 


399 


der  deatsehen  VerwaltODg  bestehen,  auch  mit  dem  10  ^Uigen  Zn- 
fchlage.   Aber  bereits  durch  Gesetz  vom  16.  Dec.  187d  wurde  die 

Proportionalabgabe  von  5  auf  2  %  ermässigt.  Jüngst  ist  dann,  im 
Aiischlubs  an  die  neue  Gewerbesteuer,  durch  eine  Novelle  zu  dem 
Gesetz  von  1873,  durcli  da»  Gesetz  vom  2.  Nov.  1896,  eine  Aende- 
rnng  in  der  ßereebnangsweise  der  Proportional-  oder  verhUltniss- 
niässisreu  Abgabe  eingetreten.  8ic  ^vird  jetzt  Jährlich  aut  Grund 
einer  Eioschätzuug  des  steuerpliichti^^en  Reinertrags  ermittelt. 

Die  FeststelloDg  des  letzteren  erfolgt  durch  die  Bozirkscommissionen  de»  neuen 
üewerbcsteucrgusetxes  ron  1896,  §.  16  tf.,  wobei  ein  Vertreter  der  Obcrbergbohördo 
ab  Mitglied  in  die  Commi-ssion  mit  tritt.  Der  St«aenatz  ?on  2  Vo  oicbt  ? erfindert 
w-rden ,  ebonsowenifr  die  feste  Steuer  Pfennip^e  vom  IleciarV  Aach  die  Kechts- 
mutel  des  neuen  Gewerbestenergesetzes  werden  dem  Bergweriissteuerpfliclitigen  gewährt. 
Die  Eibebiiiif  beid«r  Bergverksabgaben  erfolgt  nach  den  fOir  die  dirscten  Stenera 
geltendeil  Vorschriften.  Der  Aasfailfonds  besieht  auch  hier  (10  7o)-  l^>c  Gemeindea 
dürfen  far  ihre  Bedürfnisse  ZnschlÄg-c  erheben,  doch  nur  im  llöchstbetrajjj-o  der 
Staatssteuers&tze,  eine  bei  den  Zuschläguu  in  den  audereu  dircctuit  Siaatääteuci u  nicht 
iMitehende  Beschrinkung.  S.  ausser  den  eca.  Geaeisea  die  .JLnafdhnmgsbesttiiiaiaDgeD'* 
n  dea  beiden  (jeaelzen  roa  1873  and  1896. 

§.  117.   Die  Personal-  nnd  Mobiliar-  (Wohnnngs  ) 

Steuer  nnd  ihre  Umbild ung  zurKapital-  oderKapital- 
renteu-  und  zur  Lohn-  und  B es oliiungss teuer.  Die 
erstere  Steuer  ist  im  franzttsisehen  (s.  Fin,  III,  §.  191  ff.)  und  war 
daher  bisher  auch  im  reichsländischen  directen  Steuersystem  das 
Glied,  welches  einen  wirklichen  rersonalsteuercharaoter,  als  freilich 
roheste,  völlig  ungenügende  Form  einer  allgemeinen  Kinkommcn- 
steuer,  besitzt.  Die  Steuer  tritt  fllr  den  Grund-  und  Hauseigen- 
tbümer  nnd  den  Patent-  oder  Gewerbesteoerpflichtigen  als  zweite 
directe  Steuer  zu  den  drei  anderen ,  welche  diese  Personen  nach 
ihrem  Besitz  oder  Beraf  zahlten,  hinzn,  so  dass  in  diesen  Fällen 
insofern  Doppelbesteuerung  besteht  Dagegen  ist  sie  die  einzige 
direete  Stener  der  übrigen  BevölkeniDg,  der  Lohnarbeiter,  Beamten, 
freien  liberalen  BerafCy  der  Leihkapitaltsten  n.  s.  w.  In  dieser  Hin- 
sicht gleicht  die  Steuer  in  ihrer  Steltang  im  directen  Steoersystem, 
oar  in  weit  nnznlänglicherer  Form  nnd  Function,  der  ehemaligen 
prensBiscben  Classen-  nnd  classificirten  Einkommensteuer  neben  der 
Orand-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer.  Praotisch,  nach  Milssigkeit 
ihrer  Steuersätze  nnd  nach  ihrem  Ertrag,  der  nur  etwa  des  Ge- 
samnitertrags  der  directen  ^Steuern  im  Kcichslande  ist,  hat  nie  bloss 
die  Bedeutung  eines  Ergänz uugsglieds  des  directen  Steuer- 
systems. 

Die  Steuer  besteht  aus  den  durch  ihren  Namen  angedeuteten 
zwei  Gliedern  und  damit  eigentlich  aus  zwei  ganz  verschiedenen 
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Be8tandtheil6n.  Die  Pereonalsteaer  wirkt  in  der  That  wie  eine 
reine  Kopfiitener  (Fin.  III,  S.  457).  Aaf  «ie  fftllt  vom  Gesainmt- 

ertrag  der  Steuer  im  Reichsland  etwa  ein  Drittel.  Sie  fand  nnr 
noch  die  alte  doctriiiarc  Kechllcitigun^,  dass  eine  solche  Steuer 
das  nothwendtge  Correlat  der  staatsbllrgerüchen  Rechte,  des 
AVahlreehts,  des  Rechts  der  Mitwirkung  bei  der  Finanzcontrole  Rci, 
■ —  wobei  obuebiu  alle  sonstigen,  iudirecten  Steaern  u.  s  w.  un- 
beachtet bleiben.  Die  zweite,  die  Mobilia rsteucr,  ist  eine  Wohnungs- 
steuer, die  alle  Mängel  einer  ein  Hauptbedürfniss  belastenden  be- 
denklichen Verbraacbssteoer  und  einer  nacti  einem  isolirten  Momente 
gebildeten  Einkommenstener  in  sicli  vereinigt  und  ausserdem  noch 
apecielle  Mängel  als  Wobnnngssteaer  und  vollends  als  gleich  hohe 
staatlicbe  Wobonngssteaer  hat.  Denn  der  Wobnmigsaafwand  ist 
eine  nngleiche  Quote  Tom  Einkommen  nach  dessen  Hobe,  ferner 
nach  dem  Ton  der  Familiengrösse  und  -ZnaammensetKung  mit  ab- 
händigen  Wobnungsraambedarf,  endtieb  naeb  der  GrOsse  und  dem 
ganaen  Obaracter  der  Wohnorte.  In  gleich  hohem  Steuersatz  triffi 
die  staatlicbe  Wobnnngssteuer  daher  das  kleine  Einkommen,  die 
grosse  Familie,  die  Wohnung  in  grossen  nnd  theneren  Orten  höher, 
alsä  in  den  eiitgegcngesetzten  Verhältnissen.  Wegen  dieser  geringen 
Geeignetheit  des  Wobnungsaut'wands,  als  Giuudlage  der  Steuer 
zu  dienen,  hat  nian  auch  im  Keicbslande,  wie  in  Frankreich  über- 
haupt, die  Veranlagung!:  gar  nicht  immer  auf  dieser  Grundlage,  son- 
dern mit  nach  der  alliremeinen  VerriKi^auslnf^e  nnd  den  Wohlstands- 
vcrhUltniösen  der  Steuersptiichtigen  durchgelührt:  eine  Verbesserung 
in  einer  Hinsiebt,  aber  ein  Nacbtbeil  in  anderer,  weil  ohne  eine 
wirklich  zoTerlässige  Ermittlung  von  Einkommen  und  Vermögen 
der  Einzelnen  so  ein  Element  der  Wilikttbr  in  die  Veranlagung 
kommt,  gerade  im  Widersprach  mit  einem  der  wiehtigsten  leitenden 
Orundsfttze  des  französischen  directen  Steuerrecbts.  In  einigen 
Städten  wird  auch  in  Elsass-Lothringen  die  Mobiliarquote  der 
Steuern  tbeilweise  aus  dem  Ertrage  des  Octroi  mit  bestritten,  was 
das  französische  Gesetz  yon  1832  erlaubt  hatte  (s.  u.  §.  125).  Ana- 
nahmsweise  bei  dieser  directen  Steuer  erhebt  der  Staat  fttr  seine 
allgemeinen  Zwecke  zum  Principale  noch  17  7o  Zuschläge,  wegen 
der  zu  niedrigen  Belastung  der  CciLsiteu  dieser  Steuer  verglichen  mit 
denen  der  anderen  directen  Steuern. 

S.  Fin.  III,  §.  194.  Coinmissionsbericht  dc^  L.tndesausscliusses  über  den  1898er 
(ieseUentwarf  der  Kapitalrentenstcuer  (auch  Fin.arcb.  B.  16»  S.  343).  ücber  die 
>\'uhiiuD^«  and  Miethsteuer  uberhaopt  meine  Abhandlang  dinetfl  Steaeni  im  ScbSn- 
borg'schen  Handbach,  B.  8,  4.  Aafl.«  S.  360  ff.  Statistisches  über  die  Penonal-  und 
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MobUiar^teuer  im  ßeichslande  in  den  Anlagau  zu  dem  gen.  üeseUentwurle  (aucii  im 
FlB.ATch.  B.  16.  S.  339).  Mit  den  17  %  Zuschlafr  zum  Priocipale  bolrofr  der  Ertrag 
ffer  den  Staat  1896;97  1.889.249  M..  wotoii  627.105  auf  di-  PcTsonal-.  1.202.144  M. 
auC  die  MobUiar»toiier  fielen,  alfo  */•  und  Die  Personalsteuerquoten  überwiegen 
in  den  kleinsten  Gemeinden ,  f on  Oeeammtbetrage  fielen  40.05  ®;  o  auf  die  1434  Ge- 
meinden  bis  1000  Einwohner.  10.45  Vo  »"f  die  142  mit  1000—1500  Einw.,  7.82  % 
»uf  die  70  mit  1500 — 2000  Einw..  zui-ainiricn  da)i»'r  auf  die.so  kloinercn  (icmeindcD. 
d  h.  wesentlich  die  Durfer  bi.'o2  "/g,  auf  die  'jA  aiuücreu  Gemeitidcn  von  2000  bis 
20.000  Einw..  also  wesentlich  die  kleineren  Städte.  23.68%,  anf  die  4  grOssten  SOdte 
ISOO'^'o-  ^*nz  anders  vertheilen  sich  die  Mobiliarstcoerqtiotcn.  von  deren  Gesammt- 
beuä((en  fielen  uemlicb  auf  die  kleinen  Gemeinden  biü  200U  Einw.  38.51  %  (davon  aaf 
die  UeiDsten  unter  1000  nlleidiDgs  allein  25.57  o/q)  ,  anf  die  mittleraa  24.85.  anf  die 
4  grössten  r>6.G4  Material  zur  Kritik  der  Pcrsonalsteuer  in  dem  Heft  IV  der 
Betträ«re  zur  Statistik  SUarabaigs,  rom  Director  des  M&dtischen  statistiscben  Amts 
iieiasen berger  (1898). 

Beide  Glieder  der  Steoem  widerspraeben  also  dem  Gnudsato 
der  Bestenemng  nacli  der  Leistungsfähigkeit  durchaus  nnd  ge- 

^taüctcü  auch  auf  ihrer  bisherigen  Grundlage  keine  bclricdigcude 
Reform.  Die  vereinigte  Personal-  und  Mobiliarsteuer  löste  auch  die 
.\ufgabe  völlig  ungenügend,  den  Realitätenbesitzern,  Landwirtben 
iinri  Gewerbetreibenden  gegenüber,  welche  durch  die  Grund-,  Ge- 
hii (uU-  und  Patent-  oder  Gewerbesteuer  belastet  wurden  und  doch 
die  Personal-  und  Mobiliarsteuer  ausserdem  noch  trugen,  die  Henife 
mit  reinem  Arbeitsertrage,  besonders  die  höheren  Kategorieen  darin, 
die  Beamten,  Öffentliche  wie  private,  besser  gestellte  Arbeiter,  freien 
liberalen  Berufen  Aogehdrige  nnd  vor  Allem  die  Leihkapitalisten 
&Lt  ihr  ZinBeiQkommen  ancb  nor  eiDigermaaaaen  entsprechend  mit 
in  belasten.  Diese  Beyl^lkernngBelasseD  genossen  daher  thatsSeh- 
lieh  ein  starkes  Privüeg  in  der  directen  Bestenerong.  Die  grosse 
Entwieklnng  des  Credits,  des  bewegliehen  und  Leibkapitals  im 
Laofe  des  19.  Jahrhunderts ,  in  immer  rascherem  nnd  sülrkerem 
Maasse  nenerdings,  bewirkte ,  dass  diese  Lttcke  der  Bestenemog 
des  Leibzinsertrags  aneh  immer  iUblbarer  wurde.  Die  schwierige 
Lage  der  Landwirthschaft  Hess  anderseits  den  Druck  der  Grund- 
steuer euiplindlicber  werden.  Bei  dem  Vorwalten  der  Erträge  der 
Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  im  gesaniiuten  Ertrag  der 
directen  Steuern  trafen  auch  die  Bezirks-  und  Gemeindczuscülüge 
zu  den  JStaatssteuerii  wieder  .überwiegend  diesen  Besitz  und  seinen 
Ertrag.  Bei  der  vielüulien  Hohe  dieser  Zuschläge,  von  denen  die 
Bezirkszuschiage  nach  der  bestehcudcD  Gesetzgebung  auch  wieder 
bei  der  Grandsteuer  erheblich  höher,  als  bei  den  beiden  anderen 
waren,  war  die  Last  der  directen  Stenern  so  abermals  besonders 
stark  dem  Realitätenbesitz  und  Gewerbeertrag  und  in  noch  höherem 
Grade  dem  ländlichen  Gmndbesits  nnd  Landwirthscbaftsertrag 
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zQgewälzt  Auch  von  den  Besitzwecbsel-  und  anderen  Abgaben  im 
Eiiregistrementy  factisch,  weil  er  sich  am  Wenigsten  der  richtigen 
Besteaemog  entziehen  kann,  sowie  von  der  Erbschafts-  and 
Schenknngsstener,  theilweise  vielleicht  anch  von  den  indtreeten 
Stenern  (Weinstener,  Octroi)  wurde  wiederum  besonders  dieser 
ländliche  Besitz  und  Ertrag  getroffen.  Je  nach  Gulturarten,  Boden- 
gtite  u.  s.  w.,  daher  namentlich  nach  vorherrschendem  Getreidebau, 
hier  am  Ungünstigsten,  und  anderen  Produetiooszweigeu  war  die 
Sachlage  nur  wieder  sehr  verschieden  unter  den  einzelnen  länd- 
lichen Besitzern. 

Dieser  Verhältnisse  wegen  galt  schon  iiinger  als  ein  nothwen- 
ditres  Ziel  dor  Stenerreforni  eine  Entlastung  des  ländlichen 
Grundbesitzes.  Es  war  nur  schwierig,  festzustellen,  wie,  und 
dann  woher  die  Mittel  nehmen,  am  Steueraasfälle  zu  ersetzen.  Die 
Ansichten  gingen  darin  auseinander.  Aber  die  Nothwendigkeit, 
dem  ländlichen  Besitz  und  Betrieb  durch  Entlastung  von  dirccten 
Steuern  zu  helfen,  ward  doch  immer  allgemeiner  anerkannt  Ebenso, 
dasB  ein  Hanptweg  dazu  sei,  die  erforderlichen  Mittel  dalUr  durch 
stärkere  directe  Besteuerung  des  bisher  durch  diese 
Steuer  so  ungenttgend  mit  belasteten  beweglichen 
Kapitals  und  Leihzinses  zu  gewinnen. 

Dab'-i  ilarf  man  ttbrigftoi,  wie  in  der  analogen  Lage  in  Frankreich,  nicht  über- 
sehen, dais  die  Verkclirshtcueni  iui  Knregistremcnt,  im  Steuipolwcscn  and  die  Erb- 
scltaftsstcuer  immorliin  das  bewegliche  udor  Leihkapital  erheblich  mit  tiefieo,  das 
„Sc«oeii)ri\rileg'*  deeeelben  in  der  dincten  Besteaening  also  nicht  so  gioes  ist,  es 
scheint  und  al»  es  z.  B.  in  Preusscn  bei  der  ungcntlgcndea  Heranuehtiiiir  in  der 
Classen*  und  Einkommensteuer  ror  der  Reform  ron  1891  wai,  weil  da  jene  aaderen 
Steuern  fehlten  oder  vfel  geringfügiger  waren. 

Au(  h  liier,  wie  in  den  anderen,  in  diesem  Bande  behaudeltMl  doolschen  Stanten, 
sirnl  di.^  Heionnen  Her  direcfen  StaaisstPiTern  mit  dnrrli  die  Commana)zDScbI&ge 
?eranlasst  worden.  Die  Bezirks/uschlagu  betrugen  im  lieichslando  48°  o  Grund-, 
82.5  bei  der  Gebinde-,  28  %  bei  der  Gewerbestener.  Von  1752  Katastergemcindttn 
hatten  IR  krinn.  2r.9  lintfcn  bis  20  7„.  419  von  20  40.  4^1  v,n  in—GO.  2^2  von 
60 — ÖO,  166  ?oa  80—160. 140  Gcmeiodeo  Uber  100  Gcmoindcatuueriiuschiige  zu  den 
directen  Stutsstenero.  in  1897/98  (Nlheres  q.  in  §.  125).  S.  die  Daten  Uber  dieGnmd- 
htcuer  in  ihrer  Vertheilung  auf  die  drei  Körper,  Staat,  B  /.irkc,  Gemeinden  und  mit  den 
weiteren  Einzelheiten  oben  8.  .S87.  Im  (lanzen  war  das  lict  tar  bewirthschaftefen  Tiodons 
danach  (cxci.  Staabwald)  mit  2.88  M.  ötaatsaieti.  r.  M.  Zuschläjfcn.  zusauimeu  luu 
4.64  M.  hl  lasfef.  die  Ziibchläge  also  fast  so  bo(  ii  al^  das  Staat>-Priih  (s,  o.  §.  112). 
Solche  Vcrhiiltni^x':  dr.'iiitxtcii  d-T  Latje  der  Landwirthschaft  mit  auf  die  Kelbrmen 
hin.  (Aus  der  Begründung  des  Gesct^cniwurik  von  1Ö98  und  deren  Anlagen.  Obige 
Baten  für  1897/98.)  Es  ist  leider  in  einem  Werke  vie  diesem  nicht  mOglich.  auf 
solche  Zui>ammcnhängc  aller  Fragen  genauer  einzugehen.  Aber  i:<  rade  auch  in  der 
Finaozwiitöenächaft  ist  zu  betonen,  dass  keine  Einzelfras^e  i^olirt  für  &icJi  in  praxi, 
daher  richtiger  Weise  auch  nicht  in  der  Wissenschaft  zu  erörtern  ist 

Diesem  Ideengang  entspran^^  denn  auch  der  Plan  der  reicfas- 

lüDciijjchcu  Kcf^icrung  znr  Eiuführimg  ciuer  besonderen  Kapital- 
rcutcnsteuei'}  der  zu  eioem  Gesetzentwurf  im  Landesauäschuss 
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führte  (Januar  18t>8).  Die  mit  2  Vo  und  deiriessn  ein  Fuss  damnter 
fUr  die  unteren  Stuten  in  Aussicht  genoaiiiiene  Steuer  sollte  die 
Mittel  zur  Aufhebung  der  Personalsteuer  und  zur  Ent- 
lastung der  Grundsteuer  liefern.  Doch  war  mit  dem  Ent- 
worl'e  nicht  gleich  eine  endgiltige  gesetzliche  Regelaog  der  Materie 
besweckt  Es  sollte  zanäcbat  nur  die  Darohfitthrang  der  Veran- 
Itgaog  der  Kapitalrentensteuer  erfolgeD,  auch  am  genügende  Daten 
xnm  weiteren  Ansban  des  Steoerreehts  sn  erlangen.  Die  Abstnfnng 
des  Steneraatzes  fttr  die  unteren  Stufen  and  die  näheren  Modaliaten 
für  die  Entlastsng  der  Grundsteuer  blieb  späteren  besonderen  Ge- 
setaen  yorbehalten.  Ebenso  wollte  man  die  Bebandlung  der  Fragen, 
inwieweit  aueh  die  Mobilia rst euer  theils  dureb  eine  Lohn- 
und  Besoldungssteuer,  tbeüs  durch  die  Kapitalrenten- 
Steuer,  eventuell  mittelst  Erhöhung  des  Steuersatzes  derselben, 
ersetzt  werden  sollen,  sjiUtir  noch  besonders  erledigen. 

Die  laiidläutigen  Bedenken  gegen  jede  Kupitalrentensteuer, 
welche  im  Keichslande  nach  alter  französischer  Tradition  trotz  der 
gegentheiligeu  Erfahrungen  gerade  der  süddeutschen  Nachbarländer 
wohl  eher  noch  mehr  als  sonst  bei  uns  in  Deutschland  verbreitet 
waren,  wurden  in  der  „Begründung"  mit  Recht  zurückgewiesen: 
80  die  behauptete  Gefahr,  dass  das  Kapital,  vielleicht  die  Kapi- 
talisten selbst  durch  diese  Steuer  aus  dem  Lande  getrieben,  der 
Credit  erschwert  und  vertbeuert,  der  Zinsfuss  erhöbt,  die  Steuer 
dem  Sehnldner  sngewftlzty  theilweise  Doppelbesteuerung  erfolgen 
werde  u.  s.  w. ;  ferner  dass  die  Durebfttbrung  der  Steuer  ein  stören- 
des Eindringen  in  die  YermOgensverhältnisse  bedinge,  Deelarations- 
swao§^  u.  ä^,  dabei  unvermeidlich  und  doch  unerträgliob  sei.  Im 
Ganzen  suchte  man  nur  durch  möglichste  Hilde  der  Vorscbriften 
der  Veranlagung,  durch  Beschränkung  der  allerdings  geforderten 
^Erklärung"  Aber  die  Erträge  des  Leihkapitals  auf  allgemeinste 
Angaben,  ohne  Eindnugen  in  das  Einzelne,  durch  niedrige  Be- 
messung des  Steuersatzes  (2  "/q  in  niaximo,  niedriger  als  in  den 
auüeieii  süddeutschen  Staaten),  die  Bedenken  und  \  orurtheile  gegen 
die  Steuer  zu  beseitigen  oder  doch  zu  beschwichtigen.  Die  Steuer 
sollte  den  Zinsertrag,  nicht  das  Kapital  als  solches,  zur  Grund- 
lage haben  uud  scliluss  sich  im  Entwürfe  in  manchen  Puncten,  so 
in  Betreff  der  subjectiven  und  ohjertiven  StcucrpÜicht,  den  anderen 
deutschen  (iesetzen  über  Kapitalrentensteuer  au. 

S.  den  Entwurf,  auf  <].  ii  wir  hier  niclit  naher  in  den  Einzelheiten  eingeben,  weil 
er  s«hr  wesentliche  Vcrhadurungen  im  Landci>au^schu3st  und  in  dem  Bchliesalich  Geüetz 
gcvonUiMii  Text  erfahren  liat  (s.  «.),  sowie  die  Motive  und  die  Vorlege  selbst 
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(Landesansschnssacten,  XXV.  Se>sioi»  180:^  Nr.  7,  25.  Jan.  1898'.  Di..-  Nothwendig- 
ieit,  gerade  bei  dieser  Steuer  die  VeipdichtUDg  zur  Selbstangabe  des  Kapitalertrags 
für  den  Censiteo  aasziisprech^n,  irordo  anorltaiint,  aber  in  dieser  ,3teaereiUtnnif^^ 
sollte  nur  der  Gesammtbf.irag,  Zinsen,  Dividt  nJen  u.  s.  w.  in  Einer  Sanimo,  bloss  die 
steoerpHicbtiiren  Kenten  (Leib-,  Zeit-,  Erbrcntcn)  getrennt  angegeben  werden  mUsson 
(Entwurf  §.  10,  2).  Der  Abzog  ron  Paerivkapitalzinsen  (am  Pauat-  und  mitorpf&nd- 
lieh  versicherten  Kapitaliditilden) ,  der  statthaft  war,  sowie  die  sonstigen  Lasten  auf 
der  Zinsrento,  war  indessen  an  !;:enatiere  Angaben  darüber  geknüpft  (Art  des  Rechts- 
geschäftä,  Peraon  des  Gläubigers  und  Rentenempfängers,  auf  den  eiitzcliiuu  davon 
treffenden  Zina-  oder  Rentenbetrag  (§.  10,  5)  Um  weiter  den  Steuerpflichtigen  enU 
gegenzulfommen,  sollte  die  Veranla^nn^  nur  alle  8  Jahre  erfolgen  und  innerhalb  dieser 
Zeit  VeränderuAgen  der  Zinserträge  nur  ausnahmsweise  berücksichtigt  werden  (§.  11 
des  Entwnrfii).  Femer  sollte  die  Steuer  nfeht  nach  dem  wirkliehen  Ertrag, 
wie  bei  der  neueren  Gebände-  und  Geworltostouer.  nach  einem  Stufentarif  mit  ziem- 
lich weiten  Spatien,  namentlich  bei  den  höheren  Bezügen,  stattfinden,  was  freilich 
auf  die  absolut  gleich  hohe  Besteuerung  nicht  unwesentlich  verschieden  hoher  Zins- 
erträge hinauskommt  (§.  7  und  Tarif  in  der  Anlap'  100  M.  frei.  1.  Stufe  l'io— 300, 
2.  8-500.  8.  r,.-700  ,  4.  700-1000.  5.  1000-1800,  6.  18  1600.  7.  1600—2000, 
dann  jede  weitere  um  500  M.  steigend  bis  4000  M.,  von  da  um  1000  bis  8000  M.. 
Toa  da  nin  2000  bis  12.000  M.,  von  da  nn  8000  bis  18.000  M..  ron  da  vm  5000 
bis  80.000  M.,  von  da  an  uui  10.000  M  V  Dies  Vcranlagungsgeschäfi  sollte  nicht 
einzelnen  Beamten,  sondern,  wie  bei  der  Gebäude-  und  der  Qewerbesteaer,  besonderen 
Organen,  bezw.  Gommissionen  übertragen  werden  (§.  12).  Bei  der  ersten  Veranlagung 
sollte  endlich,  wie  bei  der  Gewerbesteuer,  eine  grösstentheils  vom  Landesaosschuss 
zu  wählende  Lnndescommission  fungiren,  die  Veranlaganisrs^rundsätze  feststellen,  die 
Thä(igkcit  der  Vcraulaguagscommissionen  beaufriichtigeu ,  bu  ein  glcicUmassiges  Ver- 
fahren bei  der  Veranlagung  im  ganzen  Lande  rerbttrgcn  (§.  38).  Man  achitxte  bei 
einem  Durchschnittssteuerfos«  ron  V/^  %  (unter  Berücksichtigung  der  Degression  des 
JS'ormalfusses  von  2  ^i^^  kleinen  Beträge)  auf  Grand  der  Erb&cbaftssteucrergeb- 
nisae  und  nach  der  YergldchnDg  mit  Baden,  auch  mit  Wttrttembeif  den  Stenerertraf^ 
anf  LI  Mitl.  Mark.   (Alles  hier  Erwihnte  ans  der  BegrOndniiff,) 

Aus  der  Berathnng  im  LaodesamchiuB  ist  der  OeBetzentworf 

indessen  in  wesentlich  veränderter  Tendenz,  Gestaltnng  und  Aus- 
dehnung hervorgcgaugeu  und  daher  schliesslich  doch  ein  anderes 
Gesetz  entstanden,  das  vom  2.  Juli  18ÜÖ,  betr.  die  Ermittlung 
der  Erträge  aus  Kapital,  Lohn  und  Besoldung.  Der 
Plan  der  Kapitalrentensteuer  iaiid  /unilirh  allgemeine 
ßilUgunir.  Man  wollte  nur,  wie  es  auch  in  dem  Ücfrierungsplane 
eigeutli(  Ii  als  nächste  Aufgabe  aufgelasst  war,  zuuäi  list  wie  bei 
der  EiulUhrung  der  Gewerbesteuer  vorgeben,  d.  h.  dureb  ein 
„Ermittlungs-"  oder  „Steuereinschätzungsgesetz" 
erst  eiDmal  die  Grundlage  für  eine  förmliche  Kapitalrentenstener 
gewiniieD.  Demgemäss  wurde  der  Gesetzentwmrf  um-  and  dag  neue 
Gesetz  aasgestaitet  Dabei  worden  freilich  die  der  Berölkeniiig 
nDgewobnten  und  der  Annahme  nach  unliebsamen  Bestimmungen 
betrefiii  der  Veranlagung,  namentlich  der  Steoererklllrang,  noch 
weiter  gemildert 

Statt  dner  obUgatoriachen ,  dnrch  entsprechende  Strmfandrohnngen  gestfttzten 

Steuererkl&rung  Uber  den  Betrau  tler  liozogenen  Zinsen  heschrrinkte  mati  sich  auf  ilie 
Forderung  einer  freiwilligen,  auf  Pilicht  und  Gewissen  abzugebenden  Erklärung  ledig- 
lich tlber  die  Tarifstufe,  in  welche  die  Zinserträge  eines  Censiten  fallen.  Die  Unter- 
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ItBMiog  diesw  EtUftniBir,  veldifl  in  dem  Entvorfe  mit  Strafe  bedroht  war  (g.  24«  bie 

300  M.l  lut  keiuc  Strafe  mehr  /ur  Folge,  nur  wissentlich  unrichtige  oder  unrollst&n- 
dige  Angaben,  wodurch  die  Einreihung  in  eine  niedrigere  Steuerstufe  bewirkt  wird, 
^üd  btraffaiiijf  (auch  bis  300  M.,  (jeeeLi  §.  18).  Die  Veranlaguagiscommis&iüü  setzt 
dann  nar  ibreiseili  ohne  m  r  .n  Naobweia  die  Steuerstufe  fest,  wenn  der  Pflichtige 
auch  einer  crnoneton  Aufforderiinfr  zur  Abgabe  einer  SteuererU&nug  oicbt  oaw- 
geitommen  ist  (üti^ietz      14»  Anstahruugbj$runds&tze  Alt.  12). 

Aber  man  begnügte  sich  nicht  mit  den  Ermittlungeu  der  Kapital- 
erträge,  sondern  erweiterte  diese  ErmitlluDi^en  zugleich  mit  auf  die 
der  Löhne  nnd  Besoldungen  u.  s.  \v.,  um  vollständiges  Material 
ftir  die  Fortführung  der  ^Steuerreform  und  für  die  —  übrigens  erst 
nach  Reendigunf]:  der  Erniittlangen,  wenn  die  Ergebnisse  zufrieden- 
stellend ausgeiailen  i>eieii,  zu  treffende  —  Entspheidang  der  Frage 
Aber  die  gänzliche  Aufhebung  der  Personal-  und  Mobiliarsteuer  und 
die  Art  ihres  Ersatzes  zu  gewinnen.  Dabei  worden  Bezüge  bis 
1000  M.,  also  die  Masse  der  Arbeitslohn-Einkommen,  ansgeschlossen. 
Besage  von  1000—2000  M.  nur  amtlich  ermittelt,  höhere  auf  Grand 
einer  gleichen  freiwilligen  Stenererklftrong  unter  denselben  Be- 
dingangen,  wie  bei  den  Kapitalrenten  nnd  ancb  nor  mit  Angabe 
der  satreffenden  Stenerstnfe,  webet  für  die  Ofientliehen  Diener  Ton 
einer  eigenen  £rUftrang  abgesehen  werden  nnd  die  beireffende 
Behörde  die  Angaben  Uber  die  öffentlichen  Bezflge  machen  konnte 
(Gesetz  §.  11).  Ansdrllcklieh  wnrde  die  Ermittlung  der  Ertrüge 
ans  Kapital,  Lohn  und  Besoldung  auch  auf  den  Zweck  beschränkt, 
um  Unterlagen  illr  die  r>iitlastung  der  Landwirthscliaft  uud  die 
HerbeiJiihrung  einer  Steiierauhgleiehnng  (Gesetz  1)  zu  gewinnen, 
nicht  für  eine  Vermehrung  der  Staatsoinltünfte. 

Die  angeordneten  Ermittlungen  haben  seitdem  stattgefunden, 
sind  aber  im  Moment  des  Abschlusses  dieses  Abschnitts  noch  nicht 
beendet.  Die  endgUtige  gesetzliche  Erledigang  der  Sache  steht 
daher  noch  aas. 

leb  mma  dafür  auf  eventoene  Naebti^^e  in  diesem  Boche  reiveisen.  8.  fOr 

Einzelnes  das  Gesetz  vom  2.  Juli  1898.  die  mehrfach  characteristischen  Abweichungen 
ron  der  Kegierangsvorlage  in  der  Zusammenstellung  der  Vorlage  und  der  letzten  Bu- 
schlQss«  des  Landesausschusse-s  (XXV.  Session,  22.  Sitzung,  27.  April  1898,  Druck- 
tache  Nr.  78a),  die  dauali^ron  Verliandlungen,  besonder»  den  Comuiis^ionsbehcht 
(aoch  im  Fin.arch.  B.  16,  S.  84011.);  dann  die  „allgemeinen  Grundsätze  fllr  die  Er- 
mittlungen u.  8.  V.  nud  die  Ausfuhrungsbestimmungen  za  dem  Gesetze"  rom  15.  Nor. 
1898.  (Gesefs  lud  dleie  Beatimmangen  Im  Fia.arcb.  B.  16«  S.  845«  850).  Hier  sei 
reu  Einzelheiten  noch  Folgendes  angefahrt. 

In  Consequcnz  der  Umwandlang  eines  Steaergesetzentwurf^i  in  ein  blosses  £r- 
»fttlangsgesetz  nnd  de«  rerindettefi  Zvrecks  tnd  Umfangs  führt  das  Gesetz  oleht, 
wie  der  Entwurf,  den  lltel  „betr.  Kapitalrentensteuer*\  sondern  „betr.  die  Ermitt- 
lang der  Ertrftge  aus  Krty^ical,  Lohn  und  Besoldung"  und  ordnet  nicht 
mehr  die  Einftibrong  einer  KapiialreDtenüteuer  zum  Zweck  der  Auibebuiig  der  Per- 
jeBdstener  uid  VaHhMaog  des  Gnuidberitzes  an,  softdern  die  Ermittfaing  jener  Ertilge 
A.  Waffaer*  IlinrataaaMhaa  IT.  27 
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zur  Gewinnoiig  der  für  die  Eotlastang  der  Landwinbscbaft  und  Herbeifilbniiig  einer 
Stcueraasgloicbung  erforderlichen  Unterlagen  1). 

ÜDter  den  Kapf  talertrlf en  weiden  in  der  WeiM «nderer  besttgKdier  OoMtza 

nicht  nur  die  Zinsen  u.  s.  w.  ans  Kapitalanlagen  aller  Art,  sondern  aasdrücklicli  auch 
die  Erfffi^o,  Dividenden,  Zinsen  und  sonstige  Bcztlge  aas  Antheilen  von  Acüen,  Gom- 
nianditactiengesellschafteii,  anderen  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung,  Berg* 
gc^erkschaften,  feniw  Kenten  jeder  Art,  besondcrd  Leib-,  Zeit-,  Erbrenten,  in  Geld 
oder  Natnralnotzungcn  verstanden  und  cnniftrh  (Ges.  §.  2.  Ausfülirnnfrs-Venirdnaog' 
Art.  1).  and  zwar  BczQge-  von  Landes-  und  anderen  Keicbüangebörigen  mit  Woiinsitz 
Ader  Aofentbalt  Im  Bdehdaiide«  efttsehlfewllch  Körperschaften,  Stinoogen,  Amtalten« 
Vereine  und  Genossenschaften.  Vermöi^ensverwaltungen  aus  Conen rsmassen,  ferner  die 
sich  im  Reichslande  des  Erwerbs  w(^ca  oder  länger  als  1  Jahr  aufhaltenden  Ans« 
laader  (§.  3).  Ausgeschlossen  Ton  dw  Enniitlung  sind  die  Zinsbestige  der  ÖffentUchen 
KüTpw,  «nch  der  Kirchenfabriken  nad  werkanntcn  KcligionsgcsdifMi^haften,  der  Berafi»» 
genossenschaften ,  Arbciterversicherungscassen,  Gemeindesparcassen  ,  gewisser  anderer 
G.igenseitigkoits-Genossenschaften,  der  ÖßcntUchen  Vieh-  und  iin-xelversicherungsvereine 
und  Yerb&ndo;  anadrOcbUeli  noch  die  Kapttalerträi^nissc  der  Gewerbetreibenden  an» 
Ihren  im  Gewerbe  anpreleg^ten  und  zum  Betriebe  dienen*!  n  Kapitalien,  endlich  Ober* 
haopt  Nettorcoten  von  nicht  Ober  100  M.  bei  den  einzelnen  Empf&ngem  4). 
Der  Abzug  der  Pasrirzinsen  md  Lasten  darf  vle  in  dem  Entmirre  (o.  8.  404)  er- 
folgen (§.  t5).  Auch  ist  von  den  Erträgen  aus  nicht -rcichsläodischen  Bezugsquellea 
die  auswSrtipe  Steuer  abzuziehen,  was  in  den  ..Aosfühning-sbestimmung-en"  rnit  der 
Couponäteuer  u.  dirl.  excmplilicirt  wird  ^woraus  m.  E.  unriclitif;e  Cousequenzcu  sich 
crt^eben.  so  bei  Werth  papieren,  wie  den  (Merrcichischen ,  italienischen,  die  allgemein 
unter  Rücksicht  auf  den  Couponsteucra'>"iL'  gehandelt  werden  und  danacli  ihren  Curs 
haben).  Als  Maassstab  fUr  den  zu  ermutcindcn  Jahresertrag  des  Kapitals  a.  s.  w.  gilt 
dann  aber  die  Stnfe  des  ren  der  Landeecommissien  feafzaeteUenden  Tarffii,  in  veleb« 
der  Erlrag  fällt.  Dieser  Tarif  ist  ge?en  den  des  Entwurfs  (s.  o.  S  4041  etwas  ab- 
itcändert  (1.  Stnfc  2  —800  M.,  jede  folgende  bis  1000  um  200  M.  mehr,  dann  Stufen, 
wie  im  Entwurf,  doch  nicht  nur  wie  in  diesem  von  10.000  M.  au  bis  30.000,  sondern 
bis  50.000  M.  ja  5000  M.  steigend,  erst  ron  50.000  an  um  je  10.000  M-X 

Die  Ermittlung  der  Ertr.'ige  aus  Lohn  und  Besoldung  ist  analog  geregelt 
worden.  Betroffen  werden,  wie  in  den  stlddcutschen  specielien  und  in  einer  d<^r 
üblichen  Abtheilungen  der  neaeren  allgemeinen  Einkommensteuern,  die  ße/.u(rc  aub 
einem  OfTentHchen  oder  privaten  Dienstverh&ltniss,  aus  einem  wissenschaftlichen  oder 
ktinstlerischen  Berufe,  aus  schriftstellerischer,  unterrichtender,  erziehender  oder  irgend 
einer  anderen  Gewion  bringenden  Thätigkeit,  soweit  die  Bezüge  nicht  schon  durch  die 
Gewerbesteuer  getroffen  oder  nicbt  nor  verObergefaend  oder  nebensäcblicb  sind,  m»- 
drUcklich  daher  auch  Pen>ionen  u.  dgl.  Bezüge,  welche  als  Entgelt  für  frühei^?  Ar- 
beit, Dienstleistung  oder  Berofsthätigkeit  bewilligt  worden  sind  und  auf  gesetzlicher 
Grandlage  oder  klagbarem  Rechtstitel  bemben;  doch  alle  Belöge  unter  1000  M.  jähr- 
lich ausgcschlos«-en  (demnach  7.  B.  regelmässig  die  Arbeitcrversicherongs-,  Unfall-, 
Invaliden-.  Altersrenten,  j^.  6,  naiicre  Antrabe  der  subjcctiven  Stcuerpfiicht  in  §.  7,  der 
auszuschliessenden  Fälle  in  ^.  ^ ,  darunter  ausdrücklich  der  Ertrag  aus  Pachtungen 
landvirtbscbaftlicher  Omndstttcke.  dazu  Art.  7—9  der  Ausfahrangsverordnnng).  Vom 
Ertrage  können  die  zu  dessen  Erwerb  nöthigen  Auslagen  (Gesetz  §.  9,  Ausf.-V. 
Art.  10,  Nr.  3).  mit  Recht  nicbt  aber  z.  B.  Schuldzinsen,  Steuern  (gen.  Art.  10,  Nr.  21) 
al)gczogcn  werden.  Der  Matseslab  ist  der  Jabiesertrag  der  Bezüge,  bezv.  die  belniHidft 
TariCstufe,  in  die  er  fUlt  (Gesetz  §.  9). 

FeMe  Bezüge  von  Zinsen  u.  s.  w.  nn<l  von  Gelialfcn  u.  s.  w.  worden  nach  dem 
Stand  für  ISj^,  schwankende  Zinsen  u.  dgl.  nach  3 -jährigem  Durchschnitt  ana 

1896—  98,  sehwaultende  Arbeits-  d.  s.     Erträge  naeb  2-jährigcm  Dorcbscbiiitt  fOA 

1897—  98  ermittelt. 

Ah  Grundlage  der  \'eranlogang  bei  beiden  Arten  von  Erträgen  dienen  dann  die 
schon  oben  erwähnten  Erklärungen  der  Kapitalrenten-Bezieher,  der  mehr  als  2000  iL 
Lobn  oder  Besoldong  n.  dgl.  Einkommen  beziehenden  Personen,  die  Angabe  der 

öllentlichen  B>  hörden  für  die  im  öfTeittlichen  Dienst  stehenden  Personen  und  die  be- 
sonderen Ermittlungen,  wel^-he  auf  Grund  der  vom  Ministerium  nach  Anhörung:  der 
Landescommissare  getruUeiicn  Beäimimun^en  für  die  Personen  mit  1000 — 2000  M- 
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EiikoiDiBeBu  mbo  roniemlicli  die  besser  gestellten  Arbeiter,  za  erfolgen  hatten  (Gesetz 

t,  11,  Aiiaf.V.  Art.  12 — 14,  auch  11,  bei  der  Ermittlmig  des  Einkommant  letztenr 
er50Ti»^n  haben  die  nr<jaiie  des  vorbereitenden  Verfahrens  und  die  Steacrcoutroleore 
^üiuuwirken).  Die  Autiutderung  zur  Abgabe  der  Erklärung  ist  zunächst  eine  all- 
^emeine  Ofiendiche,  dann  noch  fUr  die  Personen,  welche  nach  dem  Torberelteiiden 
Verfahren  in  Betracht  koDimen,  eine  besondere,  die  Erklämog  kann  schriftlich  nach 
eiaeaa  zu  tibersendenden  Fonnnlar  oder  mttMliioh  zu  Protokoll  bei  der  zustindigen 
Steoeraoie  eifolfea.  NmIi  Abltnf  toh  2  H«Dat«a  steh  dCentlidior  Auffoiderong 
todet  an  Rückständige  eine  sweite  Anffordening  statt  (Anaf.-V.  Alt  12). 

Der  Ermittlung  der  Erträge  geht  ein  vorbereitendes  Verfahren  roiaui, 
dsrch  Ausf ohrangscommissare«  efentuell  unter  Mitwirkung  der  Gemdnd^ 
bdiArdeii,  besoDders  zor  FeststeUnni^  der  Subjecte,  om  deren  Bezüge  es  sich  bandelt 

Ansf.-V.  Art.  11).  Sonst  fungircn  hier  filr  die  Veranlagung  wieder  Commissionen, 
ähnlich  denen  bei  der  tiewerbestener  and  bei  deren  erster  Veranla^nn?  fs.  o.  S.  395). 
Ftr  jeden  Veranlagungsbczirk  war  eine  Ermittlungäcüiumisäioa  zu  bilden,  bts^tcheud 
an  einem  höheren  Beamten  der  Direction  der  directen  Stenern  als  Vorsitzendem, 
3  Tom  Landosau'srhuss,  2  vom  bctrelfcnden  Bezirkstage  geheim  za  viUenden,  2  ?om 
Xinisteriom  zu  eiiiLunenden  Mitgliedern  (QmHz  §.  12). 

Die  CommissionsTorsitzcnden,  zugleicli  von  Amtswegen  die  Vertreter  des 
Sttttsintereases,  haben  die  Geschäfte  zu  leiten,  die  Auf  forderangen  zu  den  Erklämngeii 
rs  erlassen,  die  einrregan?cncn  Erklärungco  und  N  ichwcisungen  einer  N  i  liprüfung 
la  onteruehen,  die  PÜichtigen  auf  ünroUständigkciten  und  Unrichtigkeiten  hinzuweisen, 
Mtterialleii  rar  Fostatdlimg  der  tbalBAchKcben  Verbiltnisie  zn  sammeln,  die  Com* 
missionsbeschlüssö  auszuführen  ((Je^^etz  §.  13,  Ausf.-V.  Art.  11).  Die  von  ('(Tentiichen 
Behörden  geführten  BOcher,  die  Daten  der  Mobiliarstcuer  (Miethbeträgo  n.  s.  w.)  sind 
mit  za  beavtSAD.  Die  öS'entlichen ,  die  Staats«  und  Gemeindebehörden,  haben  dem 
Vorsitzenden  die  erforderlichen  Auskünfte  zu  ertheilen ,  auch  Einsicht  in  bämmtliche, 
die  Vermögens-  und  Erwerb^vf rbaltnisse  der  Pflichtigen  betreffenden  Bücher,  Acten, 
Irkonden,  Begister  zu  geütaitca  i,Aasf.-V.  Art.  11,  12.  17).  Dies  sind  gerade  bei  den 
idcftsliiidischcn ,  bezw.  firaozAsiBchen  iSnriehtangen  der  Verkehrsst^uerämter  (En* 
regiätrcment,  Erbschafts-,  Schcnk-n  r  t  n  r  u  s  wiclitijre  Hilfsmittel.  Aber  es 
ii^t  bei  ihrem  Gebrauch  das  Bedenken  vor,  dasä  diejenigen  Einkommen-  und  Yer- 
aOgensferliiltoisso,  wdcbe  nicht  mit  diesra  Mitteln  zn  controliren  oder  zn  con- 
statiren  sind  (Erwerb  und  Besitz  öffentlicher  Worthpajtiere,  gewisse  persönliche  Eiu- 
kOnftc  der  liberalen  Berufe,  Honorare  u.  w.\  bei  der  doch  nur  inang:e!haft  ein- 
gerichteten und  fuDgirenden  Declarationspflieht  danach  vur  den  anderen,  auf  die  an- 
gegebene Weise  der  sichereren  Ernjittlung  fähigen  begünstigt  sind.  Das  sind  die 
oächtheiligea  Folgen  einer  Halbheit,  wie  sie  die  ,4iitciiitati?e^  Angabe  der  SinkOnfto 
darstellt. 

Die  C  0  m  miäsio«  en  selbst  haben  dann  auf  Grund  der  Erklärungen  oder  von 
öffentlichen  Behörden  (fllr  Beamte  und  für  Personen  ron  1000—2000  M.  Einkommen) 
trelieferten  Nachweisuogen  die  Tarifstufe  für  jeden  PÜichtigen  fesizu^tcllen  (Gesetz 
§.  14,  Ausf.-V.  Art.  181  Nach  der  Ausf.-V.  hat  die  abgegebene  Erklärung  des 
PBiditigen  die  gesetzHciie  Yerrnnthnng  der  Bichtif  leit  ftr  sich  nnd  dieee  kenn  nvr 
entkräftet  werden ,  wenn  die  Couimisbion  ihatiächlich  begrlludctc  Einwendungen  zu 
irarhen  hat  (eb.).  Letztere  sind  dann  nebst  der  für  ihn  geplanten  Tarifstafe  dem 
I  üichtigen  mitzutheilen,  mit  der  Aufforderung,  sich  binnen  14  Tagen  darOber  zn  er- 
Uiren.  Thnt  er  dies  nicht,  oder  werden  durch  die  Verhandlungen  mit  ihm  die  Ein- 
wcndonpren  nicht  behoben,  so  gilt  die  Erklärung  al^  nicht  erfolgt  und  al.siaim,  wie 
Uk  dem  Falle  überhaupt  unterbliebener  Erklärung,  setzt  die  Commission  nach  ihren 
Mnteffnlien,  erentnell  nach  YoiscUag  des  Vorsitzenden  die  Tarifttnfe  fest  (Gesetz 
§.  14,  16,  Ausf-V.  Art.  18). 

Gegen  die  Fesfset/nio'  der  Tarifstufe  hat  der  Pfiichtifre  das  Kechtsmittel 
des  Einspruchs  bei  der  Land escommission  (Stempclfreibeit  daljci).  \,Geactz  §.15, 
Aosl-T.  Art  19 )  Diese  Commission  besteht  aus  simmilichcn  Mitgliedern  der  drei 
Bezirk^commissioncn  mit  einem  vom  Sfattbniter  emanntcn  Vorsitzenden.  Sie  hat  ähn- 
liche Functionen  bei  diesen  Ermittlongen,  wie  die  gleiche  Commission  bei  der  ersten 
Terno  lagung  der  Geverbestener,  daher  tot  Allem  für  gleichmiaaiges  Verlkhien  bei 
den  Ermitthingen  im  ganzen  Luide  zu  sorgen.  Die  BescUttsse  der  Landcscommisslon 
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nnterÜcgrcu  der  Ilest;Uigi:n>?  des  ^ünist-riums  (Gesotz  10.  Ausf.-Y.  Art.  2M)l 
GeheimluftltUAgspflicbt  liegt  den  Mitgliedeiu  aller  LaodescuiQuidtiiuueu  ob.  Die  KoMaa 
int  Emlttlnagw  Iwtie  m»  LtadMcaiM  m  trageo.  I 

Aneb  io  dem  in  dieser  Geaetegebung  absiebüicb  „milde''  geJ 
balteDen  EioBcb&tsoDgSTerfabren  bei  der  Kapitalreoten-  ond  dei 
Lohn-  and  Besoldnngssteiter  liegt  ebne  Zweifel  ein  grosser  Fort- 
schritt gegen  die  frühere  französische  Gesetzgebung,  welebe  au 

übermässiger  Scheu,  in  die  persönlichen  Einkomraenverhaitnisse  dei| 
Censiten  eiLz,ui]iiiJgeii,  kiaiikf,  was  wie  inmier  uamciitlieh  nur  den 
stärkereu,  steuerkräftigeren  Censiten  in  unbilliger  Weise  zu  dnii 
kommt.  Ks  liegt  daher  in  diesem  neueu  System  eine  Abweüdungi 
vom  französischen,  romanischen,  eme  Hiowendun^^  zum  deutschen,! 
germanischen  Besteuerungswesen,  bei  dem  Jreilich  (^lösserc  An- 
sprttche  an  die  Uneigennützigkeit,  Ehrlichkeit  und  Ptiichttreue  der^ 
Censiten  gestellt  werden,  insofern  ist  das  ganze  Vorgehen  auch 
vom  politischen  Standpuncte  ans  zu  begrttssen  als  Loslösang  von 
tlblen  französischen  Traditionen  and  Annähernng  an  bessere 
deutsche  Grandsätze  und  Einrichtungen.  Wenn  das  Geschehene 
und  Erreiebte  noch  nicht  der  letzte  Schritt  in  dieser  Entwicklaog 
ist,  so  mnsB  man  sich  eben  darein  finden,  dass  solehe  Umbildangen 
der  Anscbaunogen,  wetcbe  für  eine  bessere  .^Besteaerangsmoral'' 
and  „Bestenerongspolitik''  voransgesetzt  werden,  Zeit  braneben, 
um  sieb  zn  ToUzieben.  In  einem  Mensebenalter  dentscber  Ver- 
waltung kann  nicht  Alles  gnt  gemacht  werden,  was  in  einer 
Beibe  von  Hensebeaalteni  unter  wlUscber  Verwaltung  sieb  ein- 
gebürgert hat. 

Es  steht  nach  Allem  wühl  zu  erwarten,  dass  die  reichsläudische 
Gesetzgebung  zunächst  auf  dem  Gebiete  der  directen  Besteuerung 
einen  gewissen  Abschluss  in  der  lOrsetzung  der  mangelhatten  Per- 
sonal- und  Mobiliarstencr  durch  die  Kapitalrenten-  und  die  Lohn- 
und  Besoiduugs-  und  liberale  Berufseinkommen-Steuer  finden  wird. 
Damit  erreicht  die  direote  Besteuerung  hier  eine  ähnliche  Entwick- 
lang und  Ausgestaltung,  wie  gegenwärtig  die  baierische  und 
wttrttembergische.  Baden  und  Hessen  sind  bereits  darüber  binans- 
gesebritten  und  haben  sich  so  der  norddeutschen,  besonders  der 
preussiseben,  erfreulicherweise  mehr  angenähert  Es  ist  an  hoffen 
und  zn  erwarten,  dass  das  auch  im  Reicbsland  und  in  Württem- 
berg, wie  sobliesslicb  auch  einmal  in  Baiern  die  Weiterentwieklnng 
sein  wird.  Einstweilen  kann  man  aber  mit  den  Steuerreformen 
auf  diesem  Gebiete  im  BeicbsJande  immerliin  aufrie«^***  Sie 
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jg-.        §.118.  Die  eigenen  indirecten  Verbrauchssteuern  ^) 

des  Reichslands  sind  die  Bier-  und  die  Weinsteuer  nebst  den 

sich  anschliessenden  Licenzabgaben. 

Die  Biersteuer  ist  dem  Keichslande  als  eigene  Landessteuer 

„bis  auf  Weiteres"  verblieben  (s.  o.  S.  377),  so  dass  in  dieser 

j  Hinsicht  die  Sachlage  die  gleiche  wie  in  Baiern,  Württemberg  und 

(.^  Baden  ist.    Die  Steuer  ist  im  Wesentlichen  unverändert  die  alte 

g^q  französische  sogen.  Kesselsteuer  (Fin.  III,  §.  261),  wie  sie 

früher  auch  in  Baden  bestanden  hat  (o.  8.  265  ff.),  eine  betriebs- 

.     und  steuertechnisch  mangelhafte  Besteuerungsform.  Auch  derSteuer- 

»  j^  salz  ist  noch  derjenige  aus  der  alten  französischen  Zeit.  Er  stellt 

3;    sich   etwa  auf  denselben  Betrag  für  das  Hectoliter  Bier  wie  in 

Baden  und  Württemberg  und  wenig  niedriger  als  in  Baiern,  daher 

auch  etwa  dreimal  so  hoch  als  in  Norddeutschland.    Die  reicbs- 

|j;-J  ländische  Brauerei  hat  unter  der  Annexion  in  doppelter  Weise  ge- 

irj  litten,  einmal  seit  dem  Eintritt  einer  Zolllinie  gegen  Frankreich 

^•j  und  der  Erhöhung  des  französischen  Bierzolls,  auch  des  Pariser 

^    Octroi,  sodann  seit  der  gestiegenen  Concurrenz  deutschen,  besonders 

baierischen  Biers  in  Folge  des  Anschlusses  von  Elsass-Lothringen 

J  an  das  deutsche  Zollgebiet,  unter  dem  mitwirkenden  Einfluss  einer 

der  Annahme  nach  zu  niedrigen  Uebergangsabgabe  von  Bier  aus 

anderen  deutschen  LUndern.  Deswegen  ist  diese  Uebergangsabgabe 

1891  gesetzlich  erhöht  worden.    Günstiger  geworden  ist  die  Lage 

der  Brauerei  auch  seitdem  nicht  erheblich,  nach  dem  Umfang  der 

Biergewinnung  zu  schliessen.    Man  schiebt  die  „Stagnation*'  mit 

auf  die  üble  Wirkung  der  Steuerform  (Struve). 

S.  Kirsch  a,  a.  0.,  S.  557  ff..  617  fl..  May,  Art.  Biersteuer  in  der  1.  Aafl.  des 
H.  W.  B.  d.  St.  II.  S.  584.  Strure  in  der  2.  Aufl.  II.  S.  836.  Amtliche  Zusammen- 
fassaog  der  „Dienstvorschriften  zur  Ausfuhrunp  dtT  ^rcsetzlichen  Bestimmungen  Uber 
die  Biersteuer*  vom  10.  Mar/.  iJr'To.  Die  Steuer  winl  bemessen  nach  dem  Kessel- 
Inhalt,  abzüglich  20  für  Abgänge.  Das  /.u  Essi?  verwandelte  Bier  ist  mit  steuer- 
pflichtig. Der  Steuer^iatz  ist  nominell  2  .M.  Pf.  für  das  Hektoliter  starkes  Bier 
(2  Fr.  88  Cent.).  58  Pf.  i72  Cent.)  für  in  neue>«er  Zeit  fast  nicht  mehr  gebrautes 
OtlDDbicr.  Die  Rückvergütung  bei  der  Ausfnlir  erfolgt  in  den  gleichen  SAtzen.  and 
zwar  nur  dem  Brauer  für  selbst  gebrautes  Bier,  sie  gilt  indessen  nicht  für  ausreichend, 
da  dabei  Verluste  bei  Herstellung  und  LaeeruMp  des  Bieres  nicht  berücksichtigt  sind. 
d«r  Steaeisatz  selbst  soll  daher  auch  reell  höher  sein  als  2  M.  30  Pf.  Deswegen  ist 


')  S.  im  Allgemeinen:  Kirsch,  die  indirecten  Steuern  und  Zölle  in  Elsass- 
Lothringen,  Fin.arch.  1888.  V.  S.  .'»35—673,  auch  für  die  Verhältni>se  im  und  narh 
dem  Kriege  and  die  Hinuberführung  der  franzöMschcn  in  die  deutsche  Verwaltung 
sehr  lehrreich,  ^J'erner:  Leydheckcr,  Zölle  und  indirecte  Steuern  in  Elsass-Loth- 
ringe: 


410        6>  B.  üebeisieliteD  der  Bestenerani^.  ElsM-LodningeD,  §.  118. 


«renigstcos  die  üeberpanirsabpabe  bei  der  immer  mehr  g^estiegenen  Einfuhr  von  Bier 
doich  Gesetz  vom  22.  Muri:  1891  roD  dem  bisherigen,  dem  nominellen  Stcucr^iatz 
ffleiehen  Betrage  toh  2  U.  80  Pf.  aaf  8  M.  fUr  starkes  Bier  erhobt  worden.  Man 
iiaÜe  im  Landesausschuss  schon  früher  eine  nor-!i  ^'-irki T'^  Tlrli 'frin^'.  r\nf  3  M.  20  Pf., 
geirtluscht.  Aach  seitdem  hat  die  £lnfuhr  veiter  zagenomiueu,  die  Auafuhr  »ch  stark 
▼ennindert,  der  fnnziMsche  Markt  sich  hier  eben  immer  mehr  emwcipiit  Der  Bier- 
consam  ist  auch  im  Reichslandc  erheblich  gestiegen,  wenn  auch  von  den  einzelnen 
deutschen  4  Steoergebieten  noch  immer  der  kleinste,  auch  niedriger  als  in  Nor-i- 
deutschland  (1895 — 97  76.4  1.  gegen  Uy.9  1.  hiur,  237.Ö  in  ßaiera,  1ÖÖ.7  in  Würtcem- 
herg,  180.4  in  Baden),  nur  knapp  ^4  cies  Consoms  ist  aber  heimisches  Bier.  Die  Zahl 
der  Braucr"''  t:  bat  sich  seit  Anfang  der  70er  Jahre  aaf  den  vierten  Thcil  vermindert, 
tiur  die  Grobsbrauereieo  haben  sich  in  Z^l  and  Cmfang  rergrössert.  Der  Steaor- 
ertrag  ist  absolut  und  relatir,  nnf  den  Kopf,  stark  gestiegen,  bMonders  seit  Ende  der 
"^^^  r  Jahre,  rOhrt  aber  za  fast  einem  Drittel  von  eingeführtem  Bier  her  (i.  May  und 
btrave  a.  a.  0.,  reichsstatiatiscbes  Jahrbuch  and  unten  §.  122). 

Die  Festhaltnng  der  eigenen  Biersteuer  im  bisberigen  boben 

SteueiisiUzc  hat  für  die  Finanzen  dea  iieicbslands  den  weseutlicheii 
Vortheil,  dass  aus  der  Stener  ein  erheblicher  Betrag,  mehr  als  die 
Hälfte,  für  Landeszwecke  Übrig  bleibt,  auch  nach  Abzug  des  Betra^^«*, 
den  das  Land  an  das  Reich  wegen  seiner  Exemtion  von  der  nord- 
deutschen Bierstenero^emeiuschaft  zur  Entschädigung  im  Plus  an 
Matricularbeiträgcn  zu  zahlen  hat.  Dies  erklärt  sich  wesentlich 
aus  der  Differenz  der  reichBländtBcheo  uad  norddeutschen  Bier- 
-atenersätze. 

Die  franzSskehe  Weinbeste nernng  bestand  anob  m  Elsass- 
Lotfaringen  in  ibren  eoroplicirten  Farmen,  als  Gkciilationsstener, 
als  Kleinabgabe  (Detailstener)  der  Wirthe  n.  s.  w.,  als  Eingangs^ 
abgäbe  in  den  grosseren  Orten  nnd  in  Strassburg  and  Metz  als 
sogen,  einzige  Steuer. 

S.  Fin.  III,  §.  256  ff.,  Kirsch  S.  589  ß'.  Wie  die  weitere  Erhebung  aller  bis- 
herigen franzosischen  indirecten  Stenern,  so  machte  auch  diejenige  der  Getränke-  nnd 
besonders  der  Weinsteuer  während  der  deutschen  Occopation  und  noch  hinterher  im 
Frieden  erhebliche  Schwierigkeiten,  ähnlich  wie  bei  Jon  directen  und  den  Verkehrs- 
steuem,  weil  die  franzüüiüchcn  Beamten  fa»t  alle  zu  fuugiren  aufgehört  hatten  und 
daToogegaDgen  waren«  weil  der  Ersats  durch  deutsche  Beamten  (romemlich  ans  Baden« 
Baiern,  wcnipe  aus  andern  T.ändern),  zumal  u-nlirend  der  Kriegszeit,  srhwicrig  und 
weil  diesen  Personen  das  französische  Steaerrecht  und  die  Yerwaltnngspraxis  meist 
ganz  fremd  war.  Diese  Schwieriglteiten  konnten  erst  allmlUg  Oberwiroden  werden, 
hatten  aber  mit  zur  Folge,  dass  bald  einzelne  indirecte  Steuern  fallen  gelassen  und 
andere,  so  die  Weinsteuer,  die  Licenzcn,  pcsetzlich  vermindert  wurden.  (S.  Kirsch 
a.  a.  0.  S.  5b3  ft.  .  Uebcr  die  bacblichen  Maneel  der  französischen  Wcinstcucr  specicU, 
namentlich  ihre  Unp^leichheit  der  Sitzt;  na  h  Arten  und  Consumeutenkreiscn  (1 — 12  Fr. 
für  dns  Hectoliter),  über  die  grosse  Höhe  der  Kleinabsraho  der  Wirthe  (1-*^  °'o  mm 
Veriaulspreise,  wohl  durchschnittlich  nominell  12  Fr.  vom  UectoUter),  Uber  das  vexa- 
torisehe  Veranlagungs-  nnd  Gontrolsystem ,  das  nur  dareh  eine  an  sieh  wiedw  be* 
denlilich  laxe  Verwaltungspraxis  gemildert  wurde,  ward  im  Reichsland,  wie  in  ganz 
Frankreich  viel  geklagt.  Die  Gesetze  worden  aljer  nicht  nach  ihrem  strengen  Wort- 
laut durchgefahrt  und  Unterschleife  aller  Art,  besonders  seitens  der  Wirthe,  waren 
nn  der  Tagesordnung.  Die  strengere  deut>chL  \  erwalning,  welche  sich  genauer  an 
die  gesetzlichen  Vorschriften  hielt,  wurde  eben  deswegen  noch  besonders  missgUnstig 
angesehen  (s.  Fin.  III«  S.  629  fi.,  bes.  Kirsch  a.  a.  Ü.  S.  590  if.«  Leydbecker, 
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Bßsteuerunsr  des  WeiDs  in  EIsass-Lothiingon,  G*  F.  Mayi,  Art.  Weinstener  im  WOrtcr* 

bacii  «i^r  Vorwaltung'  II,  S.  924). 

Durch  tiie  Abucunung  des  Reichslands  von  Frankreich  war 
die  Lage  der  Wein-Iuteressenten  insofern  uulIi  erschwert  worden, 
als  nunmehr  der  aus  Frankreich  bezogene  Wein  ausser  den  Ab- 
c:.il>eii  des  inneren  Weinsteueraystenis  nnoh  noch  dem  deutscheu 
Einiiihrzoll  uiitcrlui;.  Dies  brachte  iiurteü  und  llberhobe  Besteuerung 
mit  sich  und  wurde  deshalb  schon  lö72,  Gesetz  vom  15.  Juli,  be- 
aeidgty  iodem,  den  deutschen  Grundsätzen  und  dem  Zollvrereins- 
vertrage  von  1867  gemäss,  der  aasländiaohe  verzollte  Wein  von 
den  inneren  Abgaben  befreit  wurde. 

Zn  einer  völligen  Beseitignng  der  inneren  WeiDStener,  wozu 
die  deutsche  Verwaltung  an  sich  geneigt  gewesen,  kam  es  mit 
Blicksieht  auf  die  finanziellen  Interessen  des  Reichslands  nicht 
Aber  sehr  bald,  schon  1(573,  Ctosetz  vom  20.  März,  trat  zur  Be- 
seitigung der  grossen  Ungleichheit  der  Steuersätze,  zur  Ermässigung 
der  bteuer  und  zur  Verminderung  von  Erfaebungsschwierigkeiten, 
Gontrolen  und  des  bishengen,  oiFeoknndig  mehr  oder  weniger  ge- 
duldeten Unterschleifs  eine  Reform  ein.  Dadurch  wurden  die 
iSteuern  vereinheitlicht,  nur  noch  an  den  Act  der  Versendung  au- 
gekuiiplt,  die  Steueibetreinngen  ausgedehnt  und  der  »Steuersatz  im 
Ganzen  wesentlich  ermässigt. 

Er  wurde  auf  3  M.  (SV*  i^>.)  für  das  Hectoiiter  Traubenweia,  auf  80  Pf.  (1  Fx.) 
für  das  Heeloliler  Ob«tw«itt  bebtimmt,  wibreDd  die  bisherige  Kleioabgabe  der  Wirthe 

fon  IS  "'o  ilt-'i»  Verkaufspreises  nominell  10  M.,  reell,  mit  Rücksicht  aof  die  Hinter- 
zidbougeii,  doch  au  5  Fr.  bctrageu  haue.  Höher  belastet  wurde  so  nur  der  Fri?at- 
consam,  welcher  bisher  bloss  von  der  niedrigeu  Circulationssteaer  OJid  ereutueli  der 
Eingangsabgabo  in  den  betielfandtio  Gemeiudeo  mit  solcher  getrolTeft  war«  Aber  durch 
das  neue  ficsetz  wurde  doch  nur  dies  Privileg  der  Privatcousumenten  gegcuUber  d«?r 
höheren  fiosteuerong  dos)  Wiithshaosconsums  beseitigt.  Es  bliebeu  wesentlich  nur  diu 
VerseiidangsvorBehriAen  imd  Contnden,  fielen  dagefea  ganz  weg  die  Kellercontrolen. 
Dorli  u-f'H.ii  Il-5timiniiiigen  über  getrennte  Lagerung  'ies  \\  r:n  ,  f  u  M'^  iijSi  hank, 
Weinhandel  und  Eigengew&chs  von  den  Personen,  welche,  wie  manche  Weiuhaadler, 
ngleleli  Wirthe  and  welabeigsbeaitser  waren,  listig  gefiinden.  Steoerpfllehtifer  ist 
bei  der  Versendangssteuer  der  Klein vcrk&uf er  als  Empfllnger,  der  Versender  selbst, 
wenn  der  Wein  an  andere  Personen  geht.   (S.  für  da^  Alles  Kirsch,     598  ff.) 

Die  Gegnersohaft  gegen  die  Weinsteuer  i'Ohrte  zu  ladicalercn 
Plänen  der  limgestaltung;,  da  die  vOUige  Beseitigung  aus  finanzielleu 
Rfleksicbten  nieht  erfolgen  konnte.  Man  dachte  .an  £rsats  durch 
erhöhte  Lieenzabgaben  oder  durch  direete  Steuer  von  den  Wein- 
bergen oder  durch  Verbindung  dieser  beiden  Maassregeln»  auch 
an  Prodnetionssteuer,  Wirthschaftsabgaben  der  Wirthe  allein  u.  dgl.  m. 
Indessen  erwiesen  sieh  diese  Plttoe  nicht  durchfuhrbar  oder  be- 
denklicher als  die  bestehende  Steuer.  Man  kam  nur  zu  einigen 
Abäiideruugeu  der  letzteieii,  im  Gesetz  vom  23.  Mai  1877. 
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Duin  sind  fewisse  ErielcbttfODg«!!  der  Gontrolen  nod  nunentlidi  efaia  £r- 

mSssiguri?  fior  Steuer  erfolg,  ■renn  Wi>in  noch  Tcrbundcn  mit  Beeren  und  Trestern, 
oder  nur  mit  Beeren  rerseodet  vird,  wo  im  ersten  Fall  nur  Vi««      zweiten  nur 
der  reiseiideteii  Menge  als  ateoefpIKchtig  angesetzt  worde. 

In  Verbindung  mit  der  Erhöhung  der  Lieensgebtthren  für  den 
Kleinverkaiit  geistiger  Getränke  (b.  u.)  erfolgte  «pttter,  darch  Gesets 
vom  5.  Mai  1880,  ein^  HerabBetsnng  des  Steaeramtzes  fUr  Tranben- 
wein  aaf  die  HttlOef  tob  8  auf  IV,  H.  vom  Heotoiiter.  Die  Be- 
stenerangsinethode  (VerBendiiiigsatener,  Circiilatioiisabgabe)  ist  wr 
blieben.  Der  Weinateaerertrag  ist  bei  dieser  Steoerform,  gUofitig  för 
den  Fisens,  yom  immer  so  sphwankendeo  Ausfall  der  Weinerote 
nur  in  geringem  Haasse  abhängig,  hat  sieh  aber  begreif  lieh  in 
Folge  der  Ermässignng  des  Steuersatzes  stark  vermindert. 

Die  steigende  Concurrenz,  welche  in  den  letzten  Jaliicu  die 
billigen  Kunst  weine,  besonders  die  Rosinenweine,  dem 
Natur-Traubeuwein  gemacht  haben,  waren  Anlass  dazu,  diese  Weine 
auf  Anregung  des  I.andesausschusses  einer  besonderen  höheren 
Steuer  zu  unterwerten,  und  zwar  auch  in  Form  der  Versendungs- 
8 teuer,  welche  die  ausserreichsländischen  eingeführten  Weine, 
speeiell  die  aus  dem  übrigen  Deutschland  (Pfalz)  kommenden  mit 
txiffi  (Gesetze  vom  14.  Nov.  1892  und  18.  März  1895).  Diese  Be- 
stenemng  bat  also  zunächst  Scbutzzweeke,  nieht  rein  fisoalische. 

Mau  hatte  auch  an  eine  besondere  Gewerbesteuer  fUr  die  Konstveinfabrikation 
gedacht,  die  aber  dL-n  fremden  Wein  nicht  mit  betroffen  liftttc.  Aach  Hie  höhere 
Besteuenmg  dej»  Trcstcrweins  war  geplant,  ist  aber  mit  RUcksiclit  auf  lotlirini^iscbo 
Verhältnisse  unterblieben.  Hedonken  bot  die  Verthenerang  dieses  Weins  als  Genoss- 
mittel  der  unteren  Classen,  aber  das  Interesse  der  Weinbauer  palt  als  wifhti^r^r.  Im 
Gesetz  rom  14.  Nor.  1892  warde  der  t4:U>sinenwcin'\  d.  h.  der  nnt^  Verwendung  tob 
Boefnen  und  Gofinthen  hefgesteUte  und  tbeato  der  mit  Roeioenveiii  vemriaehle 
dem  höheren  Steuersatz  von  0  M.  für  das  Hectolit  r  unterworfen.  S.  das  Gesetz 
und  den  (Jommissionsbericht  dazu  auch  in  Kin.arch.  B.  lu.  S.  2S2  ff.,  Art.  Weinsteuer 
von  G.  ?.  Mayr  im  Erg.b.  II  des  Wörterb.  d.  Verwalt.  S.  327.  Verhandlungen  im 
LmdcsansschuBs  1892.  — ^  Durch  das  Gesetz  ?om  29.  M&rz  1895  ist  die  gleiche 
StooererhOhnng  für  Feigen-,  Jobannisbrod-  und  Tamarindenwoin  eingetreten,  ebenfalls 
auf  Anregung  dos  Landesausscbosses.  S.  r.  Mayr's  Art.  im  Erg.b.  III  des  gen. 
Wftrterbiichfl  S.  801. 

Die  Entwicklung  der  Kunstweinfabrikation  hat  die  ohnehin 

steuertechnisch  schwierige  Lage  der  inneren  Weinbesteuerung  noch 
mehr  erschwert.  Es  ist  der  Kall  ein  neues  Beispiel  dattir,  wie  die 
moderne  technische  Productionseutwicklung  und  die  Wirkungen 
deü  gegenwärtigen  ('oniTminicationswesens  auf  diesem  Besteuerungs- 
trcbiete  neue  steigende  ^Schwierigkeiten  schaffen  und  alte  Steuer- 
iorraen  und  steuern  selbst  unhaltbar  machen.  Wie  in  Baden, 
Württemberg  und  anderen  Ländern  ist  auch  der  Ertrag  der  Wein- 
Steuer  durch  die  fintwieklong  des  Biercoosoms  beeioflasat  nad 
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gegeo  den  Ertrag  der  Biersteucr  absolut  und  relativ  geringttlgiger 
geworden.  Alles  Umstünde,  welche  trotz  der  principieiien  Steuer- 
politischen  Richtigkeit  einer  inneren  Weinstener  neben  innerer  Bier^ 
and  Branntweinsteaer  doch  jene  Weinstener  miBsUcber  und  prae- 
tifleh  weniger  wiehtig  werden  laaseo. 

Die   Qbrigen  inneren  französischen  indircctcn  VerbfMIobssteaerD  aof  Sftlz, 

Branntwein  wurden  zunächst  nach  Herstellung  der  Stouerverwaltuog  in  dem  occii- 
pirten  (jebiete,  dann  im  Ivcichbluiido  nocli  nach  den  tranzOsischca  Gesetzen  erhoben, 
aber  bald  durch  die  betrefTenden  RciclkSStooem  ersetzt,  Salz  schoa  dorch  Gesetz  rom 
17.  Joli  1871  nach  dem  deutschen  Gesetz  vom  l'^  Ort.  1RG7,  Branntwein  durch  Gesetz 
fom  16.  Mai  1873  nach  dem  dcatscfaen  Gesetz  vom  8.  Juli  1868.  Uttbenzuckcr 
vnrdo  dumb  Im  Beiebaland«  niebt  prodociitt  die  devisclie  Zockerbesieaerasir  naeli 
dem  ne>crz  vom  2C.  Juni  18G0  wurde  aber  durch  Gesetz  vom  17.  Juli  1871  ebenfalls 
cingetuhrt.  Das  Tabak-  und  Puivcrmonopol  ging  alsbald  factisch  ein,  ausdrück- 
Urh  aaigehoben  wnido  letzteres  durch  Gesetz  vom  21.  Mai  1873.  F(ir  den  inl&ndiscbcn 
Tabak  trat  das  dcutsclie  Gesetz  vom  26.  Mai  1868  Uber  Tabakbesteuerung  (Flichen- 
-»cner)  durch  Verordnung  vom  17  Juni  1871  ein,  die  Strassburg^r  TalKikmanufaetur 
wurde  bald  nach  der  Eroberung  Stra&sburgs  wieder  oröQ'uet  und  als  Landcsanstalt 
ohne  Vorredite  dano  fongefuhrt.  —  Von  Fenrandtes  Abirftbeo  entfiel  die  muf 
Spielkarten  auch  alsbald  cndgiltig  durch  Gesetz  vom  21.  Mai  lP7n.  es  trat  dann 
der  Beicbeetempel  aol'  Spielkartoo  «j»&ter  ein.  Die  Gobabreu  für  die  Garantie  von 
6old*  und  SflDeriraftren  vnrden  eben  falle  tnfgehoben.  Die  Abgaben  vom  Öffent- 
lichen Fuhrwerk  wurden  von  vornherein  fttr  die  Eisenbahnen  und  für  die  Schiffe 
üicht  mehr  erhoben,  für  Landf'ihrw-ork  zwar  kurze  Zeit  aufrecht  erhalten,  aber  auch 
dafar  durch  gen.  Gi^etz  bescitigi.  i»er  i^rtra^^  dieser  verschiedenen  Steuern  war  im 
Beidulaude  aocb  in  der  französischen  Zeit  utibcdeut(  nd  gewesen  und  die  Forterhebung 
hätte  Controlen  voransiri^sef/.t.  die  lästig  und  schwierig'  und  bei  dem  freien  Verkehr 
mit  dem  tibrigcn  Deutschland  nicht  immer  wirksam  gewesen  wären.  Das  Keichalaod 
bat  dnrcb  den  Fortfall  dieser  Ab<;aben  also  aocb  vi^er  Befreiongen  von  flscaliscben 
BelisiigUDgen  erfahren.  (S.  Uber  die  b  Ml- liehen  Abgaben  in  Frankreich  Fin.  III, 
238,  239  ötfenüiches  Fuhrwerk,  §.  2*J8,  299  Pulvermonopol.  §.  283  Gold-  and 
bitbervaareu,  §.  284  Spielkarten  und  Kirsch  a.  a.  0.  S.  587,  630  U.,  640). 

§.  119«  Die  Licens Stenern.  Yomemlieh  mit  der  indireeten 
Besteuemng  der  GetrUnke,  dann  mit  einigen  anderen  Steuern  stehen 
in  der  fraBtifsisehen  Gksetzgebnng  die  Einriebtongen  des  Licenz- 
Wesens  und  die  Erhebung  von  Lioenzstenern  (Licenzabgaben» 
•gebühren)  in  Verbindung  (Fin.  III,  §.  304).  Diese  Einriebtongen 
end  Gebühren  worden  im  Reichslande  festgehalten,  beschränkten 
sich  aber,  nach  Fortlall  verachiedcDcr  vorhin  geiumuter  Abgaben, 
üuiiuiehr  ganz  aut  Unternehomngcn  aul  dem  Uebietc  der  Ge- 
tränke, neuilich  des  Kleinverkauts  von  Getränken,  des  Handels 
damit,  der  Bierbrauerei,  Branntweinbrennerei  und  Destillation. 
Hier  verblieben  dit;  Irnnzösischcn  Einrichtungen,  daher  bei  den 
Kleinverkäufern  mit  .Steuerstufensätzcn  nach  der  Bevölkerungsgrösse 
der  Gemeinde,  und  die  alten  Steuersätze  mit  Inbegriff  der  zwei 
Zoscblagzebntel,  auf  deutsche  Währung  umgerechnet. 

S.  Fin  III,  S.  771  ff.,  Kirsch,  Fin.arch.  B.  S.  n.,  Art.  Schanksteuer  von 
G.  T.  Mayr.  im  Wörterb.  d.  Verwalt.  I,  404,  Lcydsäcker,  Zölle  u.  s.  w.  II,  558. 
ZusaiDBeiMtelliiDf  der  geltenden  Bestimavngen  in  ««OienstrorsdiTifien**  1876.  Yieitel- 
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Jlkrifor  Stouer^atz  vuti  Kicinvcrkäafcru  von  Uatriaken  in  Gomeinden  mit  uoter  4000  £iu- 
wolinern  1  M.  44  Pf.,  im  Ganzen  8  Stufcnsätzü,  die  höchsten  4  M  Pf.,  iü  Go- 
meiudeii  mit  Uber  5O.UU0  Eiuwohacra,  QuartAliatz  far  Grossfhäiidicr  von  Gdträakeo 
«llgemeiji  12  for  BiiirbrMer  in  DoleniM»  12  Im  ttbrigen  Belch«land  7  M. 
20  Pf.,  für  Braunttreiubieimer  und  DettillaieoM  2  M.  40  Pf. 

Tiicils  aus  conauni-  und  wiithshauspoMzeilichen ,  theils  auch 
mit  aus  tiäcaliscben  Rücksichten  uod  in  Verbiudung  mit  der  Herab- 
setzung der  Weinsteuer  auf  die  Hälfte  hat  diese  Gesetzj^ebung 
später  speciell  für  den  Kleiu verkauf  von  geistigen  Ge- 
tränken aller  Art  (Branntwein,  Likör,  Wein,  Obstwein,  Bier, 
Meth)  wesentliche  VeränderuD^eu  durch  das  Gesetz  vom  5.  Mai 
1880  erfahren.  Seitdem  ist  diese  Licenzsteuer  auch  für  die  Laades- 
finanzen  von  weit  grosserer  ErhebÜchkeit  geworden.  Vorher  an* 
bedeutend  ist  der  Ertrng  durch  diese  Umändemng  auf  mehr  als 
das  Zehnfache,  auf  die  Hälfte  des  Biersteaerertrags  und  auf  mehr 
als  den  nach  der  firmäuigang  des  Satzes  verbiiebeoen  Weiosteaer- 
ertrag  gestiegen,  gegeowUrtig  (1900)  aaf  1'/»  Hill.  Hark  neben 
dVs  von  Bier  and  1V6  ▼on  Wein.  Die  Keibrm  charaeteristrt  sich 
also  als  theilireisef  Ersatz  der  indireeten  Weinverbraoohssteser  in 
der  Form  der  Wein-Versandstener  durch  eine  directe,  gewerbe- 
stenerartige  y  auch  mit  als  fortdauernde  Gonceasionsabgabe  fttr 
Scbankbetrieb  erscheinende  Steuer  der  Scbankge werbe. 
Die  Licenzsteuersätze  sind  sehr  erheblich  erh?^bt  worden,  unter 
Beibehaltung  von  Ortsstnfensätzen ,  aber  nunmehr  nur  3,  mit  Bil- 
dung von  eommuualeu  Steuercontingenten,  die  aus  der  Multiplica- 
linn  eines  Mittelsalzes  mit  der  Zahl  der  Steuerptiichtigen  sich 
eri^eben,  Festhaitung  von  Miuimalsaizeu  lu  jeder  der  3  OrtsflaRseri 
and  Kepartition  des  ConliUixents  auf  die  einzelnen  SteuerpÜichtigen 
nach  Umfang  und  Bescbatl'euheit  ihres  Geschäftsbetriebs.  Also  eine 
EinrichtUDg,  ähnlich  derj eiligen  der  Ulteren  und  dernoch  bestehen- 
den preussischen  Gewerbesteuer.  Sie  bat  indessen  wegen  der 
Höhe  der  Steuersätze  und  der  manchfach  zufälligen  und  willkuhr- 
iichen  Gestaltung  der  individuellen  Steuerschuldigkeiten  viel  Oppo- 
sition, zamal  bei  den  Wirthen,  gefunden.  Der  eine  Zweck  des 
Gesetzes,  Verminderang  der  Schanklocale,  ist  nur  in  geringem 
Maasse  und  Torttbergefaend  erreicht  worden,  der  finanzielle  yoU- 
stftndig.  FUr  einzelne  besondere  Fälle  sind  spätere  Ermässigungen 
der  Sätze  eingetreten. 

Im  GoäeU  Fom  5.  Mai  18ÖU  (AQsf.>V.  vom  6.  Mai)  wurden  für  die  KleioTer- 
kiafcir  geistiger  Qetrinke,  d.  b.  die,  welche  die  Getrinlte  znin  VenebTeD  in  Platse 
oder  in  Mcneen  unter  l")  I.  iib<^r  die  Strasse  verkaufen,  drei  rn'uicindoclaüsou ,  unter 
2000,  2—10^000  und  UtMsr  10.000  SinvohDero  gebildet,  mit  Miuel-  uod  Mijiimalsätzeo 
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für  das  Quartal  von  25  und  15,  50  und  2"».  75  und  30  M.  Die  Steuerpflichtigen 
jeder  eiozelnen  üemciodo  babea  das  Commuualcontingeiit  unter  sich  aufzubrio^cu. 
IHe  j^Dsch&tamog  der  einsdnea  Piliehtigeo  in  die  zn  biidenden  Steuercla^n  erfo.'gt 
dorch  die  Bepartitoren  der  dirccten  Stenern  aüsschüesslicli  nach  tmfatiic  und  Beschatfcu- 
iieit  des  üeschäftsbetriebs.  Frei  sind  diejeoigea  Gnudbesitzer  und  Pächter,  die  aus 
ihrer  dgenen  Ernte  berrahrenden  Trauben-  oder  Obstveio,  Hefe,  Trester,  Ohit. 
Beerenfruchte,  Enzian  zu  Branntvoin  verarbeiten  und  in  Mengten  von  3  1.  und  dar- 
üK'T  vorkaufen.  Kleinv.-rkauf  nur  fon  dcnaturirtem  Branntwein  ist  £rei.  Ri'th.  h  de» 
iiiemveriiaufä  der  üetfuakc  ohne  vorherige  Entrichtung  der  (jubuhr  wird  mit  dem  \  icr 
(■cbefi,  im  BOcUUl  mit  dem  Achtfachen  der  hinterzogcncn  Quartalgebuhr  bedroht.  — 
Beschwerden  gegen  dio  Veranlagrtingr  cntnchoidet  L-ndirilti;?  der  Rezirkürath.  Die  Novelle 
roo  23.  M&rz  1882  ermöglichte  inässigero  S&tze  für  einige  besoodero  Fälle  (Wirtli- 
tchaften  in  abgelegenen  Oegenden  und  In  Uelnerea  Orten  mit  nnr  1  Wirthsdmffc  and 
für  gelegentlichen  Ao^S(hank\  Auch  eine  (c.!sct2liche  R'j-tiuimung  aus  1888  verfügte 
eine  Ansnahmc,  Ein  liesetz  vom  27.  Juni  1S'.)4  verplliclitete  auch  Con55»inirereino 
unter  den  Voraussctzunjfcn  des  Gesetzes  von  l5ä9  zur  Zahlung  der  Liccuzabgaben. 
Die  Kleinrerkäufer  nicht -geistiger  Getränke  (Katfeeh&uscr  u.  dgl.)  zahlen  die  niten 
Gebühren  des  früheren  Gtssetzcs.  S.  Kirsch  a.a.O.  S.  C22  fl".,  der  dio  Steuer  von 
1880  mehr  bemängelt,  (i.  v.  M.iyr,  Art.  Schanitsteuer  im  Wortcrb.  d.  Vitw.  II.  -k>4. 

Die  T>!cenzgebUhren  sind  eine  Einnahme  der  Landescasse,  al.-^o 
StaatBSteuerD  und  bilden  als  solche  im  deatscheu  ätaatssteuerrecht 
der  Gegenwart  eine  Singularität 

Erhalten  haben  sich  im  reicbsländischen  Hteuerrecht  aus  der 
fnozösiacben  Zeit  auch  noch  kleine  Stempelabgaben  iHr  die  Be- 
ntlelmigen  in  der  indireoten  Besteuening  (imd  im  Octroi). 

Das  Beichsland  bezieht  so  gegenwftrtig  (1900)  am  seinen  eigenen 
mdirecten  VerbraneliBStenern  etwa  den  halben  Betrag  seiner  directen 
Stenern  (6.2  gegen  12.5  Mfll.  Hark),  ohne  die  Antheiie  an  den 
Bfliehaatenera  nnd  ohne  die  Vergtltungen  flir  die  Erhebung  und  Ver- 
wahnng  der  ZöHe  nnd  Reidisstenem:  eine  im  Vergleich  mit  den 
oorddeutschen  Emzelstaaten  wieder  günstigere  I>ag^e,  da  so  die 
directCD  fc)teueiu  niedriger  f>:ehalten  werden  können.  Der  im  Ver- 
gleich mit  den  anderen  büddentschen  Staaten  mässigere  Ertrag  der 
Biersteuer  wird  durch  die  Weinsteuer  und  die  Licenz.steuer  aus- 
geglichen. Dank  der  Ergiebigkeit  der  folgendeu  Öteuerltategorie 
ist  die  Finanzlage  im  Keiohslande  noch  gUnstiger. 

§.  120.  Die  Verkehrsstenern  einschliesslich  Erb- 
sehaft asten  er,  insbesondere  letztere.  Mit  dem  der  neueren 
dentaehen  wissensehaftlichen  Terminologie  (Stein)  entnommenen 
Namen  „Verkehrsstenern''  wurden  von  der  dentschen  Verwaltung 
die  fransOsisehen  Begistrirungsabgaben  (Enregistrement),  Erbscbafts- 
Steuer,  StonpelgefiUle,  ausserdem  auch  noch  gerichtliche  Strafen 
and  Gebflfanm  und  sonstige  Strafen  und  verwandte  Einnahmen 
zusammenfassend  bezeichnet  und  bilden  diese  Abgaben  u.  s.  w.  nun- 
mehr unter  diesem  Namen  eine  iiubiik  im  Einuahniehniket  des 
Kticbslands.  Auf  diesem  aus  der  französischen  Zeit  herrührenden, 
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in  bekannter  Weise  sehr  unil'assendeu  iiud  buperfiscaliscli  aus- 
gebildeten ßesteuerungsgebiete  sind  aber  wichtige  Aenderangeo 
erfolgt  durch  die  Ausscheidnng  der  Erbach aftsstener  aus 
dem  Enregistre  in  eutunddie  selbst  ändige  Aus  [Gestaltung 
dieser  Steuer  (1889,  li^lK)).  Im  Uebrigen  sind  die  ►Stempel 
durch  den  Lebergang  einiger  Zweige  an  das  Keicb  und  die  Ent- 
wicklaog  des  ßeichsstempeiwesens  verändert  worden  und  ein  n  enes 
Stempelgesetz  bat  1897  das  Stempelrecht  codificirt  und  fort- 
gebildet £iDe  ähnliche  legislative  Maasaregel  auf  dem  Gebiete  der 
Reg istrirangsab gaben  steht  noeh  aas,  aber  bevor.  Die  Ge- 
liehtskosten  sind  darch  die  Reichsgesetsgebung  beelnflasst 
worden. 

Das  Wichtigste  ist  die  Reform  der  Erbschaftssteuer. 
Diese  bildete  wesentUch  ein  Glied  der  Handänderangs-  oder  Besita- 
wecbselabgaben  des  fransOsischen   Enregistrementssystems ,  mit 

Abstufung  der  Stenersätze  nach  der  Verwandtscbaftsnähe  nnd  Nicht- 

verwandtschaft ,  aber  eine  Abgabe  vom  ^'arizcü  sogen,  rohen  Erb- 
schaltsbetrag,  ohne  Abzug  der  »Schulden  und  Lasten.  Bei  der  Ver- 
schiedenheit der  Vcrschuldungsverhältoisse,  besonders  nach  Besitz- 
arteu,  weit  mehr  bei  unbeweglichen!  aln  bei  bewei^iiehem  Besitz,  und 
nach  Einzelfällen  wirkt  eine  solche  ]5esteuci  un^  des  ganzen  rolu^n 
Werths  der  Erbschalten  auch  wieder  wesentiich  verschieden  iiri 
Einzelnen,  besonders  drückend  beim  Grundbesitz.  Darin  liegt  ein 
Hauptmangel  des  französischen  Rechts,  den  man  auch  dort  seit 
lange  beseitigen  will,  allerdings  nicht  ohne  Opposition,  da  Manche 
an  dem  Character  der  Steuer  als  Besitzwechselabgabe  festhahea 
wollen  und  die  Berechtigung  jenes  Absngs  deshalb  bestreiten. 

S.  Fin.lll,  §.241,  Erg.heft  15.  die  dort  gen.  Schrift  von  Mathieu-Bodot, 
oiDL-m  Gegner  des  Abzugs.  Der  im  Er;r.h»,fi  mitgctbeilte  bedeutsacie  Keformplan 
l'oincarc'«,  die  Abtftufuog  des  Steuersatzes  auch  uach  dor  llObe  der  Erbschaft, 
betw.  der  aaMendeii  Erbportloa  and  die  Qev&hnDg  des  SdnUdftbztigs  (mit  Ane- 
MbnieD),  ist  Ifflm«  Deck  nicht  gesetzlidi  erledigt  wocden. 

In  diesem  Nichlabzug  der  Schulden  und  Lasten  wurde  im 
Keiehslaude  von  der  Hevrdkcrung  und  der  Regierung  ein  Hanpt- 
nianorel  des  behteheiuieu  Kechts  gesehen  und  wesentiich  zur  Ab- 
stellung dieses  Mangels  ist  die  bteuer  reformirt  durch  das  Gesetz 
vom  12.  Juni  1889,  aus  dem  Enregistrement  mit  seinen  Besitz- 
wechselabgaben aasgeschieden  und  zu  einer  reinen  ^^ßereicheriingS' 
Steuer'^  gemacht  worden.  Dabei  bat  man  zugleich  einen  anderen 
Mangel  des  französischen  Kecbts,  dass  nemlich  das  bewegliche 
Vermögen  sich  in  grossem  Umfang  der  8teaerpflicbt  so  eiitsieheii 
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weise  und  es  der  Stenerbebörde  an  Mitteln  feblt,  solche  Hioter- 
viebuni^cn  zu  hindern,  zu  beteiligen  gesucht,  wozu  auch  ein  be- 
bODtieieü  Gesetz  (vom  28.  Mai  1888}  die  Handhaben  verschaffte. 
Aber  an  zwei  principiell  und  practisch  abweichenden  Normen  des 
französischen  Steuerrechts  von  den  im  Deutschen  lieich  sonst  llb- 
lichen  Kormen  der  Erhschaftsstcncr  wurde  mit  Recht  festgelialten, 
nemlicb  an  der  Steuerptlicht  auch  der  directen  Linie,  auch  der 
Descendenteu ,  der  Kinder  u.  s.  w.  und  an  derjenigen  der  Ehe- 
gatten. Auf  dieser  Stenerpflicbtigkeit  und  auf  den  etwas  höheren, 
schon  im  fraozösisehen  Recht  enthaltenen  Steuersätzen  beruht  auch 
die  grössere  iinaDzielle  Ergiebigkeit  der  Steuer  im  Vergleich  mit 
anderen  dentscben  Staaten.  Auch  die  nicht  tiberali  bei  ans  vor- 
handene SehenknngiMteaer  ist  bestehen  geblieben,  aber  im  Rahmen 
des  Enregistrement  (Schenkungen  nnter  Lebenden,  auch  elterliche 
Vorattstheilnngen).  Jttogst  ist  dann,  1899/1900,  ein  nenes  Gesetz 
Ober  die  Steuer  su  Stande  gekommen.  Es  handelte  sich  dabei 
wesentlich  nur  am  eine  neuere  Fassung  des  A'Hheren  Gesetzes,  um 
den  Bestimmungen  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  Rechnung  zu 
tragen ,  wie  in  anderen  jüngst  erlassenen  deutschen  Eibsebaüs- 
steoergesetzen.  Dabei  sind  aber  auch  auf  Grund  der  bisherigeu 
Erfahrungen  mit  dem  IdÖi^er  Gesetz  einzelne  sachliche  Ver- 
änderungen darin  erfolgt. 

S.  das  (ieseU  rom  12.  Jimi  lö8i)  aach  im  FiiuarcU.  B.  10,  S.  26Ü  Ü.,  Aus- 
fehnttgBbestiiDiiiaiifen  toh  19.  Jiioi  bezw.  6.  Angr.  1889,  eb.  8.276  ff.,  Vorlage,  B«- 

giündunjr,  Verliandluugeti  im  Landesausschuss  1889.  Aufsatz  von  Carl  Uber  das 
fic«otz  Fin.arch.  ob.  S.  24111".  Coinmcntar  von  Hollerith,  18<S9,  von  Jacobs, 
1890.  Veri?lcicbung  der  Abweichungen  iu  dem  neuen  Gesetz  mit  den  franzöaiscLen 
Befrümmungen  im  ßull.  de  ätat.  1889.  II,  S.  78  ff.  in  den  Noten,  s.  auch  Erg.hcft  Ztt 
B.  III  der  Fin.,  S.  91.  Dazu  nocli  Gesetz  betr.  die  Strafaachen  der  Enrojrjstrcment- 
Venraltung  rom  28.  Mai  1888  mit  Aasfubrunrsbestimmungen  vom  7.  Juni  1888,  eben- 
frUs  im  Pimoeb.  B.  10,  8. 278  ff.  Za  fergleielien  Ist  die  DantelloDf  der  franzOeischen 
Erbschaftssteuer  in  Fin.  III,  §.  241.  Iii  r  nur  einige  Bemerkungen  über  die 
Heaerongeo  des  Gesetzes  und  Uber  ciozclne  Uauptpancto.  Für  alles  Weitere  ist  auf 
das  Gesetz  selbet  und  besonders  den  Aufsatz  von  Carl  zu  verweisen,  dem  hier  in 
liitigem  gefolgt  wird. 

Grundlage  und  Einrichtung  der  Steuer,  auch  Organisation  der  Ver- 
waltung sind  geblieben,  doch  auch  in  formeller  Hinsicht  Anschluss  aa  die  neueren 
deutschen  £rbwdwft«teiiergesetze  erfolgt.  Stonerp flichtig  ist  jeder  Enrerb  Ton 
Xacblassvermögen  unter  erbrechtlichem  Titel,  zq  Eigenthum,  Nut/niessung.  Genuss  in 
Folge  von  TodesüaU  ^oder,  unter  Umstandea,  ron  ihm  gleichgeltender  Abwesenheit), 
eiRSclilieBsIfcli  SebenkaDgen  aof  Todesfall.  Wie  der  CJebergang  des  Nachlasses  nach 
französischem  Becht  ohne  Weiteres  an  den  vn  Erbschaft  Berufenen  erfolgt,  so  tritt 
auch  die  Steuerpflirht  ^li-s  letzteren  sofort  ein.  ohne  da??s  es  für  Beides  einer  ans- 
dniclilichen  Willeuaciildnuag  oder  erlulgteu  Be&itzergreifung  dca  Erben  u.  s.  w»  bedarf. 
Nur  ein  rechtswirksamer  Verzicht  befreit  den  Erben  daher  von  der  Steaerpflicht. 
Wie  bisher  ist  jede  Erbschaft,  Legat  stcuerpfiichfi|Br.  Im  Entwürfe  waren  g-ewi^sö 
Befreiungen  beabsichtigt  gewesen^  so  wegen  Kleinheit  des  Betrags  Anfälle  au 
Kinder  und  deien  AbiüMDiDliDgo  viid  an  Ehegatten  bis  1000  M.  reinen  Werdis  an 
Kind  oder  Gttte,,  anch  AnlMie  bis  500  M.  m  Hivsstandsaag^Oiige  und  im  Dienst 
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stehende  Penonen  n.  a.  m.    DieM  Befrefungen  sind  cbarscterittiseher  Weise  in 

Landesausschuss  nicht  anfrenoinnien  worden,  weil  jeder  Erbe  zu  den  Lasten  des  Staats 
einmal  beitragen  solle  und  weil  auch  die  Steuer  von  den  Erbschaften  in  gerader  Linie 
bisher  in  allen  Kreisen  der  Bevölkerung  leicht  und  ohne  Klagen  getragen  worden  sei. 
Eine  fttr  die  allgemeine  Lage  der  Erbscbafllsstcucrpflichtigkeit  der  Debcendcaten  in 
Deutschland  beachtcnswerthe  Auffassung.  Der  Steuertarif  ist  im  Ganzen  l-r  alte 
gebiiebeo,  die  Zuschläge  im  fraozdsiiK^hen  Hecht  waren  2>cüon  lö73  beseitigt  worden, 
es  galten  and  gelten  dalier  die  alten  Nonaalsitso,  die  aber  wegen  der  Gewibr  des 
Sc)iuldenabzD2s  reell  sich  iu  vielen  Fällen  vcrrincrerf  lirilcn.  Sie  sind  1  für  Ver- 
wandte der  geraden  Linie,  8  far  Ehegatten,  6V9  für  (icschwister,  Geschwisterkinder 
(Neffen  und  Nichten)  und  Eltcrngeschwister  (Onkel,  Tanten),  7  flir  Seitenverwandle 
des  4.  Grads,  8  für  solche  des  5. — 12.  Grads,  9  für  alle  anderen  Fälle  Diese  Sätze 
sind  besonders  in  der  nächsten  Seitenlinie  höher,  als  meist  sonst  iu  Deutschland  and 
erklären  mit  der  Steacrpflichtigkcit  der  directen  Linie,  namentlich  der  Kinder,  und 
der  Ebezatten  die  grossere  ElnirSglidikeit  der  Erbschaftssteuer  im  Iteiclislandc,  da 
die  Wohlhabenheit  hier  nicht  grösser  sein  wird,  als  in  anderen  besseren  deutschen 
Landen.  Der  Abzug  ron  Schuldon  und  Lasten  von  der  Erbschaft  ist  ein  ganz 
allgemeiner,  ebne  BescbrtnkiiDg  anf  bestimmte  Sehnldarton.  Die  Steuer  ist  daher  nur 
ron  demjenigen  Betrage  za  entrichten ,  uui  welchen  derjenige ,  dem  der  Anfall  an- 
kommt,  durch  denselben  reicher  wird  (§.3,  Abs.  1).  In  BetrefT  der  Beziehungen 
zum  AubiaaUc  befolgt  daä  französische  und  demnach  das  bisherige  rciclialändische 
Hecht  den  sogen.  Grundsatz  der  Territorialität,  wonach  Liegenschaften,  körper» 
liehe  und  unkörperliclie  bewegliche  Wcrthe  im  Inland,  auch  zu  einein  auslandisehcn 
Nachlass  gehörige,  immer  stenerpfiicbtig,  im  Aualand  liegende,  auch  zu  einem  iulän* 
disdien  Näcbtass  gdiOrige,  mit  Ansnabme  «nlrSrpeilldier  beweglicher  Werthe,  immer 
steuerfrei  sind.  Für  Liegenschaften  und  diesen  gleichstehende  Rechte  ist  es  bei  diesem 
Grundsatz  {reblieben,  ohne  Rücksicht  auf  Wohnsitz  oder  StaatsangehSrif^keit  des  Erb- 
lassers iGesetz  |;.  ,")).  L"n körperliche  bewegliche  Worthe,  welche  zu  einem  inländischen 
}<achla>s  peliören.  waren  dagegen  bisher  steuerpflichtig,  auch  wenn  sie  sich  im  Aus- 
lande befanden.  Jetzt  ist  für  beweplidies  Verm5*ren  im  Princip  der  ("mindsatz  der 
Personalität  angenommen  worden,  wonach  im  Allgemeinen  der  Wohnsitz  des 
Erblassers  tiber  die  StenerpHlchtigkeit  entscheidet.  Lag  dieser  Wohnsitz  im  Reiche 
lande,  so  i>t  daher  dieser  Naclilass  steuerpflichfijr,  deninach  auch  bei  Ausländern,  lag' 
er  nicht  im  Heichslande,  so  ist  er  steuerfrei  (t?.  (\,  7.  mit  weiterer  Casuistik  und  unter 
Umständen  Gewährung  des  Hechts,  die  ce/ahlte  fremde  Erbschaftssteuer  in  Abzugs 
za  bringen,  s.  auch  Carl  a,  a.  0.  S.  250i.  Als  äteu  erpfüchtiger  Werth  gilt 
der  sogen,  gemeine  Werth  am  Tode^tajre,  doi  li  bei  Liefrenschaften ,  wie  bi?<lier,  der 
20 fache  Jahrcsertrag,  indessen  nur,  wenn  keine  Schulden  vorhanden,  oder  die  nach 
dem  Wenhe  geschätzten  Liegensehaften  hinreichen,  on  die  hypotheharischea  und  dio 
das  bewf'g-Iiche  Vermöpen  ilberstciirenden  sonstigen  Schulden  zu  decken.  Andernfalls 
erfolgt  Berechnung  nach  dem  gemeinen  WerUi.  Der  Erbe  hat  dabei  die  WabL 
Wenn  er  anf  Schuldabzug  verzichtet,  kann  er  die  Berechnung  nach  den  SOfaeliea 
Ertrag  verlangen.  Die  Bestimmang  begllnstigt  besonders  schwach  rentables,  aber  hoch 
im  Preise  stehendes  ländliches  Grnndeigenthum.  Baustellnn  ohne  entsprechenden 
Ertrag  sind  immer  nach  dem  gemeinen  Werth  zu  schätzen.  Bei  der  Werthberechnung 
yon  imnerwftbrenden  nnd  zeitweiligen  Nntzangra,  Leistongen.  Renten,  Zeit-  und  Leib- 
renten sind  einige  Aenderui  ^' :i  1  inu'ctretcn  (Gesetz  §.  10  12,  Carl  a.  a.  0.  S.  2.521. 
An  Stelle  des  bisher  hier  zu  Grunde  gelegten  Zinsfosses  von  5  7«  ^t  jetzt  der  roa 
4  ^/o  gesetzt,  wodorch  sich  der  steoerpfllchtige  Werth  entsprechend  erhobt  Leib- 
renten u.dgl.,  wo  bisher  allgemein  das  10  fache  als  steuerpflichtiger  Werth  galt,  wird 
jetzt  die  Werthbercchnung  mit  Rticksicht  auf  das  Lebensalter  des  "Frben  vortrenommp?), 
in  min.  das  2 fache  bei  über  öO jährigen,  in  uiax.  das  161'ache  bei  bis  irtjahrii^ea, 
nach  dncr  Scala  im  Gesetz  (§.  11).  Eine  wesentliche  Verbesserung,  duit^b 
welche  eine  Harle  des  französischen  Hechts  beseitigt  wurde,  ist  in  dem  Fall  ein- 
getreten, wo  Eigenthum  (nacktes)  und  Nutzniessung  an  verschiedene  Personen 
im  Erbwege  gelangen.  Bisher  be»tsnd  hier  Doppelbestenerung,  insofern  beide  Per-, 
sonen  voll  steuerpflichtig  waren,  der  Erbe  des  Eigeuthums  für  dessen  vollen  Werth,  ohne 
Abzug  des  Werths  der  Nut^niessunL--.  al<o  crcnt.  Stencr  für  einen  ihm  niemals  zu  Gute 
kommenden  Werth  zu  zahlen  hatte.  In  Gonsequenz  des  Grundsatzes  von  Lasteuabzug 
und  des  Gbaracteta  der  Steuer  als  Bereicherongssteuer  ist  jetzt  (§.  18)  aasdrOckUtä 
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TennOfren,  desMA  IlDtziiie9«iiii|r  «inftu  Dritton  tnstelit,  um  den  nach  §.  10  beredmeteD 

eigens  steui^rpfliclilisren  Werth  dieser  Nutzung  geringer  anzuächlagcn.  Dio  Stcncr 
trifft  den  Erwerber  des  steoerpflichtippn  Nachlasses,  doch  sind  Erben  und  Miterben, 
aach  \'erffl&cktniS9*  und  SchcnkDebucr  pcrsünlich  und  4>ammtvorbindIich  für  die  üo- 
iaiBintsteuexSGhald  haftbar,  aber  nur  Iiis  zum  crlasgton  Berciciiemnirsbetrage  i^.  20). 
Aoch  haften,  was  dem  biabcrigen  Keclit  fremd  war,  gesetzli  1  Vrrfrefer  der  Erben, 
Befolimächügte,  Kacblassrerwalter,  Te&tamentsrolUtrecker  u.  w.  jpcrsOnlich  für  dio 
Steuer,  wenn  sie  vor  deren  Entrichtenf  oder  SlcherateUang  Erbflcbafteo  oder  Thdie 
('aron  ausantw orteten  and  die  Steucreintrcibuiip  gc^cn  die  Pflichtigen  nicht  crfolg-en 
kann  (^.21,  eine  Nenemng).  Die  Grandlage  des  Ve ranJagungsrerfahrcns  bildet 
dae  o bligatoriscbo  Stencrerkllronir  der  Erben  n.  8.  w.  and  die  Einreichong 
treii  Hachlassverzcich nissen  (§.  24,  25  n.  IT.).  Die  ErUArang  ist  im  Normalfall 
binnen  6  Monaten  abzugeben,  nnd  zwar  an  die  für  die  Steuer  compctent  gebliebenen 
Earefcistroments  •  Einnehmereien  (jetzige  sogen.  Verkebrssleue rftmter), 
bexv.  an  dÜe  sostSadige  (i^i.  22).  Dio  Bezirke  dieser  Aemter  decken  deh  in  der  Ref^ 
mit  denen  der  Amtsc  rirtit Vv-'^  -nd  las  Vorliandensoin  ?r\!ilrricheror  und  kleinerer 
Aenter,  stau  der  für  grösätire  Bezirke  tuiigireiiden  besonderen  £rbschaftfisteoer&mter 
in  anderen  deniachea  Staaten  (Preaasen)  i.iitspricbt  dem  «reiten  Umfang  der  orbeohafta- 
!>teuerpflichtigen  Personen  (ganze  dircctc  Linie,  Gatten)  und  den  übrigen  Functionen 
dieier  Aemter.  welclie  die  letzteren  mit  VermöpensverhUltnissen.  lierhfs^eschaften  d>^r 
BezifksbewoLiier  sonst  t>chon  in  vielfache  Beziehung  brin>reii  Das  ist  fiir  die  Thatig- 
keit  in  Erbach aft^tenersaehen  von  Werth.  Insofern  hat  diese  Organisation  und  daa 
Bestehen  des  Enregistrement  auch  eine  gewisse  allffemoin^  i  rincipicUo  Bedeutung  für 
die  Fra^e  der  Einrichtung  einer  auf  dio  nächsten  Verwandten  ausgedehnten  Erb* 
sdiaftwletter.  Die  Bürgermeister  haben  rierteljAbrilch  den  Registeitmtem  Verzeieh* 
nisse  der  Sterbcfälle  einzureichen  (§.  23\  Das  Amt  berechnet  den  Sfeuorbotrag,  den 
der  Flüchtige  sofort  mit  Abgabe  seiner  Erklärung  za  entrichten  hat  24).  Der 
Steuerbehörde  sind  die  genügenden  Befugnisse  zur  Gontrole.  zur  Forderung 
ron  Bc vcismittoln  gegeben  (§.  27,  28).  Wenn  gtitlicho  Eini^imsr  nicht  erzielt 
xird  Tind  A^erdacht  einer  ünvoHständigieit  oder  Unrichtigkeit  der  Erklärung  verblf^if  t, 
iaun  der  Steuerdircctor  beim  zubtäitdigeu  Amtsgericht  dio  Abnahme  eidesstatt- 
licher Torsichernngen  der  Richtigkeit  dor  Angaben  reraulassen  (§.  29).  Ter» 
bleibende  und  nicht  durch  Ausgleich  zu  behebende  Meinungsverschiedenheiten  zwischen 
Behörde  und  Flüchtigen  t^ber  Werth-  und  Ertragsangabon  sind  durch  Ab- 
tehätzung  nach  den  Vonchiiften  för  die  Registerfrebtthren  betrefla  Worth-  und 
Stttagaarmittlung  von  Liegenschaften  zu  erledigen  (§.  80)  Ausnahmsweise  kann  auf 
Antrag  d.'-?  Pflichtipen  von  Vorlage  von  Verzeichnissen  und  Ein/.eIormit!lnn<ren  ab- 
gesehen uiiü  ein  „Abkommen"  über  die  Steuer  getroiieu  werden  sj.  31:.  Für  dio 
EiDSiehvnf  der  Steuer,  die  ZuUssi^keit  nnd  Form  des  K <-chtswcg8  fdr 
Einwendungen  und  filr  die  Ansprüche  auf  Kückerstattnnp  zn  Unrecht  erhobener  Steuern 
gelten  dio  bozt^chen  Vorschriften  Uber  Enrcgistrcmentsgebühren  (§.32).  Die  Ver- 
jlhroDf  afriaten  rind  dio  bisherigen  (für  versehiedMe  FAlle  2,  5,  10  Jahre,  §.  33). 
Die  Strafbcstiramungen  sind  thcils  etwas  verschärft,  theils  etwas  gemildert  worden 
34),  Unterlassung  der  rechtzeitigen  Steuererklärung  und  der  Vorlage  des  Masse- 
Terzeicbnisses  sind  mit  dem  halben  Steuerbetrag  bedroht,  wissentliche  zu  geringe 
Angabe  ron  Werthen  und  Erträgen  mit  dem  einfachen  Steoerbetrag  (immer  ausser 
diesem  selbst),  andere  unrichfipe  Angaben  und  Verschweignnppn  mit  dem  doppelten. 
Ia  gewissen  Fällen  treten  nur  Ordnungsstrafen  ein.  Auch  für  das  Strafverfahren 
und  fiar  die  Befugnisa  tnm  Erlaas  nnd  inr  Mindemnf  der  Strafen  gelten  die  Be- 
ätimmnngen  für  die  Besfisterpebflhren  (§.  Vm  pewisscn  reich'^ir'^richflich.-'n  Enf- 

scbeidungen  ober  die  Anffai>sung  ron  Zuwiderbandlungen  gegen  die  Vorschriften  Uber 
die  Erhebung  öifeDÜicher  Abgaben  als  „Stra&aeben**  Recfanong  trafen,  ist  dnrcb 
eUB  rcichsländiscbcs  Gesetz  vom  28.  Mai  1888  ein  besonderes  Verwaltungsvcrfahren 
eingeführt  worden,  wdchea  avch  Xdr  die  Erbschaftssteuer  znr  Anwendung  kommt 
(*.  Carl,  S.  265). 

Trotz  der  ßeibebaltang  der  frUhereo  Steuersätze  und  der  Ge- 
währODg  des  Schuldabzags  von  der  stenerpflicbtigen  Erbscbai't  ist 
eher  eine  firhdhong^  als  eine  VerriDgernng  des  Stenerertrags  ein» 
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getreten«  Das  Gesetz  hat  also  wenigstens  keinen  finanziellen  Naeb> 
theil  gehabt  Bei  den  ZniUlligkeiten  im  Erhgang  ist  freilich  bei 
dieser  Steuer  ans  dem  Ertrage  in  einseinen  Jahren  kein  sicherer 
Sehloss  anf  die  Wirkung  des  Gesetses  zn  ziehen. 

Die  AbSüd'  runtr'^ii  dw  ficset?  s  v  n  1^H9  sind  im  J.ilire  1900  in  Form  einer  Novello 
erfolgt.  Voiii^e  iu  dur  XXV.  2>e6t>iou  löUb,  1899  des  LandMAusscbosse»,  Nr.  22  fom 
1.  Mai  1899  and  wiederholt  ipletchlratend  in  der  XXVL  SearioD  1900,  Mr.  4  rem  1.  Febr. 
1900.  Commissionsbcricht,  Drucksache  Nr.  73.  Vcrhaodlnngeo  März,  April  1900.  (Pobli- 
cation,  daln^r  f^atum  dieses  Gos.-tzes  stand  beim  Abschlnss  dieses  Abschnitts  noch  aua, 
jedenfall»  l  luhjahr  1900.)  Das  Uauptziei  der  Novelle  war,  wie  bemerkt,  das  Gesetz  den 
Bestimmungen  des  Bürgerlichen  QeMtzbnchea  vanpuam.  Es  !•!  sieht  ohne  Interesse, 
das  iiiiher  in  der  Vorlapo  und  deren  Bej^Qndang  zo  rorfolgen,  am  die  Verschieden- 
heiten zwischen  dem  Code  ciril  und  dorn  Doutachea  BargerUcheji  Gesctzboch  daraa 
Ell  ftodifen,  vas  indeflaeo  hier  ia  der  Flnaiitwiflniitehan  nicht  za  geschehen  hat. 
Von  den  theils  mit  unter  dem  Einflass  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches,  theils  unabh&ngig 
davon  erfolgten  and  im  Landesausschoss  meistens  angenommenen  sachlichen  Ver- 
änderungen des  früheren  Gesetzes  sind  folgende  bemerl^caswcrth.  Die  F&Uo  des  Ein- 
tritts der  Erbschaftssteuer  sind  genauer  prftcisirt  and  qpedalisirt,  dabei  tat nanantUch 
der  Fall  von  Erwerb  ?on  Eigenthum  oder  Nutzungsrechten  in  Folje  von  Lebensycr- 
sichonings-  und  Leibrentetirertr&gen,  sofern  die  Zuwendung  vom  Tode  des  Zawendoadea 
abhängig  ist  und  fttr  den  Enpftoger  der  Leistung  onentgeltlich  erfolgt  <§.  1  e),  «ad 
der  Fall  des  Erlöschens  oincr  Stiftung  und  des  Anfalls  des  StiftungsvermOgens  an  die 
gesetzlichen  Erben  des  Stifteis  (§.  1  d)  ausdrücklich  iia  erbficbaftssteaerpflichtig  im 
Gesetze  hervorgehoben  worden*  Dem  D.  B.  0.  B.  gemlss  sind  feiner  die  YerhSltnifae 
der  Erbschaftssteuer  bei  fortgesetzter  Gütergemeinschaft  einer  besonderen  Kegelong 
unterzogen  worden  (§.  1  a  der  Novelle).   Kine  principtell  wichtige  und  practisch  wohl 
nicht  uiiwoseutliche  Erweiteruiig  hat  die  Erbschaftssteucrpillcht  auf  sog.  Ilaiid- 
gesc henke,  die  kurz  vor  dem  Tode  eines  Erblaasoia  erfolgt  sind,  er&hren  (Nofelle 
§.  1  b).    Es  sollte  dadurcli  etwas  dem  bekannten  üebelstand  begegnet  werden .  dass 
nicht  nur  überhaupt  bei  den  Uegistrirnogsabgaben  im  Verkohrsstenentystem  das  nn- 
bewegliebe  Verm&gen  rechtlich  nnd  thatachlich  wesentlich  schwerer  belastet  und 
sicheri  r  u^  iroReii  wird,  als  das  beweirliche  —  nach  der  ,.l^■L,'^ilniung"  der  Novelle 
war  im  Keichsiand  der  Ertrag  dieser  Abgaben  von  üebertragungon  unbeweglichen 
Vermögens  unter  listigem  Titel  1897  8  4.9  Mill.,  beweglichen  Vermögens  nur  840  000, 
IDOI.  45.000  bctreliendi^  Kcichsstempel  zusammen  noch  nicht  900.000  M.  sondern 
dass  auch  bei  der  Erbsrfnftssteuer  trotz  der  /rüiidsätzlich  gleichen  Besteoerong  beider 
Vermögensarteu  doch  woUi  factisch  das  bewegliche  sich  iu  grösserem  Umfang  der 
Steaerpäicht  entzieht,  bei  den  Scheolnngen  roOeads.  Im  Dorchaohnitt  von  1891/92 
bi^  l"^'i7  MS  hat  das  zinslragende  beu'Cf^liche  Vermögen,  das  mnthinaa<^lich  bedeutend 
gröäiier  ii»t  als  das  onbeweglicho  Vermögen  (sammt  Mobilieo),  51.5,  letzteres  48.5  % 
Tom  Ertrag  der  Erbschafksstener  aufgebracht.  Nach  dem  ftanzOslsehen  GiTÜTBcht  hStta 
eigentlich  jede  Schenkung  zü  ihrer  Giltigkeit  einer  notariellen  Beurkundung  bednift 
und  wSre  dann  steuerpflichtig  (rewesen.  Aber  di<'  Praxis  hattü  doch  .allgemein  Hand- 
gcscheiiko  zugclacsseii ,  diu  mit  der  Entwicklung  da  beweglichen  Vermögens  viel 
wii  litiger  worden.  Auch  die  Erbscbaftsbestenemng  dieses  Vermögens  und  der  Ertrag 
dieser  Steuer  wurden  uachtheilig  becinflusst,  wenn,  mit  Rücksicht  auf  die  Nahe  des 
Todes  des  Eiblsssent  und  um  seine  Erben  von  der  Erl^chaftsstcucr  zu  befreien,  in 
«mfkngUchem  Maasse  das  bewegliche  Yermilgen  den  Erben  sehenkvngsweise  über- 
lassen wurde.    Während  eine  umfassendere  Besteuerung  der  Handgescheuke  eventuell 
bei  einer  Iteform  der  die  Schenkungssteuer  mit  umfassenden  üegisterabgaben  za  be- 
wirken war,  wollte  die  Novelle  wenigstens  die  angedeuteten  Fälle  der  Erbschaftssteuer- 
pfiicht  mit  untergehen  (s.  Begrtlndung  zu  v:;.  1  h).    Es  sollten  daher  ,jSehenkungen, 
welche  ohne  gerichtliche  oder  notarielle  Beurkundung  oder  Anerkennung  mit  Kücksickt 
auf  das  erfolgte  Ableben  des  Schenkers  erfolgt  sind",  der  Erbschaftssteuer  onterliegen« 
Im  Zweifel  soUten  ab  solche  Schenkongen  die  gdten,  welche  innerhalb  der  letzten 
1?^  Mormte  vor  dem  Tode  de?  Sclsonk-  rs  vollzo^^en  seien,  niclit  Ifiiiger  zurtlckliegend.^. 
i)iesc  Heatimmaag  ist  auch  in  das  Gesetz  gekommen,  nur  etwas  anders  gef&sst  tmd 
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mii  Beschrätikang  der  Frist  auf  G  Moiiate  /uiUck  („Zun  tiidiingLii ,  welche  uhac 
registrirungspäichtige  Beariondong  oder  Ancrkenoniig  innerball)  der  Urnen  G  Monate 
vor  dem  Tode  des  Eiblassors  voüzofrcn  worden  sind,  auteiliogcri  der  Erbbchaftssteaer', 
§.  1,  b  der  Noreliv).  Wichtige  Fälle  solcher  ZaTeoduiigen  sind  aber  aUj^emeiu 
befreit,  so  Zovoiidiuigeft  zur  Ainttttltnnf  reo  AbkOninliBgen  bei  der  Eheachlfeesiug^ 
oder  bei  der  Ergreifunfr  eines  seU  r  i  liigen  Berufs,  regelmässig  wiederkehrende  Zu- 
weodongen  an  Verwaadte  zar  Beätrcituu^;  des  standefgcmiäscn  Lebensunterhalts  oder 
ZOT  Untcr»tUtzung  in  Nothlagen  und  Oberhaupt  Zuwendungen,  die  für  den  einzelneu 
Betchenkten  1000  M.  im  Ganzen  nicht  übersteigen.  —  Den  Bestimmungen  des 
D.  B.  G.  B.,  welche  dem  überlebenden  Ehegatten  ein  gesetzliches  Erbrecht  und  ein 
Pflichtthcilsrocht  einräumen,  üch  anpassend,  ist  in  der  Novelle  eine  Ermässigung  des 
Z  %ig<Mi  Ehegatten-StonersstECS  anf  den  Satz  der  Kinder^  1  ^/q,  eingetreten,  venn  der 
Gatte  neben  Ablömnilinf^eii  zur  Erbschaft  berufen  i^f,  insoweit  der  Anfall  den  pesetz- 
iicben  Erbtheil  nicht  übersteigt  (§.  3,  Aba.  1  anter  a  der  Norolle).  Um  zu  verhüten, 
dafis  bei  ZnveDdnng«!!  an  nielieliobe  Kinder  Seitens  des  diese  erveidlch  Merkennen* 
den  Vaters  nicht  der  Steuersatz  Ton  9  %  Nichtrcrwandtc  eintritt,  ist  jetzt  für  diese 
Fäll«?  (inbcgrifTen  Abkömmlinge  des  uneheii«  liea  Kinde*»)  ein  eigener  neuer  Steuersniz 
von  4°  0  ^"  ^^^i  Tarif  ciogeschoben  wurden  i^Norcilc  §.  2,  Abs.  1,  bei  b).  Da  das 
D  Ii.  (j.  R.,  in  Abweichung  rom  Code  ciril,  keine  Bcschräainiig  der  gesetzUcbea 
Tr  f.  Ige  der  Seitenverwandten  kennt,  ist  die  bishcrig-c  Be>timmung.  dass  Seitenvef- 
wafidte  des  5. — 12.  Grades  8®/«  zu  zahlen  haben,  wörtlich  nicht  aufrecht  zu  halten, 
aber  den  Sinne  nacb  doch  bencbtigt.  Es  ist  jetzt  dieser  Satz  filr  Seltonvenrandte 
des  5.  und  6.  Grades  statuirt,  weitere  zahlen  9  */o  (.NoTcUe  §.  2,  Abs.  1,  unter  c).  Bei 
den  Verhandlanercn  im  Landesansschnss  ist  auch  einmal  von  einem  Abgeordneten  der 
Abi»iufung  dcb  Stciieifusses  in  der  directen  Linie  nach  der  Höhe  der  Erbschaft  ge- 
dacbt,  doch  die  Sache  ist  nicht  weiter  verfolgt  worden.  Dagegen  hat  man  bei  i\<im 
geringen  fiscalischen  Interesse  und  um  Milderunpcn  eintreten  zu  lassen,  auch  um  die 
Verwaltungsarbcit  zu  foreinfachen,  im  Landesausschuss  jetzt  die  1889  abgelehnte  Be- 
ctfamaDg  in  das  Gesetz  gebradit,  dass  Erbschaften  in  gerader  Linie  und  autor  Ehe- 
patten bis  zum  reinen  Betrag-e  von  1000  M.  steuerfrei  sind  (N'orelle  §.  2,  a):  einer  der 
bi^cr  seltenen  F&lle,  wo  in  diesem  Ausschuss  die  „socialen"  Rückaichten  deutscher 
Gesetzgebung  über  die  formalistisch  gleiche  Behandlung  aller  FlUo  nach  französischen 
Anschaanagen  gesiegt  haben.  —  Unter  den  sonstigen,  wesentlich  nur  formellen 
Aenderungen  in  der  Novelle  sind  noch  die  in  §.6,  7  bcachtenswerih ,  worin  die 
Normen  für  die  bteuerpllicht  in  Beziehungen  zum  Auslände  uc\i  und  klarer 
fefasst  werden,  furoer  in  §.  9.  vo  die  FUlo  der  Bobtonerang  der  Grundstücke  nach 
dem  Werth,  statt  nach  dem  Ertrag'  genauer  präcisirt  worden  sind,  endlich  in  §.  18, 
wo  die  Fälle  des  Vorhandenseins  Fon  Vor-  und  Nacherbon  im  B.  G.  B.  berücksichtigt 
Verden.  —  Dw  Oosoti  tdtt  nit  dost  Vwkttndiguugstage,  1900,  in  Kraft,  filr  alle  An- 
illle  nach  81.  Dsc  1899. 

§.  121.  Stempel,  Registrirangsabgaben  o.  dgl.  Ver- 
kehrssteueiu  und  gewisse  Geblihreu  und  gebührenartige  Abgaben 
stehen  im  französischen  Steuenecht  in  näherem  ZusammeuhaDg 
and  gegenseitiger  Ergänzung  (Fin.  HI,  iS.  502  Der  Stempel, 
meist  in  niedrigeren  festen  Sätzen,  begondeis  als  Dimensions- 
stempel ,  anch  als  Quitturgsstenipei  tlir  Zahlungen  an  ütleDtliche 
Caasen,  lür  Steuer-  und  Octroibezettlupgen  Tin  Pf.),  aber  auch  als 
Froportionalabgabe  (iSchuldscheine)  ist  die  tiuanziell  unwichtigere 
Abgabe,  die  Begutrirnngeal' gaben  sind  im  Ertrage  und  nach  dem 
Umfang  der  zn  regisirirenden  Kechtsgesehäfte  die  Hauptsache,  so 
iD  Frankreich  seit  laoge  und  noch  beute  und  so  auch  noch  in 
EISBBS-LothriDgen  (Stempelertrag  c.  Vs»  Beg^isterabgabeoertrag  c.  Vs> 
jetzt  B50.000  imd  5.8  Mill*  Mark). 

A.  Wa^aer,  Flaaaiwlfwinclwft  IT.  28 
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Die  Benntzmigf  deB  Stempels  als  Form  der  Erhebung  von 
Oebflbren  nDd  mehr  gebtlbren-  als  stenerartigen  Abgaben,  regel- 
mässig unter  Gtebranch  von  Stempel papier,  hat  in  der  deutschen 
Zeit  Einschrilnkungen  erfahren,  besonders  bei  geriehtliehen  An- 
gelegenheiten, im  Hypothekenwegen,  wo  der  Stempel  durch  die 
Baarzahluij^;  crsclzL  worden  ist.  \  cr.schiedenc  AbUndci  ungen  des 
geltenden  französischen  Hanpt^^csetzcs  über  Stempel  vom  13.  Briini. 
VII  fl3.  Xov.  1798)  und  der  sonst  geltenden  Ijestinmuing^en  des 
fran/dsiseben  Stempelrechts  sind  theils  in  Folge  der  Eintiilinmg 
der  iieichsstempelgesetze,  theils  nnahhUneric:  davon  von  1871  an 
erfolgt,  u.  A.  durch  Gesetz  vom  23.  Mai  1873  die  V'.,  Znschlags- 
aehntel  zu  allen  Abgaben  der  Enregistrementgverwaltuug  autgehoben 
worden.  Ein  allgemeines  neues  Gesetz  vom  21.  Juni  1897  ist  eine 
Codification  des  bestehenden  Rechts  mit  Veränderungen  nicht  so- 
wohl in  fisealischer  Tendenz,  als  in  derjenigen  besserer  Vertheilnng 
der  Steuerlast  Fflr  den  Stempel  als  Form  der  Verkehra- 
8 teuer  ist  dabei  die  Anwendung  des  Dimensionsstempels  in  den 
bisherigen  Sätzen  verblieben ,  nur  sind  ausser  den  Schuldsoheinen 
jetzt  auch  die  Versicherungsverträge  einem  niedrigen  Proportional- 
stempel unterworfen  worden,  sofern  nicht  die  wie  bisher  sulässige 
Bestenemog  mittelst  faeultativen  Abkommens  zwischen  Steuer- 
behörde und  Gesellschaft  Platz  greift.  Die  tibrigen  Veränderungen 
des  Stempels  als  Verkehrssteucr  haben  nur  formale  Bedeutung. 
Die  Fassung  des  Gesetzes  ist  den  veränderten  Verbältnissen  an- 
gepasst  worden.  Soweit  der  Stempel  aber  eine  Gebühr  darstellt, 
bringt  das  nene  Gesetz  wesentliche  Veränderungen.  Der  Dimmsions- 
8tempcl  ist  last  Uberall  iK'seiligt  und  durch  eine  ,,deni  Inhalt  und 
möglichst  dem  Werth  des  Oeschilfts  angepasste  Abgabe  ersetzt" 
(Jacob).  Dies  Gesetz  von  lbl)7  ist  an  Stelle  der  noch  geltenden 
französischen  einschlagenden  Stempelgesetze  und  auch  einzelner 
Besiimmongen  aus  der  deutschen  Zeit  getreten  (Ges.  v.  1397,  §.  65). 

S.  Uber  das  französische  Stempeliresen  FSn.  III,  §.  ^6 — ^285,  0%or  fits  MSebs- 

ländi-rhe  vor  der  Codification  ron  1897  Ja  roh.  di,'  Gi  M-t/o  tihiT  Fnrrgistrf^ments-, 
Stempel-,  lIy|>otbeliengebubren  und  älinliclic  Abgaben  in  Eläass- Lothringen .  1878, 
worin  auch  die  Verordtrangen  und  Gesetze  seit  der  dentsehen  Tenndtnng,  S.  303  ff., 
337  ff.  Das  letzte  französische  (Jcsetz,  dessen  (jiltigkeit  für  Elsaüs-Lotbrinf^en  ao* 
erkannt  worde,  ist  das  pleich  nach  Kinfülirung  der  Kf  publik  erlassene  Dcffot  vom 
5.  Sept.  1871,  welches  die  Stempelsfcner  von  Zeitungen  uiid  anderen  Veröffcntlichuiigen 
aufhebt  (Jacob  a.  a.  O.  S.  303,  :;:;•>  .  Ferner  Jacob,  Art.  Slcmpelsteacr  in  Elsass* 
Lothrinpen  im  \\ -liti  ili.  d,  Verwalt.  II,  TAU  und  Erp.b.  TU,  l'^T,  VorlAire  des  Sti-mpcl- 
gcboucs  im  Landesatjschusö  März  lt>97,  Nr.  4,  VörhandiuugcD  darüber,  s.  besonders 
V.  Schrant's  Bede  bei  der  1.  Lejinhg,  10.  Mirz  1897.  Jacob  (ohne  Kamen) 
Coinmentar  zum  Steuipeluviiutz  von  1897  (18(IK  .  Einfuhrunjrsbcstiramunpen  zu  diesem 
Oe:>et2  vom.  9.  Febr.  169^  (cb.  S.  43),  YolizogsanweisuDg  vom  10.  Febr.  1808  (eb.  S.  ÖOX 
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Verfügung  betr.  Rogiatrirungs-  und  Stempelabga'be  von  ootarietten  Beglaubigungen 
von  Unterschriften  rom  17.  Feburar  1898  (cb.  S.  101),  dgl.  betr.  Entrichtong  de» 
Stempels  für  Versichemrig-srerträjj'e  FOin  9.  Mär^  1^*.^^  W-h.  S.  103).  Die  in  der 
deubchcn  Zeit  eingetretenun  und  geltend  gebliebenen  \  cranderungen  (s.  auch  Gesotz 
TOffl  27.  Mai  1888.  betr.  Enragistremcnts-  ünd  Stcmpelgebuhien)  sind  in  das  neue 
Gesetz  von  1897  Ubergegangen.  Für  die  jetzt  u'cltenden  Nonnen  tind  Steuen>Stze  ist 
auf  das  ii^u  t>«ibst  za  vervei^oo.  Wichtigere  PositioDau  steilt  Jacob  im  3.  Erg.b. 
des  WOrterb.  d.  Vervalt  S.  268  ff.  zusammen. 

Das  (je>etz  bildet  folgende  Kubrikou:  Gerichtliche  Urkunden  (so  für  Ein- 
tragungen in  die  Handelsregister,  Fixäteinpel,  doch  bei  Action-  und  Actieucomman<iit>, 
(ieseilscbaften  mit  beschränkter  Haftung  und  Couimandilgcsellschaften  ohne  Actien 
ftr  jede  angefangene  veitcfe  Million  dee  Kapitals  der  gleiche  Satz  von  be2v.  KX^ 
uud  50  M.,  §.2);  NamenverSnd  erungen  and  Ehedisponse  (.Fixstcmpol,  ziem- 
lich hohe  Sätze,  500  M.  für  crstcre,  200  und  100  M.  fur  ron>chiedcno  Fälle  der 
letzteren):  Urkunden  der  Hetäre  (hier  besteht  fttr  die  der  Regiatriranpabgabe 
iinrcrliL'irenden  Urkunden .  ancli  für  die  Repertoricn  und  "W'ech8clprotcst^L;^i^^t^;^  ilor 
DimensioDsstempel,  vom  Blatt  der  ^'ormalgr&>so  40  Pf.):  bei  Ausfertigung  notarieller 
ÜTinnden  tritt  eine  Gombination  von  Werth-  und  Dimensionsstempel  ein,  indem  für  joden 
Bosrcn  der  Normalgröese  der  Stempelsatz  nach  Werthstnfen  steigt,  von  20  Pf.  bei 
NVerthen  bis  200  M.  aof  1  M.  50  Pf.  bei  solchen  über  10.000  M..  einfache  Ab- 
schriftoQ  und  Auszüge  ätehen  den  Ausfertigungen  gleich,  §.  7i;  Urkunden  der  üe- 
richtsvellsieher  (die  der  Bcgistrimngsabgabe  untenrorfenen  tra^^cn  auch  deft 
Dimenü-ionsstempo!,  §.  8);  die  tun f;iii!r reichste  Rubrik  ist  die  der  Lr'  Tind.-n  der 
Verwaltungsbehörden,  Gemeindeu  und  öffentlichen  Auat&lten  (die 
refistrimnfspfliohtigen  Uiltuiden  [VertrSge]  unterliegen  dem  Dimensionastempel:  die 
nicht  der  Kegistrirung  unterworfenen  Urkunden  zerfallen  in  eine  grösser«;  Reilir  ron 
AHtheilantron  und  Üntcraltthcilnnpren  meist  mit  einfachen  Fixstempclu,  ausuahmäweise 
mit  Stafciibtfmpolii  iiaoh  «itiui  Werth  dcrf  Objects.    llauptabtheilungen:  die  geworbe- 
polizeilichen Erlaubnisserthnlnngen  mit  vielen  Unterabthcilungen,  z.  B.  bei  gewcrb- 
Hchen  Anlagen  Werthstnfenstempcl  [1  M.  bis  200  M.  bei  Anlagekosten  unter  2000 
nnd  Uber  ^0.000  M.,  Wandergewerbescbeiu  1  M..  Betrieb  der  Gast-  und  Schank- 
virthscbaft  n.  s.  w.  5  M],  Errichtnng  neuer  Apotheicen  1000  M.,  dann  wasawpolisei- 
Üche.  forstpoÜü'tiÜi  he  Genehmigungen,  L(ichL•llJl^l^-l■  '-l         Vereine  [WohlthätigiteitB- 
und  wissenschaftliche  5,  sonst  20  M.],  sonstige  polizeiliche  Genehmigungen,  Stempel- 
gebtlhren  im  Bergwesen  [u.  A.  bei  Verleihung  \ron  Bergwerkseigenthum  auf  Eisenerze 
1000,  Ä«f  S;   Fjsalz  und  äoolquclleu  500.  auf  sonstige  Minerale  100  M.],  in  Mineral- 
qüi^llensacbeu ;  bei  Pässen  und  Le^itimatiouspapieren  (40  Pf..  Gcwerbelegitimadons- 
iartcn  der  Handlongsreisenden  2  M.j.  Naturalisationsurkundea  [20  M.,  bei  Dürftigkeit 
hermb  bis  1  M.I],  EntfasBonffen  ans  Staatsangehörigkeit,  Bescbeinignngcn,  Zeugnisse 
fmit  vielen  Befreiungen,  §.  33,  Beglaubigungen  [40  Pf-,  stempolfrei  BL  -iaiibiLnin?-  von 
Unterschriften  durch  Vorwaltnngbbehördeu],  Darlebnsrerträge  von  Gemeindeu  und 
öffentlichen  Anstalten,  auch  Abschriften  und  AnszQge  ans  Urkunden  fDr  Privatpersonen 
auf  Antrag  (Ausfertigungsstempel  wie  bei  notariellen  Urkunden,  Dimensionsstempel  mit 
Werthstufeu,  §.  35.  8fi.  7].  Register  [Reportori'  n  der  (n  nieiinleii.  inirenilichen  Anstalten, 
dafür  der  reine  Dinieusiüusstempel,  auch  Hauptbücher  der  Gemeinden-  und  Anstalts- 
CMsen.  diese  mit  1  M.  für  das  Blatt,  §.87]:  Priraturkunden,  sie  unteriicgen  im 
Allgemeinen,  vorbehaltlich  AusnalHn-'n,  d.  in  reinen  Dimensionsstempel  (so  z.  B.  Ver- 
träge, VoUmacbtCü,  Testamente  u.  v.  A.  m,,  auch  Briefe,  Auszuge  aus  Haadehäbtlcheru, 
wenn  dieselben  amtlich  beglaubigt,  zugestellt  oder  Öffentlichen  Uritanden  za  Grunde 
eelegt  werden  sollen;  dabei  mancherlei  Befreiun-t  n,  <u  /.  H.  f  lr  Qiiiiftin^m,  Schul-, 
Dienstboten-,  Lehrzcüßrnisse  g:owprblicher  Ar1>eit.  r.  .uztlic he  Zeugnisse) ;  Eingaben  und 
Gcsocbe  an  Behörden  sind  jetzt  im  Allgeuiciii.  n  stempelfrci,  nur  wenige  noch  stempol- 
pfliclltif,  80  die  in  Bezug  auf  Schuldbuchsacli«  n ,  dii-  den  Dimensionsstempel  trairen, 
auch,  wenn  es  sich  um  Steueransätze  über  2.»  M.  haii.lelt,  die  Einwendungen,  Ein- 
sprüche, Berufungen  in  Sachen  der  Gebäude-.  Gewerbe-,  Wandergewerbe-.  Wander- 
lager-, Bergwerksstener  (doch  nicht  unbedenklich  I  §.  39):  Schuldscheine  sind  allgemein 
einem  Proportionalstcmpcl  von  r.  Pf.  von  100  M..  also  von  ^ \,  Tausendstel,  daher 
<!orh  5ohr  niedrig,  unter  Anlegung  von  Stufensätzen  unterworfen,  ebenso,  wenn  der 
W  urth  des  Pfandes  weniger  als  der  rarJebeosbetrag  ist«  Lombarddarlehen,  andemfUb« 
also  im  gev&hnlichcD  Falle,  tragen  solche  Darlehen  den  r^oen  Dimensionsstempel 
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(§.  40,  41):  Vcrsicbf^ninffsrertrSgre  nntcrlieifen  eiuem  Werthstufen  Stempel  von  im  AU- 
gemeineD  */io — ^i«  PromiJle,  dio  halben  Sitze  bei  nicht  über  1  Jahr  dauernden  Ver- 
trtgeD  (§.  42),  doch  kann  biet  etn  Abkommen  mit  den  Versichorungäunternebinung-CB 
getroßcn  werden,  in  Form  einer  Jahresabtrabc  von  2  Promille  des  Gosamtntbetraps  der 
Prämien  fUr  Lebens-,  Renten-,  Unf«U-.  Haftpflicht-,  Tratisportrersichcrungen,  ron  0.03 
Promille  der  YeFrieherangssnmme  bd  indem  Verdeherungen  (§.  48).  —  ErftUlt  vird 
die  Stempclpflicht  mitteUt  Verwendung  von  Stempelpapier,  in  gewissen  naher  bezeich- 
neten, eventncll  vom  Ministprium  noch  ansziidehnenden  Fällen  durch  Gebrauch  von 
Stempelmarken,  auch  hic  und  da  dnrch  Haar/ahlung  (§.  45).  Haftbar  sind  bei  den 
von  Privaten  ausgehenden  Schriftstackn  alle  Unterzeichner  aaniDtreTbindlich  fUr  den 
Stempel,  bei  Schuldscheinen  :uirh  der  (ilän biger,  der  ihn  angenommen  hat ;  öffentliche, 
Behörden,  Beamte,  Notare  sind  mit  an  der  Controlo  betbeiiigt.  Der  Rechtsweg  ist 
vie  bei  den  Reffstriniogsabgftben  offen.  Die  Veijthrangsfrist  der  Stempelforderan^ 
ist  eine  zweijähoVe,  nach  dem  Zeitpunef  der  Krlan^ung  der  Kenntntss  der  Behörde, 
aber  spätestens  innerhalb  10  Jahren  nach  Aasstellang  des  SchriftütQclü.  Hioter- 
ziebnng  ist  mit  dem  4  fachen  Betn^  der  Abgabe  bedrolit,  mindestens  mit  10  M..  docb 
sind  statt  dessen  Ordnungsstrafen  vwi  I  '20  ^1.  in  nicht  beabsichtigten  Fällen  zulässig. 
Uneinbringliche  Goldstrafen  können  auch  hier  nicht  in  Freiheitsstrafen  umgewandelt 
werden.  Das  (iesetz  hat  auch  für  die  Entiichtung  der  Gerichtskostcu  incl.  (iruudbuch- 
kosten  die  Verwendung  eigener  Stempelmarken  «gestattet  (i:^.  tV2),  die  lediglich  far  die 
Gerichtsbehörden  bestimmt  sind  (Ausf.bcst.  Art.  1.  bei  Xr.  2,  Vi  11/  Auw.  unter  Nr.  .5). 
FOr  eine  bestimmte  lieihe  von  Bcaiiasdnngeo  <§.  64)  sind  die  bi^ihüngeu  Vor&cbriftea 
Uber  Stemprl-.  Registrirongs-  vnd  Gerichtsscbreibereigebuhren  and  Emolamente  noch 
in  AnwendunfT  ^rt-hliclien ,  sonst  aber  die  gcsetdicbcn  Be>timmuniren  über  die  Re- 
gistrirung  gerichtlicher  Urkunden,  sowie  über  dio  Erhcbnni;  von  Registrimngsabgaben 
nnd  Gerichtsschreibereigcbuhr  nach  den  im  (iesetz  §.  64  genannten  älteren  fran- 
zfisiscben  Gesetzen  ausser  Kraft  getreten.  Die  Stempel  für  QoiUongcn  und  Be- 
zettelungen Uber  indirecte  Stenern  und  Octroiabgiben  sind  dagegen  oiclit  rcrindert 
worden. 

Deotsohe  and  französische  Kormen  und  Steuersätze  sind  in 
dem  neaen  Stempelgesetz  verschmolzen  worden.  Der  Ertrag  ist 
im  Badget  der  letzten  drei  Jahre,  seitdem  das  Gesetz  in  Kraft 
steht  (1.  April  1898X  mit  derselben  Snmme  veranschlagt  (852.000 
etwas  niedriger  als  vordem  (1  Mill.)  nnd  vor  der  Einwirkang  der 
Beicbsstempel  nnd  des  GeriebtsgebQhrenwesens,  wo  er  erheblich 
hoher  war,  nemlfcb  1^/,  Mitl.  betrag. 

Die  finanziell  viel  wiebtigeren  eigeDtlitben  Uegistrirunprs- 
ab gaben  haben  bisher  keine  allgemeine  grundsätzliche  Ver- 
änderung erlabten ,  doch  sind  sie  in  einzelnen  Fällen  ermässigt, 
bezw.  aulgehoben  und  allgemein  dnrch  das  oben  genannte  Gesetz 
vom  21.  Mai  1873,  das  die  Zuschläge  aufhob,  ermässigt  worden. 
Die  Ausscheidung  der  Erbschaftssteuer,  dann  die  Entwicklung  der 
Reichsstempel  und  besonders  auch  die  Reichsjastizgesetze  mit  ihrer 
Aenderong  des  Beweisverfahrens  im  Process,  sowie  das  Gerichta- 
kostengesetz  huhen  aber  eine  bedeutsame  Rückwirkung  anf  das 
Begistrirangsgebiet  nnd  anf  den  Ertrag  der  bezflglichen  Abgaben 
ansgettht.  Dieser  hat  sich  wenigstens  zeitweise  etwas  vermindert^ 
ist  neuerdings  aber  wieder  in  Steigernng  begriffen.  Im  Uebrigen 
besteht  Einrichtung  und  Besteuerung ,  diese  in  den  alten  Norroal- 
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Sätzen  ohne  Zaschtilge,  im  Gaozen  noch  nacb  dem  frühereo 
franiOsifichen  Recht,  weshalb  noter  Hinweis  auf  üesseo  Darstellonip 
im  3.  Bande  diese«  Werks  anf  die  besondere  Bebandlnng  hier  an 
dieser  Stelle  yerzicbtet  werden  kann.  Bemerkt  sei  hier  speeiell 
noeh  einmal,  dass  die  Sohenkangssteoer  ein  Glied  der  Begister- 
abgaben  geblieben  ist,  aoch  nach  der  Ansscheldaog  der  Erbschaft»- 
itener.  Reformen  der  ganzen  Begistergesetzgebang  werden  indessen 
nicht  ansbleiben  nnd  sind  aoeb  in  Anssicbt  genommen.  Der  Ein- 
tritt  des  D.  B.  G.  B.  wird  auch  mit  dazu  Anlass  gebeu.  Indessen 
ist  es  bei  der  fiiiaiuicUen  Bedeutung  der  Ke^istriruugsabgabeii  im 
reicbslaiidiscben  Budget  nicht  leicht,  Reformen  von  einschneidender 
finanzieller  Wirkung,  namentlich  in  der  Kiclitun;;  der  Beseitignng 
oder  ErmUssisrnn^  wichtiger  Steuersätze  des  ^^ysienis,  so  der  über- 
hoben Besitz\N ecliM'iabgabe  bei  Grnndeigenthunj  (5'  ^  ^j^),  eiu- 
zuiiibren,  ohne  einen  angemessenen  Ersatz  aus  anderen  Steuern, 
so  wUnscbenswerth  wohl  mehrfach  eioe  tiefere  Umgestaltung  dieses 
fisealiscbsten  Stacks  des  alten  französischen  Stenerrecbts  wSre. 
M()glich,  dass  die  angebahnte  Beform  der  directen  Stenern  auf 
Kapitalrenten,  Lohn,  Besoldnngen  u.  s.  w.  die  hier  vorliegende  Anf* 
gäbe  an  lOion  erleichtert 

S.  Fiii.  III,  §.  213  ff.,  242,  Jacob's  „Gesetze  Ubor  Enrcgistrement  a.  s.  v.", 
tJers.  Art.  £itiregi'>triruii(^  in  Elsass-Lofhrinfrcn  im  W  örtt-rb.  d  Vürralt.  I.  oOP.  Die 
OruDdUg-e  ist  das  alle  (icsetz  vom  22.  Krim.  MI  ,12.  Dcc.  17'Jb,  Jacob.  (ic^eUe, 
S.  21  ü.).  Pio  Nonnalsiit/c  (Principale^.  ohne  ZuschlSgc)  der  Hegistriniogsabgabco 
!>.  fiurh  in  Fin.  III,  S.  523  0.  mit  den  Koten.  Sie  sind  cirist  viel  bOber  als  in  den 
anderen  deatsclien  Gesetzgebungen  So  z.  B.  bei  Uebortragunj^en  unter  Lebeoden 
voter  Ustif  em  Tlte)  (also  bes.  Verkaaf),  bei  vobeweg liebem  Gut  5*/«.  ^  bewegliclieiD 
1  •y^,  Paclit-,  Mieilivi-rträtro  '  .,.  Pic  S(  henkuugssteuer  ontcrächeidet  die  Stoner- 
täize  nach  der  Verirandtäcbatt  u.  s.  w.  wie  die  Erbschaftssteuer  (directe  Linie, 
Gatten,  Seitenlinie,  Nichtrcrwandte)  und  macht  weitere  Unterscheidungen  innerhalb 
dieser  Katcgorieen  (s.  Fin.  III,  S.  527.  auch  eb.  §.  242,  v.  Mayr,  Art.  Schenknngs- 
btcncr  im  W'örtcrb.  d.  Vcrwalt.  II.  409).  die  sonach  man-^hfarh  abgestuften  Steuersätze 
gehen  von  1—9  Der  Xicbiabzug  von  ScJiuidcn  und  Lasten  ist  bei  Schenkungen 
rerUieben.  Eridcbtenrng  der  Steuer  bei  elterlichen  Voisiistbefliiogcii  fon  vnbew^- 
lichcni  Yermo^en,  wo  durch  (lesetz  vom  27.  Mai  l^^'^s  die  1' '  .  rehorschrcibungs- 
gebubr  beseitigt  vurde,  nur  noch  die  govahnlicho  liypotbckengcbubr  blieb  (&.  u.). 
Die  Sebenbofif  eB  bowcirlichcn  Vermögens  entdehen  sieb  auch  Mer  der  Steaerpflieht 
$r(H$cntheils.  Einzelne  kleinere  Veränderungen  sind  in  der  deutschen  Zeit  im  Um&Dg 
'Jcr  rojri'-triranEspflichfjgen  Ifcchtsgcsrlififir'.  in  rb  ii  Sfeuersätzcn,  auch  in  der  Sfnmpel- 
piticlitigkeit  (noch  ror  dem  allgcmciücii  ^tcuipclge:>uiz  von  1897)  und  in  anderen 
Punctcn  der  bezüglichen  Einricbtungcn  und  Gesetze  erfolgt.  So  sind  die  Hypothcken- 
bcwabrer  schon  durch  Gesetz  vom  27.  Oct.  1^72  auf  fi »te  Bcsoldtinfi  n  c:r-;ctzt,  be- 
juebeA  seitdem  keinerlei  Gebühren  daneben  uelir,  die  betreffenden  Salanen  werden 
jetzt  fiar  die  landescasse  erhoben.  Äcch  die  EmotumcDte  und  Scbrdbgebttbren  bei 
Geschäften  der  Gerichtsschreibcrcicn  (ausser  bei  Gcwcrbegorichten)  fliessen  nunmehr 
in  diese  fasse  (Landesgcsetz  für  v'.>  vom  23.  März  188.'ri,  §.  10.  S.  über  die 
französischen  Gerichtsschrcibereiabgabf :»  1  ui.  III,  §.  236).  Das  Gesetz  vom  27.  Mai 
l96St  betr.  Enregistremeuts-  and  Sicmpelgebtihren,  änderte  einige  der  geltenden  Be- 
StJDUnaDfen  und  Sätze  dl•^  Sft^unrrerbfs  al*  fu.  A.  wurde  hier  der  A1i::;»b.'-atz  fOO 
1*''«*/«  1**^  üebcrscbreibungen  von  Voraustbeiiougen  nach  Code  civil  Ait.  Iu75,  1076 
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unter  LobcQdcQ  in  eine  feste  Abgabe  von  bU  Ff.  vervaudoit).  Das  Gescu  vom  24.  Juli 
1889f  b«tr.  GrandeigcDthttin,  Hypoihdtenireseii  n.  s.  v.  entbftlt  im  Absolinitt  18  einifo 

neue  Bestimmungen  Uber  Abgaben.  So  können  kleine  Ei  ir  e  n  th  u  ms wr  c  h se  1 
von  Immobilien  unter  Lebcudon  danach  bis  zum  Wcnhc  von  lOOU  M.  mit  einem 
enuässigtca  Uimensionssicmpel  (bis  200  M.  20  Pf.,  2-500  M.  40  Pf..  500—1000  M. 
80  Pf.)  fflr  den  Bogen  mittleren  Formaia  belegt  wenlen.  Die  Hypotheken- 
gebühren  (s.  die  französischen  Bestimmuncon  in  Tin.  III,  §.  219)  wurden  neu  ge- 
ordnet durch  Gesetz  vom  24.  Juli  1889.  Die  verhältuisämäi^sige  Gebühr  wurde  auf 
10  Pf.  TOD  100  M.  Wertb  (1  */oo)  bestimmt.  Dazo  tritt  nocb  eine  AbstuAmgsgobttbr 
von  50  Pf.  bis  .'OO,  von  1  M.  von  nOO— 1000  M.  u.  s.  w.  in  ferneren  Stufen,  von 
10  M.  von  10.000—50.000  M..  vou  20  AI.  voo  Uber  50.000  M.  Werth.  Zu  erwähnea 
ist  aoch  hier  das  oben  scbon  genannte  Gesetz  vom  28.  Mai  1888,  betr.  Straftachen 
der  EDregistrementsverwaltung.  —  lieber  Gcrichtskosten  s.  das  Ausfübrungsgesetz 
vom  3.  April  li^'^^O  r.xnn  Rci  lis-fücrichtskostengcsetz,  (icsotz,  betr.  Kosten  in  Grundbuch- 
sachen  vom  22.  Juni  lb91  (Sai/e  und  tonstige  Bestimmungen  dieselben  wie  im  Gesetz 
von  1889  ttber  HTpotholiongebtthren).  Gesetz  vom  15.  Juni  1888,  §.  58. 

Alli;eiiicinere,  den  finanziellen  Ertrnp;  vermindernde  Reformen 
des  EnregiBtrements,  welche  an  sich  erwünscht  wären,  hängen  wohl 
von  dem  finanziellen  Erfolg  vorausgehender  Ketormen  der  directen 
Besteaerong,  daher  namentlich  der  Kapitalrenten*  und  Lohn-  nnd 
BesoldtingSBtener  und  dem  Eintreten  dieser  Stener  an  Stelle  der 
Personal-  und  MobUiarstenery  iemer  von  ergiebigen  Kefonnen  der 
indirecten  Beichsstenem  ab,  wodurch  grossere  Zahiongen  des 
Reichs  an  die  Einzelstaaten  ermOglieht  werden.  Am  Nothwendig- 
sten  erseheint  die  Herabsetzung  der  hohen  Besitzwechselabgabe 
fUr  agrarisches  Orandeigenthum. 

Staatss  teuer  •  Statistik. 

§.  122.  Entwicklung  der  Steuerertiäge  im  Heichs- 
land. 

Maucbeilei  Material  ist  in  den  oben  S.  374  erwäbutea,  auch  iu  den  Anoalen 
des  DentscboB  Betelis  zu  findenden  ttmf&nglicben  Venraltongsbericbten,  in  der  Denk» 

scbrift  über  die  Finanzen  von  Els.ias- Lothringen  bis  1876,  fortdauernd  in  den  Bcricbten 
der  Steuerdirectoren,  in  den  i'apieren  des  Landesansschusses,  den  Vorlagen  über 
Finanzsachen  und  StcuergesetzcntwUrfe  enthalten.  S.  die  Uebersicht  der  Einnahmen 
1873.  81,  94,  9G,  nach  dem  „Ist",  bei  Uortsog  in  den  Jahrb.  f.  Nat.ök.  1899, 
B.  72  (3.  f.  B.  17)  &  813.  Wir  bescbriDlusn  uns  hier  auf  die  Statistik  der  Steuer- 
erträge. 

Die  ersten  Jahre,  1872,  1878,  sind  in  den  Tonnsohlftcren  und  den  Etgebnisson 

noch  zu  sehr  durch  den  Ueberganf  aus  den  allen  in  dio  ntuion  Verli.ältnisse  beein- 
üuäst  und  so  nicht  so  gut  für  die  Verglcidiung  mit  deu  späteren  Jahren  brauchbar. 
BoMor  iat  os  daher,  mit  1874  zn  beginnen,  zu  dessen  Daten  die  Air  1876,  bis  vobin 
Alles  conoolidfrt  war,  hinzugefügt  werden.   Die  folgenden  &hlen  dnd  Etatzziffem. 

(Tab.  66  9.  S.  427). 

Der  Landeshaushalt  des  Beichsland.s  ist  biemach  in  starkem 
Maasse  von  vornherein  ein  Btenerwirtbschaftlicher  in  seinen 
Einnalimen  gewesen  und  geblieben,  bierin  ähnlich  dem  französischen, 
MOB  dem  er  entsprang,  nnd  in  viel  stärkerem  Maasse,  als  dies  die 
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Tab.  5ö.    H  auptkategoi  iccii  Uer  Einuah  uieu  üus  Ii  eichalaud:»  von  1874 

bb  1900  (itt  1000  Mark),^) 


1874 

L^76 

1000 

9  «73 

10.422 

13.219 

2.  liidirecto  Vcrbrauchssteucru  ^>    .    .  . 

■jA'Jü 

4.740 

8.7u5 

S.  Verkeb»>tcueni*)  ....... 

10.179 

9.338 

ln>14 

24.Ö00 

32  738 

2.862 

8.9öi> 

3.3U 

5.  Tabakmuiafaciar  

800 

601 

150 

6.  Verschiedene  Vcr*'altun|?seiniialimeii  *) 

1.506 

1.492 

3.597 

IL  Siuume,  andere  Einualiiueu  4— G  . 

5.1 08 

5.061 

7.058 

29  561 

39.796 

ProcoDto 

83.1 

82-8 

82, 

16.9 

17.2 

16. 

Progresiäou 

Steuern    • 

1000 

967 

1292 

louo 

1866 

1000 

970 

1802 

anderen  deutschen  Landeshaushaltu  ^lud.  Unter  Kinrccbnuug  der 
hier  nicht  mit  einbezogenen  Antbeiic  an  den  iauchssteueru  würde 
(üeser  öacbverhalt  noch  stärker  hervortreten.  Die  Erklärung  liegt 
mit  darin,  dass  dem  Land  ausser  deu  Staatsforsten  ältere  privat^ 
wirthachaftliehe  Einnahmequellen  fast  ganz  fehlen  und  dass  es 
keine  Staatsbahnen  hat,  da  diese  im  Keicbslande  dem  Kelche  ge^ 
hOren.  Die  Steigerung  der  Einnahmen  in  diesem  VierteUahrlinnden 
ist  im  Ganzen  eine  mtaige»  auch  diejenige  der  Steuererirägei  was 
aof  die  ganstige  Finaoslage  hindentet.  Letztere  ist  aber  wieder 
wesentlich  mit  anf  das  Pehlen  einer  bedentenderen  eigenen  Staats- 
sehitld  anrttekzanihren.  Die  Finanzlage  und  die  relativ  schwache 
Vermehrong  der  Stenererträge  erscheinen  noch  günstiger,  wenn 
man  bedenkt,  dass  das  Reichsiand  wegen  des  eigenen  Bezugs 
seiner  Biersteuer  einen  stuikercu  Matricularbeitrag  au  duä  Kcieh 


*)  Stoaem  und  vcrschiodenc  Einnahmen  (Nr.  6)  braUo,  dio  Po»tcii  4  und  5  (U- 
gcgen  netto,  weil  bei  dieben  die  ßmtoerurftgo  nickt  mit  dm  anderen  Jüunahiaea  fer* 
fluichbar  siud. 

*)  Laiidessteveni  und  ton  den  ZSUen  und  indirecten  Beichasleaeni  nai  die  Ver- 

|rtttnng:(  U  für  Erhebung  u.  s.  w,  aus  der  lieiclkscisbe. 

Stempel,  Itegisterabgaben  einschliesslich  Erbbcbaltüsloucr,  fUr  1874  und  1876, 
auch  einschliesslich  der  kleinen  Einnahmen  aus  dem  „domaine'^  (Erlöse  fllrVerk&ufo 
u.  s.  w.),  dio  später  unter  verschiedenen  Verwaltungseiuuahmen  eingesetzt  sind,  dann  eiu- 
schliessürh  aller  Strafen,  auch  in  Zoll-  und  indirecter  Steucrvcrwaliun^,  die  «pAtor 
getrennt  iur  die^c  Abgaben  und  für  Veriehrssteuern  gustciii  sind. 

*)  Nach  Abzaff  der  im  Etat  hier  mit  stehenden  UobcnfchOsse  ans  friUiereu 
Jahrun.  Die  liier  summirtcu  Einuahim  ii  rubren  aus  meist  gcbuhrenartiij'en  der  Ver- 
valtaiigS2Vci£C  (Justiz,  Inneres,  Unterricht,  wirth&chafilichc  \ cjcwaliuugeu  u.  s.  w ), 
«idi  mm  Zinsen,  Zahlungen  des  Reichs  (doch  ohne  die  Herauszabluugcu  auf  dem 
i^oiito  der  Zölle  und  VcrbianchSBeuem),  dann  jetzt  aus  der  Depositen  Verwaltung  her. 
Die  Steisrerting  der  Einnahmen  seit  den  70er  Jahren  ist  grösstciitheils  eine  reelle, 
aber  in  etwas  beruht  sie  auch  nur  aut  voUstäudigcrer  Aufnalime  sulcher  Pusten  ins 
Badgot  und  dann  aof  Einsteliiing  in  dieser  AbthoUonf. 
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zn  liefeni  hat,  also  im  Effset  eigentHeb  nor  einen  Tbeü  seiner 
Biersteaer  selbst  beblUt 

Die  folgende  Tabelle  67  stellt  die  VerbSitnisse  der  einzelnen 
Steuern  dar. 

Tab.  67»   Ertrife   roh)  der  ein^eln^^n  T.nndefstcucrn  de»  BeicbtUnds« 

liili — 1900.  (Ewtsziffcrn  in  l't"».»  Mark.) 

1874  1876  190U 

I.  Directe  Sicacra 

1  Gniiidstcacr  Ug-^  f 

2  G.  l>  ladcstoaer                             •   J  l 

3.  ihur-  und  Feiistcretcucr                        1 424  1.435  3.495 

4.  PersoDAl-  and  MoUUiarstcaer*)    .  .      1.498  1.523  2.067 

5.  G  K  rl>'   Patcnl-)3tcucr  l  i  «15  t  /  2.484 

6.  Wandergcwerbcsteuer  f  i  *«*  ^  jg4 

7.  Abgaben  ron  GtUern  der  todtw  Hand       836  837  892 

8.  Bcrgwerksateocrn  I  ^07  f  1S8 

9.  Sonstige  Einnahmen»)  I  oö*  | 

10.  Zu  Specialfonds                                      3C7  364  544 

Summe  I                                        9678  10422  18.21t» 

II  Indirect,;  Stcoorn'j 

11  Weinstcuer                                        1  ,(>0  1.317  1.216 

12.  Bienteoer                                      1 756  1.609  S.222 

13.  Licenzcn                                                136  147  1.667 

14.  Stempel  ron  Bezcttcluugcn  ....    1     070  909  f 

Ih,  Sonstige  Einnahmen*)  j  SKZ  ^  254 

Summe  II                                     8924  8.295  6.528 

III.  Verkehrsstencm*! 

16.  Registrirungfeabgabcu  J  qj-q  7  /  5.800 

17.  Erbschaft>sieuer  j    .4->j  i.o.u  ^  2.6OO 

18.  SteiDp«lgef&Uo                                 1.448  1  478  852 


*)  Bei  dieser  werden  aocli  fQr  nll^PTneinc  Str^atszwecko  zum  Principal«», 
dessen  Niedrigkeit,  17      Zuschlage  erhobcu,  die  hier  eingerechnet  siud. 

Ztriseben  1874  nod  1876  baben  bier  AeDderangco  in  den  Bacbangen  statt- 
gefunden. !n  1^)00  amfasaen  die  5onsti^f»n  Einnahmen:  Kosten  far  Aufstellung  tob 
UeberollcD  7ouO.  BenacbrichtiguogsgcbUhrcn  3b.S0O,  Vergütung  der  Gcmeittdea  o.  s.  w. 
für  die  Tenraltong  ihrer  Cassen  durch  Staatsbeamte,  einushiiesslieh  der  GcbQbreti 
für  Erhebung  der  Gcmcindezuschlägc,  sowie  der  Gebühren  für  Erhebung  der  Handds> 
kammerabgaben  698.000,  Gebühren  fUr  FortfiihrungsvermeiBtrogeo  in  Gemdnden  mit 
neucD  Katastern  18.300,  sonstige  Einnahmen  2570  M, 

*)  Zu  Specialfonds:  nemlicb  fbr  Wiedcrumlagcn  (in  1900  37.600  M.),  Ausfall- 
fondi  von  ih  n  (  (lin  rtcn  Steuern  (417.400  M.).  d?)el.  ron  den  BergverksabgabeD 
^23.000  M.).  landwinhMchaltlicher  Hilfsfonds  i,ü6.395  M.>. 

*)  Hier  ebne  die  In  Tab.  66  bei  den  indirecten  Verbranebsatcaem  mit  «in- 
perechncten  Vergütungen  der  Rcichscasse  für  Erlichnnir  «I'T  inilirL-rten  Steuern  und 
Zölle  ^1874  1.565.000,  1876  1.445.000,  1900  2.182.00U  M.,  wovon  17.u0u  M.  für  die 
Stempelabgaben).  Deshalb  weicht  die  Schluäsziücr  unter  II  und  die  des  Gesammtbetrag:» 
der  Steuererträge  in  Tab.  67  von  den  betrefl'enden  Zifiern  der  Tab  66  ab. 

■*)  ,.Soni>tige  Einnahmen"  in  1900:  aus  d.  r  Efai.skatt c  rie  ..oifrene  Einnabmen 
der  Zoll-  and  Steuervcrwaltung"  400  M.  Conirolfrebübr  von  bai?,  4300  Niederlagegeld, 
19.300  Strafgelder  aoa  Zoll-  und  Steaerprocessen .  verschiedene  Venraltnogsbosten- 
l>'  i(räpe  90.900.  ,.vcrsrhiedeno  Einnahmen"  49.0-50  M.  Ferni^r  hier  in  der  Tabelle 
eingerechnet ;  „Eionahmu  for  Rechnung  anderer  Verwaltungen",  uemlich  Caseroininga- 
kostcnbeitrftgo  octivi]»Aichtiger  Gemeinden  90.224  H. 

^)  Bei  Nr.  16,  17.  18  einschlieaslicb  Strafen,  bei  18,  Stempel,  aacb  einscbliesB- 
Üch  Pääse,  Jagderlaubnisäscheine. 
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1874 

1876 

i'jüo 

19.  Gerichtliche  Gebühren.  Strafen*)  . 

•    l  277 

268 

f 

1.540 

\ 

O  _  TIF 

9.338 

10.014 

  T  rr* 

23.0A5 

80.556 

P  r  0  c  e  n  t  e 

4.1.2 

16.4 

21.4 

Äafdon  Kopf  Mark 

43.1 

35.4 

6.32 

681 

7.77 

2.15 

3.84 

m.  Verkehrs  ,  

6  10 

6.36 

15.06 

17.97 

In  den  Zahlen  der  Tabelle  68  spiegeln  sieh  die  Einflösse  der 
erfolgten  Stenerreforroen  ab,  e^  zeigt  sich  aber  auch,  welche 
RicbtDDg  diese  Reformen  weiter  annehmen  müssen.  Die  bevor- 
stehende Umgestaltung  der  Fersoual-  und  Mobiliarsteaer  und  die 
Einftibrung  der  Kapitalrenten-  und  der  Lohn-  und  Besoldungssteuer 
lindet  in  den  Zahlen  der  directen  Resteiierutiir  ihre  RcLn-Undung:. 
Die  Besteuerung  des  beweglichen  Vermcigpns  und  der  iicrsiöniiehcu 
ArbeitseinkUnfte  steht  offenbar  geaenüficr  derjeuig^eu  des  Grund- 
besitzes in  der  directen  Besteuerung  noch  immer  ganz  zurück,  ähn- 
lich wie  in  Frankreich,  ein  Verhältnisse  das  bei  MitberUcksicbtigung 
der  Erbschaftssteuer  nnd  der  RegistrirnngsabgabeD,  die  auch  wieder 
diesen  Besitz  vorwiegend  belasten  (s.  u.  Tab.  68),  noch  schärfer  her- 
vortritt. Bei  den  indirecten  Stenern  zeigt  sich  anch  hier,  wie  in  den 
andern  dentseben  Weinlfinderoy  die  steigende  flnanzielle  Bedentong  der 
Bterstener  Tor  der  Weinstener,  bei  der  allerdings  die  starlLe  Herab- 
setsnng  des  Steuersatzes  mit  eingewirkt  hat  Die  Entwicklung  der 
Lieenxertrage  beruht  auf  der  neuen  Gesetzgebung  darttber.  Mittelst 
der  Lieenzsteuern  werden  Wein,  Bier  noch  einmal  und  ausserdem 
für  Landeszwecke  anch  Branntwein  getroffen ,  letzterer  also  neben 
der  Reichssteuer  noch  fUr  die  Landesfinanzen  mit  besteuert.  Der 
Gesammtertrag  der  \  erkehrssteuern  hat  sich  wenig  gehoben,  die 
wichtige  Reform  der  Erbschaftssteuer  und  des  ^Stempels  hat  also 
jedcuralls  nicht  einseitig  tiscaiisehen  Zwecken  gedient.   Der  £in- 


£tatsnibrik :  gerichtliche  Strafen,  üebQhreo,  cn»tattotü  Auslagen  io  Straf-  uod 
CiTfttachen ,  aitch«  «m  im  Etat  fnr  1900  hierher  tus  dem  Etat  der  Jastizrenraltimg 

ubertratron,  Hf pothekengcbuhren  (2S"n  000  M.).  Der  irrd-ste  T!;«  il  der  Einnahniü 
röhrt  von  Gerichtakostcn  (.in  1900  1.600.000  M.)  and  darou  wieder  vod  Gebuhrea  her 
(1.110.000  M). 

Ans  erblosen  Hinterlassenscbafken ,  Vacaotmassen,  gerichtlich  eingezogenen 

herrcDlosen  nnd  Fijn  Itrcgenstfiiiden  und  aus  Renten  5000,  mis  Strafen  bei  Disciplinar- 
äacheA  700.  aas  Kiniiabmeu  aus  dem  ^'crführeu  vor  dem  Kaiscrl.  üath  and  den  Be^ 
rirksrltben  200O  M.,  ans  Teischiedeneo  Einnthmen  14.000  M.  -ron 
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jBoBS  einiger  Stenersatz-ErmSssigaDgen  und  Steuerbefreiungen  macht 
Bich  dabei  auch  geltend.  Znm  Tbeil  sind  Registrirongsabgaben  und 
Stempel  aber  aach  im  Ertrage  durch  die  dentschen  Jastizgesetze 
und  das  GericbtskoBtenwesen  beeinflusst  und  die  Einnahmen  ans 
Ckriohtskoflten  an  Stelle  früherer  Einnahmen  aus  jenen  beiden 
Abgabezweigcn  getreten. 

Die  Kclatiüüen  der  drei  grossen  Steuerkategorieen  zu  euuiuder 
haben  sich  in  den  Erträgen  etwas,  aber  doch  nicht  sehr  bedeutcmi 
geändert.  Die  iodirecten  stellen  jetzt  eine  etwas  grössere  Quote 
in  Folge  der  Licenzgesetzgebung  dar.  Die  directeu  haben  sieh  in 
Folge  der  Kefornien  relativ  etwas  im  Ertrag  erhöbt,  die  Verkehrs- 
steuern vermindert.  Die  weitere  Durchführung  der  fieform  der 
directen  Steuern  wird  in  der  gleichen  Richtung  wirken,  was  wohl 
gerechtfertigt  erscheint.  Uebrigens  ist  auch  hier  und  im  Vergleich 
zur  französischen  Zeit  nicht  zu  vergessen,  dass  eben  die  ZoU-  und 
Verbranobssteuererträge,  sowie  ein  Theil  der  Verkebrssteuerein- 
nahmen  auf  das  Deutsche  Reich  flbergegangen  sind.  Unter  Ein- 
beziehung der  betreffenden  Posten  wQrden  sich  wesentlich  andere 
Belationen  der  drei  Steuerkategorieen  ergeben. 

Die  Kopfbelastnngen  mit  Landesstenem  im  Ganzen  sind  nach 

deutschen  Verbftltoissen  ziemlich  hoch»  aber  in  der  dentscben  Zeit 

nicht  sehr  stark  gestiegen ,  weniger  als  iu  anderen  deutschen 

Staaten,  was  die  günstige  Fiuauzlage  des  Heichslauds  auch  von 

dieser  Seite  zeigt. 

Die  directen  bteucrn  bulastcu  jetzt  den  Kopf  etwa  ebenso  hoch,  alä  iu  deu 
Naclibarlindern  Badon  und  WarttemlMsrfr,  sowie  in  Sachson,  schwichor  ali  ia  Hessen, 

erheblich  starker,  als  iiacli  <1 'in  allerdings  hcA  dicion  e;röfcscren  Staaten  nicht  ohn.» 
Weiteres  Tcrglcichbaron  Dureh&cüoiUsiMts  iu  Baieru  und  iu  Preo&seu.  Dia  iudirectcu 
Landessteuem  sind  trotz  der  auch  im  Boicbslaiid  bestehenden  eigenen  Biersteoer 
und  der  Wcinstouer  nebst  den  LicoDzeo,  wcsonilicli  in  Fol^^o  des  geringeren  Bier- 
consuros.  trotz  hohen  Biersteuersatzes,  im  Kopfertrage  niedrii;.  r  als  in  B  id^^ii.  Württem- 
berg; und  liaiern.  Kur  die  Vurkchrasteuerbelastungen  sind  in  Foh^c  da  französischen 
Enr^streoients  und  dessen  hoberSstze  und  der  ausgedehnten  Erbächnftistoaerpflielit, 
wie  der  liohon  Sätze  in  dieser  Steuer,  bc-undcrs  fur  die  uhIhtuii  St'iteiirerwandteD, 
erbeblich  hoher  als  iu  deu  audereu  vcrgleichbareu  deutschen  Staaten.  (Zum  \'crgleicb 
s.  dfo  Daten  Air  Preaflsen  8.  62.  Sachsen  S.  121,  Baiern  S.  182,  Worttember^ 
S.  288,  Baden  S.  292.  Hessen  S.  355  oben.) 

Kur  ftlr  dicüc  Verkohrsteneni  seien  wegen  der  Eigenartigkeit  der  Verhältnisse 
hier  noch  einige  weitere  biatibüaclic  ^uti^cu  beigefügt  (nach  Drucksache  2.  25.  Session, 
1898.  Daten  Uber  Erbschaftssteuer  auch  in  der  Vorlage  ?on  1889  nod  danadl  im 
Fin.arch.  B.  10,  S.  282).  Solche  Notizen  sind  aber  in  In  1  mdrsausschusspapieren  aucli 
ftir  andere  Steueru  zu  finden  (s.  oben  Uber  einzelne  davon  b.  376,  387,  397,  401,  402). 

Die  Ertrife  der  Beiristerabgaben  rertheilen  sich  anf  die  einselnen  Kate- 
gotien  steuerpflichtiger  Fälle  fdl^aMidermaassen.    S.  Tab.  OS  auf  S.  A?>\. 

Vgl.  damit  die  Daten  für  Frankreich  in  Fin.  III,  S.  523.  540.  Es  ergicbt  sich, 
dass  der  Ertrag  zu  *  ^ — '"/«        '^^^  üebertragungen  von  Eigenthum  uuier  lastigem 
Titel  und  /u  '  4  alkdB  ans  dmjenigen  ron  Liegenschaften  hcrrülirt.  also  in  derThat  ein« 
"ondere  Belastung  des  Gnindbi^tzes  besteht,  ob  und  inwieweit  eine  getecbtfertigt«. 
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Tkb.  68.  Ertrag  der  Registersbg&ben  im  Beich Bland.  (1000  Ifark.) 

I.  TertaftlcnisBmftssige  Äbg»b«ii.  1892  1896 

1.  Ucbcrtnigungon  unter  lästigem  Titel 

a.  ?0ü  Licgeosdiafken   3.933  4.460 

1».  „  bereglieheii  Sacboi   862  395 

c   M  FordcniDgeii   126  115 

Sammc  1    4.421  4.970 

2.  ScheokttngeQ  unter  Lebenden 

&.  in  gerader  Linie   275  249 

b.  nnter  Gatten   1.2  0.7 

c  in  der  äeitenlittie   46  87 

d.  unter  Nichtremdtea   24  86 

Summe  2    846  822 

3.  Andere  Falle. 

a.  i'acht-  und  aiaicLict.  Verträge   49  39 

b.  Minderrersteigernngen  a.  UAterDebm.feTtrlge  .   .  83  94 

c.  Schuld  Verpflichtungen   209  365 

d.  Bürgschaften   42  38 

e.  Scboldbofrdtuigen  (Quittungen)   24  12 

Summe  3   407  547 

Summe  I  ,   5.174  5.839 

II.  Feste  Gebühren. 

1.  BdrgerUche  uml  VervaltnngBDrkinden   146  154 

2.  Gerichtliche  Irkunden  .   27  20 

8.  Gerichtsvollzieher-UrkundcD   27  14 

Summe  U   200  194 

IIL  Strafen   26  20 

Summe  I— III   5.401  6.055 

ab  Heranszahlongen   25  26 

Bein -Einnahmen   5.877  6.029 


liast  sieb  nur  bestimmen,  wenn  man  ländliclie  CSrondstUcke  nnd  städtische  Häuser  und 
Baustellen  und  bei  letzteren  beiden  den  wesentlich  mir  speculatircn  und  houstigcn 
Besitzwechsel  unterscheiden  könnte.  Unbedeutend  au  sich  und  im  Yerhältni&s  zur 
Erbsebaftssteeer  ist  der  Ertrag  der  ScbenkungaBtener. 

T)io  Ertrage  d«r  Erbschaftssteuer  /ei  f  ! ii  Tab.  09.  Das  neue  Gesetz  von 
I?89  trat  am  1.  Juli  1889  in  Kraft,  galt  daher  lur  ^4  Jahrö  Jahres  1889  (d.  i. 
rinanzjahres  1.  April  1889;90).  £s  werden  hier  die  Daten  einer  Keihe  von  Jahren 
angeloben,  um  die  Schvanlningeii  der  Eitrige  zu  leigen. 


T^b.  69.  Erbschaftsstenerertrag  im  Beicbslaad  (In  1000  Mark). 


Gende 

Ehe- 

Seiten- 

Vicht- 

Strafen 

Summe 

Linie 

gatten 

linie 

verwandte 

1882 

600 

203 

942 

120 

1.8G6 

1883 

688 

211 

1087 

296 

2.232 

1884 

:,85 

187 

904 

145 

1.821 

1885 

639 

232 

1218 

161 

2.245 

1886 

625 

246 

1116 

178 

2.164 

616 

188 

1138 

270 

2.21 1 

1888 

661 

193 

1292 

207 

2.852 

1889 

666 

200 

1078 

307 

35.6 

2  288 

1890 

662 

348 

1289 

367 

403.4 

2.7or, 

1891 

700 

174 

1145 

408 

438 

2.165 

1892 

882 

215 

1449 

289 

48.8 

2.Ö84 

1898 

790 

227 

1862 

368 

28.7 

2.775 

1894 

810 

216 

1639 

M7S 

80.8 

4.173 

1895 

625 

234 

1291 

250 

35.7 

2.436 

1896 

773 

198 

1418 

3^7 

28.2 

2.805 

Vom  Gesammtertrag  gehen  noch  jährlich  kleine  Herauszahlungen  ab,  1892—96 
zwischen  24.000  und  8000  M.  Ein  besondere  deutlicher  Einflius  des  Gesetzes  rcn 
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1889,  velclies  den  SehnldalNEDr  gestelMe,  tritt  io  diesen  Daten  kaum  hemr,  nur  itt 

der  hoben  Strafsnmmü  ia  1890  zeigt  er  sich.  Sckwankangen  der  Ertrüge  der  ein- 
zeloen  Kategorieeu  siud  natürlich,  halten  sich  aber  doch  absolut  und  meist  auch  relativ 
in  mäMiigeo  Grenzen  bei  der  geraden  Liaie  uud  den  Gatten,  stärker  sind  sie  iu  beiderlei 
Hinsicht  aa»  TersUudlicbcn  Qrilndcn  bei  der  Seitenlinie  und  vollends  der  Michtrer- 
vandten  unter  dem  Einfluss  von  wecbseloder  Sterblichkeit,  Anfällen  aus  der  directcn 
Linie  hinaas  und  verschiedener  VerfflOgcobhöhe  (so  in  1894).  Aber  «tOrend  füir  di& 
Finanzen«  wie  man  wohl  bebanptet  bat«  sind  die  ErtragflaehwuiiQngen  im  Ganzen  doch 
nicht,  nicht  bt  irl.  r  als  bei  andern  indirecteu  Steuern.  Nar  das  eine  Jahr  1894  war 
durch  höhere  Jrlingaugu  an  Steuer  in  der  SeitenUnio  and  unter  Kichtrerwandten  im 
(lesammtcrtrag  weit  Ober  dem  Darchachoitt.  Von  diesem  Jahre  abgesehen,  kommt 
zw  ischen  V«—^'«  Ertrags  auf  die  gerade  Linie,  noch  Aieht  Vtt  ^  Gttien,  die 
E&Ute  auf  die  Seitenlinie»  %  anf  lUchtrenrandte. 

Die  jährlichen  Verwaltnngs-  und  Erhebnngskosten 
der  Stenern  gestatten  mit  den  Roherträgen  nur  hei  den  directen 
Stenern  nnd  einigermnassen  bei  den  Verkehrsstenem  einen  Ver* 
gleich,  da  sie  bei  den  indtrecten  Stenern  (nnd  Zöllen)  sich  gleich 
luit  aaf  die  Reichsstenem  beistehen.  Die  Kosten  siud  ziemlich  hoch. 

Sie  worcn  bei  den  dirccien  Steuern  1874  926.000  M.  oder  Ö.a des  Uoh- 
urtragä  (wobl  nach  anderer  Methode  der  Etatisirung  zuerst),  1876  1.513.000  M.  oder 
14.5"/...  1900  1. 091  000  M.  oJer  12.8%,  bei  den  Verkehrs-tcnoru  1000  1  440  000  M. 
oder  13.3  %,  bei  den  indircctcn  Steuern  und  Zöllen  1900  3.5dl.UU0  M.,  worou  die 
Keichscasse  2.182  000  M.  Torgotet.  Kechnet  man  letzteren  Festen  ab.  so  würde  ein 
Koätenbctrag  von  1.869.000  M.  verbleiben  oder  21.3  %  dos  Rohertrag»  (ab  Ciseminmgn- 
beitrigo),  —  tibcigens  keine  einwandfreie  Hechnong, 

b.  Commnnalbestenerung. 

§.  123.  Die  Commanalk(5rper.  Im  Reichsland  giebt  es 
zwei  Arten  (}£feotlicher  KOrper  mit  gewissen  Selbstverwaltungs- 
befugnissen,  welche  einen  eigenen  Banshalt  fahren  und  besoudere 
Stenern,  besw.  Zoschlftge  zn  den  Staatsstenem  flir  eigene  Zwecke 
erheben:  die  Bezirke  und  die  Gemeinden.  Die  ersteren,  S, 
sind  an  die  Stelle  der  ehemaligen  französischen  Departements  ge- 
treten, sie  beruhen  im  Oanzen  noch  auf  dem  französischen  Recht 
dieser  Departements,  welches  in  Geltung  geblieben  nnd  bisher  nur 
in  geringem  Maasse  verändert  worden  ist.  An  die  Stelle  des  ehe- 
maligen Piäfecten  ist  der  Bezirkspräsident,  an  diejenige  des 
conseil  göriüial  ist  der  Bezirkstag  in  jedem  Bezirk  getreten.  Die 
Gemeinden  siud  nicbt  in  Sladt-  und  I.audgemcinden  uulert^ehieden, 
bonderu  haben  aus  der  iVanzösibcheu  Zeit  ihre  einheitliche,  im 
Ganzen  gleichmässige  Vcilabbung  behalten.  Jüngst  ist  durch  Gesetz 
vom  i).  Juni  18I>5  eine  neue  Gemeindcordnung  erlnsf?cn  worden, 
in  welcher  den  grösseren  Gemeinden,  d.  h.  denjriii;L;en  mit  tiber 
25.000  Einwohnern  und  diesen  unter  gewissen  Bedingungen  gleich- 
gestellten in  einer  Reihe  yon  Pnnctcn  eine  etwas  andere,  freiere 
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Stellung  und  weitere  Competenz  als  den  sonstigen,  demnach  als 

der  Masse  der  kleineren  Städte  und  ländlichen  Ortschaften,  gegeben 

worden  ist.    Die  Kreise,  welche  iu  der  do|)[)c]fen  Zahl,  22,  also 

durchschnittlich  der  halben  Grösse,  an  die  Stelle  der  ehemaligen 

n  Arrondissemcnis  getreten  sind,  haben  nicht  den  Cliaracter  von 

eigentlichen  vSelbstverwaltungskörpern,  den  ihnen  im  Jabre  1878 

ein  Yom  Landesaasschuss  abgelehnter  Gesetzentwurf  geben  wollte, 

Bondern  sind  im  Wesentlichen  nur  Verwaltiingsabtheilangen ,  wenn 

«och  mit  eigenen  Kreistagen  und  einigen  besonderen  Anfgaben. 

Die  Cantone  sind  rein  territoriale  Gebietsabtheiinngen.  Es 

hsndelt  sieh  daher  hier  flQr  ans  nur  nm  die  Gemeinden  and  die 

Benrke»  Htnsiohtlieh  deren  finanziellen  nnd  speciell  Bestenemngs- 

Twhfillnisse^  soweit  sie  noch  aaf  dem  französischen  Recht  beraheo, 

ist  wieder  bloss  anf  die  Darstellnng  im  B.  III  der  Flnanzwissen- 

sebafi  ZQ  verweisen.  Es  ist  demgemttss  im  Folgenden  vomeinlich 

nur  auf  die  Bestimmungen  der  neuen  Gemeindeordnung  von  1895 

über  den  liausbalt  und  die  Besteuerung  der  Gemeinden  einzugehen. 

Ueber  die  Verwaltung£orgftoisatioD  im  lieichslaiide  im  AUgemciooD,  die  Bezieboog 
tvisebeii  Gentnl-,  Beziri»-.  Krtte*  und  OrtUcber  Terwmltnnp  t.  den  ArtÜtel  von 

0-  Mayer  im  Wörfcrb.  d.  Vcrwalt.,  Verwaltuni^srtrpanisaiiou  II,  779  ff,,  Bezirk  eb.  I, 
210.  Kreis  I,  870,  passim  Eiozeinea  in  den  rerschiedcaen  Artikeln  Uber  Gemeindc- 
rerlialuii2>£e  eb.  in  B.  I,  so  Uber  Gemeindesteuern  in  dem  Art.  I,  533  ron  v.  Keitzen- 
stein,  Leoni,  Staatsrecht  Elsass-Lothrinitens.  S.  255  ff.,  t.  Roichlin,  Oemeinde- 
gesetzgebong  in  Elsass-Loth ringen,  2.  B  .  1885  Ueber  das  neno  Gefneiri  it^gesetz  von 
1895  JoUy  im  WOrterb.  d.  Verwalt,  Erg.b.  III,  S.  109.  Dies  Gescte  mit  Noten  in 
dem  sofoo.  Mollei'sclien  gnesen  Semmdireflt  der  elsias^lothringiacheti  Gesetze  von 
Althoff  u  Gen.  B.  VI.  Commentar  ron  Halley,  GcmcindcorJnting  von  El:>ass-Loth- 
ringen  von  1895.  1897  (reichhaltig).  Zur  G.  0.  ron  1895  die  Aa&fahrangsbesiimmungen 
Tom  25.  Marz  1896  (Halley  S.  308  ff )  und  die  Anweisung  Ober  Gemeinderechnongs- 
vesen  vom  30.  M&rz  1897  (eb.  S.  326  lt.).  Ueber  das  französische  Finanz-  nnd  Steuer- 
recht  für  Gemeinden  und  Departements  s.  Fin.  III,  S.  862—914.  (S.  884  ff.  über 
Octroi.)  Ueber  das  französische  Gouimunaliiteuersystem  r.  Roitzenstoin  in  den 
Sebiiften  dee  yeraini  für  Sooialpolitik  B.  XII,  S.  115  ff.,  ders.  be».  Uber  Octroi  in 
doD  JahrbQchern  f.  NatOk.  B.  42,  S.  41  ff..  B.  43,  S.  219  ff. 

Die  nene  Gemeiodeordnaog  gestattet,  dftss  die  KreishMptorto,  auch  venu  sio 
Bater  25.000  ISnwobner  ziblen,  naeb  BeseblntB  des  Gcmelfidenthe  und  andere  Uetnere 
Gemeloden  anf  Antrag  bei  der  Aufsichtbbohörde  den  Gemeinden  Uber  25.000  Ein- 
wohner gleirligestcllt  werden.  Für  diese  giösseren  und  diese  ihnen  gieichpresti  llton 
Oemeioden  ergiebt  üch  hus  der  Gemeindeorduung  im  Ailgcmeincn  eine  etwas  freiere 
BevefVDg  als  ftr  die  ftbrigen. 

124.  Das  Gemeindelinanz  wesen,  in  sbes  fm  dere 
die  Gemeindebesteuerung.  Die  franzf^sischen  BcBtinimuno^en 
sind  im  Ganzen  doch  aacb  in  der  neuen  Gcmeindeordnung  von 
1895  in  Geltang  gebUebeo,  so  dass  dieses  Gesetz  in  einer  HiDBicht 
Biir  als  Godifieation  erscheint.  Doch  sind  anch  Verändernngen  ein- 
getreten, Yon  denen  in  finanzwissensebaftlicher  wie  fiDanzpractiseber 
Hmsicht  besonders  die  Beseitigung  des  Zwecksteuer» 
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cbaracters  nnd  demgemäss  der  Specialisirn n ^  nach  ein. 
zclncn  Bcdürliiiss-  bezw.  Verwendungszwecken  bei  den  Z uaclilägen 
zu  den  directen  Staatssteuern  für  die  Deckung  der  ordentlichen 
Oemeindeausgaben  und  die  Ersetzung  dieser  Specialisirnng  durch 
ein  System  einheitliclier  Zuschläge  zur  Deckung  dieser  Aus- 
gaben in  ihrer  Gesanimtheit  (G.  0.  §.  ^>6  und  AusfUhrungs- 
bestimniungen  dazu)  hervorzuheben  ist.  Nur  bei  den  ausser- 
ordentlichen Ausgaben  ist  dio  Specialisirung  der  Zuschläge 
naeh  Zwecken  und  die  dem  entsprechende  GemeindebescbluM- 
fassung  verblieben.  An  dem  Princip  der  Znlässigkeit  der  directen 
Gemeindebestenening  ansflchliesslieh  in  der  Form  von  Zn- 
schl&gen  za  den  4  directen  Staatsstenem  ist  aber  festgehalten 
worden.  Auch  die  Bergwerkaabgaben  (1896),  nicht  aber  die  Ab- 
gaben der  todten  Hand  nnterliegen  Gemeindezoschlägen.  Diese 
Zuschläge  bilden  naeh  wie  vor  die  eine  Haaptart  der  Oemeinde- 
stenem,  welche  der  Gemeinderath  znr  Decicnng  der  Gemeinde- 
bedtlrfnisse  beschliessen  kann.  Sie  erfolgen  zu  den  gesammten  be- 
stehenden 4  directen  Staatssteuern  (Grund-,  Gebäude-,  Gewerbe-, 
Personal-  und  iMobiliarsteucr)  und  zwar  nur  in  gleichen  Sätzen, 
also  ohne  Mehr-  oder  Minderbelastnng  der  einzelnen  Steuern  und 
der  Censiten  darin.  Die  bisherige  Voraui;>belastuug  der  Gniud-  und 
Personal-  und  Mobiliarsteuer  allein  mit  5  Centimen  Zuschlag  ftfr 
die  ordentlichen  allgemeinen  GemeindebedUrfuisse  (Fin.  III,  S.  876) 
hat  danach  aufgehört.  Die  zweite  Uanptart  der  Gemeinde- 
Stenern  sind  locale  Verbrauchssteuern  (Octrois)  nach 
Maassgabe  der  bestehenden  Gesetze,  daher  namentlich  der  gnmd- 
legenden  franzi^sisohen  von  1814  and  besonders  von  1816,  geblieben. 
Von  Wichtigkeit  ist  dabei,  dass  hiemach  anch  die  beschränkenden 
Bestimmungen  Uber  Octroi  noch  aus  der  letzten  französischen  Zeit, 
namentlich  das  wichtige  Reglement  vom  12.  Febr.  1870  mit  seinem 
Maximaltarif  und  seiner  Liste  der  Überhaupt  in  Zukunft  nur  für 
die  Belegung  mit  Octroi  zulSssigen  Artikel  in  Kraft  geblieben 
sind.  Femer  ist  von  Bedeutung,  dass  in  dem  deutschen  Beiebs- 
gesetz  vom  25.  Juni  1873,  betr.  die  Einführung  der  Verfassung  de* 
Reichs  in  Elsass-Lothringen,  nach  §.  5  die  Beschränkuntjen,  welchen 
die  Erhebung  von  Abgaben  für  Rechnung  der  Coniiimiicu  nach 
Art.  5  des  ZoUvcreinsvertrags  vom  Juli  l^o7  (Art.  40  der  Ver- 
fassung) sonst  unterliegt,  ausdrücklich  auf  die  in  Elsass-Lothriugen 
bestehenden  Bestimmungen  Uber  den  Octroi  bis  auf  Weiteres  keine 
Anwendung  tinden.  Dabei  ist  es  bisher  geblieben,  auch  nach  der 
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Zeit  der  neuen  Gemeiiideordnung.  Die  grosse  finanzielle  Bedentung, 
welrhe  der  Octroi  nach  wie  vor  1871  in  Elsass-Lotbriugeu  hat, 
he-(ni(lt  rs  in  den  crrösseren  iStädteii,  die  relativ  geringere  Helastnng 
mit  direeteu  iSteueni  in  den  betreffenden  Gemeinden  und  im  Durch- 
sebnitt  des  ganzen  Keichslandes  ist  die  Fol§^  dieser  Verhältnisae 
(8.  u.  §.  125).  In  dieser  Beziehung  sind  die  Geineindefinanzen  hier  den 
Iranzösiscben  ähnlicher  geblieben  nnd  nntersehetdeo  sie  sieb 
scbärfer  von  den  dentscben,  zumal  von  den  norddeniBcben,  wo 
Verbraachssteiiera  fast  ganz  fehlen,  aber  selbst  von  den  übrigen 
sfiddentscben y  wo  solche  bestehen,  jedoch  nicht  so  stark  als  in 
Elsasa-Lothringen  entwickelt  sind.  Die  ältere  Befngniss,  dass  in 
Gemeinden  mit  Octroi  die  staatliche  Personal-  nnd  Mobi- 
iiarsten er  mit  allen  Znschlägen  fiHr  die  Personalstenerqnote  allen 
Pflichtigen,  für  die  Mobiliarsteuerquote  den  nach  niedrigen  Miethen 
dazu  Veranlagten  abgcnonuueu  nnd  auf  den  Gemei  n  de  säckel 
übernommen  werden  kann,  ist  auch  in  der  neuen  Oemeindeordnung 
verblieben  (§.  57).  Obligatorische  Gebühren,  die  nicht  von 
einem  Beschlnss  des  Gemeinderaths  abhängen  und  deren  Ertrae: 
daher  ohne  A\  eiteren  in  die  Gemeindecasse  Hiesst,  sind  nach  dem 
bisherigen  Ueeht  die  II  und  es  teuer  (80  Pf.  bis  8  M.  für  1  üund)^ 
dann  die  neue  Wanderlagersteuer  (s.  o.  §.  115). 

Die  reiebsländischen  Gemeinden  besitzen  aber  vielfach  noch 
altes  rentables  Gemeinde- Grundeigenthnm,  besonders 
Forsten,  anch  neuere  Gemeindeanstalten  (Schlachthäuser  n.s.w.) 
mit  Gebührenerhebung  oder  anderweitem  Reinertrag ,  pie  erheben 
femer  mancherlei  andere  Gebühren,  auch  Schulgelder  (G.  0.  §.  55, 
Anweisung  vom  30.  März  1B96,  §.  11).  Sodann  haben  sie  neben 
der  früheren  Vicina Iwege Steuer,  d.  h.  besonderen  Zuschlägen 
zu  den  directen  Steuern  l'Ur  diesen  Zweck,  die  jetzt  in  die  all- 
geroeinen  Zuschlüge  mit  aufgegangen  sind,  den  Anspruch  des 
franzöBiscben  Wegerechts  auf  Forderung  einer  dreitägigen  Wege- 
frobnde  (naturalen  Arbeitsleistung)  oder  deren  Abstattuug  in  Geld 
(Fin.  III,  §.  310),  wozu  nach  einem  neuen  (!e>et/  (17.  Juli  185^4) 
noch  die  Forderung  eines  vierten  Arbeitstages  speciell  lür  Feldwege 
gekommen  ist.  Diese  Wegefrohnde  ist  übrigens  die  einzige  Art 
Gemeindedienste,  welche  das  Ocmeindereoht  kennt.  Weiter  erhalten 
die  Gemeinden  fttr  einzelne  Zwecke,  wie  schon  in  der  französischen 
Zeit,  Beihilfen  von  Staat  nnd  Bezirk,  besonders  für  Öffentlichen 
Unterrieht.  Die  Gemeinden  Terdanken  es  diesen  anderweiten  Ein- 
nahmen, dass  die  Gemeindesteuern  fiberhanpt  und  die  grösseren 
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der  Gemeinden  verdanken  es  dem  Octroi,  dass  die  directen  Steuern 

sich  noch  niüssi^^  baltcu  koimten,  wenngieitli  auch  bie  iin  lieichs- 
Und  regehiiässig  zunehmen. 

Aus  den  Restiniinoniron  der  G.  Ö.  von  lS9o,  \roIclie  Finanzielles  betreffen,  wie 
gesagt  aber  rielfach  nicht  neues  iiccbt  seUtco,  sondern  das  bisherige  nur  coditicirteiL. 
sei  zor  ErglDznng  des  Obigen,  «rorin  die  f)lr  die  Beete  «er  nag  vichtigsten  HanpC- 
pDiicte  zusammengefasst  sind,  noch  Folsrendes  hervortrchoben,  be^otlders  aus  Titel  IV 
Uber  (iemeindebodgat-  and  (jomeindorecbauugswcsen  §  G4  if.,  aus  Xitel  VI  Uber  die 
Aa£iicbt  Uber  Gemeinden  §  71  (f..  dun  neen  §.  44.  57,  dun  Bunentlidi  den  Com- 
mentar  ?on  Halley.  bes.  S.  186  ff.  Es  sind  damit  die  Darlegungen  über  das  fran- 
zösische Getneindefinaox-  and  Steueirecht  in  Fin,  lU  n.  n.  0.,  bes.  §.  887  ,  889—350 
zu  vergleichen. 

Das  Oemeindeb adgct  wird  durch  den  Bürgermeister  entworfen  und  vom 
Gemeinderath  fes'L^i -'i  !It.  Es  i^t  abschriftlich  der  Aufsichtsbehurde  eiii/tir-  irhen. 
Im  Gemeinderecht  werden  obligatoriscbo  und  facuitativc  (freiwillige)  Aufgaben 
unterschieden.  Zn  den  enteren  gehören  die  im  engeren  Sinne  sogen.  Pf  lieh  t- 
ausgaben.  die  zur  Erfüllun«^  der  den  Gemeinden  peset/lich  obliegeuden  Leistangen 
erforderlich  sind,  sowie  die  durch  besondere  gesetzliche  Restiminunpcn  den  (ienieinden 
auferlegten  65  der  G.  0.  fUhit  11  Fälle  an,  s.  ausserdem  Anweisung  vom  3U.  März 
1896,  14,  Ziff.  9).  Unterlässt  der  Gemcinderatb  auch  nach  crgMifeoer  Aufforderung 
Seitens  der  Aufsichtsbehörde  die  Bewilligung  des  zur  Bestreitung  der  oblij::atorischen 
Aasgaben  erfordcriicben  Betrags,  so  wird  dieser  durch  diese  Behörde  ins  Budget  ge- 
stellt (§.  73).  Die  Aufsicht  führt  Ober  die  genannten  grfleseren  und  die  ihnen  gleich- 
gestellten Ciemt  inden  der  nezirkspräsident,  über  die  anderen  der  Kreisdirector.  Einzelne 
Genehmignngsrcchtc  überhaupt  und  auch  auf  finanziellem  und  Besteuemngsgebiet 
sind  dem  Kaiser  ün  Vcrordnangswcge  vorbehalten,  die  fiefugniss,  solche  Verordnungen 
zu  Tollziehcn,  ist  aber  dem  Statthalter  delegirt  worden  (§.  74).  Die  Erhebung  van 
Gemeindesteuern  zur  Decknnp:  der  Gemeindebedürfnisse  ist  wie  bemerkt  in  der  oben 
dargelegten  Weise  dem  Gemeinderath  zu  beschiiesscn  gestattet  Üt>}.  Bewilligt  dieser 
die  erforderlichen  Einnahmen  inr  Deckung  der  obligatorischen  Ausgaben  nicht,  so 
wird  von  der  Aufsichtsbehörde  die  Erhebuns'  von  Zuschlägen  zu  den  4  directen  St&ats- 
steoeru  in  erforderlicher  Höhe  angeordnet  (§.  73).  In  den  kleineren  Gemeinden  unter- 
liegt die  Feststellung  des  Gemeindebudgets  überhaupt  der  Genehmigung  der  Aufinchts- 
behördc,  ebenso  ist  diese  Genehmigung  ftir  die  Feststellung  der  im  Budget  nicht  vor- 
gesehenen Anspaben  erforderlich.  Letztere  dürfen  aber  nicht  genehmigt  werden, 
solange  die  zur  Deckung  der  Ausgaben  erforderlichen  Mittel  nicht  bewilligt  sind  (§.  76). 
Einmalige  Einnahmen  dorfen  dabei  nur  ansnahmsveito  aar  Deckung  fortdauernder 
Aimgabcn  verwendet  werden. 

Die  Befugnis»,  Gemeindesteuern  zu  erheben,  ist  aber  fUr  die  Gemeinde 
an  Besch Tinkun^en,  besv.  wenn  gewisse  Hflchstbeträgo  überschritten  werden,  an 
Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  und  event.  höheren  Instanz  geknüpft. 
Die  Gemeinden  dürfen  zunächst  nnr  frei  —  rcsp.  uiüsjsen  auch  für  die  Deckung  der 
obligatorischen  Ausgaben,  soweit  das  erforderlich  ist  —  Zuschläge  zu  den  directen 
Staatssteuern  bis  zur  Höhe  eines  Drittels  des  Gesammtbetrags,  d.  h.  des 
Principales  dieser  Steuern  in  der  betreffenden  Gi  uieiiide  beschliessen,  darüber  hinaus 
ist  bis  zu  100  der  Staatssteuern  die  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde,  Uber 
100  7o  noch  hinans  immer,  also  in  diesem  Fall  auch  bei  den  kleineren  Gemeinden, 
diejenige  des  BezirksprSsidenten  erforderlich  T'l.  Eine  anderweite,  als  die  im 
Gesetz  vorgeschriebene  gleichmässigc  Belastung  der  einzelnen  directen  Steuern  mit 
Zuscbllgen  ist  nicht  mgesehen,  also  auch  im  Wege  der  Genehmigung  der  vorgesetzten 
Behörde  nicht  zu  erzielen.  Bemerkt  sei  noch,  dass  bei  den  directen  Steuern,  also 
spccicl!  bei  der  Gniudbteuer,  die  Staatsforsten  auf  Grund  von  F^ctivpilncipalen  wie 
die  Privatfurstcn  der  Gemeinde-  (und  tiu£iriis-)Be»teuerung  unterliegen. 

Bei  dem  Octroi,  oder,  wie  er  jetzt  genat.nt  wird,  bei  der  (communalen) 
Verbrauchsabsrabc  koirmen  die  in  letzter  Zeit  der  französischen  H i  rr- rhnft  (l>^Pi7, 
1&70)  erlassenen  Beschränkungen  iu  der  Höbe  der  Sätze  und  in  der  Keihe  der  im 
Octroi  zullssigen  Artikel  in  Betracht,  höhere  SfttM  und  andore  Artikel  bedürfen  danach 
der  bosondersn  GenehsAigung  Ton  höherer  Auftichtsstelle  (s.  Fin.  lU,  S.  890).  Analoge 
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Besümmnngco  sind  in  die  Q.  0.  aui'gcaomiuea  worden.  So  ist  die  GeDebmigaDg  tou 
T«rl»Taiiebttbg«l»eii«  die  nen  eingelubrt  Verden  soUeo,  Mich  die  TariferbShan; 

und  allgemein  die  Verrind  orung  der  S to  u e rord nu n ge  n  an  Genehmigung 
dorcb  Kaisorlicbe,  bezw.  Statthalter -Verordnung  74),  die  AnfbebaDf  oder 
Herabsetzang  von  VcrbranchsabgabcD  an  die  Genehmigung  darcb  die  Bezirlu- 
pfiddeikteil  geknüpft  (§.  75).  Für  die  kleineren  Gemeladen  ist  die  Bestimmung,  wie 
in  anderen  süddeutschen  Gesetzgebungen  (z,  B.  Baiero  S.  180)  getroffen,  dass  die 
fogen.  Höcbstbesteuertea  bei  ßescbiussfassungcn  über  eine  Keihe  von  im  Gesetz  gc 
rautea  PoBCten,  jl  A.  aueh  bei  ErhehiiBf  von  ZntoUlgen  zur  Deckong  einmaliger 
AQspmben,  soweit  diese  Besteuerten  überhaupt  wählbar  sind  ,  in  besnmmtrT  Zahl  zu 
den  Mitgliedern  des  Gemeindcratlia  in  solchen  Fällen  biszutreten  und  au  dcu  Beschluss* 
famDgen  theihiehmeD  (§.  44,  8.  Ha  Hey,  8.  129  81).  Macht  die  Gemeinde  ron 
der  Befugniss  Gebrauch,  die  Personal-  und  Mobiliar^tcuer  aus  dem  Octroi  mit  zu  be- 
streiten, wie  schon  bisher  besonders  Strassburg  und  Mülhausen,  so  ist  es.  wie  ubrig-cns 
schon  nach  dem  bihhcrigcn  französischen  Recht  (Fin.  III.  §.  194).  gcaiatiut,  dass  der 
rarUeibende  lie^t  dos  Mobiliarsteuercontingents  anter  Zugrundelegung  eines  pro- 
gressiren  Tarifs  rertheilt  werdi  .  i:i  1  r  \\'eise,  dass  stufenweise  die  Wübnunjren 
mit  höheren  Mietberträgen  rerhältiud^-iuä^vsig  ätärktir  als  diejenigen  mit  niedrigen  bc- 
lailat  Verden  (§.  57>.  Die  frohere  Beschriakang  für  die  Dorchflühning  letztever 
Maas?rcft;l.  dass  die  Steuerpflichtigen  mit  bohereii  Miethen  indessen  auch  hier  nicht 
mehr  zu  zahlen  haben  sollen,  als  bei  Kcpartition  des  vollen  Contingents  auf  sie  fallen 
wQide.  fehlt  jetzt.  Die  Ausübung  dieser  ganzen  Befugniss  ist  übrigens  in  den  kleineren 
Gemeinden  von  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  abhängig. 

Auch  die  Erhebung  von  Gebühren  für  die  Benutzung  ölfentlicher  Einrichtungen 
and  Anstalten  der  Gemeinden  ist  an  die  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  geknüpfr, 
venu  die  BennCzoDg  cnr  Zwangapfliebt  gemacht  wird  (§.  75).  £beDBO  ist  all- 
gemein diese  Genehmigung  erforderlich  für  Erhebung  ron  Gebühren  för  Lagerung  und 
Stapcioog  auf  ößentlichen  Strassen  o.  s.  w.,  sowie  ron  Standgebühren  auf  Messen, 
Mo^  und  Wochenm&rikten  and  für  Aufirtellang  von  Pohrirerk  (§.  76).  Anleihen 
mit  Uber  10-jähriger  Tilgungsfrist  verlangen  Gcnchmi|>:ung  dnrch  Kaiserl.  Verordnuniir 
(bezw.  statthalterliche),  andere  Anleihen,  dann  die  Veräosserung;  und  VerpHindonsr 
Onbeweglichen  Vermögens,  auch  dauernder  V\  cribpapierbcätünde  solche  durch  dcu 
Bezirkapiisidenten  (§.  74,  75.  mit  weiteren  Einzelheiten  der  Genohmigungsfälle).  Alle 
Gemeindeeinnahmen  (also  auch  alle  an  Erwerbsanstalten  a.  d<^].  sich  knüpfenden) 
können  erforderlichenfalls  nach  den  Vorschriften  über  Eintreibung  öffentlicher  Gefälle 
(T.  vom  15.  Nor.  1880)  Im  Torwaltongswegc  eingefordert  werden  (§.  69,  s.  Halley, 

a  Sil  ff.) 

Die  Form  des  (J e in  e i n d e  re c h n n  n w csen s ,  die  üeberwachung  u.  s.  w. 
der  Kechner  unterliegenden  vom  Minisierium  zu  erla^sendcn  allf^emeineti  Bestimmungen 
67),  a,  darüber  die  Anweisuntr  vom  30.  März  1896.  Die  Feststellung  der 
Bechnanj2:cn  erfolgt  durch  die  Aufsichtsbehörde,  deren  Entscheidung  endgiltig  ist, 
wenn  der  Gemeinderechner  nicht  binnen  2  Monaten  bei  der  Aufsichtsbehörde  £in- 
spnicli  «rhebt  (§.68>. —  (Jeber  das  Vervaltang89treit?erfahren  in  Gemeinde- 
angolegenheitcn  8.  Tit.  V  d(^r  G.  0.  — 

Der  Antbcil  der  Gemeinde  an  der  in  ihr  aufkommenden  Staats-Gewerbestouer, 
aoch  an  der  Wandergewerbesteaer  ron  8  °/o  i^t  auch  in  dem  neuen  Gewerbesteoer- 
gesetz  verblieben  lOewerbesteuerge.«'etz  vom  8.  Juni  1896,  §.  J)8,  tind  zwar  8%  der 
in  den  Heberollen  zum  Ansatz  g:ebrachten  Gewerbesteuer,  in  den  Ausftlbrang^bcstimm- 
tingen  Art  43  mit  Bezeichnung  dieses  Anihcils  als  Vergütung  für  die  peraduUcheii 
and  sodUichen  Kosten  nnd  Mllhewaltungen  bei  Yeranlagong  der  Steuer,  insbei>ondere 
f:!r  n  Ti'itstellung,  Beheizung,  Beleuchtung  der  Sitznnccsr^lame).  —  Wie  im  französischen 
Etatsgeäietz,  beztf.  dem  Gesetz  Uber  dio  Erhebung  der  directen  Steuern,  wird  auch  im 
Hanshaltetaiagesetz  des  Beichalands  JedoBmal  eine  ansdrflckHche  Ermichtigung 
für  die  Gemeinden  (auch  die  Bezirke,  öffentlichen  Anstalten  und  sonst  berecht i-Mcti 
Oorporationen)  crtheilt,  ,,die  narh  der  bestehenden  GesetzgrcbiinK  gestatteten  Zuschläge 
zu  den  directen  Staatisteucru  iniieriialb  der  danach  zuläMigen  Grenzen",  sowie  in  den 
neoeren  Etatsgesetzen  ,.dio  in  Anlage  D  des  Efatsgesetzes  für  1879/80  vom  31.  Mär2 
IST'l  1.  zeichneten  besonderen  Aligaben  und  Gefälle  zu  erheben  '•  —  Die  Einrichtuiijr 
des  Ausfaiifonds  besteht  auch  für  die  Gemeiudezuachläge  zu  den  directen  Staats- 
Honon  weitor. 

A.  Waf  ner,  fTniaiwtaMBsahilt  IT.  29 
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6.  B.  Ueboniehteii  der  Besteveroiiy.  EbaM-LothrlDgon.  §.  125. 


%,  125.  Die  BesirksbeBtevernng.  Diese  wie  llberhaapt 
dB»  FinanzweseD  nnd  die  ganze  VerfassiiDg  und  Verwaltang  der 
Bezirice  beruht  wesenfltch  Doeb  auf  den  französischen  BestitnniongeD 
ffHr  die  Departements,  aneh  selbst  in  Betreff  der  Maximaisätze  der 

Zuschläge  für  Bezirkszwecke  zu  den  directen  Staatsstenern.  Der 
Etat  ist  ein  ordentlicher  und  ausserordentlicher,  vom  Bezirkstage 
zn  bewilligeu,  vom  Kaiser  (Statthalter)  zu  genehmigen.  Die  Kin- 
iiahmen  bestehen,  wie  in  der  franzi^sischen  Zeit,  aus  kleinen  privat- 
wirthschafilichen,  aus  lieitriigen  des  Staats,  der  Gemeinden  ftir  ein- 
zelne Zwecke,  vornenilich  aber  aus  Steuern  und  zwnr  ausschliess- 
lich solchen  in  der  Form  der  Zuschlage  zu  den  4  directen  Staats- 
steuern. Für  diese  Zuschläge  ist  die  Verbindung  eines  allgemeinen 
Steuersystems  für  die  Gesammtansgaben  des  Bezirks  mit  einem 
partiellen  Zweckstenersystem  (W^ewesen,  öffentlicher  Unterricht) 
die  üntersebeidang  von  ordentlichen  Zuschlügen  ftlr  die  Ausgaben 
im  ordentlichen  Budget  und  von  ausserordentlichen  fttr  diejenigen 
in  ausserordentlichen,  soweit  dafür  nieht  Anleihen  u.  dgl.  in  Be* 
tracbt  liommen,  die  Festsetzung  von  Maximis  von  Zuschlügen  fllr 
die  allgemeinen  und  die  Speeialzweeke  und  die  Verschiedenheit 
dieser  (regelmässig  zur  Anwendung  gelaugenden)  Maxima  der  Zu- 
sehlllge  bei  den  einzelnen  Stenern  besteben  geblieben.  In  letzterer 
Hinsieht  ist  daher  auch  die  Mehrbelastung  der  Grund-  nnd  der 
Personal-  und  Mobiliarsteuer,  mit  48  Zuschlägen,  vor  den  anderen, 
d.  h.  früher  vor  der  Thür-  und  Fenslersteuer  und  der  Gewerbe- 
steuer, jetzt  noch  vor  letzterer  (die  mit  23  ^/o  ZnschlUgen  für  den 
iiezirk  belastet  wird)  und  auch  vor  der  neuen  r.ehäudestcuer  Cdie 
32.5  %  Zuschläge  trä^'t)  aufrecht  erhalten  worden,  im  ÜnterscliiLil 
zur  (ileichheit  der  Zuschlltge  in  den  Gemeinden.  Die  Mehr- 
belastung der  Personal-  und  Mobiliarsteuer,  zu  der  auch  der  Staat 
für  Landeszwecke  noch  einen  Zuschlag  von  17  ®/o  zum  Principale 
erhebt,  ist  durch  die  Niedrigkeit  dieser  Steuer,  die  vielfach  die 
einzige  directe  gewisser  \'<dksclassen  ist,  wohl  gerechtfertigt.  Die- 
jenige der  Grundsteuer  bildet  einen  der  fieschwerdepnnete  des 
ländlichen  Besitzes,  dessen  Abstellung  im  Gefolge  der  die  Personal- 
Steuer  (Lohn,  Besoldung,  Kapitabrenten  §.  117  oben)  betreffenden 
Reform  wohl  mit  stattfinden  wird.  Die  Summe  der  BezirkszuschlSge 
zur  Grundsteuer  ist  höher,  als  diejenige  der  Gemeindezusohläge  im 
ganzen  Lande  dazu. 

_  S.  Uber  das  franzMsch«  It«cht  fttt  die  Departenents  PSn.  III,  §.  886,  388  <w» 

S.  S74  unter  wie  sich  aus  den  weiteren  Zahlen  a>!f  dieser  Seite  crgiebt,  ein  Druck- 
leklui  zu  berichtigea  ist,  es  maus  hemm:  7,  nicht  17  weitere  CeiUimes).  üeber  <U«t 
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reichslindischen  Bozirkc  Leoni  a.  a.  0.  207.  Art.  Verwaltuujfaürgauiiation  iu  Elsass- 
Lothring-ea  und  Bezirk  vfMi  0.  Mayer  im  Wßrterb.  d.  Veiwalt  Der  Etat  kann  nur 
im  Ganzen  prenehiui^^t  odc>r  verworfen  wt>nli'ii,  AVKimlcrnnjrcn  sinJ  nicht  statthaft. 
Aber  eventuell  Icann  der  Bezirk:»pribident  den  sonst  nicht  zu  Ötande  gekommoucu  Etat 
festsetzen.  Die  Bezirkstage  haben  o.  A.  die  RepartltiottssteDeni,  deren  Gontingent  in 
jedem  B-'zirk  im  T.ariJt'shaush:ilf->tat  hf-tiiiimt  wird,  auf  die  Kreise  zn  repartiren. 
>'acb  der  früheren  (iosetzgebuu/i:  hatten  i^io  auch  die  Maxima  der  Gemeindezuschläge 
£0  den  directen  Staatssteaern  far  ausscrordentllichc  Gcmeiudcaasgabcu  fest- 
xnsesUeo. 


Communal8teuer-iStati»tik. 
§.  186.  Oemeindestenerity  besonders  Oetroi. 

Htncberlei  Materialien  anch  darttber  in  den  Papieren  des  LaadesansscIraaseSr 

so  besonders  auch  Datfin  über  diu  Höhe  der  Znsrhl;iu:<^  der  Gern  finden  zu  den 

directen  Staatssteuern.  so  in  der  Vorlage  betr.  Kapitalienteuätener  ron 

(25.  Session  1898.  Nr.  7)  fttr  1897/98.  Ueber  die  GemeiftdefinnBsen  llbeiiimQpt 

Daten  für  die  Zeit  von  1872 — 82  im  1.  (bisher  einzigen)  Jahrgang  des  Statistisrhon 
Handl'urhs  filr  E!sas8 -  Lothrinsen  (1885)  nnd  danach  im  Fin.arch.  B.  2.  S.  m}S  (t,, 
Uber  Uctroi  in  den  grösbcruu  Städten  eb.  S.  872,  auch  B.  4,  S.  810.  Ein  2.  Jahr- 
fang  des  StatisHscben  Handbuchs  ist  für  1901  zu  erwarten.  Ueber  die  Octroiein- 
nahmr^n  der  -1  !^r5=;^tcn  Siädto  I>:'»tfn  von  ]^>2— 0-'  iti  rinT  ZasamtnenstdlunEr,  dffpn 
MittheÜQog  ich  dem  Vorstand  des  reichslundischen  statistischen  Bureaus,  l'rciherra 
dn  Frei,  rerdanke.  —  Ueber  die  Bezirltsfinanzen  Daten  in  den  j&hrlichen  Yer» 
waltuDgsberichten.  —  Ucbcr  die  drei  grössten  Städte,  Strassburg,  Malhausen,  Metz, 
Daten  im  s'taiisti'^chen  Jahrbuch  df^ntschcr  Städte  in  dem  Art.  Gemeindesteuern  von 
Würzburger,  aoim  Jg.8,  1900.  für  1807,98,  S.  180  (F.  ücbcr  Strassburg  werth- 
vollc  eingehende  linanzstatistischc  Beiträge,  heraossegebon  vom  statistischen  Bureau  der 
Stadt  (Dir.  ctor  Dr.  G.  isscnberger),  so  Heft  4.  1898,  übtir  die  Personal-  und  fiinverbe- 
btätteaerung,  lehrreich  auch  fUr  die  Erkeuntnisa  der  Wirkungen  deä  französischen 
Systems  nnd  der  Seform  des  letzteren.  Im  Folgenden  besehrftnbe  icb  mich  auf  Zn- 
saminetistcllang  einiger  D.iti?n  über  diejenigen  BesteueraogsvoH  filtnisse.  TrclcliL'  all- 
gemein huanzvissenschaftiicb  besonderes  Interesse,  namentlich  lUi  die  Yergleicbung 
mit  den  Verhältnissen  anderer  deutschen  Staaten,  bieten. 

Die  Gern  ei  Ilde  11  haben  im  Reichsland  sich  bedeiiieuden 
Besitz  an  Wäldern  und  anderen  Gütern  erhalten,  haben  auch 
£iDnahmen  an»  anderen  Öffentlichen  Anstalten,  ans  Kapitalien,  aus 
mancherlei  Gebühren,  geniessen  Staats-  und  Bezirkszuschlisse  (für 
Offentlieben  Unterricht).  Ans  diesen  Quellen  flössen  in  den  70er 
ond  80er  Jahren  an  ^5  der  ordentlichen  Einnahmen ,  so  dass  nnr 
der  Rest  durch  Stenern  zn  decken  war.  Seitdem  ist  die  Stener- 
qnote  wohl  etwas  gewachsen. 

Fast  die  Hfilfte  des  Waldes,  in  den  80er  Jahren  44.5  7o*  ^^t  Gemeindevnid. 

Aus  den  Erträgen  dieses  Grundbesitzes  rührte  im  Anfang  nach  dem  Kriege  in  <  Ii  titier 
die  Hälfte  der  ordentlichen  Einnahmen  der  Gemeinden  (51.5  ^j^),  10  Jahre  i>püter  noch 
Uber  i^\n  Drittel  (38.3  "/o)  her.  Dazu  traten  die  Erträgnisse  von  OffontÜchen  Anstalten, 
wir  Markthalien,  Schlachthäusern  u.  dgl.,  ferner  ron  Verwaltunga-  und  anderen  Ge- 
bohreu  (Schiilgeldern\  von  Kapitaiien,  Subventionen  von  Staat  und  Bezirk  u.  A.  m. 

Die  Gemeindestenern  des  Reichslands  haben  ihr  eigen- 
chnmliches,  ans  dem  frsnsOsisehen  Stenerrecht  herrührendes  Gepräge 
dnreh  die  Verbreitung  des  Oetroi  in  zahlreichen  Gemeinden  (jetzt, 
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d.  h.  in  den  1890er  Jahren  in  32),  doreh  die  AQBdehnnng  der 
Octroipfliebtigkeil  aof  vielerlei  Artikel  nnd  dnreh  die  Einträglichkeit 
dieser  Stenergattong,  besonders  in  den  grosseren  Stfidten  erhalten 
(8.  o.  S,  434).  Aach  finanzstatUtlseh  tritt  so  die  indirecte  Ver* 
braue hsbesteaemog  in  Elsass-Lothringens  Gemeinden  besonders 
stark  hervor,  ähnlich  wie  in  Frankreieh,  stiürker  als  im  übrigen 
Slkideutscblaud,  vollends  als  in  Norddeutschland  (Prenggen).  Die 
dirccte  (Zu8clilags-)BesteueruD^  kounle  deshalb  absolut  und 
relativ  mägsiger  gehalten  werden,  im  Durchscbnitt  aller  Gemeinden 
bigber(1898)  auf  40%  deg  Principales:  ein  in  Deutscblaud  niedrif^er 
Satz.  Erbeblieh  zugenommen  bat  aber  die  Belagtung  mit  directen 
kStt'iu'iii  aucb  im  Rcichslande  in  der  neueren  Zeit.  Dies  ergiebt 
sich  aug  folgender  Tab.  70  deutlicb  aus  der  Abnahme  der  Zahl 
der  Gemeinden  mit  kleinen  and  der  Zanahme  derjenigen  mit 
grossen  ZoscblSgen. 

Tab.  70.  Gemeindezuscbl&ge  (ordcndicbc  und  ao&serordcotUclie)  SV  den 
directea  ätaatitsteooru  (in  Froceuteu  dieser). 


1872 

1081,ä2 

1897,98 



7 

2 

16 

695 

458 

268 

Uber  20—40  .... 

631 

694 

449 

„   40—60  .... 

209 

279 

461 

„   00-80    .    .   .  . 

84 

136 

252 

„  80—100.   .    .  . 

41 

70 

ir.n 

^100  

Sanune  (Katastergeui.) 

27 

60 

140 

1694 

1699 

1752 

Im  Jabre  1897/98  wnt  das  Principal«  der  Grvndttaner  in  allen  tiemoinden 

8.129.655  M.  (ohue  das  Kictlvprincipale  fikr  dio  StaatstriJder),  die  Gesammtheit  aller 
ZusrM  ij,'  da^u  war  2.987.046  M.  oder  95.4  "/o  des  Principales  f  n-'.mlich  1,8  70  für 
dtiu  Maut  [davon  1  "/„  fUr  dun  laudwirtbschafüichen  Ililfsfoad;»,  O.ö  für  Ausfälle] 
mit  56.384  M.,  48.384  7«  die  Bezirke  [48  %  +  0.8  "  o  für  dt- n  AnsfallfondÄ]  mit 
l.r)M.2.'.2  M.,  f.'rnor  1.364.608  M.  für  die  (ieineinden  selbst)  d.  L  in.G  «  ,^  des  Princi- 
pdus  und  51.855  M.  für  deu  Aasfallfouds  und  die  Erhebungakosteii  der  (iemeinde- 
smchllge  (oemlich  8.8*/oy.  Der  Geeammtbetrair  der  Gemeludesiiaeltlftge 
zu  den  vier  directen  Steuern  war  4.406.203  M.  (ohne  die  Zuscbl^f^e  für  die 
Staarswaldoiii^en  ntid  die  Reicbibank),  d.  h.  c.  40  ^  dcd  Staatsprincipales  (11,041.000  M". 
in  1899,  ühiiu  Abzuj^  des  Antbeils  der  Geiueiitdea  an  liur  Gowcrbchteoer  —  in  1899 
208.000  von  der  allgemeinen,  16.000  ron  der  WandcrL'u^  erbestL-uer  —  und  obue  den 
IT  Zoitdüag  far  aUgemeine  Siaatszwecke  zur  Peisonal-  and  Mobiliarstaaer 
gerccbnet. 

In  den  1870eT  ond  80«r  Jabren  betragen  die  Ziuchlagflceniimen  zu  den  directen 

Sieutüii  9—10*  0  gcbamoit'  n  ordpiitlii  li.n  Eiiiiialiiiicii .  wozu  aber  in  nicht  ?iel 
gerinjfcrer  Höbe  (8—9  der  üeldwortb  der  Wegefrohiideu  is.  o.  S.  435)  trat,  daou 
die  Hundesteuer  mit  ''4—1  °'q.  In  Summa  waron  das  gegen  18 — 20  "  0  d*"""  ordeut- 
liehen  Einnahmen.  Zur  treiben  Zeit  betrugen  dio  Bruttoertrüge  des  Octrui  12 — 17  also 
bi$  Uber  *^  des  Ertrags  der  sämmtlichm  diroctLi»  Steuern  (incl.  Wegefroh n de  11  wi  rib) 
und  c.  *;g — *Vio  (i<if  Zuschläge  zu  deu  4  directea  Steuern.  In  diesem  Verhaitniss  wären 
abo  die  Znschlige  an  erhAben  gewesen  ebne  die  Einricbtong  der  indiracun  Verbrandia- 

')  Di-  se  Gemeinden  ohne  Zuschläge  fUr  die  ricirioiiidt  ii  selbst,  auch  in  dieson 
abur  kleine  Zuschlüge  zur  (irundsteuer  lUr  den  Staat  und  lur  deu  Bezirk. 
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steuern  im  üctroi.  Kimmt  man,  wofür  mir  statistische  Aiifniben  fehlen,  für  die  Ge8r<*'n- 
»art  an,  dass  die  Octroierträge  auch  jetzt  noch  c.  */,  der  Zuschlagcrtriitrf  di  r  tiirecteu 
Steuern  ergeben,  so  würde  für  die  gmoze  Bevölkeronjc  des  Reichslands  ioi  Durchschnitt 
berechnet  die  dircctc  Couiniunalsteiier  (ohne  Wegefrohndenwi '^th  und  Hnnd.'sfoaer) 
c.  2.7  M.  aaf  den  Kopf,  der  üctroi  —  der  freilich  nor  in  einer  kleinen  Anzahl  aller 
Gemdnden  erhoben  vird  (b.  n.)  and  daher  nor  deren  BerSlIeniDg  belastet  —  c  8.6. 
dii"  fresammte  CominünaIsten«;r  fwioder  ohne  Wegfrohndß)  c.  O.o  M.,  mit  Einrechnang 
de;»  Werths  der  Frobude  einige  Mark  mehr,  zusammen  wohl  Uber  8,  bis  8—9  M.  ergeben, 
ZshiM  vie  In  Sachsen  (S.  184),  etvas  hoher  als  in  Baiem  (S.  203 1,  die  Belastung 
mit  directcn  Steuern  allein  niedriger  als  in  Baden  (S.  811).  Vgl.  für  W  eiteres,  be- 
vondcrs  fUr  das  Verhältniss  zwisrlien  rlirpcter  Staatsstouer  und  Gemeindesteuer  die 
Daten  fur  Preusseu  S.  86  ff.,  Sachsen  S.  134  ff.,  Baiern  S.  195  ff.,  Württemberg  S.  243, 
Baden  S.  809  ff.,  Hewen  8.  868  ff.,  femer  fOr  Fnnitreich  Pin.  ITI.  S.  869  ff. 

Iii  der  Entwicklang  der  directen  ConniiiuialbesLeuerung  tritt 
Bothwendip;  der  Einflass  der  Reformen  auf  dem  Oehiete  der  directeu 
StaatsBtt'ueni  hervor,  weil  sieb  zu  letzterer  diu  Coimminalsteuern 
als  Zuschläge  anlügen.  Besooders  in  den  grösseren  Städten 
zeigt  sieb  hier  der  Eiuliusfi  der  neuen  Gebäude-  und  Gewerbe- 
beatenerung.  In  diesen  Ist  swar  auch  der  Octroiertrag  fast  un- 
DDterbrochen  jährlich  gewachsen,  in  den  letzten  Jahren,  namentlich 
seit  1898  aber  auch  und  relativ  und  aeitweise  Doeb  stärker  der 
Ertrag  der  gesaminten  directen  Stenern,  welche  fUr  Staat,  Bezirk 
nnd  Gemeinde  erhoben  werden.  Dadarch  bat  sich  in  diesen  Städten 
aach  das  Verhältniss  zwischen  den  Erträgen  beider  Stenerarten  an 
Oonsten  der  directen  Besteaemng  wenigstens  zeitweilig  wesentlich 
verschoben. 

Tab.  71,  wdehe  zogldch  die  Oesammtentwicllang  der  Finanzen  der  4  grOflfrten 

Städte  darstellt,  nach  mir  ?om  statisii?clien  Bureau  des  Reichslands  üiit;:othcilten  Daten, 
die  aber  nicht  hiidangiich  t>pccialii>in  sind,  um  die  Verhältnisse  ganz  iilar  zu  steHen 
Kamentlich  der  Posten  „Gcsammteiunahme  der  Gemeinde"  i^t  ohne  genauere  Angabe 
ttber  die  Bcrechnungawoiae  nicht  recht  ZQ  wQrdigen.    (T  ib.  71  nnf  S.  442.) 

Bei  Strassburg  Oclroiertrag  incl.  1  Zusclilag^zelmtel.  das  nur  1874  —  80  fort- 
gefaileo  war,  bei  Colmar  wurde  ein  solches  Zehntel  1872—79  mit  erhobeo.  In  der 
ueaammteinniihne  scheint  der  Octroiertraf  nar  mit  der  Nettosamine  eingesetzt  zn  sein. 
Jriie  eiiflirilt  >  i  Sfrassburg  auch  durchlaufr'nde  Posten  (für  rerkaufte  Bauterrains  und 
Zahlungen  an  den  Militfirfiscutt  dafür).  Das  erste  Jahr,  1872,  ist  vielleicht  auch  noch  nicht 
FÖllig  vergleichbar,  weil  der  Krieg  noch  m  sehr  nachvirl^te,  oder  andere  Anomalien 
bestanden,  so  in  Colmar  bei  der  Gesammteinnahme.  In  dieser  Stadt  wnreD  ror  1879 
nur  Getränke  und  \:iliningsmittel  octroipflichti*!;,  die  drei  anderen  K^tegorieen  erst 
seitdem.  Die  Kiiiv.  ii\»uiig  der  politischen  Verhültnisäe  zeigt  sich  begreiflich  beeondeis 
in  Metz,  wo  der  Kobt  rtrag  des  Octroi  bis  1878  fnst  nicht  Vachs  und  der  Ertng  der 
diraetoa  Steaem  bis  1879  auf  499.000  M.  hembging. 

Man  siebt,  dass  die  Octroierträge  in  allen  4  Städten  fast  immer 
den  Ertrag  der  directen  Stenern  äberfreffen,  d.  h.  äber  50  %  vom 
Geaammtstenerertrage  sind,  obwohl  es  sich  bei  den  directen  Stenern 
um  die  Oesammtheit  für  Staat,  Bezirk  nnd  Gemeinde,  bei  dem 
Octroi  nnr  nm  die  GemeindefinaDzen  handelt  Die  Oc(roi(juote 
steigt  dabei  beständig  bis  1888,  wird  danii  aui  den  Satz  am  BegiuD, 
oder  noch  nnter  diesen  mit  der  Steigerung  der  directeu  liesteueroog 
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6.  B.  Ueberaichten  der  Bestoneroog.  iUsaas-Lothriiigea.  §.  126. 


Tal).  71.   Einnahmen  der  4  grösston  Städto  (in  1000  ilark). 

1.              2.  3.  4.  5.  6. 

Octroi-  die  4  directea  Gcsammt- 

ertrag  dcsgJ.  Steuern  Samme  Octroi  (1^  einnähme 

I.  Strass-  (roh)  rein  (f. Staat,  Bezirk,  1  u.  3  °  y  vun  4  der 
bari?  (f.  Gemeinde)  Gemeinde)  Gemeinde 
1872  846  759  805  1650  51.3  1678 
1882,63  154^0  1425  1040  2620  51.0  3605 
1887/88  1810  1621  1152  2962  61.1  4043 
ISS«  89  1891  1702  1809  3700  51.1  4648 
is.i !          2437  2198  2097  4534  53.8  678d 

II.  il  u  i  Ii  a  u  s  c  n 

1872  481            443  5G5  1045  4«;  n  010 

1882  83  956            887  672  1628  58.7  1762 

1887;88  1114  1034  786  1900  58.6  2109 

1888/89  1144  1059  1893  2537  45.1  2446 

1894  95  1875  1275  1552  2927  47.0  2869 
HI.  Metz 

1872  828           221  456  784  41.8  611 

1882/83  692            562  450  1142  60.6  1241 

1887  88  799            661  1-::  12-52  63.8  1342 

1888-89  771            631  673  1444  43.4  1311 

1894/95  968           851  699  1662  58.0  1631 
IV.  Colmar 

1872  95            77  194  290  32.8  1078 

1882/83  215           180  215  431  50  0  715 

1887,88  286            248  226  513  .55.7  841 

1889  89  327            287  ,388  615  53.1  890 

1894/95  401            3.50  475  876  45.8  1165 

heruntergedrückt,  steigt  aber  iiiei.stens  schon  wieder.    Das  weist 

auf  die  Zuiiabme  der  Bevölkerung  der   unteren  Classen,  deren 

steigenden  Consuni ,  auch  auf  den  Aufschwung  des  gewerblichen 

Lebens  in  diesen  Städten  hin,  zeigt  aber  auch,  dass  weitere  Ke- 

formea  der  directeo  Steuem  zur  Ausgleichang  geboten  sind» 

besonders  bei  der  Personal-  und  Mobiliarsteaer. 

Ich  mnss  dabei  allerdings  voraussetzen,  dass  der  auffallende  Sprang  in  der  Ziffer 

der  dir^ctcn  Sfener  zwischen  ISST  sP  und  1888  89  nicht  mit  Aenderuiipen  in  der 
staliätiäclicu  Aufstellung  zusammen liaitgt,,  äondern  reell  war,  freilich  dann  nicht  g-uiz 
«ikUrlich. 

Die  Steuererträge  in  den  3  grösstcn  Städten  stellen  sich  nach  den  Daten  der 
Tabellen  von  Würzburger  im  st&dtisclieu  statistiscliea  Jahrbuch  für  1897/9Ö 
folgeDdermMSseD: 

Tab.  72.  Gemcindestcuorortrftge  1897/98  in  Mtrk  (Ist). 

Strassburg  Mülhausen Hotil 

Gruiul^t.  uer                                    6.457  1  219  33 

Uebäudeäteuur                              167.423  217.144  38.829 

Geverbestenor                            194.669  260862  50087 

Pei=unal- u.  Wühnungsstcuer  (Rest)      70.4^(5  81.194  11.40.^ 

Summe  Jirccto  439  035  ÖÖ6.419  100  387 

Di«  Daten  fQr  MQlhansen  vetchen  übrigens  von  denen  an  angefühTten  Ort  ab. 

wo  sich  aber  Fehler  befinden  müssen  \Suu)uio  dascll.st  2.323.959  M.).  Die  einzelnen 
dort  mitgethcilten  ergeben  die  hier  in  Titli.  72  enthaltenen  Zahlen.  A.  a.  0.  wird  die 
<laolo  der  2  Stcuorartcu  zu  (24.01)  und  75.39  %.  die  Kopfziöer  zu  (6.72^,  20.58  und 
27.90  H.  berechnet. 
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Strassbarg 

Mülhausen 

Hundesteuer  

29.499 

1^..H99 

11.527 

34.506 

5.791 

2.617 

Andere  Aofwandätduern «  .   .  . 

4.395 

S.039 

2.326 

Snmmc  AufsvandsteDom  .    •  . 

fi8.4<X) 

25.220 

16  670 

2  937.2()0 

I.7Ö2.0Ö7 

1.044.547 

SniniDe  aller  

3.444.e9d 

2348.715 

1.161.604 

^/    directe  und  Autwanduteneni  . 

14.73 

2.5.67 

10  (ts 

V<>rbraucbsabgabiia  .   ,    .  , 

85.27 

74.33 

89.92 

Aot  d<:u  Kopf 

Directc  und  Aufwaodsteoem  .  . 

3.63 

6.95 

1.95 

21.03 

2058 

17.44 

24.66 

27.53 

19.39 

In  Strassbur*?  kam  von  dem  Ertr.i 

ITC  der  Verbrauchsstcuorn 

c.  .385.000  iL  aas 

deu  Vororten  (mit  oL163  Einwohnern  iu  1895),  in  denen  Octroi  nur  von  (ietränkeu 
i«bst  ^äviäsen  anderen  Flüssigkeiten  und  vom  Octroi  erhoben  werden,  d.  h.  c.  11  M. 
auf  den  Kopf,  in  Jor  eigtiiitliclicii  Stadt  (1895  mit  100.445  EinwoliiK-riri  wurde  der 
HaupiilicU,  2  452.UU0  M.  aufgebracht,  d.  b.  c.  23—24  M,  auf  den  Kopf  der  1897ot 
BefOUcemng. 

Erst  aus  dieser  Tabelle  ergiebt  sich  dtt  «nsBeronleDdiclie  Debergevieht  des 
Octroi  in  dea  Siädtea. 

üiefiaansiell interessante  Vertbeiiane;  der  Octroierträge 
auf  die  5  grossen  Tarifgrnppeti,  zu  denen  seit  1889  in  Strass- 
barg  noeb  etoe  seebste  (in  neuester  Zeit  ancb  io  Mttlbansen  nnd 

Metz  eingeführte)  getreten  ist,  ergiebt  sich  aus  folgender  Tab.  73. 
Die  Quoteu  jeder  Oruppe  weichen  in  den  eiuzcluen  Städten  bc- 
nierkeiiswerth  von  einander  ab,  schwanken  aber  in  einer  jeden 
jährlich,  ausser  bei  dem  vom  Gang  des  Bauwesens  abhängigen 
Baumaterial,  nicht  sehr  nnd  haben  sich  im  Ganzen  daher  auch 
nicht  so  bedeuten« l  verändert.  Annähernd  die  kleinere  Hälfte  des 
Ertrags  kommt  allein  auf  die  Getränke  u.  s.  w.,  —  ^1^  auf  die 
bedenklichste  Kategorie,  die  Nahrungsmittel,  auf  diese  beiden 
Haoptgruppen  also  zusammen  e.  % — und  darüber,  nur  den 
kleinen  Best  von  nnter  Va^Vs  Uefem  alle  anderen  Artikel. 

Unter  den  Getränken  tiberwiegt  jetzt  Bier  auch  hier  vi>  I  vor  Wein  (1>*97, 9S  in 
Stras&burg  95.5.000  jx*^2:cn  8r4.'>00,  für  Branntwein  115.000  M.)  Unter  den  Nahrunjjs- 
mitteln  rührt  von  Vieh,  l  lciöch  u.  b.  w.  der  Hauintheil  her  (in  Sirassburg  440.000  ^l.}. 
la  Halhausen  Loramen  104.000  M.  auf  Colooialiraaren  (in  .Strns^))urg  frei).  (Aus  dem 
Aide  suüät.  Jahrbw  a.  t.  0.  ä.  183,  woselbst  «reitere  £iazelheitoii). 


Tsb.  78.    Vertbellnnf  des  Octroiortra^s  auf  die  Haoptkatcgoriceu 

der  Xarifartikol. 


rassborg 

u Ih  a u  s 0 

n 

1882,83 

1888;8i» 

l>^n4  95 

18ö2, 83 

18^^,89 

L'?94;9: 

bQuiiae  1000  M 

aik 

15^0 

1891 

Ji;;; 

95« 

1144 

1375 

GetiSoke  u.  s.  w. 

**/ 

19 

48.:i8 

47.!-8 

53.41 

4r).L'7 

47.L't> 

KabruD^mittel 

1« 

22.22 

Jt.lO 

2U,47 

2Ö.42 

25.45 

Viebiutter 

«* 

« 

5.89 

4.98 

4.Urt 

3.11 

2.o7 

2.t»l 

Bremistoffe 

93$ 

11.25 

8.40 

K76 

9.50 

Baamaterial 

»• 

19.98 

11.75 

III:«) 

13.44 

12.01 

14  57 

ParfOmeriea 

«« 

0.27 

0.12 
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Col  m  SIT 

VA  «II  m  » 

1888/89 

1894  95 

1882  82 

1888  89  1894/95 

692 

771 

963 

215 

327 

401 

47.46 

43.90 

51.52 

37.22 

42.84 

45  29 

31.13 

34.72 

26.81 

44.53 

30.09 

24  HO 

7.86 

7.23 

7.06 

3.28 

539 

4.79 

9.91 

10.80 

10.27 

5.29 

8.28 

7.11 

8.64 

S.85 

4.84 

9.68 

13.40 

17.91 

im  Reich 

hlaiid  au^scnlt  in  ]  i/.t 

in  28  (icineindeii , 

mit  obigcQ 

444      6.  B.  Ucbersicbten  der  Beatenemag.  Elsass-Lothringoa.  §.  126,  127. 

Metz 

Summe  lüOO  M&rk 
Getränke  u.  s.  w.  % 
Naliruugsnunel  „ 
Vielifiittor 
Brcnnslolle  „ 
Baumttoiitl  „ 
Octroi  bestellt 

4  Städten  also  in  32.  5  Gemeinden  sind  seit  18S2  binzogekommeu.  In  2  Gemeinden 
ist  diü  Keibe  der  Artikel  aber  ganz  bescbitnkt  (nur  Scbbichtrieh  nnd  Fleisch,  oder 
nur  Alcoliol).  Vgl.  die  Daten  aber  Pxenkroicb  in  Fin.  III,  8.  904. 

§.  127.  BezirksfioaDzeD.  Den  Bezirk  od  sind  in  nenerer 
Zeit  einige  Ausgaben  abgenommen  nnd  auf  Landesfonds  übertragen. 

Für  einzelne  andere  erhalten  sie  aus  letzterem  Zoschllsse.  Die 

o  r  d  e  u  1 1  i  c  h  e  n  Ausgaben  betreffen  vornemlich  das  Wegewesen, 
Bezirks-  und  Vicinalslrassen,  dann  Ausgaben  für  Tlnterstütznogen, 
Geisteskranke,  Armenwesen,  endlich  fttr  öffentliehen  und  Special- 
uutenicbt.  Unter  dem  kleinen  Rest  sonstiger  Ause:aljen  kommen 
aiicb  kleine  Beibilten  an  Genieiiulen  vor.  Die  ordentlichen 
Einnahmen  rühren  hauptsächlich  aus  den  Zuschlii^^en  zu  den 
directen  Staatssteuern  (s.  o.  b.  438)  für  aligemeine  Bezirkszwceke, 
Wegebau,  Eiern entaranterricbt  her,  wonach  die  Bezirksfinanz- 
wirthschaft  tiberwiegend  Steverwirthscha ft  ist.  Da^ 
neben  bilden  erhebliehe  Beiträge  der  Gemeinden  für  Kindernnter- 
stutz  ung,  Geisteskranke ,  kleine  Staatszosehüsse,  Famihenbeitrige 
für  Geisteekranke,  Stiftongsgelder  n.  dgl.  m.  den  Rest  der  ordent- 
lichen Einnahmen. 

Das  Einzelne  können  wir  bier  nicbt  genauer  rerfol|ron  und  betrifft  aacb  nicht 
die  Steuerrerbältuisse.  Das  mir  zugäogiicbo  amtlicbe  Material  reicbt  fUr  die  lilare 
BtaÜstiscbe  Darstellang  der  FinanzferliilUitiso  der  Bezirke  Diclit  «ni.  Ans  den  jnir 
vom  reicbsländiscbcn  statistisdten  BareftO  iDitgetliellte&  Ttbelltt  bebe  ich  folgeode 
Daten  in  Tab.  74  heraus. 

Tab.  74:.    liezi rküstc u c rein  11  abm  en  im  Koicbsland  (in  lOOÜ  Mark"». 

Unlercl-Hass  Obcrolsaws  Lothrinf^cn 

1886/87  1890  91  1886  87  1890,91  1886/87  1890/&1 
Für  allgemeine  Beurk^zwocke')   827      809        042      710        649  573 

Pt^r  Wegebau«)   270      277       226      234       225  2S1 

Für  Elementarunterricht")    .    .    107      HO         84        88         84  84 
Andere  orduntlicbe  Eiunalifficn .      ?        31         81        83         87  176 
Samme  „        .1212     1220      1039     1115      103.5  1164 

Ausserordentliche      „        .    400      366        238       190        358  3503 
Die  Uebcrlastung  der  (irmi'l^ti  uer  durch  die  l?c/!irkszuschLice  (s.  o.  S.  438)  bleibt 
ein  bcdcukiicber  Puuct.   Die  lie/irkszuscbläge  zur  (irund!>tcuer  allein  ^48  384  7o^ 
tragen,  wie  oben  (S.  440)  schon  crwShnt,  in  1897,98  1.514.252  M.,  hst  die  HUfte 
»les  Principali'.»'.    Div  \v«?itercri  Stencrri  furinon  werden  auch  liier  Acnderangen  in  der 
liichtting  der  £{mü>>äiguiigen  bringen  Uiusson  nnd  wohl  auch  bringen  (s.  o.  §.  117). 

')  Darunter  die  26  7o  Zuscblige  za  der  Gmnd-  «ad  PerMoal«  und  WohDnngs« 
«teoer  und  1  %  zo  den  anderen. 

*\  7  %  ZaBchlftge  zn  den  directen  Stenern  nnd  Staatszaschnss. 
*)  8  %  Steaerzaacblag. 
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8.  Abschnitt. 
7.  üebrige  deatsehe  (K]eiQ-)Staateii. 

§.  128.  Aufgabe  und  Plan  der  Darstellung.  Die  iin  Vorausgehenden 
bebandeltcti  7  dentsclicn  Staaten  der  Gegenwart,  Preussen  and  die  6  HittdatMteii 
Sachsen,  Baicrn,  Wiirtremberg ,  BaiJcn,  Hcs-^fti.  Iv  •ielislarid  EIj^ass'-Lntlirinjcn  timfasscn 
roffl  beutigen  Deutschen  Beicb  mit  54u.b67  qkin.  Gebiet  (oluic  die  KUstcngewässer 
ud  den  deotselieii  Antiteil  am  Bodeasoo  mit  znaammcn  809  qkin  )  ond  52  279.901  EIb- 
wohnem  (in  1895;  496.261  qkro.  oder  91.8  »/o  (Jcbict  und  47.947.976  oder  91.7  % 
Berölkerting.  Der  kleine  Rest  von  44.406  qkm.  oder  8.2  o  t»ebict  und  4  831  O*?.^ 
oder  8  3  "/o  BerOlkerung  fällt  auf  die  übrigen  19  Einzelstaaten  des  Deutschen  lu-ichs. 

Unter  diesen  19  befindet  tddi  allerdings  Mecklcnburg-ScbTrerin  mit  (  inen 
Gebiet  von  13.127  qkm.,  ein  Staat,  welcher  scinor  Grösse  narh.  die  iii<  Iit  viel  geriiif,'er 
aU  die  Badens  (15  081),  Sachsens  (14.993)  und  KUass-Lothringens  ^4.511)  ist  und 
Heasen  (7682  qkm.)  erheblicb  übertridt,  zo  den  Mittelstaaten  gerechnet  wird,  TOlloids 
in  Verbindung  mit  Mecklenbari^-Strolil/  (2930  qkm.),  dessen  Finafiz-  und  Stcuer- 
verfassoug  vesoaüich  die  gleiche  wie  die  Schweriner  ist.  Aber  der  Bcvölkcrungs- 
grOsae  nach  (Schwerin  597.436,  Strditz  nur  101.540)  steht  Mocktenbari?  doch  weit 
hinter  den  gleich  grossen  anderen  Mittelstaaten  und  auch  hinter  Hessen  1 1.039.020  Ein- 
wohner) erheblich  zurtick.  Seine  Stenorverfassnn?  steht  zudem  in  cnir?4fetn  Znsammen- 
hang  mit  der  ganzen  politischen  Landesrcrfabüung  und  iät  uhuu  näliercs  Kuckgehen 
aof  diese  in  ihrer  geechichtlichen  Entwicklung  und  noch  in  ihrer  gegenwärtigen, 
1870  bogrtlndeten ,  wenn  auch  hier  reformirten  Gestaltung  sicbwer  v«^rständlicli,  stellt 
aber  auch  in  letzterer  wenigstens  in  einem  UauptgUedc  der  directen  liesteueraug,  der 
sogen.  «Jandwirthschaftlichen**  (a.  §.  136)  noch  ein  rttckst&ndiges  Steucrgebfide  in  der 
(legenwart  dar.  Ich  habe  geglaubt,  mit  Rücksicht  auf  den  Raum  und  das  geringere 
Äctnellc  finanzwissenschaftliclie  Interesse,  auch  weil  völlig  ausreichend  Material  für 
<iie  Darattlluag  fehlt,  die  mecklenburgische  Besteuerung  niclit  mehr  üiit  in  die  der 
Besteuerung  der  tlbrigcn  Hittebtaaten  gegebene,  wenigstens  relativ  eingehendere  Dar^ 
Stellung  in  diesem  Werke  ziehen  zu  sollen  und  midi  aocli  hd  diesem  Lande  mit  einMT 
kaappcrcQ  Darstellung  nach  den  folgenden  Gcsichtspunctcn  begnOgt. 

Heioen  Plane  gemlsa  (Vorwort  zom  1.  Halbband  dieses  B.  IT«  S.  fV,  anch 
S.  2)  beschränke  ich  mich  bei  diesem  wie  bei  den  übrigen  Staaten  auf  eine  kürzere 
tri  en  f  ircn  d  e  üebcrsicbt  der  bestellenden  Steuerverfassung,  besonders 
und  mehrfach  allein  der  directen  Besteuerung,  und  zwar  meistens  nur  des  Staats, 
Bit  Henrnsbebnog  anch  blo^s  des  H:iiiptsächtichen  und  allgemein  Wichtigeren  und 
Interessanteren.  Demnach  wird  hier  Vollstäu  lii^keit  der  Dar^tellIIng  in  allem  Neben- 
»äcblichen  nicht  erstrebt  and  namentlich  auch  aut  die  geschichtliche  Entwicklung,  auf 
steneRcchniache  Einzelheiten  und  auf  actoellc  finanzielle  Bedentang  des  Einzelnen, 
wie  sie  sich  cr^t  aas  der  Finaii/.-  und  Steuer.statistik  genauer  crgiebt,  nicht  näher, 
Dobrfacb  gar  nicht  oder  nur  ganz  kurz  eingegangen. 

Auch  bei  Mecklenburg  thuo  ich  es  nur  soweit,  als  es  fUr  das  Vcrständniss  der 
gezenwärtigen  Verhältnisse  unbedingt  geboten  ofscheint,  und  gebe  nur  von  der  Jetzigen, 
1870  bcgTündefcn  Vcrfa^tmg  der  directen  Besteuerung,  die  lioch  immerhin  Rearhtnng 
verdient,  eine  zwar  audi  nur  knappe,  aber  doch  noch  etwas  mehr  ins  Einzelne  gehende 
DaiBtellung  auf  Grund  des  neuesten  Edicts  ron  1897. 

Damit  soll  nielif  gesagt  werden,  da«?  nirht  die  Besteuerung  auch  dieser  Klein- 
staaten mehrfach  allgemein  fioanzwissenschaftlich  und  linauzpracUsch  Interessantes  biete. 
Aber  der  ohnebin  schon  so  stark  angcscliwollenc  räumlicho  ümfang  dieses  g-snzon 
Weika  und  selbst  wieder  dieses  Bandes  allein  erheischt  gebieterisch  eine  Beschränkung. 
Die  ausreichende  Darstellung  d<'r  Stcnergc?i''lii'  lite  und  Steuerverfassiing  eines  kleinen 
l^ndus  verlangt  im  ürundo  meistens  einen  nicht  viel  geringeren  Raum,  als  diejenige 
eines  grossen.  Daa  zeigen  schon  die  Toransgehenden  Abschnitte  dieses  Bandes,  welche 
die  Mittelstaaten  behandeln,  verglichen  unter  ein.imlor  imd  mit  dem  Abschnitt  über 
Preussen.  Auch  die  Studien  zu  einer  solchen  Darstellung  müssen  vielfach  ziemlich 
gleich  umfassend  sein,  Qbersteigen  aber  damit  Zeit  und  Kraft  eines  einzelnen  AutorSt 
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—  jedi;iifalls  ilic  meiiiigen  reichen  für  die  Ln-itore  B-.'harHlIung  von  1*  weiteren 
deatöchcu  bteacnrerfa&tuogen,  selbst  wie  iu  diesem  iiaade  mit  Büächriukaug  der  Dar- 
Btetlang  auf  das  19.  Jalirhundert,  nicht  aus.  Und  sehlfendidi  Ist  eben  deeh«  wta  «in 
deutscher  Kleinstaat  selbst  heute  leistet  —  und  mehr  als  Einer  hat  in  der  Bcsteucrang 
Trcfl'lirhes  srcleisfef  —  von  weit  geringerer  Trairreite  tnul  alltrcmeiiiLT  Boiloiitunfr. 
als  was  Freiiäseii  udcr  sclijat  nur  oiuor  der  iuk  Vurausgcheiidüu  Kcnaucr  büliaudelieu 
deutschen  Mittelataaten  geleistet  haben.  In  Efiras  gilt  doch  aadi  da  der  Sinn  des 
Worts:  minima  neu  carat  praetor. 

§.  129.  Uebe reicht  der  Finanzen  der  Kleinstaaten. 
Abgesehen  von  beiden  ^[eckleuburf;  mit  im  Ganzen  gleicher  8teuer- 
verfasstmg  hat  jeder  der  noeh  bestehenden  übrigen  17  deutschen 
Kleinstaaten  wieder  von  Alters  her,  auch  das  liK  Jahrhundert  bin- 
darch  und  noch  io  der  Gegenwart  seine  vielfach  aparte  steaer* 
geschichtliche  Entwicklung  und  jetzige  Steoerverfassung,  wenn  auch 
in  der  den  Staaten  verbliebenen  eigenen  direeten  Besteuerung  An- 
nttbernngen  anter  einander  und  mit  Prenasen  stattgefanden  baben. 
Anfangs  im  19.  Jabrbnndert  ancb  hier  die  rationelle  Ana- 
bildnng  der  £rtrag88tenern,  neuerdings  die  stärkere 
Entwieklnng  der  Personal-,  besonders  der  Ein kommen- 
stener  zur  Ergänzung,  zum  Tbeil  zum  Ersatz  der  Ertragsstenem 
ist  aneh  hier  das  Gbaraeteristische.  Die  eigene  directe  innere 
Verbrauchsbesteu erung  und  die  Zölle  sind  mit  dem  Ueber- 
i^'dii!^  des  lictreffenden  Staats  in  den  Zollverein  und  iu  den  Xord- 
deutschcii  Hund  and  das  Deutsche  Reich  aus  den  Einzelstaatsfinauzeu 
versclnvuiidcn  oder  Ire i willig  fast  ganz  aufgegeben.  Die  Verkehrs-, 
StL'iii[iel  und  Erbse  lia  fts  Steuer  hat  sich  erhalten  und  luehr- 
tach  ihre  rationelle  Fortbildung  in  der  Kichtuug  anderer  moderner 
Gesetzgebungen  gefanden  (Hansastädte).  Das  GebUbrenwesen 
ist  gleichfalls  geblieben  und  fortgebildet  worden. 

Die  Missstände  der  Ver sebiedenartigkeit  der  direeten, 
der  Verkebrs-y  der  Erbschaftssteuern,  welehe  sieb  in  ganz  Dentseh- 
land  finden,  zeigen  sieb  natUrlieb  in  nocb  böberem  Maasse  in  der 
Gmppe  der  Kleinstaaten,  tbeils  bei  diesen  unter  einander,  tbeils 
auch  in  ihrem  Verbältniss  zu  dem  preussiscben  und  mittelstaatliohen 
Naebbarlande,  so  in  dem  geograpbiseben  Oomplez  „Thüringen'', 
der  politischen  Masterkarte  und  dem  Analogon  des  sehwäbisehen 
Reichskreises  aus  dem  18.  Jahrhundert  noch  im  zwanzigsten, 
ferner  in  den  meisten  übrigen  Kleinstaaten,  welche  Enclaven 
preussiscben  Gebiets  bilden,  so  in  den  Hansastädten,  welche  im 
Grnnde  die  wirthsehaftlichen  Metropolen  ihrer  Nachbarschaft  dar- 
stellen, von  denen  Hamburg  mit  dem  preussisehen  Altona  und 
anderen  Vororten  eigentlich  eine  wirthschaftliche  Commaual- 
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einheit  bildet,  ferner  in  Anhalt ,  Braiiiischweig,  Oldenburg,  beiden 
Lippe.  Die^e  Missstände  müsnen  als  Folgen  des  Bundesstaats- 
characters  des  Keichs  binprenoinineu  werden,  lassen  aber  vollends 
eine  grössere  Anuaherung,  womöglich  eine  Gleichheit  wenigstens 
der  Grandstructur,  besonders  des  directen,  indessen  auch  des  Ver- 
kehrs- und  Erbschaftssteuerreehts,  namentlich  mit  dem  preussischen 
Stenerreoht,  dringend  erwtiuscht  erscheioeo,  wie  sie  z.  B.  jttngst 
m  BraoDSchweig  erfrealieher  Weise  wenigstens  in  der  directen 
FefSODalbeslenening  erfolgt  ist  Es  ist  doch  wirklich  nnr  eine 
potttisehe  Rttekstftndigkeit,  wenn  Jeder  solche  Kleinstaat  seine  eigene 
abweichende  Steuergesetzgebung  anf  diesem  Gebiete  festhält,  eine 
Tom  geaammtdentsohen  Standpnncte  betrachtet  yolkswirthschaftlieh 
nnd  finanziell  nachtbeilige  Politik. 

Der  Cliaracter  de» gesamuiten Finanzwcseujs  der  nionarcliisehcn 
Kleinstaaten  und  durch  ihn  indirect  auch  dcrjciii^e  ihrer  Stencr- 
verfassung,  besonders  in  Mecklenburg,  den  thliringisclien  ^Staaten, 
aber  auch  in  den  fibrigen,  Uideuburg,  Braunschweig,  Anhalt,  wird 
stark  durch  den  grossen  alten  Besitz  von  Domänen  und 
Forsten  n.  dgl.  mit  bedeutenden  privatwirtbschat'tlichen  Rein- 
ertrSgen  beeioflosst.  Dadurch  ist  in  diesen  Staaten  im  Ganzen  die 
Flnanzwirthsehaft  noch  mehr  eine  domanialwirthschaft- 
liehe  geblieben,  als  zu  einer  steuerwirthscbaftlichen 
geworden,  jenes  in  stärkerem  Maasse  als  die  der  grösseren  Staaten 
(hier  Ton  den  Staatseisenbahnen  abgesehen).  Wo  die  Cassen- 
▼ereinignng  (Landes*  oder  Stenercasse  und  fHrstliebe  Rammercasse) 
erfolgt  und  der  Landesfttrst  auf  Civilliste  gesetzt  ist,  zeigt  sich  das 
uuiiiittelbar  und  noch  besonders  deutlich.  Wo  Casseutiennung  ge- 
blieben ist,  wie  namentlich  in  Mecklenburg,  dessen  Fiiuiiizv  erfassung 
wesentlich  den  älteren  ständisch -patrinionialstaatliclien  Chanieter 
mit  zwei,  hier  sogar  drei  getrennten  Fiuauzsystemen  bewahrt  hat, 
wie  auch  in  gewisser  Hinsicht  in  Braunschweig,  Sachsen  -  Coburg 
and  Gotha,  »Sachsen-Meiningen,  auch  in  den  wiederum  besonderen 
Verhältnissen  beider  Reuss,  Scbaumburg-Lippe,  zeigt  es  sich  mittel- 
bar. In  einigen  dieser  Kleinstaaten  tritt  so  wie  in  Mecklenburg 
auch  noeh  heute  der  Gharacter  grosser  Domanial  wirth- 
Schäften,  wo  die  Besteuerung  nur  eine  Ergänzungs- 
stelle einnimmt,  herTor.  Eigene  Staats  eisen  bahnen  mit 
Eigenbetrieb  haben  Mecklenburg-Schwerin  und  Oldenburg.  Braun- 
schweig  hat  seine  ehemaligen  werthroUen  Staatsbahnen,  die  in 
eigener  Verwaltung  gestanden  hatten,  verkauft.  Dieselben  bilden 
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jetzt  einen  Tbeil  de«  prenssischen  Etsenbabonetzes.  E«  bezieht 
dafOr  eine  Annnität  ans  der  prenssischen  Staats-  bezw.  Eisenbahn- 
casse.  Meckleubnrg,  Braunschweig,  in  neuester  Zeit  auch  die  ver- 
einigten thürin^'iscben  Kleinstaaten  besitzen  (leider!)  anch  eigene 
L.andeslotterieen,  von  nicht  unwesentlicher  finanzieller  Be- 
deutung, namentlich  die  braunschweigische.  V(>liii,^e  fi sealische 
CaRseneiTiheit  und  Etatseinheit,  wenigstens  fUr  das  ganze 
betretTende  Staatsterritorium  des  Kleinstaats  ist  aber  anch 
für  die  eigentlichen  Staatsfinanzen  (von  der  Kammercaflse  abgeaebeo) 
noch  Hiebt  einmal  überall  erreicht. 

So  bat  Oldenburg  mit  seinem  Gebiet  von  6247  qkm.  and  373.739  Einwolinern 
(in  1895)  einen  Etat  der  CenfTalcassc  für  das  stanze  (irosslicrzogilium  und  3  Etats 
der  bekanntlich  gcotrrapbiscli  ganz,  getrennt  liegenden  uud  partiell  erbt  in  der  neueren 
Zeit  (19.  Jabrbuii  I  :  I  zu  Einem  Stnatswe^cn  verbundenen  Landcsthcile ,  des  Haapt- 
tlieils.  des  sogen.  IlLT/ofrtlmin  Oldcnlrirg  (5383  qVm.  und  295.000  Einwohner)  und 
der  btiidcu  kleinen  Kcbtiniänder,  des  bei  den  Territorialrcguliruogcfl  von  1&15  im  fernen 
8ttdwestefi  der  heotiiren  prenssischen  Bbeinprorinz  enrorbenou  Fnntentbains  Birfcen- 
fcld  (503  qkm.  mit  42.248  Einwülinorn'*  und  rl.  s  1866  durch  einen  Siaatsvcrtrag  mit 
Preussen  bei  Gelegenheit  des  prcussischen  Erwerbs  von  Tlolstein  durcli  das  Gebiet 
»on  Ahrensboek  erweiterten  «.Fürstenthums  Lübeck"  (541  iktn,  mit  oö.üUl  Eiuwohnem) 
im  örtlichen  Ilolstoin.  Anch  Sachscn-Cübnrg  und  Gotha,  welche  erst  im 
19.  JabrlnindiTt  zu  Eiin'i]!  Sfaafe  in  Fol^e  "Erliirangs  vereinigt  worden  sind  (1958  qkm 
mit  216.603  Einw.)  haben  einen  gcmeinschaitlichen  and  2  getrennte  Etat»  d(;r  Landes-' 
thdle  (Coburg  562  qlcin.  und  62.496  Ginw.,  Uoth»  1896  qkm.  und  154 105  Einw.). 

Die  drei  Stadtstaaten  Hamburg,  Bremen  und  Lubeek  zeigen 
aucb  in  ibrem  Finanzwesen ,  ibren  Etats  und  ibrer  Besteaemng 
Ibren  politischen  Miscbcharaeter  von  Staat  und  damit  grossentheils 
zusammenfallender  Stadt  und  zwar  Handelsstadt  Privatwirtbsobaft- 
licbe  nnd  gebühren  artige  EinnabmeD  ans  grossen  Offentlicben  Ein- 
richtangen  des  Verkehrs,  besonders  Sehifffahrts-,  Hafenwesens  n.  dgl^ 
anch  des  Wasser-,  Beleacbtnngs-,  Marktwesens  nnd  anderer 
städtischer  Einrichtungen  (besonders  in  Hamburg)  geben  Ibiem 
(öffentlichen  Hanshalt  ein  besonderes  Gepräge  und  bilden  einen 
erheblichen  Tbeil  der  Gesanrniteinnabmen  des  Etats,  dem  freilich 
aueb  grössere  Heiastungen  aus  den  Kir  die  Anlagen  u.  h.  w.  iiiil- 
genonimenen  Sebulden  nnd  für  die  lioti  icbsjiusgaben  der  Anstalten 
ge<rentlberstehen.  Staa1s]);ilin.strccken  auf  ibiem  Gebiete,  welche 
Ilarnbuig  und  liiemcn  li  ülier  bcf^rissen,  aber  nicht  selbst  verwalteten, 
sind  in  der  preus.siscbcn  Vcr.staatliebungsllra  an  Prcusnen  gegen 
Entscbüdigung  abgetreten  und  bilden  seitdem  einen  Tbeil  des 
grossen  ])reussi8cben  Staatsbabnnetzes.  Beide  Staaten  sind  mit 
Kapital  abgefunden  worden.  Im  Ganzen  fliesst  der  fianpttbeil  der 
Rein-Einnabmen  der  drei  Städte  aber  doch  aus  Steuern,  die  in  der 
neueren  Zeit  meistens  reformirt  und  in  modemer  Weise  rationell  um« 
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gestaltet  und  ausgebildet  worden  sind  (hcdouders  die  Einkummen- 
steuer,  Rrb^ebaftsstencr,  soubtige  Veikebrssteuern).  Hamburg  und 
Lübeck,  besitzen  beide  ebenfalls  eigene  Staatslotterieen. 

Das  Gebiet  jedes  der  drei  Uaosast&dtä  bt  ganz  kleio,  das  Braiaische  (2ö7  i^kiu.) 
das  Labeeker  (298)  fldlbat  noch  kleiner,  als  das  der  beldeD  kleinsten  inontrcbischen 

Ir-abchen  Kloui.staaten  (Kcuss  ä.  L.  mit  316,  Schaainburg-Lippe  mit  340  qkm.),  das 
Hamburger  mir  weiii?  grösser  (415  film.).  Aber  an  Be\ rilktirunir  ist  Hauiburjr  iler 
^rösste  der  19  Licr  zusaumiongeiaastcii  Klciubtaatca  uud  uburtrilft  schuii  Itüö  mit 
681.63S  EinirohnerD  selb^L  M ecUenbarg*Schwcriu  um  aber  dO.OoO  Kflpfe,  jetzt  noch 
am  erheblich  mehr.  Hamburg  ist  so  d^r  B^^völkerung  nach  der  achti-  Staat  im 
Deotscheo  Keicb.  Auch  Bremen  mit  196.404  Eiovrohuern  in  1Ö95  UbertriÜt  danacb 
9mMAreblMlie  Rleinstatten  (Strelitz,  Altenbarg.  beide  Schwarzbnnc,  beide  Renn,  beide 
Lippe,  Waldeckl ,  sowie  Lübeck  und  Dimint  die  16.  Stelle  im  Iteiche  daiiacli  ein. 
SdbitLQbeck  mit  83.324  Einwohnern  ObenritJt  4  der  kleinstcu  Monarcbieeu  (Sonderd- 
liaosen«  Benss  L  L.,  Waldcck,  Schaumburg- Lippe)  und  hat  danach  die  22.  Steile. 
Anch  für  die  Floanzen  und  Steuern  i^t  zu  beachten,  dass  ?on  der  Bevölkerung  des 
Staats  HnT.bnr^  von  681.632  in  1895  auf  die  Stadt  62.'). ".Vi.  von  derjenigen  des  Staats 
Bremen  von  196.404  iu  1895  auf  die  Stadt  Bremen  141^14  kamen  (1898  waren  die 
ZaUen  besv.  20a888  und  152.210).  Bienerharen  hatte  1898  18.259  Einwohner. 
In  Lübeck  fehftrtea  1895  ron  den  88.S24  Einvohnem  des  Staats  69.874  der  Stadt 
Lübeck  an. 

a.  Meckleuburg  (beide,  .Schwerin  und  Strelitz). 

§.  130.  Vorbemerkungen.  S.  in  doia  Sauiiiiclw«;rk  Handbuch  des  öfTont- 
hcben  Hechts  B.  3,  Ualbband  2.  Abth.  1  (1884)  Basing,  Staatsrecht  Mecklenburgs. 
Die  Finanz-  und  Stenergeschichte  nnd  noch  die  gegenvlriigo  Steaerferfassouf  des 
Landes  wcnlcu  nur  iu  Verbindung  mit  der  gesclücliflichen  Entwicklung  des  ölfent' 
liehen  Kecht^  ond  mit  dessen  beutiger  Gestaltunjc  genügend  veratäudlich.  Deswegen 
viid  treni^^tons  in  Kurze  iu  §.  131 — 133  auf  diese  Verhältnisse  eingegangen.  Die 
neuere  Grucdlagc  der  Finanz-  und  Steuenrerfn^äung  beruht  auf  dem  EfbvOfgleioh  rom 
18.  April  llTyr,,  der  in  seinen  ersten  Artikeln  in  einer  langen  Reihe  ron  Paragraphen 
^ebr  genaue  Vorschhitcn  Uber  die  Landescontribution  und  weiteres  Finanzielle  getroil'eu 
hat.  S.  dieses  AetenstQck,  das  für  die  Wllrdigang  des  stAadlsdi-patrimonialeii  Fiaanz- 
und  St  Micr;rnsfMis  allgemeinerem  Interesse  bietet,  iu  II.  A.  Zacharift'a  dcutüclien 
Verfassuugsgesetzen  der  Gegenwart  (1805).  S.  800—886,  bes.  den  1.  Ardkel  ^.  5  bis 
100,  S.  801'>820.  In  d^nsdben  Werk  auch  die  anderen  Uteren  und  neueren  mecklen- 
borgischen  Vcrfassungsgeictzc.  Cebcr  d;is  Finanzwesen  speciell  s.  Büsiitjj:  S.  50—61. 
Anch  für  weiteres  Jätaatsrechtlicho  Bühlau,  mecUenburziscbes  Landrecht  I— HI, 
1871 — 80,  und  besouder^  derselbe  Fiscus,  landesherrliche.^  und  Landesv'crm(')gen  in 
HeoUenbnrg-Scbweriu,  1877. 

iiigeutli ch «■!  Finaiizlittcratur.  Für  die  erste  Hfilfto  des  19.  Jabrbunden.-!. 
mit  riel&chou  liUckgeben  auf  die  frühere  Zeit  uud  iu  eingehenderer  Behaudlung  der 
Terhiltntae  am  1860,  ist  reichhalüg .  wenn  anch  rornemlich  ans  dnzelnen  Notizen, 
ans  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Statistik,  bestehend:  v.  Reden 's  Darstellung  iu 
seiner  Allgemeinen  vergleichenden  Finanzstatistik.  B.  1,  Abth.  2.  1X51,  S.  1073—1176, 
kuch  mit  majicherlei  Liiicraiaran^raben.  Die  tinan7.\vi>icüschafUich  wie  iitiauzgeschicht- 
lich  wichtigsten  und  besten  Atbeiten.  auf  ^tren^  <iuellenmiissiger  Grundlage,  sind  die 
Schriften  von  Balck:  Domaniale  Verliiiltni^se  in  McckliFrburf!:-Schwerin ,  B.  1,  1864, 
und  besonders  Finauzverhältnisse  iu  Mecklenburg- Schwerin  mit  besonderer  Berück- 
sichtigung der  geschichtlichen  Entwicklang,  2  B.  1877,  1878,  hier  im  B.  2.  S.  1—62 
tlber  die  Landessteuern.  Daselbst  auch  Speciallitteratur .  auch  die  neuere  |uilitibcli- 
pokmischc,  weiche  in  Verbindung  mit  den  Verfassungsstreitigkeiten  steht,  wird  berührt. 
S.  daraus  M.  Wiggers,  die  Finanzverh&ltnisse  von  Mecklenburg- Schwerin  1866. 
Auf  das  xweite  Werk  ron  Balck  ist  für  alles  Nähere  und  besonders  für  die  Finanz- 
«nd  Stencrgcschichte  zu  ve^wei^ell.  Dazu:  Mettershausen,  die  directeu  Laiide:«- 
steueru  in  Meckknburg-Sckwurin  seit  dem  Erbvergleicb  von  1750  (1894).  —  Neueste 
Gesetzgebung  soit  1870:  Steaenrereiabarang  (Edict)  tom  29.  Jaai  1870«  fortgebildet 
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durch  spätere  Edicte,  besonders  das  CoDtributiousedict  vom  S.  Juni  18S6  und  dal 
jetzt  geltende  jongste  vom  11.  Mai  1897  (dies  auch  im  Fiii.arcb.  B.  15.  S.  489— 47^ 

IlL•t)^t  Verordnung  zur  Abänderung  (in  iranz  Ueinen  Puncten)  vom  16.  ^Tai  ISlwj 
dazu  lustrociioneu  und  specielle  Ycrordnungeo.  S.  darüber:  .«das  Coathbatioosedici 
vom  11.  Mai  1897.  nach  officiellen  QaoUen  erlSntert  n.  a.  w,**  (roD  W^rther),  Boatod 
1S97.  Vornemlich  mit  der  SteueiverfassQng  Dach  dieMin  letzten  Edict  von  1897  habefl 

wir  f«?  im  Fokinuli-n  zu  thnn. 

Siatistisclics  aus  frulK-rL-r  Zeit  iu  den  gen.  Schriften,  bei.  bei  ?.  Ecdexi, 
neuere  Daten  in  dem  meckienburgischen  Staatskalender,  i>pecioIl  in  dem  demselben 
hei;;efili;fen  <;tritistiM  li-toiHt<;rai)liis(:}u'n  Jalirhur}i  J'^.  1000),  hier  aber  wesentlich  uuj 
Statistik  des  Lmi'angs  und  der  Bestandtbeilc  des  Domauiums.  der  ritterbchafilichen 
(Jäter  n.  s.  w.,  dann  SteneTsnmmen  der  einzelnen  St&dte,  keine  sonstige  Finanz*  und 
Steoerstatistik.  Auch  in  dem  neuen  Statistischen  Jahrbuch  fUr  Mecklcnburg-Schweria 
(1.  Ausüfabe  189S)  keine  eingchcnflc  Finanzstafistik,  nur  wenisre  Bemerkunpni  S.  Üll. 
b.  u.i.  iluch  Ertragsstatistik  der  (ilieder  des  noueii  Systems  der  dirccteu  Stcucr:j. 
(CktDtnhution).  Allgemeine  umfassende  Etatisiruii^  und  VerUirenilichungen  daraas  nur 
in  der  kurzen  „constituiionellen"  Periode  in  Schwerin  tun  1849 — 50,  «larans  Daten  und 
Tabellen  bei  v.  Keden  a.  0.  Kiu  allgemeines  Budget  besteht  nach  den  nach  dci 
constilvtlonellen  Aera  vioder  hergestellten  Uteren  staatsrechtlichen  VerhSitnissen  folge- 
richtig nirlit.  Genaues  Zahlenmaterial  für  die  verschiedenen  Finanz-  und  Verwaltungs- 
sy^teme  wird  nicht  veröffentlicht,  so  daas  es  selbst  im  Statistischen  Jahrbuch  und  im 
Staaiskalender,  auch  im  Gothaer  Almanach  (s.  Jg.  1900.  S,  555,  Jg.  1875.  S.  394  Anm.^ 
fohlt.  Für  MeeUeahursr-Schirerin  sind  aber  wcni^-^t.ns  einige  Daten  zu  finden,  fnv 
Mcckleiibtirp-Strelitz  fehlen  auch  diese  j,'ro«sentheils.  Es  besteht  hier  das  Svritcui  der 
Nicht- Publicität  der  Fiuanzrerhältuisso  aus  der  froheicu  Zeit  noch  heute  unver- 
ändert fort! 

In»  Folirendcn  wird  die  staatsrechtliche  nach  den  inecklenburgischen  Ver- 
hältnissen sehr  complicirte  Seite,  sowie  die  geschichtliche  Entwicklung  des  Steuer- 
wesens nur  soweit  berücksichtigt,  als  es  mir  zum  Vorständniss  der  Darstellung  durch- 
aus geboten  erschien.  Für  alles  Weitere  und  Einzelne  sei  auf  die  gen.  Littorttvr, 
bes.  Balck.  dem  ich  in  der  geschichtlichen  Uebersicht  bis  1870  im  Wesentlichen  ge- 
folgt bin,  verwiesen.  Unsere  eigentliche  Aufgabe  ist  hier  nur,  Uber  den  steaer- 
politisehen  nnd  stenertechnischen  Cbaracter  der  Besteuerung',  namentlich 
nach  dem  ErVtrerirleich  von  1755,  nach  der  späteren  Fortbildtinsr  der  Be<teiierung  seit- 
deUi  dann  nach  den  neuen  Bestimmungen  von  1870  und  1897,  zu  oricntiron  und 
dabei  die  Bostenerting  einer  finanzwissenschaftlichen  Kritilc  zn  unterziehen. 

§.  131.  Einleitung.  Die  bestehende  FinanzTer- 
waltang.  Zum  Verständniss  der  bentigcD^  auch  der  älteren  Ve^ 
hältoisBe,  welche  aber  nor  wenig  modifictrt  in  der  Gegenwart  fort- 
bestehen, wird  es  dienen,  die  gegenwärtige  Finaniverwaltnng  in 
ihren  drei  Hanpttheilen  zunächst  karz  zu  characterisiren. 

Die  lakonischen  Sätze  des  neuen  Statistischen  Jabrbuchs,  die  ich  im  Folgenden 
znm  Theil  wörtii' h  lieranziehe  (S.  '2'2ri.  und  die  Eenierkunß-cn  des  Gothaer  Hof- 
Ikalundcrä  reichen  dafür  aus.    Al»er  dies  Material  ist  eben  sclir  dürftig. 

,,Ein  allgemeines  Staate ij ml ^et  besteht  nicht.  Zur  Bestreitung 
der  Kosten  des  grossherzoglichen  Hans-  und  Hofhalts  (Scbwerio) 
dient  der  Ertrag  der  Hanshaltgflter.  Die  Finanzverwaltang  des 
Landes  zeriUllt  in  3  Abtheilnngen." 

A.  Die  landesherrliche  FinanzverwaUnng. 

1)  Ihre  Einnahmen  sind :  a)  die  Erträgnisse  der  grossherzog* 
liehen  Domänen  und  Forsten,  b)  Zinsen  Ton  Kapitalyermügeo, 
c)  der  Ertrag  der  ordentlichen  Contribntion ,  jetzt  nach  dm 
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CuDtributionsedit  t  von  18i>7,  wonach  jährlich  entweder  der  volle 
Betrag  der  bctrcö'caden  Steuer  (so  seit  1894  95),  oder  eine  Quote 
^vorher,  •  zuletzt  ^Ijq)  aasgeschriebeu  wird,  d)  ausaerordentliche, 
nit  den  Ständen  auf  längere  oder  ktlrzere  Zeiträume  vereinbarte, 
XQ  besonderen  Zweeken  dienende  Zuschüsse,  z.  B.  zu  den  Kosten 
4er  JnstizTerwaltangy  der  Gendarmerie  u.  dgl.  ni.,  e)  der  Ertrag 
-Tcnehiedener  Regalien»  der  Landet»lotterie. 

Die  Domäuen  vmCuwen  559.258.8  ha.  Lud,  gleich  2684  sogen.  „Hafeo'*, 

üich  welchen  allgemein,  auch  in  den  Fiiianztachen ,  gerechnet  wird.  Dnzti  kommen 
»t/ch  6ogeD.  „incamorirte"  Guter,  d.  b.  fom  Domanium  erworbeac  Kitturgutcr  (neb:it 
«jnifcD  im  .^Bostocker  Districf die  für  gewisse  Zwecke,  so  für  die  Bestenerang  (Gon- 

tT'bution)  als  Bcstandthuil  dcä  htterüchaftlichcn  Grandbesitzes  noch  gelten,  daher  z.  B. 

dem  Steuercontinirent  der  Kittcrschafl  einen  entsprechenden  Anthcil  tragen  (s.  a.).. 
liy-ic  lucauicrirtca  «iuter  aiDfai»90U  2GüV«  ha.  und  74"  Scheffel  ifiOQ  ücheffel  =  1  kata- 
rrirte  ilufe)  in  77  Besitzungen  (fiittergUlero)  ^me'cklenb.  Hofk&lender  für  1900, 
>•  lo.  176  ff.)  Die  RittorsT  linft,  wrlrln'  nn  der  alten  Cnntrihntion  in  tlcr  Türm 
Uufcnstcuer  (s  u.)  betheiligt  war  und  noch  heute  (iouerbalb  der  äoj^en.  landwirdi- 
KhaMicben  Steuer  des  Edicts  von  1870,  bczv.  1897  es  be,  s.  ontcn  §.  133)  zShlt  gegeu- 
»j'tig  (1900)  038  Besitzer  mit  1028  Besitzungen,  wovon  1  Besitzer  die  Landesherr- 
;btjafti77  Besitzungen),  1  das  Ministerium  d<M  Innom  ("2),  4  I-Ursten  (17).  iCt  Urafciu 
i?^).  241  freilicrrlicho  und  adlige  i^343\  1  aillif^cr  und  bürgerlicher  (3),  'Mi  bilrger- 
'i  he  1353).  11  gei.stliche  StiAungen  (85).  13  weltliche  Corporationen  (\>^).  C*  Bauer-- 
Kh-aften  i6).  Diese  1023  Besitzungen  zerfallen  n  u  ll  rechtlicher  Qualität  in  412  Lehen- 
i'iiüt,  534  AUode,  2  dem  Miniäterium  gehörige.  75  Kammer-  und  HautthaltgUter. 
^le  btben  einen  Gesammtnmfang  ron  8408  Hufen  200**/,«  Scheflbl  (weron  2.54'/4  Hufen 

.S.  licfTol  KittiTgtiter  dem  Durnanium  „incamerirt",  das  ausserdem  noch  im  Kostocker 
i^wrict  1274  Hufen  CVa»  Jächetfel  besitzt"».  Das  Dr.mrmiiim  sf-  ht  daher  an  Umfang 
küiter  dem  ritterschaftlichen  Belitz  nicht  so  sehr  zurück.  tjt  sit/eii  tVriiiu*  die 
Kloster  . inte r  160  Hufen  60  Scheffel,  der  „Rostockcr  District"  131  Hufen 
Siheil'.'I,  endlich  die.  Kämmerei-  uziil  r)(knturmi''L'iirrr  der  Städte  45  Hufen 
^I'' ts  Sclieliel  Landgüter.  Im  Ganzen  ausserhalb  des  Dotnaninms  Landgüter  von 
^4.>  Hufen  258*Vm  ochelfel  Dmfang.  Es  ist  für  die  Würdigung  der  goschichtlichon. 
^j'^  der  noch  bestehenden  Finanzvethältnisse  wichtig,  sich  Ton  dieser  Yertheilttttg  des 
^dlichcn  Grnndbesitzeä  ein  Bild  zu  machen. 

Die  Städte  zerfiUea  staatsrechtlich  immer  noch  in  die  2  „Seestädte**  Rostock 

Wismar  und  die  40  MLundslädte**,  welche  in  der  Landstandschaft  vertreten  sind, 
nammen  42  Städte. 

Auch  die  Vertheilung  der  BeFölkerung  auf  die  staaisrechtiichen  Oebiets- 
poppen  ist  für  maacheriei,  auch  Finanzielles,  zu  beachten.  Sie  war  am  1.  Dcc.  1895: 

i^i  Domaninm  102.2')0,  ausserhalb  de->e!berj  403  186,  also  etwa  Vs 

'«teeren  118..526  auf  den  Kitterg u te rn ,  c.       der  ganzen  Volkszahl,  8102  auf  dou 

Woatergutem,  268.868  in  den  42  Städten.  14.690  auf  den  Studtgutern). 

2)  Die  Ausgaben  der  landesherrlichen  Finanzverwaltang 
nad:  a)  die  Kosten  dc.^  Landesregiments,  b)  VerziDBong  nnd 
Tilgong  der  landesherrlichen  Sehalden,  c)  die  Matricnlarbeiträge 
an  das  Deutsche  Reich. 

Das  mecklenbijrgiscbe  Statistische  Jahrbuch  giebt  auch  nur  diese  Rubriken  und 

*«<Jer  hier  noch  liei  den  Einnahrnerubriken  Zahlen  anl  Ks  wird  nur  hetn  rkt ,  fhss 
^dea  Hecbuungsjahr  Johannis  (auch  dies  der  alto  Termin  1)  18U^  UU  die  Höhe  des. 
w  der  landesherrlichen  Verwaltung  ..um**  je  19.400.000  BT.  (1H99  1900  nach  dem 

W'thaer  Hofkalender  um  20.1)26.000  M.)  sich  bowe^'c,  s  l  i  /i  S  !  ildentilgang 
w60(lO  M.  verwendet  wurden.  Etw.is  s|>eei}ieirt  i-.t  nur  «hT  lie-^t  iu  l  *h'  -^r  Fitianz- 
''»»alwng  an  Aciiris,  in  verschiedenen  roslou  lUl.587.10U  M.  und  an  i'assivis 
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30.403.800  M.,  voracmüch  ällere  EisonbahnschuUlen,  die  durch  ciuc  Auouität  (bw 
1937)  von  den  vcrdtnatlieliten  Eisenbalini  n  verzinst  und  getilgt  werden. 

Die  Kosten  der  grrossherzoglicheu  Hof-  und  Ilaashal tu n)]r (Schwerins 
werden  auü  einem  Domänencomplez ,  der  den  Namen  f,Uauslialtgatec"  oder 
».Hnualialtdomtnen**  führt,  npart  bestritteD.  Diea«  Einrichtnng  geht  auf  dio 
I848cr  i>olitischcn  Ereignisse  zurück,  wo  nach  dem  Staatsgrundgesetz  Ton  1S49 
(10.  l)ct.)  aus  den  Domänen  ein  Tticil  ausgeschieden,  zu  grosshcrzogl.  Hausgut  ood 
der  liest  der  Domänen  zu  Staatsgut  erklärt  worden  war.  Dazu  kam  damals  noch  eine 
aus  den  Domänen  zu  cntrichteDde  baarc  Civillistc  von  175.000  Tblr.  Nach  der  Anf- 
h'ibtinjr  des  Staatsgrundgesetzes  und  Reactivirnn^  drr  aliiiii  Verfassonfr  sind  zwar 
sämmtiiche  Domänen  wieder  als  laudesherrlicbes  Eigentbum  anerkannt  worden.  Aber 
es  Ferbiieb  bei  der  gelrennten  Verwaltung  der  „Hauabaltdoniftneb**  ond  der  Verwendung 
von  deren  Ertrfigen  für  das  fürstliche  Haus  und  Hof.  Für  diosc  bostcht  die  .,Hau:*- 
ballcou tralcasse'',  die  so  fou  der  alten  „Uentcrei"  losgelöst  wurde.  Letztere 
bestreitet  jetzt  die  Kosten  des  Landesregiments  nnd  ist  insofern  eine  Slaatscasse  (Baick). 
Aach  die  Civillistc  in  der  früheren  Höhe  verblieb,  doch  ist  später  diese  (in  etwas 
crhöhetcm  Betrage)  nebst  anderen  haare»  ''^  »blun^en  an  den  Hof  fortgefallen  tmd  sind 
dafür  die  Haushaltdomänen  entsprechend  urftciturt  worden.  Aber  es  bind  dies  alle» 
nur  factische  Vcrwaltungsmaassregeln  in  Bezug  auf  das  Domaninm,  nicht  staatsreebt- 
liehe  Einrichtungen,  da  eine  Einigung  mit  den  Stand  n  larüber  niclit  ^^elungen  ist 
(4.  Balck,  Fin.rerb.  l,  133— 135>.  —  Diu  Stände  sind  übrigens  noch  heute  zur  Ge- 
vUirang  der  alten  „PrinsossinsteiLer**  bei  TerheInthnngiandesftUstlicber  Töchter 
rerpfliehtet  (s.  v.). 

B.  Die  landesherrlicb-ständiscbe  Finanzver\valtuu{^. 

Deren  Etat  bewegt  bicb  fUr  1898  99  nach  dem  mecklenburgischen  Statistischen 
Jahrbuch  in  Einnahme  und  Ansffabe  um  3.995.600  M.  (im  Jahre  1899/1900  nach  dem 

Gothat:r  Tlofkalender  um  4.261.000  M.).  Zur  Schuldentilgung  sind  ausgeworfen 
272.400  (bezw.  229.600  M.)  Hierher  rcssortirt  auch  die  Staatseisenbahn  Ver- 
waltung mit  einem  Etat  in  Einnahme  und  AuigaUe  1.  Apr.  18^;98  von  11.425.100  M. 
Das  Ergebniss  war  1896/97  ein  üeberschuss  der  Mecklenburgischen  Friedrich  Fraii/- 
bahn  von  3.940.000  M  ,  der  damit  verbundenen  Schiflfahrt  nach  Gjedser  (Dänemark! 
von  12.000  M.  i^Stat.  Jahrb.  S.  190).  Aus  diesem  Üeberschuss  scheinen  die  Schulden 
dieser  awcitea  Fiuanzvenraltnng.  zumal  die  aus  EisenbahuMi  allein  herrOLrenden,  be- 
stritten wt'rden  zu  knnnen.  Die  Activa  der  SrliiilderiV('rwaItueg  Verden  auf  9.27  Mill.. 
die  Passiven  aul  98.05  Mill  Mark  angegeben  für  1898/99  (Stat.  Jahrb.  Mit  diesen 
und  anderen  Angaben  eb.  stimmen  die  im  Gothaer  Hofkalender  Älr  1900  S.  556  nicht 
uberein).  An  etwaigen  UebcrschUsscn  der  Deberweisungen  des  Reichs  Uber  die 
Matricularbeiträge  hinaus  nimmt  diese  Finanzveriraltung  Theil  (s.  Statistik  der  Oeber» 
Weisungen  und  Matricularbeiträge  cb.  8.  224). 

C.  Die  rein-ständische  Finanzverwaltang. 

..Die  Einnahmen  und  Aur-^^abeii  Mud  verhäUnissmiaBig  g«iin|^',  sagt  das  Statist. 
Jahrbuch,  ohne  Angalie  irgend  welcher  Zahlen! 

§.  132.  Die  ältere  Finanz-  nnd  Stenerverfassung 
vor  dem  Land  es  erb  vergleich  von  1755.  Die  im  Vorans- 
gehenden  angegebene  Gliederaog  der  Finanzverwaltnng  ist  ein  ge- 
schichtliches Prodnct  der  allen  mecklenburgischen  Finanz-  und 

Steuervcrlassung.  Diese  uiul  damit  auch  die  ganze  Finanz  Ver- 
waltung beruhte  seit  Alters  und  in  weseDiliehen  Puncten  berulit  sie 
ebeti  noch  lieute  auf  den  U  e  c  h  ts  p:ru n  dsätzen  des  deutschen 
Ständischen  Patrimonialstaats. 

(S.  Fin.  1,  §.  213—215,  III.  §.  29,  30.)  Die  mecklenburgische  Laudesherrschaft 
verfügte  Ton  sicu  aus  selbstSodig  Uber  das  Domaninm  ond  deaBen  Ertrige  nnd  tSta 
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die  EiDnabnicn  aus  naUbareB  KapitoUen,  Gobahren,  Ötrafgeldem  a.  dgl.,  fraber  aucb, 
am  Tbeil  bis  f«feii  das  16.  Jahrhondert,  eiDScbtiessHch  Uterer  fester  Beden.  Sie 

b^tte  in  ihrem  Dümaniuin  auch  ein  selbständiges  Bestcaerungsrecbt  ^e^renaber  den 
GAtertbaoea  und  H<!wobDeni  aaf  diesem  Gebiete,  den  Hintersasaeo,  and  der  jeweilige 
LaadesheiT  rcrfiigui  aasseidem  aach  aber  das  farstliche  Priratycrmögcn  (Ghatali-, 
Cabinetsgot).  Aua  den  Ertrignissen  aller  dieser  Objecte  und  Itechte  waren  aber  au cb 
die  Landcbbedurfnisse,  ebenso  wie  die  persönlicbcn  und  H  fl  i  nfnif^e  der  Landes- 
hcnscbaft  und  des  Fürsten  za  bestreiten.  Die  Stände  (rralaicu  uut  dem  Kircbengut. 
das  in  der  Reformationsxeit  doreh  Sicnlarisatiou  grossentheils  an  den  Landesherm 
gefallen  oder  zarückgefallen  war,  Ritterschaft  uml  Stiidfe)  utiterlagcn  niclit  dem  xm- 
Bittelbaren  Bestenerungsrecbt  der  Laudesberrschaft,  sondern  bei  nacbgewiesencm  Be- 
dttrÜBiSB,  besonders  aiieh  za  Zvecken  der  Tilgung  der  ftr  Landeszwecke  aufgenommenen 
Scholden,  erfolgten  Bede- Forderungen  der  Landesherrschaft  an  die  St&nde  (s.  Fin.  III, 
§.  32).  Die  bewillifrten  Bed«a  wurden  in  der  Üblichen  \\'eisc  des  srnridisohen  Staats 
in  einer  licsammtsuuimc  von  den  .Stauden  ubernuinuicn,  al»  bc!;fiuiiiit<,r.  Cüutiiiguiit, 
und  nach  dem  sogen.  Terzprincip  auf  die  3  Stknde  gleichmässig  ropartirt.  Ftlr  das 
£ircbengat  trat  dabei  seit  dessen  Säcnlarisation  das  Domanium  der  Lnndesherrschaft 
Böt  in  die  Verpflichtung  der  Ueberoabme  des  aofzobringenden  Antbeüs  des  Contingeots 
eis.  An  diesem  nnrerinderüchen  Reparlitiottsmaassstebe  wurde  streng  festgehalten. 
Die  Abi^abeii  nilitrn  auf  dem  Grund  und  Boden,  der  sich  in  den  Händen  jedes  der 
drei  Stände  befand.  Es  ergab  sich  daher  ein  Interesse  eines  jeden  Standes  daran, 
diss  mit  ßudksicht  auf  das  Terzprincip  der  Umfang  des  zur  Aufbringung  der  gleichen 
SUnerqnote  jedes  Standes  rerpflichteten  Bodens  sich  nicht  verringere.  Die  vom  Landes- 
berm  neu  erworbenen  Kitterguter  sollten  dab'.-r  für  die  Terz  der  Ritterschaft  steuer- 
pflichtig verbleiben,  was  allerdings  orüt  von  1748  au  streng  durchgeführt  wurde  (die 
•ogen.  incamerirten  Güter  des  Domaniams  s.  o.  S.  451).  Die  Stftnde  erlangten  schliess* 
lieh  in  ihren  bt;standigen  Streitigkeiten  mit  der  Landeslierrschaft  das  Hecht  immer 
Ton  Neaem  bestätigt,  besonders  seit  der  Mitte  des  16.  Jahrhonderte,  dass  jede  Bede 
oder  Steoer  in  Ibnm  Gebiete,  auch  die  sogen,  ordentliche  Gontribntion,  speciell  be- 
willigt werden  müsse,  einerlei  fUr  welche  Zwecke,  auch  einschliesslich  der  Steuern  für 
Rcirhszwccke.  Allerdings  verpflichteten  die  Reichsgr^^'setze  schon  seit  dem  15.  Jahr- 
hundert, a.h  die  Kciclibsteucm  nothwendiger  und  regelmässig  wurden,  die  lieichi»»tande, 
also  die  Laudesherrschaft,  die  auf  sie  fallende  Quote  an  Beichsstenem  aufzabringen 
sod  die  LaTi  !  s  täudc  und  Unterthanen,  sie  zu  übernehmen  und  unter  sich  zu  repar- 
tiren,  aber  welchen  letzteren  Pnnct  aber  die  Keichsgcäctze  nichts  Genaueres  anordneten. 
iJlein,  wie  im  ganzen  alten  Reich,  so  bt  vollends  in  HecUenbnrg  bei  der  St&rke  der 
Macht  seiner  Landstände  auch  diese  Verpflichtung  nicht  allgemein  durclizosetzen  ge- 
wesen, sondern,  wie  die  Verpflichtung  zu  I^ndessteuorn,  nur  der  Gegenstand  endloser 
Streitigkeiten  geworden.  Gerade  in  Mecklenburg  ist  dann  im  16.  Jahrhundert  (1555, 
1561)  das  volle  Steuerbewilligungsrecbt  der  Stände  auch  zur  Geltung  gelangt,  auch 
für  die  ordentlichen  Beden,  welche  früher,  bei  grösserer  M  uht  der  Landesherrschaft, 
als  feste,  wenn  auch  nur  nach  Bedürfuiss  zu  erhebende  Abgaben  auch  ohne  ausdrucke 
fiche  stindisehe  Bewilligung  vorgekommen  sind  und  zeitsreise  selbst  einen  Haupttheil 
der  landesherrlichen  Einnahmen,  neben  den  Erträgen  der  Domänen  und  liegalien, 
gebildet  haben. —  Eine  Sonderstellung  nahm  seit  Alters  Kostock  ein,  und  behaup» 
ttte  dieselbe  aach  nach  seiner  Unterwerfung  unter  die  Erbonterfhlnigkeit  (1573).  Iis 
gehörte  nicht  zu  den  landschaftlichen  Städten,  pactirtc  besonders  mit  der  Landes- 
herrschaft über  seine  Steuerleistun r  -n  und  besa'is  seine  eigene  Finanz-  und  Sttuer- 
Terfashuug.  Es  trug  übrigens  u.  A.  auch  seine  Orbör  {s.  u.)  au  die  Ilerrscliai't. 
Wismar  hatte  ^chou  vor  dem  Uebcrgang  in  schwedische  Honscbaft  (1648 — 1803) 
seine  früher  der  Kostocker  ähnlich«!  S.  Ibständigkeit  eingebüsst  und  nacli  dem  Rück- 
gang an  Mecklenburg  sie  nur  auf  einzelnen  Gebieten  behalten,  immerhin  aber  gerade 
hl  einigen  ^nanzangelegenheiten. 

Auch  neue  Versuche  der  T.andesberrachaft,  das  durch  Reichsabscliied  von  1654 
dem  Landesherm  in  Bezug  auf  Keicbssteuern  gegebene  selbständige  jus  collectandi 
doTchzusetzen  und  zugleich  das  Landesbesteuerungsrecht  unabhängiger  von  den  Land- 
ständen zu  entwickeln,  führten  nur  zu  neuen  scharfen  politischen  Kämpfen  und  Wirren 
zwischen  Landesberrschaft  und  Stünden  Erst  durch  den  latidesi^rundiresetzlichen 
Lrbvergleich  vom  18.  April  1755  kam  es  zu  einem  Ausgleich,  in  der  Hauptsache  im 
fiiaae  der  patrimooialateatlicli-stindiachen  Gmndsitze  fbr  des  Finanz-  and  Stenervesen. 
A.  Wagner,  ftamwfasMiseludl  17.  80 
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Die  steil erteehnische  Art  der  alten  ordentttelieii  Beden  und  Gontribiitioiie& 

war  auf  dem  Lande  die  einer  Grundsteuer  und  zwar  in  Form  einer  Hnfenstcacr. 
Doch  waren  mir  die  Banfrnhnfen  im  httergcbaftlicbea ,  im  Kloster-  und  auch  im 
Städtiscbeu  und  L»oii]aiiialgebict ,  ferner  ireiröhnlich  auch  die  StadtgUter  selbst  Steuer- 
ptlchtif «  die  Bitterscbaft  dagegen  >elb»t  nur  fur  die  zu  ihren  (iatem  feMsUag«iien, 
eingezogenen  („gelegten")  Banernhufen.  Die  eiuentlichen  Kitterhnf -n  waren  wegen  der 
auf  ihnen  lastenden  Kriegsdienstpflicht  steuerfrei,  ehemals  auch  die  Kiosterhufen.  Nor 
aosnahmsveise  in  besonderen  FUloi  ? erstand  sicli  die  Ritteiscliaft  dam,  fiBr  ihre  eigenen 
finfen  Steuern  mit  zu  nberneliinen. 

Daneben  bestanden  Steuern  in  anderer  Form,  meist  auch  directe.  So  die 
..Orbör".  eine  ein  fOr  allemel  feste  Abgabe,  die  eleli  ZV  einer  solchen  der  Stadt 
als  Corporation  entwickelt  hat  Daun  der  Schoss.  eine  allgemeine  Vermögenssteuer 
der  städtischen  Bevölkerung,  auch  mit  für  Comrnunal/.wecke,  weiter  eine  nach  der 
Grösse  des  Hauses  (ganzes,  halbes,  viertel,  Katbu  auf  dem  Lande)  abgei^tufte  Haus- 
Steuer,  ebenfalls  in  festen  Sitsen,  sowohl  in  den  Stidten  als  auf  dum  Jjinde,  nnch 
welcher  in  den  SiTidtm  itn  h  die  stAndisr!  r  St.iuertaxe  aufir  lineht  wurde  (sogen. 
„Erbonmodus").  Zur  Erleichterung  dieser  Steuerlast  bürgerte  üich  in  den  Stidten 
Bindestens  seit  dem  15.  Jahrhundert  eine  Acoise  ein,  anf  Gettiale  („Tzankiingeld'*)» 
Bier  oder  Malz,  spfiter  Wein,  Branntwein,  auch  auf  Kom,  eine  Steuer,  die  kk  der 
Mitte  des  17.  Jahrhunderts  allfremeln  freworden  ist. 

Nebeu  diesen  „ i) id c u tl i c Ii e u"  Steuern  wurden  in  Fnlleii  besonderen  Bedarfs 
seit  Alters  ausserordentliche  erhoben,  frulur  meist  gegen  Gewlhrong  ron  Privi- 
leirien  von  deti  Vasallen,  in  Form  der  ländlichen  Hofcnstcuer,  später  narh  ständischer 
Bewilligung,  mit  Entscheidung  nach  der  Mehrheit,  wobei  dann  St&dte  und  Klöster 
mit  belastet  werden  konnten,  die  Siidte  iMrachten  die  tbertragenen  Summen  In  FVvm 
Von  Zuschlägen  zu  ihren  r  l  r  tlichen  Steuern  auf.  Eine  allgemeini- Verpflichtuni;  des 
ganzen  Landes  bestand  nur  zur  Stcuerleistuug  in  den  drei  bekannten  Fällen  (Fin.  III, 
S.  61),  bei  Verheirathnngen  in  der  fürstlichen  Familie,  Kitterschlag  der  Sshnc.  Ge- 
fanpenschaft  des  Fürsten.  Die  sogen.  P ri  u  ni s  teuer  (von  20.000  Keichathlr. 
=  70  000  M.)  bei  T.  rheirathung  von  frir."»tlichen  Töchtern  des  regierenden  Herren 
hat  sich  bis  gegenwiinii^  ab  Pflicht  der  Stände  erhalten.  (S.  für  di^u  ganzen  §.  13*2 
Ralck  II,  §.  140—146,  Basiog  S.  50-52.) 

§.  133.  Die  Finanz-  und  Sten erverfassnng  nach 
dem  Land eserb vergleich  von  1755  (18.  April),  nebst 
ihrer  Fortbildung  bis  1870.  Dieser  Vergleieb  bildet  ^ 
Grundlage  des  Finanz-  und  Stenerrecbts  bis  in  die  Gegenwart^ 
anch  nocb  fiber  die  Zeit  nach  1870  hinaus,  hat  aber  in  manehen 
Puncten  Ausbildungen  und  Äbftndernogen  erfahren,  die  bedeutend- 
sten in  Bezug  auf  die  Besteuerung  um  1809 ,  dann  erst  1870  und 
in  der  Folgezeit  Der  Hanptgrundsatz  des  ständisch -patrifnoBial- 
staatlichen  Finanzwesens  worde  im  Erbvcigleich  festgehalten  und 
durch  spUteie  Vereinhai uii[;c'n  mit  dcu  ^Ständen  mir  imnier  voll" 
stiiiidigcr,  d.  h.  in  Bezug  auf  alle  regelmässigen  Laiidesausgaben 
zur  Durchführung  gebracht:  dass  die  LandesherrFchaft,  bezw.  der 
regierende  Landesherr  aus  seinen  herrschaftlichen  und  domanialen 
Kinklinlten  und  aus  den  ihm  nur  zu  deren  Ergänzung  be- 
willigten Stenern  die  ^^esanimteu  persönlichen,  Hof-  und  Landes- 
verwaltungs- (Landesregiments-) Ausgaben  zu  bestreiten  hat.  Die 
hierfür  erforderliche  ordentliche  Steuer  (Contribution)  blieb 
aber  an  jährliche  ständische  Bewilligung  durch  sogen*  „Coik- 
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tribationgedicte"  (der  noch  gegenwärtig  (Ihlicbe  amtliche  Name) 
eebundeu,  obwohl  sie  für  unwandelbar  fest  schon  im  Erbvergleich 
UDd  in  späteren  Verein Itarungen  erklärt  worden  ist.  Für  die  Be- 
8tenerni]g  behielt  die  Kiiiihciliing  des  ganzen  Landes  in  Gebiet  der 
Ritterschalt,  der  Landstädte  (ohne  Rostock  und  Wismar)  des  landes- 
iicrrlichen  Domaniams,  der  Seestädte  Rostock  und  Wismar  ihre 
Bedeutaog.  Die  an  das  Domanimn  gelangten  Kittergüter  (sogen. 
Ineamerata,  s.  o.  S.  451)  blieben,  wie  schon  bemerkt^  im  ritter- 
scbaftlichen  Stenenrerband.  Das  System  der  VertbeÜimg  nach  der 
nTerz  wurde  aber  anf  wenige  ausserordentliche  Fälle  beschränkt*^ 
mid  „der  rittersebaftliche  and  städtische  Stenermodns  nicht  mehr 
dem  Beliehen  jedes  einzelnen  Standes  ttberlassen,  sondern  bestinmit 
geregelt''  (Balek).  Fflr  die  Domanialbanem »  wie  für  die  sonstige 
auf  den  Domänen  wohnende  Bevölkeroog  blieb  zwar  das  landes* 
herrllehe  Steuerrecht  unbeschrankt  und  die  Erhebung  von  Stenern 
Dicht  an  die  stündische  Bewilli,:;ui)i:  gebunden.  Doch  wurde  eine 
Besteuerong  im  Domanium,  insbesondere  der  Bauernhufen,  min- 
destens in  gleicher  Höhe  wie  im  ritterschal tlichen  Gebiete  vom 
Landesherru  zugesagt,  eine  höhere  darüber  hinaus  von  ihm  nur 
vorbehalten,  und  die  sonstige  Besteuerung  für  allgemeine  Landes- 
zwecke, auch  liir  die  nicht-bäuerliche,  bezw.  nicht  Bauerland  be- 
!;iizeude  Bevölkerung  wesentlich  ebenso  wie  im  ritterschaitlicben 
i  Gebiete  eingerichtet. 

Die  ordentlichen  Steuern  im  ritterschaftlichen  und 
d.f  Tianialen  Gebiete  zerfielen  in  Hanpt-  und  Nebenstenem 
(sogen.  Hanpt-  und  Nebenmodus).  Die  erste  war  die  alte,  nur  nun- 
mehr genaner  geregelte  und  zum  Theil  verbesserte^  aber  dann  für 
onvertinderlich  erklärte  (ond  dies  anch  noch  1870  gebliebene) 
Grandetener  in  der  Fonn  der  Hnf enstener  (Erhvergleich 
§  5  f[.)  Bei  ihr  wurde  die  Steuerfreiheit  der  Ritter-  oder  Hofhufen 
aber  noeh  bis  1809  festgehalten,  bis  dahin  waren  also  nur,  wie 
früher,  die  Bauerhufen  stenerpflichtig.  Die  Nebensteuer  war  eine 
f^uf  die  Ubri^^c  Bevölkerung,  im  Domanium  zeitweise  (1843 — 1870) 
auch  auf  die  Bauern  noch  neben  deren  Hufenstcuer,  ausgcdehiite 
Personalstener,  welche  nach  verschiedenen,  einigermaassen 
die  Leistungsfähigkeit  berücksichtigenden  testen  Sätzen  nach  dem 
persönlichen  Berufe  aufgelegt  wurde:  eine  rohe  Art  Berufs- 
einkommensteuer in  Form  verschiedener  Taxen  wesentlich  für 
die  nicht- landbesitzende  Bevölkerung. 

30* 
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Kardia  Kittergüter  wunlon  vermessen  und  bonitirt  (1756 — 78,  Bestimmungon 
darüber  im  Erbvertrloich  §.  7 — 43).  Eine  Hufe  wurde  auf  oOO  Sclidfel  Aussaat  be- 
stimmt Der  Yereinfachuug  wegen  ist  dann  zum  Zweck  der  Uaterächeidung  dor  »teaer- 
frefon  Hofhofon  and  der  zugcbOrigen  Bftnerbofoa  fttr  die  Veranlagung  und  Berecli- 
Dung  der  Hufensteuer  iresoi/lich  linfj;irt  worden,  dass  jede»  Gut  zur  Hälfte  aus  beiden 
Hufunarttm  bestelle.  Als  l>^O^t  die  Stoucrfreilicit  dor  Hofhufcu  fiel  (jrejrcn  Wopfall 
aller  KricgsdienstpllicLtöii  der  alleren  \\ ehrvcrfassuti«),  wurde  die  GrÖ5bc  der  Hufen 
ferdoppelt,  von  300  aaf  800  ScheiTel  Aus&iat.  wonacb  auch  gegcnwärti<::  der  Imfati;:; 
sich  nofh  })emisst  (sogen,  catastrirfo  Hufe,  8.  o.  S.  451).  —  Die  Dorna  nial- 
baucru  worden  anfangs  noch  nach  älteren  Maassat&beu  veranlag,  erät  seit  lb20 
nftcli  erfolgter  Bonitirung  wnrdcu  ibre  LSnderefen  ebenso  wie  die  RiU^ltt^  be- 
baudclt.  —  Die  Ncbonsteuer  wurde  filr  die  ausser  den  Hufen  wohn<ndcn  freien 
Leute  auch  in  festen  Taxen  bestimmt  (Erbrergleich  §.  44),  im  19  Jahrhundert  Im 
littcrschaftlichcn  Gebiete  auf  weitere  Berufskrcise  ausgedehnt,  auch  noch  Itnrz  vor 
1870,  als  die  Efhftahning  der  Gcwerbefroibeit  den  Handels»  und  Gewerbebetrieb  hier 
zuliess  (18G8),  auf  diese  Berufe.  Auf  dem  Domanium  war  die  Entwickiiing  analofi:, 
aber  schon  früher  durchgreifender  (1843).  —  Das  liier  Dargelegte  bctrüil  nur  die  all- 
gemeinen Hauptponcte,  verschledcnlieiten  bestanden  noch  fbr  geistlicho  Gtitor«  Ffarr- 
hufen,  einzelne,  nicht  den  stfidtischen  Feldmarken  incorporirte  StadtgUter.  (S.  v.  Reden 
a.  a.  0.  8.  1115  IT.,  Bald  §.  147—151).  —  Die  Kiuerschaft  behielt  auch  ihre  bcsoadcre 
Gaase,  den  sogen.  LandlcAsten,  in  welchen  die  Steuern  ms  den  liltenehnfüichen 
Gebiete )  einschliesslich  der  Steuern  für  die  dem  Landesherrn  gehörigen,  sogen,  in- 
camcrirten  clicinr»li{!:on  KitferfrUter,  zusammenflössen  nnd  dann  als  Bflitrag^  der 
Corporation  den  an  ^ich  dem  Landesherrn  zufallenden  Kobten  des  Laades- 
regimcnts  in  der  bestimmten  Gesammtnamc  au  die  Benterei  (Schwerin,  Hcntei 
Strelitz),  die  landesherrliche  CentratenMe,  abgefüllt  wurden  (s.  B*lck  I,  §.  6  fiL 
n,  S.  17.  Büsinff  S.  53V 

Id  den  iaodB<  haftlicben  Städten  verblieben  die  alten  Steuern, 

wurden  aber  zum  Tbeil  etwas  umgebildet  und  durch  weitere  Glieder 

zum  Zweck  der  Durchfllbrung  grösserer  ÄUgemeinbeit  der  Be- 

Steuerung  eigänst    Darunter  befanden  sich  auch  indirecte 

Steuern,  so  eine  Seblacbt-  und  Mahlsteuer,  die  aber  in  fler 

Mitte  des  19.  Jahrhunderts  (besonders  1863)  schon  fixirt  nnd  so 

in  eine  directe  yerwandelt  wurde.  Aehnlich  erging  es  einer  Ver- 

kebrsstener  vom  Verkauf  der  Hfttfdler,  die  durch  eine  Handel- 

classenstcuer,   mit  festen  Sätzen  nacb  Orts-  und  (JeschUftö- 

umfangsclasseu,  ersetzt,  für  Viebbändler  ebenfalls  fixirt  wurde. 

Die  einzelnen  Steuern  in  den  Städten  sind  im  Krbvcrgleicb  in  g.47 — 68  geregelt 
werden.  Es  waren  die  ilto  feste,  tszaidge  Hausstener,  fte  die  Kimmereigrttter 

die  II ufcnsteuer,  wie  in  dem  anderen  Gebiete,  nur  ohne  Steuerfreiheiten,  für  di« 
ganze  stiidtische  FeKlmarlv  eine  nach  dercii  Grnsäe  und  Benutzungsart  (ob  in  Schlägen 
liegendes  Land  oder  aiiden-^:  und  nach  der  (iu  Fudciu  gemcssciien)  Heugewinnung 
sich  richtende  allgciruine  Lii  iidureisteuer.  Dazu  traten  Vichsteuern  in  feiten 
Sätzen  nach  Art  und  Zahl  der  irelialtenen  Hausflii  -r  I»]--  S  o  h  lac  hts  i  eii  r  r  war 
theils  vom  Schlächter  (Scharrenschliu^ten) ,  theils  vom  üousumcnten  (üausscbiachten) 
Bftcb  Tencbiedenen  Sitzen  för  jede  Yidiart  va  entrichten,  wobei  reischiedene  Verkebrs- 
beschränkungcn  zwischen  Stadt  und  Land  festgehalten  wurden,  so  Verbot  der  Ein- 
führung frischen  Fleisches  in  die  Städte  vom  Lande.  Diese  Steuer  erfuhr  aber  schon 
vor  1870  wesentliche  Umänderungen,  Kixirungen  der  Steuersumme  bei  den  einzelnen 
Pflichtigen,  spftter  für  die  ganze  Stadtgemeinde  und  wurde  1863  ganz  beseitigt,  indem 
an  ihrer  Stelle  jede  Stadt  (sowie  die  mit  betronenon  DomanialÜecken)  eine  Paasch- 
Summe  tibernabm,  deren  Betrag  unter,  der  BevOUerung  nach  gewissem  Modus  rejpartirt 
wnrde.  Die  Mahlst  euer  wnrde  in  der  ablieben  Weise  in  AnfaiQpfong  «i  den 
KUhlprocess  in  der  Mable  mit  den  dadurch  gebotenen  Controlen  (Yeriiot  der  Einfahr 
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foaMeU  und  Mahlprodacten  ia  die  Stadt,  des  Gebraaclis  beweglicher  Mahlen  u.s.  w., 
wie  später  in  Preussen)  in  voiMdii«deiien  Sätzen  für  Gütrcido.  Branntveinschrot,  Malz, 
Fotterschrot ,  (imtze  oder  Uraapen  erhoben.  Aach  diese  Steuer  ist  schon  vor  1S70 
ähnlich  wie  die  Sclüachtsieaoc  behandelt  and  üxirt  worden  (,1863),  wesentlich  mit  im 
Interesse  der  Verkehnfraibelt  zvbehen  Stadt  and  Land  and  1870  fortgeftlleo.  Die 
H  i n 'J  e  Iss  t  e  n  e r  liemn  ^  irh  nach  dpm  Dcbit  di-r  reik.niftcn  Waaren  bei  heiniischen 
Händlern  mit  niediigeruiu  Satz  für  dio  allgemeinen  Kaufmanuswaftren  (1  Schilling  vom 
BetcbstbaJery,  höherem  fttr  Wein  and  starke  Getxiokc  (3  Schill,  fem  Rthl.),  bei  fremden 
Händlern,  auch  bei  Künstlern  und  Handwcrkero  nach  einem  allgemeinen  höheren  Satz 
vom  Erlös  (2  Schill.  Tom  Kihl.\  Di  ;  SteuorsUtze  waren  hier  al>o  in  so  und  so  viel 
Schilling  yotn  Tlialcr  angesetzt.  Dabei  vcrbcbiedcne  persönliche,  ä»achlichü  (so  Korn, 
Bap«)  Befreiungen,  auch  für  den  Jabnnarktverkehr  Heimischer.  —  Bestimmt  go- 
liannte  Berufe  waren  Stencrtnxen  in  festen,  nicht  eben  nieilrigon  Sat/en  (Erb- 
fcrgleicb  47  unter  YU).  unterworfen.  —  Tbeils  fUr  höhere  oder  bestimmten  Zwecken 
dienende  Beitilge  der  Stldte  an  den  Landesherm,  thells  für  die  städtischen  Bedürf- 
nisse erfolgten  Zuschläfre  zu  den  genannten  Steuern  J<  r  Si'i  Ite.  (r.  Reden  a.  a.  0. 
S.  1117,  Balck  II,  §.152—159,  über  die  Verwaltung  durch  die  „Stcumtaben"  und 
weitere  Entwicklung  der  allgemeinen  Laudes-Steuerverwaltung  cb.  §  lOU ) 

In  lietrelf  Rostocks  war  das  Withtigste,  dass  die  Stadt  sich 
schon  1748  mit  der  Landcähcn schalt  dahin  verglichen  hatte,  diesef 
QDter  deren  Verzicht  auf  andere  At)gaben  and  Stenern  ans  der 
Stadt  die  Accise  ganz  abzutreten,  welche  in  Form  eines  specifischen 
ZoUb  von  seewitrts  ein-  und  ausgehendem  Getreide  und  eines  Werth- 
Zolls  von  aller  Waarenein-  und  Ausfuhr,  sowie  einer  Mahl-  und 
Sebarrenschlaehtstener  erhoben  wurde.  Die  Stadt  bekam  einen 
festen  Geldbetrag  aus  der  Accise  tttr  ihre  Zweeke  und  sp&ter  auch 
den  Ertrag  eines  Zusehlags  zur  Accise,  erhob  ausserdem  fttr  sich 
Dsrcbgangszoll  von  Waaren  (sogen.  Dammzoll)  nnd  BrUekengelder. 
1868  ist  diese  Accise  in  Verbindung  mit  den  allgemeinen  Zoll- 
reformen  (s.  u.)  beseitigt  worden. 

S,  Baick  §.  161  für  weitere  Einzelheiten.  Ueber  Wismars  ähnliche  Ycr- 
kUtniflse  (n.  A.  Lieent  rem  Seeverkehr,  Sohiffiigelder)  eb.  §.  162. 

Neben  der  ordentlichen  Contiibution  hatten  die  Stände  Beiträge 
zur  Decitung  der  Keiclis steuern  zu  leisten,  die  nach  wie  vor 
1765  nach  dem  Terzprincip  auf  die  (irei  Stände,  bc/>\v.  deren  Besitz 
vertheÜt  wurden,  wobei  aber  alle  Landcsbewobner  ohne  Ausnahme 
und  auch  Rostock  mit  steuerptlichtig  waren  (Erbvergleich  Art.  2» 
§.  101  ff.).  Doch  hatte  die  Landesberrschaft  die  für  Kriegskosten 
siQsgeschriebenen  Römermonate  bis  zu  einem  Maximalbetrag 
(200  Monate  gegenttber  der  Ritterschaff,  300  gegenüber  den  Land- 
%tldten}  ans  eigenen  Mitteln  allein  zu  leisten.  Nur  fUr  weitere 
Stenermonate  kamen  die  Stände  auf. 

Diese  Bestimmungen  blieben  selbst  nu  Ii  1S15  im  De  utschen  Bunde  principieU 
noch  in  (ieltung,  obwohl  aie  practisch  fast  bcdcutungi>los  wurden  i^Balck  §.  64). 

Auch  die  Prinzessinstener  blieb  neben  der  ordentlichen 
Conthbution  bestehen,  wiederum  mit  Steuerpflicht  aller  Bewohner, 
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auch  Rostocks  y  in  dem  ein  für  allemal  fixirten  Betrage  ron 
20.000  Rtbl.  (ErbTergleicb  §.  115—119). 

Fflr  an 8 serord entliehe  Bedürfnisse  sind  besondere  sogen. 

,,ADlagen''  vorgesehen,  die  nach  dem  Terzpriocip  vertbeiU 

wurden. 

(Erbrcrglcich  Art.  12.)  Auch  fdr  rerscliiedene  andere  aUi^eneine  Landeszweckef 
so  für  dio  Jurisdictiou,  dann  fUr  die  BcdUrfobse  der  ständischen  Verwa!tuti<r  Kelbst 
und  für  die  der  einzelnen  Stände  (Erb?ergleicb  Art.  11)  worden  „Anla^'ou"  erlioben. 
mcii>t  in  Vorm  von  Zaschlägen  zu  den  ordeutlicheu  Steuern,  mit  Bciträgeu  der  Stände 
tta  LandesiEireclEe  und  wieder  des  Domeniams  jfbr  st&ndiscbc,  waa  m  einem  ver- 
wickelten Rechnungswesen  xiiui  Cassenmanipulationen  zwischen  den  ständiscliun  \ 
laudeslierrlicheii  Cas6cu,  noch  ganz  in  der  Weise  des  älterea  stäudischeu  Patnmooial- 
staats  bis  in  die  Gegenwatt  geführt  bat  (Batek  §.  166). 

Schwierige  Zeitverbältnisse,  wie  im  Anfang  des  19.  Jabr- 
hnnderts  (besonders  1808  ff.),  führten  aber  noch  zu  ausser- 
ordentlichen Steuern  einer  zweiten  Art,  nemlich  solcher,  die 
noch  ausserhalb  der  Bestimmungen  des  Erbvergleichs 
auf  Grund  besondererVereinb  arn  n  g  en  der  Landesberrsch&ft 
mit  den  Ständen  von  letzteren  bewilligt  worden,  und  zwar  formell 
wiederum  eventuell  jährlich. 

Thcils  auf  der  VertheilaogBgnindlafe  der  Stenern  der  ordentlichen  Contrlbotion. 

tlieils  mit  Abweichungen  davon,  so  auch  iu  Forni  ron  Eitikommcn-  und  Zinssteuern. 
Die  eximirten  Städte  Üostock  und  Wismar  ubernahmen  auch  ron  solchen  ausserordent- 
lichen Steuern  BeitrKge,  in  der  Hohe  altttblicher  Quote»  (Balck  IGT). 

Im  Ganzen  ist  das  Steuersystem  des  Eibvergleichs  von  1755, 
mit  seiner  i'oribiidung  bis  1870,  sonarh  neben  eiiugeu  Acri-en  iu 
deu  Städten  und  den  unten  noch  zu  erwähnenden  Landzöllen  ein 
solches  der  voruemlich  directen  Besteuerung,  welches  Uberall 
die  deutlichen  Merkmale  seiner  Entstehung  und  seines  ständisch- 
patrimonialstaatlichen  Characters  noch  an  sich  bat.  Es  war  ohne 
Zweifel  gegen  früher  verbessert  und  trug,  seitdem  1808  die  Steuer- 
freiheit der  ritterlichen  Hofhuten  gefallen  war,  dem  Grundsätze  der 
Allgemeinheit  mehr  Bechnung,  dies  noch  stärker  in  seiner  weiteren 
Fortbildung  bis  zu  der  politischen  Wende  um  1866/70.  Aber  aus 
ganz  versehiedenen  Bestandtbeileo,  rohen  und  verbesserten  Ertrags- 
stenern (Hufensteuer) I  taxartigen  Gliedern  (Haussteuer,  Berufs-, 
Personalsteuem)  susammcugesetzt,  war  es  doch  weit  eotferot,  auch 
nur  anofthemd  dem  Grundsatz  der  Gleichmässigkeit  —  sei  es  nach 
der  proportionalen,  sei  es  nach  der  so  und  so  degressiven  oder 
progres.siven  GestaUuiig  des  Gcsaninitsteuerlus.ses  —  zu  entsprechen: 
die  einzelnen  Erwerbs-  und  Jk'rnfselas.sen,  auch  Hesitzarten,  w  inden 
doch  ganz  ver^Jehieden  hoch  belastet ,  von  allen  TJeberwälzuugs- 
verhultnisseu,  wie  bei  den  iäudiichen  Grundstücken  in  \  eibindung 
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mit  ßesitzwechsel ,  selbst  abgesehen.  Ja,  nicht  einmal  ein  Hin- 
streben auf  eine  Gleichmäs^igkeit  der  Steuerbeiastung  unter  diesen 
ver^cbiedeiieu  Ciassen  macht  sieh  recht  bemerkbar.  Damit  lehlt 
dem  directen  Steuersystem  des  Erbvergleichs  gerade  das,  was  man 
fon  einem  Steuer- „  8  y  8 1  e  m mindestens  in  neuerer  Zeit,  und  doch 
aach  schon  im  18.  Jahrhandert ,  verlangt.  Auch  zwischen  dem 
platten  Lande,  deo  Ritter-  und  Baaerhöt'en  nnd  den  Städten  der 
Landsctwlt  iflt|  trotz  der  Bescbräoktiog  der  alten  Steuervertheilnng 
naeh  der  Terz  auf  wenige,  geriDg(11gige  Fälle,  die  Gieichmlasigkeit 
der  Beateaenmg  nicht  irgend  richtig  hergeBtellt  worden.  Die 
Omndlagen  in  beiden  €tebietBtheilen  sind  ja  ancb  ganz  versebieden 
geblieben.  Die  Abwelcbnngen  dann  wieder  in  Rostock,  Wismar 
steigem  nnr  noch  die  Verschiedenheiten  der  wirklichen  Vertheilang 
der  Sten erlast  im  ganzen  Staatsgebiete.  Trotz  der  langsamen 
Weiterent\vi<  kliiDL:  des  Landes  nicht  nur  im  18,,  sondern  auch 
noch  im  ly.  Jahrhundert,  der  relativ^  geringen  Volkb^uiiahiiie,  der 
s'hwachen  Bedeutung  und  Entwicklung  der  Städte,  dem  vor- 
iicrr-chend  bleibenden  agrarstaatlichen  Cbaiucter  konnte  ein  solches 
stiimlisL  h  -  jinti  imonialsta;iiliches  Steuersystem  schon  im  lö.  Jahr- 
bundert  nicht  mehr  geniigen,  vollends  aber  im  19,  und  zumal  in 
dessen  Verlauf  immer  weniger.  Die  erfolgenden  Aenderuugen  in 
der  Besteuernng  —  „Reformen^^  kann  man  sie  kaum  nennen  —  ver- 
besserten Einiges,  aber  die  Hauptmängel  verblieben. 

$.  134.  Andere  Stenern,  besonders  die  Ztflle.  Aach 
die  neben  diesem  geschilderten  Stenersystem  sich  noch  findenden 
Qod  im  19.  Jahrhundert  hinzu  tretenden  sonstigen  Stenern,  beson- 
ders die  Stempelabgaben,  die  Erbschaftsstener,  die  ver- 
schiedenartigen Zölle  konnten  das  gesammte  Steuersystem  des 
l  uiide«  nicht  erheblich  verbessern.  Die  Zölle  waren  ohnehin  fast 
bis  zuletzt,  d.  h.  noch  bis  kurz  vor  dem  Eintritt  Mecklenbings  in 
den  Zollverein,  ebenfalls  nach  ganz  veralteten  üruadsätzen  eiu- 
^erichlet.  Man  ging  bei  ihnen  zum  Theil  nur  von  dem  früheren 
Bestreben  aus,  die  Gunst  der  geographischen  Lage  des  Landes  als 
nothwendiges  Durchfuhrgebiet  vom  Binneulande  nach  Nord  und 
Ostsee,  besondeis  nach  Hamburg,  und  umgekehrt,  dazu  auszunutzen, 
mittelst  Durchfuhrzöllen,  selbst  auf  der  neuen  Berlin -Hamburger 
Bahn,  den  Verkehr  „fremder  LUader^',  d.  b.  doch  im  Wesentlichen 
der  dentschen  Nachbarn  flttr  die  eigenen  Finanzinteressen  auszonutzen, 

dn  noch  spätes  Beispiel  particnlaristiscber  Politik  in  Deatsch- 
laod,  wie  es  freilieh  frtther  nicht  selten  gewesen  ist.  Stände  noch 
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mehr  als  Segierang  standen  denn  auch  fast  bis  znletzt  dem  Ein- 
tritt in  den  Zollverein  gegnerisch  gegenüber  und  vollzogen  ihn  erst 
unter  dem  Draok  der  politischen  Ereignisse  nach  186$.  Knrz  Yor- 
her  war  es  wenigstens  noch  zur  Beseitigung  der  alten  ZoUverfassoD^ 
nnd  znr  Einftlhraog  eines  eigenen  LandesgrenszoUsystems  gekommen, 
fttr  welches  Land  nnd  Bevölkerung  natürlich  viel  zu  klein  nnd  ttn? 
günstig  gelegen  waren. 

Eine,  übrigens  früher  schon  vorgekommene  Stempelsteuer  ist  1809/1810  ia 
Verbindung  mit  anderen  Finanzmaassregcin  eingeführt,  später.  1827,  1880,  1873  neu- 
geordnet  oder  verändert  worden  (Baick  §.  1G8).  Aach  Spielkarten-  und  Kalender* 
srempfil  sind  1809  eingeführt  und  bis  in  die  Zeit  di^  neuen  Reichs  bestehen 
blieben.  Aus  ders«lbea  Zeit  (1^09)  rUhrt  die  Erbschaf tssteuer  bor,  bei  der 
die  direeie  Linie  und  Ehegatten«  aech  ganz  kleine  Erbschaften,  hie  200  Thir.  rein, 
frei  bliebcit,  die  Seitenlinie  1  (Geschwister)  und  2**')  f/iio  meisten  weiteren  Ver- 
wandtem), sonstige  Elben,  anch  der  Fiscos  ö  ^/^  ontrichtea  (sogen.  OoUateral-Ecbidiafts« 
stener.  Ordnung  ven  1858).  Bestock  hatte  noch  daneben  eine  eigene  solche  Steuer 
von  2  Vo*  Fideicommissanfälle  untcrh'egen  einer  besonderen  Steuer  (Balck  §.  169).  — 
Fremde  Handelsreiseudo.  die  im  Inlaode  (Jeschäfte  machen  wollten,  waren  t-oit  1827, 
bis  zum  Ei&tritt  Meckleuburgä  in  den  Zollverein  1S67;68,  ciaer  Jahresbteuet  tu  2  ver- 
schiedenen Sitzen,  die  später  erhOhf  worden  sind,  nntenrorfen ,  sogen.  Proben» 
renters teuer  i,BaIc)<  170\ 

Die  Zölle  (Erbrcrgleich  Art.  15,  Balck  §.  181  ff,  r.  Beden  S.  1123  fT.^  haben 
seit  Alters  in  der  üblichen  ilteren  Form  des  Passir^oUs  (Fin.  III,  §.  14,  19).  der 
Laudzölle  als  Geleitsgeld,  dann  des  Wehr-,  Brückengelds  u.  dgl.,  welche 
letzteren  Abpabeii  ans  ?:cbiihrcnartigcn  Entgelten  für  Lci-^tungen  vielfach  atich  nach 
Art  und  Höhe  zu  Steueru  gcwordca  waren,  an  verbchiedencu  V'crkehrsstellen,  bcaoüders 
io  St&dten,  bestaiiden.  Auf  Kaiserlicher  VerleihaDg  oder  Bestätigung  bemhend,  sind 
Sievern  14.— 17.  T  ^ilmndert  vielfach  vermehrt  nnd  erhöht  worden  und  wurden  daun 
oft  auch  ciu  Strcitpunct  der  St&nde  mit  der  Landesberrschaft.  Die  Stände  setzten 
denn  auch  hier  1621  nnd  ron  Nenem  Im  Erbrergleich  ron  1755  (Art.  15)  ihre  Mie- 
wirknng  bei  Veränderungen  im  Zollwesen  diuch  und  drangen  auf  Beseitiiriin^  seit 
1621  t^Erbvcrglcich  §.  283)  neu  eingeführter  Laudzölle.  Die  Zahl  der  lursdichen 
Zollstelleu  war  nach  Balck  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  86,  davon  aber  doch  schon  '/^ 
an  den  Landesgrenseu ,  1859  waren  es  noch  50.  Die  Tarife,  nur  mit  speciäschen 
Sätzen,  stamm»-'!  ans  alter  Zeit  (Rcversalen  von  lf>21  Art.  XV,  Erbvergleich  §.  280), 
hie  uud  da  wureu  aie  erhöht  (so  1809)  und  traten  immer  wieder  au  jeder  berührten 
ZoUstello  in  der  Weise  des  alten  Pssslrzolls  jedwedes  Gut  ia  jedweder  Blchtuig. 
Dabei  bestanden  aber  iiiani  h(  rlci  persönliche  Steuerfreiheiten,  auch  ftlr  die  Kitter- 
iichaft  (Erbvergleich  §.  28G)|  für  cinzolue  Städte,  so  Boetock,  auch  sachliche  fUr  Woll- 
nnd  BnttennftTEte.  —  Aehnfich  vie  mit  den  LandzOUen  verhSlt  es  sieh  mit  den  alten 
Was serzOUen,  ron  denen  der  etwas  abweichend,  verschieden  nach  den  Verkehrs- 
richtungcn,  eingerichtete  Elbzoll,  dann  du- Warnemünder  ScezoU  die  wichtigsten 
w.-ircn.  Der  Elbzoli,  vurnemlich  Transu/üll,  ist  im  19.  Jahrhundert  durch  die  be- 
thciligten  Uferstaaten  vertragsmässig  rcgulirt,  vereinfacht  und  crmässigt,  aber  erst  in 
der  Zeit  des  Norddeutschen  Bundes  durch  Altlflsunj:  lic.-eitigt  worden.  Der  vertrags- 
mässig 1841  für  den  Durchgangsverkehr  auf  der  Berlin-Hamburger  Eisenbahn 
eingerohrte  Dnrchfohrzoll  war  wesentlich  wegen  der  Einwirkung  des  Balinreitehra 
auf  Verminderung  des  Elbverkchrs  und  damit  des  Ertrags  des  Elbzolls  eingerichtet 
worden.  Er  ist  anrh  er'-t  isns  narh  dein  Beitritt  Mecklenburgs  zom  ZoUrerein  fort- 
gefallen, damit  oihu  Einnaliine  von  lulciii  über  300.000  Thlr. 

Au  <'inc  lü'lV'rni  der  gänzlich  veralteten  PassirzOlle  zu  Land  Und  Wasser  war 
Hüter  d^ni  Druck  der  Entwicklung  der  wirthschafilichen  Verhältnisse  seit  lanr^e  tredacht 
worden.  Aber  erst  1803  kam  es  zu  den  hierfür  nothwendigen  Vereinbarungen  ^Balck 
§.  185).  Die  Lsnd-  nnd  WasserzOUe,  ausser  dem  Elb-  nnd  Bahntrsositzoll,  die  land- 
sfädtisrhe  Schlachtsteuer,  die  Kostocker  Acci^e  und  andere  Zollabgaben  daselbst,  der 
Wismarer  Licont  and  die  weiteren  ähnlichen  Abgaben  dort  wurden  aufgehoben»  die 
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M^il>täuer  und  die  Haiitii'l>stauor  zon&chst  fixirt,  1870  auch  beseitigt,  cio  (irenz- 
collsy stein  für  bn  io  Staatsgebtete,  Schwerin  und  Strelitz  (ohne  Batzcburg)  tait 
Mo?«:t?m  Einfuhrzoll tarif  mit  dtirrhwesr  «ehr  inässi.:pfi.  narh  Wf^nreiiflasson  nb^ffstuften 
specitiäctiea  SäUzea  warde  etngctuhrt,  üa»  trotz  hoher  Vcrwaltuiigsiiosteti,  welche  bei 
.  dem  Meinen,  schwacliWOlkerten  Gebiet  «nd  der  langen  ZoUUnie  nicht  tnffällig  bind. 
iich  finanziell  leidlich  bewährte.  Als  fi'Ücd  des  Norddentschnn  Bandes  trat  dann 
Medüeuburg  endlich  18G8  dem  ZoUvcroin  bei. 

Die  Besteuerung,  wie  sie  im  Vorausgehenden  dargestellt  Vörden  ist,  ist  grOssten- 
theils  in  Schwerin  und  Strclitz  die  c!(  i(  ho.  Zu  den  Ausnahmen  gehört  die  Bo- 
»chränkang  der  ^mpcl-,  Kaleodciv  und  Kartensteaw,  anch  der  Srbschafissteaer  aof 
Schverla. 

§.135.  Die  SteaerverfassiiBg  seit  1870,  insbesondere 
nach  dem  Ediet  von  1897.  Die  politischen  fireigniBse  von 
186e  ffj  der  Beitritt  des  Landes  zom  Norddentselien  Bund  und  Zoll- 
verein, die  EinführuDg  der  neuen  Bimdesgesetze,  der  Gewerbc- 
freiheit   insbesondere,   zwangen   gebieterisch  zu  durchgreifenden 
Aenderungen  der  bisherigen  Steiierverfassung.    Eine  Vcreinheit- 
licbunj!:  und  grössere  GleichniUssigkeit  der  Besteuerung,  namentlich 
der  directcu,  im  icjHizen  Lande  wurde  von  der  Regierung  erstrebt, 
auch  von  den  .Ständen  die  Notbwendigkeit  davon  niclit  verkannt. 
Aber    die  W-ünscbe  der  Regierung  sind  nur  thcilweisc  durch- 
gedrDDgen,  da  die  Stände  in  Einzelheiten  an  der  Form  der  alten 
Stencrverfassnng,  dem  BewiUigungs-  und  Ausschreiberecht,  auch  an 
Theilen  der  älteren  Stenern  festhielten.   Immerbin  bat  die  endlich 
gelungene  Vereinbarnng  vom  29.  Jnli  1870  einen  wesentlichen  Fort- 
schritt ZOT  Vereinheitliehnng  nnd  snr  gr&sseren  Gleichmttssigkeit 
der  directen  Bestenerong  gebracht.  Die  Veranlagung  der  Stenern 
ist  theilweise  erbeblich  verbessert  worden.   Wenn  auch  die  alte 
Hnfeosteaer  auf  dem  Lande  ^  als  Hauptglied  der  landwirthscbailt- 
lieben  Steuer ,  »nd  sunttehst  aoeh  die  Isindstädtische  Steuer  von 
HäUBem  und  Ländereien  verblieben,  sind  die  übrigen  älteren  directen 
Steuern  meistens  umgestalkt  und  mehr  zu  einem  wirklichen  »System 
ausgebildet  worden.  •  Freilich  hat  sich  gerade  dadurch  das  Miss- 
verhültüiss  zwiscben  jenen  erst  genannten,  besonders  den  Hufen- 
steuern, und  diesen  audcren  Steuern  noch  gesteigert.  Das  getrennte 
(Jassenwcscn ,   dem   eine  getrennte  Verwaltung  der  T'inanz-  und 
Steuersachen  zu  Grunde  liegt  (s.  o.      131),  ist  ferner  minier  noeh 
verblieben:  die  Kenterei  der  Landesherrschaft,  der  Landkasten  der 
Stände,  die  Landesreceptnr*  und  die  SchuIdentilgUDgacassc  des 
Pineas.     Zwischen  ihnen,  als  selbständigen  Organen,  erfolgen 
Zahlungen  bin  und  her.  Rostock  und  Wismar  haben  aber  wenig- 
stens ihre  finansielle  Sonderstellung  in  Haaptpuocten  aufgegeben. 
Die  finanziellen  Beziehungen  zum  Deutsehen  Reich,  die  Eiuführung 
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der  Reichszttlle  und  -Steaern,  die  Eioricbtangen  der  Matriciilar- 
beltri^^e  und  der  Ueberweisnogfen  von  Antbeilen  aus  Reiohsabgaben 

an  die  Einze)8taaten  haben  zu  neuen  besonderen  Bestimniungea 
über  die  VerLäUuiöbc  zwihcben  Ständen  und  Laiule^lierrschaft  ge-  ' 
führt,  wodurch  die  fiDau^ieilen  DinL^e  abermals  verwickelter  ge- 
worden sind.  Das  Alles  hiln^t  iudcb.scu  mit  dem  älteren  geltend 
gebliebeneu  Staatsrecht  zusauimen  und  kann  sich  kaum  ohne  dessen 
Fortbildung  zu  einer  modernen  Verfassung,  in  welcher  das  ganze 
Land  als  wirkliebe  Einheit  behandelt  wird,  ändern. 

Durch  die  grundlegende  Vereinbarung  von  1870  sind  die  Finanz- 
und  Steuerreformen  der  nnmiUelbar  Toransgehenden  Periode,  be- 
sonders diejenigen  vor  1863,  weiter  fortgeführt  worden. 

Es  kun  jeut  zur  Aufhebung  der  zuletzt  fixirt  gevesoiien  Mahl-  und  H  uiddl^- 
steiiftrti  in  dci;  SfUdtcn,  auch  der  zum  Tliei!  noch  vcrblicbcnnii  Sohlachisteuer 
(Dumauialiicckcü,  Kuslocü,  W  ii>uivir)  Beida  Icuicre  Städte  iratca  auf  (iiuuJ  bcsuudcrcr 
Vereinbanmi^  dea  allgemeinen  neiieu  Landewteaera  bei  und  erlaugten  dafdr  die 
Befreiung  von  einigen  noch  beatchcnden  älteren  Steuern,  welche  bie  an  diu  LaudtD- 
horrscbaft  eatnchtet  baUeo,  »owio  ZuäcbU:iae  der  letztereu  und  speciell  der  Laudes- 
receptnreasse  tta  ihre  eigenen  Gommaoatbedarfoisse  (Balclt  §.  161,  162).  Oeber  die 
weitere  Regelung  der  finanziellen  Beziehungen  zwischen  Landi^^hcrnichafL,  ihren  Ca;;sen 
einerseits  und  Ständen  und  deren  Gassen  andererseits,  die  hier  nicht  verfolgt  werden 
können  and  deren  Durstellung  zum  Verständnias  der  neuen  Gestaltung  der  Besteuenui;^ 
Mch  nicht  erforderlieh  ist,  s.  in  Betreif  der  ünanzicUeu  Einzelheiten  Balck  §.  172  Ii., 
auch  für  die  Hauptpunrte  besondoi^  staatsrechtlicher  Maiar  Busing  S.  57  tl.,  sovie 
die  Bestimmungen  der  Verciubaruag  von  1870  selbst. 

Die  jetzige  Besteuerung  bildet  die  sogen,  edictmässige 
Contributioni  in  weleher  die  Ilaupttheile  der  älteren  direeten 
Stenern  zusammengezogen  und  fortgebildet  worden  sind.  Das  so 
1870  begründete  neue  Steuersystem  bat  dann  noeh  in  der  Folge- 
zeit und  bis  zur  Gegenwart,  so  1874,  1886,  1888,  1892  Modifi- 
cationen  erfahren  uod  voriftafig  seinen  Absebluss  in  dem  Gon- 
tribntionsedict  Tom  II.  Mai  1897  (mit  Zusatz  von  1898)  gefunden. 
Wie  es  sich  hiemaeh  jetzt  gestaltet  hat,  soll  hier  allein  dargestellt 
werden. 

Auch  dabei  können  nur  die  Hauptpuncte  Berücksichtigung  fijiden.  Das  sehr 
aasfUirlicbe  Gesetz  entbilt  noch  nancheriei  8pedaIbestimiiiiuig«B  fttr  eioMlne  Gebiets- 

tlii'ilf.  srll)st  tds  auf  einzelne  Feldmarken  und  GniiidstilckL'  hinab.  Diese  Bcstimmüng-en 
können  hier  nicht  mit  hereingezogen  werden  und  bieten  auch  kein  aligemeiiiuü  lutere&te. 
Sie  aiad  nnt  für  das  Land  und  seine  VolasäungsveifaSltnlase  cbancterlstiseb  nnd 
IDQtbcil  in  der  Gegenwart  wie  etwas  AltertbQmliches  aus  ferner  Zeit  an,  das  kaum 

mehr  rf'^'ht  vorstäudlich  ist  und  aueh  nur  am  dt  r  lii*>tonschen  Entwicklung  d-^r  Dingre 
Verstanden  werden  kann.  S.  die  Ausgabe  des  i^dicts  von  liM^7  von  Werther,  wo 
auch  die  Abindemngen  gegen  bisher  im  Druck  ersichtlich  gemacht  und  !Nuicn  zuf 
Frtäntenintr  na  h  anitlii  Ii -n  Quellen  bcigefOgt  Verden  sind.  iDstructien  snc  Anefifthninf 

des  £dn  t>  d  i.st  lb>t  S.  oG  ff. 

Das  jetzige  mccklenburgiscbe  System  der  direeten  Besteuerung 
besteht  aus  8  einzelnen  Steuern  (Edict  von  1897,  §.  1),  eioer 
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landwirthschaftlic  hen  Steuer,  einer  Miethsteuer  von  ver- 
mietheten  Wohuhauscrij,  einer  Gewerbesteuer,  einer  He- 
suiduiigsstener  von  Gehalten,  Pensionen,  Pfründen,  einer 
Erwerl}ssteuer  vom  Erwerb  aus  der  AuBtibung  einer  Kunst  oder 
Wif?seij  sc  ha  ft ,  sowie  aus  höheren  Privatdicnntverhllltnissen ,  einer 
L»obnsteuer  vom  Verdienst  aus  geringerer  Lohnarbeit ,  einer 
ZinBensteoer  von  der  Einnahme  aas  Zinsen,  Renten,  Di?idenden 
und  Apanagen,  endlich  einer  Hnndestener. 

Man  bat  dieaeB  System  wohl  eine  „Facterenbestenernng'* 
genannt,  in  welcher  die  Haaptenrerbsarten  nnd  die  ihnen  zn  Grande 
liegenden  Vermögensobjecte  nnd  Berufe  die  Faetoren,  d.  h.  die 
Steneiqaellen  und  äusseren  UnCesscbeidnngsmerkmale  nnd  tngleieh 
die  Gmndlage  der  Veranlagung  der  einzelnen  Steuern  bilden. 
FinanzwissenBchaftlich  ist  das  System  ein  solches  der  Ertrags- 
besteuerung liiit  den  üblichen  Gliedern  derselben,  wie  sie  der 
modernen  Erwerbs  ,  Berufs-  und  BesitzdiflFerenzirnng  entsprechen, 
dalier  mit  Ausdehuung  auf  solche  Berufe,  Krwerbsarten  und  Ein- 
künfte, bei  welchen  es  sich  unvermeidlich  irmncr  mehr  um  Personal-, 
als  um  Ertragsstcucrn  handelt,  wie  in  der  genannten  Kiilie  bei  der 
Besoldungs-,  Erwerbs-,  Lohn-,  auch  im  Ganzen  bei  der  Zinsensteuer, 
also  wie  in  Suddeutschland  (Hniern,  Württemberg)  bei  den  dortigen, 
auch  als  Glieder  der  Ertragsbesteoernng  l'nngirenden  „speeielieo^^ 
Einkommen-  nnd  Kapitalrentenstenern. 

Die  ^nzelnen  Glieder  des  meeklenbnrgisehen  Steuersystems 
—  von  der  nur  äusserlich  angefügten  Hundesteuer  abgesehen  — 
bilden  znsammen  immerhin  ein  „System",  indem  sie  alle  priyat- 
wirtfasehatUieben  Hauptertrilge  umfassen,  in  der  Begel,  wo  die 
Voraussetsungen  jeder  einzelnen  Steuer  vorliegen  und  daher  sub- 
jective  Steuerpfliehtigkeit  dieser  Steuer  gegenüber  bedingen,  aneh 
von  einer  und  derselben  Person  eventuell  nebeneinander  tn  ent- 
richten sind  (lb97cr  Edict  §.  52).  Auch  sonst  treten  einzelne 
der  Steuern  iu  nähere  Vcihiuduiig  mit  einander,  wo  dann  eine  ein- 
heith'cbe  Besteuerung  ftir  ein  aus  verschiedenen  Quellen  hen  lihren- 
des  Gesammtsteuerobject  (so  ftlr  die  besoldungs-  und  erwcrbs.sieiier- 
pflichtigen  Einnalimrn  lincr  nnd  derselben  Person,  eb.  tj  \:>)  statt- 
findet. Ebenso  erfolgt  mitunter  die  Anrechnung  der  einen  »"-jteuer 
bei  einem  Steuerpflichtigen  auf  die  Steuerptlichtigkeit  aus  einer 
anderen,  so  bei  ganz  kleinen  ländlichen  Besitzern  (Häuslern, 
Büdnern  u.  dgl.)  die  Anrechnung,  bezw.  die  Abrechnung  der  Ge- 
werbe-, Besoldungs-,  Erwerbs-,  Lohnsteuer  auf  die  landwirtbschaft- 
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liehe  Steuer  (eb.  §.  4^  Nr.  1),  um  Steaerttberlaatong  zu  verhatan, 
ftlso  hier  mit  einer  Rttckstchtnabme  auf  die  geringere  LeistttiigB- 
lUbigkeit  gewisser  „kleiner  Leute'',  auch  naeb  einem  soeialpoUtischeii 
Steuergesicbtspunct  Dureh  die  Einreibung  einer  eigenen  Lobnstener 
und  die  Aosdehnnng  der  Gewerbesteuer,  wie  der  landwirthsofaaft- 
licben  Steuer  auf  ganz  kleine  Betriebe  und  Besitze  in  das  Steuer- 
system ist  freilich  sonst  einem  solcben  Gesichtspunot  noch  nicht  die 
gebührende  Ikaehtuug  geworden.  Doch  finden  sich  auch  hier  tür 
die  klelDSten  Censiten  der  Gewerbe-  und  Lohnsteuer  Ermässigungen 
bei  geminderter  Leist iingBlähigl^eit  (eb.  §.  29,  44}  und  Befreiungen 
bei  ganz  kleinen  Beträgen  unter  einem  niedrigen  Minimum  bei  der 
Miethstciur  i§.  Ii,  bis  150  M.  Miethe)  und  der  Hesoldungs-  und 
Erwerbsteuer,  sowie  der  Zinsensteuer  (§.  43,  50  75  M,,  s.  Einzel- 
heiten unten).  Der  Stenerfuss  der  einzelnen  Steuern  ist  zwar  im 
Allgemeinen  der  proportionale,  in  gleichem  ProceotsatZy  doch  mit 
Ausnahmen. 

So  besteht  eine  kleine  Degrcssion  f  ir  niedrigere  Einkunft»^  bei  der  Micth-,  Ge- 
werbe-, Besoldungs-,  Erwerbsteiit-r  11.  29,  43)  und  äbiilii  Ii  in  den  Taxs&tzen  für 
vcrbchicdeae  Kategorieea  der  Censiten  der  Lobustcner  (§.  44).  Auch  die  Zinsensteuer 
bat  dne  DegresaiTScda  (ron  3  %  «bwirts  bei  6000  M.  Ziotsertrag  abwärts),  diese  jetzt 
aber  ausnaLmsweise  auch  ein»'  -.'rMterö  Progression  bis  auf  4  "/t.  '^''i  100.000  M. 
Zin&eo  (t^.  50).  Die  landwirtb^cbaftlicüe  Steuer  des  grös;»eren  (iruodbesitzes  ist  dt* 
proporüooal  (§.  3),  die  des  Qbrigen  sogar  in  den  uatenten  Stofen  stwas  vas- 
gekehrt  progressir,  in  den  mittlerea  und  htthcrea  auch  proportional  (§.  5). 

In  der  Höhe  des  Steuersatzes  betrieben  zwischen  den  einzelnen 
Gliedern  Verschiedenbeiteu,  weim  auch  AniiälieruTisjen  bei  der  Ge- 
werbe-, liesolduugs-  und  Ervverbsteuci  untciciiuiiider.  Eine  Ver- 
gleichuDg  der  Höhe  der  landwirthschattiichen  ^Steuer  gegenüber  den 
übrigen  lägst  sich  bei  der  ganz  verschiedenen  Construction  jener 
nicht  allgemein  vornehmea.  Ob  auch  nur  einigermaassen  eine 
gewisse  gleiche  Verhültnissmässigkeit  der  Belastung  dnrcb  die 
erstere  und  durch  die  anderen  anzunebmen  ist,  mos«  dahingestellt 
bleiben,  erscheint  aber  mehr  als  fraglich:  ein  Haoptmangel  aach 
dieses  neuen  Steuersystems,  die  Folge  des  Umstands,  dass  man  es 
mit  einer  Verbindung  der  wesentlich  unverändert  gebliebenen,  nicht 
einmal  neu  katastrirten  alten  Hufeosteuer  in  der  sogen,  landwirth* 
sehafUicben  Steuer  mit  den  anderen,  abweichend  constmirten  und 
modern,  nach  Maas-sgabe  lientiger  wirthscbaftlieher  Verhältnisse 
iim^-ebildeten  Steuern  zu  ihuu  liat.  Freilich  ein  Sachverhalt,  wie 
er  in  Mecklenburg  vielleicht  nur  mit  der  Folge  ^  einer  grösseren 
rngleicljHia.sfsiokeit  (wohl  einer  zn  geringen  Hohe  nnd  zu  grossen 
Verschiedenheit  der  landwirtbäciialtlicbeu  Steuer  im  Einzelnen)  sich 
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geltend  macht,  weil  die  Grundsteuer  nicht  eicnial  erneuert  worden 

ist,  aber  in  anderen  Ländern  des  Ertragssteuersystems,  wie  früher 

in  Preassen,  heute  noch  in  Baiem,  Württemberg  principiell  ebenso 

Torliegt.   Die  Disparität  des  fiaopttheils  der  landwirthscbaftlicben 

Steuer,  der  Hofensteiier,  zu  den  ttbiigen  ist  wohl  der  grOwte  rer- 

bliebeoe  Mangel  des  nenen  Steuersystems.  Die  Beseitigung;  dieses 

Mangels  wäre  das  wiehtigste  Erfordemiss  ftlr  eine  weitere  Reform, 

wild  aber  unter  den  bestehenden  Verfassungsverbältnissen  nicbt  so 

leieht  erreiebt  werden. 

Darob  die  Hinznlttgung  einer  ansgleiebenden  allgemeinen  Ein^ 

kommenstener  sa  den  Ertragsstenem  würde  sieb  dieser  Mangel 

wenigstens  in  Etwas  vennindem,  wenngleich  kaum  Töllig  beheben 

lassen.    Indessen  sind  Bebtiebiiii^^eii  der  Ik'gitjiung,  schon  1868, 

eine  solche  Kinkommensteuer,  allerdings  nur  für  höheres  Gesanamt- 

einkommen  aus  allen  den  anderen  Steuern  uiiierliegenden  BezUgen 

(über  1500  Thlr.)  zugleich  mit  der  Reform  der  directen  Besteuerung 

einzuführen,  nicht  yerwirklicht  worden. 

Balck  ^.  178.  Die  sogen.  Farmr' iibtcucr  hätte  der  EinkommensteoeroAiiSit  Dach 
dem  Plane  dabei  von  seiner  Eiukommciiateucr  abgeben  dürfen. 

Alles  Weitere  ergiebt  sieb  ans  einer  Darsteliang  der  einzelnen 
Stenern  des  jetzigen  System;«,  nach  welcher  man  erst  das  letztere 
allseitig  genügend  würdigen  kann.  Die  Kiebtigkeit  des  obigen 
Urtbeils  wird  sieb  dann  bestätigen. 

S.  die  Uebcrsiclit  Dach  den  grandIcKendcn  BestimmiiogeD  roa  1870  bei  Balck. 
§.  17n— 177  in  KuiM.  Im  Folgenden  haben  wir  es  W4senüich  nur  mit  dem  Edict 
?oii  181)7  in  than. 

§.  136.  Die  einzelnen  direoten  Stenern. 

1.  Die  lan  d  wirthschaCtIich  e  Steuer  ist  eine  Steuer,  welche 
von  allem  ländlichen  Grundbesitz  und  Laudwirthöchaftsbetiieb  itn 
Staatsgebiet  ohne  iiUcksicht  auf  Staatsangehörigkeit  und  Wohuisitz 
des  Steuerpflichtigen  zu  entrichten  ist  fEdict  i?.  2).  Sie  schliesst 
sich  an  die  alte  Ilufensteuer  an,  welche  namentlich  in  der  land- 
wirthscbaftlicben Steuer  des  grösseren  Grundbesitzes  und  des  Bauer, 
landes  fortlebt.  Sie  gilt  wie  diese  alte  Uufensteuer  als  feststehend 
und  nnabänderlich ,  aueb  noch  nach  der  Vereinbarung  von  1870, 
nähert  sich  insofern  in  ihrer  Verknüpfung  mit  der  Hnfe,  wie  Balck 
riebtig  bemerkt ,  einer  Reallasti  soU  indessen  aneh  nacb  den  Be- 
stimmungen von  1870  nicbt  als  solche  gelten,  wie  denn  eine  ander- 
wdte  Art  der  Anfbringong  der  Schnldigkeit  vorbehalten  blieb. 
Die  Steuer  ist  vom  Eigentbttmer  mit  Selbstbetrieb,  wie  vom  Pachter 
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ZU  entrichten,  doch  in  verschiedenen  Moilaiitäten  nach  Besitzgrösse 
und  örtlicher  Lage.  Ob  bei  der  diesen  Modalitäten  zu  Grande 
liegenden  Verschiedenheit  der  Umstände,  der  Ertrags-  und  Erwerbs- 
verhältnisse der  einzelnen  Gtiter,  Grundstücke  und  Stenerpilicbtigen 
wenigstens  eine  annähernde  wirkliche  Gleichmässigkeit  der  land- 
wirthschaftUchen  Steuer  für  die  einzelnen  Kategorieen  der  Censiten 
aDgenommen  werden  kann,  steht  wieder  dahin :  ein  iDnerer  Mangd 
dieser  Steuer,  der  die  notbwendige  Folge  davon  ist,  dass  eme 
gleicfamäsBige  neae  KataetriroDg  (Vermessnog  und  Bonitinmg)  allen 
läodliehen  Bodens  nicht  stattgefunden  bat.  Eine  eigentliche  (reine) 
Gmndstener  ist  die  Stener  tthrigens  nicht,  fitthrt  daher  mit  Becht 
anch  ihren  besonderen  Namen.  Von  den  sonst  tiblicben  Qrond- 
Stenern  weicht  diese  mecklenbnrgiscbe  „Umdwirthscbaftliche''  aneli 
n.  A.  darin  ab,  dass  im  Falle  von  Pachtverhftltnissen  fBr  dasselbe 
Grundstück;  bezw.  Gut*)  sowohl  der  Eigenthtlmer  als  Verpiu  liter, 
wie  der  Wirth  al8  i  ächter  die  Steuer  zu  tia^eu  hat  Hier  Jindet 
insofern  tlir  dasselbe  Object  Doppelbesteuerung  statt,  einmal  für 
die  Paclitrt  Titc,  sodann  für  den  Erwerb  des  Pachters.  Die  Steuer 
ist  in  diesem  Falle  landwirthsehaftlichc  Gewerbesteuer.  Foige. 
richtig  niUsstc  daher  ei^entlicii  der  selbstwirthschaftende  Besitzer 
eine  höhere  Steuer  zahlen,  einmal  auch  von  der  Kente,  die  die 
Verpachtung  ergeben  würde,  und  dann  noch  vom  Beinertrag  dar- 
über hinaus,  besonders  in  der  1.  Kategorie.  Diese  Einrichtoag 
wirkt  indireot  wie  eine  Pritmie  auf  den  Selbstbetrieb. 

Die  HanptiNiiicte  der  zam  Tbeil  sehr  ins  Einzelne  gehenden  and  mit  der  Agnr- 

rcrfassun^  des  Landet  zu^ainmenhiogenden  BefitiDimungen  Uber  die  landwirtbschaft- 
liehe  Steuer  sind  die  folgenden  (Edict  ron  1897,  §.  2—10).  Es  werden  vier  Kate- 
gorieen m  Besitz,  bezw.  anch  BetileltererhiltniMen  mit  fexschiedenen  Beatonenngs- 

modalitäten  unterbchiLMlon. 

a)  Die  lündlichon  drondbesitzer,  die  erste  Kategorie,  Stenern  Dach  Maass- 
gabe ihres  Gnindbesitzes ,  einerlei,  ob  dieser  selbstbewinhschaflbet  oder  rorpachtet  isL 
Sie  werden  in  zwei  Unterabtheilnngen  getrennt,  er)  Die  grösseren  (GutsbesitMr« 
jfdes  Stands,  Geschlechts,  auch  jurisfiscln^  Personen)  zahlen  die  alte  Hnfenstener  ond 
zwar  fUr  jede  katastrirte  Hufe  von  OUO  banitirteu  Schetieln  der  rittcrschaftlichcn  Hufen 
(incL  der  Incunerata  des  Domanioms  s.  o.  S.  4ol),  der  stftdtischcn  K&mmerei-  nnd 
Ö'-konoirii''*!:tUer  and  weiterer  b<^soru!L  i5  iH  /rii-lmct-ji'  I\>i>tucker  imhI  yri  sr  t  Güter 
den  festen  Satz  roQ  105  M.,  der  als  einem  Kinkoinuen  ron  2öUU — oöOO  M.  der 
7.  Giasse  der  Gewerbesteuer  rem  Handels-  nnd  Fabrikbotrieb  mit  dem  Steaentti  ron 
65  M.  eutsprerlu ml  gilt  t^e»  Steuersatz  von  lOö  M.  hat  hier  erst  iHij  Classe  9, 
mit  4500 — 600ü  M.  Einkommen  —  V).  Pfarrhuf- ii  zahlen  meistens  die  Hiüfte  Doch 
ist  die  Steuer  stets  nur  von  demjenigen  Hufeustaudc  zu  entrichten,  der  nat  h  .vijzuj^  dos 
im  Besitz  ron  Zeit-  und  Erbpachtbauern  und  sonstigen  Xatzüi.  ^scrn  befindlichen  (irand> 
besiues  dem  Gute  retbleibt  Hier  findet  also  insofern  für  das  Banerland  keine  Steoer 

')  Letzteres,  wenn  meine  Auffassung  ii(  htiL'  i-t:  ganz  klar  sind  die  Bestimmungen 
des  Kdicts  §.  3,  4  und  7  hier  nicht.  Ks»  wäre  mOgüch,  dass  die  giösserco  (iaier 
(Rittergüter)  nur  einmsl,  auch  im  Verpachtnngsfalle,  die  Steuer  za  zahlen  haben. 
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«ach  des  Veipicbtere  statt.  Aber  bei  rcrpachtetea  BiUergHtern  selbst  erfolgt  sie, 
Venn  ich  die  Stehe  richtig  anfliuM  (loh  bin,  vie  bemefkt,  denen  jedoch  nicht  ganz 
sicher).  Für  den  nicht  im  Privatbesitz  befindlichen  Theil  det  Domaniums  hat  femer 
<]\e  landesherrliche  Casse  einen  festen  Stouerbeitrag  zu  dieser  landtrirthschaftlicb*»n 
bteaer  zu  leisten  (unverändert  1897  wie  1870  46o07*'3  M.). —  ß)  Die  übrigen,  also 
die  kleineren  iSndlicbcn  Grundbesitzer  in  den  unter  a  bezeichneten Gtttem  und  auf 
dem  p.inzen  Don -iniom  (mit  Ausnahim-;  der  FIocken-Ft'lduiarlkL'n)  sind  wieder  in  einige 
Unterarten  für  die  B^eoerung  zerlegt  und  in  einigen  FäUea  sind  Befreiungen  (s.  §.  4, 
Kr.  4)  gewihTt.  In  der  Haaptsaehe  werden  fanz  kleine  Besitur  nnd  etwas 
grrössere  unterschieden  Jene,  d.  h  Besitzer  von  Häuslercien  (auch  Brinksitzer)  und 
BQdner  mit  Grundbesitz  bis  z«  21.6tf  Are  (100  Qu.r.)  /ahJon  für  jede  Ilaiislerei  den 
festen  Stencrsatz  von  3  M.  Diese  Leute  sind  die  oben  schon  erwähnten,  reiche  für 
eine  Bäuslerei  oder  BQdnerei  aber  bis  1  M.  Steuer  von  diesem  Betrage  von  3  IC, 
Ti.nch  einem  Zusatz  erst  im  Edict  von  1>!'7.  n^rt  -hnon  dfirfün.  wenn  sie  (oder  ihre 
Ehegatten)  ftXr  eine  von  ihrer  Uäuslerei  u.  a,  w.  aus  betriehcne  Bescbältigung  (ievorbe-, 
Besoldnngs-,  Erwerbs-  eder  Lohnsteoer  zahlen.  Die  übrigen  kleineren  Grandbesltzer 
werden  gemäss  der  Grösse  ihres  Besit/«s  an  Land  (Erbpacht,  auch  Zeitpacht)  nach 
einer  Stcuerscala  besteuert,  deren  Normalsatz  derselbe  wie  bei  der  Hafensfeuer  des 
'JrüäsgTundbesitzes  ist,  während  die  niedrigeren  Stcuerstufcn  sich  in  den  Stuuerbatzeu, 
rie  bemerkt,  etwas  hdher  stellen  (mit  weiteren  Spcdalbestlmmmigen,  Edict  §.  4, 
Nr.  2  nnd  ?,). 

h)  Die  zweite  Kategorie  der  Onsiten  der  iandwirtbschaftlichcn  Steuer  sind  die 
Pächter  lindlieher  Grundstöcke,  Sie  zahlen  nach  Terhiltniss  der  Pachtsnmme  Stener, 
deren  regelmässiger  Satz  IV  ^  %  jährlich  ist  (mit  Ausnahmen).  Kleine  Pächter  von 
nicht  über  75  M.  Jabrespacht  sind  dabei  frei.  Wird  mit  dem  Grundstück  ein  Gewerbe- 
betrieb erpachtet,  so  dvf  die  Gewerbestenef  fttr  letzteren  Ton  der  l&ndlichen  Steuer 
abgezogen  werden  (§.  7). 

c)  Pii  dritte  Kateiroric;  1)i!d*'n  die  Inhaber  lan d  «r  i  r  t h sch aftl i eher  T?e- 
iriebe,  auf  eigenen  oder  erpachteten  Grundstücken,  innerhalb  der  städtischen  und 
der  Feldmarken  im  Edict  (in  §.  2  unter  c)  genannter  Flecken.  Sie  steuern  nach 
dem  durch  Schätzung  ermittelten  Ertrage,  Stellenpächtcr  und  sonsti^re  reine  P&chter 
ebenso  wie  die  Pächter  unter  b.  andere  T.andwirthc  werden  nach  dem  Ertrag  ihrer 
Wirthschaften  jährlich  von  den  Gewerbesteuer- Einschätzungscommissionen  in  Classen 
eines  Steoertarifs  eingeechfttzt.  wobei  Erträge  bis  150  M.  frei  bleiben,  solche  ?on  150 
bis  300  M.  in  1.  Classc  ml;  1'  .,  n.  s.  w  .  in  H.  Classe  von  1.500—2000  M.  mit  18  M., 
von  der  7.  Clause  an  (2000— 2ö00  M.)  mit  den  i:>ätzcn  der  Gewerbesteuer  fur  Hand- 
werke, aber  immer  mit  dem  um  1  Classe  niedrigeren  Sab^e  besteuert  werden .  so  die 
7.  mit  80  M.  u.  s.  w.,  im  Allgemeinen  etwa  mit  IVio— l'/j  "  ^  "uter  B). 
Haltonpr  von  nnr  2  Knhen  und  Behatinnjr  ron  nur  200  Qu.-iJiuli.-n  4;!:;*;  Ar)  gilt 
dabei  aber  überhaupt  nicht  als  steuerpüichtiger  laudwirthschaltiicher  Betrieb. 

d)  Die  Tiette  Kategorie  sind  die  Verp&chter  ländlicher  GrnndstQcke  in  den 
städtischen  und  Flcckensi'eldmarken.  Sie  zahlen  nach  einer  Scala  mit  etwas 
niedrisreren ,  stnfenweise  steigenden  Degressivsätzen  */o— 1  %  bei  Ertrxffen  von  150 
bis  600  M..  bei  Erlragen  von  über  600  M.  lV»*o  vertragsmäüsigen  Pachtsumme 
des  Stenerjahrs.  wenn  ^ie  nicht  schon  die  landwirthschaftllche  Steuer  unter  a  tragen. 
Erträjre  his  l'O  M.  sind  auch  hier  frei  li^  0).  T^ine  bcmorkenswertlic  Bestimmung 
ist  dabei  noch,  dass  Commuucn,  weiche  von  ihren  Gcmcindcgliedcru  ausser  der  Armen- 
steoer  noch  snderwette  Commnnalstenem  erheben,  als  solche  ron  Zahlung  der  Stener 
für  ihre  Pa(  liteinnahmen  frei  sind  (eb.),  —  um  ihnen  also  zu  ermöglichen,  jene  Steuern 
mässiger  zu  halten,  Beamte  nnd  AnsrestiUte ,  welche  Besoldungssteuer  zahlen,  sind 
für  ihre  Dienstgrundstücke  in  den  ütadiischun  und  l  leckcnsfclduiarken  von  der  land- 
virtbHchaftlichen  Stener  unter  c  und  d  frei  (§.  10^.  Als  Grundlage  der  Veranlagung 
d  r  beiden  unter  b  und  d  genannten  Steuern  dienen  rem  Pflichtigen  der  Obrigkeit 
einzureicheode  Declarationen. 

§•  137.  3.  Die  II ietbsteaer  von  vermietfaeteD  Wohn- 
liinsern  ist  eine  Gebftvdesteuer  yon  Wobnhinseni,  aber  im  Unter- 
schied von  der  sonst  UblicheD,  eben  nur  tod  (ganz  oder  tbeilweise) 
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verii  it'theten,  also  unter  Freilassung  der  vom  Eigentbtimer  selbst 
bewobuteu  Käuine  uod  Häuser.  Sic  trifft  somit  den  Besitzer 
(Eigenthttmer,  Nutziiicsser,  ErbpUchter  u.  s.  w.^  iinr  als  Wobnungs- 
Vermiether,  dann  einerlei,  ob  er  staatsangebtii i^^  ist  oder  nicht, 
im  In-  oder  Auslande  wohnt.  Sie  entspricht  daher  der  sogen. 
Hauszinssteuer  anderer  Gebäudesteuersysteme  (Oesterreich,  Frcnsseii), 
und  ist  nicht  mit  der  sonst  Mietbsteuer  genannten  Wohnnogsstener 
cles  Mie Ibers  zu  Terwecbseln.  An  sich  ist  es  freilieh  angreifbar,* 
das  Wohnhaus  des  es  selbst  bewohnendeD  EigentbOmers  der  £r- 
trags-  oder  anch  einer  Einkommeosteaer  ittr  eineD  den  Werth  des 
Eigenbewobnens  entsprechenden  ,,Ertrag''  za  unterwerfen,  da  dies 
eine  wUIkührliehe  Singularität  in  der  Gesetzgebung  gegenttber  der 
Üblichen  abweichenden  Behandlung  der  sonstigen  Gebranebs-  nnd 
Nntzvermi^gensobjecte  ist,  die  nicht  als  solche  „Erträge''  gebende 
angesehen  werden.  Insofern  ist  das  Verfahren  dieser  mecklen- 
bargischen  Gesetzgebung  nicht  ohne  Weiteres  als  unrichtig  zu  be- 
zeichnen. Aber  bei  der  eigenthlUnlichen  ökonomischeu  Naüir  uud 
Function  des  Wohnhauses,  w. nigstens  in  den  Städten,  lässt  sich 
doch  nuf'h  wieder  seine  Behandlung  als  eines  cii-aiicn  Ertrags- 
objects  liei;i citeii ,  wie  sie  die  neueren  Gesei/<,':i"hinjgen,  besonders 
auch  Uber  Kinkonimen-  und  Vermögenssteuer  regelmässig  verfügen. 
Dann  aber  wird  man  die  Beschränkung  der  Steuer  auf  das  ver- 
miethete  Haus,  bezw.  die  vermietheten  Theile  ond  die  Freilassung 
des  selb^tbewobnten  doch  nicht  billigen  können. 

Die  Steuer  richtet  sich  nach  der  vertragiim&ssig  zahlbaren  Miethc  des  Stcaer* 
jähr?.  Jahrcsmietlien  bis  150  M.  sind  aiirli  lii.;r  frei.  Uoino  darübor.  Ivi-,-  600  M. 
»ind  «ach  Steucraatzeii  von  1  "  Löhcrc  xuit  1  %  bclc^.  lubaber  von  Diciiät- 
wobDQn^en  uod  Predifenrittvcnhäuscrn  bind  für  vermiethcte  Kaume  ftei  (§.  11).  Fllr 
initTcrniicthete  LatrorrSuine  odiT  Spi'ii'bcr  erfolfron  billige  AbschlSfrf  viui  der  Steuer- 
schuld, dagegen  auüallcDder  und  uohUlijter  Weise  nicht  far  die  mit  dca  Wohnaogen 
venDiethctCD  MObel.  Frei  eiiid  ferntTe  yemiethoDgeu  oder  analoge  Wobnnogtaber- 
laüäUDgen  auf  dem  Lande,  die  „im  Zusammenhange  mit  der  LandwirthschaJTt"  ge- 
schehen, sowie  die  Ueberlassung  von  Dienstwohnungen  an  Angestellte  und  Beamte, 
sodann  auch  hier  rermiethcndc  Uemeiudeu,  die  ihre  Mitglieder  sonst  besteuern  (ausser 
mit  der  Armensteaer  §.  12). 

§.  138.  3.  Die  (Gewerbesteuer  trilit  allen  von  In-  oder 
AuslUnderii,  Kinzehien  wie  Körperschatten  und  Gesellschalten  im 
•Staatsgebiete  ausgeübten  Gewerbebetrieb,  einerlei  auch  wo  der 
Gewerbetreibende  wohnt  oder  sich  aufhält,  im  In-  oder  Auslände, 
und  zwar  jede  zum  Gewerbe  zn  rechnende  Beschäftigung,  mit 
Ausnahme  der  wanderscfaein- steuerpflichtigen  Gewerbe  im  Umher- 
ziehen, die  einer  besonderen  Steuer  nach  Verordnung  ?om  30.  Sept 
1896  unterliegen.   Dabei  wird  in  der  Weise  früherer  und  noch 
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bestehender  anderer  Gewerbesteuergesetze  (Süddeutschland)  eine 
Reihe  der  Haaptarten  von  Gewerben  (jetzt  15)  besonders  als  stcuer- 

pflicbtig  autgezählt. 

Es  sind  die  üblichen  Gruppen  (Handel.  F3brikbetrie>i ,  .luch  Salinen-,  Hutten- 
and  Bcr^orksbetrieb,  Ilaiidwerübetneb,  Lohnfuhrvirerk  u.  dgi.  und  äonstigea  Transport» 
gew«fbe,  ancb  SefaUEftthrt,  Gast-  und  Schaokwirthschftft«  mit  flinl|^ii  veiteren  beson- 
deren  Specialisimnf^en .  die  in  den  allgemeinen  Gruppen  eigentlich  schon  enthalten 
sind,  aber  zum  Tbeii  in  bosooderer  Weise  besteuert  werden  (s.  u.),  and  mit  weiteren 
ÄB^boD.  w«lebe  dnnlne  Betrieb«  fn  ZveifelsAUen  za  der  und  der  Gruppe  gehttren 
<§.  13,  14).  nebst  Bestimmungen,  wie  Betriebe  mehrerer  Gewerbe,  Zweigniederlassungen, 
auswärtige  Gewerbetreibende  (so  auch  auswärtige  Versicherangs-  und  andere  Actien- 
gesellschaften  mit  Zweigniederlassungen  im  Lande)  zu  bebandeln  sind  (§.  15,  16). 
J^e  cbMftkteristische  Vorschrift  betrifll  die  —  Ge  werbcbteu erfrei heit  ?on  —  „Schul- 
Icbrern  auf  dem  .Lande,  welche  ein  Handwerk  ohne  Gehilfen  betreiben** 
(§.  14  unter  4\ 

Die  ( icwerbestcner  wird  dann  in  der  Regel  auf  Grund  von 
Einschätzungen  iür  die  Haujjtgruppcn  der  Gewerhe  gemäss 
dem  wirklichen  als  Reinertrag,  bezw.  Einkommen  auznsebenden 
nad  in  Geld  angeschlagenen  Ertrage  nach  Tarifscaiea  mit  be- 
stiiDinten  Steuersätzen  für  bestimmte  Ertragssommen  veranlagt, 
nnd  zwar  nach  verschiedener,  aber  unter  einander  in  ein  feetee 
VerhiUtniss  gebrachter  Scala  fttr  die  Tersehiedenen  Oewerbegmppen. 

Die  drei  ersten  Hauptgruppen  eind:  (1)  die  (lewerbo,  welche  mit  Handel,  I'al  dk- 
betrieb.  Snlmen-,  Hütten-,  Bergwcrksbcfrieb  bescliiiftifrl  sind,  dann  (2^  di<i  Handwerke, 
die  baudwerkäbnlichen  tmd  die  ihnen  ausdrücklich  gleichgestellten  Gewerbe  (so  ge- 
wOlmliehe  Transportgcwerbe),  endlich  (8)  BSeker,  SchUküiter,  6Mt>  und  Schankwirthe 
und  Mulilenbetrieb.  Der  Tarif  ist  ziemlich  gleich  bei  den  zwei  letzten  Gruppen,  nur 
ein  wenig  hOher  bei  der  letzten  gegenüber  der  vorletzten  in  Betreif  der  ersten 
(niedrigeren)  Classen.  Noch  etwas  höher  als  in  beiden  ist  er  bei  der  ersten  Gruppe 
diandel  u.  s.w.)  in  deren  untersten  Cla^st-n,  in  den  mittleren  und  höhefen  Classen  stimmt 
er  bei  allen  drei  Gruppen  tiberein,  doch  so,  dass  das  Handwerk  u.  s.  w,  einer  Ertrags- 
classe  auch  hier  immer  mit  dem  Steuersatz  der  zweitniodrigoren  Handelsgruppenclasse 
belegt  witd.  AUpremeine  Steuerfreiheiten  wehren  Niedrigkeit  des  Ertrags  sind  zwar 
nicht  gewährt,  aber  in  einer  1.  Classe  (unter  10(H)  M.  bei  Handel,  unter  600  M.  bei 
Uandw^on,  unter  900  M.  bei  Bäckern  u.  s.  w.)  werden  nur  Minimalsätze  (bei  diesen 
8  Kntegorieen  von  berr.  15,  3,  10  H.)  erhoben,  und  noch  diese  S&tze  kSnnen^  wenn 
die  Bettiebe  den  Inhaber  nicht  allein  ernähren,  auf  bezw.  5—10.  1—2  und  5—8  M. 
heral>{re?nt/t  wt^rdp«.  doch  mit  Ausnahme  der  (Jast-  nnd  Schanlcwirthc  in  der  8.  Katefforie. 
wo  lÜ  AI.  das  iiinunum  bleibt.  Die  Steucrsätie  btcigcu  dann  iu  bei  den  3  Kategoricen 
etwas  renchieden  gebildeten  Ertragsclasson  in  bestimmten  Sätzen,  b.  B.  in  der  8.  Classc 
bei  der  ersten  auf  80  M.  (3500—4500  M.  Ertragt  bei  der  zweiten  auf  40  (2500  bis 
3000  M.),  bei  der  dritten  auf  78  M.  (3600—4500  M.).  also  auf  bezw.  2 —  c.  1.3 
bis  1.9  im  Dorehsebnitl  dieser  achten  Glasse  jeder  Kateforie.  Yen  der  0.  Classe  an 
stimmt  der  Tarif  der  dritten  mit  dem  d.  r  er>teii  Handel)  tiborein,  von  der  11.  auch 
der  der  zweiten  (Handwerk),  nur  dass  bei  ihr  immer  der  Satz  der  zwcitrorhergehendcn 
niedrigeren  Classe  angewendet  wird.  Der  normale  Steuersatz  ist  2  7q  vom  Mittel- 
bctrag  der  Classc,  der  beim  Handel  schon  in  der  6.  Classe  (.2500 — 3000  M.  Kurativ), 
hei  den  anderen  Kategoriecn  erst  mit  der  Gleichstellung  ihrer  Classen  mit  denen  der 
Handel&kategorie  erreicht  wird  und  dann  vorbleibt  (Steigerung  von  600  M.  iur  je 
begonnene  80.000  M.  Einkommen  bei  tiber  100.000  U.  hinaus"!:  also  keine  weitere 
Progression,  wie  bei  der  Ziri-^^tcuer.  imd  ein  allgemein  (um  50  ^,'o)  höherer  Satz  als 
bei  der  landwirthscbaftlicheu  Steuer,  wo  diese  sich  nach  dem  £rtra|;e  richtet  (IV«  7o^« 
tun  100  %  bftherer  Sats  als  bei  der  Miethstener  (1  %).  —  BaokettQ.dfl  dagegen 
«ud  Eisenbahnen  werden  swar  auch  nach  dem  Ertrage  bestetifft,  aber  Je  nach  dessen 
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Hftlie  im  YerbältDiss  zam  Stammkapital,  in  minimo  mit  2  7o«         steigend  stnfan* 

weise  bis  aof  4  "'o  StenL-r,  Bankt-n  nach  dem  Gescliriftseiiikcmmen.  zu  dem  ausser  der 
Dirideode  der  Betraj^  der  AbscbreibuoKcn  zam  Keäerrcfouds,  Foods  for  besondere 
Yeriaste,  BeamtenTeTsorgung^^fonds  n.  cfgl..  sovie  die  TimtiiiDe  des  Tenraltungs-, 
Aufäichtsraths,  Vorstande»,  der  Beauiton  —  ^üweit  bei  diesen  die  Tantieme  nicht 
Tcrtnursmüssiircs  Gehalt  —  gerechnet  wird;  beträgt  die?  Geschäftscinkommen  weniper 
als  4  "/o  Kapitals,  so  i&t  der  Steuersatz  2,  bei  1 — 5*^  0  2'/^.  bei  5  — 6"/o  ^>  ^^i 
6—7  V9  8Vt,  bei  ttbcr  ?•/■  4*/,.  Eisenbahnen  aller  Art.  auch  electrische»  Pferde- 
bahnen a.  s.  w.  werdet!  etwas  gUnsligcr  behandelt  als  Ranken,  sie  zahlen  erst  bei 
weniger  als  5  7o  DiTideode  allein  (ohne  Eiitbe/iobung  des  sonstigen  Reinertrages)  2| 
dftUB  mit  Jedem  Dirideodenpioeeiit  mcbrim  i^teigende  ^tze,  4%  als  Mudmom 
em  bei  ttber  8  */«  Oiridende  (§.  80— 80cX 

Völlig  abweiclienci  von  dieser  au  eich  riebtigsten  Methode  der 
Gewerbestener  nach  dem  wirklichen  (Rein-)Ertrage  werden  dage^^en 
eine  Iicihe  anderer  Betriebe  besteuert,  nemlich  die  veri)raucbssteuer- 
pf1i('htie:en  I^rauereien,  Hren  ihm- eien  und  Rübenzucker- 
fabrikeu  in  Form  von  Zus  ciliaren  zur  Reichssteuer, 
bezw.  nach  ProductioDsmenge  (bei  der  Branntwein -Verbraachs- 
abgäbe)  und  RohstofTmeDge  (Zuckerfabriken):  nar  insofern  eine  be- 
denkliche Abweichong  yon  der  sonstigen  Stetierm6thod6|  aU  dabei 
keinerlei  Gleichmässigkeit  «wischen  der  Steuer  dieser  Gewerbe  und 
derjenigeD  der  flbrigen  garantirt  werden  kann,  aber  eben  eine 
Btteksiebtsabme  auf  diese  ohnehin  schon  mit  Stenern  belasteten 
dreiOewerbe.  —  Rheder  fUr  ihre  Schiffe  werden  femer  wieder 
nach  einer  anderen  Methode,  der  alten  nach  äasseren  Merkmalen 
(Tragfähigkeit  der  Schiffe),  nnd  einige  andere  Gewerbe  abermals 
anders,  snm  Theil  mit  festen  Taxsätzen,  besteuert.  Diese  Ab- 
weichungen sind  ftlr  die  Einheitlichkeit  nnd  Gleichmässigkeit  der 
sonst  rationellen  Gewerbesteuer  nachtheilig  uud  crscheineu  nicht 
genügend  begrUDÜet. 

Der  Bierbrauer  hat  ftlr  jede  Mark  Braustcuer  3  Pfennig  Zuschlag,  der  BnuiDt- 
weinbreoner  ftlr  jede  Mark  Mefschbottfgsteeer  1  Pf.  oder,  vo  anstatt  dieser  leCReren 

der  Zuschlag  zur  Verbrauchsab»rabe  .  rliolu  n  wird,  für  je  5  1.  reinen  Alcoholü  1  Pf., 
der  Hubenzuckertabrikant  von  jedem  Üoppclcentner  der  anseschriehcnen  Rübenmenge 
1  Pf.  zu  entrichten  (§.  31V  —  Die  Steuersätze  der  Schille  sind  nach  beeschifica 
(dabei  mit  Onterürhcidun^  von  Dampfern  uod  Seglern,  von  Material,  Eisen,  i^iahl  nod 
II<il7>,  Leichtern,  SclilL-ppdaropfcrn ,  Trannportschitlen  n.  s.  w.  auf  ßinnengewäsBcm, 
PabsagierschiOen  u.  dgl.  auf  letzteren,  bei  den  eisernen  und  stählerner  Sceschifleu 
auch  nach  dem  Aller  für  die  Regi^terlonIle  abge^toft.  Lohnfllbraa  tahlen  feste  Sitw 
in  2  Stufen,  Ffthrpär?;!,  r  von  jr  75  M.  T'u  ht  50  Pf.  (§.  82).  Erpachtete  Betnebe, 
roü  Loitericen,  Fischereien  entrichten  1  "/o.  von  Iloliändereien .  Schäfereien,  Torf- 
mooreii  0.8%  <i<^>'  Pacbt^ummo  (Min.  2  M.)  33),  sogen.  Proaer  (Scbarfnchter, 
Scbiader)  24  If,  und  6  M.  far  jeden  Knecbt  (§.  84). 

Die  Veranlagung  der  Gewerbesteuer  ist  nach  den  an- 
gegebenen (lewerficgruppen  etwas  versclned n  i^i  icgelt.  Für  die 
drei  genannten  Ilauptgruppen  (Handel,  Fabriken  u.  s.  w.,  Ilnnd- 
werk  u.  s.  w.,  Bäcker,  Gastwirthschaft  o.  s«  w.)  geschieht  sie  auf 
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Gruud  freier  Einscli  ä  tz  un  c:  des  Gesammteinkommens 
zü  den  Steuersätzen  des  Tarits  durch  eigene  Schatzung8- 
commissionen,  ^vLKbe  in  den  drei  Gebietsabtheilungen  des 
Landes  etwas  verschieden  gebildet  werden  Die  Gewerbelreibenden 
selbst  haben  dabei  zunächst  nur  die  Ftlicht  der  Anmeldung  ihres 
Gewerbebetriebs  bei  der  Obrigkeit,  aber  keine  Deelaratioospflieht 
binsicbtlioli  ihres  gewerblichen  EinkommeDS  oder  des  fieinertrags 
ihres  Gewerbes  selbst.  Doch  siod  sie  Terbanden,  auf  Erfordern 
der  Commtssion  oder  deren  Vorsitzendem  »»wahrheltsgemässe  An- 
gaben ttber  ihre  in  Betraeht  kommenden  Verbältnisse  zu  machen'^ 
Im  Falle  der  Verweigerung  verlieren  sie  das  Recnrsrecht  gegen 
ihre  Einschatznog  nnd  nnriehtige  Angaben  sind  straf  bar  (§.  24,  59). 
b  die  Schätsnngseommission  kann  die  Landesfinanzbehörde  (Landes- 
receptardireetion)  einen  Beauftragten  senden,  der  kein  Stimmrecht 
hat,  aber  alle  Materialien  einsehen  darf,  auch  auf  gleiehmassige 
Veranlagung  in  den  verschiedenen  Bezirken  hinwirken  soll  und 
gegen  ihai  zu  niedrig  scheinende  Veranlagungen  au  seine  BehOrde 
behuts  Monitur  zu  berichten  hat  (§.  28). 

S.  für  WL-iteres  'Einzelne  das  Edirt  §.  17 — 28,  besonders  über  die  Bildung  der 
Commii^äiuacn.  die  Milwirkuug  der  übrigkeit  in  der  Aofstcllung  der  Liatm  der  Steuer* 
pflicbtiiKcn  Gewerbetreibenden,  die  Functionen  der  CommitiBiODeii  tmd  ihres  YorsitzeDdea, 
i:'.'  Fjl:]'  htuiig  der  R^'clamationon  27).  Letztere  ix<'lion  ^re^en  diü  Eiuschärznnirg- 
comoiiiäöiouen  au  die  Ubiigkeiten  {in  den  ritterscbattlicben  Aeutero  an  dca  Vor- 
sitzeDden  der  Gominissloii)  znr  Erledigung,  die  Dach  Anhftrang  der  Goinmiüeion  erfoixt. 
Id  d.  Hi  Ccnsiten  gUnstij^en  Falle  wird  die  Sache  zur  Entscheidung  an  die  Steuer- 
Whiirde  { Kt'Ceptiirdirociiüii)  f?c!»Mtet.  Der  Censit  hat  weiter  gegen  ihn  nirlit  befrie- 
tlij^ciide  Ki)tscheidunj:cu  der  Ohriukuit  die  Berufung  an  diese  Directiou  uuü  von  ihr 
jetzt  aD  das  Finanzniinisterimn .  mit  kurzen  PrächiMvfnäten.  Die  drei  Geblets- 
abtheilnn:;i-n  sind  1)  die  Domanial-  and  ritterschaftiichen  Flecken,  die  Doinanialämter 
ind.  Ijicamerata  and  Klosteräioter,  2^  die  Städte  für  deu  eigeutlichen  Stadtbezirk, 
aebet  Kftmmereigateni  und  G&tern  milder  SliftuDgeo,  für  Bestock  ist  Efntlieilaiif  in 
Bdifere  SteoerlMzlrke  xolissif,  8)  die  rütendufUichen  Aemter  (|.  21). 

Die'  übrigen    steverpfiichtigen    steheDden  Gewerbebetriebe 

(Banken,  Bahnen,  Brauer,  Brenner,  RHbenzuckerfabriken,  Rheder, 

Fährinbaber,  Erpächter  der  oben  genannten  Gewerbe,  Froner) 
werden  veranlagt  auf  Grund  von  Dcclarationen,  die  sie  tlber 
alle  für  ihre  SteueipUicht  in  lietracht  k(»nnnenden  Verhältnis-i  /u 
machen  verpflichtet  sind  (§.  35):  imnaerhin  t^Pii:»"nfi})er  den  anderen 
(Tewerbebeirieben  eine  Behandlung,  welche  ungünstigere,  d.  b. 
scbärtere  Besteuerung  ermöglicht 

§.  139.  4.  Die  sogen.  „Besoldnngs-  nnd  Hebangs- 
Btener"  und  5.  die  Erwerbssteuer  steben  in  näherer  Verbindnog 
mit  einander,  indem  hier  bei  Personen,  welche  diesen  beiden  Steuern 
unterworfene  Einnahmen  (Einkommen)  haben,  eine  Zusammen- 
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reohnnng  erfolgt  uod  vom  Gesammtbetrage  der  tarifmäasige 
Stenersato  (§.  43)  erhoben  wird  (§.  41). 

Die  erstgeoaBote  Steuer  trifit  die  Gebalte  iL  dgl*,  mit  Neben- 
bestlgen,  anek  die  Pensionen  (inoK  Wittwenpensionen)  ans  aller  Art 
OffeDtlieben  Dtenates,  sowie  die  Einnahmeo  der  Inhaber  von 
Stifts-  oder  Elosterplätzen  und  Shnliehen  Benefieien  (§.  37). 

üeber  den  OmOuig  der  eobjeetfren  und  objecdren  Steuerplllolit  s.  eb.  §.  S7, 

worin  u.  A.  die  Rttcksicbt  auf  das  Reichsgesetz  betr.  VeriDcidang  ron  Doppolbesteacrang- 
herrortritt  Bemerk-Misworth  ist  die  Bcstimmting,  dass  bozno;liclie  Einkünfte  aus  dem 
Keichsauslandc  nur  steuerpflichtig  sind,  wenn  sie  nicht  dort  schon  einer  dem  Be-^ 
zieher  zur  Last  fallenden  Steuer  lutttl^a.  Di«  betreffenden  Einkaufte  eines  Genalten 
^\n(\  >i*-huffi  der  Stoiicrpflicht  zusammenzurechnen,  wobei  nur  die  im  Gesetz  genannten, 
übrigens  liberal  bemessenen  Ab/cüge  gemacht  werden  dürfen  (§.  8Ö),  u.  A.  auch  fUr 
die  auf  gwetdlclieT  Yeipflichtung  benibenden  WittireneasBenbeitrftge.  EigendiOmÜdie 
specielk  Nürmcn  bestehen  ftJr  die  Fuhrkosten  der  Geistlichen,  für  die  Gcidanschl&ge 
fUr  Wohnungen  ferschiedener  Kafegorieen  von  Personen.  Feststehende  Einkünfte  sind 
mit  dem  Betrage  des  Steuerjahres,  unbeätimmte  nach  dem  wirklichen  Betrage  des 
fonngegangenen  (nbo  nicht,  vie  ftfaUob,  nach  nebijihrfgein  Dnrehachnitle)  nninsetseii. 

Die  Ei  wei  bssteuer  betnfl't  das  Einkommen  —  nach  der 
Terminologie  des  Edicts  die  „Einnaliinen"  —  aus  der  AusUbang 
einer  nicht  gewerbeäteuerpflichtigen  Kunst  und  Wissenfit  hatt,  aas 
Gehalten  u.  dgl ,  auch  Pensionen  in  Pri vatdicnsten  (\  xcl.  Dienst- 
boten und  niedere  Gewcrbsi:elii Ifen)  und  aus  and  e  i  c  ii  Stella  n  g  e n, 
welche  nicht  schon  unter  die  C^werbe-  oder  Besoldnngssteaer 
fallen. 

Dabei  sind  die  Fälle  der  AMialtnng  Öffentlicher  Auctionen,  Agenturen,  Führung 
ron  Curatelen  noch  ausdrücklich  als  erwerbssteucrpüichtig  bezeichnet  (§.  39).  Die  Ein- 
nahmeo und  Abzüge  werden  wesentlich  wie  bei  der  Besoldungssteaer  berechnet 
„FMe  Station**  ist  mit  mindeatens  200  M.  «nzoBelsen  (§.  40^ 

Beide  genannte  Stcuein  werdeii  auf  Gruiul  von  Declaiutiunen 
veranlagt,  zu  denen  die  Betreffenden  verpflichtet  sind  (§.  41).  Die 
Besteuerung  erfolgt  nach  einem  Stufeutarif  mit  Degressivsteucrsatz 
von  c.  2  ^'^  abwärts  beral)  bl^  ;iaf  Vc — Vs  Vo-  Aber  für  eine  ganze 
Reibe  aut^'i /.iililfer  Kato^erieen  liicrber  p:ebr>riger  Personen  sind 
dabei  nicht  gerade  niedrige  und  einzeln  etwas  willkUhrliche Minimal- 
Stenersätze  vorgeschrieben  (§.  43). 

Frei  ist  der  Retrafr  nnf.  r  75  M.,  dann  V«  M.  Steuer  in  erster  Stufe  ;75-  ITiO  M.), 
der  Tarif  hat  weiter  kleine  btnfen  ?on  bloss  75  M.  Steigerung  mit  festen  S&tzen,  die 
ent  bei  der  Obergrenze  der  Stafe  von  "i^B^lBSO  M.  2  %  erreichen,  was  dann  foq 
da  an  Steuersatz  des  Zuwachses  bleibt  (IV«  M.  lür  je  75  M.)«  80  da»  2  Toll  tLbef 
hanpt  nicht  ganz  enelcht  wird. 

§.  140*  6.  Die  Lohnsteuer  ist  eine  directe  Steuer  vom 
Arbeitslohn  n.  dgl.  aller  Lobnarbeiter,  Dienstboten,  Gewerbegehilfen 
nnd  zwar  mit  verschiedenen  festen,  innerhalb  Mininiis  uüd 
Maximis  sich  bewegenden  Taxsätzen  für  die  iiu  Ldict  einzeln 


^  kjui^uo  i.y  Google 


BcMldnng»-,  EnreriM»,  LobO',  ZianrnttaBT. 


473 


aafgezählten  Kategorieen  der  hierher  gehörigen  Personen.  An  WiU- 
kühr  der  Sätze  im  Verbältnigs  zu  einander  fehlt  es  auch  hier  nicht, 
wenn  sie  auch  im  Ganzen  der  versobiedenen  Leistongafftbigkeit  an- 
gepasst  ond  niedrig  sind  (§.  44). 

Der  niedrigste  Satz  ist  '/i  ^-  (Lauf  barschen  u.  dgl.)  und  1  M.  (Lehrlinge  mit 
eisenem  Tenlienst,  Dienstboten  ohne  Baarlohn  nnil  mit  bis  60  M.  Lohn,  auch  Hof- 
iräager):  daau  2  M.  (für  gewöhnliche  Tagelöhner  uud  ahnliche  Leute,  bei  geminderter 
EiverbsflUiigkeit  1  M.),  Dienstboten  zahlen  nach  der  Lohnhohe  in  6  Stufen  1 — 5  M., 
letzterer  Satz  bei  Löhnen  aber  240  ^r,  Trin  lwerksgesellen,  Fabrikarbeiff^r  u.  dgl. 
3  H.,  FabniarbeiterinDen  o.  dgl.  !'/•  M.,  \  eriuuferionen  in  Llden  2>-6,  JPurtiers  und 
Bamiowclilo  ia  Wlitfaeehafteii  8—80  M.  n.  i.  w.  (§.  44). 

§.  141.  7.  Die  Zinsens tener  trifft  £inkttnfte  ans  aller  Art 
tosstehender  (d.  h.  yerliehener)  Kapitalien  (Weribpapiere,  anch 
Actien  inbegriffen^  anch  Apanagen,  Witthtfmer,  AHentheile),  in-  und 
MsUbidisebe  Einkllnfte  natflrlicher  wie  jaristiscber  Personen,  ein- 
seUiesslieh  Vereine,  Genossenscbalten,  Anstalten,  welche  anter  ihrem 
Namen  Rechte  erwerben  n,  s.  w.,  naeh  dem  Betrage  im  Torans- 
gehenden  Jahre  (§.  45).  PassivziDsen  n,  dgl.  dürfen  abgezogen 
werden  (§.  46).  Steuerpflichtig  ist  dann  der  Gesammtbetrag  der 
reinen  Eiuküulie  aus  Zinsen  u.  s.  vv.,  unter  Einrccbnung  derjenigen 
der  Ehefrau  und  unabgesonderter  Kinder  (§.  47).  Die  Veranlagung 
erfolgt  auf  Grund  von  Deciarationen,  die  nach  bestem  Wilsen 
und  Gewissen  abzugeben  sind.  Die  Controi-  und  Straf bestimmungen 
sind  Tcrhältnissmässig  scharf  (§.  49). 

Ausser  der  Obrigkeit,  die  bei  allen  Steuern  das  etwaige  Strafverfahren  einzuleiten 
h  if  §.  7.""),  ist  bei  der  Zinsenstener  die  Landeireceptardirection  zur  Controle  und  zur 
ijuiciiuiig  des  SLrafverlahreiii  vcrpllichtet,  hat  die  Sirafe  (o-faches)  einzuziehen.  Die 
Xacblassgcrichte  sind  verpflichtet,  der  Obngkeit.  bezw.  Landeareceptorbebörde  mit- 
zntheilen  ,  ob  sich  bei  Nachlässen  zinssteuerpflichtige  Einnahmen  vorfinden,  die  ober- 
vormandschaftUchen  Behörden  mtlsseo  von  Amtswegea  die  ZalUung  der  Steuer  aus 
GamtelrermOgeii  tlbervachen  und  sie  den  Gamoren  zur  Pflicht  machen  (§.  49).  Die 
Nachfordernng  der  Zinsensteuer  selbbt  unterliegt  keiner  Verjährung  (bei  diiu  anderen 
Steuern  in  10  Jahren),  die  Dcfraudationsstrafo  verjährt  erst  in  10,  bei  den  anderen 
Stenern  schon  in  8  Jahren  (§.  7ü}.  Der  Tod  des  defraudirenden  Censiten  schliesst 
die  EtkeoDuug  und  Beitreibung  der  Strafe  nidit  ans.  Di«  Sbafe  ist  ans  dem  Machlaas 
oder  roll  den  Erben  einzoziehen  (§.  4d). 

Der  Steuertarif  ist  von  3  %  abwärts  ein  degressiver,  steigt 
aber  jetzt  nach  dem  Edict  von  1897  bei  Einkommen  über  15.000  M. 
über  3  LiLaus,  schliesslich  bis  auf  4  %  bei  mehr  als  lOO.üOO  M. 
Einkommen  aus  Zinsen  (§.  50). 

Steuerfrei  auch  hier  Beträge  bis  7"»  M..  dann  Stufontarif  mit  Classen :  !.  '^'^  M. 
für  75 — 150  M.,  also  1 — V«  Steigerung  der  Stuten  auch  hier  je  um  den  klemea 
Betnkg  Ton  75  M.,  2.  Stnfe  1 M.  Steuersatz  fftr  150—225  M.,  also  Vt*  s.  w., 
Stufe  von  5925-0000  M.  177^  .  M.  St.^uersatz,  6000—^^075  M.  180  M.,  also  3  fUr 
die  UntergTenzc,  darauf  bis  15.0UU  M.  fUr  je  75  M.  Einkommeu  mehr  M.  Steuer- 
satz mehr,  also  o  %.  bei  Einkommen  o.  s.  v.  von  15.000—25.000  M.  3V4^^o> 
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über  25.000—50.000  M.  3*/,,  von  über  öO.üOO— 100.000  M.  a»/*,  Ton  böhcrom  Betrage 
4  ^Jq  -.  die  neoerdiagB  in  Deulseliland  flbUch  werdenden  SAUa. 

Die  Steuer  ist  also  schon  bei  mittlerem,  vollends  bei  grösserem 
und  ganz  hohem  Zinseinkommen  hdher  als  bei  anderen,  nament- 
lieh  aneh  als  die  Gewerbesteuer  und  die  Besoldungs-  und  Enr erbs- 
Bteoer,  die  nieht  Aber  2  %  steigen,  vollends  als  die  Hiethstener 
(1  Wie  boeh  sieh  die  landwirtbschaftliehe  Steuer  wirklich 
stellt,  Ist  nach  ihrer  Veranlaguugsart  in  dem  wiebtigsten  Falle,  bei 
GrossgrundbesitZ)  nieht  allgemein  anzugeben,  jedenfalls  ist  sie  aber 
nicht  progressiv,  auch  bei  sehr  grossem  und  selbst  bei  verpachtetem 
Grundbesitz  niclit.  Ob  mit  Recht  die  Ziusensteuer  alleiü  — 
bis  zu  einer  niedrigen  Höbe  des  Steuersatzes  freilich  immer  nur  — 
8  0  „progressiv"  gestaltet  werden  hoII  und  ob  das  richtige 
Maass  ihrer  grösseren  Höhe,  vergliclicn  mit  den  anderen  Steuern, 
passend  bestimmt  ist,  auch  weuii  man  „Zinsen"  als  das  ,be8t- 
fundirte"  (?)  Einkommen  ansiebt,  möchte  doch  nicht  ohne  Weiteres 
za  bejahenseiu.  Namentlich  verpachteter  Grundbesitz,  be- 
sonders grosser,  und  vermiethete  Häuser  stellen  doch  kaum 
eine  Quelle  weniger  „fundirten"  Einkommens  als  Leihkapital  dar. 
Die  Höhe  des  Steuersatzes  und  die  sogen.  Progressivität  (richtiger: 
Degressivit&t,  aber  von  einem  etwas  höheren  Satze  abwärts)  bei 
dieser  mecklenburgischen  Zinsensteuer  sind  ganz  berechtigt  nnd 
auch  wohl  ziemlich  richtig  bestimmt  Aber  wenigstens  auf  grosse 
gewerbliche  und  landwirtbschaftliehe  und  besonders  auf  grosse 
Pacht-  und  Mietheinkommen,  auch  auf  grosse  Besoldnngs-  und 
liberale  Bentfseinkommen  sollten  dieselbe  Grundsätze  angewendet 
werden. 

8.  Die  Hundesteuer  ist  die  letzte  der  Staatssteuern  des 
Systems,  im  niedrigen  Satze  von  1  M.  für  jedweden  Huud  (g.  b) 

142.  Allgemeine  Bestimmungen  tlber  diedirecten 
^^tiueru.  Das  Contributioufcedict,  welches  wir  hier  in  seinen 
Hauptvorscbriften  Uber  die  einzelnen  Steuern  dargelegt  liabcn,  ent- 
hält dann  noch  eine  Keibe  von  allgemeinen  Bestimmungen, 
weiche  sieb  zum  Theil  aber  wieder  auf  die  besonderen  Verbältnisse 
einzelner  Steuern  beziehen  (§.  52^80).  Vieles  davon  betrifft  Einzel- 
heiten der  Steuerverwaltnng  ohne  allgemeinere  principielte  Bedeutung 
und  bloss  mit  solchen  Abweichungen  von  den  Verhältnissen  anderer 
Länder,  welche  die  Folge  des  eigenthttmlichen  mecklenburgisolien 
Staatsrechts  sind.  Nur  Einiges  sei  hier  noch  hervorgehoben. 
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Wie  schon  obco  bemerkt,  werden  die  einzeloea  Steuern,  die  Pflicht  zu  ihrer 
Zahlflsf  Tonnsgesetzt,  neben  einander  erhoben.   Bemerkensrerth  ist  dabei  aber  nocb 

die  Boatiminung:.  Jass  Jemand,  der  wogen  vcrschiedoDartigen  Einkommens  Besoldungb-, 
Erverbä-  und  Ziosensteuer  zu  zableu  bat,  mindestens  so  viel  im  Ganzen  entrichtou 
soll,  als  er  bei  Zosammenrecbnung  aller  seiner  Einnahmen  iniiidobteus  nach  der 
niedrigsten  der  beiden  Stcaerscalen  lahlen  mQsste  (g.  52,  43,  50).  Das  kann  z.  B. 
bei  einem  Beamten  mit  Zinseinkommen  practisch  werden.  —  In  Ergän/iiri^'^  der  Be- 
stimmongeu  bei  den  einzeiueo  Steuern  werden  noch  einige  allgemeine  über  Steaer- 
befrelanf  en  getroffen  (§.  56).  Solohe  treten  nicht  ireiter  ein  bei  der  landirirth- 
schafiliclirn  und  Gewerbesteuer,  denen  daher  z.  B.  auch  gegebeaenfall-i  der  Landes- 
((kTät  unterworfen  ist,  wohi  aber  bei  den  übrigen  Steuern.  Von  diesen  allen  ist  u.  A. 
der  GrooBherzog  und  alle  Mitglieder  beider  grossherzoglichen  Hiaeer  frei,  dann  der 
iürchenfonds  und  einige  Wohlthfttigkeitsfondhi,  namentlich  aber,  in  einer  gewi^en 
socialen  Rücksicht,  Personf^n  unter  16  Jahren  mit  Steu erbet rSsren  ron  unter  3  M. 
(aosser  bei  Zinsen-  und  Uuaüet>teaer).  ferner  nack  ubrigkeitlichem  Zeugniss  unrei- 
B&gende  und  erwerbsonfthige  Pereonen,  welche  nicht  steuerfthif  sind,  noch  Wittwen 
auf  Ta<?elobn  ohne  anderes  Einkommen.  V  »::  d  t  Besolduniers-,  Erwerbs-  nnd  Lohn- 
»euer  sind  nach  allgomoiuen  deutschen  Mormeu  gewisse  Militärpersonen,  sowie  Kriega- 
imHden  fiSr  gewisse  Penstonserhshnngen  «nd  Ebreoznlagen,  ferner  aueb  DiaoonissoA 
ond  Schwestern  des  rotten  Kreuzen  frei;  von  der  Zinsensteoer  allein  die  Allers-,  In- 
Taliden-  und  ünfalircntcn  bis  200  M.  uv-h  den  KcichsgeeetEen,  sowie  die  Rdclis- 
FersicherQngüauäialten,  (jenossen.schafiea  und  Casieü. 

Für  alle  Steuern  besteht  ferner  ausser  der  fdr  einzelne  besonders  vorgeschriebenen 
^e  ftllfemeine  Deelarationspflicht  des  C^isiten,  wonach  dieser  auf  Verlangen 
der  competeufen  Behörde  Angaben  zu  machen  und  specificirto  V^erzeichnisse  a.  s.  w. 
zu  liefern  hat,  wie  sie  zur  Ermittlnng  seiner  Steuerpflicht  erforderlich  «ind,  und  zwar 
so,  das8  er  sie  aof  weiteres  Verlangen  eideasHtilicb  bekräftigen  Itnan  {§.  57,  Abs.  1). 

Arbeitgeber,  d.  b.  Gewerbetreibende,  Dienstbemebaften  iL  s.  w.  (auch  laod- 

wirthschaftlichc)  haben  nirht  nur  I) e r.  1  arat  i  o n  c n  Isozeii  ,.Mcldabg-ahe"  der  Theorie) 
ober  die  Verhältnisse  ihrer  Arbeiter  u.  s.  w.  und  in  Kost  und  Lohn  befindlichen  Leute 
zu  machen,  sondern  auch  deren  Steuer  an  die  StenercaSite  zu  entrichten,  mit 
deaBecbt,  sie  sich  vom  Pflichtigen  vergüten  ni  lassen  (§.57,  Abs.  4):  ein  theoretisch 
Tind  practisch  streitiger  Piinrt,  der  aber  hier,  zumal  unter  di n  L  mdcsvorhältnissen. 
wohl  richtig  in  zulässiger  Weise  entschieden  ist.  Unterlassung  dieser,  sowie  der 
Bedamtioaen  in  eigener  Sache  und  vnricbtige  Angaben  werden  als  Defraudation  an- 
gesehen und  mit  dem  Dreifachen  der  rorkUrzten  Summe  als  Strafe  bedroht,  woneben 
stets  die  Steuer  selbst  noch  zu  zahlen  ist  Eine  Umwandlung  dieser  Geldstrafen  im 
QarennOgensfallo  in  Freiheitsstrafen  erfolgt  übrigens  niclit 

Die  Veranlag vng  und  Hebung  (§.  60 — ^79)  der  Steuern  schlleast  sich  wie 

überall  nothwendip:  an  die  Orpani-ation  der  Landcsvcnfraltaug  an,  hat  daltor  wieder 
in  Mecklenburg  ihre  Eigenthumlichkciten.  Allgemeine  VeraolagungsbehOrdcn  sind,  ab- 
gesehen von  den  SchUznngscommisrionen  der  Gewerbesteoer,  die  Ortsobrigkeiten, 
daher  verschiedene  in  den  Maatsrechtlich  verschiedenen  (jebietstheilen ,  so  auf  den 
ritterschaftlichen  GtUern  die  Gütsobrisriieit  allein,  im  Domanium  das  Amt.  in  den  Land- 
städten und  in  Hustock  und  Wismar  der  Magistrat.  In  den  Domänen,  in  allen,  auch 
den  ritterscbaftticben  Flecken,  in  den  Stidten  nnd  Klosterämt*  rn  >ind  aber  von  der 
Obrigkeit  sogen.  ,,Colligiruug8dcpiitationen**  von  2  und  mehr  Beisitzern  aus 
Aen  Censiten  zu  dem  Veraniagongsgeschäft  hinzuzuziehen:  also  eine  Mitwirkung  der 
Steuerpflichtigen  selbst  ist  auch  hier  jetzt  erreicht.  Die  Obrigkeiten,  bozw.  diese 
Dq>Utationcn  haben  u.  A.  die  Befugniss,  auch  von  Amtswegen  cndgiltig  die  Si  uor 
eines  Censiten  anzusetzen,  der  nicht  declarirt  und  damit  das  Kcciamationsrccht  v  i- 
lurcn  bat,  und  sogar  für  die  Vergangenbeil,  wenn  Mch  erweist,  dass  da  zu  wenig  vuii 
ihm  gezahlt  worden  ist,  wo  dann  fur  den  Censiten  die  Pllicht  zur  Nachzahlung  besteht 
Sie  können  dal  i  mangels  andcrt  r  Anhaltspuncte  eventuell  sich  bei  der  Veranlagung 
an  den  muthmaai>siichen  Aufwand  des  Censiten  halten  (§.  65).  Die  Veranlagung  er- 
folgt jährlich.  Redamationen  des  Censiten  gegen  rermeintlich  unrichtige  Veranlagung 
peheii  mit  kurzen  Präclusivfristcn  an  die  Obrigkeiten  .selbst,  weiter  von  da  an  die 
Keceptnrdirection ,  von  da  an  das  Finanzmini^f'^rium  (§.  77).  Die  Obrigkeiten  hal)en 
aach  die  Defraudationen  von  sieb  aua  m  vci  tuigcn  und  in  der  Sache  selbst  auf  Kach- 
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tthlnag  und  Stnfen  so  eifcennen  (§.  78).   Die  Yei}i]inmg8fHste&  (§.  79)  sind  die 

obm  schon  (S.  473)  erwähnten,  für  Ordnungsstrafen  1  Jabr. 

Die  Hebtan}?  erfolgt  halbjährig  (2.  Hälfte  October  und  April  für  das  jetzt  ?om 
1.  Juli  zum  1.  Juli  näcliäten  Jahres  laufende  Bechnnugsjabr),  wobei  die  Flüchtigen 
das  Geld  selbst  an  die  Obrigkeiten  einsoUefen  haben.  Nacblisse  dttrfen  letztere  nur 
„in  dringenden  F&llen"  gewähren  ünd  müssen  sie  dann  der  Steuerbehörde  begründen 
75*  8.  auch  §.  76  Uber  die  Beschränkung  Ton  äteuerrestitotioaen).  Zwangsveise 
Btftreibtuig  erfolgt  sofoR  naeb  Ablauf  der  balbmottatUebett  EinHeferangdUst«  die 
Z\¥angsrollstreckung  geht  nur  in  das  bewegliche  Yerm&^cn  des  Cenidten  (bewegliche, 
körperliche  Sachen,  Fordorunpcn)  (§.  68.  68a).  Die  Ubrigk.  itim  selbst  müssen  bei 
Vermeidung  der  ZvrangsvoUstreckuüg  gegen  sich  spätestens  bis  ^um  Kude  des  auf  den 
Hebungsmonat  folgenden  Termine  den  üesammtbetrag  der  Steuer  der  Receptarcaase 
einliefern,  mit  den  Steuerregistern  selbst  (§.  69V  Sie  erhalten,  mit  Ausnahm r  der 
litterschaftlichen,  als  Vergütung  aller  ihrer  Auslagen  und  Kosten,  aach  des  von  ihnen 
xn  tragenden  Potloe,  8  %  der  1)ei  jeder  Hebung  zur  Abliefening  kommenden  Snmoie, 
sowie  die  Strafgeldbeiräge  f^.  7:V). 

Die  Landesrecepturdirection  fun^irt  dann  auch  als  Oberaufsichts- 
und KachprUfnngsinstanz  fUr  die  Veranlagungen  selbst,  kann  eine  Wiederholung 
der  Einschätzung  durch  die  Commissionen  veranlassen  und  hat  das  Becbt  zn  ICooitin 
gegen  die  Obrigkeiten,  kann  in  diesen  auch  entscheiden.  Gegen  diese  Anordnungen 
der  Direction  steht  den  Obrigkeiten  die  Berufung  au  das  Ministerium  zu  (§.  71 — 72a)w 

Alle  diese  Dinge  encheinen  gut  geordnet  aod  aaeh  modernen 
Anspruch  en  gemSss.  Nor  die  Gewähr  der  Berufang  an  unabhängige 
richterliohe  Instanzen,  zamal  in  Sachen  der  Personalsteaeni,  der 
Gewerbe*,  der  Zinssieaer  fehlt  nooh.  Es  wird  noch  Alles  von  Ver- 
waltnngibehOrden  allein  entschieden,  wie  ja  aber,  znnial  bis  vor 
Kurzem,  anch  in  den  anderen  dentsdhen  L&ndem  meistens.  Die 
ganze  Entwiekiting  dieser  meeklenburgischen  Gesetzgebung  ttber 
directe  Stenern  im  Id.  Jahrhundert  und  besonders  seit  den  ISGOer 
Jahren  ist  wieder  ein  gntes  Beispiel  und  ein  Beleg  dafür,  wie 
trotz  aller  heinmeiulen  Momente,  welche  in  der  Landes verfassimg 
liegen,  die  vvirthschai'tliche  Entwicklung  mit  treibender  unwider- 
Htehlicher  Gewalt  anf  eine  dieser  Entwicklung  entsprechende  Fort- 
biiduug  dcB  »Steaerrechts  hinwirkt. 

§.  143.   Ertragsstatistik  der  directen  Stenern.  Die 

Steuerausschreibungen  nach  dem  Conti  ibutionsedicL  von  1870  u.  ff. 
erfolgt  nach  dem  Bedarf,  zeitweilig  daher  nicht  im  vollen  Betrag 
der  Steuersätze,  so  dass  dann  diese,  ohnehin  im  Vergleich  mit 
anderen  deutschen  Gesetzgebuniren,  abgesehen  von  der  Zinsensteuer, 
meist  nicht  hohen  Sätze  sich  noch  entsprechend  vermindern. 

Die  Erträge  der  Steuern  sind  nach  dem  mecklenburgischen  statistischen  Jahr- 
buch (S.  223)  in  den  letzten  Jahren  folgende  gewesen.  Von  1889/90,  wie  Torher, 
bis  1892/98  worden  Vi»  erbeben,  1898/94  */t««  seitdem  der  ?olle  Betrag.  Die  Zablen 
geben  aber  auch  für  1*89/90  den  rollen  Ansatz  des  Rohertrags  der  einzelnen  Steuern 
und  im  Ganzen  an,  nur  beim  Keinortrag  dieses  Jahres  den  wirklichen  Steuerertrag. 
Die  Steuern  des  letzten  Jahres  der  Tabelle  sind  nach  dem  Contiibationaedict  von  1897 
erhoben,  da«  am  1.  Jnli  1897  in  Kraft  trat 
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Tal».  7$.  Ertr&^e  der  Mecklenburg -schwerinscheD  directea  Stenero 

des  GoBtributionsedIctä.   (1000  Merk.) 


Steaern  1889  90  18%/Ö7  1897/98 

LauciwinliSchAfUicbe  .  752  748  741 

Hietli-   89  50  55 

Geverbe-   504  564  628 

Beeoldoogs-  ....  192  282  287 

Enrerb-   97  112  118 

Lohn-   272  293  276 

Zinsen-   300  387  427 

Hunde-    .....  38  36*  37 

Samme  roh   .   .   .  2189  2418  2520 

Samme  reio  .   .   .  1473  2345  2487 


Das  Gleichbleiben  der  landwirthschaftlichen  Steuer  In  der  ganzen  Periode,  die 
genoge  Steigeiuog  der  Besoldnagssteuer  und  das  Sinken  der  Lobneteaer  im  leUteB 
gegen  das  rorletzte  Jalir«  dae  besOodig»  Steigen  der  Hfetli'.  besonders  aber  der  <ie> 

rl>e-  und  der  Zinsensteucr,  zamal  rom  vorletzten  zum  letzten  Jahre,  sind  bemerkens« 
Werth.  Es  erpriebt  sich  daraus,  dass  das  letzte  Contributionsedict  die  Steuerlast  noch 
mehr  aaf  Gewerbe  und  Ziu^cu  biiigcächobeu  und  sieb  die  Be&tcueruxig  des  ländlichen 
Gmndbcsitxes  und  der  Laudwirthschaft  rclatir  refinindert  hat.  Die  landvlithschaft- 
licbe  Steoer  ergab  im  1.  Jahie  84.4,  im  letstcn  nnr  29.4  7«  des  GeeammtertiagB. 


b.  Oldenborg. 

%.  144b  TorbemerkoDgen.  Ueber  die  Flaansen  des  Landes  in  froherer 

Zeit.  bes.  um  184!^'— 50,  s.  v.  Reden,  Finanzstatistik  I,  2.  Abth..  S.  1013—1072. 
bes.  1023  ff.,  über  die  Steuern  S.  1040  ff.  S.  ferner  oben  S.  448  die  statistischen 
Daten  tlber  die  Grösse,  Bevölkerung  und  Gebietsein thcilung  dieses  Staats.  Ueber  den 
Haopttheil  desselben,  das  lierzogtham  Oldenburg,  s.  das  umfassende  statistische  Werk 
des  Vorstandes  des  statistischen  Bureau«*,  P.  Kollmann,  darin  tlber  die  (Tnin  !-  und- 
Geb&ndesteaer  S.  III  ff.,  die  Einkommensteuer  und  stenerliche  Gesammtbclaätuog  mit 
Siaals-  und  Gommnnalstoaem  8.  518  ff.  Von  demselben  Autor  dier  reichhaltige 
Tortrefflirhe  Abhandlung  „Die  Commtinalbclastung  im  Grossherzogthurn  Oldenbur^j:  auf 
Statistischer  Grundlage  dargestellt",  riii.arch.  B.  I,  S.  622 — 747,  dario  Uber  die  directea 
Siaateteaem  S.  637—642,  dasn  die  PnbKcation  des  Statistischen  Bureaus  Heft  20, 
der  „Statistischen  Nachrichten"  (1886)  Finanzwesen  der  Communalverb&nde,  ferner 
.Die  Gemeinden  des  Ilerzojith.  Oldenburg"  S.  54  fT.  AnsfrezeichiK-f'-  firKiu/stafistische 
Arbeiten,  wie  äie  kaum  für  ein  anderem  Land  vorliegen,  u.  A.  nut  LiUeraucLungcn 
Uber  die  Verschiedenheit  der  YerhAltnissc.  auch  der  Stcucrbelastung,  In  den  drei 
wirthscliaft  h  rli  en  Gebietsgruppen  des  Iler/ogthums,  der  Oldcnburger  Marsch,  der 
Oldenburger  Geebl  und  der  Mttnsterscbcu  Geest.  Ich  muss  mich  hier  darauf  be- 
fdniaken,  aof  diese  Interessanten  OntersnchiiDgen  zu  rerrdsen,  gehe  auch,  wie  ich 
es  in  der  ganzen  Darstellung  der  Besteuerung  der  deutschen  Kleinstaaten  (u.  S.  445) 
in  der  Rcpel  unterlasse,  auf  die  C  o  m  rn  un  a!  bestenenin«r  nicht  weiter  ein,  obgleich 
gerade  diese  Verbiiltnishe  Uldenburgs  uiuhrfacb  bcäondcres  Interesse  bieten.  —  S.  ferner 
den  Aufsatz  von  Heu  mann  Uber  den  Staatshaushalt  des  Grosshcrzopthums  1882/87 
im  Finarcb.  K.  VI,  S.  241  247.  —  Ueber  das  Staatsrecht  Oldcnhuri^s  die 
etwas  gar  zu  knappe  Darstellung  von  Heck  er  im  Handbuch  d.  Offcntiicben  KecUts  III, 
2.  Hitbband,  1.  Abth.  (1884).  8.  75^91,  worin  tber  die  Finanzen  und  die  Besteneranj^ 
bat  gar  nichts  gesaijt  wird. 

Zu  beachten  ist,  dass  nicht  nur  die  drei  „Provinzen",  das  alte  „Uerzof^thum*', 
der  bei  Weitem  grösstc  Hauptthcil  des  Landes,  und  die  beiden  abgelegenen  „Fürsten- 
IhUner**  Lübeck  im  Osten  und  Birkenfcld  im  Sodwcsten  noch  getrennte  Finanzver- 
waldiog  und  Uauptcassen  neben  der  einheitlichen  Ccntralcassc  haben,  daher  auch 
cageatlich  4  Etats  bestehoo  (s.  o.  S.  448),  sondern  dass  auch  dio  Besteuerung  im 
gaami  OroHhawfthinn  nodi  keine  rOlUg  einheitliche  ist,  besondere  Steaergesetze 
gm  Thdl  fttr  die  8  Landesthelle,  wenn  nach,  wie  bei  der  Einkommensteuer,  mit 
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ttbereiiistimiDendei)  Normen,  bestehen,  die  Geb&udestener,  die  Stempel  1  übrigen 
Landes  im  Fürstonthnm  T>iibeck  überh.iupt  niclit  rorkornmcn  mid  auch  di..'  Höhe  d'*T 
erhübcucii  Stcuerbetra^^ü  iu  di-r  Eiakouiinoustcucr  nach  dem  verschiedenen  Staats- 
QDd  Steoerbcdarf  in  den  Landestbcilun  von  einander  abveicbt.  Das  ist  erkl&rlich  and 
auch  wubl  zu  recbifertigeo  nach  der  Verscbiedonheit  der  wirthschaftlichen  Verliäh- 
nii>äe,  der  geschicbUicbcn  uud  auch  fioanzgescbicbtUchen  EnHricUang,  der  getreontea 
geographischen  Li^e  dor  drei  Gobietsthdie,  aber  es  zeigt  doch  aach  «riedeTt  wel<Äie 
Aiiuiiialieii  auf  d<-ut>rhem  Boden  aiicli  in  solchen  Kleinstaaten  wie  Oldenburg,  mit 
noch  nicht  40Ü.000  Einvrohnern,  sich  im  Finanz-  und  Steuerrccbt  bis  in  unsere  Zeit 
erbaitcn  haben,  freilich  hier  mit  unter  dem  Einfluss  einer  so  wililLUhrlichen  Zusamiaeu- 
Bchvoiflsong  völlig  verschiedener  Gebiet»thoile  zu  einer  Staatsflinheit  (das  w^t  ab- 
irelegeno  ^trtnun fremde  Birkenfold  gar.  seit  der  Gebiotsregulirung  von  181-')  ff.)- 

Das  Wichtigste,  auch  in  ünanueller  liinsicht,  ist  die  directo  B(>steaeraog, 
namentlich  die  Einkeniraeiisteiier  ron  Oldenfanrf.  Kor  aof  die  letztere  und,  no^ 
kürzer,  auf  dio  anderen  directcn  Sieuern  soll  hier  cing-egani^en,  die  sonstige  Bt%teuorung 
nur  erwähnt  werden.  Aach  bandelt  os  sieb  für  uns  vornemlicb  um  die  Ik'steaerung 
des  Herzogthums  Oldenborg,  nur  nebenbei  um  diejenige  der  beiden  Fursteutbtimer 
Lübeck  und  Birkenfeld.  S.  aoaser  KoUmann  a.a.O.  darüber,  besonders  über  die 
Hftuptgcsetzc,  tibcr  die  Kinkommenst ouor  vom  B.April  1864  und  11.  yiiin  1891, 
mit  Kuckblicken  auf  die  Maassregeln  vor  lfiG4,  den  anonymen  Aufsatz  zur  Einkommen- 
eteucrt?csetzgebuug  im  Grossherzogthum  Oldenburg  n.  8.  w.  im  Fin.arch.  B.VI[I,  S.  844 
bis  286,  mit  Vorlage.  Bi-^ründung  und  Landtajrsberichtcn  hetr.  das  (iesetz  von  1S91, 
das  Gesotz  von  1864  mit  seinen  Abänderungen  seitdem  (Gesetze  vom  13.  Aug,  1870, 
28.  Mirz  1876,  1.  Dec.  1884,  2.  Dec.  1887)  und  nach  dem  Gesetz  von  1891  eb. 
8.  287—302.  Instruction  vom  13.  Mär/.  1891  (bes.  betr.  Besteuerung  der  juristischen 
Personen,  'Josellschaften.  Gesetzblatt  UMenburjrs  1891,  Nr.  93.  S,  354  (f.).  Eine  voll- 
ständige systeiuatischo  Darstellung,  auch  nur  der  Ilauptpuncte  der  Eiiikommensteuer- 
gesetzgebnng,  ist  hier  nicht  beabsichtigt,  nur  eine  Characteristik  des  Weaeatliclisteii 
und  dessen,  was  allgemeine  Beachtung  auch  innerhalb  des  deutschen  Stenerreelits 
verdient. 

§.  145.  Der  Staatshaushalt  im  Allgemetnen.  Eine 
kurze  OrientiruDg  Uber  die  Fioanzverwaltung  und  das 
Cassenwesen  des  Staats  dient  daza,  die  StellaDg  der  fie- 
Btenemng  in  Oldenburg  verstehen  zu  lernen. 

1.  Die  Gentraieasse  des  ganzen  Grosshersogthama, 

Auf  ihr  lasten  einige  Ausgaben  filr  allgemeine  Landeseinrichtungen  (Land- 
tag in  Oldenburg,  Provinzialräthc  in  Eutin  und  Birkenfold  [s.  Beckers  Staatsrecht 

Oldenbnrp"?,  g.  4,  S.  7\)].  Ceniralbehörden ,  Staatsuiinisterium .  zu  dessen  Kasten  die 
Centralcassc  einen  Beitrag  liei'eit,  ciu  Tbeil  der  OivilpcUäiuucuj,  uamentlich  aber  die 
3fatricular  bei  träge  au  das  Deutsche  Beleb,  bei  Weitem  der  Hanptpeaten.  Dl« 
Einnahmen  der  Cenfralcasse  bestehen  vornemlirh  aus  den  Uebcrwcisungon  der 
Beichscasso  aus  den  Zöllen  und  inneren  Steuern,  aus  Zinsen  von  dem  Grossberzegtbuio 
gdiOrenden  Kapitalien  (besenders  ans  der  franzAsisehen  Kriegeentsdiidigung  ven  1871) 
und  einigen  kleineren  Posten.  Soweit  diese  Einnahmen  die  Ausgaben  niclit  decken, 
haben  die  3  Laudestbeilo  Beiträge  oder  Zuschtisse  zu  leisten,  daher  rorncDilich 
in  dem  Falle,  wo  die  Matricularbeitriige  die  Ueberweisungen  übersteigen.  Luugckchrt, 
daher  wenn  letztere  grösser  als  erstore  sind,  ergeben  sich  Ueberschtisse  der  Gontral- 
casse,  welche  den  3  Landc^ilicib  n  zufallen.  Insofern  ist  die  Entwicklung  der  Reicbs- 
iinanzen  (Ausgaben  uud  liuichssteucru)  auch  für  diese  einzelnen  Laudestheile  wichtig 
und  reagirt  ein  Steigen  der  Matricularbeitrige  tlber  die  Dobervreisnngen  erentneU  anf 
die  Landcsbcsteuemog,  wenn  nicht  nas  den  anderen  Einnahmen  aasrächende  0ecJning 
erfolgen  kann. 

2.  Das  Staatsgut 

Es  besteht  ans  Dom&ncn,  Forsten,  Geftllen,  kleinen  Kapitalfonds  und  gilt  nach 
der  Verfaseang  als  ongetheiltes  Eigentham  des  ganzen  Staati  (Groeshwiogthiuns). 
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AiHfeacliieden  ab  Erongnt  ist  danm  aber  ein  Thflil«  dessen  ReinertrSi^e  onmlüel- 

bar  dem  srrosblierzoglicheo  Hanse  zakommcD  (nach  Vereinbarung  vom  5.  Febr.  1849, 
zum  Pachtwrerth  von  diuaals  Ö5.Ü0O  Thlr.,  s.  diese  VereiDbaruog  §.2,  in  H.  A. 
Zachariä,  deutsche  VerfassiiDgsgesetze ,  S.  939,  r.  Hedeo  a.a.O.  S.  1029).  Zam 
Bedarf  oder  den  Kosten  des  FUrstenhanses  (tirossherzogs)  leisten  aber  die  3  Lindes* 
tbeile  noch  aaf  sie  rcparlirte  Baarzahlangeu  za  einer  Civilliste  (im  (innzen 
S5.000  Thlr.,  die  Kleiciie  Summe  wie  der  Pachtertrag  des  Kroti^uts,  gen.  Vereinbarung 
7 11.8,  oder  jetzt  255.000  M.,  davon  jetzt,  1900,  Herzogthom  Oldenburg  185.512,  Fürsten- 
tbnm  Lübeck  35.700,  Fürstenthnm  Birkeiifeld  ).  Summen,  -jt  !  he  rechtlich 

auf  das  DomanialTermOgea  radicirt  sind,  so  dass  sie  keiner  besondmeu  st&ndiiicbcn 
Bevilligang  bedftrfen.  Das  gMiannte  Staatsgut  «ird  aber  sonst  trotz  seiner  Datfaeil- 
barkeit  nach  den  3  Landestheilen  gesondert,  so  dass  nar  der  betreilende  Rcinenraf^ 
des  Sfaa(s;j^nts  jedes  Tlieils  der  Itetreffcndcn  Landcscasse  zufliesst.  Die  Bcitnl^e  der 
Landetotbeilo  za  den  Gesammtstaatakosten  werden  zuiiücb&t  diesem  Kuiaerlrag  des 
Staatsguts  «ntnoDfflOD  nsd  zvar  iiacli  einem  mit  dem  Landtage  rerainbutNi  Bepar- 
litioiismnaaHtabe. 

3.  Die  tibrigen  EiDnahmequellen  und  Objecte  sind 

iü  den  3  Landestbeilen  düiin  weiter  getrennt,  ebenso  die  Ausgabeii. 

Namentlich  sind  die  Staatsoisenbahnen  nicht  solche  des  Uesammtataats, 
sondern  dos  Herzegtbams  Oldenburg  allein,  ebenso  aber  anch  die  Schulden 

dafar  und  tiborhaupt  fast  die  gesammte  Staatsschuld,  also  bestehen  cij^ontlich  nur 
Prov  in  zial  eisenbaboeu  und  Provinzialschulden  und  zwar  nur  des  Uerzogthums, 
nicht  der  FUrstenthümcr.  (Etat  für  1900  mit  1.569.000  M.  Nottoüberschnss  der 
BahneD,  2.089.000  M.  Last,  meist  'lins,  der  Schuld  des  Herzogthums.  Die  Schuld 
Tflbrt  zu  TüVlit  unerheblichem  Theil  übrigens  mit  aus  anderen  Zwci  ken,  als  dem 
.  Staatsbahuwc:»en,  besonders  aus  sonstigen  Meliorationen,  Ganai-  und  Hafenbauten 
mit  her). 

Im  Herzogthum  allein  ist  nncli  Etat  ron  1899  der  Reinertrag  des  Staatsguts 
61*2.000  M.,  der  Rohertrag  der  Landessteuern  2  405  000  M.  (davon  die  directea 
2.150.0Ü0,  die  Erbschaftssteuer  134.000,  die  Stempel  121.000  M  ),  der  Ueinertrag 
dieser  Stenern  2.201.600  M.,  also  mehr  als  8*/«  mal  so  hoch  als  der  Beinertrag  des 

Staatsguts.  (S.  den  zieiulicli  specialisirten  Budgetauszug  im  (lothaer  Hoflialendcr  für 
1900,  S.  560,  auch  mit  den  Daten  fUr  die  beiden  FaritonthUmcr).  Im  Fiirstenthum 
Labeck  ist  der  Ertrag  des  Staatsguts  aber  relativ  bodeotender,  als  im  Herzogthom 
Oldenlmrg,  285.000  M..  und  ubcrtriS't  den  Steucrertrag.  der  eben  weucn  dicsisr  günstigen 
La^c  niedrijr  gehalten  werd<  u  kann  (roh  175.500,  rein  161.100  M  ).  bedeutend,  um- 
gekehrt im  Furstenthnm  Birkenfeld,  wo  nur  ein  geringer  Reinertrag  dc^  Staatsguts, 
88.000  V..  besteht  und  die  Steuer  daher  erheblich  hoher  sein  muss,  384  500  M.  roh, 
H21.0Ö0  M.  ri  ir..  Die  gesammte  Staat>siouer  l>etrriirt  auf  den  Kopf  der  l^f  >  r  I?e- 
Tölkerang)  im  Hcrzogthum  8.12  M.  (roh),  in  Biikenfuld  7.10,  in  Lübeck  nur  4.94  M., 
der  Staatsgut'Reinertrag  dagegen  bozir.  2.03  —  0.90  —  8.04  M. 

Man  siebt  aus  diesen  Verhältnissen  ^nt ,  wie  sehr  die  Aus- 
gestaltung der  Besteuerung  auch  in  soicheu  Kleinstaaten  von  dem 
Vorhandensein  nnd  der  Höhe  der  domanialcn  Erträgnisse  mit 
bedingt  wird.  Während  im  Uerzogthum  und  im  FUrstenthum  Birken- 
feld der  Landeshaushalt  ganz  überwiegend  steuerwirtbschaftlich 
ftmdamendirt  ifit,  ist  er  im  Ftfrstenthom  Lübeck  noch  Überwiegend 
domanialwirthschafltioh  gestaltet 

Auch  an  sonstigen  ordentlichee  Einnahmen  zur  Ergänzung  der  Domanial-  nnd 
SteuerertrS^e  T  !  !t  es  in  Oldenburg  nicht,  gebührenarticre;!  unrl  Sporti  lu,  (ihanssee-, 
Bracken-,  Fährgeldern  u.dgl.,  Ertragsaatbeil  an  der  Laudesbank,  Zinsen  und  sonstigen 
lOnnahmen.  Allea  Einnahmen,  die  aber  wieder  am  Meisten  im  Herzogthum,  am 
Wsnigstflii  im  FttisttndLnm  Ltbeck  entwickelt  sind,  unter  dem  Einflnss  der  Verschieden' 
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heit  des  öffentlichen  Bedarfs.  Aach  ein  steaerartiger  Betrag  ron  „Gewerbs- 
lecognitioncn"  hat  sich  erhaltea  (im  Uerzogthum  ujid  im  FOistentham  Lübeck), 
eine  Scliank'  und  Gaatviitbsebaftnbgabe«  die  aber  nicht  mit  so  den  difecten  Stettern 

gerechnet  wird  (^Ertrag  im  1899er  Etat  im  !f  rzogtliuui  70  000.  in  Lübeck  5000 
Zum  Vergleich  mit  den  g^enwärtigen  Verhältnissen  s.  die  um  1848—50  iu  der 
Tabelle  bei  r.  Reden  a.  «.0.  8.  1082  fi. 

§.  146.  Die  direete  Besteuerung*).  Sie  besteht  in 
Oldenburg  aus  zwei  Kategorieen,  dnmal  zwei  Ertragsstenern» 
nemUoh  einer  Grund-  und  Gebäude  «teuer  (letztere  fehlt  im 
Fttrstentiiuin  Lfibeck)  und  dann  einer  allgemeinen  Einkommen- 
steuer. Ergänzend  tritt  dazu  eine  Erbsebaftssteuer,  ferner 
Stempelabgaben  (wiederum  nioht  im  Fürstenthtim  Lfibeck). 
Die  EinkoinmeD8tener  stellt  für  die  nicht  ans  Grundbesitz  und  Ge- 
bäuden heiriiliicndeu  EiukiiiiUe  die  eiu/.i^e  direete,  für  diese  letz- 
teren beiden  die  zweite  direete  dar,  also  insofern  hier  eine  (for- 
melle) Doppelbesteuerung,  deren  Vorhaudensein  und  deren  vielfach 
behauptete  Wirkungen  auch  als  materielle  Mehrbelastung^  be- 
sonders neuerdings  zu  Klagen  wegen  Ueberlastung  dieses  Besitzes 
und  seiner  Erträge  öfters  Anlass  gegeben  haben,  auch  im  Landtage. 
Der  Sacbverhait  ist  ein  ähnlicher ,  wie  vor  der  Beform  von  1891 
in  PreusseO;  nnr  dass  hier  auch  noch  eine  eigene  direete  Gewerbe- 
steuer bestand.  Die  Verfassung  der  Ertragsstenern  hat  sich  in  den 
drei  Gebietstheilen  des  Staats  verschieden  entwickelt  und  durch 
auch  inhaltlieh  von  einander  abweichende  Gesetze  fttr  jeden  ihren 
Absehluss  gefunden;  die  Einkommensteuer  beruht  zwar  auch  fOr 
die  Gebietstbeile  auf  verschiedenen  ^  aber  inhaltlich  und  formell 
übereinstimmenden  Gesetzen.  Wir  wollen  uns  hier  auf  die  Be- 
steuemng  des  Hauptgebiets ,  des  Herzogthnms  Oldenburg,  im 
Wesentlichen  beschranken. 

Die  Grund-  und  Gebäudesteuer  haben  hier  im  Herzog- 
tbura  erst  spat,  iu  der  Gesetzgebung  seit  Mitte  der  1850er  Jahre, 
in  der  Durchftihrung  noch  ein  Jahrzehent  später,  ihre  Jetzige, 
moderne  nnd  rationelle  Gestaltung  erhalten.  Vorher  bestanden  im 
Uerzogthum,  wie  ehemals  fast  tiberall  in  Deutschland,  local  sehr 
verschiedene  uud  mannigfaltige,  theils  wirklich  schon  r>ffentlich- 
rechtliche  Abgaben  von  Steuercharacter,  theils  damit  bunt  gemischte 
gutsberrliche  Abgaben  (besonders  die  sogen.  ,,Ordinärgei)ille'' ^). 

^)  Uebcr  die  frühere  Besteuerung,  mit  einigen  Notizen  bis  ins  17.  Jahrhundert 
zoiock,  s.  ?.  Kcdcn  a.  a.  0.  S.  1023  ff.,  1039  E  Die  w&brend  der  kurzen  Zeit  der 
französiscboü  Hcrr:»cliaft  eingeführte  franzö.sischc  SteuergesetzgebODg  auch  im  JIeflOg<- 
tbom  war  durch  die  alto  im  Jabre  l!^15  wieder  ersf^t/.t  worden. 

S.  K  oll  mann  iu  dem  gen.  Aufsatz  im  Fiu.arch.  I,  S.  639  und  die  daselbst 
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An  die  Stelle  dieser  Abgaben ,  aber  nur  soweit  sie  steuerlicher 
Katar  waren,  trat  eine  aat'  Vermessung  und  Abschätzung  beruhende 
Grundsteuer  nach  dem  System  desParcellar-Reinertrags-  und  Ciassen- 
katasters  und  eine  Gebändesteaer  nach  dem  System  der  Hamzias- 
oder  Mietbertragssteaer. 

Da  eioe  röllig  fi^enaao  Ausscheidung  des  stouerrcchtlicben  vom  niobt-straerreclito 
lichco  Theile  der  bisher  mehr  gntsherriicbeD  Grund-  und  Bodcoabgaben  in  jedem  cin- 
leluen  FaU  and  altgemeia  nicht  möglich  war,  wurde  davon  eine  Quote  als  wirkliche 
StMMT  aiif«iiomiiien  (Vt)  vod  mit  darch  die  neaen  Stenern  eneCzt,  später,  1876,  aber 

der  so  als  (lesammts*  ri':-  verbliebene  Betrag  noch  etwas  weiter  herabgesetzt,  bei  der 
Gebändestener  dnrch  Keductiou  des  Steuersatzes  Ton  6  den  die  Katastrirnng  er- 
leben bette,  anf  5.8,  bei  der  Grandsteaer  leell  ebenso,  aber  in  anderer  Form,  indeni 

nemlich  der  festgestellte  Steuersatz  ron  9  °/o  durch  Ermässigung  der  Reinerträge 
fSteuerkapitalien  oder  Grundlage  der  Steuer)  selbst  nrn  6.6  ^'/o,  zwar  nicht  formell,  aber 
reell  erniedrigt  wurde.  Durch  die  Beätimmungeii  über  die  Uruiidtiteuer  iät  diese  im 
Ertiage  vesentlich  stabilisirt,  da  nur  die  kleinen  Veränderungen  durcb  Ab-  nnd  Zu- 
gang 70n  steuerpflichtigen  (irund^tftckcn  und  durch  dauernd»!  Ciilturveränderungen 
den  Dfflfang  und  die  üöhe  der  Steuerpflicht  des  steuerbaren  Bodens,  daher  im  Ganzen 
nur  sebr  wenif  vnd  langsam  selbst  Indeni  und  allgemeine  Serision  dar  Abscbitzon; 
erst  wieder  den  We?  der  Gesetzgebung  bedingt.  Dor  Ertrai!;  im  Etat  ist  daher  auch 
i?\t  langen  Jahren  fast  unverändert.  Bei  der  Geb&udestcuer  wächst  er  das^eiren  be- 
biändig  durch  Mehr-Hin/,utrilt  neuer  (jebäudc  u.  s.  w.,  als  Abgang  alter,  auch  ohuo 
iD^emeiDe  NeueinbcbAtzung  aller.  Zu  bemerken  ist  in  Betreff  der  Gebäudostcuer  noch, 
da?s.  wie  in  den  französischen  und  einzelnen  anderen  Stenerrcchten  ,  di«^  Grundfläche 
der  Häuser  besonders  besteuert  wird,  eventuell  als  bestes  Ackerland  in  der  Gemeinde. 
Tod  nittleren  Mieth-  (tind  erentnell  Selbstbewohnens-^Wertb  wird  ^a— '/>  Ab- 
riut2i:;  u'-  ünterhiltnniiskosten  und  Grundsteuer  der  Gnindflfiche  b<^huts  Bildung  des 
steacrpüichiigen  Ertragä  abgezogen.  Landwirthschaftliche  Betriebsgebäude  sind  gebände- 
steuerfrei. Hauptgesetze  für  das  Horzogthum  vom  28.  Mai  1855  betr.  Ermittlung 
des  Steuerkapitals  der  Grundstucke  und  Gebäude  behnft  neuer  Veranlagnng  der  Grand- 
und  (iob;iudestener.  ferner  iihtr  Errirhtang'.  Einrichtnnfr  und  Erhaltung  des  Katasters 
ood  tlbcr  anderweite  Veranlagung  der  Grund-  und  Gebäudesteuer,  endlich  betr.  die 
IblQsbarkdt  der  Ordiairgefllle^  daso  Gesetz  rem  I.  April  1879  betr.  Qnrfebtanf  ond 
Erhaltanj?  des  Katasters.  S.  die  Cebersicht  der  Hauptbcätimmungcn  bei  Kullmanti 
a.  a.  Ü.  S.  639  if.  Die  Ausfahrnngsarbeiten  waren  1865  beendet,  1866  trat  die  neue 
Be^enernng  dann  ein.  Der  Stenerertrag  war  im  letzten  Jahre  vor  der  weiteren  Ro- 
duciiori  des  Steuersatzes,  1875,  nach  dem  Etat  im  Hcrzogtbom  792. 45<)  M.  Grund-  und 
140.100  M.  Gehäudostener.  im  folirenden  Jahre  1876  nnch  dieser  Keduction  738.100 
und  126.700  M.,  im  Etat  für  1899  ist  jener  auch  nur  764.ou0,  dieser  aber  212.000  M. 
(Daten  ans  dem  Gotbaer  Jabibneb.)  Auch  in  einem  solchen  kleinen  Lande,  mit  wenig 
bedeutenden  Städten,  vomcmiich  a irrarischen  und  zwar  vorwaltend  bau<  r«'irthMiiaftlichcn 
Characters.  eine  gleiche  Erfahrung  wie  in  grossen  Lindern  hinsichtlich  der  Wirkung 
der  übctischen  Stabilitit  der  Gmndstener  und  des  Hinzuwacbsens  nener  nnd  besserer 
Gebftnde  bei  der  Gebäudesteuer. 

Im  Fürstenthuin  T  ubeck  wurde  auch  eine  wesentlich  srli^trhartis^c  mudiTna 
Gruudätuuer,  wie  im  Her/.ogthum,  au  Stelle  der  alten  Grundabg.abcn  Ib-A  Ii.  ciiif;efuhrt, 
ZQDächst  ohne  allgemeine  Vermessung,  1875  ff.,  nach  Angliederung  des  frOberon 
holsteinischen  Amts  AhrensbOck  mit  solcher,  wüb.i  man  mit  einem  St  ii  rsnt/  von 
nur  3.4  '^/o  aaskam,  indem  eine  Ermässigung  gegen  früher  auch  mit  Kucksicht  auf 
die  eingeführte  ESttkommenstener  erfolgt  war.  Bemerkenswertb  ist,  dass  die  anftng- 
liehe  Neu  Veranlagung  der  Grundsteuer  ohne  neue  Vermessung  u.  A.  durch  lie  V«  r- 
bieitonf  der  bolsteinschen  Koppel-  oder  Feldgraswirtbschafi  auf  dem  Lande  erleichten 


dtlfte,  mir  nicbt  zugänglich  gewesene  Arbeit  von  Janssen,  Ursprung  der  Ordinir- 

gefälle  im  Stad-  und  Butjadingerlande  und  deren  Umwandluni:  in  Geldrentcn,  in  der 
Zeitschrift  für  Vt  rwaltunir  u,  ^.  w.  des  Grosshorzogthums  Oldenburg,  B.  4,  1877.  Die 
OrdiQkrgefälle  betrugen  utwa      <1^»  Ertruga  aller  Gruudauflagcn. 


482  B.  Ue1»enichtoii  der  Bosteaenmir.  OMeuburg.  §.  146.  147. 

Vörden  ist.  Die  relative  BelastODg  des  Landes  nit  Gnndstener  ist  ubri<rens  im  FQrsten- 
thiim  Lübeck  Dank  dem  Rcringercn  Steuerfusjic  ni'dri'ier  im  Diin  hsrliinJt  als  im 
Hcrzogthum,  hier  c.  121.  dort  c.  93  M.  auf  das  (^uadratiiiloaietcr,  obgleich  der  durch- 
schnittliche Kataster  -  Reinertrag  in  Lübeck  den  des  Herzofribams  am  65  \  ObertrfIR 
und  in  diesem  nnr  durch  ilcn  iIlT  Marst  lulistricJe.  um  36  ^V,-  nbcrtroffen  wird.  Da  in 
Lübeck,  wie  schon  bemerkt,  gar  keine  eigene  Gebäodesteaer  besteht,  ist  die  Lage  des 
RealbesiUes  bier  noch  günstiger.  Der  Ertrag  ist  anch  hier  so  gut  vie  siabil,  sc^ar 
etwas  sich  verringernd,  1875  52.110,  1899  50.500  M.  &  die  eliuelnen  Gesetze  vad 
Hauptpunrfe  daraus  hei  Kolliiinim  a  a.  0.  S.  f^i^  ff. 

Im  l*  ur^tfiitlium  Ü  i  rkc  n  f u  i U  war,  wuhi  im  Auschlusü  m  die  früheren  Irau- 
XÖsischi'ii  (irundsteucrarbeiten,  die  Vermessung  des  Bodens  schon  1845  rollendet  ge- 
wesen. Ucber  die  weiti-n;  Kutwi  kliiiijr  der  (ifSüt/ijobutJir.  die  zu  oinom  Grundsfener- 
fuss  Fon  lO'/t  Vo  lieinertragb  führte  and  wobei  cn>t  1873  die  üebäudestcacr  ron 
der  GrancUieoer  getrennt  nod  nach  dem  Muster  der  Gebindestener  fm  Henofthum 
eingerichtet  wurde,  s.  ib-nfail-,  K"  oll  mann  a.a.O.  S.  642.  Der  Ertrag;  dir  Grund- 
und  (iebändesteuer  wir  1^7:,  iHj.6Ü0  M..  b-  ide  getrennt  1876  bezw.  77.000  und 
28.600,  1899  bezw.  78.000  iiud  39.500  M.,  er  ist  aUo  auch  bei  der  ersten  fast  stabil, 
bei  der  zweiten  wachsend.  Die  (imodsteoer  ergii  bt  auf  das  Quadntliilometer  156  H., 
somit  noch  orlublirli  un-hr  al>  im  Her/oj^thnm  bei  eiinin  KafastcrrfiinTtraff  von  nur 
16.60  M.  gegen  19.06  im  Durchschnitt  des  Herzogthnmi^.  Von  beaunderem  Interesse 
ist  daneben  die  Belastang  mit  Gommanabtettern,  vorüber  sich  der  g«a.  Aofiwis  ron 
Kollmann  rerbreitet. 

§  117.  Die  E i n kom men Steuer.  Seit  der  EinfiihruDg  der 
allgeui einen  Persouais teuer,  1859,  und  besonders  seit  der 
technischen  Vervollkommnung  derselben,  18(54,  1891,  ist  diese 
Steuer  immer  mehr  dem  Ftuauzertrage  nach  das  Hauptglicd  der 
directen  Besteuerung  geworden,  in  Folge  ihrer  eigenen  Ertrags- 
steigerung, welche  diejenige  der  Gebäudesteuer  noch  erheblich 
hinter  sich  liess,  wie  in  Folge  der  Stabilität  des  Grundsteuerertnigs. 
Auch  in  diesem  Lande  von  wesestlicb  noch  agrarischem  Character 
daher  eine  ähnliche  fiotwieklang  wie  meistens  in  Deutschland. 

Die  allgemeine  Personalstener  wnrde  snerst  1859  (im  Henog> 
tham  nnd  in  Birkenfeld,  1861  in  Lübeck)  Jn  der  ganz  der  prensai- 
Beben  nachgebildeten  Form  einer  C lassen-  nnd  classificirten 
Einkommenstener  an  Steile  ftlterer,  in  jedem  Gtebietstheil  ver- 
schiedener nnd  mannigfaltiger  directer  Stenern,  in  Birkenfeld  der 
bisherigen  beztlglicben  directen  franz^^sischen  Stenern  eingeführt, 
also  für  die  durch  Grund-  und  Gebäude.steuer  belastete  Bevölkerung, 
be:i\v.  Besitz  als  zweite,  j'ür  die  lil)rigc  lievoikerung  als  einzige  directe 
Steuer.  Demnach  eine  (hiitication  der  betreffenden  directen 
Stenern  in  jedem  Landcstbeil,  n>ateriell,  nicht  durchaus  formell  ira 
ganzen  Staate.  Uemerki'iiswertb  ist  dabei,  dass  diese  Steuer,  ab 
weichend  von  Preusticu  und  anderen  deutschen  Staaten,  auch  gleich 
i^r  den  Gewerbebetrieb  allein  mit  eintrat^  dieser  also  in  dieser 
Form  allein,  nicht  wie  in  jenen  anderen  Ländern,  ebenfalls 
formell  doppelt,  gleich  dem  Ornnd-  nnd  Gebäudebesits,  besteaert 
wurde. 
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Gesetz  für  das  Hcrzoslhum  vom  24.  Juni  1859.  Scheidung  ^witschen  Classcu- 
uod  classificirtcr  Einkommeii^tt  ntT  wie  in  l'reassen  bei  der  Einkorn men^rcDZo  bis  nnd 
Ober  1000  Thlr.  Bei  jener  erfülffto  die  jährliche  Einsteaerung:  linrch  die  grossherzogl. 
kamcner  in  S  Hauptclassen  mit  12  Uiiterclassea  nacli  wirthschafiiicbor  Lage,  Beruf,, 
aJlgeraefnen.  die  Leistongsfkhi^kdt  bestlmmendeii  OmstftDden  der  Gensiten  mft  Monats- 
sitzen  von  1  Gr.  hu  l'/y  Thlr,,  unter  Etfahsuiig:  der  ganzen  Bev&lkcrang  nai  h  Kiu- 
schätzanf^srorschlägea  Seitens  conimunaler  vun  deu  (jemeinderfithen  aus  Gt^ineinde- 
mitglicdcrQ  gewählten  SchätzungsausschUsse,  die  den  höheren  Vcrwaltongä* 
bcmmreD,  bexv.  Stadtdirector  als  yor^ilzelldeIl  hatten.  Bei  der  classiticirten  Einkomoieii- 
steaer  wurde  das  wirkliche  Einkommen  der  Pflichtigen  durch  Sammlung  ron 
betretienden  Daten,  aber  wie  in  Freus^en  ohne  tieferes  und  lästige»  Eindriugea,  za 
enDittdn  fcsncbt  und  danach  dann  die  Veranlagung  aninittelbar  dnrch  jene  8chit»inr»> 
aosschüssc  bewerksfL-llijrt.  Der  monatliche  Steuersatz  wnr  für  Einkommenstunn  (1000 
bis  1200  Thlr.  u.  s.  w.)  normiri,  mit  2  %  Jabressteuer  für  die  üntergrenzc  jeder 
Sttafe,  also  wie  in  Preassen  ohne  Progression,  bozw.  Dcgrcssion.  Für  Berufungen 
fangirt^'  lmul-  Keclamationscommission  ans  vom  LandesffUtten  ernannten  Mitgliedern 
und  als  2.  lusuoz  das  Staat&ministcrioai.  S.  den  oben  gen.  Aolsatz  im  Fin.arcli. 
B.  8,  S.  244  ff. 

Die  Entwicklang  ging  aber  bald  Aber  diese  als  Pfovisoriiim 
eiBgeriehtete  Gesetzgebaog  bioaiis  and  zwar  bereits  im  Jabre  1864| 
dnrcb  Gesetz  fUr  das  Herzogthnm  vom  6.  April  1864  und  materiell 

gleiche  für  Lübeck  (1864)  und  ßirkenfcld  (1865).  Die  beiden  bis- 
herigen Steuern  wiutieii  Viibundcn  zu  einer  einzigen  und  zu  einer 
wirklichen  allgemeinen  Einkommensteuer  umgebildet,  welche  jetzt 
durchweg  von  unten  an  nach  in  Geld  bemessenen  EinkomiiKiilH  trncren 
in  Stufensätzeu  mit  dem  bisheiigeu  Mii  xinium  von  2  ^/i^  Jiihrtsstt'ucr 
veranläßt  wurde.  Insot'ein  schon  damals  eine  Maassregel  der  Verein- 
heitlichung der  Steuer,  zu  welcher  Preussen  erst  1891  gelangt  ist. 
Doch  wurde  die  Or^^anisation  der  Veranlagung  nicht  geändert, 
DeclaratioDSpflicht  noch  nicht  eingetuhrt,  an  der  Steoerpflicht  '.uwh 
des  kleinsten  Einkommens  (1.  Stufe  bis  unter  75  Thlr.  mit  V3  Thlr. 
Steuer)  festgehalten.  Von  Besonderheiten  ist  die  Ansdehnnng  der 
anbjecti^en  Stenerpflieht  aoeb  anf  answttrtige  jnristische Personen, 
incK  GeseUscbaften,  die  im  Lande  Grundeigeothum  oder  Handels- 
nnd  Gewerbeaniagen  besitzen,  oder  an  solehen  theilnehmeni  —  ein 
erster  Schritt  in  der  Einkommenbesteaernng  solcher  Personen 
in  Deutschland  —  femer  die  ausdrückliche  Bestimmung  herror- 
zula  Ijcn,  dass  ilir  jede  Finan/peiiode  erst  durch  d;is  Finanzgesetz 
bestiumit  werden  .soll,  ob  und  in  welchem  r>etra^'e  die  Steuer  er- 
hoben werden  soll,  also  principieli  und  auch  practisch  eine  Beweg- 
lichkeit  des  Steuer  tu  s^es  nach  dem  Finanzbedarf,  auch  mit 
der  Eventualität  einer  Erhöhung  des  Fus.s5es,  die  in  der  That 
mehrfach  (in  der  Form  der  Bewilligung  von  mehr  als  12  Monats- 

S.  Feitelberg,  Die  Eiukommcnbcsteaeruog  uicht-physi&cher  Fersooea,  Jena 
1900.  S.  87. 
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raten),  eingetreten  ist.   Damit  sollte  der  Steuer  wohl  auch  der 

Character  einer  ;i  n  z  u  ugs Steuer  7a\  den  übrigen  gegeben 
werden,  der  indesseu  durch  die  thatsiichlichc  Entwicklung  tiberholt 
worden  ist.  Auch  hier  sind  es  vicluiebr  die  anderen  Steuern  ge- 
wesen, die,  nach  dem  Ertrag  wenigstens,  in  die  Stelle  der  Ergänzaxigs- 
steaer  neben  der  Einkommensteuer  hingedrängt  worden  sind. 

Der  Stenerfusa  ist.  auf  Mark  uifl^rörechnet,  in  1.  Stufe  bei  EinkommcD  bis  225  M. 
1  M.,  in  2.  Stufe  bei  225—300  M.  IV,  M.  u.  s.  w..  erreicht  in  der  IG.  Stufe  ron 
3000 — 3600  M.  2  der  Uotcrgrcnze,  ist  also  von  da  abwarte  degretisiv,  nach  dor 
30.  Stufe  (15.000— 1(5.500  M.  mit  300  M.  SteaenaU)  ist  «r  für  jede  weitere  150Ci  M 
Eiiikornmeü  30  M.  Da  nftcrs  15,  auch  18  Monatsraten  ausgeschrieben  w^nrden.  erböf^f 
»ich  der  Normalsatz  von  2  auf  2'/g"/o  und  3  %  (im  Furstentbum  Lübeck  geuugteu  lauge 
6  MenaiBtateii).  —  In  der  Veraulagung  oDd  in  Betreff  der  BerQelolehtiguDg  der 
indiriduellen  L<' istungsfähigkeit  verblieben  übrigens  V«  rschiLnltMihtMtfti  nach 
der  früheren  Einkorn rncn^rrcnze  von  1000  Thir.  Boi  Ccusiten  unter  lOoO  Thlr.  wird 
cventaell  statt  nach  dem  Einkouuncii  nach  Würdiguuji:  der  gerammten  äusseren  Lebens- 
verbAltniBse  vemnlegt  oder  demgemäss  das  steuerpflichtige  Einkommen  selbst  bemessen, 
wobei  dann  namentlich  auch  ftlr  Steuerpflichtige  mit  geringerer  LeistQnprärfihi;c:koit 
Ermässigung  eintreten  kann.  Steuerfrei  sind  noch  nicht  17*jähdge  Personen  for  eigenes 
Arbeitseinkommen,  für  anderes  nur,  wenn  es  unter  75  Thlr.«  ebenso  Scbttler  u.  d|^. 
in  letzterem  Fall.  Weibliche  Dienstboten  eind  wogten  ihres  BerufserrcrbM  immer  in 
erster,  männliche,  auch  Handwerksgesellen  und  andere  bezeichnete  Personen  in  zweiter 
Stufe  einzuschätzen.  DienstherrschidTten  und  Arbeitgeber  haben  die  Steuer  ihrer  Leute 
XQ  tnhien,  mit  dem  Recht,  d^flkr  den  Lohn  zu  kurzen.  Die  Veranla^'ung  erfolgt  all- 
gemein nach  Haushaltungen.  —  Die  Abztlgo  zur  Feststellung  des  steuerpflich- 
tigen Einkommens  sind  die  üblichen,  doch  darunter  auch  sämmtliche  Staats-,  Gcmoinde- 
und  sonstigen  Affentlicben  Abgalten.  —  Trotzdem  keine  Declarattenspf liebt 
eiii<:efiihrt  wurde,  ist  doch  für  die  Ansschtlsse  bei  der  Sammlunfj-  ihrer  Daten  der  laxe 
Grundsatz,  nicht  tiefer  oder  lästig  in  die  Einkominenrcrhältnisso  der  Censittm  ein- 
xndfingen,  verblieben. 

Die  Boclam ationen  sind  etwas  anders  geordnet  worden,  höchste  Instanz  ist 
aber  immer  noch  die  Verwaltungsbehörde  (Gcsammtministeriam).  Der  Ertrag  ist,  auch 
abgesehen  ron  den  zeitweiligen  höheren  Steuersätzen  (mehr  als  12  Majtatsraten),  von 
Jahr  zu  Jahr  gestiegen:  1865  (wirklicher  Ertrag)  545.000  (12  Monatsraten),  1890 
021.000,  1*00  (Etat'  1.174.000  M.  (S.  Koilmann,  Fin.arch.  I,  8.  688,  der  andere 
gen.  Aufsatz  eb.  B.  VlU,  S.  246—252.) 

Eine  Weiterbildung  der  EinkommeDstener  erfolgte  dnreh  das 
Gesetz  Tom  11.  MMrz  1891  (für  das  Herzogthnm),  als  Novelle  zum 
Gesetz  von  1864,  nachdem  in  der  Zwischenzeit  einige  andere  gesetz* 
liehe  Modifieationen  stattgefunden  hatten.  In  der  dnreh  diese  No- 
vellen erhaltenen  und  danach  neu  redigirten  Form  gilt  das  Gesetz 
von  1864  noch.  Für  die  1  ürstcntbünier  traten  die  gleichen 
Aenderungen  in  Kraft.  Die  wichtigsten  Abänderungen  des  Gesetzes 
von  18G4  waren  die  folgenden. 

1.  Die  subjective  Steuer  p  li  i  (h  t  ist  von  auswärtigen  jetzt 
auch  auf  inlUndische  ActieDgesellscbaften  und  Commanditgesell- 
schaften  auf  Actien,  sowie  auf  inländische  eingetragene  Ge- 
nossenschaften, welche  sich  in  ihrer  Thätigkeit  nicht  anf  den  Kreis 
ihrer  Mitglieder  beschränken,  ausgedehnt  worden  (Gesetz  Art.  2,  §,3). 
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FBr  den  ,FalI,  dass  auch  der  Aktionär  oder  Genossenschafter  persönlich  ciii- 
fcommensteaerpflichtig  ist,  wurde  zur  Vermeidang  oder  Milderung  der  dann  ent'>tßhenden 
Doppelbesteoerang  eine  eigentliumliclie  Bestiflunong  getroiten  (Art.  7,  Nr.  4,  letzter 
Abskti).  Der  StoneTpflicbtige  hat  ii«iDlioh  das  Recht,  }Annen  einer  Fiiit,  mter  Naeh- 

weisung  seines  bezUglic  ben  Besitzes,  zu  beantrajjffu,  dass  ihm  bis  3  **/o  einsr-zahlten 
Betrags  seiner  Acticn  oder  (ieschäftsantheile  von  seinem  eigenen  steaerpflichtigen 
Etnkoittinen  abgezogen  werde,  also  eine  analoge  Bestimmiing  wie  in  anderen  Gesetz- 
gebangen  (Preossen,  Baden),  wo  der  betreffende  Abzog  aber  bei  der  Gesellschaft 
selbst  erfolfjt.  Es  ist  die  oldonbnrgische  Bestimmnng  znm  Th^il  nuch  deshalb  so 
gefasst,  um  ao  die  auswärtigen,  persönlich  nicht  steuerpflichtigen  Actiouäre  wenigstens 
Auch  die  Steuer  bei  der  Gesellschaft  roll  n  tieiiB&:  fteUich  kein  elaimMiM» 
Argument.  Bei  Arn  fJ»  ?  Iis  ha**!!  n  sind  übrigens  alle  Betriebsüberschns<?e,  ntciit  Wt 
die  als  Zins,  Dividende,  Uüwmu  vcrtheiiteo,  Steuerobject.   (Art.  7,  Nr.  Q.) 

2.  Die  objective  Steaerpfliclitigkeit  ist  zwar  im 
Princip  aaeb  jetzt  ftlr  das  kleinste  eigene  Einkommen  ver- 
blieben nnd,  für  Land  and.  Volk  charaoteristiBch,  eine  Befreinng 
ftr  kleines  Einkommen  als  solches  nicht  eingetreten,  auch  fttr  nn- 
nOtbig  gehalten  worden,  weil  bei  der  Veranlagung  anderweit  anf 
geringere  oder  fehlende  Stenerfähigkeit  schon  genügend  Rackueht 
genommen  werde.  Aber  der  Stenertarif  ist  von  8600  M.  Ein- 
kommen an  über  die  bisherigen  2  in  niaximo  hinaus  etwas 
progiebsiv  gestaltet  worden,  und  zwar  nicht  um,  wie  nachdem 
Plan  der  Regierung  bis  auf  3  %  bei  30.000  M.  Einkommen  und 
darüber,  sondern  nach  Wunsch  des  Landtags  bis  auf  4  bei 
60.000  M.  und  melir. 

Mit  weiterer  Steigerung  fur  Jude  lüOO  M.  EinkoDunea  Uber  61.500  HL  mit  je 
60  M.  oder  4  ^  Steuer,  also  voitergehend  als  in  Preineen,  wo  dieser  Satz  erst  bei 
aber  lOO.OOO  M.  eintritt.  Bei  der  geringen  Anzahl  steuerpflichtiger  Personen  ?o& 
Einkommen  über  30.000  oder  vollends  über  60.000  M,  im  Lande  hat  diese  Erhöhung 
des  Fubscs  practiscli  kciue  erhebliche  Bedcutuu|r.  tntft  auch  ¥omcmlich  nur  Actien- 
gesellscbaften  (s.  Finarch.  B.  VIII,  S.  256).  Fur  die  EiDkommen  Ins  3000  M.  ist 
der  Tarif  ron  l>;f)4  unverändert  geblieben.  Die  von  einigrcn  Seiten  sewOnschte  gleich- 
zeitige Eruib&igung  des  Tarifis  für  diese  kleineren  Einkommen  ist  in  der  „Begrandang" 
«.  A.  abfelehBt  worden,  veU  durch  die  erfolf te  Aufhebung  des  YoUEMchulgeldes  eine 
zweckmässigere  Erleichterung  eingetreten  sei  und  far  die  Berücksichtigung  geringerer 
Leistungsfähigkeit  sich  schon  bisher  bei  der  Veranlagung  ausreichende  Möglichkeit 
zur  Erleichterung  in  den  bütreileadeu  einzelnen  Fäilen  ergeben  habe.  S.  den  Tarif 
ia  Alt  6,  §.  1  dei  Gesetzes  von  1891. 

3.  Eine  allgemehie  Deelarationspflioht  fttr  jede  Art  Ein- 
kommen,  einerlei  welchen  Ursprungs,  eventuell  wie  in  anderen 
deutschen  Gesetzgebungen  von  einer  bestimmten  EiDkommenhöhe 
an,  ist  auch  jetzt  nicht  eingeftihrt  worden,  mit  Rücksicht  auf 
die  Schwierigkeit,  diese  Pflicht  Landwirthen  u.  dgl.  aufzulegen  und 
weil  nach  den  wirtbscbaftlichen  Verhältnissen  der  Bevölkerung  den 
Schiit? nnr^rHausschUsscn  gentlgende  Mittel  und  Anhaltsjjunpte  'zur 
richtigen  Veranlagung  der  meisten  Censiten  schon  zur  Verfügung 
ständen.  Ktir  in  Betreff  doe  Kapital  Vermögens  und  des  daraus 
herrührendes  Einkommens,  eineehliesslieh  verwandter  Fälle  (Leib- 

A.  Wagaer,  naaaswtaNiBMbaft  I?.  32 
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renten,  Erbpacht,  Kanon  n.  s.  w.)  ist  fnr  Gensiten  mit  ttber  1500  M. 
Einkommen  bei  Bezog  von  mehr  als  50  M.  Jahreszins  eine 
^  Declarationspfliobt  eingeführt  worden,  nnd  zwar  erst  anf  Anregung 
vom  Landtage  ans.  Kapital  nnd  Einkommen  branchen  jedoch  nur 
je  in  einer  Snmme  angegeben  zn  werden. 

S.  Art.  9,  §.4  des  Gesetzes  mit  den  einzelnen  weiteren  BestiiDuiuug;en. 
DecUnttioD  aaf  Grond  ftfentlicher  allgemeiner  AnfTordeniDf.    Wer  Dicht  declwirt, 

verliert  das  Keclamatiorisrccht.  OrdnangSätrafen  für  den,  welcher  auf  specielle  perbAn- 
liehe  Auiforderung  die  DccUtration  nnteriä&st.  Yersicberong«  nach  bestem  Wissen 
declarirt  zu  haben,  in  zu  geben.  Unrichtig  zn  niedrige  Angaben  oder  Verschveigangea 
bei  dieser  Declaraiion,  auch  bei  freiwilliger  sonstiger  Declaration  und  bei  Reclamationen 
werden  mit  ticin  achtfachen  Jabresbetrap  der  Steucrverkürzunf^  bedroht.  Eotscheidunpen 
Uber  Stratiallc  gehen  an  diu  Gerichte  \ih  1.  IiibUiiz  &tetä  Aaitägunchte),  wenn  sich 
der  Betreffende  nicht  don  Verwaltungsbescheid  freiwillig  fügt.  NachforderongeD  ra 
wenii;  bezahlter  St.Miern  rerjrlhren  in  10  Jahren  und  gehen  auf  die  Erben  bis  zur 
Uohe  ihres  Erbtbeilä  über.  Auf  rUckst&udige  Sieaerbeträ^e  sind  5  %  Vcrzugsi^itiöcn 
zu  zahlen  (Art.  25V  —  Die  Vorstinde  BteaerpfliGhtiger  Gesellschaften  nnd  Ge- 
nossenschaften sind  auf  Verlangen  allgemein  unter  Androhung  von  Ordnungs- 
strafen verpflichtet,  die  •'rfor«ierlicheM  Nachweise  zur  Feststellung:  ihres  steuerbaren 
Kiuliiuuuieus  abzugeben  (An.  2,  §.  u}.  Bei  der  Veranlak:un{{  (Art.  i),  23)  des 
übrigen  Einkommens  ist  gleichwohl  der  alte  Grundsatz,  dass  der  Scbätzungsausschoss, 
bezw.  dessen  Vorsitzender,  möglichst  vollständige  Nachrichten  einziehen  soll,  ..soW(  it 
dies  ohne  tieferes  und  lästiges  Eindringen  geschehen  liann**,  noch  immer  rerbliebcn: 
neben  dieser  partiellen  Dedarationspflicht  roUends  zu  lax. 

Ree lam  at  i  0 n  e  11  werden  nach  wie  vor,  auch  ferner  mit  ge- 
wissen Verschiedenheiten  bei  Censiten  von  unter  und  Uber  3000  M. 
Einkonmicu,  nur  durch  die  Verwaltung,  auch  in  letzter  Instanz 
entschieden  (Art  22).  Bei  der  Bestimmung,  dass  für  jede  Finanz- 
periode erbt  durch  das  Fioanzgesetz  verfügt  wird,  ob  und  in 
welchem  Betrage  die  Steuer  erhoben  wird,  ist  es  verblieben  (Art.  27). 

Wettere  Aenderunfren  von  geringerer  Bedeutung  (Aendcrang  der  Besteuerungs- 
weise der  Rhederei,  Art.  7.  Nr.  8.  .Vusdehnunp:  der  Steuernf^ifli»  jIlri^^i^che^  ausländischer 
Personen  vom  Besitz  von  GrunUcigcaüium ,  Handuis-  und  Uuwerbeanlagen  auch  auf 
Pachtnng  o.  dgl.  m.  dieser  Objecte,  Art  2,  §.  4,  AendeniDgen  in  der  Bildnag  der 
Schätzungsausschlbse.  Art.  10.  u.  A.  m.)  s.  in  dem  (Jesetz  selbst  und  in  den  oben 
ang<^ebenen,  auch  im  Fiu.arch.  B.  8  zu  Endenden  Landtagsmaterialien  dazu.  (Iia 
Tnte  des  Gesetzes  im  F)D.arch.  B.  8.  S.  287  ff.  sind  die  Aenderangen  au  dem  Geaetit 
von  1864  durch  die  Novellen,  besonders  durch  die  ron  1891,  angegeben.)  S.  dei> 
anonymen  Aufsatz  im  Fin.arch.  eb.  S.  2''2  ff.  — 

Die  Erhebuiii;  der  Steuer  erfolgt  im  Allgemeinen  in  2  halbj&hrigen  Terminen 
(Art.  26).  In  Städten  1.  Clas!^e  wird  für  die  Mitwirkung  der  städtischen  Beamten  u.  s.  w, 
eine  Entschädigung  von  Z^l^  der  abgelieferti  ii  Jahresstener  j^ewährt,  je  die  Hälfte 
far  Veraolaicnug  und  Erhebung,  wenn  der  Staat  letztere  nicht  selbst  besorgt  (,An.  14). 

Die  Einkommenstenergcsctzgebutig  tritt  in  ihrer  Totten  Bedentnng  eist  heiror 
in  Verbindung  mit  der  Com  manalbestedernng,  vefUr  anf  den  gen.  An&atz  ?od 
Kollmann  zu  renreisen  ist. 

148.  Ertragsstatistik  der  Steuern.  Vergleicht  man 
die  Steuer  er  triig:e  der  3  direeten  Steuern  in  den  ein /eine  ti 
3  Gebietstbeilen  miteinander,  wobei  allerdings  besonders  im  Fürsten- 
thum  Birkenfeld  auch  neuerdings  höhere  Steuersätze  (mehr  ala 
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12  MoDatsrateo)  bei  der  EiDkommeDsteiief  aagewendet  worden  sind, 
io  xeigt  sich  Fönendes,  womit  die  oben  schon  eingeslrenteD  Daten 
eigSost  werden. 


Tak  76.   Oldanbnrgisehe  Erträge  der  li^ireeten  Steuero  (EtAtsiifferi). 
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in  Oldenburg.  Im  Fürstentlinm  Lrih  i  k  besteht,  wie  brmerlvt.  iit;iiie  be&oodere  Gcbäade« 
Steuer.  Man  siebt,  wie  in  allen  3  Landestheilco,  in  Lübeck  mit  in  Folge  des  fehleai 
<li6<er  Gebiodesteoer,  in  Blrkenfeld  vefen  höherer  SttM  der  EinkoDiiieinteaer.  dl« 

letztere  durchaus  das  wichtigste  Element  der  dir.:^!«^!  Staatsbesteuerunp  peworJen  ist, 
obwohl  sich  Mich  der  Geb&udesteaerertrag  wesentlich  gehoben  bat.  Die  Uevorbs- 
reeogoitionsabf^aben  dnd  übrigens  auch  im  Ertrage  ron  1875— 1899 im  Uerzog- 
thom  ron  34  500  auf  70.000  M.,  im  FOrstenthum  Lttbeek  tod  2700  Mf  5000  M.«  «bo 
lelatir  noch  stärk«  r  al^  die  Einkommensteuererträge  gewachsen. 

Die  Erbschaftssteuer  ^Gesetz  Tom  16.  Juli  1868.  auch  fur  Scbenkungea) 
liMt  Desc«iideiiteo,  Aecendenteo,  Ehegatten  trilR  »leo.  wie  In  Dentsehland  meiste««, 
rorncinlich  nnr  die  Seitenlinie  nnd  die  Nichtvcrwaridten,  mit  3.  jetzt  zum  Theil  4*/^  Ge- 
a«:hw  ister  oud  Turschiedene  andere  nähere  Kategoricen,  mit  5  wettere  Verwandte,  mit 
S  "1^  die  eBtfemtesten  Verwandten  vnd  Nichtrenrandteo.  (Einzelheiten  des  Tuift  in 
Schanz'  Aufsatz  im  Fin.-arch.  II.  884  ff.,  eb.  S.  876  und  XV.  S.  640,  Ertragsstatistik). 
Im  Etat  war  der  Ertrair  1875  71.400  M.  ( Herzopthum  63  0O0.  Furstenthum  Lübeck 
4200.  Fürstenthum  ßirkenfcid  4200  M.).  1899  151.500  ib-£*.  1^4  000  —  10.000  — 
"500  M.).  wirklicher  Ertrag  (nach  gen.  Mittheilung)  in  1898  188.548  (bezw.  158.362  — 
23.300  —  M.).   Wie  in  solchen  kleine»  Gebieten  be-reif iirh.T  Weise  .ii.'  wirk- 

lichen Erträge  einer  Erbschaftssteuer  schwanken,  zeigen  folgende  Zahlen  für  1894-98: 
in  Herzogthon:  162.641  —  169iS61  —  110.896  —  150.156  158.862,  Minimum 
«im  Maximum  wie  1  :  1.54,  im  Fürstenthum  Lübeck  13.846  —  11.810  ~  20  426  — 
:V).933  —  23.300,  Minimum  zum  Maximum  wie  1  H.  im  Furstenthum  Birkenfeld 
4154  —  5714  —  13.382  —  44.177  (!)  —  6886  (!),  Mmiiüuuj  mm  Maximum  sogar 
wie  1 :  e— 7. 

Der  Ertrag  der  Stempelsteuer  war  \m  Ilerzoithnm  naeh  tbni  Etat  1875 
93.300  Mm  1899  121.100  M.,  im  Fürstenthum  Birkcnfcld  13.500  und  13.900  M.,  im 
FlInientbDin  Lübeck  ehemale  ganz  rering,  jetzt  fehlt  sie  hier  ttberbaopt,  der  wirkliche 

Ertrag  im  Herzogthum  1898  183.473,  im  Furstenthum  Birkeufcld  15.9i>3  M. 

Eine  nicht  uner)'**blicbe  Ergänzung  der  directen  Steuern  bilden  diese  beiden 
udeien  Steuern  demnach  doch  immerhin. 
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e.  Braunschweig. 

§.  149.  Vorbemcrkun freu.  Uebcr  die  Finanzen  iu  der  1.  H&lfte  des 
19.  Jahrhunderts,  besonders  18:^1—51,  s.  ?.  Reden,  Fin.stat.  1.  B.,  2.  Abth..  S.  930 
bis  1012.  mit  Tabellen  über  EuuiiiluiioD  und  Ausgaben,  dai>elb:»t  Uber  die  Steaern 
8.941,  961  ffl  Ueber  das  Staatsrecht  Otto,  im  Sammelwerk  Handbuch  des  OSant' 
lichc-n  Rerhts,  8  B..  2.  Halbb.,  1.  Abth..  S.  9.")— 1P4,  besonders  Ober  landesfürstlichen 
Bedarf  Kaminertrut  S.  110,  Finanzwesen  des  Landes,  S.  127 — 132.  Ueber  den  Staats- 
banslitäc  1883--86  (zornTheil  bis  1814  nraek)  d«r  InliAltieidi«  Auftttz  Toa  Kybiu. 
FinJirch.  B.  5,  1888.  S.  721—767,  daselbst  besonders  über  die  Staatssteuem  S.  723 
bis  7.%,  über  das  Kammer-  und  Klostcrp:tit  S.  722.  die  „werbenden  Staatseinrichttincren" 
S.  737  IT.,  mit  Fielerlei  statistischen  Daten  (die  Versuche,  die  Geldeinnabmen  u.  s.  w., 
auch  die  Steaem  und  SteuerbelaatODgon  «Qt  dein  Geldbetrags  auf  Boggenircrthe  nach 
dem  BofTgenpreis  umzurechnen,  nm  so  die  reellen  Werthgrrössen  besser  als  in  den 
GddbetrigeD  ersichtlich  za  machen,  sind  zwar  nicht  ohne  Interesse,  aber  doch  die 
Effebnitte  tiosebend,  veil  eben  nacb  diesem  eioen  Honst,  vtUends  gegenwärtig  und 
bei  SummenbetrHi^en  auf  (ieldwertb.  Kaufliraft.  ■Bela:>tung  nicht  irgend  genauer  ge- 
schlossen werden  kann).  Staatbhautihalt  von  1Ö96 —  98  nach  den  LaAdtagspapieren 
Fin.arcb.  B.  16.  Ib99,  S.  751  ff. 

Das  Wichtigste  Air  die  ünanzwissenschaftliche  BetfKhtang  iat  die  in  den  letzten 
Jahren  erfolgte  umfassende  Keform  der  directen  Steuern,  wesentlich  mit 
nach  preussischem  Master,  und  mit  Ausdehnong  auf  die  Gommunalbesteue  rung, 
w»9  bei  der  grSnereD  iJlgeDeinen  Bedeatoof  dieser  Beform  hier  auch  etwss  fenaner 
behandelt  wiri.  Die  amtlichen  Materialien  aus  dem  Landtag  darüber  im  Fin.arch. 
B.  16,  S.  713—838,  mit  der  kurzen  Einleitung  von  v.  Kauschenplat,  S.  713—718,  und 
den  neuen  Gesetzen  Aber  die  Einkommensteaer  UÖ96),  Ergäuzungsstener  and  Gemeinde- 
i^gaben,  beide  ans  1899,  sowie  dem  GewerbflBtnnergesou  von  1893,  zum  Theil  mit  ße- 
frrUndnng.  Commissionsberichten,  AusführungsTorschriften.  Nur  auf  diese  Beform  und 
auch  dabei  doch  immer  nur  auf  die  Hauptpuncte  derselben,  indessen,  weil  diese 
Befonn  Most  nidit  fentlndlich  ist,  in  Kürze  aach  auf  die  Grandsfife  dee  ganzen 
~  Finanzwesens  und  der  vor  1899  bestehenden  Steucrrerfassnng,  sowie  wegen  de.s  Zu- 
sammenhangs der  Stas^-  and  Commonalsteuerreform  aach  etwas  mit  auf  letztere,  soll 
iiier  eingegangen  werden .  aof  die  frohere  Bestenenmg  iresentiich  naeh  dem  Aafiouz 
von  Kybitz. 

Finan/statistisches  iraterial  bei  v.  Reden,  Kybitz  und  in  den  MateriaUeB 
in  B.  IG  de^  Fin.arch..  auch  iu  Heft  XI  der  Beiträge  zur  Statistik  dcä  E.  Br.  — 
Das  Herzogthum  Braunschweig  amtet  8672  (nach  anderer  Angabe  3690)  qkm  mit 
In  1898  434 '^i:'  Fin wohnern,  hat  nur  eine  £rrosso  Stadt,  Braunschweig,  1895  mit 
115.135  Einwubneru.  also  über  einem  Viertel  der  Qesammtberölkertutf,  and  2  Mittel- 
sOdt»  (tsd  18—16.000  BttwtAneni). 

§.  1$0.  Grandsttge  des  LandeBfinanzweseiiB.  Bman. 
schweig  gebort  noch  za  den  oben  (S.  447)  erwähnten  deutschen 
Staaten,  welche  noeh  keinen  einbdtlichen  Etat  nnd  keine  voOe  fis- 
calische  Casseneinheit ,  soodem  noch  getrennte,  wenn  anch  mit- 

tiDaiidcr  zusammenhiingende  Etats  und  Cassen  haben.  Hierdarch 
wird  das  Finanzwesen  couiplicirtcr  und  das  \'er8t;ludiiiss  anch  des 
Einzelnen,  so  der  Stellung  der  Besteuerung,  erschwert.  Aus  der 
mit  dem  vorliegenden  Material  nuisrlichen  Zusammenfassung  der 
Etats  nnd  Cassen  ergiebt  sich  indi  sseii  <lie  Sachlage.  Durch  den 
relativ  bedeutenden  Reinertrag  des  Kaiumerguts,  welcher  auch  nach 
Abaog  der  aui'  ihm  lastenden  und  vorweg  abgezogenen  Ausgaben 
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(f ornemlich  für  den  Hof)  verbleibt,  ferner  durch  die  EinkUnfite  ans 
dem  Eisenbahnwesen  (d.  b.  jetzt  die  Annnität  für  die  verkauften 
Staatsbahnen),  sowie  dem  Leibbause;  einer  Staats- Creditanstalt, 
dorcb  die  aaflserordeDtiicb  ertraggreicbe  Lotterie,  eine  ToUenda  in 
dieser  Entwieklong  bedenkliche  Einriebtong  des  kleinen  Landes» 
ist  Brannsebweig  trotz  reicblieber  Dotation  der  Staatsverwaltnngs- 
iittd  Caltaransgaben  in  der  Lage,  seine  Staatsbestenering 
im  VerbftltDiss  aar  Woblbabenbeit  der  BevOlkenmg  mftssig  xa 
balten  and  konnte  es  jüngst  seine  direoton  Realstenem  zu  \  den 
Gemeinden  UberlaFsen. 

Der  Ktats  8Uid  vier:  der  Kam  meroassen etat  für  das 
alte  Kiimmer^'ut,  der  K 1  o  s  t  er  v  er  wall  u  n  gscasse  u  e  t  a  t  für  das 
Kloster  i:n  f,  der  Etat  für  die  Verwen d n n g  des  Reinertrags 
des  K  1  (•  >  t  ('  r  l;  II  t  s  ,  der  zur  Deckung  seiner  Ausgaben  cveutueli 
—  und  jetzt  in  erheblichem  Maasse  —  aus  dem  JStaatsljau.shaltetat 
den  erlorderlicben  Zusehuss  erhält,  endlich  dieser  eigentliche 
Staatshanshaltetat  seibat. 

1.  Dieser,  bezw.  seine  Casse  empfängt  als  reine  Einnahme  den 
reinen  üeberschuss  der  Eammercasse,  der  dieser  nach  Bestreitung 
der  ibr  obliegenden  Ausgaben,  insbesondere  der  Dotation  der  Hof- 
Btsatseasae,  vom  Beinertrag  des  Kammergnts  verbleibt,  wird  aber 
mit  dem  erwähnten  Deficit  der  Klostergats-Beinertragscasee  in 
seinen  Ausgaben  belastet  Die  finanziellen  Beziehnngen  zam  Beleb 
(Ueberweisnugen  nnd  Matricnlarbeiträge)  erscheinen  ganz  im  Staats- 
haosbaltetat,  alle  fibrigen  Staatseinnahmen,  ausser  denen  des 
Kammer-  und  Klosterguts,  daher  die  Landessteuern,  GebUhren- 
erträge,  sonstige  privatwirtbsebaftliche  Reinerträge  (besonders  aus 
Eisenl)ahnen,  Leibhaus)  bezieht  nur  dieser  Haushalt,  wie  anderseits? 
alle  iStaatsausgabcn ,  ausser  den  auf  dem  Kammer-  und  Klostergui 
lastenden,  nur  ihn  heiasleii.  Die  Schulden  sind  ebenfalls  noch  nach 
Kanimercasse,  auf  dem  Kammergnt  Instend,  als  Kammersehulden 
and  nach  8taatscasse,  auf  dieser  lastend,  als  Laudesschulden,  be- 
sonders fUr  Eisenbahnen  getrennt. 

2.  Die  Kammercasse  rübrt  aus  der  Älteren  Verfapsung  ber, 

Sie  bezöK'  in  r  üblicluTi  Weise  früher,  bis  lPn2,  an«:«er  dm  Einkuuften  aas  dem 
Kammergnt  selbst,  aacb  g;ewiäsc  ältere  Gebühren  uud  iudirecte  Abgaben  und  hatte  aus 
ihrem  Reinenn^  den  lUntlichen  Haas*  and  Hofbedaif ,  aber  auch  gewisse  Landes- 

■  1' rfn  so  tnit  zu  bestreiten,  dem  Rechte  des  T'atrrmonialstaats  gemäss  (Fin.  I,  §.  214) 
uiiiie  weitere  Mitwirkung  der  St&iide.  Im  Jahre  1832  erfolgte  nacli  der  „Neuen 
I-ABdschaftäordnung*'  vom  12.  Oct.  und  nach  einem  „Finaiizucbenvertrage''  eine  neue 
Bcgelonff.  Der  landesfürsiliche  Hof-  und  Hausbedarf  wurde  fixirt  (/.uerat  aaf 
c.  245.000  Thlr.,  seit  1874  auf  e.  275.000  Thlr.)  und  dieser  Betrag  auf  de.u  Kein- 
ertr&g  des  Kammerguts  aDgcvieäen,  die  Kammercasse  aber  auf  dies>eä  tiut  ^Domänen, 
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Forsten,  Gefälle.  H  r  und  Hfittenwerle.  dann  ein  aus  Grandabgabeii-Abli  ungsgeldern 
ujid  Yerkaolderlö^tiu  von  Kammergutsobjoctcn  gebildeter  „kammerkapiUltoads"'^)  bd- 
scliTtolrt,  wibrend  die  «oderan  iVflbntUcfa-reohtliohen  EUmahmen  der  Kftmmercaase 
nunmehr  der  StaatscMM  Überwiesen  wurden.  Auf  dtm  Keinertrafre  dieses  Guts  lasten 
ausser  dorn  Bedarf  der  Hofstaatscasid  (lü  den  frülieren  825.CK)0  M.  sind  seit  1888 
noch  300.000  ^I.  trckonimun ,  Sunmio  daher  jetzt  1.125.323  M.)  die  Vcrwaltungskosten 
der  Gasse,  die  Err.  ili  i  i^Mkosten  d(-s  Kammcrgiits,  die  Ausgaben  für  die  Kammerschuld, 
die  filr  1898  noch  707.000  M.  Kapital  betrup.  Der  Ucberschuss  der  Eiiin-<1im.«n 
UÖ87  nach  Etat  2.298.000,  1899/1900  3.229.0U0  M.)  über  die  Ausgaben  ^bc/.». 
1.486.000  md  X.795.000  M.)  fliesst  in  die  StMtscaase  (in  den  gen.  Jehren  daher  mit 
811.000  und  L-^Bi-OOG  M.)  und  cr.scheint  mit  dieser  Nettosunime  als  i-rstc  Katcirorie 
der  Einnahmen  im  Staatbhaubbaltetat.  Beim  Kammercassenetat  hat  die  Landesver- 
tretung  aach  noch  heute  nur  ein  berathendes  Volum,  kein  Zastimmnugsrecbt.  (S.  Otto 
a,  a.  0.  S.  110,  127  ff.,  auch  Uber  die  Beetfanmiuigeti,  vekhe  für  das  Kammergut,  — 
zu  dem  ;in<^b  der  Antheil  der  mit  Preussen  in  p-eineinsamem  Besitz  stehenden  Harzer 
Hattenwcrkc  (sogen.  Communionliarz)  gehört.  —  sonst,  besonders  nach  einem  Edict 
roB  1794,  gelten;  ferner  r.  Beden  a. a.  0. S.  942  IT.,  951  ff.,  Kyblts,  Fiooixch. 
B.  5,  S.  722.) 

3.  Das  Klostergat  stammt  ans  den  Säcalarisationen  der 
Reformationsseit,  war  damals  nicht  zum  Eammergat  geschlagen, 
sondern  wurde  als  besonderer  Fonds  für  kirchliche,  Schul-,  Wohl- 

thätigkeitszwecke  eingericbtet,  Zwecke,  denen  es  noch  heute  diuiit 
(sogen.  Kloster-  und  S tud ie n  t'o uds).  Die  betreffenden  beiden 
Etats  werden  unter  ZnstimmuDg  der  Landesvertretung  iestgestellt. 

Die  Reinerträge  des  Fonds  (1800/1900  1.420.r)00  M.)  reichen  abor  fur  die  ihm 
obliegenden  Verweiidungszwccko  iuchl  luchr  au.s,  massea  daher  aus  der  Staatscasäe 
ergänzt  werden,  was  im  StaatthaoehaltBetat  in  dem  Posten  unter  dem  Titel  zur  Deckong 
des  Deficits  der  Klosterreinertragscasso  geschieht  (neuerding^s  in  wachsenden  Botrri|?f>n, 
1899/1900  mit  1.213.500  M.).  Die  Erwerbungen  von  Klostergut  u.  dgl.  ans  dem 
EeiclisdeputationsliaaptMbbHS  ?on  1808  sind  nelienbei  bemerkt  dem  Xammergnt  zn- 
^wachBen.  (8.  Otto  8.  127,  128,  ISO,  Kybits  S.  722.) 

Bestände  ein  einheitlicher  allgemeiner  Staatshans- 
haltetat  mit  völliger  fiscalischer  Casseneinheit,  so  wQrden  in 

ciueui  iiruttoetat  die  Roheiliäge,  in  eiucm  Xuttoetat  die  Reincruä^^e 
des  Kauimer-  und  Klosterguts  unter  den  Emnahinen,  die  Zahlung 
an  die  Hofstaatscasse,  die  sonstigen  Ausgaben  der  ivammercasse 
und  der  l)Liden  Klostercassen,  also  insbesondere  diejenigen  für  die 
Kamnieiscliubl  und  für  die  Kirclicii-  und  ►Scliulausgaben  des  Kl(>ster- 
und  Studientbnds,  unter  den  Ausgaben  des  Gesammtelats  erscheinen. 
Der  Staatshaushaltetat  stiege  so  von  gegenwärtig  c.  13.5  Mill.  Mark 
(nach  Absetsnng  gewisser  Posten  i  einer  gemischten  Brutto-  und 
Nettorechnang  in  Rinnahme  und  Ausgabe  um  e.  4.7  MUl.  netto, 
also  nm  etwa  ein  Drittel,  anf  c.  18.2  MiU.  Mark. 

Im  Staatshaushaltctat,'  der  von  Landesregicrnnt;^  und  Landesrertretang 
gemeinschaftlich  iVbt^^estclIt  wird,  finden  sich  unter  den  Einnahm«!!  die  Antheile  an 
den  Keichssteueru  (1899, 1900  3.665.580  M.),  unter  dun  Ausgaben  die  Matricular- 
beitrige  fS.750.000  M.).  Die  freiteren  EinnahmeD  betreffen  den  Staat  allein,  ee 

g^ohörcn  dahin  zunäclist  der  R  ci  n  c  r  t  r  :i  ;2:  der  Domänen.  Forsten  und  Berfr- 
wcrke,  d.  b.  der  bezügliche  Uebcrschass  der  Kammercasse  (1899/1900 
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1.594.395  M ,  welche  Samme  mit  HiozorecbouDg  des  aoderwoit  verweDdeten  lieiii- 
ertragä  de8  Kammor»  und  des  Klostervnla  tob  zusammen  8.115.018  31.  anf  4.849.418 

stiege,  tier  mit  den  (ihrigen  Eimi;iliini-katefronee!i  zu  vergleichende  Retrag);  dann 
dio  ebenfalis  als  {>rirat virthHChaftilche  erscheinenden  3  Posten:  Reinertrag  des 
Leihhauses  (440.000  M.),  die  Eisenbahnannuität  (1.625  000)  und  Zinsen  (620.000), 
zosunmen  3.685.000  M.  oder  insge^^ammt  mit  den  Domäncnertrtgen  Q. «.  w,  der 
Knrnmcrcasso  5.219.395  M,  bezw.  bei  Einrecbnunir  'l>'s  soii^titrcn .  von  ihnen  direct 
verwendeten  liciueitra^  der  Kammer-  und  Klosterca^e  8.834.413  .M.  „prirat- 
wirtliscbaftlieher*'  Staatseionabmen,  d.  b.  auf  den  Kopf  der  II«fOlkenrog  g.  19  M. 
Zn  diesen  Pasten  der  EintinlimL-n  iralen  die  directen  Sfeiit-rn  (n.-uth  der  niesten 
Reform  mit  2.056  500  M.  brutto)  oder  nur  c.  4.7  M.  auf  den  Kopf  und  die  indirecten 
Steuern  (netto.  Stempel  u.  dgl.,  Erbsehaftartener  mit  449.000  M.,  Gericbissporteln  mit 
780.000  M..  endlich  die  Lotterie  rein  mit  1.859.100  M..  eine  Summe,  die  man  bei 
der  Verbreitong  bratinsrhveigiscbcr  Loose  ausserhalb  des  Landes  nicht  auf  d»^n  brntin- 
scbveigcr  Kopf  allein  berechnen  kunii.  Kechnet  man  dio  gesammte  Staatssteuer  incL 
QeriehtMpoTteln  ood  einem  kleinen  Theil  des  Lotterieotrags  auf  c.  8.5  Mill.  Mark  im 
Ganzen,  so  vfürcn  das  auf  den  Kopf  <■.  8  M.  oder  nur  c.  42  des  Ertrag»  der 
prif&tviitbschaftlicbea  Objecto,  —  allerdings  ?oq  den  Eoicb^toaem  abgesehen. 

Die»  gfiDstige  Lage  der  Dinge  verdankt  das  Land  der  Er- 
haltnng  des  alten  Dom  an  iams,  denn  die  priratwirthscbalt- 
liehen  Ueberecbttsse  entstammen  grossentheils  den  Dom&neni  ForsteD, 
Bergwerken,  w&brend  dagegen  der  Annnft&t  der  Bisenbabnen,  ancb  • 

der  Rente  des  Leibbanses  auch  grossere  Schulden  gegenüberstehen 
(s.  u.).  Es  ist  begreit'lieli ,  dnss  bei  einer  solchcu  Sachlage  die 
Besteueiung  lür  den  Htiiat  iclaliv  niedrig  gehalten  werden  kouuie 
und  eine  Steuerreform  wie  die  jüngste,  mit  der  Ueberlassung  grosser 
Theile  der  staatliehen  Ertragssteuern  an  die  (Jemeinden,  so  leichter 
dnrchznfUhren  war.  Der  innere  Zusammen liang  dieser  Dinge  ver- 
dient wieder  allgemeinere  Beachtung,  auch  vom  lioanz  wissen - 
flcbaftlicheo,  nicht  nur  vom  finanzpractiscben  Standpuncte 
ans.  Es  zeigt  sich  hier  einmal  wieder  an  einem  guten  Beispiel 
dentlich  die  günstige  Wirkung  starken  Staatsbesitzes 
von  Rentenobjeoten.  Dies  anch  der  Grnnd,  warum  hier  anf 
diese  Verhältnisse  etwas  näher,  anch  ziffermttssig,  eingegangen 
wurde. 

Unter  den  Ausgaben  des  Staatshaiislialta  Ton  im  Ganten  in  1899/1900 

14.46  Mill.  Mark  incl.  Matricularbeitr.lire  1 19.21  Mill.  Mnrk  incl.  Aüsi;:ajeti  der 
Kammer-  and  Klosterreiiiertragsca^e,  wenn  sie  in  den  Staatshaushalt  einbezogen 
wurden)  befinden  sich  2  78  Mill.  Mark  ffnr  die  Landesschold  (Zins  und  TilgouK).  in 
eiA«bIichem  Bctraire  fUr  Eisenbahn-  und  Leihhausschulden«  so  dass  die  Reioerträfe 
Äeaer  Objecte  I?. 06.5.000  M  i  g^rflsstcntheils  f on  diesem  SrhnMfrforderniss  in  Ansprn."h 
genommenn  werden.  (S.  über  die  staatsrechtliche  bmte  des  Staatshaushalts,  auch  tu 
Betreff  der  Stenern,  Otto  8. 128,  ISO  f.,  r.  Reden  S.  941. 962  S.,  Kybits  S.  723  ff.X 

§•  151.  Die  Staatshestenernng  im  Allgemeinen. 
Sie  besteht  nach  dem  Uebergang  der  Zolle  und  inneren  indirecten 
Verbranchs-  und  Verkehrs-  (Stein pel-)Steaem  an  das  Dentscbe  Reich 
vomemlich  ans  direoten  Stenern,  daneben  ans  Stempel-  und 
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verwandten  VerkehrBBteaern  (and GebUhren)  nebst  Geridit»- 
sporteln,  sowie  am  einer  Erbsehaft SBtener,  wovon  jetzt, 

1900,  nach  Durchführung  der  neuesten  Steuerreform,  die  directen 
etwa  Vs»  übrigen  (einschliesslich  der  Gerichtssporteln)  etwa  ^/j,, 
mit  Aassehluss  der  Gcrichtssporteln  die  ersteren  etwa  Vs»  die  anderen 
nicht  ganz  V5  aufbringen.  Die  directe  Besteuerung  ist  also  für 
den  Staatshanshalt  (wie  vollends  för  den  (V»niniuna]h<iusbalt)  die 
Hauptsache  und  soll  hier  allein  etwas  naher  behandeil  werden. 

Die  directe  Besteuerung  war  bis  zur  jUugeten  Üeform  wesent- 
lieh  eine  Ertrag sbesteaernng  in  zwei  Gliedern ,  einer  Grund-, 
bezw.  Grund  besitz stener,  der  Hauptsteoer  nach  dem  Ertrage» 
nnd  einer  Gewerbesteuer,  woran  sieb  eine  Personalstener  in 
Form  einer  claBsifieirten  Einkommen-,  Berafs-  nnd  Standessteaer 
als  finanaiell  nebensilehliehe  direete  Steuer  ansefaloBB.  Darch  die 
nach  prensBiBehem  Master  erfolgte  Reform  von  1899  ist  die  Staat- 
liehe  Ertragsstener  anf  einen  Rest  ihres  Betrags,  V«»  vermindert 
der  ttbrige  Hanpttbeil,  ^/^^  den  Gemeinden  Oberlassen,  die  Personal- 
stener beseitigt  nnd  die  direete  Staatsstener  in  der  Haaptsaehe 
zu  einer  Personalsteuer  in  Form  einer  allgemeinen  Ein- 
k  (>  m  m  e  n  -  und  einer  Vermögens  Steuer  (sogen.  Ergänzungssteuer) 
hinüber  gebildet  worden.  So  ist  jetzt  factisch  die  Ertragssteuer  in 
ihrem  bestehen  gebliebenen  Reste  die  ergänzende  dieser  beiden 
neuen  Pcrsoualstenern.  Der  Vdri^anir  ist  dahör  in  zweierlei  Hin- 
sicht bcmorkeiiswerth ,  einmal  als  neuer  Fall  des  Ueberf^anfrs 
der  directen  iS taatsb esteuerung  wesentlich  von  der 
Ertragsbesteuerung  fort  zur  Personal bestenerung 
hinttber,  verbanden  mit  Ueberlassnng  der  Ertragsstenem  an  die 
Gemeinden,  wenn  auch  ein  kleiner  Theil  der  letzteren  Steuern  noch 
dem  Staate  verblieben  ist,  im  Ganzen  also  doch  wie  in  Prenssen, 
Hessen,  Baden ;  dann  aber  anch  als  Fall  der  spontanenmOglieh- 
Bten  Annfthernng  eines  dentseben  EinzelstaatB  in 
seiner  Verfassung  der  directen  Bestenernng  an 
Prenssen,  der  erfreoliebe  analoge  Vorgang  wie  in  Hessen,  so 
welchem  freilich  die  geographische  Lage  nnd  Gebietseonfiguration 
des  Laiulcs  Hrannsehweig,  das  eine  seltsam  gestaltete  Enclare  in 
Preussen  bildet,  noch  besonders  angeregt  haben. 

§.  152.  Die  Besteueruuir  vor  der  K'eform  von  1899. 
Die  jetzt  demnach  grossentheils  verlassene  ^^taatsbesteuerung  war 
historisch  die  Fortbildung  der  älteren  manehfachen  directen  Steuern 
des  früheren  Territorialstaats  and  hat  im  Laofe  des  19.  Jabrhanderts 
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ihre  Ausbildung  nnd  nenere  Gestaltung  erfahren.  Den  Ausgangfi- 
\)üiH't  der  Stpuei  ciitwiekinng  nach  der  Wiederherstellung  de^  alten 
Staats  bilden  staatsrechtliche  Bcstimmnngcn  im  Jahre  1821  und  in 
dem  Landesverfa^öuiigsgesetz ,  der  Neaen  LandschaftsordnuDg  von 
lbd2^  wodurch  die  modernen  politischen  Grundsätze  der  All- 
gemein bei  t  nnd  Gleichmässigkeit  zur  Riehtschnar  erhobeo 
werden.  Daher  wird  folgerichtig  die  Beseitigung  der ebemaUgen 
Steuerfreiheiten,  insbesondere  des  Grandbesitzesy  ftlr  diesen 
gegen  Entsehädignng,  herbeigeführt  und  die  Ansgleiehnng  der 
Steaem  im  ganzen  Gebiete  wie  nnter  den  einzelnen  Pflichtigen 
wenigstens  in  Anssiebt,  wenn  aneh  erst  viel  spftter  wirlclicb  in  An- 
griff genommen  (1849). 

S.  YeTordiinng  foin  21.  Oct  1821,  Nene  Luidachafiaordniror  fom  12.  Oct  1882« 

§.39,  über  die  Mitwirkung;  d.T  StfifidL'  bei  der  Besten  .tu  tiir  §  17o  il  OttoS.  131 
t.  Keden  S.  941.  962  if.,  Ky bit2  6.  72311'.  Bis  1849  bezw.  bestaud  die  Bo> 
stenoTiing  des  Grandbesitzes  In  den  «Iten  mannigfuUifren  Formen  verschiedenster 
Abgaben,  wie  sie  Obcrall  im  st&itdischen  PatrimoiiiaUtaat  üblich  waren,  da  die  bezBg- 
lichc  alte  Steuerverfassting  1817  wieder  an  di»-  Stille  des  wcstfriliscücn  Grundstfuer- 
sybtems  gesetzt  worden  war.  In  duu  btudten  Braun»cliweig  und  WolfenbUttel  wurde 
fflr  den  Staat  Msser  renthiedenen  directen  Abgaben  Mabl-,  Sehtncht*  und  Tboncdse 
erhoben.  Cebersicht  der  ohonialii^cii  firiiiidal)^ab!':i  i:n  1  Darletrunjf  ihrer  M&ngel.  an 
dem  Erfordemiss  gleichm&aäigcr  Besteuerung  gcme»i>uu,  uacb  amtlichen  Quellen  (1849) 
bd  T.  Reden  S.  962— 9fö,  anch  Eybltz  S.  724  ff. 

Er^t  nach  der  1848er  Beweguni;  kam  ed  zu  einer  modernen  allgemeinen 
(irundsteuor  nach  Gesetz  vom  24.  Au'jt.  1^10,  de4.seri  Durchführnngsarboiten  bis 
1858  dauerten,  so  dasi  erst  vuu  1859  an,  in  der  Ütadt  Hraunschweig  ersii  von  1877 
an,  die  neue  Grandsteuerverfassung  für  die  Erhebung  der  Steuern  an  Stelle  der  alten 
Grondabfraben.  in  der  Stadt  Rrauiischweig  an  Stelle  der  1  rt  f  ir  den  Staat  erhobenen 
älteren  directen  und  ijidirecten  Steuern  trau  Die  neue  Oiundüteuer  bestand  ans  zwei 
HaoptgUedeni,  einer  wesentlich  tand-  und  ferstvfrthschaftliohen  Grund- 
steuer von  fruchttragenden  Grundstücken  und  den  nach  dem  Gesetz  als  solche  gelten- 
den oder  ihnen  gleich sestellten  Objectcn  (so  ablassbare  Teiche,  W'eid«'-  nnd  Rrennbolz- 
Wrcchtigungen)  und  einer  Gcbaudesteuer  von  WohngubADdeu.  Steuerfrei  waren 
Staats-  und  KammefgOter  ond  die  Terfabt>un^mäs>ig  befreiten  landesfarstlichen  Grund- 
stücke, nach  einem  sp&teren  Gesetz  von  1855  auch  die  Guter  des  Kloster-  und  Stodien- 
foads«  sowie  die  der  Kirchen,  Schulen  u.  s.  w..  milden  Stiftungen.  Die  Grundsteuer 
•eilte  so  Tid  Ertraf  brinren  als  die  bidierigen.  dnreh  sie  za  ersetzenden  Abfaben. 
iS.  V.  Reden  S.  963,  969,  Kybitz  S.  724  —726  für  Einzelheiten.  Ver>el,i,  deno 
«eitere  Gesetze  bis  in  die  80cr  Jahre  über  die  Grundsteuer,  besonders  vom  20.  M&rz 
1873  betr.  die  erste  Form  der  Gebäudeüteuer,  s.  u.\ 

Die  eigentliche  Grundsteuer  war  als  Reinertragsstener  mit  Bildong 
von  Ertragsclassen,  bei  den  Kindlichen  Grundstücken  18  mit  einem  Minioniiu 
Qod  Maximum  des  Anschlags,  bei  den  Forsten  4,  in  die  dann  die  Grundstücke  eiu- 
gesehltzt  wurden,  geplant,  znnKchst  ohne  allgemeine  NeoTenDessnngen,  mit  Benotzong 
vorhandenen  Materials.  Das  so  gebildete  Steuerkapital  wurde  (irundlage  der  Besteuenni^i. 
Nach  Vollendung  der  Arbeiten  sind  10  "  »  dieses  Kapitals,  also  des  classihcirten  Reiii- 
Mtrsi^  als  Sieoersatz  erhoben  worden.  Die  Stenw  ist  stabil,  eine  Berision.  die  nur 
im  Wege  neoen  Gesetzes  erfolffen  konnte,  hat  nicht  stattf^cfonden.  Dadurch  musste. 
wie  immer  in  solchen  Fällen.  die?e  f irtitidsteiier  mit  der  bewe;flirhor<>n  Gebäude-  nnd 
Obri^en  Bcsteaerung  im  Ertrag  und  lu  den  Wirkungen  der  Belastung  in  ein  Mis»- 
rsrhiltnfas  können. 

Die  (leb.ändesteuer  von  Wo  Ii  n  ireb.'uidi'n  /crfallt  in  Formen.  r\nc  Micth- 
vertbsteuer  in  den  Städten  und  Flecken  und  eine  anderweit  geregelte  auf  dem 
I^dc^  Enten  (bes.  nenes  Gesetz  rom  20.  Hirz  1873)  setzte  den  halben  doidischnitt- 
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liehen  Micthverth  als  Stencrkapital  an,  für  welches  19,  seit  1873  23  Classe-n  gebildet 
wurden.  Die  Steuer  dehnte  sich  in  Wohngebäuden  auf  die  geverblichen  u.  dgl. 
KStimo  mit  aus,  war  also  insof.'rn  keine  n-ine  Woh n !^eh5^l^<.«^tet^o^,  in  specifisch 
gewerblichen  (iebäoden,  wie  Fabrilien.  waren  dagegen  nur  die  ali  Wohnung  dieaendeu 
filome  ateaerpHichtiiir.  Auf  dem  Lande  vnrde  nach  der  zweiten  Pcfm  remnlai^ 
iiidcDi  w'hi  in  Pron^sen,  r!nssi'nw<-i>e  (VI)  die  Steoer  nach  Maass^nbc  des  Steuer- 
Itapitalä  der  daiu  gehörigen  ländlichen  (irundstuckc  veranlagt  ward,  mit  einem  Minimal- 
sna  TOn  1  Tblr.  für  Iftndlicbe  Wohnhüatier  mit  ganz  kleinem  (imndbesitz  vnd  ohne 
solchen.    Revision  beider  Goblndesteucrn  alle  10  Jahre. 

Die  Gewerbesteuer  wurde  früher  mit  di^r  I'ersonalsteuer  zu  den  persönlichen 
Abgaben  im  Unterschied  zu  denjenigen  vom  drundbcsit/.  gerechnet.  Sie  geht  auf  das 
Jahr  1820/21  zurück  (Veroidn.  rem  29.  Oct   1821  and  7.  Febr.  1822).  wo  erst 
die  wcsttTlli^ohe  Patentsteuer  allgemein  heseiti^t,  auf  dem  Laude  durch  ii  -  'ilf^n  vor 
18ÜG  bestehenden  Abgaben,  in  den  Städten  durch  eine  neue  Ciassen-Gewerbeateuer 
mit  Gattnngs-,  Betrielranmfangs-  und  Ortsciassen  nnd  SteuerBitzen  dafäTf  tovie  mit 
besonderen  Steuerbätzen  ausserhalb  !i   «  r  Classen  für  bestimmte  einzelne,  meist  Gross- 
gewerbc,  ersetzt  wurde.  Der  rTmfaiiir  der  snhjectiven  Steuerpflicht  war  wesentlich  anf 
(lowerbe  im  eugerba  Sinne  beschränkt,  mit  einigen  speciclkn  Hefr*  iungea,  aber  auch 
mit  allgemeiner  Stetierfrtsihoit  für  die  Mitglieder  der  Gilden  und  Zanfte    Eine  Fort- 
bildung der  Steuer  erfolgte.  1837  durch  Gesetz  vom  4.  April,  jedoch  unter  Fe>thalfiin^ 
der  bisherigau  steuertechuischcn  Grundlage,  wie  sie  in  den  St&dtcn  bestand,  jetzt 
indeatsen  mit  Auadehnong  der  Stenerpflicht  tuf  die  Zunftgenossen.  Änch  neoe  Ge»eese 
vom  3.  Aug,  1804  und  11.  April  bezw.  16.  Nov.  1870,  welche  nach  Einfuhrunir  der 
Gcwcrbefreiheii  (1H64)  und  später  18fi9  der  deiitsrhen  Gewerbeordnung  eintraten,  haben 
an  dem  Cbaracter  der  Classen-Gciverbestüuer  nach  äusseren  Merkmalen  der  Gattung, 
des  Betriehenmfangs  und  des  Retriebsorts  festgehalten,  wobei  nach  einem  Tarif  mit 
Stencrsätzcn  veranlagt  wir.i.    Die  Gesetze  von  1804  und  1870  haben  nur  der  Ver- 
änderung des  Uowerberechts  und  der  Guwerbetechnik  und  -Ückonomik  (Betricbäformen, 
GrOwe  n.  8.  w.)  dareb  «reitere  Entvicklung  der  Gewerboctnsdficndon  nnd  des  Tarife 
Rechnung  getragen.    Diese  Kinrichtung  der  Gewerbesteuer  nach  j>ü e n.  T arif- 
systom  ist  auch  noch  in  dem  neuesten  Gesetz  von  1893  festgehalten  und  nur  dea 
Bedürfnissen  gemäss  weiter  entwickelt  worden.    Auf  dieses  Gesetz,  daa  ein  Glied  der 
gegenwärtigen  Steuerverfassung  geblieben  ist,  kommen  wir  unten  in  §.  154  larQclü 
Dfis  ganze  System  tritt  darin  nur  in  seiner  f<nnereti  Fortbildung  hervor.    Es  eenOgt 
auch  in  dieser  Form  heutzutage  nicht  mehr,  vollends  nicht  in  der  früheren,  und  war 
nnd  ist  nur  bei  seinen  mXssigen,  venn  auch  nllmtlig  orbfthten  Sätzen  überhaupt  noch 
haltbar.    Die  Ilauptliestimmungen  der  Tilteren  (Jeset/e  von  1837.  und  InTO  bei 

Kybitz  a.  a.  O.  S.  780 — 732.  £s  genügt  fUr  unsere  Zwecke  dio  Betrachtung  den  Qq- 
setMS  von  1893  allein. 

Die  eigentliche  Person  alstcuer  geht  auch  auf  die  Zeit  der  Wiederherstellung 
des  Staats  nach  dem  Sturze  der  westfälischen  llerrstli.ift  zurück.  1816.  Sie  wurde 
durch  Verordnung  vom  29.  Oct.  1821  geregelt  und  bat  später  einige  Aenderungcn 
erfahren.  Die  Steuer  wnr  eine  wirltKch  allfremeine  directe  Personalstcuer  fast  der 
ganzen  erwachsenen  Rerf^lkernnir  ftlhrr  IH  jalire  alt)  in  der  eigenihümlichen  Ein- 
richtung einer  Kangsteucr  mit  ülasaensätzcn,  nach  dem  Dienatrange  der  Giril- 
beamten  nnd  Militärs,  mit  Elnreihonfc  der  liberalen  Berufe,  sovie  nach  U6he  ihrer 
Grund-  und  Gewerbesteuer  der  Grundbesitzer  und  Gewerbetreibenden  in  diese  Classeii 
und  Anfügung  der  unteren  BevMk.  ninjr,  Arbeiter  u.  s  w.  in  die  niedrigste  Stener- 
classe,  nebst  einitren  SpeciaUützen  iur  bui»üuders  genannte  Berufskatcgoricen,  so  das 
Gesinde.  Auch  Ehefrauen  nebst  Hanskindcrn  —  von  diesen  nniet  16'jährieen,  noch 
zu  unterhaltenden  aber  immer  nur  1  im  H;tii-,-<fando  —  waren  ■  bis  1830  steuer- 
pflichtig. Die  Steuer  war  also,  zwar  nach  abweichenden  Merkmalen  construirt.  eine 
allgemeine  personale  GInssenstener,  wie  die  prontisisehe,  velebe  bei  Gmnd- 
It  'Mtxern  und  Gewerbetreibenden  zn  deren  Grund-  und  Gewerbesteuer  noch  liin/utrat. 
bei  den  übrigen  Berufen  und  Per!<oi!cn  die  einzige  directe  Steuer.  Im  Ganzen  war 
sie  sehr  massigen  Betrags  (30— * '5  Tiilr.  im  Jahre),  relativ  die  kleineren  Leute  aber 
mehr  belastend,  wie  sie  denn  überhaupt  auf  Einkommenhohe  und  Art  wohl  einige, 
»her  k'  iri"  nnsrej.  ii,.nde  Küfksicht  nahm.  Bei  Grundbesitzern  und  Geweih -treibenden 
var  die  Personalsteuer  eigentlich  nur  ein  Zuschlag  zu  ihrer  Grund-  und  Gewerbesteuer, 
▼IS  nach  der  letzteren  Reform,  nach  welcher  nene  Bestimmungen  ttber  din  Bereclinnnf 
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^  der  PereoDÄlsteaer  nach  Maassgabe  dieser  anderen  Steaer  gegeb«vi  wnrdeii  (18B1. 
I  1837),  nur  noch  deutlicher  herfortrat    1Ö49  wurde  zur  Yerbeäserung  der  Mangel 
f  dii»er  8ten«r  zvtr  «in  Gesetz  Aber  ElnAÜiraQg  einer  wirkliclieii  «Ilgemeineo  Eio- 
'  kommenstcuer  erlassen,  indessen  ist  es  niemals  aiii;o:efabrt  worden.    Gleichwohl  kam 
I  es  auch  zu  keiner  anderen  durchgreifenden  Koform  der  Personaistouer.   Diese  blieb 
f  nach  einem  Gesetz  vom  29.  Juni  1864  in  ihrer  Grundlage  UDverlndert,  es  iriiTde  nur 
'  etwas  mehr  Rücksicht  auf  Einkommenhohe  und  wiiUiche  Steaerfabigkeit  geaommeil 
I  und  Einzellioiten,  Steaersätzc  verändert.    (10  Classen  mit  Jabressatz  von  40  Thlr.  bis 
f  1  Thlr.  herab,  mit  ziemlich  wiilkuhriicbor  Kinreihung  der  einzelnen  Berufe,  auch  der 
Omndbeslliar,  OewerbetnlbendeD,  libentlea  Berufe,  Kentaer  in  die  eiDzelnen  Clasien, 
wobei  die  Einkommenermittlungen  für  die  Giirneindeeinkommensteuern  znr  Veranlas^nns: 
benutzt  wurden«  also  amgekebrt  wie  sonst  meist,  die  alJj^emeiae  Stenerpüicbt  der  Staats- 
•agebArigen  «Dd  der  im  Lande  wobneaden  Fremden«  doch,  nnnmebr  ent  aaeb  roll* 
eodetem  17.  Leboaijahre,  verblieb.)    Das  Ganze  stellte  bis  zuletzt  eine  völlig  un- 
genügende, die  einzelnen  Berufe,  Stände  und  in  ihnen  die  Indivi  lii'^n  ün-^^l-^irh- 
mäasig,  sicherlich  die  Wohlhabenderen  zu  niedrig  (Kentner  mit  UOOO  Titii.  Kuikumuieü 
und  mehr  in  1.  Classe  mit  40  Thlr^  "/»  */••  Beamte  scboD  bei  8000  Thlr.  in  dieser), 
die  kleinen  Leute  relativ  zu  hoch  belastende  directc  Steuer  dar,  die  nur  bei  den  all- 
gemein oindrigen  S&tzcn  erträglich  war.   Immerhin  ein  Beispiel,  wie  sich  solche 
anmllkomraene  Stenern  bei  febloodem  Steuerdmclc  in  unsere  etenertuitiscbe  and  social 
angehauchte  Zeit  hinein  fast  bis  zum  Ende  des  TO.  Jabrbnndeits  erhalten  konnten. 
^8.  V.  Reden  S.  065  und  bes.  Kybitz  S  727-720.) 

In  Betreff  der  übrigen  Steuorn  sei  auf  Kybitz  S.  732 — 736  verwiesen  und 
hier  nur  noch  Folgendes  erwähnt.  Der  Staat  bat  in  der  Stadt  Braunschweig  bis  zur 
I  Einfahruii^^  der  staatlichen  Grundsteuer  daselbst  1877  soiron.  Proviantg:eld,  Service  und 
Fooragegeld.  forner  hier  und  in  WoifenbUttel  (bis  l^öUJ  Tboraccisc  in  mässigen  Sätzen 
SB  einer  Beibe  von  Objectea,  von  Bier  und  Branntwein,  Brot«  Backwaaren,  MeU« 
Fleisch,  Fettwaaren,  Fourage,  Fis<hen .  Wildpret,  Obst,  Brennmaterial,  Tdpfor- und 
Schuhwaarcn  —  seit  1841  waren  cioige  Aendcrungen  eingetreten  —  femer  Scblacbl- 
and  Mahlaccise,  Brückengeld,  sogen.  Sperrgcld  (in  Brauuschweig  bis  1841)  als  Staats- 
abgabe n  erhoben. 

Die  ebenfallH  auf  Yerordnunp  vorn  29.  Oct.  1821  beruhende  «Stempelsteuer 
hat  später  Veränderungen  und  besonders  Beschränkungen  in  Bezug  auf  steucrp tüchtige 
raie  erftibren.  Bemerkensvertb  ist«  dass  ancb  bier  die  früher  im  Stompelwesen  mit 
enthaltene  Erbschaftssteuer  heransgenommcn  und  verselbständigt  ist  durch  Gesetz 
Tom  18.  April  1876,  welches  sich  dem  prenssischcn  von  1873  anpasst«  die  Erbschafts- 
'    Mener  als  Bcreichemngssteoer  einrichtet,  wie  gewöhnlich  bei  ans  Descendenten,  Ascen- 
denten,  Ehe^^atten,  gewisse  juristische  Personen  des  öffentlichen  Bechts  frei  lässt« 
ebenso  Anfälle  unter  150  M.,  die  nächste  Seitenlinie.  Geschwister,  und  vorsrhiedenc 
ihnen  gleichgestellte  Erben  mit  2'/««  entferntere  Verwandte  und  Fremde  (ausser  den 
mit  1  %  betasteten  Erbscbaften  von  HansstandsangebOrigen  n.  dgl)  mit  5  7o  belegt. 
Novelle  dazu  vom  10.  Juni  1P02.  im  Anscbluss  an  das  neue  preussi-  !    ^i  sntz  von 
iÖ91  (Kybitz  S.  735).  —  Eine  ebenfalls  beachtenswertbe  l^islative  Maassrcgel  war 
die  durch  Nenordnnng  des  Gmndbnebwesens  versntaaste  Ansscbeidnnr  des  Stempels 
von  Contractcn  über  Grundcigenthumsv.  rau^^serungen  aus  dem  StempeTwesen  und  die 
Ersetzung  dieses  speciellen  Stempels  durch  eine  „Verafi  i  rungssteuer"  f(lr  die 
I    Eintragung  dus  Kigenthums  bei  freiwilligen  Veräusserungen  laländiscbcr  Grundstücke, 
I    Aoch  verliehener  Bergwerke  und  sclbstHndiger  Gerechtigkeiten  mit         '^'^^  gemeinem 
Werth  utui  von  Eintragungen  dinj^licher  Rechte  an  Grniulstilcken.  mit  Ausschluss  von 
Hypotheken,  mit  ^4%*  wobei  aber  u.  A.  die  betreffenden  Fälle  unter  Ehegatten, 
Awndenten  nnd  Descendenten  nnd  nnter  Miterben  bei  Erbtheilnng  stenerltei  sind 
(Gssetz  vom  25.  Jnni  1879)  (Kybitz  8.  784). 

§.  153.    Die  Stenerreform  vön  1899  iflt  dem  Wansche 

einer  besseren  \  ertheilimg  der  l.iist  der  diiccten  Steuern,  nach 
Besitz-,  Berufs-  und  Einkünaaei]^rup|)en  wie  Einzelfällen,  mehr 
Qacb  Maassgabe  der  wirklichen  Leistungsfähigkeit,  daher  mit  in 
der  Ricbtang  der  Entlastung  besonders  des  ländlichen  Grundbesitzes, 
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ferner  dem  Streben  nach  einer  zweekmftasigeren  Regelang  der 
Beziebnngen  zwisehen  Staats-  nnd  GemeindebeBteoeniDg  entsprangen* 

Bei  der  Durchführung  der  Reform  zielte  man  dann  zugleich  anC 
möglichste  Aunäherung  der  Steuerverfassung  an  die  preussische 
mit  Rücksiebt  auf  die  Nachbarschaftsverhältuisse  des  IStaatsgebiets 
hin.  In  der  Constnu  tion  der  neuen  Steuern  folgte  man  dabei  der 
preussischen  <  iesetzgebuug  genau.  Doch  genügten  bei  der  Finanz- 
lage des  Lnndes  für  den  Staat  die  halben  preussischen  Steuersätze. 
Die  betretenden  beiden  neuen  directen  bteueru,  nunmehr  reine 
Personalsteuern,  sind  die  Einkommensteuer,  nach  Gesetz  vom 
16.  April  1896,  and  Novelle  dazu  vom  11.  März  1899,  and  die 
E  rgftnzaogssteaer  (Vermögensstener)  nach  Gesetz  vom  ll.Märs 
1899.  Darob  diese  Stenern  warde  die  bisherige  Personalsteaer 
ganz  and  von  der  staatliehen  Grand-  (eigentlichen  Grand-  and  der 
Gebftade*)  and  der  Gewerbesteaer  nach  einer  knrzen  Uebergangs- 
periode  seit  1899  drei  Viertel  ersetzt.  Die  übrigen  25  Procent  des 
Ertrags  dieser  Stenern  nebst  der  ganzen  Wandergewerbestener 
behielt  der  Staat  f&r  sieh.  Man  schloas  sich  hier  also  dem  voll- 
ständigen Verzicht  des  Staats  auf  diese  Steuern,  wie  er  in  Prenssen 
erfolgt  ist,  nicht  an,  was  mit  der  Verschiedenheit  der  Finanzlage,, 
aber  auch  princii)iell  mit  der  Verschiedenheit  der  beiden  Staaten 
und  ihrer  Grösse  begi  ündet  wurde,  da  der  kleine  braunschweigische 
Staat  danach  Aufgaben  zu  erfüllen  habe,  welche  in  Preufssen  nicht 
dem  Staate,  sondern  den  Communalverbäiiden  (Provinzen)  obliegeu. 
Für  die  Grundsteuer  nnd  die  Gewerbesteuer  des  Staats  blieb  die 
bisherige  Gesetzgebung,  für  letztere  das  Gesetz  vom  27.  März  1893^ 
welches  das  Tarifsystem,  mit  einigen  Abänderungen  und  Ver- 
besserangen  gegen  die  frühere  Gesetzgebung  (S.  494)  festgehalten 
bat,  in  Kraft.  Man  glaabte  hier  dem  preassisohen  Vorgang  der 
Gewerbestenerreform  Dicht  folgen  zn  sollen  and  hielt  die  bisherige 
Gewerbesteaer,  samal  bei  ihren  niedrigen  Sätzeo,  für  ausreichend 
bewährt,  um  sie  beibehalten  zu  dürfen. 

Den  Gemeinden  wurden  die  vom  Staate  aufgegebenen  75 
der  genannten  beiden  Realsteuern,  ausschliesslich  Wandergcwerbe- 
bteuer,  tiberlassen,  dagegen  die  bislnripcen ,  seit  einiger  Zeit  ge- 
walirten  Antheile  der  Gemeinden  an  dem  Ertrage  des  .Staats  ans 
beiden  Steuern  beseitigt.  Ein  allgemeines  neues  Genieiude- 
abgab engesetz,  ebenfalls  vom  11.  März  1899,  regelte  zugleich 
die  Materie  des  Communalsteuerwesens  neu  und  wiederum  ganz 
nach  dem  preussischen  betreffenden  Gesetz  von  1898.  So  ist  die 
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brannschweigische  directe  Staats-  und  CommuDalsteuerverfassung 
doch  im  Wesentlicben  mit  der  neuen  preussischen  in  Ueberein- 
siiUHiiUii^^  gelangt  und  im  Ganzen  wohl  zweckentsprechend  nioder- 
mmt.  namentlich  auch  was  die  Lastcnvertheilung  urter  den  Besitz- 
und  Erwerbsarten  und  Berufskategorieen ,  wie  unter  den  einzehieu 
Censiten,  besonders  bei  der  Einkommen-  und  Vennögensstener, 
anlangt 

Manches  in  der  Reform  bln^t  mit  specifischen  bisherigen  Yerhältnisseo  der 
Finanzen  and  Stenern  in  Stnat,  Kreisen,  welclie  in  Brannschweig  a!s  rommunal- 
Terb&ode  und  SelbstrerwaitQngäkörper  höherer  Ordnung  mit  eigenem  Haushalt  orgaaisirt 
«lad  (OoMte  Tom  5.  Juni  1871)  «Dd  GemeindeD  znaunnen.  Das  kann  Uer  nicht 
-•nauer  verfolgt  werden.  Das  Wichtigste  darüber  ist  aus  der  Denkschrift  zur  all- 
gemt'inen  Beg:ründan^  der  Einftlbning  einer  Einkommensteuer  und  betr.  die  Gestaltung 
des  Staatshaushalts  in  der  Kiuauzpuriodu  1897,98  zu  entnehmen,  besonders  auch  be- 
tOglicb  der  finan2statistisehen  Einielbeiten  (s.  Fin.arch.  H.  Di,  S.  751  ff.,  dazu  aacb 
den  einleitenden  Aufsatz  ron  v.  Rauschf  nplatf  -1  S.  718  H'.)  Zar  Orientirang  ab« 
die  bei  der  Reform  maassgebeodea  tiesichtspuncte  wird  Folgendes  geotlgen. 

Die  bisherife  directe  StaatsbaataneniBr  Velnslete  vorzugsweise  den 
Grandbe:-itz,  zumal  den  ländlichen.  Durch  den  Hianaittder  Krels-  und  Gomelnda-' 
«tdoern  wurde  der  Druck  noch  schwerer. 

Allerdinga  haben  die  Kreise  schon  Fon  1872  an  bedeotende  Dotationen  n- 
balten,  im  Ganzen  15  Hill.  Madt  Kapital,  deren  Zineen  sie  beziehen  und  besonders 
mit  für  Wegewesen  vorwenden.  Die  Ausgaben  für  letzteres  sind  aber  grösser  als  die 
Betrige,  welche  aus  den  Kreisfonds  fiu  Wegewesen  rerfügbar  sind.  Der  Best  dieser 
Aaagi^en,  aacli  AlNng  eiaea  weiteren  Betrags,  welcher  dareh  Sonderheitr&ge  der 
fewerblichcn  Anlagen  gedeckt  wird,  wird  in  den  Kreisen  durch  Wegebausteuern 
aQ%ebracht,  welche  auf  die  Gemeinden  und  Gemarkungen  nach  dem  Grundsteuerkapital 
nd  auf  die  einzelnen  Geniiten  wesentlich  ebenfalls  danach  rcpartirt  werden.  Dia 
übrigen  Bedarfhisie  der  Kreise,  welche  daiüh  die  Einnahmen  aun  Zinsen  n.  s.  der 
Kreisfonds  nicht  gedeckt  werden  können,  werden  durch  directe  Steuern  bestritten, 
weiche  aof  die  Gemeinden  iocl.  der  staatssteaerfreien  Kammer-  and  Klostergtiter  nach 
Hat— gäbe  der  direeten  Staatsstenem.  daher  biaher  wiedeiom  Tomemlich  der  Grand- 
ftener,  repartirt  und  in  den  Gemeinden  a.  s.  w.  dann  weiter  nach  dem  Oemeindestenor- 
fosse  omgeiegt  werden.  Den  Kreisen  sind  ausserdem  neuerdings,  1892  ff.,  noch 
Unfeode  üntaiatQtnuigaB  aae  der  Staatacassa,  insbesondere  in  Fenn  der  Ueberlassung 
foo  Theilen  der  Staatsgrundsteuer,  gewährt  worden. 

Auch  die  Gemeinden  sind  schon  seit  1876  in  wechselndem  Maas^'  mit  An- 
tbeilen  aus  den  direeten  Staatssteoern  nntersttitzt  worden,  /.uent  mit  5,  dann  mit  18, 
21,  zuletzt  mit  25  **/«  (s-  Einzelheiten  Denkschrift  Fin.arch.  B.  16,  S.  757,  B.  12.  S.  71  £)« 
Aach  sori-,r  hah  n  dir  (Jcmeinden  erhebliche  finanzielle  üntersttlfzun  j-  'n  ans  der  Staats- 
casse  erhalten,  be&onders  für  Scholen.  Soweit  die  Gemeinden  aber  zur  Deckung  ihrer 
Bedlbfiifsse  noch  eigene  Stanen  anflegen  mnssten.  wurden  diese  biaher  im  Allgemetnea 
in  den  Städten  Tornemlich  durch  eigene  Einkommensteuer,  in  den  Landgemeinden  zur 
Hüfte  durch  solche,  zur  anderen  durch  die  (Jrtindstener  (Zuschlag  zur  Staatsgrund- 
•teuer)  gedeckt.  i^Emigcs  Weitere  hierüber  unten  in  155.)  iSo  ist  die  Grundsteuer 
auf  dem  Lande  wiederum  schwerer  gevoidaa,  w&brend  in  den  Städten  der  Grnnd- 
beäitz  unverhältnissmassig  von  CommunaUstenern  verschont  und  dafur  die  Gesammt- 
iierölkerung  in  der  Form  der  Einkommensteuer  mehr  beiastet  war,  namentlich  in  der 
Siadt  Brannschweijg  selbst.  Dabei  hat  IMlich  die  niedrige  staadlciia  Paf«maIataiiOT 
di«  communalen  Einkooiuiensteuercensiteii.  besondeia  die,  valche  nicht  anch  BaslititMl 
asd  Gewerbebetrieb  hatten,  wieder  sehr  geschont 

Das  waren  auf  die  Daner  practisch  unhaltbare  Verhältnisse,  wie  auch  priacipiöU 
falsche.  Dia  gftnstige  Pinanilaya,  welche  ienc  finanzielle  Staatshilfe  an  Kreise  nnd 
Gemeinden  gestattet  hatte,  war  seit  den  1890er  Jahren  auch  dazu  benatzt  worden, 
Mit  2,  dann  1  Monatsrate  der  drei  direeten  Staatssteuem  unerhoben  zu  lassen.  Von 
^  staadlehaii  Pacaanalstanar  war  di«  oateiate,  10.  Claise,  fraigesteUt  vordes. 
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IndesMii  diese  ?ene1ifedemB,  mehr  nediMiiselieB  als  organieclieii  ICaanragdii  koaate» 

nicht  danerrid  befrictlipen.  Die  Grnndstencr.  zumal  auf  dt'ui  Lande,  blieb  immer  noch 
Übermässig  hoch,  an  sich  and  Tollends  im  V  erbaitoiss  zu  den  anderen  directcii  Staats- 
steaern,  die  Personalsteaer  war  umgekehrt  zo  niedrig,  absolut  and  reiatiT,  und  genügte 
ftDch  sonst  gar  nicht  mehr. 

Einif»'  Zahlen  aus  der  ^en.  Denkschrift  f Weiteres  im  Heft  XI  der  Beitratre  zur 
Statistik  braunschweigs)  zeigen  den  Sachverhalt  gut  (Durcbscbnitt  für  1888/89,  wo  die 
Gemeinden  21  */«  directen  Staatsateaem  ttberwiesen  eriiielteii,  a.  Fünjmb.  6.  16. 
S.  755). 

Tab.  77.    (1000  Mark.i  Erhoben  Verwendet 

Grundsteuer  von  Staat,  Kreisen,  Gemeinden    22)^9  228'J 

da?on  Staat   1273  10Ü8 

M    Kreise   ........    \  .r..^  /  551 

„     Gemeinden  /  \  729 

Per^nalstf  uer  Staat  198  — 

GeveriMBleoer    „   302  — 

Einkommensteuer  fJemeind(;u     ....    1663  — 
Staat,  andere  als  Grundstcoor    ....     —  897 

Geriuindeii     „  ....       -  1767 

SnriniH.   4453  4453 

davüu  8taat   1774  1405 

„    Kreiee  und  GeDbioden .  .  .  2679  8048 

Yen  den  erbebenen  Snmnieii  aller  drei  KSrper  Inmeo  Mnnch  auf  dieGni]id<- 

steuer  51.4.  die  Gewerbesteuer  6.8  oder  /usamuien  auf  diese  beiden  «JtealsteneiB*' 
58.2,  auf  die  Fersonal-  und  Einkommensteuern  41.8  ^^Z^. 

Die  weniger  günstig  werdende  Finanzlage  seit  2.  Hälfte  der  90er  Jahre  machte 
es  nnsserdcm  zweifelhaft,  ob  die  Antbeile  der  Kreise  und  Gemelntoi  an  den  Stnntn* 
Stenern  und  die  Erlas'^e  von  Monatsraten  an  diesen  aufrecht  erhalten  werden  l'^nnten, 
jedenfalls  wurde  es  sciiwieriger.  Dies  Alles  drängte  auf  die  Kcform  hin  und  wios 
auch  einig ennanssen  nnf  Bichtong  nnd  Weg  dafar.  anf  welche  ansserdem  die  Stener- 
reformcn  anderer  deutscher  Staaten,  besonders  Preussens,  ebenfalls  hinzeifflen.  Die 
Regierung  ist  indessen  nur  zögernd  und  den  Anregungen  Im  Landtage  nachgebend 
zu  Reformen  aberhaopt  und  anch  za  der  dann  gewählten  Methode  dafür  geschritteo. 
Nachdem  dann  aber  einmal  die  Einführung  der  ailgemelnen  Staatscin kommensteuer 
bei'chlossen  nnd  im  Gesetz  von  1896  erfolgt  war,  wurde  man  weiter  gedrSni^t.  Vor- 
numiicb  gingen  6io  Ansichten  noch  darüber  auseinander,  ob  die  ganze  Staatt»real&teaer 
(Gnmd-  nnd  Gewerbestener)  oder  nnr  ein  frrOsnerer  Theil  daren  vom  Staate  anffr^ben 
und  den  Geirieinden  überlassen  werden  sf>llfe.  Letztere  Ansicht  vertrat  die  Regiemnfi: 
und  setzte  sie  durch,  n.  A.  wie  bemerkt,  mit  Rticksicht  auf  den  Charakter  Braonachweigs 
als  eines  Kidnstaati  ab  soldien.  XNe  bisherigen  Ueberweisnngen  aas  d«i  Staatssteneni 
an  die  Gemeinden  und  die  Erla^  von  Monatsraten  von  den  Staatsatencrn  entfielen  damit. 
Die  Einfuhrung  der  E  rs^nzun  p-ssteuer  beruhte  auf  dem  steuerpolitischen  Gedanken 
der  stärkeren  Belastung  des  fuudirten  Eiukummens,  zumal  nach  Fallenlasiieu  dos 
grOesten  Tbeik  der  Realstcuern,  also  wie  in  Prcussen,  ausserdem  auf  finanilnUeii 
ErwÄpnneen.  At)S  der  Denkschrift  ergiebt  sicli  noch  g'enan,  wie  dit;  concreten 
finanziellen  Verhältnisse  den  Ganfc  der  Reform  nnd  einiges  Einzoino  darin 
beeinflaseten.  Das  ist  auch  fttr  die  Wflrdigung  des  Gangs  solcher  Reformen  von  all- 
gemeinem finanzwissenscbaftlichen  Interesse.  Auch  politische  Momente  waren  zn 
bertick sichtigen.  In  Verbindunir  mit  den  Steuerrefüroien  erfolgten  neue  Gesetze  Uber 
die  Zusammensetzung  der  Laiideävursammluug  und  die  Wahlen. 

Die  Wirkung  der  Steuerrelbnn  tritt  in  einer  absoluten  und  relativen  Vermindemng 
der  Last  an  directen  Staatssteuern  in  den  Landgemeinden  und  Erhöhung  in  den 
Städten,  besonders  in  der  Stadt  Braunscbweig,  und  in  der  Verlegung  des  abäolaten 
und  relativen  Scbwei^wichts  ron  den  beiden  Realstenem  (Grand-  nnd  Gewerbeeieaer) 
in  die  beiden  Per><iriabteuern  lEinkuuimcn-  und  Emrtn/UDgssieuer';  I.n  r.  Nach  einer 
Tabelle  in  dem  Aufsatz  von  v.  Kaubchenplatt  (a.  a.  O.  S.  717).  wo  die  wirklichen  Er- 
träge in  1896/97  mit  den  Anschlägen  für  1899/1900  verglichen  werden  (in  beiden 
Jaluea  mit  etwas  abweichenden  Ziffern  von  doijenig«!  des  Etstt^  beaonden  im  ersten 
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bd  der  Gruudsteaer)  lamen  von  einer  üicht  sehr  verschiedenen  Steiiersiimme  U896/97 
2.280.000.  1899,1900  2.143.000  M.)  auf  die  Landgemeinden  bu^w.  50.8  ood  -40.13, 
die  Stadt  Braunschweig  34.0  tinJ  40.02.  die  übrigen  Städte  14.3  and  19.25  " V  Auf 
die  Gruadsicaer  trafen  iin  ganzen  Staate  im  1.  Jahre  66.5,  im  2.  20,2,  in  den  Land- 
genelndeD  beitr.  79.1  und  29.0  des  OeMHUDliteierertnigs.  Im  Etat  filr  1899/1900 
strhi'ii  die  directen  Steuern  mit  1.100  HOO  M  filr  die  Einkommenbteoer,  292.4()0  für 
die  Ergäazojigssteuer,  zui»ammea  1.462.Ö00  für  die  Persouaisteuern.  mit  427.200  für 
die  GrondstBuer,  167.300  für  die  Gewerbcf>teuer.  lusammen  mit  594.500  für  dir.  ßeal- 
Steneni .  Summe  aller  2.0r>6  500  M.  oder  71.1  Personal-  und  28.9  "/o  KealsleuMD« 
»Shrend  im  Etat  fitr  1896  97  auf  die  (irund>tener  (bei  Erlas.s  roti  einer  Monatsrate) 
1.391.000.  die  Oererbestcuer  380.700.  zusammeu  1.771.700,  auf  die  Pcfsoual»teaer 
irar  300.000  H.  Ton  im  Gaozea  2.071.800  M.  directer  Staatastenen  fielen,  oder  dtnuJs 
85.5  auf  Real-,  nur  14.-1  auf  Personabtcnern.  fS.  auch  Daten  fOr  ISOH  0"  in  der 
Deokäcbrii't  biu.arcb.  B.  16.  S.  770.)  Die  Umgestaltuitj^  ist  frappaot*  aber  gewiss  im 
Gauen  steucrpolitiach  richtig. 

g.  154.  Die  einzelnen  jetzigen  directen  Steuern. 
Die  Denen  lieiden  Gesetze  Uber  Ein  komm  enstener  nnd  Er- 
gänzangssteuer,  sowie  das  Gemeindeabgabegesets 
scbliessen  sieh  grOsstentheils  genan,  meist  im  Wortlant,  den  bezflg- 
fichen  prenssischen  Gesetzen  von  1891  nnd  1893  an,  sachlich  nnr 
mit  wenigen  Ahweichnngen  finanzwissenschaftlicher  Bedeutung»  fast 
nnr  mit  solchen  administratiTer  Natnr»  soweit  die  Verschiedenheit 
der  VerwaltODgsorgauis'ation  der  beiden  Staaten  es  bedingte.  Es 
genügt  daher  hier,  unter  Hinweisnng  anf  die  prenssischen  Nonnen 
(o.  §.  17,  18)  an  wenigen  Andeutungen  Uber  diese  Abweichungeu 
und  zwar  vorucmlicb  nur  über  diejeiiigtu  iinanzwirtlischaftliclier 
Natur.  Dagegen  ist  die  braunächwei^^isibe  Gewerbesteuer  nach 
dem  Gesetz  von  1893  noch  nach  dem  Tarilsystem  der  früheren 
Steuer  eingerichtet  geblieben.  Auf  diese  Steuer  wird  deshalb  hier 
noch,  aber  auch  nur  zur  Orientirung  Uber  die  Haoptpancte,  ein- 
gegangen. 

1    Dil  T\inkommenstetier. 

Text  deti  a^Uen  vom  16.  April  1896  nebst  Norclle  vom  11.  März  1899  und 
AufftbrangsreTsebiiften  vom  27.  Hirz  189S  im  Hn.arcb.  B.  16,  8.  719—751.  Ab- 
änderungen dieser  Vorschriften  vom  11.  März  1899,  eb.  S.  790.  Unter  Hinweis  auf 
die  preuwische  Gesetzgebung  und  dif}  Materialien,  aiirli  .Iii'  rommeritare  dazu  hat 
sich  die  Kegiernng  in  der  Vorlage  auf  eine  ganz  kuize  licf^nlinluntr  der  wcnigeu  sach- 
lieben  Abwcirliuugen  beschränkt,  da  im  Wesentlichen  eonst  der  i'ext  des  preussischen 
Gesetzes  wörtlich,  von  kl-  inen  redactionellen  Aemii  rrin^-ori  nml  den  Einstellungen  der 
brauoschwcigificheo  BcliOidea  und  fieamtea  u.  s.  w.  mit  ihren  Nameu  aa  Stelle  der 
pretuftischeii  abgesehen,  ftberneninieii  worden  ist.  Hinzui^efogt  sind  staiiiitUidie 
Materialien.  S.  Fin.arch.  B.  16.  S.  766— 770  ff.,  die  Mehrhcits-  und  Minderbeita- 
comfflis!>iousberichte  S.  771 — 775  und  Be^ründun^  der  Novelle  eb.  S.  776. 

Die  snbjectire  Sieuerpflicbt  ist  fast  ganz:  ebenso  wie  in  Preua8en  (Gesetz  von 
1891.  §.  1  — H.  braunschw.  (ieset/  1 — 4)  bestinimt.  nur  sind  in  Braun!»chweig  jetzt 
auch  Gesell.scLaften  mit  beschränkter  Haftung  nebui  Ilh  A'  li^  tit;!  ^  !!-.  Iiafteii  (b^aun^chw. 
Gesetz  §.  2,  Kr.  4)  aosdrUcklich  mit  für  ätcuerpliichtig  erklärt  worden,  ferner  Uber 
3  Monat  mfaende  Erbschaften  für  ibr  Einkommen.  In  der  objectiren  SteooTpilicbt 
hat  man  sich  ent.schlossen ,  Prciissen  darin  zu  foliron,  das  Einkommen  unt-  r  000  M. 
steoerfrei  za  lassen,  dachte  aber  zuerst  nur  bia  750  M.  zu  gehen  ^br.  Ge»et/  §.  5). 
Bei  den  AetiengeaelUchaften  u.  s.  w.  ist  die  pieaasische  Bestimmung,  3'/«  7o 
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4l«B  «liif«iablten  Kapitals  steaerfroi  sq  lassen,  Hbsnioinineii  worden  (br.  Gesetz  §.  16). 

Die  pmi^^i  rhr  VrM-^chrift.  dass  riirsfT  AbziJ?  bei  der  Commomlbesteoerunpr  nicht 
«ifolgt  (preus».  Gesetz  16,  letzter  Absatz),  ist  hier  nicht  elDgeiOfft  «rordon,  findet 
flieh  aber  aDsdrtteUieh  ebenso  im  GendodeabG^abengesetz  (s.  n.  §.  155).  Der  Stenor« 
tarif  (beide  Gesetze  §.  17)  ist  in  Brauoachveig  etwas  abweichend  vom  preusisebeo 
abgestuft,  im  Allp''Tn"inen  in  etwas  kleinereo  Stufen,  mit  den  halben  preassiscben 
Sätzen,  aber  auch  hier  mit  einigen  kleineren  Abweichunxen;  auch  die  höheren  Ein- 
komnenbettfu^e  dee  Tarifs  steigen  in  kleineren  Stafen,  was  eine  nicht  onpassende  Ab- 
wcichnntr  ztim  pr<"irs  i-rh  Mi  Tarif  sein  inöi  lite  (Preussen  bei  7000^7500  M.  Einkommen 
192  H.  Steuer.  Brauus>chweig  bei  — 7200  M.  d5  M.,  preassiscbe  Stofeo  ron  je 
1000  M.  bei  10.500— SO.SOO'M.  mit  je  90  H.  Stenenatz.  tod  je  2000  M.  bei  82.000 
bis  78.000  M.  mit  80  M.  Satz,  ?on  je  2000  M.  bei  78  ODO— 100.000  M.  mit  100  M. 
Satz,  bei  100.000—105  000  M.  Einkommen  mit  4000  m.  Steuer,  für  höhere  BetrSiro 
von  je  5000  M.  Einkommcu  je  200  ^1.  Steuer  mehr,  lu  Braunschweig  dagegen  Stufea 
von  je  300  AI.  bei  7200—12.000  M.  EinkoBUiieD  mit  je  5  M.  Steuersatz,  Stufen  ron 
je  500  M.  mit  je  8  M.  S:irz  bei  EinUmmen  von  12.500—30.000  M..  gleiche  Stufen 
mit  je  10  M.  Sau  von  30.000—60.000  M.,  Stufen  von  je  1000  M.  mit  je  20  M.  Satz 
von  50.000—80.000  H.,  desgl.  mit  je  25  M.  Satz  bis  100.000  M.,  für  je  2000  M. 
höheres  Einkommen  je  40  M  Satz  mehr.  Wieviel  Sicuer  wirklich  erhoben  wird,  kann 
in  Brnnn^chweig  durch  besonderes  Gesetz  Uber  Steuorausscbreibung:  festgestellt  werden. 
Die  Ermässigungen  der  Steuer  wegen  Dmst&nden,  welche  die  Leiätuogäfahigkeit 
verringern,  sind  genan  die  preussischen  (beide  Gesetze  §.  18«  19).  —  In  Bezug  Mt 
die  Veranlag  Q  Ii  finden  sich  kleine  Abweichungen  vom  preussischen  Gesetz  wegen 
der  verschiedenen  Verwaltuugsorgauisation.  Sachlich  beachtonswertb  ist,  dass  die  in 
das  prenssisehe  Oesetz  nicht  gekommene  sogen.  ,«Meldeattgabe**  def  Arbeitreber 
u,  s.  w..  wonach  diese  über  Gehalt,  T.ohii  u.  s.  w,  ihres  Arbeitspcrsonals  Auskann  er- 
theilen  müssen,  in  das  braunschweigische  Gesetz  gelangt  ist  (§.  22,  Absatz  2).  Die 
Bestimmungen  tlber  die  obligatorischen  Steuererklärungen  sind  die  prenssi* 
sehen,  diese  PHirht  beginnt  in  Braunschweig  aber  schon  bei  2100  M.  Einkommen, 
nicht  erst  bei  3000  M.  (§.  24,  Absatz  1).  In  dem  Veraiila^uiigsverfabren  sind  für 
die  Stadt  Braunschweig  einige  besondere  Bestimmungen  gegeben.  Als  Vcraulagungs- 
bezirk  gilt  im  Allgemeinen  der  Kreiscommnnererbend  (§.  SS).  Reohtsmittol« 
Strafen  wie  in  Preussen.  Als  oberste  ßerufunsrsiisstanz  fungirt  ebenfalls  der  Ver- 
waltungsecrichtahof  (§.  48).  Stundung,  Niederschlagung  der  Steuer  ibt  ermöglicJit 
<§.  61.  62).  Die  Gemeinden  erhalten  für  die  Geschäfte  bei  Venuüagnng  and  £f- 
hebnng  der  Steuer  4  %  <iM  eingegangenen  Betrags  als  Yttgütoag. 

2.  Die  Ergänzung8-(Vorm5genR-)Steuer. 

Text  des  GeseUes  vom  11.  März  1899  im  Fin.arch.  B.  16.  S.  778  ff.,  fast  genau 
nsch  dem  Wonlaut  des  preussischen  Gesetzes  von  1898.  Aasfttbmngsversdiiifton  vom 
U.  März  1899,  Kin.areh.  B  16,  S.  790.  Bctrrundnng  eb.  S.  791. 

Die  kleinen  Abweichungen  vom  preussischen  Gesetz  i>ind  meistens  die  Consoqnenz 
der  Abwelchuugen  des  bnimschweigisehen  Binkommenstenei^eäetzes  vom  prenssischeo, 
wi^halb  es  hier  genügt,  auf  dasVoraus^^ehende  zu  verweisen.  Die  leitenden  Principien 
des  prensäischen  Gesetzes,  wie  die  Reschr.Hukung  der  snbjectiren  Steaerpflicht  auf 
hyaische  Peräonen,  Beginn  der  objectiven  Steuerpflicht  bei  ßOOO  M.  Vermögen,  keine 
teneipflieht  des  Gebrauchs-  und  NntzvermOgens ,  gleichquotiger,  nieht  progressiver 
Steuersatz,  ir.it  fn-^ultativer  Steuererklärung  sind  einfach  herüberprenonimcn,  r>i'^  Tarif- 
Stufen  sind  dieselben  wie  in  Preussen,  die  Steuersätze  die  halben  (§.  18  beider  Gesetze« 
in  §.  19  des  bitanachwcigischen  Gesetzes  fehlt  der  1.  Absatz  des  prcnssisehen).  Die 
Veranlagungsperiode  ist  in  Braunschweig  eine  4  jährige.  doch  erst  vom  1.  April  1902 
an .  in  iPreussen  eine  3*jährif!:c.  Die  Gemeinden  erhalten  2  VergfUnng  üUr  iitre 
G^ühäfte  bei  Veranlagung  und  £rhebuti<j;. 

3.  Die  Gewerbesteuer. 

8  Tett  des  Gesetze«  vom  16.  April  1896  im  Fin^rdi.  S.  16,  S.  793^10,  Be* 
gründung  eb.  S.  810—818. 

Das  Gesett  war  wesentlich  nnr  eine  Ablnderang  des  ilteren  vom  16.  Mlrz  1870, 

aber  nnter  Festhaltnii>r  der  Principien  und  >ranzen  Sfructar  der  bisherigen  Steuer,  nur 
mit  mehr  Anpassung  an  die  gewerbliche  und  technische  Entwicklung  und  grösserer 
Bttcksicht  auf  die  Leistungsfähigkeit,  daher  namentlich  mit  Erhöhungen  der  Steuer 
far  gewisse  Orossgewerbe.   Begrttndet  wsrde  das  Terbkiben  bei  dem  Tariftystem 


Geverbestener. 


damit,  dass  sich  dasselbe  allmälig  zu  erheblicher  Vollkommenheit  ausgebildet  habe, 
der  Behörde  (dem  Stenercollegium)  Missstände  principiellcr  Natur  nirhr  zur  Kenntoiss 
gekommea  seien,  auch  b«i  der  Kleiubeit  des  Landes  die  für  daä  gaaze  Laod  ein- 
gesetzte SefMoMbehÖidfl  voM  Im  Sliode  sei ,  die  Veililltaitte  im  linzelnea  soveit 
zu  übersehen,  dass  auf  eine  gerechte  und  gl'  ii  In;  ässige  Voranlagang  gerechnet 
werden  liöDDe  —  ähnliche  Begründung,  wie  für  das  Einscliätzungssystem  in  Elsass- 
Lothringen  (o.  S.  397).  Daher  genügton  Verbesserongeo.  Abs  denselben  Gründon 
reiUM>  ee  auch  1899  bei  dieser  en>t  jungst  verbesserten  Stencr,  die  zudem  ja  ^OD 
BQn  an  nnr  mit  der  S&tze  für  den  Staat  in  Betracht  kam,  wahrend  die  Gemeinden 
efontaell  von  sich  ans  weitere  passende  Aanderaagen.  auch  eingreifendere  voruehmen 
IsaotsB.  Kau  wird  ra^reBtohen  können,  daas  hei  dieser  Sachlage  In  dem  Uelsen 
lAnde  das  Beharren  bei  einer  solchen  Gcw^rh  -^tRuerinethode  sich  allenfalls  recht- 
fertigen liess.  Ob  und  wie  weit  das  braonscbveigischo  Gesetz  wirldicb  befriedigende 
Ergebnisse  hinsichtlich  der  gleichmässigen  Veranlagung  der  einzelnen  Gewerbebetriebe 
bat,  mnss  freilich  dahingestellt  bleiben,  ebenso,  wie  weit  auch  der  für  den  Staat 
bestehen  gebliebene  Rest  dieser  Steuer  in  richtigem  Yorhältniss  SO  dem  Best  der 
Gmndsteaer  und  zu  den  neuen  beiden  Pcrsonalsteuern  steht 

Die  snbjectire  Stenerpfficlit  Ist  im  Gänsen  In  der  In  Devtsdiland  «blieben 
Weise  bestimmt,  indem  nnr  die  Gewerbe  im  engeren  Sinne  steuerpflichtig  sind,  daher 
aamentlich  mit  Ausschluss  der  Land-,  Forstwinhi^chaft,  Viehzucht,  des  Bergbaues,  der 
Ubenlen  Bemfe,  der  Beamten,  des  QeaiAdea,  der  gewöhnlichen  Lohnarbeit  und  mit 
einigen  weiteren,  an  sich  zvelfslbi^kainn  F&llen  (§.  1~~S).  Der  Tarif  enthält 
24  Classcn  von  jährlichen  Steuersätzen  (I— XXIV.  I  mit  900-  5600  M.  XXIV 
mit  2  M..  die  erste  ist  gegen  früher  erhöht,  wo  sie  mit  3000  M.  schloss,  die  2  letzten 
sind  i'Awas  ermlsdft  worden).  Der  Tarif  onth&lt  dann  weiter  Ortsciassen  nach 
der  Berulkf^ningsgrössc.  jetzt  8,  über  20.000,  2—20.000  und  bis  2000  Einwuhner,  so 
wie  eine  vierte  Hubrik  für  die  ohne  liacksicht  auf  den  Wohnort  besteuerten  Geweihe. 
Der  Tuit  giebC  für  jede  dieser  4  Katesorieen  für  jede  in  ihm  enthaltene  Gattongs- 
dasse  der  Gewerbe  und  innerhalb  dieser  Classc  fUr  die  nach  ßetriebsmerkmalen  ge- 
bildeten Betricbsümfangsclassen  an,  welche  Classe  der  24  Steuersätze  für  das  b--trf^flVn'!f 
einzelne  Gewerbe  Plat^  greift.  Nur  die  Gewerbegattungoo,  welche  nach  der  Au^ahi 
der  im  Gewerbe  beschäftigten  Qebilfea  besteuert  werden,  im  Ganzen  5  Ornj^n,  sind 
theils  nach  den  Ort^classcnshtzcn  —  im  Allgemeim'n  die  kleineren,  mit  geringer 
Anzahl  Gehilfen  —  tbeüs  ohne  Ettcksicht  auf  den  Wohnort  —  im  Allgemeinen  die 
giflsserra,  mit  erhebliclier  GebÜfenzahl  —  besteuert.  Weitere  benannte  Gewerbe- 
gattungen werden  ohne  Kück.>irht  auf  den  Wolinort.  aber  mit  verschiedener  Tarif- 
classe  des  Steuersatzes  nach  dem  Betriebsumfang,  der  bei  den  einzelnen  Gewerben 
luich  deren  technii»cher  Kaiur  iiach  verschiedenen  Merkmalen  bestimmt  ist,  veranlagt 
(AbÜL.  II  bis  V  des  Tarifs,  Fuhrgeschäfte  n.  dgl.  nach  der  Anzahl  der  Thicre,  Weber 
nach  der  der  Webstühle,  wobei  aber  solche  mit  1  und  2  Stuhlen  frei  sind,  mit  mehr 
als  8  Stahlen  als  Fabrikanten,  mindestens  mit  Classe  XVI  des  Steuersatzes  belegt 
vndeDf  Bnehdrack«  nach  der  Zidil  der  Handpressen,  1  Schnellpresse  S  Hand- 
fnssen  gerechnet,  als  Fabrilanten  zu  behandeln,  wenn  sie  Motoren  u.  dgl.  benutzen, 
VlUler  nach  den  Mahlgängen,  mit  weiteren  Specialbestimmungen).  Alle  sonstigen 
Qewerbegattungen  bilden  die  Abtheilung  VI  des  Tarife,  jetzt  mit  47  sehr  mannigfaltigen 
Specialalten,  ide  werden  gaax  im  Allgemeinen,  ohne  nähere  Angabe  irgend  welcher 
einzelnen  Betriebsmerkmale,  nach  dem  Betriebsiimfang  belegt,  mit  Steuersätzen,  deren 
ii6cbste  und  niedrigste  Classe  bei  jeder  Specialart  angegeben  iat,  i.  B.  Nr.  6  „Fabrikanten^*, 
«oitni  ihr  Zweig  nicht  anderweit  besenders  im  T^rtf  genannt  ist,  in  dasse  I— XVIII 
(diese  hat  18  M.  Steuersatz).  Besondere  Bestimmungen  über  die  Anwendung  des 
Ttrifa  s.  in  7 — 17.  u.  A.  im  Fall  mehrerei  von  einem  Steuerpflichtigen  zugleich 
iMiiebeaen  Gewerbe  (§.  15). 

Es  ist  im  Princip  eben  dieses  Tarifsystem  dasjenige  einer  Gewerbesteuer  nach 
der  Methode  der  äusseren  Merkmale  mit  einem  mehr  oder  wt^niger  detaillirtcn 
Classenschematismus  von  Orts-,  Gattuugs-,  Spocialarti»-,  Bctriebs- 
viafangsclasaen  und  mit  weiterer  Gamdstlk,  im  Gesetz  von  lä93  gewiss  richtig 
pcgen  fnihtT  vnrh .  csert ,  Alles  rihnlirh,  wie  im  französischen  und  den  süddeutschen 
^ewerbesleuergesetzen,  wenn  auch  nicht  so  fein  casaistisch  durchgebildet,  wie  namoot- 
Uch  in  Fkanmdi,  —  deshalb  indessen  ntebt  nnToUluiinniener,  pfactisch  wohl  Sfteis 
>B|ikdiit  Aber  Willkfthr  auch  bei  der  soigftttigsteD  und  olgectifsten  Eänschltzong 
A.  Watn  ar,  FfauBswtawwMt  IT.  88 
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bleibt  eben  ilorb,  schon  im  (le^efz,  was  Wahl  und  WiirÜc-nrür  r!i  r  Merkmale,  wie  in 
der  AosfUhniog,  ww  dio  Veraoiagunc^  nach  dem  Betriebsoiufaog  ohne  geoaue  f^eseU* 
licho  Bestimronii;  der  Merlimale  dafür  anlangt. 

Zam  Zweck  der  VeranlagiiDf  «rfolf^t  allj&hrlich  eine  Beschreibung  der  Go" 
werbetreibenden.  Letztere  sind  zu  fcewissen  Erklärungen  und  Aaskonft^tTfhfilMüjri^n 
verpflichtet  (§.  26)  ..über  alle  Verhältnisse,  welche  zur  richtigen  Beschreibuag  und 
YeranlagiiDg  der  Steuer  geeifniet  encheinen''  und  zwar  in  der  Form,  wie  es  vor- 
pischrieben  wird,  rljenso  müssen  sie  auf  Erfordern  noch  if  rr  Auskunft  ortheilcn. 
Die  nach  bestimmten  Merkmalea  zu  veraolageDdea  Gewerbetreibenden  ^Abth.  I — V 
des  TsTifs)  werden  von  der  GemelndebebttTde.  die  tDdereD,  Abtb.  VT, 
durch  besondere  Ortscommissionen  veranlagt  (§.  18  mit  weiteren  Einzelheiten ). 
Zur  Hcrbeifnlirnng  mr>^lichst  gleicliiii5<:si|fer  Rpsteuoninp  d<'r  Coriftit«'n  dieser  Abth.  VI 
wird  für  das  gaa^e  Land  uinc  Kcviäioiiäcouiinitihidti  (^ebildnt,  aus  einem  vom 
Staatsministerium  ernannten  Mitgliede  des  SteoercoUeginms  als  Vorsitzendem  and  14 
vom  Ministerium  ans  don  G^wciH 'tri  inenden  dos  g-anzon  Lan(Jes  zti  berufenden  "Mit- 
gliedern nebst  Stoilvcrtretem  20  mit  den  näheren  Hesummaugen  Ober  die  Aofgabcn 
dieser  Gbmniission  vnd  die  Gonpefenzen  des  Steneroollegs  dabei).  RecUmfttioiien 
werden  bei  Gewerbetreibenden  der  5  ersten  Abtheiluniren  in  1.  Instanz  TOm  Stcoer- 
colleg,  in  zweiter  vom  Staatsuiinisterium,  solche  bei  AngebOrigen  der  Abtb.  VI  wom 
der  Kovißionsbebördo  entscbicdeu  (§.  23). 

§.  155.   Die  CommunaUteuerreforni. 

Bei  dem  nahen  Zasammenbange  der  jüngsten  Beform  der  directen  Stutssteaetn 

mit  derjenigen  dt^r  rommunalsteuern  soll  hier.  an«nabm'?we5s(»  in  diesem  von  df>n 
Kleinstaaten  hanUeludeit  Abschnitte  (S.  44'5),  ein  Bück  zur  kurzen  Ürieutirung  in  diese 
letztere  Beform  geworfen  Verden. 

Sie  18t  dudnreb  allgemeiner  bemcrkenswerth ,  dass  anch  sie 
einen  v  fälligen  System  Wechsel  ^jegen  bisher  darstellt.  Mnn 
schritt  zu  diesem,  nicht  nur  aus  den  sonstigen  lormellen  und 
materiellen  Gründen,  welche  einen  Anschliiss  der  directen  Re- 
stenerang  an  das  neueste  prenssische  System  räthlich  erBcheinen 
liespcn ,  sondern  auch,  weil  man  einsah,  dass  ,,das  an  die 
Lei  Stil  n  «r«  t  ä  h  i  ei  t  (den  Ertrag)  der  Steuerqueilen  sich  an- 
lehnende preussische  System  den  Vorzog  (vor  dem  bis- 
herigen)  verdiene"  (Begrttndnng). 

Das  bisherige  Communalsteuersystem  beruhte  auf  andereo 
Grand»ätzeD.  in  den  Städten  erfolgte  nach  der  StädteordooDg  die 
DeekoDg  des  Steoerbedarfs  in  erster  Linie  dnreh  Gemeindeein* 
kommenstener,  böehsten«  xn  einem  Drittel  dnreh  Belastong  des 
Gnindbesitses,  factisch  yomemlieh  dnreh  erstere  Stener.  In  der 
Landgemeindeordnnng  war  aU  Regel  bestimmt,  dass  die  Hälfte  des 
Stenerbedarfs  dem  Ornndbesitz,  die  andere  dnreh  Personalstener 
dem  Einkommen  aufgelegt  werde,  wobei  es  nor  statntaHseh  znlBssig 
war,  diese  Quoten  anf  '/^  und  V4,  oder  auf  und  ^/^  abzuändern. 
Jetzt  sind  hier  die  prenssischen  Normen  eingetreten,  auch  mit  zom 
Zweck,  um  die  übermässige  Belastung  der  Einkommensteuer  durch 
Coiumanalzuschläge,  als  dem  finanziellen  Staatsinteresse  wider- 
sprechend, zu  verhtiteo,  was,  wie  in  Preussen,  mit  der  firhebaog 
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der  EiiikommeDSteuer  zur  staatlicbcü  directen  Hanptstener  besonders 
wichtig  wurde.  Man  hat  mir,  mit  Rttcksicht  auf  die  halb  so  hohen 
Sätze  der  Einkommensteuer  in  Braunschweig,  auch  entsprecheud 
die  zulässige  Höbe  der  Kealsteuern  im  Verbältoiss  zur  Einkommen- 
steuer auf  ungefähr  den  halben  Satz  der  vom  Staate  abgetretenen 
75  ^0  Normal betrags  dieser  beiden  Stenern  festgestellt  (s.  n. 
ancb  Gesetz  §.  46). 

Diese  yoUe  Anlehnung  der  brannschweigisohen  GomninnaU 
bestenerang  an  die  prenssisebe  ist  wiederum  sehr  erfrenlieh  Tom 
deatsehen  nationalen,  politisehen^  volkswirthscbaftliehen  nnd  finan* 
lieUen  Standpnnete  ans  betrachtet  Konnten  nicht  wenigstens  alle 
deatsohe  Kleinstaaten  denselben  Weg  gehen?  Damit  w&ie  schon 
▼iel  gewonnen. 

S.  das  Gesetz  vom  11.  MRrz  189»  anch  im  Fin.arch  B.  16,  S.  819—837,  dazu 
iKe  kone  amtliche  Begründung  S  837—888.  Sie  genügte,  weil  das  preussische  Gesetz 
TOB  1893  grosMDdieib  im  Wortlaat  einfach  }i(  rüber  genoniineii  ward,  in  den  Prin- 
eipien  des  pivnssischen  tiinl  braanschveiRischen  Gesetzes  vollends  fast  durchaus  üeber  ■ 
einstimmung  be»tand.  Abweichuogea  in  manchen  Eiazelheiten  sind  die  Folgu  von 
VenchledeabelteD  der  OeDeiDdererfaasonfen  und  einiger  Terwaltnngsgaietze  über 
Wege-,  Scluilwosen  o.  A.  m.  Wegen  dieser  üclifreinstimmünnr  kann  hi<*r  auf  die  Dar- 
If^ong  der  preassischen  Gesetzgebung  oben  §.  29,  80  yerwiesen  Verden.  Nur  fLber 
diö  i&aptponcte  und  über  einige  Abwcichangen  des  braansebwelglflchen  Gesetzes  vom 
piwssischen  folgen  hier  noch  Mittheilungen. 

Im  brannschweiijischen  (iesetz  (§  1^  werden  die  Gemeinden  ni'ht,  wie  in 
Preuä^en ,  anch  zur  Forderung  von  Natu  raldiensten  berechtigt  erklärt.  Das 
commnofti«  Gsbftbrenweseo  (§.  4—11)  ist  wie  in  Prettflsen  geregelt,  mit  kleinen 
Abweichungen  nach  spcciellcn  Gesetzen  über  Verwaltungsangekiienheiten.  Die  Be- 
itinunangcn  Uber  indirecte  Steuern  (§.  12 — 16)  »ud  einfach  berUbergenommen 
Vörden,  ebenso  in  Gtnzen  diejenigen  liber  die  directen  (§.  17(1).  Das  bntnn* 
schweigischo  Gesetz  gestattrt  cUti  Gemeinden  „nur"  directe  Stenern  vom  Grund- 
besitz und  Gewerbebetrie  b  fRealsteuern)  und  vom  Einkommen  der  Steuer- 
pflichtigen (Einkomme uhteucrn).  Im  preussischen  Gesetz  §.  23  feliJt  zwar  dies 
nSti**,  aber  der  Sinn  ht  wohl  derselbe.  Besondere  Steuern  vom  Grundbesitz 
nnd  Gewerl)«  b e t  ri  h  statt  der  staatlichen  sind  stattliafl  (§.20,  23).  Die  speciellen 
Bestimmungen  über  beide  Steuern  sind  in  Braauacbweig  etwas  vereinfacht  und  zu* 
Mammgezogen.  Aseb  die  BestimmVDgvn  «ber  die  Ein  Ii  omni  enstener  (bramiaobir. 
Gesetz  §.  27  ff.,  preuss.  §.  33)  sind  im  Ganzen  die  nemlichen.  Zu  den  steoer- 
pflichtipen  Snbjectcn  »»ehSren  von  Gesellschaften  aui  Ii  hier  die  mit  beschränkter 
Haftung.  Die  im  Einkümincnsteuergesetz  fehlende,  im  preu^isischen  Einkommensteoer^ 
^eset/,  enthaltene  —  aber  im  Qmnde  dahin  gar  nicht  e'^hi^rifre  VoiBchlift,  dass  der 
itenerfri-'ie  Abzog  von  3'/,,  %  ?om  eingezahlten  Kapital  beim  Einkommen  der  Actien- 
geseilschaften  u.  s.  w.,  der  bei  der  Staats  bestenerang  dieser  Gesellschaftca  erfolgt,  in 
der  Commnnalbesteaeninf  nlcbt  stattfinde,  ist  bier  anch  angeordnet  (§.27,  Nr.  8). 
Stcnerpflit  ];tiL'  ist  für  die  (jemeiiiib  n  auch  der  Fiscus,  das  Kammorgnt,  der 
Kloster-  und  Studienfonds  betr.  das  Einkommen  aus  ihren  Bergbau-  nnd  Qe- 
»erbebetrieben .  Domänen.  KlostersUtern,  Forsten.  Während  das  preussisrJie  Gesett 
(§.37)  besondere  (i e ni e i ii d e eiukommensteoem,  Statt  der  YersnlagODg  der  Ge- 
ffi'Hndesteuer  in  Zii>chIagform  zur  Staatscinkommcnsfener,  „nur  aus  besonderen  (irilndfn 
gc&tattet  und  an  die  Genehmigung  knüpft",  ist  das  braunschweigische  Geseu  etwas 
viUfibriger:  es  gestattet  (§.  81)  solcbe  Steosm  im  Wege  des  Statnfs  eiDsnftthren, 
doch  dürfen  auch  dabei  (wie  in  Preussen)  die  bei  der  Veranlagung  zar  Staatsein- 
lu)iiunensteaer  erfolgte  Feststeilangr  des  Einkommens  und  die  Stufen  des  Steuertariüs 
der  Staatseinkommeusteaer  uiclii  geändert  werden.   Für  die  Veränderungen  der 
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Sitze  des  Tarifs  selbst  sind  aber  veltere  Spielrimne  als  inPreossen  gegeben,  die 
Steigerang  der  Sätze  darf  indessen  nicht  nnter  das  YerhUtniss  fon  1  :  8  siolceii  und 

nicht  das  Vcrhällniss  von  1  :6  Obersteig-en.  Die  cornrniinale  Mi  fbestenernng 
der  staatstiiaicommensteueifreien  Personen  unter  000  M.  Einkommen  ist, 
▼ie  in  Preossen  (§.  38).  gestattet  (§.  83),  doch  abweichend  von  Prcnssen  wenigstens 
Einkommen  bis  300  M.  unbedingt  stenerfrei  gestellt,  das  von  800  ^)00  M.  in 
6  Stofen  ron  je  100  M.  abgestuft,  mit  Sätzen  von  1.20 — 2.70  M.  zu  belasten  zalftauE. 
Unter  den  sonst  Befreiten  sind  ..Besoober  OflTentlieber  lÄiteiticfatsiaistalten ,  wwm 
sie  kein  selbständiges  Einkommen  haben",  noch  besonders  genannt  (§.  34,  Nr.  4). 
Die  Festsfellnncr  des  sfenerptiichtiiren  Einkommens  fis  cali{»c}i<»r  n.  s.  w.  Besitze  und 
UoternehmuDgcD  ist  in  §.  37  etwas  anders  ala  in  Preussen  ig.  44)  geregelt.  Eine 
besondere,  dem  prennischen  Gesetz  fehlende  Bestimmting  in  §.  45  ermöglicht  es, 
der  Gemeindeeinkommensteaer  unterliegende  Personen  (incl.  Gesellschaften)  aach  dann 
zu  besteuern,  wenn  sie  aus  der  Nutzung  ihres  Grundvermögens  und  ihrem  Handals- 
md  Gewerbebetrieb  liein  stenerplKcbtiges  (oder  ein  daaacb  sv  ferinur  ^  bdastendee) 
Einkommen  haben,  aber  der  Gemeinde  doch  erhebliche  Kosten  verur- 
sachen. Statt  der  Einkommensteuer  sollen  sie  alsdann  zu  einer  besonderen  Ge- 
meindesteuer herangezogen  werden  können,  weldie  auf  Antrag  der  Gemeinde  nach 
billigem  Ermessen  festzustellen  ist. 

Besondere  Beachtung:;  verdienen  dann  noch  die  Bestimmungen  Uber  die  Yer- 
theilung  des  Steuerbedarf»  auf  die  verschiedenen  Stenerarten,  weil 
sie  grvBdsfttt lieber  Natnr  sind  (§.  46—521.  Sie  beroben  anf  densdbra  Prindpieo 
wie  die  prenssischen  (§.  54 — 59),  aber  sind  mit  Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit 
der  sonstigen  BesteoeniDg,  wie  die  üeberlassung  von  nur  75  %,  nicht  wie  in  Proossen 
▼<a  100  Vg.  der  Reabteoera  an  die  Geneinden,  und  wogen  der  Normirung  der  Staals- 
einkommensteuersätze  nur  auf  die  Hälfte  der  preussischen.  etwas  anders  gefinst  Di« 
Gemeinden  haben  nemlich  (§.  46)  znr  Deckung  des  Bedarfs  directer  Steuern,  so  oft 
sie  einen  der  Einheit  der  Staatseinkumuüßätcucr  entsprechenden  Zuschlag  zu  dieser 
[alse  100%  dazaj  erbeben,  3.5  [abgerundet  aus  3.75  7«.  der  Hälfte  des  fem 
Staat  überlas'jencn  Betrag  von  7.5  ♦»'^  des  Grundkapitals,  d.  h.  75  dos  normalen 
Steuersatzes  der  Grundsteuer]  des  gemeindesteuerpflichügeu  Grundsteuerkapitals  und 
8.5  7o  fabgenrodet  ans  S7.5*/o.  des  baJben  Betraas  der  ttberlBSsenen  Gewerbesfener] 
des  vollen  Betrags  der  auf  die  fremeindcstenerpflichtifren  Gewerbebetriebe  entfallenden 
Staatsgewerbesteuer  zu  erheben ,  bei  Erhebung  eines  Theils  der  Sfaatseinkomraen- 
steuereinheit  nur  den  entsprechenden  Theil  der  Realsteuern.  Zuschlkj^c  über  den 
doppelten  Satz  der  Einheit  der  Staafseinkommensteuer  (also  200  "  ■=  100  ®/o 
preussischen  Sätze),  und  mehr  als  7.5  des  Grundsteacrkapitals  und  75  7«  des 
Gewerbesteutirbetrags  sind  aber  unstatthaft.  Eventuell  darf,  statt  der  Kealsteuers&tze 
VW  benr.  85  %  mit  GenebmigaDf  der  Änfidehtsbebflrde  bis  hexw.  4  nnd  40'*/, 
hinauf  und  bis  3  und  30  "Z,,  hiTiabgcganpen  werden  (§.  47\  Jenes  Normalverhältniss 
des  §.  46  zwischen  Real-  und  Einkommensteuer  ist  solange  maassgebend.  als  dor  Staat 
selbst  ftlr  äcb  die  25  Vo  Beaisteuem  erhebt,  bei  Aenderung  dieser  letzteren  Sätze 
sind  auch  die  Proportionen  der  betr.  Gemeindesteuern  zu  ätulera  (§.  48).  \\  eitere 
Abweichungen  von  i]om  Vertheilungsgrundsätzen  des  §.  4ß  können  nur  durch  Statut 
oder  im  Einzelfail  durch  das  Staatsministerium  gestattet  werden  (§.  49).  Sonstige 
EiDzdbeiten  Uber  Steueraitp'VertbeilQng  in  §.  50—54.  —  Alles  Andere  im  Geseta 
scbÜesst  sich  fast  durchweg  genau  und  im  Wortlaut  den  preussischen  Bestimmun^ren  an, 
einige  Abweichungen  bestehen  im  Verfahren  und  der  Auwendung  der  Bechtsmittel, 
in  der  Eriedigung  ron  StenerstreitigbeiteD,  letzte  Instanz  ist  in  Brannsdiwcig  das 
Staatsministeriam  dafür  (§.  63.  anderseits  preuss.  §.  72).  Das  Gesetz  sollte  am  1.  Apdl 
1899  in  Kraft  treten,  bis  dahin  waren  dio  Gemeinden  verpflichtet,  ihre  Gcbflhren, 
Beiträge,  Steuern  and  die  Normen  dafür  mit  dem  Gesetz  in  Einklang  zu  bringen  82X 


Die  Darsiellnog  der  mecklenburgischen,  oidenburgii>cbcQ  und  brannscbweigiBebeii 
SteoerveililltnisBe  nnd  znm  Tbeil  Flnanzreiblltnisse  ttberhaupt  giebt  bereils  genauere 

Einblicke  in  die  Finanzen  und  die  Besteuerung  deut.scher  Kleinstaaten  des  19.  J&hr- 
huDderts.  Zwingende  Httcksichten  auf  den  Kaum  veranlassen  eine  noch  weitere  Be- 
scbrinkung  der  Darstellung  bei  den  übrigen  Klcinsiaattiu.  Da  mehrfach  auch  dafür 
das  fttr  die  Zweci[e  dieses  Worin  Wicbügste,  besonders  die  neueste  £atwicUoBg  «nd 
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UcstaitQug  der  Bei^tcuerang  im  Schauz'schen  Fioanzarchir,  zum  Theil  iu  Arbeiten  von 
6.  SdkftDZ  selbst,  eingehend  beliaiideU  und  das  legialatlTe  Material  daselbst  mItgetheiU 

nüd  leicht  zugSriglich  i.st,  orbchien  uür  diese  Beschränkung;  lueluer  eigenen  DarstelluDg 
roUends  zuli&üig.  Icii  rerireiite  uur  schoa  liier  auf  diese  betrutiendeu  Arbeiten  und 
Uaterialien  im  Fioanzarchir  zur  Ergänzung  der  blossen  Abribse.  auf  diu  ich  mich 
soweit  als  möglich  beschränke,  vollends  bei  den  ganz  kleinen  monarchischen  Klein- 
staaten, d.  h.  den  noch  (Ihrigen  ansscr  Anhalt  und  Sachsen -Weimar,  die  beide  noch 
äholicb  wie  die  onmiltelbar  vorausgchendeii  bohaudult  worden  sind.  Die  folgenden 
Abschnitte  Ikbsr  die  einzelnen  Staaten  fkllen  so  xwar  nicht  dnrchaas  httrzdr  üb  die 
letzten  ans,  aber  in  der  Darstell an^ji;^  erfolgte  noch  mehr  als  in  diesen  eine  Besch ränlong 
aof  die  ueacre  und  neueste  Zeit  und  auf  die  Uauptputtcto  der  6e8etq;ebuag«  wobei 
das  Detail  noch  mehr  zurttckg^tellt  wurde. 


d.  Anhalt 

&  156.  Vorbemorkungon. 

Nftch  jahrhiradortehuiKQn  TheUungen,  in  rier  beeondere  Staaten  tuitcr  rer- 

»ohiodenen  Linien  dos  ascaniachen  Fürstenhauses,  i»t  durch  Aussterben  der  Linie  von 
Z.  rbst  (1793),  Göthen  11*^47)  und  Bcrnlturir  18G3)  wir<!.T  .>in  <J.'v;unriif-^rt\at  ..Horzog- 
liium  Anhalt"  her^coLcJit  worden,  der  aber  auch  uur  22<>4  t^km  lun  2*J3.2ÖS  lün- 
wohnern  (1895)  utufasst ,  der  (irösse  nach  der  14.«  der  BovöUenutg  nach  der  18.  in 
beutigen  Dcuticlien  Reicli  T'r  bildet,  was  auch  für  die  Bestcnerun^fsvt  rfnlrni'iS''  m 
beachten  ist,  geographibcb  wie  Braunschwoig  eine  £ncla7o  im  prou»»isüheu  (räbiet, 
i^r  MicV  als  „Gesunmtstaaf '  kein  zusammenhingendes  «nd  ein  immer  noch  nngttnMig 
arrondirtes  Gebiet,  auf  dem  wio  in  Braunschweig  die  Kabcnzuckorinda^trio  stark  eat> 
wickelt  iät,  was  ebenfalls  auf  die  Besteuerunir.  aucli  die  dirccte,  von  EinÜuss  war. 

Die  vurdcm  in  den  drei  resp.  vier  ankaUinischeu  Staaten  verschiedene  Stuuur- 
vurfassung  ist  in  dem  neuen  Einlieitsslaato  zu  einer  einheitlichen  umgebildet  worden. 
S.  Uber  diese  älteren  Verbältnisso  bis  1847/63.  auf  die  hier  nicht  cingugangen  wardan 
kann,  besonders  Schanz,  Fin.arcb.  B.  4,  S.  962— V^öO.  Das  Vorgehen  bei  der  Yer« 
schmelzang  der  bisherigen  Steneisysteme,  das  ich  hier  ebenfalb  nicht  weiter  verfolge, 
behandelt  Schanz  eb.  S.  080  ff.  Von  allgemeiuercm  Interesse  ist  die  neuere  Knt- 
Wicklung  der  dirccten  Besteuerung  in  dem  £i n  Ueitsstaate  seit  lö66, 
der  Uobcrgaiig  zur  rorherrschendcn  Einkommutisteuer  unter  Bulassung 
«iner  praocipnalon  Grundsteuer  in  1886,  sowie  die  Fortbildung  der  Ein- 
iooimeusteucr  (1896)  und  die  neuesten  A  ngliederungen  von  eigenthüm- 
liehen  Gewerbe*  und  Ben tenstc uern  (1Ö97)  an  sie.  Wescntiich  auf  diese  Ver- 
hiltnisse  und  nur  auf  die  Haaptponcte  darou  beschr&nkt  sich  die  folgende  Darstdlung. 
Iii  dem  gen.  An&att  fon  Schanz,  Arch.  Bd.  4.  S.  080  ff.,  999  ff.  bis  1009.  wird  der 
Gegenstand  eingehend  vortretflich  behandelt,  daaelbat  hiidcu  sich  auch  die  betreuenden 
Gesetze ,  sowie  die  kurze  Darstellang  der  sich  anschliea^den  Kreist  und  Gemeinde* 
besteuernng.  auf  welche  ich  gleichfalls  nur  kurz  orientlrend  eingehe  (j^,  161).  Die 
Gesetze  sind  auch  in  besonderen  Ausgaben  vorhanden. 

Von  Wichtigkeit  zum  Verstfinduiss  der  Ausgestaltung,  i-uuction  und  uamoutUcb 
auch  der  bisher  sehr  mässigen  Höhe  der  Besteuerang  ist  auch  bei  diesem  Kleinstaat 
das  Vorhandensein  ond  der  reiche  Ertrair  p  ri  rat  w i rt  h  ^  c  h  a ftl  i eher  Ein- 
kommenzweige,  sowie  dieBegelung  der  finanziellen  Dotation  des  Fürsten- 
hauses. 8.  Uber  das  Staatsrechtliche  hierüber  den  sehr  knapp  gehaltenen  Abschnitt 
im  Handbuch  de^  5H'entlichen  Rechts,  das  Staatsrecht  Anhalts  von  Becker  III. 
2.  Halbb..  1.  Abth..  S.  137  ff.,  bes.  S.  139,  14fi.  147  —  Statistische  und  legis- 
lativ u  Nütizen  Uber  frühere  Finanz:-  und  Steuerveilialaiisse  der  eheuialigen  auhai- 
dsohen  Eiuzelstaaten  im  19  Jahrhundert,  besonders  in  den  40er  Jahren,  bei  v.  Kodon, 
Finanzbtatistik  I,  2.  Abth.,  S.  1428 — 1433.  Im  Allgemeinen  auch  Siebigii.  Herzog- 
ttium  Anhalt,  historisch,  geographisch  und  statistisch  dargestellt,  löti?.  S.  306  Uber 
die  Finanzen,  S.  907— S19  Uber  die  Steuern,  8.  819  ff.  Uber  Domieen,  Porsten. 
/Einzelnes  in  den  amtlichen  statistischen  Publicationcn  Anhalts,  Stat.  Jahrb.  1890, 
Heft  2,  Mittheilungen  1900,  Nr.  37.  iStaatshnnshaltsetat  (UaupthnanzeUt)  xiemlich 
ipecialisirt  im  Gothaei  Uofkalcnder. 
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§.  157.  Das  LandesfinanzweseB  im  Ganzen.  Auch 
Anhalt  hat  emen  hedeatenden  älteren  0omanialbesitz  (Fönten, 
landliche  Grandsttteke  n.  dgl.)  sieh  als  StaatseigeDtham  erhalten 

und  in  seinem  neueren^  grossartig  entwiekelten  Salzwerkbesltz  sehr 
ergiebige  pi ivatwiiiLschal'iliche  Quellen  von  Staatseinkommen  sich 
zu  jenem  Domanialbesitz  hinzuzidiigcn  verstanden,  —  zum  grossen 
Vortheil  seiner  Finanzen  und  seiner  steuerpflicbtigen  Bevölkerung, 
welche  diesem  Besitz  eine  zwar  neuerdings  auch  stark  gestiegene, 
aber  im  VerhUltniss  zum  Volkswohlstand  immer  noch  massige  Höbe 
der  directen  Staatsbesteuernng  verdankt.  Durch  die  18G8/G9  er- 
folgte vermögensrechtliche  Auseinandersetzung  zwischen  dem  Staate 
und  dem  LandesfUrsten  des  nunmehrigen  anhaltischen  (jetzt  auch 
QQtbeilbar  gewordenen)  Eiaheitsstaats  ist  die  finanzielle  Dotation 
des  Fttrstenhaoses  ganz  ans  dem  Staatshaushalte  ausgeschieden. 
Der  Ifandesfttrst  hat  für  seine  Bedürfnisse  einen  Theil  des  ehe- 
maligen Eammergiits  erhalten,  an  den  das  Land  keine  weiteren 
Ansprttehe  hat,  als  dass  dieser  Theil  mit  dem  abrigen  ftrstliehen 
Hansfideicommissyermögen ,  zu  dem  er  jetzt  gehört,  staatsstener- 
pfiiehtig  und  seine  VeränsseniDg  an  die  Zostimmang  des  Landtags 
gebunden  ist.  Die  Reinerträge  der  dem  Staate  gebliebenen  älteren 
Domänen  u.  s.  w.  und  die  Salz  werke  sind  so  vollständig  fUr  den 
sonstigen  Staatsbedarf  verfügbar. 

Für  letzteren  ist  es  bemerkenswerth,  dass  in  Anhalt,  im  Unter- 
schied zu  den  meisten  anderen  deutschen  Staaten,  vollends  hier  in  der 
früheren  Zeit,  die  Ausgaben  für  Unterrichtswesen,  einschliess- 
lich der  Volksschulen,  grossentheils  nicht  Lasten  der  Gemeinden 
oder  besonderer  kleinerer  örtlicher  Verbände,  sondern  des  Staats 
als  solchen  sind  und  seit  Alters  waren.  Notorisch  ist  gerade 
die  besonders  starke  nenerliehe  Steigemag  dieser  Aasgabee  eine 
wichtige  Mitnrsache  der  etwas  erschwerteren,  richtiger  gesagt  etwas 
weniger  günstigen  Finanzlage  nnd  der  Nothwendigkeit  geworden, 
die  Bestenemng  selbst  neben  den  bedeutenden,  natürlich  aber  auch 
etwas  sehwankenden  Ertragen  der  privatwirthschaftliehen  Einnahme- 
zweige,  besonders  der  Salzwerke,  ergiebiger  zu  machen.  Was 
anderswo  also  direet  aut  die  Gemciudeönanzcn  erschwerend  wirkte 
und  ireilich  dann  auch  hier  zur  Uebernahme  betreffender  Ausgaben 
auf  den  Staat  oder  zu  Dotati  ik  ri  der  Gemeinden  führte,  hat  in  Anhalt 
bei  dieser  Sachlage  uuniitteibar  auf  die  Staatsfinanzen  eiugewirkt. 

Trotz  seiner  Kleinheit  hat  das  Land  ausser  den  Gemeinden 
(und  Gutsbezirken)  auch  noch  Selbstverwaltungskörper  i 
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höherer  Ordnung,  die  Kreise  (;')),  mit  eigenem  Haushalt  und 
Befuguisy  zur  Erhebung  voif  Kreissteueru.  Voruemiich  sind  die 
L  a  n  d  t  r  a  8  «  e  n  Kreisangeiegenheit,  wofür  nur  Beiträge  aus  8taats- 
Uiittelu  geleistet  werden.  Das  Arnienwe&eu  ist  zunächst  Gemeinde- 
6ache,  aber  das  ganze  Land  bildet  einen  Landarmenverband, 
der  ebenfalls  mit  aus  der  «Staatscasse  dotirt  wird  uud  ittr  den 
e^ealaell  sur  zeitweiaen  Bedarfedeokong  Kreisdteaern  mit  Landtags- 
sostimmung  erhoben  werden. 

Die  Staatsschuld  i»t  ^ans  unbedeutend.  Nor  fUr  Kapital- 
anlagen in  den  grossen  Staatssalzwerken  werden  wohl  Schulden 
aufgenommen. 

8.  Becker  «.«.0.  S.  139  (fdratlidie  Dotetion),  8.  148  (KmiM,  Landannen- 

rorbanJ).  G.  Schanz  im  Piii.arch.  ßJ.  4,  S.  1006  (tiiiaa/.iello  Bedeaiun^;  der  Sak- 
werke},  B.  15,  S.  75f5  (Statistik  dor  Uiiterrichtsetats  1875—97).  Die  Ausoiiiander- 
»tiuuug  zvbcbttu  LauJ  uiiJ  Furäcoa  ia  Btitretf  der  DuUiiuea  (Guäcu  vum  2ö.  Jaul 
1869)  var  1872  durch^ofalirt  Vorher  giii^  voui  Duuduialurtra^e  far  deo  FOrüten  der 
B.'tra«^  von  296.000  Thlr.  ab,  seitdem  rorblcibi  dor  durch  die  Ausscheidung  von  Domauca 
für  deu  Furstou  freilich  exUttprecJieaü  ?eriaiaderte  Ertrag  düm  Laude  ganz.  ÜAch 
dum  gtto.  ii&seu  von  1869  ist  der  iiü&adüiclie  OriudbMitz  des  FanteohMnee  sCaMü-, 
kreis-  and  geineiudesteuerpüichti^' ,  uud  zwar  vird  far  die  Besteuerung,  iieucrdiugs 
bei  der  Eiukommensteuer ,  der  Ertrag  dieses  Bcsitzo«  oin  fOr  allemal  mit  der  festen 
tSumme  tou  990.000  M.  augeuommeu.  Der  fiuanzitsllc  Vorthei)  d&i  grossen  ertraga- 
fttlchen  Besitzes  an  älteren  Domäuen  nnd  neoeren  Salzwerl^en  far  deu  Staatshaiiiilult 
ist  oarerkcuubar.  Aber  bei  der  unvermeidlichen  S -hw  ink m;^  und  dem  langsamen 
Wachbthoffi  solcher  ßeiuerträge,  sowie  bei  der  Kuckwir£uug  der  Finanzlage  des 
Beklis  nad  des  vea  dieser  abhikogigeii  VerhAllnisses  zwisdien  UebenreUoiigeii  aus 
Bsicbssteucrn  und  MairicuIarbeitrJlfren  mtisi  uatiirlich  die  direcie  Besteuerung  in  ihrem 
Ertrage  sich  auch  diesen  Factoren,  nicht  nur  dor  Bewegung  des  eigenen  Staatsfinanz- 
bedarü»,  mit  aupaasou.  DU»  ErhObuug  der  Steaern  wird  mil  dotth  diese  UmsUade 
bedingt  Die  Z^tUeu  der  felgendett  Teb.  78  gebeo  weitere  EiiibUcke  in  die  SicbUge. 

Tab.  78.   Finanzf erhtltnisse  Anhalts  (ordentliche  Eiuiiahinen. 

ErtcagssillerD  lu  1000  Mark). 

1872  1S80  1887  1894  1899 

Dominen  (netto)   1836  2390  2684  2691  2644 

Bergwerke  (netto)   1217  1858  1945  1983  1896 

Direcie  Steuern  (brutto)   576  384  619  879  1059 

IiMiivcte  (oificnc.  brutto)   72  62  78  120  195 

iuKiisstcucru  (Anibeiie  uud  Eriicbuügs- 

kosteu.  netto)   858  652  1273  2467  3267 

(icrichlö-  und  andere  Spuitdn  (brutto)    .  362  5611  524  629  683 

(iebuhren,  Beiträge  u.  dgl.  ^biuito)     .    .  190  435  465  533  622 

SemiBe   4611  6350  7488  9302  10966 

Ab  ilatiiculaibciträ^e   270  368  880  2245  2745 

,  liest  für  das  Land   4341  5982  6608  7057  8221 


Ganz  kleine  Beträge  (nur  ciniLre  1000  Mark)  von  Einnahmen  („Verschiedenes") 

i'  i'ehleu  hier.  Bei  den  Bergwerkcu  hauduk  e:»  sich  weseutlich  um  die  Salzwerke 
(Loopoldtthall  und  Friedricb»hall) ,  doch  sind  in  der  augcKebcncn  Zillcr  auch  die 
Bor K'wcrksab gaben  inbegriilen  (1^94  179.000.  1SD9  142.000  M;.  (iebuhren. 
Beitrage  u.  s.  w.  bestehen  vornumlich  aus«  hier  Tum  &aate  bezogenen  bchulgeldern 
;1899  436.000  M.),  dann  Deoeidiiigs  aach  aus  Beiträgen  der  Gemeinden  zu 
Kirchen-  und  Schulbauten  (1899  112.000  M.l.  Die  Staatsschuld  wird  für  Mitte 
<897  uud  189J^  mit  bIo^s  475  000  und  187  500  M.  Kapita!  ange^^eben,  Jcneu  Activa 
i  hu  5.485.000  uud  7.199  01>0  M.  gugcuubciatelicu.    iu  deu  ueueruu  Liub  imdeu  sich 
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grönero  Betrige  unter  dem  Titel  ,^as  der  Staatsschuldeoverwaltang  für  die  Salx- 
verke  .  .  .  bei  den  Einnahmen  nnd  im  gleichen  Betrage  „für  Neubauten  auf 
dieeeu  Werken"  bei  den  Aasgaben  (so  in  1899  1.411.000  M.),  welche  Posten  in  obiger 
UebccBiolit  sieht  mit  enthalten  eind. 

Es  ergiebt  sich  aus  den  Zahlen  der  Tab.  78,  dass  der  anhalt- 
sche  Staatshaushalt  im  gross  tcn  Maaöse  ein  doinanial- 
wirth  schaftlic  her  (die  Sal/werke  mit  hier  eingereehnet),  auf 
privatwirthschat'tlicheu  Kcinertiiigcn  hernhendcr  ist,  aber  dass  doch 
auch  hier  die  Öteaern,  besonders  die  directen,  absolut  und  relativ 
stark  zugenommeo  haben,  der  Entwicklung  der  Bednrfnisse  ge- 
mllss.  Früher  nur  ^Uq—^U  Reinerträge  der  Domftnen  und  Ber^ 
werke,  sind  die  Erträge  der  directen  Steuern  jetzt  3—4  mal  so 
bocli  als  ehedem  geworden  and  betragen  bereits  Vs  j^ow  priyat- 
wirthsehaftliehen  Ertrilge.  Die  direele  Bestenerang  ist  so  in  stilr- 
kerem  Haasse  eine  Ergänsnng  der  domanialen  Einnahmen  ge- 
worden* Und  Gleichea  gilt  von  den  tibrigen  Stenern,  Gebtlhren, 
Beitriigen.  In  diesen  Ergebnissen  spiegeln  sieh  die  finanzieUen 
Erfolge  der  Steuerreformen  ab,  aber  letztere  finden  in  den  sieb 
hier  zeigeuden  Bedürfnissen  des  Staatshaushalts  auch  mit  ihre 
Erklärung. 

9. 158.  Die  Entwicklung  der  direoten  Bestenernng 
im  Oesammtstaat,  seit  1847,  besonders  seit  1863 bis  1886. 
Ertragsstenersystem  (sogenannte  Ergänanngsstener) 
von  1866. 

Aus  den  schon  enr&hnten  Gtttnden  erfolgt  hier  die  BesehrlnhiDg  der  IHosteUaDg 

anf  diese  Periode.  Die  frühere,  in  d'n  ciuzelncn  selbstSndia:en  HcrzopthQmem  viel- 
fach rerschiedene  directe  wie  sonstige  Bei^teuenuig  i&sst  sich  auch  nicht  kurz  skizziren. 
Ee  ael  dnfllr  auf  den  gen.  Anftatz  Toa  Schanz  (bee.  Fin.arch.  B.  4,  S.  978—992) 
und  aof  Siebigk  S.  307  IT.  verwiesen.  Veraltet  und  mehr  oder  weniger  unbrauchbar 
waren  die  Stcuerrerfassuntren  jedes  der  kleinen  Länder,  so  dass  ein  Neubaü  der  Re- 
steuerong,  nach  uabefriedigeadeiu  Verbuche,  au  das  Bestcbeude  aü£ukuupfen  uud  nur 
zvisohen  den  Stenenrerfiwsnngen  der  einzelnen  Länder  nach  ibran  Anfall  nn  Oeiaaa 
geviaie  Anagleiohangen  femuiehmen,  nicht  aasbleiben  konnte. 

Das  Bestreben  nach  einbeitlieher  Stenerverfassnng  trat  nach 
dem  Anfall  Göthens  an  Dessan  (1847)  bald  hervor  and  ftthrte  an 
einer  bezüglichen  Gesetzgebung  über  die  direete  Bestenernng  im 

Jahre  1856/57.    Danach  bestand  diese,  wie  bisher,  aus  einigen  • 
ziemlich  roh  veraulagten  E  rtragssteuern,  und  zwai  einer  die^ 
Gebäude  mit  umfassenden  Grundsteuer  und  einer  die  persön- 
lichen Dienstleistungen,  mit  Ausnahme  derjenigen  der  iStaatsdiener,  I 
mit  umfassenden  Gewerbesteuer,  welche  beide  im  Dessauiseheu; 
Theii  nach  dem  Cöthenschen  Muster  durebgetuhrt  wurden.  Eim 
in  letzterem  Landestheil  vorhanden  gewesene  Beamtengehalts-  um 
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Rentensteuer  wurde  dagegen  hier  beseitigt,  so  dass  die  betreffenden 
Classen  von  directen  Stenern  gar  nicht  betroffen  worden,  ein 
Hauptuiangei  des  bystems,  neben  den  grobbeu  tecbnischen  Mängeln 
der  Grund-  und  Gewerbestenci .  Die  Einsicht  hiervon  führte  dann 
auch  später  auf  den  Weg  der  allgemeinen  Einkommen- 
steuer (1863).  Ein  bezügliches  Gesetz,  das  dem  oldenburger  von 
1859  (8.  o.  S.  482)  nachgebildet  war,  ist  indessen  in  Folge  des 
Anfalls  des  Bernborger  Landes  nicht  zur  AosfUhroDg  gelangt,  weil 
man  nach  diesem  Ereigniss  gleieh  fttr  den  ganzen  Staat  eine  Ver- 
eisbeitliebnng  des  Stenerrechts  erstrebte  und  die  wesentlich  alleinige 
allgemeine  fiinkommenstener  hier  in  Bemborg  Widersprach  fand. 

Gesetz  Tom  30.  Mai  1856,  bczw.  18.  Dec.  1857  (Schanz  a.  a.  0.  8.  980  E, 
dasell>st  auch  über  die  iiidirecten  Sleuern).  Es  bestand  im  Doss.iiiisclieii  auch  Malil- 
QDcl  Schlachtsteaer  und  Ein^^angsstcoer  voa  Fleisch,  Mehl,  Brot,  Steaern,  die  io  den 
CodieDsch«  StiUlteo  eiDgefurt  vnrdea,  deren  Beseitigung  loen  indeMen  befeilt  *IU 
gemein  ine  Auge  iksete.  Einlwmmenstenenresetx  tod  14.  Mel  1868  (Sehens  eh. 
8.962-984). 

Kach  der  Bildung  des  Gesammtstaats  (1863)  kehrte  man  xn- 
niehst  xnm  Ertragsslenersystem  znrttek,  bildete  dies  jetst 
onr  gleiehmSssiger ,  anter  Ansdebnnng  anf  die  bisher  steuerfreien 

Classen,  Erträge  und  Einkommen,  aus  nnd  verbesserte  es  steuer- 
technisch. Das  geschah  im  Gesetz  vom  21.  Apni  1866,  betr.  Eia- 
lühiung  einer  neuen    Erg än  z  uu  gss teuer**. 

Confiicte  zwischen  dem  Interesse  des  Groesgrundbesitze«  und  der  Landbewohner 
einerseits  nnd  dem  etldüscben  «ndeieeits  Im  Landtage  fttbrten  zn  Gompromiesen.  Anf 

jener  Seile  sah  man  in  der  geplanten  reformirten  Ertragsbcstcuerung  die  Gefahr  der 
Fortdauer  und  selbst  Stei^^erun«^  dr-r  r-'L-itiven  Uoboibürdiin}?  ile<  (inindbesii/es  ver- 
glichen mit  anderen  Ertra^si|Uollcn  und  war  mebr  für  Ucibohaiturikr  der  Eiukommen- 
stener  nnd  Durchfuhiung  derselben  nach  dem  ststliten  Gesetz  von  1863.  Das  städtische 
Interesse  stand  ni  lir  f  -r  die  P>itragsbL'Stcucrunp  ein.  Die  Stouerkuinpr  in  liebem 
anhalti&cben  ,,Gla:i  Wa^^cr"  spicgelu  gut  aUgcmeiuo  luturci^eoge^enäützti  wicd  .r.  mo 
vitrdeii  Bnr  durch  den  Dneteed,  daas  es  sich  Oberhaupt  bloss,  zanlchst  wenigatcns, 
nach  der  gOnbtigcn  Finanzlago  des  Landes  utn  ^eh^  kleine  Steuerlast  handelte,  ro- 
mildert.  Von  Einzelheiten  sei  erwähnt,  da&s  nach  dem  iiegierungsplan  bei  der  Be- 
steuerung des  Grundbesitzes  der  Pachtverth  als  Reinertrag  angenommen  werden  sollte, 
eicht  ein  beeonderer  —  dann  regelmässig  zu  niedriger  —  durch  SchftlzoDg  ormittelter. 
Dies  wurde  beanstandet  und  im  Gesetz  eine  zwischen  einem  Minimum  nnd  Maximum 
äich  haltende  üeinertragseinsch&tzuog  verfügt.  Lasten-  und  Schuldeuabzug  fand  nach 
den  Pvincipiee  der  Ertrageeteoer  im  AUgemeinea  eicht  statt,  wurde  jedech  bei  der 
riewcrbc-steuer  erlaubt.  Die  Grundsteuer  dea  Systems  wurde  aucli  als  stabile  behandelt, 
während  die  anderen  Erträge  jäbriich  eingeschätzt  wurden.  Als  Steuersätze  waren 
durchweg  sehr  mässige,  zum  Theil  gegen  bisher  sich  noch  ermftasigende  in  Aitsaieht 
genommen. 

Der  Streitpunct  hinsichtlich  der  Vertheilunji:  der  St-  n  rhst  zwischen  (landlichem) 
Gnmdbeititz  und  übrigen  Ertragsquellen,  wo  man  nichi  ^ar  m  6vht  vua  der  bisherigen 
Relation  abweichen  und  Befürchtungen  beider  Intereeseeteagrappcu  für  die  Zukunft 
eiü^ch^^lnken  wollte,  wurde  in  eitrentliiimliclirr  Wci^ie  erledigt  (gen.  (iesetz  §.  10". 
Man  wollte  annähernd  erreichen,  da^s  der  ländliche  Grundbesitz,  d.  b.  iaudwinhschaft- 
lidie  GinDdatftcke,  grossere,  nicht  mit  den  Gebftoden  gemeiaeeffl  eiogeschfttite  Gftrten 
ud  Foi«t«i,  45,  nlle  flhilgen  Objecte,  bezir.  Ertrige  55  V»  des  SteaereoUe  nofbriolitefl. 
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Ergtb  die  Veranlsfrauf  andere  RaUtioneii,  so  sollt»  du  Qeiett  revidirt  and  dabei  auf 

lunehaltuntr  j«!ner  Holatioti  (iurcli  ErtnüiaigUHg  der  Eiulu-it^sltze  dos  uichi-huiiwirth- 
bcbafiücUcu  Kiukouiueua  biu£^uziuU  wurdeu,  —  sicij  später  doch  uicht  ao  durck- 
lUhien  lieM,  aber  ab  die  Veranlaguui^  andere  RoUdoneu  oncsb,  erwteii  sich  dieee 
i^aoienrorichrift  aU  uuhaiibar  u  ).  S.Uber  da^i  Geseu  von  1866  und  üie  ihm  voran- 
L'chi'Tiden  Pläne  und  Eförtcrutipen  Schanz  a.  a  0.  S.  1>R5— 'J!»2.  da-!  (iesetz  eb. 
8.  — 997.  Unter  Verweisung  auf  dietieä  Geseti^  i'ar  das  iCiiueiuc  bebd  icb  vou 
Ptmcten  aJlgcuieincrer  BcdeiitiiDg  und  sor  Orisatinuig  ttber  die  Stractur  doe  gaa/ea 
Systetus  noch  Folgendes  liervor. 

Daä  Cjeä«it^  bozeicbuot  auMlrUciiicli  als  seinen  Zvock  die  JU^erdteUuug  einer 
f  Uichmftssigeu  Besteaemupr  ia  den  venoUedenen  LandesthoiJea**,  ist  abo  ein 
(jesctz  zur  Unification  der  Bi->t<'uerun^.  d  h.  Tornemlich  der  directen.  Es  iijuni 
das  neue  Steuersystem  eine  „£rg&nzangsi»teaer*\  entsprechend  der  Bestimmung, 
daas  die  Steuer  ,,iiach  dem  Bedart"  orhobeu  werden  soll  1),  was  nach  den  Finau2- 
verbiltaMseo  des  Landes  für  die  Besteuerung  wt-M^utlich  nur  eine  Ergätuungafunction 
unter  den  EinnahuiLU  bedingte.  Dies  auhali  scho  Steuerrecht  operirt  dabei  mit  dem 
Uegritl  der  t>ugcii.  Stcuuiciubeiteu.  Das  sind  (irössen,  welche  sich  auä  den  im 
Ctiseiz  fbr  die  eiuzeluen  Objecte,  Werthe,  ErtrSge  bestimmten  Einheitnteaersätiseit 
i.Tireben.  Die  Zahl  der  Steuereinheiten  wird  dann  im  jcdisainaligen  Etat  nach  dem 
Bedarf  festgestellt.  Die  Er^auzuugsstouer  trat  au  Stelle  der  betretteuden  bishedd^eu 
Stenern,  der  Eirund-  und  Gewerbe-  nud  der  Mahl-  aod  Schiachtsteoer  im  Dessaa» 
Cöthenächen.  der  sogen.  Kriegssteuer  im  Bernburgscheu  Landesihoil.  —  Die  neue 
Er}r!lii/un^s^,toijer  zerliel  in  zwei  llaaptjrru  pj)en .  <]\<-  St-iier  aus  dem  Grund- 
ciukumiaeu  und  die  aus  dum  persöniicheu  LiakoUiUicn,  ui'aterc  wieder  iu 
Vier  Theile,  Steuern  von  landwiRhSciiafUicben  Grundstücken,  gru^seren  O&rten  (kleinere 
bii  Vj  Morgen  bei  Wohnhäusern  wurden  auch  hier  mit  von  der  Häuiersteuer  utnfasst), 
l'^orstuu,  Wuhttbäuseru  (nicht  auch  laadwirtbschaftiicho  und  gewerbliche).  Die  Steuer 
vom  persönlicheii  Eioltommen  vmfiMste  dne  Oewerbesceaer  physischer  wie 
juristischer  Persoueu,  welche  den  Gewerbebetrieb,  aber  auch  den  landwirthscbaftlii  hen, 
dietMii  jedoch  nur,  soweit  er  nicht  vom  Grundbesitzer  selbst,  oder  auf  dessen  iicchnung 
audgenbt  wurde,  ferner  den  privateu  Arbeitsrerdienst  aller  Art  traf,  also  insofern  auck 
«ine  Lohndiener  mit  in  sich  schlo»;  weiter  gehörte  zu  dieser  zweiten  Steoergrappe 
oine  Zinsen-  und  Iv  e  n  tü  n  st  c  u  er.  endlich  eine  (iehaltsstcuer  von  Beamte» 
des  Stuats,  der  Gemeiitdeu,  Kirche,  Schule.  Die  Gewerbe-  uud  Qchaltssteuer  traf  das 
Einkommeu  von  50  Thir.  an,  weniger  war  frei.  Die  Grandsleoer  ?on  landwirthschaft- 
liehen  (irundstUckeu  wurde  auf  10  Classea.  200  Silbergroschen  und  danibcr  Katastral- 
ertrag  vom  Morgen  iu  der  ersten ,  5— 12Vt  Sgr.  in  der  zehnten  mit  Stcuereioheileu 
tou  6  Pf.  bis  V,  Pf.  Teruilagt,  GrondstQcIte  niedrigeren  Ertrags  blieben  frei,  wiritüch 
als  Gärten  benutzte  Grundstücke  zahlten  zur  Einheit  Vg.  andere  '/^  %  vom  Reinertrag, 
Forsten  '\  des  latidwirthschaftlichen  Reinertra^n,  die  Häuserstoucr  war  ®'o  vom 
Kapital  Werth,  bei  dijr  Gewerbe-  und  Ziuj>5teuer  war  die  Etnheit  normal  '/«"^o-  t"'^ 
niedrigeren  festen  Sät/en  bei  Beträfen  unter  o***)  l'hlr.  bei  der  Gehaltssteuer  nar 
'/i'.  "  u-  I'"  Ganzen  also  sehr  niedrige  Sätze,  aurii  liei  der  thai^aehiichen  Erhebung 
von  9  Steuereinheiten  (mituuter  weniger,  erst  zuletzt,  1885,  mehr,  Ii),  freilich  mit 
WillkOhr  in  den  &hlenf«rhlltDiB8en  zwischen  den  einzelnen  Gliedern,  wie  es  bei 
einem  derartiircn  Sy-.teni  iiicht  zu  vermeiden  i^t.  Die  Veraulagung!?me  tlio  Je 
war  allgemein  die  der  Einschätzung  durch  Commissionea,  ohne  Oeclarationen  der 
Oensiten  selbst,  auch  bei  der  Zinssteuer. 

Nach  Durchführung  des  Gesetzes  auf  Grand  seiner  EiDheilSStcuersätzc  ergab  sich, 
dsis  die  beabsichtigte  V'ertli  -iinn?  zwischen  Grundbesitz  (^aus>cr  Häusern)  und  and  rem 
Besitz  und  Erwerb  in  der  Quote  von  45  :  55  nicht  erreicht,  sondern  eine  solche  von 
c.  88 : 62  eingetreten  war.  Demgemiss  bitten  Aendernngen,  insbesondere  Vcrmindemogen 
d(?r  Einheits>fitzo  der  anderen  EinLommen  als  aus  ländlichem  Besitz  erfolgen  müssen. 
Iu  dem  darüber  entbrannten  luteresseustrcit  kam  es  zu  einem  Compromiftt.  die  Quoten- 
bestinunung  wnrde  be9c{ti;rt,  die  Sitze  der  H&osenfteaer  und  der  Gewerbe-,  Arbeibi- 
verdienst-,  Züisen-,  (ie]i:i!t->ti'nirr  für  die  Steuereinheit  ermä>si{:t  ((icsetz  vom  1.  Män 

hei  Srh.iiiÄ  a.  a.  U.  S.  l'H)!).  Dip  Forteiitwir-k!iHif,'  f  ihrte  ahl-r  auch  bei  diesen 
bAUcii  bei  dci  Stabilität  des  Gruiidsieuorkataatcia  uud  der  Kevisiuu  der  anderen  Steuern, 
sowie  bei  der  steinenden  den  letzteren  nuterliegcuden  Erträgen  zu  einer  weiteren 
lelatiren  Verschiebong  der  Steaerksl  rom  liudiichen  Gnindl>ü8it<  aal  die  auderen 
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Botooiaenartun.  —  der  aUKeraeine  Qng  der  Dinge,  vie  wir  ihm  aach  in  den  anderen 
deatschen  Staaten  regelm&säi|^  begegnet  siad.  Ein  Gesetz  vom  9.  April  1878  brachte 
einipre  kleiui';  Aenderunpcii  s.  Schanz  a.  a.  0.  S.  lOOi  utnl  über  die  PiTiodi;  bis  188(> 
«b.  6.  ifi^^ — lOOG).  Zuai  Gesotz  vuii  1866  gehören  auäüer  dota  geo.  reo  1878  auch 
■och  di«  ron  1.  Hirz  1868,  1&  Jnli  1871,  28.  Oct.  1874. 

Die  ErgRuz-uiigssteuer  von  1860  ist  die  aiilialt'sche  directe 
Hauptsteuer.  Neben  ihr  bestanden  —  und  bestehen  noch  — 
kleine  Reste  alter  Grund  abgaben,  gewerbliche  Con- 
cessionsab^aben,  insbesondere  b  jic ciaige  werbesteuern 
vom  Gast-  und  bcbanivgcwerbe  und  dem  H a u s i  r g e  w e r b ©, 
eine  wesentlich  durch  Ötaatsverträge  i^^crcgelte  Eisenba hnsteuer, 
deren  Ertrag  irtther  beim  PriviUbahusystem  erheblich  grösser  war, 
dann  Be rgwe rksabgabeni  an  indirecten  Steuern  hat  das 
Land  die  ttbliche  Stempelsteuer  und  eine  Erbsebaftsstener. 
Dem  Ertrage  nach  ttbertraf  die  Ergänznogssteaer  jede  dieser 
anderen  Stenern  erheblich,  aber  der  Gesammtertrag  der  letzteren^ 
auch  der  directen  darunter  aliein ,  war  bedentender  als  derjenige 
der  Eigilnznngsstener. 

Toa  1872—1887  (Finanzjahr  1887/88).  dem  letitea  der  Ergänzangsstoaer,  w«r 
die  Ennricklniig  der  £rtrife  folgvade,  in  den  oben  in  Tab.  78  aDgefahrten  Jahieii. 

Tab.  79.   Anbalt'sche  Stenerertrige  1871—87  (Eut^lTera  brotto  1000  M.). 

1872         1880  1887 
Grundsf-n  r  t:nd  Grandabgaben  ...     49  0.081  0.071 

Gonccbaioub-  und  i>pociaigow«rbtit»iuuer     48  79  79 


EiaenbalinsteQer                             162  41  53 

Bergwerksabgftbon  cl20  103  115 

zusammen                                    379  228  247 

Ergänzungsäteucr                             317  264  487 

ludiracta  (eigeiio)                             72  62  78 


Die  «htm  Grnndstenem  sind  voreo  ihres  Torherrdchend  priratreehtticlieii  Gha- 

ncters  für  ablösbar  erkllrt  worden  (1847.  1850,  1865),  und  6o  im  Etat  allmäli^  fa^t 
panz  rorschwundon .  bis  auf  einen  liest  jftzt  von  oiiiij^on  70  M.  (h.  Schanz  im 
Fiu.arch.  Ii.  4,  S.  968).  Die  der  preus&ischcit  j»ach«cbildcte  oigtiiic  Erbschafti- 
iteuer  beruhte  auf  dem  Gesetz  vom  13  Febr.  1874,  Uisst  die  directe  Linie  und 
Ehegatten  frei,  belegt  (Jesrliftisror  mal  Jeren  Dosi.eiidcii/.  mit  2.  weitere  Seitou» 
lecvajulte  meistens  mit  4,  noch  entferntere  und  uichtvervandte  Erben  mit  8  %. 

§.  159.  Steuerreform  von  1880.  Einkommensteuer 
uiul  feste  (P räei  pu  al -)Gr  u  n  d  s  t e u  e r.  AU  Män^iel  der  Er- 
ginizuogssteuer  macbteu  sich  die  Nichtberü'  k-i  liiigung  der  Schulden, 
die  nur  bei  der  Gewerbei^tener  abzug«fäbig  waren,  die  scliliesslich 
doch  ungleiche  Belastung  der  verschiedenen  Hesitz-  und  Erwerbs- 
kategorieen,  auch  die  relativ  gegenüber  der  gnis«;crcn  Einkommen 
iitwas  zu  hohe  Belastung  der  kleinen  Einkommen  emphndlicber 
geltend,  als  die  Finanzlage  Mitte  der  80er  Jahre  etwas  ungünstiger 
wurde  und  zur  Ausschreibung  einer  grösseren  Anzahl  Steuereinheiten 
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als  bisher  (14,  eTODtaell  selbst  20  gegen  frtther  3,  6,  meist  9) 
nOthigte.  Dazu  kamen  die  Ereis-  imd  Gremeindezasobläge,  von  denen 
letztere  vielfacb  erbeblich  höher  waren  (25  Einheiten  nnd  mehr 

kamen  hier  vor.).  Es  war  die  alte  Erfahrung  mit  jedem  Ertrags- 
steuersystem, dessen  uuvenneidliche  Mängel  nur  bei  massigen 
Steuersätzen  erträglich  sind.  Diese  Sachlapre,  dann  die  neueren 
günstigen  Erfahrungen  mit  der  Einkommeusteuer,  besonders  im 
Königreich  Sachsen,  und  die  hecriniiende  allgemeinere  Iliuueigung: 
der  Theorie  und  Praxis  f  ührten  auf  den  frtiher  schon  eing^eschlagenen^ 
aber  bald  wieder  verlasaenen  (ä.  bOd)  Weg  der  Einkommen- 
steuer zurück. 

Dabei  wollte  man  aber  einigermaassen  an  den  Relatienen 
zwischen  der  bisherigen  Besteuerung  des  Iftndliehen  Orundbesitzea 
und  der  flbrigen  Einkttnfte  in  der  Ergttnzungsstener  festhalten^ 
glaubte  auch  durch  den  Character  der  Grundbesteuemng,  sowie 
durch  die  politische  Bedeutung  des  Grundbesitzes  eine  höhere 
directe  Besteuerung  gerade  dieses  Besitzes  und  Ertrags  gegenüber 
anderen  allgemein  begründen  und  daher  fordern  zn  sollen.  Ans 
den  Interessenkämpfen  hierüber  ergab  sich  die  eigeuthUmli<he 
Maassiegel,  dass  für  den  laudlichcii  Grundbesitz  neben  der  auch 
ihn  tretenden  F^inkommensteuer  ein  Rest  der  bisherigen  ländlichen 
ErgUnzungssteuer  als  eine  Art  Präcipu aisteuer  dieses  Besitzes 
festgehalten  wurde ,  im  festen  iietragc  von  3  bisherigen  Steuer- 
einheiten, die  nunmehr  sogen,  feste  Grundsteuer.  Diese  stellt 
also  neben  der  Einkommensteuer  formell  und  reell  eine  zweite 
directe  Steuer  des  Grundbesitzes  dar,  in  Form  einer  Ertragssteuer^ 
so  dass  insofern  für  diesen  Besitz,  bezw.  Ertrag  Doppelbestenerung 
Torhanden  ist  Dies  bewirkt  zugleich  eine  höhere  directe  Belastung 
gerade  dieses  Besitzes  —  aber  eben  anch  nur  dieses,  nicht,  s.  B.^ 
auch  nur  zugleich  der  anderen  Hauptart  des  Realbesitzes,  der 
Hauser  — ,  somit  ergiebt  sich  eine  HOherbelastang  dieser  Art  des 
fundirten  Einkommens,  freilich  in  der  mangelhaften  Form  der 
Ertragssteuer,  ohne  Rtteksicht  auf  Lasten  und  Schulden,  was  nur 
duieh  die  Niedrigkeit  des  Stenerfhsses  (bei  3  Steuereinheiten  der 
Grundsteuer)  erträglicher  wird. 

In  der  Einkommensteuer  folgte  man  vornemlich  der  königlich 
sächsischen.  Das  so  entstandene  Gesetz  vom  10.  April  1886,  betr. 
die  Einführung  einer  Einkommensteuer  (und  einer  festen  Grund- 
steuer; lät  als  ein  wesentlicher  Fortschritt  des  deutschen  Steuer- 
rechts  anzusehen. 
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S.  Uber  die  Beform  von  1886  vieder  Sch»u2  im  Fio.arcb.  B.4.  S.  1006—1084, 
■it  dnfeheoder  kritischer  and  eysteiDalitclier  Erörteronfr  der  Haoplpmicte  der  Ein- 

kommensteaer  (S.  1013— 1029  l  Dm  Gesetz  selbst  eb.  S.  10^'  1053,  die  Aasführunga- 
rerordnoDg  rom  20.  Juli  1886  eb.  S.  1054—1070).  Eine  ikieiue  Nofelie  zum  Gesetz  reo 
1886  datiit  wm  12.  April  1890  (s.  pasiln  Flo.trch.  B.  14,  8.  765«,  im  Texte  de« 
Gesetzes  ron  1886/96  das  Einzelne).  Unter  Hinweis  anf  die  AosfUhrnngen  von  Schanz, 
für  Einzelheiten  auf  Gesetz  ünd  Ausfilhrangpsverordnang  selbst,  sowie  auf  die  früheren 
Darleguiigüti  Uber  neuere  deutsche  allgemeina  EiDkommensleueru  ia  anderen  deutschen 
Staaten  in  diesem  Bande  (besonders  Ober  Saolwaii  o.  §.  87)  besdiiiaie  ich  mich  nur 
anf  die  Herrorhebon?  einiger  Pallete  ren  spedettem  lotereaw  und  zur  Oiientinuif 
fiber  die  ganze  Gesetzgebung. 

Im  Gesetz  wird  die  Steuer,  wie  die  dae  Mhere  prevsafoebe,  eine  classifief  rte 
EinkommensteiirT  frenaniit.  Sic  ist  i  inr;  wirklich  allgemeine,  der  iui  Princip  jede  Art 
nod  Höhe  des  Einkommens  nnterliogt,  mit  Gew&hning  der  Steuerfreiheit  fdr  das 
600  M.  nicht  obersteigende  Einkommen  einer  Person.  Bis  900  M.  Steuerfreiheit  zn 
gehen,  wie  in  Prenssen,  und  wie  die  RegieroDf  wtucbte,  drang  nicht  durch.  Steaer- 
pflicLtige  Subjecte  sind  neben  den  natarlichen  Personen  fS.  9)  die  juristischen  Personen 
des  öffentlichen  Rechts  und  ihnen  gleichgestellte,  «owic  bej>timmte  genannte  des  Prirat- 
lediH,  Snrerbsgeselbcliaften ,  besonders  Actiengeselkiehafltti  n.  b.  v.  in  dem  Umfang 
anderer  neuer  Gesetze,  womit  die  Einkommenbesteuerong  dieser  Personen  im 
deatschea  Steuerrecht  einen  weiteren  Fortschritt  machte,  dann  auch  liegende  £rb- 
K^allten  4).  BemeiiteaaveTdi  ist,  daas  zwar  der  Herzog  (und  die  Hit^lleder  des 
herzoglichen  Hauses)  einkommenstenerfrei  sind,  aber  die  bisherige  Staatssteuerpflichtig- 
leit  des'  Tum  Hausfideicommiss  gehörigen  inländischen  Grundbesitzes  des  herzoixlichen 
Eauses  auch  für  die  Einkommensteuer  festgehalten  ist,  und  zwar  in  der  bcliou  ur- 
vihnten  Weise,  dase  deif  Ertrag  jenes  Besitzes  dabei  ein  für  allemal  auf  990.000  M. 
für  die  Einkomuienbesteucrung  fixirt  i-^t  (Gesetz  über  Auseinandersctznnjr  vom  28.  Juni 
1869,  Art.  XI  und  Einkommensteaergeäetz  ^.  6).  {S.  sonst  tlber  die  subjectire  Steuer- 
pliclit  Sclianz  a.  a.  0.  8. 1018—1019).  —  An  der  Mslierigen  Einrielitnng  der  Steuer* 
tinbeiten,  deren  jedesmal  zu  ^  rluh  ii  ir  Anzahl  dann  das  Etat-sgesetz  bestimmt,  ist 
festgehalten  worden  (§.  13).  Der  Tarif  (g.  14)  ist  ein  leicht  degressiver,  bezw.  pro- 
gressircr,  beginnt  mit  Vio  Stenereinheitssatz  bei  600 — 800  M.  Einkommen,  also 
mit  V«-~Vo  Promille  nnd  endet  mit  10  IL  fttr  10.000—11.000  M.  Einkommen,  aI«o 
mit  c.  1  Promille.  Bei  10  Steuereinheiten  ergiebt  sich  daher  selbst  hier  erst  eine 
Steaer  von  1,  bei  15  von  l'/s  Vo*  Landtag  gewünschte  Weiterfahrung  der 

PiOfTBiBNNi  tlber  10.000  M.  hinaos  eiftllrte  die  Regierung  damals  als  anannehmbar, 
sie  hatte  sie  nur  bis  6000  M.  fuhren  und  bei  dieser  Hohe  schon  1  Promille  Einheit 
haben  wollen.  Erst  18%  ist  die  Progression  weiter  gefObtt  worden  (s.  u.  in  ^.  160). 
Yermindeite  L^rtongsf^bigkeit  (§.  15)  kann  bis  zn  6000  X.  Einitommen  mit  Herab- 
setzung om  1  Ctasse,  bei  der  untersten  mit  Kreistclluug  berücksichtigt  werden.  — 
Die  iäiirlich  erfolgende  Veranlagung  der  Steuer  knüpft  an  Haus-  und  Wohnlisten 
an,  besteuert  Ehefrauen  und  Hanskinder  filr  deren  Einkouimeii ,  über  dus  sie  selb- 
ständig verfügen  können,  })esonder8  und  beruht  bei  den  physischen  Personen  mit  Uber 
1  ."00  (seit  Novelle  vom  12.  April  1890  2000)  M,  Einkommen  und  bei  allen  juristischen 
auf  der  Declaration spflicbt  (mit  Versicherung,  die  Angaben  nach  bestem  Wiäsen 
und  Oe wissen  gemacht  so  haben),  eine  Pflicht,  deren  NiehterfoUiittg  mit  dem  Yerinst 
d  -r  Recht^mittel  ftegen  Einschätzung  bedroht  ist  (§.  11.  '^?>).  Auch  andere  Personen 
haben  auf  besonderes  Verlangen  die  erforderlichen  Nachweisungen  zu  geben.  Im 
<ie.setzcntwurf  war  allgemeine  obligatorische  Declarationspflicht  auch  der  kleinen  Ceti- 
slten  geplant  gewesen.  Im  Einkommen  und  in  der  Declaration  darii)^<  r  ^ind  in  der 
üblichen  Weise  4  Arten  zn  unlerseli(;iden  nach  den  Hauptquellen  (§.  17).  Ai)7n<'-- 
fähig  sind  ausser  Lasten  und  bchuldeu  16,  mit  Specialbcstimmungen  iur  Einkuulto 
ans  dem  Anslaade  und  fQr  das  Einkommen  Aaswftrtiger),  auch  Staatsgrand-  nnd  Staats> 
Gewerbesteuer  (also  nicht  andere,  auch  nicht  ti  iTir.;;,,!,. steuern),  ferner  Sachversichernng«- 
pr&mien,  nicht  andere,  wie  fOi  Lebensven>icJieruug.  Die  Veranlagung  erfolgt  durch 
Einsehitznngen  ron  Einschitznngscommissionen  unter  Oberieitonir  der 
Landes  -  Finanzdirection.  Es  werden  Bezirks-  und  Kreiseinschat/ung^rommissionen 
unterschieden,  erstere  meist  eine  Ortschaft  ximfassend.  schätzen  die  Einkommen  bis 
3000  (nach  Novelle  von  18^0  hin  5Ü00)  M.  Hube,  in  den  4  Hauptst&dtcn  des  Landes 
atts  iänkomaeBt  IsOtsra  die  hShsren  Einliommen  der  ttbxtgen  KieisberOUtenuig  ein. 
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6.  B.  Ueberaichten  der  Bosteaening.  Anhalt,  g.  159. 


die  Miti^licder  der  ersteren  Verden  vom  Öomeinderath  (Gemeindeversammlang) ,  der 
letzteren  rom  Krcistaf^e.  nach  näheren  Bestinmiuigen  des  Gesetzes  Uber  das  passive 
Wahlrecht  dab(»!.  pewählt.  "Vorsitzende  dieser  CoTnrnissionen  sind  die  Kreisiiirertoren, 
jener  ebenfalls  diese  odur  besondere  von  der  Fiuau^direction  ernannte  Couiinii>&ar&,  iu 
den  4  Haoptstidten  ▼erden  tod  dieser  IMrection  ans  doi  Mitfrliedem  derCommissioDen 
bosondrre  Commissaro  ztir  Leitung  des  Ein  ^l'^t/Tl'  ^^pos^]l5fts  ernannt  (§.  28,  26, 
kleine  Aenderong  in  Norelle  von  1890).  Zu  den  Befugnissen  der  £in8cbfttnuig&- 
conmifleiooeD  geh5n  es,  von  Geriebts»  und  (jemefndebebOnleii,  nach  der  Novelle  von 
1800  von  letzteren  nnd  Hof-  und  Staatsbehörden,  Auskunft  Uber  bestimmte  Fragen  zo 
verlangen,  Grundliiirlicr  nnd  andere  Acten  einzusehen.  SachvcrstÄndirc.  ab  welcher 
zu  fungiren  Jederuianu  aui  KrtortJeni  verpflichtet  ist,  lu  vernehmen  (§.  28).  Rechts- 
mittel des  CensiteD  sind  der  Einsprach  an  die  Einschätzungscommission  nnd  die 
I'f 'Innintion  gf^gcn  den  zurückweisenden  Bc-cheid  jener  Cnininissiori  an  die  RerJamations- 
coumiä&ion  (§.  40  S.).  Neben  der  Einschätzungscommission  kann  ein  „Vertrauens- 
atisscIieH'*  auf  Wonach  des  Eiosprocherhebenden  in  Fonetion  treten  <§.  46).  Gegen 
einen  die  Einschätzung  erm&ssigenden  Bescblnss  der  Einschätznngscommi'^sion  hat 
auch  dnr  Vorsitzende  ein  Tvecht  Ht-r  Renifanjr  an  die  Reclatnationscommission  (§.  47\ 
Letztere  funfiirt  für  das  ganze  l^and,  uiit  dem  Sitz  in  Dessau,  und  be^teht  aus  einem 
vom  Staat.sministeriom  zu  ernennenden  Beamten  als  Vorsitzenden  nnd  6  Mitgliedern, 
die  zur  Hälfte  vom  Staatsministerium .  znr  Hälfte  vom  I.anJtaj3:c  anf  die  Dauer  der 
Landtagsperiode  gewählt  werden  48).  Diese  Commission  hat  umfassende  Bcfag- 
nisse,  eventoell  bis  tat  Fordenmg  eideestatdieher  Verrieberongen,  deren  Wortlant  rie 
vorschreibt  (§.  .'O).  Bei  ßemfongcn  des  Vorsitzcndt-n  der  Einscliätzunsrsconimissionen 
gegen  die  Einschätzuuif  eines  Censiten  ist  letzterer  zur  Thcihiahme  an  den  Verbaad- 
lungen  einzuladen  (§  51).  Gegen  Entscheidungen  der  Keclamationscommission  findet 
eine  Bernfang  an  Gerichte  nicht  italt,  sondern  Seitens  des  Gensiten  nur  eine  Be- 
scfiwerde  an  das  Staatsministerium  wesrcn  nnrirlitiger  Anwendung  des  Gesetzes  oder 
der  Ausfttbruugsvorschrifteu.  Eine  solche  Beschwerde  kann  anch  der  Vorsitzende 
dieser  Conmlsslon  ans  demselben  Gmnde  nn  das  Staatsniinisterioni  einlegen  (§.  52).  — 
S t r .1  f" . ■  n  sind  nclx-n  Ordnuiiir>.strafen  Hinterziehungsstrafen  im  Zt^hnfachcn  des  vfr- 
kUrzten  Steuorbetnitrs  bei  anrichtigen  und  unvoltsländi^en  AnKal>en,  die  nicht  ledig- 
lich auf  einem  Versehen  beruhen  (§.  58,  54).  Durch  die  Novelle  von  1890  ist  die 
Bestimmung  dahin  abgeändert  worden,  liass  bi-i  wissentlich  unrichtigen  oder  nn- 
volUtändiircn  An^abtn  die  Straf.'  des  Kiinffarben  de-^jenigen  Staatsstcuerbetrags,  dessen 
Hinterziehung  beabsichtigt  war.  wenn  aber  die  botgc  eine  zu  niedrige  Veranlagang 
«ar,  das  Zehnfache  der  zo  niedrig  veranlagten  Sfaatssteaer  eintritt.  Aosserdem  8tm^ 
androhungen  für  den  Bnieh  des  Geheimnisses  an  bei  Veranlapuni?  Belheiligte  (mit 
Zusatz  in  Novelle  von  18^0  bei  §.  53).  Der  Bescheid  in  Strafsachen  wird  von  der 
Financdirection  verbringt,  wogegen  keine  Beschwerde  im  Venraltongswe^o  StnttfiDden 
kann,  Dtr  Antr&go  auf  gerichtliche  Entscheidungen  kommen  die  §.  460—469  der 
Strafproross-Ordmin?  in  Anwendung,  ümwandlunpr  der  (i>  ldstrafen  in  Freiheitsstrafen 
tindet  uiclit  statt  (§.  55,  56).  Die  Frist  für  Verjährung  der  Strafverfolgung  wegen 
Hioleiziehangen  ist  eine  dreijährige,  wegen  sonstiger  Znwideriiaadlangeii  eine 
dreimonatliclie.  fUr  Sirafvollstreckitnir  <'ine  fUnfjähricre  (§.  68\ 

Das  Gesietz  trat  am  1.  Juli  18^8.  dem  Beginn  des  neuen  Fioan^abres,  in  einigen 
Bestimmnogen  znr  Vorbereitung  der  Einschätzung  n.  A.  m.  schon  am  1.  Jan.  1888  in 
Kraft.  Dio  VerÄndernngen  in  den  Steuererträgen  seit  dieser  neuen  Gesetzgebung  waren 
die  folgenden.  ft)i<'  Jahn»  1887  und  folirende  immer  die  Finanzjahre  1887  88  n.  s.  tr  ) 
Dio  Erganzungssfcuer  gab  im  letzten  Jahre  ihrer  Erhebung,  1887,  487.000  M.,  die 
feste  (irundstener  im  seitdem  fast  ganz  uoverlnderten  Betrage  war  v m  [läclisteB 
Jahre  1888  an  nicht  ganz  41. 000  M.,  die  Einkommensteuer  von  18P8~07  dagegen 
bezw.  321  330  —  433  —  528  —  566  —  591  —  728  —  650—  870  —  930 
Tausend  Hark,  d.h.  von  zuevst  8  Steneretoheiten  war  man  anf  11.  18,  15.  tnletrl 
16  gekommen,  also  in  10  Jahren  eine  wesentliche,  fast  ununterbrochfue  Steip:erunu^: 
der  auf  weitere  Reformen  besonders  mit  hindrr\nirendft  Umstand.  Die  Goncessions* 
und  Specialgewerbesteuern  standen  in  diesem  leizien  Jahre  1897  xnil  123,  die  Eisen- 
bahnst«  uer  mit  28.  die  Bergwerksabgahen  mit  182,  diese  zusammen  mit  283  Tanaend 
Mark  im  Etat,  waren  aKo  im  Ganzen  seit  1F^7  wenig  gestiegen,  die  indirecten  Stenern, 
mit  136.000  M.  in  1897  mehr,  aber  die  Einkommensteuer  hatte  doch  durchaus  die 
behexnchendo  Steiloog  in  der  Bestenening  erlangt,  weit  mehr  als  ihn  Voigängeiin, 
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die  Erf^äozangssteoer  (s.  o.  T.  79.  S.  511).  Für  weitere  Befomen  der  directen  Bd> 
iteventDif  konnte  nar  an  rie  aageknllpft  Verden. 


einer  neuen  Gewerbe-  nnd  Kentensteuer. 

S.  den  Aufsatz  von  Scli!\n7  Tind  das  legislative  Material  im  Fin.arrh.  B.  14. 
S.  755 — 803.  Einkommensteueriresetz  von  1886  mit  den  Novellen  rom  12.  April  18Ü0 
md  Sl.  Min  1896  (eb.  S.  765—785),  (iewerbestenerffesetz  vom  22.  Mti  1897  (cb. 
S.  786—796),  Kapitalrentensteuergcoetz  ebenfalls  vom  22.  Mai  1897  (eb.  S.  786—800), 
Anfäluiinga-Verordnong  vom  2a.  JoÜ  1897  (eb.  S.  800—808). 

Nachdem  ecboo  die  erwähnte  Novelle  von  1890  kleine  Aen* 
deroDgen  an  dem  Oesetz  yon  1886  gebracht  n,  A.  auch  im  Tarif, 
wurde  dnreh  eine  nene  Novelle  vom  31.  März  1896  wesentlich  ans 

socialpolitischen  Gründen  zu  besserer  Vertheilung  der  Steuerlast 
neben  finanziellen  Grlludci],  und  (iciü  preussischen  und  sächsischen 
Beispiel  folgend,  die  Progression  des  Steuerfnsses  über 
10000  M.  EinkoniiiK  n  liiuaus  weiter  bis  auf  Vf.^  Proinille  für  die 
Steuereinheit  bei  100. OOO Einkommen  und  darüber  getulii  t,  mit  gleich- 
massiger  Ausgestaltung  der  Progression  auf  ti  für  die  sogen,  mittleren 
Einkommen  (c.  10  000—30.000  M.),  die  in  Preussen  nnd  Sachsen 
Dseli  dem  Princip  der  sogen.  ;,HorizoDtale'^  dem  gleichen  Steuer* 
procentsatz,  wohl  mit  Unrecht,  unterliegen.  Die  Grenze  der  Steuer- 
freiheit (600  M.)  ist  gebliebeo,  Scala  und  Tarifsatz  haben  aber  auch 
aoDstige  kleine  Aenderoogen  erfahren,  die  Scala  ist  bei  den  Ein- 
kommen nnter  10.000  M*  in  etwas  andere  nnd  vermehrte  Stnfen 
zerlegt»  die  Sätse  der  Stenereinhelten  sind  dabei  snm  Tfaeil  etwas 
erhobt  worden.  Die  WeiterfHbrang  der  Progression  entspricht  der 
allgemeinen  neneren  Bewegung  anf  diesem  Stenergebiet  in  Dentsch* 
land.  Bei  der  Niedrigkeit  der  anhalt'schen  Steuer  bleibt  die  Be- 
lastung dadurch  aber  immer  noch  erheblich  bioter  derjenigen, 
welche  die  höheren  Einkommen  in  anderen  deutschen  Staaten 
onterliegen,  zurück. 

S.  ^.  14  des  alten  and  neuen  Gesetzes  (Fin.arch.  B.  4.  S.  1038.  B.  14,  S.  769). 
Die  BiedriKste  Stofe  ist  jetzt  600—750  M.  Einkommen  mft  0.15  M.  Stenereinheltfliatx. 

früher  600-800  M.  mit  0.10  M.  U.  A.  sind  die  frulicren  Stufen  zwischen  r.OOO 
ond  10  000  M.,  die  um  jo  1000  M.  stiegen,  in  solche  verwandelt  worden,  die  um  je 
500  M.  steigen.  •  Der  Steuereiiihcitssatz  war  z.  B.  frilher  bei  1000 — 1200  M.  Ein- 
kommen 0.20  M.,  jL'f/t  ist  er  bei  1050—1200  M.  0.30  M..  bei  4000—4500  M.  Ein- 
kommen war  er  2.5  M..  jetzt  ist  er  .S  M.,  bei  9000—10  000  M.  war  er  8.60  M.. 
jetzt  bt  er  bei  9000—  9500  M.  8  60  M„  bei  9500—10.000  M.  9.30  M-,  bei  lO.OOO 


*)  Bcacbtensvertli  ist  auch  ein  Zasatz  in  §.  12.  Wie  ttblieh  werden  »ebwaaltende 

Eitirialinieii  nach  dreijähritrem  Darchscbniit  anpeset^t.    NucJi  der  Novelle  von 
vird  au<)drurklich  bestimmt,  dass  dabei  ein  Verlu:>tjahr  oder  ein  Jabr  ohne  stouer- 
pflicbtiges  Einkommen  mit  0  anzusetzen  ist.  Die  Begründung  dafllr  ans  den  MotiTca 
M  Schal»,  AKhir  fi.  14»  8.  758  ff. 
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6.  B.  Debenidüen  der  Besteaerong.  Aulialt.  §.  160. 


bis  ll.OOÜ  M.  war  er  10  M,  so  ist  er  hier  gebliobeo,  bei  höherem  Linkoinmcu  stieg 
er  früher  filr  ie  1000  M.  um  1  M.,  jetzt  ist  er  bei  11.000—12.000  M.  EiDkommen 
I125M.,  bei  höhi  ren  für  ic  lOOO  M.  1.25  M.  von  12.000— 59.000  M..  1..50  M.  Fon 
Uber  59.000-100.000  M./bei  Uber  100.000  M.  Elukommoa  ist  der  Eiolieitss&tz  IV« 
Promille,  bei  10  Einbdteii  »Im  docli  ent  IVa  Vo^  bei  15  ent  2%<  *—  Venniiideito 
Leistongsfähigkeit  kann  wie  bisher  bis  za  6000  M.  Einkommen  berücksichtigt  werden« 
dooli  iü  sfrirk^Tfin  Mnass*-,  nemlirl)  bis  auf  Herabs-tziirifr  ?!ni  3  (früher  um  1)  CltMO 
uuii  cvcutucii  i'rei:>tcilung  der  ti  uuterüten  (bisher  nur  der  uulerälen)  (§.  15). 

Der  SteigeniDg  der  Progression  des  Fasses  der  Eiakommen- 
Steuer  hätte  eioe  Termehrte  BelastoDg  des  sogen,  fnndirten  Ein- 
kommens, wie  sie  in  Prenssen  nnd  anderen  Staaten  dareh  die  neue 

Vermögensstener  erfolgt  ist,  entsprochen:  heides  Mnassregehd  aas 
einem  äbnlicbeD  ,,socialpolitis<  lien"  GesichtspuDct  der  Stenerver- 
theilung.  In  Anhalt  wüi  die  Mehrbelastung  des  ländlichen  Grund- 
besitzes durch  die  feste  Grundsteuer  neben  der  EinkonjmensteDcr 
zwar  nicht  direet  in  dieser  Tendenz  herbeigeführt,  sondern  wesent- 
lich am  der  althistorisrhen  Mehrbelastung  dieses  Besitzes  im  neuen 
Steuersystem  Rechnung  zu  tragen,  aber  factisch  wirkte  sie  doch, 
wie  schon  oben  bemerkt  worden,  auch  wie  eine  Mehrbelastung 
speeieli  dieses  Besitzes  als  einer  Quelle  ,,fundirten'^  Ein- 
kommens. Da  hätte  es  nahe  gelegen,  nnn  auch  das  übrige  der-- 
artige  Einkommen,  ans  Hänsemi  Gewerhe-  nnd  Leibkapital  einer 
solehen  fixtra-  und  Doppelbestenernng  noeh  neben  der  Einkommen- 
steuer zn  nnterztehen.  Dadoroh  wäre  sngleich  das  Bedttrfniaa 
naeh  höheren  Steuereinnahmen  ohne  stetige  Steigerang  des  Ein- 
kommenstenerfnsses  (in  einer  grosseren  Zahl  aasgesehrieben^ 
Steuereinheiten)  hefriedigt  worden,  ein  Bedfirfniss,  das  ohnehin  anf 
weitere  Beformen  hindrängte.  Für  die  Verbindung  einer  allgemeinen 
Vermögenssteuer  mit  der  Einkommensteuer  zu  diesen  socialpolitischen 
und  finauzielien  Zwecken  sprach  der  Vorgang  des  das  Ländcheu 
einseht iessen den  preussischen  Staats  und  die  erwünschte  Möglich- 
keit, bei  dieser  Pcrsonalsteuer  ebenfalls  den  Lasten-  und  Schulden- 
abzug zu  gewähren,  der  bei  der  Krh  ai^sstener,  auch  bei  dem  Rest 
der  verbliebenen  festen  Grundsteuer,  nicht  statthndct,  ein  auch  bei 
niedrigem  Steuersatz  doch  misslich  bleibender  Umstand. 

Indessen  wurde  dieser  Weg  nicht  betreten,  sondern  ein  anderer. 
Es  sind  tbeils  Überhaupt  nieht,  tbeils  nieht  in  erster  Linie  social- 
politische  Steoervertbeilnngagesiehtspuncte,  sondern  finanzielle 
Interessen  nnd  eigenthttmliehe  finanzielle  und  wirthsehaftliche  Ver* 
hältnisse  gewesen,  welche  zu  dem  gewählten  Wege  einer  weiteren 
Stenerreform  ftthrten,  nnd  zwar  ans  im  Ganzen  zutreffenden  Gründen. 
Wie  schon  erwähnt,  werden  in  Anhalt  die  Schallasten  grOsstentheils 
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direct  vom  Staate  getragen  und  haben  sie  sich  in  neaerer  Zeit  be- 
sonders stark  Termebrt.  Sie  in  grösserem  Maasse  den  Gemeinden 
ZQznwälzen,  ersehien  inopportun.  Vornemlich  war  es  nun  notorisch 
die  Entwicklung  der  Grossindustrie,  die  diese  Steigernng 
der  SebnllasteB,  wie  aneh  diejenige  dw  Armenlast,  direct  nnd  in- 
direet  bewirkte.  Demgem&ss  wollte  man  diese  Industrie  in  stärkerem 
Umfimg  anr  Deckung  der  Staatsansgaben  heranziehen  und  gelangte 
80  so  dem  Gesets  gewordenen  Plane^  die  grtfsseren  gewer b- 
lieben  Unternehmnngen  mit  einem  Beinertrage  von  Aber. 
10.000  H.  einer  besonderen  Gewerbesteuer  sn  nnterziebens 
Dieses  Vorgehen  war  principiell  und  practisch  zu  begründen.  Es 
eotsprach  der  Tendenz  nach  nicht  sowohl  einem  „social politischen'* 
Steuergesicbtspauct ,  die  stärkeren  Sfhultern  auch  relativ  stärker 
zn  belasten  und  diese  Art  des  fuiuliiten  Einkommens  höher  zu 
besteuern,  wenn  es  auch  eine  derartige  Wirkung;  als  begleitende 
Folgte  mit  sirh  führte.  Vielmehr  beruhte  es  auf  dem  (Icdanken 
der  Besteuerung  nach  dem  Princip  von  Leistnnp:  und  Geuenleistung 
o4er  nach  dem  Interesse  (Fiu.  II,  §.  180 — 1^2 j,  das  hier  einmal 
io  der  S  t  a  a  t  s  besteuerung  znr  Geltung  gelangte  and  nach  Lage 
der  Dinge,  da  die  Scbnllasten  vornemlich  Staatssache  waren,  nicht 
mit  Unrecht  Immerhin  ein  stenerpolitiscb  allgemein  be- 
achte nswerther  Vorgang,  der  wieder  einmal  zeigt,  wie  com- 
plicirt  solche  Fragen  leicht  sind  und  wie  lehrreich  auch  für  die 
Theorie  die  Stenergeschichte  solcher  staatlicher  Mikrokosmen  wie 
Anhalts  mitunter  sein  können.  Die  neue  anhalt'sche  Gewerbestener 
Dach  dem  Gesets  Tom  $2.  Mai  1897  ist  also  speciell  eine  gross- 
industrielle  und  der  technischen  Form  nach  eine  Ertrags- 
Steuer,  ohne  Zulassung  des  Schuldabzugs  vom  Reinertrag, 
wiedciuiii  folgerichtig  dem  steuerpolitischen  Gedanken  nach:  es 
werden  so  aus  dem  iSteuerertrage,  wenn  er  auch  iu  die  iStaatscasse 
ohne  Weiteres  fliesst  und  nicht  die  hpecialverwendung  in  der  Art 
der  alten  Zwecksteuem  findet,  besondere  Beiträge  für  eine  durch 
die  Ikäteuerten  wesentlich  verursachte  btaatsaasgabekategorie 
erzielt. 

S.  f&r  die  Einzelheiteo  das  Gesetz  selbst,  fOr  allgemeioere  Pancte  die  Aus- 
fthniDgen  fon  Schftnz  a.  a.  0.  S.  760 — 763.  Der  Entwurf  liat  Im  Gesetz  einige 
Aeadeimifai  arbhren  (s.  Schanz).  Ich  beschränke  mich  auf  folK«Bde  Mittheiluagen. 

Der  Sfeoer  onterlietron  nnr  die  stehenden  Gewerbe.  Unter  den  Befreiungen  i)efinden 
sich  Ueätimmt  genannte,  wei>cntiich  gemeinnützigen  Zwerken  dicnL-adc  gewerbliche 
€BterDehmiu)g«ii  der  Commanen  (§.  8),  auch  der  Bisrgbaa,  soweit  er  Ber|;;werksabgaben 
nach  Gesetz  Tom  20.  Mar/.  18'JG  trägt,  wie  die  ganze  Land-  und  Forstwirtlisihaft 
sind  nicht  gewerbesteoerpilichtig.  auch  nicht  der  £iäeobahubetrieb  4,  mit  weiteren 
FIDflii  der  Freiheit).  Es  werden  alio  iraaeiidicli  die  Qewerlie-  (and  Haadeia-)(Fntei^ 
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6.  a  OebeniclitaD  der  BeMening.  Anhalt.  §.  160> 


nehmoDgcn  im  engeren  Sinn  von  der  Steaer  getroffen-,  aber  nur  die  grösseren  mit 
dntm  Relnertnm«  ron  10.000  M.  nnd  aufWirls  (naeh  dem  Cntwnrfe  von  18.000  M. 

an),  und  zwar  nach  ciucm  classiiicirt.  n.  m&sbig  progressiren  Fusse  (bis  110.000  M. 
Beinertrap  1  für  i"  weitere  10.000  M.  je  O  l  %  mehr,  bi-^  zum  Maximum  von 
2%  bei  200.000  M.  und  mehr,  nach  dem  Kntwurfe  bis  3  (§.5,  G)  Steoerobject 
(Onmdlage)  ist  nur  dieser  Bcinertiag,  nicht  auch,  wie  bei  der  neuen  proussischen 
Gcworbestpuer  evcntiu-Il  das  Aiilapc-  und  Betriebskapital  (s.  darüber  Schanz  S.  762) 
und  zwar  der  indiriduelie  Keincrtrag  uumittelbar.  ohne  Bildung  rou  SteuergesellicbafteD. 
die  abaichtUeli  Temieden  wurden  (Sobanz  S.  768).  Der  Geverbebetrieb  jorisHscIier 
orfolKt  wie  derjein'f^e  physischer  Personen  nnd  Forneuilich  mit  Artienp-escllscliaften 
u.  dgl.  hat  man  es  zu  thau.  Wie  bei  Gewerbesteuern  nach  dem  lieiucrtrajc^princip 
und  wie  bei  der  Einkommenbesteueruns:  der  Gewerbe  werden  alä  Abzüg^c  alle  Betriebs« 
Itostsn  und  angemessenen  Abschreibungen  anerkannt,  bestimmte  andere  Arten  ron 
Ausgaben,  Verlusten  aber  specicll  al«?  nicht  abzugsfähig  bezeichnet  f§.  14  n.  A.  Sdiuld- 
zinsen  für  Kapitalanlagen,  während  Zinsen  für,  näher  characterisirt  werdende,  Go- 
Bcb&ftsschalden  abxogtfXhig  sind;  ancli  Kapitalveilaste«  Aa«gaben  fbr  Scholdentilganig 
und  Tilgung  des  Anlagekapitals,  Einkommensteuer  und  sonstige  Personalsteucrn.  Grund-, 
Gebäude-,  Gewerbesteuer  sind  nicht  abzogsfähig).  FUr  die  j&hriiche  Veranlagung 
ist  die  DeelaratioD  des  Gewerbetreibenden  als  obligatoriseli  fwitefiehrlebaii 
(§.  15—20).  sie  muss  auch  Ober  die  Höhe  des  steoerpllicliügen  Beinertrags  reibst  gc- 
^i^ben  werden  (§.  19)  mit  der  Vei-sicherun]:?  besten  Wissens  nnd  G<'wi35ens.  Nicht- 
erfullong  zieht  wie  bei  der  Einkommeiisteuerdeclaration  den  Verlust  der  Kechtsmittel 
für  das  Steuerjahr  nach  sich.  Voileguuir  der  Geschäftsbücher  erfolgt  nur  bei  Bereit- 
willigkeit des  Censiten  dazu  (§  23).  Im  üehri<ren  ftnd-  t  <lie  Veranlairun«:  durch  die 
betreffenden  Behörden  bezw.  (jommissionen  der  Einkommensteuer,  wesentlich  wie  bei 
diesw  statt,  die  Yorscliriftttn  Qber  Bechtsmittel.  Strafen  n.  s.  w.  sind  die  gleichen«  — 
Der  vierte  Theil  des  Steneranfkominens  fUH  der  betreflendoa  Gemeinde  va  (§.  47). 

Die  neue  Gewerbesteuer  soll  znr  EiDkommensteDer  eine  Er- 

gänznngsstelle  einnebmen,  wie  auch  die  nocb  zn  besprechende 

Kentenstciier.  Zu  diesem  Zwecke  sind  uoch  besoi  dere  Bestitmiiuiigen 
getroffen,  um  diese  beiden  Öpecialstenern  selbst  zu  ermässigen, 
wenn  der  Bedarf  eine  Krmässigung  der  KiukorameDstener  gestattet 
nnd  für  ihren  Gesainnitertrag  im  Veihiiltniss  zu  deui  der  Kin- 
kniiiMiL'usteuer  ist  eine  Schranke  gezogen,  Insotern  ist  bei  diesen 
beiden  Spceialsteuern  nicht  wie  bei  der  Grundsteuer  ein  fester 
Satz  eingeiührt. 

Gesetz  tlber  Gewerbesteuer  §.  ^^^i .  tiber  Kapitalrentenstcuer  §.  20.  Bei  wenisrer 
ab  16  Einheiten  der  Einkommensteuer  soll  ?on  beiden  anderen  Steucru  nach  Be- 
stimmtingen  des  Etatairesetzes  ein  entsprechender  mieil  nnerhoben  bleiben.  In  der 
Kegel  Im  i  wenijrer  als  16  Einkommenbteuereiuheiteh  bis  25  bei  weniger  als  10 
bis  50  °'q  und  Uberhaupt  soll  der  Regel  nach  der  »St  Ktt-^antlicil  an  der  Gewerbesteuer 
und  der  Betrag  der  Kapitalrentensteuer  den  vierten  1  ln  il  lii"^  Kitiköinm'>n-«teuerertrag8 
nicht  übersteigen.  —  Bei  der  Einfuhrung  der  festen  Grundsteuer  vnn  IM^G  war  eine 
V.  r'rt'l  •riin^'^  ,i,  s  Fu^-.  s  derselben  (der  Zahl  ihrer  Einlint.  n)  n  icti  ticr  Finan/.lajtre, 
be^w.  dem  Bedarf  und  der  Zahl  der  Eiukommeubteucreinheiten  seiner  ZeH  auch  er- 
Vogen  und  von  einer  Seite  geplant  gewesen,  ist  aber  nicht  in  das  Oesets  gekommen 
(Fin.arch.  B.  4.  S.  1011,  Folge  der  Bevoglichkeii  der  Frlcipnallast  des  lAndlicbeD 
Gruudbcsit/eä). 

Die  HiozoftlgiiDg  einer  besonderen  Kapitalrentenstener 
ist  erst  anf  eigenen  Wanscli  des  Landtags  erf«ilgt  Flir  diese  Steuer 
konnte  die  ßegründong  der  Gewerbestener  mit  Verarsaebnng  be- 
sonderer Staatsansgaben  dnroh  die  Gewerbetreibenden  nnd  die 
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ältere  BegrttDdnog  einer  Präcipual- Grundsteuer  nicht  wohl  Platz 
greifeDy  sondern  nur  der  sociaipolitiscbe  Gesiohtspunot  besserer 
SteoerrertfaeilODg  durch  höhere  Besteuernng  dieses  y,f  n n d  i  r t e n 
Einkommens.  Um  so  mehr  erscheint  es  dann  als  LQoke  des 
SystemSy  dass  nicht  anch  der  Hansbesitz  einer  solchen  Sonder- 
steuer  nnterzogen  worden  ist,  der  die  drei  anderen  Arten  fhndirten 
Einkommens,  bei  Gewerben  nnd  Kapitalien  wenigstens  die  grossen, 
SDterliegen.  Bei  der  Kapitalrentenstener  ist  Öcbnldzinsenabzog  in 
gewissen  Fällen  gestattet,  insofern  der  Ertragsstenercharacter  nicht 
BtrsDg  gewahrt  nnd  ein  anderer  Rechtsznstand  als  bei  der  festen 
Grundsteuer  und  der  Gewerbesteuer  geschaffen.  Die  Steuer  beginnt 
aber  erst  bei  Rentenbeträgen  von  500U  M.  und  mchv,  alsu  zwar  hei 
erheblich  niedrigeren  Einkünften  als  bei  der  Gewerbesteuer,  (uu^nt 
indessen  so  auch  nur  als  halbere  Besteuerung  des  grösseren 
Besitzes  beweglichen  Kapitals,  unterliegt  alsdann  übrigens  einem 
niedrigeren  Steuerfnss  als  die  Gewerbesteuer,  welcher  ebenfalls 
massig  progressiv  gehalten  ist:  er  geht  von  knapp  1\'2  ^A,  bei 
Beträgen  Uber  13.000  M.  Besondere  Declarationsptlicht  besteht 
Dicht,  es  wird  unmittelbar  die  betreffende  Einkommenkategorie  der 
Einkommenstener  zur  Rentenstener  veranlagt,  die  Veranlagang  er- 
folgt daher  anch  in  Verbindung  mit  der  Ginkommenstenery  als  eine 
Art  ZnseUag  zn  der  betreffenden  £inkommenabtheiinng,  wenn  anch 
in  besonderer  Form. 

8.  Schanz  Fio.arch.  B.  14,  S.  763.  764.  das  G^ctz  S.  796  ff.  Stenerobject 
die  Kategorie  2  des  Eiokoinmeiis  des  EiokogiBieiisteaertreäctzc»  (§.  17),  d.  b.  das 

I  »RdneinkomineD  an  KaintJiI/.insrn ,  K'Ht'ü  .  Apanairpii .  Dividenden  vou  Actieu  oder 
Üueo,  Naturalgcfällea.  Aa8/.ugen  aiiU  kliitlicliOii  Euikuufteu'*  (Kapitalrentensteuer^eäetz 
§.  1),  d.  h.  das  Eittkominea,  mit  wolchem  der  Pflicbtifre  zur  Eiukoimnensteuer  ver- 
klagt ist  (..'b.  i;.  2V  doch  mit  noch  etwas  weiteren  Il-fn-inncr'^Ti  (fb.  §.  3).  Etwaige 
I  ScbuldziusieQ  siud  soweit  ab/agsfkhi^,  ak  sie  da»  £iukücuuieu  aus  aadereii  Quuileü  ala 
I  WS  KapiuilrermOge&  Qberbteigeu  4).  Fflr  die  Keotenbetriice  sind  Betrarft^tofen 
mit  bestimmten  bteaersäuen  gebildet  (5000—5500  M.  mit  24  M  S  uz,  5500—6000  M. 
Bit  30  M.  n.  s.  w..  Stufen  von  500  M.  mehr  bis  12-500—13  000  M.  mit  195  M.  Satz, 
von  da  an  lietmgsstulen  Fon  je  1000  M.  mehr  und  Satz  von  l'^'^o  dafür  t§.  6). 
Krtnässi/ETong  weffen  fermiodeiter  Leibtangsfähigkeit.  die  bei  der  K)tiU>[ameii9teuer  bis 
6000  M,  Eint  rr  iivn  statthaft  ist.  ist  anrti  bei  di-r  Tuiti'r'-r''n  Stufi*  der  Kapitalrenten- 
i»t«uer  ausge^chit>9aen  (g.  12.)  Alle  Übrigen  Punctc  äiud  wcseuiUch  wie  bei  der  £ia- 
koaBeDBteoer  geordnet  Aus  den  Rollen  der  letzteren  fertifct  du  Katasterbvrewi  bo9on- 
ieie  Kapital rentcDsteuerroIlen  an  und  th- ilt  il-m  (%'asiteii  die  Voranlagtih^  mit  (§.  7,  8l. 

Ad  den  sonstigen  dirccten  Steui-rn.  rom  (Gewerbebetrieb  im  Uiuberziebeo. 
Vuiderlaircrbetrieb,  Betiieb  der  Gast-  nnd  Schuiik winhr-rbaft  nnd  des  Kleinhandels 
Kit  geistifren  Getränken  ist  durch  diese  Reform,  auch  durch  die  Einführung  der  neuen 
Gewerb.Mpiier,  nichts  geändert  worden.  Die  B.MKW«Tkxabgabt'n  sind  jetzt  geordnet 
durch  Bestimmungen  im  Berggesetz  vom  20.  März  1896.  §.  199-213.  Zur  Krb- 
ickaftsstttoer  sind,  bebnf:»  DebereinstiDmnng  mit  dem  preu^aiHcben  Recht.  Novellen 
29  März  1892  und  20  Mai  1897  erlassen  worden.  Steii'-rsät/e  der  Seitenlinie 
2  Qud  4,  der  fernsten  Vefwaadtou  and  »oubttgeu  Pun»oneu  b  bei  ifreiheit  der 
«ncliB  Linie  and  Gatten. 

84* 
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6.  B.  DebexBichten  der  Bestraernng.  Anhalt.  §.  160,  161. 


Unter  dem  Eiiiflaas  der  dargelegtea  Ecformcn  der  letzten  Jahre  (1896,  lb^7) 
bikt  sich  dtt  SitrKf  der  anlnlt*eclie&  Steoen  steh  den  EtAtstUTeni  folgeadenniasaeB 
entwickelt 


Tah.  80.  Anhalfsche  Steuerertzftge  (1000  Mark). 


1897 

1898 

1899 

1.  Einkommenstener    .  .  . 

m  1 

1078 

1.210 

8.  Neoe  (lewerbesteuer    .  . 

160 

190 

4.  Feste  Grundsteuer    .    .  . 

40.5 

40.5 

40.5 

Summe  I  (1 — 4)    .    .  . 

970.5 

1.278.5 

1.440..5 

5.  Specialgewcrbestcuer  (alte) 

123 

176 

190 

6.  EisenbaltDiiteuer  .... 

28 

28 

28 

7.  Berrweiknbfnkben  .  .  . 

Summe  II  (5—7)  .    .  . 

182 

185 

142 

288 

.S39 

860 

Summe  directd  .... 

1253 

1.617 

1800 

136 

142 

195 

Die  Stenern  sind  rasch  (gestiegen,  die  directen  hetngren  im  letzten  Jahre  aof 

den  Kopf  c,  6.  die  j)ersonal»T)  Haiiptsteiiorn  mit  ilirt-n  Aiiliatipseln  (Summe  I)  c.  4.8M.. 
Belastungen ,  die  nicht  dircct  mii  den  Durc  hschnittsziäeni  viel  grösserer  Staaten  wie 
der  MitteUtaaten  und  roUends  Prensscn  vi  rclichen  werden  können,  denen  sie  rieh 
annähern.  Bei  der  Wohlhabenheit  des  Landes  iät  die  Belastung  immer  noch  mässig. 
aber  freilich  auch  hier  seit  den  1880.-'r  Jahren  stark  gewachsen,  die  Haüpt>1eQcri. 
(unter  I)  gegen  die  ehemalige  Ergänznngsbteuer  im  Ict/Jen  Jahre  vor  Einfuhruitg  der 
Einkemaiensteuer  anf  das  Dreifache.  —  Der  wirkliche  Ertrag  der  Erbschafts- 
steuer war  zwischen  1885  und  1896  schwankend  zwischen  40.100  und  138.800  M. 
in  eiaem  Jahre,  im  Darchachnitt  1894—96  86.400  M.  (ein  anomal  hoher  Darchschniu, 
da  die  Maadninm  in  diese  Jahre  Üd,  e.  Fln.areh.  B.  15,  S.  640). 

§.  161.  Die  nette  Ordnaog  der  Kreis*  und  Ge- 
mein debesteuernng. 

Auf  diese  Bestenerung  wird  in  diesem  Abschnitte  von  den  Kleinstaaten  unserer 
Absicht  gemiäs  iß.  445)  nicht  n&her  eingegangen.  Bei  dem  Zusammenhang  der 
StaatBRtenerrefonn  mit  dieser  Gomnionalbesteaeranf  sei  indessen  anch  hier  anf  letileie, 

wie  oben  bei  13rauns.(hwi'if;  (§.  l.')5\  wenigstens  ein  kur/er  Blick  freworfen.  Fiir  alle« 
Weitere  kann  wieder  auf  (i.  Si  lianz'  Au^^Uhrangen  (Kin.arch.  B.  4,  S.  1030— 1034 
und  B.  14:  S.  765),  denen  ich  hier  folge .  und  aof  das  dort  mitgetheilte  leglslatife 
Material  (B.  14,  S.  803—809)  verwiesen  weni.  ti.  Die  betreffenden  desetie  sind: 
Tom  26.  Marz  1887,  Abandennipren  der  Kreisordnunp  vom  18.  Juli  1870  betr.,  vom 
7.  April  1887,  Abänderung  von  Bestimmungen  der  üemeinde-.  Stadt-  und  Dorfordnnng 
betr.,  vom  7.  April  1887.  die  Anpewnn;  rerschiedener.  anf  die  Staatserflnznngsatentf 
bezüglichen  Gesetzesvorseliriffen  an  das  System  d<T  Einkommensteuer  und  der  festen 
Grundsteuer  betr..  vom  12.  Apiii  1890,  weitere  Abänderung  der  Kreisordnung  betr.,  und 
vom  12.  April  1890,  Abänderungen  der  Gemeinde-,  Stadt-  nnd  Dorfordnnng  betr. 

Die  Ergänzungssteuer  hatte  auch  die  Grundlage  für  die  Ver- 
theilung  der  Xreis-  und  Gemeindesteuern  gebildet.  Die  Kreis- 
steoern  wurden  nach  der  KreisordnoDg  anf  die  Gemeinden  und 
Gntsbezirke  in  jedem  Kreise  nach  VerbältniBs  der  in  diesen  ürt* 
lieben  Bezirken  anfkommenden  Beträge  an  directen  Staatssteuem, 
d.  b.  der  Eiginsnngsstener  anfgebrncbt  Kacb  der  Beseitigang  der 
letzteren  erfolgte  die  Vertbeilnng  der  Kreisstenera  anf  die  Ge- 
meinden und  Gntebezirke  naeh  Maassgabe  der  nenen  Einkommen- 
Steuer  nnd  der  gesammten  bisherigeni  in  der  Ergftnznngsstener  ent- 
haltenen Grandstener  des  land-  nnd  forstwirtbsehafUiehen  Grand- 
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besitzes,  wobei  die  Zahl  der  für  den  Krein  zulässigen  Grundsteuer- 
eiiibeitcü  mit  der  Zahl  der  zu  erhebenden  Emkommensteuereiubeiten 
in  ein  bestimmtes  bewegliches  Yerhältoiss  gebracht  worden  ist. 
Die  UDtervertheilang  der  Kreissteuern  aal'  die  einzelnen  Censiten 
geschah  nach  Maassgabe  der  Staatsergänzangsstener,  also  als  Zu- 
schlag dazu,  in  Städten  mit  abweiebendem  CfOmmnnalsteaerfiiaa 
faeoltati?  aneh  naeh  diesem,  nanmehr  in  jeder  Gemeinde  unbedingt 
danach. 

Gen.  Gesetz  von  1887  und  1890.  Eine  Einheit  der  staatlichen  festen  Grand- 
Meuer  wird  erhoben  für  die  Kreise,  wenn  in  dem  betrelfcndcn  Jahr  nicht  mehr  als 
S  Kiaheiten  der  Einkoxumeiisteuer  erhoben  werden.  FUr  jodo  zu  erhobende  3  Ein- 
heiieQ  letzterer  mehr  wird  1  Gruiidstenereinheit  melir  orboben  (Norelle  zor  Krato- 

onlnonjr  von  1890,  §.  12).  Die  Kreise  ^in  l  berechtigt,  neben  oder  au  Stcllf  dirser 
Kremteaern  fUr  einieluo  Clasäen  ron  Krui:iangehöri^en  oder  einselAe  Gemeindcu, 
denen  gewiaao  Einrichtmigeii  besondem  za  titite  kommen,  eine  beBondere  BcMenernng 

einzufahren,  bei  besonderen  Aafweudungen,  die  rornumlich  gewissen  Objecten  Vor- 

theile  brin2:<:'n,  auch  Präripn5ilbelastunf;eti,  in  Form  von  ZuschUi^jcn  oder  d^l.  in.  ein- 
treieu  zu  ki:3sL'U  (cb.  §.  i4t.  —  Kreis-  und  j^iimeindestuucriJllichlig  isi  im  Beirage  von 
990-000  M.  aach  hier  der  herzogliciie  inlämiischä  Groudbt^sitz  zur  Eiuiiommensteuer« 
Br  ^ojiiicre  Best! nun nng-cn  bestehen  i'ur  Jas  fiscalischa  iialzwerk  Leopoldeludl  und  dM 
Verl^nfsäyndicat  der  Kaliwerke  daselbst  (eb.  §.  10). 

Für  die  Gemeindebesteuerung  ging  man  nach £initthrung 
der  Einkommensteuer  bei  dieser,  soweit  sie  Gemeindezweeken  dienl^ 
ttnter  die  Grenze  von  600  M.  mit  der  Steuerfreiheit  herab  auf 
300  If.  und  wies  die  Gemeinden  neben  Zusehlagen  zur  Staatsein- 
kommenstener  auf  Mitbelastnng  der  Grundsteuer  und  der  Häuser- 
steuer  hin.  Das  Maass  der  Heranziehung  der  Grundsteuer  ist 
dabei  in  derselben  Weise  wie  bei  der  Kreisstcuer  iu  ein  bestimmtes 
bewegliches  Verbältniss  zur  Heranziebuug  der  Einkommensteuer 
gebracht.  Die  commnnale  Grund-  und  Häusersteuer  })ildet  so,  in 
üblicher  Weise,  euu  Mehrbelastung  dieses  Besitzes,  neben  der  Eiu- 
kiminiensteuer,  dem  »Steuerprincip  von  Leistung  und  Gegenleistung 
eot^prechend.  Zu  der  neuen  Gewerbesteuer  der  Grossgewerbe 
scheinen  Gemeindezuschläge  nicht  zu  ertolgeUi  dafUr  aber  ist  der 
Tierte  Theil  des  £rtrags  der  betreffenden  Gemeinde  Uberlassen. 
Gemeindezuschläge  zu  der  neuen  Kapitalrentenstener  sind  dagegen 
ansdrtlekiicb  untersagt 

Kapitalrentcnstcuergesct/  §.  17.  Die  Bestimmung  gilt  auch  für  die  Kreise  und 
bezieht  sich  auch  auf  die  Einführung;  eigener  Kreis-  oder  Gemeiude-Kapitulrcntea- 
tl«aern  ^Gewcrbesteuergcsctz  47).  —  Die  unterötcu  Stufen  der  Gemeinde-Einkommen- 
•teoer  sind  300—450  M.  Einkommen  mit  0.05  M.  üteneroiuheit,  450—600  M.  mit 
0.10  M.  d^gl.  Die  comminate  Hänsorsteuer  jst  eine  selbständige  nach  Aufhebung 
<l«r  staatlichen  (in  der  iruheren  Ergäuzungssteuer)  geworden,  beuiüt  nur  Wohnhäuser 
Hit  ZabdiSr,  and  bat  dafür  den  Fenerrenichenuigswertli  zor  Grandlage  genommeii, 
n»ch  der  Versicherungssumme  bei  der  Laudcsbrandcaase ,  —  eine  nicht  einsvandfreie 
iinmdlage,  zumal  iu  Städten.  Der  Steuereinheits^atz  ist  dabei  2  Pf.  auf  1000  M. 
Verth.    Gewerbliche  und  überhaupt  Nicht- Wohngeb&odo,  mit  Ausschluss  der  dem 
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Luidwiilliächaftsbetrieb  dienenden,  könnoi  fl1irig«ii8  durch  Ortsstatat  in  derselben 

Weise  and  Höbe  mit  zur  Besteuerung  hcrangezojren  werden  (Gesfitz  von  18f>0.  §.  26). 
Wenn  ich  die  B^timmuogen  recht  rerstehe,  mti!>seD  dann  zur  Bedarfsdeckung  in  deu 
Genelndeii  immer  fleicb  viel  EioheUen  der Einlommenatener  und  der  Hiosefstoiior 
erhoben  werden,  wojfg't'n  für  die  Grundsteuer  das  Verhültniss  der  Heranziehung  wie 
1 :  8  £iDbeiten  der  Eiuliommcnsteoer,  ebenso  wie  bei  den  Kreis&tcuem  vorgeschrieben 
ist  —  Den  Öffentlichen  Beamten,  die  in  der  früheren  Gehnitssteaer  niedriger  als  andere 
Berufe  besteuert  waren,  ist  in  der  neuen  Gesetzgebung  ausdrücklich  das  Privileg  ge> 
währt,  dass  sie  nur  mit  der  Hälfte  des  Steuersatzes  ihres  Einkommens  zur  Gomeinde- 
eiiikommcübtcucr  hcrau^te/ügen  worden  US»^^*  Gosel/  §.  25  a).  —  Per%»Oulicho  Dienst- 
leistungen, ausser  bei  Kot)i>t:iiidsabwehr  v.  dgl..  dürfen  ansdrOcklich  nicht  gefordert 
werden  (eb.  §.  25^  Die  B  -tiiftmun^en  für  die  Kreisste,ueni  in  Betreff  Sonii.T- 
besteoeraugen  oud  Präcipaalsteutifu  bei  Aufwendaugen  von  besonderem  Vortheil  für 
geviflse  Omndstttcke  gelten  ebenso  ftr  die  GemelndebeBteaerung.  Anch  lUr  die  Ge- 
meindesteuer steht  LeopoMshall  und  das  Verkaufssyndicat  der  Kaliwerke  apart  da. 
In  verschiedenen  sonstigen  Fällen,  so  bei  Besteuerung  zur  KosteudcckunK  im  Land« 
armenverband  bind  Einkommensteuerpflichtige  nebst  Zuschlägen  zur  festen  Grund- 
steuer, im  Verbältniss  von  1  Einheit  jener  und  Vt  ^heit  «Ueser,  roigeschiiebenk 
(Gesets  rem  7.  Apiü  1ÖÖ7.) 

e.  Sachsen  -  Weimar. 

§.  162.  yorbemerltangen.  Ueber  Finanzen  und  Stenern  des  Groseherzog;* 

thums.  mit  einigen  historischen  Notizen,  v.  Kedcn.  Fiuanzstatistik  I,  2.  Abth.,  S.  1871 
bis  1420,  vorncmlich  tlbor  die  erste  Hfdfte  des  10.  Jahrhunderte  f'-her  die  Steaer- 
verfa&sung speciell  Stichling,  Euikümiuciisfeut;r  dus  Grus^her/^gthum  hachscn- Weimar- 
Eisenach.  1844.  bes.  Borst,  Grund-  und  Einkommensteuer  des  Gossherzog tb.  Sachsen- 
Weimar  1879  (B,  II,  Heft  ^  der  Cdnrad'sihiii  Sainmluncr  von  Ahliaiidliiii^en),  mit 
historischeu  Kuckblicken  und  Kritik.  Dazu  G.  Schanz,  Hcform  der  Einkommensteuer 
in  Sachsen-Weimar,  Pin.aTch.  Bd.  2, 1885,  S.  893—1009,  mit  Abdrock  der  betr.  neueren 
Gesetze,  ferner  anonym.  Steuerreform  im  Grossherzopfhum  Sachsen- Weimar,  von  einem 
Freunde  des  Landes  1877.  Ueber  die  Grundsteuerverhältnisse  der  früheren  Zeit  auch 
Br.  Hildebrand's  Thüringens  Staüstik  H,  Heft  1,  S.  27  (1871\  daselbst  auch  über  die 
anderen  thlMngischen  Kleinstaaten.  Franz,  Landwirthschaft  in  Thüringen  1896,  S.  75 
(Grundstencr  n  it  '<r.nti-tik).  Ueber  die  neueste  Steuerreform  Paulsse n,  Fin.arcb.  B.  15, 
1898.  S.  ö45'-,iö4,  das  GestiU  von  1897  eb.  S.  35d<-381.  Ortloff,  über  die  neuere 
Beform  in  den  Jabrb.  f.  Nat.dk.  B.  71,  8.  198,  851.  s.  aneh  Ton  deras.  den  Aufsatz 
eb.  1899  B.  S.  481.  608.  —  Staatsrecht,  Georg  Meyer,  im  Marquardsen'schen 
Sammelwerk  III.  2.  Halbband,  2.  Abth.,  S.  1—28.  daselbst  Uber  Verwaltung  und 
Steuern  8.  19 — 22.  —  Im  Gothaer  Hofkalendor  verhältnissrnft^ig  specialisirte  Etats, 
woraus  unten  die  meisten  Zahlen  aus  früherer  Zeit. 

Das  kleine  Land  von  3615  qkm  und  339217  Einwohnern  (in  1^05'»  ist  immer- 
hin unter  deu  Staaten,  welche  aus  den  Theilungen  der  !)üchsibeli-crnei>tiui:>oliea  Linie 
herroryreganfen  sind,  und  unter  den  thüringischen  Kleinstaaten  überhaupt  der  grOsaie, 
im  hentiiren  Deutseh>'ri  Kt-iehe  der  11.  d<'r  (ichiet.-crusse ,  der  12.  der  Bevulkeruri'rs- 
grdsse  nach.  Das  alte  Gebiet  hat  1815  Erweiterungen  durch  fremdes  erfahren.  Das 
ganze  aerfftUt  noch  jetzt  in  drei  grossere  und  rerscbied^e  Ideinere  getrennte  Stocke, 
welche  Exclaven  bilden,  und  ^chliesät  wieder  mehrfach  fremde  Enclaven  ein ,  alles 
Umstände,  die  wie  in  {ranz  Thttiiugen  auch  auf  die  Venraltnng  and  die  Steoerrer- 
fassung  etwas  rückwirken. 

Diu  ältere  und  neuere  Stenergeschichto  des  Landes  bietet  bei  aller  Kleinheit 
der  Verhältnisse  manches  Intrresse.  Im  19.  Jahrhundert  nach  der  definitiven  Ge- 
staltung des  Staatsgebiets  1815  tt.  ist  die  Uuificatioo  der  direoten  Staatsstenem 
1821  fr.,  die  Pixirang  der  Grnndstener  und  der  frühzeitige  Oebergang  zu  einer 
Art  allifemeinon  Ein  kom  m  n  >  t  »mi  .r  s  y  Ht  em  s  (1821),  welches  dann  bis  in  die 
Gegcnwan  hinein  eine  eigenthUmlicho  Fortbildung  erfahren  hat,  das  Wichtigste 
gewesen.  Von  Einzelheiten  vordient  die  eigenartige  Atisbildung  eines  „Ortsquoten- 
Systems",  welches  1823  in  das  Einkommcnsteuersyatem  eingefügt  und  erst  1888 
anjügehoben  worden  ist,  als  Singalarit&t  Beachtung.    Kor  diese  EntwicUuiig  der 
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dineten«  bttonderä  der  Ginkominoiiateoert  «oll  im  Pdfrenden  in  ihren  OnrndzUfen  und 

Hanptpnncten  darKclcfit  wenlen.  Für  weitere  Einzelhuiten  darüber  s.  besonders  die 
oben  genannten  bchriftcu. von  Borst,  Scbanz,  Paalssen,  Ürtioff,  auch  die 
gute,  verhiltnliBiDtoig  eingehende  Uebefaiclit  tob  0.  Hey  er. 

§.  163.  Das  LandesfinanzweseD  im  Ganzen.  Auch 
in  Sachsen-Weimar  nehmen  die  Stenern  Uberhaupt  und  die  directen 
speoiell  dem  Ertrage  nach  nnr  eine  Ergäozongsstelle  zu  den  ttbngen 
Staataeinkflnften  ein.  Letztere  rühren  in  erheblichem  Maasse  ana 
fiacaliaehemVermOgea  (beaondera  Grondbeaitz,  ancb  Foraten, 
Activzinaen)  nndana  Hoheitareohten  (beaondera  Gerichtelcoatea 
0.  dgl.)  her.  Dazn  treten  wie  ttberaU  in  den  heutigen  Etnselataaten 
des  Deatachen  Beieba  die  etwaigen  Ueberachflaae  ana  den  Ver- 
gUtUDgen  fttr  die  Verwaltung  der  Reicbaateaern  und  die  etwaigen' 
Mehrbeträge  der  Ueberweiaongen  ana  Beichaatenem  ttber  die  Ha 
tricnlarbeiträge. 

Die  Rechtsverhältnisse  des  alten  Kammerguts  (Doiiiauiums) 
liegen  eigenthtinilieh.  Die  184b  crl'oigte  Vereinigung^  des  Kammer- 
vermügeus  mit  dem  landschaltlichen,  bczvv.  jetzt  dem  Staats  vermögen 
aod  die  Erklärnng  des  Kammerguts  zu  Staatsgut  ist  185  t  rück- 
jr^Dgig  gcmaoht  worden,  (iie  rechtliche  Trennung  hinsichtlich  der 
Ei-cMtliunisverluiltaisse  wieder  eingetreten.  Doch  ist  es  bei  der 
Verwaltung  auch  des  Kammerguts  durch  die  Staatsbehörden,  bei 
der  Zagebörigkeit  der  Einkünfte  dieses  wie  des  sonstigen  Staata- 
gnta  za  den  etatsmässigen  Einnahmen  des  Staatshaushalts  und  der 
Staatscasse,  sowie  bei  der  1848  erfolgten  Aussetzung  einer  Civil- 
litte  fQr  den  Landeaherm,  welche  im  Staatahanshalte  unter  den 
Anagaben  eraeheint,  verblieben.  Inaofem  beateht  Einheit  dea  öffent- 
liehen  Banahalta  und  der  Gaaaen.  —  Die  Staataaehuld  iatun- 
bedeutend  und  hat  neaerdinga  beträchtliche  Verminderungen  er^ 
fahren. 

8.  ttber  das  KammerreraSfrea  Gwtg  Meyer  «.  «.  0.  8. 19.  „Das  Kammer- 

pit  hat  .  .  .  (seit  1*^54  wieder"»  seinen  alten  Charantcr  bewahrt;  es  eutiiikit  eirnt  Mischung 
publicistiücher  und  pri?atrechüichcr  bestandüieiie.  Ah  Eigdoibtimer  desselben  er»cheint 
der  Jeweilige  Gnuhenctg  (eb.).  Die  FlnanzverbUtniBse  und  die  Stellung  der 
Si -  II.  rii  darin  zeigt  für  die  Gegenwart  folgende  TafM  llo  81.  (S.  auch  den  Etat  für 
l»^.b6  bei  Schanz,  Archir  B,  2,  S.  893,  wo  aber  durch  ein  Venjchen  aU  „Einnahme 
*üs  dem  ühcalittchen  Vermögen"  nur  der  kleine  Betrag  Ton  687.825  M.,  der  aus 
Aciirzinsen  herrtthrt.  nicht  auch  der  wi  ii  grössere  aus  (irundbeaiiz  eingesetzt  ist,  woe- 
b&lb  die  Suuimo  am  Schluss  S.  894  nicht  ütimnit  «ad  die  Daten  von  den  folgeadea 
za  sehr  abweichen.)    (Tab.  Öl  auf  S.  524). 

Als  Vervaltongeleeten  sind  beim  fiscsliscliea  VennOgen  die  Etatspesien  der 
Ausgaben  für  ..Verwaltung  di  ^  Staatseigenthuma"  und  für  „Forst-  und  JaL'dv.  rwaltung'* 
eiogenetxt  worden.  Der  Kest  wird  annähernd  den  Ueinertrag  dieses  Vermögens  ergebea. 
Bei  den  Einnahmen  aus  Hohiütsrechtcn  handelt  es  sich  grOastentbeils  um  Gericbts- 
sporteln  und  Kosten  (in  1900  916.000  M.l,  dann  um  Strafgelder,  jeut  auch  um  die 
£rbscbaDteteiiei  (s.  n.).    Deber  die  directen  Steuern  8.  n.   £s  bestebt  «icb  eine 
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Ttb»  81.  Sachsen -Weijsar'sche  StaatseinnAbmeD  (1000  M.)  1875  —  1900. 

Jährlich.  1875/77  1884/86  1899/1901 

Auä  fiücalischeui  Vermögen:  » 


1.751 

2.486 

15 

10 

8 

645 

688 

578 

2.449 

S.01S 

560 

654 

776 

1.801 

1.795 

2.237 

Ans  Hoheitsrechten,  bes.  Sportein,  GeriehtakoBtan 

697 

965 

1.09» 

517 

533 

564 

Andere  directe,  besonders  Einkommensteaer  .  . 

1.875 

1.389 

2:m 

851 

834 

3.352 

19 

2 

86 

Gesammteinnahmcti  f.  fi^calischM  VemSgeil  netto) 

5.760 

hm 

459 

3.U07 

4.526 

5.059 

6.679 

besondere  Steuer  ?om  (iewerbobetrieb  im  Umherziehen  (GeaeU  vom  12.  April 
1877)  und  eine  staatttche  Hnndeiteiier.   Die  Erbachaftaateaer  hatte  nach 

fiesetz  vom  3.  S<*pf.  1P44  die  üblichen  Freiheiten  für  die  dirocto  Linie  oud  Ehoiratton, 
fUr  die  Seitenlinie  und  aUe  anderen  £rben  den  gleichen  Satz  ?oa  4  7»«  ibr  ilrtrai^ 
flow  früher  in  die  Gasse  der  aUgenieiaei)  Waiaenrersorj^ungsanstalt  Ein  neues  Gesetz 
vom  10.  April  1895  bat  dies  (geändert.  Di  r  Ertrai;  fliegst  seit  1896  in  die  Staatscaase, 
die  jener  Anstalt  dafür  ein  Fixum,  jetzt  98.0UU  M.  jährlich,  zahlt.  Auch  die  8te«*»r- 
s&tze  sind  durch  dies  Gesetz  geändert  wordeu,  i  "i^  zuhleu  jetzt  die  Geschwi^iter  uud 
ihnen  GleichgeBtcllte.  6  **/o  gewisse  weitere  Verwandte.  8  die  übrigen  Erben 
(8.  Fin.arch.  B.  15,  S.  623).  Ertrag  1S91  97  im  DurchM  hnitt  140.000  M.  (cb.  S.  r.41). 
—  Die  etatinisttige  Behandlung  der  Beziehungen  zum  Keiche  ist  nicht  ganz  die 
gleiche  von  An&ng  an  icavesen.  —  Die  Staataschnld  erforderte  in  den  3  Jahrea- 
perioden  der  Tabelle  bezw.  441.000  —  321.000  —  224.000  M.  und  betrug  1873, 
1886  und  1900  bez«-.  lO.Oi  6.23  —  1.99  Mill.  Mark  Kapital.  —  Dio  Cirilliste 
var  in  den  3  Zeiträuuicn  der  Tabelle  870.000  —  930.000  —  960.000  M.,  aU  zuerst 
ftat  die  Uilfte,  jetzt  etwa  48  %  des  Beinertiaga  den  Staataageathoins. 

Im  Gauzeo  ist  auch  dieser  kleinstaatliche  Haushalt  noch  iu 
starkem  Maasse  doin  a  nialwirths ch  äl  tlich  fundirt,  doch  ist 
der  steuerwirthöc haftiiche  Cbaracter  schon  im  Beginn  der 
neuen  Reichsperiode  immerhin  der  vorwiegende  gewesen  und 
dies  mittlerweile  noeh  mehr  geworden. 

Etwa  im  Verhältniss  von  60  %  Stencrcrträgen  von  den  Landescinkttnften  ehemals 

zu  fif)  j<'tzt .  nnfer  ileii  Sfeiiern  nucd  (lericht?^-  itn-i  nrulere  Gebühren  eingerechnet. 
Die  directe  Besteuerung  allein  ist  trotz  der  nicht  uiiwedcutlichen  abüolQten  Steigerang 
des  Einkemmensteuerertrags  relatiT  im  Ertraf e  etwaa  gerinirer  gevorden,  Ton  etwas 
tlbcr  der  Hälfte  der  Gesammteinkunfto  (abzüglich  HcicTit^aniheile^  auf  etwas  unter  die 
Hälfte  gesunken.  Auf  den  Kopf  berechnet  ist  der  Betrag  ron  c.  8  M.  fast  ganz 
gleich  geblieben,  aber  für  die  Wohlstandsrcrhältnisse  der  Bevölkerung  ziemlich  hoch. 
Die  nenere  Steuerentwicklung  nnd  die  jüngsten  Keformen  sind  von  dem  Bestreben, 
diese  T.ast  (I<  r  dirert.  n  Besteuerung  weaigatena  dofch  besseie  Yertheilnng  leichter 
tragbar  zu  machon,  beeinflusst  gewesen. 

§.164.  Die  Entwieklung  der  direoten  Besteaerung  im 
erweiterten  Staate  seit  1821.  Sogen,  einzige  allgemeine 
Einkommensteuer  mit  Prftcipnal •  Ornndstener  (1821). 

Die  ältere  Besteuerung,  welche  in  der  franzOsiBcben  Kriegszeit 
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Veräiideruugeü  uüd  Eihöhuugeu  erfahren  hatte,  war  nicht  nur  in 
den  verschiedenen  historischen  Landestbeilen ,  die  nach  1815  das 
.Staatsgebiet  bildeten,  verschieden,  sondern  auch,  besonders  in  ihjein 
Haupitheil,  der  Grundsteuer,  in  jedem  einzelnen  Landestheil,  auch 
des  alten  Landes,  sehr  verschied tn  ,  nnjjlcicbmUssig  und  technisch 
veraltet.  Sie  ruhte  dabei,  wie  überall  iViiher,  noch  überwiegend, 
zu  ^/s,  anf  dem  Grundbesitz,  zu  V/^  auf  den  übrigen  Classen, 
währond  D«eh  dem  Einkommenyerhältniss  die  Relation,  wie  man 
annahm,  schon  damals  etwa  umgekehrt  hätte  sein  mfissen.  Diese 
Bonatigen  Besitz-,  Berufs-  und  Erwerbf^arten  waren  also  yiel  niedriger, 
wenngleieb  ebenfalls  sehr  nngleiehmässig  und  stenerteehniscb 
mangelbafl  besteuert.  Diese  Umstände^  die  Bedttrfnisse  der  Laodes- 
Terwaltang  nacb  einem  gleichartigen  Steuersystem  im  gansen 
Staatsgebiete  nnd  anob  finanzielle  Schwierigkeiten,  das  Gleicb- 
gewiebt  im  Staatsbanshalte  bennstellen,  diüngten  anf  Reformen 
hin  nnd  tUbrten  zn  denjenigen  von  1821  ff. 

Borst  S.  1  if.,  Schaaz,  Fia.arch.  B.  2.  S.  S.  lu  den  12  tiebieteu  des 
66  Qa.-M.  gTMMn  SiMtBgsbtott  mit  noch  nicht  200.000  Einwobiieftt  cUnwl«  gab  e« 
50  v«nc]iied«B6  «Uncte  Sieaeni. 

Bei  der  Reform  (Gesetz  (iher  Stenerverfassung  vom  "19.  April 
1821)  drehte  sieh  der  Interessenstreit  auch  hier  in  erster  Linie  um 
die  Vertbeilung  der  directen  iStenerlast  zwischen  der  grandbesitst- 
lieben  nnd  der  übrigen  ßevölkernng,  um  die  Beseitigung  der  ritter- 
schaftlichen Grnndstenerfreiheiten ,  wie  auch  sonstiger  Steuer- 
freiheiteni  so  der  Beamten,  um  die  Frage  der  endgiltigen  Behandlung 
der  Grundsteuer  und  deren  Stellung  im  Steuersystem  nnd  um  die 
Präge  der  ToUstttndigeren  nnd  besseren  Erfassung  der  gesammteo, 
besonders  der  nicht  grundbesitzlichen  Beydikerung  durch  geeignete 
directe  Stenern.  Man  gelangte  nach  längeren  Vorbereitungen  und 
Tersebtedenen  Versuchen  in  der  Gesetzgebuu«;  von  18S1  zu  einem 
System  der  directen  Bestenernn-:,  welches  ans  einer  allgemeinen 
Einkommensteuer  als  II  a  u  t  s  te  ii  e  r  und  einer  fixirten 
reall astartigen,  gegen  bisher  stark,  auf  wcni^^er  als  die  Hälfte,  er- 
mässigten  Grundsteuer  zur  festen  bleibe  n  d  e  n  \  o  r  a  n  s  - 
belastnn«::  des  Grundbesitzes  als  Nebensteuer  bestand.  Die  Giund- 
steuerfreilit'ik  11  Avmclen  autgcliohen,  doch  im  Falle  ihres  naehweis- 
biiren  Keehtsbestancis  ^egen  Kntscliädi;:;un;;-.  Die  soj^en.  „Einkommen- 
J^teuer"  war  indessen  eigentlich  nur  eine  Keihe  von  directen  Steuern, 
welche  zum  Theil  mehr  noch  Ertragssteuern  glichen,  eine  Zusammen, 
isssung  der  ron  letzteren  betroffenen  Erträge  zu  einem  einheitlichen 
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EiDkonDmen-GftDzeD  und  ein  SchnldziiiseDabzDg  u.  8.  w.  fand  dabei 

nicht  statt.  Eine  förmliche  Neukatastrirong  fWr  die  Grnndsteuer 
erfolgte  auch  nicht.  Mau  begnügte  sicli  luu  der  UituiiiiUDg  von 
Konnalflureu  Dach  Maassgabe  der  altweimarischcD  Instruction  von 
172<i,  um  danach  die  Steuern  in  den  verschiedenen  Landetsilieileo 
aubzugleichen,  während  innerhalb  letzterer  die  bisherige  Individual- 
vertheilung  der  Grnndsteuer  unter  den  einzelnen  Grundstücken 
verblieb.  Dies  ist  die  gegenwärtig  noch  bestehende  sogen,  „alte 
Grundsteuer*'.  Die  Präcipualbelastang  des  Grundbesitzes  wurde 
mit  dem  alten  geschichtlichen  Bestände  und  der  reallastartigen 
Wirkung  der  alten  Grandatenern  auf  den  jetzigen  Beaitser  begründet. 

S.  Borst  S.  5  ff..  Sclianz  a.a.O.  S.  394  ff.  zu  «lern  Gesetz  vom  29.  April 
1821  das  Regulativ  vom  1,  Mai  und  17.  Nov.  1821.  Durch  Fixirung-  ist  ilie  alte 
Grundsteuer  vwilcnds  eine  Kcallast  frcwurdcit,  allerdings  nur  für  den  alten  ücsitz,  den 
sie  schon  bisher  traf.  Sic  belastet  ländliclte  GfODdMtücke  and  die  WobngebftQde 
tiberall,  sie  wird  aber  auch  nach  alter  Einsteueningsmethodo  von  1726  auf  nea  in 
Cultar  gefiomiDeoe  Grundstucku  und  neue  Uiuscr  gelegt,  weshalb  der  Ertrag  etwas 
zunimmt,  vie  die  Zahlen  der  Tkb.  81  oben  auch  zdgea.  Die  Einkommenstener  traf 
das  Grundeinkommen  dann  nodi  einrual.  das  also  insofern  einer  Doppelbesteuerung 
unterlag.  Die  Belegung;  des  (irundeinkommens  mit  der  Einkommensteuer  erfoltrt»^  aber 
zunächst  nicht  nach  Ermittlunt;  der  wirklichen,  als  Einkommen  geltenden  Ertrage, 
sondern  in  Form  eines  bloss«  n  Zuschlags  zur  Grundsteuer,  in  einer  Höbe,  welche  nach 
der  Annahme  bestimmt  wnr  f  .  dass  das  Einkommen  des  Grundbesitzes  Irdb  so  hoch 
als  dasjenige  der  Übrigen  Bevölkerung  sei  und  demgem&&8  7«  EiukommeDsteuer- 
bedarfs  anhnhringen  habe.  t>uieben  wurde  aber  noch  ein  Enrerb  ans  dw  iaitdwirtti> 
schafilichcn  Thätigkeit  als  solcher,  noch  ausser  dem  Erwerb  aas  dem  blo.-sen 
Inuebabett  des  Grundbesitzes,  angeoonmen,  das  auch  in  der  sp&teieu  Gesetzgebung^ 
als  besonderes  steoeipflichtiges Object  festgdialtene  sogen.  Feld ge werbe",  das  in 
einer  Abtheilung  der  übrigen  Einkommcnstenw  mit  besteuert  wurde.  Eine  practisch 
freilich  nicht  sehr  wichtige  SinfrularitSt  der  wcimaror  Steuerverfassung.  Der  betreffende 
Erwerb  wurde  und  wird  noch  sehr  uiedrig  veranschlagt,  anfaujpi  ftir  jeden  Einzelnen 
Bach  einem  gleichen  Einkommenbetrage,  was  naturlich  den  Einen  zn  hoch,  den  Anderen 
SU  niedrig  belastete,  später  mit  Abstufuu'  m -h  dein  Umfang  des  Besitzes  zwischen 
einem  mä^^bigen  Maximal-  und  Miniual-Beirü^c  des  Einkommens,  noch  später  wieder 
in  anderer  Weise  (s.  n.  Borst  S.  28  ffl). 

Den  Character  der  „Allgemeinheit"  erlangte  die  an  Stelle  aller  sonstigen 
bisheri^pn  direoten  Steuern  tretende  neue  Einkoromenstci:cr  dadurch,  dass  sie.  noch 
neben  der  l'iäcipualbelastung  des  Grundbesitzes  durch  elucu  Theil  der  bisherigen 
Gtondsteuer,  eben  das  Grundeinkommen  als  solches  noch  einmnlund  ausser- 
dem alle  anderen  Ei  n  k  om  ni  e  n  a  rt  e  ri ,  von  frewisscn  7?efreinn<ren  abt:isthen  (so 
mehrfach  in  BctreÜ  des  Einkommens  bis  zu  5Ü  Thlr.)  umfasstc:  diejenigen  aas  dem 
Gewerbe,  aus  laadliehen  Pachten,  ans  Kapitalzinsen,  ans  GehaltM  der  Offendidien 
Beamten,  aus  priratcr  sonstiger  Arbeit,  also  aiieh  ans  Löhnen.  Die  Einkommensteuer 
war  nach  dieser  ihrer  Allgemeinheit  den  übrigen  damaligen  und  vielfach  noch  sp&teren 
meisten  deutschen  Stcttcrrerfassungen  voraus.  Aber  die  NichtberOcksichtigung  der 
Schulden,  die  natürlich  auch  für  die  verschiedenen  Besitz-  und  Erwerbskategorieen 
uncltich  wirkte,  und  die  ungleiche  Constroetion  mid  \Vran!a«j'nnpsmethode  der  ein- 
zelnen Glieder  des  Systems  liebsen  doch  keine  wirkliche  Einkommensteuer  aus  dem 
Ganzen  werden.  Principiell  wichtig  war  die  Einfohrnnic  einer  Kapitalrenten- 
steuer. Für  di(  si  s  (jÜL-d  lier-tand  eine  eigeutliehe  Fa  ssi  o  ns  p  f  1  icht.  doch  nur  in 
Betreff  der  Angabe  der  ganzen  Ziussummo,  mit  der  noch  in  der  sp&teren  Geaets- 
gebnng  festgehaltenen  Bestiramnng,  dabS  der  Gensit  diese  Snmme  offen  sehrilUich 
dedariren  und  in  verschlossenem  Couvert  dazu  eine  genaue  Vermögensnachweisung 
fQgen  kOnoe,  die  nur  im  Verdachtsfall  unter  bestimmten  Cnatelea  ron  der  Behörde 
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«iiinsdiMi  werden  lonnte.   Verhelmlicliniigeo  waren  mit  Strafe  bedroht  (s.  Borst 

S.  15).  Auch  Gehalte  u.  d;:l.  und  persönlicher  Arbeitserwerb  war  zu 
fatiren.  Bei  dea  übrigen  Eiokommeiiarteii  besUod  dagegou  nur  Kiaschat^ung 
nach  gewisBeit  Normen  nnd  Merkmalen,  bei  dem  Grandc^ikommeo  in  angef^ebeaer 
Weise,  bei  Pacluitn  nach  eiuer  Quote  der  Pachisumme,  bei  Gewerben  nach  einem 
Schema  von  Uits-,  (iattnnp?-  nnd  Hetrichstimfaiiffsclassen  mit  Stiifcij  luich  Kinkommen- 
höbe.  So  bäUe  die  Ocäcugcbuug  vou  lö21  bereits  die  Uuterücheiduag  von  zwei 
Arten  Einkommen  bei  der  Veranlafnng,  fatirteo  und  (von  Behörden« 
•tr*  .mtlifh  ohne  Mitwirkuns  der  Censiti'n)  o  i  n  l' -  c  h  ä  tzt  e  n ,  was  später  fortgebildet 
wurde  und  bis  in  die  Gegenwart  fur  das  weiuianäche  Emkommeobteuersysttiffl  charac» 
terMiMsh  gebtieben  ist  Das  Erg ebnias  war  dne  weeendicbe  absolote  nnd  relatlre  Yer- 
Bindemng  der  Besteuerung  des  Grundbesitzes  und  ErhShuni,'  dcrjt-uigen  der  Übrigen 
Besitz-,  Berufs-  und  Einkommenarten  (s  Zahlen  daruber  bei  P. iir:>t  S.  15,  anf  dessen 
eingehende  Dürateliuug,  der  auch  Schaum  a.  n,  0.  folgt,  für  Uelteres  verwiesen  wird). 

§.165.  Das  Ortsqnotensystem  itnd  die  Gestaltung 

der  Steuerverfassung  bis  zum  Gesetz  von  1883.  Die 

Kla^ren  der  nichtgiundbesitzenden  Üevülkcrunj;,  besonders  der 
Gewei  betreibenden ,  über  die  ihr  ungünstige  Verschieb  im  der 
Steuerlast  und  über  die  für  sie  geUende  Veranlagungsnieüiode  im 
(resetz  von  1821  veranlassten  scbou  1823  eigentbümliche  Aender- 
ungeu.  Man  liihrte  ein  System  der  Ortsqnoten  in  Verbindung 
mit  der  Kepartition  eines  Gesani m tsteuerbetrags  ein, 
das  im  Laufe  der  Zeit  dann  in  der  Art  seiner  Oarchfttbrang  wieder 
Veränderungen  erfahren  hat 

Die  GrandzQge  der  etwas  verwickelten  EinricbtUDff  sind  die  foIgeDdcn  (s.  Borst 
S.  16  ff..  Schanz  S.  897,  am  Klarsten,  aber  die  verschiedenen  Phasen  der  Entwick- 
iong  zasainmeoziehettd  ti.  Meyei  &  21).  Zunächst  vardea  in  jeder  Ortschaft  die 
fassienspflichtiiren  Einkemmen  (Gehalte,  Pensionen,  Zinsen,  Renten,  Erbzinsen 

n.  dgL  m..  Hueh  Grundgefälle)  nach  Angabc  des  Censiten  mit  dem  Steuersatz  des 
Pinanzgesetzcs  belebt  (zuer->t  mit  8  Pfennig  alter  Währnn?  vorn  Thaler':  der  snjr<»n. 
erste  Theil  der  Ürbsleuerquote.  Der  so  gebildete  Stcucrbctrag  deckte  dann  einen 
entsprechenden  Theil  der  geaammten  Ortasteneiqaote.  Der  Rest  des  GesammtconÜngrents 
<l--^  Staats  und  jedes  Orts  war  darauf  von  dem  übriiron  Einkoroinrn ,  daher  dem- 
jenigen aas  Grundbesitz  (ländlichen  Grundstücken,  Häusern),  Gewerbe  und  Handel 
nnd  dem  sonstigen,  nicht  znr  eisten  Abtheilung  gehörenden  Einkommen  {so  nach  dem 
Gesetz  von  1869  und  den  folgenden  (s.  u.)  aus  dem  Einkommen  von  Auszug«  ii  uu3 
Landgütern,  dann  vom  Feld-  und  Pachfpewerb»i  und  vom  Einkommen  aus  Privat- 
diensten) aufzubringen,  und  /.war  uucb  dem  Verhultniss  von  5  : 8  zwischen  Grundbesitz 
nnd  übrigem  hierher  gehörigen  Erwet)).  Der  Grun>lbe^it/  wnrdo  dann  nach  lHaass- 
gabe  seiner  Grundsteuer  mit  dem  erforderlichen  Zusi  blairo  b*-l -fi^t.  iim  sein«  so  ge- 
bildete Eiukommenateueischuld  zu  berichtigen,  bis  später  (Itidl)  auch  bei  ihm  eine 
Eiaschfttzung  des  Orondeinkommens  jedes  Censiten  eintrat.  Handel  u.  s.  w.  worden 
von  vornherein  nach  Einschätzungen  des  Einkommens  jedes  Censiten  veranlagt,  aber 
so,  da?5s  von  der  obersten  Behörde  für  jeden  Ort  und  jede  dreijährige  Finaiizperiodo 
nach  Maassgabo  der  Einschätzungen  in  der  letzten  Perioile  und  nach  der  Höbe  des 
ausgeschriebenen  allKemcioen  Elnkommenstenersatzes  ein  von  diesen  Censiten  des 
Gewerbes  n.  s.  w.  aufzubringendes  Orts-Sleiicrrontingent  gebildet  wurde,  dessen  absolute 
Grösse  daher  anderseits  vom  etaünässigcn  Gesammtsteuersoll,  bezw.  eben  von  der  Höhe 
des  Stenersalzee  der  Periode  mit  abhiog.  So  entstand  der  sogen,  zveite  Theil  der 
Ortsstcuerquote .  vom  ,.g  eachätzten"  Einkommen,  welcher  Theil  wieder  in  zwei 
Dotcrabtheilungen .  vom  Grunddeinkommen  und  vom  Übrigen  zerfiel.  Die  ünter- 
vertheilung  der  Quote  anf  die  einzelnen  Censiten  war  Sache  Ortlicher  Stenervertheiler, 
die  nr  HlUle  ? on  der  Obx^keit,  snr  andecn  m  det  Gemeinde  «minnt  worden.  Zn 


528 


6.  B.  üebersichteu  der  Besieuerong.  Saehbeu- Weimar,  §.  165. 


dem  Zveck  maasten  aber  diese,  docb  fOD  dem  Orlsiiitaesse  leicht  beatuunten  V«p- 

theilcr  die  Individualeiiikoinrnen  (bei  den  Gewerben  noch  bis  1851  nach  etwas  ab- 
geäudertem  Gasseascbematismuä,  rou  1851  an  nach  Schfttzanf  dös  wirküdieo  £ia> 
kommeas  vat  Grand  des  Üiatsftcblicheii  Betriebeanfvaiids  und  der  Groodlagen  des 

letzteren)  schätzungsweise  feststellen.  Diese  Sch&tzuogen  dienten  dann  wieder  für  die 
folgende  Finanzp.Tiode  der  obersten  Behörde  (Staatsministerittni)  als  ürandlage  /nr 
Fcbtbetiuiig  (iea  Theils  der  Orlsöteuer*juotc,  welcher  vom  (iewerbö  (später  auch  vuiii 
Grandbesit/4  jeder  Ortschaft  zu  Deckung  des  Uesammtsteoercontiiigents  aufzubrinf^ 
war.  E^  iht  klar,  wie  H.  Meyer  a.  a.  0.  riclitijj  kritibirt,  dass  bO  das  bei  den  Stener- 
verthoileru  mitspielende  Localiateresse  ihres  Orts  auf  m&ssige  £inschät2aj)gen  bin- 
drftngto,  damit  in  der  nichsten  Periode  die  Ortssteoeiqaote  missig  ausfiele.  Dadiureli 
gerieth  so  das  ganze  System  dieser  ,, Ortsquoten"  und  der  Stuoerrepartition  iu  eine 
falsche  Richtung,  weshalb  es  trotz  ven>chiedener  Aeuderungen  (1851,  1869  ond  später, 
s.  a.),  die  den  Uebelst&nden  abzuhelfen  suchten,  endlich  18i63  aufgegeben  wurde. 
Das  ganze  System,  in  einigen  Beziehungen  dem  ehemaligen  württembergiached 
(oben  S.  209)  ahnlich,  ist  immerhin  seiner  Eigenthumlichkeit  halber  alb  Versuch,  daa 
schwierige  Troblem  der  Steuervertheilung  eigenartig  zu  io^en,  von  aligemeinerem 
finanzwissentichalUiclien  Interesse.  Pur  weitere  Einzelhmten«  so  vss  die  Yerlndenmg  ia 
Zusammenäetzung  und  Function  der  Stcacrrcrtheilcr,  der  OmpeteBS  der  höheren  Be> 
bördea  anlangt  u.  A*  m.  s.  Borst  und  Scbauz  &.  a.  U. 

Den  ÄbschltMS  bat  die  Sache  durch  das  revidirte  Gesetz  Uber  die  Stenerr^ 
faüsung  vom  18.  März  1869  and  das  revidirte  Gesetz  über  die  Einkommensteuer  vom 
Ii».  .M;ir^  1869,  jtnt  '),-Fi  N'ov.n.'fi  vom  7.  Mai  1874.  IS.  April  1877.  24.  Dcc.  1K80 
zu  letzterem  Gesel/  Ton  iöüü  erlialteu  (iu  b'iu.arch.  B.  2,  b.  914  H.,  932  tl.  lu  (iegen- 
überstellung  mit  dem  viederam  reridirten  Gesetz  Aber  die  Kinkommensteoer  roin 
10.  Sept.  1888). 

Das   System    der    Einnahmen  und  die  Stenerver- 

l'assuug  gestaltete  sich  .su  .sclilie«sli(;hj  bis  das  letztgeüaiiüte  Gesetz 
von  in  Kraft  trat,  folgendcimaubsen. 

Es  wurden  nur  bestimmte  genannte  Stenerarten  als  zulässig  erklärt,  die  als 
Deckung  des  btaatsbedarfs,  aber  nur  soweit  die  Einuahmuu  aus  dem  eigenen  Yer- 
mftgen  und  ans  Heheitsreehten  nicht  reichten,  eintreten  sollten,  also  unter  inindpieller 
Fe;>thaltung  des  lediglich  subsidiSren  Characters  drr  Steuern  nach  diesen  sonsti;:ori 
Einnahmen  (Uesetz  vom  18.  M&rz  1809,  §.  1).  Die  zulässigen  btcuerarteu  waren  drei, 
die  Grnndstenern  (alte),  die  indirecten  Steuern  (etwsige  betreffende  Lande«- 
Stenem  neben  den  Zollvereins-  und  Bundessteucrn).  die  allgemeinen  directen 
Stenern,  welche  auf  dem  Einkommen  ruhen.  Von  diesen  waren  die  zweite  und 
dritte  Kategorie  ausdrücklich  nur  t.ubaidikrc  zur  ersten,  d.  Ii.  sie  iraleu  nur  eiu, 
wenn  der  Ertrag  der  ersten  nicht  reichte,  und  die  dritte  ebenso  wieder  zur  zweiten 
(Gesetz  von  1869,  §.  2).  Neben  diesen  all^emeiiiLii  Landessteuem  blieben  aber 
besondere  directe  und  indirccte  Abgaben  als  Z wec ko t uuern,  for  bestimmte  An- 
statten und  Einrichtungen,  liestehen,  darunter  anch  gebührensrtfge,  wie  Cliaimee^ 
gelder  (die  später  aufgehoben  worden  sind),  Gericht^sportelu  u.  A.  ui.  (eb.  §.  3'.  Bei 
den  Bestimmungen  über  die  subjective  und  objective  Steuerpllicht  (§.  4 — 6)  sind  die- 
jenigen, welche  fremde  Pen.onüU  und  Quellen  betreÜVn,  genauer  für  jede  Stenerart 
gefasst,  den  LandesrerhftltnisseD  gemSss  eiu  wichtiger  Ponct  Zu  den  directen  Steuern 
vom  Einkommen  werden  unter  den  Sta;itsangehörigen  auch  die  jorisH-^  ben 
Personen  ausdrucklieb  als  steucrptiichtig  erklärt.  Die  alte  Grundsteuer  wird  zwar 
nieht  als  Reallsst,  wohl  aber  als  unverAnderliche  Last  bezeichnet,  die  weder 
einer  ümlegung,  noch  Erh<lhung,  noch  .Ablösung  nnter!iej;t,  also  jedes  lietrefFende 
Grund&tuck  (und  Hatis)  mit  einem  ein  fiir  allemal  festen  Betrage  belastet.  Die  ali- 
gemeine directe  Einkommensteuer  wird  nach  den  4  Arten  des  Efaufcomm^s 
unti*r¥:cbieden,  aus  Grund  und  Boden,  aus  Zinsen  u.  dgi.  m.,  aus  Besoldungen  u.  s.  w., 
aiH  (iewcrbe  und  Erwerb  überliaupt.  cin-rlilies^lTrh  Feld-  nnd  Pachtgewerbe  (§.  18  eb».'* 
und  für  diese  Steuer  wird  auadruckiich  der  Grundsatz,  dass  „alle  Steuerpfiirhtigeu  im 
Verhältnis  ihrer  Leistungsfihigkeit  getroffen  werden**  sollen,  aufgestellt  14).  Unter 
den  Befreinngen  befinden  sich  singulare  Bestimmungen  für  dss  Personsl  des  ObenreF< 
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valtQogsgerichts  and  der  (iesammtaDirersität  Jena  (§.  15.  Nr.  8).  Die  Befreiougen  vegen 
Fiedrif  keit  d«B  EiBkommens  sind  auf  gevisse  PiUe  von  Personen  and  iSnkoniiiMinrtea 

Ud  bei  diesen  auf  sehr  niedrip;«'  Betr.lcrc  (4 — 5,  15,  50  T^  Ir.l  lieschrfinkt  (§.  15). 

Das  Geaeu  rom  19.  MMi  1Ö69  mit  seiaeu  Nortsllcu  uutb&lt  die  näheren  Be- 
sünuiaiif^n  Uber  die  Orfranisntion  der  Steiierl»e1i Orden,  deren  Competenien 
und  über  (la>  Ortsqaotcnsystom  in  dessen  Ausgestaltung  in  der  letzten  2«eit  seines 
Bestands,  dabor  mit  ilonjeuitron  rcform-itorisi  hcn  Abiudcmnecn ,  durrli  w<'lrlu>  <1.mi 
früheren,  vorhin  angcdeutcleu  l't' beiständen  abg:eholfen  werden  sollte.  Die  iiauptnorm 
für  das  ganze  System  der  „OrtHsteuerkapitalien"  und  „Ortsquoten"  lautet  in 
^.  4  aI>»o:  ..boltald  feststeht,  weli-lier  Theil  i Str^at-l  -'darfs  durrh  die  alli^ernoine 
Mutete  bteuer  vom  £iükommea  m  decken  ist,  wird  durch  eine  Vergleicbaug  dieser 
ScuBB«  mit  dem  noch  fwrausgegangenen  Ermittlongen  fbr  die  niebste  FlnnozperiAde 
[von  3  Jahren]  anzunehmenden  desauuntsteuerkapital  des  Landes  berechnet,  wie  viel 
Pfenoige  von  jeder  Mark  stenerbareu  Einkommens  in  einem  jeden  Jahre  dieser  Periode 
n  erheben  sind,  am  jenen  Bedarf  zu  decken.  Dieae  Pfennigzahl  wird  in  dem  für 
jede  Finanzperiode  zu  erlassenden  Steuergesette  tnsj^eschrieben".  Diese  Pfennigzahl, 
d.  h.  eben  diesen  Steuersat/;  hatten  direct  aber  nur  die  Censiten  des  fa'ir? -  n  Ein- 
kommens für  dieses  zu  zahlen,  bei  denen  die  Steuer  also  Quotit&tssteucr  war. 

Sie  Stenersnvine  von  den  Gentiten  des  frescbilzten  Einkommens  wurde  dn* 
Z'-zf-n  an?;  der  Anlegung  der  aospresrhriebonen  rfeniiicrznhl  an  den  vom  Staatsministcrium 
&af  (irund  der  in  der  letzten  Periode  gewonnenen  Erfahrangen  fu r  jeden  Uemeiude- 
bezirk  festgestellten  Gesnmmtein kommenbetraf  dieser  Art  Einkommens  ge- 
bildet, die  bereifende  Orts  steuerquo  tc,  die  daher  ein  Steuere oo  tingent  darstellt 
Aas  letzterem  ergab  sich  dann  erst  wieder  der  wirkliche  Steuersatz,  den  jeder  einzelne 
hier  Steuerpflichtige  für  sein  gc^eh.it/tcs  Kinkuuttueu  zu  entrichten  hatte,  ein  Satz,  welcher 
demgem&ss  von  dem  ausgosehriebenen  etves  abweichen  konnte  (s.  gen.  Gesetz  §.  4  ff.). 
Für  die  Censiten  des  ire^chätzten  Einkommens  hatte  die  Einkommensteuer  also  insofern 
in  der  Tlut  den  Character  einer  contingentirten  Kepartitionssteuer.  Das 
Gesetz  entbSlt  dann  eingehende  Voncbriften  über  die  Fassionspflicht  bei  dem  zo 
fitirenden  Einkommen  (§.  15  fT.).  die  für  die  Z(;it  beachfenswerth  sind  und  strengere 
Grundsätze  darstellen,  als  sie  damals  sonst  nocU  auf  diesem  (iebiete  üblich  waren,  so 
z.  B.  wenn  nach  §.  27  die  Fassionen  der  Kapitalisten  die  einzelnen  Forderungen 
genau  angeben  mussten;  übrigens  blieb  es  gestattet,  Actirlmpitalien  nur  )m  treft's  des 
jShrliehen  Zinsertrags  offen  zu  fatiren,  die  Kapitalsummeti  selbst,  für  die  der  Nenn- 
verth bei  Werthpapieren  maassgebend  war,  in  verschlossenem  Zettel,  §.  32,  29.  Die 
Strafen  bei  HinterMnngen  waren  revichieden  fbr  Zinsen  vnd  filr  «idres  za  Auirende 
Einkommen  bestimmt  36).  Genaue  nnd  sehr  ins  Einzelne  gehende,  wohldurchdachte 
Voiscbriften  betrafen  dann  das  geschätzte  Einkommen  und  das  Verfahren  dabei 
($.  54  ff.).  Eine  eigenfUche  Fassionspflicht  bestand  dabd  llir  die  Censiten  nicht,  wohl 
aber  die  Pflicht  den  gesetzmässigen  Einste uerungsorganen,  wie  eventuell  auch  der 
ReclamatioTejeonimission  alle  /u  einer  richti>j<  ii  AbsrhStzuncr  crfnrderlirhen  Nu  brichten 
nnd  Auskünfte  auf  Verlangen  zu  ertheilen,  wobei  sich  aber  ausdrücklich  die  BuhOrden 
jed^  inquisitorischen  Eindringens  in  die  Vermögens-  und  Creditverhältnissc  za  ent- 
halten haben  (§.  CIV  Für  die  Einschätzanp  der  einzelnen  Arten  des  Einkommens, 
liadliche  Gnindsttlcke,  üebäude,  Gewerbe  und  sonstige  einzelne  hierher  gehörige  Arten 
vaien  besondere  Omndafttze  im  Gesetz  anffestellt  (§.  62—71).  Dat»ei  sollte  nunmehr 
au(  h  bei  den  GrundsHli  ken  der  wirkliche  Keinertrag  als  steuerpflicliti^es  Einkommen 
ermittelt  werden,  ebenso  beim  Gewerbe,  für  dessen  Einschätzung  von  der  Benot^uner 
des  Classenschematismus  jetzt  abgesehen  wurde.  Das  beim  ländlichen  Selbstbewirth- 
schafter  construirte  sogen.  Feldgewerbe  wurde  in  neuer  Weise  eigeuthümlich  ein- 
geschätzt, nemlich  nach  einem  fintrlrten  Lobn ,  den  der  selbst  mitarbeitende  Wirth 
erentueli  für  seine  Tbätigkeit  beziehen  könnte  und  nach  einem  fingirten  Gehalte  für 
AofnehtsfUmmr  hei  dem  mit  Lohnarl)eilem  oder  Verwaltern  arbeitenden  Wirth 
(|.  67).  -  Entsprechend  dem  völlig  verschiedenen  VeraulagnnpsTorfahren  bei  dem 
fatirten  und  dem  eingeschätzten  Einkommen  war  boi  dem  letzten  ein  eigenthumlicbes 
Beriehtigangs»  und  Beclamatf onsrerfafaren  eingerichtet  (§.  72  it.).  Es  war 
ZQoäcbst  die  Pflicht  der  vorg<^etzten  Behörde,  nemlich  des  Recbnongsamts  (der  Steuer» 
localMininission\  die  Arbeiten  der  Steuervertheiler  auf  ihre  Gesetzm&s^iirkeit  zn  prüfen, 
•af  Abhilfe  von  Mängeln  zu  dringen,  oder  sie  selbst  vorzunehmen  und  Pllichtwidrig- 
lisitMi  der  Terlheikr  tu  gerichmcheD  Bestraftang  jm  bringen.  Ferner  wurden  die 
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Schätznngälibten  zur  Oä'cQtlichen  Einsicht  gestellt  und  jedem  Stcaerpfiichtigeu  daa 
Bfleht  der  Bc»cbverd«fUiran^  gegen  dto  ElnscbUzang  Anderer  beim  fiecBDQDgs- 

amte,  —  namentlich  dies  wohl  als  „Denanciatioitsrecht"  bezeichnete  Rocht  eine  bc- 
achtenswerthe  Sinpnli^ritSt ,  —  sowie  schliesslich  ein  Rccl.imationsrccht  in  eichener 
Sache  getrebea.  Die  Eatschciduu^eu  über  die  Denunciationen,  wie  Uber  die  Rcciama- 
tioii  in  eigener  Sache  erfolgten  durch  besondere  Reclama  tionaceminitsioneD  for 
jeden  Rechnan^amtsbezirk,  die  aus  dem  Vorstand  des  RcLhritinr?ainti«  und  4  vom 
Bezirksausschass  fOr  die  Dauer  einer  Finanzperiode  gewäbltoii  Mitgliedern,  damoter 
ein  zn  den  Gensiten  des  fetirten  Einkemmens  gehöriges,  bestand  73).  Der 
Reclamant  in  Li^cner  Sache  konnte  gegen  den  ihm  ircwordeuen  Boücheid  noch  weiter 
au  das  Staatsministerium  in  letzter  Instanz  reclamiren.  — ■  Von  weiteren  Einzelheiten 
sei  nur  noch  die  erw&hnt,  dass  die  in  Kost  steheudeu  Privatarbciter  zwar  auch  selb- 
ständige Steu(;rs(jhjectc  wäre»,  aber  für  sie  ihr  Arbeii^'tber  in  trowissen  FSUen  als 
St'lbstschuldncr  für  ihre  Steuerquote  einstehen  musste,  mit  dem  Recht,  ron  seinen 
Arbeitern  Verweis  der  Steaerquittung  zu  rerlangea ,  crentuell  den  Lohn  entsprechend 
«a  ktlrzen  <§.  88). 

ATich  mit  (ieii  neueren  Verbessernnj^en  l'ungirte  das  Ortsquoteii- 
syBtem  niebt  belriedigend.  Die  „geHch  ätzten"  Einkomuieu 
wurden  eben  doch  nicht  so  schart'  und  weniger  vollständig  und 
richtig  als  die  l'atirteu"  erfasst.  £iue  Zusammenfassnng  der 
yerscbiedenen  Arten  des  Einkommens  zn  einem  Ganzen  erfolgte  nicht, 
wonach  die  einzelnen  Stenern  des  Systems  daher  immer  noch  mehr 
den  Chftracter  besonderer  Krtragssteuern,  als  wirklieher  Einkommen- 
Stenern  behielten.  Die  Unznlttssigkeit  des  Scbaldenabzngs  war 
mit  eine  Folge  dieser  Sachlage,  benahm  dem  ganzen  System  aber 
wiedemm  den  Character  eigentlicher  Einkommensteoer.  Die  prin- 
cipielle  Gleichheit  des  Stenerfnsses,  wenn  sie  auch  practi«(eh  zwischen 
den  fatirten  nnd  geschätzten  Einkommen  nnd  zamal  bei  letzteren 
zwischen  den  Individnaleinkommen  gar  niebt  erreicht  wnrde,  war 
ein  weiterer  Mangel,  der  allmälig  mehr  empfunden  wurde;  vollends 
hei  der  niedrigen  Grenze  der  Steuerfrcihtil  wegen  Kleinheit  des 
Kiiikomiiiciis.  Die  I'räcipualbcöteuerunp:  des  Grundbesitzes  durch 
die  alte  Grundsteuer  Ivonnte  zwar  als  eine  Art  höbeier  ResteuerutiL; 
des  fnndirten  Kinkoninicns  jielten,  aber  bei  dem  rcMilasiartigeu 
Cbaractt'r  dieser  Grundsteuer  doch  nur  mangelhaft.  Wenn  feroer 
auch  historisch  diese  Präcipualbesteuerung  des  Grundbesitzes  sich 
noch  anders  rechtfertigen  liess,  blieb  es  doch,  zumal  mit  der 
grösseren  Entwicklung  des  beweglichen  nnd  des  Gewerbekapitals, 
eine  Singularität,  nur  den  Grundbesitz,  niebt  auch  diese  übrigen 
einer  Extra-  und  Doppelbesteuerung  zu  unterziehen.  Die  an- 
gedeuteten Uebelstände  nnd  Mängel  worden  denn  auch  immer  mehr 
erkannt,  nnd  das  führte  zur  weiteren  Reform. 

8.  snr  Kritik  dee  putzen  System«  Borst.  Abschn.  VI  f>a68io  ond  den  e«nzen 

Iritischen  Theil  S.  39  Ü.  Schanz  Fiti-arch.  II,  S.  898  ff.  Bei  ?iel  VorzttgScheJli 
im  Ein/.clncn  nnd  boi  d-T  Re^relung  mancher  Pniirte  di  s  Svpfom.s.  aiirh  bei  dem  Ein- 
schäLeuugbTcrfahreu  d«r  gcitchätztcA  Kinlominen  in  der  LlnkoInnleu^teuer  nach  den 
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Gnuctoitteii  einer  wirkliehen  Einkommetiateiier,  ist  doeh  bis  zuletzt  das  ganze  System 
trotz  seines  Nsnmis  eben  mehr  ein  «,theil weise  einkommcostcuerartifres  Ertrags- 
steoerdf stein",  nur  ein  sogenanntes,  nicht  ein  wirkliebes  Einkommensteueniystoin 
gewesen.  Insofern  war  es  ron  den  reinen  Ertragssteaersyätemea  anderer  deutschen 
Lloder  doch  nicht  so  abweichend,  als  man  nur  nach  seinem  Namen  schliessen  möobt» 
Tind  oft  in  der  Tliat  geschlossen  liat.  Audi  die  Kritik  scheint  mir  das  nicht  immer 
scharf  genog  beachtet  za  babeu.  ich  kann  daher  doch  das  Verdieudt  dieser  Weimarer 
Gesetzgebung  in  der  deDttcheo  fiiBtommenitaiw watwickl u n g  nicht  gauz  so  hoch  steUen, 
ab  es  Andere  wobl  gethan  haben,  ohne  es  damit  rSlIig  zn  bestreiten. 

§.166.  Reform  von  1883.  L'ebergaug  zur  wirkliehcQ 
allgemeineD  Einkommenstener.  £r8t  im  Jahre  1883  ist 
68  ZQ  einer  directen  Besteuerang  gekommen ,  welebe  den  Nameo 
einer  wirklichen  allgemeinen  Einkommennteuer  wahrhaft  ver- 
dient, im  Gesetz  vom  10.  Sept.  1893.  Die  hanptsfteitliehen 
Aendernngen  gegen  bisher  bestanden  in  der  nnnmehrigen  Bildnng 
Ton  Gesammtein kommen  der  einzelnen  Oensiten,  in  denen 
die  Einkommen  der  einzelnen  Qaellen  znsammengefasst  wurden, 
in  der  damit  erst  rationell  und  praetiseh  durebftthrbar  gewordenen 
Gew&hrnng  des  Schnldzinsenabzags,  in  der  Beseitigung 
d  e  8  O  r  1 8 q  u  0 1 e  n  s  y  s  t  c  ni  s ,  der  E i  n  f  tl  h  r  u  n  g  einer  m  ü s  s  i g e  a 
Prop:  ression  des  Steuerfusses  nach  der  Einkomnienhdlie.  L^ewisser 
VeriüideruDgen  des  Veraulagun^sverf.tbreiis  und  der  ('oiiiuiisöiuus- 
und  .sonstigen  Behördenorganisation.  Aber  an  der  bi>l]erigen  Unter- 
scheid imir  zwisc])en  f^tirten  nnd  gesc  h  ätzten  Einkoninienarten 
bei  der  Veraniagung  und  damit  folgerichtig  hu  gewissen  Ver- 
schiedenheiten des  Veranlagüngsverfabrens,  auch  der  Regelang  der 
DeclaratioDspflicht  (Fassionsptlicbt),  ist  festgebahen  worden.  Femer 
warde  auch  jetzt  noch  kein  allgemein  steuerfreier  Minimalbetrag 
Tom  Einkommen  festgestellt  (sogen,  steuerfreies  Existeozminimnm). 
Ebensowenig  ist  eine  allgemeine  Verschiedenbeit  im  Stenerfnss 
zwischen  fnndirtem  und  anfnodirtem  Einkommen,  weder  im  Rahmen 
der  Einkommenstener,  noch  doreh  Hinznftlgung  einer  anderen 
Steuer,  zur  allgemeinen  HOberbestenerong  des  fnodirten  Einkommens 
herbeigeföhrt  worden.  Es  verblieb  nur  bei  der  übrigens  nicht  nn- 
beanstandeten  Präeipnalbelastuug  des  Grund l^csitzes  durch  die  alte 
Grundsteuer  in  bisheriger  Höhe.  Erst  mit  diesem  Gesetz  von  1883 
ist  die  vveiniarer  EinkoiunjenKteuer  ein  finanzwissenschaftiich  uud 
steuergesehichtlieh  wichtige.'>>  <  ilii^(l  in  der  neueren  Entwii'klin!<^  der 
deutschen  Peraoual-  und  speciell  Eiukommeosteaer  geworden. 

Ueber  die  Momente,  welche  za  der  Reform  tron  1883  drängten,  s.  auch  nocb 
Rorat's  Schrift,  besonders  aber  die  Au^fUhnlnsJen  von  Schanz  liinih  r  auf  Grund 
des  Acteoffiftteiials  und  der  Landta^äverhaDdluDgen  Fin.arch.  il,  S.  81)4—923.  wo 
•Üe  ^/elneo  wiohtigerea  ood  oittige  des  nebenüftcblickea  Fanete  eine  lehrreiche 
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Daretellang  uuU  Kritik  Huden.  Dazu  Ortlofi'  a.  a.  Ü.  Kur  zur  Eigmiung  des 
Yorausgehcndun  wird  hier  Kioigcs  Uber  die  Ansgestaltanf  der  Eiokommentleadr  fon 
1883  noch  hinzucrcfügt.  Im  Uebrigen  muss  nuf  Jas  Gesetz  selbst  rcrwicscn  werden, 
das  im  Folgenden  keine  ?oU«tiudige  systematische  DarsteUuDg  linden  kann,  sondern  aus 
dem  mir  besooders  Beacbtewveräie«  berfOTgehobai  wird. 

Die  Kategorieen  der  zu  f;itireiiJen  (anznmeldendcn)  und  der  ein- 
zusch  ätz  enden  Einkommen  sind  wie  bisher  gebildet.  Während  aber  iruber  die 
Zinsen  und  (icwinnanthoilc  von  inländischen  Acticn-  und  anderen  steaerpflichtigen 
GecettlchAftcn  beim  Actionär  besteuert  wurden  und  doübalb  von  ihm  anzumelden 
waren,  nur  die  nir.ht  vertlieillcn  Reinertragsthcilc  bei  der  tieselischaft  selbst  besteuert 
und  daher  von  dieser  anzumelden  waren,  wurde  jetzt  der  ganze  Gevina  der  (ieseU- 
flcbeftttii,  «Im  IndL  des  rertbeilten,  bei  diesm  oeatenert  nnd  wer  daher  ?en  ihnen 
anzTjui  li  n.  während  der  Actionär  dafUr  nicht  mehr  stener-  tind  anmeldepflichtig 
erklärt  wurde  (Gesetz  §.  4,  48,  s.  u.).  Die  Doppelbesteuerung  von  Gesellschaft  und 
Actionär  u.  s.  w.,  fttr  die  Zinsen  und  Dividenden,  wie  im  Königreich  Sechsen,  vnrde 
nicht  eingeführt  (s.  Schanz  a.  a.  0.  S.  912),  das  spätere  preussische  u.  s.  w.  Com- 
promissveifahren  ein<T  tlx-ilwt  iM  ii  Dopiielbristeuerang  der  Dividenden  u.  s.  w.  (ncmlich 
des  einen  güwi>8eii  .Munuialbetrag  ubersteigenden  Theils,  wie  über  oV«  Trcussen), 
auch  nicht.  —  )  iir  die  Steuerpflichtigen  Verden  denn  Örtliche  Einkommensteaer- 
rollen  aufgestellt,  in  welchen  das  (jesnmmtci  iikoramen  des  Ceiisiten  erscheint, 
aber  gesondert  ermittelt  und  eingestellt  nach  den  U  Abtheüungen ;  1)  angemeldet»} 
Einkommen ,  2)  durch  Schltzang  ennitteltos  Einkommen  ans  Grund  nnd  Boden  und 
Gebäuden,  3)  ebenso  ermitteltes  übriges.  Der  nunmehr  statthafte  Abzug  von 
Schuldzinsen  erfolgt  erst  von  diesem  fiesammfeinkoinTncn  dnrch  das  Kechnungsamt 
(Steuerbehörde)  auf  Grund  der  Anmeldung  dic^c^  Ziutcn  Sritens  der  Cenäiten,  worüber 
genauere  Itfstiinmtineen  erlassen  bind  (§.  14,  überhaupt  §  (i  tf.  .  —  Die  Anmeldnngs- 
pflicht  bei  dem  zu  fatircnden  Einkommen  liat  halbjährlich  stattzufinden  und  die 
Anmeldung  gilt  als  stillschweigend  erneuert,  solange  sie  nicht  rechtzeitig  abgeändert 
oder  Abmddnnf^  erfolgt  ist  (§.  16.  15),  eine  Bestimmniig  schon  der  bisherigen  Gesetze. 
Die  gesetzlii  hrn  Vorschriften  nbcr  die  D  u  r  <  h  f  u  h  r  u  ng  der  An  la  el  d  a  n  gsp fli  c  h  t 
specialisiren  dann  näher  nach  Kinkommenarten.  wobei  aber  die  bisherigen  Bestimmungen 
meist  bestehen  bleiben  k<mnten  («o  z.  B.  in  Betreff  der  Zinsen  v.  s.  Kapitalien,  immer 
noch  nach  Nunnwerth  §.  2i,  auch  ist  bei  Zinsen  u.  dgl.  di<-  Erlaubniss  verblieben, 
offen  nur  den  jährhchen  Gesammtbetra'r  anzumelden,  §.27).  Das  Einschätzunsr«*- 
verfahren  bei  dem  ei n zuschätz eu den  Einkommen  und  die  Organisation 
der  Behörden  und  Commissioneo  hat  dagegen  grftssere  Yer&nderungeo  er- 
fahren ^^1  ir.l  Regelmässig  bilden  die  0 e  in  ei n  d ebezirk e  die  Einschätzungs- 
bezirke und  erfolgt  dann  hier  die  Einschätzung  unter  Leitung  des  Bechnungsamts 
dnrch  besondere  Schfttznngscommissionen.  Diese  bestehen  ans  8 — 9  Mitgliedern, 
die  aus  gewissen  Personenkreisen,  theils  von  der  Behörde  ernannt,  theils  von  Gemeinde- 
ortranen  für  die  Datier  einer  Finanzperiode  gewählt  werden  (das  Nähere  in  §.  f^2\ 
Das  Staatsmiai&tciiuui  kann  in  die  Commissiun  einen  Bcauftrairfen.  mit  zur  \'ertrctuüg 
der  fiscalischen  und  sonstigen  Staatsinteress^en,  deptttirmi,  der  dajnu  regelmässig  nur  eine 
b  ritli  nde  Stimme  hat  f^.  81,  3r»).  Die  Schätzungscommission  bat  die  erforderlichen 
Couipeienzen  der  Einsichtnahme  in  gewisse  Acten  der  Behörden  und  der  Vernehmung 
von  Sachrevatindigen  (§.  86).  Auch  bei  dem  aiNnisehXizenden  Einkommen  haben 
indessen  die  Censiten  die  Verpllichtang,  wie  bisher,  den  competcntcn  Behfirden  und 
Oommissionen  anf  deren  Verlangen  die  erforderlichen  Auskünfte  zu  geben,  wobei  aber 
nach  wie  vor  ein  lästiges  Eindringen  in  die  Vermögens-  und  Creditverhältuisse  unter- 
bleiben Soli.  For  Arbeitgeber  besteht  dabei  die  weitere  Pflicht,  auf  Erfordern  über 
die  Löhne  u.  s.  w.  ihrer  Arbeitnehmer  Auskunft  zu  ertbcilen  39\  idie  sogen.  Meld- 
augabe).  Ausserdem  hat  aber  nicht  nur  der  Censit  der  2.  und  S.  Einkommenabthciiung 
die  BeftiirniSB,  sein  wirkliches  Einlommen  nnznireben  —  die  sogen,  facultatire 
Steuererkläning  —  sondern  er  kann  auch  zu  einer  solchen  Erklärung"  vor  dem  Beginn 
der  Einschätzung  von  der  Behörde  aufgefordert  werden  40).  So  abgegebene  der- 
artige Erkllmngen  sind  chuin  zwar  zn  profen.  aber  wenn  keine  Bedenken  bestehen, 
auch  der  Einschätzung  zu  Grunde  zu  le^en  (§.  48).  Fiir  die  Einschätzung  der  ein- 
zelnen Arten  des  Einkommens  sind  noch  nähere  Vorschriften  im  Gesetze  selbst  (§  45  ff.) 
gegeben,  ähnlich  wie  bisher,  mit  Modi£catiooen,  immer  mit  dem  Bestreben,  die  wirk- 
Üchen  dbizelwiithflchnftUchen  Beinertrige,  wie  es  eine  wahre  Einkommeastoaer  fiilniigt, 
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zu  ermitteln.  Bei  den  Acticngcseliächatteu  d.  s.  w.,  die  schon  bisher  eigene  Subjectd 
der  EfaikoiBn«iialeDer  vuen,  ist  die  schon  onrUmte  Aosdebnunf^  der  objectiven  Stever- 

pflicht  auf  di«'  an   Actionäre,  Genossen  u.  s.  w.  vorih  eilten  Zinsen.  Dividenden, 
Gevinoe  u.  s.  w.  eingetreten,  wonebrn  dann  auch  die  nicht  renheiitcn  Ueberschüsse, 
die  zar  Bildung  voa  Reservefonds,  zur  Ecveiterung  der  Anlagen,  zur  Schuldentilgung 
verwendet  werden,  steuerpfli»  htig  sind  (§.48).    Auch  für  da;,  sogen.  Feldgewerbo 
iit  die  ^ul)j<'ctive  und  objectivc  Einkommcnstenerpfliclit  in  der  Weise  der  letzten  bis- 
herigen gesetzlichen  Bcstimmangen  geblieben      49,  altes  Gesetz     67,  s.  o.  S.  526). 
Das  bisherige  sofon.  „DenmieiatioiMTecht**  gBgw  EinschiCzoiiffeD  Dritter  (o.  8.  ^) 
bestellt  ebenfalls  fort  wie  bisher  (§.  53).    Ks  wurden  dann  Einrichtungen  zur  sorp- 
filtigen  Frafong  der  Scbät/uügen  getroffen.   Die  Prüfung  erfolgt  zunächst  durch  die 
SteaerbdiOrde,  das  Bechnungsamt,  dann  darch  besondere  PrQfungscommissionen 
für  jedon  Bezirk,  eventuell  unter  Mitwirkung  eigener,  vom  Ministerian  boSteUter 
Commissaro.    Jene  Commissionen  haben  den  Vorstand  des  Hechnungsamts  mm  Vor- 
siuenden  und  4  Mitglieder,  die  aus  8  vom  Bezirksausschoss  Yorgeschlageuuii  vom 
Beebnanfsamt  bestimiBt  werden  (§.  54  ff.^.    Sie  fonfpiea  mit  als  Yeranlagungs- 
commisiioncn ,  sie  prüfen ,  bcrichti;;en  die  Einschätzungen  und  entscheiden  über  die 
Beschwerden  gegen  Einschätzung  Dritter  und  Uber  Beanstandungen  der  Eischätzungen 
Sdteu  des  Beebnungsamts  nod  der  Prflfongscommlssare  (§.  88).  Die  An&tellung  des 
steuerpflichtigen  Gesamrateinkoniinens  nach  Abzug  der  Schuld/insen  (sogen.  Einzel- 
^teaorkapi  tal)  erfolgt  dann  wieder  durch   das  Rechnungsamt       60).    Die  Ge- 
mi'iniii;vorstä,nde  haben  darauf  den  Pflichtiiren  die  Einscliätzuug  kundzugeben  (§.  61). 
Berufungen  des  Censiten  wie  der  Steuerbehörde  (des  Hechnungsamts,  auch  beson- 
derer Prüfuntiscommissare)  gehen  an  Berufscommissionen,  je  1  in  jedem  der 
ö  Vervaltongä bezirke,  bestehend  aus  einem  Tom  Ministerium  zum  Vorsitzenden  er- 
saonieB  Beamten  und  4  vom  Bezirtsamschnss  .ftr  eine  Pinanzperiode  i^ewibltea  Ifit- 
gliedeni  ß.  ^2  ff.).  Diese  Commissionen  haben  die  erforderlichen  Conipetenzen,  ki^nnen 
cveotaell  Eide  oder  eidesstattliche  Versicherangen  dem  Geositen  auflegen.  Gegen 
ibie  Entscheidung  besteht  für  den  Censiten  wie  ftir  den  Vonftzenden  der  Bentfhngs- 
coouniasion  nur  noch  ein  Rechtsmittel,  das  der  Beschwerde,  und  nur  wegen  un- 
richtiger Anwenduns^  ffesetzlirher  oder  Vollznjj^svorschrif^en,  bloss  an  die  liühere  Ver- 
waltongainstan^,  das  Siaatsmiuistorium,  also  uicht  au  eilten  Gerichishof      G8).  In 
Betreff  der  Steuer zahlnngsp flicht  selbst  ist  die  Bestimmung  geblieben,  dass 
.Arbeitgeber  (auch  Dienstherrschaften)  für  di'^  S» 'uerschuld  ihrer  mit  in  Koat  stehenden 
Arbeitnehmer  haften,  mit  dem  Becht,  entsprechende  Lohnabzüge  zu  macheu  77). 
Mit  Strafon  wird  bei  diesem  ganzen  Stonersystem  romemlidi  der  Censlt  bedroht, 
▼ekher  zur  Anmeldung:  seines  Einkommens  verpflichtet  ist,  und  derjenige,  welcher 
Schuldah/us:e  verlangt.    Unterlassene  oder  unv oll.ständige  Anmeldungen  werden 
mit  dein  1 — 16-fachen  Betrag  der  hinterzogcnen  Steuer,  falsche  oder  zu  hohe  Schuld- 
zios-Abzugsanmeldungen  mit  dem  4 — 16-facheu  des  so  hinterzogenen  SCenerbetrags 
geahndet  (§.  79,  80).    Strafen,  die  mit  gewissen  Beschränkungen  —  wonach  nemlicU 
die  Strafe  nicht  Uber  die  letzten  4  Jahre  hinaus  vor  dem  Tode  des  Censiten  zu  bc- 
lecbnen  ist  —  auf  dfe  Erben  ttbergehen  ($.  82).   Daneben  Ordnungsstrafen  (§.  83). 
Rei  Hiutcrziehongen  verjährt  die  Strafverfol/rung  in  T)  J:i?ir n       81).    Das  Straf- 
verfahren richtet  sich  nach  besonderen  ^'eset/iichen  Bestimmungen  für  solche  Fülle 
\§.  16,  Absatz  2  des  Gesetzes  vom  12.  April  1879  und  Gesetz  vom  25.  Hirz  1862). 
Besondere  Bestimmungen  betreffen  noch  die  Erötfnung  verschlossen  eingereichter  An- 
meldung von  Kapitalien  o.  s.  w.  (§.  88).    Das  m-uo  Gesei/.  fra»  mit  Anfang  1884  in 
Kraft,  die  bisherigen  Gesetze  der  Materie  von  da  an  ausser  Krait. 

Es  liegt  hier  ein  immerhio  beachtenswerthes  Beispiel  einer 
eigeDtbUmlichen  AnsgestaltODg  modemer  EiDkommenstener  vor, 
weshalb  darauf  hier  noch  etwas  näher  eingegangen  wurde.  Nament- 
lich die  festgehaltene  Unterscbeidong  angemeldeten  und  ein- 
geseb&tsten  Einkommens  und  die  Versebiedenbeit  des 
|;anseD  VeranlagiiDgSTerf  ahrens  danach  zieht  die  Auf- 
merksamkeit anf  sieb.  Man  wird  indessen  doch  niebt  bestreiten 

A.  Wataar,  IfaaaiwlNassdhall  IV.  35 
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könncD,  dass  damit  auch  eine  Incongrnenz  in  der  Veranlagung 
verschiedener  KitikommeDarten  festgebalteii  ^vird.  Es  bestehen 
keine  ausreichenden  Bürgschaften  daftir,  dass  die  l»ei(leii  i^ategorieen 
des  Einkommens  gleich  behandelt  werden.  Bei  dem  anmeldungs- 
pÜichtigen  EinkommeD  gilt  als  Kegel,  dass  die  beztigliche  Angabe 
des  Censiten  die  rechtliche  Vermuthang  der  Wahrheit  für  sich  hat, 
66  wird  der  Censit  daher  ohne  Weiteres  nach  dieser  seiner  Angabe 
veranlagt.  Bei  diesem  Einkommen  hat  man  es  namentlich  mit 
Besoldungen  n.  dgl.  nnd  mit  Zinsen  n.  s.  w.  zn  thnn.  Bei 
jenen  bestehen  einfache  nnd  sichere  Gontrolmittel  der  Anmeldungen 
wenigstens  grOsstentheils»  bei  den  Zinsen  aber  nicht.  Die  blossen 
Strafandrohnngen  bilden  kanm  ein  ansreichendes  Gompelle  richtiger 
Anmeldnngy  selbst  nicht  in  Verbindnng  mit  dem  Uebergang  der 
Strafen  anf  die  Erbeni  zamal  bei  der  BesehrSnknng,  die  hier  eren- 
tneli  dntritt  (s.  o.,  Gesetz  §.  82).  So  erscheint  eine  nicht  toH- 
ständige  Erfassung  der  Erträge  beweglichen  Kapitals  nicht  unwalii- 
scbeinlich.  Werden,  wie  zu  vermuthcn,  trotz  aller  Cautelen  die 
eingeschätzten  Einkuinmen  durchschnittlich  auch  zu  niedrig  an- 
gesciila<!:en,  so  wäre  das  Bedenken  einer  unzulänglichen  Erfassung 
der  Leihzinsen  u.  8.  w.  practisch  zwar  geringer,  aber  umsomehr 
erhebt  sich  dann  das  andere,  dass  bei  diesem  Veranl^e-iingSYer- 
fabren  wiederum  die  Ees t b e s o  1  d e t e n ,  die  Beamten  u.  s.  w., 
dann  aliein  nach  dem  gesetalichen  Maass  richtig  getroffen  werden. 
Und  weitere  Bedenken  liegen  in  der  anzunehmenden  ungesetzlichen 
individnellen  Verschiedenheit  der  Ergebnisse  der  Veranlagung 
bei  den  bloss  geschätzten  Einkommenarten  nnd  bei  den  anzumel- 
denden Zinseinkttnften. 

Eine  Eigenthttmlichkeit  ist,  dass  die  Stenerscala  selbst 
nicht  in  das  Gesetz  aufgenommen  ist,  sondern  auf  besonderen 
gesetzlichen  Bestimmungen  (einem  eigenen  sogen.  Steuergesetz  für 
jede  Finanzperiode)  beruht,  womit  dann  auch  auf  diese  Weise  die 
Beweglichkeit  des  Steu^fhsses  durchgeführt  wird.  Bfaneherlet 
Meinnngsdifferenzen  drehten  sich  um  die  Scala,  man  wollte  die 
Entscheidung  auch  ausser  vom  Steueibedarf  von  den  Ergebnissen 
des  neuen  Veraniagungsverlabrens  abbiingig  machen.  Die  Scala 
hat  kein  steuerfreies  Minimum  und  ist  massig  progressiv  (degressiv) 
bis  zu  einem  die  damaliirc  Maximalhöhe  in  anderen  (Kutschen 
Geset/.en  noch  ein  wenig  Uhersteigendeu  üüchstbetrage  gestaltet 
worden. 
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S.  darüber  Scbanz  a.a.O.,  S.  OIH  ff.  Gosetz  vom  24.  Dec.  1883.  Die  erste 
aogCQommene  Scala  erfahr  Abänderuii<;en,  indem  alle  StoueniaUe  um  0.2  %  zeitweise 
emiiAigt  wurdeu.  Sic  war  danach  mit  im  (ian/.eii  9  Stofen  (die  erste  bis  499,  die 
letzte  mit  Uber  9000  M.  Einltommen)  1.2  7„  hei  Einkommen  bis  499  M.,  1.6  bei 
solchen  Ton  500—699,  2  bei  700—999  u.  s.  w.,  3  7,  bei  5000—6999  ,  3.2  bei  7000 
bis  8999,  8.4%  bei  Uber  9000  M.,  was  ftr  di«  kleinen  Einkommen  abeoliit  und 
Telativ.  im  VerhÄltniss  zu  dm  grdssercii,  sowie  m  den  betreffenden  Stcuorsritzon  anderer 
LifKler  (Freussen)  ziemlich  hohe  Sätze  erg:iübt.  Aber  Finanzlage  und  Ausdehnung 
der  wenig  bemittelten  Berftlkemng  nach  den  gegebenen  Wirthschaftsvcrhältnissen  des 
luden  nöthigten  zu  dieser  ScaU.  ToUends  Mfawge  man  mit  der  Progression  nicht 
veiter  gehen  wollte.  Mit  den  £rg«bniflaen  der  Denen  Yernnlagong  ist  man  im  Gmuemi 
lafiieden  gewesen. 

Ervfthnt  sei  nocb,  dass  die  Besteuerung  des  Eisenbahnbetriebs  nach 
Maassgabe  der  StaatsTerträge  darüber  nnd  im  Debiigen  nach  dem  besondetea  Qeaets 

fom  18.  März  Iö73  erfolert. 

§.  167.  Aenderungen  von  1Ö97  uod  später  bezüg- 
lich der  £inkommensteaer.  Es  war  auch  hier  vornemlich 
die  prenesiflche  Steuerreform  tod  1891  nnd  deren  Bcwähmng  in 
den  Denen  yeranlagnogsergebniseen  ^  welche  zur  FortbüdoDg  des 
Gesetzes  von  1883  geführt  bat^  wobei  man  dann  zngleich  einzelne 
andere  zweekmSaBig  befundene  nnd  von  der  £rfabmng  angerathene 
kleine  AendeningeD  eintreten  lieea^  Dies  geschah  im  Gesetz  vom 
2.  Jnni  1897.  Der  wichtigste  Pnnct  war  dieAnsdehnung  des 
Declarationszwangs  anch  auf  grösseres  Einkommen  (Ober 
3000  M.  nnd  ohne  Sehnldabzug  gereohnet)  in  der  bisherigen  Kate- 
gorie der  sogen,  geschätzten  Einkommen.  Das  hat  dann 
anch  einige  Verändenmgen  im  Veranlagungsverfahren  und  in  der 
Organisation  und  Funclioii  der  VeraDlagun-isbehördeu  (ComuiisHiorien) 
veranlasst.  Auch  hierin  hat  man  sich  den  prcussischen  Ein- 
richtungen zum  Theil  uiehr  ange8cUlo.s.sen.  Der  allgemeine  „sociale" 
Zug  der  neueren  Gesetzgebung  Uber  directe  Steuern,  besniulers 
fiher  die  Einkommensteuer,  hat  sich  —  ungeachtet  gewisser  finan- 
zieller  Bedenken,  welche  die  erwünschte  weitere  Rrleichterung  der 
kleineren  Einkommen  wegep  der  Ausdehnung  der  betreä'tnden 
Volksdassen  erschwerten  —  doch  auch  hier  darin  gezeigt ,  dass 
man  zwar  immer  uocb  kein  allgemeines  steuerfreies  £inkommen- 
minimnm  gewährte,  aber  doch  kleines  Pjukommen  gewisser  Art 
and  in  gewissen  Fällen  befreite,  ferner  bei  besonderen  die  Steuer- 
flihigkeit  Termindemden  wirthscbaftlichen  Verhältnissen  in  gewissem 
Umfange»  freilieh  in  viel  geriogerem  als  in  Prenssen,  Erleichternngen 
ngestand  nnd  endlich  die,  auch  jetzt  noch  nicht  in  das  Gesetz 
aelbat  gekommene,  sondern  durch  besonderes  Steoergesetz  fllr  jede 
Finanzperiode  geregelte  Stenerscala  mehr  abstufte,  nach  unten  za 
die  Stenersätze  etwas  ermässigte  und  nach  oben  zu  die  Progression 
weiter  führte  und  erhöhte,  bis  auf  4  ^o»        in  Preussen. 

85« 
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S.  den  Aufsatz  ?oa  Paalssen  im  Fin.arcb.  B.  15,  1898,  S.  345  ff.,  vorio  die 
Havpfpnoctft  der  Reform  kun  znsammengefaast  werden.  Das  Gesees  vom  2.  JnvA  1897 

eb.  S.  355  ff.,  in  Jer  Form  <1er  neuen  Rediction  des  alten  Gesetzes  von  1883  uiit  dea 
seitdem,  zuleUt  durch  die  2Io?elle  rou  1897  |$ebracht^  Abäaderangea.  In  mancheu 
PoDctcn,  formeller,  aber  auch  materieller  Art  madit  sich  der  Anschloss  an  das  neue 
preussiscbe  Gesetx  gellend.  Das  Meiste  ist  aber  aas  dem  1888er  Gesetz  einfach 
herUbergenommcn  oder  veiiifj  geändert  worden ,  so  das«  auf  die  rorausfrehende  Dar- 
stellung vervieson  werdeu  i^anu.  Nur  Einzelnes,  besonders  aus  den  erfolgten  m&te- 
TieUen  Aenderanfen  des  bisherigen  Rechts,  wird  hier  noch  erwihiit 

In  Bezn^  auf  die  subjective  Steui-rj  ;!!  hr  v,-iTA  den  Bostimmung;cn  Irs  Reicbs- 
geeetzes  von  187U  wegen  Doppelbesteueiun<;  iorueii  gonaoer  Eechnung  getragen,  die 
Besteaening  der  Ausländer  priciser  geregelt,  die  der  nicht  physischen  Personen 
sch&rfor  bestimmt  (§.  4 — 8).    Unter  den  Befreiungen  (§.  8)  finden  sich  die  von 
Pensionen  aller  Art,  Rfi(lis;ersichenin?srentcn,  auch  AuszSJircn  aus  I>andelUeni  (Ahen- 
theilo),  von  allen  aber  nur  bb  zuui  Betrage  von  unter  20Ü  M.,  ferner  von  Zinseiu- 
kommeo  aas  Sparcasscngeldern  für  Kapitalbetrüure  von  unter  5(M)  M.,  dann  noch  für 
Personen  unter  16  und  über  60  Jahren  Alters  von  Einkouimcn  unter  200  M.  .ius  Kapital- 
vennOgen  und  sonstigen  Kenten.  Die  Angestellten  der  Uui?endtät  Jena  haben  im  bis* 
hörigen  Umfang  ihre  Steaerfireilieit  behalten.  Einkommeiisteaeiiirei  ist  aasdrUcklich 
auch  das  Einkommen,  auch  der  zu  Bahnzwecken  dienende  Grundbesitz  der  Eisenbahnen, 
woftlr  die  Eisenbahnr 'incnragsabtrabc  ?n  entrichten  ist  Das  steuerpflichtig'e  Einkommen 
wird  dann  in  4  Abtlieilungea  wie  in  Freusseu  unterschieden,  aber  unter  Beibehaltuug 
der  Einreibung  aller  Einkommen  wieder  in  die  beiden  Kate^orioen  des  anzumelden- 
den und  des  übrigen  darch  Schätzung  7M  ermittelnden  Einkommens,  im  Ganzen  in 
der  bisherigen  Weise  (§.  11,  12).  Nur  sind  auch  bei  letzterer  Kategorie  jet^t  Stener- 
erklirnagspflicliteii  angeordnet  worden  (§.  48  ff.).  Wer  nemiSeh  im  letzten  Stener- 
jahre  mit  mindestens  3000  M.  schätz u n  frMiifiiehti>;en  Einkommens  (also  eventuell 
nur  des  betreffenden  Theils  seines  Gesaum  teiuiiünimens)  bereits  veranlagt  var  und 
wer  aus  der  Kategorie  des  schätzangspilichtigen  Einkommens  ausserdem  von  der  Be- 
hörde besonden  dazu  aufgefordert  wird,  hat  auch  sein  schätz. un^^pilichtiges  £ia* 
kommen  nnnmehr  zu  declariren.  unter  Androhung  des  Verluntes  der  Hechtsmittel  gegen 
die  Schätzung,  wenn  es  es  nnterlässt,  und  eines  Stcuerzoschlags  von  25  "f^,  wenn  er 
auf  nochmalige  besondere  Anffordernng  nicht  dedarirt  (§.  ^      48l   Wie  frlher 
ist  dann  das  KirjAouimen  in  die  Steuerrolle  der  3  Abtbeilunpen  einzustellen  (an- 
gemeldetes, durch  Schätzung  ermitteltes  ans  Grundvermögen,  desgl.  sonstiges)  und 
rem  6esammtl)etrage  des  ermittelten  Einkommens  dann  erst  durch  die  Stenerbehdrde 
der  Betrag  der  abzugsfahi|4:eu  Zinsen  und  nunmehr  auch  gewisser  anderer  privat- 
rechtlicher  Lasten  (so  aas  Leihrenten-  und  Auszugsverpflichtungen)  abzuziehen  (§.  15  tf.)- 
Bei  Steuerpflichtigen  mit  Jahreseinkommen  unter  2500  M.  (niedrig!)  können  Er- 
leichterungen zur  Berücksichtigung   nngllnstiger  Wlrthschaftsverhältnisse  eintreten, 
indem  das  Steuerkapital  „um  den  Betrag  bis  zu  einem  Viertel"  (undeutlich  !t  ermiis^igt 
werden  darf  (§.  21).  Die  Bestimmungen  über  die  Art  der  Erfüllung  der  Declaraüons- 
pflicht  in  Betreff*  der  Katogoiie  der  anzameldenden  Einkommen  sind  im  Oancen 
wie  bisher  geblieben  (§.  22 — 33).  auch  in  dem  Puncto,  dass  Zinsen  u.  s.  w.  offen  (in 
Betreff  des  Jabr--~)>i.'frag8)  und  verschlossen  (im  Uehriinui)  nach  Wahl  des  Ctnisiten 
angemeldet  werden  können  (§.  o3).   Im  Veranlagungbveriahren  für  daa  hchät/uugs- 
pflichtige  Einkommen  und  in  den  bezüfirlicben  Einriehtunfccn  dafür  sind  einige 
Ahündernn^en  erfol^'t  (GoseU  von  1883,  ^i.  ."1  IT.,  Gesetz  von  1897,  §.  34  (f.,  s.  bes.  in 
Bctrctt  der  locaicn  Schätzungscommissiouen      32  des  alten  und  §.  35  des  neuen 
GesetzesV  Der  Schfttzungscommissfon  ist  jetzt  mehr  die  Angabe  der  Voreinschltzung, 
wie  in  Preussen,  iregeben  wurden.    Die  Prüfung  und  Feststellung  der  Schätzungen 
ist  den  Verauiagangscommissionen  für  jeden  Rerhnunirsamtsbezirk  tlbertracen.  die 
an  Stelle  der  früheren  Prüfungscommissionen  traten      üO  Ü'.u  aljer  jeut  etwas  ander» 
gebildet  sind  (neues  Gesetz  §.  61*  altes  g.  55).  Die  Steuererklämngen,  die  neoen 
ohlitratnrischen  ftlr  die  hßheren  unter  den  sonst  pesrhStztcn  Einkommen  tmd  die  immer 
zulassigen  facultativen ,  werden  zunächst  vom  Kechnnngsamt  (§.  50).  dann  von  der 
Teranlagnngscommission  (§.  66)  geproft  Die  materiellen  Normen  tlt  die  Einsdbitnmg 
der  einzelnen  Arten  des  einzuschätzenden  Einkommens  sind  zwar  im  Ganzen  geblieben 
(§.  42  if.  des  alten,      51  ff*,  des  neuen  Gesetzes),  doch  mit  einer  beachtenswerthen 
Aenderong  in  Betreff  des  selbstbcwirthschafteten  Grundbesitzes,  wo  früher  der  nach 
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der  Eitrai^f&bigkeit  vorau^icbUich  m  erzielende  Reinertrag.  Jetzt  der  wirklich  erzielte 
nach  9>jiJirifren}  Durchschnitt  die  Grundlage  der  Euuchitznnf  bildet  (allea  Gtssets 
§.45.  neaes  §.53  Pütreff  der  Berufungen  gelten  wescDtlich  die  bisherigen 

B«8tinuDimgen  (aiteü  Geaeu  §.  62  ä«,  ueoes  §.  69  tf.,  mit  einer  Ueinen  Aendenug 
Uiuiehffieli  der  m  MitgUedem  der  Bemfiragaconunission  n  ▼thleodeo  PerMnen, 
altes  Gesetz  §.  64,  neues  §.  71).  Letzte  Beschwerdeiiistauz  ist  nach  wie  vor  das 
StaatsttinisteriiirK  'S  7.")'.  Die  St ra f an il ro h u n  e n  fQr  Hinterziehung:!)  bei  an- 
m  cl  iJ  eil  de  Iii  Liukumiücu  sind  geblieben,  nur  bei  solchen  in  Betreti'  des  Schuld- 
zinsenab^ags  etwas  ennässigt  (1 — 16-fache8,  ge^jen  bisher  4— 16-facho8,  §.  85,  86). 
Foljr-ricbtig  sind  aber  jetzt  anch  Hinterziehunpjist'rafen  nn^-fflrobt,  bei  wissentlichen 
l nricbtigkeiien  in  der  Steaererklärong.  soweit  diese  beiiu  geach&tzteu 
EinlomiDen  TOikoiDiiit,  falls  dadorcli  TerkflrsQogea  der  Btener  lierbeigefahrt  werden 
88,  4—16-  nnd  1— lO-facliesX  D.-w  M.-iximum  der  Ordnunersstrafen .  hi-V.rr  nur 
50  M.,  ist  aat  30Ü  M.  erhöht  worden  (§.  90).  (Eine  Norelle  vom  22.  M&rz  IbUÜ  bat 
in  den  Strafbestimmungen  einen  Punct  abgeändert.)  Die  yerbindiicbkeit  zar  Nach- 
Zahlung  hinterzogener  Stenern  verjährt  in  10  Jahren  nnd  geht  anf  die  Erben  bis  zur 
Höhe  ihres  Erbantheils  (Iber  (§.  92).  Strafen  (bis  1500  M.)  bedrohen  auch  die  Ver- 
leizQOg  dee  Gehcimniss  Seitens  bei  der  Veranlagung  bctheiligter  Personen  (.§.  94).  Das 
neoe  Gesetz  trat  alt  dem  Beginn  des  Jahres  1899  in  Kraft. 

Der  Stenertarif  war  schon  ror  dem  Gesetz  von  1897  durch  das  Steutrc:i'^et2 
?om  1.  Mai  1895  ftir  die  Finanzperiode  1896—98  geändert  worden  und  dieser  nem- 
licbe  Tarif  ist  dann  anch  In  das  Stenergeeet»  vom  25.  Mai  1898  ftu  die  Periode 
1899—1901  übergegangen.  Er  entbrdt  danach  31  Stufen,  beginnend  mit  08  Vo  Steuer 
\)f\  Einkomm-  n  bis  WO  M  ,  0.9  ^/^  bei  solchem  ron  800 — 400  M.  und  steiirt  dann 
in  weiteren  29  StuJen  iumier  um  0.1  "/^  bis  auf  4  ,  in  Stufen  von  100  M.  bis  zu 
13-1400  M.  Einkommen,  dann  in  frSsaeren  (zuerst  200.  daianf  800  .  500.  1000, 
2000.  3000.  5000,  10.000  M.  Kinkommen  mehr)  bis  zum  Einkommen  von  30.000  M. 
und  mehr.  Dabei  wird  also  hier  schon  der  höchste  Satz  von  voll  4  (da  immer  je 
!0O  tf.  des  betreffenden  Einkommens  mit  dem  steigenden  Satz,  zuletzt  mit  4  V9  be- 
legt rr  J'  n)  erreicht.  d<  r  in  Preu>.sen  e^^f  annähernd  (nicht  voll"!  bei  100.000  M.  und 
sehr  ciatritt.  Bis  900  M.  Einkommen  bestehen  so  schon  6  Stufen  mit  zoleUt  1.6  % 
Steoersatz  fur  800  —900  M.  Einkommen.  Gegen  Mhef  sind  die  nnteren  Stnfen  er- 
fflissigt  worden.  Kach  tiner  besonderen ,  Air  thUringi>che  Verhältnisse  bcachtens- 
vertben  Restimmnny  wird  aber  das  Einkommen  bis  zur  Stufe  X  (11—1200  M.), 
welches  ausserliaib  des  Landes  wohnende  Besitzer  ans  inläudistchen  Grundstücken, 
Gewerbeanstalten  nnd  gewerblichen  NiederlnasiiBgen  beziehen«  immer  mit  2%  (statt 
der  Sätze  von  0.8— 19  ^;o)  besteuert  (so  schon  nach  demfraheren  Steneirecbt,  s.  dar- 
über Schanz  im  Fin.aich.  B.  2,  S.  916). 

In  den  Sitzen  nnd  deren  piocentveleer  Fassung  in  dieeem  Stenertarif  Ist  aber 
seitdem  noch  eine  Aenderung  erfolgt.  Die  gtinstige  I  inari/'la^e  eriniVli«  hte  es,  zunächst 
wenigstens  för  die  laufende  Finanzperiode.  bis  iucl.  l'JOl.  om  allgemeines  „steuerfreies 
Existenzminimum"  einzuführen,  d.  b.  Einkuinmcn  bis  400  M.  steuerfrei  zu  machen, 
uch  sind  die  weiteren  unteren  Stufen  ermässigt  worden  nnd  zugleich  ist  man  Ton 
dem,  an  sich  rationelleren,  Stcuerrarif  mit  Procenfsät/en  7.«  einem  solchen  mit  festen 
Steuersätzen  fur  gewisse  Einkommenstufen  übergegangen  ^Gesetz  vom  22.  März  1899). 
Die  Sitze  sind  jetzt:  2.40  M.  ftar  400—450  M.  Einkommen«  8  Ibr  450—500.  8.60 
für  500—550.  4.80  für  550  f'OO,  0  f  ir  0-700,  7.20  für  7-800.  0  für  S  900  M. 
Sie  steigen  bei  Einkommen  von  900— 3000  M.  in  Stufen  von  lOu  M.  um  je  3  M. 
13  von  8000—16.000  M.  in  Stufen  von  800  M.  um  je  12  M.  (4  "  von  15000 
bis  18.000  M.  in  Stufen  von  500  M  um  je  18  M.  (3.6  von  18.000-24.000  M. 
DTvd  24.000— 30.000  M.  in  eleicbru  Stufen  tind  bezw.  je  21  (4.2  °V  '""'-4  M.  14.8 
lind  für  höheres  Kinkommen  für  jo  5UUU  M.  um  je  40  M.  Die  erwabnitn,  im  Aus- 
laad  wohnenden  Besitzer  n.  s.  w.  werden  aber  nach  wie  vor  auch  ftir  Einkommen 
nntf-r  400  M.  besteuert,  !n  4  Stufen  (bis  .50  M.  EinkomTnen.  50—100.  ino  200. 
'/UV— ÖOO)  mit  Sätzen  von  0.60,  1.20,  1.80,  2.40  M.  üb  dieser  Tarif  und  insbeson- 
dere die  Befreiong  des  Einkommens  bis  400  M.  in  dem  fta  die  neue  Finanz^ 
pcnode  von  ^902  an  zn  erlassenden  Stenergesetze  verbleiben  wird,  mnss  sieb  erst 
noch  zeigen. 
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Die  Stenergesetze,  welche  ftlr  jede  dreijährige  Finansperiode 
erlassen  werden ,  entsprechen  den  strengeren  Qrandsätxen  con- 
stitntionellen  Staatsrechts,  indem  sie  alle  einzelnen  Stenern,  auch 
die  indirecten,  aafsHbien  unter  Hinweis  aof  die  bezüglichen  Gesetae 
fttr  jede  dieser  Stenern,  wonach  sie  zn  erheben  sind,  nnd  die 
StenererhebuQg  danach  für  die  Finanaperiode  als  bewilligt  be- 
zcicbnen. 

Auch  in  dieser  iicuc>;ten  Gesetzgebung  eiues  deutschen  Klein- 
staats über  Einkommeiistcuor  ist  die  Annäherung  an  das  bezlle- 
liche  neue  preussische  Steuerrecht  erlreulicb.  Die  Abweichungen 
zu  Ungunsten  der  Gensiten  der  anteren  Einkommenclassen  gegen 
Prenssen,  die  nach  dem  Gesetz  von  1897  und  auch  noch  nach  dem 
von  1899  bestehen,  erklären  sich  mit  aus  der  Finanzlage  und  ans 
den  allgemeinen  WirtbschaftszQStänden  des  Landes.  £s  fragt  sich 
freilich ,  wie  lange  diese  Staaten  eine  derartige  Bestenernng  der 
kleinen  Lente  angesichts  der  prenssisohen  YerhlUtniBse  werden 
anfirecht  erhalten  kOnnen.  Die  eigenlibttmliche  geographische  Gon- 
fignration  des  Staatsgebiets  erschwert  das  ohnehin.  Mit  der  Pro- 
gression des  Steuerfnsses  wird  man  nicht  weiter  gehen  wollen  nad 
können,  solange  das  in  Prenssen,  Sachsen  nicht  geschieht  Nor 
die  HinzufUgung  einer  besonderen  Besteuerung  des  ftandirten  Ein- 
kommen»,  das  nach  wie  vor  bloss  beim  Grundbesitz  dnrcb  die  alte 
Grundsteuer  getroffen  wird  —  soweit  man  davon  nach  dem  oben 
Bemerkten  bei  dem  reallastartigeu  Cbaracter  dieser  Stener  reden 
kann  —  konnte  vielleicht  die  Mittel  zur  weiteren  iietVeiung  oder 
Minderbclastiing  der  kleinen  Leute  scbaffen.  An  eine  so1c!il'  Be- 
steuerung in  einer  oder  der  anderen  Form  ist  auch  wohl  gedacht 
worden,  doch  noch  kein  Schritt  in  dieser  Richtung  erfolgt.  Im 
Oegentheil  ist  sogar  jüngst  dem  Drängen  im  Landtage  nachgegeben 
und  die  alte  Grundsteuer  bis  auf  Weiteres  für  ttber  ein  Viertel 
ihres  bisherigen  Betrags  (von  8^/3  alten  Terminen  auf  6)  ausser 
Hebung  gesetzt  worden.  Die  Beibehaltung  der  ünterscbeidnng  an- 
gemeldeter nnd  einzuschätzender  Einkommen  im  Veranlagungs- 
▼erfahren  unterliegt,  nach  der  nunmehrigen  Einführung  des  Deela- 
rationszwangs  wenigstens  ilir  höheres  Einkommen  zweiter  Art, 
zwar  nicht  mehr  ganz  den  oben  angedeuteten  Bedenken.  Aber 
völlig  scheinen  mir  diese  nicht  fortgefallen  zu  sein.  Sollte  eine 
vollständige  Vereinheitlichung  des  Veranlagungsverfahrens,  wie  in 
den  übrigen  Staaten  mit  modemer  Einkommensteuer,  nicht  doch 
den  Vorzug  verdienen? 
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f.  Die  Übrigen  10  monarchisohen  deutschen 

Kleinstaaten. 

r'H  168.  Vorbemerkangea.  £s  sind  ?on  solchen  lüelnstaaten  im  iieuti^en 
Dentscbeo  Udeh  aodi  folgende  10  am  der  Legion      ehemaligen  im  ehen  fidohe 

verblicbcD.  Sie  werden  hier  in  geographischer  Gruppirong  zasammengestcUt,  mit 
Angabe  ihrer  Gebiets- und  ßeTölkorujigsgrösse,  am  zo  zeigen,  wie  klein  die  (Jeltnn^s- 
berciciie  besonderer  Steaerferfasäungeu  hier  sind.  Zum  Vergleicli  sind  ciuigc 
«tetistische  Daten  ftir  die  ttbrigen  bisher  behmdelten  Staaten  nod  fttr  die  drei  Fiei- 


slaaten  beigefügt. 

T^.  82.                                                 Qebietsgrröäse  Berölkening 

(ikm.  1000  in  1895 

Heixogcham  Sacbsen-Meiningen   2468  234 

—  —     Altenbarg   1324  180 

—  —     Coburg  und  Uotba ....  1958  217 
FOistenthum  Schwarzburg-bondershausen    .    .    .  862  78 

—  —       Rndolfltadt   941  89 

Beoss  altere  Linie   316  67 

—  —    jüngere  Linie   826  132 

—  Waldeck   1121  58 

—  Lippe  (Detmold)   1215  185 

—  Schaumburg-Lippe   340  41 

1.  Zuäämmcn:  üruppeder  10  kleinsten Monaxchiceu  11Ö71  1231 

11.  3  Fretötaaten  (:itftdte)   970  961 

IlL  Gruppe  der  G  grösseren  Kleinstaaten .   .  32065  2139 

IV.  Gruppe  der  6  Mittelstaalen')   147654  16098 

Y.  PieoMsen   848607  81855 

Deutsch«  fidoh   540667  52280 


Koch  10  verschiedene  Steaerrerfassangen ,  eigentlich  11  (da  Cobaig  nnd  Gotha 
keine  einheitliche  habend  auf  einem  Gebiete  von  1 1.400  qkm  mit  noch  nicht  1'/^  MiU. 
£iawohnern,  7  bezv.  8  davon  in  Thüringen  auf  einem  Gebiet  von  c.  ti.lOi)  (jim.  mit 
1  HilL  Bewohneta,  mit  Saehsen- Weimar  8  bezw.  9  mit  c.  12.600  qlun.  (vebiet  uud  mit 
1"^  Mill.  Bewohnern.       xudem  ;iuf  Staatsgebieten,  deren  Bestandih  iIl-  ;um  Theil 

enz  durcheinander  und  mit  preossischen  Gebietstheilen  förmlich  im  Gumcngo  liegen  1 
0  rnftonter  die  Staatsneozen  mitten  durch  ein  Dorf  gehen!  Es  sind  aber  eben 
„historisch  begründete"  Verhältnisse.  Auf  eine  grossere  Dnification  auch  der  dirocten 
Besteuerung  im  Reiche,  unter  den  heutigen  Wirthschafts-  und  Verkehrsrerhältnissen 
mtlssten  dieäe  Zustände,  sollte  mau  indessen  meinen,  doch  üurcüaus  UiuUiiuiguu  (a.  u. 
9. 179).  Aber  jedee  Lindchen,  B^iemng  und  Landt^  in  Uebereiustimmanf,  hingen 
an  diesen  wie  an  anderen  ererbten  particulariatischen  Kiiicnthuuilichkeiten.  — 

Auf  eine  Darätuilung  der  geschichtlichen  £ntwiciduug  im  19.  Jahrhundert  imd 
der  heutigen  Ausgestaltung  der  Slenerverfiaenngen  dieser  kldasten  Kleinstaaten  in  der 
Weise  wie  im  Vorausgehenden  und  noch  in  den  letzten  Abschnitten,  weiche  die 
gr&äscren  Kl'Mnstaatcn  behandelten,  muss  ich  aus  mehrfach  angedeuteten  Gründen  (so 
8.445,  51ti)  vcmchieii.  En  soll  im  Folgenden  nur  tiino  ganz  kurze  ürieiitiiuiig 
Ober  die  gegenwärtige  directe  Besteuerung,  voinemlich  auch  nur  Uber  die  &bligena 
anch  ganz  voranstehende  Personal-  (Eiukommen-)Besteuerung  dieser  ^itaaten  gegeben 
werden,  nur  mit  gelegentlichen  Bemerkungen  über  äou^tiges  Finanzielle. 

UDvermeidlicb  muss  aber  zum  Verständniss  auch  der  GestaltoDg 
der  Bestenemng  hier  bei  jedem  Staate  etwas  näher  anf  das 

')  Die  oben  behandelten  6:  beide  Mecklenburg,  Oldenburg,  Brauuschweig,  An- 
halt, Sachsen- Weimar. 

^  Mit  Eleaat-Lothringen,  damit  6. 
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Domänenwesen  nnd  die  eng  damit  znsamme&hSngeDde  f i n a n - 
zielle  Ausstattung  der  Ffirstenhftnser  eingegangen  werden. 
In  allen  diesen  Staaten  bat  man  es  mit  mehr  oder  weniger  Tor- 
berrsebendem  domanialwirtbsebaftliohen  Finanz- 
wesen zatbon,  inwelcbem  die  direete  und  die  sonstige  Lande»- 
Besteaernng  nnr  eine  ErgftnznngsroUe  spielt  Die  Doma- 
Dial-,  Damentlicb  die  Forsterträge  sind  in  diesen  wie  in  den  anderen 
Kleinstaaten  meistens  absolut  und  relativ  sehr  beträchtlich,  aller- 
dings aber  anderseits  auch  die  „Civillisten,  ftlrstlichen  Do- 
tationen", dem  FUrstenhause  für  seinen  Aufwand  durch  besondere 
Vereinbarungen  Überlassenen  Domanialertriige  u.  dgl.  m.  Diese 
Summen  absorbiren  regelmässiir  einen  erhebliclu'ii  Theil  der  ge- 
sammten  Donianialerträge,  auf  die  sie  häutig  speciell  f^ele2:t  sind, 
oder  nehmen  sie  ganz  in  Ansprach.  Betrachtet  man  jene  Dotationen 
gleichwohl,  wie  in  anderen  monarchischen  Staaten,  mit  als 
Staatsanfwandy  was  in  einzelnen  Kleinstaaten  nach  den  getroffenen 
Vereinbarungen  und  Gesetzen  formell  staatsrechtlich  nicht  richtig 
ist,  so  belaafen  sieb  diese  fttrsüicben  £inkttnfte,  CiyiUisten 
Dotationen  u.  s.  w.  aaf  bobe  Kopfbetrfige,  2  — 3  M.  nnd  mehr 
in  den  Kleinstaaten,  gegen  z.  B.  noch  nicht  Va  M.  in  Prenssen, 
noch  nicht  1  K.  in  Baiem.  Aneb  der  höchste  nnd  höhere  Ver- 
waltnngsapparat,  die  Central-  nnd  Ministerialdepartements  sind  in 
diesen  Kleinstaaten  nnverbftltnissmässig  stark  entwickelt  nnd  fallen 
dadnreh  mit  ihren  Kosten  finanziell  erheblich,  relativ  weit  mehr 
als  in  Mittel-  und  vollends  in  Grossstaaten,  ius  Gewicht,  trotz  oft 
nur  recht  massiger  Besoldung  der  höchsten  licanitn]  (^linister  u.  s.  w.). 
Das  Alles  bedingt,  dass  trotz  bedeutender  DuLiiauliilerträgc  die 
Besteuerung,  und  zwar  die  nach  Lage  der  Dinge  vornemlicb  in 
Betracht  kommende  direete,  ungeachtet  ihrer  blossen  Ergänznngs- 
rolle  zn  den  anderen  Einkünften  doch  ziemlich  hoch  ist,  nament- 
lich, wie  in  den  thüringischen  Staaten,  gegenüber  dem  massigen 
Volkswohlstand.  Auch  die  Noth wendigkeit,  die  Besteuerung  neuer- 
dings bei  Termebrtem  eigentlichen  Staatsbedarf  ergiebiger  zu  machen, 
hängt  mit  diesen  Verbältnissen  zusammen.  Indessen  sind  dies  eben 
nothwendige  Conseqnenzen  des  Kleinstaatenthnms 
nnd  der  monarchischen  Staatsform  darin.  Aneb  mnss 
bei  den  fttrstlicben  Dotationen  berücksichtigt  werden,  dass  die  be- 
treffenden Fttrstenhättser  gewöhnlich  grosse  Gmndberren  waren 
und,  in  welcher  staatsrechtlichen  Form  auch  ihre  Dotationen  neuer- 
dings geregelt  sein  mögen,  im  Grande  doch  die  Domaniat,  Kammer- 
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guterträge  u.  s.  w.  von  Alters  rechtlich  in  erster  Linie  tür  die 
Deckung  des  Hof-  und  Ilausaufwands  der  Landesherrschait  bestimmt 
warcD,  auch  in  den  Domänen  «ich  viele  Bestandtheile  ehemaligen 
dynastischen  Hansguts  befinden  (s.  Fin.  T,  214,  215).  Es  bleibt 
demungeachtet ,  weuu  man  hiernach  die  relativ  hohen  fdrstlichen 
Dotationen  und  Kosten  der  Ceutralinstanz  in  diesen  Kleinstaaten 
recht  wohl  erklären  nnd  auch  rechtfertigen  kann,  freilich  richtig, 
dass  die  Gesammtkosten  ftlr  Hof  nnd  oberste  Verwallaog  in  diesen 
Staaten  eine  weit  mehr  fühlbare  Last  als  in  grösseren  Staaten 
und  wenigstens  indirect  auf  die  Koth  wendigkeit  der  Vermehrnng 
der  Beatenernng  hier  mehr  als  in  letaleren  Staaten  von  Einflnas 
sind.  Das  ist  znm  Verstftndniss  neuerer  Entwickinngen  zu  beachten 
(a.  auch  nnten  §.  179). 

Du  leffshtire  Mtteiial  Uber  die  Besteneninir*  besonders  die  wichtigste,  die 

directe  PeraonalbL'Steaeruug.  sowie  zum  Tbeil  aach  ober  andere  finanzielle  Verhilt- 
Qisse  liegt  aach  für  diese  Staaten  grossentheils  im  Fiuanzarcbir  vor.  Eü  iät  eines  der 
fielen  Verdienste  Ton  G.  Schanz,  es  gesammelt  and,  zum  Theil  in  verarbeitetKr 
Form,  in  seinem  treHlichen  Finanzarchiv  leicht  zugänglich  gemacht  zu  haben.  Wesent- 
lich mit  nach  diesen-.  >Titerial  sind  die  folgenden,  absirlitlii  }i  sn  Vnr/.  als  möglich 
gebalteoen  Skizzen  eutworlcn  worden,  bei  denen  mir  auch  daä  ^lar<^uardsea'<>che  Hand- 
hach  des  4»ffeQtUchen  Bechls  steUenwds«  gnte  Dienste  geloibtet  hat.  Vieles  masste 
indessen  aus  den  Gesetzsammlungen  selbst  ergänzt  werden,  diu  ich  sämmtlich  dafür 
eenauei  durdigeseheii  habe.  Ftlr  Weiteres  uiid  Einzelheiten  kann  sonst  meistens  auf 
dis  Flmuuuehiv  Tenriflsen  werd«i,  denen  wichtigere  AnfAtee  in  Folgenden  dtirt 
Verden.  Ijn  Gothaer  Hoflslender  werden  die  Etat«  dieser  Kleinatntinn  mdstenn  in 
TrtrhiltniwmüHwg  grosser  Specialisinuig  mitgetheilu 

§.  169*  Saehsen -Meiningen. 

Das  Land  hat  eine  höchst  sonderbare,  den  südlichen  thüringer  Wald  wie  ein 
Kranz  umziehende  Form  und  noch  einicre  Exclaven.    v.  Keden,  Finanzstatistik  I, 
2.  Abth.,  S.  1421  Ii.,  passim,  nur  wenige  Xüü/en.    Staatsrecht  im  Handbuch  des 
«fendicheo  Kechts  III,  2.  Ualbb.,  2.  Abth.,  S.  31  ff.    Daselbst  Aber  die  Finanz^ 
Verwaltung  S.  54  ff.   Abhandliin?  von  Kircher.  Eine  gan/R  Litterattjr  hat  der  Mitte 
d&  19.  Jahrhunderts  lange  Zeit  spielende  „Domänenstreit"  zwischen  Fürstenhaus 
nnd  Land  herrorgentfen ,  s.  dsrtber  Kireber  s.  ».  0.  S.  57  ff.  nnd  ans  jener 
Litteratur  u.  A  H.A.  Zachariä,  dii-  Re(litsverliriUni>3c  des  fürstlichen  Kammerguts, 
besonders  in  Sachsen- Meiningen,  lb61  (iur  die  fürstliche  Auffassong),  Rey scher, 
die  Bechte  des  Staats  an  den  DomSnen  und  KammcrgUtern,  1868  (für  die  Anffoasnng 
des  Landes),  Heinze,  Domänen fiat^e  in  Sachsen- Meiningen,  Zeitschrift  für  Staats- 
wissenscbaft.  1863  (weitere  Schriften  s.  bei  Kirch  er  S.  31).    Der  Streit  drehte  sich 
namentlich  um  das  Eigeuthumsrecht  an  den  Domänen  und  um  da^  MaabS  und 
die  Rechtsform    der    Mitrerpflichtong    der   Domanialerträge  zur 
Deckung  des  Staats bedarfs.  Dieser  Streit  i.^f  von  .illgcmeiuer  rerlit.sliistorischer 
ood  staatsrechtlicher  Bedeutung  für  die  Kechtsfragen  in  Bezug  auf  Domamalrcrmögen, 
besw.  Kammexgot  in  Dentscbland,  frellicb  aber  ancb  ein  nnerfrenlicbes  Stttck  nocb 
neuester  deutscher  Kleiustaaisgeschichie  srewesen.    Er  hat  schliesslich  im  Weiie  dt.> 
VerKleichs  nach  (h'<'-t/.  vom  20.  Juli  1^71  M^ine  Erledigung  gefunden  (s.  Kircher 
8.  60  und  schon  i  iji.wiss.  I,  S.  51^1.    I'ie  durcli  das  gen.  Gesetz  geschaffene  Staats» 
rechtliche  Ordnung  ist  eine  ciu^enthamliche  Form  der  Auseinandersetzung  zwischen 
FoRitonhaus,  bezw.  Land.  sfursti  n  nnd  .*^taai  (Land)  und  der  Ket.'<'lun?  der  Vcrh.iltnisse 
der  Kammer-  und  der  Landescasse.   >iach  Lage  der  Dinge,  bei  dem  grossen  Umfang 
Ofid  Ertrag  des  Domaninais,  nanMnÜich  der  Forsten,  wirkte  die  getroffene  Entscheidung 
Mcb  aal  die  Landesfinaaieii  nnd  indirect  auf  den  Steaerbedarf  nicht  onwesentlich 
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mit  «in.  S.  Uber  die  Nntzbannachang  der  fiscalischen  Landgüter  (Dominen)  den 
Aufeatz  von  Ziller  im  Fiu.arch.  Bd.  12.  1895,  S.  641-649,  mit  Statistik;  feiner 
Ziüer's  Aufsatz  die  fi-»ralisrht'n  'iritii  Ibnu-hc  im  IL-r/o^'tlmin  Sachsen -Meiningen, 
cb.  B.  13,  1896,  ä.  169 — 168  und  von  demselben  den  Aulkatz  die  Doin^onfor^- 
vervaitang  des  Herzogtliuins  Sachseo-Meioiii^en  cb.  S.  169--176«  mit  Stttistilc. 
UibtT  die  Besteuerung  Kirrher-a.  a.  0,  S.  r».".  EinkomtnenstcaergeseU  ?oni 
la.  mrz  189U  ncbät  Ausfuhr.- V  erorda.  vom  25.  April  1890  in  Fiiu-arch.  B.  7,  1890, 
S.  524—558.  Begrttiidiiog  daselbst  S.  554  ff.,  An&aiz  Ton  Ziller  darüber  PüLarch. 
B,  12,  S.  650—661,  mit  Steuerstatistik,  auch  B  12.  S.  79  II".  (Gesetz  vom  19.  Febr. 
1900,  Steuerfreiheit  bis  700  M  )  Gesetz  nber  (icwerbebctrieb  im  Umherziehen  rom 
25.  Juni  1885.  Fin.arch.  B.  13,  1886.  S.  24U  Ü.  Leber  die  directcu  Steueru  überhaupt 
und  ja&gbte  Reformfragen  (1899)  Fiu.arch.  ß.  17.  S.  457  H".  Erbschaftsstcnetgeaetz 
vom  15.  Juni  18G7,  20.  Mai  1885,  Daten  darüber  und  Ertra^r^statiatik  mehrfach  Im 
l'iu.arch.,  s.  Kegister  unter  dem  Wort.  —  Gesetz  rom  9-  Jult  1879  Uber  die  Fiaaazea, 
bes.  die  fiechte  der  LandesrertretoDg  dabei  —  Im  Folgendeii  nor  etoe  kone  Cbano 
tehstik  der  Finanzen  und  Steuern  und  bloss  ttber  die  Einkommensteuer  einigM  Weitete^ 
mit  Beschränkarg  auf  laaaüsgebeade  characleiistuche  Haopq[iQiicte. 

Im  Herzogthom  Sachsen-Heioingen  wird  in  der  Fiiians- 
Terwaltnng  und  im  Etat  noch  zwischen  Dom&nen-  und  Lande e- 
caSBC  mit  eigenen  Einnahmen  und  Ausgaben  nnterBchieden.  Von 

besonderer  iinan/itlici  Bedeutung  ist  liiertur  das  erwUhute,  den 
DomüDenstreit  entscheidende  Gesetz  vom  20.  Juli  1871  geworden. 

Die  eigentlichen  Staatsatisgabcn ,  f*inscbliesslich  der  Matricularbeiträi^c  an  das 
ßeich,  aber  ohne  die  Dotation  des  Fürstenhauses,  laston  auf  der  Landescasse,  die  an 
Elniialimen  die  Deberweisangen  vom  Beich,  die  Landesstenem ,  Gebtthren,  aacb  die 
Einnahmen  von  den  Eisiiibalinen  und  die  Hälfte  der  DoniänenUbcrschnssc  bezieht. 
Die  Domänencasse  hat  als  Einuahmco  die  Kohertrige  der  Domkneo,  Forsten,  gewisser 
OeirerbeaostalteD,  ab  Ausgabe  die  Betriebs-  und  Venralttragskosten  dieser  Einnahme- 
zweige,  auch  Antheilc  an  den  Kosten  der  obersten  Staatsbehörden  (Ministerium)  and 
die  Dotation  des  herzoglichen  Hauses.    Die  SfiPir«-':chnU!  bclastot  tlberwietrend  die 
Landcscassc.    lu  dem  Gesetz  von  1871  wurde  nun  bestimmt,  dass  die  herzogliche  * 
Familie  für  ihren  Aafwand  ans  dem  Ertrag  der  Domänen  280.000  fl.  (394.2iS  M. 
jet/O  beziehe,  eine  nur  mit  Ztjstimmanfr  des  Landtag  erhöhbare,  mit  der  des  Herzoge 
verminderbare  Summe,  dass  der  Domänenetat  mit  Zastimmang  des  L.andtag8  — 
nicht  bloss  mit  seinem  Beir«th,  nach  ein  strittiger  Paoet  —  festgestellt  irerdt  nnd 
dass  vom  üeberschuss  der  Domftnencasse ,  nach  Bestreitung  der  ihr  obliegenden  Ver- 
wa!tnn?s-.  dann  der  Betriebskosten  und  dieser  Dotation  des  Fürstenhauses,  je  die 
llülfte  der  Staiitscasse  und  dem  llcrzug  zufalle  (s.  lin.wiss.  I,  S.  518  noch  einige 
weitere  Bestimmung«!,  Kircher  a.  a.  0.  S.  60).    Nach  dem  Etat  von  1S97— 99 
(3-jährig,  mit  Jahressummc''  war  diese  Hälfte  auf  410.765  M.  veranschlag?!,  d.  L.  auf 
ttber  ein  Viertel  des  Ertrags  der  dircctcn  Steuern  (c.  1.506.000  M.)  und  Uber  ein 
Achtel  der  Gesammteinnahmen  der  Landescasse  (3.087.000  H.,  anter  Abrechnong  dtt 
Matricularbeiträge  und  eines  Zuschusses  aus  den  Cassenbestündi'n),    Die  gesammte 
fürsüiche  Dotation  bctni-r  daher  etwas  über  SOu.OdO  M.,  Uber  die  U&lfte  des  Stener- 
erlrags  und  über  ein  \  iertel  der  (iesammtcinnahmen. 

Die  Haupteiunahmeposten  der  Landescasse  sind  die  directen 
Steuern,  gegenwärtig  etwa  die  HäUle  der  ordentlichen  Einnahmen. 

Im  gen.  Etat  1.50.5  790  M..  neben  rund  418.000  M.  ans  Gebühren -und  StntsD* 
289.000  aus  Eisenbahnen,  211  000  aus  Yerschi<-dencm ,  252.000  aos  UebefSCbtlflMn 
ron  Einnahmen  aus  der  Keichscasse  Uber  die  Matricular  beitrage. 

Die  directen  Stenern  bestehen  ans  einer  allgemeinen  Ein- 
kommenstener  als  Hauptsteuer,  Grnnd-  nnd  Gebäudestener 
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und  einer  Steuer  vom  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen 
als  Nebenstellern.  Erstere  bringt  etwa  -/.,  des  licsamratertrags  der 
directen  Steuern  auf.  Die  Grund-  und  Ciebäudesteuerii  sind  wesent- 
lich nach  prenssischem  Muster  eingerichtet  und  stellen  eine  Präcipual- 
he.steuerung  dieses  Besitzes,  be/.w.  des  daraus  hervorgehenden 
fundirten  Einkninrücns  in  Form  von  Ertiagssiein  i  n  dar.  Die  Ein- 
kommensteuer ist  durch  Gesetz  vom  18.  März  1890  an  die  JStelle 
der  früheren  Classen-  und  Einkommensteuer  getreten,  welche  im 
OaDzen,  aber  schon  mit  einigen  bemerkenswerthen  Abweichungen^ 
der  früheren  bezUglicheD  prenssischen  Steuer  entsprach.  Die  nene 
einheitliche  Einkommenstener  war  ein  Fortschritt  in  der  Richtung^ 
welche  die  neuere  Einkommensteuer,  besonders  sdt  der  Beform 
von  1891  in  Freussen,  in  Dentsehland  aUgemein  eingeschlagen  hat, 
und  das  bezügliche  Gesetz  yerdient  als  Beispiel  einer  ganz  guten 
Gesetzgebung  dieser  Art  Beachtung.  Die  Steuer  stimmt  in  ihrer 
Strnctur  und  Einrichtung  danach  mit  den  neueren  betreffenden 
Stenern  überein,  hat  aber  auch  einzelne  Besonderheiten. 

In  der  frttboien  Classen-  und  Einkommeusteaer  nacli  UeseU  rom  Ib.  Jali  1867 
«uid  NoreUen  dim  fon  1809  und  1874  hatte  die  daaseiiBteiier  schon  eine  AvsbUdongr 

mehr  im  Sinne  der  Einkomo  i  t  uer  erhalten.  Sie  hatte  noch  kein  Kteoerfreies 
Eiistcnzminimnm.  In  den  ItWOer  Jahren  war  abor  dir»  unterste  Stenerclasso  ausser 
Hebang  geseut,  die  beiduii  nächsten  ennä^sigt  worden.  Eine  weitere  Befreiung,  be^w. 
Emlatigang  der  unteren  Stufen  war  ab  BedUrfuiss  anerkannt  worden.  bertand 
ferner  srlion  in  diesem  besetz  eine  facultative  Derlaration  des  Einkommens,  wobei 
Aüsche  Angaben  and  ebenso  derjenige  Gensit,  der  zu  niedrig  cingeüchätzt  worden  war 
und  nicht  alsbald  daron  Anzeige  gemacht  hatte,  mit  Strafen  bedroht  waren.  Zwischen 
Classen-  und  Einliommensteucr  wurde  wie  in  Preosscn  bei  der  Einkommengrenze  von 
1000  Thlr.  unterschieden.  Der  Steaersatz  war  hei  5  -600  M.  f^iukouimen  6  M.,  also 
1  ^!(,  df>r  Obergronze  und  btieg  allmäiig  nach  dem  Princip  der  Degression,  bei  1500 
bis  1  M )  M.,  wo  er  36  M.  oder. 27«  %  der  Obergren/e.  bei  1900—3000  M.  72  M,  oder 
i'V-,  "  o-  in  1t  T'inkomnieusteaer  im  Allgemeinen  aul  c- 3  "/o'  *ber  etwas  verschieden 
nach  den  iiaukommeustofen,  höher  ftlr  die  Untergreuze  ala  die  Obergrenze  einer  jeden. 
Die  Einaehltinng  erfolgte  in  rerhiltnissmissif  grossen  Einnch&tznngsbeziricen .  den 
4  Kreisen  des  Landes,  durch  Einschätzungscommiüsionen.  die  ans  dem  Landrath,  den 
itädtiM^hen  BUrgermoistern  und  vom  Kreisausscbuss  gewählten  •Steuerpflichtigen  gebildet 
waren,  mit  ndndeMens  18  Mitgliedern.  Es  war  ab  Mangel  empranden,  dass  diese 
Beilriie  zu  gross  und  den  Commiasionen  die  peisjtnlichen  VerhUtnisse  der  Censiten  zu 
▼enif»  bekannt  waren.  Daraus  und  in  Verbindung  mit  den .  wenn  auch  niedrigeren, 
doch  noch  zu  hohen  Steuersätzen  der  Glassensteuer,  be^tundcrs  in  den  unteren  Stufen, 
ergab  sich  eine  zu  starke  Belastung  der  unteren  nnd  mittleren  Classen  und  der  Gen- 
sllen  mit  ofTenkundigem  Einkommen  oder  mit  richtiger  Angabc  ihres  Einkommens. 

Das  Ge.setz  ron  1890  hat  diese  Puncte  zu  Tcrbcs&em  gesucht.  Es  wnrden 
Heinere  Einschitznngsbezirlte,  regelmässig  1  für  jede  Stadt-  nnd  Land- 
g:emeinde  und  Commissionen  dafür  gebildet,  der  Vorsitzende  dabei  von  der  Staats- 
Terwaltung"  ernannt,  re•^elm.l'?-i^•  in  der  Person  des  Vorstands  der  sogen.  AmtJieinnahme 
(Rentamts),  wodurch  mau  die  Garantie  für  glcichmtosige  Veranlassung  im  Auit^einnahme- 
bezirk  fOr  die  verschiedenen  Einschätzungsbezirko  gegeben  zu  haben  glaubt.  Steuer- 
frei ist  das  Einkommen  von  unter  COO  M.  i  mit  Ausnahmen),  (seit  1900  bis  700  M.)  für 
die  Gemeindeumlagen  werden  aber  auch  kleinere  Einkommen,  diese  in  4  festen  Stufeu- 
tflzen  1,  2, 8, 4  H.  Xahiessatz,  besteneit  (Art  71«  doch  milssen  in  unterster  Stafe  Per- 
SMiMi  anter  16  und  Uber  60 /ahre  Alten  frdgetessen  werden).  Der  Stenertarif  ent- 
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hüt  zwar  Einkommenstufen,  aber  bat  den  Steuersatz  dorchwcg  in  Procentco  (  Mark 

von  100  M*  Einkommen)  angesetzt,  lun  die  Terbcbieden  b(^e  Bestenening  des  Ein- 

komrnens  an  di  r  Ohcr-  and  üntcrgrenzo  einer  Stufe  zti  vermeiden ,  was  allerdings 
gegenüber  einem  iesten  Steuersatz  für  jede  Stafe  das  Bessere  ist.  Die  neoo  Stauer 
tot  darchwef  eine  aolcbe,  welche  nach  dem  zUPermisstg  bestinimten  Einkommen  jeden 

Ceiisiton  belastet,  die  frühere  UnterBcJu  idaiii:  zwisoh^^n  Classen-  und  Einkommensteuer 
ist  fortgefaUen.  Der  Tarif  ist  ein  progressiver  (degres>siver).  begioneod  mit  0.8  7o 
Einkommen  toa  6—700  M..  1  '^Iq  bei  solchem  ron  7—800,  weiter  steigend  z.  B.  bei 
Einkommen  toil  1000—2000  M.  anf  SÄ,  wn  2  P00-;3000  auf  2.9,  ron  8000 -GOOO 
auf  3,  dann  noch  weiter  bei  Einkommen  von  ROiMt— «tOOO  M.  auf  8.1.  von  9000  bif» 
12.000  auf  3.2  u.  s.  w.,  bei  30-33.000  M.  aul  i.i*  und  bei  höherem  auf  4  welcher 
neuerdings  üblich  gewordene  Haiimali>at/.  also  schon  bei  diesem  Einkommen,  in 
Preosscn,  Sarhscn  »^rst  bei  dem  von  100.000  M.  erreicht  wir»!  ')<  'j<'iitiber  dem 
früheren  Gesetz  i&t  die  Steuerlast  durch  den  neuen  Tarif  mehr  von  den  unteren  aof 
die  oberen  Einkommenstufen  rerschoben  worden,  was  ein  Ziel  der  Beform  vir. 
Berücksichtigung  ungünstiger  wirthschaftlicher  Verhältnisse  dnich 
niedrigere  Anset/un^  des  steuen~)flichtigon  Einkorn  tri  ens  oder  Freistellung  ist  bis  zo 
3000  AI.  Jahreseiükumuien  btatthaft  (Art.  ol).  Diu  Pflicht  zur  bleue  rcrklürung 
Ist  unbedingt  und  allgemein  bei  Einkommen  ron  jlhiiich  40  M.  und  mehr  aus  Kapitd* 
vermögen,  also  etwa  bei  1000  M.  Be.^itzes  von  letzterem,  •ui'^jrn'-prnrfit'n.  Auf  beson- 
dere AufforderuDg  des  Vonitzenden  der  Einscbätzuugbcowuii&äiou  muss  aber  jeder 
Gensit  mit  einem  nicht  zweifellos  unter  1500  H.  bleibenden  EinkMnmen  jeder  Alt 
und  im  Falle  dessen  Bef&bigung  zur  Bezifferung  seines  Einkommens  zu  vermuthen  ist, 
declarircn  .  unter  Androhtinir  des  Verlustes  des  Perufungsreclits  bei  Unterlassung  der 
Steuererklüruüg  (Art.  31 — 33).  Ausserdem  steht  es  überhaupt  jedem  Censiteu  frei, 
sein  steuerpflichtiges  Einkommen  anzugeben  (Art.  34].  Strafbar  sind  wissentlich  Qn- 
richtisre  Aii!r-\>'>n,  die  zur  Verkürzung  der  Steuer  führen,  aber  auch  jetzt  noch,  wie 
im  früheren  (iesetz,  der  Fall,  wo  ein  Censit,  der  keine  Steaererkläruog  abgiebt  und 
in  Folge  dessen  zu  niedrig  eingeschätzt  wird,  dies  nicht  selbst  der  StenerbehSrde  als> 
bald  anzei(!t.  Die  Strafe  ist  das  Vierfache  des  Jaliresbefrairs  der  Steuer,  um  die  der 
Staat  verkürzt  wurde  oder  werden  sollte,  sie  geht  auf  die  Erben  über,  die  Strafbar- 
keit verjährt  in  4  Jahren  (  An.  37).  In  cigenthtimlicher  und  umfassender  Weise  wird 
der  Grundsatz  der  Publiritüt  befolgt,  es  wird  die  Steuerrolle  jedes  Orts  eine  Zeit- 
lang zur  Eiusichtnabme  für  die  Steiierjiflichtigen  gestellt.  Von  diesem  Acte  an,  nicht 
eist  von  dem  Zeitpnncte  der  t^brigens  auch  erfolgenden  Behändigung  des  Veraulagao|»- 
schreibens  an  den  Gensiten,  Iftnft  die  BerafongdTrlat  Durch  die  PaldidflU  der  Steuer- 
rolle,  in  welcher  die-  für  die  Veranlap-nn^r  j'-des  Censiten  maa.ssßebenden  wirth^chaft- 
lichen  Momente  enthalten  sind,  will  man  aber  auch  absichtlich  den  Censiten  die  Ge- 
legenheit der  gegenseitigen  Cootrolc  geben,  am  so  eine  richtigere  Einschätzung,  be- 
sonders wieder  der  Wohlhabenderen,  m  garantiren  (Art.  54,  s.  Zill  er  a.  a.  0.  S.  655). 
Die  übrigen  Bestimmungen  des  neuen  Gesetzes  entsprechen  im  Wesentlicheo  den 
Gmndsätzoo  der  neueren  deutschen  (iesetzgebutig  Uber  aiigemoine  Einkommensteuer, 
wobei  nur  Einseines  in  besonderer  Wei^e  normirt  ist.  Die  snbjective  Stenwpilicbt 
uirifa>st  daher  auch  gewisse  juristische  Personen  ,  Actien-  und  andere  Erwerb^g-r.sell- 
schafteu  und  Genosscnscbafteo ,  ohne  Gew&brong  einer  steuerfreien  Bente  bei  den 
Actiengeseltschaften  u.  s.  w.  Da  die  Actionire  auch  fiir  Zinsen  und  Dividenden  roll 
besteuert  werden,  besteht  wie  in  Sachsen  in  solchem  Falle  materielle  Doppelbesteuemng. 
Die  objertive  Sfenerp flii  lit  ist  ebeiifalls  in  üblicher  Weise  geregelt,  daher  namentlich 
mit  dem  Kccht  des  Abzugs  vun  bchuldzinsen  und  anderen  rechtsverbindlichen  laufcndeu 
Lasten.  Die  dem  Staat  zu  zahlende  Grund-,  Gob&nde-,  Hausirirewerbesteuer  darf  ab- 
gezogen werden,  nicht  aber  die  Gi'ineiinleal)^aben .  ansdrtlrklich  auch  nicht  Li'bens- 
versicherungsprämiun,  wohl  aber  gewisse  FacbvcrsicherungsprämieQ.  Für  das  Vcr- 
nnlagungsvernhren  und  die  bezügliche  Organisation  der  Behörden  und  Goamissionen 
sei  auf  das  Gei?etz  selbst  verwiesen  (Art.  39  11,).  Erwälinf  -ei ,  dass  Arbeitgeber  und 
Dienstherren  verpfliehtet  sind  Aber  Lohn.  Gehalt  u.  s.  w.  ihrer  Arbeitnehmer  auf  Ver- 
langen Au^ku^^t  ^u  eriheileii  (Art.  4~).  Letzte  Berufungsinstanz  gegen  Entscheidungen 
der  Bemfungscommission  (Art.  57  il  )  i-t  für  den  Stcuerptlichtigen  wie  für  den  Vor» 
sitzenden  der  Einschät^tinsscommission  das  Staatsmini^tl•^illm.  Abth  ünnT  der  Finanzen 
(Art.  62).  Jahressteuersumme  1895  (Veranlagung)  91^.000  M.,  etwas  Uber  4  M.  auf 
den  Kopf.  Jüngst,  1699,  ist  der  Gednnke,  die  Grand-  und  GebladeatxMier  anftnheben 
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Dnd  dafür  eine  Er^zongsstcuer  einznführeo.  anfgetancbt«  aber  nlclit  darcligedniDgeii. 

Dil-  K.'pi.TriTi"-  ^Tmd  dem  :ible]iTieinl  j^egenübLT  und  wollte  lieber  die  Sfcnerfreiheit 
bei  der  ^.uikomuensteaer  bis  dÜO  M.  einfuhren.  Doch  ist  ea  nur  zar  Ausdehnung 
«fieser  FMbeit  bis  700  Bf.  fekoinmeti  (s.  Fin^ch.  B.  17,  S.  457,  408^  —  Aus  der 
Erbs«  haftssteoer  sei  nur  erwähnt,  dass  wie  gewöbiilicb  bei  uns  die  directo  Linie 
und  (i&Ucn  frei,  Geschwister  und  nähere  Seitenverwandte  oiit  4.  gewisse  entferntere 
mit  6«  noch  weitere  und  NicbtverwHndte  mit  9  belegt  aitid.  Krtrag  23 — 56.000  >I. 
iD  den  1890er  Jahren  (FlD.«reh.  B.  15.  S.  641). 

§.170.    Sachsen -Altenburg. 

Dm  Laad  zerfallt  im  Wesentlichen  in  zwei  ganz  getrennt  liegende  btUcke. 
t.  Reden,  FloMizsiatistik  I,  3.  Abtb.,  S.  1421  IT.,   venfire  Netizen.  Staats- 

reiht,  Abhandlung  von  Sonnenkalb  im  Handbuch  des  ofTentiirli-n  Rechts,  III, 
2.  Uaibb.,  2.  Abth.,  S.  65  ti..  daselbst  Ober  Kammergut  u.  s.  w.  und  Auseinander- 
setzung des  FOrsteubauses  dartiber  S.  67,  über  die  Finanzverwaltnng  S.  102—105» 
über  die  Steuern  S.  103.  Auch  in  diesem  Kleinstaat  hat  eine  eigenthUmliche  Regelung 
der  Verhältnisse  des  Kammerp^its  und  der  finanziellen  Dotation  den  FnrstenhaaH<»s, 
bezw.  Herzogs  stattgefunden,  durch  (jeseu  rom  29.  April  lb74.  Aus  der  neueren 
Sieaergeaetr^banar  sind  die  wichtigsten  Gesetze  das  ttber  Gewerbe^  nnd  Persenalsteoer 
vom  2.  Aitril  1*''*,  an  dessen  Stelle  prHsstenthr.'ils  da>i  (jcsct/  ubrr  Cl:t^s<"nsteiicr  und 
classificirte  Einkouimenstener  ?om  17.  März  186Ö  trat,  mit  Novellen  dazu  von  1870, 
1872,  1890,  welches  aber  wiedemm  dnrch  das  nene  Gesetz  rom  24.  April  1896  über 
allgemt^ine  Einkommensteuer  ersetzt  worden  ist.  S.  dasselbe  im  Fin.arch.  B.  13,  1896, 
S.  801  821,  nrbst  Au-«f.-Verordn.  rom  30.  April  l^On  eb.  S.  821—^24.  Nur  Uber 
diese  Steuer  im  Fulgeudcn  einiges  Weitere.  Gesetz  über  (irund-  (und  <jebäudc-)Stouer 
rom  21.  Febr.  1855,  nach  vorausgegangenem  rom  16.  Sept.  1850  Uber  Abschätzang 
des  Grundeijrr iithtüns  und  vom  20.  Jan.  ISöl  Uber  Entschädigung  fur  wegfallende 
Gnmdsteueri'reiliciten,  über  Fleischsteuer  rom  17.  Juli  1852,  über  Steuer  vom  (icworbe* 
betrieb  im  Umberziehen  rom  18.  M&rz  1878,  Uber  Grtindbesltzweehselabgaben  und 
über  Erbschaftssteuer  vom  20.  Mai  1879,  mit  Novelle  zu  letzterer  vom  18.  Dcc  1885. 
Geset?:  über  Eisettbahnsteuer,  soweit  nicht  Staatsrertrige  in  Betracht  kommen»  vom 
29.  April  1872. 

Im  Herzogthum  Altenbnrg  besteht  Cassen-  und  Ktatseinheit 
nur  für  die  eigentlichen  iStaatsausgaben  und  Einiialiiiien,  unter  Aus- 
schluss von  Dotationen  n.  s.  w.  des  Herzogs  und  FUrsteubauses, 
seitdem  durch  das  Gesetz  vom  29.  April  1874  zwischen  Land  und 
Herzog  eine  Regelung  Uber  das  Kammervermügen  stattgefunden  hat. 

Vordem  hatte  der  Herzog  eine  rereinbarte  Dotation  aus  dem  Ertrag  des  Kammer- 
fnts  (Dottlnen ,  Porsten  n.  s.  w.,  aneb  gewisse  nntzbere  Regalien  nnd  (ierechtsame, 

die  schon  ISof)  meistens  an  dem  Staatsfiricus  überlassen  wurden  waren),  bezogen, 
vonebeu  dieser  Ertrag  nach  den  deutschen  staatsrechtlichen  Grundsätzen  (  Fin.  I.  214, 
215)  für  die  Deckung  der  Landesbedürfnisse  mit  aufzukommen  hatte.  Die  Dotation 
being  um  1850  im  Ganzen  115  000  Tblr.,  wovon  87,000  Thlr.  bleibend  für  das 
herzogliche  Haus.  15.000  auf  die  Lebensdauer  des  damaligen  Forsten.  13  000  Thlr. 
for  öfieuUiche  Zwecke  (r.  Heden,  S.  1427).  Durch  das  gen.  Gesetx  von  1874  wurde 
dsB  domaniale  Kammergot  selbst  getheUt,  Vs  dem  Herzog,  Vs  dem  Lande  zq. 
woE^e^on  der  Ilerzo-c  keine  »reitere  Dotation  (Civi!li>fe)  norh  sonstige  Beiträtr.'  /.n 
den  Kosten  seines  Hofs  nnd  Haushalts  mehr  bezieht,  das  ihm  zugefallene  Gut  aber 
aneb  ?on  veiteien  Verpfllebtnngen  zvr  Deckung  ron  Staatsausgaben  befreit  wnrde. 
Es  bildet  ein  domanl&les  Haus-  und  Familienfideicommlss,  das  für  gewisse,  erst  seit 
1831  dazugtliommcne  Grundstücke  des  DomanialvermOgens  einkommenstenerpflichtig 
ist  (Gesetz  vom  21.  April  1896,      4,  Nr.  1).    (S.  Sonn.-nkalij  a.  a.  ( ».  S.  07.) 

Unter  den  Staatseinnahmen  stehen  .-eitdeni  die  Erträge 

des  dem  Lande  zugewiesenen  Domanialverniögens,  das  nunmehr 

reiues  btaatavermögen  ist.  Za  diesem  gehören  auch  noch  verschiedene 
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fiscalische  BetriebsaostalteD,  sowie  UeberechUsse  und  Gewinnanthcile 
vou  Banken.  Die  Landesbesteuernng-  kann  wegen  dieser  iinder- 
weiten  EinkUuftc  auch  in  diesem  Staate  mässiger  gehalten  werdeD, 
als  es  soDSt  die  Höhe  des  Staatsbedarfs  erlaaben  würde. 

Im  Etat  werden  in  Einnaliin  ■  uii  l  Ausgrabe  die  Aiitlicile  an  Rficlissteuorn  uml 
die  Aasgabea  for  das  Keich  (Matru  ularbeiträfre)  mit  eingesetzt  Zieht  man  diese 
Posten  ab.  so  verbleibt  nach  Etat  für  1899 — 1901  eine  JahreeeiDnabme  von  2.97  MUL 
Marli,  dav Olli  fallen  aaf  Nutzungen  aus  StaatsrermOgcQ  and  8taatbfi.scalischen  Betrieb«- 
anstalteii  1.11')  (wohl  nicht  durchaas  netto),  aos  Staafshoheitsrechleu  0.405,  aus  ünter- 
richtsressort  0.057.  aus  „Steuern  und  Abgaben"  1.394«  also  nicht  ganz  die  Uilfte, 
c.  45%,  der  Landesefonahoifla,  jtm.  conect  berechnetea  NettolMtra^  der  letziwroD 
vermuthlich  etwas  mehr.  Dabei  ist  aber  nicht  zu  vergessen,  dass  die  Dotation  des 
Fürsten  nicht  im  Staatsbudget  stellt.  I)ie  Slaatsscbald  ist  in  Kapital  und  Jabreakosten 
(74.000  M.)  nnbedeutend. 

Die  directen  Steuern  des  liUndes  sind  als  nuDiiu  lni^c  Haupt- 
steuer die  neue  allgemeine  E inkommeu Steuer,  welche 
1890/91  an  die  Stelle  der  früheren  Classen-  und  EinkommeDstener 
getreten  ist,  als  Nebensteuem  die  Grundsteuer^  welche  die 
Gebäude  mit  amfasst,  eine  £rtrag88teaer  ia  flblicher  modeniisirter 
Art,  und  die  Haasir  gewerb  es  teuer.  Diese  Steoern  beroben 
auf  den  oben  geDannteD  Gesetzen,  Die  Stenenrerfassang  ist  dem* 
nach  der  Meininger  nnd  aneh  der  Weimarer  fthDlicfa.  Die  Beal- 
Steuer  erseheint  aneh  hier  als  Präeipaallast  des  Grundbesitzes  in 
Ertragssteuerform.  Die  frühere  allgemeine  Personalsteuer  Ton  1S6S 
war  der  prenssischcn  Classen-  nnd  Einkonimensteuer  nachgebildet. 
Die  neue  Einkommensteuer  folgt  dem  neuen  preussischen  \'orbild 
und  in  einigen  Puncten ,  abweichend  von  jenem,  dem  königlich 
sächsischen,  uiui  entspricht  im  Ganzen  deu  gegenwärtigen  An- 
forderungen der  Wissenschaft  und  der  rationellen  Praxis. 

Ich  beschränke  mich  auf  Henrorhebonp  einiger  bcachtcnswerther  Einzelheiten 
aus  dem  Gesetz  von  1897.  Subjectiv  steuerpflichtig  sind  unter  den  juristiäcbea 
Personen  auch,  wie  bisher  im  Königreich  Sachsen,  die  Gemeinden,  nenüicli  wie 
Stiftongen  mit  juristischer  Persönlichkeit,  Anstalten  und  Pensoiienvereiae,  fttr  den 
Reinertraar  ihres  (inindbe-itzes  oder  sonst  werbend  angelegten  Vermögens,  sowie  für 
ihr  Eiuiiommen  ans  gewerblichem  Betrieb.  Actieogeüellschaften  und  andere  steuer- 
pflichtige Enrerbsgesellscliafken  nnd  GenossenscIiafkeB  sind  neben  den  Zäns  und  Divi- 
dende beziehenden  Actionän n  voll  sttiieq  fliohtig,  so  da>s  also  hier  vollständige 
materielle  Doppelbcstenemng,  ebenfalls  wie  in  Sachsen  nnd  abweichend  von  Preussea 
besteht.  Ein  steuerfreies  lihiiinnm  ist  zwar  unter  den  Befreiungen  (§  4)  nicht  an* 
gefiihrt.  aber  im  Tarif,  dess.  n  nIl(.•r^f(•  Stufe  mit  über  60  M.  beginnt^  implicito  ge- 
währt, freilich  ntir  in  dieser  Höhe.  Alt-  r  nach  ein<!r  Bestimmnnir  beim  Tarif  blt-ibt 
fttr  Einkommen  bis  4Ö0  AI.,  das  lediglich  aus  Zinsen  oder  persönlicher  Arbeit  bcr- 
rttbrt  (nicht  noch  aus  Grundbesitz,  Gewerbe)  und  das  einzige  eines  Ceositen  ist,  die 
Stni.T  uncrhoben.  Srlitildrn  nnd  R'>nti'n.  wclrli»»  nnf  stintTpflichtigen  Einnahme- 
qucUcD  haften,  sind  abzugsfübig,  auch  die  staatliche  Grundsteuer,  nicht,  wie  in 
Prenssen,  Lebensversicheranfrspramlen.  Gewinne  m  Specvlationszwecken 
abgeschlossenen  Geschäften  s-in  l.  ab/Uglicb  etwaiger  \  riln>te,  auch  bei  nicht  zu  den 
Handel  und  Gewerbe  treibenden  Stouerptltchtigen  iia.  ii  dt  n  für  das  Finkonunen  ans 
Handel  und  Gewerbe  maassgcbendcu  Gniud^ätzeu  mit  zu  veranlagen       io).  Der 
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Steaertarif  lÖ)  bat  Steaerstafen  und  Monats-  und  Jafareit^ätze  dafür,  er  begüiDt 
mit  60—300  M.  EinkommeD  ond  1.80  M.  Jahressteiler,  d.  b.  8  (!)  0.6%,  io 
2.  Stafe  800- 450  M.  :iiiit  3  M.,  1—%  in  8.  mit  450-GOO  M.  mit  4.20  M., 
a?  %  der  OberKrtDze,  dann  600— 7i>0  M.  mit  6  M.,  0.8  %.  750—^0  M.  mit  7.80, 
0.866  900—1000  M.  mit  10.20  H*.  0.971  %  Q.  a.  v..  1800—2100  Bf.  zahlen  80  M., 
c.  1.48"/,,  J.T  ObtTirrenzo.  2700—3000  M.  66  M..  -2.2  «  o.  5700—6000  M.  171  M.. 
2.m  7.  ,  900(1— «*r.00  M.  :{00  3.12  7o.  IS.OOO— lO.OOO  M.  576  M.,  3.6  "/r,.  28.500 
bis  30.000  M.  1140  M.,  3.8  «  o-  45  000—48  000  M.  1800  M..  3  75  7o.  alie^  böbero 
Einkommen  tiift  Ali  Je  weitere  3000  M.  120  M.  oder  4  so  das»  dieser  volle  &its 
riiemalis  ß;anz  crrfirht  wird,  aber  die  Steucrscala  T\-ir  )  ^i»  ^i  hnüt'irs.Hm.  Dabei  bc^t-  fit 
jedoch  die  oigentbomiicbo  Boätimmuog,  dass  Eiakuuiiucu  ?ou  Pcraoncu  mit  eigener 
Hambaltong  im  blande,  velelies  nicht  sicher  festZQStellen  oder  geringer  ist,  als  die 
Summe  de«  regelmrissitreii  Aufwands  und  Verbraocbs  dieser  Person,  mit  dieser  Summe 
zn  veranlagen  ist  (§.  15.  mit  einer  weiteren  Beschränkung).  Weiren  FerminiiL-rter 
Leistungsfähigkeit  können  Ceusiten  mit  Einkommen  bis  4800  M.  um  höchstens  3  Stui'eti 
heiabfeMtlt  werden  (§.  17).  Aus  dem  Veranlagungsverfahren  n.  s.  w.  sei  nur 
Folgendes  erwähnt.  Arbeit^rebcr  haben  auf  Verlangen  Auskunft  über  die  Bc/(iir«'  ihnT 
steoerpflichtigen  Arbeitnebmer  zu  geben  24).  Censiteo.  die  mit  mebr  als  3O00  M. 
Jahreseinkommen  bereiBs  reranlaf^  sind,  dnd  auf  ttfieotUche  Behanntmaehangr  und  Za- 
«tellunsr  eines  beznjrlichen  Formulars  hin  zur  Steuere  rkl&ru n verpflichtet  t§  25), 
Midero  auf  besondere  Aoffordcruog  des  Vorsitzenden  der  Einüchitzangscommission. 
DtttMTlaraanf  der  Erkltning  ist  mit  Terioat  der  Rechtsmittel  und  Unterlassung  nach 
neoer  bos< inderer  Aufforderung  mit  25  70  Stenerzuschlaj^ ,  wie  in  Preassen,  bedroht 
(1^.  31>.  Wisscntiicbe  Hinfer/iebuniren  wcrdrn  nach  Laire  des  Falls  mit  Strafe  vom 
4— 10-fachen  Betrage  der  Verhur/unj; ,  hciv.  der  Jahrc&itoucr  geahndet  50). 
Bernfanpfen  gpehen  regelmässig  an  eine  Rezirkscommission  in  jedem  Steneramtsbezlrk 
und  zwar  zur  endgiltigen  Entscheid nn ,  doch  i>t  dem  betroFcn  n  ''  risiten  eine  Be- 
schwerde darüber  an  das  Finauzminiäterlum  „wegen  unhchtigi^r  Anweudaag  dee  Ge- 
setzes öder  der  Aasfthrangsverordnnnfen**  noch  gestattet  i§.  86,  88).  —  Die  Erb- 
schaft ssteu  er  lä^^t  ebenfalls  die  directe  Linie  und  Gatten  fiei,  b.  le^rt  Geschwister 
und  andere  nähere  Seitenverwandte  mit  4,  entferntere  mit  5,  Nichtverwandte  mit  6  '/r 
Ertrag  in  den  1890er  Jahren  65—  84.000  M.  (nach  Schanz'  Tab.  a.  a.  0.). 

§.  171.  iSachsen-Gobiirg. Gotha. 

Biehtifer:  Sachsen -Coburg  und  Gotha,  da  eine  rolllge  Staatseinheit  niebi  be- 

?tohf.  T\       njoh  für  die  Finanzen  zu  brachten  ist.    Der  Staat  ist  in  seinem  jetzigen 
Uebietsuffifajig  erst  im  Jahre  1820  gebildet  worden,  als  1825  die  frühere  Linie 
Ootha>AItenbnrg  aasfrestorben  var  und  doreh  Vertrag  unter  den  erbberechtig^teu 
übrigen  sAdisisch-ernestinischen  Linien  des  sogen.  Gothacr  Ge^aminüiawes  eii  '  -ue 
L'vndvertheilung  eintrat.    Der  Herzog  des  dabei  verkleinerten  Colxire:  bekam  das 
(lotha'sciiö  Land  da/.u  {a.  Nabcro»  in  der  unten  gen.  Arbeit  voii  i  orkol  S.  113).  Die 
b  'iünn  Herzogthflmer,  Cobuiti^,  das  kleinere«  und  Gotha  liegen  in  ihrer  Hauptmasse 
dtirch  den  Thtlrinper  Wald  von  einander  getrennt,  sind  aiicli  jeden  ft)r  sieh  nicht 
sonderlich  arrondirt  und  haben  ausserdem  noch  verscbicdcuc  kleine  Kxcia?en,  Gotha 
>veh  ftemde  Enclaren.  Diese  territorialen  Verhiltnisse  haben,  zwar  nicht  alldn,  aber 
doch  wesentlich  mit  die  Herstellung  einer  völligen  Staatseinheit,  damit  auch  einer 
rollen  Fioanzeinheit  gehindert.    Auch  die  Steuerverfas.sung  hat  Verschiedenheiten  ia 
beiden  Herzogthümern  bewahrt.    Aus  dem  Finanzwesen   ist  sonst  auch  hier  das 
Oomäneowesen  nicht  nur  von  besonderer  finanzieller  Bedeutung,  sondern  auch 
fOD  eigcnthUmlicher.  wiederum  in  beiden  (ieliieten  verschiedener  staaJsrechtlich'  r  Aus- 
gestaltung. S.  darüber  unten,  über  das  Staatsrecht  überhaupt  die  Abb.  von  Forkcl 
m  Handbuch  des  Offontlichea  Bechts  III.  2.  Halbb.,  2.  Abth.,  S.  118  (T,  aber  Finanzen 
^  134.  bes.  über  die  Domänen  S.  lo' — 1:*8.    Kinige  liiiari;^>>tatistische  Notizen  bei 
^  Heden  a.a.O.  S.  1423fr.    Im  Finanzarchiv  fehlt  bisher  eine  Darstellung  und 
Hittheilaug  der  neueren  Sieuergesetze.  Einzelne  Notizen  daselbst  in  den  Abbandlaoguu 
f  n  Scham,  B.  9  und  B.  15  (bes.  S.  307)  Uber  B.i>teuertnig  der  Aotiengesellschaften 
vod  (ieaossenschaften ,  ebenso  in  der  Selirift  Feitelberg's.  Kinkoiiiniiiibe»renoning- 
aiclit-pbyäischer  Personen  (1900)  S.  35  li.,  auch  in  dem  Artikel  von  (i  er  lach.  Kui- 
knueastMMr.  im  H.  W.  B.d.  St  ,  L  Avil.,  Bd.  3,  S.  88  ff.,  2.  AnH.,  B,  8,  S.  407  ft. 
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Histoificlies  Aber  Oniiidsteaer  in  HUdabruids  ThOringw  Statiatik  II,  1.  Abth.  (1871). 

S.  S8  ff.,  über  die  Eitikommenstcuer  (eb.  MCh  in  anderen  thüringischen  Staaten)  im 
Jahrb  f.  Nat.nk.  H.  10  (1868),  S.  462  ff.  —  Statistik  in  Mitthcilunpren  des  Statist. 
Bureau  lu  üutha  1804,  Heft  2.  Veranlagung;  der  Eiuiommeu-  und  (Jiaääeuätuucr, 
aneh  Franz,  Landvirtbschaft  in  Thüringen  1896,  S.  79. 

Ans  der  Gesctz^rcliuiig  werden  hier  nur  wichtis^prp  ans  der  neueren  Zeit  orw&bnt. 
Sie  bind  bei  den  directen,  besonderü  auch  den  Fcrsonalätcuem  an  Stelle  früherer  ge- 
treten zum  ThoU  erst  unter  den  Nacbwirkungcn  der  1848or  Periode.  Die  Hauptgesetee 
sind  für  beide  HerzogthUmcr  eigene,  wenn  auch  zum  Theil  mit  älinli(  h<'n  BcstimuiunsrLn . 
Coburg:  Gesetze  über  Grundsteuer  vom  25.  Mai  1860,  26.  Juni  1893.  dazu  tiber 
Erneucrun;;;  der  Steueranschläge  vom  19.  Jan.  löG7,  15.  Mai  1888  (mit  Ab&ndeniDf^ 
rom  27.  Aug.  1897).  Uber  Einkommen-  und  Glaatensteucr  Gesett  rom  8.  Dec.  I8b6 
mit  Nuvelleii  vou  18.'^.  ,  lQr,8.  1870,  ersetzt  durch  Gcf<etz  rom  16.  Juni  1874, 
das  noch  geltende.  Dazu  die  Abgabegeüetze.  welche  für  die  jetzt  2-j&hrige  Finanz- 
periode  die  Stenenltze  feittnellen.  Yen  anderen  Stenergeselzsn  seien  nur  noeb  er^ 
wähnt  Uber  Erbschaftssteuer  Gesetz  Fom  12.  Mai  1^'SO.  20.  Nov.  1895.  Gotha:  Gesetz 
über  Einkommen-  und  Classcnsteuer  rom  81.  Aug.  18.30,  ersetzt  durch  Gesetz  vom 
18.  Jan.  1854.  das  mit  verschiedenen  Ab&nderuniren  durch  Novellen  noch  geltende,  so 
(besetze  vom  15.  Juli  1858.  4.  Dec.  1870,  22.  Juli  1871,  10.  Dec.  1877,  9.  Aug.  1894, 
22.  Jnni  1895.  16.  Dec.  1899.  Auch  dazu  die  Abf:al.--.  s- f  ^e ,  welche  für  die  jetzt 
eboofalls  2-jährige  Finanzperiode  die  Steuorsütze  für  die  Eiukommea-  und  Classoasteuer, 
wie  fbr  die  Gmndstener,  die  keine  neuere  Befrelnnf  erfahren  bat,  bestimnen.  Gesetz 
iiV)er  \VanderIa<ferstener  vom  22.  Juni  1895.  Erbschaftssteuer,  Gesetz  vom  3.  Mai 
Stempelgcsctz  rom  1.  Juli  1868.  Neues  gemeinschaftliches  Berggesetz  vom  22.  OcL 
1899  mit  Bestimmungen  Uber  Bergwerksabgaben.  §.  182  ff.,  gemeinschaftliche  Gerichts- 
liestengesetz  vom  28.  Mai  1894  und  13.  Dec.  1899,  tIber  gemeinschaftlichen  Verwaltongs- 
irerichtshof,  der  atirh  f»ir  pewisse  Steuersachen  competent  ist,  G"^*'t/  vom  14  Nor. 
1899.  Im  Folgenden  nur  einige  Ausfubmogen  tlber  den  Haushalt  im  Allgemeinen, 
die  DomSnen,  die  Perstmabtenem. 

Die  beiden  Herzogthümer  Sachsen -Coburg  und  Gotha  haben 
i'ineii  ,i,'eniein8chal'tliehen  Haushalt  uud  Etat  und  zwei  Special- 
hau^hulLc  und  Etats  jedes  für  bicli  VAn  complicirtcr  Apparat  für 
ein  Laudchen  vou  noch  niebt  2Ü0U  qkni  und  noch  nicht  V4  Mill. 
Einwohnern,  der  selbst  mit  demjenigen  der  neueren  dualistischen 
Einrichtung  der  Oesterreich-ungarischen  Morarchie  verglichen  worden 
ist  nnd  in  der  Tbat  einige  Aehulichkeit  damit,  aber  auch  mit  der 
Einrichtung  von  Bundes-  und  Reichsbaushalten,  sonst  mit  den  Ver- 
bältnissen  Oldenburgs  (§.  145)  hat.  Die  kleinen  eigeoeo  Eiimabmen 
des  gemeinschaftlichen  Haoshalts  reichen  nicht  zar  Deckung  der 
Landesansgaben  des  letzteren  ans.  Das  Deficit  gebt  nach  einem 
bestimmten  Vertbeilnngsmaassstab  in  die  Hansbahe»  bezw.  Aasgabe- 
etats der  beiden  Herzogtbttmer  über  and  ist  aas  deren  Sonder- 
einnabmen  mit  za  decken.  Dies  Verbftltniss  erinnert  an  die  Matri* 
calarbeitrftge  im  deatscben  Beicbsbaasbalt  and  allerdings  nament- 
lich im  Osterreichiscb-nngariscben  gemeinsamen,  mit  seiner  Quoten- 
trage zwischen  beiden  ReichshUlften,  am  meisten  aber  doch  an  die 
Beiträge  der  drei  Landestheile  („Provinzen")  zu  den  Ausgaben  des 
ürossbcrzogtbunis  in  Oldenburg. 

Ks  häugt  des  Ailes  mit  dem  Staatsrecht  des  Landes  eng  zusammen.  Das  Land, 
d.  b.  beide  Uenogtbtimer,  bilden  nmr  jeltt  ein  nntiennlMieB  Guue  unter  dem  hfla«9> 
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licbea  EAOse*  Aber  in  der  Yerfusnng  (SUuitsgrandgeseu  vom  'd,  Mai  1852)  werden 
um  «tue  Beibe  ron  Angelegenli^tun  ind  EtnridUBSMii  als  gemefnsune  bestimmt,  ein 
Kreis,  der  übrigens  erweitert  werden  kum  (%.  71«  72;  t.  da^  gen.  GcMte).  Die  übrigen 
Angelegenheiten  sind  Sache  jedes  einzelnen  H(»rzoErthams.  (S.  Forke!  a.  a.  0.  8.  114, 
116.  128,  VM,  die  \  urfäüäung  u.  A.  in  S  törk'^i  Uaudbucb  der  deatschen  Ycrfa&^uiigcn, 
1884.  S.  441  ff.).  Zu  den  gemeinsamen  Anfel«geiüieiten  gehören  aach  die  Be/iehungen 
znm  Reiche,  die  im  peineinsrhaftliohcn  Etat  unter  den  Ausgaben  in  den  Matricolar- 
beiträgen  und  anderen  Kus»ten,  URter  den  Einnahmen  in  den  UeberwoisaDgen  und  den 
Yenraltangskostenrergtttongeii  ftr  B<delustes«ni' heirortretea.  Sommea,  die  sich  ja  in 
der  Regel  neuerdings  annähernd  compensiren.  Abzüglich  dieser  Siunmen  ist  di  r  jril  r- 
Hdie  Betrag  der  Aasgaben  in  der  letzten  Finaiizpehode  IbUl^— li>ül  rund  1.8(i4.()00  M. 
Kach  Abzog  der  eigenen  Landeseinnahmen  dieses  gemeinsamen  Etats  (meibt  (ierichts- 
nnd  Verwaitangsgebuhreo  and  Abgaben,  im  gen.  Etat  f>4'2<H>0  M.)  blieb  ein  Deficit 
Ton  f,n3  000  M.  Dies  ist  nach  dem  Staats <rnindgesetz  (i;.  120)  zwischen  Coburg  und 
Ootba  im  V  erbältniss  Ton  '/^  und  7u(^i^  zufällig  grade  in  der  bisherigen  Asterreichisch- 
ingariscliai  BelaÜon)  m  Tertheilen  und  enchebit  fn  entsprecheoÄin  Betnge  bei  den 
Ar  rnt<en  in  den  Speclnletats  b.'i  ^cr  Länder  (im  Etat  für  1899—1001  mit  rand  bezw. 
20Ü.U0U  and  473>.000  die  ang^ebene  Proportion,  aber  etwas  hObere  absolute  Ziffer). 
S.  ttber  die  Tetininf  des  Budgets  dnicli  den  geneinsehalttiehen  Luidtag,  der  slok 
aoi  den  beiden  besonderen  Einzel-Landtagen  Coburgs  und  Gothas  bildet«  Stuisgnuid- 
gssett  Abnchn.  V  and  VII.  und  Ferkel  n,  n.  0.,  bes.  8.  134. 

Unter  den  Kinnahmen  der  beiden  Länder  bilden  dann  wieder 
die  Domanial-,  besonders  die  ForstertrS^  einen  wiehtigen 

PosteD,  doch  da  daran  die  herzogliche  Casse  in  erheblicbem  Maasse 
Theil  nimmt,  einen  relativ  gcrmgeicu  im  Vergleich  mit  anderen 
thünugischen  und  sonstigen  deutschen  Kleinstaaten  und  auch  im 
Verhältiiibö  zur,  wesentlich  directeu,  Laudesbesteuerang.  Die  Haus- 
halte beider  Herzogthümer  sind  daher  auch  in  frcringcrom 
Maasse  d  um  n  n  i  alwi  rth  schaftlich,  im  doch  U  bor  wiegen  den 
Maasse  s te uer wi rt b s c h aftlich  fundirt.  Die  Landesbesteuerung 
erreicht  in  Folge  dessen  eine  ziemliche  Uühe,  besonders  bei  dem 
doch  nnr  mässigen  Volkswohlstand.  Mitbedingt  wird  das,  ausser 
durch  die  allgemeinen,  io  den  Kleinstaaten  einwirlcenden  Umstände, 
doreb  die  starken  Dotationen  des  herzoglichen  Hauses  aus  den 
Domänen.  Uebiigens  sind  in  dieser  Hinsicht  die  Verhältnisse  wieder 
ia  beiden  Ländern  verachieden. 

üeber  die  Erträge  der  Dom  inen  (einschliesslich  Forsten,  Kapitaliittsen)  und 

^ie  unmittelbar  darauf  lastenden  Ausgaben  für  Betrieb  und  Verwaltung,  für  Domanial« 
schulden  (nnr  in  Gotha)  und  besonders  Auch  ffJr  KircliL'n  und  Schnlcn  u.  A.  m.  wird 
tui  beäonderur  Dom&nencassenetat  aufgeätelit,  gctreunt  vom  Übrigen  Staatshaus^ 
b&lt.  und  zwar  wiederum  fOr  jedes  Hereogtbum  apart.  Er  schliesst  in  der  Finanxr 
Periode  von  1897—1900  mit  einom  Jahresüber^rhnss  von  l  ^  l.ono  M.  für  Coburff  und 
nukd  S37.000  M.  für  Uotha.  \  uu  eroterer  Summe  kommt  je  die  Hälfte  (92.000  M.) 
Toa  letzterer  etwa  */„  und  '^/^  y-  an  das  Land  nnd  den  Herzog  (bexir.  322.000  und 
oU.OOO  M.,  zur  Erklärung  unten  .  üi-  s  beruht  auf  den  i  i^onthunilichen  Bustimmnngen 
ftber  das  Domanialrennö^t'n  und  dessen  Erträge,  die  wieder  für  beide  Länder  ver- 
schieden sind.  S.  über  diese  compUcirten  Verha^ltui-^se  Forkel  a.a.O.  S.  13o  &. 
Dia  HnsptiHinet«.  die  znm  Verstlndnlss  ^er  Staatshaushalte  und  der  Stellung  der  Be- 
«tcuernng  darin  gekannt  werden  müssen,  sind  folgende.  Die  Domänen  u.  s.  w.  waren 
Kammergnt  auch  in  diesen  Ländern  wie  Überall  in  Deubchland  in  cri»ter  Linie 
ftr  den  Hnas-  und  Hof  bedarf  des  Fantenhanses,  darüber  hinnos  in  »reiter  Linie  mit 
Wagnar,  FiaaBiwlMBaaliaft  lY.  30 
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fUr  die  Dcclrang  ron  Staatsavsgftben  Terpflichtet  gflVMen.  Streitigkeiteil  darflW  auch 

in  Co  barg,  wie  so  oft  in  diesen  Kkinstaatca,  sind  hier  durch  Gesetz  rom  24.  Dec. 
1846  dabin  entschieden,  dass  die  Domfinen  als  fiilcicommissarisches  Familien eigenthum 
des  herzoglichen  Hauses  (d.  h.  hier  nicht  nur  der  Coburger,  jetzt  Coburg-Gothaer  Linie, 
sondern  des  sogen.  GesajnmthMiMs  Gothn)  anerkannt  worden,  die  Beioertrlge  nber 
zunächst  für  einen  bestimmten  Finanzweck  (Schuldentilganp),  nach  einem  gpStercn 
Gesetz  von  18ö5  tlbeihaopt  bis  1919«  zur  U&lfte,  von  1919  an  zu  einem  Dhttd 
dem  Ijmde  znfiilleii,  zum  andereti  Theil  dem  Henco^.  hu  Gotha  war  der  Herzog 
1849  auf  Civilliste  gesetzt,  das  Dom&neng:ut  zu  Staatsgut  ertlärt  worden.  I)i<»3 
wurde  aber  durch  einen  Vergleich  im  Gesetz  vom  1.  März  185ö  wieder  abgeändert. 
Auch  hier  wurde  das  Domänengat  als  iideicommissarisches  Eigeuihum  des  üeäammt- 
banses  Gotha  anerkannt,  Uber  die  Vertheilung  der  Erträge  zwischen  Land  und  Herzog 
aber  auch  eine  Vereinbarnng  getroffen.  Danach  erhält  der  Herzog  zunSeb'-t  für  seiopn 
Hof-  und  Haushalt  300.000  M..  dann  werden  noch  vert-chiedene  Beiträge  für  die 
Staatscasse  geleistet  und  eist  der  Rest  wird  hllfUg  zwischen  Land  und  Heizog  i^eäi^lt 
In  Coburg  und  Gotha  bostehen  auch  Uber  die  -^teuerung  des  Domaniums  verschiedene 
Besümmaogen.  Apanagen  u.  dgl.  sind  in  beiden  Ländern  aus  der  Dotation  des 
Herzogs  zu  bestreiten,  WitthOmer  und  Nadelgelder  in  Gotha  noch  speciell  weiter  ans 
der  Domftnencasse.  So  ergiebt  sich  gegenwärtig  die  ungefähre  Kelation  von  '/^  und 
als  Antheil  an  den  Domanen-ReinertrSgen  ron  r.atid  und  herzoglichem  Hause  in  Gotha. 
Der  DomäocncaiiseuetHt  wird  übrigens  in  beiden  Ländern  vom  Laadtoge  mit  ftuitic erteil L 
Ausser  diesem  Domanialgut  giebt  es  aber  noch  eine  dritte  Kategorie,  weiche  aus 
einer  Ueberlassnng  ehemals  liurVi  ^-^^i^f  ln  r  Forsten  im  nunmehr  pren«isischpn  Kreis« 
Schmalkalden  an  den  Herzog  von  Coburg-Gotha  durch  Prenssen  herrührt  (1866).  Dieses 
neue  Domftnengut  gilt  ebenfolls  als  fldeicommissarlsehes  Prfvateigenthom  des  Gesamint- 
hauses  Gotha  und  als  intcgrirender  Beslandtheil  des  Domaniumä  beider  HerzogthUmer. 
Vom  Reinertrag  bezi<»ht  der  Herzog  jedes  der  Lander  7*  (*^-  Weiteres  bei  Forkel 
S.  187).  Im  gemeinschaftlichen  wie  in  den  beiden  Specialhaushaiien  der  Herzoge 
thttmei  erscheinen  so  bei  dieser  Dotation  keine  weiteren  Verwendiugeii  für  den 
Herzog  und  sein  Hau«». 

Nach  seinem  8pccialetat  hatte  Coburg  jährlich  (1899—1901)  eine  Einnahme  von 
948.000  H.«  wofon  ans  Stenern  und  Abgaben  581.000  M.  berrtthrtea,  Gotha  2.05S.OOO 
Mark  Einnahme,  wovon  1.250.000  M.  aus  Steuern  und  Abgaben,  in  beiden  Ländern 
also  etwas  Uber  60  */••  ^^^^^  kommt  aus  DoffläneoeinkUnften,  sonstigem  Staats- 
vermögen,  Verschiedenem.  Die  Ausgaben  Gothas  waren  aber  über  200.000  M.  hoher, 
trotzdem  die  Last  der  auf  der  Staatscasse  liegenden,  ebenfalls  jretr.  nnten  Schuld  in 
Gotha  nnr  klein  iri'JuO  >Li.  in  Coburg  nicht  nnerheblich  (1G4  000  ^l.)  ist.  Jene 
Steuern  betragen  auf  den  iiopf  iu  Coburg  fai>t  if,  in  Gotba  fa»t  8  M.,  absolut  und 
relatlir  hohe  Ziffern,  nach  Vcilkswohlstaad  —  noch  ohne  die  Gemeindestenem. 

Die  Landessteaern  sind  in  beiden  Ländern  grSsstentheils 
eigentliche  direote  nnd  zwar  ancb  hier  als  Hanptstener  die  Ein- 
kommen- und  Olasaen etener , ,  als  wichtigste  Nebenstenem 
Grund' (und  Gebftnde  •}SteQemy  mit  Verschiedenheiten  wiedero  m 

in  beiden  Ländern^  so  dass  man  eigentlich  yon  zwei  Stenerver- 
verfa88ur{j:en  in  Coburg-Gotba  sprechen  muss.  Die  Grundsteuer 
stellt  die  übliche  Präcipuül.steuer  des  Realbesitzes  in  Ertragssteuer- 
form dar,  die  Einkommen-  und  Classensteuer  die  allgemeine  Per- 
sonalsteuer. Sie  trennen  sieb  in  beiden  Ländern  bei  der  Einlcommen- 
höbe  von  2400  M.,  die  Classensteuer  ist  mehr,  wie  die  frtiliere 
preussiscbe,  eine  nach  'äusseren  Standes-  und  Wohlstandsmerkmalen 
veranlagte,  die  aber  in  Gotha  auch  immer  mehr  der  Einkommen- 
steuer genähert  worden  ist.  Die  Einkommensteuer,  früher  mehr 
der  ehemaligen  prenssischen  sich  anDähemd,  doch  in  Coburg  sich 
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schon  1874  mit  auf  gewisse  Dicht-pljyjsische  Personen  ( uamentlich 
Actiengesellschaften)  ansdehneod,  hat  in  Gotha  neuerdiogs  Fort- 
bilduogen  erfahren,  n.  A.  in  Einführung  der  Declarationspflicht  von 
1500  M.  Einkommen  an,  aber  erst  soit  1899  mit  Ausdehnung  der 
Stenerpflicht  auf  nicht-physische  Tersouen.  Andere  kleinere  Steuern 
sind  staatliche  Hnndesteuern,  Erbschaftafiteaern,  gewisse  Gewerbe- 
abgabeDy  Stempel,  Eisen  bahoBtener. 

Im  letzton  Etat  (1899 — 1901)  steht  in  Cobai^  die  Einkommen-  und  Classenstenar 
mit  82.''>.000,  die  (Grundsteuer  mit  181.000,  di  '  ubritrcn  mit  75  000.  in  Gotha  bezw. 
diese  drei  Arten  mit  263.000  —  740.000  —  Ü47.ü00  M.  Die  Abgabegesetze  fOr  die 
FinftBzpertode  bestimmteD  In  neaerer  Zeit  in  Coburg  die  persönliche  Eftebmif  ron 
3  sojren.  Steuereinheiten,  in  Gotha  ?on  9  sog:en.  Stcuerterminen  für  die  Grundsteuer. 
Etwas  näher  soll  hier  nur  noch  die  Entwicklung  und  gegenwärtige  Ge»taitlUig  ,dev 
Pcrso ü alb tuucrn  iu  btüden  Landern  verfolgt  werden. 

In  Coburia:  war  das  noch  geltende  Gex  tz  Uber  Einkommen-  und  Classeosteuer 
rom  16.  Juni  1874  eine  Fortbildung  des  früheren  ?on  IS-'iO,  mit  Festhaltung  von 
Puncteo  der  Alteren  Structur.  Die  beiden  Tbeile  der  Steuer  wurden  bisher  bei  1000  Golden 
(c.  1700  H.),  jetzt  bei  2400  M.  Einkommen  getrennt,  der  Einkemmenstener  sind  die 
[  i'heren,  der  Classensteuer  die  niedrigeren  Einkomuen  unterworfen,  also  die  ühnliche 
Interscheidung  wie  früher  in  Preussen.  Die  Selbstschatzung  ist  iu  der  Einkommen- 
ssteuer freigestellt,  wobei,  wenn  sie  erfolgt  und  in  dem  besonderen  Falle,  wenn  Ant- 
worten über  die  Einkommenrerh&ltnisae  n.  8.  w.  auf  specielle  Aufforderung  gegeben 
werden ,  wissentlich  falsche  Angaben  zum  Nachtheil  des  Fiscns  mit  Strafen  (4-fache8 
der  Fcrkurzten  Steuer,  Odnungsstiafen ,  wenn  keine  Verkürzung  erfolgt  ist)  bedroht 
rind  (Art  10  ff.)'  Wird  nicht  deelnrirt.  so  erfolgt  ohne  Naohtheile  Einschltznng  dnrcb 
die  gesetzlichen  Organe.  Dor  Sfeuerfuss  ist  terminlich  V4  */o-  ^^'^^  dtlrfen  nicht  Uber 
16  Termine  im  Kechnongsjahre  (also  nicht  Uber  4  7^  erliobeu  werden.  In  diesem 
Satze  ist  die  Stener  aber  anfangs  und  öften  erhoben  trorden .  nenerdingfl  in  12  Ter- 
minen, also  mit  3  ^'q.  Ein  hoher  Satz  von  3—4  °/o  schon  fQr  Einkommen  fOn  2400  M. 
an.  und  ohne  weitere  Abstufung  oder  Erhöhung  für  £jri5sseres  EinkcmTnen.  Besonders 
beacbtenswerth  i:it  im  Gesetz  ron  1874  düuu  die  Ausdehnung  der  subjectiven  Steuer- 
fUdhi  noch  Tor  dem  königlich  sächbischen  Gesetz  vom  22.  I^c  1874,  zwar  nicht  wie 
in  diesem  anf  ölFenilich-rcchtliche  juristische  Personen,  wie  Gemeinden,  aber  wohl  auf 
wichtige  ptivatreehtliche,  insbesondere,  ausser  auf  Vereine  im  Allgemeinen,  auf  Com- 
mandit-  und  Actiengeneüsehnften  mit  Sitz  oder  Zveiftnstnlten  im  Heisogthom  (Art.  2). 
Vereine  mit  unbegrenzter  Haftbarkeit  kOnnon  aber  von  der  Staatsbehörde  befreit 
werden.  Da  die  Rentner  u.  s.  w.  im  Allgemeinen  für  ihr  Einkommen  aus  Zinsen  und 
Dividenden  auch  objectiv  voll  steuerpflichtig  siüd,  ao  besteht  lu  diesem  Falle  wie  iu 
Sachsen  formelle  und  materielle  Doppclbesteuerung',  0ie  Gobnrger  Einkommensteuer 
ist  im  üebrigen  eine  wirkliche  formelle  Einkommensteuer,  weil  ihr  ziSermSssige 
Schätzungen  des  Einkommens  mit  procentnalen  Steuersätzen  zu  Grande  liegen.  Zur 
ClmensteDer  vnrden  and  werden  dagegen  die  Gensiten  bis  2400  M.  Einkommen  nrnr 
in  der  Praxis  auch  wesentlich  nach  Kinkümmenclas^en  eingesteuert,  doch  im  Princip 
bloss  nach  allgemeinen  Merkmalen  ihrer  gesammten  \'erliältnis80  und  der  durch  diese 
bedingten  besonderen  Leibtung>fähigkeit  im  Wege  des  Eiuschätzungsverfahrens,  in  der 
Regel  nach  Haushaltungen  (Gesetz  Art.  26  £).  Das  Gesetz  stellt  nur  18  Tarifstufen 
fürd:  Sil  uerpflichtigen  auf  :  mit  Termin^at/en  von  10  Pf.  in  erster,  15  Pf.  in  zweiter 
0. 9.  w.  biü  l'/i  M.  in  zehnter,  2  in  zwöiiter,  3Vt  ^<  ii*  fünfzehnter,  5  M.  iu  acht- 
xelinter  Stufe,  noch  hier  mit  der  Bestimmnng,  dus  nicht  mehr  als  16  Termine  in 
einem  Jahre  erhoben  werden  dUrfen.  Das  macht  immerhin  1  M.  60  Pf.  für  das 
kleinste  Einkommen  aus,  das  bereits  Steuer]  Nichtig  ist,  da  ein  allgemeines  steuerfreies 
Existenzminimum  nicht  besteht.  Nur  unter  voll  17-jährige  und  Ober  60-jährige  Per- 
sonen sind  in  den  2  untersten  Stufen  frei.  In  den  Abgabegesetzen  kommen  aber 
Ertnässigongen  vor.  so  in  den  für  1893 — 97  vom  27.  Juni  1893,  wo  12  Termine  zur 
Erhebung  gestellt  werden,  aber  6  bei  der  untersten  Stufe  ausser  Hebung  bleiben.  Das 
getilgt  fr^ch  Dicht.  In  Coburg  bestand  bis  1878  eine  besondere  „HAgMtoben* 
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abgäbe**.  Die  Erbschaftssteuer  hat  jetzt,  bei  üblicher  Frellawiiiif  der  dinctea 
Linie  und  Gatten.  Sätze  von  b^f^  für  Geschwister  und  ihnen  gleichgestellte  Kategoriecn 

Ton  Erbra,  ron  6  "/o  fQr  versclii'^Ht^no  andere,  ron  ^  für  dio  entferntesten  Ver- 
wandten Dnd  Nichtverwandte,  im  £ut  iur  1897  — steht  die  ,«Nachiaä&iteuer"  mit 
88.000  M.  jährlich  (Einnahme  var  in  den  90er  Jahren  nach  Sohans'  Tabellen  swiscbea 
aaOOü  und  72.000  M.). 

In  tiotha  war  schon  1854  dos  (iesetz  vom  18.  Jan.  an  Stelle  des  früheren  ron 
1850  ftr  die  Einkenimeii-  nnd  Classensteaer  uretreten,  anter  Festhaltnnf  der  bisherigen 
Grenze  von  800  Thlr.  Einkommen  zwischen  beiden  Stetierformen.  Iiier  wurden,  nach 
der  dasnalifTcn  allgemeinen  Oeblichkeit,  nur  physische  Personen  getrotien.  Der  Steoer- 
taxif  bildete  Eiiikommenclassen  and  führte  dabei  den  Minimalsatz  von  3  bis  auf 
4  °/o  weiter,  hierin  also  abweichend  von  Coburg  (1.  ClassL-  800—1190  Thlr.  3%,  die 
fül^'eiiden  Classon  immer  mit  3  "/o  die  ersten  1200  Thlr.  Einkommen  nnd  mit 
Zuschlagen  für  das  höhere,  so  bei  1200—1590  Thlr.  für  den  Betrajc  über  1200  Thlr. 
3V»"/„.  M  leOO— 1990  3V„  bei  2000-2890  8'/«,  bei  2400—2790  d*U,  bei  2800 
und  mehr  4  ^f^).  Selbstschätzung  war  wie  in  Coburg  statthaft,  aber  nicht  oblijrcitürisch, 
noch  durch  Androhung  von  fiechtsoachtheilen  herbeizuführen  gesucht,  sonst  erfolgte 
Einschätzung  durch  die  geeetdichen  Orgeae  (§.  10,  13  fi.).  Bei  der  Classensteuei 
wurden,  abweichend  von  Coburg,  ähnlich  wie  iu  Preussen,  für  die  Censiten  bis  800  Thll. 
Einkommen  3  Haupt classcn  mit  18  Cntcrclasscn  srcbildet,  in  die  die  Censiten  nach 
Beruf,  allgemeiner  socialer  und  wirthschaftlicUer  Lage  u.  dgl.  m.  nach  näherer  Angabe 
im  Qeeetz  eingetheUt  wntdeo,  theils  nach  den  betrefiendeo  allgemeinen  Duterscbeidunga-' 
merkmalen ,  theils  tmtor  Berücksichtigung  ilir^-r  '_"'sammten  VerliiÜtnisse  und  der  da- 
dnich  bedingten  Leistungsfähigkeit  Den  Haupt-  und  Uoterclassen  eatüprachen  dann 
die  gesetriienen  Steoenitze,  die  in  Monatsh^rtgen  angesetst  sind  (L  Haoptdasse 
Stufe  1—6  IVs  bis  herab  auf  */e  Thlr.,  II.  Classe  Stufe  7—12  mit  20— 7'  .  Groschen, 
III.  Classe  Stufe  18 — IS  mit  5 — 1  Groschen).  Eine  aiigememe  Steuerfreiheit  wegen 
Niedrigkeit  des  Einkommens  fehlt,  nur  in  der  untersten,  18.  Stufe  waren  Personen 
von  n9ch  nicht  voll  18  und  Uber  50  Jahren  frei,  also  etwas  günstigere  Bestinuniing 
als  in  Coburg.  Nicht  allgemein,  aber  für  Steaerrückstände  haften  Diensthecren  n.  s.  w* 
für  die  Steuer  ihrer  abziehenden  Dienstboten  und  Arbeiter  (§.  35). 

Dieses  GoAaer  Gesetz  hat  nun  dnrch  die  obeagenuinten  Novellen  im  Lanfe  der 
Zeit  manche  Acndening:en  erfahren,  von  denen  hier  nur  einipe  erwähnt  werden. 
18.58  wurden  die  Bestimmungen  Uber  Einschitzangs-  und  Eecurscommiit&iooen  ge- 
ändert, 1871  wurde  eine  Declaratlonspflieht  für  Einkommen  ani  Kapital  ein- 
geführt,  nemlich  die  Einschätzungscommission  für  berechtigt  exUUt,  ron  jedem 
betreffenden  Censiten  eine  schriftliche  Erkläning  über  dies  Einkommen  zu  verlang#>n, 
bei  Verlust  der  Rechtsmittel  gegen  Einschäuuiig  und  mit  Strafandrohung  bei  Hinter- 
ziehangen.  Ein  wichtiger  weiterer  Schritt  in  dieser  Richtung  erfolgte  erst  1894  (Gesetz 
vom  f>.  Aup.).  .le  !  r  '^i-n^it  mit  iiher  l")On  M.  Einkommen  wunlr  .iIIl'-  rn  'iii ,  jeder 
andere  auf  besondere  Auiiorderung  des  Vorstitzenden  der  Einach&tzuQgi>commu>»ion  für 
deolaiationtpflichlig  erklirt,  bei  Terlost  der  Beditsmittel  gegen  iänsehltzung  im  Stener- 
jahr,  Androhung  mit  25*^/«  Steuer/uschlag  hei  Unterlassung  der  Erklärung  nach  er- 
neuerter Anffordernnsr,  also  wie  in  Preus>en,  und  unter  entsprechenden  ötrafandrohunren 
bei  Hinterziehungen.  Dies  (Jeietz  galt  zwar  zunächst  nur  bis  Mitte  1898,  iut  aber, 
mit  Ausnahme  einer  Bestimmung,  in  seiner  Giltigkcit  verlätit^ert  worden  (Gesetz  vom 
6.  Febr.  1899).  Durch  das  Ge-.tz  von  1899  ist  endlich  ;ui.  h  die  subjective  Sten  T. 
pflicht  privatrechtlicher  nicht  -  physischer  Personen  verfugt  worden 
(Aetien-,  Gommandit-Actiengesellsobaften .  Gesellscbaften  mit  beschrinkler  Aftpfficht, 
Rer<r>rewerk8chaften  mit  Sitz  im  Her/.o-rtluim ,  einretrajcner  (ienossenschaften,  Privat- 
sparcassen,  einschliesslich  der  Sparcasse  des  Hensogüiums  in  Gotha,  soweit  diese  Spar- 
cassen  ihren  Gewinn  nicht  zu  gemeinnützigen  Zwecken  renrenden).  Bei  den  Actien- 
gescUschaftun  u.  s.  w.  sind  aber  3^4  7o  eingezahlten  Kapitals  steuerfrt-i ,  so  dass 
hier  bis  zn  dicj^em.  dem  wieder  etwas  jrestiegencn  Ziusfusse  entsprechenden  Betrage 
materielle  Doppci besteuening  des  inländit<cheu  Actionärs  und  jede  des  ausländischen 
vermieden  «ird.  Einkommen  dieser  nicht-phystscfaen  Personen  ans  Anlagen  ausser- 
halb des  iK'nfsrhen  Keirh«  wird  beilins-uncn^wei^e  nur  mit  besteuert.  Gegen  Ent* 
Scheidung  der  Recurscommissioneu  steht  jetzt  die  Klage  an  den  neuen  Yerwaltnngs- 
gerichtshof  ZQ»  S^e  digemeine  StMieifrdhett  kleiner  Einkommen  fehlt  noch,  aber 
die  ganze  Oassensteoer  wird  neoerdings  in  niedrigerem  Satze  als  die  Einfa^mmenntoner 
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erhüben,  so  nach  Abgabegesetz  vom  30.  Aug.  1897  für  1897—09  mit  10  Terminen, 
die  Emlommensteuei  mit  12.  —  In  dem  gemeioscbAftlicbea  Berggesetz  ron  1899  sind 
2  Alten  Beri^werksab gaben  angeordnet,  dne  trom  Grabenidd,  ftkr  je  4000  qm. 
auf  GoM-  und  Silberbau  50,  sonst  ."0  Pf.,  und  eine  Erfragssteuer  yon  Bergverken, 
welche  vixklicb  Ertrag  geben,  mit  Sätzen  ron  8,  4  und  5  ^'/g  vom  Preise  der  Prodncte. 
Die  Sitze  der  ErbscbalrasteQer  dieselben  wie  in  Coburg,  Ertrag  in  den  18dOer  Jahren 
xvischeii  58.000  und  101.000  M.  (Schuz). 

§.  172.   8ch  warzburg'SoudershauBeD. 

Das  kleine  Staatsgebiet  von  ^'"l'  [hn.  zerfällt  noch  in  zwei  g&nz  g^etrounte  Stücke, 
die  Dnterhcrtschaft  (Sonden>bauäcu)  und  die  in  Thtuingcr  Wald  liegende  sogen. 
ObeilienBcliBft  (Anntsdt).  S.  Notizen  bei  ?.  Beden  n.a.0.  8.  150011'.  Staats- 
recht s.  Schambach's  Abh.  im  Uandb.  d.  OlT.  Rechts  III,  2.  Halbb.,  2.  Abtli., 

S.  lAöff  .  über  das  Kammerg-ut  eb.  S.  IT,^,  den  Staatshaushalt  S.  165,  Finanzen  und 
Sr.  tiern  170.  Auch  hier  sind  die  streitigen  Verhältni^ic  diw  Kammerguts  eist  neaer-> 
diiii^  geregelt  worden  (1881).  Allgemeines  Steuergesetz  vom  24.  April  1850.  Die 
wichüpstcn  neueren  Steuenresptzc  betreffen  die  Grund-  (und  Gebäude-'Steucr  vom 
&  Juli  1868  und  25.  Jan.  1B70  und  die  aus  der  Ciassensteaer  (Gesetz  vom  2.  Jan. 
1858  mit  Norellen  n.  A.  ?om  21.  Dec.  1871.  18.  Jall  1882  n.  26.  Anir.  1892)  heiror- 
^e^üirene  Einkommensteuer  vom  1.  Febr.  1894  mit  Novellen  vom  18  Aujx.  189G  und 
14- Juii  1897  (mit  neuer  Kedaction  des  Gesetzes).  S.  das  Gesetz  von  1^1)4  mit  Motiven 
und  Ckimmissionsbericht  im  Fin.arch.  B.  12,  S.  255  0'.  Dazu  die  Finanzgesetze,  die 
auch  Beatimmungen  tiber  Stenern  mit  enthalten.  In  diesem  wie  in  den  anderen  Klein- 
«aafen  regelmässig  auch  besondere  Gesetze  über  Hausir-  und  Wandergewerbesteuern, 
Oerichtsk(»tcogesetze.  mitunter  staatliche  Hundesteuer  u.  s.  w.,  die  hier  nicht  alle  ge- 
Dient  vcEfden  können.  Besoaden  das  Jabr  1899  vor  Eintritt  des  Deotscben  Bürger- 
li'"hen  Gesetzbuches  hat  auf  dem  Gebiete  der  Gerichtskosten  und  verwandten  Abg^aben 
tieliacb  netie  Gesetze  aacb  in  diesen  Staaten  gebracht.  Auch  die  Erbschaftssteuern 
ciBd  neoMdiags  Ofteit  in  den  Sttsen  erli5bt  voiden  (s.  filr  SondenbaUM«  a.). 

Die  VereinigUDg  der  Kammer-  und  der  Landeficasse  und  die 
UeberlassuDg  des  Kammergats  in  die  Verwaltansf  und  Nutzung  des 
Staats ,  welche  Maassregeln  nach  der  Verfaasnng  von  1849  erfolgt 
und  1850  durchgeführt  worden  sind,  ist  zwar  geblieben.  Die 
OotatioD  des  Fttrstenhanses  steht  daher  aach  unter  den  Ausgaben 
des  Staatshaoshaltsetats.  Aber  die  Verhältnisse  des  Eammergats 
ood  die  Dotation  des  FflrsteDhanses  sind  später,  nach  eiogetretenen 
Aendernngen  der  Verfassung  (neaes  Landesgmndgesetz  von  1857) 
besonders  geregelt  worden  dnreh  Gesetz  vom  14.  Jani  1881,  dessen 
Bestimmungen  sind  daher  wieder  indirect  fUr  Umfang  und  Höhe 
der  Besteuerung  des  Landes  von  Eiutluss. 

Das  Kammerg:ut  i»t  als  üd  ei  com  missarisch  es  Privatei^enthum  des  Fürstenhauses 
anerkannt  worden.  Die  Verwaltung  und  Nutzung  hat  die  Landesverwaltung,  so  dass 
die  Krträ>;c  im  Staatshaushalt  erscheinen.  Der  FUnt  bezieht  eine  Domänenrente  von 
\  j  Mill.  Mark  und  hat  au  üeberschii-«»Mi  des  Kamnieretits.  welche  nach  Abzug  einer 
ordentlichen  und  erentuell  einer  wuitereu  ausserordentlichen  Dotation  des  Kammer- 
schnldentilgungsfonds  in  höberem  Betrage  ab  802  000  M.  verbleiben,  noch  einen  An- 
theil  von  '  Der  Fürst  hat  aber  auch  das  Kecht,  das  Kammcrgut  in  -^i^ene  Ver- 
waitang  zu  nehmen,  wonach  er  dann  aus  dem  Sta^Ushaushalt  mit  seiner  Dotation  aut»- 
•ebeidet  nnd  dem  Lande  dne  Jahresrento  von  300.000  M.  zu  zablen  Iiat  (s.  Scham- 
bach,  S.  158.  Ueber  die  bes.  „Carl-Güntherstiftung",  die  zum  Unterhalt  von  Schulen, 
Kirchen  u.  A.  m.  dient,  und  eventuell  einmal  aus  dem  Kamm«r?nt  mit  zu  dotiren 
wäre,  s.  ebenda.    Eine  Novelle  zum  Gesotz  von  1881  ist  unter  15.  Juii  1597  hinzu- 
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gekomineD).  Im  Etat  des  Staats  für  1898  and  99  sind  die  Eitinahmen  aus  Forston 
und  Domänen,  abzüglich  det  Verwaltungskosten,  auf  oeuo  1.058.000  M.  jälirÜch  vcr- 
aasehlaft,  voTon  etva  die  H&lfte  uf  die  flonüiclie  Dotetioii  unter  den  Aosirabeik 
(.'20.000  ^l.)  koDirat  (500.000  M.  filrstliche  Rente,  der  Rest  grossouthoils  für  Baut.-ii). 
Es  finden  sich  aber  noch  weitere  verwandte,  wesentlich  privatwinhächaftliche  £m- 
Babmen  im  Etat,  ans  Kammergut,  Bergwerken,  Bergregalien,  Activkapitalien.  Die 
Einnabmen  (Dornftaeo  und  Forsten  netto  statt  brutto  eigesetzt  und  die  Einneboen  ans 
Reichsstcuern  abgerechnet^  betragen  c.  2.013.000  M.  Davnn  nimmt  die  Dotation  des 
Forsteuhaüscs  etwas  über  ein  Viertel  (auf  den  Kopf  der  Bevölkcruntr  c.  6Vs  M.)  in 
Anapracb.  Die  directen  Steuen  sind  mit  487.150  M.  (Grundsteuer  122.000,  üeb&ade- 
-rrncr  M  500,  Einkommensteuer  318  000.  Eisonbahusteuer  5650  M,),  also  mit  fast 
viu  Viertel,  etwa  24  7o  Einoabmco.  die  Gebahren  incl.  fenrandter  Steuern  mit 
284.S00  M.  (Sportein  von  Geriehten  n.  s.  v.  177.000,  &b6ehalt8-  imd  Scbonkungssteaer 
28.000,  Chausseegclder,  Straf^rddor  u.  A.  m.  dor  Rest)  veraascUngt  Die  directMl 
Stenern  betragen  »nf  den  Kopf  Uber  6— 6V«  31.,  anch  hoch! 

Das  System  der  direeten  Steaern  bestellt  ancb  in  diesem  Staate 
seit  der  Reform  toh  1850  aas  einer  Personal-  und  zwar  jetzt 
Einkommensteuer  als  Hanptsteneri  nnd  einer  die  Ge- 
bäude mit  umfasseDden  Grundsteuer  als  Nebeusteuer, 
welche  so  anch  bier  als  PrSeipnalbelastung  des  Grnndbesitses  in 
der  Form  der  Ertragsstener  erscheint 

Die  Grundsteuer,  lui  Krtrage  far  die  Gruudättlcke  wcsuutiich  stabil,  ist  für  Grund- 
BtQcke  und  Gebinde  nach  preussiscbem  Mustor  nach  oben  gen.  Gesetze  geordnet,  als 
Kf'inerfrnjrssteuor  vom  iruidliclieii  lioi  ti  fO  "j^)  und  als  Nutznnps werthsteuer  von  den 
Gebäuden  0^'/»  7«)'        eierentliche  Orund.^teuer  bat  den  Gharacter  einer  festen  Beal- 
last  angenommen.   Die  1868  von  ihr  abgetrennte  Gebindesteoer  nnterliegt,  nie  in 
Preussen,  periodisch  der  Revision  (alle  15  Jahre).    Die  Classensteuer  von  1853  war 
eiue  allgemeine  Porsonalsteuer  mit  gewissen  Befreiungen,  seit  1882  mit  der  Freiheit 
eines  Existenzminimums  ron  300  M.  in  8  Classen  und  weiteren  Stufen  darin,  mit 
V4— Vi  7o  (1      für  3-400  M.  Einkommen)  beginnend  und  auf  3  %  fllr  die  Unter-  i 
grenze  der  Stufe  (schon  voll  hei  2400  M.)  steigend,  mittelst  Einsi  l  ütz^nip,  ohne  Derla-  | 
ration,  durch  Comnüsäioueu  aufgelegt  Die  Grundsätze  dabei  ähnlich  wie  in  Preussen.  j 
Bemerkeoswerth  ist,  dass  hier  schon  seit  1871  (Gesetz  Tom  22.  Dee.)  die  snbjectire  ; 
Stpncrpflicht  auf  nicht-physische  Personen ,  insbesondere  ActicnpescllschriftcTi,  auch 
grössere  Genossenschaften  ausgedehnt  worden  ist  (s.  Scham  b ach  a.  a.  ü.,  S.  170, 
rlB.arcb.  B.  12,  8.  270  ff.).   Eine  Singnlaritftt  war^  dass  Junggesellen  ein  Steuer- 
Zuschlag  aufgelegt  werden  konnte. 

In  dem  neuen  Gesetz  von  1804  ist  nun  an  Str'Il«'  der  Cla<sensteuer  eine  all- 
gemeine Eiiikomuienstcuer  getreten,  im  Ganziui  nach  deui  kujui^lich  süchsischeü,  genauer 
nach  dem  Meininger  Muster,  auch  mit  Anschluss  an  Einzelnes  in  der  neuen  preussi- 
schca  Einkommensteuer  von  1891.  Hervorgehoben  sei  Folgendes:  Allgemeiner  Docl.i- 
rationszwang  für  Einkommen  Uber  1200  M..  in  den  eisten  Jahren  bis  I8OO.  bezw. 
1500  U.«  nneh  der  Novelle  vom  11.  Dec  1897  wieder  von  1800  M.  an,  ist  eingeftlhrt 
worden.  Die  Steuerfreiheit  ist  wie  bisher  nur  bis  300  M.,  bei  Personen  unter  19  Jahrci. 
filr  Einkommen  aus  Vermögen  oder  Betrieben  bis  600  M.  Einkommen  gewährt,  der  j 
Junggesellcnznschlag  fortgefallen,  aber  bis  4500  M.  Einkommen  ist  Ermässigung  bis  j 
um  3  Stufen  wegen  verminderter  Leistungsftbigkdt  jetzt  gestlttet  worden.  Der  Tarif  ' 
ist  in  kleine  Stufen  petheilt.  die  Sät/e  darin  sind  ee^en  bisher  in  den  unteren  Stufen 
etwas  ermässigt,  in  den  mittleren  gleich  geblieben,  m  den  höheren  etwas  erhöht,  mit 
3  %  Normalsatz  für  die  untere  Grenze  der  Stufe  jetzt  ron  4800  H.  an,  ein  8ntE,  der 
nunmehr  erst  hier,  früher  schon  bei  '2400  M.  Einkommen  erreicht  wurde.  Dieser 
Satz  gilt  auch  fur  den  Einkommenzuwachs  von  Uber  5100  M.  au  nach  gebildeten 
Stenerstnfen.  Die  siib|ective  Steoerpflicbt  ist  nicdit  aaeb  naf  Offenttich  rechtiiebe 
juristische  Personen  ausgedehnt,  wohl  aber  wie  bisher  auf  privatrechtliche,  besonders 
Actien^resellschaffen  H\  ohne  ftew-lhrnnfr  eines  steuerfreien  Abzugrs  bei  der  Gesell- 
scLafi  noch  beim  Acüuiiar,  tut  dass  hier  wie  in  Sachseii  furuielle  Doppelbesteuerung 
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besteht  LebeusvöräicherongsprJUuieu  sind  bis  300  M.  abzugsfäbig.  Das  Veraulagangä- 
f«rfolifeii  hat  nur  dnige,  die  Beclaniatloii8w«8eii  mehr  Vertndenugeii  erfahren.  Es 

niuss  hior  «reiiOj^en,  dafür  auf  das  (ieseti  selbst,  die  Motire  üiid  den  lolirreiclien 
OommissioDdbericht  zu  verweiscD  (Fiu.arch.  a.  a.  0.)  Das  Meiste ,  auch  botr  Stratoii 
wegeu  UDtedasseoer  SteoererU&raag  (wie  id  Preusseo)  und  wugcu  Iliuterziuhuageu 
tnttpricht  den  anderen  neaeren  deaiMsfaen  Gesetzen.  Letzte  Berufungsinstanz  ist  das 
Ge^ammtministerium,  aber  nnr  wegen  unrichtijror  Anwendunj^  des  Gesetzes  und  der 
AosfubruDgsrorschrifteD  ^^.51).  Die  Steuer  ist  im  Betrage  übrigens  contingentirt 
w«nieo  (§.  1)  Mf  toDächst  256000  H.  mit  2%  Znwsehs  in  den  folgenden  Jahren. 
Wenn  libcr  die  Mehrbeträge  nicht  im  Finaazge&ctz  anderweit  verfügt  wird ,  sind  sie 
ia  den  n&chaten  Jahren  zo  lündererhebuugen  oiaea  eotsprechenden  Thcila  der  directen 
StaitsBteiieni  zn  fenrenden. 

Durcli  (Inn  Finanzgesetz  vom  31.  Dec.  1895  ftlr  die  Periode 
1896  l^t  der  Mehrbetrag  über  256.000  M.  hinau.s  zur  Deckung 
latüencler  Ausgaben  vertUgbar  gemacht  und  von  1900  an  der  Be- 
trag von  318.000  M.  und  je  2  %  Jabreswacbs  lUr  den  Haushalt  in 
Aassichl  genommen.  Die  Novelle  vom  14.  Juli  1897  bat  den  Kreis 
der  Bteaerpflichtigen  juristischen  Personen  aaf  rechtsfähige  Stiftungen 
(ausser  solehen  fiDr  milde  Zwecke  nnd  anter  Staats-  und  Offent- 
lieher  VerwaUang  stehende)  ansgedehnt,  auch  bestimmt,  dass  das 
Arbeitseinkommen  von  Famiiiengliedern  erst  fHr  den  Betrag  Uber 
300  M.  hinans  za  dem  steuerpflichtigen  des  Hansbaltroratands  hinzn- 
gereebnet  wird.  £ine  eigene  Bestenemng  der  Versichernngs- 
an  st  alten,  mit  Befreinng  bloss  der  reinen  Gegenseitigkeits* 
Anstalten  nnd  mit  gewissen  Ausnahmen ,  beruht  auf  Gesetz  vom 
23.  Juni  1897  (Ausf.-Verordn.  vom  9.  Oct.  1898)  im  Allgemeinen, 
3  ^„  von  der  Prämie. 

Die  Erbschaftssteuer,  frUher  nach  einem  Gesetz  von  18G1,  jetzt  nach  dem 
vom  9.  Febr.  1892.  lässt  die  directe  Linie  frei,  Gatten  auch,  belegt  diese  in  unbeerbter 
Ehe  mit  3,  Gcbchwister  jetzt  mit  4  (früher  mit  3),  gewisse  andere  Seitenverwandtc 
mit  5  (frtxher  8),  sooi^ge  Eiben  mit  8  (früher  8)  7o-  Ertrag  nach  Schanz  iu  dea 
1890er  Jahren  iwischen  g.  20.000  und  41.000  H. 

§.  173.    bch'VN  a  r /.  b  II  rg  -  K  udolstadt. 

Dieser  Staat  ist  iu\  (iebiet  und  Bevölkerung  ein  weuip:  !^rÖ<ser  als  Schwarzburcr- 
SoodershaoseUt  er  zerfäUt  auch  iu  2  ganz  getrennt  liegende  Tbcile,  die  sogen.  (Jber- 
hemchaft  (Rndolstadl)  im  Thttringer  Wild  und  die  Unterhemehaft  (Frankenhaiisea) 
uwischen  diescui  Wald  und  dem  Kyfl hSu>er;;cbir;;e\  Notizen  bei  v.  Kedcn  a.a.O. 
S.  1.501  tJ.,  Staatsrecht  rou  Kliughammer  im  Handbuch  des  öUeatiicheu  Kechts 
III.  2,  2,  S.  148  IT.,  Uber  die  Finanzen  und  Stenern  S.  151.  Die  Dom&nen-  oder 
Suimergntsrerhältnisse ,  sowie  die  fttrstlicbe  Dotation  sind  auch  hier  erst  nach  184^ 
<?ndniltig  geregelt  worden.  Historisches  und  über  Grondsteuor  in  Ilildcbraiul  s  Th -r. 
bm.  i.  a.  0.  S.  35,  iu  ä.  jabrbuchern  B.  10.  S.  462  über  KuikouimuUäteuci,  U.  12, 
S.  216  über  Gewerbesteuer.  Neuere  Gesetzgebnng  ober  Einkommensteuer  im  Fin.arch, 
B.  11,  S.  253  fF..  über  Gewerbesteuer  eb.  S.  '2\:">  il.  Die  hauptsächlichen  neoen 
Stesergeaetze  sind  die  vom  2.  Jan.  läöU  (neues  Steuersystem,  auch  Ausdehnung  der 
Orondstener  anf  d«i  Uriier  steoerfraien  Besitz),  rem  2.  Sept.  1852  Uber  Glassen-  nnd 
classifirirte  Einkommensteuer,  vom  25.  Juli  1876  über  Einkommensteuer  (nebst  Gesetz 
»om  16.  Dec.  1887),  vom  15.  Febr.  18>'Q  tther  <iewerbesteuer,  dann  neueste  über  beide 
letztere  Steuern  be^w.  vom  2b.  März  l.^U.j  uud  7.  März  1593.  Auch  hier  eiu  neues 
BsiiKgesett  mit  Beslimmanfen  aber  Bergabgaben  (rem  20.  Msi  1894.  §.  175).  Eine 
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Kovello  zur  Krbscbaftastener  (Gesetz  rom  12.  Febr.  1840)  rom  6.  April  1894.  Neaa 
GeVobren-  und  GeiichtdtoBfaiiMMtee  (1899)^  AbgabegesetM  Aber  die  Steaedttaa»  der 
dSreclen  Steaen  immer  fttr  lu»  Flnuxperfede. 

Aneh  Jn  diesem  Fttrstentbum  besteht  seit  1849  Casseneiiihett 
lud  ein  einbeitlieber  Staatshaiishaltetat  nach  erfolgter  Regelung  der 
ReebtSTerbSltnisse.  des  Eammergnts  und  der  fttistlicben  Dotation, 
die  im  Etat  daher  unter  den  Staatsansgaben  steht.  Diese  Regelang 
war  aber  finanziell  relativ  gtlnstig  ftir  das  Land,  das  dabei  noch 
erhebliche  Ucberschüsse  Wir  sich  aus  den  Domänen  bezieht.  Oer 
Staatshaushalt  ist  mit  deshalb  hier  mehr  domauialwirthscbaftlich 
als  steuerwirtbscbafltlich  fimdirt,  gleichwohl  die  Besteuerung  inamer 
noch  ziemlich  hoch. 

Die  184^/49  beabsichtii^te  und  eingeleitete  Abtretaug  der  Domänen  an  den  Staat 
ist  swar  rechdich  nicht  pcrtect  geworden  und  spiter  jedoifdlt  rtkckgängig  g^nacht 

In  dem  neuen  Grundgesetz,  vom  21.  Mär/  1854  (Abschnitt  IV  von  den  Üomilnen, 
9  ti.)  wird  „das  Kammcrvermögeu  mit  allen  Hechten  und  Beschwerden"  ausdrücklirh 
als  immerwährendes  fideicommbäariäches  Eiiarcuthum  des  fürstlichen  Hauses  erklärt. 
Die  Kinkiuifti-  daraos  dienen  zunächst  ^ur  Deckung  der  Kosten  der  Hofhaltung  des 
regierenden  Fürsten  und  zur  Sustentation  der  farstliehen  I-amilie.  aus  den  Oebei^cbUssen 
werden  aber  die  Kosten  der  gesäumten  Landesrerwaltuug  mit  bestritten.  Auf  Grund 
ron  Yereinfaarongen  und  besonderen  BestimmoDgeii  ist  die  Yervaltmig  der  Oomiaen 
indessen  dem  Lande  verblieben  und  das  fürstliche  Haus  auf  ein  bestimmtes  Einkonuncii 
aus  dem  Reinertrag  gesetzt,  das  im  Etat  steht.  Der  Betrag  ist  viel  geringer  als  in 
Sondershausen ,  im  Etat  ron  1897—99  jährlich  297.000  M..  während  die  Einnahmen 
ans  dem  Staatsgut  (Forsten,  GrundätUcken ,  Zinsen  u.  A.  m.)  sich  auf  1.175.000  M., 
netto  wohl  auf  über  800.000  M.  b<>laufen.  Die  fUrstliclie  Dotation  beträgt  also  liier- 
voii  etwa  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  nur  etwa  M.,  halb  so  riei  als  in 
Sendershaosen,  des  Land  behält  etwa  ^'g.  Der  ganze  Etat  ist  in  Einnahme  mid  Ans» 
gäbe,  abgesehen  von  den  finanziellen  Beziehungen  zum  Keich,  etwa  2.078.000  M.  brutto, 
die  Domänen  netto  eingesetzt  etwas  Uber  1.7  MiU.  M.ark.  Da?on  machen  die  forst- 
liche Üetatfon  TeicbUcb  */««  die  Laadesansfaben  nicht  ganz  %  ans.  Die  diiecten 
Steuern  betragen  563.000  M.  brutto  (.Grund-  und  fiLhaudosteuer  180.000.  andere,  d.  b, 
fast  nur  Gewerbe-  und  Einkommensteuer  :5S;;.UUU  M.),  etwa.  ^  3  der  Nettoeinnahme, 
uicht  viel  mehr  als  die  Domanenuberschu&se,  aber  immerhin  auch  über  C  M.  auf  den 
Kopf.  Die  Einnahmen  aus  Hoheitsrechten,  vornemlicb  Gerichtssporteln.  Gebühree« 
au(  h  rb-^ü-seegelder,  belaufen  sich  anf  234.000  M.,  darunter  die  Erbschaftesteoer  mit 
•    c  14.UUU  M. 

Das  Characteristische  des  Hudolstädter  Systems  der  directen 
Steuern  y  wodurch  sich  dasselbe  von  demjenigen  der  ttbrigen 
thüringischen  Staaten  unterscheidet,  ist,  dass  auch  hier  die  Per- 
sonalstener.  (Einkommenstener)  die  Hauptsteuer  ge- 
worden, aber  zn  den  üblichen  Kebenstenern  des  Realbesitses, 
der  Grnnd*  nnd  Gebändestener,  noch  eine  Gewerbe* 
Steuer,  ebenfalls  in  Ertragsstenerform,  geitlgt  ist 

Die  schon  froher  in  liblicber  Weise  eis  Steuer  vom  Katestralreineftiag  diH 

gerichtete  Grundsteuer  und  als  Steuer  vom  ermittelten  Nutzungswerth  eingerichtete 
Gebändesteuer  haben  einen  bteuerfuss.  welcher  für  jede  Finanzpenode  durch  be- 
sonderes Gesetz  festgestellt  wird,  regelmässiir  aof  8  '/»  vom  Beieertxag  bd  der  ersten, 
von  4  vom  Niit/iini;«w'ertli  hei  der  zweiten  (s.  Gesetze  vom  10.  Jan.  lf^72.  vom 
23.  Dcc.  löUÖj.  Die  Gewerbesteuer  war  in  dem  Gesetz  von  1893,  insbesondere  nach 
dem  Gesetz  Ton  1868  in  der  üblichen  Weise  nach  der  Hediode  der  ftosseren  Merk- 
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male  mit  8,  später  7  Claä»oii  uach  Gattung;  nod  Betriebsumfang  eiDgericbtot  gewesen« 
nit  48.000  M.  im  letzten  Etat  (s.  Motive  za  dem  nenen  Gesetz  ?on  1898  Fin4trcb. 
B.  II,  S.  240.  die  Haaptpuncte  der  Veranlapruiig  nach  Gesetz  von  18^8  iu  Jahrb. 
t  Kat5k.  B.  12,  S.  216).  In  dem  neuen  Geseu  Ton  18ÖÜ  bat  man  sich  absichtlich 
dem  neuen  praoMlschen  Gesetz  von  1891  materiell  und  formell  möglichst  angeschlossca, 
nicht  oar  wegen  des  Yorznirä  dieser  Metbode,  sondern  auch,  weil  der  Anscbloss  an 
Prenssen  im  Interesse  der  Uieicbbeit  der  Gcsetzg:ebung:  im  einheitlichen  Wirthschafts- 
febiet  zweckmäs>&ig  erschion:  der  richtige  Gebicbi&puuct,  der  zumal  in  solchen  Klein- 
MaatcQ  jetzt  immer  der  leitende  sein  soUta.  Abvaiehiuigen  sind  nar  eingetnten, 
die  Verbcbiedcnheit  der  Verhiltnissc  es  f^ebot.  so  hat  man  nnr  3,  nicht  4  Classen  wie 
in  Preoflseo  gebildet,  aach  ist  aas  practiscbeo  Gründen  das  ältere  Yeraalagungarer^ 
fkhrai  zom  Theil  bdbehalten  worden.  Stenerftei  sind  ganz  Ueine  Gewerbel»eliiebe, 
wo  Jahresertraj:  nicht  1000  M.,  noch  Anlage-  und  Retriohskaiiital  nicht  2000  M.  er- 
reicht 7),  also  nicht  soweit  als  in  Prenssen,  doch  sind  auch  diese  Gewerbebetriebe 
der  im  Gesetz  wie  im  prenssischen  eingeführten  besonderen  Betriebssteoer  vom  Schank- 
g:ewerbe  a.  s.  w.  antervrorfcn.  Glasse  I  umfasst  die  Botriebe  mit  Jahresertrag  ron 
20.000  M.  und  darüber,  oder  Anlas^*-  und  Betriebskapital  ron  I.tO.OOO  M.  und  mehr. 
Claasc  II  die  ?on  4000—20.000  M.  Ertrag,  oder  30.000—150.000  Kapital.  Classe  III 
die  Ikbrigen  mit  kleinerem  Ertrag  oder  Kapital,  «oireit  sie  nicht  frei  sind  (§.  6).  Pttr 
Classe  I  sind  feste  Steuersatze  von  im  Allgemeinen  1  */o  Classenstafon  fest)j;eset2t, 
for  Gl.  II  und  III  wie  in  Prenssen  Mitteisätze  (80  und  16  MO  mit  Minimum  und 
Maaämum,  wobei  dann  Stanergesellsebafteu  and  für  diese  ans  den  Mittelsfttzen  nach  der 
Zahl  der  Betriebe  in  jeder  Classe  Steuercontingente  >rebildot  werden  (§.  10,  11).  Die 
Betriebsstener  für  Gast-  und  Schankwirthschaft  und  Kleinhandel  mit  Branntwein  und 
Spiritus  ist  in  den  Ii  Classen  jährlich  50,  25,  15  M.,  bei  den  gewerbeätenerfroicn 
Betrieben  10  M.  Einrichtung  und  Yeranltfang  lehnen  sieb  im  Debrigen,  mit  einigen 
Abweichungen  im  Verfahren,  den  preossischcn  Bestimmungen  an.  (S.  das  Einzelne 
im  Gesetz  ^b»t,  im  Fin.arcb.  a.  a.  0.,  daselbst  S.  224  IT..  auch  die  Auaf.-Verordn. 
rem  24.  KHz  1898.   Der  Ertrag  wu  etwa  Va  bfther  als  bisher.) 

Die  ältere  Classen-  und  Einkommensteuer  von  18.^2,  welche  schon  1876 
fortbildet  worden  war,  ist  durch  das  neueste  Gesetz  von  lb93  tbeils  nach  preus.sischem, 
tbeils  nach  sonstigem,  besonders  slchsischem,  Weimarer  und  Meininger  Muster  weiter 
entwickelt  worden.  Neben  der  besonderen  Declarationspf  Ii  cht  für  Einkommen 
ans  Kapital,  welche  schon  bei  40  M.  Jahresertraj:  daraus  bei^innt  (§.  17).  ist  jetzt 
aach  hier  eine  allgemeine  Dcclarationspflicht  für  alles  Einkommen  ron 
3000  IL  an  eingerichtet  worden,  woneben  auf  Erfordern  des  Yonltzenden  derBediks- 
commission  auch  jeder  andere  Censit  zu  de(  lariren  hat  (§.  16)  mit  der  Androhunir  der 
fiechtsnachtheile  bei  Dnterlassaog,  wie  in  Preussen,  was  jetzt  immer  allgemeiner  Üblich 
vini  (§.  20)  und  den  betreffenden  Hlnteiziehnngsstrafett  (§.  40—42).  Eio  stenerfrcies 
Existenzminimum  ist  auch  jetzt  noch  nicht  gewährt,  die  t}ntcr^te  Stufe  umfasst  Ein- 
kommen bis  350  M.  mit  T,  Pf.  Monatssatz,  also  f;o  Pf.  Jnhr.  s-,at/,.  die  2.  Stufe  850 
bis  400  M.  mit  10  Pf.,  die  Stufe  400— 4r.O  M.  mit  i:.  die  4.  450—500  M. 
mit  20  Pf.,  die  ö.  -lOO— 600  M.  mit  30  Pf.  u.  .s.  w.  mit  progressivem  Satz,  der  bei 
1000 — 1200  M.  Einkommen  18  M.  jährlich,  also  schon  < .  "  g  erreicht  und  weiter 
bis  auf  aber  3%  Jahressteuer  steigt,  so  z.B.  bei  9500-10.000  M.  28ä  M.,  bei 
IB.OOO— 20.000  M.  648  H.  ist  und  von  da  fttr  jede  weitere  2000  M.  72  M.,  also 
•^•6%  jährlich  (§  14).  Bomerkenswerth  ist,  dass  die  B<;rucksichtigung  vuu  Vcrhält- 
fiissen,  welche  die  Leistungälahigkeit  des  Gensiten  vermindern,  für  jede  Einkommen- 
hObe  ohne  Zahlengrenze  dafür  gewährt  werden  kann,  in  Form  einer  geringeren  Au- 
setzong  des  steuerpflichtigen  als  des  wirklichen  Einkommens  oder  mit  gänzlicher  Frei- 
stellung (§.  1.5).  Für  rechtzeitige  Entrichtung  der  Steuern  von  Dienstboten  und  Ge- 
verbsgehiifen  haften  die  Arbeitgeber ,  die  dafür  den  Lohn  kürzen  können  (§.  41).  — 
l>ie  Erbschaftssteuer  bat  jet2t  die  gegen  früher  erhöhten  Sitze  Ton  2  und  4*/o 
för  die  nähere  und  fernere  Seitenlinie  und  ^  %  für  noch  entfcrnti.'rf  Verwandte  und 
Kicbtverwaodle,  auch  jetzt  aber  noch  für  die  nähere  Seitenlinie  niedrigere  Sätze  als 
Sosdefdiaasen:  Incengramen  zwischen  solchen  Naehbarllndem,  die  aadi  nieht 
dauern  können.  —  Aus  anderen  Gesetzen  mag  noch  erwähnt  werden ,  da^  die  Fmge 
der  Gommnnalbcstcnerun<r  der  Staatsbeamten  jüngst  (Gesetz  vom  20.  Dec. 
1896)  dabin  geregelt  wuide,  da»»  Uicäu  diu  i^cmuindesteucrbeträge  von  Uber  100% 
4«r  sttatUclien  JänkommcMtenef  aas  der  Staatscasee  ersetzt  erhalten. 
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§.  17  1.    Keuss  iilterer  Liüie. 

Der  klcioste  moaaidtisclie  Staat  im  heutigen  Detttschon  Koich  nach  dem  Gebiet 
(816  qkm.),  derdtittkl6iiiste(rorSchaiiiDburg-Lippe  and  W^dock)  nach  der  Beröikeroug. 
Notizen  bei  v.  Reden  a.a.O.  S.  150^)  Ii.  Staatsrecht,  von  Liebmann,  im 
Handbuch  des  öffentlichen  Keclits  III,  2.  S.  177  ff.  Nene  Verfassung  nach  Gesetz 
vom  28.  März  1867,  worin  auch  die  \  criiaiiuia^c  des  Kammcrgutü  u.  s.  w.  eist 
endgiltig  geregelt  worden  sind  (a.  jl).  Ans  der  Besteaerung  ist  von  aUiremeineai 
Interesse  nur  die  ncne  Einkommensteuer  des  Gesetzes  vom  4.  Jan.  1893,  worauf 
hier  allein  eingegangen  werden  kann.  S.  dies  Gesetz  nebst  Aosf.-Veiordn.  im  Fin.a];cb. 
B.  10.  S.  841 1f. 

Auch  in  diesem  Kleinstaat  hatte  die  1848er  Bewegung  zu 
Neuerungen  in  Betrefl'  dos  Kammerguts  iitkI  des  Cassenwesens  ge- 
führt und  in  einem  Vertrage  zwischen  Fürst  und  Land  war  die 
Nntznicssung  des  KammerrermÖgens  für  den  btaat  and  die  Ge- 
währung einer  Civilliste  an  den  Fürsten  vereinbart  worden  (30.  Juni 
1851).  In  der  Verfassoiig  von  1867  ist  indessen  dieser  Vertrag 
aosdrücklieh  aufgehoben  nnd  das  Kammenrermögen  als  Hana-, 
Domanial-  nnd  Familiengnt  (FamilienfideicommisB)  anerkannt  worden 
(§.  17)*  Danach  hat  das  Land  keinerlei  Ansprach  mehr  anf  Ertrag 
nnd  Nntzniessnng  dieses  Vermögens,  aber  anch  keinerlei  Verbind- 
liobkeiten  ftlr  das  fttrstliche  Hans  nnd  Hof.  Die  Folge  davon  ist, 
da  das  Land  wenig  eigenes  Grundvermögen  nnd  nnr  etwas  Kapi- 
talien beflitst,  dass  der  yom  itirstlichen  ganz  getrennte  Hanshalt 
hier  ganz  tiberwiegend  steuerwirthschaftlich  fundirt  ist. 

£s  ist  mit  dieser  röiligen  Ucberlassung  des  iiaiuiuervermOgens  an  den  Fürsten 
noch  die  Verwahnng  dieses  Vermögens  dem  Fiirateu  allein  zugefallen,  ohne  jede 
Coiicurrenz  der  Landcsrcfrierunjr  oder  einer  anderen  Siaatabchördc  und  dor  Laiido^- 
vertretung  {s.  Verfassung  von  18G7  §.  17,  18,  19).  Ausdrucklich  sind  nach  den  Be- 
stimmungen der  Verfusnng  such  Witthftmer,  Apanagen,  rom  Lendeslierm,  bezw.  von 
seinem  Kammergut  zu  tragen,  auf  früher  ihm  gelegentlich  bewilligte  ^Uätentation^•:elder 
bat  er  verzichtet  (i?  l^i.  Iiier  ist  also  das  tLammergut  für  den  Staaiahaushali  fianz 
ausgeschieden,  waiuLini  in  den  meisten  Ubrigcu  Klciuitaaieu  auch  nach  Abzug  der 
forstlichen  Dotation  noch  ein  kleinerer  oder  grösserer  Theil  dor  Erträge  dieses  Guts 
für  die  Landcsbedürfuisse  verfügbar  geblieben  ist,  obwohl  Uberall  die  neueren 
Uegelungen  dieser  Verhältnisse  für  die  Forsteuhäuser  rocht  gttnstig  gew^eu  sind. 
Aehnlich  vie  in  Beass  &.  L.  ist  ea  in  Benss  j.  L.  gegangen  (§.  175).  In  der  Yer- 
fassunt;  von  1867,  §.  13,  wird  jetzt  auch  selbst  bemerkt,  dass  „den  ansehnlichsten  Theil 
des  Staatsvermögens  die  Abgaben  der  Staatsangehörigen  bilden,  welche  auf  dem  ver- 
iassuugsmässigen  Wege  der  ständischen  Bewilligung  und  landediorrliclien  Qenehmigung 
angebracht  und  zur  allgemeinen  Landescasse  eingezogen  werden.**  Im  Etat  für  1900 
betragen  die  Einnahmen  dieser  Cai>se,  abzüglich  der  vom  Kelch  herrührenden  oder 
für  dieses  vereinbarten,  rund  757.000  H.,  davon  aus  directen  Steuern  491.000  M. 
(453.000  ans  Einkomnien-  nnd  Qebiodestener,  87.000  M.  axu  anderen  directen).  d.  i. 
über  7  M.  auf  den  lü-pf  —  auch  ein  recht  hoher  Betrag  — ,  aui  Sportein,  Sri  ifen, 
Chausseegcldcrn  u.  dgl.  190.000,  vom  Grundeigeuthum  nur  2U00,  aus  Zinsen  4ä.UO0  M. 
Der  Best  aas  Pensionen  und  Verschiedenem.  Die  Staatsschuld  ist  ganz  uibedeiitend. 
Die  Ausgaben  erfolKen,  von  einem  Botnige  abgesehen,  um  den  m  diesem  Etat  die 
Aiijijrabeii  für  das  Keich  die  Einnahmen  von  und  für  dasselbe  ubersteicren  (48.000), 
ganz  iur  Landeszwecke.  i)ie  Staatsschuld,  1899  1.040.000  M.  zu  4  "  j,  iasiei  auf  der 
Landescasse. 
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Die  Hauptsteiier  des  Landes  ist  jetzt  auch  hier  die  Ein- 
kommensteuer, bic  wird  ergänzt  durch  die  Grundsteuer, 
welche  die  wichtigste  Nebensteaer  und  die  einzige  Steuer  des 
OniDdbesitzers  als  solchen  ist.  Denn  dieser  iat  fttr  seinen  inlän- 
dischen Grundbesitz,  bezw.  den  Reinertrag  darans  einkommensteaer- 
frei.  Mit  als  gleichzeitig  ausübender  Landwirth  unterliegt  er  letz* 
terer  Steuer  vom  sogen.  ,,Feldgewerb6''. 

S.  Liebmann  fc.a.0.  S.  188.  Er  enrUtnt  auch  Tu^lder  und  Jagdkvten- 
feld«r,  die  aber  nicht  eii^eDtliche  Stenern,  sondern  mehr  gebubrenartifrer  Natur  sind. 

Ri«  Gm  II  d  s  t u er  ist  durch  Gesetz  vom  9.  Mai  1857  nea  ^jeregrelt  und  an  die  Stelle 
öcr  alteu  brundab^aben  gesetzt  wordeji.  Diu  bisherigen  Befreiuugea  wurden  zugleich 
aufgehoben.  Die  Steuer  amfasst  auch  hier  die  Gebinde  mit.  Sie  sollte  zoeist  nach 
dem  Werth  der  Grundstücke  und  (iebaudt  -  Ihst  reranlaft  werden.  Im  Gesetz  rom 
13.  Jojii  1865  ist  man  aber  zai  Keiaertra^äStcuer  bei  den  Gnuid»t&cken  und  Nutztings- 
vetthateiier  bei  den  Gebinden  tibergegangen.  Kleine  Aeademngen  «ind  spiter  doreh 
Norellcn  erfolgt.  Die  Steuer  ist  wie  in  Sachsen  in  Steuereinheiten  angesetzt,  durch 
Patente  wird  für  jode  Finan/yM^riod»'  der  Steu-rfoss  selbst  erst  festgestellt,  üblicher 
Weise  3*/jo  Pfennig  von  der  i.iuiicu,  mit  dei  ilmzufuguiig,  da^s  weitere  Pf.  vor- 
behalten bleiben. 

Die  Einkommfinstr.ucr  ist  durch  Gesetz  vom  4.  Jan.  1898  neu  geregelt 
worden.  Diese  Steuer  trat  nach  Gesetz  vom  8.  Aug.  1870  an  die  Stelle  der  früheren 
Geveibe-  nnd  Peieenabtener  des  Geaetzes  vom  17.  Dec.  1855  (nebst  deaaon  Nachträgen). 

Das  Gesetz  von  1870  ist  durcl»  mehrere  Novellen  spfiter  verfmdert  worden.   Die  Steuer 
traf  nach  diesem  Gesetz  Kinliomnien  schon  ron  5  Thlr.  an  mit  TerminsAtzeo .  deren 
Anzahl  wieder  fur  die  Finan/.periode  nach  dem  Bedarf  bestimmt  wurde.  Aof  beson- 
deres Erfordern  der  Behörde  war  über  das  Einkommen  schriftlich  zu  declaiiren.  In 
der  jetzigen  Form  von  IHil)?  srhlienst  sich  die  Steuer  der  gleichen  in  der  neueren 
deutlichen  Gesetzgebung  im  Ganzen  an,  besonders  den  Steuern  Sachsens  und  Weiman. 
Es  genügt  daber.  hier  nnr  einige  Pnncte  beransinbeben.  Snbjectir  stenerpflichtig 
sind,  wi    linher  im  Königreich  Sarlisen,  auch  die  (J  cm  ein  den,  und  zwar  fUr  den 
Reinertrag  ihres  in  Gewerbe-  und  Handelsbetrieben  und  sonst  angelegten  Vermögens, 
bei  Zinsen  abzuglich  der  eigens  für  Darlohen  zu  zahlenden;  welter  sind  juristische 
PeXMnen,  auch  alle  Vereine,  Actien*,  Commanditactlengesellschaften,  Berggewerk- 
schaften. Erwerbs-  und  Wirthsch.iftsfrcnossenschaften  (Con?»umrereine),  welche  im  Gebiet 
ihren  Sitz  haben,  steuerpllichiig  ohne  Gewährung  eines  steuerfreien  Betrage  vom  Acticn- 
geeelkcbalkaMrtra^  n.  a.  w.  Der  Fttrst  und  die  Mitglieder  des  Fürstenhauses  sind  zwar 
frei,  aber  gewcrbüchc  Etablissements,  die  fur  fürstliche  Rechnung  betriebL-n  werden, 
anterliegen  der  Einkommensteuer  (§.  2).   Die  Befreiung  von  Censiten  wegen  Klein- 
heit des  EinkommmiB  ist  eigenthlliDJlcb  in  der  Art  geregelt,  daas  die  Einlloninien  bis 
600  M.  dann  frei  sind,  wenn  die  Bezieher  rcrheirathet  oder  verwittwet  sind  und  An- 
?reh5rige  haben,  deren  Alim  -ntrition  ihnen  obliegt  (mit  Ausschluss  von  Fällen  des  §  J^), 
UQd  wenn  zugleich  dies  Eiutommen  nicht  lediglich  m  Ziaseruägeu  aus  Kapitalver- 
mfigen.  Beatm  ti.  s.  w.  besteht,  noch  die  Pflichtigen  Eigenthümer  und  Miteigner  von 
inländi^chi'ii  Grundstücken  von  insgesamrat  mehr  als  100  Steuereinheiten    irt  1       4,  c 
ond  Schlusbsatz).   Also  eine  gewisse  Begünstigung  der  Familienräter  u.  s.  w.  Sonst 
sind  ancb  physische  Personen  mit  nicht  ttber  600  M.  Kapital  für  die  Zinsen  steuer- 
frei, such  Personen  unter  18  und  über  60  Jahre  für  gewerbliches  und  gesrhrddicbes 
Einkommen  unter  ir)0  M.  und  für  diesen  Betraf?  auch  Wittwen.  Waise»,  öüeiitiiche 
Pensionäre  und  Auizüijicr  fur  Pciibioiieii  und  Aaszüge  (§.  4,  d,  g.  h).    Der  Tarif 
(§.  5)  hat  EinLomnenstufen,  welche  in  Ideinen  Beträgen  (anfangs  um  30.  dann  um  75. 
von  900  M.  nn  um  2">0  M..  spater  in  pröjseren)  steigen  und  den  Steuersatz  für  den 
Termin  festsetzen.    Wie  viel  solche  Termine  dann  zu  zahlen  sind,  bestimmt  für  jede 
flnampeilode  ein  Patent,  gemlss  dem  Bedarf.   Der  Tarif  beginnt  schon  mit  3  Pf. 
Terminsatz  für  15—30  M.  Einkommen,  f.  Pf.  für  80—60  M.  u.  s.  w.,  bei  600—750  M. 
iat  er  75  Pf.,  bei  19r>0-  2100  4  M.  20  Pf.,  bei  2<S')0— HOOO  7  M.  80  Pf.  bei  ä900 
l»i»  4200  12  M.  6u  PI.,  bei  5700— 60OO  19  M.  80  Pf.,  bei  11.250—12.000  M.  44M., 
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dann  für  je  1000  M.  mehr  5  M.  Steuereatz  mehr.  Ausgeschrieben  wordcu  neuer- 
dings öt'te»  1)  Termine,  wobei  die  JahressteiitT  beim  kleüiüten  Einkommen  von  15  bis 
30  M.  4r.  Pr  ,  bei  dem  von  600—700  M.  6^/4  M.,  bei  dem  von  ':'^."><V-;^ooO  M. 
70  AI.  2Ü  rr.,  bei  dum  von  11250— 12.000  M.  396  M.,  bei  höliercm  ii^iiikummeo 
vom  Zuwachs  45  M.  für  1000  M.,  «Im  4Vt  '^^  Vertiüagiuig  erfolgt,  wie  im 
Königreich  Sach^scn,  für  Familicnaug-chörige  mit  belbütändigem  Erwerb  apart  Wie  lu 
Weimar  wird  in  der  Beäteaeruug  auch  aoch  ein  beeondcres  Jfeldgeverbe"  unter- 
echledeii  (§.  8,  14)  «ad  in  der  Kategoiie  von  Ibodel  und  Gewerbe  mit  renuUagt, 
aber  Einkommen  aus  ioländischem  Grundbesitz  ist  einkommenstenerfrei  ($.0). 
Gewinne  aus  Spcculationsgesch.lften  sind  auch  bei  Nicbt-H:tfi'!t'ltr.M>i'Mi(l»'n  steaer- 
pllichti^.  Die  Declarationsp Hiebt  bcätcbt  für  alle»  EiiikuuiUitJü  »ua  Kapiuiivermügeu, 
»üiiät  iur  (le^amultoiI)kllUlUlen  von  1500  M.  jUirlich  an  (§.  30,  81),  mit  Androhung 
des  Verlustes  des  Kinsiu-ucbs  (aber  ohne  Steucr/aschlap)  (g.  82)  tiiid  mit  den  üblichen 
Hinterzichungsistralen  46).  —  Eine  Steuer  vom  Oewerbebe trieb  im  Umher- 
ziehen (ioct.  WanderUger)  bemht  auf  Getietz  vom  17.  Jon!  1878.  Nach  dem  Erb- 
achaftssteuerfiestitz  vom  o.  Mär/  1875  bestehen  bei  der  üblichen  Freilassung 
der  directen  Linie  uud  (iatten  die  S&tze  von  4  und  6  *Vo  Seitenlinie  und  ihr 

gleichstehende  Erben ,  äonst  8  7o- 

§.  175.  Renss  jttngerer  Linie. 

Dieser  zweite  reoae'flche  Staat  ist  imraeiliin  m^  ab  doppelt  so  gross  ak  der 

erste  (820  qkm.)  und  hat  f;ist  duppelt  so  viel  Einwohner.  >■>  i-i  zu  dieser  Au^- 
delmung  aber  erst  durch  Anfall  von  Gebieten  ausgestorbener,  hczw.  abdicirender 
Nebenlinien  (1802,  1826,  1848)  gelangt.  Vodzea  bei  v.  Reden  a.a.O.  Ü.  1506  IT. 
Staatsrecht  von  Httller  im  Handbuch  des  Olt'cntlichen  Recht;*  a.  &.  0.  S.  189. 
Anch  hier  sind  Streitigkeiten  zwischen  Land  nnd  Kürst  über  die  Douiäneti  erst  neuer- 
dings, 0eset2  vom  23.  Nov.  1880,  erledigt  worden.  Au&  der  Giiacugcbung  über 
Stenern  s.  Gesetz  betr.  Gnindst^^oerregelaog  vom  20.  März  1850  (auch  für  Gebäude 
mit),  Oesfitz  über  (Je«  erbe-  und  Personalsteucr  vom  1.  Juli  l'^ri'J,  Uber  Gewcrbcboto  lv 
im  Umherziehen  vom  iti.  Sept.  187U  (auch  für  Wanderiager;,  über  Glessen-  und  cWm- 
ficirte  Einkominensteaer  vom  18.  April  1874,  mit  Nachträgen,  so  vom  22.  Nov.  1878. 
An  die  Stelle  trat,  jetzt  auch  hier  die  Hauptstcucr.  die  neue  Einkommensteuer,  nach 
(iesetz  vom  IT»  Jnni  1^00  (Fin.arch.  D.  7.  S.  .'."Ort.  mit  Ausf.-Verordn.  und  Be- 
gründung, S.  ä'Jl),  revuiirt  durch  Novelle  vom  i,  Juni  1898  und  danach  in  neuer 
Eedaction  (Fin.arch.  B.  16.  S.  298  Ü.  mit  Entwurf  und  Commisäonsbericht).  Au^f.- 
V'erordn.  vom  24.  Aug.  1^08.  Aueh  hier  nar  einige  Bemerkungen  Uber  den  Staafai- 
haushält  im  Ganzen,  die  Duiniiucufrage,  die  neue  Eiuiiommcosteuer. 

Der  Hansbalt  auch  dieses  zweiten  reuss'schen,  Danmchr  auch 
nntbeilbaren  Staats  ist  jetzt  reiner  Staatshaushalt,  welcher  tiber- 
wiegend auf  LandesBtenern  beruht  Auch  hier  hat  ein  langer 
Dornftnenstreit  durch  Gesetz  vom  23.  Nov.  1880  damit  geendet» 
dass  die  Domänen  ab  aasschlieseliches  fttrstlichefl  £]genthnm  an- 
erkannt worden  sind,  und  zwar  ebenfalls  ahne  jede  weitere  Mit- 
verpfliobtnng  der  Ertrage  für  die  Kosten  der  Landesverwalfeang» 
also  wie  in  Renss  E.  L.,  aber  abweichend  von  den  anderen 
thtlringischen  Kleinstaaten.  Dafttr  lastet  allerdings  auch  keinerlei 
ftirstliclie  Dotation  mclu-  auf  deui  Lande. 

Es  hat  ubriguns  als  seine  Ablindnng  für  die  Domänenüberlassung  an  den  Fürsten 
1  Mill.  Mark  Kapital  erhalten.  Diese  Summe  ist  hypothekariech  auf  den  Gutem 
dl  >  l")il<  i.  (  iiiiiiis^eä  eingetragen  und  mit  4  "/^  zu  verzinsen.  Sie  ist  von  Seiten  des 
Staats  und  „lui  Falle  der  Mediatisirung  des  fürstlichen  Hauses''  von  Seiten  der  Kechis- 
nacbfolger  der  Regierung  des  Furstcnthums  unkündbar,  von  der  fürstlichen  ICammor 
kflndbar.  Das  landesftiisUiclie  FideicömmiflerermOgen  ist  ,4^r  alle  Zeiten  reinee  Privat- 
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▼eimllg«!!**  das  fUnfUcben  II«i8€8,  ta  dem  dem  Staate  kelae  anderan  Ansprflche  mdir 

zustehen  als  an  jedem  PriTiteigentham  (daher  ist  es  aocli.  irenn  ich  die.  Bestimmongeil 
recht  verstehe,  steuerpllichtig,  3,  6  des  Gesetzes  ron  1880).  Der  Etat  ron  1899/1901 
h^t,  abzQglich  der  darchlaafendcn  EioDahmea  vom  Reich  —  die  in  diesem  Etat  etwas 
DelMnellWI  Uber  die  Ausfraben  für  dat  Beich  ttberliesson ,  50000  M.  —  eine  Eio- 
Dahme  7on  njnd  1.562.000  M.,  dafoo  ans  directen  Steuern  866.000  (Grundsteuer 
134.U00 ,  Einicommeobteaer  732.000)  c  6Vt  auf  dea  Kopf,  258.000  ans  Sporteln, 
BOT  SaOOO  fom  StaafsrennftKea.  247.000  au  anderan  Gasien  (SpaicasBeDtbexBclifltteu?) 
102.000  M.  au  Senatigttm  und  au  BesOnden. 

Die  beideo  wichtigsten  directen  Stenern  des  Landes  sind  anch 
hier  die  allgemeine  Einkommensteuer  und  die  Ornnd- 

ste  uer,  welche  letztere  hier  wieder  nelien  der  ersteu  als  Präcipual- 
belastnng  des  Grundbesitzca  fuDgirt. 

Die  Ciassen-  und  ciassificirte  EiokommeDSteiier  war  schon  im  Gesotz  roa  1874 
in  der  nenerai  Weise  ireetaltet  worden.  Das  Gesetz  Ton  1890  Ist  in  dieser  Bicbtuni; 
weiter  fortgeschritten  und  das  ron  1898  abermals  etwas.    Die  Steuer  gleicht  danach 

im  Wesentlichen  den  sonstiijen  dentschen  ans  dem  letzten  Jahrzehent  des  10.  Jahr- 
huudertä.    Die  Steuer  ist  zwar  vereiuhuitlicht,  aber  auch  jetzt  ist  die  ZweiiLeiluug. 
der  älteren  Uoterscheidunp:  zwischen  Classen-  und  Einkommensteuer  entsprechend,  bei- 
behniten  worden,  indem  die  erste  Abtheiinng  bis  800O      Kinkummen  geht,  diezweite 
da»  höhere  omfaisttt.    Von  EiDxelheitea  der  neueren  Eutwicidung  ond  der  pegen- 
wtrtlgen  Gestaltung  mOgen  felffende  berrorfelioben  werden.   Objeetir  stenerptlichtig 
ist  nicht  der  »tanz  klei;!i  inlämlisclie  (trundbesitz  ausserhalb  Landes  wohnender  Per- 
sonen, sondeni  nur  der  mit  mindestens  20  Steuereinheiten  behaftete  (Gesetze  von  1890 
und  1898  §.  8).    Ausser  physischen  Personen  sind  juristische  Vereine  und  Genossen- 
schaften für  ihr  Einkommen  aus  Kapitalvermögen,  aus  dern  Iktrieb  gewinnbringender 
Geschäfte  und  aus  inländischem  Grundbesitz  subjectiv  steuerpflichtig  (§.  Einkommen- 
steuerfrei  for  sein  gesanuntes  Einkommen  sind  der  regierende  Fürst,  die  Mitglieder 
de«  fbntlieben  Hanses  für  ihre  Apanagen,  doch  ist  steurpfUcbtlg  des9  Forsten  ge- 
hriFiL-  r  inländischer  der  (Jnindsteuer  unterworfener  Grundbesitz  H     t   v  n  1890  und 
18ü8  §.  3).   Gemeinden,  Kirchen  und  müde  Stiftungen  sind  nur  für  ihr  Kapitalcin- 
kommen  f^ei.   Altgemein  frei  sind  ron  1.  Stofe  (bis  800  M.  Einkommen)  unter  18 
nnd  tiber  60-jährige  Personen.  Bis  zum  (fcsetz  von  1890  war  sonst  im  Prindp  noch 
das  kleinste  Einkommen  nicht  Ftenerfrei.  Das  ist  für  die  Gemeindesteuer  nnrh  «o  ver- 
blieben, wenn  nicht  Freiheit  für  die  untersten  Stufen  von  einer  Gemeinde  beschlossen 
wird.  Aber  der  Staat  erhebt  nach  Gesetz  von  1890  fttr  die  2  nntersten  (bis  450  If .)« 
nach  Gesetz  von  1898  für  die  3  nnterston  Stufen  (bis  5.')0  M.)  die  Steuer  nicht,  ge- 
währt also  in  dieser  Höbe  ein  steuerfreies  Ezistenzminimnm.    Der  Steuertarif  hat 
EinlioaimenBtnfen  mit  sogen,  terminlichen  Steaersitxen.  IHe  Zahl  der  Termine  wird 
dann  wieder  für  jede  Finanzperiode  besonders  bestimmt.    Der  neueren  BicbtQng  der 
dentschen  Gesetztrebung  entsprechend  wnrden  die  Tarif^!lfze  1>^'.>0  und  189?^  theilweise 
in  den  unteren  Stufen  oiwa^  crmässigt,  in  den  hflheren  etwas  crhdht,  m  üabs  bei  der 
Ausschreibung  von  12  Terminen  im  Jabre  auch  hier  jetzt  bei  grossem  Einkommen  von 
r  TiO.OOO  M.  der  Jahressatz  von  4     -erreicht  wird  f§.  6).  Aus  dem  Gesetz  von  1898 
sind  Proben:  Einkommen  bis  800  M.  Terminsatz  5 Pf..  300—4^  M.  10 Pf.,  450—^  M. 
20  Pf..  550—650  M.  80  Pf.  (bisher  40  Pf.).  650—750  M.  40  Pf.  (bisher  50),  750 
bis  850  M.  80  Pf,  :^r,()— lOOO  M.  1  M.  20  Pf.  u.  s.  w,  bei  27O0_-.3(X)0  M.  SVa  M., 

dann  in  der  IL  Abtheilung  3000-3.500  M.  7  M..  in,          11.oi«üM.  2-5  M.,  von  d.n 

an  1898  gegen  bisher  etwas  erhöht,  z.  B.  lü— lo.()UU  M.  ai.  bish.-r  30  M.  Im  Gesetz 
ron  1890  stieg  dann  der  Terminsatz  bis  29—30.000  M.  Einkommen  auf  72Vt  M., 
von  da  an  bis  40  000  :m  für  y  1000  M.  um  2'',j  M..  für  höheres  Einkommen  für 
je  2000  M.  um  10  M.  Im  neuen  G^istz  von  1898  steigt  der  Satz  bereits  von  13.000 
Marli  Einkommen  an  fOt  je  1000  M.  nm  S  M.  bis  zam  Einkommen  ?on  39.000  M., 
dann  wieder  in  bestimmten,  meist  2000  M.  umfassenden  Stufen  auf  bestimmte  Sätze, 
die  sich  meist  um  7—^  M.  für  je  2000  M.  erhöhen,  bei  ]00— in'2000  M.  Einkommen 
wird  so  ein  Termin^atz  ron  382  M.  erreicht  (Jabressatz  bei  12  Terminen  3984  M., 
abo  aanüiend  4  */«),  fon  Aber  111.000  M.  an  steigt  der  Sats  fttr  je  8000  M.  nm 
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je  10  M.  (Jftbress&tz  120  M.  oder  4  %  1»el  12  Terminen).  Vanm  Im  Tarif  vteder 

ieder  Kleinstaat  Verschiedenheittin  haben  mass,  vährend  er  sich  doch  sonst  dem  Ein- 
lommensteuerrecbt  Preutisens,  Sachsens  anschUesst,  ist  scbver  xa  sagen.  Verminderte 
Leistongrsf&bigrkcit  kann  bis  4000  U.  Einkommen  berOokdohtigt  Verden  (ohne  Be- 
grenzung des  Maas;>e9  im  Gesetze  selbst,  eventoell  Freistellung  in  den  beiden  untersten 
Stufen  von  Abth.  I)  (§.  7).  Die  Veranlapunj^  geschieht  in  der  Heftel  nach  Haus- 
haltongeu,  wobei  im  Gesetz  von  1898  ein  bemerlienswertber  Zusatz  (§.  8)  eingetreten 
ist.  dahingehend,  dass,  wenn  das  gemeinsam  versteuerte  Einkommen  zweier  Ehegatten 
limij 'sachbch  aus  Arbeitsverdienst  besteht,  bei  der  Veranlagung  auf  besondere ,  dia 
Kosten  des  Haushalts  vermehrende  Verh&ltnifiee  (z.  B.  dass  Kinder  w&hrend  des  Tages 
in  besondere  Pflege  zu  geben  sind)  in  Gemlssheit  des  §.  7  Rftoksicbt  m  nahmen  und 
dass  tlbcrhanpt  das  aus  Arbeitsverdienst  der  Frau  stammende  Einkommen,  wenn  es 
iiiclif  i^b'T  ROO  M.  betraft,  nur  zu  ^4  '"it  ifi  Ansatz  zu  briiijercn  sei.  Sonst  t-rfolfft 
die  Veraiiiaguug  lediglich  nacii  Maassgabe  des  UcsammteiuLoinmens.  —  Für  die  Eiu- 
kommensteuerpflichtigen  (d.  h.  diu  Censiten  mit  Uber  8000  M.  Einkommen)  bestand 
schon  vor  dem  Gesetz  ron  1890  Di-rlnrationspflicht.  Im  Gesetz  von  1890  ist  diese 
auch  auf  die  Censiten  mit  kleinerem  Kmkouimen  und  zwar  schon  von  1000  M.  an  (oack 
Reglern ngsfOTSchlig  Ton  8100  H.  an)  ausgedehnt  worden,  unter  Androhen;  des  Ver- 
lustes des  Rt'rlamationbrecht-s ,  aber  auch  im  Gesetz  von  1898  nicht  zugleich  mit 
Androhung  eines  Steuerzuschla-rs.  wie  in  Preussen  und  anderen  thüringischen  Staate» 
(§.  24).  Im  Reclamaiionsverfabrcn  wurde  im  Gesetz  von  18Ü0  der  Schutz  der  Censitea 
verbeseert  (§.  28).  Berufungsinstanz  ist  der  IkvJrkaansschuss  und  zwar  eadgiltig,  nur 
dass  nach  Gesetz  von  1898  noch  eine  Beschwerde  wegen  Nichtbeachtung  gesetzlicher 
Vorschriften  gegen  die  EatscheiduAgen  des  Bezirksausschusses  an  das  Ministerium, 
Abtheilong  filr  Finenten,  sollssig  geworden  ist  (§.  28,  22).  Im  neuesten  Gesets  ist 
noch  ermöglicht  worden,  das  ganze  Einscliätzungsgescbrift  einer  Gemeinde  für  ungiltig 
zn.  erklären  und  erneuern  zu  lassen,  wenn  ohne  ersichtlichen  Grund  der  neue  bteucr- 
stock  eines  Orts  nicht  anerheblich  hinter  dem  terminlichen  Sollertrag  des  Vorjahres 
zurückbleibt  (§,  28  a).  In  lieMMidett  umfänglichem  Maasse  haften  Dienstherrschaften 
und  gewerbliche  Arbeitgeber  u.  8.  w.  selbstschuldnerisch  für  die  Steuer  ihrer  Arbeiter, 
Beamten  u.  s.  w.  (§.  31  unter  b),  doch  mit  Beschränkung  der  Frist  fttr  diese  Haftung 
aof  die  in  der  Dienstzeit  des  Arbeiters  ftlUgen  BetrSge  mit  einem  Zosats  ra  31 
im  Gesetz  von  1808.  Für  alles  Weitere.  Einschätzungsverfahren.  Organisation  u.  s.  w., 
möge  hier  auf  das  Gesetz  selbst  verwiesen  werden,  das  techniäch  eine  ganz  tUchtice 
Leistung  ist.  —  Die  Erbschaftssteuer  (Gesetze  vom  18.  Oct.  1849,  21.  Dec.  1868, 
20.  Dec.  1880)  hat  ftir  die  Seitenlinie  nnd  entfernteste  Verwnndte  und  Nichtverwandie 
die  Sätze  von  2,  4  und  8  Ertrag  in  den  189Uer  Jahren  zwischen  12.Ö00  und 
70.000  M.  (Schanz).  —  Bergwerksabgabon  im  Berggesetz  vom  9.  Oct.  1870,  ab- 
geindert  durch  Gesetz  rom  10.  April  1897. 

§-  176.  Waldeck. 

Auch  „Waldeck  nnd  Pyrmont"  genannt.  Dieser  Staat  ist  zwar  der  Gebietsgrössc 
nach  unter  den  10  monarchischen  Kleinstaaten  im  Reich  der  sechste  von  unten,  der 
BevOlkerang  nach  bei  schwacher  Volksdichtigkeit  und  geringer  Volkszunahme,  gelegent- 
lich selbst  Abnahme  der  Volkszahl,  —  das  Land  liatte  schon  1840  eine  etwas  grössere 
Bevulkornng  ai^  18rir>!  —  aber  der  zweitkleinste,  anch  ein  ziemlich  dürftiges  Land, 
was  seine  ,fAccession"  an  Prenssen  seit  1867  gerade  ans  finaaziellcn  Gründen  erklart. 
Er  besteht  ans  den  beiden  getrennt  liegenden  Theilen,  den  beiden  Pflnteothamera 
Waldcck  und  Pyrmont.  Letzteres  war  seit  1806  als  sotnerän  angesehen  und  ist  erst 
1849  mit  dem  giössercn  Waldeck  untrennbar  durch  ein  und  dieselbe  Verfassung  ver- 
bunden Wurden  (Staatsgrundgesetz  von  1852  1).  Eine  voUbtändige  Vereinigung 
auch  der  Finanzverwaltung  erfolgte  sogar  erst  1864.  Auch  in  diesem  Staate  hat  <  s 
I.uii;wierige  Domäneiistreiiigkeiten  zwischen  Fürst  und  Land  gegeben,  die  erst  1853 
rertragsmäsäig,  doch  ohne  endgiltige  Entscheidung  aller  Kecht^puncte,  erledigt  worden 
sind  (s.  n.).  Die  wirthschafkliche  nnd  flnanzielle  Schwiche  des  Ltedchens  führte 
dann  n.icli  d(  r  Gründung  des  Norddeutschen  Bunde;«  1867  zu  einem  sogen.  Accessions- 
vertrage  mit  Preu?«en,  der  seitdem  zweirnal.  1877  und  1887,  verlängert  und  dabei 
etwas  verändert  worden  iat.  i'jeus6eu  bat  dadurch  einen  erheblichen  und  mittlerweile 
noch  steril  gewachsenen  TheU  der  Landesauftgaben  anf  sein  Budget  tlbemommen. 
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voftr  es  dem  Valdecker  Etat  Zmchim  leistet  (s.  tl).  Ein  fOllig  eigen  thumlicher, 
bisher  singulärer,  aber  priDcipiell  und  politisch  nicht  vniichtiger  Vorganf?  im  heatigen 
Dentschen  Reich  (s.  u.)-  S.  Notizen  bei  v.  Reden  a.a.O.  S.  1495,  1498.  Staats- 
recht von  Böttcher  im  Handbuch  des  ölfentlichen  Rechts  lU,  2.  1,  S.  151  ff., 
Uber  den  Accessionsvertrag  mit  Preneseii  S.  153,  Ober  die  Domteeofrage  S.  ]5S>  (Ue 
Einanzen  S.  162.  lieber  jenen  Vertrag  auch  v.  Könne,  prenss.  Stnat  ri  rln  4.  A  I, 
S.  164,  III,  S.  174.  üeber  die  Dom&neefrage  unter  dem  Titel  Schumacher,  1849. 
Beridiite  Yerftssungsurkmide  rem  17.  Aug.  1852  (Stork  e.  e.  0.  8.  494).  Am  der 
neueren  Steuergesetzgebung  s.  tlber  die  Grundsteuer  Gesetze  vom  14.  Juni  1850,  24.  Jan. 
1851.  bes.  20.  Juli  1853.  4.  Jan.  1862.  .S.  Jan.  1879,  auch  11.  Doc.  1899  über  Ge- 
werbesteuer Gesetz  vom  26.  Juni  1862,  mit  Novellen  von  1863,  1864.  1866,  1872, 
1875.  1888  (Oetetie  fftr  Waldcck,  Gesetz  rem  28.  Jnni  1862  für  Pyrmont  mit  Nerellen), 
jetzt  neues  Gesetz  vom  6.  Mftrz  1893  (im  Fin.arch.  R.  15,  S.  940),  tlber  Classensteuer 
Gesetz  vom  23.  Dec.  1825,  weitere  aus  1862.  1864.  neue  Begeloog  durch  GeseU  vom 
7.  Jan.  1885,  Nerelle  ?eD  1881,  neues  Gesetz  Tom  6.  Mftrz  1898.  revidlrt  durch  Gesetz 
vom  27.  Dec.  1897,  mit  diesen  Aenderungen  von  1893  und  1897  gilt  das  Gesetz  von 
noch  (Fin.arch.  eb.  S.  9?>2,  nber  die  noacn  Stcuereresofzc  überhaupt  cb.  S.  030). 
Ausserdem  W&nderlagorsteuer  Hundesteuer  (1854).     Eiuo  Erbschaf ts^tuuer 

fehlt.  Im  Folgenden  AnsflUuiugeii  über  den  Staatabausliilt  im  Allgemeinen,  die 
Domänensache,  den  wichtigen  und  principiell  bedeutsamen  preussiscben  Accessions- 
vertrag und  die  directe,  besonder  die  Classeii-  und  Gewerbesteuer  in  Huer  neeeiea 
iiiid  neneaton  Gestaltvag . 

Der  Staatshaushalt  Waldecks  hat  sein  neueres  Gepiü^'e  durch 
die  Verembaningen  des  Landes  mit  dem  Fürsten  über  die  Domänen 
im  Jahre  1853  und  durch  den  Accessionsvertrag  mit  Preussen  1867, 
mit  den  Erneuerongen  dieses  Vertrags  im  Jahre  1877  und  1887 
erhalten.    Durch  jene  Vereinbarungen  ist  dem  F  Ii  raten  der  grösste 
Theil  der  Reinerträge  der  Domänen,  1867 — 1877  und  wieder  seit 
1888  iD  Folge  einer  Bestimmung  des  Vertrags  mit  Prenssen  sogar 
der  ganse  Ertrag,  tiberlassen  worden,  das  Land  hatte  in  Folge 
dessen  seine  Ausgaben  wesentlich  ans  Landesstenem  zu  bestreiten^ 
was  sn  einer  Deficitwirthschaft  gefDhrt  bat    Der  Vertrag  mit 
Prenssen  trat  ta  finanzieller  Erleicbternng  des  Landes  ein,  Tomem- 
lieh  um  diesem  die  Lasten,  die  sich  ans  der  Beziehnng  znm  Nord- 
deutschen Bunde  und  znm  Deutschen  Reiche  ergaben,  zu  erleichtern. 
Auf  diese  Weise  ist  dem  Fünstenbausc  die  Souveräiietät  mit  den 
aus  dem  Vertrage  hervorgehenden  Beschränkungen  verblieben.  Im 
ftlr  uns  hier  allein  in  Betracht  kommenden  finanziellen  EtVect  ist 
durch  diesen  Vertrac"  ein  sehr  erheblicherTheil  der  Finanz- 
lasten, welche  dem  Staate  Waldeck  in  l  (»l-e  «einer  .staatlichen 
Selbständigkeit,  meiner  Landesbedürfnisse  und  geiner  Zugehörigkeit 
zum  Norddentscben  Bunde,  bezw.  Reiche  obliegen,  von  Preussen 
übernommen  worden.    Ein  Verhältniss,  das  an  sich,  weil  in 
jedem  Staate  —  nach  einem  zumal  dem  modernen  Staate  immanenten 
„eommunifitischen'*  Princip  —  die  Staatsgesa mmtbeit  und  implicite 
damit  die  kräftigeren  Landestheile  die  Lasten  der  schwächeren  mit 
tragen,  nichts  Abnormes  sein  wtlrde  und  in  einem  Bondesstaate 
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wie  dem  Deutschen  Reiche  es  eijjentlich  auch  nicht  ist.  Nur  wcdo 
die  deutäciieii  Eiuzelstaaten  als  wirklich  noch  völlig  unabhängige 
und  souveräne  polilu^che  Körper  an<j;e8ehen  werden,  crschciDt  das 
Verhiiltniss  allerdings  abnorm.  Eine  völlige  Einverleibung  des 
Waldecker  Landes  in  Preusseu  ist  indesseu  neben  anderen  gerade 
auch  aus  bundespolitischen  Rücksichten  unterblieben.  Wäre  sie 
erfolgt  oder  würde  sie  einmal  erfolgeD,  so  verschwände  das  Anor- 
male der  preussischen  Staatszuschfisse ,  wenigstens  soweit  damit 
waideoker  Aasgaben  und  Bedürfnisse  bestritten  werden,  welehe  als 
wahier  Staats  bedarf,  nioht  als  reiner  Local-  (Proyinzial-,  Kreis-) 
bedarf'  gelten  mttssen.  Die  ganze  Saebe  bat  also  ibre  nicbt  un- 
interessante prineipielle  nnd  unter  unseren  bentigen  dentseheo 
VerbSltnissen  eine  eigentbHmlicb  praetiscb-politisebe  Seite.  Ancb 
trot^B  des  allmälig  erbeblicb  ^  yon  anfangs  e.  177.000  anf  jetzt 
590.000  M.  j&briieb  —  gewaebsenen  preussischen  Zngehnsses  tlir  die 
Kosten  der  waldecker  Landesverwaltung  ist  die  directe  Besteuerung 
daselbst  lür  das  ziemlich  arme  Land  erheblich.  Sie  mtisste  nach 
jetzigen  Verhältnissen  aber  noch  um  etwa  das  Anderthalbfache  ge- 
steif^ert  werden ,  wenn  das  Land  seinen  eigenen  Staatsbedarf  und 
seinen  Antbeil  an  den  Reichskosten  aus  eigenen  Mitteln  trag-en 
mtisste.  Das  erschiene  kaum  möglich.  Man  sieht  hier  an  einem 
Beispiel,  wie  die  steigenden  Finanzlasten  der  Zeit  die  politische 
Selbständigkeit  der  Kleinstaaten  ersebweren,  auch  wie  wichtig 
gerade  für  sie  die  eigene  Reicbsbestenernng  ist,  damit  sie  in 
Matricularbeiträgen  erleichtert  werden  und  eventnell  Ueberweisungen 
aus  Reicbsmitteln  für  Landeszwecke  erhalten  können, 

Uiili'T  den  Doinänonst reit  s.  Böttcher  a.  a,  0.  S.  155.  Im  Jahre  l^i^ 
war  ein  lunics  Staatsfrrandirfsetz  vereinbart  worden,  mit  Restimmung'en  auch  über  die 
Doinüruri,  «iie  Staatsgut  erklärt  wurden,  uud  über  di<>  fiirsiliche  Dotation.  (Ver- 
fassung vom  28.  Mai  1849  §.  M  nebst  Vereinbarungen  dazu.)  Die  1849er  Verfassung 
ist  indessen  auf  Anre^rtinc  des  damaligen  deutschen  Bundestags  1852  revidirt  und 
durch  die  andere  vom  17.  Aug.  1852  enictzt  worden.  In  dieser,  §.  26,  wurden  ans- 
drttcUich  die  fereinbuten  BestimintiDgeii  Uber  das  Domanfalremiög«n  als  tob  Anlkuig 
«n,  also  rückgreifciid.  für  aufgehoben  erklärt.  Die  rcclitlic-lic-n  Verliältnirjsc  des  Do- 
nanialvermögens  wurden  zunfichst  durch  eine  Anlape*zu  §.  26  geregelt,  vorbehaltlich 
späterer  definitiver  Kegelnntr.  die  durch  Vereinbarung  mit  den  Ständen  alsbald  erfolgen 
sollte.  Ks  kam  darauf  liiu  zu  einem  Keccss  zwischen  Land  und  Fürsten  vom  16.  Juli 
bezu-.  1").  Nov.  1853  (publicirt  1856).  In  di.  si  in  Rccess  sind  die  Ki5'  rifhTiTn';r'^''hte  am 
Domanium  iadetisen  nicht  geprOft  und  nicht  endgiltig  entschieden  wuideu,  nur  wurden 
wem  Domanium  die  Rechte  und  Gerechtsame,  die  dabei  bloss  Aosinss  der  Landes- 
hohcit  waren,  ausgcscliiL'd.'n  und  m»  dor  ..Aclivstand  des  Diiiri:inialvprm«^T'  n-''  ein  f^r 
allemal  festgestellt  und  weiterem  Streit  entzogen.  Eine  auch  ftlr  den  preussischen 
Accessionsvertrag  wichtige  Bestimmung.  Die  Substanz  d^  Domanioms  dürfte  Diir 
mit  ständischer  Zustiinmung  reimindcrt  werd  ii.  l  •  her  die  Verwendung  der  Erträge 
wurden  besondere  BoRtimmungen  getroffen.  In  Anerkennung  der  .allen  Verpflichtungen 
des  Kammerguts  in  dem  deutschen  Territorium,  zunächst  für  den  Unterhalt  des  Fursten- 
hauBce,  daraber  hinaus  ndt  fUr  die  Deckong  der  Landesbodfli&lsse  «i  dieoen,  wvde 
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dem  FilnteohAUse  ausser  dem  Beza;  gevUser  Naturalien  ans  dem  Domaniom  eine 
Geldfwite  au  den  DomaB{al«rtrig«n  gewAhrt,  daran  H«ha  dar  Font  aalbat  „iwcli  dan 

B  -ri  iifnissrn  di  s  fürsrlirheti  Haases  uod  unter  B«^^ücksi^htic:tlDg  der  Krfift  '  des  Landes" 
btsitimmen  sollte,  wobei  die  Stände  aber  fUr  kunfüge  F&Ue  nicht  auf  rerfasson^- 
aMge  TareialMiraDg  hiAraber  vandelitetttn.  Die  Rente  wvrde  dann  auf  70.000  Tiilr. 
bestimmt,  darüber  hinaas  sollten  10.000  Thlr.  dem  Laude  und  vom  weiteren  fiast 
des  Reinertrags  des  Domanioms  jo  die  Vlalfte  dein  Lande  und  dem  Fürsten  zufliegen. 
Die  FinanzvervaliUDg  und  Domänenvcrtraltung  wurdeo  getrennt,  aber  auch  letztere 
der  Miadiscben  Controlc  mit  nntenrorfen.  Dies«  Bestimmungen  galten  bis  zu  dem 
Vertrag-  von  1867  mit  Preussen.  Anf  dem  Domanium  haftete  die  Domnnialsrhuld,  die 
Anfang  der  1860er  Jahre  1'/«  MilJ.  Thlr.  betrug.  Bis  l»67/68  worden  im  Budget 
die  ElDDalioiaii  vnd  AvagabaD  fttr  die  Dominan  neben  denen  für  dM  Land  getrennt 
eugestellt.    Has  Land  vermied  zuletzt  schwer  ein  Deficit. 

Kach  dem  Beitritt  Waldecks  zum  Norddeutschen  Bunde  kam  dann  gerade  mit 
Mcksicbt  auf  die  Finanzlaee  des  Landes,  wie  gesagt,  jener  Acc^ionsrertrag  mit 
FMBMen  rom  18.  Juli  1867  zu  Slude  (s.  v.  Rönne  a.  a.  0..  auch  für  die  Verband* 
langen  in  den  prenssischen  Kammern).  Es  sollte  dadorch  auch  dem  Ländchen  der 
kostspielige  Verwaltunf^sapparat  eines  eigenen  Staats  erspart  werden.  Preussen  ttber- 
nahm  von  Anfang  1868  an  die  gesammle  innere  Vanraltonf  das  Duidea,  mit  Ainnaboia 
dor  dem  fllrstlichen  Consistorium  als '  i!"  rVirchenbehörde  zustehenden  (und  mit  Ausnahme 
eioes  Stifts,  das  aber  1877  auch  mit  unter  preussische  VerwiUtnng  kam).  Preinsea 
\nof;  »her  Mich  die  gaanmmtea  Landasafnnahmou ,  ausser  ron  den  Dominen,  und 
bestritt  die  sämmtlicheu  Landesausgaben,  hatte  daher  auch  ein  etw-aiß:e9  Deficit,  wie 
es  bestand  and  pewarhs-^n  ist.  tn  decken.  18R8  war  der  Zaschnss  58.65.')  Thlr.  Die 
Conaiaiurialiüsteu  ruhten  uuf  der  fürstlichen  Dümiineneasse.  Der  Far^t  hat  die  Domänen' 
renrattiing  behalten  und  nach  dem  Vertrage  von  1867  die  gesammten  Einkünfte  allein 
bezogen,  ohne  weiteren  Geldbeitrag  des  Doin;iniums  für  die  Landesausgaben  und  ander- 
seits ohne  Mitbenutzung  der  Landesbehörden  far  jene  Verwaltung.  Die  weiteren 
nicht  «ninfareasnntan  staatnaehtltehen  Bestimmongen  des  Teitrags  kftnnen  hier  nicht 
verfolgt  werden. 

Der  auf  10  Jahre  geschlossene  Vertrag  lief  Ende  1877  ab.  Der  preussische 
Zuschuss  fUr  das  Land,  im  prcussischen  Etat  unter  den  Ausgaben  dos  Fiuanzministe- 
linms,  war  gewachsen,  in  der  Finan^periude  1875  77  betrug  er  schon  240.000  U. 
In  dem  neuen  Vertrete  vom  24.  Nov.  1877  sind  wesentlich  die  nemlichcu  Bestimmungen 
enthalten.  For  die  dem  Fürsten  verbleibende  Domanialverwaltung  und  den  Bezug  der 
Einkttnfte  Aumm  traten  jedoch  die  BestlmmQngan  das  Becaases  von  1858  wieder  in 
Kraft,  daher  anch  mit  der  bedington  Beitragspflicht  des  Domanialiermögens  für  die 
Landesansgaben,  weshalb  sich  Preussen  auch  die  Befugniss  einer  Einsichtnahme  der 
Bechnun^o  n.  a,  w.  dar  DomanidvenrdtQnir  i>nd  die  Znstteimung,  gleich  der  aOndischan, 
zur  Verringerung  der  Substanz  u.  s.  w.  des  Domaniums  vorbehielt  (gen.  Vertrag  §.  9 — 11). 
Der  wieder  auf  10  Jahre  geschlossene,  Ende  1887  ablaufend.»  Vertrag  ist  durch  den 
Vertrag,'  vom  2.  Alärz  1887  ersetzt  worden.  Preusseus  Zuschuss  betrug  daiuaU 
310 OCK)  M.  jährlich.  Die  früheren  Bestimmungen  sind  im  Ganzen  verblieben,  «bar 
fiie  Sp'- i.ilh- «itimmnne^en  üh  r  di  •  Beitrairäpflicht  des  Domaniums  für  die  Laudesaus- 
gaben bind  wieder  beseitigt  worden.  Die  Erträgnisse  dos  DomanialvermOgens  verbleiben 
danach  den  Ftnten,  der  nnr  weiter  die  Kosten  des  Gonaistorioms  und  der  Obeiltircheo- 
behördc  zu  bestreiten  hat.  Geldbeiträge  zu  den  Landesau^gabfu  leistet  das  Dr»m.inium 
sonst  nicht,  aber  ebensowenig  werden  Beitruge  aus  i.,audesmittaln  ftlr  den  i  ui-bten  und 
sein  Haus,  anch  nicht  fur  Schlösser  u.  dgl.  gewährt  (gen.  Vertrag  §.  9).  Auch  fUr  die 
rorausgehande  Zeit  von  1878 — 87  wurde  gegenseitig  auf  alle  Zoschasse  zwischen 
Landescasse  htm!  für^iürher  Casse  verzichtet.  Der  Znschnss  Prenssens  ist  in  neuester 
Zeit  seit  lö9U  von  früher  310.000,  dann  400.000,  auf  530.000  M.  gestiegen  {jetzt 
unter  dan  Ansgahaa  dar  allgamainan  Fionnzvarwaltonir  Prenssena). 

Dies  ist  etwa  der  Botrag  der  waldecker  M  a  t  ri  c  n  larbeitrS  2:e  an  das 
Keich  (1899  M0.260  M.),  den  ahio  im  Effect  Preusscn  zahlt  Im  waldocker 
Etat  der  Ffaianzperiode  1899—1901  steht  neben  diesem  Zoschnss  Preaasens  nnr  dar 
Betrag  von  14  142  M.  Einnahme  aus  Domänen.  700  M.  (!)  au>  F.^rsten,  21.180  M. 
aus  Zinsen,  361.210  M.  ans  directen  Steuern  (Grundsteuer  128,140.  Classenst.ner 
210.350,  Gewerbesteuer  18.370,  Hundesteuer  9450,  Eiseubahoabgabe  0,  im  voraus- 
gahanden  Etat  40  M.).  Dlcsa  Stavem  betxngao  fast  O'/«  M.  anf  den  Kopt  ein  hoher 
A,  Wagne»,  FiasaswlMsaMbafl  IV.  37 
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566  6.  B.  Oobenichten  der  BesteDerong.  Waldeck.  §.  176. 


Betraft  io  der  wirthscbaftlichen  Lage  des  Landes  und  trotz  der  ^rosäen  Zuschuß 
PraosseDS,  ohne  dem  der  Kopfbetntfr  der  Steuern  aaf  über  L5  M.  steigen  vaid«L 
Vcrsciiiedene  weitore  Einnahmen  rOhreii  tm  VerviUtnngsgebiUireii,  GÖicbtalHMMeo 
u.  dgl.  her. 

Die  drei  baoptsSehliehen  Landesstenen,  Gmnd-,  Gewerbe- 
und  Cla88eD8 teuer  bildeten  ?or  der  nenea  Oeeetzgebang  yon 
1893  und  bilden  noob  jetst  ein  System  der  directen  Bestenenuig, 
das  wieder  Eigenthllmfiebkelten  bat    Die  auf  EatastriniDg  des 

Onindbesitzes  bembende  Grundsteuer  ist  eine  Prftcipnalbelastnng 
iu  Li tragäsleucilorm  neben  der  personalen  Olagsensteuer.  Die 
Gewerbesteuer  war  dagegen  bis  1893  ein  Er  nutz  der  Classen- 
>tcuer  ftlr  den  Gewerbetreibenden,  daher  auch  verhältnissmässig 
hoch.  1893  wnrde  sie  umgeändert  und  vvosentlich  ermässigt,  die 
Gewerbetreibenden  aber  dafür  der  Classensteuer  mit  unterstellt. 
Sie  ist  daher  jetzt  auch  zu  einer  mässigen  Präcijnialbesteuernng 
der  Gewerbetreibenden  geworden.  Die  Personalsteuer  hat  zwar 
auch  noch  in  der  neuesten  Grestaltang  von  1893  und  1897  den 
technischen  Character  einer  „Glas sen^'- Steuer  in  ihrer  Stractar 
behalten,  indem  in  ihr  Steuerclassen  der  Bevölkerung  nach  äusseren 
Merkmalen,  wie  Bernf,  Stand^nd  allgemeinen  wirthscbafUichen 
Verhältnissen  gebildet  werden.  Aber  daneben  ist  sie,  nemlieh  ron 
der  zweiten  Hanptelasse  nnd  900  M.  Einkommen  an,  als  wirldiche 
nominelle  Einkommensteuer  mit  Stenerclassen  nach  Einkommenböhe 
nnd  bestimmten  Steuersätzen  dafUr  eingerichtet,  aneb  dieDeclarationS' 
pflicht  gegen  bisher  erweitert  nnd  genauer  geregelt  worden.  Es 
zeugt  tHr  die  gespannte  Finanzlage  und  für  den  geringen  Wohl- 
stand der  Bevölkerung,  beim  Fehlen  grösserer  Einkoiumen,  dass 
ein  steuerfreies  Existenzminimum  nur  ganz  bedinirt  und  in  geringem 
Maasse  crewnhrt  wird,  aneh  noch  in  der  neuesten  Gesetzgebung. 
Die  ncih'  ( Jcwt-rbcstciuT  ist  nach  dem  pi-eussischen  Muster  in  eine 
wirkliche  Keincrtragsstcuer  hiniii)ergebiidet  worden,  in  der  ihr  ge- 
gebenen Einrichtung  aber  überhaupt  nur  ein  Zuschlag  zur  Ein- 
kommensteuer der  Gewerbetreibenden  für  ihr  speciell  gewerbliches 
Einkommen.  Sie  hat  insofern  mehr  Personal-  als  Ertragssteuer- 
eharacter. 

B.  FinjkTcb.  a.  ».  0.    Von  länselhefteii  sei  Polprendee  liervorgehobeD.  Bei  der 

Classensteuer  besteht  suhjectivc  Stcuerpflicht  aH^-fi  für  physische  auch  für  priv.it- 
reohtiicbe  juristische  Personen,  Acticng^csell>chaftcn  u.  s.  w.  in  dem  neuerdings  ühiichcn 
Uuifani;  fur  Einkommen,  und  zwar  aus  inländi^chem  Grundbesitz,  Gewerbe-  und  Haridels- 
aniajfon,  soiisii^^t  ri  gewerblichen  Betriebsstätten  (§,  2).  Steuerfrei  sind  die  Mitglieder 
Af^  fiirst!i(  Ik  ii  llatisrs  nini  <Ii'r  trräffichi^n  Linie  WaMork ,  aiii  h  atisscr  dem  Staats- 
das  Domauial vermögen,  vas  bei  der  oben  dargestellten  Sachiaj^e  wichtig  ist  Von 
anderen  Stenerfieibeilen  sei  enrUiiit,  daas  ttber  60-Jahrige  OenBitan,  iber  nur  Ite  die 
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3  crbteu  Uatmbtheiloogcn  der  1.  Stufe  der  Hanptclasse  I  (s.  a.)  frei  sind,  sodann  all- 
gemein gewohnliches  Gesinde  aod  beim  Heister  Koit  und  Wohirang:  erhaltende  Huid- 

Forksp-esellen  Die  Einschätzung  tro-schieht  nach  4  Ilatiptclasscn,  nach  dnfür  im 

(itisetz  angecebtiueu  aUgemeiuen  Cntcracbcidungsmörlfmaleü  des  Berufs  u.  s.  w..  wobei 
die  Hnnptelasse  IV  die  Leate  mit  über  8000  M.  Einkommen  nmfaast  (§.  4).  Die 
Stufen  ioni  rhalb  der  Classen  and  die  Steuersätze  dafiir,  in  dtinen  MB  pncUacben 
Gründen  g>i?en  fnihcr  und  wieder  1897  jrcf^en  is'.to  Verändernngen  eingetreten 

sind,  sind  jetzt  in  Hauptclahbc  l:  5  Stafcn,  die  erste  mit  4  Unterabtheilangen  nnd 
Monatssätzen  von  10.  15.  20,  30  Pf,  die  4  folgenden  Stafen  mit  solchen  ron  40,  50, 
60,  70  Pf.-,  in  Hauptclasse  II  Stufe  7—12  mit  Monatssätzen  ron  1— 2* '  .  M.;  in  Haupt- 
dasse  UI  Stufe  13—19  mit  Sätzen  mit  ^i^h^i^  M.  monatUcb.  In  der  Üauptclasäe  IV 
sind  nnsser  letzterem  Satz  tBa  das  8000  IL  flbentefgende  Einkommen  8  %  jährilch 
oder  V4  f<^f  je  300  M.  zu  zahlen  (§.  5).  Bei  der  Einschätzung  sind  dann  in  jedem 
Eln/elfall  die  besonderen  Momente  für  die  Leistnngsf5]ii<rk''it  eines  Stcoerpflichtipcn 
zu  berücksichtigen,  darunter  das  uuitbinaasälichu  EinkonuiiL-n  als  uicht  alleiniger,  aber 
banptäächlichster  Bestiinuiun;^^sp:rund.  Daher  sind  im  Gesetze  selbst  (§.  6)  als  Stufen 
von  der  fünften  an  aufwärts  besitimmte  Einkommenbeträge  (900— IIHO  M.  n.  ?5  w.. 
19.  2850 — 3000  M.)  angesetzt,  wohinein  die  einzelnen  Censiteu  nach  ihrem  Einkommen 
ra  ateUen  sind,  vnter  Znlassanp  ?on  Abweichnngen  im  Einzelfall  nur  ▼egen  indivi- 
doeUer  Verhältnisse.  Nor  bei  der  I.  Unterabtheilung  der  1.  Stufe  mit  10  Pf.  Monats- 
ond  1  M.  20  Pf.  Jahressatz  kann  die  Umlegun^sbehördc  von  Einstcuerung  überhaupt 
absehen.  Li  der  Regel  wird  nach  Haushaltungen  veraiiJa^'t.  wobei  in  I.  Hauptclasse 
Stofe  1  neben  Hausherrn  und  Fraa  all«  Glieder  aber  16  Jahre  mindestens  mit  dem 
untersten  Satz  ron  10  Pf.,  doch  von  solchen  Personen  in  einem  Haushalt«;  nicht  über 
3,  angesetzt  werden  soUeo.  Das  sind  also  3  M.  60  Pf.  Jahressteuer  für  die  Familie 
in  dieser  Stafe  immerbin  mindestens,  erentnell  schon  10  H.  80  Pf.  In  der  bOchsten 
Unterabtheilung  der  I.  Stufe:  hoho  Sätze!  (§.  8).  Zu  den  Pflichten  der  Ccnsiten 
gehört  CS  u.  A.,  Angaben  tibcr  Grösse  des  Grundbesitzes  und  Vichstands  zu  machen 
(§■  14).  Jetzt  ist  ancb  eine  weitergehende  Declarationspflicht  für  den  Censiten,  welcher 
vom  Vorsitzenden  der  ümlogun^shehörde  dazu  auft^efordert  Wird,  eingetreten,  betreffend 
die  Einkommen-  und  Erwerbsverhältnisse,  Schulden  u.  s.  w.  (§.  17),  unter  Androhung 
des  Verlustes  der  Kechtsmittel  gegen  Einschätzung  und  von  Strafen  (20 — 200  M.)  bei 
wfssentlieh  fidschen  Angaben  com  Zireck  der  Steaerbinterziebnng  (§.  18).  Die  Strafen 
Werden  v  ir  Landesdinctoriiini  fcst^eset-rt,  im  Fall  der  Censit  nicht  zahlt,  erfolgt 
gerichtliche  Entscheidung  19).  Heclamationcn  gehen  au  Landesdirector  and  Cm- 
legungsbebUrde,  Reeon  dagegen  jetzt  an  eine  eigene  Gommlssfon  (§.  22  tf,  26). 
Unbegründet  befundene  Beclamationen  werden  nach  Höhe  der  Steuersätze,  die  sie  be- 
treffen, mit  — ;»  M.  „sporttilirt".  Uebcr  andere  Pnncte  des  Veranlag-unirsverfahrens 
und  dur  ürgaiiisationeu  dafür  s.  das  Gesetz  selbst.  Die  Cüiüäeuättiuer  ist,  mit  in  Folge 
ihrer  Ansdeluiling  anf  die  Gewerbetreibenden,  in  den  letzten  l'^inanzperioden  erheblich 
itii  Ertrage  gestie^ren.  von  jährlich  184  500  M.  in  1893—95  auf  204.100  M.  in  ISOG 
bis  1898  und  210.350  M.  in  1899—1901,  die  Gewerbesteuer  nach  der  Reform  im  * 
Ertrage  gesttnken ,  von  48.900  auf  16.570  und  18.370  Iff..  die  Gmndsteaer  auch  hier 
&8t  ganz  subil  geblieben,  123  514  -    123.108  —  123.140  M. 

Die  alte  Gcwerbe«feucr  von  18f>2  war  in  der  üblichen,  der  preussischen 
äliiilicheii  \\  eihe  aJs  Gewcrbcclassen^tmier  mit  Gittung^clasijcu  u.  s.  w.  eingerichtet  ge- 
wesen, sie  umfasste  das  Hausirgewerbe  mit.  Die  neue  Gewer  bastener  bat  die 
stibjertire  und  nbv'rtive  Steuerpflicbt  ähnlich  wi<!  in  P^^•u^!^en  bestimmt.  Steuerfrei 
ist  U.A.  auch  wieuer  die  fürstliche Domäneuverwaltung.  Vereine,  eingetragene  Genossea- 
sebaften  nnd  Corporationen  nacb  n&beren  Beatirammigen  des  Gesetzes  <§.  2),  nttcb  der 
r5'>ri^bau  0).  Ferner  allgemein,  ausser  von  der  Betriebssteuer,  gewerbliches  Jahres» 
einkommen  unter  1500  M.  4;.  Es  werden  dann  3  Gewerbesteuerclasscu  gebildet, 
aber  nur  nach  dem  Einkommen  (Ertrage),  uicht  auch,  wie  in  Preussen,  eventuell  mit 
nach  dem  Kaiiitale,  mit  festen  Procentstenersltzen  in  allen,  also  ohne  Bildung  von 
Sleuerges.  llsrh.ifti  n  und  Steuorrontinpenten,  nemlich  Classc  I  mit  ^^eweiblichcm  Ein- 
kommen von  10.100  M.  an  aufwäns  mU  1  7o  Jahressatz,  Classc  II  mit  4000—10.000  M. 

Va  ^/o<  Olasse  III  mit  1500-  5000  M.  nnd  >/«  "/»^  «it  progressifem  Tarif, 
^ie  im  Effect  auch  in  Pri"us>en  (i;  5).  Die  Veranlaguni;  -  rfolirt  durch  den  Krei>- 
fentmeister,  aber  lediglich  nach  Maas.sffabe  des  bei  der  ümieRiing  zur  Classensteuer 
gefiindenen  Einitommens  ans  dem  Gcweibebetrieb  c§.  6),  weshalb  bei  der  Einkommen- 

87* 
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6.  B.  Oebeiacbton  der  Bestenoning.  Lippe.  §.  177. 


Steuer  (bezUgl.  Gesetz  §.  6)  das  Einkommen  der  Gewerbetreibenden  aus  dem  Geverbe- 
betriebe  (ancfa  noch  spedell  ava  dem  Scbftnlr^verbe  n.  s.  w.)  bewmden  zu  «dtitsen 

ist.  Diese  neue  Oeworbesteuer  ist  also  in  der  Tliat  eigentlich  keine  eie  ru-  Ertrap^- 
iitener  mehr,  sondern  nur  ein  Zuschlag  zur  EiDkommenstener  der  (iewerbetreibendea. 
Eine  Eiiirichtung,  welche  sich  kaoin  principiell  rechtfertigen  lässt.  sondern  nar  historisch 
ans  dem  früheren  Besteod  einer  höheren,  allerdings  dabei  abt^r  die  Classensteaer  mit 
ersetzenden  GewrrV'e>-teaer  und  aas  dem  Analogen  der  präripualen  Gnindstener.  Aber 
ein  Haogel  bleibt  dann,  dass  die  ähnliche  Höberbelastung  des  Benteneinkorameas 
fUr  beveitHelies  Kapital  fehlt  —  Gut-,  SehankvlTthschaft  vnd  Kleinhandol  mtt  Braiiiit* 
wein,  Likör  und  Spiritus  unterliefren  dann  noch  einer  besondftren  Retriebssteüer 
wie  in  Preassen.  und  zwar  dieser  auch  die  sonst  gewerbesteuerfreien  Kleingewerbe :  bis 
750  M.  Gewerbeeinkommen  mit  5  M.  Steuersatz  jährlich .  750—1500  mit  10  M.,  die 
8  Gewerbessteoerclassen  dann  mit  Sätzen  von  15,  25.  50  M.  Auch  diese  Steaer  knüpft 
sich  in  der  Veranlagung  lediglich  an  die  Einkommensteuer  der  betreffenden  Gast-  und 
Schankgewerbe  an  (Einkommensteuergesetz  §.  6.  Gewerbesteaergesetz  §.  21).  Di« 
6«werb«  Im  Dmbersiehen  sind  auch  jetzt  nicht  durch  ein  eigenes  Gesetz,  sondem 
durch  das  Gewerbestener^resetz  mit  besteuert  (§.  2""*  fD.  mit  2—50  M.  jährlich.  — 
Der  Ertrag  der  Gewerbe-,  Betriebs-  und  Uaasirsteuer  ist  Übrigens  fttr  einen  be- 
stimmten Zweck  gesetiHeli  festgelegt,  nemlieli  zn  DleastaHwmilagMi  für  Voll»- 
schnllehrer  und  Lehrerinnen  bis  zur  Höhe  der  jeweiligeu  preussischen  Sätze  (§.  37). 
Insofern  hat  diese  Steuer  einen  Zwccksteuercharacter.  wobei  es  nur  wieder  nicht 
recht  zu  begründen  iäl,  dass  gerade  die  Gewerbetreibenden  allein  diese  allgemeine 
Staatslast  tragen  sollen.  Es  sind  eben  ADOmatien,  die  aus  der  ganzen  Finanzlage 
fo]gen.  und  diese  ist  wieder  dne  Conseqne&i  dar  staatlichen  Salbnladigkeit  solcher 
Kleinstaaten. 

§.  177.  Lippe. 

Der  ninfüche  Käme  für  das  ßffers  auch,  zur  Unterscheidung  von  Schi^imbTirt.'- 
Lippe,  Lippe -Detmold  genannte  FOrstenthnm,  der  Gebietsgrösse  nach  unter  den  lü 
Udttsten  msoarchischen  Kleinstaaten  des  Beiebs  der  vierte,  ein  im  Ganzen  wenigstens 
gut  arrondirtes  zusammenhängendem  Gebiet,  das  wesentlich  eine  kleine  Enclare  in 
preussischem  bildet,  tlhrijrens  auch  noch  ein  paar  kleine  abgelegene  Exclaren  darin 
hat.  Auch  hier  sind  die  Domaiienirerhältnisse  ron  besonderer  Bedeutung  für  die 
Finanzen.  Eine  Regeloair  derselben,  sowie  gleichzeitig  eine  Trennung  des  Staatsbaus- 
halts mit  seinem  Cassen^'f^'^^'n  von  den  Domrinen  erfolpte  erst  durch  Vereinbarung  in 
1868,  die  in  einer  VerordimnK  vom  24.  Juni  186Ö  enthalten  ist  (s.o.).  S.Notizen  bei 
7.  Raden  a.  a.  0.  S.  1491,  1496.  Staatsrecht  ron  Fallimann  imHandbndi  des 
Öffentlichen  Rechts  HL  2,  1.  S.  170.  1  a^elbst  über  Finanzen.  Domänen,  Steuern  S.  182. 
Keuere  Gesetzgebung  Uber  Steuern:  Grundsteuer  Gesetz  rom  8.  April  1874  mit  .An- 
weisung (Trennung  von  Grund-  und  Gebäudesteuer),  Gesetz  Tom  12.  Sept.  1877  specicll 
«  Uber  die  eigentli(  lie  (irtnidsteaer  (von  Liegenschaften),  tlber  allgemeine  Gebäudesteuer 
Gesetz  vom  28.  Febr.  1878.  mit  einzelnen  Abänderungen,  so  vom  20.  Jan.  1899.  über 
Gewerbesteuer  vom  19.  Febr.  1878,  mit  Anweisung  vom  1.  April  1878  (Novelle  zu 
§.  48  des  Oesetses,  Besteaerang  der  Wandergewerbe.  Gei^tz  rom  10.  I>ec  1897;  Be> 
stcueruni?  der  W'andcrlacer.  Gesetz  vom  P.  Aj  ril  1FP21.  Gesetz  »her  Classen-  und 
Einkonunensteuer  vom  19.  Aug.  1851.  6.  Juui  1868,  neues  Gesetz  aber  die  staatliche 
Einkommensteuer  rom  28  Aug.  1894  (s.  Fin^trch.  B.  12.  S.  784  0,  Ausf.-Verordn. 
dazu  rom  24.  Oct  1^04.  mit  Abänderung  rom  9  März  1897.  Erbschaftssteoef 
Gesetz  rom  29.  Dec.  1869,  mit  NoreUen,  so  vom  12.  Sept.  1877,  20.  April  1897). 

Die  ältere  CasseDtrenniing  des  TerritoHalRtaats  bat  sieh  bis 
1868  erbalteD)  die  KammercaBse  für  die  Domaoialeiimabnieny  Re^- 
lieDy  Alteren  Gebtthren  und  auch  atenenurtige  Abgaben  nnd  ander* 
seits  ftor  die  Ausgaben  des  fOrstlieben  Hauses,  aber  aueb  fUr 
maneberld  elgentliebe  Staatsausgabeo,  die  neuere  Landeseasse  fttr 
neuere,  tod  den  Ständen  bewilligte  Steuern  nnd  darauf  tibeinoni- 
mene  Ausgaben,  fttr  Scbuldentilgung  u.  A.  m.,  die  stftndiscbe  Steuer 
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caase.  ,^\ut'  beiden  Cassen  ruhten  Ausgaben  für  staatliche  Zwecke 
ohne  feste  grundsätzliche  Scheidung"  (Falkmann),  wie  ja  ähnlich 
vormals  in  allen  diuth*  hon  Staaten  mit  diesem  Doppelcassensystem. 
Durch  Gesetz  vom  24.  Juni  1868  wurden  diese  VcrlKiltnisse  grund- 
sätzlich geregelt  uud  das  Domanium  oder  Kanimcrgut  vom  Staats- 
baushalte  getrennt  Von  eraterem  wurden  die  bobeitsrechtliohen 
Gereclitsame  nnd  £inkttDfte  ausgeschieden  und  der  Landcasse  über- 
wiesen, das  Domauium  sonst  aber  mit  allem  Zubehör  nn  yerblieben^ 
Bechten  als  fürstliches  fideioommiasarisches  HaasTcnnOgen  an- 
erkannt und  die  Verwaltan§^  davon  einer  fürstlichen  Behörde  über- 
tragen f  der  Domänen-  oder  Kammereasse.  Diese  übernahm  aber 
Beitragsleistungen  zur  Landescasse,  welehe  nnnmebr  die  eigentliehe 
Staatscasse  ist  Auf  dieser  lasten  demgemSss  nur  eigentliche  Staats^ 
ausgaben,  aber  diese  auch  sänamtlicb,  nicht  auch  Leistungen  an 
das  fürstlicbe  Haus. 

S.  Falkmann  a.  a.  0.  üeseU  von  1868.  Das  Douianiam  onterliegt  der  Grandsteuer. 
Es  zahlt  an  das  Land  j&hrÜGh  45.000  M.   Ducli  OeMtz  rom  25.  Mftns  1898  iit  ein 

weiterer  Beitrag  übcriKJUiuien,  auch  die  Verpflichtung,  von  1898  an  einen  Beitrag-  von 
lO.V«  ztt  derjenigen  bumme  von  Aufgaben  zu  ieistea,  um  weiche  die  Gehalte  und  Pensionen 
der  Beamten  n.  s.  w.  den  blsheiigen  Betrag  Qbersehreiten.  Die  tmn  Itotiichen  Dornap 
niam  gehörigen  Vermögeusobjecte  bilden  ein  ui  tli  llbares  und  im  wesentlichen  Fi  uide 
nnverSusserliches  fürstliches  Fideicommiss,  dcbaen  Genoss  and  Verwaltung  dum  jedes- 
m^iigcii  Ubcrhau|ite  de^i  Hauäcä  zusteht.  Was  davon  zu  bestreiten  i;it,  was  an  die 
Landcasse  fällt,  wild  in  da  Teieiabaning  genan  bezeichnet  (§.  S,  5).  Im  Anhang 
OebaiBicbten  dazn. 

Die  direete  Besteuerung  des  Landes  stellt  in  ihrer  neueren 
Entwicklung  die  so  vielfach  sich  findende  Verbindung  einer  all- 

freraeinen  Personal  Steuer  in  Form  der  Einkommensteuer 

mit  Ü  c  LI  1  ste  u  e  r  n  ,  Grund-  ui)d  G  e  b  ä  u  de  s  te  u  e  rn,  als  Kr- 
tragssteueru  uud  hier  auch  uocb  mit  einer  Gewerbesteuer 
in  letzterer  Form  dar.  Daran  sobliesst  sich  noch  die  Erb- 
schaftssteuer. 

Die  Kiukommeostener  hat  in  ähnlicher  W  eiäu  wie  in  anderen  deutschen  Ländern 
die  Entwicklnng  am  der  ilteren  Personal-,  der  ClaaMn-  und  Einkommenstener  doieli* 

gciuacht.  Im  Gi^^^ct/  von  IS,'!  waren  3  Ilaaptclasseu  mit  Stufen  darin  gebildet,  mit 
Einrclhuug  der  Bovölkerun^  nach  Berufs-  und  Standesclasscn  nach  äusseren  Merk- 
Uiidcü,  wobei  die  iu  jede  ilcr  o  Olasseu  gehörenden  Zinsrentner,  Beamten  mit  Zilicr- 
grenze  des  Einkommens  (bi:i  400  Thlr.,  bis  800  Thlr.  und  höher)  angesetzt  waren 
und  dann  bestimmte  St«.uer-,:uze  als  Simpla  zu  zahlen  hntten.  Im  Gesetz  von  1868 
wurden  4  Ciassen  gebildet,  die  ö  ersten  nach  Morimalcn,  diu  4.  von  Uber  1000  Thlr. 
Einltonmea  an,  webei  hier  in  dieser  lediglich  darnach  zu  Tetanlagen  war  (.Simplom 
nicht  über  '/i  °/o)-  neuen  Gesetz  von  1894  hat  diese  Steuer  dann  die  in  den 

neueren  Eeformen  Prcusscus  und  anderer  Länder  Übliche  (iestahnntr  erhalten.  Sie 
lichut  sich  mit  auf  privatrechtliche  juristische  Personen  (Actienge^ellbcliaftc«  u.  j».  w.) 
aus,  hat  ein  steuerfreies  Existenzminimum  bis  300  M.  ftir  im  Lande  wohnende  oder 
;ieh  aufhaltende  physische  PcrsotiPii ,  frei  sind  auch  Personen  in  der  1.  Stufe  (300 
bis  400  M.  Einkommen)  von  Uber  tju  Jahren;  ferner  a.  A.  die  Mitglieder  der  fürst- 
lichen Familie.  Beim  Einkommen  ron  Actiengeeelbchailen  n.  t.  w.  sind  Z^j^  dea 
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6.  B.  Ueboisichten  der  Besteaernng.  Lippe.  §.  177. 


eingazihlten  Ctpitals  wi«  io  PFenseeii  steoarfrd,  besteht  also  filr  den  Actlonir  md 

die  GeselL-.cliaft  formelle  und  materielle  Doppelbesteuerunir  er&t  darüber  hinaus  (§.  12). 
Diu  Vcraniagung  erfolf^t  regelmässig  nacli  Uaushaltangea ,  antcr  Uiazarechnung  des 
Einkommens  der  Angehörigen  in  üblicher  Weise.  Der  Steaertarif  (§.  13  mit  Anhang) 
stellt  fttr  Steuerstufen  Steaereinheiissat/e  (Satze  ..in  einfacher  Hebung",  sogen.  Simpl^ 
auf,  dtTPri  Zahl  dann  nach  dem  Bedarf  1  i n  lers  bestimmt  wird,  indem  bei  der  Etats- 
boraüiuug  im  Landtage  der  durch  die  Liitiummcnsteucr  aufzubringende  Betrag  rer- 
eiDbart  wiTd  {%,  16).  Die  Ebheitnltte  sind  in  ].  Stnfe  fttr  900—400  M.  12  PfU  in 
2.  fUr  400—500  M.  24  Pf,  fdr  500  -600  M.  36  Pf.,  für  600-7i)0  M.  50  Pf.,  dann 
bei  700—2100  M.  in  Stufen  von  100  M.  25  Pf.,  bei  2100-G900  M.  in  Stufen  von 
200  M.  50  Pf.,  über  6900  M.  in  Stufen  von  800  M.  8  M.  (Im  Anhang  ist  der  Tarif 
auf  dieser  Grundlage  bis  i\it  626.  Stufe  mit  181,800—182.100  M.  Einkommen  und 
600  M.  Einheitssatz  fortgeführt.)  E^mit:^sif^uIlppn  bei  Einkommen  bis  J5000  M.  erfolgen 
in  Familien  durch  Abzug  von  50  M.  vom  Einkommen  für  jedes  unter  14-jährige 
Familienglied,  bei  3  solchen  mindestens  nm  1  Stnfe  (§.  14)  Wegen  rermindener 
Leistnngsfähitrkeit  flarf  auch  sonst  bis  zum  Einkommen  vun  4800  M.  eine  £rmissi8;ung 
eventuell  bis  um  3  Stufen  eintreten  (§.  15).  Ccusiteu  mit  Einkommen  Uber  1000  M. 
üind  allgemein,  andere  auf  besondere  Aufforderung  Seitens  der  Torsitzenden  der  Ver^ 
anlagungscommis&ion  zur  Abgabe  einer  Steuererklärung  verpflichtet  (§.  20  iL) 
unter  Androhung  des  Verlostes  der  Rechtsmittel  unJ  eventuell  weiter  eines  Steuer- 
zuächlags  von  25  ^Jq  wie  in  l'rcut>äcn  (§.  2G).  buwie  von  Straluu  gegeu  Steuerhinter- 
ziehungen in  Folge  lalseher  Angaben  57  ff).  Das  Veranlagnngs verfahren, 
die  BehOrdenorganisation  dafür  schliesst  sich  dem  preussischen  an  (§.  27  ff.V  Dis 
Land  zerfällt  in  4  Veranlagungsbezirke,  jeder  mit  einer  besonderen  Veranlagungs- 
comnissfon,  ttkr  das  ganze  Land  wird  aber  ?on  der  Kcgicrung  auch  ein  Steuer- 
coniinissar  ernannt,  der  für  Anwendung  gleichmässiger  Grundsätze  bei  der  Ver- 
anlagung zn  sorg"en  und  neben  dem  Vorsitzenden  der  Veranlairunffscommission  das 
fiscalische  lutcrcsse  zu  vertreten  liat.  auch  den  SiJ^un^ca  dieser  Cummisiiou  beiwohut 
und  mit  seinen  Anträgen  daselbst  zu  hören  ist  (§.  .35).  Für  das  ganze  Land  besteht 
eine  Berufungscommission,  deren  Entscheidungen  endjrilti<r  sind  (§.  o7-  41'.  Doch 
sind  Beschwerden  an  die  llegierung  auch  Uber  das  Verfahren  der  Berufungscommission 
und  ibres  Vorsitzenden  zniftssig,  sovie  über  gesetziridrige  Heranztebnng  mt  Besteaernng 
überhaupt,  und  nach  erfolgter  Entscheidung  der  Kcfriertin^  über  letzteren  Punct  steht 
dem  Sttiuerpflichtigen  ausdrücklich  auch  noch  der  Kechiswcg  offen  (§.  42f.  Nieder- 
schlagung veranlagter  Steuerbeträge  durch  die  Regierung  ist  statthaft,  wenn  darcb 
Kvangsweise  Beitreibung  die  Consitea  in  der  wirthschaftlichen  Existenz  gefährdet 
weiden,  das  Beifreibuogsverfahren  voraussichtlich  ohne  Erfolg  sein  würde  (§.  r>6). 

Die  ältere  Grundsteuer  wurde  im  Gesetz  von  1S74  in  die  beiden  Steuern  von 
Gebinden  nnd  ron  Mgentlicben  Grandstocken  oder  Liegenschaften  getrennt  Letitere 
iiunmehrigo  ei)?entliche  Grnndstener  trifft  aber  atisscr  den  ertra^:^fähi^ren  Grundstücken 
auch  in  der  Weise  einzelner  Gesetzgebungen  (Prankreich  und  anderer  Länder)  die 
Gebäudegrundflächen  und  die  sa  den  Geb&aden  geborigen  Hofriome.  Diese  Grand- 
Steuer  ist  1874  auf  50.000  Thlr.  für  das  ganze  Land  coatiBgeDtirt  worden.  Die  Steuer 
ist  die  übliche  Keinoriragsstener.  die  Liefrensrhaften  waren  zu  diesem  Behufe  nach 
dem  Gesetz  von  1874  und  Auwoibuag  vuui  iS.  April  1^74  dazu  zu  vermessen,  zu  booi- 
tiren  und  katastriren.  Das  Gesetz  von  1877  nebst  Ansfobmjigsanweisnng  dasn  bat 
dann  ^r«  ^^'eitere  ^^ere^elt.  Die  abgetrennte  Gc  bJludesteuer  wurde  znnfichst  im 
bisherigen  Betrage  auf  der  alten  Grundlage  erhoben.  Das  Gesetz  von  1878  hat  die 
Steuer  dann  neagestaltet,  sie  trifit  Wobn-  and  gewerbliche,  nicbt  landwlrUiscbaftUcbe 
Betriebsgcbüude ,  die  crstercn  mit  4.  die  zweiten  mit  2  7o  ^'^^  ermittelten  Nutzungs- 
wertho.  wie  in  Prens'^en.  Das  Technische  näher  in  der  Anlage  zum  Gesetz  über  die 
Grundsätze  der  Vcraalagunj;  und  in  der  Ausi'ulirungsanweibung  vom  17.  April  1878. 
Die  Gewerbesteoer  von  1878  ist  eine  Classengewcrbestcner  (Gattungsclasscn  u.a.  w.l, 
mit  Mitttlsätzen  und  Contingenten  wie  in  Preussen  für  Handel,  dann  Gast-,  Speise-, 
Scbankwirthschaft.  endlich  llandwerke,  wobei  die  Coutingcnte  nach  Maassgabe  von 
12  Simpeln  gebildet  werden.  Die  Steuer  amfasst  noch  die  Haasirgewerbe  mit  Die 
Erbschaftssteuer  (rio^  f/  v-  m  1?0  Der.  1861),  Novelle  vom  20.  April  1897)  hatte  früher 
die  Sätze  von  2  und  -1  für  die  Seitenlinie  u.  s.  w.  und  von  ^  %  f^'r  die  entfern- 
testen Verwandten  und  >iichtverwandte,  seit  dem  Gesetz  von  1897  Satze  von  3,  6  uud 
10  %  Ertrag  vorbei  etwa  80.000  II.  (Scbanz). 
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§.178.  SohamnbaTg- Lippe. 

Dieser  Staat  ist  an  BerflUteniD;  der  kleinste  (41.224!)  der  monaichiscben  Klein»- 

stASten  und  aller  gegenwärtigen  Staaten  im  Reich  übtrhaopt,  er  7.&klt  nicht  einmal 
die  halbe  BevOlieraug  des  kleinen  Stadtstaats  Lübecks,  an  Gebiet  (340  qkm.)  ubertrillt 
er  Beoas  &.  JL  und  Lübeck  om  ein  Kleines,  Bremen  ein  wenii;  mehr.  Er  bat  gieicb- 
woU  auch  diOk  höheren  Yervaltangsapparat  eines  eigenen  Staats,  Hinisteiium ,  Hof* 
kammer,  Consistorium  w.  s.  w.,  wenn  auch  natürlich  Alles  in  knappem  Mam-^si-  Kotizen 
bei  r.  Kedcu  a  a.  0.,  6.  1493,  14%.    Staatbrocht  von  Börners  im  Handbuch  dei» 
Öffentlichen  Bechts  III.  2 ,  1 ,  S.  167  ff.,  daselbst  einiges  Nähere  über  die  Geüchichte 
nnd  die  gegenwJirttp:c  Gcstaltiinjf  des  Kibanzwesens  S.  171  -173.  Auch  hier  sind  erst 
nach  1868  die  Verhältnisse  des  btaatahau:>halts ,  des  Domäneuweseu«,  die  äuanüellen 
Beziehungen  zwischen  Fftistentham  und  Land  endgiltig  geordnet  und  das  Lftadehen 
überhaupt  erat  in  die  constitutionelle  Stuatsform  hiuübi  r^ciuhrt  worden,  in  dem  Vcr- 
fassunersgesetz  vom  17.  Nor.  1868  (Störk  a.  a.  Ü..  S.  54'.>  11.).  worin  in  einem  beson- 
dereu  Titel,  V,  Art.  48—61,  genauere  Vorschriften  über  die  Laudesünauzen ,  das 
Dominenwesen,  die  fürstlichen  Rechte  daran.  Im  Finanzarchir  fehlt  bisher  eine  Dar- 
stellung des  Finanz-  und  Steiicrnchts  und  der  einzelnen  Steuergesetze,  d(joh  linden 
bich  darin  Notizen  Uber  Einzelheiten  des  Steuerwe»oQs  {s.  Inhalt  unter  „Schaumburg- 
Lippe")*       Stenern  sind  gleichfalls  i^ossentheils  ent  nach  1866  nnd  nach  Erlass 
der  Vcrfassunjr  in  moderne  Form  hintlborgofiihrt  und  aua^^obildet  wurd'-ii.    Ks  sind 
biimenthch  zu  erwähnen;  das  (ieselz  über  die  classificirtc  Einkommensteuer  ?om  2U.  Jan. 
1885  (an  Stelle  des  fraheren  rem  3.  Febr.  1871)  mit  Ausf.Verordn.  vom  26.  Febr.  1885, 
dazu  Norelle  Tönt  18.  Mai  1899  (Ausdehnung  der  bteucrpdicht  auf  gewisse  nicht- 
physisclie  Personen)  nnd  neue  Rcdaction  des  (icsetzes  Fom  25.  Mui  18fifl.  G.:-,olz  über 
Oewerbesteuer  vom  Ju.  Jan.  1885  an  btelle  des  früheren  vom  4.  Mari  lb72  mit  kleinen 
MorelleD  vom  9.  März  1885  und  28.  April  1897,  Gesetz  tiber  gleichmftssige  tiebäude- 
bt'-aer  vom  20.  Jan.  1885  (,an  Stelle  bisheriger  ordentlicher  Contribntion  und  einer  durch 
besetz  ?om  1.  Aug.  1848  eingeführten  Steuer  von  vordem  von  der  ordentlichen  Oon- 
tribntlon  freien  Hinsem);  G«»etz  über  Einfahrung  einer  gleichmlsslgen  Grundsteuer 
vom  20.  Jan.  1885  für  die  nach  Gesetz  vom  3.  Jan.  IST:^»  botr.  Vermessung,  Bouitirung, 
Katastrirung  des  Landes  in  ihrem  Keincrtra?  ermittelten  iirnndsiticke.    So  ist  hier 
ein  ganzes  System  der  duecien  J^e.iteuerung  mit  einem  verhälinissmässig  grossen  legis- 
lativen Apparat  in  dem  Lftndchen  von  840  qkm.  mit  seinen  41.000  Einvohnern  aus- 
fT' bildet  worden.  Dazu  neues  Stempelgesetz  vom  11.  Der.  1899  (früheres  vom  20.  April 
mit  Novelle  vom  16.  Mai  1885).  Erbschaftssteuer  im  (ieseu  vom  26.  April  1880 
(an  Stelle  eines  Üteren  fon  1811).   Es  Uesse  sich  nach  diesen  Materialien  eine  ein- 
gehende Darbtellun<r  des  „fürsdieli  Scliiinmburg-Lippc'schen  Finanz-  und  Sieui  rsystenis" 
geben.    Der  Kaum  und  die  Erwägung,  dass  (is  sich  doch  um  einen  gar  zu  minimen 
suatlichon  Mikrokosmns  bandelt,  uöthigcn  gleichwohl  znr  möglichsten  Kür^se  der  Dar- 
stellong,  doch  soll  immerllin  dabei  dM  Wosentliche,  wenigstens  ftlr  die  Periode  seit 
der  Verfassung  von  1868.  gegeben  werden.  —  Verh&ltni8?tmäfwig  specialisirter  Etat 
im  Gothaer  Hof  kalender,  so  iur  i&D9. 

In  der  Verfasstmg  von  1868  ist  eine  Trennung  dea  Staatsbana- 
halts  vom  Domanialhansbalt  herbeigeführt  worden.  Die  eigentlichen 
VermOgensobjecte  and  privatrechtlichen  Ckrechtsame  des  Domanitiias 
worden  als  nntheilbares,  im  wesentlichen  Bestand  nnver&nsserliehes 
Fideicommissgat  des  Fttrstenhanses  anerkannt,  wovon  Besitz  nnd 
Gennas  dem  Oberhanpte  zosteben.  Die  bisher  in  die  Eammercasse 
geflossenen  eigentlichen  Staatseinnahmen,  auch  gewisse  Stenern  nnd 
bobeitsreclitlielie  Abgaben  und  Regulien  darimter,  wurden  aber  aus- 
gescbiedeo  und  der  Landescasse  überwiesen.  An  diese  hat  leruer 
die  Kammer-  nnd  Domänencasse  verschiedene  bestimmte,  im  Geld- 
betrag und  Berechnungsweise  näher  bezeichnete  Beiträge  zu  leisten. 
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Die  Kammercasse  dient  sonst  zuvörderst  zur  Deeknog  der  Kosten 
des  fürstlichen  Hofs  und  Haases,  auch  der  Apanagen ,  Mitgiften, 
Witthflmer.  Domaninm  (anch  aaf  fürstliehe  Kosten  gebaute  Eisen- 
bahn) ist  Yon  directen  Stenern  frei,  nnr  neoer  Oninderwerb  und 
Gewerbebetrieb  niebt  Das  Landeseassenwesen  wurde  jetzt  ent 
eentrafisirt 

S.  den  gen.  Tltol  V  der  VerfassDDf  ron  1868.  Die  Aneikennanf  de*  Domanf  nms 

alä  fUn^tlichcs  Eigenlhom  soll  richtig  and  entsprechend  der  alten  Stammoseigenthums- 
(jualität  dieses  Vcrmrijfens  beim  Fürstenhaas'e  gewesen  sein  (Börners).  Die  Beiträiie 
der  Kainniercasie  zur  Landescassse  behufs  Deckung  der  Kosten  dca  Staaishauslialtes 
beliefen  sich  nach  den  Zahlen  für  18G8  in  i<  m  Verfassungsgesetz  selbst  aaf  etwa 
90.000  Thir,.  darunter  ein  Posten  bis  10.000  Tlilr.  in  max.  als  Beitrag  ron  ein  Drittel 
2U  den  Zahlungen  des  Landes  an  den  Norddeutschen  Bund.  Im  Etat  far  1899  stehen 
diese  Gesamiolbeitrige  sds  dem  Domaniuiii,  fon  denen  ^er  sus  einem  Antlidl  an 
Reinerträpen  von  Kublenwerk  n  besieht,  mit  211.189  M.  (.\rt.  51  und  59  B  der  Verf  ). 
Diese  Beiträge  aas  der  Kammercasse  an  die  Laadescasse  werden  „solange  geleistet, 
als  das  Farstenthum  ron  dem  jetzt  regierenden  Hanse  als  aelbst&ndiger  Staat  regiert 
wird"  (Art.  51).  Die  Landescassa  hat  dann  ausser  diesen  Beiträgen  der  Kammercasse 
ihre  Hanpt»  innahmen  aas  den  ihr  allein  zufliessenden  Steuern,  Sportein,  UebUhrca  und 
aas  Einnulimen  verschiedener  Staaisanstalten.  In  1899  im  Ganzen,  nach  Abzug  der 
Antheile  ans  Beiehseinnahmen  (876.000  M.),  rund  622.000  M.  ordentliche  Landes- 
einnahmen,  davon  etwas  Uber  ein  Drittel  aus  jenen  BeitrSfren  der  Kammerrasse, 
246.802  M.  au»  Steuern  (6  M.  aaf  den  Kopf  der  Bevölkerung),  der  Kest  von  164.000  M. 
ans  den  Qbrigen  Qoellen.  Die  finansiellen  Beeiebnngen  mm  Reich  betreffen  in  Ein^ 
nähme  und  Ausgabe  nur  die  Landescasse,  abgesehen  ron  jenem  Beitrap  der  Kauimcr- 
casse  ZQ  den  Aussraben  für  das  R<nch.    Die  Staatsschuld  c.  481.000  M.  /u 

3Vt  °/o)'  Küsten  der  Landesverwaltung  lasten  allein  auf  der  Landescasse.  Diese 
hat  aber  eventuell  auch  noch  den  .JandesverfassnuKsmässigcn  Beitrag  zu  der  Aus- 
stattong  der  Prinzessinnen  (ies  Fürstenbauses"  zu  liefern  (Art.  61  A),  die  alte  „Prin- 
zessinsteuer'' des  deutschon  monarchischen  Territoriaisiaats,  wie  heute  noch  in  MecUen- 
bn^.  eine  Steoer,  die  dnrch  ein  Gesetz  von  1848  in  Schanmburg-Lippe  schon  einmal 
aufi^eboben  worden  war.  Alle  sonstigen  Ausgaben  für  das  Fürstenhaus  liegen  dagegen 
der  Kammercasse  ob.    ün  Staatshaiuhaltetat  erscheinen  sie  daher  nicht. 

Die  directen  »Staatsstenem  bestehen  ans  der  reformirten  elassio 
ficirten  Einkommenstener  nnd  einer  Qrnnd-y  Gebäude- 
nnd  Gewerbesteuer,  also  entsprechend  dem  prenssisehen  System 
vor  1891. 

Die  Einkommenstener  war  1871  an  Stelle  der  ilteren  in  die  Landescasse  ffieasen- 

den  sogen.  unboJjtändi;ren  Contributionen  ron  Pers-onen  and  Viehstand  n  ^rcten ,  a!«i 
Classensteuer  mit  4  Hauptcla&sen  und  Stufen  in  jeder.  Die  Ciassen  1 — o  waren  nach 
Merkmalen  gebildet,  die  4.  von  lOOO  Thlr.  Einkommen  an  lediglich  nach  Einkommen. 
Sr.  ii  -rfrcics  Minimum  bestand  niclit.  von  der  ersten  Unterstufe  der  1.  Stufe  der  1.  Classe, 
mit  Satz  von  1  Groschen  monatlich  waren  nur  über  60-jäbrige  Personen  frei.  Der 
Normalsatz  bei  1000—1200  Thlr.  war  1*  ,  Tblr.,  also  20  Tblr.  oder  c  2  %  jährlich. 
Dartlbcr  stie?  er  nicht  bei  höhcrem  Einkommen  Auch  noch  nach  dem  Kcltendea 
Gesetz  von  1885  betraf  die  Steuer  nur  physisrhe  Personen,  die  in  Steuersfufen  narh 
Maassgabc  der  Schäuuug  dca  jährlichen  Einkuuimens  m  veranlagen  ^ind,  bei  den  ei'btou 
12  Stufen  darf  dabei  die  besondere  Ldstungsfähiitkeit  neben  der  Einkünimenhöhe  be- 
rücksichtigt werden,  wonarh  dann  eventuell  die  erste  Stufe  (300 — 450  M.  Einkommen) 
ganz  freigestellt  werd«;n  kann,  bei  den  Stuten  von  der  13.  an  ist  lediglich  nach  dem 
Einkommen  zu  veranlagen.  Stenwfiei  ist  nur  Einkommen  unter  SOO  If.,  der  Steoer- 
srttz  für  Haushaltungen  wie  Einzelsteuerndo  monatlich  20  Pf.  in  1.  Stufe.  40  in  2 
(450-000  M.  Einkommen),  60  in  (600—700  M.)  u.  s.  w.,  bei  2700-3000  M.  5  M. 
(.ilso  Jahresstcuer  60  M.,  etwa  2  7o).  bei  9000-10.800  24  M.  (jährlich  288  M.,  also 
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annähernd  3  Vo)'  bei  27—36.000  M.  Einkommen  75  M.  (jährlich  900  M.),  bei  60 
bis  72.000  M.  180  (jährlich  2160  M.).  bei  höherem  Einkommen  monatlich  Vs  "  o  ^ou 
der  Jahrescinnahme,  also  4  P*  ^-  Eiuscbäunng;  darch  4  Umlafrecommisbioacn  (fur 
die  2  Städtchen  und  die  2  Landrath^ämter).  Der  Steuerpflichtige  ist  ausdruciiUch 
nicht  rerpfliehtet«  zum  Zw«k  seiner  Teranlagnng  ir^^end  Anelnmft  Uber  lelne  Ein- 
lorumerisv'erhaltiiiüse  za  pt^b<^n  (§.  21).  er  darf  abtir  in  jedem  Stadium  des  Verfall rens 
Angaben  machen,  die  dann  eventuell  möglichst  zu  berücksichtigen  sind.  Durch  die 
Norelle  ron  1899  sind  auch  uicht-physischc  Personen  Subjecte  der  Einlommenstener 
geworden,  nemliok  Juietfsche  Personen,  mit  dem  Recht  des  Vermögenserwerbs  aos- 
S-estattotc  Venn5g:ensmii8scn,  incl.  Actiengesellschaften,  Commandit-Actiengesellschaften, 
Geöeilschaften  mit  beschränkter  Haftung  und  Genossenschaften,  die  im  Lande  ihren 
Sitz  haben,  Gonsamveieine.  Bei  den  Actieiigesetlsehallten  o.  s.  w.  wird,  wie  in  Prenssen 
•^'/i  **/o  des  Ertrags  des  eingezahlten  Kapitals  steaerfrei  gelassen.  Diese  juristischen  Per- 
sonen sind  der  Dodarationspflicht  unterworfen,  unter  Androhung  des  Verlostes  der 
Beebtsrnfttel,  ereotoell  eines  Steoerznsclilags  wa  25  */•  HinterziehiiDgsetnifen. 
Ik^ähnt  sei  noch,  dass  Dieustherrschafteu  und  sonstige  Arbeitgeber  die  Steuer  ihrer 
TU  ihrem  Haushalt  gehörigen  Leote  zu  entrichten  haben,  mit  dem  £echt  des  Abzugs 
beim  Lohn. 

Die  Grundsteuer  ist  die  Ikblidhe  vom  kattstrirten  Reinertrag,  im  Satz  ron5% 

'Itvon,  Die  Ge  b;i  ndestea  c  r  trifft  nur  Wohn-  u.  dul.  Gebäude  mit  2  ^t''™  er- 
mittelten liutzungswerth ,  wobei  u.  A.  Häuser  unter  12  M.  Jabrettnutzungswerth  frei 
sind.  Die  Veranlagung  erfolgt  in  rerscUedener  Weise  in  Orten,  wo  die  Oehtade  liber- 
wiegend rermiethet  sind  oder  nicht,  mit  früher  10-,  seit  1899  2r)-jährigen  Rerisions- 
perio<]»'M.  Die  Gewerbesteuer,  für  stehende  wie  filr  Wander<2:cwerbe,  ist  noch  eine 
(;la&i3cu-tiewcrbej»ieuör,  mit  Gattungscla^cn  u.  s.  w.,  nach  dem  System  von  MittcLätzeu 
und  Steuercontingenten  far  Uandm-,  Gast-  und  Schaiikwinbscbafk,  Handwerke.  Die 
K  r  bschaftsstener  hat  den  preussischen  Tarif  mit  den  Sätzen  von  2,  4  und  8 
tur  die  nähere  and  fernere  Seitenlinie,  dann  entfernteste  Verwandte  und  Nichtrer« 
«kodte,  bei  der  üblichen  Freilassang  der  directen  Linie  und  der  &Mten* 

§.  \7i^.  Bttekbliok  anf  die  monarchisohen  Klein- 
Staaten. 

Was  in  den  Yorbemerkimgen  Aber  die  Finanzen  der  kleinsten 
monarchiseben  Staaten  (§.  168)  bervorgeboben  wnrde,  bat  darch 
die  DarleguDgen  Uber  diese  einzelnen  Staaten  (§.  169—178)  seine 
BestätigDDg  gefunden.  In  diesen  10  Staaten,  noeh  mehr  als  in  den 
etwas  grösseren  6  Kleiostaaten ,  Mecklenburg^- Schwerin  wieder  zu 
diesen  mit  gerechnet  (§.  130 — 167),  zeigt  sich  die  starke  Ab- 
hängigkeit der  Finanzen  tlberhaupt  und  des  Steuer- 
bedarfs insbesondere  einiualvon  denReichsbedUrf. 
uissen.  Zu  deren  Deckung  sind  eventnell  über  die  erhaltenen 
Ueberweisongen  und  Erhebuugskoßten  -  Ersätze  hinaus  Matricular- 
beitriige  zu  leisten,  welche  der  Lage  der  Dinge  nach  aus  den 
ordentlichen  Einnahmen  dieser  iStaaten,  daher  aus  den  zur  Ver- 
fügung des  betreffenden  Staatshaushalts  stehenden  älteren  DomaniaU 
einktlnften  and  Tomemlich  ans  den  directen  Stenern,  ergänzungs- 
weise ans  sonstigen  Stenern,  stenerartigen  Abgaben  nnd  Gebtlhren, 
wie  Verkehrsstenern,  Stempdn,  Erbscbaftsstenern,  gedeckt  werden 
mttssen.  Anf  diese  Beziehangen  der  Einzelstaatsfinanzen  zn  den 
Beiehsfinanzen  soll  indessen  an  dieser  Stelle  nicht  ntther  ein- 
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gegangen  werden.  Es  hängt  dies  Alles  mit  der  Aiisgestaltnng  der 
Reich^ibesteueruDg  in  Form  von  Zölleu,  inuereii  \  erbrauchsstenern, 
Verkehrssteuern  (Stempeln)  znsanimen.  liier  gentigt  darauf  hin- 
zuweisen, dass  für  diese  Kleinstaaten  eine  lieicbssteuer- 
reform,  welche  das  Reich  im  Effect  mÖglichBt  auf  eigene  Einnahmen 
stellt  und  die  Matricularbeiträgey  wenn  sie  auch  formell  —  aus 
bekannten  politisch  -  doetrinären ,  keineswegs  durchschlagenden 
Gründen  —  beibehalten  werden,  zn  beseitigen  oder  doch  sehr  zn 
yennindem  erlanbt,  finanziell  noch  viel  wichtiger  als  fllr 
die  Mittelstaaten  nnd  fllr  Prenssen  ist  Ja,  bei  etwaiger 
dauernder  nnd  erheblieber  Steigerung  der  Matrienlarbeitrilge  Uber 
die  Ueberweisungen  hinaus  wird  die  Beichsstenerreform  fnr  diese 
Staaten  fast  eine  finanzielle  nnd  politische  Lebens- 
frage. Die  Besteuerung  ist  in  diesen  Staaten  meistens  schon 
recht  hoch  geworden,  im  Verhjiltniss  zu  den  grösseren  deutschen 
Staaten  uud  zu  dem  nur  massigen  Wohlstand,  wie  er  in  Thüringen, 
WaUleek  herrscht. 

iSodann  aber  zeigt  sich  in  diesen  Kleinstaaten  die  starke 
Abhängigkeit  der  Besteuerung,  wiederum  nach  Lage  der 
Dinge  vornemlich  der  directen,  von  der  Höhe  der  älteren 
Domanialeinktlnfte  —  da  Staatseisenbahn en  meistens  fehlen 
oder  die  üeberscbttsse  daraus,  wie  in  Meeidenburg,  Oldenburg 
relativ  geringer  sind  als  in  Prenssen  —  nnd  demgemäsa  auch  eine 
starke  Abhängigkeit  von  der  erfolgten  Auseinander- 
setzung über  das  Kammergut  mit  dem  FflrstenhauBe. 
TS^nr  bei  dem  Lande  günstigen  Verhältnissen  in  dieser  Beziehung, 
—  wie  in  Braunschweig  Dank  der  prenssiachen  Eisenbahnrente 
nnd  dem  starken  Antheil  am  Uebersehuss  der  Kammercasse,  wie 
in  Anhalt  Dank  den  Salzwerken  und  dem  Staate  vcrbliebeüeu 
grossen  Domanialeiniiaiiiaen,  wie  in  »Aldenburg,  von  Birkenleid  ab- 
gesehen, aus  ähnlichen  Gründen  —  konnte  die  directe  Besteuerung 
in  relativ  mlissiger  Hflhc  bleiben.  In  den  meisten  übrigen  Staaten^ 
besonders  den  thttringihcbcn,  in  Mecklenburg,  Waldeck,  Lippe, 
Schaumburg-Lippe,  ist  «He  .,Domüneut'ragc"  günstig  für  das  Fürsten- 
baus, weniger  günstig  lUr  das  Land  entschieden,  was  eine  hohe 
Besteuerung  zur  Deckung  der  Landeshaushaltsausgaben  bedingt, 
oder  im  Laufe  der  Zeit,  wie  in  Mecklenburg,  immer  mehr  bedingen 
wird.  Hier  und  in  Rücksicht  auf  ihren  relativ  wohlfeileren  höheren 
Verwaltungsapparat,  auf  ihre  relativ  viel  kleineren  CiviUisten  oder 
Krondotationen  der  Landesfürsten,  stehen  die  Mittelstaaten  nnd 
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vollends  Preussen  nnfrleich  günt^tiirer  als  die  meisten  Kleinstaaten. 
Die  FortfübruDg  der  Progression  des  Sieiierfusses  in  den  ueueren 
Einkommensteuern,  die  mehrfache  Erhohiiug  der  Eihsehsftssteiier- 
sätze,  einzelne  Maabsnabmen  im  Verliebrssteuerwesen  sind  an  und 
für  sich  richtig  und  erfreulieh,  in  den  Kleinstaaten  wie  in  Preussen 
und  den  Mittelstaaten.  Es  sind  meistens  auch  Maassregeln,  welche 
der  neaeren  Richtung  der  allgemeinen  Steuerpolitik  in  FraxiB  uod 
Theorie  entaprechen.  Aber  sie  sind  in  diesen  Kleinstaaten  mehr- 
fach aacb  durch  die  finanzielle  Nothwendlgkeit  bedingt  gewesen, 
nicht  wie  in  den  anderen  Ländern  allein  oder  überwiegend  dnrch 
socialpolitische  Erwftgnngen  heryorgerofen. 

Aehnlich  erklärt  sich  ancb  die  nnerfrenliche  Thatsache,  dass 
eine  der  bedenklichsten  fifainahmeqoellen ,  welche  in  Deutschland 
leider  noch  vorkommt,  die  Lotterie,  wenn  auch  in  Form  der 
Classenlotterie,  nicht  nur  nicht  beseitigt  oder  wenigstens  eingeschränkt, 
sondern  noch  ausgedehnt  worden  ist,  wie  denn  die  meisten  dieser 
Kleinstaaten,  zunächst  Anhalt  und  die  thtiringischen  Staaten  (ausser 
den  Reuss)  sich  zur  Errichtung  einer  g  e  m  e  i  n  s  c  b  a  11 1  i  c  b  e  n 
Staatslotterie,  der  t  b  ü  r  i  n  g  i  s  c  h  -  a  n  b  a  It  i  s  c  b  e  n  ,  1897 
znsaniniengethan  haben!  Kein  Wunder  nach  der  prenssiscbeDi 
sächsischen  und  sonstigen  „Lotteriepolitik''  in  Deutschland. 

Der  geDannten  Lotterie  gehören  auch  Schaombarfr-Lippe,  sp&ter  auch  Lippe  an. 
Sie  berulit  auf  Staatsverträgen  der  betrefTenden  Kleinstaaten  nnter  einander  vom  '2  März 
und  3.  Mai  IbDT.  Wenn  auch  zunächst  nur  eine  absolut  kleine  Zahl  Loose  im  IMauo 
w»r  (28.000),  »0  ist  diese  im  Verhiltniss  ziir«Ber6lkcrung  doch  mehr  als  doppelt  so 
gnWB  als  im  Königreich  Sachsen  mit  seiner  so  anss-i-iichntcii  Lotterie  und  10  mal  so 
gTdos  Mii  in  PrcusscD,  nur  gegen  Hamburg,  Ürauuächireig  (!)  und  Lübeck  (!),  das 
jcttt  auch  im  grOsgteD  Haaase  zor  eigenen  Staatalotterie  flbergegangen  ist,  ist  die  Zahl 
einstweilen  noch  klein.  Die  Ausdehnung  wird  leider  schwerlich  ausbleiben  ^s.  Sieg* 
hart,  die  Ofientlichcn  ülücksspicle,  Wien  1899,  S.  284  tf.).  Es  ist  das  bedauerlichste, 
förmlich  zur  Trauer  veranlassende  Stück  neuerer  deutscher  und       leider  iiueh:  — 
apedell  pranssischer  Finanz-  uod  Stcuergeschichte  nnd  Politik,  diese  Beihi  liaUung 
inrht  nur,  sondern  Ausdehnung  des  Staatslottericwescns,    Dabei  die  aumuth«ii(lra 
gegenseitigen  Verbote  des  Spielens  in  der  „fremden"  Lotterie  —  den  deutschen 
NMhbantaatBt  im  Deutschen  Reiche  von  19001   Ea  erinnert  Alles  an  die  ehe- 
maligen Papicrpcldvtirhriltni^so  und  Noteubankconcessioneri  lior  Kleinstaaten,  woilnreh 
diese  auch  anf  die  Ausbeutung  der  grösseren  deutschen  Nachbarländer  fur  ihre  fis- 
caliachen  Üntereasoo  specaKrfen  und  wogegen  dann  diese  Linder  wieder  mit  Bestiicttr- 
maassregelo  vorgingen!    Die  EntschiiMi^^ini«; ,  welche  Länder  wie  ()esterreich  nnd 
Italien  in  ihrer  schweren  Finanzlage  und  iliri  r  liohcn  nnd  harten  TJestciierune  haben, 
fällt  wi  Deut5chläad  fort.    Der  behauptete  V  ur^ug  der  t'lassenlutteric  vur  der  Zahlen- 
loiterie  vom  wirthschaftlichen ,  finanziellen  wie  sittlichen  und  eocialen  Ueeichtspaocte 
■^us  ist  auch  anfoelitbar.    Tmnierliin  wird  man  aber  den  armen  tluiringischen  Klein- 
staaten diese  Finanzhilfe  weniger  verdenken  können,  als  Kleinstaaten  wie  Braonschweig 
mid  Mecklenburg,  gar  Stadtstaaten  wie  Hamborg  und  Lttbeck.  und  Mittelstaaten  wie 
Sachsen  und  leider  auch  Hessen,  allen  aUrr  noch  eher  als  Preussen  in  seiner  Finanz- 
lage.   U'ie  imuier  man  die  Tjottcrie  linanzwissenschaftlich  auffasse:  schliesslich  ist  der 
iiciuertrag  eben  doch  eine  Art  Steuer  auf  Spielgcuuss,  Aberglauben,  Unwissenheit 
und  Gewinnncht  Ich  ▼Osste  aber  keine  andere  Steaer,  welche  sich  weniger  principiell 
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begrUuilen  licsse.  Die  EinrichiuQg  »teilt  nocU  im  nicht  wegzoläugneadea  Widerbpradi 
mit  dem  Verbot  und  der  StrafflUigkeit  tnderer  Glttcluspiele.  Wenn  Jetzt  das  DeatMhe 

Kekh  thircli  j>cine  hohe  Stemik'Iahgabe  (seit  1900  20  */©  r-oosbctratfe)  auf  alle, 
auch  die  Staatüiotterieloose  sich  einiKe  Eiuuahmea  verscbatft,  so  ist  daü  Ja  ao  sich 
erfrealich  uud  gegcDtlber  den  particalaristiscben  Landeslottericcn  ganz  gerechtfertigt 
Aber  die  Sache  selbst,  die  ganze  Einrichtung  wird  dadurch  nicht  besser.  Es  sollte 
auch  nicht  etwa  heissen,  „fort  mit  den  Staatslottericen  und  an  ihrer  Statt  eine  Keich»* 
lotterie".  Das  wäre  sehr  unerwünscht,  liefe  auf  Einfahrung  der  Lotterie  in  Sud- 
deotsebland  hinam  nnd  ft&be  der  EinrichttiDg  eloe  noch  grossere  fiaaiizielle  Bedevtoog« 
so  dass  die  eiid:riItiL<:L*  Beboiti;^uü^  noch  schwerer  vflrde.  £•  kann  nur  heilMa:  f^rt 
mit  jeder  Art  ötaatslottcrie  überhaupt. 

Die  directe  Besteaeniiig  der  KleiDStaaten  hat  sieh  jetzt  dnrch- 

weg  modernisirt,  selbst  Mecklenburg  nicht  f?anz  ausgenommen,  ist 
mehr  nnd  mehr  in  die  überwiegende  Pcrsunalbesteuerung  iu  l  oini 
der  allgemeinen  Kiuliommenstener,  hiuü hergeführt,  der  preussischen, 
sächsischen  angenähert  und  so  auch  unter  diesen  kleinen  Staaten 
selbst  gleichartiger  geworden.  Die  Finanzlage,  der  Steuerdruck, 
der  mässige  Wohlstand,  d.  h.  hier  im  Mittelstande  und  die  seltenen 
grossen  fiinkommen,  haben  leider  die  Einitthrung  eines  steaerfireiea 
Existenzminimums  noch  nicht  überall  erlaubt  oder  man  hat  aus 
falschen  Gründen  absichtlich  davon  abgesehen;  wo  es  aber  besteht 
oder  nea  eingeftahrt  ward,  ist  es  niedriger  als  in  Preassen  (900  M.) 
gehalten  worden. 

Koeh  immer  bestehen  indessen  manebe  sonstige  VersehiedeD- 
holten  y  mehr  als  irgend  nothwendig  sein  mOehten,  in  so  vielen 
Einselheiten,  selbst  in  Gebieten,  welche  so  dorcheinanderliegen,  wie 
die  thttringischen.  Aach  die  Grenze  der  StenerMheit  M  der  Ein- 
kommensteuer  ist,  wo  sie  neuerdings  eingeführt  wurde,  nicht  gleich 
hoch  gestellt  worden,  freilich  wiederum  mit  KUcksicht  auf  den 
sonst  leicht  eintreieiuli  ii  gr?58seren  Steuerdruck  aul  die  übrige  Be- 
völkerung bei  nothwLiulig  werdenden  höheren  Sätzen  für  diese. 
Da  besteht  noch  eine  Gewi  rbesiener  daneben,  dort  nicht,  da  ist 
diese  so,  dort  so  eingerichtet,  Vcrscliicdmlieiten,  wie  sie  in  irnü/. 
Deutschland  der  Einheit  des  Wirthschaitsgebicts  widersprechen  und 
unter  Umständen  zu  Schwierigkeiten  iUr  die  Landesgesetzgebung, 
zn  Tendenzen  der  örtlichen  Verlegung  der  Gewerbebetriebe  ausser 
Landes  fuhren  können,  wie  es  Baiem  noch  jüngst  erlebt  haL  in 
so  engen  NachbarschaftsverhältDissen  wie  in  Thüringen  ergeben 
sich  vollends  leicht  Störungen  ans  solchen  Versehiedenheiten.  Nicht 
einmal  die  Erbschaftssteuer  ist  in  Einriehtung  nnd  Tarifsätzen» 
selbst  nicht  fttr  den,  bei  fehlender  Besteuerung  der  directen  Linie 
nnd  Gatten ,  in  Deutschland  wichtigsten  Fall,  hei  der  Steuer  der 
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nächsten  iSeiteolioie  (Geschwister)  gleich.  Aehnliches  gilt  von  der 
Stempekteaer,  der  Qmndhesitzwechselabgabe  u.  A.  m. 

Auf  die  Daner  wird  das  doch  nicht  so  bleiben  können ,  ohne 
grosse  allseitige  InconYenienzen.  Die  Stenenrerfassangen  in  Dentsch- 
iand  and  insbesondere  bei  diesen  Kleinstaaten  sind  ja^  Dank  dem 
Uebergang  der  Zölle,  der  wiebtigsten  inneren  Verbranebsstenem 
und  wiehtigen  Verkebrssteneni  (Stempel)  an  das  Belob  und  d» 
spontanen  Anntthening  der  direeten  Bestenemog  an  Prenssen  und 
Saebsen  lange  niobt  mebr  so  bmitsebeekig  als  ebedem,  im  18.  nnd 
BegiDD  des  19.  Jahrhunderts  nnd  noch  bis  1848,  1866.  Aber  sie 
sind  immer  noch  viel  zu  verschiedenartig  für  ein  wirk- 
lich einheitliches  wirthschaliiiches  und  politisches 
Gebiet,  ancb  wenn  letzteres  kein  Einheitsstaat,  sondern  aus  dem 
losen  Staatenbund  nur  ein  Hundesstaat  geworden  ist.  Auch  ein 
solcher  bedarf  und  verlangt  grös^^ere  Einheitlichkeit  und  Gleich- 
mäsfligkeit  der  ganzen  8teuervertassung.  Vollends  aber  die  kleine 
thüringische  Staatenwelt  kann  diese  doch  kaum  noch  lange  ent^ 
behren. 

g.  Die  drei  republikanischen  Stadtstaaten. 

§.  180.  Im  Allgemeinen.  Die  drei  „Freien  nnd  Hanse- 
städte" Hamburg,  Lübeck  und  Bremen,  welche  die  geschichtliche 
Entwicklung  aus  der  grossen  Zahl  ehemaliger  freien  ^Städte  im 
alten  Reiche  allein  noch  in  staatlicher  Selbständigkeit  als  Glieder 
des  neuen  Reichs  neben  den  Monarcliieen  erhalten  hat,  umfassen 
zwar  jede  auch  kleine  Landgebiete  mit  anderen  Gemeinden  und 
eine  davon,  Bremen,  mit  einer  jetzt  nicht  mehr  unbedeutenden 
zweiten  Stadt  in  diesem  Gebiete,  Bremerhaven  (s.  o.  S.  449  die 
statistischen  Daten).  Aber  nach  der  Zahl  der  Bevölkerung,  der 
wirthsebaftlichen  Entwieklung,  nach  der  historischen  Vergangenheit 
nicht  nur,  sondern  auch  nach  den  gegenwärtigen  allgemeinen  nnd 
speeidl  den  wirihscbaftiieben  Verhältnissen  liegt  der  Schwerpnnet 
^eser  drei  staatlichen  G^emeinwesen  doch  dnrehans  in  der  betreffen- 
den Stadt  selbst  nnd  etwa  ihrer  Vororte,  die,  wie  in  Hambnrg, 
frllber  eine  gewisse  SelbstSndigkeit  hatten,  jetzt  aber  auch  wirth- 
sebaftlieb  nnd  neuerdings  zugleich  politisch  doch  zn  einer  Einheit 
ansammengewaehsen  sind. 

Diese  Thatsache  ist  auch  ftir  die  Finanzen  und  für  die 
üe^teuerung  speciell  von  entscheidender  Bedeutung.  Die 
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Staats-  und  die  städtischen  Finanzen  und  Steuern 
fallen  im  Wesentlichen  zusammen.  Der  Staatshaushalt  ist 
in  Ausgaben.  Kinuahnien,  Schuldenweseu,  Vermögensbestand  ein  nur 
in  Folge  der  Staatsfunetionen  des  Gemeinwesens  etwas  erweiterter 
and  iD  Einzelheiten  etwas  anders  als  üblioh  gestalteter  Stadt- 
haus halt.  ISeit  der  Eingliederung  dieser  kleinen  Republiken  in 
deD  NorddentscbeD  Bund  und  in  das  Deutsche  Beieh  und  seit  dem 
Eintritt  derselben  in  den  Zollverein  (Llibeek  sebon  1868,  Hamburg 
nnd  Bremen  1888)  ist  dieser  Gtiaraeter  des  Staatsbansbalts  als 
wesentlich  eines  Stadthanshalts  noch  sebttrfer  ausgebildet  weiden. 
Denn  wichtige  Verwaltungs-  nnd  Ansgabezweige,  besonders  Wehr- 
wesen, znm  Tbeil  Zollwesen  nnd  ebenso  Binnahmesweige,  wie  Ein- 
fuhrzölle, Verbrauchs-  und  gewisse  Verkehrsstenem  (Reicbsstempel) 
sind  aus  dem  eigenen  Haushalt  nunmehr  auch  hier  doch  der  Sache 
nacb^  wenn  auch  nicht  immer  ganz  der  Form  nach,  ausgeschieden 
und  auf  das  Reich  tibergegangen. 

Soweit  der  Staatshaushalt  Stadthaushalt  in  diesen  Gemeinwesen 
von  jeher  war  und  jetzt  vnllemls  immer  mehr  gew^orden  ist,  hat  er 
schon  früher  erhalten  und  erhält  er  auch  heute  sein  characteristisches 
Geprftge  durch  den  Umstand,  dass  die  drei  Städte  grosse  Handels-, 
Strom-  und  Seeplätze  sind.  Das  hat  stets  bedeutende  finanzielle 
Aufwendungen  für  Handels-,  Hafen-,  Scbififilabrtsangelegenheiten 
Q.  dgL  mit  sieh  gebraebt  nnd  es  ist  aller  Anerkennnng  werth,  was 
diese  Städte  in  dieser  Hinsicht  frtther  schon  gethan  haben.  Aneh 
gegenwärtig  sind  solche  Verwendnngen  noeh  sehr  bedentend  nnd 
in  Folge  des  Anseblnsses  an  den  Zollverein  nnd  der  neuen  gewal- 
tigen Verkehrsbedflrfnisse  sogar  noch  bedeutender  geworden.  Sie 
haben  auch  zu  starken  Sobnidanfnabmen  geführt,  die  ein  wesent- 
liches Belastungsmoment  des  Haushalts  bilden.  Manches  gerade 
von  diesen  Verwendungen  würde  wohl  in  dem  Haushalte  fehlen 
können  und  wahrscheinlich  fehlen,  wenn  die  drei  Städte  ihre  Staat" 
liehe  Selbständigkeit  verloren  uud,  wie  zuletzt  noch  Frau ktnrt  a.  M. 
1866,  in  den  Nachf)arstaat,  der  Sachin i:e  luich  jetzt  also  in  i'i  eussen, 
einverleibt  worden  wären.  Dieser  beirettende  Theil  der  Ausgaben 
ist  daher,  wie  der  Aufwand  für  die  Gerichte  und  für  Einiges  in 
der  inneren  Verwaltung,  doch  Folge  der  staatlichen  Selbständigkeit 
und  hat  insofern  den  finarr/iollen  Character  eines  zu  einem  wirk- 
lichen Staats  haushält,  nicht  zu  einem  blossen  Stadthaushalt  ge- 
hörigen Postens. 
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Auch  die  EinnahmevcrhUltnisse  der  drei  Freistadte  sind 
durch  diesen  ihren  Character  als  Handels-,  Strom-  und  Seeplätze 
Yon  jeher  beeinflusst  worden.  Mancherlei  Gebühren,  gebühren-  nnd 
steuerartige  Abgaben  nnd  reine  Steuern,  wie  Ein-  und  Aasfohrzölle, 
haben  sich  an  die  Handels-  und  SchifffahrtoeiDrichtungen  nnd  den 
Schiffieh  und  Waarenverkehr  seit  Alters  angeknttpft  nnd  einen  erheb- 
liehen Theil  der  Einnahmen  geliefert  Vieles  davon  ist  noeh  im 
19.  Jahrhundert  dauernd  oder  doch  lange  Zeit,  wie  die  Hamburger 
2«Ölle,  erhalten  worden  und  hat  einen  wesentliehen  Theil  der  Kosten 
der  betreffenden  Einrichtungen  gedeckt.  Das  Gebtthren-  nnd  Zoll- 
wesen dieser  Städte,  besonders  Hambiir^^s,  hat  so  in  Fol^e  dieser 
Yerbältnisse  und  der  staatlichen  ►Selbständigkeit,  welche  diehe  linaii- 
ziellen  EinrichtuDgen  zu  erhalten  ermöglichte,  namentlich  bis  zum 
Eintritt  in  den  Zollverein,  einige  characteristische  Züge  des  älteren 
städtischen  Gebühren-  nnd  Zollwesens  in  der  ehemaligen  „stadt- 
wirthschiiftlichen**  Periode  bewahrt.  Aehniiches  gilt  von  der  früheren 
AceiBevei*fassung  besonders  Hamburgs  und  Bremens.  Auch  gegen 
wärtig  geben  die  grossen,  zum  Theil  neuen  Einrichtungen  fOr 
Häfen,  Quais,  Speicher  u.  dgl  m.  richtig  wahrgenommene  Gelegen- 
heit^ mehr  in  gebübrenartigen  Abgaben  und  in  Form  privater 
ReDtenzahlongen  (Miethen)  die  unmittelbaren  Interessenten  xur 
Deckung  der  erheblichen  Kosten  dieser  Einrichtungen  heranzuziehen. 
Es  kommt  insofern  der  Grundsatz  der  Kostendeckung  nach  Leistung 
und  Gegenleistung  stärker  als  sonst  wohl  in  diesen  Dffentliehen 
Haushalten  mit  zur  Anwendung,  freilich  noch  kaum  ausreichend 
(g.  182).  Tbeilweise  sind  jene  Ertragsquellen  Objecte,  welche  als 
eine  Art  modernen  Domaniums  bezeichnet  werden  können ,  ebenso 
wie  anücie  verwandte  Objecte  im  städtischen  Haushalt  (Wasser-, 
Gaswerke  u.  dgl.  m.)  und  wie  Staatsbahnen  im  Staatshaushalte.  Die 
Erträge  dienen  mit  zur  Verzinsung  der  Anleihen,  mittelst  deren 
diese  Objecte  mit  In  i i^i  stpllt  worden  siud.  sie  sind  ein  Scitenstück 
zu  den  älteren  Donianiaieinnnhmen  der  monarchischen  deutschen 
»Staaten.  Diese  Einnahmen  fehlen  auch  in  diesen  Stadtstaaten  nicht 
völligi  sind  indessen  begreiflicher  Welse  nnbedentend. 

Die  drei  Freistftdte  hatten  aber  schon  seit  frtther  auch  ihre 
directe  Besteuerung  mehr  ausgebildet,  mitunter ,  besonders  in 
Bremen,  in  der  Weise,  wie  es  ein  tflchtiger  Biirgersinn  ermöglicht 
Wegen  zwingender  Rtleksichten  auf  den  Verkehr  und  auf  das 

eigene  Interesse  dieser  Städte  an  Verkehrserleichtemngen  und  Be- 
seitigung von  liemoiuii^cn,  zumal  seit  dem  £iutritt  in  dcu  Zoll- 
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verein  ergab  sich  die  Nothwendigkeit,  ältere  iudirecte  Steuern  und 
Zölle  und  gebührenartige  Abgaben  (eigene  Land-  oder  StadtzöUe, 
Thoraccisen  mit  ihrem  Zubehör,  Tborsperrgelder)  talieu  zu  lassen 
oder  wesentlich  umzugestalten.  Der  Ausfall  an  fimnahmen,  bei 
rasch  steigenden  Aasgaben,  besonders  solchen,  welche  der  Eintritt 
in  den  Zollverein  nnd  die  Einrichtungen  für  den  modernen  Handels- 
mid  Sehiffrabrtsverkehr  mit  sieb  braehten,  war  nicht  leicht  so  decken. 
Die  erwSbnten  EinnabmeD,  welche  mit  der  Benutzung  der  Handels- 
nnd  SchiffrahrtBetnriebtnngen  und  Anlagen  in  Verbindung  stehen, 
reichten  snr  Deckung  jener  AusflUle  nnd  zur  Bestreitung  der  neuen 
Kosten  doch  noch  nicht  ans.  So  wurde  man  auch  aus  diesen 
speeifiscb  finanziellen  Qrtlnden  auf  den  Weg  von  Reformen 
nnd  Weiterentwieklungen  der  directen  Stenern,  jetzt  auch  hier  be- 
sonders der  Einkommensteuer,  ferner  der  ?]rb8cbaft88tenem  nnd 
gewisser  VerkebjbHtcucrn  (liesitzwechselabgabc)  gedräuglj  um  mehr 
Einnahmen  aus  diesen  Quellen  zu  erzielen.  Ein  Gesichtspunct  bei 
den  neueren  Steuerreformen,  der  hier  stärker  mitspielt,  als  meistens 
in  den  monarchischen  deutschen  Staaten,  wo  er  zwar  auch  uicht 
gefehlt  hat,  aher  vor  dem  anderen ,  der  Verhessernng  der  Ver- 
anlagnngstechnik  und  der  iSteuervertheiluDg,  wie  namentiich  in  den 
EinkommeDsteaenreformeD ,  zurückgetreten  ist.  Letztere  Rlicksicht 
kommt  in  den  neueren  Steuerreformen  der  Hansestädte  natttrlich 
aaeh  mit  in  Betracht,  steht  aber  hier  mehr  in  zweiter  Linie.  Diese 
Entwicklung  und  gegenwärtige  Gestaltung  der  genannten  Stenern 
der  Hansestädte  ist  dasjenige,  was  wieder  am  Meisten  von  all- 
gemeinerem finanzwissenscbaftlicben  Interesse  ist  Aber  auch  die 
ganze  Entwicklung  des  Finanz-  und  Stenerwesens  dieser  Gemein- 
wesen im  19.  Jahrhundert,  besonders  seit  der  Reichs-  nnd  ZoU- 
vereinsperiode ,  bietet  so  an  und  fllr  sich  grosses  Interesse,  nicht 
minder  wie  die  ältere  Finanz-  und  Steuergeschichte  der  drei  Städte. 
Wie  sich  auch  hier  die  Besteuerung  den  veränderten  wirtbschaft- 
lichcn  und  besonders  Verkehrsveihältnissen  anpasst,  wie  man  die 
grossen  Mittel  beschafft  und  deckt,  welche  diese  Städte  noch  neben 
der  ReichsunterstützuniT  für  ihre  durch  den  Beitritt  zum  Zoll\  ei  em 
und  die  neueren  Verk(  In  sbedürluisse  bedingten  Ausgaben  aufbringen 
mussten,  wie  die  staatsreclitliche  Form  des  Stadtstaats  doch  auch 
hier  sich  noch  leistungsrähig  zeigt,  das  ist  allgemein  geschichtlich  und 
auch  tinanz-  und  steuergeschichtlicb  lehrreich  und  interessant  genng. 

(ileichwobl  nöthigen  der  Umstand,  d.iss  wir  es  im  Finanz-  nnd  auch  speciell 
im  Stouerwcscn  der  Hani>ci>tüdte  doch  loebr  mit  coaiaiuualuiii  als  6taaüichcin  zu  thon 
haben,  und  die  tvingenden  BScksichten  anf  den  Baum  dazn,  ans  aach  in  dieteoi 
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Äbscbnitt,  wiö  in  den  voranagebeuden,  mit  kurzer  OrieotiniDg  uod  mit  etwas  nuherom 
Eiogehen  w^ntlieb  nur  au  di«  jetzige  Gostaltvng  der  fHokommenstouer  zu  be- 
srhräiilen.  Weifores  mass  der  monoj^raphisclion  J^-  h-tn  JI-uilt  ries  Gegenstan  li  s  uber- 
Unmu  werden,  liur  Hamburgs  nud  etwas  karzei  auch  Bromens  docb  bebr  t^tosa- 
artiges  «od  intareasantat  nnani-  und  StoiMnrdsen  soll  dar  BedeiKnng  des  Gef  «natandef 
fem&ts  immerhin  etwas  fenatter  dafg«sieUt  werden.  Bei  Lobedt  mnaa  eine  kOnere 
üebeiaicht  geoflgen. 

Hamburg. 

§.  181.  Sein  öffentlicher  Haashalt  im  Allgemeinen. 

Pis  1867  war  Amt  nn!  .  Rtädtcben*'  B<!rg:e(lorf  im  gemeinsamen  Besitz  von 
Hamburg  and  Lttbeck.  Damals,  mit  noter  der  £in Wirkung  der  durcb  den  Beitritt 
zum  Nonldeotscben  Bond  nen  geschaffenen  Verh&ltnisse,  wnrde  es  darch  Vertrag  rom 
8  August  1867  Hamburg  allein  üb<  rlassen.  Ltlbeck  erhielt  für  Abtretung  seiner 
Rechte  eine  Entschärli^nnff  ron  200  000  Tlilr.,  womit  zug:leich  eirif  bisher  Ton  Ham- 
buig  an  Lübeck  geleistete  Jahres/uhiung  aus  dem  Titel  des  üergüdorfer  Besitzes  von 
low  Thlr  wegfiel.  Das  Hambarger  Gebiet  stieg  dadurch  nach  den  damaligen  Berech- 
nnnir  n  urfi  0.§2  qkm.  mit  fitwa  6000  Einwohnern,  oder  aaf  7.32  Qu.-M.  mit  305.196 
Einwobuera  in  1867-  wird  jetzt  zu  415  qkm.  angegeben,  mit  667.936  Eiowohnem 
in  1895.  Auch  ht  die  Finanz«  und  Stenerrerfia^ang  ist  die  Eintheiloog  des  Staats- 
gebiets von  Bedeutung.  In  diesem  Gobit:t  dominirt  durchaus  die  Stadt  Hamburg. 
Diese  war  aber  damals  noch  keine  communale  Einheit.  Die  eigentliche  Stadt  (Alt- 
ood  Neustadt)  war  noch  von  den  beiden  Vorstädten  St  Pauli  und  St.  Georg  getrennt. 
Letitere,  mit  32.423  Einwohnern  in  1867.  wurde  erst  1868  mit  der  Stadt  vereinigt, 
<lie  so  oin  stUtischt  s  (J.  nieinwesen  von  189.145  Eiiiwüluiern  ward.  Mit  St,  Pauli, 
in  local  und  wirthschat'tlich  schon  durchaus  ein  Theil  Hamburgs  war.  besass  die 
Stadt  damals  220.902  Einvohner.  Aber  die  ttbriireii  sahlreiebea,  venu  aaeli  aech 
kloineri-ii  Vororte  w.uvri  liiorin  noch  nicht  inbegriffen,  Das  übrige  Gebiet  ausser  der 
Stadt  und  den  2  V  orstädten  war  noch  sogen.  Landgebiet.  Erst  6  Jahre  nach  dem 
Eintritt  Hamburgs  in  den  Zollverein  sind  die  Vorstadt  St  Pauli  und  eine  Heibe  von 
sogen.  Vororten  wesentlich  städtischen  Charact«-rs.  wahrer  Vorstädte,  mit  der  alten 
StaJt  rereiiiiirt  wor«JL-n,  diirrh  Geset?:  vom  '22  Juni  1894,  was  wiederum  auf  die 
Fiiiau/-  und  Steuervorlasäuiig  in  Euizelheiteu  ruckwirkte.  Nach  den  Eri:*-bni>:»eu  der 
am  1.  Dec.  1898  erfolirten  Volkszählung  hatte  die  nnmohrige.  Jetzt  in  14  Districtc 
eingetheilti'  erweiterte  Stadt  f,.(ir.i>>-namburg'*)  593.840  Kinwobner  (Altstadt  54.155. 
K«tt«tadt  i^l.2U0.  St  Georg  84  393,  St.  Pauli  72.458,  291.634  die  übrigen  eingemein- 
deten Vororte).  189$  var  die  BevAliieraiig  dieser  Gesammtstadt  625  552.  1898  667.986, 
(Zählung  vom  1.  Dec).  Das  Landgebict.  mit  bloss  56.880  Einwohnern  in  1895, 
Zerfallt  in  die  4  ..Landherrschaften"  (Gecstlande,  Marschlaude,  Bereedorf.  Kitzebuttel 
mit  Cu.tbavcui.  Um  die  städtische,  wirthschaftliche  Bedeutung  Hamburgs  voll  zu 
vurdigeo,  muss  man  aber  eigentlich  das  politisch  zu  Holstein  gehörende  Altona 
init  hinzurechnen,  mit  67.350  Kui wohnern  in  18f)7  und  148.944  in  iwf>r>.  womit  diese 
»irthschafiliche  Einheit  „Hamburg-Altona"  in  1867  ohne  die  Hamburger  Vororte  auf 
288.000,  mit  diesen  atif  etwa  885—840.000.  in  1895  aaf  775.000  Einwohner,  mit 
vetteren  nah.  n  holsteinischen  Vctrorti'ii  wolil  auf  (il)LT  .'^'OO.OOf)  Eifiwohner  stiere. 

Dem  Zollverein  wurden  alsbald  nach  dem  Eintritt  Uambnrgs  in  den  Hordr 
deutschen  Bond  die  Hamborger  Exclaven  in  Holstein,  wie  Bergedorf  n. s.  w..  1868 
angeschlossen.  Die  Stadt  sel^t  mit  ihrc  tn  Ilauj  tgebiet  blieb  bekanntlich  wie  Bremen 
ii"i'h  ausserhalb  des  Zollvereine  als  Freihafen,  „bis  sie  ihren  Einsrhiuss  in  die  Zull- 
üicuzc  beantragen"  (Art.  'M  der  Ueichsverfftssung),  Dieser  Eintntt  ist  dunu  mit  Aus- 
nahme eines  UeiDen  neugebildeten  Proihafetiijrebiets,  fllr  welches  der  Art.  34  der 
Rcichsverfa^sung  in  Kraft  jreblieben  ist.  lv>^2  im  Prinrip.  am  15.  üct.  isss  in 
Wirklichkeit  erfolgt,  wobei  Hamburg  vom  Keiche  zur  Deckung  seiner  durch  den  Ein- 
sehlsiB  In  den  Zollrereln  bedingten  Kosten  nnd  Banten,  Anlagen.  Einrichlmigen  und 
Expropriationen  eiiiL'u  Reichsbeitrag  bis  zur  Höhe  von  hi'ehsens  40  Mill  Mark  zu- 
gföichert  erbalf.  n  hat  (Keich^gcsetz  vom  16.  Febr.  18S2^.  Aus-reschlossen  vom  Zoll- 
fereinsgebiot  ab  Freihafen  blieben  1888  in  Hamburg  10.3  qkm.  mit  1302  Einwohnern, 
in  Gosdutren  0.8  qkm.  mit  152  Einwohnern.  Gegenvftrtlg  vird  das  Freibafeogebiet 
A.  Warnet,  flaiBiwjSMnMbafl  IT.  88 


Digitized  by  Google 


I 


582  6«     OebeiacliteA  der  Bestooenuig.  Ummbarg.  §.  181. 

dort  mit  9.83,  in  Cuzharai  Bit  0.58  qkm.,  nach  anderen  Dntcu  mit  18.66  ukm.  (ood 
6285  ElDwohDein  in  1895,  woU  incL  ^vm  bolsteiaisebes  Gebiet)  wgtfthtn.  Bis 

znm  Eintritt  in  den  Zollverein  batte  Hamburg:  neben  seinen  Matri<-ularbrifrä|rf>n  als 
Ersatz  fttr  die  dem  Beicbe  wegen  des  Zoliaosscblosses  abgebenden  Einfubrzfiile  nnd 
tonereD  Yerbnacliisteneni  ein  Arersum  cn  entricbten,  veldifls  waf  fblgender  Gntiid- 

lage  berechoct  wurde.  Znn&chst  war  von  der  hambnrger  nicht  im  Zollverein  befind- 
lichon  BevAlliCning-  derjeni«,'»*  Kniif^tf-trag"  zu  entrichten,  welcher  im  Zollrerein  netto 
an  Zöllen  und  Ycrbraucbsbtcuciii  aui  Jeu  Kopf  jeweilijif  wirUich  gefallen  war.  D.i/.u 
trat  wegen  der  notorisch  höheren  Consnmtfon  der  hambniger  Bevölkerung  an  $o(i>t 
zoll-  und  verbrauchssteuerpflichtigen  W.iaren  ein  Zll^clllag  von  8  M.  aof  den  Kopf 
der  Bewohner  Uambargs  (d.  i.  der  Alt-.  Neusudt  und  Su  Georgs)  nnd  der  Vorstadt 
St  PftvU.  ein  Zosclilafr,  der  seit  1.  Aprfl  1880  anf  5  M.  auf  den  Kopf  der  BevOUterang 
der  Stadt,  Vorstadt  und  nnntnehr  auch  der  eleicbirestellten  Vororte  erhöht  worden 
war  {ß.  Wolffsobn  in  dem  Q.  gen.  Werk  S.  9).  Mit  dem  Eintritt  Hamburgs  in  den 
Zollverein  entfiel  dies  ATersom.  abgesehen  von  demjenigen  für  die  kleine  Frethafen- 
befftlkernng.  Die^o  Verhältnisse  übten  natürlich  einen  bemelkbaren  EinfloBS  auf  die 
Gestaltnne-  des  hatnhurgiscben  öffentlichen  Haushalts  aus. 

S.Uber  die  Hamburger  Finanzen  u.  s.  w.  v.  Reden  a.a.O.  S  1617.  1520, 
15S8,  besonden  dfe  jinanz8tati8tisr.ben  Tabellen  (1842—50).  8. 1581  IT..  S.  1548  Ii.  mit 
den  7U£reh0rigen  Bemerkungen,  ziemlich  eingehend.  RcitrSjre  zur  Statistik  Hamhorcs 
(bes.  1821—52),  (1854)  Tabelle  Uber  Staatsbaushalt  mit  Text,  S.  155C  Staatsrecht 
fon  Wolffsobn,  im  Handb.  des  OlTentliclien  Beebls  III.  2.  3,  8.  8 ff.,  daselbst  ttber 
die  Finanzen  und  Steuern  S.  27  ff.  Ueber  die  Entwicklung  wichtiger  Zweite  der  Be- 
9tenenin£r.  besonders  der  directen,  seit  der  franüTisischen  Kriegsj'eit  1814  If.  enthalt^'n 
die  wertlivollen  atutlichon  statistischen  Publicafionen  gute,  zuveriaotiiKti  uad  verhältni^s- 
mlssig  eingehende  UcboEBlöhten ,  in  Verbitidun^^  mit  dt-r  Statistik  der  wirklichen  Kr- 
trftare  der  einzelnen  Steuern.  So  über  die  Personalstcoern .  dit-  r-t  in  den 
1860er  Jahren  ans  Zwecksteuern  und  verücbiedenen  ordentlichen  und  ausscroi deutlichen 
ZQ  dnem  eiohoitlichen  Einkommensteoereyatem  entwickelt  worden  sind.  Haupt^<>fi^ix 
ühiT  al  I  (rem  ei  I)  Ei  n  k  o m  m  e n stc n  e  r.  an  Stelle  der  älteren,  vom  26.  März  18^0. 
mit  Novelle  vom  9.  Jan.  1871.  reridirtes  Gei»etz  vom  7.  März  1881,  Kovelle  zu  $  3 
desselben  vom  26.  Juli  1888  (s.  Stati&tfk  des  Hanborger  Staats,  bearbeitet  vom 
statistisclien  Ihinau  der  Di  jujtation  für  dir«^rfe  Steuern,  später  der  Steoerdeputation, 
Heft  III,  1871.  die  persunlirlu  n  Steuern  1815-nr..  S.  1.S7.  18ft  ff  Heft  VII  1873, 
S.  9  ff..  Heft  X,  1880,  S.  luy  ff..  Heft  Xlll.  S.  1  ff..  Heft  XVII.  1895.  S.  1  fl:.  die 
betretenden  Gesetze  in  diesen  Heften  2Qm  Theil  abgedrückt»  das  von  1881  noch  im 
Finan'arrhiv  R.  S.  00^\  ZusclihTne  zur  Eiiilonimensteuer  für  höhere  Einkommen 
für  1893  nach  Bekanntmachung  vom  5.  April  1893.  für  1894  narh  der  rem  9.  Mai 
1894.  dann  neues  Gesetz  ober  Elnkommensteo»  rom  22.  Febr.  1895  (Fin  arcb.  B.  15, 
S.  868— 883,  mit  Begründung,  Ausschushbericht.  Sratihtik).  Dazu  komnit  n  jetzt  immer 
die  jährlichen  Be;>tinininr.pen  über  die  im  betreffenden  Jahre  zn  erhebend^'n  Einheits- 
sätze der  EiiikoiiiuieHateuer.  —  üt'bcr  die  Grundsteuer,  die  seit  1815  in  einer 
linderen  Entwicklung  rerschiedene  Veründerungen  (bes.  1882*  1842  nach  dem  Rratide) 
erfahren,  bes.  Oc^etz  vom  16.  Nov.  1864  an  Stelle  de«  (Jesetzes  von  1832  niit  des'-cn 
Nachträcen.  dann  revidirtes  Gesetz  vom  4.  Juli  1&81  und  dazu  für  die  ländliche 
(agrarlKcbe)  Gmndsleoer  das  Bonitln)ng>ge8et/.  vom  4.  Joli  1881.  kl.  Nordle  zo  2  §§. 
des  ersten  (i<"et/es  vom  4  Juli  1881  durch  Ge^etz  vorn  Nov.  ^99A  (s.  gen.  Statihtik, 
Heft  IV,  1872.  S.  1  IT..  mit  Darstellunji  der  Entwicklung  beit  1815.  Heft  VII, 
S.  1  ff.,  Heft  V.  S.  101  ff.).  —  Die  hauptsichlichhten  indirccteu  Steuern  waren 
früher  die  n;i(  h  ilcr  französischen  Periode  wieder  1814  neu  geregel'en  \\  aaren- 
zölle  be-ondi  r>  fiir  ilie  seewärts  ein-  und  ausßehoinii  n  W'naren.  Diese  ZCtWe  >ind 
äp&ter  wesemlich  ermät^sigt,  dann  zueR»t  der  Aubfuhrzoli,  zuletzt  1874  auch  der 
Einfuhrzoll  beseitigt  worden,  ts  galt  bis  dahin  die  revidirte  Zollordnnnir  vom  28.  Dec. 
1864.  An  Ftidle  de>  Zolls  trat  tine  sotjcn.  üeclarati onsabgabe  nach  Gesetz  vom 
27  März  1874,  dem  eine  mit  dickem  Ge»etz  wegfallende  Verordnonft  vom  3.  April 
1872  voranireirangi  n  war.  Neues  Gesetz  tlber  diese  Abgabe  vom  12.  Oct.  1888  bdu 
Eintritt  Hambnrirs  in  den  Zollverein.  Die  zweite  baoptsächliche  indirecte  Steuer  nach 
dem  Zoll  war  früher  die  Accise  oder  sogen.  Consu  mtionsaccise.  die  ebenfr\!ls 
nach  der  französischen  Zeit  1816  neu  geregelt  worden  ist  nnd  später  verschtedene 
Torftndeningen  im  Tarif  nnd  sonst  erfUiren  hat.    Sie  bemhto  snlotzl  nnf  der 
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y«rord]iiug  fwn  20.  Dec.  1861  fliit  ÜMlililgeii  und  dem  in  Belduwlbnnif  mf- 

gestellten  Tarif  vom  30.  Dec.  1874  und  ist  durch  Gesetz  vom  16.  Juli  1888  für  die 
Beae  Periode  nach  dem  ZoUanschlass  Hamburg»  (genauer  rem  1.  Sept.  1888  an)  mit 
AusDslime  derjenigen  Bestimmangen,  welche  «icli  uat  den  Anstohnnk  tod  Wein 

und  Spirituosen  nebst  dem  Kleinhandel  in  Spirituosen  beaehm,  nnfgehobcn  worden, 
gleich/eitij  auch  das  mit  der  Accise  in  "Verbindung  stehende  ^ehtlbrenartige  Wege- 
geld fUr  SchlachtTieh  und  sogeu.  Baumgold  für  FlubäscbiiTe.    Maassregeln  im 
uteiesse  der  Verkehrserieichtcrung  und  in  Folge  der  Einführung  der  Zölle  und  Steuer- 
gesetze  des  Zolkcreins  in  Hauibtiriz-     Frtiher  h":<fr\nd  .lucb  noch  ein  so2:en.  Thor- 
sperrgeld, auch  far  den  Fcr^onenrerkehr,  da^  trotz  seiner  immer  mehr  empfundeneu 
LiMigkeit  erst  1861  beeeitii^t  worden  Ist  Kioe  wesentlich  gebabreonrtige ,  aber 
finanziell  wicbtijj^e  und  principiell  durchaus  berechtigte  Abj;:abc  ist  das  Tonncnf?eId, 
nach  Verordnungen  vom  10.  Jan.  1874,  28.  März  1881.  12.  Juli  1895  (ErhöbungJ. 
Verwandt  sind  andere  Einnahmen  aus  dem  jetzigen  Zoliwesen  und  aus  Ein- 
richtungen für  den  Haudelsrerkebr,  so  im  Hafengesetz  vom  2.  Juni  1897  (^.37), 
in  der  Betriebs-  und  Gebührenordnung  für  die  Quaian lagen  vom  22.  Dec.  1S93.  mit 
Kacbträgon.  Beim  Eintritt  in  den  ZoÜrerein  wurde  das  Gesetz  über  die  Organisation  der 
Zolirenrsltnng  rem  11.  Hai  1888  eriassen.  Von  eigeodicben  sogen.  Verkebrssteaern 
ist  die  sogen.  Immobiiienabgabe  vom  (irnndbesitzwechsel  alten  ürbpranprs  18.  Jahrb.), 
Sie  benibte  in  neuerer  Zeit  auf  der  Verordouni;  vom  23.  Dec  1857,  jetzt  auf  dem  Uesetz 
rem  I.  Htn  1882.  Die  ebenfalls  alte  Stempelsteaerist  wiederholt  reridirt  worden, 
1849  wurde  anstelle  des  Zeitungsstempels  eine  Inseratensteuer  eingeführt,  die  1874  wieder 
be-«  iri!rt  ist.  Das  Stempclwescn,  Crknndenstempel.  bernht  jetzt  auf  Gesetz  vom  .*").  Mai 
187t>  lüii  Tarif,  daa  an  bteile  der  revidirten  Stempelordnong  vom  15.  Dec.  Iböö  ge- 
treten ist.    Einzelne  kleine  Abänd(  lungen  sind  daran  erfolgt,  so  durch  Gesetz  vom 
13.  Mai  1892,  Verordn.  vom  20.  Jan.  1897.    Ein  nenes  Gericht.'«li  ostengesetz 
ist  am  29.  Dec.  1899  erias&eu  wurden.  Die  ebenfalls  alte,  ins  17.  Jahrhundert  zurück- 
gebende nnd  avf  fieetinunnngen  ans  dem  18.  Jahrhundert  nnd  der  enten  H&lfte  des 
19.,  zuletzt  auf  Vorordn.  vom  20  Dec.  1851  beruhende  Co  11  a  t  eral- Er bs  c  h  a  f ts - 
Steuer  ist  jüngst  in  bomerkenswertber  Weise  zu  einer  allgemeinen  Krbsch.ifts- 
steuer,  auch  für  die  directe  Linie,  anserebildet  worden  im  Gesetz  vum  d.  Mai  I8Ü4 
pvoffsorisch  ond  Gesetz  vom  19.  Dec.  1898  definitiv,  mit  Bekanntmacbunicen  dazu  ron 
demselben  Tapre,  s.  Fin.arch.  B.  16.  l-'^OO.  S.  .'570  ff.,  mit  Bcfrrüiidunsr  und  Ansscbuas- 
berichten.  Alt,  aus  dem  18.  Jahrhundert  herrührend,  ist  auch  die  Abtrabe  für  Offen t- 
liebe  Vergnügungen  in  neuerer  Zelt  nach  einem  Beglement  vom  29.  Dec.  1868. 
Die  Hundesteuer  (IFRR,  1884)  hat  durch  das  Gesetz  vom  9.  Juli  1894,  das  an 
Stelle  des  Gesetze  von  1884  trat,  eine  eigenartige,  stark  Inxussteucrartige  ond  fisca- 
lische  Portblldang  erfobren.   Die  Stempelabfrabe,  Erbschafbisteuer,  Immobilienabgabe, 
Abgabe  von  Ofientlichcn  Yergnfiguogen ,  früher  auch  die  CoubUmtionsacciNe  und  die 
Einkommensteuer  sind  irnnr-r  imr  anf  1  Jahr  oder  andere  bestimmte  Z'  it  bewillii^t 
und  werden  daher  eventuell  jaliriich  durch  besondere  Bestimmung  der  Legislative 
prolongirt.   Bei  der  neven  Einkommensteuer  von  1895  werden  analot;  jet^t  die  zu 
erhebenden  Einbcils.^htTf»  erst  für  jedes  Jalir  von  der  Lcirislative  nach  dem  Bedarf 
fesigebtellt    Damit  sind  hier  nur  die  Gesetze  u.  s.  w.  tibcr  die  wichtig:>ten  Steuern 
und  Abgaben  ans  nenerer  Zeit  angegeben  worden,  nicht  alle  aas  der  früheren  Zeit 
und  auch  nicht  diejenigen  tiber  mancherlei  Nebenabgaben  nu  i>t  iroliUhrenartigen  Cha- 
racters,  die  aber  früher  und  bis  in  die  Geerenwart  in  ihrer  Gei>ammtheit  eine  Rewisse 
fioau/ielle  Bedeutung  hatten  nnd  haben.    Im  Folgenden  muss  vollends  Be.schränkung 
auf  die  Darstellung:  auf  die  Hauptpuncte  eintreten.   Es  bandelt  sich  dabei  auch  hier 
fftr  uns  wcscntlicli  um  die  Characteri&iruuf;  der  Rcsteuerunp  und  deren  Stt-llnng 
im  Hamburger  öüentlichen  Haushalte.    Das  stark  entwickelte  System  von  Gebühren, 
balb  gebobrenartigen  Abgaben  vud  halb  privatwirtbschafklicben  Einnahmen  in  An- 
kDüpfung-  an  die  Einrichtungen  des  Handels-,  Zk!]-,  Hafen-,  Schiflfahrts-,  Quaiwesens 
Q.  8.  w.  verdiente  übrigens  einmal  eine  genauere  Darstelluntr,  sowohl  in  seiner  geschicht- 
Ucben  Entwicklung,  als  auch  in  seiner  gegenwärtigen  Aus^restaltunfc,  besonders  seit 
dem  Anscblnss  Hamburgs  an  den  Zollverein  und  seit  der  Schaffung  des  jetzigen 
kleineren  Freihafenifebicts  und  im  .AnsrliliHs  an  eine  colche  Dai«tellmiii-  eine  fiiianz- 
wissenscbaftlichc  kritische  Würdigung.    Finanz-,  besonders  Steuersiaiistik  iu  den  gen. 
Heften  der  Hamburger  Statistik:  ond  in  dem  in  mehreren  Auflagen  erschienenen 
Btatistiscbea  Uandbsdi  des  bamburgiscben  Staats. 
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Der  Hamburger  öffentliche  Haushalt  ist  nach  dem  Gesammt* 
betrage  seiner  Einnahmen  und  Ausgaben,  besouders  seit  der  ge- 
waltigen Entwicklung  in  den  letzten  Jahrzehuten,  zumal  seit  dem 
Eintritt  Hamburgs  in  ileu  Zollverein,  ein  sehr  grossartiger.  Er 
lämt  danach  nicht  nur  den  Haushalt  jedes  der  im  Vorausgehenden 
behandelten  Kleinstaaten  weit  hinter  sieb,  sondern  erreicht  an  Um- 
faDg  auch  denjenigen  der  Mittdstaaten,  ausser  Baiern. 

£b  ist  von  allgemeinem  Interesse,  das  einmal  riffernm-is^iir  zn  rerfolffen,  wobei 
aw  die  im  Laufe  der  Zeit  eingetreteuen  Aeodernugao,  bebouderä  wegen  der  VerroU- 
ttindigang  des  Etats  dnrcli  Aiifilalirae  aDsr  Venraltniigszweigc  and  omeh  Einsetznnf: 
mit  dem  Rohertrage  und  der  Verschiedcjiheit  der  Etatsaafstellang  der  einzelnen 
Länder  (mehr  Brutto-,  mehr  Nottoetat  a*  8.  w.)  die  Veigleichang  orschverea.  Immer» 
hin  sind  folgende  Daten  buweiskr&ftig. 


Tab.  83.   Hamborgs  Staatseinnahmen  and  Atisgaben  1859—1899 
(SojDme  in  1000  Mark  nach  Etat). 


Einnahme 

Ausgabe 

Bevölkerung    Auf  den  Kopf 
(1000)      Einnahme  Mark 

1859 

11.598 

11.950 

222  52.3 

1867 

14.436 

14.436 

805  47.S 

lo.nno 

20.517 

3.57  55.0 

1887 

38.396 

89.905 

c  525  73.1 

1889 

46.887 

49.214 

628  (in  1890)  75.2 

1899 

81.303  1 

85.239 
15.040 

682  (in  IPH.V  — 
c  740  (in  1899)  109.9 

Seit  1873  incl.  Beziehungen  zum  Reich.    Zweite  Zahl  in  hei  Ausgabe: 

ausserordentliche  durch  Anleihe  u.  s.  w.  zu  deckende.  Absolut  mehr  als  Versieben- 
ÜMhiini^,  relatfr  mebr  als  Vefdopplang  der  Einnahm«!  und  noch  etwas  sttricera 

Steiarernnc  der  Anspaben  Iin  A'- -irleirh  hit-ruiit  hilanzirt  z.  R.  iler  Staatshaushalts- 
etat  von  Brauoschweig  (olrne  iiaiijuiercasüo)  mit  14.2 — 14.5  Mill.  Mark,  ron  Sachsen- 
Weimar  mit  10.5,  ron  Hessen  (ord.  Budget)  mit  37.9,  EIsass-Lothriogen  mit  57.7.  i 
Baden  mit  HS  (rill<r.  Budget  ord.),  Württemberg  (netto)  mit  81—82,  Sachsen  (.netto) 
mit  83  31111.  Mark.  Allerdings  enth&lt  ja  der  Hamburger  Etat  aoch  das  Conunniuü- 
neben  dem  Staat.st»udget. 

Der  Hamburger  TIansbalt  ist  aber  hei  der  Vermischung  von 
städtischem  und  .Staatshaushalt,  dem  Bestehen  grosser  ßetriebsver- 
waltnnf?en  und  Einrichtungen  des  Handels-  und  Schifffahrtswesens 
auch  ein  sehr  verwickelter.  Einnabmen  nnd  Aasgaben  sind  darin 
vielfach  eng  mit  einander  verknüpft.  Nnr  bei  einem ,  hier  nieht 
möglichen  nftheren  Eingehen  auf  die  Einxelheiten  lässt  sich  ein 
ganz  sntreffendes  Bild  von  diesem  gewaltigen  Öffentlichen  Hansbalt 
entwerfen.  Hier  mnss  es  nns  an  Hervorhebung  der  Haaptpanete 
zur  CbaracteiisiniDg  genügen. 

Die  im  Laufe  der  Zeit  erfolgten  ^  erunderungeo  in  der  Etatsaufätellung  und  der 
Umstand,  daas  erst  nach  und  nach  das  Princip  der  fiscalischen  Casseneinheit  durch» 
gedrungen  ist.  erschwert  Ver^'Ii  idiuiii^Tn  früherer  und  neuerer  Verhältni.s>'e  noch.  Erst 
beit  der  Reichsperiode  ist  ein.'  sewissi-  Gleichmässigkeit  lu  der  Etatisirung  eingetreten. 

Der  Hamburger  Öffentliche  Haushalt  ist  im  starken  Maasse 
stenerwirthschaftlich  f  nndamentirt,  nnd  in  seinen  Steaer- 
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eioDabmeo  sind  diejenigen  ans  directen  Steuern,  d.  b.  aus  Ein- 
kommen- nnd  GrundBteneTi  neuerdings  absolut  und  relativ 
immer  wichtiger  geworden.  Aber  der  Cbaracter  des  gemischt 
stftdtuchen  nnd  staatlichen  Haushalts  und  desjenigen  des  Hanebalte 
eines  grossen  Sehifffabrts-  nnd  Handelsplatzes  tritt  doeh  daneben 
Stork  in  den  Einnahmen  ans  städtischen  Betriebswerken,  Hafen- 
nnd  Speieheranlagen,  ans  Gebflbren  in  Verbindnng  mit  Handels- 
nnd  Schifi&brtseinrichtnngen  hervor.  Nor  die  eigenen  indirecten 
Hamburger  Stenern  in  Form  Ton  Aceisen,  Zöllen  sind  im  Verkehrs- 
mteresse  nnd  in  Folge  des  Ansehlosses  an  den  Zollverein  theils  be- 
seitigt, tbeils  umgestaltet  nnd  ermässigt  worden,  oder  haben,  wie  die 
jetzige  Declarationsabgabe,  ihren  finaiizpolitischen  Character  ver- 
ändert. Die  Erträge  der  Stempelabgaben,  Besitzwechhelabgaben  (Im- 
mobilieoabgabe  vom  Grundbesitzwecbsel)  und  Erbschaftssteuer  sind 
dagegen  wieder  in  Folge  des  Verkchrsauisi  hw  ungs,  der  steigenden 
Bevölkerung,  des  höheren  Wohlstands  ebenlalls  erheblich  gewachsen, 
wenn  auch  im  absoluten  Betrage  nicht  so  stark  als  die  directen 
bteuern,  die  Erträge  der  IStempelabgaben  trotz  des  Uebergangs 
eines  Tbeils  davon  an  das  Reich,  wie  des  Wechselstempels  a.  A.^ 
diejenigen  der  Erbschaftssteuer  anch  mit  in  Folge  von  Keformen 
som  fiscalischen  Zweck,  die  Steuer  eigiebiger  zu  machen.  Die 
ganze  Entwieklnng,  VergrOssmng  nnd  Umgestaltong  des  Ham- 
burger Hanshalts  ist  durch  die  riesige  Entwicklung  des  Handels- 
und  SchiflfahrtsTerkehrs  seit  der  französischen  Kriegszeit  von  1814 
and  YoUends  seit  den  1840er,  185(yer  Jahren  nnd  von  Nenem  seit 
der  Zollanschlnssperiode  hervorgerufen  und  steht  damit  in  deut- 
lieher  Wechselwirkung*  Von  sichtbar  besonders  starkem  Einfluss 
auf  Ausgaben  und  daher  folgeweise  auch  auf  Einnahmen  war  der 
Eintritt  Hamburgs  in  den  Zollverein  (1888),  die  damit  verbundene 
Umgestaltung  der  Hafenanlagen,  Speicher  u.  s.  w.,  der  grosse  finan- 
zielle Aufwand  aus  eigenen  Mitteln  der  Stadt  neheu  tien  Zuschtlssen 
des  Reichs  flir  diese  Anlagen  und  flir  Alles,  was  mit  dem  Zoll- 
anschluss und  der  Herstellung  eines  verbleibenden  kleinen  Frei- 
baiengebiets  in  Verbindung  steht.  Dadurch  ist  auch  der  neue 
grosse  Aufschwung  des  ganzen  Hamburger  Oeiucinwesens,  nament- 
lich auch  die  starke  Vermehrung  der  Stadtbevölkerung  (einscbliess- 
lieh  Vorstädte  und  Vororte)  seit  dieser  neuesten  Aera  von  Ham- 
burgs politischer  und  Wiithschaft^geschichte  hervorgerufen,  was 
dann  wieder  neue  Ausgabe-  und  Einnahmesteigernng  verursaehte. 
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Kaum,  dass  die  furchtbare  Harn  burger  Choleraepidemie  (1892)  den 
Aolsi  liwung  aller  Verbältoisse  voröbergebend  einmal  hemmte. 

Die  Entwicklung  des  Hamburger  iitli  ntlichon  Haushults  zeigt 
hier  manche  Aehnlichkeit  mit  derjenigen  anderer  grossstädtischer 
und  Damentlich  weltstädiiscber  Haushalte,  wie  specieU  z.  B.  des 
Berliner,  aber  sie  ist  wegen  der  besonderen,  hier  mitspielenden 
Verhältnisse  des  Handels-  nnd  Seeplatzes  und  der  staatUehen  Selb- 
ständigkeit des  ganzen  Gememwesens  doch  fast  noch  grossartiger 
und  jedenfalls  eigenartiger  gewesen.  Die  Wechselwirkung  zwischen 
GrDsse,  Waebsthnm  nnd  BestandtbeUen  des  Hansbaltes,  der  Ein- 
nabmen  nnd  Ausgaben  nnd  Höbe,  Waebsthnm  nnd  BedUrfiiisseD 
der  TolkswirthsobafÜieben  Entwicklung  eines  Gemeinwesens  tritt 
in  Hambitig  in  einem  gans  besonders  grossartigen  nnd  interessanten 
Beispiel  berror. 

Es  Süll  die:äü  Ijuauziclle  Entwicklung  hier  nur  seit  dem  Beginu  der  läVOer  Jahrr 
durch  einige  Zahlen  dw  Haushalts,  in  deu  für  unsere  Zwecke  dienlichen  Gtopillrttlig«B 
der  Daten,  illustrirt  wordeu.  Nicht  za  Übersehen  ist  dabei,  wie  bei  Allem,  was  Ham- 
borg betrilit,  dass  die  sonderbaren  Grenzvorhältniät^  des  Hamburger  gegen  das 
Hobteiiisclie  Steatsgebiot  die  Gesanuntentwieklnng  gar  nicbt  einmal  roUetindig  tnr  Er- 
scheinung kommen  lassen.  Namentlich  ^ilt  d'A^  vun  der  Nichtzageh5rii;keit  Altonas 
zu  Harnburp;.  mit  dem  es  doch,  wie  schon  bemerkt  wurde,  eine  wirthscbaftliche 
und  namentlich  murcantile  und  maritime  st&dtische  Einheit  bildet.  ist  das  wohl 
noch  störender  als  bei  Berlin,  wenn  hier  ,.KlL'iu-Berlin^*  ftUein,  nicht  die  zum  Theü 
riesigen  Vororte  ron  „Gioea-BerUn*%  wie  CJiArlottenbitig  u.  e.  v.,  mit  berftcksiclitigt 
werden. 

Die  Daten  der  folgenden  Tab.  84  sind  EtatsnSero  in  1000  Hark  nmcb  den 

Rubriken  des  Etats,  die,  wie  schon  bemerkt,  seit  iMnirer  wesentlicb  (jleich  geblieben 
Sind  und  alle  Einnahmen  auch  aus  Staalsrermögea,  üebuhreu  u.  s.  w.  umfassen.  Von 
den  einzelnen  Einnahmearten  jeder  Bobrik  elnd  nnr  die  für  unsere  Zwecke  wichtigsten 
in  der  Tabelle  spccialibirt  worden  (nach  den  betrtffiHldeD  früheren  Jahrgängen  des 
Gothaer  Hol'kalend«  .  Die  fluandeliea  Beziebiuigen  sam  Beiohe  sind  ansgeschieden 
und  apart  eingestellt  wordeu. 


Tab.  b4.   Die  Uaupteinnahmeu  des  öffentlichen  Haushalts  Hamburgs 

1875—1899  (in  1000  Mark). 


L  StantsvermAgen,  Dominen, 

1875 

1887 

1800 

1899 

Kegalien 

147 

136 

120 

95 

2.  Wethen  

779 

1245 

1776 

2527 

3.  Eisenbahnen,  Qtiais  .... 

1258 

1459 

1486 

8392 

4.  Wasi>er>,  Gas-,  andere  Betriebs- 

2818 

5549 

7066 

12631 

1036 

1870 

1870 

2457 

91 

106 

118 

171 

6129 

10365 

12386 

21274 

IL  Stenern  und  Abgaben 

1.  Grundsteuer  

4152 

7800 

f>470 

125in 

7100 

9200 

17700 

3.  Gonsamtloosacdse  .... 

1560 

2290 

4.  Baum-  und  Wegegeld.  .    .  . 

12 

10 

5.  Declarationsabgabe  .... 

444 

ÖOO 

883 

876 

[Zoll  in  1Ö74:   

1119] 

4100 

4m 
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1876  1887  1890  1899 

7.  Tonnengeld   408  900  1149  1994 

8.  Löschabgrabe  (Feuer)     ...  240  418  475  675 

9.  Stemptil   1200  1290  1089  1891 

10.  Iflimobüieoabgabe     ....  2150  1200  1500  1500 

11.  Erbschaftssteuer   600  7r.2  846  1768 

12.  OefienUiche  VergoUgim^teuer  47  55  58  66 
IS.  HoDdeMmer   61  140  ISO  215 

Summen   15005  22455  28995  42857 

IlL  Geb  Uli  ron 

1.  liaDtiel  und  ScliiilLihrt  .    .   .  354  372  487  958 

2.  Gerichte   899  1024  1181  1550 

8.  ADdoro  Ver«raltiuigag«btt]u«ii.  241  728  877  1754 

Summe  III   994  2124  2545  4262 

lY.  Einnahm«!!  ans  Anstalten  1171  8887  4172  6418 

T.  Ansserordentl.  Einnahmen  81  114  174  397 

Hamme  I— V   23487  88395  48272  75203 

Dazu  vom  Keicii  Emitabmen  ...  91  —  3257  ülÜ2 

Fttn  Beich  Ausgaben   3271  5044  7825  6062 

Anegabe  fttr  Sumtftichnld ....  6458  6700  10083  14014 

Die  Rabrik  TV  nmfasst  auch  zum  Theil  gebuhrenartigc  Einnahmen,  ncmlich  70n 
Scholen,  Kraakeuhäusero,  Waisenhaus  uud  Armeuaaatalten,  üefänguiäüeo,  Friedhof. 
Zwischen  1887  nnd  1890  ftUt  der  Eintritt  Hamborgs  in  den  Zollretein,  die 

Daten  beider  Jahre  veranschaulichen  mehrfach  den  finanziellen  Einflass  dieses  Yoi^ 
gangs.  In  der  Vorm  •■hm  ng  der  Ausgaben  für  die  Staats  s  <  )mi  Id  tritt  dio  WirknuL'' 
der  groiiseu  öä'eiitlicLcu  Aubgabeu  für  die  neuen  Anlagen  für  Uandel  und  Schiliiaiiri 
bf^ooders  mit  hervor.  Das  Kapital  der  Schald  betrog  nominell  Ende  1875  102,  An- 
fang 1S99  J^45.3  Mill.  Mark.  Den  start  gestiegenen  Einnahmen  der  Kubrik  I  enth 
spricht  auch  eioe  starke  Vermehrung  der  Ausgaben  in  der  Kabrü  ,,Banir eseo*% 
1875  8.1,  1899  18.2  UiU.  Hart  Der  Einnahme  aas  Zollvesen  steht  eine  noch 
hdhere  Auscabc  unter  diesem  Titel  gegenüber,  1890  von  4.56,  1899  von  4.80  MilL 
Mark.  RedaiiL'rlich  ist  auch  hier,  riat>s  ein  so  reiches  Gemeinwesen  wie  Hamborg: 
nicht  nur  seine  eig^ene  Lotterie  beibehalten,  bonderu  deren  Krtrag  noch  erheblich 
gesteigert  hat.  was  tioch  nur  heisst,  soweit  Nicht-Hamburger  in  dieser  Lotterie  spielen, 
einen  Tfieil  der  Kosten  d-  r  Deckung  des  r»ffentlicben  Aufwands  auf  dio  „Fremden", 
d.  h.  grüäsenthcils  die  Übrigen  Deutschen  schieben.  £s  gilt  dafür  gaa2  das  oben 
8.  575  Gesagte. 

Da  den  Einuahmen  aus  Kuhrik  T  nnd  IV  der  7'abclle  84 
grossentlieiis  entsprechende  Au^JcrahL  ii  ;^t  Lreu überstehen,  ergiebt  sich, 
dass  doch  vornemUch  die  Kubrikcn  II  uud  III,  HteuerD,  Ab- 
gaben, Gebühren  die  Ueberscbüsse  zur  Deckung  der 
Staatsaasgaben  liefern,  d.  b.  dasB  eben  docb  der  öfientliche 
Haushalt  Hamborgs,  wie  schon  hervorgehoben  wurde,  ein  Über- 
wiegend stenerwirthaehaftlieher  ist. 

Staats-  und  Gcmeindeverfassung,  Yenraltang  and  Haushalt  fallen  in  da  Stadt, 

wie  ror  der  Ein^n.'nieindung  der  Vorstädte  tin(J  Vororte  ebenf  ills  in  diesen,  zusammen. 
Kur  das  Laudjjebiet  hat  eine  besondere  (iemeindeordaung  (rom  11.  Juni  1871)  und 
die  Oemeinden  desselben  haben  ihre  eigenen  Hanslialtef  zn  deren  Kosten  der  Staat 

aber,  besonders  für  das  Sehulwesen,  stark  beiträji^t.  Zur  Deckung  der  Übrigen  Kosten 
dient  hier  die  Grundsteuer,  deren  Ertrag  zu  den  betreßendcu  Gemeinden  dafür 
tiberlaMion  ist,  feiner  jet/.t  auch  Einkommensteuern  (s.  Wolffson  a.  a.  0.  S.  33  If.). 

§.  189.  Das  bambnrgisehe  Steuersystem.  Wie  die 
Tabelle  84  in  ibrer  Rnbrik  II  nnd  III  zeigt,  besteht  im  modernen 
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6.  B.  Uebeisicbten  der  Besteueruag.  Hamburg.  §.  182. 


Hamborg  die  Besteaerong  aus  einer  Verbindung  yon  directen 
Steuern  (Grund-  und  Einkommensteuer)  nebst  der  dieser  nächst- 
stehenden Erbschaftssteuer  mit  Verkehrssteuern  (Immobiiienabgabe, 
Stempel,  Gerichtskosten)  und  überwiegend  gebührenartigen  Abgaben 
von  Handel  und  Schifflahrt  (Declarationsabgabe ,  Tonnengeld, 
Handels-  und  SchiffVahrtsgebUhreu,  zum  Theil  auch  KinnalniK  u  aus 
dem  Zollwesen),  woran  sich  noch  verschiedene  Speciaisteuern,  wie 
Hundesteuer,  Steuer  von  öfleutiichen  Vergnügungen  anschiiesden. 
Indirecte  Verbrauubssteaem,  wie  die  ehemaltge  Consumtionsaccise, 
und  wirkliche  Zölle,  wie  die  ehemaligen,  wenn  auch  sehr  niedrigen, 
fttr  den  Waarenverkehr,  besonders  auf  die  Seeeinfuhr,  sind  dagegen 
jetzt  beseitigt  oder,  seit  dem  Eintritt  Hamburgs  in  den  Zollverein, 
eben  dailbr  im  Eflfeot  die  BeiehszOlle  und  Verbranebsstenem  ein- 
getreten. Seit  den  1870er  Jahren  ist  so  die  Stenerbelastnng, 
welche  sich  zugleich  so  stark  vergrOssert  hat,  mehr  io  die 
direote  (and  Erbsehafts-)Steaer  verlegt,  was  stenerpolitiaeh 
sehr  beachtenswerth  ist. 

Es  zei.?t  sich  diese  Kuiwickiuug  noch  schärfer,  wenü  man  uoch  etwas  weiter 
zeitlich  zQrück^aht ,  iu  dio  Periode  de«  ehemaligen  Zolls  ODd  der  ConsniDtioDsaccise, 
wo  die  Jirccte  Steuer  noch  niedriger  nnd  noch  nicht  recht  zu  einem  normalen  Glied 
der  aligemeiaeu  Staatübeätenerung  for  die  Deckung  allgemeiner  Staat:>au^gaben  ge- 
vindeii  war.  Die  Slteren  EtataanibteUiiiigeii  ond  PüianzrechDuagen.  nameotlich  ror 
1866.  gf'stütten  aber  nicht  eine  genaue  Vergleichun^  mit  der  neueren  Zeit.  Nament- 
lich der  theilveise  Zweckstenfrcharactor  der  früheren  direcien  btcuern  ((irond-,  Ein- 
kommen-, Vermögenssteuer)  ist  hier  zu  störend.  Noch  1867  waren  aber  z.  B.  die 
Ertrftge  der  beiden  directen  Steuern  5.40  Mill.  Reichsmark,  der  Übrigen  (ohne  die 
Oebt)hren)  5.87  Mill.  Mark,  also  bezw.  49.7  und  50.^  Vo-  »  iihrend  diese  beiden  Kate- 
gorieeu  ergaben:  1875  8.29  und  6.71  Mill.  Mark«  oder  55.3  und  44.7  1899  30.25 
und  18.ei  HUI.  Mark  (odt  Rnbrilc  Zellweaen)  oder  70.6  ned  29.4  bezv.  30.25 
und  8.47  Mill.  Mark  (ohne  Ruhrik  Zollwes^en^  oder  7P.1  und  21.9  Vo-  Also  eine 
erhebliche  Yerscbiebung  nach  der  Seite  der  reinen  directen  Steaero, 
wobei  allerdings  von  den  BeichszOlIen  und  Steuern  in  1899  abgesehen  wird. 

Wie  sich  seit  1875  die  Ertrüge  der  Steoerkatogorieen  verschoben  haben,  crgiebt 
sich  aas  folsrendor  (irujti"inmg  nach  den  Daten  der  Tab.  R4.  wobei  die  Fenerlösch- 
abgabe  weggelassen  worden,  die  Erbbchafl&steuer  zu  dun  directen,  die  Gerichts- 

Sibuhrcn  mit  Stempeln  und  ImmoblUeiiabgabe  za  den  Verkeh rssteoern,  die 
atidels-  lind  Schitifahrtü-trebtihren  mit  dem  Tonnengeld  nnd  der  Declarationsabgabe 
und  den  lilinnahmcn  aus  dem  Zoilwesen  zu  den  „Uaudclsabgabeu"  gerechnet  and 
die  Handestener  und  Vorguugungsstener  als  „Lnxnsstenern**  (am  einen  fIreilicA 
nicht  ganz  passenden  Namen  zu  wählen)  zusammengofasst  worden  sind.  Verbraaclis- 
s  t  ))  c-  r  n  waren  in  ISTr*  und  18H7  die  ConsamtioDencGiBe  nebst  iiiazogehOrigem  finam« 
und  Wegegeld.    (Tal),  ^.-t  s.  S.  589.) 

Es  er^Hebl  .sich  ans  diesen  Daten,  dass  die  directen  Steuern 
(einschliesßlir  b  Erbschaftssteuern)  jetzt  erheblich 
mehr  im  Vordergrunde  stehen.  Das  will  aber  zugleich  be- 
sagen, da^s  nian  die  Steoerlasten,  dereo  Steigerung  in  besonderem 
Grade  durch  die  grösseren  Aufwendungen  für  Handel  und  Schiff» 
fahrt  hervorgerufen  ist,  jetzt  in  höherem  Maaase  der  Gesamtnt- 
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Tab.  85.    Hamburgs  S t c u c rerträge  nach  Steuerkategorieen. 


bbolute  Zahlen  (1000  M.) 

1875 

1887 

1889 

1899 

1.  Directe  Steoern.  .... 

8952 

15652 

10516 

32000 

2.  Verbraachssteaern    .   .  . 

2300 

— . 

3514 

4370 

4y-ii 

4.  Randelsabgabän  .... 

1206 

1772 

6110 

17468 

98 

195 

183 

2S1 

Summe  1 — 5    .    *   .  . 

15577 

2&m 

80180 

44690 

elativzahlen  °/« 

1.  Directe  Steii«ru  .... 

57.5 

66.9 

64.6 

71.6 

2.  Verbraachssteaern    .    .  . 

10.1 

9.Ö 

Summe  I  aud  2    .   .  . 

67.e 

76.7 

6i6 

71.6 

8.  VerlfllinBleveni  .... 

M.1 

150 

14.5 

11.1 

4.  Handelsabgaben  .... 

7.7 

7.5 

20.3 

16.7 

Summe  8  und  -i    .    •  * 

31.8 

22.5 

U6 

27.8 

0.6 

0.8 

0.6 

0.6 

Sttmne  1—5  .... 

100.0 

100.0 

100.0 

100.0 

bevölkerung,  in  geringerem  den  unmittelbaren  Inter- 
esse nten  an  den  Handels-  und  ÖchiflYalirtseinrichtun^en  n.  8.  w. 
auflegt.  Durch  die  bczligliclicn  Oehflbren  und  Abgaben,  weiche 
sieb  an  die  Benutzung  dieser  Einrichtungen  anl&nUpfen,  werden 
diese  Interessenten  aber  noch  nicht  ausreichend  belastet.  Allerdings 
miiss  hierbei  immer  zweierlei  mit  herücksichtigt  werden,  einmal 
nemlichy  dass  eben  seit  dem  Eintritt  Hambargs  in  den  Zollverein 
fiigentlich  die  betreffenden  auf  Hambarg  nach  seinen  Consumtions* 
▼erbftltnissen  fallenden  Antheile  an  den  RelebszöUen  nnd  Verbrancbs- 
stenem  eintasetzen  wUren,  welche  znm  Theil  wenigstens  die  Stelle 
der  ehemaligen  eigenen  Hamborger  Z5lle  nnd  Verbranchsstenem 
▼ertreten;  sodann ,  dass  die  directen  Stenern,  einschliesslieh  Erb- 
aehaftsstenem,  jedenfalls  in  beträchtlichem  Umfang  gerade  in  Ham- 
burg von  Censiten  gezahlt  und  endgilii^'  p;etragen  werden,  welche 
(iciü  ilaudelsberiilc  und  vcrwaiidlen  Gewerben  aiigelK'i eii.  Ander- 
seits trägt  auch  die  übrige  Bevölkerung  an  den  Lasten  der  Ver- 
kehrsstenern ihren  Antheil  mit,  nnd  in  den  bei  den  liandelsab^abeu 
hie;  mit  eingerechuelen  Einnahmen  aus  dem  Zollwrspn  befindet 
sich  auch  mancher  Posten,  der  nur  als  specieile  Gegenleistung  i'Ur 
besonciere  Dieuste  erscheint.  So  bleibt  die  Thatsache  doch  wohl 
bestehen,  dass  die  Gesammtbevölkerong  in  der  gegenwärtigen  Ent- 
wicklung der  Hamburger  Steuerverfassong  in  besonderem  Maasse 
Lasten  mit  trägt,  welche  zur  Deckung  von  Ausgaben  fUr  8pc(ial- 
mteressen  des  Handelsbemfs  dienen.  Mit  anderen  Worten :  die  hier 
constatirte  Entwicklung  Iftsst  es  als  wahrscheinlich  ansehen,  dass 
der  Grundsatz  der  Besteuerung  nach  der  Leistungs- 
ffthigkeit  den  anderen  Grundsatz  der  Besteuerung 
nach  Leistung  und  Gegenleistung  etwas  zu  sehr  in 
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die  Nebenstelle  im  Hamburger  Steuerwesen  gedrängt 
hat.  Eiue  Entwicklung,  welche  in  einem  wirklichen  grösseren 
Staatshaushalt  mit  grossen  Gesammtausgaben  für  die  Allgemein- 
heit|  für  wabrhatt  „allgemeine  öffentliche  Interessen'',  wie  es  in 
einem  eigentlichen  Staate  zu  sein  pflegt,  gaos  berechtigt  erscheint, 
in  einem  so  stark  städtischen  und  Handels-  and  Seeplatz  Hansbalt 
wie  dem  Hamburger  aber  nicht  in  gleichem  Maasse  berechtigt  ist. 

Wenn  nnter  den  directen  Stenern  hier  die  Gmndstener  mit  in- 
begriffen ist,  deren  nenere  Ertragssteigerung  auch  eine  sehr  starke 
war,  so  gilt  das  Gesagte  ?on  dieser  zwar  weniger  als  von  der 
Einkommen-  und  der  Erbscbafbsstener,  aber  da  es  sich  bei  der 
Grnndsteaer  dnrehans  in  erster  Linie  nm  diejenige  von  städtischem 
Grund  und  Boden  und  Häusern  handelt,  ist  es  doch  wieder  dtreot 
und  iudireet,  in  letzterer  Hinsicht  duiLh  das  Mediiun  der  Miethen, 
die  Gesamiiitbevölkerung ,  welche  auch  von  dicHcr  von  der  Grand- 
steuer herrührenden  steigenden  Belastung  mit  getroffen  wird.  Die 
gesammten  Verhältnisse  regen  daher  die  Frage  an,  ob  nicht  unter 
rmsianden  wie  in  Hamburg  eine  directe  8  p  ecialsten  er  auf 
Einkommen  und  Ertrag  von  Handel,  Rhederei  und  ver- 
wandten Gewerben  das  Richtige  wäre?  Ich  bin  nach  der 
Prüfung  der  Hamburger  Finanz-  und  Steuerstatistik  geneigt,  diese 
Frage  zn  bejahen.  Ist  das  die  richtige  Entscheidung,  so  wird  ans 
dieser  Darstellung  der  Hamburger  Finanzen  nnd  Stenern  ein  Er- 
gebniss  gewonnen,  das  auch  für  die  allgemeine  finanzwissenscbaft- 
liebe  Stenertheorie  nnd  fttr  die  rationelle  Ansgestaltnng  des  prae- 
tischen  Steuersystems  Ton  Interesse  ist:  nemlich  die  Begrttndong 
der  steuerpoiitiscben  Forderung,  dass  in  solchen  Fällen  eine  stärkere 
Berttcksichtigung  der  conereten  Verbältnisse  des  betreifenden 
Gemeinwesens  bei  der  ganzen  Einrichtung  des  Steuersystems  ge- 
boten ist. 

§.  163.  Die  einzelnen  Steuern.  Die  Grundsteuer. 
Die  Hamburger  Steuern  sind  nach  dem  VorauHgehenden  die  beiden 
directen,  die  Grund-  und  die  Einkommensteuer,  die  in 
ihrer  finanziellen  Wirkung  auf  die  Steuerpflichtigen  der  directen 
immer  nahestehende  Erbschaftssteuer,  der  Stempel,  die 
Immobilienabgabe,  die  in  den  Gerichtskosten  mit  ent- 
haltenen Terkehrsstenerartigen  Abgaben,  die  an  Stelle  des  ehe- 
maligen Waarenzolls  getretene  Declarationsabgabe,  das 
Tonnengeld,  die  Vergnttgungsteuer,  die  Hundesteuer, 
die  Loschabgabe.   Von  den  aufgehobenen  Abgaben  sind  die 
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früheren  Z(5lle  nnd  die  Consurationsaccise  die  wichtigsten. 
Ini  Folj^enden  werden  diese  Steuern  nur  soweit  behandelt,  als  sie 
ioi  Hamburger  Haushalt  eine  grössere  Bedeutung  haben  oder  hatten 
and  sonst  von  allgemeinem  Interesse  sind. 

Die  Grnndsteaer  ist  dem  Ertrage  naeh  fr&her  längere  Zeit 
die  erste  gewesen,  auch  jetzt  nimmt  sie  danach  noch  die  zweite 
Stelle  nach  der  Einkommenstener  ein.  Sie  bat  eine  lange  Ent- 
wieklang  hinter  sieh  nnd  ist  erst  dnreh  die  neueste  G-esetzgebnng 
TOD  1881  zu  einem  gewissen  Abseblass  gekommen.  Sie  stellt  jetzt 
wesentlieh  die  direete  Bestenernng  des  städtischen 
Grund  and  Bodens  ond  der  Hänser  mittelst  einer  Ertrags« 
Steuer,  aber  in  Form  einer  daraus  gebildeten  Eapitalwerth- 
Steuer  dar  und  enthält  daneben  als  Landgrnndstener  eine 
Ertragssteuci  uach  dcui  ikiiiertragsprincip,  doch  ebeufalla  unter 
Festbaltung  der  äusseren  Form  des  Werthkatasters. 

S.  über  die  frühere  Entwicklung  der  alten  (iruudschosse  die  Hamburjarer 
Statistik  a.  0.  Ueft  IV,  S.  1  6*.  Die  alte  Gruadbesteuerung  in  dea  nach  Bedarf 
«rhobenen  Scfansaen  war,  wie  Tiel&cb  froher  ttblieb,  ebenAUa  schon  naeh  dem  Kapital« 

Werth  der  Grundstnckc  veranlagt.  In  der  franzilsiscbcn  Zeit  wurdL-n  dii-  fratuusischen 
dirocteu  Steuern  1811  eingeführt  and  nach  der  Befreiung  von  der  Fremdherrschaft 
noch  kürze  Zeit  beibel\altcn.  Schon  1815  kehrte  man  aber  za  den  alten  Einrichtungen 
zurück.  (8.  im  AH^cetneinen  den  Finanzplan  von  1814.  15.  Sept.  und  20.  Oct.,  nebst 
Abänderung  vom  22.  Aug.  1816.  Auch  die  alte  (irundsteuer  nach  dem  Werth  kam 
wieder.  Dieser  Werth  wurde  der  Kegel  nach  indessen  nicht  direct  aus  Kaufpreisen 
«d«r  darch  ScbStznng  ermittelt  oder  doch  nar  anshillisweise  nnd  zur  Goatrde  mit 
danach,  sondern  auf  Orund  der  wesentlich  nach  den  Ans^nbon  des  KiirenthiUriers  fest- 

K tollten  Mieth-  und  sonstigen  Erträge.  Davon  wurde  V4  für  üuteriiaitungs- 
ten  Q.  s.  w.  abgerechnet  und  der  Rest  nach  dem  Satz  ron  4  "/q  in  Speciesgeld 
(Banco)  kapitalisirt,  dieser  Werth  dann  mit  dem  Steuersatz  von  Vg  °'o  in  Courant  von 
Species  jährlich  belegt.  Dieser  Satz  stellt  sich  b-  i  Annahme  gleicher  Währung  auf 
0.4  ^If,  vom  Werth.  Diese  eigenthttmlicho  Beworthuugsweise  erklärt  sich  aus  dur  Sitte, 
die  U&nserwerthe  (ond  Hypotheken)  im  Verkehr  nach  Specieewertlt  za  Tonnschlagen, 
die  Zinsen  aber  in  Courant  zu  bestimmen.  (100  Th!r.  pr. 2'0  M.  Cour.  =^  c.  200  M, 
Banco)  Die  Orandstcuer  wurde  zwar  immer  noch,  wie  meist  der  alte  Schoss,  als 
kdne  darehaos  regdmissige,  ordentliche  fomdl  behandelt,  daher  nnr  anf  Zeit  be- 
willigt, aber  bei  der  regelmässigen  ProJongntion  der  Steuer  war  das  Verfahren,  welches 
bei  andi-reii  Hamburger  Steuern  noch  geeenwärtig  besteht  (0.  S.  nnr  eine  recht- 

liche Formalität  Mit  klciueu  Veränderungen  blieb  diese  ütiocugcbuui:  bis  1825, 
bezw.  1882  in  Kraft,  von  wo  an  wegen  der  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  die 
Gruudsteoer  auf  dem  La nd e b i i- (  anders  als  in  Stndt  und  Vorstlidten  ein- 
gerichtet wurde:  der  Uebergang  za  dem  noch  gegenwärtig  bestehenden  verschiedenen 
<>nind8teiier978tora  in  Stadt  (stftdtische  Gmndstener)  itnd  Land  (Landgrand- 
steuer). 

Die  Grundsteuerverordnun«?  vom  17.  Dec.  1^32  (mit  späteren  Zusätzen)  änderte 
für  Stadt  und  Varätädte  cuiige  lie^^tiuimuiigtiu.  besonders  bctrcllä  Ermässigung 
der  Steuer  bei  Leerstehen.  Der  grosse  Brand  von  1842,  dessen  wirthschaftlichc  Folgen 
man  ^daubte  auf  diu  Allgemeinheit  mit  nehmen  zu  sollen,  führte  dann  dazu,  den  Er- 
trag der  Grundsteuer  des  Staats  in  der  Stadt  zur  Deckung  der  Zins-  und  Tiigekosten 
der  für  die  Zwecke  der  Penereasse  aufgenommenen  Staatsanleihe  festzulegen.  Der 
Steuersatz  wurde  dabei  erhöht,  etwas  verschieden  in  Stadt  und  Vorstadt  St.  Georg 
einer-  und  dem  übrigen  Gebiet  (mit  St.  Pauli)  anderseits,  dort  auf  *  g  "/„  (s.  Hamb. 
Stat.  Ueft  4,  S.  5).    Ein  neues  Gesetz  Uber  die  Grundsteuer  für  die  Stadt  und  die 
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Torstldte  Tom  10.  Nuv.  Iö64  behiolt  die  techoiache  Strnctar  der  Weribstcaer  bei. 
wotiei,  wie  telioii  vordem  seit  1817  nit  AbindernDgen  der  Bestimmungen  vod  1815.  Äkr 

Hnii  1  r  mit  kloinftii  Miethwohnungen  /Kl  -r'r  ))]<  200  M.)  die  Hälfte  statt  bloss  do^ 
Viertels  fur  Aubfälle«  Learttoheii,  kusten  ab({c^ogcn  worden  durfte  Uftd  dann  wieder 
der  Beet  kapitalislik  worde.  Aneb  fttr  Spticher  mit  monatsvdMrVermietbung  imrde 
die  VorgüDstigiiDg'  gewährt,  dass  sie  nur  für  einen  neunmonatlichen  Miethbetrag  zor 
Stein  r  Ii '■rang'f zogen  wnrdt^n  nnd  davon  wieder  zur  Berochnting:  des  Kapitalwerths  '.^ 
gckiii/t  ward  ^Gc^et^  von  IbGÜ,  Art.  o).  Der  Steuen>at^  war  jährlich  */g  "/^  Cour&at 
vom  Banco.  Die  Gnmdlage  der  jährlichen  Venuilagung  waren  di«;  sich  controlirenden 
Antralx'ii  der  steuerpflichtigen  Eigenthi;rr  r  und  der  Miotlier  (Art.  6).  Bei  länger 
als  halbjährigem  Leeestehen  und  Unbenut/tsein  trat  (irundsteuererlaae  ein  (Art.  8). 
In  dem  neaen  Gesetz  von  1881  wird  dann  zwischen  der  Gmndstener  in  der  Stadt 
Yor^tndt,  Vororten  mit  5  Promille  Steuersatz,  in  dem  Übrigen  Landgebiet  für  nicht 
zum  landwirtlischaftlichen  Betrieb  dienende  Gruiidsttlcke  mit  4  Promille  Steuersatz  uni 
für  die  zum  landwirtbschafüiohc«  Betrieb  dieueudcii  üruudsiücke  mit  3  Proiuille  Sau 
vom  Kapitalwerth  unterschieden.  Der  steuerpflichtige  Kapitalwerth  der  nicht  zum 
landwirthschaftlichen  Betrieb  dictt<  ;t !  mi  Grutid^jtiK  ke ,  zu  deueti  u.  A.  Hausgärten  bi^ 
ha  tirösse  gerechnet  werden,  wurde  auä  dem  wirklichen  oder  präsumtiven  Mieth- 
werth  doreh  Kapitilisiranir  m  8' 9  7o  gebildet,  für  AosflUle  an  MIethe  a.  f.  Rosten 
d.'ibei  bei  Miethbeträgcn  bis  240  M.  V,.  sonst  V*  abgereclmet.  Die  besonderen  Be- 
stimmungen Uber  Speicher  (und  andere  Localitäten  zum  Lagern  von  Waarcn)  sind  <rp. 
blieben.  Steuerfrei  sind  im  Allgemeinen  stets  nur  Ofientliche.  kirchliche,  Stiftuu^d-. 
Schul-  u.  d^M.  (jebäode  gewesen  und  geblieben.  Wubn-  und  gewerbliche  Cjebäude 
sind  frleicliniässi^  steuerpflichtig.  Durch  das  Gesetz  von  1894  liber  die  Eiriffemeindting 
St  Pauii's  und  der  Vororte  in  die  Stadt  sind  die  Grenzen  zwischen  der  städtischen 
vnd  llndlieben  Orandstener  verschoben  worden  (§.  8).  Ans  den  in  den  fon.  Heften 
der  amtlichen  Statistik  mifgefheiltcn  Daten  und  Ausfdhrunirea  sind  besonders  diejenigen 
von  Interesse,  welche  den  Eintluss  einer  Katastrophe,  wie  des  grossen  Brandes  von 
1842,  auf  die  Grundstcnerverhältnieee  darlugen,  ferner  die,  welche  steh  auf  die  Ent- 
wicklung der  rerschiedenen  Theile  der  Stadt  und  des  Gebiets  beziehen  and  ondlidi 
die  Berechnungen  Uber  die  Beziehungen  von  Mietbe.  Einkommen.  Steuerlast. 

Für  das  eigentliche  Laudgebiot  hatte  sich  die  Anwendung;  der  Steuer- 
ipniii^tse  der  OrdnnD;  von  1815  raisslicb  erwiesen  und  waren  daher  seil  1826  andere 
tfiuds&tze  zur  Veranlagung  benut7.t  worden.  Nur  die  wirklich  vermietheten  oder 
grtrsnnt  vom  landwirthschaftlicben  Betrieb  benutzten  Gebäude  wurden  danach  für 
Btaiior|>fliebtlir  eilitirt.  Hofstellen  und  WirthschaffsgelAiide  freigestellt  ond  för  die  Und- 
Ucheu  Grundstücke  selbst  die  ältei%  Form  der  Steuer  nach  Morgen-,  Scheffelzahl  wieder 
angewandt.  Eine  Steucrerh^hnn?  nach  dein  Brande  von  1842  trat  aber  auch  hier  ein. 
Die  Ausdehnung  städtischer  Bebauung  auf  das  der  Stadt  und  den  Vorstädten  benach- 
barte Gebiet  bot  immer  wieder  Schwierigkeiten  fttr  die  richtige  Besteaernng.  die  Land- 
grundhteuer  galt  als  sehr  unglcichmäs^i^r  vcranlnirt  und  für  wirklich  landwirihschaft- 
lich  benutzte  Grundstücke  zu  niedrig;.  Ein  Gesetz  vom  16.  Juli  1862  hat  datio  die 
ganze  Grandstener  auf  dem  Landgebiet  (ausser  dem  Amt  Ritiebftttel,  worauf  sie  aber 
spät«-:  1  h  ausgedehnt  worden  i^t)  vorbehaltlich  einer  definitiven  Kegulirnng  der 
L8ndg^un<l^fcuer  ijach  Vollendiin'jr  der  VermeMsuneeri  des  Gebiets,  neu  gert^fjelt. 
Danach  verblieb  die  Werthsteucr.  aber  in  verschiudi nur  Höhe  nach  der  BeJlUt^ungs- 
weise  des  Grundstücks  und  zum  Theil  nach  der  Ortlichen  Lage.  Dem  höchsten  Steuer- 
sitz. ^'^  '^/^  CnDraiiT  von  Sf  i  i  ics  Banrn.  tmferlagen  die  nicht  zum  landwirtbs 'l'-ifMich'-rj 
Betrieb  benutzten  Grundstucke  und  Gebäude,  „soweit  die  Beuutziuig  der  Staatswasser- 
knnst  möglich  ist  oder  soweit  die  Strasseoerleuchtung  vom  Staate  besahlt  winl'%  also 
wesentlich  die  Grundstücke  städtischen  Charakters,  ausserhalb  dieser  Grenze  war  der 
Satz  '  .  '^^  dic-^er  Kates-nric  ffehftncii  GrnndstUcke  und  Gebäude  zum  Wohnen 
für  das  gau/c  Jahr  .,uder  t'ur  buuimerlusi  ",  mit  Hüliauuieu.  Kemisen.  Ställen,  Luxus- 
gärten, auch  wenn  in  die.>en  etwas  Gemttse  und  Dbst  gezogen  wird,  femer  solche 
Grundftürke  und  GebSnde  far  jede  Art  gewerblichen  (leschäfts  (Gesetz  von  1862. 
Art  2).  Schon  lb63  wurde  indessen  diese  Bestimmung  des  Art  2  aufgehoben 
und  dur  Steuersatz  fttr  alle  nicht  zum  landwirthochafUicbon  Betriebe  dienende 
Grund-tn(  ko  und  (iebäudc  auf  °/o  Courant  vom  Species-Banco-Kapitalwerth  fest- 
gesetzt, was  eine  BeeUnstigung  der  mehr  städtischen  Grundstücke  in  sich  schlos.«^. 
Alle  zum  landwirthschaftlicheji  Betrieb  benutzten  Grundstücke,  Ländeiden,  Gebäude, 
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d.  b.  solcbe,  aaf  denen  eigenüicbcr  Ackerbaa  betrieben,  oder  die  zur  Gewinnung  von 
TiehflMar  oder  mm  Gemflsebao  beimm  werden,  nebst  den  dun  frebArifen  Gebloden 

(incl.  Arbeiterwohnuiiffcn) ,  zahlten  da^cfren  nur  "/(,.  Die  Atismittluiip  und  Fcst- 
sieliong  des  Kapltalwonhs  hatte  durch  „Schatzungübttrger"  zu  erfolgen,  für  nicht 
zam  landwirthschaftlicben  Betrieb  benutzte  Grundstücke  and  Geb&ude  nach  dem 
Miethwerth  und  nach  den  Grundsätzen  der  sMdtischen  Groodsteuer,  mit  Kapita lisirung 
des  in  Gouraotgeld  ermittelten  Miethertrags  7.u  4  °/o  Courant  in  Banco.  Für  die 
Uadwirthschaftlicb  benutzten  Grundstücke  sollten  die  ^chätzuogsbllrger  dagegen  den 
Kapitniwettb  ««nntor  Barttdcsichtigiing  Uuwr  BesobniTonbeit.  fbrer  NntzWlcelt  vnd  »Her 
sonst  in  Betracht  kommenden  Umstände,  namentlich  auch  der  Deichlastcn.  nach  bestem 
Lrmesäen  alljährlich"  fe«tstellen.  Eine  Aufgabe,  deren  LAsang  sich  natürlich  sehr 
aehvierig  enries.  Man  kam  aber  scblieadieb  1864  mit  der  Saebe  m  8(ande  nnd 
stellte  für  jeden  Stouordistrict  des  Landgebiets  den  Gcidverth  für  die  Hcctare  fest 
|s.  die  Tabelle  in  Heft  IV  der  Hamburger  Statistik  S.  22).  Interessant  ist  auch  hier 
die  Entwicklung  der  Stcucrcrträj^e  in  den  verschiedenen  Theilen  des  Landijeliieta, 
besonders  die  raschere  Steigerong  in  den  «chnellcr  und  stärker  sich  bevöikerndan 
Geestlanden  im  Vergleich  mit  der  grösseren  Stabilität  in  den  Marschlanden  (s.  die 
Statistik  a.a.O.  und  dazu  die  Ausführungen  ^essmanns).  In  der  Gesetzgebung 
von  1881  wmde  dann  swar  aneb  fttr  die  zom  landwirtbrnbaMIdien  Betrieb  dienenden 
Grundstücke  die  noininelle  Kapitalvierthbesteuerung  beibehalten,  unter  Aij1eg;un^  eiiies 
Kapitalisirnnprssatzes  von  nur  8"^  fsref^en  3'/^  **/..  bei  den  anderen  (jruntJstürken). 
aber  die  Ermittlung  des  dicker  Kapjtaiisirung  zu  brunde  zu  lebenden  Heinertrairs  ia 
die  liehtigen  Wega  geleitet.  £8  wurde  nemlich  für  die  Ermittlunir  dieses  Kein* 
ertrags  ein  eigenes  Bonitirungrspesctz  i^Meichzeifig  erlassen  (4.  Juli  1881 1.  welches 
die  üblichen  Grundsätze  der  Keinertragskatastrirung  enthält  liur  bis  die  Bonitirung 
nach  diesem  Gesetz  erfolgt  war.  blieb  das  frühere  Ermittinngsrerfahren  von  1861  in 
Kraft.  Das  (Jesctz  schliefst  sich  dem  preu's>ischen  Kata&trirungsgcsetz  an.  Das  System 
war  das  des  Enrags-,  Classen-  und  Parcellarkatasters.  Die  Ausführung  erfolgte  mit 
Hhizoziehonir  preussischer,  mit  der  Katastrirung  in  Holstein  bekannten  Beamten.  Der 
ermittelte  Rcinertruir  nach  Coltnrart  und  Clas^c  wnrde  dann  nach  dem  gesetzlichen 
Satz  kapitalisirt.  Von  10  zu  10  Jahren  soll  durch  die  Steuerdeputation  eine  Revision 
des  Classentarifs  stattfinden.  (S.  über  die  Ausführung  der  Bonitirung  und  die  Ergeh« 
itee  Hafk  15,  Abtb.  2  der  Hambuiiger  Statistik,  S.  1  IT.) 

Die  Hamburger  Gmndateiier  und  die  in  ihr  eothalteDe,  im 
Stadtgebiet  natürlich  den  wesentUchaten  Theil  bildende  Gebäude- 
Steuer  ist  also  doeh  seit  Alters  nnd  noch  jetzt  eigentlich  nur  eine 
nominelle  Stener  nach  dem  Svstero  des  Werthkatasters,  da 

der  Werth  liuiehwee:  aus  dem  Eitra^  erst  durch  eine  Keehnungs- 
operation,  deren  inaabH^cheiiden  Coefficienten  das  (lesetz  bestimmt, 
gebildet  wird.  Sie  g^ehört  dalier  im  Grunde  zu  don  Steuern  nach 
dem  System  des  lieinertragskatasters.  Ihre  GestiiUung  als  Kapital- 
werthsteuer hat  nur  bistorisfhe  Grtlnde.  Das  Problem  piner  rich- 
tigen Besteuerung  der  Conjuucturengewinne  beim  stiultisehen  Gruud- 
eigenthum  wird  von  dieser  Steuer  nicht  anders  and  nicht  besser 
geldst  als  von  jeder  Reinertragsstener,  welche  in  kurzen  Perioden^ 
namentlich  jährlich,  wie  in  Hamburg,  neu  veranlagt  wird.  Das 
Problem  der  ausreichenden  Besteuerung  der  Baustellen  oder  der 
mit  geringwerthigen  Gebäuden  besetzten  Grundstöcke  bleibt  auch 
hier  noch  ungelöst  Eine  gewisse  Ergänzung  findet  die  Grundsteuer 
nach  diesen  beiden  Seiten  indessen  durch  die  Immobilienabgabe 
und  durch  die  Erbschaftssteuer.  Die  Stabilität  der  Landgrundsteuer 
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steht  freilich  mit  der  jährlichen  Acnderuug  der  städtischeo  nicht  iu 

Einklang. 

§.  184.  Die  Einkommensteuer.  In  Hamburg  ist  es  erst 
im  Jahre  1866  (GeseU  vom  26.  März  1666)  zar  £iiifttbrung  einer 
allgemeinen  Einkommensteuer  gekommen.  Bis  dahin  haben  seit 
der  Wiederheratellung  des  Freistaats  nach  der  französischen  Zeit 
Ton  18L5  an,  wie  in  früheren  Zeiten,  verachiedenerlei  Penonal- 
Bteaem  bestanden.  Die  gewObnliehen  ordentlieben,  d.  h. 
jedeB  Jahr  bewilligten  nnd  erhobenen  hatten  noch  den  Character 
von  Zweekstenern  (sogen.  Entfestigungssieaer  Ton  1819/21, 
BUrgermilitftrBtener  von  1814,  eigentlich  auch  in  Etwas  noch  die 
Brandsteuer  Ton  1842).  Sie  bestanden  in  einer  eigenthflmlicheD 
CombinatioD  von  Vermögens-  und  Gewerbe-  und  Einkommensteuer, 
theilweise  mit  Hildnng  eines  steuerpflichtigen  Einkonimenbetrags 
mittelst  Anlegung  eines  fingirten  Rentensatzes  an  das  Vermngen  des 
Censiten.  Die  Bürgermilitärsteuer  war  zuerst  nach  dem  Mieth- 
betrage  des  DienstpHichtigen ,  der  den  Dicust  nicht  leistete,  Tcr- 
anlagt.  Daneben  sind  mehrfach  ausserordentliche  diret  te 
Steuern  aufgelegt  wurden,  theils  auch  als  Zwecksteuern  und  in  der 
Form  von  combinirter  Vermögens-  und  Einkommensteuer  (Kriega- 
nnd  Verm!igens8teuer  von  1815),  theils  zur  Dt  ckung  allgemeinen, 
Torflbergehend  höheren  Bedarfs  in  Form  solcher  Stener,  ebenfaUa 
unter  Bildung  von  Einkommenbeträgen  ans  fingirten  Rentens&tzen 
des  Vermögens  nnd  nnter  Hinznziehnng  von  i^tenerzuBchlftgen  nach 
gewissen  Consnmtionsmerkmalen.  Bemerkenswertb  ist  bei  diesen 
Stenern  die  Gewäbrong  der  Steuerfreiheit  iur  kleine  Einkommen 
(ausser  bei  der  Steuer  von  1815),  der  progressive  Steuerfsss,  die 
Veranlagung  der  Wohlhabenderen  nach  dem  Vermögen,  allerdings 
später  unter  Bi  rcclmung  eines  Eiukouimeus  daraus  auf  Grund  fin- 
girter  Kentcnwatze  dafür,  endlich  die  Annahme  einer  böheren 
Rentabilität  des  geschäftlichen  als  des  sonstigen  Vermögens  in 
diesen  Sätzen,  siaiiit  eine  relativ  höhere  Belastung  der  Wohlhaben- 
deren und  specieil  der  Gcschjtftsleute  darunter.  Eire  grössere 
fin»pzielle  Bedeutung  nach  ihrer  Höbe  und  Ertragsentwicklung  hat 
von  diesen  Steuern  für  den  öffentlichen  Haushalt  nur  die  Hrand- 
stener  erlangt.  Sie  erscheint  als  die  eigentliche  Vorlänferin  der 
allgemeinen  Einkommensteuer  von  1866. 

S.  ih,'  knappe,  abt-r  trefflicln'  D9r>tf]hiri£r  von  N»-^sinann  im  Heft  III  der 
Hamburger  btatisuk.  S.  137  fl..  und  die  trtragstabelle  44  (1821— 65^.  Bei  der  Eigen- 
thOffilicbkeit  dieber  frflhercD  Penonalbesteiieniiiif  i»t  es  ron  Int«KBM,  rie  etWM  nlbcf 
ftDZVseben,  was  hier  mit  DeniiUiiBg  der  ges.  Arbeit  geschieht. 
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In  dar  Gombination  der  YermAfeBB-  nnd  Elnkommensteoer  wurde 

ein   altes,  besonders  städtisches  Princip  der  dirccten  Besttueninjc  festffebalten.  Die 

fiindsSt?!irhe  Siructnr  der  Stetitrii  wurde  zuerst  nach  der  französischen  Zeit  in  der 
riegä-  und  V ermöge Ks^tüuer  von  1815  festgestellt  und  ist  dann  mit  Moditi- 
eetioiieii  bei  den  Peisonalsteaern  bis  1866  in  (leltnng  geblieben.  Die  Verbindnng 
nrischen  Vermögens-  und  Ehilommfnsteoer  erfolgte  in  der  Weis«?,  dass  die  Personen 
mit  grösserem  Vermögen  (ron  lOü.UUO  M.  Banco  au)  danach  und  iwan  bei  der  Steuer 
ron  1815  (Ar  den  Zweck  der  BewnlTnnnf  zn  dem  nenen  Krieg  gegen  Frankreicb) 
mit  7Vr,  rroDiillr  Jabressatz  (','4*^/00  Cuurant  von  Bancü  inonaiiich  «=  9  Promille 
jährlich),  Wittweu  und  Unmündige  ohne  (iewerbebetrieb  mit  dieses  Satzes;  dass 
dagegen  die  Obrigo  Bevölkerung  ohne  oder  mit  weniger  Kapital  nach  Einkommen, 
hc/.vr.  Verbrauch  bcstenert  wuide,  nacb  einem  progicssivcn  Tarif  (iinfi-r  1000  M.  Crt 
mit  1.2.  1000—8000  M.  mit  2.40  n.  s.  w..  über  10.000  M.  mit  7.2  Jahressatz). 
In  den  2  untersten  Stufen  wurden  grössere  Familien  um  V4  ermässigt  Eiuschäizungs- 
eornrnfflsionen  besorgten  die  Tennlagnng,  EmiSKigiingen  in  dieser  erfolgten  fOr  die 
dies  beanspruchenden  Ci:nsiten  mitiel>t  B«'g:nindung  durch  i  llichf  Antraben  Uber 
Vennögcn  und  Einkommen.  Ilacb  denselben  Grondsätzi^n  wurde  die  Eutfestignogs* 
Steuer  von  1819,  mit  stenerfirel^  Hinimnm  rom  Einkommen  bis  400  IC  Gonnnt, 
veranlaf^t.  die  dsoA  ipiter  fOr  andere  Zwecke  zur  bleibenden  ward.  Sie  Ist  von  den 
Bewohnern  der  inneren  Stadt  di.>  zuerst  allein  steaerpfliclitis?  gewesen  waren,  allmälig 
weiter  ausgedehnt  worden.  Aul  derselben  Grundlage,  aber  mit  burkeren  Modificatiouen 
in  der  DorebAlhnog,  berabte  eine  mit  einer  Loznisteoer  verbundene  aosnerordent* 
licht'  alljrcrncine  Erwerbs-  und  Einkommcnstener  von  1831.  Hier  wurden  Ceiibitcn 
mit  Uber  20  000  M.  Vermögen  nach  diesem,  andere  nach  Einkommen  (Einnahme)  rer- 
snhgt.  Bei  enteren  ftnd  nber  eine  Unteiscbeidung  nach  Beruf,  dnber  nach  mntb^ 
amassUcher  Anlageart  nnd  Rentabilität  des  Vcrmi^gms  btatt.  Bei  Geschäftsleuten 
nsihm  mnn  ein^  KcnV-  von  4.'^  *'„  (.uif  nlciche  Währung:  rcdacirf),  bei  anderen  Leuten 
aor  von  3-2  "/o  ""d  bildete  nach  diesem  Satz  das  sicuerptiicbiigo  Einkommen,  das 
dann  die  Steoer  mit  2'/«  7o  Jabressatz  zu  tragen  hatte.  Unverheirathete  Frauen  und 
ünmünf^i^''  mit  unter  100.000  M.  Banco  nicht-gescLaf'liclu  n  Vi  rmöf^ens  und  alle  Cen- 
siten  letzteren  Vermögens  vun  unter  oO.OOO  AI.  Banco  liaticu  indessen  nur  den  halben 
Smz  va  entrichten.  Für  die  ubrigen  nach  dem  Eiokomnen  efngescbitzten  Personen 
Tiesrann  die  Steuerji flicht  mit  1000  M.  Courant  (400  Tblr  j  r  n  und  war  der  Steticr- 
fuss  ein  prorrressiver  in  3  Stufen  (»/g  bis  4000  M.,  1  lia  bÜÜO.  1'/«  über  8000  M. 
Courant),  wobei  wieder  grössere  Familien  in  der  1  Stufe  um  '/«  ermästiigt  werden 
konntoi«  Zn  dieser  Steuer  traten  dann  Zuschläge  in  Form  von  Steaersüt/.en  naoii 
dem  veranlaeten  (bezw.  fingirten^  Einkommen  mit  4  Promille  bei  denjenigen  ('ensiten, 
welche  irgend  eine  Wohnung  auf  dem  Laude  hatten,  mit  1  jedes  Luxuspferd, 

desfl.  fov  Jeden  minnlichen  Dienstboten  tut  bioslicbe  Zwente  nnd  mit     ^^^«0  ^r 

{eden  weiblichen  despl..  wobei  aber  nnr  Crnsiten  mit  Einkommen  Uber  1500  und 
Iis  30.000  M.  Courant  in  max.  solche  Zuschlüge  erfuhren.  Diese  Art  der  Steuer  ist 
später  mehrfach  wiederholt  worden,  nnr  mit  Yerftidenng  der  Grenzen  zwiscben  Ver- 
mögens* nnd  Einkomm cnstener.  Aendcrung  der  Steoers&ize,  Yermehrnng  der  Stener« 
daasen  bei  den  nach  Einkommen  veranlngrten  Personen. 

Kach  gleichen  Grundsätzen  der  Clombwiaiiou  vun  Vermögens-  und  Einkommen- 
stever  wnrde  dnnn  die  Brnndstener  von  1842  (Veroidn.  vom  7.  Dec.)  eingerichtet. 
Sic  war  zur  Bewältigung  der  firianzicUen  SchwieripUiten  na«  b  ibm  trrosTii  Brande 
und  als  die  Grundsteuer  £at  die  Feuercassen-AnieiLu  fe&igclcgt  war,  noihweudig  ge- 
worden, also  insofern  doch  snch  eine  Art  Zweckstener  ad  boc,  nm  den  Ausfall  an 
Grundsteuer  zu  ersetzen.  Auch  bei  ihr  wurde  ein  tingirter  Ertrag  bei  den  nacb  dem 
Termö(ren  Veranlapfen  (über  .'0.000  M.  Banco)  wie  in  der  Steuer  von  1831  für  se- 
ÄcLäfiliches  und  ändert»  Vcrniö|!cn  berechnet  ui»d  dann  mit  4%  und  2^/^  "  0  belebet, 
die  nbrigen  Censiten  in  4  Stufen  (Ober  1000,  4000.  6000.  8000  M.  Cn.  Einkommen) 
Va'  1'  -  2^  n  P'"''-''«^'»»'''  besteuert,  aber  auch  die  Personen  mit  Uber  500  bis 
1000  M.  Irt.  waren  zum  festen  Satz  von  3  M.  Crt  steucrpilichiig. 

Die  Bflrgermilitftrstener  ton  1814  ist  deswegen  besonders  bemerkenswertb, 
well  sie  nicht  nur  eine  Zwerksieuer  zur  T5c-'rejtung  der  Kosten  di^  lUiijr.Tniiliiars, 
Bondern  auch  nach  ihrer  Einrichinng  eine  Art  Wehrsteuer  und  M  ilitarleistu ngs- 
Ersatzsteuer  war.  Sie  war  ncmlich  von  deujcuigcn  Männern  zu  zahlen,  welche 
nidil  perftelich  dienten  nnd  ron  Frauen,  welcbe  ein  eigenes  Hans  bewobnten,  seit 
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1849  im  einfachen  Satz  von  Frauen  und  nicht  mehr  im  dienstpflichtigen  Alter  stehen- 
den M&nnern,  im  doppeltüD  San  von  Pcrsoi  >  n  im  dienstpiiobtigen  Alter,  die  wegw 
Gebreche»  oder  ans  sonstipen  ßrcsetzlichen  Gründen  befrt'it  waren,  1854  Warden  alle  in 
Stadt  and  Vorstädten  Wohnenden  oder  da  Gewerbetreibenden  mit  Einkommen  Uber  1000 
Mark  ateaerpäichtifir,  ansfenommen  die  persdnlicli  Dfettendon  od«r  fefletsUcli  BeÄeiieii. 
Bis  1840  wurde  diese  Steuer  nach  dor  Miotho  d  s  Pflichtig^en,  unter  Freilassung  ron 
Leuten  mit  kleiner  Miethe  (100  M.  Grt.)  nach  einer  Stufeuscaia,  aber  im  relatitr  »-leichen 
Satze  (eigentlich  eine  Art  Stufentaxen,  Minimum  2,  Maximum  30  M.  jahrlich)  er- 
hoben, roa  18^  an  wurde  sie  auf  der  Orundlag^c  der  Brändsteiicr  in  Form  roa  Zo* 
BcUftgen  dazn  veranlajrt,  unter  Frt'ilassnnff  des  Einkommens  bis  1000  M.  Ort. 

Nach  dem  gen.  Tabellen  werk  war  der  Ertrag  der  EutfestigunirHstcuer  im  Jahr- 
Ptat  1821-~25  im  DaichecfaDitt  118.000  M.  Grt  (za  0.4  Thir.),  1861—65  802.000, 
der  Biirgermilitärstener  bezw.  28.000  und  140.000,  der  Brandst.iu  t  -  -i'  l^lf^  aiifangs 
im  vollen  Jahressatz  c.  600.000,  1861—65  im  Durchschnitt  1.269.000  M.  (>rt.,  dieser 
8  ordentlichen  Steaeni  zosammen  in  letzter  Periode  demnach  1.711.000  M.  Die  neue 
allgemeine  Einkommensteuer  lieferte  schon  in  den  ersten  Jahren  nach  ihrer  EinfidmiM;, 
1866  ff.  2.15—2.87  MiU.  Mark  Crt.  (nach  der  Tabelle  a.  a.  O.  &  153  ff.). 

Die  Mttagel  dieser  directen  BesteaemDg,  die  Mannigfaltigkeit 
der  Stenern,  die  Finanzbedflrfnisae  und  das  Streben  nach  besserer 
Stener?ertheilQDg  drängten  sclion  I&nger  nach  einer  Beform.  Diese 
Icam  aber  wegen  der  in  der  Sache  selbst  liegenden  Schwierigkeiten 

und  wegen  des  Znsammen Hangs  mit  anderen  Finanz-  und  Steaer- 
refoimen,  be.souders  auf  dem  Gebiet  der  Accise,  hui^e  uiciii  recht 
in  Gang.  Auch  iuuere  politische  Momente,  dann  der  Zusammen- 
hang mit  der  Acnderung  der  indirecten  Besteaerung  der  Lebens- 
luittel ,  eine  Iveiorm,  welche  wieder  mit  der  Frage  der  Ahlü^^ung 
der  licalgerechtsanie  von  Nabrungsgewerben  (Bitcker,  Schiiichter, 
Brauerei)  in  Verbindung  .stand,  wirkten  hemmend.  Erst  nach  Re- 
form der  Verfassung  (1860)  und  nach  Aenderungen  im  fionstigen 
Stenerwesen  (Accise  s.  n.  §.  137)  und  nach  Eintlihrung  der  Ge- 
werbefreiheit (1865)  kam  es  zur  Reform  auf  dem  Gebiete  der 
directen  Personatbestenernng  mittelst  Uebergangs  zur  allgemeinen 
Einkommen  Steuer  von  1866  (Oesetz  vom  26.  MArs)»  —  immer- 
hin daher  noch  knrz  Tor  der  grossen  politischen  Wende  in  Deutsch- 
land in  diesem  Jahre.  —  Die  neue  Steuer  entsprach  den  Anforder- 
ungen und  den  gldcben  Steuern  damals  in  anderen  deatschen 
Ländern  im  Gkinzen,  aber  noch  nicht  den  strengeren  Grundsätzen^ 
welche  in  der  dent8cben  Gesetzgebung  meist  erst  seit  den  1870er 
Jahren  Anerkcniiuii^  ^clundeu  liaben. 

Die  Steuer,  die  fur  das  glänze  Staatägebiet  (ausgenommen  Amt  Kitzebtittel  und  eine 
Zeidang  Berg'edorf)  Geltunic  hatte,  bescbrftnltte  zanftcbst  die  sabjeetire  Steuer- 

pflicht  noch  auf  die  physischen  Personen  (und  an^etheilte  Erijscliaffsinassiin),  traf 
ausser  den  Siaatsaugehörijfen  die  geschäfis-  und  erwcrbsthätig"on  im  (iebiet  wolinenden 
Fremden,  die  übrigen  Fremden  nur  nach  Maassgabe  ihres  V». rbraucUs  im  Gebiet, 
nicht  ihres  ganzen  Kinkommens  (§.  7),  aDch  aasirirtigo  Tlieillnilxr  von  Hamburfar 
GesrliSiften  nach  Maas-i;  ihe  d-  s  Erwerbs  aus  diesem  Gescliäft  (§.  1,  6).  Die  Steuer 
var  sonst  eine  allgemeine,  mit  wenigen  Steuerfreiheiten  nach  dem  Tarif  (in  Dienst 
stehende  MUitiis,  Geiatliche  nnd  Lehrer  an  dffentlicben  Scbnlen,  «och  panaioiiirte  ind 
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WittwcD.   für  das   Amtseinkommen  a.  s.  w.).     Sie  baltc  aber  ein  steuerfreies 
Mi  D  im  am  biit  500  M.  Ort.  (200  Thlr.),  dann  eioen  bis  3  7«  progressireu  Steaerfass 
ii  Stelsn  (501—700  M.  Crt.  EinkoniBeo  mit  4  in  der  Stadt,  mUt  8  M.  auterbalb, 
fdr  jo  100  M.  Einkommen  dann      M.  mehr  von  7—1100,  1  M.  mehr  von  11—1600, 
l'/t  M.  mehr  von  1600—3000,  2  mehr  von  3—4000,  3  mehr  von  4—5000,  4  mehr 
IM  (^eOOO,  5  mehr  Ton  6—7000  ,  6  mehr  M  7000—8200,  tod  8S0O  M.  m  aber 
3*/«  VOB  der  fanzen  Summe.   For  Steaerpflichtige  bis  4500  M.  Einkommen  lud 
mit  Familien  ?on  mehr  als  4  Personen  (2  Kinder  bis  14  Jahren  für  1  Person  ge- 
rechnet) wurde  der  Steaersatz  am  Y4  ermässigt.    Die  Steuer  var  im  üebrigen  in  der 
Art  oeaerer  EiDkommensteoem  eingefiehtet,  umfasste  namentlleh  jedwede  EinkommenaiC 
und  den  als  wirkliches  Einkommen  anzusehenden  Betrag  (sogen,  „reines"  Einkommen, 
§.  4  nebst  Anhang  daza)u   Erw&hnt  sei,  dass  danach  Lotteriegewiaae  als  Ein- 
kettmen  ana  gewinaltfiDgeaKleB  OeecbiftentteaerpfliehtigsiAd,  ErbecbafteD,  Sehenkvagen, 
Xhgiftengelder  dagegen  als  Vermögenszuwachs,  ren  aem  aar  die  Einkünfte  unter  die 
Steuer  fallen,  N.  9  des  Anhang»).  Die  Grundlage  der  jährlichen  Veranlagung  war  die 
Declarationspflicht  nach  amtlichem  Formular  (Uber  Einkommen  bezw.  Verbrauch), 
doch  ohne  besondere  Sicbemag  dafür,  dass  sie  erfüllt  wurde,  indem  die  Ceadtea, 
weiche  bis  zu  dem  bestimmten  Termin  nicht  declarirt  hatten,  nur  der  Abschätzung 
darch  die  Scbätznagsbttrger  ihres  Bezirks  ohne  weitere  Rechtsoachtheile ,  wie  sie  die 
aeaeitaB  dentaeboi  Gesetze  in  dieien  Pillen  bestlnmen,  oaleiliegen  (§.  10).  Die  Seibit- 
^f^hätzangen  wie  diese  letzteren  Abschätzungen  WOldeo  dann  ron  Revisionscommissionen 
ifiich  Gesetz  Uber  ürganination  der  Verwaltung  rem  15.  Juni  1863,      35)  geprtift, 
vobei  eine  Erhöhung  einer  Selbstscb&tzung  nur  aach  vorherigem  GchOr  des  Betheilig- 
ten statthaft  war  (§.  11)   Den  dergestalt  in  der  Steuer  erhöhten  sich  sclbstschätzeu- 
den  wie  den  von  SchätzungsbUrgern  abgeschätzten  Censitcn  stand  Kcclamationsrecht 
zu,  dessen  spcciellere  Begründung  und  deren  eventuelle  eidesstattliche  Bekr&ftigoug 
veriaagt  werden  konnte  (§.  13).  Der  blois  abgescbitzte  Gensit  war  aber  fcrpfllditet, 
falls  er  zu  niedrig  abgeschätzt  worden,  dies  anzuzeigen.    Wer  dies  nnterliess,  sowie 
der,  welcher  in  »«betrttgcrischer  Absicht  oder  gewisseulosem  Leichtsinn'*  in  der  Selbst- 
wkilianf  oder  bei  Bodamationeo  den  Fbcva  benaclitlielligende  Angaben  geaaebt 
hatte,  konnte  aaf  Antrag  der  SteuerbebOrde  (der  Steuerdeputation)  zur  Untersuchung 
gezogen  und  ausser  zum  Ersatz  der  Steuer  mit  den  Zinsen  dafür  auch  zur  (ieMstrafe 
bis  zam  Zehuüachea  des  zu  wenig  gezahlten  Stenerbetrags.  im  Wiederholungsfälle  mit 
dorn  Doppelten  dieaer  Stmfe  rerurtheilt  werden  (§.  14  15).   Auch  wer  In  der  Yor^ 
ulagung  Ubergansren  war  und  keinen  Steuerzettel  empfangen  hatte,  war  zur  eigenen 
Anmeldung  verpflichtet,  hatte  die  Steuer  mit  5  ^Iq  Zinsen  p.  a.  nachzuzahlen  and 
«VMMvell  eine  Oelditrafb  bis  mm  Maaclmnm  des  entzogenen  Stenerbetrags  zn  gewärtigen 
{ji'  18).   Die  Straferkenntnisse  erfolfrten  in  der  1  Instanz  durch  di<-  Steaerdeputation, 
mit  Reours  an  das  Obergericht.    Zur  Zahlung  der  Geldstrafen  Unfähige  konnten  statt 
dessen  mit  Uefäiigniss  beloRt  werden  (§.  19).    Die  Steuer  war  terminweise  von  Cen- 
siten  einzuzahlen,  mit  Strafzuschlägen  (V,^)  nach  Ablauf  des  Termins  und  mit  An- 
drohung von  Ezecution  nach  weiterem  Termin  (§.  16,  17 1.    Eine  singulare,  aber 
zweciunissige  Bestimmung  (ä.  20)  ordnete  alljährüch  die  Olieutliche  Bekanntmachung 
eioer  „zwar  dasaenwelsMi,  docb  mOgliebst  detaiUirt  anfgemacbten  Statistik  ftber  die 
Zahl  der  in  Stadt  un  l  Gebiet  verbteoerten  Einkouimeu"  an.   Dieser  BestiBUMinf  ist 
die  treffliche  Hamburger  Steuerstatistik  mit  zu  verdanken. 

Das  Gesetz  ron  1868  hat  dann  durch  das  rem  9.  Jan.  1871  kleine  Aendemngen 
erfahren,  wesentlich  in  Betreff  der  subjeetiren  and  objootir«i  Stonerpflicht  mit  Rück- 
sicht auf  das  ßeichsgesetz  von  ls70  wepcn  Vermeiduufr  von  Doppclbesteuerung.  Auf 
Landherrschaft  Bergedorf  wurde  die  Steuer  erst  seit  1873,  auf  Landhern»chaft  Kitze- 
blttal  eist  seit  1878  ansgedebnt  Der  Ertrag  der  Stener  anf  Qmnd  der  Sätze  des 
totzes  von  1860  stiep  von  2.735.000  Reichsmark  im  Durchschnitt  von  1866—70  auf 
^•958.000  in  1876—80,  auf  4.401.000  in  18»0  altein  im  Staatsaebiet,  davon  kamen 
bi  diesen  drei  Zeitrinmen  aaf  die  innere  Stadt  2.201.000  —  2.766.000  —  8.048.000 
Reichsmark.  Besonders  stark  ist  der  Ertrag  in  Folge  der  steigenden  Bewohnerschaft 
im  so^cn.  Geestgebiet  gestiegen,  in  denselben  Zeiträumen  ron  197.000  aof  577.000 
and  713.000  M.  (Hamburger  Statistik.  Heft  13,  S.  26,  28). 

Eine  Fortbildung  hat  die  Einkommensteuer  von  186ü  bezw. 
1871  dann  im  Jahre  1881  durch  das  Gesetz  vom  7.  März  erfahreD. 
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Es  erfolgte  dirin  oainentlieh  die  Aasdelman^  der  snbjeeiiTeo 
Stenerpflicht  yon  pbyBiscbeii  Personen  anf  nicht-physische 
oder  jaristische  des  Privatreehts,  nemlich  Hamburger 
Aotien-,  GommanditacticDgesellschaften  nnd  eingetragene  Genossen- 
Bcbaften,  sowie  auf  auswärtige  derartige,  welche  in  Hamburg 
Grundbesitz  haben  oder  durch  ZweiggeschUlte  und  Bevollmächtigte 
Geschäfte  betreihen.  Die  Grenze  der  SteuertVeiheit  blieb  die  gleiche 
wie  bisher  (600  Reich8Tii;\rk  gleich  500  M.  Courant),  aber  der 
Stenerfuss  wurde  dnrchwei;  etwas,  und  zwar  voiii  kleineren  zum 
höheren  EinkommeQ  hin  in  etwas  steigender  Progression,  erhöht, 
bis  auf  3V'jj  %  von  10.000  Rpichsmark  aufwärts.  Die  öhrigen  Be- 
stimmungeD,  auch  Uber  Veranlagungsverfahren,  Dechuration  (iSeibat- 
Schätzung)  blieben  im  Wesentlichen  wie  bisher. 

Der  Steaertarif  war  jetzt  in  neuer  K.  iohswährun?;  M  fiir  ()00— -^OO  R.  M 
Einkommen.  6  für  800—1000,  dann  für  je  100  M.  1  M.  mehr  b.^i  1000 
2  M.  mehr  bei  2000—3500,  3  M.  mehr  bei  3500—5000  ,  4  M.  mehr  bei  5  7000. 
5  H.  mehr  bei  7—8000,  6  M.  mebr  bei  8—9000,  7  H.  mehr  bei  9—10.000,  bei 
Uber  10.000  M.  Ji'/^  •/^  ^a.  Verslcich  «1er  alten  und  neuen  Sätze  in  Hamburger  Statistik. 
H«ft  13,  S.  '*>  Diu  in  den  Stuten  übrigens  nicht  (ranz  gleicbmässisre  Steigerung  der 
neaen  Sfttze  ging  von  0.03,  0.07.  0.12  %  auf  c.  O.oO  %  ?on  c.  5000  M.  Einkommen 
an).  Ermksäi^un^eo  Um  V«  i^tos  Steueransatzes  worden  im  neuen  GeseB  den  Censiten 
bis  5000  M.  Einkommm  bei  einer  Familie  von  mindestens  5  Personen  und  lieruni 
bid  2000  M.  Einkommen  bei  einer  solchen  ron  mindestens  4  Personen  gewahrt  (§.  3). 
Beichsauslftoder  ohne  GeBcbftft  und  £rwerb  In  Hamburg  sind  aneh  jetzt  ntcb  Wahl 
entweder  narli  ihrem  Einkommen  oder  nach  ilirem  Ver^ruu  h.  let/tcrenfalls  aber  dana 
nach  dem  höchsten  Sieaeniaa  tou  S^!^  ^/q  /.u  veranlagen  (g.  7).  Beachtenswertb  ist 
die  in  §.  5  des  neuen  Gesetzes  eingeführte  genauere  Bestimmung  (an  Stell«  der  ähn- 
lichen in  §.  ")  d.N  fraliori'M  fitsetzesl.  wie  kaufmUnnischc  u.  dgl.  Hokommen  zo 
vpranhircn  bind,  desrhüfte  diiscr  Art,  welche  handels-rcsctzlich  die  entsprechend««!! 
Kucher  fulireu  uiUüscjj,  sind  danach  wie  bisher  nach  dem  durcUschnittlicheti  Einkoimueu 
der  der  Steuerausschreibung  unmittelbar  voran»ce>:angencn  3  Kalenderjahre  zu  veran- 
hircn.  HaUei  ^ind  1  oder  2  Jahre  mit  Verlustabschluss  nicht  zu  berücksichtigen,  der 
Verlust  eines  solchen  Jahrcü  darf  nicht  von  dem  Eiokommen  der  anderen  gckarzt 
v«rden.  Es  ist  vielmehr  znr  Bereebnanir  des  steoerpflicbtigen  Elnlommens  das  Efn- 
kommen  d-  s  oin<Mi  oder  der  beiden  mit  Gewinn  abschlics.scnden  Jahre  durch  3  ZO 
theilet).  Nur  wenn  alle  3  Jahre  Verlu&t  ergeben,  ist  keine  Steuer  /u  entrichten.  — 
Die  im  Lcbrigen  wie  bisher  gebliebenen  Keclamationen  gelangen  jetzt  an  eine 
besondere  Rcclamati<<n^eotnmisäion.  dii-  nach  §  36  des  Gesetzes  Ober  die  Organi:^atio■ 
der  Verwaltniii?  vom  15.  Juni  IHi'ü]  nir  lerjrr setzt  ist.  Von  ihr  geht  die  Berufung  an 
die  Stüucrdeputatiou  (§.  22).  —  Mit  Kücksicht  auf  die  Zölle  und  Steuern  im  Zoll- 
rerein  war  den  Censiten  in  den  dem  Zollrerein  anfceschlossenen  Gebietstheilen  eine 
Ermässigung  ihres  Sieueransatzes  um  '/^^  gewählt  3).  Beim  Eintritt  ganz  Hamburgs 
in  den  Zollverein  ist  diese  Vergünbtigung  folgerichtig  beseitigt  worden  (Novelle  zu 
§.  3  des  Gesct/c«  von  1881,  vom  25.  Juli  1888.^ 

Der  Steil. •i.Ttr.i-  i>t  ht >ta(i.liL-  i:<'wachscii.  er  war  schon  1881  6.438.000,  1882 
6.771)."«»"  1891  11  176.000.  1892  10.739  000  M..  davon  kamen  auf  Actiengescilschaftcn 
u.  s.  w  bc^w,  526.000  —  650.000  —  1.257.000  —  1.162.000  M.  (S.  Heft  17  der 
Hamborirer  Staiisüt:,  mit  trefflicher  Bearbeitanv  des  statistischen  Materials,  n.  A.  aber 
die  Eiitwirklunr  der  nestetierniiEr  in  den  einzelnen  Theilcn  der  Stadt,  den  Vnrorten. 
aus  denen  jetzt  mehr  Steuerenrag  a\»  aus  Stadt  und  Voi^t&dten  eingebt«  S.  39,  auch 
mit  Statistik  der  Beanstandungen.  Keclamationen  nnd  mit  VarKlefehODKea  mit  anderen 
Städten,  aus  denen  sich  der  hohe  WuliKim  1  Hamburgs  nnd  die  grosse  Zahl  von  Cen- 
siten mit  hohen  Einkommen  ergicbt.  Uauburg  steht  darin  am  Melslen  Frankftart  a.  M. 
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Ijkich*  Dm  Oarchschnitti^eiAkomiBen  der  physischen  Cutiäiten  mit  aber  9U0  M.  Ein* 
iMOBen  stellte  sich  z.  B.  Anfang'  ik-r  1890er  J^hre  iu  Hambarir  auf  4096,  in  Frank- 
fint  m.  M.  aaf  4210,  in  Bremen  auf  41Ü0.  in  Berlin  nur  aaf  1712  M.  In  Uamboi^ 
(Slwit  Urft  Voforteol  Jaaden  aioh  1802  anter  86.018  Oeiifiten  mit  tber  900  M.  Fln- 

liommen  3':'J-'  n  if  10.000—25.000,  1138  mit  25  oO.OOO.  481  mit  50—100.000,  256 
mit  über  llHKiMtd  M.  Einkommen,  in  Beriia  unter  S06.790  Censiten  f^leicber  Art 
^ftber  900  M.  Einkommen)  nur  bczw.  5876  —  3289  —  877  —  472  iu  diesen 
KM^gortoen  liOlieren  EinkoBiiwiifl,  *.    O.  & 

Aus  der  neueren  Zeit  ist  eine  Erhöhung  der  8i4tze  der 
grösseren  Einkommen  zur  Erziel ung  einer  höheren  Einnahme 
in  den  Jahren  1893  und  1894  ein  bemerkeuswertber  Vorgang. 

Für  1893  erfolgte  ein  Zuschlag  von  20°  ,,  für  di.-  Einkommen  von  10  000  bis 
2-5.000  M.,  vuü  25  für  die  hühereu  (Bckanatmachuu^  vom  Ö.  Apnl  18Ü3),  für 
1894  ein  solcher  von  25  für  die  Einkommen  von  3000—5000.  von  30  für  die  von 
5000-7500,  von  für  (Hu  von  7.m)— 10.000,  von  40  für  die  von  Ki— 15.000,  fon 
45  für  die  ron  15—20.000,  von  50  für  die  von  20—30.000,  von  55  für  die  von  30 
bis  40.000,  von  60  fttr  die  ?on  40—50.000,  Ton  65  fBr  die  von  50—60.000,  von  70 
für  die  von  fiO— 70.000,  von  75  für  die  von  70  —  100.000,  .'ndlicli  von  80  <»/o  für  die 
höheren  /u  dem  oreset/licheii  .Satz  (Bekanntmachung  vom  9.  Mai  1894).  Dadurch  ^tic^ 
der  Sali  Ib'Jü  auf  42  für  die  Einkommen  von  10.000—25  000  auf  4.375  fur  die 
lOhnm  und  1894  auf  bezw.  1.50—2.35.  2.51—3.51,  3.59—3.92.3.  iu  den  3  unterste«! 
cenannten  mit  Zoschlägen  beleiEten  Stufen  und  weiter  auf  4.9  —  5.07"  '  25  — 
5v426  —  5.6  —  5.775  —  5.  95  —  6.125  —  6.3  in  den  folgenden  vorKeuaunteu 
Siofon,  nlao  nof  Sitze,  irdebo  bei  der  StMttbeitooening  allein  Ja  DootscUnnd  eontt 
noch  nicht  erreicht  rden.  Sie  verlieren  indessen  ihre  Auffälligkeit,  wenn  nian  be- 
denkt, dass  in  Hamburg  diQse  Steuer  eben  Staats-  and  Gemeindeeinkommen- 
steaer  zusammen  darstellt,  di«  Sitze  ohnehin  nur  fttr  die  höhere  Einkommen 
«reiten  und  z.  B.  in  Prenssen  bei  bloss  100  %  Communalcinkommenstenar  (wie  in 
Berlin)  sich  aach  für  diese  Einkommensteuer  Säf  -  von  4 — 8  7o  Manzen  ergeben, 
ia  GeiDeinden  mit  über  100 — 200—300  7o  Communaisteoer  doch  noch  viel  höhere. 
Indessen  leiteten  diese  YerhiUnbise,  neben  sadonD  DmstiBden,  in  einer  weiteren  Fort- 
bildunff  der  Einkommeostencr  hinüber.  Die  Einkommen  über  10.000  M.  bildeten 
bei  den  physischen  Personen  alkin  1892  in  Uaabiug  44.07  %  des  Einkommens 
und  69.36  7«  der  Siensftrtrtge,  diejenigen  unter  8000  H.  c  68.64  "/o  de» 
enteren  nul  c  78^/«  der  leCztenn,  ae  daas  jene  ZosoUigo  finansiell  etma  be- 
deateHD. 

Im  Jabre  1895  kam  es  dann  zn  einem  neuen  Einkommen- 
steuergesetz (vom  32.  Febr.)|  wesentlioh  mit  ans  finanziellen 
Motiven  wegen  des  grösseren  ^  dorcb  die  Einkommeostener  zn 
deekenden  Bedarfs  nnd  nm  von  immer  etwas  willkttbrliehen  Zn- 

Schlägen  ffir  gewisse  Einkommenkategorieen,  wie  sie  in  den  beiden 

vorangehenden  Jahren  erfolgt  waren ,  eher  absehen  zn  können. 
Man  wollte  daher  auch  jcLzL  uud.>iUzlich  die  ganze  Eiukuuimen- 
stener  znm  beweglichen  Element  in  der  Finanz-  und  Stener- 
verfassuDg  machen.  Dies  fllbrte  zu  einer  Aenderuug  der  Form 
lies  Tarifs.  Im  Gesotz  3)  wurden  rnr  die  Einheitssätze 
der  bteuer  festgcistcllt ,  lür  jedes  Steuerjahr  ist  dann  erst  durch 
BescblosB  von  Senat  und  Bttrgerscbat't  die  Zahl  der  zu  erhebenden 
Einheitssätze  zu  bestimmen  (bisher  regelmässig  6,  einmal  5Vi)- 
I>er  Tarif  bat  ein  stenerfireies  Minimum  von  900  M.,  wie  in  Prenssen, 
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erhalten  and  ist  dann  atftrker  progreasiy  gestaltet  worden,  mit 
Httohstsatz  (1  ^/o  BinheitBaata)  von  50.000  M.  Einkommen  an  (|.  6). 
Die  ErmässigUDgen  wegen  ▼ermindorter  Leietnngafftbigkeit  in  Folge 

grösserer  Familie  sind  zugleich  gtinstiger  gestaltet  worden.  Sonst 

sind  nur  geringftigigere  Acudcrungcn  erfolgt.  Anch  jetzt  hat  man 
die  Abgabe  von  Steuererklärongea  noch  nicht  mit  scbärleren 
SicheruDgsmitteln  verbürgt. 

S.  die  Bcgröndtin^  des  Gesetzentw^irfs  nebst  Au^';chiJfi«bprirhtcn  im  Fin.arch. 
B.  16,  S.  868  tt.  Die  sobjectire  und  objective  Steaerpliicbt  it>t  im  UaDzen  wie  im 
Oesetz  wm  l^l  beadinml  geUieben,  nur  mit  ndaetlonellMi  AenderoDgen.  Beicte- 
ausländer  können  nach  wie  vorwählen  (§.  7).  ob  sie  nacb  Eintommen  oder Yerbraach 
veranlagt  ▼erden,  letzterenfalis  dann  aber  nach  dem  Uöcbstsatz  (Einheitssatz  von  1  ^/q). 
Doch  ist  jetzt  bestimmt  worden,  dass  dies  Wablreebt  der  Premdeu  nach  fünfjährigem 
mnuiterbrochenen  Wohnen  oder  AofenChak  in  Hambarg  fortfällt.  Bei  der  bisherigen 
Stooerpflicht  der  ActieDf?eselIschaftcn  o.  9.  w.  ist  es  verblieben  (Gesellschaften  mit  be- 
schränkter Haftpflicht  sind  nicht  beigefugt  worden).  Die  Frage,  ob  diesen  Gesell- 
schaften  wie  in  FnuBseii  ein  ateoerfreler  Einkommentbeil  zn  gewähren,  oder  veaffp» 
Stens  den  Actionären  u.  s.  w.  eine  Stenerfreibcit  für  ihre  Actiendividenden  n.  s.  w. 
efnzoränmen  sei,  ist  erOrtert,  aber  negativ  entschieden  worden,  auch  mit  der  hier 
richtigen  BegründoDg,  dass  in  Pienasen  diese  Gesellsebaften  Akr  die  Gemeindesteiier 
diesen  Abzog  ebenfalls  nicht  geniesscn  und  die  Hambarger  Steuer  eben  doch  partiell 
Commnnalsteu*»r  soi.  Die  Aasdehnnng'  der  Steuerfreiheit  auf  Einkommen  bis  900  M. 
wttrdö  mit  ökonomischen,  auch  die  Verminderung  des  üeldwerths.  bezw.  Vertheuei  uag 
des  Lebens  berttekilditig^cndeii  Gründen  gegenQbor  der  bisherigen  Freiheit  von  nur 
^0  M.  und  mit  stcaerte  hiuM  ben  Gründen  (Befreiung  von  60,000  Ci nsiten,  mit  Stcoer- 
entfall  von  doch  nar  30U.0O0  M.)  richtig  motivirt.  Es  kam  dabei  auch  die  Frage  des 
WnUwcbts,  welches  nach  dw  YerfiMsang  an  Zahlung  diieeter  Stenern  geknüpft  ist, 
mit  zur  Sprache.  Man  traf  die  Bestimmung;,  dass  BürK:er,  welche  das  Bürgerrecht 
vor  Erlass  des  neuen  Steuergesetzes  erworben,  auch  bei  Einkommen  unter  900  M.  ihr 
Wahlrecht  behalten  sollten,  wenn  sie  nach  dem  Gesetz  von  1881  weiter  steuerten  (§.  22). 
Der  Einheitssatz  der  Steuer  wurde  für  900 — 1000  M.  Einkommen  auf  1  M.,  fQr  je 
100  M.  für  jedes  weitere  1000  M.  Einkommen  mehr  auf  20  1"  r,r)  —  6,5  — 
80  —  95  —  100  Pf.  gestellt,  dann  fUr  8000—25.000  M.  Einkommen  auf  105  FL 
fta  100  M.  mehr,  lür  25—50.000  H.  aof  110  Pf.  mehr,  bei  Uber  50.000  M.  auf 
1  */o  (§•  Scala  im  Anhangt  also  allerdings  bis  hierher  von  900— ]noo  m.  Ein- 
kommen an  eine  Progression  von  1  :  10,  aber  doch  auch  für  diese  hohen  Einkommen 
bei  z.  R.  6  Steaorcinheiten  Jahressatz  nnr  6  "j^  i>teuer,  weniger  als  in  Preossen  mit 
den  Commanakagchlägen  zusammen  meist  zu  zahlen  ist  Wenn  nidit  die  eben  S.  590 
angedeutete  besondere  Steuer  für  Hand.  lspinkommen  —  welche  in  den  fitlftenn  Per- 
sonalsteuern implicite  mit  enthalten  war  (i>.  595)  —  in  Hamburg  oingeflUitt  werden 
sollte,  w&ro  wobt  feiade  hier,  wo  die  meisten  grossen  Einkommen  Hnadels-  «nd  6e- 
werbeeinkommen  sein  werden,  eine  WeiterFührung  der  Progression  das  Richtige  (s.  o.). 
Die  Erleichterang  der  Steuer  ftlr  grössere  Familien  ist  nun  so  eingerichtet  worden, 
diss  Genailen,  die  mindestens  eine  FluniUe  von  4  Penonen  sa  emibrai  toben  (ein- 
schliesslich sich  selbst)  bei  Einkommen  bis  2000  M.  um  V«i  bis  5000  M.  um  '/^  nnd 
hei  einer  Familie  von  ß  Personen  um  ein  »'-itf>r.>s  Vif-rtel  erraässig^t  zu  werden  An- 
spruch haben.  Hier  iät  also  hib  zu  dieser  Kiiikumuieuhübe  eine  ziemlich  starke  Er- 
leichterung nnr  auf  Grand  der  Pamilienstärke  (nicht  auch,  wie  in  anderen  Gesetzen 
anderer  Momente)  (gewährt  worden  (§.  J^V  Ausdrücklich  in  1  rrärnirn  für  Loben«- 
versieberungen  (und  Beiträge  za  Pensionscasseu)  nicht  vom  steuerpäicbtigen  Einkommen 
nbzngsfäbig  (§.  4).  Die  oben  (S.  598)  enrtiinten  Bestimmnngen  über  die  Beneb- 
nuntren  der  Verlus,tjahre  bei  kaufmännischen  Einkommm  gelten  jetzt  für  das 
gesammte,  geschäftliche  wie  private,  Einkommen  (§.  5).  Die  Pilicht  zur  Abgabe  von 
Steuererklärungen  ist  eine  allgemeine,  nicht,  wie  in  anderen  Gesetzgebungen,  an  eine 
gewisse  Höhe  des  Einkommens  geknüpft.  Aber  Sechtsnachtheile  bei  Dnterlassung  der 
ErfQllong  dieser  Pflicht  sind  anch  jetzt  noch  nicht  angedroht  woiden,  obwohl  nnch 
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der  Statistik  für  1883 — 92  (Heft  17.  S.  19)  von  (ion  ay«!ß:e8&ndten  SchJttzuDgsformularen 
aar  etwa  -L  von  Ceusiten  loit  Liai^oiumeu  von  weuiger  sda  600  M.  eiagdidbrt  wordeu 
aiiid«  Zar  Pinfmig  dor  SeHMsohltsnngeo  wie  d«r  AwehUtangeB  durch  die  Schttzongs- 
bürger  dient  oiue  von  der  Stcuerdcpotation  einKiisctztü  RcviäioQSCommission,  die  äu^ 
eilen  vom  bta^t  eraaDoten  Mitglied  dieser  Depatation,  einem  bargerüchen  Mitglied 
dendben  nnd  einem  Scb&tzangsbtlrger  besteht ,  der  nicht  zu  deujeuigeo  des  Dibtiicts 
lehöreu  darf,  dessen  SteaerroUen  revidiit  werden  sollen.  Die  Scbatznngsbarger  dieiee 
Distrirts  sind  mit  berathender  Stimme  hinzuzuziehen  (§.  II).  Eine  ebensolche  Zosammon- 
setzuiig  hat  die  Eeclamationscoffimission  erhalten  (§.  12).  Die  Verpflichtung  zur  Nach* 
nUoAf  reo  Steuern  bei  fehlender  oder  zu  niedriger  Zablmig  gebt  jetzt  bis  auf  8  Jabre 
Bach  dem  Tode  des  Erblassen  aaf  die  Eibun  über  (§.  18).  Der  Zuschlag  fUr  RQck- 
«t&odo  ist  von  5  aof  2  Ff.  fOr  dio  Mark,  wie  bei  der  Urundstoaor,  herabgesetzt 
weiden  (§.  17).  Die  Mitglieder  der  Stenerdepatation  und  die  Sebitzungsbarger  tliid 
jetzt  ausdrücklich  zur  Geheimhaltung  verpflichtet  worden  (§.  20).  Die  Bestimmung 
ilher  ilic  Steoerstatistik  ist  L'-»'l«lit'b<'(i  ('^  '2\).  Sp»^rj»'ll  werden  jetzt  ntich  riorh  Ein- 
aahmeu  aua  LebeJkaveräiclicrQugeji  ai^  mciit  ciuiiüuimüusteuerpiiiciitig ,  »oudciu  Yer* 
ttflgensrermehrung  tnldaid  lierrorgehoben  (§.  4),  auch  beeonden  noch  Honorar  tur 
Testamentsvollstreckungen  und  sonstige  VermOgensverwaltnnp^en ,  soweit  sie  nicht  der 
Erbschaftssteuer  onterliegeo,  als  cinkommensteaerpflichtig  erki&rt  (Nr.  9,  a,  im  Aa< 
bifig  zu  4). 

Gewiss  ist  dmoh  die  allgemeine  EiDkommmensteuer  Ton 
und  deren  weitere  Ansbfldang  in  der  dar^ielegten  Weise  seitdem 
das  Hambnrger  System  der  direelen  Bestenernng  und  das  ganse 
Stenersjstem  lllterlianpt  wesentlieh  verbessert  worden,  wenngleich 
diese  Steuer  aaeb  in  ihrer  neuesten  Gestaltung  Doeb  nicht  dasjenige 
Maass  von  YoUkemmenbeit  erreicht,  welches  sich,  nach  der  £r- 
ftbnmg  anderer  deutscher  Länder,  immerbin  jetzt  anch  schon  in 
der  Praxis  erreichen  lässt.  Neben  gewissen  Mängeln  im  Veran- 
lagungsveriahren,  besonders  betreffs  der  Sicherung,  ilasü  die  vor- 
geschriebene Declaration  auch  wirklich  erfolgt,  treten  zwei 
wesentliche  öteuerpolitische  Mängel  hervor :  die  Ein- 
koiiiineiisteiier  belehrt  anch  jetzt  das  höhere  Eiiikdiumen  noch 
nicht  mit  ausreichei^d  hohen  Sätzen,  insoteru  mvhi  genügend  dem 
Grundsatz  der  Bestenernng  nach  der  Leistungblühigkeit  gemäss  und 
imVerbältniss  zu  den  mittleren  und  kleineren  Einkommen  und  den 
auf  diesen  lastenden  indirecten  Steuern  (Zöllen  und  Verbranchs- 
steuern des  Reichs)  und  die  Steuer  belastet  weder  allein  ttlr  sich 
noch  in  Verbinduig  mit  den  flbrigen  Steuern  nnd  Abgaben  das 
fundirte  Einkommen  angemessen  höher  als  das  nnfnndirte. 

Diese  beiden  HSngel  sind  nicht  zn  Tcrkennen,  wenn  man  anch 
die  anderen  hier  neben  der  Einkommensteuer  mit  in  Betracht 
kommenden  Stenern  mit  berlleksichtigt:  die  Erbschaftssteuer,  selbst 
in  ihrer  nenesten  Ausbildung  —  namendicb  mit  der  Ausdehnung 
der  Stenerpflicht  anf  die  directe  Linie,  selbst  die  Kinder,  s.  u.  §.  185 
— ,  die  Giut]d.steuer,  dw  Immobilienabgabe,  die  Stempel  und  Ge- 
ricbtdkosten ,  anch  die  mancherlei  den  Geschäftsgewinn  und  die 
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Rente  des  gewerblichen  Kapitals  schmälernden  Abs:aben  und  Ge- 
btlhren  von  Handels-  und  SchiffrahrtRcinrirhtniijren.  Alle  diese 
Übrigen  bteuern  und  Abgaben  lühren  mit  der  jetzt  in  den  Sätzen 
erhöhten  Einkommenstener  noch  nicht  zu  einer  angemessenen  Extra- 
besteuerung der  mercantilen  n,  B.  w.  Bernfseiakommen  nach  dem 
oben  S.  590  Bemerkten,  aber  auch  noch  nicht  za  der  mit  Recht 
heute  too  der  Theorie  Dod  rationellen  Praxis  allgemein  geforderten 
higheren  Besteuerung  des  fnndirten  Kinkommens  als  solchen.  Aneli 
die  Gmndstener  nnd  die  Immobilienabgahe  treffen  nnr  jgewisse  Ver- 
mögensobjeete  nnd  die  Erbsofanftsstener,  selbst  bei  Mitbestenerong 
der  Kinder,  wie  nach  der  neuesten  Hambarger  Gesetzgebung,  bildet^ 
ganz  abgesehen  von  den  störenden  Einwirkungen  der  Zufälligkeiten 
im  Erbgang,  bei  ihren  niedrigen  Sätzen  keine  ansretchende  Ver- 
mögensbesteuciung  und  insofern  keine  genügende  Besteuerung  des 
fnndirten  Einkommens,  was  bei  dieser  Steuer  zu  leicht  Übersehen 
wird  (§.  185).  Gegen  früher  fehlen  zwar  in  Hamburg  die  eigeueu 
V'erhrauchssteuern ,  welche  im  phemaligen  Accisesystem ,  auch  in 
nicht  befriedigender  Weise  fs.  u.  im  nächsten  l'nrajxraph),  bestanden 
aber  die  Zölle  und  indirecten  Verbrauchssteuern  des  Kelches  belasten 
wohl  gerade  nach  üambarger  Coosamverhältnissen  die  Masse  des 
Mittelstands  nnd  der  unteren  Classen  erheblich.  Die  Grundsteuer 
auf  Gebäude  und  die  Immobilienabgabe  werden  in  Folge  von  lieber- 
wälzungsvorgängen  unter  Umständen  wohl  ebenfalls  von  diesen 
Kreisen  der  Beyi)lkemng  mit  getragen,  von  Stempelsteuern  gilt 
Aehnliches. 

Erwägt  man  das  Alles,  so  ersehernt  gerade  in  Hamburg 

eine  Fortbildung  der  directcn  IS  t euer n  geboten,  tbeils 
zu  dem  oben  schou  erwiiliuton  Zweck  und  in  der  Richtung,  die 
Kosten  der  Handels-  und  Schifffahrtscinrichtungen ,  dem  Frincip 
der  BesteueniniT  ..nach  dem  luteresse"  (nach  Leistung  und  Gegen- 
Icistniig)  gemäss  imm  Ii  mehr,  als  es  durch  die  (iebühren  und  Ab- 
gaben dieser  Eiurichtun^^en  sclion  geschieht,  den  unmittelbaren 
Interessenten  aufzulegen ;  theils  zu  dem  Zweck  und  in  der  Richtnog, 
das  grössere  Einkommen  noch  stärker  als  in  den  jetzigen  Sätzen 
der  Einkommensteuer  zu  belegen  und  das  fuodirte  Einkommen 
allgemein  noch  einer  angemessenen  Extrasteuer  neben  der  gew<}hn- 
lichen  Einkommensteuer  zu  unterziehen,  beides  den  richtigen  Conae- 
^Uenzen  des  Prinoips  der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit 
gemäss. 
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Die  höhere  Besteuerung  des  mercantilen  u.  dgl.  Berufsein- 
kommens  uod  des  lundirteo  Einkommens  Überhaupt  könnte  durch 
Einl'Uhruog  einer  Gewerbe-  und  einer  Kapitalrentensteoer^ 
als  eigene  £rtrags8teuem  und  alleutalls  auch  in  Form  von  Za> 
Schlägen  zu  den  betreffenden  Einkommentheilen  im  Bahnen  der 
EtnkommeDStener  erfolgen.  I>ie  höhere  Besteuerung  der  grossen 
Einkommen  fände  am  Einfachsten  darch  weitere  Steigemng  des 
Stenerfnsses  der  Einkommensteuer  statt,  wobei  immer  daran  an 
denken  ist,  dass  ja  diese  Stener  in  Hamburg  Staats-  nnd  Gemeiode- 
etnkommensteaer  zugleich  ist  nnd  anch  die  höheren  Sätze  des 
Gesetzes  von  1895  für  grosse  Einkommen  noch  mehr  oder  weniger 
erheblieh  hinter  denen  in  Prenssen  nnd  anderen  deutschen  Staaten 
zurückbleiben,  wenn  man  hier  Staats-  und  Gemeindesteuer  zusammen- 
rechnet (6.  599).  Die  höhere  licsteuerun^^  des  mercantilen,  über- 
haupt des  «:ewerhlichen  und  Kapitaleinkomuieus  und  schliesslich 
alles  fuudirten  würde  al)er  doch  wohl  auch  in  Hamburp:  am 
Passendsten  in  Form  einer  eigenen  Vermögenssteuer  als  einer 
zweiten  grossen  directen  Pe  r s o  n  a  1  s t e  u  e  r  erfolgen.  Die 
Erbschaftssteuer  fungirt  als  Ersatz  dieser  Steuer  doch  luaogel- 
hafter  (§.  185). 

Es  war  daher  ganz  richtig  gewesen,  dass  der  Hamburger  Senat 
bei  der  Beform  der  Personalsteoem  in  den  1860er  JabreUi  ohnehin 
der  bisherigen  Tradition  gemäss,  neben  der  nenen  Einkommenstener 
eine  nene  Vermögensstener,  von  dem  Vermögen  Uber  20.000  H.  B. 
hinaus,  geplant  hatte.  Diese  Stener  ist  damals  von  der  Bürger- 
schaft nicht  angenommen  worden.  Blicksichten  anf  die  kauf- 
männischen Erwerbs-  und  Greditverhältnisse  hatten,  ohne  ausreichen- 
den Grand,  mit  zu  dieser  Ablehnung  geführt  Eine  Wiederaufnahme 
dieses  Pinns  möchte  das  Richtige  sein,  —  anch  trotz  nnd  neben 
der  uuuleiweile  erfolgten  Keform  der  Erbschaftssteuer,  wie  sich 
aus  dem  Folgenden  mit  ergiebt. 

g.  185.  D  i  e  K  r  b  s  c  Ii  a  1 1  s  s  t  c  u  e  r.  Die  neueste  Reform 
dieser  Steuer^  deren  Hauptpunct  nelien  Erhöhung  einiger  Sätze,  die 
Ausdehnung  der  Stcuerpfiicht  auf  DescendenteU} 
auch  auf  Kinder  ist,  hat  deswegen  eine  allgemeinere  Bedeutung, 
weil  sie  speciell  fiscal ischen  Gründen,  um  finanziellen  Mehr, 
bedarf  mit  decken  zu  helfen,  femer  stenerpolitischen  Grttnden 
entsprungen  ist,  sodann  weil  durch  diese  Stener,  namentlich  in  dem 
praetiseh  wichtigsten  Falte  der  Mitbesteuerung  der  Rinder  (und 
Enkel),  eine  solche  die  Einkommensteuer  ergänzende  Stener  mit 
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Termögftnssteaerartiger  Wirkung,  daher  als  ein  passendes 
Mittel  ZOT  Besteucniiig  des  f  a  n  d  i  r  t  e  n  Einkonunens,  in  das  Steuer- 
system eingemhrt  worden  ist.  Die  Aasdehnniig  der  Steoerpflieht 
auf  DeseeDdenten,  speciell  Kinder»  ist  eine  -Nenemng  von  all- 
gemeinster BedentoDg  in  DentscUaad,  wo  diese  Stenerpfliebt  biaher 
nur  im  Beiefaslaade  in  Folge  der  franaSsisoben  (Jesetsgebang  be- 
standen batte  (o.  §.  120).  Eine  gleiohe  Haassi^gel  ist  in  Ltlbeek 
erfolgt  (§.  198).  Es  Torlobnt  daher,  diese  Hamburger  Reform  Dach 
diesen  yersebiedeneD  Seiten  an  wttrdigen. 

Die  Hamburger  Erbschaftssteuer  beruhte  bisher  auf  älteren 
BeslimmuD^en,  bis  1771  zurück,  und  zuletzt  auf  einer  Verordnung 
mit  Tarif  von  1851.  Sie  trat,  wie  in  Deutschland  tiblich,  die  Seiten- 
linie und  nicht  verwandte  Erben,  aber  seit  lööl  auch  bereits  die 
Ascendenteii  mit  dem  relativ  hoben  Satze  von  2V9  **/o  "nd  hatte 
tlberbaupt  bereits  ziemlich  hohe  S  itze  (seit  1851  5,  7\/.  und  10 
so  dass  auch  ihr  Ertrag  für  deutsche  Verhältnisse,  treiiich  in  der 
wohlhabenden  Stadt ,  ein  relativ  hoher  war  (aoietzt  etwa  1  Mill. 
Mark  jährlieh). 

S.  die  BegTündunp:  zn  dem  Gesetzentwarf  ron  1893,  dor  zu  der  neuen  Ver- 
otdniiDg  Ton  1894  führte,  im  Fin.arcb.  B.  16,  S.  375  fi*.  1771  waren  nnr  Seitearec^ 
wandte  Uber  den  3.  Grad  Unaos  und  Hiehtfenrandte  mit  5  %  besteaert  wordco,  1807 
Seitenrerwandte  Ober  den  2.  hinaus  bis  zum  4.  Grad  mit  5,  andere  and  Nichtrerwandt«- 
mit  7V«  1830  aach  Seitenrerwaudte  2.  Grads  mit  27,  Va*  1851  (Verordnnng  vom 
24.  Dec)  Äscendenten  mit  7«.  2-  ^  8-  Sdtflogvad  mit  5,  4.  mit  7*/,,  weitet« 
Verwandte  und  Nicht  verwandte  mit  10  "/o-  8.  auch  die  Tabelle  der  Sätze  im  Fin.arch. 
B.  2,  S.  886  mit  SpecialitSten.)  Statistik  im  hambnrjfisclien  sfatistisclien  Handbuch, 
4.  Aufgabe.  1891,  b.  316.  Versteuerees  Vermögen  in  1890  zu  l'/a7o  f>47.000,  zvk 
5  */.  9^70.000,  an  7'/«  %  914.000,  ni  10  V«  4.211.000,  snsammea  1&84&000  M. 

Die  Reform  von  1894/98  ist  unmittelbar  durch  die  erschwerte 
Finanzlage  von  1893  veranlasst  worden,  welche  aach  zu  den  Ein- 
konimensteuerziischlägen  für  1893  und  lb94  und  zur  Retorm  der 
Einkoninieii Steuer  in  1895  geführt  hat.  Man  erwartete  einen  er- 
höhten Ertrag  um  c.  1  Mill.  Mark,  der  auch  erreicht  wurden  ist. 
Dabei  aber  wollte  man  gerade  durch  Äasdehnnng  der  Erbschails- 
stener  auf  die  Kinder  und  sonstigen  Descendeoten  in  der  Erb- 
scbaHtssteuer  eine  Art  VermOgeDSBteaer  erlaDgeD,  welche  den  Ham- 
burger Bedenken  gegen  eine  eigentliche  Vennögensstener  wegen 
der  miflstieben  Rflckwirknng  einer  solchen  auf  die  kanfmlnnlBcben 
Credit"  nnd  Erwerbsverhftltnisse  nicht  ansgesetzt  sei,  und  doch 
stenerpolitisch  Übnlich  wie  eine  YermOgenesteDer  fnngire  and  die 
Einkommenstener  nach  dieser  Richtung  passend  ersetze.  Es  ist 
beaebtenswerth,  dass  dabei  das  Bedenken»  das  in  Dentsebland  ge- 
wöhnlich gegen  Besteuerung  der  directen  Linie,  vollends  der  Kinder 
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erhoben  wird,  and  noeh  neuerdings  wieder  in  Prenssen,  Sachsen 
(o.  §.  89)  diese  Ansdehnnng  der  Erbsehaftsstener  zn  Fall  gebraeht 
hat,  nendich  4ie  Btteksiebt  anf  den  FamüienTerband  nnd  anf  die 
bebanptetennaassen  in  Dentsehland  im  Volksgemfitb  dieser  Erb- 
sehaftsstener fllr  die  direete  Linie,  znmal  die  Descendenten  vor- 
handene unbedingte  Äblehnnng,  —  zwar  anob  hervortrat,  aber 
nicht  darcbdraog.  Man  hat  im  Gegentheil  die  allgemeine  Erb- 
schaftssteuer principiell  gerechtfertigt  nnd  selbbt  den  staatlichen 
Anspruch  auf  Erbschaftssteuer  als  ein  PÜichttheiUrecht  des  Staats 
cbaracterisirt. 

Also  «M  6S  einzelne  Theoretütef«  oinifenDMasen  auch  ich  selbst  gethan  (Pin.  II, 

§  23:^\  w»s  von  anderer  Seite  so  anpeg:rifrcn  worden  ist  ichM  Wie  es  aoch  in  Eng- 
läuü  beuens  de^s  Miniäters  Harcourt  geschebea  ist  iEt^äozuagsbeft  zu  Th.  III  der  Fin. 
S.  28).  S.  BegTündQDg  im  Fio.arch.  a.  a.  0.  S.  377  ff. ,  AaaseliDSsbencht  S.  88$. 
Van  legte  dabei  allerdings  Gewicht  daianf.  dass  die  Erb^  hiftssteuer  der  Kinder  „nur 
&kt  den  Fall  eintritt,  dass  das  eheliche  Sammelgut  zur  Tbeilung  gelangt  Solang«  der 
Ysler  oder  die  Hottet  lebt  vod  nach  Hamburger  Braach  mit  den  Kiodem  in  nu* 
getheiltem  Gute  sitzen  bleibt,  ist  von  Besteuerung  keine  Rede.  Erst  beim  Tode  dos 
Längstlcbenden  der  Eltern  oder  bei  eint-r  Abtheiluntr  der  Kinder  ho!1  dit>  StPtierpflicht 
eintreteu".  In  deiu  zu  Stande  gekommenen  Gesetz  i,\  erorduuug  vom  y.  Mai  lö94 
uDd  Gesetz  rom  19.  Dec.  1898)  ist  indeflaen  der  Steuersats  TOD  2  %,  den  der  Entvotf 
für  Kinder  plante,  auf  1  %  herabgesetzt,  —  womit  die  vermögen^stcuer  irtige  Function 
der  Erbschaftssteuer  zur  höheren  Besteuerung  des  fondirten  Einkommens  allerdio|^ 
vceeatUcb  beaelnantt  vorden  ist  (s.  u.).  Andere  Daecendeiiton,  die  ?<m  Aseeadeaten 
erben,  zahlen  3  ^/o  (was  mir  unter  ümst&nden  gegen  1  Kindern  zu  hoch  und 

hart  erscheint).  Aber  „die  Steuerpflicbt  der  Descendenten  tritt  (nur)  ein,  wenn  und 
MWdt  ihnen  Vermögen  durch  Tod  oder  Abtheilung  des  Überlebenden  Gatten  zu- 
fclMUlt."  8  zahlen  auch  Ascendenten.  welche  von  ihren  Descendenten  erben, 
fegen  2V«  */o  früher.  Dagegen  ist  die  Absicht  des  "Entwurfs,  au(  h  E  h  > <r t  >  n  Vci 
£rbe  unter  einander  mit  3  7o  belegen,  nicht  durchgedrungen,  woraul  gewi^^e 
apedfisch  Hamburger  VerhlllniMo  mit  hinwirkten  (F!n.arch.  a.  a.  0.  8.  878  (F.):  „ehe- 
leibliche  Männer  und  Frauen  unter  einander  sind  frei."  Die  weiteren  Steuersätze 
ftr  verschiedene  Kategoiieea  ?ou  Erben  nnd  Legataren  sind  jetzt  4,  ti,  6  und  10  ^/q. 
Einem  Bedenlen  bei  Erbicliafbstenem.  dass  nenulch  die  sofortige  Zahlung  Schwierig- 
keiten macht,  ist  dadurch  abzuhelfen  gOBDcht,  dase  im  Gesetze  selbst  die  Behörde 
ermftchtigt  wird,  für  Zahlung^  der  Steuer  nneeme«5sene  Fristen  zu  stellen,  wenn  die 
sofortige  Zahlung  nicht  zu  ermöglicbeu  ibi  oder  erhebliche  Uarteu  mit  sich  bringt. 

Far  die  Erfaeehaften  in  der  dlrecten  Linie  sind  aber  auch  noch  Befreiungen 
verfügt  vocden.  Kinder  als  Erben  änd  frei  für  den  Hausrath  (UObc^,  Kleidnng, 

WSscbe.  mit  weiteren  Specialisimngen .  Nr.  II  unter  B),  ferner  die  ganze  direrte 
Linie,  auch  die  Aäceudeuteu,  ist  frei  fUr  den  Anfall  (au  den  Eiuteinen)  bis 
oOOOM..  minderjährige  und  erwerbsunfähige  Kinder  bis  10.000  M.,  ohne  Einrechnnng 
f^''^  olwiehin  steuerfreien  Ilausraths  in  diese  Summe  Viei  Kindern  und  mit  der  «-oiterfn 
Bestimmung,  dass  für  den  Anfall  Uber  öUUU  M.  die  Steuer  nur  aus  dem  diese  ISumme 
ftbmeigenden  Betrag  zo  zahlen  ist  (II,  C).  Somit  sind  in  der  directen  Linie  im  EITect 
aar  die  höheren  Er bächaftsan fälle  steuerpflichtig.  Allgemein  frei  sind 
sonst  nur  Beträge  bis  r)(jO  M.,  in  tlblicher  Weise  für  Personen  in  hStislirher  Gcnu'iu- 
sdiaft  bis  1000  M.,  aubücrdem  allgemein  frei  nach  beibehaltenem  alteren  Kccht  Eiu- 
Nhaften  und  VermIcbtnisAe ,  die  an  sogen,  piae  cansae  getzt  nnr  Hamburger)  fallen. 
(Blondere  Be^timmungen  fur  Vererbuns:  von  Renten  u.  dgl.  s.  unter  II,  (J..  auch  für 
Honorare  von  Testamentsvolistreckera  unter  III).  Es  hätte  nun  bei  dieser  Einrichtung 
]i9b«rer  Befrefnngm  für  Erbschaften  in  der  directen  Linie  nahe  gelegen,  nach  dem 
eaglibchen  "Vorgang  (Erg.beft  zu  B.  HI  der  Fin.  §.  S"i  und  naeh  dorn  fr.inzösiscben 
Plane  (eb.  §.  15)  auch  nach  der  Höhe  der  Er  bantheile  (and  Legate)  den 
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Stcaerfass  abzustafon.  ihn  luuftepüich  fUr  grOssero  BetrA^e  progressiv  zu  gestalten. 
Das  ibt  üicht  geschehen. 

Mit  der  Krt>srhafts.steoer  ist  wach  <'irit5  Soben  ku  n  irsstoo er  verbunden,  llielit 
T5iir.  wie  üblich,  für  Schenkunpren  von  Tüdeswegen,  die  iu  der  Stcuerptlicht  den  Erb- 
^cliaftea  und  YuriD&chuii&scn  ganz  gieicbgcstcllt  sind,  soodero  aucli  für  Sckenkangen 
unter  Lebeodaii  in  nftber  »ngefreboneD  FtUleo  (IV  a — c).  nftaeatlfeb  für  die  im 
letzten  Jahn-  vor  dem  Tocfe  det.  Sclionkgebers  i-rfolgten,  wobtii  nur  Gclegoabeits- 
gesclienkc  in  gcbräuchiicher  Wciüe  frei  sind.  Für  weitere  Einzelheiten  des  Gesetzes, 
welche  gerade  wehren  der  AusdchnuDg  dor  Steaerpflieht  auf  die  directc  Linie  wichtig 
and  mehrfach  eigenthuflüich  «Ind.  mos«  auf  die  Gesetze  von  1894/96  selbst  verwieae» 
werden  (Anzeigepflicht  s.  a.  w.). 

Soweit  die  neue  Erbaeliafltssteiier,  besoDders  der  Kinder,  als 
VermOgensBteoer  zur  EigänzuDg  der  Eiokommensteiier  fongireo 
soll,  kommt  Alles  auf  die  Hohe  der  S&tze  an.  Bei  dem  angenom- 

menen  Satze  von  bloss  1  %  und  selbst  bei  dem  abgelehnten ,  ge- 
plant ^^ewesenen  von  2  %  ist  aber  doch  der  durchschnittlich  für 
ein  Mcüseiieualter  anzuncluiicude  Jahiessatz  dieser  Erbschaftssteuer 
so  niedrig,  dass  diese  Ergänznngsfunction  eine  sehr  bescheidene 
wird.  Auch  als  Zuschlag  l'Ur  giüsseres,  aus  V^erra^igen  herrUln eiidcs 
Einkommen  aut'i^efnsst  bedeutet  die  Erbschaltsstener  der  KiucliT 
nicht  viel.  Hier  wäre  iu  beiden  Fällen  et^vas  mehr  zu  erreichen, 
weon  man  den  Öteaerfuss  progressiv  gestaltet  hätte. 

1  "/o  T^rbsfliaff^stcuer  ist  bei  Annahme  einer  4  "/oi^-'^'"  ^^^^^^  des  Vermögens  25  */o 
von  dieser,  einer  8  ^oigen  (für  Haudcl^kapital  a.  s.  w.  doch  nicht  zo  hoch  gerechaot) 
ntir  12'/2  %  daron.  Das  raaclite,  bei  der  Annabme,  daie  die  Zahlung  dieser  Steuer 
alle  MeDSchenaher  (83V,  J^hrc)  im  Durchscbnitt  einnal  za  erfok'en  hat,  j&hiüdi 
doch  nur  einen  Zuschlag  zur  Eitikotnmeastener  von  etwa  */*  öder  Vs  %  •'^"^  >  twas 
woniger  noch,  wenn  mau  die  Erbschafts>tcuer,  w  ohi  mitliecht,  als  eine  Posta uuic raiido- 
Eiiikommensteoer  aoffasste.  Die  ja  auch  zu  oiedrige  prenssiscbe  VennOgensstener  von 
^  ,  Promille  betragt  bei  einer  4-  uod  8  Voigen  Beute,  als  Einkommenstever  aoQe«&S8t, 
doch  immerhin  1*/,  und  2',g*/«* 

Es  ergiebt  sich  hieraus  doch  wohl,  dass  die  Hamburger  Ein* 
kommenstener  noch  einer  weiteren  Ergänzuog  oder  einer  weiteren 
Fortbildung  bedarf,  wenn  das  ganze  Steuersystem  richtigen  prin- 
cipiellen  Anforderongen  der  Steuerpolitik  entsprechen  soU. 

§.  186.    Die  Verkehrs-  uud  liaudelssteuern. 

In  Rctre({  ihrer  kann  cin-^  ktir?-!  re  tebcrsicht  hier  genügen.  Nur  was  bei  den 
einzelnen  Steuern  specifisch  ci;;cutbuujiich  war  uud  ist,  soll  hier  herrorgehobcn  werden. 
Daher  wird  im  Folgenden  auf  Stempel  und  (serichtskosien ,  trotz  einzoloer  beaehtens- 
wertber  Paucte  bei  jenen,  nicht  näher  eingegangen. 

Die  sogen.  Immobilienabgabe  steht  in  Hamburg,  wie  in 
einzelnen  anderen  deutseheu  Gesetzgebnugen  nicht  in  dem  Stempel- 
Bteuerwesen,  in  dem  sie  soust  gewöhnlich  enthalten  ist,  sondern  ist 
apart  entwickelt  worden.  Sie  beträgt  2  ^/q. 

Sie  stammt  aocb  schon  aus  dem  18.  Jahrhundert  (1776)  uud  war  zoletzt  1857 

durch  Verordnung  freron-i  lt  worden  J  t/t  beruht  sie  auf  dem  (icsetz  Tom  1.  Mirz 
18^2.  Sic  betriüt  EigcuthumsverändcruagcQ  an  (irundstüc^,  im  Kormalsatz  ron  2  % 
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vou  der  Kaof-  oder  Uebernabmesumme.  wobei  jede  Partei  die  U&tfte  zo  tragen  hat, 
M  TMSchf^eecb&fteD  ist  sie  far  jedes  der  beideu  Grundstöcke,  daher  von  jeder  Part« 
loU  an  tablen  (§.  2,  8).  Bei  EiKeoihumsändcrang  in  Foltre  Schenkung.  Erbesein- 
setzuu)?.  VerinAotitiiiss  oder  sonätigcr  Lil)eralitrit.  iii^b>iäondere  auch  «renn  Eitern 
während  Lebzeiten  ihre  (irundätuckc  an  ihre  Kinder  ubunragen .  ist  sie  1  "/q  für  den 
Erwerber  4).  Mcht  erhoben  wird  sie  bei  Deberfaag  oder  Umschreibong  eines 
Gmndstückä  vom  Erblaj^ser  an  dir-  Wittwe  und  die  sämmtlichen  Kinder  oder  dit' 
ä&miiitiichen  Intestaterben  oder  den  alleinigen  Intestaterben«  auch  wenn  Erwerb  im 
einzelnen  Fall  auf  letztwilliger  Verfllgnng  beraht  Nach  dem  nenen  Erbechaftasteoer- 
gesctz  wird  die  bezahlte  Imiftobilienabirahc  von  1  %  im  Fall  von  gewissen  Schenkungen 
oder  Zuwendungen  (Nr.  IV  nnd  V  der  Erbschnftssteuerverordniniir)  auf  die  Erbsrhaffs- 
steuer  angerechnet  (eb.  Nr.  V  ,  ai.  Besonders  geregelt  sind  Lebergaoge  von  Gruud- 
BHIeken  in  Fallen  bei  otTenen  HandebgeeeHsehaften  (§.  7  des  (ieset/es  ?on  1882).  Bei 
Expropriafionori  ist  keini;  AbeiUv.  'u  «tblen.  Der  Ertrai;  schwankt  natilrltrh  nach 
den  Gonjuncturcn  stark.  Hoch  war  er  besonders  in  der  Specuiationszeit  1871  11'. 
(1875  9080.000  M.).  sank  dann  aber  erheblkh  (1879  992.000  M.)  und 'stieg  dann 
seit  1885-89  wieder  stark  (IH8JI  8.017.000  M.,  .statistisches  Handbuch  4.  Aufl..  S.  315). 
Jetzt  steht  er  im  Etat  mit  1.5  Mill.  Mark,  immerhin  fast  so  hoch  als  der  Gericht»- 
k(»ten-  und  mit  beinahe  ^    des  Stempelertrags. 

Der  Stempel  ist  wesentlich  Urkunden-  uud  Werthstempel 
von  Rechtsgescliiiften,  be.soiKicr.s  von  VerKicheningen ,  dann  sogen. 
Blattstempel  von  einigen  Verträgen  ohne  hcbtiiunite  rJeldwerthsumme, 
aacb  von  Schriften,  Eingaben,  Vollmachten,  endlich  Gebühren- 
Stempel  von  Behörden  nnd  Gerichten,  auf  Grund  der  oben  583 
genannten  Gesetze,  besonders  des  vom  5.  Mai  187f;,  mit  verschiede 
Den  Verkehrserleichterangen  neuerdings,  im  üebrigen  ist  er  natOf- 
lieb  als  Landeastempel  dnreh  die  ReichsgeBetzgebnng  eingeschränkt 
worden.  Die  Abgaben  im  Gerichts kostenwesen  schliessen 
sieh  zum  Tbeil  als  gebfibrenartige  dem  Stempelwesen  an.  Es  sei 
hier  ffHr  Weiteres  anf  die  Gesetze  selbst  verwiesen. 

Die  Hftlfte  des  Ertrasrs  kommt  ron  Vereicherun^^cn,  181H)  von  Seefersleherun fi^en 
4«7.(M>0,  Feuer-  and  Lebensversiclicrunffcu  308.000.  Kauf-,  Bau-  und  Mlethrerträffen 
2S.''i/MKt,  Test.tm«rits-  uud  Erbschaftsabrechnun^ren  70.O0O.  (iübuhreusr»*rnp'!  roti  He- 
hordt-n  und  (ienchten  384. orX).  üouätigcn  Stempeln  17^^.000,  zut^ioen  1.7IH.iou  M. 
(Haodboch  4.  Aoszabe.  S.  8H>). 

öntfr  den  fruhcren  Ah^iyn  n  ^-'i  nor]\  di,'  T  n  ^  i' r  n  t  n  s  t  tMi  r  erwähnt,  die 
durch  Verordnung;  fout  27.  Juni  l^lU  eintrat,  ai>  Ersatii  dcü  aufgehobenen  Zeitungs- 
•teupels.  Sie  traf  Zeltnnirsiuserate  (Annoncen)  mit  i^enanerer  fiezeichnonsr  der  nicht 
darunter  fallenden  Artikel  u.  s.  w..  nach  dem  Satz  von  *  ^  Schillinj;  Courant  fUr 
50  Buchstaben  oder  wcniRer,  mit  AbwoichuTiiren  t'ir  nn  li^ri-  Zeilen  (Hotit-,  l&nirorcX 
Erböhong  schon  18Ö0.  Dor  Ertrag  war  nach  Etat  lur  lb74  159.000  M.  Mit  Ein- 
tritt den  ReicbipNMgesetzefi  ontfieHsie  Mitte  1874.  Auch  in  Bremen  hat  sie  frOher 
bestanden. 

Die  Declaration  sab  gäbe  ist  snm  Tbeil  die  Nachfolgerin 
des  ehemaligen  Zolls,  freilich  nicht  nar  in  viel  niedrigerem  Satze, 
sondern  aneh  anderen  finanzpolitischen  Characters.  Der  Zoll» 
frtther  allgemeiner  £tn-  nnd  Ansfnhr-Waarenzoll  vom  See^  nnd 
Landverkehr,  seit  1856  nnr  Einfuhrzoll,  anch  mit  vielen  Befreinngen, 
in  der  Form  eines  raässif^cn,  allmUli^  noch  weiter  herabgesetzten 
WerthzoUsy  hat  vielerlei  Aul'echtungcu  aus  deui  htaudpunct  des 
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Verkehrsinteresses  gerade  des  Hambarger  Platzes  erfahren  ^  aber  er 

ist  doch,  beschränkt  und  crmäüsigt,  bis  1874  beibehalten  worden, 
als  wichtige  Eiunahmequelle  und  al»  gerechtfertigte  Gegenleistuug 
des  IhiiidelB  für  die  vielen  Verwendungen  des  Gemeinwesens  im 
Handeis-  und  Schifftahrtsinteresse. 

Ifach  der  fr« n^Asi sehen  Zeit  erfolgte  eine  Zn«atnm»^n;'i<"hung  der  ehemaligen  rer- 
ächiedcfieo  Zölle  im  Jabrc  1814  zq  einem  Sce-Ein-  und  Aubfubrzoü  von  IVe ''/o  Cru 
vom  Bancowerth  (oaeb  Hamburger  Börsenpreisen)  und  einem  Laiid-Ein-  and  Aii»fahr- 
zoll  von  '/.j  "  Am  mci'^ten  Anfcrhtnnir  fand  iinTn  -r  der  Aosfohrzo]!  an  sich  und 
die  Höbe  des  Einfuhrzolis.  Lmerer  wurde  ^cbon  Ib'Sii  aaf  '/^  'Va*  letzterer  1830  aof 
Vs  7o  «nntadlt  Hii  der  grossen  Steigerong  des  Verkebis,  beeoiilen  Mit  den  1840ar 
Jabren,  stieg  der  Ertrag  aber  immer  wieder  bald.  Nocb  in  der  Zollordnang  von  1851 
sind  die  genannten  Zollsätze  enthalten.  18oC  wurde  aber  dann  der  Ausfubrzoll  ganz 
aui'gehübcü  (was  unliebsame  Folgen  auch  für  die  treffliche  Hamburger  Haüdels»- 
•tatiitili  hatte,  der  so  das  Material  für  die  Werthstatistik  der  Ausfuhr  entzogen  wurde); 
zuplei  -h  pnttiel  der  Schiffszoll  (Tonnengeld)  für  ffewisse  riussschiüe.  Die  reridirto 
Zoliorciuuiig  rom  22.  Dec.  1856  bestimmt  den  Einfuhrzoll  für  alle  einkommendea 
Waaien,  aber  mit  Prettassonf  wichtiger  Kategorieen  (rersebiedeBe  RebstolTe,  Getreide 
u.  8.  w.)  jetzt  auf  '  "/o  Baiico  vom  Bancowerth  (also  etwas  höher  als  bislu-r,  wo  der 
»Satz  Courant  von  Banco  war,  d.h.  0 — 0.4  %  Banco  vom  Bancowerth).  Transit- 

{;utcr.  für  die  »choo  bisher  besondere  Bestimmungen  gegolten .  waren  für  3  Monate 
tng  frei  von  Zell,  zahlten  aber  dann  fur  Verlängemilg  der  Anerkennung  als  Transito- 
gut  '  Banco  von  Banco.  Durch  Vcrordnanpr  vom  28.  Dlc  IHm  wurden  diese 
Satze  von  \^  anf  V4  Vs        Vi«  7o  herabgeseut.    Am  1.  April  1874  isc 

dann  der  Zoll  flberbupt  gefallea  ind  trat  die  DedentioiisebKAbe  aa  seiae  SteUe 
(Verordaniigr  rem  17.  Hirz  1874).  Der  ZoUertn;  war  1879  noch  1.074.000  M. 

Die  Declarationsabgabe  i^t  viel  massiger  als  der  Zoll, 
aber  wieder  auf  die  Ausfuhr  ausgedehnt. 

Sic  ^1  -roht  anf  dem  Gesetz  vom  27.  März  1874,  betr.  die  Deelarationen  für  die 
Handels-  und  SchitiTahstsstattstik,  betrug  danach  aar  I  Promille  von  dem  Werth  der 
Einltabr  las  Preibafengelriet.  mit  Befreiongen  für  wichtige  Gdterarten  and  lllr  all« 

Durchfuhrguter.  Der  Krtraj?  ersab  zuerst  etwa  di«;  Hälfte  des  bi5herig:en  Zolls.  n\»^r 
Ys  Mill.  Mark.  Beim  Eintritt  Hambargs  in  den  Zollverein  wurde  sie  gesetzlich  um- 
geftndert  (12.  Oct.  1888).  Danach  sind  Waaren.  die  über  die  Grenze  des  Kreihafen- 
gebiets  von  See  ein-  und  nach  See  a  1  _ 'hen  (mit  Ausnahmen)  zu  declariren  und 
haben  eine  Abgabe  vom  Werth  bei  der  Einfuhr  von  1  Promille,  bei  der  Ausfuhr  von 
'/„  Promille  zu  tragen.  Der  Ertrag  steht  jeut  im  Etat  mit  38U.00U~'8iKi.(KK)  M. 
jUirlich. 

Die  eigentliche,  wesentlich  gebtlhrenartige  Abgabe  vom 
Sees chifffahrts verkehr  ist  das  Tonnengeld,  das  jetzt 
im  £rtrage  eine  erheblich  grossere  finanzielle  Bedeutung  als  die 
Deelarationsabgabe  hat,  etira  den  fflnffacben  Ertrag  der  lett> 
teren  giebt 

Es  war  früher  in  der  Zollordnang  mit  geregelt  'z.B.  Zollordniinfr  vom  29.  Dec. 
18.58,  g.  20  ff.).  Bis  1872  wurde  es  narh  Cominrr/Iasfon  (HOOG  Pfd.)  erhoben,  mit 
8  Schilling  Couraut  für  die  Last.  Dann  trat  die  Erhebung  nach  Kubikmeter  ein. 
Kacb  der  revidirten  Verordnang  rem  28.  Hirz  1881  war  das  Tonneogeld  fttr  an> 
kutnraend  c  SeeschifTc  vom  Kettoraiiinj:.  halt  10  Pf.  vom  Kubikmefer,  mit  ErmässigungcD 
für  gewisse  Schiile  mit  bestimmten  Ladungen  (besonders  Kohlen,  aber  auch  viele 
andere  Artikel)  und  für  Schiüc  unter  120  Kubikmeter  Baum  auf  5  Pf.  und  Freiheit 
für  BaUaatschifle.  Solclie,  die  in  BaHaat  eiagelien,  aber  mit  Ladanf  aiMi  sabllea  abea» 
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üdh  5  Pf.  Diese  i^^Uc  üiud  aber  1895  (Bekanatuaacbaug  vom  12.  JoK)  wf  12  and 
6  PI  erlittkt  «Mden.  Der  Ertnf  ist  fleit  1878  ron  0.4  auf  2  MUL  Mark  gesüegen. 

§.  187.  Die  ehemalige  Accise.  Die  Accise  Hamburgs 
war  frtther  in  der  Weise  sonstiger  städtischer  Accisen  eingerichtet, 
in  verschiedener  Form,  vornemlieh  als  Eingangnabgabe  (Thorsteuer), 
dann  auch  als  ProdoctioDssteuer  (bei  der  Brauerei),  als  Verkaufs- 
Steuer  (besonders  bei  SpiritnoBen  and  Wein),  als  directe  Consam- 
stener  (in  der  Weinstener  der  Privaten).  In  der  tranzösischen  Zeit 
trat  der  Octroi  ein,  an  dessen  8telle  die  „GonsnmtioDsaccise^^  in 
1815/16  neu  geregelt  worden  ist.  Diese  h«t  dann  manche  Ver- 
Sndeningen,  aneh  splUer  (1861  nnd  1865)  Besehr&nknngen  in  Being 
anf  die  Objeete,  Ausdehnungen  in  Bezug  auf  ihren  loealen  Geltungs- 
bereich erfahren.  Beim  Eintritt  Hamburgs  in  den  ZollFerein  1888 
ist  sie  beseitigt  worden. 

S.  far  die  Zeit  von  1815  besonders  die  Beiträf^e  zar  Statistik  Hamburgs  (1^54), 
Tabelle  8.  12  and  Text  dazu  S.  104  ffl,  mit  den  AeDdeningen  von  1815—58,  den 
Tarifen  von  1R16  nnd  1852,  Erläatemnffen  ond  Statistik.    Die  Grundlage  war  zaletzt 
dio  revidirte  AcciseTerordnung  vom  20.  Dec.  1861,  die  sich  an  frühere  Verordaungeii 
aoflishleis  wd  8i»lter  wieder  Aendernngen  erfkbfeD  hat  Die  Aoctee  feht  in  dM 
16.  Jahrhundert  zurück,  sie  bezog  sich  vor  (kr  franz'sischen  Zeit  auf  Gelränke  (Bier, 
Wein,  Branntwein),  Getreide,  Vieh,  zeitweilig  auch  auf  Brennmaterial  und  Salz.  Bis 
1861  liatte  sie  eine  grö!»ore  Reibe  von  Objecten  lunfant,  als  seitdem,  so  neben  den 
alcobolischeD  Getr&nken  anch  Mineral-,  Sodawaaier,  Braaselimonade ,  von  Nahrungs- 
mitteln Botter  und  alle  Arten  Käse,  dann  Brenn-  nnd  Baumaterialien,  anrh  Gas- 
llttssigkeit,  Sssig,  Kartoffelmehl,  Lichte,  Fett   In  der  Verordnaog  von  1861  wird  die 
Acdae  auf  Wein ,  Spirituosen,  Bier,  Getreide,  Hehl,  soweit  die  Einftibr  roa  Brot  Ten 
aoseerhalb  Oberhaopt  erlaubt  ist,  auch  auf  Brot,  lobende.s  Schlachtvieh,  Fleisch.  Ge- 
ÜDgel,  Wild,  Flosa-  und  Seefische,  UumAor,  Austern  beschränkt.  Die  Weinaccise 
traf  PrivatcoiMimieiiteii  ond  Seliankirirdie.  Sretere,  d.  k  eile  BSfger  und  Elnvohner, 
Bit  AiMaalune  derer,  welche  bis  200  M.  Coorant  Miethe  zahlen  und  frei  waren, 
worden  nar  h  ihrem  Consiim  besteuert.  Sic  tnossten  halbjähri«?  nach  bester  üeber- 
zeoguog  in  aintiichen  Formulareu  angeben,  was  sio  verbraucht  hatten,    lu  Zweifels- 
lUlen  konnte  die  Behörde  (Aeeisedeputation)  eidesstattliche  Bekräftigung  verlangen, 
wurde  diese  verweigert,  '^^n  hatte  die  Behörde  nach  billif^eiri  Ernu-ssen  den  Steuer- 
betrag  festzusetzen,  wogegen  keine  Beclamation  stattfand.   Die  Inhaber  7on  Schenk- 
looalitittan  xu  dgl.  Persenen  hatten  von  Wein  äe  Weinstener  halbjährig  nur  nach  Türen 
anf  Grand  gewissenhafter  Erwägungen  der  Behörde  zu  entrichten.  Die  Spirituosen- 
accise  traf  nnr  Schankwirthe ,  Detailhimdler,  Kleinverkaufer  idie  concessionspflichti)^ 
waren)  ebcalaila  nach  Taxen  der  Aeeisedeputation.    in  Betreti  des  einheimischen 
Biers  war  die  Branerei  selbst  steuerpflichtig,  für  jeden  anzumeldenden  „Brau" 
waren  60  M.  Courant  „Orlofsjfebohn^n"  zu  zahlen,  die  au  h  !m  i  Aasfuhr  des  Biers 
nicht  rttckrergtitet  wurden.   Kinfuhi  von  geschrotenem  il^li  war  gänzlich  verlöten. 
Die  Steuer  ron  Getreide  nnd  Malz  traf  als  Mahlstener  alles  Prodaet  velohes 
auf  den  HUhlen  vermählen  werden  sollte,  nur  das  zur  Bier-  und  Essij^brauerei  und 
Branntweinbrennerei   bestimmte   war   frei.     Mehl  selbst   unterlag  aui>scrdeai  der 
iaagangsaccise.    Brot,  Kuchen,  Backwerk  durfte  in  dem  Accisebezirk  nur  gegen 
AedMOnhlung  in  Jahrmarktszeiten  eingebracht  weiden,  auch  von  der  Vorstadt  St  Georg, 
die  zum  Accisi  bewirk  gehörte,  nur  dann,  aber  ohne  Accisepflicht.    Bloss  Roggen- 
brot war  noch  sonst  einzubringen  erlaubt,  doch  nur  in  einzelnen  Laiben  von  ein- 
adnen  Penenen  gegen  Acdseahlinif ,  also  nicht  geirerbsBlssif  ron  Bicken,  snm 
Schutze  der  Gerechtsame  der  innenstädtischi'n  Bficker.    Von  lebendem  Schlacht- 
vieh wurden  Ochsen,  Kühe,  junge  Kühe,  Schweine  nach  dem  Fleischgewicht,  als 
welche  nach  einem  gesetzlichen  Satz  eine  Quote  des  Brottogewichts  galt  (56  ^j^  bei 
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Schweinen,  75%  bei  deiu  aiidereu  Vieli),  Kulber,  Ilamuiel,  Schafe,  Spaijfcriei.  L.4uimer 
nach  dem  Stück  vc^^tea6n,  Der  AedMbezir|c  amfaNste  die  innere  Stadt  and  die  Vor- 
stadt St.  Georg.  Tarifsätze  waren  von  1861  an:  Wein  1  Scbill.  (■/4  Spr.i  für  die 
..QaartierboQieiile"  bei  Privaten  ond  beim  Scbankwirth,  also  ohne  Dnterschied  nach 
di4wen  Gcmsamaften  und  nach  Qoalftlt  oder  Wetdi;  Branutvein  «Her  Art  bda 
Schankwirth  und  Detaillisten,  ebenso  iiJ  ::j  "  -eren  Partien  bei  der  Einfahr  1  Schill. 
fUr  die  Bouteille;  Bier  bei  der  Einfuhr  3  M.  Gotir.  für  100  Buuteillen;  Weizen 
zu  Mehl  der  Sack  bis  185  Pfd.  brotto  (auch  Graupen  der  Sack  bis  175  Pfd.)  2  M., 
Boggon^  Geräte,  Keis.  Mais,  Mnstiges  Getreide  der  Sack  bis  17.'»  Pfd.  1  M.  besondere 
Sitze  galten  für  Mengkorn  zu  Viebfuttcr.  eiritreführtes  Mcbl.  Grütze,  Koggenbrot  in 
euiz«loeü  Laiben  (bis  5  Pfd.  Ve  Schill.,  bis  10  Pfd.  1  Schill.).  Brot.  Hachen,  Back- 
werk hei  JahnDlrklen  nach  besonderem  Setz  (Seck  von  175  Pfd.  IV«  M.).  Ocheen, 
K«he.  jun^e  Kühe  /.nhlfi fiir  W)  Pfd.  Nottofleteolllfewicht  M  Schill..  Schweine 
dgl.  1  M.  10  Sch.,  Kälber  bis  70  Pfd.  das  StQek  a  M.,  Uammei.  Sohafe  12  Schills 
Spanferkel,  Lämmer  bis  20  Pfd.  1  M.  12  Schill.  VeneUedeiie  Sloe  Air  Tenohiedene 
Kategorieen  Hühner.  Wild.  Flussfische.  Krebse,  Seefische,  Hmimern.  Austern  (100  Stock 
4  Schill).  Da,  abgesehen  von  in  der  Stadt  i^ebrautem  Bier,  nur  der  inncnsiadtische 
Verbrauch  steuerpflichtig  wur.  t>ebtaüd  auch  ein  Tarif  der  RUckaccise,  *.  B.  für 
feines  Weizenmehl  1  Ve  M.  Coar.  für  100  Pfd.  Mit  der  Acdae  «lud  das  Vegogdd 
ÜBir  Schlachtvieh  und  Baom^cld  frir  FIussschifTe  in  W-rhindtmc. 

Uacb  Eiofttbroof  der  Uewerbefrcihcit  und  Ablösung  der  KealgerecbtigkeUtui 
der  BIcker,  Seblicliter  und  einer  Anzahl  anf  Grandstttoke  ladieirten  BrangereelitniBe 
traten  ErmSssiKungen  der  S&tze  und  Befreiungen  einiger  weiterer  Objecte  ein.  Der 
Steuerbezirk  ward  ansfredebnt.  nmfa!*9te  aber  St.  Pauli  nicht  Die  Wein-  und 
Spirituosenabgabe  bestand  jedooli  jetzt  im  ganzen  Freihafenirebiet.  (Acciseverorduoug 
Tom  88.  Jhe.  1864  mit  ?om  1.  l-ebr.  1^;ü5  an  giltigem  Tarif.)  In  dem  in  Beldie- 
Währung  fpstpospt^ten  späteren  Tarif  vom  80.  Dec.  1874  war  die  Ei  n  ean  gsst  euer 
von  Weizenmehl  ö"'.  M.  fttr  100  kg.,  Koggenmehl  VL  M.,  Weizenbrot  3  M.,  Koggeo- 
brot  IV«  Fleiseti  aller  Art  {auch  gertoebert.  gepökelt,  gesalzen),  Sdiinke«.  Speok, 
Wurste,  Zungen  für  100  kt,-.  3"',  M.,  Ochsen.  Stiere,  Ktthe  n.  s.  w.  fiir  l"tt  kjr.  netto 

kg.  netto       lOo  kg.  brutto)  S"/*  M.,  Schweine  (Uber  12V»  kg.  breiio)  S'U 
^70  kgr.  netto       100  kg.  brotto).  Ferkel  bis  12V.  kg.  das  StUck  45  Pü,  KÜber  das 
Stttck  nach  (i.wichtsscala  180,  90,  45  Pf,  Hammel.  Schaff  aber  12Vf  kg.  90  Pf, 
darunter  45  Pf  das  Stock.  Wild  mit  verscbiedf^nen  Sätzen,  Bier  in  Gebinden  100  1. 

1  M.  35  Pf.,  in  Flascheo  100  Flaschen  1  M.  20  Pf.  Dazo  kam  die  Mahlstener 
fttr  alle  Getreidearten,  die  bo  Hehl.  Schrot,  Griea  innerbalb  des  ^«nevbeiiilDe  dnrdi 
»'ine  Mnhie  oder  Maschine  bearbeitet  werden,  bei  Weizen  und  Graopen  anf  100  kcr. 

2  M.  59  Pf.,  Koggen  und  anderes  Getreide,  auch  Keis  IM.  3  Pf ;  ferner  die  Brau- 
«teuer  bei  den  Brauereien,  fbr  Malz  nnd  eingeführtes  gesefantenee  Biersalz  für 
100kg.  1  M.  48  Pf.:  die  Wein-  und  Spirituosensteuer,  Wein  bei  Einwohnern 
Oetzt  mit  Uber  M.  Wohnungsmietho)  für  100  Flaschen  7"..  M.,  ton  allen  Schank- 
wirthen  ebenso,  Spirituosen  von  Schankwirthen.  Detaillisten  für  alle  Sorten  für  100  L 
8  H.  Pf.,  bei  Veikauf  nach  Flaschen  fitr  100  Flaschen  77.  M.  Dazu  kam  dmIi 
ein  Kiiitrittsjreld  (Art  Concessionsabgabe)  für  jeden  Scf  nnku  irdi  mit  30  M.  und  eine 
Schrei bf,'ebnhr  für  jeden  DetaüverkSnfer  von  Wein  und  .Sj  n iMiosen  von  2  M.  40  Pf. 

Diese  Einzelheiten  mögen  einmal  ein  genauere»  ßiid  von  einem 
solchen  Steuersystem  geben,  das  sich  in  einer  Stadt  wie  Hamborg 
solange  erhalten  konnte.  Abgesehen  von  yerkebrspolitischen  Be- 
denken wer  es  noch  besonders  bedenklich,  dass  der  Hanpttheil  des 
Ertrags  auf  Mehl  nnd  Brot^  dann  auf  Vieh  nnd  Fleiseb,  der  erheb- 
lich kleinere  auf  die  nnr  mit  massigen  Sitzen  belegten  Getiinke 
fiel.  Man  kann  wohl  sagen;  es  war  ein  Acoisesystem,  das,  anch 
wenn  man  diese  Verbranchsbestenernng,  snmal  in  StKdten,  im 
Ganzen  rechtfertigt,  nach  Objecten  nnd  Steuer sfttsen  dafür 
nicht  gebilligt  werden  kann. 
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Der  Srtng  tai  Gmzen  vtr  1874  1.526.000  Reichsmu'k  Aecise  and  xroiterc 
60.000  M.  Wein-  and  Spiritoosensteaer  ausserhalb  tJcs  Accisegebiets.  1887.  dem  letzten 
Jahre  des  vollen  Bestands  der  Accise.  bez\r.  2429.000  and  c.  96.000  M.  Auf  die 
einzelnen  Anikcl  kam  1887  rnnd:  ^lahlsteoer  228.0i)O  (in  1883  Max.  308.000),  Eiu- 
l^anirssteuer  von  Brot  und  Mehl  754.000  If.,  bIho  auf  diese  Objccte  im  Ganzen 
982.000  M..  über  44%  des  Grsammtertra^s.  auf  S(  hlat  btvieh  nnd  Fleisch  736.000. 
auf  diese  Jiahraogsmittel  zosammen  mithin  1.7ib.U0U  M.  oder  70.7  Va*  nur 
iel  auf  dt«  Gettinlte.  Bniielener  09.000.  Eingaogsstener  tod  Bior  dIOiKM),  Wein-  und 
Spiritnosenabgabe  im  Accisegebiet  402000  M.,  zusammen  711.000  M.  Die  ganze 
Wein-  und  Spirituosenabkrabe  ertrug  498.000  M.  (Hambtirsrer  Statistisches  Handbach 
4  A.,  6.  318.)  Am  1.  Sept.  1888  ist  die  Accise  fortgL-fallcn ,  ganz  kurt  vor  dem 
i^anschloss.  Nor  die  Vorschriften  Uber  AnndMok  von  Wein.  ^MUNnai  and  Kleis- 
handel  mit  SpiiitooMB  aiad  geblieben  (GeBOtt  vom  16.  Juli  1888). 

Fast  wie  eine  Onriosität  erscheint  uns  heute  schon  das  alte 
Hanaburger  Tboräperrgeld,  das  erst  seit  Auiaog  1S61  iort- 
gefallen  ist. 

Es  ertrug  um  18o0  V4  ^^U*  ^^^^^  Conraot.  Die  Einrichtung  war  die,  Jass  am 
Abend,  verschieden  nach  Jahreszeiten,  die  Sperre  der  Thore  eintrat  und  ein  Tarif 
fUr  verschiedene  Arten  Fuhrwerk,  Reiter,  FmagAoger  S&tze  hatte^  welche  sich  mit  der 
fortschreitenden  Nachtstunde  steigerten,  so  dass  also  auch  eine  Art  sittca-  (oder  wenn 
man  will  sanit&ts-)polizeiUcher  Tendenz  hier  mitspielte.  Im  Reglement  vom  21.  Dcc. 
1857  zahlten  z.  B.  Ws  10  Uhr«  von  10—12  und  nach  18  Ohr  bis  zur  morgendiltibeii 
Thoröffnung:  FüssgUnprer  2— 4— 8  Schill.,  IV3— 3—6  Sgr.,  Ooinilms  and  rerschiedeno 
andere  Wagenartau  '■^,^—P'^—2  M.  C>oar.,  sonetigee  2-  and  mehrspännigw  Fahrverk 
Vt— 1— 1'/,  M.,  einspanniges  4—8—12  Schill. 

$.188.  Sonstige  Steaern.  Auch  die  Stener  von  Off  ent- 
lieben Vergnflgnngen  ist  idt  (1796)  and  hat  sieb  erhalten^ — 
neuerdings  ja  in  der  Commnnalbestenernng  mehrfach  Nachahmung 
gefunden. 

Vcrordnang  vom  7.  April  179ü.  Nach  dem  Reglement  vom  24.  Dec.  1858 
werden  Concerte,  musikalische  Onturhaltungen  bei  freiem  Eintritt,  Scbanstellangen 
aller  Art  (Kunstreiter,  Ht  iltäuzer,  Mcnagcrieen  u.  s.  w.),  Maskeraden,  Wi  ttr-nnen  b^'le^t. 
Die  alte  Furm  war.  das»  Vs  Rohertrags  als  Steuer  enttallcn  soll,  was>  im  Kcgle- 
meiit  von  1858  ab  Richtschnur  geblieben  iM,  vobei  aber  Specialeitze  Ar  die  einzelueD 
Artea  bestehen. 

Die  Hondestener  hat  jUngst,  1894,  eine  eigenthtlmUehe 
Entwicklung  in  stark  fiscalischer  nnd  Inxaasteiterartiger  Riehtang 

erfahren. 

Noch  im  Gesetz  vom  3.  Nov.  1884  war  der  Steuersatz  für  den  Hund  10  M.« 
im  OeUet  der  LandgemeindeordbVDff  6  M.   In  dem  Gesetz  vom  9.  JnK  1894  ist  der 

Tarif  im  Stadtgebiet  (bt&dfi»clier  Polizeibe/irk)  für  1  Hand  bis  45  cm.  Scluiltirliöhe 
20  M  ,  für  jeden  weiteren  Hund  dieser  Grösse  in  ein  und  demselben  Wohngelase 
30  M.,  für  cuicu  gröbseren  Hund  dagegen  bezw.  40  and  50  M.  Im  Landgebict  ist 
der  Satz  für  1  Hund  eines  Besitzern  6,  für  jeden  weiteten  12  M.  Gewerbliche 
Ziehhunde  r.Meu  im  Stadtgebiet  10.  sonst  6  M.  Krtragsanschlag  1898  150.000. 
1899  215.000  M. 

Die  LOsehabgabeist  eigentlieh  mehr  eine  Gheblihr,  welche 
von  den  bei  der  staatliehen  Feoercasse  versicherten  Gebänden  als 
eine  Art  Zuschlag  zur  eigentlichen  Verstoberungspitmie  aar  Decitang 
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der  Eoaten  des  LOsehwesens  erhoben  wird.  Sie  fliestt  aber  sieht 
in  die  Fenercasae  selbst,  sondern  in  die  Stantseasse,  der  dafttr 
anderseits  die  die  Einnahme  ans  der  LOscbabgabe  erheblieh  Über- 
steigenden Kosten  des  Löschwesens  obliegen. 

Gesetz  vom  1.  März  lÖ6b  Uber  FeoerIöschwt»s6n.  Der  Abgabesau  ist  '/a  7*  ^ 
Tunrtfdtt.  S.  annerdein  Qm&f»  vom  28.  ÄD|f.  1867  Ober  dl«  PenereiMe.  Auch 

Aa&atz  Ton  Oegg  über  Heranziehung  der  FeaerversichcrungsTintr rn- hmnn^en  zu  den 
Kosteo  des  Lö^chwesens  io  Fiu.arcb.  B.  11,  S.  804.  Im  Etat  fUr  lttd9  Ertrag  der 
Abgabe  675.000)  Konten  des  LO^chveseos  1.218.000  M.,  also  fast  das  Doppelt«. 
Annähernd  bestand  dies  VerbSltniss  8«it  lange,  der  Betrag  beider  Posten  ist  aber  seit 
Anfang  der  1870cr  Jahre  auf  das  2-  bis  3-fache  gostie^jr'^n ,  doch  di»^  AuseaW  noch 
ein  wenig  stärker  als  der  Ertrag  der  Abgabe.  Im  Hamburger  Stempeiweseu  kommen 
«mwnleBi  PeiwrpolieeMtoDpel  Tor. 


Bj  einen. 

§.189.  Sein  affentiicher  Haashalt  im  Allgemeinen. 

Dem  Gebiet  nach  mit  257  qkm..  wovon  438  ha.  noch  auf  das  Weserbett  fallen, 
ist  Bremen  der  kleinste  der  3  Freistaaten,  aber  auch  aller  gegenw&rtiicen  deotschen 
Staaten  im  Reiche.  Der  Bcrölkcrung  nach  lässt  es  indessen  mit  196.404  (1898 
208.818)  Bewohnern  nicht  nnr  Lübeck,  das  nicht  die  halbe  VoUcszahl  hat,  sondern  9 
der  monarchischen  Kleinstaaten  hinter  sich,  daronter  das  ürossherzogtahm  Mecklenbor^- 
Strelitz  mit  nicht  der  balim,  Sachsen-Meiningen  mit  etwas  kleinerer  Volkszahl,  auch 
SMliMii-Cobinr^OotbA  hat  eine  nur  wenig  grflsseie  B«v5lkenittg.  Beben  dannis  «r> 
giebt  sich  die  relative  Bedeulnnp  Bremens  als  Staat  in  Deutsrlil iijd,  vollends  tritt  sie 
aas  der  wirthscbaftiichen  Entwicklung  dieses  Gemeinwesens  hervor.  Auch  das  bremische 
Finanz-  und  Steuerwesen  hat  eine  grosse  Bedeutung,  einen  Etat  ron  20 — 30  Mill.  üark, 
mehr  wie  die  ftMs^  Kleinttanten  (s.  o.  S.  584),  eine  mehr&ch  sehr  intdreanniite 
ältere  wie  neuere  Geschichte  'ind  jr^^irenwärtige  Auspestaltting-.  Gleirhwihl  moss  in 
der  folgenden  Darstellung  aus  ruumUchen  Urtinden  und  nach  der  immerhin  eingehen- 
dem! Öentellmig  des  Hamborger  Sleaenresens  eine  EinschTinkong  eintreten«  velebe 
für  uns  hier  um  so  rinbedentlichcr  ist.  v.-r-i]  Bremens  Finanz-  und  Stenerwesen  doch 
grosse  Aehnlichkeit  mit  dem  Uamburgur  hat.  Nur  eine  Orientirung  Uber  das  Wichtigste 
mit  Herrorbebong  einiger  besonderen  Eigenthümlichkeiten  einzelner  Stenern ,  wie  des 
ScIieSWS  ud  der  nencn  Einkommen-  und  sonstigen  directen  Steuern,  soll  hier  ge> 
feben  werden.  Aach  sie  rerlangt  scbon  mehr  fiaom,  als  dds  dafOr  eigentlich  cor 
YeriOgung  steht. 

8.  über  die  frühere  Zeit,  besonders  vmlOtto  des  19.  Jahrhunderts,  ron  Reden 

a.  a.  0.  S.  1520—22,  157o— 88.  Staatsr  -flit  ?on  Sievcr!?  im  Handbuch  des  öffent- 
lichen Rechts  III,  2,  3,  S.  67  ff.«  daselbst  über  Finanzen  und  Steuern  S.  79.  Das 
Hanptsiehlfdiste  über  die  l^tvieUang  der  Pinans-  ond  Steuergesetzgebung  im  ganzes 
19.  Jahrhundert,  mit  einzelneu  Kotizen  noch  dahinter  zurück,  und  über  die  jeweilige 
Gti-^taltnriL'  <)i"Sf>r  Gesetzgebung,  in  Verbindung:  mit  höchst  reichhaltigem  und  trefflich 
?'*rarbt;.teU:ui  iwiüijzstatistischen  Material,  giebt  seit  lauge  das  ausgezeichnete«  auch 
sonst  hßchst  reichhaltige  amtliche  Handbocb  lAr  bremischs  Statistik  in  seinem  Theil  IL 
Von  Zeit  zu  Zeit  winl  darin  wiederholt  ein  etwas  genauerer  Abriss  der  Finanz-  und 
Steuergesetzgebung  und  der  ganzen  Finanzo^anisation  gegeben.  Unter  Anderem  sei 
besonders  verwiesen  anf  die  bezttgHchen  Abschnitte  im  lahrgang  1865«  1876.  1887. 
1896,  worin  über  wichtige  Aenderungen  der  Gesetzgebung  Näheres,  aber  auch  die 
anderen  Jahrp^fmsr«'  stellen  Einzelnes  mehr  oder  weniger  genau  dar.  Der  Ictzt»^  von 
mir  benutzte  Jahrgang  ist  der  für  1898  ^llcft  U),  erschienen  1899  S.  auch  lui  Fia. 
arch.  1,  S.  234  ff.  den  Aufsatz  Ton  Pitger  über  Bremens  Finanzen,  im  ArchiF  noch 
einzelne  der  neueren  Stcu  rr  -  <  t/,>  u.  a.  m.  {s.  u.).  Der  Text  der  Gesetze  ist  inahi^ 
fach  auch  im  Statistischen  Jahrbuch  abgedruckt. 

Ans  der  Steuergesetzgebung  des  19.  JabrhuDderls  mid  besonden  der  Zeit 
nach  1866  werden  hier  nnr  die  Oesetie,  bezw.  Tecoidnangen  Uber  die  wiohtlferai 
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UBd  eigcnthamlicben  Steoera  besonders  angegeben.  So  zanlcbst  die  in  mehr  als  einer 

Hinifilit  interessanten  sogen.  Schossordnungen,  Ein kommenschoss,  Ver- 
möge nssch  oss.  Der  crstere  beruhte  auf  dem  Gesetz  vom  3.  Jan.  1848.  s.  dazu 
Verordnungen  rom  7.  Mai  26.  Juni  1850.  'SO.  Mai  1853,  12.  Mai  1862.  (ioseti 

Tom  19.  Mai  1872,  worhi  dieser  Schoss  immer  mehr,  zuletzt  schon  fast  ganz  vie  eine 
Einiommonsteuer  ausgebildet  i?;t.  mir  mit  Festbaltung  der  theilweise  geheimen  Stcuer- 
ahlong.   An  seine  Stelle  trat  dann  die  f&rmliche  Kinkommenstesor  nach 
Geftois  vom  17.  Dee.  1874,  nebst  Gesetz  aber  die  Hebangsbeh4>rden  vom  25.  Oct  1874, 
mit  Novellen  vom  13.  und  16.  Nov.  ISJ^O,  19.  April  1885,  26  Mfirz  1802,  5.  Jan, 
1893.  8.  Febr.  1895  (s.  u.  A.  Statistisches  Jahrbuch  1876,  S.  416  ö.,  Jahrgang  1896. 
a  447,  1898,  S.  230.  Fin.arcü.  ß.  7,  S.  595).   Der  Ve ruiögcnsschoss  aus  dem 
16.  Jaliiliiuideft  ist  nnr  von  Zeit  zu  Zeit  als  ausaeroidentliche  Steuer  erhoben  worden, 
neaerdiugs  auf  Grund  der  revidirten  Schossordnung  vorn        Oct.  1848  nach  Gesetz 
fom  23.  Mai  1848  ^s.  Gesetzsammlung  and  Sutistisches  Jahrbuch  für  lb96,  S.  482), 
AbiBdemncren  im  Gesetz  ober  VermOfensschoss  Tom  18.  Joni  1874.  Letzte  Xrhebong 
i:i  18TG.    Die  Grundsteuer  (Grund-  und  Erbsteuer),  welche  die  Gebfiudesteuor 
umscbUesst,  ist  korz  vor  der  französischen  Zeit  1808  eingefOhrt  worden  (s.  zur  Statistik 
des  Bremer  Staats  Jahrgang  1865.  S.  XXI,  bis  1865).   In  der  neueren  Zeit  hat  sie 
eine  meh^boh  interessante  Entwicklung  gehabt,  seit  dem  Gesetz  vom  26.  Febr.  1865 
for  das  ganze  Staatsgebiet  (s.  Jahrbo^  für  1876,  S.  492).    An  Stelle  dieses  Gesetzes 
trat  for  die  Stadt  Bremen  und  einen  Theil  der  angrenzenden  tcitiuiaikcit  Laod- 
gtUels  das  neue  Gesetz  vom  18.  Hirz  1878  mit  Novelle  vom  13.  Dec.  1874,  wodurch 
das  Princip  der  Bebteocran«;:  nacli  dem  Verkaufswerth  allj^euiein  cingefahrt  wurde. 
IHes  Gesetz  hat  zu  lebhafter,  auch  iitterarischer  Diücossion,  Gutachten  von  Practikem 
nd  Theoretikern  geführt,  bestmdars  6.  Hanssen's,  der  es  verwarf,  imd  Andereft, 
die  Haussen  darin  meistens  bestimmten ,  ich  selbst  nur  mit  dem  Vorbehalt  der  An- 
erkennung der  KichtiKk'dt  des  principiellen  Gedankens  des  Gesetzes.    (S.  Hanssen*s 
Gutachten  vom  Dec.  1876  und  dazu  die  ..gutachtlichen  Aeusserunjjen  über  dies  Gut- 
achten", Bremen  1877,  sowie  meine  Fin.  Th.  II,  2.  Aufl.,  S.  567.    Statistisches  Jahr^ 
hoch  Bremens  187^,  S   114,  1882,  S.  434.  1896,  S.  445).  Au  die  Stelle  des  Gesetzes 
foa  1873/74  trat  da»  neue  vom  11.  Oct  1878  nad  dann  wieder  für  das  ganze  Staats- 
gebiet giltig  das  Gesetz  vom  25.  Oct  1880.  Eine  jetzt  bestehende  weitere  dtrecte  (die 
YermOgensstoaer  eingerechnet  vierte)  ist  die  sogen.  Firmen sten  er,  wesentlich  eine 
kaufmännische  Gewerbesteuer  nach  deni  Gesetz  vom  27.  Mai  1884,  welche  die  vor- 
angehende ü  lü  h  ü  t  £  Steuer  des  Gei>etzes  vom  IH.  Dec.  1871  ersetzt  hatte,  die  ihrerseits, 
isetst  nach  Gesetz  von  1862  an  Stelle  des  ehemaligen.  1824  —  62  vorhandenen 
En-  und  Ausfuhrzolls  getreten  war  (Statistisches  Jahrb.  1R82.  S.  496.  1884.  S.  233, 
Fia,arcb.  B.  3,  S.  251  lt.).    Ausser  den  kleinen,  mit  zu  den  directen  Steuern  gerech- 
neten Wirtbscbaftsab gaben  von  Scbankgewefben  n. s.w.  besteben  als  veiter» 
andere  „directe  Abgahun  '  die  wesentlich  an  Verhältnisse  der  Stadt  Bremen  als  solcher 
(in  Unterschiede  vom  Staat)  sich  anschließenden,  principieJl  eigentlich  mehr  gcbUhren- 
aitlge  Abgaben  darstellenden:  Erlenchtungs-,  Wasser-,  Canat-,  Abfahr- 
steoer.   Madi  Fortfall  des  ehemaligen  Zolls  war  und  int  noch  die  auch  nach  dem 
Acschluss  Bremens  an  den  Zollverein  modificirt  bestehen  gebliebene  sopren  Verbrauchs- 
abgabe,  früher  sogen.  Gonsumtionsabgabe,  die  wichtigste  indircctc    Far  sie 
galt  lange  die  Yaordnang  vom  26.  Joni  1834  mit  verschiedenen  späteren  Geaetsen 
und  Verordntingfen,  jetzt  beruht  sie  auf  dem  Gesetz  vom  25.  Juli  18s>;.  D.-i/.u  kommen 
Terscbiedenc  directo  Gebrauchs-  (zum  Tbdi  Lazns-lSteuern,  noch  jcUt  auf  Last- 
fnhrwerke,  Pferde,  Hunde,  Nachtigallen;  ferner  verwandter  Art  auf  Billards.  Kegel- 
bahnen. Maskenbllle,  Tanzmusiken,  fIrQher  nach  Bestimmungen  und  Sätzen  in  den  jähr- 
lichen Stenergcsoizen.  Diese  Abgraben  werden  in  der  Statistik  zu  den  indirecten  Steuern 
gerechnet.    Ebenso  die  Stern  pclabgaben ,  die  lujuio  bil i  en  v  e  räussernngs- 
abgabe.  die  Abgabe  vom  Öffentlichen  Verkauf  von  Mobilien  u.  s.  w.,  von 
Wechsel] m  ?  «sten,   die  Erbschaftssteuer,  sowie  die  Gerichtssporteln 
und  verschiedenerlei  andere  Verwaltangssporteln  und  Gebühren.  Auch  diese 
Allgaben  bembten  bis  zn  nenerlfcher  boMinderer  Regelung,  so  durch  Gesetz  vom  25.  Dec. 
1895  and  22.,  26  '31.  März  1896  und  18.  Juli  1899  o.a.  auf  dem  j.nhrlichen  Stcn.rtresetz. 
Di«"  Krbsch  aftsfiteu  er  hat  jtinjrst  eine  cisrene  Kes-elung  durch  das  Gesetz  vom  13.  Üec. 
1800  uud  da»  Gesetz  vom  18.  Juli  1899  erfahren  (im  Fin.arch.  B.  15,  S.  650,  anch  S.  624). 
SoHdge,  ebenfalls  zn  den  indiracten  Abgaben  nnd  zwar  zur  Kategorie  ,iZ«U6  n.  dgL 
A»  Wasaeri  floaaiwimnsalHlt  IT.  40 
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Abiraben''  gerechnete  sind  die  SchifffahrtsabgAbc  (Gesetz  vom  29.  M&rz  1895) 
ünd  die  Güterdoclarationsabjcabo  (Gesetz  vom  19.  OcL  18S^?,  26.  N.nr.  1898). 
Za  der  gleicben  Kubrik  wird  der  Aatheil  am  Knrag  der  Zölle  and  Eeichs- 
stevern  seieebnet.  Eine  Speeiabtener  für  die  Bttrse  ist  die  sogen.  Kaufmattot» 
Steuer  (auch  Börsensteuer  gi'namit). 

Im  Folf^enden  sollen  nur  die  directen  Haoptsteuero.  nebst  der  ehemaligen 
Umsatzsteuer  ond  der  Verbraachsabfrabe  etwas  n&her  behandelt,  die  andere» 
nur  theilwL-ise  und  auch  dann  nur  kurz  berQhrt  werden.  Es  genOgt,  für  die  mit 
Handel  und  Schifffahrt  in  VerbindaBg  eteheoden  Abgaben  anX  die  aodegen  Yerhüt- 
niase  Hamburgs  zu  verweisen. 

Die  StiifU  Hreiiien  (Alt-,  Neustadt  und  Vorstadt)  als  Oemeiiule 
und  der  Staat  Bremen  fallen  zwar  nach  der  Verfassung  (vorn 
17.  Nov.  1875)  nicht  zasammen,  vielmehr  ist  die  Stadt  Bremeo 
nnr  eine  der  Gemeinden  im  Staate  und  niobt  einmal  die  einzige 
Stadt,  da  auch  Vegesack  und  Bremerhaven  Städte  sind.  Die^e 
beiden  Städte  und  die  Landgemeinden  haben  aneh  eigene  Ver- 
fassungen und  das  Landgebiet  ist  ausserdem  noeh  zn  einem  bsL 
sonderen  Kreise  snsammengefassi  Diese  Städte,  die  einzelnen 
Landgemeinden  and  dieser  Kreis  haben  auch  ihr  besonderes  Finans- 
wesen,  fitats^  Abgaben.  Ftlr  Staat  und  Stadt  Bremen  ist  zwar  eine 
Trennung  der  Verwaltong  von  Stasts-  und  Gemeindeangelegenheites 
und  damit  auch  von  Staats-  und  Communalbaushalt  in  der  Ver. 
fassung  iu  Aus>icLt  genommen  gewef«cn,  aber  bisher  ungeachtet 
verschiedener  Anregungen  dazu  nicht  erfolgt.  So  lällt  ini  Ganzen 
Staatshremischer  und  sfadtbreniischer  Haushalt  noch  zusMumien. 
„Die  Einnahmen  aus  stadtbremischen  Abgaben  u.  s.  w.  fliessen  in 
die  Staatscat^se  und  ebenso  werden  die  Bedlirfnisse  der  ("Tenieinde 
Bremen  aus  der  Staatscasse  bentritten ,  in  der  Abrei  hnung  der 
Staatscasse  ist  darum  auch  zugleich  die  Jahresabrechnung  der 
Stadtgemeinde  Bremen  entbalten^'  (Statistisches  Jahrboch). 

S.  Verfassung  roii  Brcm^^n  vom  17.  Nor.  1875  mit  Veränderungen  ans  1878. 
1879.  1882  bei  Störck  S.  5V2  tl.,  Abschnitt  V,  81  ä.  ?oa  den  Üemeinden.  Die 
72—80,  worin  in  Ii).  78  die  ervihtite  Treonnng  beibehalten  war.  sind  diircii 
Goset/.  vum  27.  Mai  1879  aufgehoben  worden.  Sir  vor»  a.a.O.  S.  81  ff,  Staii>t. 
Jahrb.  im  Abschnitt  von  den  Uuujciudofiaanzon,  Einleitung,  so  z.  B.  Jg.  1896.  S.  497. 
1898  S.  256.  Es  wird  hier  der  finan/^tatistische  Verbuch  gemacht,  die  sijidti>chett 
und  ataatlicben  Finanzen  der  Stadt  Bremen  in  Einnahmen  und  Anniraben  zu  trennen« 
aber  nnr  um  zu  zeigen,  wie  die  tinan/.KlIc  TrciiTiiinir  vortrctir.fnrrKTi  w-Tderi  kann. 
Die  Finanzen  von  Vet;e>ack  und  Bremerhaven,  der  Landgemeinden  werden  im  Jahr- 
buch dargestellt,  so  Je.  1898.  S.  265  IT.  Ueber  die  VerwaJtnng  der  Staat»linattten  Im 
A!lv<  m.  iiH  Ii  s.  J^.  1898,  8.  414  If.  An  der  Spiue  der  Vervaltttog  steht  die  sogen. 
Fiuaa^d  >-  pii  tatioii. 

Der  bremische  Staatshaushalt  erhält  wie  der  haiiibui;;,ns(  he 
durch  die  Beimischung  staatlicher  und  »städtischer  Ausgaben  und 
Einnahmen,  durch  das  Uel>erwiegen  der  städtischen  und  zwar  der- 
jenigen einer  grossen  Handels-  und  Seestadt,  durch  die  Ver- 
wendungen ntr  Verltebrsaoiagen  und  Anstalten  für  Handel  und 
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Sfhifffahrt  sein  Gepräge.  .Seitdem  unter  für  Bremen  nicht  eben 
finaoziell  güDstigen  BediDgungen  die  Antbeiie  BremeDS  an  preussi- 
sehen  Eisen balmlinien  dem  preassifichen  Staate  abgetreten  worden 
sindy  1883,  bat  Bremen  die  zeitweise  hoben  Erträge  ans  diesem 
Titel  zum  Ttieil  verloren,  wenn  ihm  aneh  die  Kapitalabfindung,  die  ea 
erhielt,  indireet  andere  Einnahmen  yerachaffto  oder  durch  Schnlden- 
mindemng  Zinsen  ersparte.  Die  grossen  Verwendangen  fUr  Schilf- 
fahrt»- und  Hafenanlagen  n.  dgl.  m.  haben  ein  erhebliches  nenes, 
anch  ErtrSge»  wenn  aneh  in  knapperem  Massse  gebendes ,  Staats- 
actiTvermögen  geschaffen,  dem  freilich,  trotz  des  anch  Bremen  gewor- 
denen Reichszoscbnsses,  eine  grosse  SohnldTermehmng  entspricht 

Auf  diese,  aacli  ziemlich  couiplicirten  Verliältuisiso  kann  hier  nicht  näher  ein- 
feguifien  werden.  Om  fill•n/stati^tiücbe  llbteriel,  nach  Brutto-  und  Nettoaehlea  nnd 
ziihammeo^c><tpIlt  nach  rerschiedenen  Gruppen  und  auf  (jriind  «•er-»clii«';^  i:iT  Rf^- 
recbuuuK»-  uud  VertfleichDn>;smethoden.  i»t  iu  Krosaer  AusfUliriicItkuit  im  Ntatiätiächea 
Jahrbttch  iregeben.  mit  Vergleich ungen  bis  1846  zorQclu  H/iclwt  verdieoBtHehe  fittans- 
•tati»ti!»che  Arbeiten,  wie  sie  kaum  sonst  für  ein  Gemeiowescn.  Staat  oder  Stadt,  vor- 
lircr^n.  Es  seien  daraus  nur  wenige  Daten  heransirelioben ,  um  die  Gesammteniwick- 
lunic  und  die  Yerüchiebung^  in  der  Zu>au]uitiitMet/.uuK  der  Nettocintiahmen  nach  den 
llMpCk»t«goiie«ii  deisellMii  in  seigea  («.  Jg.  1896,  8.  487,  488,  3g,  1888«  &  227). 


TftI).  86.  GevttlioUciie  EioMhinen  (in  1000  Heilt), 


Bnrclisehoitt 

brutto 

nette 

•/p  netto  von           ni  tto 
brutto   aof  den  Kuuf  lieik 

1846—50 

27S6 

22S6 

82.71 

28.58 

1861—65 

5680 

3824 

67.33 

37.49 

1871—75 

10317 

6248 

60.56 

4719 

1886—90 

13868 

9787 

70.58 

56.61 

1891—95 

17483 

11482 

65.67 

61.39 

1898 

22967 

18871 

60.89 

66.41 

Zu  diesen  sogen.  ..^ew  J^hnlichen**  Einnalimen  Ircteü  riorh  „ungewöhnliche",  aber 
meist  nur  in  geringem  Betrage,  frtlber  etwas  metir,  ^pAt*>r  meist  wunii^or.  Von  allen 
Einnahmen  zu^aulmf»n  waren  die  nngewObDlicben  1846—50  2.99,  1861 — 65  8.29, 
1871—75  4.18.  1886—90  0  79,  1891—95  0.90,  1898  2.84  £b  ergiebt  sich  eine 
ahsoluto  Vermehrung  der  Nettoemnalimen  in  dem  ^an/cn  Zaitrenme  aut  Jn«hr  als  das 
Sech»fa(-be,  eine  relative  »uf  das  Zveiundeiiidrittelfachü. 

Die  erfolgte  Ver«»chiebang  bei  allen  M ettoeionahmen  (einscbliesslich  onge- 
wöhnlirhe)  zeigt  fnlircnde  Tabelle,  in  rief  alle  nicht  zu  den  directen  rchnriircn  als 
iudirecte  bteoern  zusammeugefai»t  bind  ^ZöUe,  Verbrauchsabgabeo,  Yerkehrasteaero 
in  Stempeifonn  auf  Bechtogesehftfte,  Geriebtslebten  n.  s.  w.X 


Tab.  87. 

Directo 

Indirecte 

Zu- 

Yeriiebrsanst.  Anderes 

Andere 

e« 

Steuern 

Stenern 

samnen 

n.  8. 

El^ntbam 

Titel 

1846-50 

27.31 

60.14 

87.45 

1255 

1861-65 

24.81 

61  58 

8(5.39 

13.61 

1871-75 

30.78 

52  76 

?<3.54 

3.02 

8  83 

4.61 

1886-90 

48.73 

42  10 

90.83 

0.18 

9.97 

007 

1891-96 

5138 

32.59 

93  97 

9  73 

6.30 

1898 

-lO.sl 

sr,.92 

O.Ol 

13.07 

Die  Steuer-K  ei  nerträgc  liefcnun  hiernach  doch  immer  einige  80  bis  90 
der  Utftteeinnmhnte    Die  Verl^ehrsan^tftl(en  betten  in  der,  hier  ttbergangenen  Periode 
lg6S_70  mit  5.20  "Iq  diu  höchste  Quote  erreicht.    Besonders  antfallig  ist  anter  den 
Steuern   die  ^taike  V  .  rsrliicbnnff  /wi-^ch^n  drrrctcn   ntui  indirecten,  die  indessen 
correcter  nach  den  Biuitoertragcn  beider  Oru]>peu  berechnet  wird  (s.  u.)« 

40* 
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6.  B.  Ceberäichtea  der  Besteuerung.   Bremen.  §.  190. 


Ueber  den  Einilass  des  Uebergangs  des  bremiflclien  Antbeils  Mk  prenssischen 
Eisenbahnen  auf  den  preass»chen  StMt  s.  Fitgcr's  Anf^iatz  im  Fin.arcb.  B.  1,  S.  237. 
Pretifssen  zahlte  nach  dem  Vertrage  vom  30.  Kor.  1883  Art.  ^  an  Rrerncn  für  die 
Abtretung  der  Eigentboms-  und  sonstigen  Bechte  30  Mill.  &l.irk  baar  (preuüsisches 
Gesetz  rom  17.  Mai  1884),  eioe  Samme,  velche  nach  braniiiicher  Anffassuni^  (b^i 
Fittrer)  geg;tmüber  der  bisht.'riucn  Penfi  vi  1  zu  nirdriir  war,  so  dass  sicli  ein  K:i]ii;:\l- 
verlast  ?on  17.7—26.5  Mill.  Mark  ergeben  hätte  (V).  Vom  Keicb  erhielt  Bremen  zur 
Durcbfahning  des  Zollanschlosses  die  Hllfte  seines  eigenen  Kostenavfvands,  in  mx. 
12  Mill.  Hark  (§.  1  des  Reichsgesetzes  vom  31.  März  ISBol  Die  bremische  Statistik 
gestattet  genauer  die  Entwicklang  der  prosscn  Ansf^aben  für  Hafen-,  Yorkehrsanlajfen 
zu  verfolgen.  Die  Staatsschuld  betrug;,  das  Kapital  immer  zur  Vi?r*r!eichuDg  auf 
eine  Schuld  umgerechnet:  1846  17.02  Mill.  Mark  Kapita!.  ."^11.000  M.  Zinsen. 

1865  bezT.  49.97  und  1.499.000.  ISTr,  fMa^imum^  1^1.90  und  3.957.000,  1884  (vor 
der  BcdDction  der  Schuld  in  Folge  des  liebergangs  der  Bahnen  an  Prenssen)  107.72 
«nd  3.2S2.000,  1886  (danach)  56.00  und  1.680.000,  1898  nach  stetigem  Waehstbnm 
besonders  sei  1887,  grossentheils  in  Verbindung  mit  Einrichtunfrcn  fiir  den  Z  dl- 
anschluss.  1.55.60  Mill.  Mark  und  4.6G8  000  M.  (Statistisches  Jahrbuch  für  1896  S.  492, 
für  1898  S.  252,  eb.  auch  die  Verwendung).  Nettocinnahmen  von  den  Verkehrs- 
anitalteii  (StrasMii,  Bahnen.  Hafan«,  Erahn-,  SchlenBenweaan)  ergaben  sich  nach  den 
Finanzrechnongen  nicht  ncbr,  ans  sonstigem  Ei?ftnthum,  das  aber  nur  in  seinen, 
freilich  ertragsreicbsten  Hanptthailen .  Gas-  und  Wasserwerken,  aus  der  Staatsschuld 
herrorgcgangen  ist,  sind  1898  1.770.000  H.  Beinertrag  abgefallen ,  wodnrclL  also 
87.9  %  aar  Scholdiinsen  gttdeckt  woidan. 

Die  Schuld  lastet  demnacli  doch  zum  grl^sseren 
Tb  eil  auf  der  Steuer,  wesbalb  die  Arten  der  letsteren,  dorch 
welehe  diese  Last  wie  die  ttbrigen  öffentlichen  Ausgaben  gedeckt 
werdeo,  besondere  Bedentang  gewinnt 

§.190.  Das  bremische  Stenersy  stem.  Es  ergiebt  sich 
nun,  dass  die  grosse  absolute  Vermebmng  der  Stenererträge,  welche 
seit  der  Mitte  des  19.  Jabrhnnderta  eingetreten  ist,  ttbermegend 
auf  die  dlreoten  Stenern  trifft  nnd  die  Steuerlast  sieh  relatiy 
sehr  erheblich  von  den  indirecten  (Im  weiteren  Sinne,  ein- 
schliesslich aller  Verkehrsstenem ,  Erbschaftssteuer  u.  s.  w.)  nach 
den  directen  hin  verschoben  hat,  wie  schon  die  Daten  der 
Tab.  87  zeigen  und  in  dem  Folgenden  noch  genauer  nachgewiesen 
werden  wird.  Da  hierbei  der  Ertrag  der  Einkommensteuer  (wie 
des  frfiheieii  Kinkommciiscbosses)  besonders  stark  eulwickelt  wordeu 
ist,  zu  weichem  nach  La^t  der  Dinge  die  kaufmännischen  und  ver- 
wandten Berufe  in  htsonderem  Maasse  beitragen,  von  dem  nur 
gelegentlich  erhobenen  Vermögensseboss  ganz  abgesehen,  nnd  da 
in  Bremen  durch  die  frühere  Umsatzsteuer  und  die  an  ibrc  Stelle 
getretene  Firmeusteuer  diese  Berufe  wieder  speciell  belastet  werden, 
so  unterliegt  das  gegenwärtige  Steuersystem  Bremens  auch  nicht 
den  gleichen  Bedenken,  wie  das  bambargische  (S.  589):  es  belastet 
eben  mehr  die  Kreise,  welche  von  den  Staatsaufwendungen  un- 
mittelbar den  grössten  Vortheil  haben;  ob  bereits  genflgend,  kann 
dabei  noch  offene  Ftage  bleiben. 
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Das  Steuersystem  Bremens  setzt  sich  gegenwärtig  ans  directen 
und  von  der  amtlichen  Statistik  als  indireete  im  weitesten 
Sinne  znsammengefassten  Stenern  folgendennaassen  zusammen. 
Za  den  ersteren  gehören  als  erste  Groppe  (I)  eigentlicher  Staats- 
Stenern  fttnf  Stenern:  1)  yom  Grund  nnd  Boden  nnd  den  Gebäuden, 
die  Grund'  nnd  Gebäudesteuer,  2)  vom  Einkommen,  die 
Ein  kommen  Steuer,  die  Naehrolgerin  des  ehemaligen  Einkommen- 
schosses, 3)  vom  Vermögen  der  noch  zu  Recht  bestehende,  wenn 
auch  nur  selten  noch  erhobene  Vermögensschoss,  4)  die 
Firmenöteuer,  wesentlich  eine  kaalniHnnischc  Gewerbesteuer, 
und  5)  die  WirthscL  :ifts abtrabe.  Darn  k-inimeu  dann  als 
zweite  Grupj)e  (II)  directer  bleuem  die  olx n  S.  til3  erwUlinten 
specii'ise  b  s  t  il  d  t  i s  e  b  e n ,  welche  die  Natur  von  Gebühren  be- 
sitzen, zum  Theil  aber  als  Zuschläge  zur  Grundsteuer  erscheinen. 
Namentlich  die  hier  in  Betracht  kommenden  fünf  Stenern  der  ersten 
Grnppen  bestehen,  wenn  man  ihre  Vorläufer  mit  bertlcksichtigt, 
seit  lange  und  gestatten  daher  eine  längere  Perioden  umfassende 
Yergleichung  ihrer  Erträge.  Die  indireoten  im  weiteren  Sinne 
gliedern  sich  in  drei  Gruppen:  L  Abgaben  tou  Handel  nnd 
Scbifffahrt,  nemlich  1)  die  Schifffahrts-,  2)  die  Declara- 
tionsabgabe  und  3)  die  von  der  Statistik  hier  mit  eingestellten 
Antheile  an  Zöllen  und  Reiehsstenerni  die  nicht  mit  den 
Beträgen,  welche  ron  diesen  Reichsabgaben  auf  Bremen  zu  rechnen 
sein  wurden,  zu  verwechseln  sind.  Dazu  würden  zu  stellen  sein: 
4)  die  ehemaligen  bremischen  Zölle,  als  deren  Nachfolger 
aber  eigentlich  die  Firmensteuer  (und  frühere  Umsatzsteuer)  i^^elten 
kann.  Die  Gruppe  II  umfasst  die  oben  S.  613  einzeln  genannten 
Verb  ra  uchs  ab  <rab  en  (iilterc  Accise)  nnd  Gebrauchs- 
abgaben,  die  Gruppe  III  die  mancherlei  Abgaben  „von  Kecbts- 
geschäften  nnd  Amtshandlungen",  worunter  Verkebrs- 
stenern  in  Stempelform  (ausser  den  Reichssteuern),  Erbschafts- 
steuero,  Besitzwechselsteaern  und  verschiedene  Gebühren  (auch 
▼on  GerichteD)  zusammengefasst  werden.  Auch  diese  Abgaben 
gehen  weiter  zurück,  wenn  sie  auch  mehrfach  Veränderungen  er- 
fahren haben.  Die  jetzigen  nnd  die  frtfheren  Erträge  gestatten 
daher  einigermaassen  einen  Vergleich.  Ein  solcher,  ausgedehnt 
auf  alle  Kategorieen  des  Steuersystems,  ergiebt  dann  die  angedeutete 
Verschiebnng  zwischen  directen  und  dieser  Gesammtheit  der  in- 
directen  Steuern  (im  weiteren  Sinne)  in  der  Richtung  der  bedeutend 
stärkereu  Krtrugsentwickiuu^  der  ersteren. 
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Dabei  siod  freilich  wieder  die  auf  Bremea  fallenden  Betr&xo  roa  BeicbszöUea 
lud  Stenern  (im  öntenchied  roB  den  Bremen  vetUeibendeii  Altthailen  daran)  nicht 
mit  berücksicbti((t.  Doch  gestattet  die  trefTJicbe  bromidche  FinanzstatistÜL,  auch  dieae 
Beträge  selbst  mit  einzuziehen. 

Aus  folgenden  statistiscbeu  Daten  ei^icbt  sieb  «iat»  Nälicrc  (Jabrbucb  lur  1896, 
&  416  ff^  fttr  1896,  8.  218  IT.). 

Tab.  88.  Bremens  Stenerertrlge  (roh.  lo  1000  Ibtfl). 

1846  50  1891/95    1898      auf  den  Kopf  Mark 
Durchschnitt  im  Jahre     184€;50  1891  95  1898 

1.  Von  Boden,  Gebäuden     ...    236       1084       1209       2.99      5.80  5.79 

2.  „   Einkommen  (Vermögen)     .    248      3374      4130      3.14     18.04  19.77 

8.    ..    (jewerben   8        685        725      0.10      3.66  3.48 

4.  Andere  directe  Ab^ben  .    .    .    145        898       1131       1.83       4.80  5.41 

1.  Summe  1—4  direcle  Stenern  637  6U40  7195  8.06  32.30  34.45 
&  Ans  Zöllen  n.  dgl.  (incL  Anthell 

an  Reichsstcaern)   r.25  1569  2576  6.64  8.39  12.33 

6.  Gebnnchs- u.  Verbraachsabgaben  569  634  741  7.20  ä.89  3.54 

7.  Yen  Bechtageifch.  n.  Amtahaiidl.  884  1674  1846  4.22  8.95  8.84 

n.  Summe  5—7  indir.  Steaem  1428      8877      5162     18.06     20.7.1     24  71 
Summe  1  and  II  .   .   .   .  2065      9917     12357     2(;.12     .'.^.OS  59.16 

Bt'i  Nr.  0,  Gebrauchs-  und  Verbrauchsabiraben,  sitiJ  hier  die  in  der  brt  tnisrhen 
btatisui  davon  abgetrennt  eiDgesteliteu  Einnahmen  aus  „anderen  iudirectcn  Ai>gäbän*\ 
n«mlich  ?on  Billards,  Kefelbahnen,  Ma»kenhiUen,  Tkozmosik  o. «.  mit  den  Qbrigen 
(so  von  I.usttahrverken,  Pferden,  Hunden,  Naobtii^en),  weil  nahe  tervandt,  sosammen- 

gezogen  worden. 

Die  ungemein  groaee  abietttte  und  aaeh  relaffre  Yennehning  d«r  Steaerertr^e 
in  ]  >  in  Zeitmnm  von  aber  einem  halbw  JaiirhunJert  tritt  hier  schlagend  herror. 
Für  die  ßew(?^unsr  der  Zahlen  in  der  gauien  Foriode  nach  Qnio^aennien  a.  den 

Siatiiitbicbe  Jahrbuch. 

In  der  bremischen  Statistik  wird  nnn  der  hUcbat  interessante  Versnch  gemacht, 

wenigstens  annähernd  lu  berechnen,  wie  gross  die  Gesammtbelastu  np  der 
Bremer  Be?ölkerung  mit  btaatsabgaben  nnd  mit  den  auf  Bremen  eutfallenden 
Beichsabgraben  aich  stelle,  an  «ich  nnd  im  Verhlltnlss  zum  lEeschltzten  Gesammtein- 

kommen  („Volks-  oder  Nationaleinkommen")  der  Bremer  Bevölkerung.  Ein  Vcrsoch, 
wie  er  sonst  kaum  ähnlich  /tnerlrissitr  v'^rlit  tj^t    weshalb  hier  einige  Daten  darüber 

mitgetbeilt  werden  (Jahrbuch  liU  l^Hü/S.  IJl.  i.a  1^98,  S.  216). 

Tab.  89.    Bremenh  gusammte  Steuerbclastung,  Staatä-  und  Beichsstener 

(1000  Hark). 

Durchschnitt  1846/50  1861/65  1871/75  1881/85  1891/95  1897 

1.  Staatsab-ahon     ....   1885      2581      8972      r412      7001  8166 

2.  Seeschittfahrtüabgaben  .    .     —         —         —         235        342  534 

3.  ReichszOilc  und  Steuern  .     —  3        202        372      3174    c.  3582 

Summe  1—8  ....  1885      2534      4174      6019    10517  12282 
Volkseinkommen 

Mark    .   .   .      30.74     61.09    102.09     96.25    125.47  149.t>3 
fielaatung  desselben  durch 
Steuern«/«   4.20      4.15      4.09      6.25      8.88  a20 

Eine  Steigcrnng  der  Belastung  seit  der  K  ei  c  hsperiode  auf  das 
Doppelte!  Die  Siaat>bcvölkerung  war  1846—50  etwa  79.000,  1871—75  c.  18'J.fAMi, 
1891—95  187.000,  1897  203.000.  hat  sich  also  in  der  ganzen  Periode  von  100  iuf 
257,  das  Volkseinkommen  fon  loO  auf  487«  auf  den  Kopt  von  389  auf  7;;7  M.,  oder 
?on  100  auf  189,  die  gesammte  Steuerlast  von  c.  17..*.  auf  c.  60.5  M.  für  den  Kopf, 
oder  rou  100  auf  346  vermehrt.  Die  Bremer  Statiätili  hat  auch  hier  die  Berecbnnngea 
Ihr  Qoinquennien  und  zum  Theil  einzelne  Jahre  durcbgeinihrt 

Die  folj^ende  Tab.  90  giebt  dann  nnch  den  Daten  a.  a.  0.  die  Ertragsantheüe 
der  ciiizelueu  Stuucrgattungeu  fon  dem  gesammten  Staatssteoerertrag  (incl.  Bremens 
Anthcilc,  nicht  Erträge,  von  den  Beichssteuem)  an. 
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Tab.  90.    Quoten  j^ia        des  Ertrags  der  eiiizeineo  Steadigattongoii 

^vom  Gesaumtert rag. 


DorchsclioHte: 

1846/50 

1861/65 

1871/75 

1891A)5 

Steucrgattan  gcn.^ 

1. 

Yoa  Bodea,  Gebäuden  .    .  . 

11.44 

9.49 

10.57 

10.93 

•* 

„   Einkommea  (Vermögen) 

12.01 

13.51 

34.02 

5. 

„  Gewerben  

0.38 

0,67 

1.02 

6.90 

4. 

Andere  dircctc  Abgaben  .  . 

7.02 

4.84 

6.47 

9.05 

L  Summe  1 — 1  dirccte  Stenern 

äO.öd 

28.41 

36.39 

60.90 

5. 

Ans  Zöllen  o.  s.  w.(incl.Belch8-) 

(jclH"a',ichs-  u.  Verbraurhsabg. 

25.44 

26.99 

19.59 

1582 

27.54 

23.78 

22.45 

6.40 

Von  Kecbtsgescb.,  AmtshaniU. 

16.17 

20.82 

21.57 

16.88 

II.  Ssmine  5—7  ladir.  Stenefii 

69.15 

71.59 

63.61 

39.10 

Somme  I  und  II  ...  . 

100.00 

100.00 

100.00 

100.00 

Hier   zeigt  sich  also,   dass   die   Proportionen   dar  directen 

und  indirecten  Steuern  beinahe  die  umgekehrten  geword  n  sind: 
froher  jene  nicht  jetzt  fast  Die  Kategorie  4,  veiche  die  spocifittch  biüUtischen 
dheeten  Abgaben  fttr  Erlenebtnug  n.  s.  ir.  eothftlt,  niQsst»  bei  der  Yergleichang 

«ig^eritlich  von  den  directen  Steuern  abg^esetzt  w.-rden.  Aber  das  Gesammtergcbniss 
där  Verschiebung  wurde  auch  dann  kein  wesentlich  anderes:  die  directen  Stenern 
betrogen  denn  1846/50  25.6,  1891  95  57.0  %. 

Nimmt  man,  wohl  mit  Recht,  an,  das»  die  directeo  »Steuerii 
weit  mehr,  als  die  oben  unter  dem  2s amen  indirecte  zusammen» 
gefasaten,  richtigen  steuerpolitiscliea  Yertheilungsgrondsätzen  ent- 
sprechen, znmal  bei  der  in  Bremen  erreichten  Zusammensetzong 
beider  Gruppen  und  der  Einrichtang  der  su  jeder  gehörenden 
Gattangen^  80  wird  diese  Verschiebmug  als  ein  wesentlicher  Fort- 
fidiritt  in  Bezug  anf  die  Vertheilnog  der  Steuerlast  angesehen 
werden  dürfen.  Fraglieh  bleibt  nar,  ob,  wie  schon  angedeutet 
wurde,  innerhalb  der  directen  Stenern  die  kaufmännischen  Berufe 
und  verwandte  gans  genflgend  getroffen  werden  und  nicht  trotz 
Firmensteuer  auch  hier,  wie  freilich  scharfer  in  Hamborg,  die  Staats^ 
laaten  von  den  kaufmännischen  Interessenten  immer  noch  zu  stark 
auf  die  „AUgemeinhi-il^"  geschoben  werden,  auch  wenn  liniei  dieser 
der  Kaufmann  wieder  besonders  tstaik  vertreten  ist. 

Bei  der  Ycigieichuug  mit  Eauburg  (S.  bÜS  S.)  sei  Ubtigena  bemerkt,  dass  dort 
in  der  Tftb.  85  die  ErbscfasAssteaer  zn  den  directen  Steaern  gezogen  ist,  wihread  ia 
<ien  obigen  Tabellen  fUr  Bremen  dietse  Steuer  unter  den  indirecten  ätebt,  in  Gemäss- 

licit  der  Verarbeitung  des  Materials  im  Statisti-^chcn  .lahrburh.  Bei  gleicher  Beliand- 
long  dieser  5tcucr  wie  iu  der  llaixiburger  Tabelle  wurde  die  ljuote  der  directen 
Steuern,  bei  der  neuerlichen  Vermehrung  des  Krbschaftsäteuercrtrags  in  Bremen,  Ddcb 
etwas  kleiner  und  die  Vr-r-^rhiebunp  in  d  r  Richtung  der  directen  im  Laufe  der  panzeil 
Peiiodu  noch  etwas  bturker  werden.   £>.  über  die  ilrbächaftästeuer  unte^  in  §.  196. 

§.  191.  Die  einzelnen  wiebtigen  oder  besonders 
charaeteristisehen  Stenern. 

Nur  diese,  iilclit  alle  roi^ebommeiien  und  noch  bestebenden  Stevern  tollen  bier 

behandelt  werden  (S.  612),  stets  aber  nur  unter  Bcschräiikunjr  auf  das  Haupti>äcbliche, 
daher  die  Grond-,  Einkomm  en-,  Vermögenssteuer  (Ücboss),  Firmen-  (nnd 
frohere  Umsatz-)äteuer,  die  Verbrauchsabgabe.    Die  übrigen,  auch  die  Erb- 
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Schaftssteuer,  werden  noch  kurzer  behandelt,  oder  auch  nicht  weiter  herangezogen. 
Für  Gesetze  and  litterarische  Materialica  s.  beiondun  die  Abschnitte  im  Statistisdieii 
Jalffbacli  mid  oben  §.  189. 

Die  Grundsteuer,  welche  die  Gebäude  mit  umfasst,  geht 
in  ßremen  noch  auf  die  Zeit  vor  der  tVanzösischen  Einverleibuüg 
zurUck,  auf  1808,  wurde  uach  der  Befreiung  wieder  eingeftlhrt  und 
hat  im  Laufe  der  Zeit  verschiedene  Wandlungen  erfahren,  die  be- 
merkeuswertheste,  freilich  nur  vorübergehend,  durch  das  Gesetz 
von  1873,  ein  interessanter  Versuch  der  Besteuerung  desjenigen 
,,Conjuuctureugewinus",  welcher  aus  dem  Uebergang  gewöhnlicher 
unbebauter  oder  landwirthschaftlich  benaUter  Grundstücke  in  BaO'» 
stellen  und  bebaute  Grundstücke  gewonnen  wird.  Dieser  7ersnch 
wurde  aber  schon  1878  durch  Aufhebang  des  Gesetzes  von  1873 
wieder  rückg&ngig  gemacht.  Die  Stener  zerfallt  in  die  Geb&nde- 
Steuer,  welche  nach  dem  Kapitalwerth,  und  in  die  eigent- 
liche Grund  stener,  welche  nach  dem  Reinertrag  aufgelegt 
wird.  Es  wird  dabei,  in  der  Annahme,  dass  das  aof  eine  gleiche 
Hohe  der  Steuer  vom  wirklichen  Werth  hinauskommt,  das  feste 
Verhftltniss  von  1  Promille  Oebände-Eapitalwerthstener  zu  2Va  ^/o 
Grund-Reinertragssteuer  nach  gesetzlicher  Bestimmung  innegehalten, 
seit  iäii^eici  Zeit  (1880er  Jahre)  bezw.  2.10  rromille  und  5.25  ^j^^. 

Unter  dem  Nameu  einer  „Grund-  and  Erbesteuer"  wurden  IBOiS  die  in 
Stftdt  and  Vorstftdten  gelegenen  Hlnser  mit  ZnbehSr  einer  Steuer  ron  l^/^o  des  ge- 
schätzten Werths,  Landgüter  und  Lnst^^ärten  in  Stadt  und  tlbrip:em  (iebiet  im  Regitz 
von  Bürgern  mit  2^oo<  sonstige  Ländercicn  aof  dem  Lande  (mit  Ausnahme  mcyer- 
recbtlicher)  auch  mit  1  7oo  belogt.  Nach  dem  neuen  Gesetz  vem  26.  Febr.  1866 
„Uber  die  Abschätzung  von  Gebäuden  und  Grand  und  Boden  behnfil  Ermittlung  des 
Giundsteuenverthes"  wurde  die  SioiilI  im  ganzen  Staatsgebiet  neu  und  einheitlich 
geregelt.  Gebäude  aller  Art,  Wohnhäuser  wie  gewerbliche,  in  Stadt  und  Land  waren 
danach  aUgemein  steoerpflichtigr*  134«  Gebinde  selbst  wurden  nseh  dem  Banwerth 
(Kapitalverth)  eingeschätzt,  wobei  in  der  Keirel  die  Feucrrcrsicherungtaxe  als  dit-.ser 
Wectb  gelten  sollte.  Das  Areal,  auf  dem  das  Gebäude  btebt,  nebst  xygebarigem  Hof 
und  Garten,  wofde  bestmdeis  nach  seinem  Wtftb  ron  Saehrerstindfgen  abgesch&tzt, 
die  nicht  mit  Qebindea  iMMetztw  Gnmdstücke ,  wie  La^cr-  und  Packribumc,  Baom- 
s>  hulen.  son9ti«ren  gewerblichen  u.  s.  w.  Zwerken  dienende  Tinbeliante.  wflrhe  nicht 
Zubehör  eincä  ätudtischen  bebauten  (irundätuckä  oder  einer  kleineren  Besitzung  des 
Gebiets  oder  Theile  eines  grosseren  Bauer-  oder  Landguts  daselbst  sindf  waren  von 
den  Saclircrständigen  nach  demjenigriii  Y e  r kau  fsw  e  rt  h  ahzu<ehritzon ,  welchen  sie 
in  ihrem  Zustand  zur  Zeit  der  Abschätzung  nach  Lage  und  Grösse  und  nach  ihrer 
Ertragsfäbigkeit  haben  wttFden.  Dabei  sollte  aber  aoedrftcklich  „eine  Werth- 
erhOhung,  welche  durch  Landspeculation,  Parccllirungcn,  Anlage  von  Strassen  oder 
in  son'-ti^er  Weise  liiinftiü:  erlanfrt  werden  könnte",  nicht  berücksichtiet  werden  dürfen 
-i,  Nr.  2h  —  der  im  (ieiiet/.  von  1873  beseitigte  und  in  den  ge-rcntheiligcn  ver- 
wandelte (i^nnd^ar^.  Alh  r  n)jrit;e  Boden,  daher  Baner-  und  sonstige  Landgüter,  land- 
wirthsehaf'tli<  hl-  (irund^tuekü,  Holzungen  u.  s.  w.,  waren  e>jen falls  nach  dem  Veikaufa- 
Werth  abzuiichätzen,  woiUr  das  Gebetz  das  itäbere  angiebt. 

In  diesen  Bestimranngen  traf  nvn  durch  das  Oesetz  Tom  18.  Miix  1873  (und 
L^.  Dec.  1874)  in  n.  /.u^  :uif  dns  (leliiet  „der  Stadt  Bremen  und  einen  Thcil  der 
speciell  genannten  angrenzenden  l  eidmarken",  eine  wichtige  Veränderung  ein,  welche 
als  Versuch  einer  „Coujuncturengewinnsteucr"  in  der  That  allgemeinere  principielle 
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Uedeutußg  hatte  (?.  meine  iriiiauzw.  B.  II,  a.  a.  ü.  Statisti^clics  Jahib.  f.  löTG,  S.  414  ff.). 
Moüvirt  wurde  dies  io  der  BegrQndn»^  des  Gesetzes  damit,  dass  „eine  durch  Bau- 
spcculation,  Parcellirungen ,  Anla|»-e  von  Strassen  ti.  dgl,  v'oriuind'iiui  Möj;lichkeit  der 
lilriiöhaog  doi  Yerkauf&werths  oicht  auberUcisicbtigt  gelassen  werdeu  solle,  denn 
^ermde  bei  solclien  an  der  Peripherie  der  Stadt  belegenen  GrondstQeken,  welche  einen 
Baustellen  Werth  haben,  liege  es  klar  zu  Tage,  dass  ihr  Verkaufswerth,  soweit  er  über 
den  landwinhM-hafilirhen  Ycrkaufswcrth  hinaus^-ehe,  ein  E rz  e  u  i2;n  i iler  deu 
Wohlstand  und  die  ürössö  der  Stadt  hebenden  Thatigkeit  der  Ue- 
sammtheit  sei,  welches  dem  Eigcnihumer.  ohne  sein  Zuthan,  nls  Gevinn  an- 
falle, deshalb  habe  die  Gesammtheit  auf  die  volle  Steuer  von  dem  von  ilir  selbst 
gcächaffenen  Weitlie  einen  begründeten  Ansprach/'  Die  au  sich  durchaus  rich- 
tige BegrOndnng.  Nach  diesem  Gesicbtsponct  war  der  Yeritanf s Werth  der  Gebinde 
und  des  Grundes  fe^t2uste^eM ,  der  dann  als  (!rundsteuerweith  galt.  Uui  richti-^c 
Schätzungen  zu  erlangen ,  war  aber  zugleich  das  ganze  Schätzungs^resen  anders  ein- 
gerichtet, namentlich  nicht  mehr,  wie  bisher,  für  jeden  einzelnen  Fall  vom  Publicum 
gew&hlten  und  houorirten,  unter  keiner  weiteren  Controle  stehenden,  tibrigens  beeideten, 
vom  Staate  «nabhiing'igen  Privatpersonpn ,  sondern  vom  Publicum  unabhängi;;^en,  vom 
t>t^t  angestellten  wenigen  Beamten  ubertragen  worden,  wodurch  auch  eine  (ileich- 
miaaigkeit  der  Scbitznnfr  rerbOrgt  werden  sollte.  Das  Geltnngsrebiet  des  Gesetzes 
wurde  in  10  Schät/;;n;: -.Uczirke  eingetheilt,  von  welchen  von  187ß  an  j;ihrlich  einer 
allgemein  aeueingeschatxt  werden  soUte,  mit  aligemeiner  Revision  alle  10  Jahre  (bisher 
alte  25)  und  specieller  in  besonderen  Fällen.  Das  Gesetz  fand  von  romhercin  viel 
Opposition  bei  den  Interessenten,  besonders  den  Besitzern  ron  noch  landwirthschaftlich 
benatzten,  aber  in  das  Geltungsgebiet  des  Gesetzes  fallenden  und  eventuell  einmal  zu 
Baustellen  werdenden  Grundstücken.  Hier  passte  es  auch  nicht,  wenn  sich  dieser 
Oel>argang  in  die  Baostellenqualitit  nicht  bald  vollzog  ond  der  landwirthscbafUicbe 
Betrieb  als  regelmässige  Renutzungsweise  die^er  (iriindstucke  fortdauerte.  Bei  dem 
bald  eintretenden  KUckgang  der  Bauconjunctur  nach  der  Krisia  von  1073  If.  war  die» 
aber  die  Sachlage.  Hanssen  und  die  meisten  Begutachter  seines  Gutachtens  benr> 
theUten  die  Frage  als  eine  der  gewöhnlichen  ländlichen  Grandüteucrverlassung  und 
kamen  dalji-r  zu  einer  Verwerfun?  der  <innids;itze  des  Gesetzes  von  1873,  Ich  stimmte 
dem  bei,  soweit  es  sich  um  wirklich  landwirthschaftlich  benutzten  Boden  handelte, 
konnte  aber  das  Princip  des  Gesetzes  flQr  die  FiUe,  ftlr  die  es  berechnet  war,  nicht 
dnrchans  missbillig-en,  sondern  musste  den  richtigen  Kcjn  darin  anerkennen.  Die  Oppo- 
sition der  Interessenteu.  die  abiehnendcu  Voten  der  Theoretiker  und  sonstiger  Practiker, 
zun  eist  wohl  die  rückgängige  Conjunetar  im  Bodeuwertlt  ond  Bauwesen  führten  snr 
Aofhebune:  des  (ie^et/tjs  (s.  mebriache  Jahrgänge  des  Statistischen  Jahibacb,  a,A.  anch 
1882,  S.         1.  Abth.). 

Li  der  neuen  üeaetzgebung  von  1878  und  1880  ist  man  wieder  /u  dem  iruhereu 
S^lem,  mit  Modiiicationen.  zurückgekehrt.  Die  bebaaten  nod  die  diesen  gleich- 
gestellten OrandhtUckc  werden  der  Gebäudesfeiicr,  die  tmlM  h  inten  der  Grundsteuer 
unterworfen,  erätere  Steuer  wird  nach  dem  Kapitaiwerth ,  letztere  nach  dem  Steuer- 
ertrag Teranlagr.  In  welcher  Weise  die  Ermittlang  beider  Wertbe  erfolgt,  ist  in  be- 
sonderen Anweisungen  zu  dem  (lesefz  festgestellt  worden,  FUr  Gebäude  selbst  gilt 
wieder  der  Bauwerth  ünd  als  dieser  der  Versichenniirswerth  a!s  Grundlage.  Das 
SchatzuiJgswesen  und  die  Urganisatioa  der  betiedeudeii  liehordea  sind  anderweit  ge- 
regelt worden  (s.  Näheres,  auch  die  geo.  Anweisunuren  im  Statist.  Jahrb.  für  1882, 
2.  Abth.,  S.  4.'^n  tr\  Der  Eintlnss  dos  (lesetzcs  von  1873  zeigt  sich  mit  in  den  finan- 
ziellen Jiirgebuisseu .  vor,  während  und  nach  der  Giltigkeit  des  Gesetzes.  So  war  im 
DoTchschnitt  ron  1871^75  bei  dem  Stenersatz  von  1 '  .  '".'^^  der  Steoerertrag  der 
ganzen  Grundsteuer  in  der  Stadt  Bremen  428.000.  1876  -80,  ler  Hauptzeit,  für  die 
das  gen.  Gesetz  gah,  beini  Satz  von  2  "/oo  791.000,  also  bei  dem  Satz  von  1*/..  "/©o 
593.000,  1881-  85  der  Ertrag  der  Gebäudesteuer  allein  bei  dem  Sa«z  von  2.1  'A„„  nur 
735.000,  1886—90  739.000,  erst  1891—95  bei  demselben  Satz  wieder  820.000  M., 
neben  einem  Ertrag  der  Grundsteuer  von  1881  an  von  r.  «'.''.00-  7600  M.;  im  Rand- 
gebiete stieg  der  Ertrag  der  ganzen  Grundsteuer  von  100.000  M.  in  1871— 7ü  auf 
142.000  (bei  dem  glc'chen  Steuersatz  aof  106.500)  M.,  fiel  dann  1681—85  auf  71.500 
bei  der  Gebäudesteuer  und  63.?0n  M.  bei  der  Grundsteuer,  zusammen  auf  134.800  M. 
und  hat  erst  im  folge ntltn  Jahrfunf  wieder  die  Höhe  von  1870—80  erreicht.  —  Das 
Yerbältoiss  des  Steuerlusses  von  1  "/o«  Gebäudesteuer  vom  Kapitalwerth  und  2Va  % 
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6.  B.  Cobenichtea  der  BestoueroA^.  Bremeu.  §.  1^2. 


Grundsteuer  vom  Uciucrtrag  uach  üoui  (ioMiU  vom  2o,  Dec.  1880  beruht  auf  der  An- 
nahnid  eiMS  Nutzvertlis  dar  Gebäude  ¥on  4  Vo  •  vobei  dann  Jene  Steaenitze  glelek 
liücli  waren,  nnd  pilt  ^ci^cnwärti^  nodi .  wird  aber  jährlich  besonders  fcst^'^esetzt 
<&  z.  B.  Ge^eU  vom  18.  Juli  1899).  Der  Ertrag  im  KUizeu  buunägebiut  war  dAuach  ia 
1898  1.140.000  H.  Gebftadaitener^  70.000  M.  Graod^fieaer,  woTOii  auf  die  Stadt  Bremen 
rund  928.000  und  7000  M.  fallL-n.  Eine  i)euierkenäwerthc  Bestimmung  war,  dasd  io 
<len  Gemeinden,  weiche  schon  Irubor  zum  ZolhtTcin  pülifirfon.  al.so  von  desscMi  Zöllen 
aad  Verbrauchssteuern  mit  bctrolien  wurden,  bi.s  zum  ZoUiiisi  Ulu^s  des  ganzL-n  (jobictÄ 
in  1888,  die  Grundsteuer  mr  Goinpefisatioii  tbeilweiäe  zurückerstattet  vardo.  zuerst 
der  specicll  berechnete  Betrag,  später  ein  fester  Jabresbctrag  (Gesetz  Tom  25.  Nor« 
1875,  1.  Uec.  1881.  25.  Febr.  1885,  «.  Statist.  Jahrb.  1887,  8.  417). 

Znin  Tbeil  in  Form  ron  Ztucbligen  znr  Grond^tcoer  Verden  die  oben  S.  613 
gen.  specifisch  städtischen  VerhJiltnissen  ent^p^iitlr^•n(l•:•Il  andi'ren  directen  SteaeA  er- 
hoben. So  die  Wassers  teuer  (Ertrag  lfey8  183.000  M.  br.),  z.  ß.  nach  Gesetz 
font  29.  März  1899  für  1899  vom  Eigcnthuuier  mit  *  ta^üo  ^^"^  Gebäudesteuer A  enL. 
bezw.  mit  1  Vo  ^om  Reinertrag  der  Grundstücke  im  Stadtgebiet,  ausserdem  vom  Mit^tber 
mit  ^/ß  **/o  Miethzins,  auf  dem  Landgebiot  sind  die  betreflendoD  B  Sätze  ^'^  »/n^. 
lV**io        1  wichtigste,  die  Erioucbtungssleuer  (Ertrag  1898  71^.OÖ0 

Mark.  d.  h.  ttber  Vi*  der  Grundsteuer) ,  die  in  der  Iftadt  Biemea  aniä  eine  Pflaster- 
Steuer  vertritt,  gilt  in  der  Stadt  Bremen  und  in  denjenigen  Theilen  des  Landgebiets, 
die  Strasscnerleuchtuug  auf  öiieuüicbe  Kosten  haben.  Sie  triÜt  Gebäude  mit  1  '/^ 
in  der  Stadt,  mit  1'/^  "  auf  dem  Lande  fom  Verth,  nur  gmndtfteaerpflicbtige  Grand- 
stucke  mit  bezw.  3  und  2'^|^^  "/q  vom  Reinertrag,  ausserdem  Miether  vom  Miethzins 
in  der  Stadt  mit  SV»,  auf  d«*"»  Lande  mit  5  %  (s.  Gesetz  vom  18.  Juli  Auch 
die  Canals teuer  ist  ein  Zuschlag'  zur  Grundsteuer  (lb98  0.3  vom  (jebaudewcrtli, 
0.75 vom  Reinertrag;  dazu  0.375  7o  ^om  Micthdns  ZU  Lasten  des  Miethers),  Er* 
^^a^^  ls-95  116.0(H)  M.  Ebenso  be!n>t  t  die  Abf ob ratener  (FicaJien)  den  £ig«ii- 
thUmer  als  Gebuhr,  Ertrag  1898  99.000  M.  ^ 

§.  192.  Die  Ei  nkom  mens  teuer.  Diese  schon  früher  ge- 
plante Steuer  ist  in  Bremen  1848  znnäebst  als  eine  Art  Zweekstener 
znr  Deeknng  von  Zinsen  n. «.  w.  fUr  Anleiben »  namentlieh  Eisen- 
bahnanleiben,  eingeftlhrt,  dann  aber  alsbald  anr  bleibenden  ordent- 
lichen Steuer  fttr  die  Mitdecknng  des  allgemeinen  Finanabedaris 
geworden.  Das  Gharacteristisehe  dieser  Steuer,  welche  sonst  doch 
yon  Yomberein  nnd  yoUends  in  ihrer  sp&teren  gesetzlicben  Ans- 
^^ehtaltung  den  übrigen  modernen  Einkommensteuern  glich,  war, 
dass  der  SteuerpHichtigc  aui  Eid  und  Gewissen  sich  selbst 
allein  abscliätzte,  seinen  ,S  teuer  beitrag  bis  zu  einer  ge- 
wissen, spater  nach  der  Höhe  des  Kinkommens  abgestuften  Summe 
ofteu  einzahlte,  den  naeh  dem  Gesetz  zahlbaren  höhereu  Meuer- 
betrag  aber  verdeckt  in  die  Steuerkiste  legte.  Eine  alte,  auch 
sonst  vorgekommene,  in  Bremen  selbst  namentlieh  beim  Vermögens- 
schoss  (8.  folg.  §.  193)  bestehende  £iurichtung.  Das  Gesetz  be- 
stimmte den  offen  zu  zahlendeni  wie  den  überhaupt  zu  entriehten- 
den  Steuerbetrag  (in  Procenten  vom  Einkommen),  verliess  sich  aber 
im  Uebrigen  auf  die  durch  Eid  bekräftigte  Gewissenhaftigkeit  der 
Steuerpflichtigen,  auch  in  Betreff  der  Kenntniss  und  Befolgung  der 
gesetzlicben  Bestimmungen  Aber  das,  was  als  steuerpflichtiges  Ein* 
kommen  anzusehen  war«  so  hinsichtlich  der  Abzugsposten,  der  E^ 
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werbskosten,  der  einzelnen  Einnahmen,  weiche  als  Einkommen- 
zuwachB  oder  als  VermögeDSzuwaehs  zu  gelten  hatten  u.  s.  w. 
Uebrigens  fehlte  es  ao  weiteren  Controlmitteln  und  auch  an  Straf- 
beatimainngen  niebt  ganz.  Der  Steaerfaas  hat  im  Lanfe  der  Zeit 
gewechselt 

BLs  1870  varen  250  Thir.  Gold  (c.  830  M.)  Einkommen  steuwfrtti,  250—400 
Thir.  (Jold  (c.  830—1329  M.)  zahlten  1  Thir.  (c.  3  M.  82  Pf.),  4-500  Thlr.  (c  1329 
bia  16Ö0  M.)  2Vt  Thlr.,  höheres  Einkommen  1  %.  Davon  waren  5  Thlr.  Gold  oütin, 
abo  der  guze  SteDerbetra^  der  kleinen  Einkommen,  der  Beel  verdeckt  xo  xaUen. 
Die  f;c6üt7jiclien  Normen  wurden  mehrfach  erneuert  Die  Uaaptbestimmungen,  welche 
noch  am  Schloss  der  Zeit  dieses  Systems  galten,  waren  die  folgenden  {z.  B.  üesett 
rom  19.  Mai  1872).  Steaerobject  ww  das  Einkommen  nach  Maaasfabe  des  Erttegt 
im  letzten  Kalenderjahre,  auf  Grand  der  Sclbstschätzung  des  StcuerpÜichtigen  aufEld 
und  Gewissen.  Steuersobject-^  waren  zonSchst  die  Bewohner  des  Staate,  d.  h.  ein 
Jeder,  der  am  Beginn  der  Krheuuiig  im  bremischen  btaat  seinen  Wohnsitz  haitu,  auch 
dBe  hier  bestehenden  Stiftungen,  juistisdien  Personen  und  GeaeUschaftan,  mit  Ein- 
schlüSs  1  r  Erwcrbj«jr»isellsc}i;ift<?n.  Auch  auswärtige  Stiftungen,  juristische  Per- 
sonen and  Gcädiscbaiten,  iocL  Erwerbsgeseliscli&fiea,  welche  durch  Ageuluren,  Filialeo, 
Cemmnnditen  im  Staatsgebiet  Qeverbe  betrieben  oder  Gnindbe&itz  hatten,  waren  stenor* 
pflichtig  für  das  aus  diesen  Quellen  herrührende  Einkommen.  Ohne  Kucksicht  auf 
Wohnsitz  dt'>  Kisfcuthümers  war  Grundbesitz  and  (Jewerbebctrieb  im  Inland  steuer- 
pflichtig, üütcr  den  ßefroiten  bofandüü  sich  ausdrücklich  die  i^^uilandibcheii)  Uomcindea, 
Kirchen,  Scbalen,  auch  Stiftungen  und  Vereine  für  milde.  Kunst  und  Wissenschaft 
}'  trafen  ic,  geHißintriTzif^e  Zwecke  (mit  genauerer  B'  ^ciclinung).  Zum  steuerpflichtifjen 
Einkommen  sollten  auch  Lotteriegewiaue  und  „ähnliche  Gewijuie*',  uicht  aber  Erb- 
sehaften,  Legate,  Schenkungen  gerechnet  werden.  Steuerfrei  war  ancb  jetzt  nocb  das 
Einkommen  bis  250  Tblr.  (iuld ,  ofl'iMi  oinzuliofem  war  di.T  Steuerbctrag  der  Ceiisiteu 
mit  Einkommen  bis  50Ü  Thir.,  bei  Eiiikumm.'n  von  50U—1ÜO0  Thlr.  l'ur  olK>  ThJr., 
der  liest  wieder  verdeckt,  bei  dem  von  über  2000  Thh.  für  2000  Thlr.  und  dann  der 
Rest  Tecdeckt  Joiistüehe  Personen ,  Gesellschaften  mit  Öffentlicher  Bechnnngsleguog 
hatten  aber  alles  offen  zo  entricliten.  Wer  im  festgesetzten  Zabluicj-'-terüiinc  keine 
Steuer  gegeben  hatte,  aber  nach  Ermessen  der  Behörde  steuerpflichtig  war,  konnte  zu 
einem  andern  Termin  unter  Bedrohong  mit  Geldstrafe  forgeladen  werden,  tun  die 
Steuer  zu  entrichten  oder  auf  Eid  zu  erklären,  dass  er  in  diesem  Jahre  kein  steuer- 
pflichtiges Einkommen  habe  (§.  22  des  Gesetzes  von  1872).  Die  Behörden  waien 
Oberhaupt  befugt,  von  einzelnen  Stenerpflichtigen,  die  nach  ihrer  Ansicht  zu  wenig 
gezahlt  —  was  also  geprüft  werden  konnte  —  sowie  ?on  denen,  weiche  befreit  zu 
sein  irlaubten,  weitere  Auskunft  auf  Eid  zu  verlangen  und  sie  nöthigenfalls  unter  (rcld- 
ätrafeahndung  vorzuladen  (§.  23  eb.}.  Wer  Einkommensteuer  in  niedrigerem  als  dem 
gesetzlich  schnldigen  Betrage  entrichtet  hatte,  wurde  je  nach  dem  Grade  der  absicJit- 
liehen  oder  fahrlässigen  Verschuldtint::  und  nach  liern  Betrage  der  Verkürzung  mit 
Geldstrafe  Ton  10—1000  Thlr.  oder  mit  Gefikngoiss  hi»  zu  einem  Jahre  bestraft.  Die 
Stenenitze  waren  im  Jahre  1878  in  MarkwUirong:  nach  Freiheit  bis  750  M.  (etwas 
weniger  als  btsbar)  760—1000  M.  Einkommen  2*1.  M.,  lOOü— ir»00  M.  5  M.,  bis 
dahin  war  der  ganze  Steuerbetrai?  jetzt  olFen  zu  zahlen;  1  .WO  — 2iJ' " '  M    bi-^  1500  M. 

darüber  1  %.  dabei  olfeu  zu  zahlen  bis  für  i:>UU  M.,  d.  h.  i»)  M.;  2000  bis 
4000  M.  bis  2000  M.  «/<,.  darüber  Vl  ^/o,  dabei  ollen  zu  zahlen  bis  für  2000  M. 
oder  15  M.;  4000-  HDOO  M.  bis  4000  M.  l'/g^'/o,  darüber  1^2%,  dabei  offen  zu 
zahlen  bis  fur  4000  M.  oder  45  M;  6000  nnd  mehr,  bis  0000  M.  IV«^«  darüber 
2  <>/o,  dabei  offen  za  zahlen  bis  fflr  6000  M.  oder  75  M.  (Gesetz  rom  29.  April  1873). 
Der  Steuerertrag  war  in  1872  rund  907  oor»,  wovon  in  St  idt  Bremen  910.000.  1878 
1.145.000  be2W.  1.06&000,  1874  1.164.000  bezw.  1.068.000  M. 

Ohne  daB  natttrlich  sieher  beweiaen  zn  kOnoen,  hat  man  frtther 
wenigstens  angenommen,  dass  die  Erftlllnng  der  Stenerpflieht,  wie 

beim  Schoss,  im  Allgemeinen  richtig  yor  sich  gehe.  Es  ist  n.  A. 
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wohl  auf  das  Schwankeu  des  Ertrags  der  Steuer  nach  der  Lag^e 
des  Erwerbslebens  in  der  grossen  Handelsstadt  als  aut  eine  jene 
Annahme  bestätigende  Thatsache  hinjrpwieseo  worden.  Indessen 
mit  der  Veränderung  der  gesammteu  \V  iithschaltsverhältnisse,  der  i 
neueren  stärkeren  Zuwaudernng  fremder  Elemente  bei  Freizügigkeit 
und  Gewerbefreiheit,  mit  der  grösseren  Verwitkchheit  der  Steuer- 
Bcala  nnd  der  ErhnhuDg  des  Steuerfasses  fUr  grösseres  Einkommen 
BoU  das  allgemeine  Vertranen,  dass  die  StenerpHicbt  dem  Gesetze 
gemlss  erfolge,  sieb  mehr  verloren  haben.  Auch  die  Voraossetonng» 
dass  ein  Jeder  riebtig  sein  Einkommen  kenne,  eorrect  Bnob  fOhre, 
die  gesetzlichen  Vorschriften  bei  der  Berechnung  des  steuerpflicb-  | 
tigeu  Einkommens  kenne,  riebtig  verstehe  and  richtig  befolge,  | 
glaubte  man  weniger  als  frflher  für  zutreffend  ansehen  zu  können.  | 
Der  Verlass  auf  das  bisherige  System,  auf  ^^den  Einflnss  alt-  ; 
bremischer  Tradition  und  Gewöhnung*',  auf  die  Treue  ^je^jen  die  i 
beschworene  Pflicht  wurde  geschwächt.    Das  wirkte  dann  auch 
psycliologisch  nachtheiliir,  indem  die  ehrliehen  Censiten  sich  benach- 
theili^tj:t  fühlen  iiiiis.^r^  ii ,  wenn  sie  nicht  bei  allen  anderen  gleiche 
Gevvi8senhafti:,k*'il  aiinehiiien  konnten,  ein  Moment,  das  leicht  selbst 
wieder  versuchiich  wirkt.    .So  bat  man  dann  doch  im  Jahre  1874 
das  bisherige  »System  controleloser  Selbsteinscbätzung  zu  Gunsten  j 
desjenigen  einer  controlirten  Selbstschätzung  aufgegeben.  i 
Dieser  principiell  und  steuergeschichtlich  wichtige  Schritt  ge-  I 
schab  im  Gesetz  vom  17.  Dec*  1874.    Es  besteuert  wie  bisher 
ausser  den  physischen  Personen  auch  inländische  juristiscbe,  ein- 
schliesslich Erwerbsgesellscbaften  nnd  liegende  Erbschaften,  mit 
einigen  Befreiungen,  bestimmt  die  objective  Sienerpflicbt  im  Ganzen 
wie  die  neueren  deutschen  betreffenden  Gesetze,  und  beruht  im 
Uebrigen  auf  der  nach  bestem  Wissen  zu  erftlUenden  Angabe- 
oder Deolarationsp flicht,  deren  Erfttllang  aber  jetzt  unter 
Controle  gestellt  und  durch  Strafandrohungen  zu  sichern  gesucht 
wird.    Die  Steuerfrciheitsgienze  ist  gegen  n  iilier  etwas  beschränkt 
worden  (von  c.  830  aul  iiOO  .M  ).  Der  Stenersai/  ("/q)  der  hrichsten 
Classe  wird  jährlich  durch  Gesetz  festgosu  llt  und  danach  der  auf 
die  tibrigen  Steuerclassen  fallende  verhältuissmä.söige  1)*  trac:  von 
der    BehJirde    f  Steuerdeputation)    berechnet.     Die  nnlanglichen 
niedrigen  Steuersätze  des  Gesetzes  von  1874  sind  allniälig  stark 
erhöht  worden,  besonders  bei  den  grösseren  Einkommen,  auf  das 
Vier-  und  Fünffache. 
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S.  Uber  die  Gesichfspiincie,  welehe  zu  der  Refona  von  1874  führten,  StetistfseliM 

Jahrbuch  für  1876,  S.  417.  Zum  Gesetz  vom  17.  Dec.  1874  Anveisans:  vom  14.  and 
10,  Dfo.  1874  (Fin.arch.  B.  7.  S.  601).  Ferner  Gesetz  ?om  25.  Oc».  1h74  über  die 
Hcbong^beh<)rdea.  Novellen  zum  Eiukommonsteueigeäietz  von  1874  inohrtach,  s.  o. 
&  618.  Daso  noch  die  Bestimmangen  über  die  StencrfOsse  jährlich.  Reiches,  gut 
Terartu  it-to«  stm: -ti^rhos  ^Tate^ial  in  den  bremisclien  statistischen  Jalirbüchern. 

Von  Eiozeüieiteu  äoU  hier  nur  noch  Weniges  hinzogefagt  werden.  Die  wesent- 
Uchen  BMtfiDiBDDgQn  Uber  sohjecdve  und  obje^re  Stenerpflieht  schliesaen  sicli  in 
Gesetz  von  1874  denen  der  früheren  Gesetzgebung  an,  unter  Berücksichtigung  des 
Kftichspesetzes  wejreTi  Doppelbcsteuening.  Eine  cigcnthilmlichc  Bestimmon«;  ist,  dass 
web  diT  Proceutsatz,  nach  dem  der  Censit  seiae  Steuer  zu  zahlen  hat,  nach  sciiiem 
gesammton  Einkommen,  mit  Hinzurechnang  des  steuerfreien,  richtet  (§.  4),  also 
nicht  wie  sonst  allf^emein  bloss  nach  dem  steuerpflichtigen,  eine  Bestimmung,  welche 
bei  der  Frogressirität  des  Sieaerfusses  practische  Bedeutung  gewinnen  kann«  besonders 
bd  dorn  Einkommen  ans  Dividenden  inlindioeher  ActiengeseUschaften.  das  beim 
Empfänger  (Actionlir')  steuerfrei  ist.  Unter  den  Abzugsposten  befinden  sich 
oemiich  auch  die  Einnahmen,  für  welche  ein  Dritter  die  Einkommensteuer  zu  ent- 
richten hat,  namentlich,  wie  ausdrücklich  hervorgehoben  wird,  die  Einnahmen  von 
Dividenden  in  Bremen  tteoerpflichiigcr  ErvorbsgeselUchaften  (§.  5.  d),  so  dass 
hiernach  Doppclbesteneranff  bei  Einkommen  aus  Acticngesellächaften  vermieden 
wird.  Nach  Novelle  vom  20.  Juli  1^99  zu  ^.  8  des  Einkommensteuergesetzes  von 
1874  ist  das  gesamafe  Einkommen  nach  bestem  Wissen  anzugeben,  nnd  zwar  aneb 
getrennt  für  das  Vorjahr  das  steuerfreie  aus  Divi  l -nden  und  sonstigen  Gewinnantheilen 
in  Bremen  als  eigene  SteoeMntyecte  behandelter  inländischen  Actien« ,  Actien- 
commandit-  nnd  G^Iicbafion  mit  boscbrtnktor  Haftnng,  sowie  von  Erwerbs-  und 
WiftlMcikafiagenoesenschaften  (s.  auch  Goseu  vom  30.  Dec.  1899).  Absn^s/^hig  sind 
allgemein  auch  die  directen  Sreuem  von  Einkommen.  Vermrigen,  Grandbesitz.  Miethe, 
Stenern  an  Staat,  Gemeinde,  Verbände.  Steuerpflichtig  ist  im  Aligemeinen  das  Ein- 
kommen im  vorausgehenden  Kalenderjahr,  nach  Novelle  vom  16.  Nov.  1880  wird  aber 
bei  Handels-  und  Fabrikceschiifien  auf  Grund  dt^r  jährlichen  Declaration  da^s  Dnrch- 
Bchnittseinkommeu  aus  3  bezw.  2  Jahren  von  der  Steuerbehörde  verrechnet,  wobei 
Jedoch  lahre  ohne  Einkommen  nicht  niedriger  als  mit  Null  angesetzt  werdra  dürfen 
(§.  €.  Abs.  4).  Kapitalverluste  innerhalb  des  Kalenderjahres  der  B^rechnang 
dürfen  daeerren  aü^'-emein  abg^ezojxcn  werden,  vorhergegangene  oder  späteren  besorgende 
flicht  (Anweisung).  Die  Steuererklärung  ist  auf  Grund  amtlicher  Formulare  bis 
n  einem  bestimmten  Termine  zu  machen.  Wer  »ie  unteri.Hsst,  wird  von  der  Behörde 
eingeschätzt  (ohne  weitere  Rechtsnachtheilel.  Es  erfolgt  dann  eine  Revision  der  Er- 
Uärungeo  durch  Kevisionsausschitsso  der  Steuerdeputaiion,  mit  dem  Becht,  eine  £r- 
hBhnng  eintreten  m  lassen ,  vor  der  aber  der  Censit  zn  hOren  ist.  Kor  Gensiten  mit 
ninfhrnaasslirii  nicht  über  800  M.  Einkoinnion  werden  nicht  erst  zur  Selb>t8chät7.ung 
aufgefordert  (§.  8).  Heclamation  liudet  an  die  Steuerdeputation  statt,  enventuell  kann 
dem  Redamanten  eidliche  Bestärkung  seiner  Angaben  zugemuthet  werden  (§.  9).  Zu 
idedrig  eingebe  Ii  ätzte,  auch  ohne  Steuerzettel  gebliebene  Steuerpflichtige  müssen  das 
anmelden  (§.  10).  Strafe  sind,  ansser  Ordnungsstrafen,  bei  absichtlicher  r  filir- 
lässiger  Verschuldung  in  unrichtigen  Angaben  Geldstrafen  des  Zehnfachen,  im  Wicder- 
boIuDgsfidio  dee  Zwanzigfacben  des  hinterzogenen  Stooerbetrags*  vorbehaltlich  der 
Strafen  des  Strafgesetzbuchs  (i;  11).  Das  Gesetz  V  Timrat  auch  Vcrznp'zlusen,  Mahn- 
ond  Zwangsvoliittreckungsgebuhreii  (§.  12).  Im  Gesetz  vom  25.  Oct.  1874  wird  u.  A. 
den  der  Veranlagung  betheiligten  Amispenonen  die  Geheimhaltung  zur  Pflicht 
gemacht  und  deren  Verletzung  unter  erhebliche  Strafen  gestellt.  Den  dem  Zollverein 
tngeschloRsenvTi  Gemeinden  wurde  auch  die^e  Steuer,  wie  die  Grundsteuer,  (o.  S.  622) 
zorückerstaiiet,  i^eit  1870.    Der  Stcucrfusi  war  zuerst  1  "/o  bei  Einkommen 

von  über  10.000  M.  und  von  da  deirres-siv  nach  Stufen  von  ]e  100  M..  z.  B.  bei  Ein- 
kommen von  5000  -  5100  M  Bl  M.  (0.6        von  3000— 31Ö0  M.  ir,»\,  M.  fn.n2 
»OB  2000—2100  M.  9  M.  (0.45  »/o».  bei  8—900  M.  2  M.  bei  unter  800  M. 

(bis  60O  M.)  IV«  M.  (c.  "/o)-  Er  wurde  aber  bald  erh»ht,  schon  für  1874  wav 
er  in  max.  2  ^  o  Einkommen  an  und  danach  für  die  kleineren  im 

Verhfilfniss.  187.",  ^^.  1R76  4'/2.  1877  3,  1878—70  4.  dann  von  OOOO  M.  an  1880—91 
4,  1892  und  auih  4.  aber  höher  bei  Einkummen  von  G — 12.000  M.  und  */« 
bOher  bd  dem  tod  über  12000  M.,  1894  ff.  4  %  bei  aber  9000  M.  mit  bestimmten 
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«teigenden  Ziiselilig«n  (50  M.  W  9000-9100.  IITV«  tt.  b«i  11.900—19.000  M.) 

QDd  5  %  Einkommen  nber  12.000  M.  Das  kleinste  steoerpfliclitjjre  Emkommea 
trigt  in  nenester  Zeit  daher  4  M.,  ttber  Vt^/o*  Auch  hier  ist  Dicht  za  Ter^esseo. 
daas  diese  Stenetsitza  eben  Staats-  und  Commonalstenem  zusammen  betreffen,  ander- 
seit.4,  dass ,  abweichend  von  Hambur(r.  noch  eine  eigene  Verbrauchssteuer  bttddU 
(o.  §.  195).  {S.  n.  A.  Jalirl.iirh  fur  18%,  R.  im.  Dt-r  Krtrajr  der  Einkommen- 
steuer im  Staate  war  ruud  1«Ü2  3.225.000,  18%  3.547.000.  1898  4.130.000,  1899  I 
4649.000  H.  In  Form  von  Zuschligen  xor  Eiokommeiikteuer  wird  In  der  Stadt 
Bn-rncri  fnr  die  Ko^ten  der  öffentlichen  Armenpflege  eine  sogen.  Ärmenüteuer  er- 
hoben, z.  B.  mit  13^0  Zuschlag  für  1899  (Verordnung  roni  6.  Juli  1899).  Neaes 
Gesetz  Uber  Amenpflege  rem  18.  Sept  1899,  doreh  du  die  Mheren  ereedst 
worden  sind. 

I 

§.  193.  Die  Verm0geii88teiier  (SehoBs).  In  ihr  hat 
sich  eine  alte  Eiorichtnng,  fttr  welche  die  TorhaDdeoeii  ,yOrdniiDgen'^ 
hifl  1539,  die  Dachweisbaran  AnsschreihnDgen  und  Ertragsdateo  bis 
1730  zQrüekgehen,  in  mehrfach  abgeänderter,  aber  in  Haaptpaneten 
gleicher  Form  bis  aof  unsere  Tage  erhalten.  Sie  erinnert  in  ihrer 
Einrichtang:  an  die  sonstigen  alten  städtischen  Vermögenssteuern.  Sie 
steht  neueriiiugs  freilich  nur  in  gelegentlicher  Anweiuiuii^,  daher  als 
eine  ausserordentliche  Steuer.  Als  eine  solche  alte,  nur  fort- 
gebild«  fe  all^'cnieine  Vermögenssteuer  ist  diese  Einrichtane:  von  all- 
gemeiuereui  tinan/wis^;rnschaftliehpn  und  practischen  Interesse.  Ihre 
neuere  Re^elun*?  herulite  aut'dpr Sehossordnunjr  vom  23.  Mai  (23.  Oct.) 
1848,  wodurch  im  gauzeo  Staatsgebiet  gleiche  Grundsätze  eingeführt 
worden  sind,  jetzt  auf  der  Ordnung  vom  13.  Juni  1874r,  wodurch 
[namentlich  dem  Reicbsgesetz  wegen  Vermeidung  der  Doppelbesteuer- 
ang Becbnung  getragen  warde.  Die  Steuer  verbindet  mit  dem 
eigentlichen  VermOgensschoss,  einer  wirklichen  allgemeineo 
Verm»gens8teuer,  welche  aber  nur  die  grösseren  Verrnffgen»  jetzt  von 
5000  M.  an,  triffi,  die  sogen.  Collectey  mehr  eine  Personalsteuer 
fttr  Personen  mit  kleinerem  Vermögen.  Sie  beruht  heim  Schoss 
auf  Selbstschfttznng  nach  Eid  und  Gewissen  und  hat 
dabei  die  geheime  Zahlung  nach  dem  gesetzlieh  angeordneten 
Steuerfusse  beibehalten.  Die  Stener  ist  im  18.  Jahrhundert,  beson- 
ders in  dessen  zweiter  Hälfte  und  im  ersten  Jahrzehent  des  19.  oft, 
mitunter  jährlich  oder  selbst  mclirmals  im  .laluc  erbolien  worden, 
später  viel  seltener  und  nach  1649  iit)erh;ui])t  nur  noch  4  mal  (1854, 
1863,  1866,  1876).  8cit  der  Entwicklung  der  Einkoramen-  und 
Gnindstcner  bestand  auch  weniger  l'edinfniss  für  sie,  die  doch  in 
ihrer  Ausgestaltung  manche  Lnebenheiten  hatte.  Neben  der  Grund- 
Steuer  und  der  Firmensteuer  erscheint  sie  auch  steuerpolitisch  nicht 
so  nothwendig,  als  etwa  eine  derartige  Steoer  in  Hamburg  (S.  603). 
Indessen  wird  durch  letztere  beiden  Steuern  doch  nur  ein  Theil 
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des  Besitzes  nnd  lumiirteii  EiukommeDS  getidlVou.  Zur  gentlgenden 
MitKesteueriing  alles  letzteren  erschiene  die  Fortbildung  der  einmal 
gesetzlich  besteheoden  Vermögenssteuer  aus  einer  ausscrordcntliulien, 
was  sie  rechtlich  innner  gewesen,  bei  ihrer  neueren  seltenen  Er- 
hebuDg  auch  tactiöch  geworden  ist,  zu  einer  ordentlichen  wohl  der 
Erwägung  werth,  was  dann  allerdings  Btarke  Abänderungen,  viel- 
leicht die  Aufhebang  der  Grundsteuer  und  aocb  der  Firmensteuer, 
ersterer  wenigsteDS  als  Staatsstener,  bedingen  würde.  £ine  TOllige 
Anf  heboDg  der  ersteren  htttte  bei  dem  Cbanieter  des  bremischen 
Hsnsbatts,  als  eines  zugleich  nnd  yomemlich  städtischeni  Bedenken^ 
solaBge  beide  Hansbalte  nicht  getrennt  sind.  Ein  wesentlich  ans 
Einkommen-  nnd  VermOg<*nsstener  bestehendes  directes  Steuer- 
system, welches  andere  deutsche  Staaten  erst  jüngst  entwickelt 
haben,  im  Brnch  mit  der  historisch  tlberkommenen  Ertrngsbestenerang, 
wtlrde  in  Bremen  nach  Lage  der  Dinge  der  bisherigen  hibtorischeu 
Entwieklnng:  ja  ganz  entsprechen. 

S.  die  legislativen  und  :>tati2»(ii>cljen  Materialien  auch  Uber  diese  Stuuur  reich» 
halH^  mehrfach  im  Statistischen  Jahrboch,  M»  J.g.  VU,  IL  7,  S.  LXVIl,  J.g.  1876^ 
8.  430,  fr,  Jir.  1896.      482  ff. 

Die  Steuer  äcbeiut  etat  allm&Ug,  seit  1751 «  dann  besoDdera  seit  1S26  auf  die 
BefSlkeTDDK  anwerhftlb  der  Sradtbttrg«r8cb»ft  autigedtihnt  worden  zü  sein,  wobei  die 
Gcbiet!>bctrobtier  früher  ein  Aversum  /.u  leisten  hatten.  Ein/eine  Btstiunnuniren  der 
älteren  Schossordnungen  in  Beireli  der  bubjectiren  Sieocrpilicbt  der  Bremer  BUrgur 
uiid  der  allein  zum  (jewerbebetrieb  in  Bremen  mit  zugelassenen  Angehörigen  uar 
gewisser  anderer  Staaten  standen  mit  dem  fruliLtcn  Gewerberecht  im  Zusammenhang. 
In  dtT  revidirteii  Scho>sordnii!ig  vom  23.  Ort.  1848  wird  d-jr  Schoss  a!-<  (»ine  reine 
YermöKensabgabc  bczeichueU  welcher  in  der  Kei^ei  jedes  Vermögen,  das  iUOO  Thlr.  G. 
und  mehr  befr&gt  (vordem  8000  Tbir.  0.  nnd  mehr)  nneb  einem  pToceiMweise  fest- 
gesetzten Ma:i>s-tabe  unterworfen  ist.  Die  Vermög<  n  von  1000 — 3000  Thlr.  (i.  sollton 
dabei  immer  um  Va  niediiger  als  die  höheren  belegt  werden.  Die  Oollecte  wird 
(iagegio  in  der  Schossordnung  als  eine  Abgabe  cliaracterisirt.  bei  der  theils  auf  da» 
VenBOg<>nt  tbeils  auf  das  Gewerbe  Ru^k^icllt  genommen  wird  und  die  ron  denjenigen 
zn  entrichten  ist,  deren  Verm'tü.'n  den  Refrag  von  1000  Thlr.  nicht  erreicht.  Der 
höchbte  >&u  dieser  nach  Monaisbetragen  berechneten  Abgabe  hatte  stetii  unter  dorn 
Diediic»ten  Satz  des  vn  erbebenden  SehoMos  zurückzubleiben.  Offen  war  der  Schoss 
ron  ?,O00  Tlilr.  von  St.Mu  rpflichiiiren  mit  dieM-m  tind  In'linrem  Venni^srcn ,  derjenise 
ton  1000  ThJr.  von  den  anderen  CenMfen  zu  entrichten,  das  Uebrigo  konnte  verdeckt 
in  die  Siho-skiste  geworfen  werden,  aber  nur  in  Bremer  Gold  oder  anderem  gnten 
Geld«.  I>ie  Bestimmuiiüen  tlber  Mifeyective ,  objecHre  Sten«  rpHicht.  Befreiungen  von 
f«<^lui-s  und  Collfcte  sind  gt-nan  gcfasst.  U.  A.  war  »udi  das  VL-rniöiten  der  todten 
Hand  steuerptiichiig.  befreii  waren  nur  wenige  Per^onen kreis«  (Frediger,  Lehrer),  nur 
feviase  milde  Stiftungen,  übjectir  stenerpilicbtif  war  alles  Vermöfcen,  auch  das« 
Welches  Bremir  im  Auslände  bese>!ien .  ferner  fla^  k«!inc  Nutzung  gewährende,  dio 
Mobilien  u.  s.  w.,  der  kapitalwerth  von  Leibrentun,  doch  stet^  nur  das  reine  \  ermögüu 
■aeh  Abzug  der  Schulden.  Die  zur  CoUecte  Pflichtigen  werden  mit  bostfmmien  SUzmi 
von  der  BehOfde  angesetzt  nnd  hatten  Keclauiatiunsrecht  Charactcristisch  für  das 
eanzt!  System  war  folgende  allgemeine  BeimTkung  in  der  Schossordnong:  „Bei  Be- 
zahlung des  Schossea  wird  vorausg<&ci/t.  da>s  Jeder  seiner  beschworenen  BUrgcrpÜicht 
odsr  Qbememmenen  eidesüisttlicbfn  VeTsIcheruni^  eingedenk  sein  werde,  und  findet 
soweit  die  Ili-bnrig  auf  Treu  und  Glauben  statt.  ''Sollte  indessen  die  Srlm-^lx^hörde 
aus  besonderen  Gründen  sich  veranla^ot  rinden,  in  die  Kcchtlichkcit  eines  bcbosser» 
ViiBtiinen  zu  setzen,  so  soll  sie  befugt  sein,  den  eingebrachten  Sohoss,  bevor  er  itt 
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die  Schosskisto  geworfen  wird,  za  zählen  und  sodann  den  ümst&nden  nach  geeignete 
V«rfQgung  za  tzelTett.^ 

Aus  dem  neuen,  noch  pellenden  Gesetz  über  den  Vermög-en^^jchoss  vom  13.  Jani 
1874  sei  noch  Folgendes  hervorgehoben.  Die  Unterscheidung  ron  eigentlichem  SchoM 
und  CoUecte  ist  ir«bUebeii«  die  Grenze  ftber  jetzt  bei  €000  If.  zvisehes  bdden  go- 
zo>ren  und  die  Krltn'^-j  ^ir  hrip'pn  Vermögen  sind  in  höhere  und  iiic^riL:  In  i  dr-r 
(irenze  von  16.000  M.  abgctheilt.  Verdeckt  eingelegt  wird  in  letztcreu  beiden  Fällen 
der  Stenerbetrag  ron  tkb«r  16.000  und  benr.  ober  5000  U.  Vermögen,  der  Schoat 
ftlr  diesen  Yermögensbetnr  selbst  offen.  Doch  kann  jeder  Schosser  Alles  offen  gefea 
!Emy)fanp8chein  einzahlen.  Jene  Befugniss  der  Behörde,  crcntnell  die  ein^cleirte  Summe 
zu  zählen,  ist  geblieben.  In  allen  zweifelhaften  Fällen  kann  Erklärung  an  Eidcsstatt 
verlangt,  m  dem  Zvcck  auch  unter  Androhung  ron  Geldstrafe  roigeladep  werden. 
Für  Stiftungen,  juristische  Penonen,  Gcsellsrli  Lf[i  u  a  ;r}i  für  nlle  unter  Vormundschaft- 
lieber  oder  gerichtlich  bestellter  Verwalinug  bteheiideu  Vermögen  mos«  der  volle 
Schoesbetrag  offen  eingezahlt  verdeo.  Golleeten  Verden  Ton  amtlichen  Einaammlera 
eincassirt,  rückständige  ohue  gerichtlirhe  Intervention  executivisch  beigetrieben.  Der 
Fuss  des  Schosses  (in  "/q"^  wird  jedesmal  bei  der  Ansscbrcibung  festgesetzt,  er  ist  für 
Veruiögen  bis  16.000  M.  ipso  jure  um  V»  niedriger  als  für  höhere,  fUr  die  CoUecte 
des  Bötratrs  der  niedrigsten  Schossqoote.  Snli)eGtir  steuerpflichtig  sind  physische 
und  juristische  Personen  (incl.  Erwerbsge^Uscbaften,  auch  liegende  Eibschafien),  die 
im  Staatsgebiet  Wohnsitz  haben,  ferner  für  den  im  inländischen  Grundbesitz  und  Ge- 
werbebetrieb angelegten  y«rmAxenetbeU  auch  anawirts  wohnende  physische  nnd  domi- 
cilirte  juristische  Personen.  Unter  den  Befreiungen  vom  Schoss  seien  erwähnt  die 
ron  elternlosen  Mindet jährigen .  ohne  eigenen  Hausstand  noch  selbständiges  Gewerbe 
bei  Vermögen  unter  16.000  M.,  ferner  inländische  Öffentliche  juristische  Per^onea, 
anch  milde  und  gemeiuntttzlffn  Stiftungen  und  Vereine,  auch  Afbeiterversichenings- 
nnd  allgemeine  Beerdigungsrassen  (brüderscbaftlirhe),  dagegen  au'^<irücklich  nicht 
PamilienstifUingen ;  von  CoUecte  sind  frei  Dienstboten  in  fremdem  Hausstand,  öflent- 
liebe  Anne  n.  dgl.  VennOgensbe»itz  Sebeespllichtfger  im  deutschen  Anslaade  ist 
jetzt  steuerfrei,  r  dabei  nicht  der  Aetionär  für  das  in  deutschen,  ansser-bremtschen 
Acticn  angelegte  Vermögen  (§.  9).  Specialvorschriften  regeln  die  Stenerpflicht  Fremder 
(§.  10.  11).  Objectfr  stenerpiltehtig  aind  im  Allgemeinen,  Ausnahmen  nnd  einzelne 
Befreiungen  im  Gesetz  vorbehalten,  alle  Vermögensbestandtheile,  die  einen  Verkanfii- 
oder  Nutzungswerth  haben,  im  In-  oder  Ausland  belogene,  dort  besteuerte  oder  nicht 
besteuerte,  Nut/utig  gebende  oder  nicht  gebende.  Daher  ist  z.  B.  der  Besitz  Ton 
Actien  n  i c h  t  •  bremischer  Gesellschaften  mit  steuerpflichtig,  bremischer  nicht,  weil 
die  Actiengesellschaft  direct  schosspflichtig  ist;  doch  rnnss  auch  ein  Besitz  t^t' n-rfroier 
Bremer  Actien  vom  Actionär  mit  eingerechnet  werden,  ora  den  Umfang  der  bteoer- 
pÄiclit  und  den  maassgebenden  Proceotsatz  festznstellen.  Bei  der  alldn  erfolgaiden 
Selbstabschätzung  soll  lediglich  derjeiiii;e  Werth  zu  Grunde  gelegt  werden,  den  der 
einzelne  Gegenstand  nach  gewissenhafter  Ueberzeugung  des  Schossers  zur  Zeit  d»^ 
Beginns  der  Schosscrhcbung  hat  (§.  15).  Besondere  Bestimmungen  sind  als  Norm  für 
die  AbecUUzung  von  gewissen  Arten  nntzbuen  Eigenthums,  von  Renten,  Natznngt- 
rechten  getroffen  IG).  Die  Selbst»chätzung  erfolgt  nach  Eid  und  Gewissen,  von 
Bremer  Staatsbürgern  auf  Staatsbarger-  oder  BUrgereid ,  ron  Anderen  auf  Steaereid ; 
wer  keinen  dieser  Eide  geleistet«  hat  eidesstattlich  redliche  Zahlnng  zn  geloben.  Zo 
gerinjre  Srhosszahlun?  ist  nach  dem  Grade  der  Verschuldung  mit  (Jeldstrafe  bis  .'000  M. 
oder  mit  Gefäogniss  bis  zu  1  Jahre,  Verweigerung  gesetzlich  geforderter  Auskunft  oder 
Unterlassung  der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Anzeigen  mit  der  Hälfte  dieser  Strafen 
bedroht,  auch  bei  absichtlicher  Verschuldung  mit  dem  Verlust  des  etwaigen  öffeat- 
lirli  ii  IM'^  Krh'^linnfr  von  Schoss  und  Colleote  leitet  die  Schossbebörde  (Depo- 

tation),  der  aut  ihren  Antrag  Schossbarger,  gewählt  von  der  BOrgerschaft,  aber  nicht 
ans  ihren  Mitgliedern,  beigeordnet  werden  können. 

E-i  i^t  schade .  dass  diese  interessante  Steuer  im  letzten  halben  Jahrhundert  so 
selten  und  fa<9t  im  ganzen  letzten  Viertej^abrhnnderi  gar  nicht  mehr  erhoben  worden 
ist.  so  dass  man  die  Bewlhmng  dieser  Stenerrerfassang  nUJit  benrÄeilen  kann.  Frtiher 
hat  sie,  besonders  zwischen  1740  nnd  1820,  in  sdiwiiwiirnn  Zeiten  Dienste  gcleist^ 
auch  sehr  hohe  Sätze,  z.  B.  1813  V*  %         l^Vo  Einkommen  bei  Annahme 

von  4  7«  Beute),  erreicht,  ist  auch  wohl  mehrmals  in  demselben  Jahre  aufgel^ 
worden.  Die  neueren  Sitze,  so  in  dm  5  letzten  Malen  seit  1849,  waren  Va  Ve«  Ettr^ 
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dabei  1849  rand  251.000.  1854  336.000,  18G3  514.000,  18GG  544,000,  1^^7G  936.000 
Mark.  l'^TG  waren  in  der  8udt  Bremen  allein  in  unternter  Stufe  (bi:>  5000  M.  Ver- 
mßgen)  83G1  Censiien  mit  20.90  Mill.  Mark  Vormöffcn,  41.83  in  milderer  i5— 16.000 
Mark)  mit  32.25  Mill.  Mark,  49  59  in  liOelMter  mit  629.93  UUL  Mark  veranlagt  DIo 
bw  1730  zarackgehende  Statistik  ist,  wenn  man  die  Schätzungen  als  einigermaassen 
correct  aanehmen  kann,  aacb  fUr  andere  Fragen  werthroU.  1730  vurde  in  Stadt 
Bremen  85.78  Mill.  Mark,  1876  683.06  Hill.  Mark  rersteaeri.  eine  Steigeranir  von 
1  :  19.  Die  Zahl  der  Censiten  stiep  von  1780'80  bis  1860/69  ron  5250  auf  14.604, 
Too  c.  1 : 18,  des  Vermögens  von  36.03  aof  387.58,  ron  c.  0.1:  fast  11,  die  Zahl  der 
Genstten  mit  UelBem  VeimOgen  (aoter  9000  Tlilr.  Q.  oder  9964  M.)  von  4569  atf 
10.533  oder  von  c.  1  :  2.3,  deren  Vermögen  ron  6;08  Mf  27.24  oder  c.  ron  1  :  4.5.  der 
CcDsiten  mit  h<'\herem  Vermög^en  von  681  aof  4071.  oder  von  c.  1  ■  G,  deren  Vermögen 
ron  29.95  aut  oGO.äi  oder  von  c.  1  :  12.  Anfaug»  betrug  die  Zitlii  der  Ceusiten  mit 
ktobem  YermOgen  fast  7  mal  so  riel ,  als  die  deijeolgen  mit  grossem ,  ihr  Vermögen 
etwa  Vr,  ^on  dorn  der  letzteren,  jetzt  die  Zahl  nur  etwas  über  d.is  2'/2-fachr ,  das 
Vermögen  nur  etwas  aber  '/j^.  Zaerst  kam  auf  einen  Censiten  kleineren  Verfflö|i;ens 
ISSl.  xnletzt  2464  M.,  noeh  nicht  das  Doppelte,  anf  1  der  grSflseren  dagegen  52.908 
and  88.514  M..  um  ^l^mehr.  Diese  Entwicklunf^en  zeigen  doch  kein  socialpolitisch  so 
nngaiibtigcs  Bild  in  der  Handelsstadt,  bis  vielleicht  anf  den  Ponct.  dass  die  grösseren 
Vermögen  im  Ganzen  ho  viel  mehr  als  die  kleineren  sich  vergrösscrt  haben  und  heute 
so  viel  mehr  als  ehedem  im  Verhältniss  zu  den  letzterem  betragen.  Da  sich  das  aber 
d».r^nrrh  mit  erkl&rt.  tir^^s  die  Zahl  der  Besitzer  sieh  anssprordentÜch  rergrösscrt  hat, 
lät  doch  aoch  das  nicht  so  bedenklich.  Vom  Sieaerertrag  trugen  die  kleinen  Ver- 
nflgen  aoftDgB  eCiraB  Aber  Vt  (87.114  H.  ron  286^),  jetzt  nur  Vu  (^.^ 
fui  946.256  M.)k  Weitere  ttatiatiflche  Daten  und  Berechanngen  t.  a.  n.  0. 

§.  194.  Die  Umsatz-  und  die  Firmesetener.  Letztere 

hat  1884  die  erBtere  abgelöst^  die  aber  selbst  wieder  im  Jahre  1862 

an  die  Stelle  des  früheren  Ein-  nnd  Ausgangszolls  getreten 
war,  eines  Acala^^ons  des  ehemaligen  Hamburger  Zolls  (Ö.  608). 
Die  drei  verschiedenen  Abgaben  stellen  verschiedene  Methoden  zur 
Besteuernng  des  Kaut'nianns-üewerbes  in  einer  llaudels-  und  See- 
stadt dar,  wobei  dip  F'ntwickhnig  von  der  indirecten  durch  die 
Verkehrsstcuer  zur  directtn  Steuer  beachtenswerth  ist  nnd  den  be- 
troffenen Gewerbetreibenden  erwünscht  gewesen  zu  sein  scheint. 

Der  Zoll  wurde  nnt*'r  dem  ^^1men  Accise  als  Ein-  und  Anspan^zoU  nach  Ver- 
«fdnong  vom  2.  Jan.  1837,  die  sich  an  frühere  Verordnungen  ron  1826  und  1830 
ioflcliloes,  bis  Ende  1862  erhoben.  Der  Ein^angszoU  traf  die  Einfkihr  seevftrfa  mit 
'  s  °/o»  <ler  Ausgangszoll  die  Ausfuhr  see-  und  landwärts  mit  ' ',,  "  ^  vom  auf  Bürtrereid 
<l*-rhirirtcn  Werth.  Transitzollsatz  ftlr  reines  Spcditionsjrut  war  1  (irote  vom  Centtier  br., 
^'ewisse  Artikel  zahlten  nur  ^/g,  V4'  '-s'  «4  dor  Ali^alje.  Besondere  He^iiuiinungeü  fttr 
len  Verkehr  in  Bremerharen  und  Vegesack  (Vi^rordnuug  rom  2  Jan  1837).  Im  Vei^ 
ciehrsintcressc  grab  man  1862  diese  Zölle,  die  zuletzt  etwa  1  Mill.  Mark  jährlich  er- 
geben hatten,  auf  und  führte  die  Umsatzsteuer  ein  (üesetz  rom  10.  Nor.  Ib62). 
TenrdDVog  zn  §.  8  ditees  Gesetzes  rem  13.  Juni  1864  (mnlheDdaehe  InterpreUtioo). 
Uwes  Gesetz  vom  18/21.  Dee.  1871. 

Diese  UmsatKBtener  betraf  alle  Verkäufe  beweglieber 

Sachen,  wenn  entweder  der  Verkaufer  ein  hiesiger,  d.  b.  im  Bremer 

Staatsgebiet  Wohnender  oder  daselbst  Geschäfte  Betreibender  war, 
oder  der  Gegenstand  des  Vcrkauls  sich  zur  Zcil  des  Verliauls- 
ahschlnsses  im  Bremer  Staatsgebiet  befand,  mit  verschiedenen  Be- 
freiungen.   Die  I^ezahlnng  der  bteuer  lag  dem  Verkäufer  ob.  Der 
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Steaersats  war  nacb  dem  ersten  Gesetze  '^/,,  Kanfpreise 
and,  wenn  der  Gegenstand  scbon  einmal  Umsatzsteuer  gezahlt 
hatte,  bei  weiteren  Verkäufen  Ve  Vo>  zweiten  Gesetze 

Ton  1871  ttberbanpt  allgemein  nur  V«* 

Unter  den  Befreinnpen  befanden  sich  u.  A.  alle  VcrlTuife  bis  50  Thlr.,  ferner 
allgemein  Verkäufe  von  lebendem  Vieh,  gebrauchten  Mobiiien,  BUcbcrn,  Landkarten, 
Werthpapieren,  gcmt^ztem  and  aorerarbeitetem  Gold  und  Silber,  auch  Ton  Gegen- 
•tladen,  du  der  GoosmntionsiteQer  unterlagen.  Aueh  im  Staatsgebiet  verfertigte  Hand- 
werkserzeopnissc .  Ci<rarren,  neue  Schiffe  waren  beim  ersten  Umsatz  frei.  Trenn  sie 
nicht  ins  Ausland  gingen.  Die  steuerpflichtigeo  Verk&ufer  hatten  auch  bei  dieser  Steuer 
auf  StaatibOiirertid.  anderafalb  aef  ddlichen  Rerers  zu  declarfrsn.  mit  der  Befbfniss 
der  Behörde,  im  Zweifelsfalle  weitere  Auskünfte  zn  verlangen.  Ver^5omni8se  in  der 
Zahlung  werden  mit  Ordnungsstrafe,  absichtliche  oder  fahrl&saige  Hinterziehung  mit 
der  S^afe  des  5  — 25-fachen  der  schuldigen  Sonme  bedroht  Die  Entrichtung  der 
Steuer  erfolgte  beim  GeneraiMcueramt  geiren  Ertheilung  eines  Stempels,  statt  dessea 
bei  Platzverkäufcn  bis  300  Thlr.  Sterapelmarkon  verwendet  m'crden  durften.  (S.  Fin. 
arch.  B.  3.  S.  266  Ü.  Statistik  im  statistischen  Jahrbuch.)  Ertrag  1863  rund  657.000 
Maiit,  1871  (naz.)  1.114.000,  1872  789.000,  1888  611.000  M. 

Als  Schwierigkeit  und  misslicher  Umstand  wurde  es  empluuden, 
dass  die  Steuer  das  Bremer  Geschäft  in  der  Concarrcnz  mit  anderen 
Plätzen  erschwere,  nicht  alle  Branchen,  nicht  Speliteure,  nicht 
Auswärtige,  die  mit  Bremer  Agenten  arbeiteten,  treffe.  Mittelst 
neuerer  Verkebrsformen  entzogen  sich  auch  Geschäfte  der  Steuer 
und  die  Reicbsbörsensteuer  schränkte  das  Gebiet  der  letzteren  ein. 
Diese  Erwägungen  ftihrten  znr  Anfbebung  der  UmsatoBtener  Tom 
1.  JaH  1884  an  und  zum  Uebergang  znr  Firmenstener. 

Kach  einem  Vorschlag  der  Hapdclskammer  (s.  Fin.arch.  a.  a.  0.  S.  2nOV  Geseu 
vom  27.  Mai  1884,  Novellen  dazu  vom  23.  Jan.  1887,  3.  Marz  1894  .  9.  Nov.  1898. 
23.  Juli  1899.  Danach  jetzt  neue  Kedactiou  ron  letzterem  Datum.  Das  Gesetz  ron 
1884  im  Fln.arcb.  B.  8,  8.  251  ff.  Enilge  im  Stadatischen  Jahrbuch. 

Die  F  i  r  m  e  n  s  t  e  u  e  r  ist  wesentlich  eine  directe  kaufmännische 
(ieu crticisteuer.  Ihre  jiractisi  he  Berechtigung  liegt  darin,  dass  sie 
geschichtlich  die  Nachlolgerin  der  Umsatzsteuer,  bezw.  des  ehe- 
maligen Zolls  ist;  ihre  principielle  Berechtigung  darin,  dass  die 
Steuer  einen,  immer  nur  massigen  Beitrag  zu  den  Kosten  eines 
Staatswesens  h'efert,  welches  für  den  Handel  erhebliche  Ausgaben 
macht,  ohne  dass  letztere  durch  die  sich  an  die  Handeiseinriehtnngen 
n.  8.  w.  anschliessenden  gebtthrenartigen  Abgaben  oder  durch  die 
allgemeine  Einkommensteuer  vom  Handelsgewerbe  ansreichend  ge- 
deckt werden.  Die  Firmenstener  entspriebt  so  etwas  dem  Gmnd- 
Satz  der  Bestenerong  nach  Leistung  nnd  Gegenleistong.  Sie  nacbt 
wesentlieb  das  Handelsgewerbe  als  solches  zn  treffen  nnd  die  ein* 
zelnen  Betriebe  nach  ihrem  Gescbäfrsnmfang  zn  belegen.  Zn  dem 
Zweek  werden  diese  Betriebe  in  fUnf  Abtbeilnngen  gebracht,  auf 
Grund  von  Mittelsätzeu  für  eine  jede  Abtheilung  Steuercontingeute 
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^bildet  ünd  der  Betrag  der  letzteren  wird  danii  duroh  gewählte 
VertraiK  iisruiiimer  jeder  Abtheilnng  auf  die  einzelnen  Firmen  in 
dieser  vertbeilt.  Der  vStnntscasse  soll  dabei  ein  Mindestertrag  der 
Steoer  von  600.000  M.  verbürgt  werden. 

S.  ?nr  "Renrtheünnff  Fin.arch.  n.  a.  0.  S>.  260,  etwas  abweichend,  wie  es  scheint, 
TüD  lueuier  obigeu  pnncipieUeu  Auffassung  der  Steuer.  Durch  die  Novellen  oad  die 
letzte  Bedaction  r<Hi  1809  sind  einige  Aondornnfen  erfolfpt  Jetzt  sind  auter  den  im 
Har;drl-^rp{:ri^f«^r  ♦^incnmi^cnen  Finnen  auch  die  im  GenossenscLaftsregister  eing^etraccncn 
i>teuerpflicbtig.  Die  Steuer  ist  eine  für  die  Firmen  als  solche,  ohne  ßaclcsicht  auf  die 
Zahl  der  TbeUBehmer  einer  Finnm.  Prtther  vareD  Finnen  befteit«  welche  in  Yer^ 
bindurifr  mit  Handwerksbetrieben  pewerbsmÄssig  Handel,  aber  im  Umfang  yon  unter  10.000 
Mark  Jahresumsatz,  betrieben.  Diese  Be?<timmang  ist  jet/.t  wep^efalten,  aber  dafür 
gtüiitireil  vorgeschrieben  worden,  dass  sich  die  Commissionen  gutachtlich  darüber  2U 
tma^  haben,  ob  ein  unter  §.  1  des  HaudcUgesctzbacbs  vom  10.  Mai  1897  fallender 
Gewerbebetrieb  über  den  Umfang  dos  Kleingewerbes,  bezw.  über  den  Umfang  des 
Handwerks  hinausgehe  und  damit  der  Steuer  unterliege.  Früher  war  im  Ciesetz  ror- 
behalten.  4aw  eile  8  Jabre  nen  beatiiDint  werden  solle,  ob  die  Minimalenragsziffer 
Ton  600.000  M.  abecandert  werden  solle.  Das  i'  t  ji  t/t  beseiti?:'  w  inlrii  Di  r  Ertrac; 
war  von  1894—98  immer  etwas  höher  gewesen  (1894  rund  ÖIG.OÜO,  1898  G47.000  M.), 
freilich  kleiner  als  der  der  ehemaligen  Umsatzsteuer.  Die  5  Abtheilungen  umfassen 
die  erste  die  Gesch&fte  mit  besonders  umfangreichem  Betrieb  und  3000  Mittelsatz, 
die  anderen  4  die  tJbri^en  (ieschäfte  nach  Hetriebsumfang  mit  Mittelsruzen  von  1000, 
SOD,  100,  20  M.  Steuer.  Die  Bildung  der  hteuercontingente  jeder  Abtheilung  erfolgt 
dann,  wie  bei  der  ftubereB  prevsstoelien  Gewerbestener,  dnreli  MoJtipIieatiiw  der 
der  Firmen  mit  d^m  Mitttlsat/.  Die  Firmen  werden  durch  eine  sogen.  Einreihongs- 
eomniistiion ,  bestehend  aus  3  Mitgliedern  der  Stenerdepotation ,  wovon  1  immer  dem 
Senat  anfehftren  niass,  and  2  VertranensmAnnem  der  5  Abtheilungen,  in  die  Ab- 
thcilongen  jährlich  nach  freiem  Ermessen  eingereiht,  also  ohne  Forderung  von 
Declarationen  über  Bctriebsumfang  nnd  Ums.if;<  n!id  oline  genaue  Feststellung  der 
(iiössenverbaltnisse  dieser  beiden  Momente.  Inuerhaib  jeder  Abtheilung  wird  dann 
wieder  dnrcb  von  jeder  Abtheilung  ans  ihren  Mitgliedern  gewählte  Vertrauensmänner 
nach  dr Tfn  friMem  Ermessen  das  Sttmerrontingent  der  Abtlieilung  auf  dir  einzelnen 
Firmen  um^^elcgt.  In  der  Kegel  soll  dabei  jede  Firma  den  Mittelsatz  zahlen,  doch 
fauin  hei  geringerem  Geschiftsamfang  dieser  Satz  bis  anf  ermässigt  nnd  der  Ans^ 
fall  hierdurch  zur  Aufbringung  des  Contingontn  auf  die  grösseren  Geschäfte  durch 
Erhöhung  des  Satzes  für  diese  atjfgebracht  werden,  und  zwar  so,  dass  in  max.  in  der 
1.  Abtheilung  15.000  (jetzt,  nach  dem  ursprünglichen  Gesetz  nur  10.000  M..  was 
schon  anfangs  für  zu  niedrig  galt),  in  den  anderen  Abtheilungen  die  Hälfte  des  Mittel- 
mr.ts  der  riä<  hst  höheren  Abtheilnng  gezahlt  wird  (bezw.  nicht  errciclu  w  r  len  darf). 
In  der  5.  Abtheilung  kann  aber  jetzt  selbst  Freistellung  eintreten,  wenn  der  halbe 
Satt,  10  M.,  im  Einielfall  den  Vertraoensminnem  zu  hart  eischeint.  Um  dem  Staat 
den  Erirap:  von  600.000  M.  zu  sichern,  ist  indessen  eine  verhältiiissmü.ssi;re  Erhöhung 
der  Sätze  nöthigenfalls  ausdrücklich  im  Wege  der  Gesetzgebung  vorbehalten.  Kecla- 
mationen  gegen  Einreihung  und  Umlegung  sind  an  die  Stenerdepatation  zu  bringen, 
welche  die  ersteren  endgiltig,  die  zweiten  bei  abweisendem  Bescheid  der  meist  Qr^ 
(heilenden  Vertranensmänner  in  2.  InMuz  «itscheidet 

Auch  dies  gaoze  Steuersystem  beruht  in  starkem  Mftasse  aaf 
gegenseitigem  Vertranen  der  Kauf  lente  zu  einander  nnd  anf  genauer 
Kenntniss  der  Personal-  nnd  Gesehttftsmhältnisse  nnd  findet  in 
lolehen  Voranssetznngen  die  Grenze  seiner  Anweodbarlceit  nnd 
befriedigenden  Fnnetion. 

Eine  besondere  Abgabe  gebuhrenartiger  Natur  ist  noch  die  Kaufmanns*  oder 

BAt-- f  Iis  t »MI  er  (Verordnung  rom  28.  Jan.  1868  und  Beschluss  des  Kaufro&nnsconvents 
i^briich).  die  zur  Kostendeckung  die  Kaufleute  in  2  Abtheilungeu ,  neuerdings  mit 
W  nnd  25  M^  jihriich  belegt. 

41» 
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632  6.  B.  UebenioiiteiiderB«tieo«iuiK.  Bnumd.  §.195. 

Die  in  der  Statistik  zu  deo  Steuern  ?on  Gewerben  gerechnete  Wirtbscbafts- 
ftbfcabe  tnSt  Schanki^eirerbe  n.  dgl  (Verordnung  rom  81.  Jan.  1871).  Ertrag  1888 
78.301  M.  Sie  schliefst  sieb  eigentlicb  den  Gebrauchs-  nud  TarbiMichnbgabai  an« 
welclid  die  Bnmar  8tntiatik  zn  d«a  indiractan  atdlL 

^.  195.  Die  V e  r  I)  r  a  u  c  h  h  a  b  g  a  b  e  und  v  e r  w  a  ü  d  L  e 
Steuern.  Die  erstere  stanmit  ans  dem  alten  städtischen  Accise- 
system  und  ist,  abweichend  von  Haiuburjc:,  auch  nach  dem  Zoll 
anschluss  1888  in  beschränktem  ümi'ang  beibehalten  worden.  Die 
alte  Accise  oder  sogen.  Consumtionsabgabe  von  verschiedenen,  in 
der  Stadt  verzehrten ,  bezw.  verbrauchten  Gegenständen  des  all- 
gemeinen Consums  ist,  wie  so  viele  andere  allgemeine  and  specielle 
Aceisen  in  Deutschland  und  dem  übrigen  £nropa,  im  17.  Jahr- 
hundert (1625)  in  NothzeiteD  als  Zwecksteuer  eingeführt  und  dann 
beibehalten  nnd  anf  mehr  nnd  meh^  Artikel  ausgedehnt  worden, 
auch  in  der  knrzen  Zeit  der  französischen  Herrschaft  als  Oetroi. 
Ausser  in  der  üblichen  Weise  auf  Schlachtvieh,  Fleisch,  Wild,  Qe- 
flflgel  nnd  andere  thierische  Plrodncte  (Botter,  Kllse),  dann  die  Ge- 
tränke  (auch  Wein),  traf  sie  vor  1888  anch  Getreide,  Mehl  und 
ßackwaaren,  Viehfatter  nnd  besonders  Brenn-  nnd  BanmateriaUen, 
in  Form  der  Eingangssteuer  (Thorsteuer)  und  zum  Tbeil  der  Pro- 
ductionssteuer.  Nach  dem  Zollanschluss  (Gesetz  vom  25.  Juli  1888) 
ist  sie  auf  Schlachtvieh,  Fleisch,  Fleischwaaren  (incl.  Wild  und 
Geflügel),  Butter,  Käse  und  in  der  Stadt  Bremen  ^cbrautLS  Bier, 
hier  in  Form  eines  50  ^/oigen  Zuschlags  zur  HeichsbrauHteuer,  be 
schrankt  worden. 

S.  die  lei?isl;ifivr  n  un  i  statisti^^duni  Daten  ni<'lirfach  im  Statisti-rlit  n  Jalirbucb. 
z,  B.  J.g.  1876,  S.  447,  iö87,  S.  465,  1896.  8.  419).  Die  (irundlage  bildete  in 
neuerer  Zeit  eine  VerordnaD^  vom  26.  Jmii  1884.  Veiioderanfen  in  Eänze1]i«iteB. 
80  den  Stener-iät/on.  molirfarli  vor  1S"M8.  Die  zti!(!tzt  bis  dahin  geltenden  Tarife  tira- 
fasseu  im  Einzelnen  folgende  Haaptgattun^cn  mit  Steuersätzen:  Vieh  .und  Fleisch- 
waaren (darin  z.  B.  Ochsen  das  Stück  14  M.,  Kühe  u.  dgl.  10,  Kftlber  27» .  Schafe 
u.  dgl.  1,  Schweine  5,  Spenferkel  Vj^  M.,  Fleisch  im  Allgemeinen  1  kg."  10  Pf  ), 
ferner  Gelingel.  Wild.  Atistcrn;  tlnerische  Produrto  (Rntter  1  k<r.  5.  Käse  2'/»  Pf-): 
Getreide,  Mehl,  Backwaare  (so  Weizen  und  Gries  für  1000  kg.  IV Boggea  7 
n.  s.  w.):  HaUgeld  der  Brettner  (Air  1000  kf.  Wdsen,  Mite,  Buchweizen  54,  Reirveo» 
Gerste  4G,  Malz  40  M.V.  Mahlgeld  der  Rraticr  fGetrnido,  Malz.  Schrot,  Reis  1000  kg. 
83  M.,  Stärke  o.  s.  w.  4üVt«  Zucker,  Malzsarrogate  6G);  Getränke  (fremdes  Bier  1  L 
3  Pf..  Aepfelwein  2  Pf.,  Champagner  Q.  e.  «r.  Piasehe  1  M.,  Wein  Uberhavpt  Liter  20  Pf., 
Spirituosen  Liter  15  und  80  Pf.,  Essig  1  Pf.);  Viehfutter  (Heu,  Stroh,  Fuder  von 
15  Centner  40  Pf.):  Baumaterialien  (Ccinont,  Trass.  Gips  v.  d^i.  100  kß-.  HO  Pf.. 
Muschelkalk,  Steinkalk.  Dachpfannen  u.  s.  w,.  vcrachiedcuc  Arton  Steine,  i.  B.  Mauer- 
steine ICKK)  Stück  1  M.  70  Pf.);  Brennmaterialien  ^Brennholz.  1  Kubiktmter  50,  Torf 
28  Pf..  Steinkohlen,  Cokes  Hektoliter  7  Pf..  Ilnlzivolilcn  100  kg.  50  Pf  I^  ir  Gesammt- 
ertrag  war  1847—51  im  Durchschnitt  542.Ü0U,  Iöt>7~71  848.000,  im  letzten  Jahre 
1887—1888  1.540.000  M.,  davon  mnd  fttr  Vieh  und  Fleisch  885.000.  Anetem  8200,  Botter 
nnd  Käse  >^8.000  M.,  (i.-treidc  und  Mehl  150,000,  Getränke  .501.000.  Vielifutter  4000. 
Bnnm.'ifcrialien  158.0()O.  P.t.-iutinat.Tialii-ti  1f;#  t<*iO.  oder  in  drei  Hauptkateirorieen: 
Eböwaarcn  41.83*/^,  Getranlic  otj.U,  Anücriü  2i.-7  "/©•    (J*lirl>uch  für  lbö7,  S.  458) 
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Verbnacbs&bgibe. 

Die  Belastung  von  Mehl  und  Bafkwaaren,  auch  Brenn-  \md 
Baamaterinlien,  hatte  wohl  allgemeinere  principielle  BedenkcD,  die 
voD  einigen  anderen  Artikeln  Verkehrs-  ond  steuertechniacbei  die 
Besten erung  der  Getränke  war  in  der  bisherigen  Form  mit  dem 
Anschlags  an  den  Zollverein  nicht  aufrecht  zu  halten.  Dem  völligen 
Verlassen  der  Steuer  standen  finanzielle  Bedenken  entgegen,  ob  bei 
dem  Umfang  des  bremiacben  Etats  und  bei  dem  VerbleibeD  gpewiaser^ 
wenn  anehTerminderter  principieller  und  irerkehrspolitischer  Badeokea 
mit  Becht  darehscblageiidey  steht  freilieh  wohl  dahin.  Der  Ertrag 
ans  dem  naeh  1888  verbliebenen  Rest  der  Steuer  sank  auf  den 
dritten  Theil  nnd  hat  sieh  trotz  Volks-  nnd  Wohlstandsznnahme 
aneh  seitdem  nur  m&ssig  gehoben. 

Er  war  1889/90  486  000,  1894  r)56.000.  1898  640.000  M.  Von  letzterer 
Summe  kam  auf  Vieh  ond  Fleisch waaren  454.000  M.  (70.89  »/o),  auf  Butter  76.000, 
Käse  64rK),  aaf  Bremer  nnd  frtimdo  Eier  81.000  und  28.000  M.  Die  Str-uersÄtze 
md  jetzt:  fttr  Schlachtvieh  uach  dem  Gewicht  5  Pf.  für  das  Kilogramm,  unter  Aa- 
itbe,  vie  dies  zn  berechnen  ist  (Anaehlofls  u  den  Schlachtbup,  von  eingefahften 
Fleisch  aml  Fleischwaaren  derselbe  S;it/  i Leberpasteten  1  M.),  Hirsch-  und  Damhirsch 
Stock  10,  lieh-  und  Schwarzwild  M..  Hasen,  Gänse,  grösseres  Geflüfiel  sonst  30  Pf. 
das  Stück,  kleinereii  lU,  Butter  Kilogramm  5,  Käse  (ausser  Quarkkäse)  2\.,  Pf.,  Bier 
1  Liter  0.05  Pf.,  Zoachlag  zur  Bmnstener  für  heimisches  Bier  r>()  "/^  Bei  Ausfiihr 
erfolgen  RUckvergUtongen.  Tborsperr»'  mit  Sperrpeld  bestand  früher  in  Bremen 
auch,  ist  aber  schon  frtlher  als  ia  Hamburg.  Aoiang  1849,  gei'alleD. 

Diese  Verbraachsabgabe  findet  nun  seit  längerer  Zeit  und  aneh 
gegenwärtig  noch  in.  gewissen  sogen,  direeten  Gebrauchs-  nnd 
Gennssstenern  nnd  verwandten  eine  £r|^nznng.  Naeh  1896  er- 
folgter nener  Begelnng  der  Materie  werden  jetst  noeb  Staatsabgaben 
anf  MaskenbftUe  nnd  anf  NaehtigaHen,  stadtbremisohe  auf  Pferde, 
Lnstfnbrwerke,  Hönde ,  Billards  nnd  Kegelbahnen  erhoben.  Aneh 
die  oben  genannten  Wirtbschaftsabgaben  vom  Sehankgewerbe  n.  s.  w» 
würden  mit  hierher  so  reehnen  sein. 

Früher  sind  diese  und  die  meisten  anderen  Stenern  (nnd  damit 
zasaniiiieiiljaiigciide  Oebiibreu),  nemlich  alle  mit  Ansnabnie  der 
CoDsnmtionsabgabe  und  der  Umsatzsteuer,  die  allein  als  ständige 
gahen ,  im  jährlicbcn  Steuergesetz  besonders  bewilligt  und  dabei 
die  Normen  und  Sätze  festgesieJlt  worden.  Seit  lö96  ist  das  ge- 
ändert worden.  Ein  Gesetz  von  1896  fvom  22/23.  März)  bat  jetzt  die 
Bestimmangen  lUr  die  genannten  (lebraucbssteuern  als  „verschiedene 
indirecte  Abgaben'^  besonders  festgestellt. 

Im  Steuergesetz  für  1895—96  vom  30.  März  189*»  werden  z.  Ji.  anfsefiihrt: 
die  Grund-,  Erleuchtuogsstcuer,  die  Abgabe  vun  Erbschaften  und  Scbenkungen,  vou 
7eränsserung  von  Immobilien ,  Fom  ErUte  von  Versteigerungen  beweglicher  Sactbea, 
rnn  Clnbä  und  gc^  li!,,.^.  n»;n  (iesellscbaften  (in  2  Clas^un .  mit  40  und  20  M.).  von 
öUentiichen  SchauätuUungea,  öffentlichen  oder  mit  Kintrittsgeld  zugänglichen  Bällen, 
fiaUiMÜreiiiiethiiogen ,  roD  BiUaids,  X«selbahDen«  Lnstfulinrerken,  Pferden,  Ton 
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6.  B.  Ueberbichten  der  Beütöueruog.  Bremen.  §.  196. 


HoDdeo,  NachtifralleD,  MaskenbftlleD,  d»aa  Stent pekbgabeo.  Das  gw.  Gesetz  ron  1896 
belegt  für  den  Staat  Maskenbälle  (audi  CosUliDblUe)  mit  100  M.,  wobei  tni  aar  die 

auf  alleinige  Kosten  (einzelner  Privatpersonen  (rnirebenen  siud  (Ertrapr  """f  Tanzmasikea 
u.  s.  w  ?or  1896  3—4000.  seitdem  7—8000  ,1»98  8216  M.):  Nachtigalion  uud  Sprosiser, 
fhr  jeden  Vogel  20  M.  (Ertnr  9ttit  Jahren  20  M.,  also  1  Fall!  Lohnt  «s,  solche 
Steuern  aofrecht  ZU  erhalten?)  Für  di«  Stadt  Bremun  zahlen  Pff!rde  zur  Austibung 
eines  lieverboü  (Lohnkatscher  u.  s.  w..  aber  auch  Landwiithe)  10  M.  jährlich  für  dat* 
Stock,  alle  anderen  Pf«tde  sn  Geschlftssireeken  20  M.,  alle  Qbrigen«  also  vesendidi 
zu  Luxuszwecken  dienenden,  wenn  sie  auch  gelei;entlich  zu  geschäftlichen  Zwecken 
mit  benutzt  werden.  80  M.  für  das  erst»\  40  M.  für  das  zweite,  immer  je  10  M.  mehr 
für  jedes  weitere  Pferd;  befreit  sind  Pfcide  uatci  o  Jahren.  Dieuätpfurde ,  hoicbe 
öffentlicher  Behörden,  Pferde  zum  Verkauf  bei  den  Pferdehändlern,  Ertrag  c.  45.000 
Mark  in  den  letzt,  r.  J  ilir-n  vor  1806,  48—49.000  M.  in  1897  und  1898:  Lustfuhr- 
werke, bei  dem  BesiL^er,  der  zugleich  1  oder  uehrerc  Zugpferde  hält,  fUr  den  2- 
lud  mehrspännia:en  Wacen  40.  für  den  einspännigen  20  M.  im  Jahre,  tot  den.  der 
keine  Zugpferde  hiilt,  20  M..  Ertrag  c.  11.000  M.  ?or.  10-11  000  M.  nach  189ft; 
Hunde  fUr  1  lü,  bei  2  und  mehr  fUr  den  ersten  10,  jedoii  weiteren  20  M.  (frei 
nur  wenige,  u.  A.  bis  6  \^ocbeü  alic),  Ertrag  vor  wie  nach  1895 — 96  c.  25 — 26.000  M. 
Billards,  für  das  eiste  20,  jedes  weitere  10  KL,  Kegelbahnen  betw.  10 und  3  M. 
(also  aurb  hi  -  Privaten,  nicht  nur  in  Gastwirthsohaften  Q.  s.  w.),  Ertiaf  ?0D  beiden 
¥or  189Ö  4—6000.  seitdem  7—8000  M. 

Der  Gesarnntertrag  dieser  fcleinea  Qnasilazas-  oder  viiUlcben  LnzMeleoem 
vai  1898  c  101.000  HL,  noch  nicbt  ganx  2%  */«  dee  Ertcacs  der  Einkonunensteiier. 

Es  wird  immer  wieder  die  Frage  aaftauchen,  ob  man  durch 
derartige,  im  ErgebDite>  unbedeutende,  für  die  Steaer])llii  hti^^cii 
doch  durch  ihre  Form  rifters  uielir  noch  als  durch  ihre  Höhe  läötii;eri, 
auch  immer  uiii^lcich  wirkenden,  für  die  VervvaltnTi»j^  auch  nicht 
angenehmeu  tSteuem  den  richtigeu  Zweck  einer  Besteuerung  der 
Wohlhabenderen  und  Heichercn  (was  bei  der  Hundesteuer  ohnedem 
nur  tbeilweise  zutrifft)  yeri'olgen  soll?  Ein  kleiner  Znseblag  zor 
allgemeinen  Einkommensteaer  fttr  grosseres  Einkommen,  besonders 
in  Form  der  etwas  st&rkeren  Progressivität  des  Stenerfasses,  würde 
denselben  Zweck  in  jeder  Hinsiebt  besser  und  gleiebmässiger  m- 
reiehen«  Ein  riebtiges  Gegengewicht  nnd  Ansgleicbungsobjeet  gegen 
die  Verbranobsabgabe  von  Fleiseb  n.  s»  w.  bilden  solche  Stenern, 
wie  die  bremischen  Laxasstenem,  doch  auch  nicht. 

§.  196.  Sonstige  Steuern.  Es  sind  nebst  den  mit  ihnen 
in  Verbindung  stehenden  gebtthrenartigen  Abgaben  die  in  folgender 
Tabelle  91  snsanunengestellten. 

Tab.  Sl.  Sonstige  b  renische  Steuern  und  Abgeben  (Ertng  in  1806 

in  1000  Mark). 

SchiUfahrtsabgabe   692 

Gfttefdeclarationsabgabe .   .   .  136 

Hafen-  und  Krahntccld  .    .    .  1930 

Versicherungsstempel.    .    .  c.  269 

Andere  Stempel    .    .   .   .  c  07 

^Vecbselproteäte    .   .   .   .  c.  5 

Immmobilicnab^abe  ....  549 

Mobiliarabgabe   12 

GeiiolitMponeln   444 
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Venraltungssporteln  .   ,   ,   .  269 

ßecognitionsgelder    ....  7 

Erbschaf tsatuuer   .   .    •   .   .  239 

Summe   8907 

In  Veigifiich  directe    .   .   .  7195 
M       M      andere  indirecte 

(nur  Ter-  d.  G«bra«clisiteuer)  741 

Demnach  kein  unbedeutender  Gesanimtertrag  dieser  ver- 
schiedeneii  Abgaben,  welche  -  bis  auf  die  Immobilienabgabe,  einen 
Theil  der  Gerichts-  und  Verwaltangssporteln  und  der  Erbscbafts- 
steoer  —  wohl  weseotlich  den  Handel  nnd  Verkehr  belasten. 

Von  allgemeinerem  Interesse  sind  nur  einzelne  dieser  Abgaben, 
besonders  die  Schii'ffahrtsabgabe,  die  Declarations- 
abgabe,  die  Immobilienstener,  die  ErbBchaftaetener. 
Von  den  übrigen  wird  hier  nnr  noeh  der  Stempel  km  erw&hnt. 

Die  Sehifffahrteabgabe  iat  eine  gebflhrenartige  Zweck- 
•tener  Tom  SeesehiffTahrtemkehr  zm  Deckung  der  Eosten  der 
Correetion  der  Unterweser  von  Bremen  bis  Bremerhaven.  Die  Ein- 
richtang  ist  von  prineipieller  Bedentang  als  neueres  Beispiel  der- 
artiger Abgaben  zur  Kostendeckung  von  Verbesserungen  der 
Wasserstrassen. 

Biemea  wnide  durch  Keiciiügeäetz  rom  o.  April  1886  ermicbügt,  Schiffe  von 
900  Knbikmeter  Baamgehalt  an  mit  efner  Abgabe  nach  ICaassfabe  der  fta  kaiisiliche 

Wasseretrassen  im  Art  54  Absatz  4  der  Keicbsrerfassang  getroffenen  Bestimmungen 
zu  erheben,  wenn  es  die  Fahrt  oberhalb  Bremerhaven  nach  bremischen  Häfen  Schiffen 
hin  zu  b  ui.  Tiefijaug  durch  dic^c  Cürrccliün  ermögliche.  Daniber  warde  daua  zu- 
nächst ein  bremisches  Gesetz  vom  18.  März  1888  erlassen,  dem  ein  Finaoiplan  zur 
Au-ii.liiiHig  der  Correetion  und  der  Aufbrint^ung  «1er  Mittel  dafür  beigefügt  war.  An 
Steile  dieses  Gesetzes  trat  ein  neues  bremisches  vom  29.  März  1895.  Dies  b^itimmt 
Bacli  den  reiehsrecbtUehen  Normea  die  ErheboDg  der  Abgabe  rem  1.  April  1895  an, 
regelt  das  Einzelne,  anch  die  Befreiungen.  Der  Tarif  untcn>cheidet  7  Clausen  ein- 
ond  auj<gehender  Waarcn  und  giebt  in  einem  Waarenverzeichniss  an,  welche  ein/celne 
Katcgoricen  in  jede  Classe  gehören.  Die  Sätze  ^\nd  für  die  Tonne  von  lUUO  kg.  br. 
(also  Gewichtssatz  in  Vorbindung  mit  einer  rohen  W  ertliclaü^ifu  ation)  in  Giasse  I  Vit 
180  —  150  -  120  —  100  —  80  -  60  —  40  Pfennig,  fUr  Bau-  und  Nutzholz  aus 
Kiefern,  Fichten,  Tannen  far  den  sogen.  Standard  1  M.  Meistens,  aber  nicht  durch- 
am,  iriad  die  Sitze  die  gl^ieben  für  Ein-  und  Aufgang  (s.  Wtarenferzeicholn).  Bis 
Ende  1S97  war  die  Depuiation  für  Häfen  nnd  Eisenbahnen  befugt,  nach  Anhörung 
der  Handelskammer  mit  Zustimmung  der  Finanzdeputation  Aendcrungen  des  Tarifs, 
sowie  auch  etwaige  Befreiungen  zu  verfugen.  Der  Reinertrag  der  Abgabe  &oll  nach 
dem  gen.  Bdchsgesetz  zunächst  zur  Verzinsung  and  Abtragung  der  für  die  Correctioik 
der  Onterweser  erforderlichen  Anleihen  und  Staatsvorschllsse  dienen.  Soweit  er  dazu 
nicht  ausreicht,  wird  der  Fehlbetrag,  wcuii  er  die  in  dem  angebängten  Fiaauzpian  an- 
gesetzten Soamien  ttbersteigt.  aof  den  Wege  der  Staattaaleilie  gedecltt  Der  den  Zios- 
bedarf  übersteigende  Reinerfrag  wird  zur  Rückerstattung  etwaiger  Vorschilsse  der 
Staatscasse,  dann  zur  Tilgung  der  betroffenden  Anleihe  verwandt.  Der  Betiiobsplaa 
Qinfasst  60  Jahre,  im  ersten  mit  S3.9  Hill.  Hark  Kapitalauslage,  1.186.000  tfaik  Zine- 
bedarf,  500.000  Mark  muthmaasslicber  ReineinrnJime  von  der  Abgabe,  das  Plus  der 
Zinsen  wachst  dem  Kapitalbetrag  hinzu.  Der  Plan  veranschlagt  eine  Jährliehe  Zunahme 
des  Ertrags  der  Abgabe  um  40.000  M.  Im  27.  Jahre  erreicht  danach  die  Abgabe 
«nnAhend  den  Zinsbedarf  (KapitaJaoslage  dann  44.78  MilL  Mark) ,  vom  28.  Jahre  an 
erfolgt  not  dem  UebencliiiM  der  Abgabe  ilber  die  Zinsen  (Abgabe  geschitit  auf  1.58, 
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Zinsbedarf  aui  i.öü7.;^00  M.)  eine  allmuiige  Tilgung,  die  im  65.  Jalire  beeodet  Msitt 
würde.  Wirklicher  Ertrag  der  Abgabe  seit  1.  April  1895  im  Jahn  1895/96  bis 
1898/9;»  iTiTi>i  ivrnftn  rm  —  .-41  —  6i)4  —  r,92  Tausend  Mufc.  —  VeninbMonsen 
Bremens  mit  Oideuburi;  Uber  die  Angelegenheit. 

Die  Deelarationsabgabe  war  sobon  1862  in  VerbindoD^ 

mit  Voncbriften  Uber  Gflterdeclaratianen  %u  dea  Zweekea  der 

bremischen  HandelBStaliBtik  ak  kleine  Gontrolgeblihr  in  Stempel- 

form  eingeführt  worden,  ak  der  Zoll  fortfiel.  Die  Abgabe  kaon 

immerhin  mit  als  specielle  Besteaernng  des  Handels  gelten. 

Sie  wurde  nach  Ycrorduang  vom  10.  Vov.  1862  erhoben  nach  der  Norm  von 
1  Grote  (V7S  Thlr.  6.)  rom  deelaiirten  Werth  des  Objects.  Das  Gesetz  vom  14/19.  Oct: 
1888  setzte  die  Abgabe  ron  15  Pf.  für  1000  M.  Wenh  fest.  Novelle  dazu  rom 
26.  Nor.  1898.  Danach  ist  diese  Abgabe  jetzt  10  Pf.  für  S^editionsgut.  15  Pf.  für 
anderes  von  1000  M..  dabei  aber  gewtee  Kategorieen  von  Gfttern,  fofner  <v<Äi  aad 
Silber  in  Barren  und  gemünzt,  abgabefrei.  Neue  Kedaction  des  Gesetxoa  fom  1.  Dec. 
1898.  Eitiag  von  1894-98  war  ron  104.000  auf  136.000  M.  gestlegw. 

Die  Bestimmungen  Uber  den  Stempel  befanden  sieh  früher 
anch  in  den  jährlichen  Steoergesetzen.    Jetzt  ist  eine  allgemeine 

Kegeiuiig  1896  durch  Specialgesetz  erfolgt.  Der  Stempel  ist  wesent- 
lich Versicberu  Dgsstempel. 

Gesetz  vom  25.  Dec.  1896  (mit  lloveile  vom  14.  Dec.  1897).  Der  Yeisichenuiga- 
stempel  betriffk  SeeschiffiGdiit,  Pener,  auch  sonirtige  Zweige,  inel.  Lebens-,  Penstons-, 
Anastener-,  Militärverdchemng.  Die  Novelle  von  1897  befi'eite  bei  der  Seerersicheruug- 
Contanten,  Werthpapiere.  Aasserdem  Stempel  von  bestimmten  öfr<uitHchen  and  Privat- 
urkunden  (nach  Omfang  des  vertrendeten  Papiers),  von  Wechselprotesten.  —  Neues 
Oeriehtskostengeeets  Tom  SO.  Dec.  1899. 

Die  1  III  m  o  b  i  1  i  e  D  a  b  c:  a  1)  e ,  d.  h.  die  V^erkehrssteuer  von  Ver- 
äuBserun^'cn  von  Grundstücken  (Verkauf  und  sonstiges  oneroses 
lii'clitijgeschält) ,  ist  auch  in  Bremen,  wie  in  einigen  andeieii 
deutschen  Staaten,  besonders  geregelt,  daher  ht  mit  in»  8tempel- 
wesen,  wie  sonst  meist,  enthalten.  Auch  sie  war  in  dem  Jalires* 
stenergesetz  normirt.  Jetst  beruht  sie  anf  eigenen  Gesetzen. 

Gesetze  vom  31.  Marz  ISOH  und  ISi.  Juli  1899.  Der  Satz  ist  IV5  %  vom  Ver- 
kaufspreise, auch  im  Falle  von  Zwangsversteigerungen  und  Enteig^nuogcn,  bei  Tauschen 
für  beide  Objecto  zahlbar.  Ausdrücklich  enti&Ut  die  Abg.ihe,  wenn  gegebenenfalls 
Erbschafts-  und  Schenkongssteuer  zn  zahlen  ist.  Dieselben  Gesetze  regeln  jetzt  die 
Abgabe  von  freiwilligen  Versteigemngen.  beweglicher  Sachen  (MobUienabgabe  in 
der  Tabelle  oben),  sie  ist  »/^  Vo- 

Aach  die  Erbschaftssteuer  war  früher  in  den  Jahres- 
stenergesetzen  geregelt,  liess  Ehegatten  und  directe  Linie  frei  und 
hatte  nur  die  2  Sätze  von  4  ^j^  für  Geschwister  und  Geschwister- 
kinder und  8  %  <ttr  alle  anderen  Fälle.  Seit  1885  (Gesetz  Tom 
19.  HSrz)  ist  aneh  eine  Schenknngssteaer,  für  Sebenknngen 
unter  Lebenden  über  3000  M.,  gericbtlich  insinuirte,  wie  andere, 
binaagetreten.  Jttngst  ist  dann  die  ganze  Materie  durch  ein  eigenea 
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Speeialgesetz  yom  13.  Dee.  1895  und  18.  Juli  1899  neu  geregelt 
worden.  Zu  einer  Ansdehnnng  der  Stenerpflicht  auf  die  directe 
Linie,  ^vie  iü  deu  beideu  audeien  Hansesliidieii ,  ist  es  hier  uicbt 
gekomitien,  diese  Linie  ist  in  absteigender  (iiicl.  durch  Einkind- 
schaft aufgenouiuiene  Abkömmlinge)  und  aufsteigender  Linie  tiei 
geblieben,  auch  von  der  Sehen kungsßteuer,  ebenso  Ehegatten.  Die 
bisherigen  Sätze  sind  beibehalten, 

Ausserdem  sind  frei  Kirchen,  Schulen,  fromme  Stiftangen,  Arme,  dann  zur 
Fi>rderaD;  voa  Koost  und  Wissenschaft  oder  zu  sonstigen  gemeinudtzigeu  Zweckea 
dieneodo  Erbschaften  n.  s.  v.  und  SehMikangeD;  too  Sebeakttagasteiier  auch  iiocli 
»ndere  Fälle  (Gesetz  §.  27).  Die  Steuersätze  sind  noch  imTn  r  nur  2.  iieuiHrh  4  UDd 
S  wie  bisher,  4  %  für  Gecchwister  (auch  [halbbürtige)  und  deren  leibliche  Kinder, 
8  in  aHen  andemi  FiOen.  Von  Bedeatan;  sind  im  neuen  Gesetz  einige  andere 
Aendemngen,  besonders  die  Belegung  der  vererbten  Rente  und  des  Miessbraachs, 
«romit  ein  Naclilass  beschwert  war,  jetzt  mit  der  Steuer  sdlist,  unter  entsprechender 
Befreiung  des  Nachlattsett,  währcud  letzterer  £ruhcr  die  gaii2u  Steuer  auch  in  solchen 
Fällen  zu  tragen  hatte  (Gesetz  §.  4).  (S.  Schanz  im  Fin:arcli.  B.  15,  8.  624,  daselbst 
aucL  das  r; S.  (''O  tr)  Der  Ertrag?  ist  in  einem  mercaiifilen  (lomeinwcsvn  wie 
Bremen  begreit lieber  Weiäu  stark  schwankend  nach  Jahren,  nach  den  Zufälii^kuiteu 
den  Absterbens  der  Beicheren  und  Aermeren,  z.  B.  1892—98  mnd :  60«  —  884  — 
641  —  248  —  301  —  335  —  239  Tausend  Mark. 

HOhnüich  ist.  daas  Bremen  sich  bisher  von  Staatslotterie  frei  gehalten  bat. 

Lübeck. 

§.197.  Sein  öffentlicher  Haushalt  im  Allgemeinen. 

In  diesem  nach  Beruliferung  kleinsten  der  3  Freistaaten  (1896  83.324  £invohnerX 
an  Oebietsomfang  (298  qkm.)  das  brettiscbe  etwas  ttbenreffenden ,  deeh  nneh  hierin 

hinter  den  kleinsten  nionarctiiächen  Staaten  zurückbleibenden  Staate  übenriegt  zwar 
auch  die  Stadt  Lübeck  luiit  Vorstädten)  an  Volkszahl,  aber  nicht  in  dem  g^leichen 
Maaiü»e,  wie  in  deu  beideu  anderen,  über  die  übrige  Staatsbevulkerung  ^Stadt  1895 
69.874,  Land  1895  13.450,  incL  des  „Städtchens"'  Travemünde).  Das  ganze  Gemein- 
wesen niifl  riTirh  ()ess-iM»  Finanzwesen  haben  gleichwolil  ebenfalls  den  =;pecifi>chen 
Character  des  btäduscheu,  specieli  handela-  und  seest&dtischeu,  der  Lubeciier  8taats- 
baoslinlt  ist  daher  auch  im  Wesentlidien  zugleich  Stadtbansbalt.  Doch  ist  anch  die 
Stadis^euiL-inde  Lübeck  mit  eigenem  Vermuten  ausi:e>tattet  und  hat  «•■'*'i^^se  städtische 
Einrichtungen  mit  dazu  gehörigen  Ausgaben  und  Einnahmen  für  sich  mit  besonderem 
Etat  dafür.  Auch  die  Landgemeinden  und  Travemtlude  sind  jetzt  commtmale  Körper 
mit  elf  cner  Verfassung  und  Haushalt.  Das  der  Stadt  Lübeck  nach  dem  Bestand  rem 
Jahre  184^  allein  zustehende  StaatsrcrmOgen  kommt  in  seiner  Verwendung;  nnr  dem 
ganzen  Staatsgebiet  mit  zu  Gute  (KlUgmann,  a.  u.  a.0.  S.  61).  Aus  den  wieder- 
holt betoBttn  Btteksichfen  auf  den  Bavm  nnd  nach  der  ünmerliin  etwas  dngebendersn 
Darstellung'  des  Hatubarger  und  Bremer  Steuerwesons  soll  über  das  Lübecker  nur 
mit  kürzeren  Strichen  orientirt  werden,  vomemlich  nur  über  die  wieder  bemerkens- 
wertberen  beiden  Stenern,  die  Einltommen-  und  die  Erbscbaftsstener.  Oieicbwnlil  Ter- 
inlnte  es  sich  auch  bei  diesem  kleinen  Geneinwesen,  eine  genauere  Darstellung  seiner 
interessanten  älteren  und  n 'D.  rpn,  aoch  perade  wieder  neuesten  Finanz-  und  Steuer« 
geschichte  zu  geben.  Halt  uch  auch  Alle»  natürlich  geiurenwärtig  ia  viel  kleineren 
Dimensionen.  iJs  in  Bremen  oder  gar  in  Hamborg,  deren  Entwicklung  in  der  neueren 
Zeit,  in  VerKindunir  nit  il  r  allgemeinen  Entwicklung  des  Seehandels,  ja  diejenige 
der  einst  bedeutenderen  Ostseestadt  und  noch  im  Baog  unter  ihnen  an  erster  Sielie 
stehenden  alten  HaascMidt  weit  binter  sich  gelassen  bat,  so  bat  doeb  andi  In  nenester 
Zeil  Lübeck  selbst  wieder  einen  tüchtigen  Anfscbwnng  gimommen.  Es  bat  sich  eben- 
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falb  auf  grosse  oO'eotliche  Werke  (HafeabMiten,  CanalbftQten)  eingelassen;  in  seinem 
Finanzwesen,  in  der  NothwcndiirkLit,  aeiod  Stttuern  2Q  «itvickaln«  q»iag6lt  sich  dar 
Einfloss  dieser  Entwickiuu);  mit  ab. 

S.  Uber  di«  frobere  Zeit  dea  19.  JahrheudeTta  v.  Reden,  a.  a.  0. 8. 1522—1584. 

Behrens,  Topographie  und  Statistik  Luberks,  l.a.  2.  Th.  (1829,  1839).  Brelimer, 
Staatsb&u^balt  Lübecks  1872—81  (1888).  Staatsrecht  ron  KlUginana  im  UAod- 
boch  dea  Öffentlichen  Rechts,  III,  2,  8,  S.  89  ff.,  daselbst  Ober  Pinaaz?erwaltung  und 
Besteuerung  S.  56 — 58.  Aus  der  neueren  SteuergesetzgebQDg  seien  hier  nur 
wichtigere  Gesetze  bervorirchoben.  üeber  die  staatliche  Einkommensteuer  (Schoss) 
Iresetze  vom  20.  Juni  1816  und  2.  April  1817,  fortgebildet  durch  spätere,  besonders 
<ieaet2  Tom  18.  Oct.  1869.  revidiiles  Geeetz  aber  lättkeiiiiDeDKeaer  vem  27.  Mai  1872 
(Nov.-ll-  vom  23.  Sept.  1874),  neues  Gesetz  vom  27.  Mai  1889.  nebst  Gesetz  von  dem- 
selben Tage  aber  VerwAitaog  der  Einkommenateaer  (auch  im  Fio.arch.  B.  7,  S.  611  tf., 
621  ff.«  nebat  Gutachten  der  SteaerbehOrde  daza  aoa  1886,  S.  623  ff  ).  Zaaclü&ge  an 
den  gesetzlichen  Steuersätzen  des  Jahres  mehrfach  (so  Verordnuiteen  vom  6.  Jan.  1894« 
28  März  1895.  17.  Mära  1896),  NoFclIen  vom  17.  Juni  IS'.)"..  17.  Febr.  und  29.  Febr. 
1896.  Früher  bestand  neben  der  Einkommensteuer  noch  eine  so^en.  Militärstc  uer, 
die  mit  der  Eintaliriin^  der  Einkommenateeer  nach  dem  Gesetz  fon  1869  in  Wegfall 
kam.  Nach  Maassgabe  der  alteren  Gesetze  über  dirocte  Steuern  und  über  die^e 
Müitärsteuer  worden  dann  auch  „auaaerordentliche"  Steuern  in  Zaschiagform 
erbeben  (ao  nocb  V4  nach  Yererdonng  rem  4.  Jan.  1869  fftr  diasea  Jahr).  —  Grund- 
besteuerung.  Reste  älterer,  so  sogen.  Contributionen,  bestehen  noch  bis  in 
dir»  (icgenwart  in  gewissen  Durfern.  Für  Vo  rs  t  äd  t  e  und  Land  bezirke  Gesetz  vom 
24.  Mai  1876  Uber  Vermessung,  Ermittlung  uud  Bonitirunj!:  des  laud winh&chafi- 
lichen  Reinertrages  der  Liegenschaften  nnd  anderes  Gesetz  ron  demaelben  Tiis:e 
aber  Erhaltung  der  Flurbucher,  Mutterrollen  it.  a.  w.  aaf  der  Gei^envart.  Für  Stadt 
Lübeck  und  Vorstädte  bpeciell  Geseu  rem  8.  Nor.  1886  Uber  Ermittlung  dea 
Nntznngaarertha  der  Grnndattcke  und  Gebinde,  Gesetz  rem  9.  Joni  1890^ 
betr.  Vermessung  und  Katastrirung  der  innerhalb  der  Stadt  liegenden  Grundstücke, 
(jesetz  vom  24.  Nor.  1890  Uber  Deckung  des  Deticits  der  Casso  der  städtischen  Ge- 
mcindeanataUen  durch  eine  Steuer  vom  Scbätzniigsvcrth  der  Gebäude  und  Gruodstticke 
in  Stadt  und  Vorstädten.  Novelle  dazu  vom  12.  Juni  1895.  Die  „städtiacben  Gemeinde- 
anstalteu'*  umfassen  die  Gasanstalt,  die  Wasserkunst,  das  FeuerlOscharesen  und  die 
Polizeiwache,  die  Leuchtensteaer,  die  PÜasteisteuer  und  Wegeabgabe  im  vorat&dtischen 
Bezirk«  die  Zinsen  dea  Reaerrefenda  nnd  VerBcbiedenea.   Dardber  Verordnnnf  rem 

23.  Nov.  1877,  betr.  Budget  der  Verwaltnngsbeh<lrdc  dieser  Anstalten ^  Gesetz  vom 

24.  Nov.  1890  Uber  Becbnnug»-  and  Ca^enwesen  dieser  Behörde,  in  neaer  Kedaction 
rom  17.  Jan.  1898.  Für  die  Leochtm-  nnd  Pflastenteaer  SpecialbestlmmongoD.  — 
Gesetz  vom  2.  Nor.  1885  Uber  Eiseftbahnateue r  (nach  preussischem  Muster).  — 
Gesetze  Uber  Steuer  von  Wanderlagern  vom  17.  Dec.  1877,  29.  Ajinl  ISUÖ.  (iesetz 
Uber  Gewerbesteuer  von  der  Betreibung  der  Gast-  und  Schank  w  irthschaft, 
Kieinbnndel  mit  Branntwein  und  Spiritoa  rem  17.  Sept  1872.  für  das  Staatsgebiet  — 
Gesetz  über  Abgabe  von  L  u  s  t  h  n  r  k  e  i  t  c  n  vom  29.  Febr.  1896  (in  Kraft  seil  I.Jan. 
1900).  Gesotz  Uber  Hundesteuer,  iu  der  Stadt  vom  15.  Sept.  1856.  Aosdehanng 
SMt  das  ganze  Staataiebiet  dnrcb  Yerordnnng  rom  25.  Sept  1869,  nenea  Geaetz  tom 
17.  Dec.  1883  mit  Nachtrag  vom  26.  Febr.  1896  (in  Kraft  seit  1.  Jan.  1900).  — 
Auch  in  der  Stadt  Lübeck  bestand  früher  eine  allg^emeine  Co  n  s  u  ra t i  0 n  s ar  r  i  , 
nach  der  l'rauzusiscJieu  Zeit  durch  Veroidaunt;  vom  2ö.  Miirz  1818  gercjjeit,  mit 
mehrfachen  späteren  Veränderungen.  Neues  allgemeines  Verbrauchssteuergesetz 
vom  27.  Dee.  1S<^)C  und  Verordnunj^;  von  demselben  Tat;e  über  Mahlgeld  von  s*:u!nschen 
Mühlen.  Vurordnaug  über  Verbrauchssteuer  ron  Fleisch  und  Brot  vom  1.  Mai 
1868.  Weitere  Modificationen  in  Verbindung  mit  dem  Eintritt  Lftbeeka  in  den  Zoll- 
verein (11.  Au<:.  l^'GS),  Aufhebunj;  der  Accise  für  eine  An/ahl  Artik  1  nach  Belwuii^ 
machung  vom  10.  Aug.  Ibfis.  Gesetz  vom  17.  Juli  1872  Uber  Aufhebuntc  des  Mabl- 
zwangs  der  städtischen  Mühlen  und  der  Mahlacciso.  Verordnung  vom  12.  Dec.  1073, 
Aufhebunff  der  Accise  für  weitere  Artikel,  so  dass  wesentlich  nur  Accise  für  Schlacht» 
vieh.  Fleisch,  Wild,  Geflti-jel,  Uutter.  Hit  r  noch  bleibt.  Aufhebung  auch  dic^i^v  Accise 
excL  Zusclilag  zur  Keichsbraustcner  und  vom  vereinsländischen  Bier,  durch  Verordnung 
rem  14.  Dec.  1874  rem  1.  Jan.  1875  an.  Aacb  Thersperrf  eld  Imtt«  frflher  be- 
atanden.  —  Die  Uteren  Aas-  und  DQrchgnngszOlle  sind  schon  1845  bes^tii^ 
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vordeiL,  es  verblieb  aar  noch  ein  Eiogaagszoll  (Vt  7«  ^o»^  U'erth).  [m  Jahre  1860 


Zölle  und  Reichshteucrn  fahrte  luerst  das  Reich,  seit  188h*  Lübeck  selbst,  doch  so, 
d«ä8  der  preossische  ii'roriiiziaiiteaerdirectoir  in  Schletfvig-HoUteio  zugleich  zum  Lübecker 
OberzoUdlreelor  erM&Bt  winde.  —  Stempelresetx  Tom  6.  Febr.  1847  mit  späteren 
Nachträgen,  neues  Gesetz  vom  17.  Dec.  1879,  jetzt  giltiges  vom  10.  Jaiü  1889  mit 
zahlreichen  abändernden  Nachträjren.  Neuci  Gerichtskosten  jresetz  vom  22.  I>ec. 
1899.  Staatliche  VcruuääuruugäHbgabe  von  lininobiiieu  nach  (iei>etz  vom 
27.  Dec  1845.  neues  tie.set7.  vom  27.  Mai  1872  mit  Novellen  (rom  S.  Mai  1882, 
nO.  Jan.  1803.  V<.  Juni  1896.  22.  Dec.  isTtO).  Er  cL  aftsst  -t  r .  »^rneoerte  Ver- 
ordnung vom  3u.  Aug.  184Ö,  enMstzt  durch  V  erordnung  rom  lä.  bejjt.  1862  mit  Novelle 
von  15.  OcL  1868  (auch  im  Fla.areh.  B.  15.  S.  666).  nenes  Gesetx  vom  20.  Mai  1896 
(eb.  S.  659).  —  Schif ffahrtssa b ^abeu  (Verordnung  vom  20.  Jan.  1873),  — 
I,<'i<l''r  hat  auch  Lübeck  1897  wieder  eine  eij^ene  St  aatslottcri  e  eintreführt.  — 
£m  im  üothaer  Uofkaieuder.  ziemlich  bpeciaiisirt,  aucli  im  Jahrbuch  de»  deutschen 
notlMirereiiis  für  1901,  S.  64. 

Der  Lübecker  Staatshaushalt  ist  zwar  überwiegend  auf 
Steuern  Uüd  Gebühren  fundirt,  verfügt  aber  auch  daneben 
Uber  relativ  nicht  anerhebliche  Domanialeinküulte,  ältere 
aiiH  Forsten  und  ländlicheu  Grund^tUckeD ,  neuere  ans  Mietheu, 
ferner  über  Zinsen  und  Dividenden  aus  Acliv vermögen,  bezw.  Au- 
lagen,  obwohl  ein  Uaupttheil  davon  mit  der  Veräusserung  des  ehe- 
maligen Besitzes  von  Eisenbahnactien  (Lübeck  Büchen)  fortgefallen 
ist.  Die  oben  genannten  städtischen  Gemeindeanstalten  haben  ihr 
Budget  für  sich,  für  dessen  Defieit  erentuell  nur  die  Stadt  LUbeek 
(mit  Vorsfildten)  eintritt  (s.  n.).  Unter  den  Stenern  ist  die  an 
sich  nnd  naeh  dem  Ertrage  wiehtigste  die  Einkommenstener, 
deren  finanaielle  Bedentong  nenerdings  erheblich  gewachsen  ist 
An  sie  schliesst  sich  die  jetzt  anch  fiscalischer  ansgebaldete  Erb- 
schaft est  euer  an,  die  zugleich  als  eine  Art  Besteoerang  des 
Besitzes  nnd  dadurch  des  fandirten  Einkommens  mit  fungirt.  Da- 
i;egen  wird  der  Grundbesitz  für  den  Staat  nur  durch  die 
l  ru  s  a  t  z  8  t  e  u  e  r  besonders  belastet,  bloss  für  die  Stadt  zur  Er- 
güüzung  der  durch  eigene  Hinnahmen  nicht  vollständig  i^cdeckten 
Kosten  der  städtischen  Anstalten  auch  durch  eine  Grund-  (und 
Gebäu  d e-)  t  c !i  e r.  Dazu  treten  Ötem  pelabira  b  e  n  ,  lerner 
von  kleinereu  öteueru  und  Hteuerariigen  Abgaben  die  Eisenbahn- 
Btener,  der  Biersteuerz  Uschlag,  gewerbliche  Abgaben 
wie  die  Schankstener,  die  Lustbarkeits-,  die  Hunde- 
steuer, endlich  die  Schifffahrtsabgaben,  Gerichts-  und 
Verwaltnngsgebühren  und  verwandte  Anstaltseinnahmen 
(▼on  Schulen,  Gkfängnissen),  die  Lotterie. 


Folgende  Tab.  92  zeigt  die  Finanzverhältnisse  in  neuerer  Zeit 
und  in  der  Gegenwart  (1000  H.). 


tehlcMs  sieh  Staat  und  Stadt  LoImcIc 
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Tab.  92.  1875  1890  1900 

1.  Domänen   526  558  614 

2.  Zinsen  ond  Dividenden   913  780  428 

ä.  Steuern  ond  Abgaben 

a.  EiDkommensteiier                        440  600  ISOO 

b.  ErbHcbaftssteaer                            30  52  190 

c.  Biersteaer                                   20  85  55 

d.  Stempelabgabe                              89  97  148 

c.  Ver&ossernngsabgabe  ^186  ^  ^'"^^ 

L  Verschiedene  klt^inere     .    .          J  I       68  92 

g.  Scbiä  lahruabgabeu  179  24&  :i50 

SumiuS:   894  1170  2650 

4.  Lotterie                           ....  —            —  3.58 

5.  Gerichts-  nnd  VervaltonpgebQbrea  106          168  324 

6.  Sonstige  EbnialiiiieD   84          246  390 

Sami»e  (ordentliche  Einnähmen)  2473  2862  4760 

(ohne  Keichszoll-  und  Steueranthoilc) 

Siaatai,cbuld,  Aufwand    .....  1063  808  1422 

Anf  den  Kopf  Steuern  Mark  ...      14.9  15.3  c  28.2 

^           „   Einkommensteuer  Mark        7^  7.8  c.  16.0 

In  1900  kam  unter  der  DomSncn  ron  Pacbtangen  rund  167.000.  von  Tkliethcr» 
186.000,  von  Forsten  und  Torfmooren  151.000  M. ;  anter  den  verschiedenen  kleineren 
Abgaben  EisenbabDsteiier  89.000,  gewerbliche  Abgaben  47.000,  andere  (HundeMener^ 
6700  M.  Die  Einkommensteuer  ist  in  den  letzten  Jahren  stark  gestiegen.  1896  bi^ 
1900  von  itl8  auf  1256,  133.*..  iooC.  J.'>OU  Tausend,  auch  die  Erb«?r.haftÄstf»uer  von 
64  auf  153,  140,  190,  190  Tausend,  furucr  die  Umsatiwieuer  von  l^l  auf  216,  277, 
240  .  320  Taaaend  Mark.  Die  Lotterie  war  in  den  8  letzten  Jahren  mit  158.  315. 
353  Tausend  an?e;*ctzt!  Diese  Zahlen,  ferner  die  gesetztieberibchen  Haassregeln  auf 
dem  Beäteoerungsgebiet,  die  Vermehrung  der  Gebühren  und  sonstigen  Einnahmen  (die 
ttbrigens  mit  rermehrtoD  Ausgaben  fl&r  Anstalten  und  EinriehtODgen  sosammoihinfeD), 
die  Abnahme  der  Zinserträge  o.  s.  w.,  theilweise  eine  Kolyc  des.  Verkaufs  von  Eisen- 
bahnactien,  die  im  Besitz  de^  Staats  gewesen  waren  <Lubeck-Bucbeu)«  die  Zunahme 
der  Staatsschuld  (im  Nominalkapital  1875  25,  1890  13.6,  190  0  32.3  MÜL  Mari)  sind 
Symptome  einer  wesentlich  gespannteren  Finanzlage  dea  kleinen,  längere  Zdt 
etwas  stagnircnden .  jetzt  aber  wieder  rührij^ercn  und  in  grösserem  Aufschwung  be- 
findlichen Gemeinwesens,  daä  namentlich  durch  seine  starke  hnanzielle  Betheiligoag 
am  Elbe-Trareeanal  und  dnreh  Bauten  und  Einrichtungen  fUr  Hafen,  Handel  und 
ScAifTfahrt  verhältIli^smä^^i^'■  -rosse  Lasten  übernommen  hat.  Diese  Verden  sich  aber 
durch  den  Yeikohrsaufschwung  allmklig  wieder  bezahlt  machen, 

§.  198.  Lübecks  Steuersystem  und  die  wiehtigsteo 
einzelnen  Steueiu.  liinsiebtlich  des  iS  t euers ystems  ergiebt 
sich,  dass  es  seit  lange  den  Schwerpuact  in  die  directe  und 
zwar  in  die  allgemeine  Personalsteuer,  in  Form  der  Eiu- 
kommcDsteuer,  gelegt  hat.  Trotz  der  guten  Fortbildung,  welche 
die  letztere  durch  die  (Tesct7p:ebiiii;i,  erfahren  hat,  und  auch  unter 
Berücksichtigung  der  Ergänzung  dieser  ^^teuer  durch  die  Erbschafts- 
steuer in  deren  neuester  Gestaltung  und  allenfalls  auch  durch  die 
VeräusseraDgsabgabe  von  Immobiiien,  fragt  sieh  indessen  doch,  ob 
bei  einem  Ofientlicben  Haushalte^  wie  dem  Ltlbecker,  eine  solche 
Stenerverfassang  ganz  genfigt.  Sie  passt  eben  mehr  für  einen 
Btaatliehen,  als  einen  geinisebt  Btaatlieh-städtisehen  Haoshalt.  Die 
Grundsteuer  fUr  speciell  stftdtisebe  Zweeke  kommt  zwar  noeh  hinzo» 
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aber  doch  nur  crgänzangsweise.  Gerade  auch  die  neuere  Ent- 
wirklun^  des  Lübecker  Gemeinwesens,  mit  den  grossen  Auf- 
wendungen für  Hafen,  Canäle,  Handeiseiniicbtnn^en  lUsst  ähnliche 
Zweifel  wie  in  Bremen,  wo  aber  weniffstens  die  Firmensteuer  noch 
besteht  (b.  630),  und  wie  in  Hamburg  (S.  590)  auftaueben,  ob  nicht 
gerade  unter  den  Finanzverhältnissen  eines  solchen  üandelsstadt- 
Staates  die  Einkommensteaer  noch  stärkerer  Ergänzungen  als  durch 
die  Erbschaftssteuer^  Veränssernngsabgabe,  Stempel  and  dnroh  die 
städtische  Grandstener  bedürfte'/^  TheilB  am  die  Besteoerang  nach 
der  LeistongsfDiigkeit  noch  besser,  theils  um  di^enige  naeb  Leistung 
luid  Gegenteistnng  ttberbanpt  in  höherem  Maasse  dorchanfahren. 
Jetzt  wird  der  Einwand  nicht  gans  abznweisen  sein  —  Yoliends 
anter  Mitberilcksichtigang  der  indirecten  Beiehsstenem  and  neben 
einem  nar  mSssigen  steaerfreien  Existenzminimnm  in  der  Ein- 
kommensteuer, sowie  einem  Einkoramensteuerfnsse,  dessen  Progression 
bei  eiuer  Staats-  iiud  Gemeindeisieuer  doch  nicht  elien  weit  — 
dass  die  Steuerverfassung  die  Lasten  nicht  hinlänglich  stnrk  auf 
die  leistungsfähigeren  Schultern  und  auf  diejenigen  Personen  lege, 
welche  von  der  Verwendung  der  Staatsmittel  den  meisten^  jeden- 
falls den  directesten  Vortheil  ziehen. 

Die  Lübecker  Einkommensteuer  entspricht  in  ihrer  Ent- 
wicklang  im  Gesetze  von  1869  und  seitdem  im  Ganzen  den  An- 
forderungen der  neueren  Theorie  nnd  rationellen  Praxis  in  Bezog 
aof  diese  Steuer,  sowie  den  besseren  neueren  sonstigen  deutschen 
Gesetzen  nach  dem  Stande  der  Mitte  der  1880er  Jahre.  Das  Gesetz 
von  1872  bat  Uebereinstimmang  mit  den  reiehsrechtlichen  Vor- 
schriften (Vermeidang  der  Dopfielbestenening)  berbeigelubrt  Das 
neae  Gesetz  ron  1889  schloss  sieb  den  neueren  Gesetzen  der  beiden 
anderen  Hansestädte,  ancb  dem  k.  s&cbsischen  nnd  dem  prenssiseben 
Entwürfe  Ton  1883  an,  dehnte  n.  A.  die  Stenerpflicht  aaf  die  wich- 
tigsten Erwerbsgesellscbaften  und  Genossenschaften  mit  ans  nnd 
war  für  seine  Zeit  eine  gauz  Ukhü^^e  gesetzgehci  i.sihe  Leistting, 
auch  mit  einzelnen  singulären  Bestimmungen,  w^clche  l)eachtens- 
werth  sind.  Die  folgenden  Novellen  haben  aber  nur  Kinzelhciten 
betrogen,  besonden»  ist  der  »Steuertarif  geändert  und  erhöht  worden. 

Ueber  die  VerUndornncren  dos  Goset/os  von  T^^O  ■rcfr'Ti  die  frnli<^ron  Ci-^'^t^u.e 
ft.  das  GatachtcD  der  Steaerbtiüörde  zu  dem  Eutwurf  des  Gesetzes  aus  läöO  (Fiii.arch. 
B.  7,  S.  628  ff.)-  Die  sobjectiTe  Steuerpflicht  nur  der  physisch«!  Personen  war 
im  AllgameiDen  das  Fundament  des  (icsct^es  ron  1869  (20.  Oct.).  das  an  die  Steile 
der  bisherigen  directen  Steuern,  auch  der  Militärsteiier.  trat.  Den  Angehrtriircn  des 
Staats  waren  die  Fretudun  mit  Erwerb^sthätiKi^cit  aud  \^  ohnsitz  oder  Ge^tcbättsätelie  im 
Inland  gleicbgasleUt,  Fremde  ohne  Erwerbsthitigkeit  waren  nach  elnjihrifem  Wehnen 
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stenerpfliclitif.  »ber  du?  ftr  den  hier  rerbraDeliteii  TbeO  Ihres  EiBkonBieiis;  aidit 

im  Inland  wohnende  Fremde  für  ihr  Einkommen  aos  inländischem  Grundbesitz  oder 
als  Theilhaber  oder  Theilnehmer  hiesifrer  EitrenpeschRfte  a.  s.  w.  fur  das  daraus  bezogene 
Kinkouiuieu.  Sonst  waren  nur  private  Woiiiibäugkeitsanstalfeii ,  milde  Stiftuneen.  ub- 
getheilte  Erbschaftsmassen  steaerpflichög'.  StoVerfrei  war  EinkommeB  bis  800  M.  Ort 
(120  Thlr.),  der  bei  den  kleinen  Einkomm^Mt  nicht  niedrii^e  Steuersatz  war  3  M.  Crt 
für  801—500.  6  M.  fUr  501—600,  7V,  M.  für  OUl-700,  9  M.  für  701—800,  10'/,  M. 
ftr  801—900.  12  M.  für  901-1000  M..  ISV«  M.  flir  1001—1100.  U%  M.,  ftr 
2001—2100.  84"  ,  M  für  2000—3000  M..  dann  ?,  »/„  für  über  8000  M.  Bei  Censiten  bis 
3000  M.  Ort.  U200  Tbir.)  Eiokommeu  ermä^sigte  der  Steuersatz  sich  um  wenn  sie 
Familieu  von  mehr  als  5  Kindern  zu  ernähren  hatten.  Feste  Einnahmen  waren  nach  dem 
wirkliehen  Betraire.  schwankende  nach  S-jährigem  Durchschnitt  n renteiieni.  Schon  bei 
EiM^ntfimen  über  500  M.  Crt.  (200  Thlr.)  war  Selbstschfttzung:  gefordert,  mit  Straf- 
aitUrohungen  bei  betrügerischer  Absiebt  oder  gewissenlosem  Leichtsinn  in  den  Aogabea 
<10-ftebee,  im  ViederholoDg^fkUa  20'ftcbes,  der  Strafe  war  rom  Gerieht  zu  erteuieaV 
In  einer  Anlagre  zum  Gesetz  die  näheren  Bestimmuntren  Uber  die  GrundsHt^e  für  die  Ab- 
schätzung des  Einkommens.  Eine  bes.  Verordnung  (20.  Oct  1869)  traf  die  Bestimmoogen 
für  die  Verwaltung  der  Einkomiaensteaer,  aoch  Ober  die  SchitzungscoramissioBeiL 
Das  G^tz  von  1872  stellte  im  Wesentlichen  nur  die  Bestimmungen  über  die  sub- 
jf-rfire  lind  obj-TTiv*'  Sf-df rpfiicbt  in  Einklanü  mit  dem  Reic!tsrerht.  lu  der  Novelle 
dazu  U^'^)  wurde  iiinkuuiuien  bis  4Ü0  Keichüuark  i^k«^)?«^"  *^^0  bisher)  steuerfrei,  der 
Tarif  nur  in  Reichsmark  geaetst  (401-600  M.  3  M.  60  Pf.  Steuer.  6—700  M.  7  M. 
'JO  Pf..  7  800  M.  9  M.  u.  8.  w..  3900-4000  M.  120  M  .  <"„  j  r-t  bei  Einkommen 
Uber  400O  M.).  Aach  in  dem  (ieeetz  von  1889  ist  es  im  (ianzeu  bm  den  Beetinunongea 
der  rorausgehenden  Gesetze  «her  anbjeetfre  Stenerpflicbl  der  physischen  PerwMiett 
geblieben,  u.  A.  in  der  Vorschrift,  dass  Keichsausländer  ohne  eigenen  Erwerb  im 
SfaatNürebift  ntir  für  ihr  hier  verbraachtes  Einkommen  pflichtie:  sind.  Die  Stenor- 
püiciit  iticlit-physischer  Pürsoneü  wurde  aber  vuu  uuffctlieiiteii  Erbachaftsiuaitsen  und 
PriratwohlthätigkeitiianstaltMi  und  milden  Stiftungen  jetzt  auch  aaf  im  Inland  afuende 
Actien-,  Oommand  i  t  a  r  ti  cn  erese  llseh  a  f  i  e  n  nnd  einpetrairene  Genossen- 
schaft od  ausgedehnt,  wobei  die  ausiäudiscben  beiden  en>teren  nur  für  das  Eiakommea 
aas  inlindiachem  Gmndbesiiz  und  ans  dorch  Zveigniederlaasungen  oder  dardh  Beroll» 
mfichfip:te  betriebenen  (n  werben  sfeuerpflichtig  sind.  TTeberliaupt  aber  ist  alles  Ein- 
kommen aus  inländischen  Quellen,  (iruudbesitz.  Gewerben,  Otfentlicben  Gassen,  aoch 
aus  Vermögen,  welches  von  einer  durch  die  Lübecker  Behörde  angeordneten  Vormund- 
schaft oder  Cteralel  rervaltet  wird,  der  Steuer  unterworfen.  AasdrOcUich  frei  TOD 
Firik.>mm''ri'-f»-Ti.'r  ist  nur  das  ans  inländihclnui  (icwerbebctrieb  bezogene  Einkommen 
aui>wi4nigcr  Versicherungsgesellschaften,  dann  das  der  Eisen bahnsteoer 
unterworfene  Einkommen  (§.  S)  reo  BahnnntMrnebmen.  Dnter  den  Befrei  an  gen 
sind  die  Einkouitnen  bis  ROO  M.  nicht  l)esondcr8  genannt,  aber  der  Tarif  beginnt  erst 
mit  einem  höheren  Einkommen  (§.  3,  4).  Den  Besitzern  von  Höfen  in  gewissen 
Dörrern  werden  dabei  die  von  ihnen  zu  zahlenden  älteren  Contribotionen  auf  ihre 
Einkommensteuer  angerechnet.  Die  objectivo  Sieuerpflicht  ist  auch  im  Allgemeiaea 
wie  bisher  tuid  damit  wie  überhaupt  in  anderen  Gesetzen  bestimmt  (§.  7  ff.,  auch 
Anlage  A),  was  die  Berechnung  des  steuerptiicbtigen  Eiakommeiis,  die  Abzugsposieu 
a.  a.  w.  anlangt,  doch  mit  einzelnen  beachtensverthea  SinfolaiitUeii  (s.  Anlage  A. 
s.  u.  A.  bt  sunders  Nr.  9  der  Anlage  A.).  D;inarh  ist  stetn-rpfliehtig  auch  ..der  Ertrsc 
einzelner  Gewinn  bringender  Geschäfte,  auch  wenn  dieselben  nicht  gewerbs- 
missig  oder  tu  Specnlationszweciren  abgeschlossen  sind,  namentlich  der 
K api talgevinn  bei  Veräusscrung  von  Grundstücken,  Wer thpapieren 
n.  dgl..  Lotteriegewinne,  Präniienjrowinne.  sowie  überhaupt  alle  vorsffhend  nicht  nam- 
haft gemachten  tinnaiimeti  unter  Ab/.ug  etwaiger  Geschäftaunku?ten.  Als  Kapital- 
gewino  im  Sinne  der  vorstehenden  Bestimmung  ist  auch  derjenige  Gewinn  in  Anschlag 
zu  brintren.  weh  lur  oh  ne  eine  besondere  Thati^keit  des  Steuerpflichtigen 
in  Folge  einer  seit  dem  Erwerbe  eingetretenen  Wertherhöhung  des 
rerinsserten  Gegenstandes  eingetreten  ist:  onsere  Bestenemng  des 
..Conju  nctu  rcngewinns''.  Etwaige  Kapitalverluste  innerhalb  desselben  Jahr(^ 
dürfen  abirezo<reii  werden.  Nicht  zum  EinlkOmmen  gerechnet  werden  Einnahmen  aas 
Krbscbaftcii.  bcLeukuii^eii.  Lebens-  und  Unfallversicherungen,  Heirathsmitgiftcn  (s.  zor 
Begrondnng  dieser  Nr.  9  das  Gatachten  der  Sieaerbehördo,  Fi]i.aich.  a.  a.  0. 8. 639  £X 
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Beseitigt  ist  in  dem  Gesetz  von  1889  8  auch  dio  frühere,  sonst  alkemoin  übliche 
Uoierscbeidung  zwischen  tichwaukeudeu  und  feäteti  EuikUiifteu,  es  soll  nur  angegeben 
nd  besteuert  werden  dae  Einkommea  in  dem  Kalendeijahr,  welches  dem  Jahr  der 
Stenerentrichtong:  voran  treht  (s.  Begründanjf  in  dem  gen.  Gatachten  S.  631  fp. 
Nor  Personen  und  (ieseilscbatten,  die  dem  UaudelsKoaetzbacb  eotspreGbeode  Bacher 
ftlbren  nUseen,  lutben  ntch  dem  doreluebnitdichen  Ertnr  der  vonuifehenden  S  J«br» 
zu  steuern,  wobei  Verlustjahre  nicht  niedriger  als  mit  Null  anzusetzt^n  sind.  Der 
Steuertarif  (§.  4)  hat  btafen  von  je  100  M.  von  600 — 4000  M.  Einkotnmeu  und 
steinende  S&tze.  besonders  für  die  kleinen  Einkommen  niedriger  als  bisher  (600-  700 
Mark  4  M.  oder  V,  "/o  der  Unterjrrenze.  7-  simi  m.  ö  M..  8— 900  M.  7  M.,  900  bis 
1000  M.  9  M.,  1000—1100  M.  U  M  oder  1.1  */„  der  Dniergrenze  u.  s.  w..  2000  bis 
2100  M.  37  M.  oder  1.85  %,  iiUOU-8100  M.  80  M.  oder  2*/,  Vo,  3900—4000  M. 
120  II.  eder  S.08  7o  vntwgnmn).  H«heree  EinkoiDneii  tr&gt  wie  bisher  3  7o- 
Dabei  beisteht  die  äingulSre  BestimmririT .  da>s  sich  der  Steuersatz  eines  Censiten  mit 
steuerfreiem  neben  steuerpflichtigem  Einkommen  nach  seinem  Gesammtein- 
kommen  richtet,  also  eventuell  entsprechend  höber  ist.  Erleicbterungen  wegen 
geringerer  Leistungsfähigkeit  sind  in  bemerken swoithem  Maasse  noch  weiter* 
Itehend  als  bisher  gewährt,  so  für  Familienernfthrer  mit  Einkommen  bis  2-500  M.  mit 
Familid  voo  mehr  als  ö  Personen  (nicht  nur  Kindern)  um  Va*  ^  mehr  als  7  um 

5).  Ausserdem  kann  die  SteaerbehOrde  bei  Ceoüiten  bis  2500  U.  jetzt  euch  vegeii 
anderer  üm  Tan  Je  (Ilnsrere  Arbeitslosigkeit,  andauernde  Krankheit.  ünglacksf&Jle),  wenn 
sie  die  Leistungsfähigkeit  erheblich  beeintr&chtigen,  Erm&tisigaogen  oder  Erlass  toa 
Theilbeträgen  gcwlhren  (§.6).  Die  Veranlagung  der  Steuer  beraht  auf  aligemetner 
Declarationspflicbt  in  Bezug  Mlf  das  Einkommen  (§.  14  ff.),  steuerpflichtiges 
and  stein  rfr-  ies  soll  „nach  bestem  Wissen"  angegeben  werden.  Wer  nicht  rechtzeitig- 
die  Steuererklärung  einreicht,  wird  von  der  Schätzuug.NComiuission  eingeschätzt,  üeber 
letztere  s.  das  besondere  Gesetz  Uber  die  Verwaltung  der  Einkommensteuer  vom 
27.  Mai  1889.  RechTrmrlttheile  für  unterlassene  Erklarunfr  fehlen.  J«!nc  Commission 
ist  aocli  die  Prufung9ins»tanz  der  Steuererklärung  und  darf  das  betr.  Hütkommen  on- 
nittdbar  eder  nach  Temehmiing  des  BetbeiHgten  erhoben  (§.  15).  Von  Arbeitgebtfn, 
Dienstherrschaften  kann  die  so^en.  Meldcargabe  für  dai<  von  ihnen  gezahlte  Ein- 
koBimen  der  von  ihnen  beschäftigten  Personen  verlangt  werden  (5^.  16,  Abs.  2  u.  B, 
mit  Androhung  von  Ordnungsstrafe  in  §.  20).  Uebergangeno  Steuerpflichtige,  ferner 
an  niedrig  von  der  Commission  eingeschätzte  mOssen  das  schriftlich  anzeigen  (eben- 
h\h  tinter  Strafandrohnn£r,  §.  IG.  20,  auch  den  entgangenen  Betrag  nachzahlen.  §  22). 
fieciamationen  (Einsprüche)  gehen  an  die  Steuerbehörde,  bei  ablehnendem  Bescheid 
weiter  ab  Beediveide  an  den  Senat  „unter  Anseehlnss  des  Rechtswegs^.  §.  17.  18). 
Absichtlich  ('der  fahrlSsi«ig  unrichtige  An-raben  Uber  das  Einkommen  sind  wie  früher 
mit  Geldstrafe  des  Zehnfachen,  im  Wiederholungsfälle  des  Zwanzigfachen  des  hinter^ 
zogenen  Steuerbetrags  bedroht  (§.  19).  mit  Festsetzung  der  verwirkten  Strafe  nicht  mehr 
dvreh  das  Gericht,  sondern  durch  Bescheid  der  Steuerbehörde  nnd  mit  Berufung  da> 
gegen  nur  an  den  l^enat  (§.  21).  Verspätete  Steuerzabhinr  hat  den  Zuschlag  einer 
Oebahr  zur  Folge  (§.  24).  —  Die  Finanzbedürfnisse  veranlassten  uielulach  zur  Auf- 
legang  ?on  Zoschlliren  so  den  gesetzlichen  Sätzen,  so  1894  und  95  (für  1  Quartal), 
fßr  Einkommen  i>h^r  1200  M.  um  '/,.  18%  fiir  das  ül)er  20(t0  M.  um  Die  Nov-il.- 
rem  19.  Febr.  1896  führte  den  Tarif  in  stärkere  Progression  des  Stet;crdutzes  hinüber, 
ll^lhrend  die  Sitze  bis  9000  M.  Elnlommcn  etw»  die  bisbeHgen  blieben,  stiegen  sie 
dann  «regen  bisher  etwas,  so  bei  2000-2100  M.  von  37  auf  38  M.  u.  s.  w.,  bei  .SOOO 
bis  3100  M.  von  auf  85.  bei  4(X>0— 4100  M.  von  bisher  128  auf  in.',  bei  .5000 
bis  5100  M.  von  153  auf  185.  bei  5900—6000  M.  von  180  auf  230.  vun  über  6000  M. 
bis  90.000  M.  wnrdc  der  Satz  für  jede  angefangen«  100  M.  6  M.  mehr,  bei  Ober 
WOOO— 100.(iOO  M.  7  M.  mehr,  bei  i;l)er  100.000  M  r,  "Z,,,  im  (iai./.-i..  Ermässigungen 
wegen  verminderter  Leistungsfähigkeit  aus  den  bibberigeu  gesetzlichen  Gründen  können 
jeia  bei  Einkommen  bis  5000  H.  gewährt  werden.  Anch  hier  zeigt  sich  so  die  all- 
gemeine  Entwicklung  der  neueren  deutschen  Gesetzgeburg  auf  dies(  ni  (Jebiete  in  der 
angedeutefen  fiscalischcn  und  socialpolitischen  Tendenz.  Sie  wird  auch  bei  diesen 
Sit/en  nach  oben  zu  nicht  stehen  bleiben  können.  Durch  die  Novelle  vom  17.  Febr. 
1896  sind  ausdrücklich  am  Ii  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  und  Berg- 
t'"w  r|.  (  haften  Subjecte  der  Einkomm«  iisfencr  geworden.  (Ueber  Bergwerk 8 *bgltbeik 
iicäiimmungea  in      173,  174  des  Berggesetzes  vom  28.  Oct.  1895,) 
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Die  Veränsserungsabga  be  von  Immobilien  ist  eben- 
falls in  üscaiischer  Tendeoz  oeaerdiogs  (1893)  erhöht  worden,  ^00 
1  auf  2 

Nach  (lern  Gesetz  von  1872  sind  das  ab<?abepflichtige  Rechtsi^eschäft  Vor- 
iasserangren  voo  Gebäuden  und  GruodstUcken  aoter  Lebenden,  bei  Tausch  ist  die 
Abgabe  von  beiden  Objecten  zu  zahlen.  Früher  bestand  eine  gleiche  Abgabe  auch 
far  Aaotionen  roii  Waaren  nod  Hobilien. 

Für  die  Einrichtung  der  wesentlich  als  Gerne  in desteaer 
fongirenden  Grund-  und  Gebäadesteaer  sei  auf  die  oben 
genannten  Gesetze  verwiesen. 

Erwähnt  sei  nur  aus  der  Gesotzpebunff  von  ls8b,  dass  in  clpr  Veranlapun? 
Gebäude  nebst  zugehörigen  Höfen  und  Hausgärten  von  den  sonaiigeu  ertraifsfähigea 
GrondstQcken  i  Liegenschaften)  unterschieden  werden.  Es  werden  für  den  Nntzungs- 
wcnh  Werthstufen  von  10  zu  10  M.  gebiUiof.  Die  Ermittlunj'  bezieht  sich  auf  den 
vollen  Bruttomieth Verth  nach  dem  jährlichen  Darchschnittsmiethwertb,  d.  h.  nach  dem 
Hiethpveise  des  dem  ßnaittlungsjahr  nnmlttelbar  TOTaiiiregMifreneii  Jabnelienta.  Äk 
Einheitssatz  gilt  für  10  M.  Nutzungswerth  in  der  Stadt  Lübeck  selbst  10  Pf.,  im 
inneren  Vorstadtbezirk  15.  im  äuf^sercn  6,  in  anderen  Tbcilen  der  Vorstädte  o.  s.  w. 
8  Pfennig.  Wieviel  jährlich  erhoben  wird,  wird  besonders  bestimmt,  so  für  die 
DeckoDg  des  etwaigen  Deficite  der  Tervaltnng  der  QenielDdeaiinBlteii. 

Die  Erbschaftssteuer  beschriinkte  sich  vor  dem  (Icsetz 
von  1896,  vvii;  irewobnlich  in  Deutschland,  auf  die  Seitenlinie^  und 
Nichtverwaudte,  war  aber  schon  1868  gegen  die  Sätze  in  der  Nen- 
ordnuDg  von  1862  gesteigert  worden,  im  Gesetz  von  1890  iRt  nun 
der  wichtige  Schritt  gethan  worden,  wie  in  Hamburg  (§.  185),  die 
Steuer  auf  die  directe  TJnie,  auch  auf  die  DesceDdenten ,  und  in 
gewissen  Fällen  auf  Ehegatten  aaszadehoeiiy  auch  die  Sätze  für 
die  ttbrigen  Stenerpfliehtigen  sind  zum  Theil  erhöht  worden.  Für 
diese  Entwieklnng  des  Gesetzes  wie  fUr  andere  gleichzeitige  Maass- 
regeln  (£rhOhang  der  Einkommensteuer,  der  Verftnssemngsabgabei 
Lnstbarlceitsstener  u.  A.  m.)  waren  speciell  fisealische  Rflck* 
sichten  in  der  dnreh  die  Uebernahme  öffentlicher  Werke  gespannler 
gewordenen  Finanzlage  maassgebend.  Es  ist  beachtenswertb,  dass 
man  vor  der  genannten  Ausdehnuu',^  der  Erbschat tssteuer  nicht 
mehr  zurtlckscheute.  Beim  Fehlen  allgemeiner  grösserer  Ertrags-  | 
steuern  und  einer  Vernictgenssteuer  neben  der  Einkommensteuer 
war  das  Vorgeben  aber  auch  sonst   Steuer  politisch   richtig,  ; 

I 

weil  so  vveui«;stens  in  dieser  Form,  wenn  auch  in  dem  wicbtiprsten 
Falle,  innerhalb  der  directen  Linie,  namentlich  der  Descendcnten,  ' 
bei  dem  niedrigen  Steuersatze  nur  in  geringem  MaaSBCi  der  Besitz 
nnd  das  fondirte  Einkommen  mit  getroffen  werden. 

Die  Steuersätze  waren  1862  und  etwas    rb-ht  von  18r»4  au  für  den  2.  Grad  der 
Verwandtschatt  (üeschwister)  bezw.  3  und  4  7oi  dritter»  4  nnd  6,  den  vierte« 

€  und  8,  für  noch  weitere  Verwandtschaftsgrade  and  Nichtverwandte  8  und  10  ^^/g. 


Digili^Cü  by  Google 


EibacliAftaatoiMr,  LutbaflMitBiteiicr. 


645 


Frei  nach  Höhe  des  Betrags  waren  nur  Bummeu  unter  ^00,  lbt>d  sogar  nor  aotcr 
100  M.  Das  neue  Ooels  ron  1896  hat  die  ganze  Materie  umfassend  geregelt«  in 
Bezog  auf  sobjectiro  und  objective  Steucrpflicbt  und  alles  Weitere.  Erw&but  seien 
hier  nur  die  Steuersätze:  1%  für  Ehepattcn .  die  mit  dem  Erblasser  oder  Schenk- 
jteber  iu  unbeerbter  Ehe  gelebt  habe»  (Anfalle  unter  üaucii  bei  bocrbter  Ehe  sind 
frei),  für  Kinder  und  fltr  Enkel,  soweit  sie  an  die  Stelle  ihres  schon  rerstorbenen 
Vaters  oder  Mutter  treten,  3**/^  f'Jr  andere  Enkel  und  weitere  Abkömmlinge,  für 
Eltern  und  höhere  Ascendenten,  4  %  tiir  (ieschwister,  6  7«  adoptirte,  arrogirte, 
oder  dorch  SinUndaeliall  berufene  Kinder,  8  */.  ^  Blotsrerwandte  des  8.  Grads  der 
Seitenverwandt>chaft,  10  "/o  von  allen  anderen  Fillen.  Unter  d«;n  Steuerfreiheiten  seien 
erwähnt:  ausser  Fiscns,  Staatsbehörden,  Gemeinden  Lübeclis  un(i  deren  Anstalten  auch 
Zuwendungen  für  kirchliche,  Unterrichts-,  Wohlthätifrkeits-  und  gemeinntttzige  Zwecke 
imit  weiteren  ClaeBoln),  ferner  Alimente  und  Jahrest;eider  zum  nothwondigen  Unterhalt 
benanntfir  Personen,  Weiter  allir-THf-n  Aiifrill.;  bis  2<X)  M.  Werth.  In  dem  irichtigen 
Falle  der  Erbschaftssteuer  fou  Kindern  und  weiteren  Abkömmlingen,  auch  unbeerbten 
^tten.  Bind  aber  nicht  nnr,  wie  in  Hamburg  (S.  605)  Haosrath,  H5bel«  Kleidonf, 
Wäsche  (mit  gewissen  Beschränkungenl,  sondern  für  diese  Erben  und  ausserdem  auch 
für  die  Ascendenten  Beträfce  bis  4000  M.  steuerfrei,  wobei  die  Steuer  für, höhere 
Betilfe  immer  aus  dem  Plus  entnommen  werden  können  musa.  Ftir  minderj&hrige 
Kinder  and  fkr  Kinder  vnd  Gatten,  die  erwerbsnnftbig,  geht  die  Befreiung  bis  8000  M., 
ohne  Einrechnung  des  steuerfreien  Mobiliars  u.  s.  w.  Die  Steuer  ist  im  Uebrigen.  wie 
die  neueren  bezüglichen  Steuern  fast  allgemein,  eine  sogen.  Bereicherangssteuer, 
lisst  also  Abtng  fon  Scholden  and  Last«D  so.  Das  Gesets  ist  in  den  steaerteehnisehei 
finieUieitoii  gnt  gearbeitet  and  rerdient  Benehtonf  noch  in  diese«  Hinwii^ht. 

Von  den  ttbrigen  bestehendeB  Stenern,  die  nicht  weiter  Tiel 
Besonderes  bieten,  sei  nur  noch  der  nenen  Lastbark  ei  tss  teuer 

von  1897  erwähnt. 

Sie  triSt  TanzFergnOgungen  (öfientliche).  Maskenbälle,  Theaterroistellungen,  Gon- 
cefte,  maaikalisehe  and  declamatorisehe  Veitrige,  teochledene  andere  Alfentiiehe  Ter- 

'-^ntignnfrcn,  wie  Freischiessen.  Terkegeln.  Ausspielen  ron  Gewinnen,  Kunstreiter-  u.  dgl, 
i'roductionen ,  CarrouraeÜe,  Schiessbudea  u.  dgL  mit  i»fttzen  innerhalb  eines  Höchst« 
und  Mindestbotrags. 

Gewiss  an  und  für  sich  keine  nnbcrechtigte  Steuer,  aber  als 
Luxussteuer  wird  sie  von  den  mebrtacb  oben  geäusserten  Bedenken 
getroffen  (z.  B.  S.  634)  und  in  dieser  Form  triift  sie  mehr  die  Ver- 
gntignngen  des  Volks,  der  kleinen  Leute  und  des  unteren  Mittel- 
stands, als  diejenigen  der  höheren,  reicheren  Classen,  deren  private 
Inxoriöse  Geselligkeit  grOssteDtbeils  unbelastet  nnd  nnbelttstigt 
bleibt. 

Von  den  beseitigten  Stenern  Ist  die  frttbere  Ae eise  in  ihrer 
ftUtnäligen  Umbildnog  von  1866  an,  anf  Grund  der  oben  genannten 
Oesetxe,  nicht  ohne  Interesse,  doch  muss  es  hier  genügen,  auf  diese 
Gesetze  zu  Terweisen.  Manches  war  Shnlieh  wie  in  Hamburg  und 
Bremen.  Besonders  beachtenswertli  ist,  wie  rasch  man  nach  dem 
Anschlüss  an  den  Zollverein  daa  ernnze  System  theilwei-He  abbrach 
I  Qnd  dann  gan^  aufgab,  wahrend  es  ßremen  partiell  beibehalten  hat. 
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9.  AbschoitL 

Die  Reic bs b  esteuerun     im  bentigen  Deutschen  Reich 
und  ihre  Beziehang  zar  Landesbesteueraug. 

Die  Dtfstellang,  vdclie  fn  dieMm  ganten  Bande  von  der  Entwlcklong  der 

deDtscbcii  eiiiz.  lstaatlichen  Bcsfeueniiiü:  iui  19.  Jahrhondert  uihI  von  der  «  rreichteü 
Ausgestaltung  derselben  gegenwärtig  am  Schiasse  dieses  Jahrhunderts  gegebi  ii  worden 
ist,  hat  sich  nach  Lage  der  Dinare  nur  in  (geringem  Maasse  und  mehr  nur  gelegent- 
lich nebenbei  auf  die  Zölle,  die  innoroii  indirecten  Verbranehssteoera 
und  auch  nur  theilweise  mit  auf  die  V.;  r  kch  rsstcncrn  (Stonipcl)  bezogen.  Nur  in 
der  Periode  vor  dem  Zollverein,  dem  Norddeutschen  Bunde  und  dem  Deutschen  Kelche 
sind  diese  Abgaben  in  der  Teransgehenden  Stene^i^cbichte  der  Einzclstaaten,  ab« 
absicluli<  Ii  uich  liier  nur  kurz,  mit  erwähnt  worden.  Bloss  in  der  Drirstelhing  der 
Besteuerung  der  süddeutschen  Staaten  mit  eigener  Bier-  und  zum  Thcil  Wein-  and 
frtlher  Branntweinsteuer,  in  derjenigen  Sachsens,  Badens  mit  eigener  Fleischsteuer,  in 
deijenigen  Elsass-Lothrinirens  und  der  Hansestädte  mit  einiiren  früheren  und  nun 
Thcil  noch  hestehendm  Singularitäten  eiti/elner  indirecter  Steuern  ist  auf  die  vor- 
genannten Steaergruppen  näher  eingegangen  worden.  Bei  dem  Zuaaumeohang  der 
irescbichtUcben  EntwicUnng  und  AnsbÜdnng  aller  rorkemmendoi  Stenergattoniren  nnd 
den  zwiselicn  ihnen  bestehenden  Wechselwirktinirsverliältnissen  in  ihrer  Entwi(  Uun.' 
bleibt  eine  Darstellung,  wie  die  bisher  in  diesem  Bande  geirebcne,  daher  nothwendi^  un- 
vollständig. Wie  frtlher  im  Plane  lag  (S.  6  ff  ),  sollte  die  Darstellung  der  im  Zollver- 
ein. Norddeutscben  Bunde,  Deatschen  Reich  vor  sieb  gegangenen  Stenerent- 
wirkhnijr  und  der  Kesrcnwärtijren  Gestaltung  der  Rcichssteuern ,  die  eben  wesentlich 
aus  den  genannten  Kategorieen  bestehen,  auch  noch  in  diesem  Bande  Platz  finden.  Der 
Umfanur«  vdchen  die  Damtellong  der  einzeistaallicben  Besteaemnir  aUein,  gegen  unseren 
Wunsch,  aber  nothjrcdrungen  bei  der  Fülle  und  Zersplitterung  des  steuertr>  s<*hichtlirln n 
und  stcoerrechtlichen  Stoffs  von  26  Steuerverfassnngen,  erreicht  hat,  nöihiirt  mi  h. 
diesen  Band  mit  dieser  Darstellung  im  Wesentlichen  zu  schliessen.  Eine  eingubeodere 
B<  liaM  llnng  der  Keicbsstenem  und  ihrer  fesehichtlichen  Yorlänfer  Im  Zollverein  otid 
iii  I  n  Einzelstarten  liejjt  zwar  noch  in  meiner  A^isicht.  abi  r  ich  weiss  nicht  sicher, 
ob  und  wann  ich  sie  werde  vollenden  können.  Ich  beschränke  mich  daher  in  dem 
gegenvirtigen  Bande  Jetzt  auf  einen  nnr  orientirenden  Ueberblick  der  ge- 
nannten Steuern  und  zwar  vornemlieh  nnr  der  Gesetz;rel)u  ng  darübt  r  in  der 
Periode  des  Deutschen  Reichs,  also  seit  1871,  ohne  auf  die  Zeit  vorher  näher 
ein7n^ehcn.  Auch  wird  dabei  wesentlich  nur  die  finanz-  und  stcuerpolitiscbe 
S'  iti  der  Dinge  behandelt,  nicht  auch  die  handelspolitische  und  allgemein 
V  0 1  k  s  wi r t  hscha  f  t  s  ji  ol i  t  i s  c Ii  e  Bei  d<  n  Reichssteuern  (Zocker-.  Branntwein?teoerl) 
und  vollends  bei  den  Zöllen  (Schutzzölle)  hängt  indessen  das  Finanzpoliii>che.  Uandeli- 
politiscbe,  AgrarpoUtincbe  a.  8.  w.  so  eng  aEueammen,  in  Preossen  seit  1818,  im  Zoll- 
verein und  im  Keiche.  dass  nur  eine  allscitiire  Behandlung  den  Dingen  gerecht 
werden  kann.  Diese  hier  jetzt  sa  geben,  war  nicht  mein  Ziel,  ist  es  aber  fiut  eine 
spätere  Zeit  noch. 

§.  199.  Allgemeines  VerhältniBd  der  Reichs-  und 
LandesbesteneriiJig  zu  eioander. 

Im  VoraDsgebenden  ist  oitmals  scbon  aof  die  Beziebiingen 
Kwischen  Landes-  und  Reichsbesteneriing  RUcksichtge- 
Dommen  worden.  Die  Hauptpancte  der  erreichten  Entwicklong  der 
Reißhsbestenernng  sind  anch  einfach  nnd  allgemein  bekannt  Kor 
das  künstliche  Vcrrecbnungssystem  zwischen  den 
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3f atricularbeiträgen  der  Einzelstaaten  an  das  Reich 
und  den  Ueberweisungen  von  Antheilen  aus  denjenigen 
ReicbBsteuern,  deren  Reinertrag  nioht  ohne  Weiteres  voll- 
ständig in  die  Reicbscasse  fliesst,  yerwiscbt  den  einfach 
liegenden  wirklichen  finanzwirthschaftliehen  iSach* 
verhalt  Dies  Syatem  hat  jedoch  mehr  nnr  Staats-,  insbesondere 
bndgetrechtiiche  und  daher  yerrechniiogsm&ssige,  als  finaniwirth- 
sebaftiiehe  nnd  practische  Bedeatnng.  Sieht  man  von  diesem  Ver- 
reohnongsmodns  ab>  so  sind  eben  die  ZöllCi  welche  seit  Iftnger 
oor  noch  ans  EinfohrgrenzsOUen  finanzieller  nnd  protectionistischer 
Natur  bestehen,  die  innere  Salz-,  Zucker-,  Tabak-,  seit 
1887  auch  die  Hi  a  ii  iit  weinsteuer,  ferner  die  Reichsstem  pel- 
abgaben  für  Wechsel,  Wertbpapiere  und  gewisse  Kauf- 
geschäfte (Börsen  Steuer),  ftlr  Lottericlonse  u.  s.  w., 
auch  für  Spielkarten  und  die  sogen,  statistische  Gebühr  im 
auswärtigeu  Waareuverkebr  Keichssteuern,  deren  Reinertrag  den 
£inzel8taaten  gänzlich  entzogen  ist  und  der  Reicbscasse  zutliesst, 
um  hier  für  die  Deckung  der  Reicbsausgaben  unmittelbar  und  voll- 
ständig Verwendung  zn  finden.  Dazu  kommt  im  norddentschen 
Reiobsgebiete,  genauer  gesagt  ausserhalb  Baiems,  Württembergs, 
Badens  nnd  des  Reiehslands,  die  Biers  teuer  (Branmalzsteuer). 
Von  ihrem  Reinertrag  gilt  dasselbe  in  Bezug  auf  den  Theil  des 
Reichsgebiets,  in  welchem  sie  besteht,  während  die  genannten  vier 
sQddeutscben  Staaten  die  Bierstener  als  Landesstener  behalten 
haben  nnd  daher,  entsprechend  dem  Maassstabe  der  Belastung 
Norddeutschlands  mit  der  Reicbsbiersteuer,  Ersat/^zaiilniiLiJu  leisten, 
d.  b.  im  Effect  höhere  directe  Beiträge  als  die  allgeitieinen  Matri- 
cnlarbeitrn£re  an  die  Reicbscasse  entrichten  mitsscn,  ebenso  wie 
Baiern  und  Württemljcrg  ausserdem  noch  weisen  ihrer  eigenen 
Landes-Post  und  Telegraphie.  Die  Verwaltung  und  Fj-  h  e  h  u  n  g 
der  Zölle  und  Reicbssteuern  ist,  unter  Reicbsaufsicbt,  zwar,  wie 
schon  im  Zollverein,  in  den  Händen  der  Einzelstaaten,  diese  erhalten 
dafttr  Kostenentscbädignng  nach  bestimmten  Rechnungsgrnndsätzeni 
müssen  aber  den  danach  verbleibenden  Reinertrag  an  die  Reicbs- 
casse abliefern. 

Diese  Eotsch&digan?  ist  s.o  bemessen,  dass  sie  eventuell  etwas  üeberschass  über 
die  wirklich  ron  dem  Einzelstaatc  verausgabten  Yenraltongs-  und  Erhcbunträkosten 
lässt.  Solche  üeberschüsse,  wie  sie  in  den  Tabellen  die^es  Bandeö  mehrfach  mit 
Aougeben  waren,  steliea  daun  eiue  eigoDo  Eiuuahme  de^  Eiozelütaats  aus  den  Keicbs- 
tl>gil»en  dar,  indessen  doch  immer  nur  in  kleinem  Betrafte.  Aach  ist  dabei  zn  berttck- 
sichtiKeD,  dass  sich  die  Verwaltuntrs-  und  Erhebungrskosten  der  Keichssteuoni  im 
Eiozelstaatehaiiahalte  gar  nicht  immer  genau  feststellen,  weil  nicht  von  anderen,  mit 
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denen  sie  administrativ  nahe  zusammeublDgeo,  nemlich  Ton  den  betreffeodea  Kostea 
itor  Verwaltung  und  Erhebung  tob  Landeaabgaben,  geuaa  nMcheideii  hanen^  so 
vollends  nicht  die  Kosten  gemeinsamer  Geiitialbdi9rdeii  tax  dea  gem^Btunen  Dteui 

voa  Reichs-  und  Landesabg&beD. 

Knr  der  wirkliehe  UebersebasBYon  UeberweisttDgeii 
ans  ReichaBtevern  an  die  Binzela  taaten  ttber  die  all- 
gemeinen Matrienlarbeiträge  dieser  Staaten  iet  ein 
Toller  Antheil  der  letzteren  an  den  Beinerträgen  der  Beieba- 
Btenem.  Dieser  Uebersebnss  ist  aber  Öfters  nicht  vorhanden  oder 
ist  nnr  klein,  häufig,  wie  in  neuester  Zeit  wieder,  sind  ancb  die 
Matricularbeiträge  grösser  (s.  u.  Tab.  1)4),  wo  dann  im  Effect  die 
Einzelstaaten  ans  ihren  eigenen  Reinerträgen,  eventuell  also  auch 
aus  ihren  Landessteuern,  die  sUddentschen  mit  aus  ihrer  Bier- 
Btener  —  noch  über  den  Betrag  hinaus,  den  sie  im  Effect  aus  dieser 
zur  Ersatzleistung  für  die  norddeutsche  Keichsbiersteuer  an  die 
Beichscasse  zu  entrichten  haben  —  dem  Reiche  finanzieUe  Hilfe 
leisten  müssen. 

Für  eine  Behandlung  der  Dinge  gana  im  Grossen  kann  man 
von  dem  Allen  absehen  nnd  die  genannten  Beiehssteuern 
nebst  der  norddentschen  Bierstener,  also  wesentlieh  die 
indirecten  in  Form  von  Zöllen,  inneren  Verbranehs- 
Stenern  nnd  gewisse  Yerkehrsstenern  in  Stempelform 
fllr  ihren  in  angedeuteter  Weise  berechneten  Beinertrag  als  dem 
Beiche  znfliessende,  die  übrigen  Stenern,  also  namentlich 
die  direeten,  nebst  einigen  kleineren  sonstigen,  wie  Landes- 
stempelabgaben,  gewisse  Theile  der  Gerichtsabgaben, 
die  Erbschaftssteuer,  auch  die  wenigen  indirecten 
Landesverbraucbästcuern  (Bier  und  ein  in  fcüddeutsch- 
land,  Fleisch  in  Sachsen,  Baden,  Licenzen  u.  dgl.)  als  den 
Einzelstaaten  verbleibende  betrachten. 

8o  steht  es  nach  der  bisher  erfolgten  Ausbildung  von  Reicbs- 
nnd  Landessteuenecht,  nicht  nfi^li  dem  Wortlaut  der  Reichs- 
verfassung, nach  welcher  das  Reich  competent  ist,  „Steuern",  also 
jede  Art  solcher  als  für  die  Zwecke  des  Reichs  zu  verwendende 
Reichfisteucrn  einzuführen  (Verfassung  Art.  4,  Nr.  2),  vorbehaltlich  des 
Rechts  der  süddeutschen  Staaten  auf  ihre  eigene  Hier-  (wie  frtther 
auch  Branntwein-)BeBtenemng,  wonach  diese  der  Landesgesetsgebung 
dieser  Staaten  ausdrflcklich  in  der  Verfassung  rechtlich  verblieben 
ist,  mit  der  staatsreehtHchen  Oonseqnenz,  dass  ihnen  nnr  mit  ihrer 
Einwilligung  diese  eigene  Steuer  entzogen  nnd  ihr  Gebiet  dann  in  die 
allgemeine  Beichsstener  eingegliedert  werden  kann(Beichsverfa88UBg 
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Art.  35).  Bei  der  Branntweinsteuer  ist  1887  auch  iio  voi-gegangen. 
Im  Eeichslaude  ist  dagegen  die  Eeichsgesetzgebang  i'Ur  sieb  allein 
competeDt  dazu,  die  dort  bis  auf  Weiteres  belassene  Landesbier- 
Steuer  eveDtoeU  von  sieb  ans  zn  beseitigen  und  durcb  die  Boichs- 
Steuer  %n  ersetzen  (o.  §.  118).  Immerbin  ist  es  bemerkenswertb^ 
dasB  anch  die  anderen  wichtigeren  modernen  Bondesstaatpn,  die 
Schweix  nnd  die  Vereinig;ten  Staaten  (Nord-)Amerikas,  die  Ver^ 
tfaellong  xwischen  Bundes- (Unions*)  nnd  Landes- (Kanton-^  Einzel- 
staats-)SteQem  wenigstens  in  der  Hauptsache  (freilich  nicht  YOllig) 
ebenso  wie  das  Deutsche  Reich  vorgenommen  haben:  auch  hier 
sind  die  Grenzzölle  des  einheitlichen  Wirthschaftsgebiets  und  die 
inneieii  indirecten  Verbiuiichssteuern  dem  Bunde,  die  directen  den 
Gliedern  vorbehalten.  Und  schwerwiep;ende  praetische  volköwiith- 
schaftlicbe,  allgemeine  admini.strative  und  specielle  steucrtechniscbe 
Gründe  s|)r(chen  für  diese  Vertbeilun^' ,  obne  treilicb  damit  Aus- 
nabnien  von  der  Kegel,  welche  aus  anderen  noch  wichtigeren 
Grttnden  geboten  sein  können ,  durchaus  auszuscbüessen.  Der 
Fragt  einer  Reicbs-Einkommen-  oder  Vermögens-  oder  Erbschafts- 
steuer wird  durch  die  vorhandene  und  im  Ganzen  in  der  That 
zweekmässige  Steuervertheilung  zwischen  Reich  nnd  Gliederstaaten 
daher  noch  nicht  ohne  Weiteres  prl^udioirt 

8.  mtast  die  FfMasen  fon  Bundesstaaten,  wo  diese  Pnoete  sdioD  beiflhit 
weiden,  beieits  die  AiuflllhTiiiifMi  in  Flu.  I,  §.  40. 

iOO.   Kurzer  üeberblick  der  Gesetzgebung  aber 
Keicbsbesteueruug. 

Ohne  hier  jetzt  auf  das  Einzelne  näher  einzugeben ,  aach  ohne  Zarack^reifea 
auf  aie  Periode  des  ZoUvercin^  und  dos  NorddentschfUD  Bundes  in  Betreff  der  fraherea 
Steve^eechichte,  femer  ohne  die  mancherlei  Steuerprojecte  (z.  B.  die  Tabakmenopol* 
fraec,  die  sonstigen  Stenerfragen  in  Bezug  auf  Tabak.  Zucker,  Branntwein)  mit  herein- 
zuziehen, und  dbeoso  ohno  urafafieeudere  kritische  Erörteruagen  —  was  Alles  einer 
beeondeien  DenteUang  der  Beichebestenerang  ferhehalten  bleiben  mttaste  —  eoU  hier 
jetzt  nur  aus  der  Gesetzgebung  selbst  über  die  Keichszölle  und  besonders  die 
inrtereri  Reichsäteuorn  das  Wichtigere  zur  Orieutirung  zusammougestellt  werden. 
hau  wird  aubreicheti,  um  die  Verhältnisse  im  Ganzen  kennen  zu  lernen  nnd  würdigen 
zu  können,  anch  um  die  B«ziehungen  zwischen  Reichs-  uiul  Landeebesteoening,  die 
in  fli  'seni  Bande  hei  den  einzelnen  Steuern  berührt  wurd(-n.  frenaoer  zu  übersehen, 
liurch  einige  statistische  Daten  wird  dieser  Üeberblick  vervolbtandtgt  uud  die  prac- 
tieehe  Bedentnnfr  der  Dinge  besser  znr  Anschunng  gebracht  weiden.  Im  reichst 
statistischen  Jahrbuch  liegen  die  finanzstatisti.srhcn  Materialien  «hersichtlich  nnd  gnfc 
Terarbeitet  (Kopfbeträpe  berechnet  für  Zölle  und  Steuern  u.  A.  m.)  vor. 

Auch  Uber  die  Litteratur  der  Reichsfinanzen  und  ihres  Rechts beschrlnke 
ich  mich  hier  anf  wenige  Angaben.  S.  darüber  ächon  Fin.  I,  S.  155  und  §.  40. 
Für  das  Reichsstaatsrecht  i^t  das  grosse  Werk  von  Laband  das  wichtigste 
auch  in  Betreff  der  Finanzen  (Schlussband}.  S.  ferner  meine  Abhandlungen  in  B.  1 
nnd  3  des  Jahibncbs  für  Gesetzgebang  nnd  Yerwaltnoff  des  Deutschen  Beiobs 
(J.g.  1871.  1874),  die  erste  :uuh  separat  .T-rhirnen.  L'eber  Zölle  und  Verbrauchs- 
steuern 8.  die  Arbeit  von  r.  Aaf&ess  in  Hiith's  Aonalen,  zuletzt  in  B.  26,  1898| 
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und  auch  &elbätäQdig  (4.  Aufl.)*  AbbaadlaDgen  Uber  Zolle,  Verbrauchs-  und  Vei^ 
JcehiBstcucrn  im  Schönberg'schen  Handbach,  B.  3,  1.  Abth.  der  4.  Aufl.,  von  Zell  er, 
Riecke,  Schall,  die  ( i:ischla?enden  Artikel  im  Handwörterbuch  der  Staatswissen- 
schaften und  im  Wörterbuch  der  Verwaltung.  Viele  Au&fttze  und  Materialien  in 
Hirth's  Annalen  und  im  Flnannrclilr  (>*  die  letztOD  trefflicbeD  Jahresregister  in  jedem 
Bande),  einzelne  auch  in  dtn  anderen  Fachzeitschriften,  Zeitschrift  für  die  gesammte 
Staatswissfinsrhaft  (Tüb.l,  Jahrhtichor  für  Natiüiiali5kononiie  und  Statistik  (Ilildcbrand- 
Ckiuiaü).  Jahrbuch  iiir  (iesetzgcbuug  und  Verwaltung  des  Deutschen  Rcicbä  i^bchnioller, 
8.  B^gisterband  toh  r.  VenckBtecn).  Cohn,  FinaimD  des  Deatscben  Beicbs  1899. 

1.  Die  Reich ssteuern  in  der  Eeicbsverfassnog, 
insbesondere  zur  Zeit  der  Grflndnng  des  Reic  ha.  Ans 
der  Verfassung  kommen  fttr  Steuern  and  Finanzen  im  Allgemeinen 
namentliob  in  Betracht:  Art.  4,  Kr.  2,  der  Abaehnitt  VI  yom  ZoU- 
nnd  Handelswesen,  darin  besondere  §.  35,  36»  38,  ans  dem  Ab- 
schnitt VIII  Uber  das  Post-  nnd  Telegraphenwesen  Art  49,  dann 
der  ganze  Abschnitt  XII  tfber  die  Reichsfinanzen,  vornemlich  Art.  69 
und  70.  Zur  Zeit  der  Gründung  des  Reichs  nnd  des  Erlasses  der 
Reichsverfassnng ,  d.  h.  im  Wesentlichen  der  HinUbernahme  und 
Fortbildimg  der  Norddeutschen  BuDdesvcrfassung  auf  das  licieh 
wiueu  als  Reicbssteuern  aus  der  Periode  des  Zollvereins  und  des 
Norddeutscheu  Bundes  in  derjenigen  Ausgestaltuug,  welche  sie  hier 
zuletzt  erreicht  hatten,  Uberuoninien :  die  Grenz  Zölle,  von  inneren 
indirecten  Verbrauehssteueru  die  »Salz-,  Tabak-,  Zucker- 
(Rtibenzucker-)Steucr,  dann  die  norddeutsche  B  raunt vv ei n- 
nnd  Bier  Steuer,  endlich  der  bereits  auf  den  Bund  Ubergegangene 
Wechselstempel. 

Für  das  Zollwcsen  im  Zollverein,  zum  Theil  auch  mit  für  die  u^enannten 
inneren  Verbrauchssteuern  des  Reichs,  war  maa^sgebend  der  neue,  nach  den  Eni?- 
nissen  ron  1866  zu  Staude  gekommene  ZollTereinsvertra^  mit  Annexen  vom 
B*  Jali  1867,  ferner  das  VereinszoUgesutz  vom  1.  Juli  1869,  dami  der  Zoll- 
tarif vom  1.  Juli  186,5  (der  Abschluss  der  damaligen  Zolhereinsemeuerung  and  der 
durch  den  französischen  Handelsvertrag  geschatfenen  Sachlage),  mit  den  durch  OesetZi 
▼om  25.  Mai  1868  und  17.  Mai  1870  erfolgten  Ablndenmgen.  Der  Tarif  galt  in 
der  neuen  Rcdai  lion  vom  2.^.  Mai  1870  vom  I.  Oi  f.  1870  an.  Die  Salzsteuer  be- 
ruhte auf  dem  ücsctz  vom  12.  Üct.  1867,  dun  Ii  welches,  an  Stelle  der  bisherigen 
dnzetstaatllcben  t  meist  in  der  Form  des  Kigals  und  Monopols  (verschiedener  Ein- 
richtung und  Dmfangs)  erfolgten  Salzbesteaerung  eine  einheitlicbe  allgemein  deutsche 
Salxstctirtf  in  dnr  Form  der  i'rodurtiowi:-,  bezw.  Absatzsteuer  von  dem  in  den  freien 
Verkehr  ubci>>uh(jiiüen ,  im  Inland  gewonneneu  Salz  (fUr  den  menschlichen  Consumj 
eingeführt  worden  war.  Sic  fand  in  dem  Konicbst  gleich  bobeo  ZoU  auf  ans  dem 
Auslände  eingehend. s  8alz  ihre  ErgFinzuriEr.  Die  Talia kst euer  war  ebenfalls  zuerst 
durch  das  (iesetz  vom  26.  Mai  1868  fUr  das  ganze  Zollgebiet  einheitlich  geregelt,  lu 
der  Form  der  ?on  Prenssen  Ubemommeneii,  hier  abgestuft  gewesenen,  jetzt  mit  Ein- 
heitssatz versehenen  Flächensteuer  von  mit  Tabak  hi<i)aut(  m  Boden.  Die  Kuben- 
znrkersteuer.  in  der  alten  Form  der  Sfoiicr  vom  KohstoH  (Rüben),  war  durch  das 
üesetz  vom  26.  Juni  1869,  in  Verbindung  mit  bezüglichen  Bestimmungen  Uber  Zucker- 
iBll«  D. «.  w.,  geregelt.  Die  Branntweinsteuer  in  NorddentBc bland  aof  derOnnd- 
Inrrn.  der  prcu&sischcn  Normen  (Maiichraumptener  von  mehligen  StotlV-n,  Materialsteuer 
von  anderen)  war  bereits  auf  die  neuerdings  dem  Zollverein  und  der  Branutweinsteoer- 
Cemeinscbut  beigetretenen  norddentadien  Gebiete  anigedehnt  nnd  galten  dafUr  bier 
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die  das  bisherige  Steuerrecht  codiücirenden  Bestimmaugen  des  GeseUes  70m  Ö.  Juli 
1868;  «benso  für  die  Biersteoer,  die  ebenftdls  in  Nerddenlsehüuid  scIiob  eiBheft- 

licb  gleichmässig  geregelt  worden  and  nach  der  Verfassung  auf  ganz  Hessen  aui- 
gedehnt  werden  sollte  (0.  S.  347),  das  analofr  codifirirendf,  (iosctz  rom  4.  Juli  1868. 
Der  Wecliacl Stempel  war  durch  Gt^^cti  vom  lu.  Jujii  lÜ&J  georduet  worden. 

Der  Reinertrag  dieser  Zölle  UDd  Steuern  war  in  der  Zeit  des 
Korddeatschen  Bundes,  soweit  diese  Abgaben  daoiaia  schon  ber 
standen  hatten  (im  Zollverein  die  Zölle  und  die  Rabenzuckersteneri 
in  Preossen  und  in  den  mit  ihm  zn  Steaergemeinaehaften  ver- 
bundenen anderen  Gebietstheilen  des  Zollvereins  auch  die  Brannte 
wein-  nnd  Bierstener)  nach  der  Kopfsahl  der  Bevaikemng  (mit  ein- 
seinen  AbweiehnngcD,  so  mit  einem  Präcipnnm  fttr  Hannover  und 
das  Gebiet  des  Stenervereins,  die  sich  erst  1854  dbm  Zollverein  an- 
geschlossen hatten)  an  die  Einzelstaaten  Fertheilt  worden.  Seit  der 
Gründung  des  Norddeutschen  Bundes  floss  er  hier  in  die  IJundes- 
casse  und  nur  zwischen  diesem  Bunde  und  den  suddeutschen 
Staaten  fand  die  Repartitiou  der  Reineiunahme  wie  bisher  statt. 
Jetzt  bezog  die  Reicbscasse  diesen  Heinertrag.  Die  Keichsgcsetz- 
gebung  war  ausschliesslich  competeut  geworden,  die  Zölle  und  die 
genannten  Steuern  (ausgenommen  die  süddeutsche  Bier-  und  Brannt- 
weinsteuer) zu  regeln  und  eventuell  andere  Steuern  cinzuCtthren. 
Anch  nach  der  Keicbsverfassung  (§.  30)  war  aber  die  Erhebung 
nndVerwaltung  der  Zolle  und  Verbrauchsstenem  jedem  Bundes- 
staate [d.  b.  Einzel-  oder  Gliederstaate],  soweit  derselbe  sie  bisher 
aasgettbt  hatte,  innerhalb  seines  Gebiets  überlassen  geblieben,  wobei 
der  Kaiser  die  Einhaltong  des  gesetzlichen  Verfahrens  durch  Reicbs- 
beamte  ttberwaeht  Der  ans  den  Zollen  nnd  anderen  der  Reichs- 
gesetzgebung unterliegenden  Abgaben  erzielte  nnd  in  die  Keichs- 
casse  tliessende  Reinertrag  besteht  nach  der  Verfassung  aus  der 
ge-sammten  von  den  Zöllen  und  den  übrigen  Abgaben  erzielten 
Einnahme  nach  gewissen  A  b  z  ii  g  c  n  davon. 

Letztere  sind  1)  die  auf  Gesetzen  oilor  allgemeinen  Verwaltungsvorschriften  be- 
ruhenden SteoeirergUtangen  und  Ermässigungen,  2)  diu  RUckvergtltungeu  für  unrich- 
tige Erhebungen,  3)  die  Erhebungi^-  und  Vcrwaltungskosten ,  die  dann  für  die  Zölle, 
di"  Salzstener,  die  Rübenzucker-  und  Tabaksteuer  näher  specialisirt  und  iSX  die 
Ubrigt^H  Steuern  auf  15      der  üesamnitriunaliiiie  i^esetzt  werden  <  Art.  38). 

Die  für  die  Bedeckung  der  Keichsausgabeu  und  die 
Verwendung  der  Rei  chseinn  a  hm  e  u  dazu  maassgebenden 
grundsätzlichen  Bestimmnngen  hat  der  Art  70  der  Reichs- 
verfassang  knapp,  aber  ausreichend  genau  nnd  scharf  gegeben. 

Er  lautet  wOrtlich  also:  „Zur  Bestreitung  aller  giUijiiis.  huttlichen  Aus-  vbon 
{d*"*  Reichs)  dienen  zunächst  iJic  etwaiirrii  Ueberschusse  di  r  Wuj  ilir.'.  sowie  die  aus 
den  ZöUen,  dea  gomeiJischat iiichen  V  erbraucbssteuora  Oiid  aus  dem  Post-  und  Tele- 
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.grapheow«!«»  flienenden  femeiiwcluftlichen  lännaliiieu.  Diaoveit  dieselbMi  dorck 
dies«  Eionahmen  nicht  gedeckt  werden,  sind  sie,  solange  Beichs&teQcra  nicht  ein- 
gefohlt  sind,  durch  Beiträge  der  einzelnen  Bundesstaaten  nach  Maassgabe  ihrer  Be> 
vOUerang  (eben  die  sogen.  Matricularbeiträge)  aufzubringen,  welche  bis  zor 
Hohe  badfetmlssigen  Betrags  durch  den  Beichskftuler  aosgeschrieben  werden.** 
Bemerkt  sei  nur  noch,  dais  fiifjt'riij'i  n  Bundesgebiete,  welche  nicht  dem  Zolkerdn 
angehörten,  also  bis  1888  besonders  Uauborg  (p.  S.  582)  nnd  Bremen,  Afeisen  itt 
dio  Im  Zoilfwda  tingalMiidw  ZoUo  und  TerbnuMhttteusm  tn  Mtiielittt  haben 
(Bddttret&wnng,  ein  AbMU  im  Art.  88). 

Auf  Grund  dieser  Bestimmnngen  war  der  erste  gemein- 
same Keicbshaushaltsetat  lür  iblA  oacii  Gesetz  vom  9.  Dec. 
1871  au^estellt  worden. 

Aus  ihm  mögen  zur  Ohentirung  Uber  die  Lage  der  Dinge  im  Beginn  des  neoen 
Keichä  folgende  Daten  angeführt  werden. 

Tab.  93.    Keichsiiausbah  für  iö72  (in  1000  Thlr.). 


L  Ausgaben. 

Fortdauernde  Ausgaben   97.893 

Einmalige  und  ausserordentliche   lS.9dö 

1  Snmm«   11^851 

II.  Einnahmen. 

1.  Zö!!»-  lind  Verbrauchssteuern 
Von  (it'ui  Zollverein: 

a)  Einnahmen,  an  welchen  simmdiche  BoDdentatten 
Thcil  nehmen: 

tt)  Ein-  und  Aasgangsabgaben   25.093 

ß)  KubenzockenteDer  12.028 

y)  Saizsteaer  10.491 

6)  TabaL«»tcucr   858 

bumuie  a   47.970 

b)  Einnahmen,  an  welchen  Baiern,  WOrllemberp  nnd 
Baden  k  irn  n  A istheil  haben: 

e)  Brauütwemäteuer  und  üebergangsabgabc  vom 

Binontvein  10.288 

^)  Bianmalzabgabe  und  Debeignngaabgnbe  rem  Bier  8.215 

Summe  b   13.49i> 

c)  Von  Bundesgebieten,  welche   nicht  dem  Zollverein 

angehören: 

AreiMn  für  znlle  und  Verbiauchateneni  .  .  .  1.069 

Summe  1   C2.o^ 

2*  WeehnblempelsteQer   .  1.824 

ab  nach  Gesetz  ?om  10.  Juni  1869,  §.  27,  24  »/o  oder     .  488 
ferner  ab:  dein  R<-iche  erwachsende  Erhebungs-  und  Vor- 

waUuugskostcu   60 

Reetiit  netto   1.326 

3.  Post-  nnd  Zeitun^sverwaltunc^,  Ueberscliaie   8.006 

4.  Telegraphenrerwaitung,  Ueberschu»   6 

5.  EbasB-Iothilttgische  Beichebahntti,  Uebeieehnm   2.965 

i).  Verschiedene  Eionahmen   144 

7.  Aus  der  franzö>ischeii  Krieirsenfschfidisruiitr  zu  verwenden    .  14.76'^ 

6.  Matricularbeiträgu  (äpeciiicirt  lur  die  27  Eiazclätaaten ,  incL 

Lauenburg,  vorbehaltlich  Berichtigung  der  Repartition  nach 

Ergebniss  der  Volkszählung  vom  1.  Dec.  1871)  ....  ?>2Al*> 

IL  2>iunme  der  Einnahmen   ..,.*....  116.851 


§.201^2.  Die  UeberweisuDgen  ans  ReiehssteiieTii 

an  die  Einzelstaaten.  In  dieser  einfachen  und  klaren  Budget- 
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aufstellnng  traten   nun  mit  dem  Finanzjahre  1880  81  (1.  April) 

Aenderungen  in  Folge  des  Reiehsgesetzes  vom  15.  Joii  lö79,  betr. 

den  (neuen)  Zolltarif  des  deutschen  Zollgebiets  und  den  Ertrag 

der  Zölle  and  der  (neuen)  Tabaksteuer  ein.  Es  wurde  (durch 

die  sogen.  Franckenstein'sche  Clausel),  in  der  doctrinär-politischen 

Absiebt,  bei  der  gewährten  Vennehmng  der  Reiehseinnabmen  das 

Badgetreeht  des  Reichstags  an  wahren  nnd  die  Matricnlarbettrttge 

nicht  ans  dem  Beichsbaashalt  yerscbwinden  zn  lassen,  in  jenem 

Geseta  <§.  8)  die  Bestimmnng  getroffen»  dass  „derjenige  Ertrag 

der  Zolle  nnd  der  Tabakstener,  welcher  die  Summe  tod  130  Mill. 

Mark  in  einem  Jahre  übersteigt^  den  einzelnen  Bnndesstaaten  nach 

ilaas!?gabe  der  Bevölkerung,  mit  welcher  sie  zu  den  MaUicuiar- 

beiträgen  herangezogen  werden,  zu  tiberweisen  sei''. 

Die&e  Besümmtmg  tiat  am  1.  April  1880  io  Kraft,  also  mit  dem  neaen  Etats- 
jabre  far  den  BeielidiafiBhalt.  Aber  schon  for  die  Zeit  vom  1.  Oct.  1879  bis  31.  März 
1880  wurde  der  eine  gevrisse  Summe  (52.651.815  M.)  Übersteigende  Ertn;  der  Zölle 
und  der  Tabalisteaer  an  den  Matricaiarbeiträgcn  der  Bundesstaaten  in  Abzug  gebracht. 
Vom  £tatsjahr  1880/81  an  erscheiuen  daht^r  die  Mebrerträge  (netto)  der  Zöilo  uiid 
TabakBtentf  ttber  ISO  HUI.  Mark  hfnam  Dur  noeh  ab  darefalaofende  P«iteii  Im 
Staabhanshalt,  die  MatricularbeitrÄj^c  unter  den  Einnahmen  sind  um  diesen  Mehf» 
ertrag  zu  hoch  angesetzt  und  die  Ausgaben  ebenfalls,  indem  unter  der 
Rubrik  Reichsschatzamt,  im  Kapitel  ron  den  Allgemeinen  Fonds  anter  speciellem  Titel 
(Etat  für  1880/81«  Kap.  68,  Titel  7)  die  eotiprechcnde  Summe  dieses  Mehrcrtrags  als 
,.  Ceberweisongen  an  die  Bundesstaaten"  durclif^eftlhrt  wird.  Im  f^cn.  Etat 
stälien  40.62^.5U0  M.  üeberweisungen,  dio  Matricularbeiträge  mit  81.670.^50  M.,  im 
Ergebniss  nach  der  Fliaaznebminf  atollto  sieb  enterer  Poeten  später  aef  88.24S.072 
Mark.  Auch  filr  das  vorausfrchende  ILilbjabr  waren  der  oben  freu.  Bestimmung  des 
Gesetzes  tou  1879  gemäss  schon  8.022.0«iG  M.  zu  Ueberweisuogen  rerwendet  voideo. 

Später  sind  dann  analoge  Bestimmungen  Aber  die  Verwendung 
gewisser  Erträge  yon  beBtimmten  anderen  Reiehesteaern  zu 
Ueberweisnngen  an  die  Einseistaaten  mit  dem  Eintritt 
neuer,  anf  Vermehmng  der  Erträge  hinzielender  Gesetze  getroffen 
worden»  wodorch  die  Snmme  der  Ueberweisnngen;  anch  abgesehen 
vom  steigenden  Mebrertrag  der  Zölle  und  der  Tabaksteuer,  noch 
stärker  anwuchs. 

So  ist  nach  dem  Gesetz  rem  1.  Juli  1881  (§.  32)  die  Erhebang  Ton  Reichs* 
stempelabfaben  (fon  Actita,  Kenten,  Sdieidverschreibungen ,  von  Schlossnoten 
und  KechnuniE^en,  yon  Lotterielo(»st?ii)  der  p^anze  Reinertrag  dieser  Steuer,  nach 
den  gesetzlichen  Abzügen,  von  der  Keichscasse,  in  die  er  zun&chst  fliesst,  an  die  ein- 
zdnen  Bundeasteaten  nacb  Meea^be  ihrer  MatricaUrbeitraffS^Befftlkeniiig  sn  ober> 
weisen.  Ebenso  wioder  der  Ertratr  dieser  fortgebildeten  Steuer  nach  dem  Gesetz  Tom 
3.  Juni  1885,  §.  44,  27.  April  1894,  §.  45,  lerner  der  ganze  Reinertrag  der 
Dtiueu  auf  dem  Branutweinsteuergesetz  vom  24.  Juni  1887  beruhenden  sogen. 
Verbrau chsabjiiabc  vom  Branntwein  (gen.  Gesetz  §.  30).  In  neuester  Zeit 
sind  dann  in  I  r  Ziöer  der  von  dem  Ertrag  der  Zölle  und  der  Tabaksteuer  dem 
Reiche  Ter  bleibenden  Summe  mehrfach  Aenderungeo  und  zwar  Eihöhaugen  eingetreten, 
zugleich  mit  Beetiannang  des  YenrendmigszireclB  des  180  HUI.  Mark  tlberBteigendeo, 
der  Reichscasbe  verbleibenden  Betrags,  nemlicb  für  Schuldentilgung  und  aiK^h  analogo 
Beetinunaogea  Uber  die  Yenreudaog  eines  Tbeite  des  sonst  an  die  Einzelstaaten  zu 
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Terthailendeo  Ertrags  der  Braontweinsteaerrerbrauchs-  and  der  StempeUbgabeii  siad 
erlanen  vordea.  Doch  sind  das  noch  kiiii«  eodfnltigeD  ÜMmen  Iftr  matt  Dinge 

(Ki-ichsgeaetz  vom  16.  April  1896,  ErhOhunir  jener  130  Mill.  Mark  auf  143  MilL  aas 
Zöllen  und  Tabaksteuer  für  das  Jabr  189^)  96;  Venrendung  dieses  Pins,  sowie  der 
Hälfte  des  etwaigen  Ueberschusüe:»  der  Ue^ammtsamme  alier  Ueberweisuogen  an  die 
efnzetnen  Bundesstaaten  tiber  die  MatiicnlaTbeitrige  im  Jahre  1896'97  zur  yerminderaDg 
der  Reichs'^rhiild.  A<*hnlich  im  Gesetz  vom  27.  Mir/:  1S07,  vom  31.  Aiv^.  189^^,  vom 
25.  Mär2  vom  30.  Mftrz  1900,  nnr  mit  Aenderung  der  Zittern  und  Quoten,  so 

im  leUtgenannteii  Gosets  von  1900:  ttberäteii^en  im  Bechnongsjahr  1900  (I.  April  1900 
bifl  1901)  die  den  Bundesstaaten  zastehcndL  ii  Ucberweisungcn  die  Matricularbeitrige, 
80  sind  ''^  des  Üeberschu^ses  an  den  aus  dem  Ertrage  der  Zölle  und  der  Tabaksteuer 
zu  überweisenden  Beträgen  zu  kurzen  und  zur  Vunninderuug  der  ßeichsscbuld  zurück- 
znatellen  (in  §.  2  dieses  Gesetzes  dne  abveidiende  BestinuniiDg  fbr  das  Jshr  1902). 

Diese  Maassregeln  sind  völlig  rnechauische,  sie  verwiscbeu 
die  fmanzwirtbschaftlicbe  Sachlage  noch  mehr  und  beweisen  nur 
ihrerseits  wieder  die  Nothwendigkeit  einer  endgiitigen  klaren 
ßegeiung  dieser  Verhältniafle. 

Die  Zahlen  »Icr  Ci  bcr\reisuuffen  und  Matricularbeiträge  stellen  sich  seit 
<im  FolgeudcA  als  Finanzjahr  18ä0  bezeicbut)  also  (nach  den  Daten  im  reichs- 
statistiscbea  Jahrbuch,  bis  1896  nach  den  allgemeinen  Rechnungen,  1897  und  1898 
nach  den  „Uebersichten  der  Einnahmen  und  Ausgaben**«  also  bis  hitthin  nach  den 
Ergebnissen,  fttr  1899  and  1900  nach  dem  Etat  oJ.-r  Voranschlag). 

Tab.  94.  Ueberveianngen  und  Matricularbeitr&ge  im  fieichshanshaU 

(in  lUUO  Mark). 


üeber- 

Matricular- 

UeUerwcisuugcü 

wcisutigcn 

beiträsrc 

oder  — 

1880 

38.243 

81.671 

-  43.428 

im 

68.024 

103.288 

—  35.264 

1882 

88  456 

108.684 

—  20.228 

im^ 

a'i.508 

92.719 

—  7.216 

10.5.027 

84.445 

4-  20.582 

1886 

11.5  792 

122.437 

—  6.645 

1886 

187.057 

139.218 

—  2.161 

18S7 

176.324 

186.937 

—  10.613 

18ÖÖ 

277.801 

219.375 

4-  58.420 

1889 

355.034 

228.183 

+126.901 

1890 

378.914 

312415 

+  66.499 

1891 

383..'?77 

326.734 

+  .56.643 

1892 

358.925 

327.360 

-t  31.565 

1893 

838.759 

380.064 

—  41.805 

1894 

382860 

397.497 

—  14.637 

1895 

400.126 

396.000 

H-  4126 

1896 

414.568 

399.374 

+  15.194 

1897 

433.115 

419.899 

13.216 

1.^98 

4r)7.5S6 

454.S59 

+  12.727 

1899 

476.738 

489.954 

—  13.266 

1900 

514.940 

527.662 

—  12.722 

Die  Ergebnisse  weichen  bei  den  Schiranhnngen  der  ErtrSgc  der  Zolle  und 

sonstigen  Ueburweisnngsstenern  und  bei  der  Abhängigkeit  der  cndgiltigen  Höhe  der 
MatrirularlwnträffM  vom  «r«isammten  Ergcbniss  des  Keichshaushalts  begreiflicher  Weis<? 
von  den  Voranschiagcii  mehr  oder  weniger  ab.  Die  eudgilugeii  Abrcchnuügeii  ent- 
halten dann  wieder  Berichtigungen  der  vorliafigeu,  weshalb  die  sp&tcr  und  fraher 
veröfl'entlichton  Zahlen  kleine  .\bweichunf;eri  von  einander  zeigen.  In  den  3Iatricular- 
beiträgen  sind  die  Auäglcichuugäzabluugcn  der  sUddcaläcboQ  Staaten  fUr  die  Bier- 
stener  n.  s.  w.  nicht  mit  enthalten. 
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Man  sieht  ans  den  Zahlen  der  Tabelle,  wie  die  einzelnen 
Jahre  in  Pias  and  Minos  zwischen  Ueberweisungen  und  Matricular. 
beitrftgeD  und  wie  wieder  die  Beträge  dieses  Plus  und  Minng 
schwanken:  störende  Verhältnisse  wie  fttr  den  Reiebshaashalt ,  so 
mehr  noch  fttr  die  fiinzelataatshanshalte.  In  längeren  Perioden 
erfolgt  eine  .gewisse  Ansgleiehnng  zwischen  beiden  Kategorieen. 
Ueberliesse  man  dem  Beiobe  den  vollen  Betrag  der  Einnahmen 
ans  den  Zöllen  and  inneren  Stenern  nnd  träfe  Vorkehrungen  dafttr, 
dasB  die  sehwankenden  und  wachsenden  Reiohsausgaben  durch 
Weiterentwicklung  der  Reiehsbestenerang  ihre  sichere  Deckung 
fänden,  die  etwaigen  Ueberschtlsse  günstiger  Jahre  zur  Schnlden- 
tilguDg  und,  weuigsteus  theilweise,  zur  Bildung  von  Reservefonds 
(Ausgleichnngslonds)  zur  Ausgleichung  der  Ergebnisse  dci  vcr- 
ßchiedeneu  FinaD/jahre  verwendet  würden,  —  wolür  bei  einem 
wesentlich  auf  schwankende  Einnahmen,  wie  Zölle,  \'crbranch8- 
ond  Verkehrsstenern  begründeten  Haushalte,  wie  dem  des  Deutschen 
Reichs,  ein  Bedtirfniss  besteht  — ,  so  könnte  ujan  von  dem  leidigen 
System  der  Matrieularbeiträge  ganz  absehen.  Dies  ist  eine  Finanz- 
einrichtung,  welche  durchaus  mechanisch  erscheint,  in  jeder  Hinsicht 
bedenklich  ist,  kopfsteuerartig  wirkt,  die  Etnzelstaatsfinanzen  sttfrt, 
dem  Bondesstaatscharacter  widerspricht,  an  den  alten  Staatenband 
erinnert,  die  Klarh^t  der  FinanzTerhaitnuBse  schwer  beeinträchtigt, 
das  wahre  Bild  der  Finanzlage  verschleiert.  Durch  die  Vertheilung 
der  Ueberweisungssteuer-Summen  eben&ils  nach  der  Bev))lkeruogs- 
zahl  werden  wenigstens  die  kopfsteuerartigeo  Wirkungen  der 
tfatricularbeiträge  compensirt.  Aber  dieser  einzige  Vortheil  wiegt 
nicht  schwer  genug,  um  die  ganze  Einrichtung  dieser  Heiträge  und 
jener  Ueberweisungcn  zu  rechtfertigen.  Aul  ihre  Ungunst i^^^  Ein- 
wirkung auf  die  Finanzen  der  Einzelstaaten,  besonders  der  Kieia- 
staaten,  ist  in  diesem  Bande  öfters  biogewiesen  worden. 

202  —  3.     Die  Gesetzgebung    Ober  die  Reichs- 
besteuerung  von  lö71  biö  zur  Gegenwart  (löOOj. 

a)  Insbesondere  die  Zolle. 

Aüch  hier  sollen  nar  die  charactcristiscben  GniDctzflge  der  EDtwioklung  der 
Gesetzgebung  an^edeTKct  uikI  die  factische  Entwicklung  der  Steuer  du  i  ch  einige 
statktis»cbe  Daten  beleuchtet  werden.  Die  Behandlung  grade  der  Zölle  in  eingebender 
Weise  sem  eine  »ibere  Beittckdcbtisoog  der  Handeb««  Agiar-  und  ladnstriepolililc 
(Schotisslle)  roMoa,  wcnnS  hier  fttr  jetst  reniclitet  wird. 

Der  Zolltarif  des  Deutschen  Reiehes  war  ans  der  yorans- 

gehenden  Zollvereins-  und  Norddeutschen  Bondesperiode,  insbeson- 
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dere  aus  der  Zeit  des  französischen  Handelsvertrags  (18G2— 1865), 
als  ein  im  ganzen  liberaler,  mit  massigen  Schutzzöiie  und  nicht  eben 
hohen  Finanzzöllen  tiberkommen.  Umlassende  Zollireiheiten  für 
wichtige  Kategorieen  von  Nahrungsmitteln^  Agrarproducteii|  gewerb- 
lichen Rohstoffen  bestanden  dabei.  Dieser  Tarif  hat  in  weiterer 
liberaler  Richtung  bis  1879  nnr  kleinere  Veränderungen  erfahren. 
In  diesem  Jahre  aber  ist  er  unter  dem  handelspolitieehen 
Umsehwang  in  die  Sehutzzollriehtong,  den Fttrat Bismarek 
durchsetzte,  nnd  zugleich  im  Interesse  grösserer  finanxieller 
Ergiebigkeit  der  Zolle  (and  der  mit  ihnen  in  nächster  Ver- 
bindang  stehenden  Verbraachssteaem,  wie  besonders  der  Tabak- 
stener)  in  einen  mehr,  tibrigens  immer  noeh  maassToU  protec- 
tioniötisehen  und  zugleich  etwas  mehr  fiscali  sch  c  u  Taüi 
hintlbergebildet  worden.  Der  Punct,  welcher  principiell  der  wich- 
tigste war  und  ülhualig  auch  practiscli,  iu  Bezug  auf  die  Ertrags- 
gewinnung, der  wichtigste  wurde,  war  die  Einiubruni,^  von 
Getreidezöllen.  Diese  sind  daim  bald  erheblich  erhöbt  \\orden 
(1885,  1887  Weizen-  und  Koggeuzoll  auf  5  M.  für  lüO  kg.), 
bis  durch  neue  Handelsverträge,  besonders  mit  Oesterreich* 
Ungarn,  Rumänien,  schliesslich  sogar  mit  Russland,  die  im  internatio- 
nalen Verkehr  für  alle  fremde  Staaten  mit  Meistbegttnstigangareeht 
aar  Anwendung  gelangenden  ßetreidesOlle  wieder  practiseh  eine 
erbebliche  Reduction  erfahren  haben  (Weizen-  und  Roggenzoli  auf 
3Vt  M.  fbr  100  kg.).  Immerhin  sind  die  GetreidezOUe  so  die  dem 
Ertrage  nach  wichtigste  Zollkategorie  nicht  nur  geworden,  sondern 
auch  seit  diesm  Handelsyerträge  geblieben,  wennschon  natOrlicb 
nach  Ernte-  und  Handelsconjuncturen  mit  erheblich  schwankenden 
Ergebnissen.  Auch  abgesehen  von  ihrer  agiai]iülitißchen  princi- 
piellen  und  practisciien  Bedeutung  sind  diese  Zölle  so  jetzt  ein 
wichtiges  F  u  n  d  a  m  c  u  t  des  ii  e  i  c  h  s  h  a  u  s  h  a  1 1  s  und  i  n  - 
direct  der  Einzelhaushalte.  Ihre  Verniiuderuiiir ,  gar  ihre 
Beseitigung  würde  auch  für  die  Finanzen  Wirkungen  haben ,  die 
Beich  und  Staaten  nicht  über  sich  ergehen  lassen  könnten,  wenn 
nicht  zuvor  fttr  einen  sicheren  Ersatz  durch  andere  Steuereinnahmen 
gesorgt  würde.  Ein  solcher  Ersatz  würde  aber  manche  und  erheb- 
liebe Schwierigkeiten  machen.  Auch  die  ttbrigen  agrarischen  Zdlie 
der  neuen  Tarifperiode  seit  1879  haben  neben  der  agrar-  und  ▼olks* 
wirthschaftspolitischen  eine,  wenn  auch  im  Vergleich  mit  den  6e- 
treidezOllen  viel  geringere  finanzielle  fiedeutung,  Aehnliches  gilt 
Ton  den  industriellen  Schutzzöllen.  Unter  den  aUdn  oder  weaent- 


Digitized  by  Google 


ZOUe.  ZoUtaiif.  besoiiden  ron  1879.  657 

lieh  als  FiDanzzöHe  anzusehenden  deutschen  Zf^llen  ist  der  ehe- 
mals wicbtig:ste,  der  Kafteezoil,  trotz  weiterer  Ertragssteigerung 
durch  den  Gctreidezoll  aasserordentlicb,  neuerdings  aber  auch  durch 
den  PetroIeumzoU  im  Ertrage  bereits  etwas  flbertroffen  worden,  der 
Tabakzoll  ihm  seit  seiner  Erhöhung  (1^879)  nahe  gekommen« 
Aaeh  die  kleineren  FinanzzöUe,  für  andere  coloniale,  ezotlaehe 
ConBnmartikel^  Sttdfrttcbte,  in  geringerem  Maasse  der  Weinzoll 
zeigen  steigende  Erträge  bei  mit  Wohlstand  nnd  HaodelsTerkehr 
gewachsenem  Gonsnm.  Der  Zackerzoll  bat  dagegen  mit  der  immer 
grossartiger  gewordenen  Entwicklung  der  einheimischen  Rüben* 
znekerprodnction  nnd  der  Umwandlnng  Deatsehlands  ans  einem 
Zucker  einfttbrenden  zu  einem  immer  stärker  Zucker  ausführenden 
Gebiete  seine  liuan/.ielle  Bedeutung  bei  uns  fast  völlig  verloren. 
Der  Gesammtertrag  fUr  7M\e  ist  absolut  und  relativ  seit  Gründung 
des  Kelchs,  besonders  seit  1879,  sehr  stark  gewachsen,  hat  die 
Höbe  des  Iranzögisohtn  und  britischen  Zollertrags  erreicht  und 
neuerdings  iibertrotlen.  Die  Zölle  sind  so  auch  in  Deutschland, 
wie  in  anderen  modernen  Staaten,  die  wiebtigste  Steuer- 
gattung  in  finanzieller  ßeziehnng  geworden.  Eine  im  Ganzen 
finanz-  nnd  auch  Tolkswirthscbaftspolitiscb  wohl  riebtige  Entwick- 
lung, wenn  es  auch  strittig  bleiben  mag,  wie  weit  man  die  Agrar- 
zOlle  nnd  die  industriellen  Schutzzölle  in  dieses  günstige  ürtheil 
mit  einbeziehen  darf,  was  ich  meinerseits  im  Ganzen,  besonders  in 
Betreff  der  AgrarzOlle,  zu  thun  nicht  Anstand  nehme. 

Am  der  Gesetzgebnog  Uber  Zölle  und  be^tonderü  den  Tarif  (s.  Havplsaeli- 

rcpister  zam  Bundes-,  he/w.  ReicbsgeseUblatt  vt  n  1867 — 96  unter  dem  Wort  Vereius- 
zoUtaiif,  aoch  ?.  Aufaeää  a.  a.  0.)  siad  zo  ueuiieu:  Abänderung  des  Tarifs  vom 
28.  M»i  1870  doTcli  Gesetz  töih  7.  Joli  1878.  mit  neuer  Redaetten  des  Tarifs  (Be- 
kanntmachuog  vom  12.  Juli  1873,  giltitr  vom  1.  Oct.  1873  an),  darin  rerschiedene 
Befreiungen  und  Ennä.ssiponjren,  besonders  für  Eisen  und  eiserne  Ge^renstände ,  Be- 
seitigung des  letzten  bis  iiabin  noch  bestehenden  Ausfuhrzolls  für  Lumpeu  and 
andero  AbflUe  tot  Paplerfabriication.  Seitdem,  da  die  DorchfuhrzoUe  im  Zollrerain 
schon  früher  beseitigt  woideA  waren  (1861),  beeteben  nur  noob  6renz>£infabr- 
zOlle  io  Deotscbland. 

Dann  kam  die  Tarif re form  ron  1879.  eingeleitet  dnreb  die  Einführung  ror- 
Unfiger  Tarif&iderungen  durch  Ge$)etz  rom  80.  Mai  1879  und  durchgeführt  durch 
das  Zollgesetz  über  den  neuen  Zolltarif  vom  15.  Juli  1.^79.  Darin  znerst  wieder 
(ietreidezO lle  (Weizen,  Eoftgen,  Haler,  Hubenfruchte  und  nicht  besonders  genannte 
detreide  fbr  100  kg.  1  M.,  Gerste,  Mais,  Buchweizen  M.  n.  s.  w.).  Viebzölle 
(bo  bisher  frei  Pferde,  jetzt  10  M.  das  Stück,  alles  Rindrieh.  Schafe,  Zietren  bisher 
&ei.  jetzt  Stiere  and  Ktthe  6,  Ocbeeo  20  M.,  Jangvieb  27,  M.,  Kilbei  autor  ü  Wochen 
2  M.,  Sebafe  1,  Limmer  V,  II.  das  Stock,  nur  Ziegen  noch  fn\,  Scbweine  scbon 
bisher  das  Stück  2,  jetzt  27, ,  Spanferkel  bisher  30  Pf.,  j.  t/t  bis  10  ker.  30  Pf.  daa 
Stack).  Butter  friihcr  50  kg.  4  M.,  jet/f  100  ks:.  20  M.  (auch  künstliche).  Käse 
aUer  Art  früher  für  50  kg.  5,  jetzt  für  100  20  M.,  Schmal 2  (Schwein-,  Gänse-) 
frttber  frri,  jetzt  10  M.,  anderes  Tbierfett  früher  frei,  letzt  2  M.,  Fleisch,  aas- 
peschlarhfptpQ,  frisches,  wie  /:n}u:roitete8,  früher  frt^i.  jcti^t  mit  12  M.  belehrt  (incl. 
Schinken,  Speck,  Warst,  Fieischextract)  u.  s.  w.    Von  wichtigen  gewerklichen 
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Bobstoff  AH«  auch  der  lieimiseben  Prodnetfon,  bfieb  Wolle  (8cb«fvolle) 

wie  bisliiT  frei,  pekämmte  wurde  jetzt  mit  2  M.  für  100kg.  belegt.  Flachs  und 
andere  vegetabilische  Spinostotie  (excl.  Baumwolle)  bisher  frei,  jetzt  Zoll  rou 
1  M.  fUr  100  kg.,  der  aber  schon  1880  wieder  aufgehoben  wurde,  Baumwolle, 
Rohseide  blieben  frei.  Von  Hols  bliob  zwar  Brennholz  u.  s.  w.  frei,  Ban- 
und  Nutzliülz  und  grobe  Hol/waaren  wurden  zollpflichtig.  Von  den  Artikeln 
wesentlich  Finanzzollc baracters  worda  der  wichtigste,  Kaffee  (und  burro- 
g»te  oxd.  Gfcborie)  fbr  100  kg.  von  35  anf  40  M.  erbObt  bei  Cftoao  blieb  der  bis- 
herige Satz  v«.n  Hf)  M..  b.  i  Thee  stieg  der  Zoll  von  48  auf  100  M.,  bei  Tab^vk 
(roh,  Rlatt<>r,  Stengel)  ron  24  auf  85,  bei  Cigarreu  von  120  auf  270,  bei  anderem 
fabricirtcn  Tabak  von  66  (Schnupftabak  120)  auf  180  M..  bei  Wein  der  bis- 
herige Einheitssatz  (tur  Fass-  wie  Flaschenwein)  von  16  (aus  Nichtmeistbegünstigimga- 
l&ndern  24)  auf  48  M.  für  Flaschenwein.  24  M.  für  Fassweine,  von  Branntwein 
aller  Art  (auch  feinem,  wie  Arrac,  Kum,  Franzbranntwein)  von  36  auf  48  M.,  der 
Bierzoll  blieb  gleich  (4  M.).  von  Sftd fruchten  blieb  der  Zoll  fbr  frische  i Apfel- 
sinen, Citronen  u.  s.  w.)  auf  12  M..  ebenso  fiir  Feigen.  Corinthen,  Rosinen  auf  24  M., 
während  getrocknete  Datteln.  Mandeln,  Pomeranzen  u.  di^l.  von  24  auf  36  M.  jresetzt 
wurden,  Gewürze  aller  Art  (nicht  bcäondcrs  genannte)  wurden  von  :VJ  auf  50, 
Honig  von  2  auf  3,  Caviar  von  66  auf  100,  Seis  von  Sauf  4  M.,  Seem u s chol* 
und  Schaalth iere,  wie  Austern,  Hummer  von  12  auf  21  M.  crhölit,  Uerioge 
blieben  bei  dem  bisherigen  Satze  (Tonne  3  M.).  Ein  neuer  eigener  Zoll  für  Fetro- 
lenm  (roh)  war  6  M.  for  100  kg.,  ein  Satz,  dem  es  aber  bisher  unter  der  Bnbiik 
..anderes  Oel  in  Ffisst^rn"  auch  bisher  unterworfen  war.  Die  industriellen  und 
Ui  on  t  an  i  st  i  >^  chen  Halbfabrikate  und  Fabrikate  wurden  mehrfach,  soweit 
sie  zuletzt  irei  f^ewesen,  wieder  zollpflichtig  (so  Roheisen  mit  1  M.  für  100  kg.),  sonst 
meist  in  den  Zollsätzen  erhöht,  dabei  aber  auch  Afters  die  Sätze  nach  der  Foin- 
hcits-  ün  d  V  e  ra  rb  e  i  t  n  n  irsst  n  f  e ,  dem  rrincij)  rationellen  Schutzzolls  gemäss, 
mehr  specialisirt  und  abgestuft,  so  bei  tdaeu-  und  anderen  Metall-,  Thoo- 
waareo,  Garnen,  Geweben  n.  A.  m.  Metalle,  wie  Kupfer,  Ziak,  Zimi,  Blei  blieben 
zollfrei,  ebenso  Stein •  lud  Braunkohlen  (auch  Cokes). 

Im  Vergleich  mit  dem  Fiscalismus  der  Fiuanzzülle  ((irosa- 
britanDicns,  Fr<nikreich>  und  dem  Protectionismns  (Frankreichs, 
Riisslaiids,  Nordamerikas)  anderer  Zolltarife  von  (l^(^ss^tnntPTl  war 
der  deutsche  Tarif  von  1879  immer  noch  ein  gemässigter  iu  beider- 
lei Hinsicht  und  ist  er  es  auch  in  seiner  Weiterbildung  in  Einzel- 
beiien  geblieben,  selbst  in  Betreff  der  erhöhten  Getreide-  nnd 
sonstigen  Agrarzölle,  diese  mit  denen  vergleichbarer  anderer  Länder 
(Franlsreich,  Italien)  verglichen.  Der  gttnstige  finanzielle  Erfolg 
zeigte  sieh  bald  in  der  Ertragssteigerung. 

Veränderungen  des  Zolltarifs  von  1870 — 79  erfolpten  durch  Gesetz  Tom 
6.  Juni  1880  (Wiederbefreiung  von  Flachs  ii.  s.  w.  .  (icsetz  vom  T.)  Juni  1881  (vötero 
Specialisirunsj  und  Erhöhnnc:  ib  r  Zolle  auf  f<  ine  Tuch-  u.  dul.  W  aarori\  (Jr-sf^tz  vom 
21.  Juni  1H81  (Einführung  eines  Zolls  fur  frische  Weinbeeren  von  15  M.  für  lüO  kg^ 
die  bisher  .,zu  anderweitig  nicht  benannten  ErzeagniMen  des  Landbans^*  gehörend  frei 
gewesen  waren,  Erhöhung  des  Zolls  für  M Uhlenfabrikato  aus  (Ji  treiJo  u.  s.  w.. 
wie  Mehl,  von  2  auf  3  M  fur  l'io  ^rr.".  (ies»>tz  vom  2H.  Juni  IH^J,  (iiseuc  vom 
13.  Mai  1884,  §.  6  «^Erhöhung  dcb  Zundliölzchenzolls  von  o  auf  10  )L 
fttr  100  kg.K 

Eine  umlanirreichere  Veränderung  des  Zolltariis  vuu  1879  fand 
durch  das  Cn^setz  vom  22.  Mai  1885  statt. 

Davon  sind  durch  (le^et?:  vom  20.  F«')ir.  1^^'  h.^«önd(»rs  die  höheren  (ieireidc- 
zöUti  schon  vorher  eingeführt  wurden.    Unter  den  zahlreichen  Aenderungen .  bezv. 
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auch  ErliöhuMgin  der  Tarifpositionen  befatidon  sich  naiuenUich  solche  der  üeireide- 
lölle  (Weizen,  Koggen  auf  8  M.  für  100  kg..  (iorete  auf  1»/,,  Hafer  auf  1»/«  u.  8.W.), 
Mühlenfabrikate.  Mehl  vou  3  auf  7'  .  M..  der  Vieb^r.lle  iPfcnio  auf  20.  Stiere, 
KtUie  auf  ^,  Ochsen  aof  30  Jungvieh  auf  6.  junge  Kälber  auf  3.  Schweine  auf  6, 
Ueioa  Spuferkel  aaf  1  M.  das  StOck  Q.  s.  w.«  Fleisch  voo  12  nnf  20  M.  fto  100  kg.), 
ier  Holzz r.  11»'.  der  Finanzzolle  (besonders  Zoll  für  Schaumireine  in  Flaschen 
jetzt  80  M.  für  lÜÜ  kg.,  gcjren  Flasrhenweine  wie  bisher  mit  48  M.,  Branntwein  aller 
Art  von  48  auf  80  M.,  Honig  von  3  auf  20.  gobraiinter  Cacao  von  35  auf  45.  Gacao- 
masse,  Chocolade  von  (>0  auf  80  M.,  Cavtor  von  100  auf  150,  Auätem.  Uammern^ 
Schildkröten,  jetzt  in  besonderer  Position  von  24  anf  ."O  M.):  dann  vi  Aendenjntren 
und  mehrfach  Erhöhungen  bei  den  industriellen  Schutzzöllen,  bcooiiders  auch  bei 
fidnereD  Artibeb.  Danach  eine  neue  fiedection  dea  Zolltarifgesetzes  ren  1879  mit 
d«B  eifolgtea  Abinderoiigaii  durch  BekanotawchiinK  vom  22.  Mai  1885. 

Durch  diese  Aendernngen  von  1885  ist  (\cr  fiscalisohe  und 
protectionistische,  besonders  der  agrar-,  aber  auch  der 
Industrie -protectionistischeCbaracter  des  Zolltarifs  weiter 
verschärft  worden.  Noch  mehr  geschah  das  io  Betreff  der 
GetreidezöUe  and  der  mit  ihnen  zn^ammeDbängeDden  dorch 
neue  £rb5htingen  im  Jahre  1885  (Weizen-  ond  Roggenzell  anf 
5  M.  fBr  100  kg.).  Diese  Zölle  wurden  so  anf  ihr  bisheriges  Haxiniitm 
gebracht.  Dieses  wnrde  indessen  bald  wieder  durch  Handels* 
Tcrträge  für  die  practiscb-wichtigsten  FlUle  der  Einfuhr  aus  Ge- 
bieten der  Handelsvertragsstaaten  oder  derer ,  welche  Meist* 
begtlnstignng  genossen  (Frankreich,  Nordamerika),  meder  erheblieb 
ermässigt  (Weizen-  und  lio^genzoll  auf  SVs  M.). 

I>as  fjpsetz  vom  21.  Dec.  1887  brai  lite  den  Zoll  für  Wei/.en  und  Kofrsren  anf  5. 
Hafer  auf  4,  Gerste  auf  2^«^*  ^-  v.,  für  Mahlfabrikate  aus  Getreide,  Mehl  u.  s.  w, 
roa  7'/^  auf  IOV3  ^>  'Br  100  kf.  Die  HandelsTerträge  hatten,  soweit  rie  zugleich 
Tarifverträge  mit  Einräumung  von  Ermässigungen  von  Einfuhrzöllen  waren,  oder 
den  Contrahenten  die  M  ei s t  b  c n  s  f  i ir  n  n  tr  irewÄhrtcn,  atisser  ihrer  allL^etncinen 
handelspolitischen  auch  eiüu  mehr  udor  weniger  erhebliche  liedeutuiii:  in  finan- 
zieller Hinsicht.  Namentlich  gilt  dies  von  den  Fällen,  wo  die  Zölle  für  Finanz« 
Zollartikel  (so  Wein.  Sudflüchte)  oder  für  Agrarprodncte,  d.  h.  für  Artikel, 
bei  denen  der  Zollertrag  ein  bedeutenderes  Fiuanzobject  war  ^üetroidezoll),  ermäsfilgt 
worden.  Von  atlgemebier  Wichtigkeit  in  dieser  doppelten  handelspolitische»  nnd 
finanzpolitischen  Bedeutung  war,  dass  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  tind  dpm  Deutschen  Reich  (Zollverein)  auf  Grund  eine^  alten  preussi- 
schen  Vertrags  Meist begünstieung  bestand.  Diese  ist  freilich  von  Nordamerika  neuer- 
dings nicht  oorrect  ausgt  letrt  und  mehrfach  chicanös  gehandbabt  worden,  wihrrad 
wir  sie  ßegen  Amerika  h-yal  diirclifuhren.  Die  Vereinigten  Staaten  jrt^nossen  tind 
geaiessen  daher  bis  jetzt  den  Vortheil  der  niedrigeren  deutäcben  Einfuhrzölle,  welche 
anderen  Staaten  doreb  die  oeneren  HandebrertrSge  eingeräumt  worden  sind.  Dies  ist 
besonders  für  den  (i etr ei d e zo  11  wichtig  und  hier  auch  von  erheblicher  finan/ieller 
Bedeutung,  ind<  m  nnn  auch  nordamerikanisches  Getreide  nur  den  ermisoigten  Vertrags- 
wU  bei  der  Einfuhr  nach  Deutschland  zu  entrichten  hat  (bei  Weizen  und  Koggen 
al-^o  statt  5  M.  fttr  100  ksr.)  Mit  Frankreich  besteht  seit  dem  Kriege  von 
I^^TlI/Tl  kein  besonderer  Haiidfl-kLTtrac"  inriir,  der  frühere  von  l^'r.2  i>t  im  Versailles- 
trankfurter  Friedensscblnss  nicht  wieder  in  Kraft  getreten,  nachdem  er,  voikerrochtlicher 
Oewehnb^t  gemUa^  durch  den  Krieg  seine  Giltigkeit  rerloreo  hatte.  Aber  daf&r  ist 
im  Frankfurter  Friedensvertrag  vom  10.  Mai  1871  im  Art.  12  die  wirhtine  Bestimmung 
getrotien  worden,  dass  beide  Staaten,  das  Deutsche  Kcich  und  Frankreich,  sich  gegen- 
seitig versprechen,  sich  auf  dem  Fuss  der  meistbegtinsiigteu  Nation  im  internationale 
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Handelsreritehr,  insbciondere  auch  in  den  Ein-  und  Ansgaogsabgaben,  im  Durcheangs- 
Terkehr,  in  den  2k>Uförinlicbkeit6n.  zu  bchatideln,  soweit  es  sich  ScitiMiä  beider  Staaten 
um  Bc^rün^tipanlE:en  durch  Handelsverträii^o  handelt,  die  England.  Bt!l<ricn,  Niederland, 
der  Schweiz,  Oesterreich,  Busslaud  gewährt  worden  sind,  äolange  daher  in  irgend 
einem  Tariftäts  eines  diewr  Iftnder  Tom  Dentseben  Beieh  oder  mnkreleb  eine  Er- 
mässigung bei  der  Eir.fnlir  g-eniesst,  gilt  dieh  -  i  hn  '  Weiteres  für  die  Einfuhr  aus 
Frankreich  nach  Duulschlaud  oder  umgekehrt.  Bo>liuimuQgen,  welche,  wenn  nicht  ein 
Haudehtvertrag  zwischen  beiden  Lftndem  sie  ändern  sollte,  nur  mit  dem  Aufhören  dc^ 
FriedeDMoetands  zwischen  ihnen  fortfallen  wurden.  Von  Finanzzollartikeln  oder 
anderen  von  Bedeutung  nach  ibrcm  Zollertra^r  kommt  für  Deutschland  imter  den  fran- 
zösischen voniemlich  der  Wein  in  Betracht,  der  ron  diesen  MeistbegUnstigiings- 
elanseln  profftirt 

Die  snnM.  ftlr  den  Zolltarif  in  Betreff  der  finanziellen  Folgen  mehr  oder 
weniger  wichtigen  neuesten  Handelsverträge,  auf  deren  handelspolitische 
Seite  wir  bier  nicht  näher  einzugehen  haben,  sind  in  chronologischer  Beihe  folgende: 
mit  Oeite  r  re  ich-Üngarn  vom  6.  Dec.  1891.  Italien  vom  6.  Dec  1891.  Belgien 
vom  f>  D  r  1891.  der  Schweiz  vom  in  Dec.  1891,  Kumänien  vom  21.  Üct.  1S93, 
£  usbiauü  vom  10.  Febr.  1Ö94  Diese  Handelsverträge  gelten  bis  Ende  1903  und  länger, 
wenn  sie  nicht  12  If  onate  znver  gekandigt  werden.  Von  anderen  finansieU  nnwicbtigecea 
neuesten,  sowie  von  den  etwas  älteren  ans  dni  l'^TOer  und  1880er  Jahren,  in  denen 
Übrigens  regelmässig  Meistbegünstigung  gegenseitig  bedungen  worden  ist,  können  wir  hier, 
wo  es  sich  wesentlich  nur  nm  die  finanzielle  Seite  und  um  Finan/tzollartikei  oder 
Artikel  grosseren  Ertrags  handelt,  ab^^ehen.  Erwähnt  sei  indessen  i  Ii,  da^^s  der 
Handelsvertrag  zwischen  Deutschland  und  (irossbritannien  vom  80.  Mai  1865  in 
Folge  britischer  Kündigung  am  SO.  Juli  1898  ausser  Kraft  getreten  ist  (Bekanntmachung 
rem  81.  Joll  1898).  Doch  haben  sich  beide  Linder  die  Behandlnng  anf  dem  Fnss 
der  Meistbegünstigung'  auch  fernerhin  zujresai^t.  nur  dass  -i  Ii  ^üis  nicht  mehr,  wie 
früher,  ohne  Weiteres  auf  alle  britischen  Uoionieen  und  auswärtigen  Besitzungen  mit- 
besiebt.  Der  Bnndesrath  ist  im  Dentseben  Reich  gesetzlich  ermächtigt  worden ,  den 
Angehörigen  und  Erzengnissen  Grossbritanniens  und  Irlands,  wie  britischer  Colonieea 
und  auswärtiger  Besitzungen  fernerhin  die  Behandlung  auf  dem  Meistbe^ünsti^anKS* 
fusse  zu  gewähren  (Reichsgesetze  vom  11.  Mai  1898,  I.Juli  1899  and  30.  Juni  1900, 
giltig  bis  30.  Juli  1901).  Dies  ist  mft  Ausnahme  Ganadas  (spiter  auch  Barbadoes) 
geschehen  (Bekanntiuachnnü:  vom  7.  Juli  T^OP).  Auch  mit  Spanien  ist  schliesblich 
ein  modus  vivendi  hergestellt,  indem  auch  hier  die  Behandlung  auf  dem  Fuss  der 
meisthegtlnstigten  Kation  gegenseitig  gewährt  wurde  (Notenwechsel  zwischen  beiden 
Regierungen  rem  12.  Febr.  1809.  in  Verbindung  mit  der  Abtretung  der  Inseln  im 
stillen  Ocean  an  Deutschland!.  I>ii's  ist  hnaDziell  wichtig  f  ir  Arrikol  wie  Wein,  SQd- 
früchte,  auch,  durch  Anwendung  des  spanischen  Conventiouaitants  auf  Deutschland, 
für  den  etwaigen  Spritezport  nach  Spanien,  wegen  der  Rfickwirhnng  anf  die  Stenern 
rnokverpütungen  dabei.  Da  mit  vielen  anderen  Staaten  auf  Grund  früherer  Verträge, 
wie  gesagt,  Meistbegünstigung  besteht,  so  haben  die  Tarifconcessionen .  welche  das 
Deutsche  Reich  in  den  genannten  Handelsvertr.'t^^en  gewährte,  seitdem  ziemlich  allgemeine 
Anwendung  im  internationalen  Handelarerkehr  gefunden.  Der  practisch  in  Betracht 
kommende  Zoll  ist  daher  in  den  betrelTenden  Fällen  der  Convcntionalzoll.  was 
namentlich  für  Getreide,  Wein,  SudfrUchte  auch  in  hnanzielier  Hinsicht  wichtig 
ist  Nnr  einige  finanziell  wtehtigere  Bednctienoi  Ton  Tarifefttxen  in  Folge  der  anderen 
Haadelsvcrtrflue  sollen  hier  als  Prohfn  erwähnt  werden. 

Im  Vertrag  mit  0 esterreich- Ungarn  sind  zahlreiche  Sätze  des  deutschen 
Einfuhrtarifs,  besonders  IndustriezOlie,  aber  auch  andere,  festgelegt,  d.  h.  zwar  viel- 
fach nicht  gegen  den  allgemeinen  Tarif  ermässigt,  aber  die  Sitse  des  letzteren  nn> 
genommen  worden,  so  das*,  diese  während  der  Dauer  des  Vertrags  nicht  einseitig  von 
deutscher  Seite  erhöht  werden  können.  Finanziell  am  Wichtigsten  und  ron  allgemeiner 
Tragweite,  weil  anch  den  anderen  Veitragsstaaten .  scbliessUcb  selbst  Bnsdand,  und 
den  Meistliegüii'-tienn^sstaaten  gt-währt,  war  die  Herabsetzung  der  Getreide- 
zölle eegea  diebätze  von  1885,  bezw.  iHül.  Die  wichtigsten  Posten  waren:  Weizen 
und  Küu-^eu  von  5  auf  3Va  M.,  Hafer  von  4  auf  2  M.  80  Pf.,  Gerste  von  2  M.  25  Pt 
auf  2  M..  lltilsenfrürhie  von  2  auf  1'  Malz  von  4  auf  8  M.  60  Pf..  Mais  ton  2 
auf  1  M.  60  PI..  Hopfen  von  20  auf  14,  frische  Weinbeeren  zum  Tnf  l^-:  na^  ron 
15  auf  4  (Postpackete  bis  5  kg.  frei),  andere  von  15  auf  10,  andere  aus  der  Weinlese, 
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mit  Eimmen,  Kernen  und  Sclialon  in  Fässern  oder  Kesselvagen  eingestampft  eingebend 
ebenfalls  auf  4  M.,  Mublen fabrikate,  Mebl  ?on  lOVt  auf  7V«<  Fleisch  rou  20 
anf  15  (Scbveinefleiflch  auf  17),  Butter  von  20  auf  16»  GefUirel  aller  Art,  nicht  ' 
lebend  yon  30  aof  12.  Wild  desgl.  ?on  30  auf  20,  Eier  von  (ic^iv-A  von  3  auf  2  M. 
Pferde  bebielten  zw&r  im  Allgeineinen  den  ZulUatz  von  1885  mit  20  M..  doch  jange 
Pterde  bis  zo  2  Jabren  werden  zu  10  M.  zugelassen,  bei  Stieren  and  Ruhen  der 
Sah  ron  9  M.  festgelegt,  bei  Ochsen  von  30  auf  257«  M.  erm&ssigt,  bei  Jungvieh 
Ton  6  auf  5  M.,  bei  Schweinen  ebenso,  bei  anderem  Vieh  blieben  die  'ArMn  von 
1885.  Aach  die  UolzzOÜe  worden  zam  Theil  etwas  erm&ssigt  Fasswoa  und 
TOB  24  auf  20«  Futlier  ziiid  VerBchnefden  aof  10,  AVein  zor  Goirnae- 
hereituiig  unter  Controle  anch  auf  10.  frische  Südfrüchte  n  12  auf  4  M., 
ItAtrocknete  Feigen,  Oorintben,  Uosinen  ron  24  auf  8,  getrocicnete 
Datteln,  Mandeln  a.  s.  w.  von  30  anf  10  M.  herabgesetzt  Soweit  die  Ein- 
falw  Ton  solchen  Artikeln  nicht  entsprechend  in  Fol^e  oder  wenigstens  im  Gefolge 
<1er  Zollredurtio'iert  sti''!r,  war  das  finanzielle  Interesse  durch  diese  Maassregeln  bcnach- 
thcUigt,  cbeubo  wie  uutcr  allen  UmstTindea  das  agrarische,  zumal  ab  diese  Sätze 
dann  durch  die  weiteren  Hasdei8?ertilf6  nnd  die  Anwendttog  der  Ibiftbegünstigung 
Toriile  ni  inert  wurden.  Von  den  Aeaderottgen  der  IndoetrlezOlle  ^t  Beides 
aar  in  geringerem  Maasse. 

Diese  Zollsätze  des  Gonventionalt&rifs  mit  Oesterreich  -  ön^rarn  finden  sich  daun 
dorchaoB  in  dem  mit  Italien,  mit  der  Schweix,  mit  ReU  i  i,  oder  wurden  ohne 
Weiterfji,  sofern  sie  die  niedrigsten  waren  (z.  B.  bei  Rotrcr  16  M..  im  italienischen 
Vertrag  17)  auf  die  Einfuhr  ans  diesen  Ländern  uitU  aus  den  äbrigen  mit  Meist* 
begQuAtigungsrecht,  daher  namentlich  aneh  ans  Frankreich.  Grosshrittnnien,  Nord- 
amerika und  a.  ni.,  sjiäfer  aus  Spanien  angewendet.  Im  Vertras?  mit  Rumänien 
und  Kussland  sind  dieselben  Zollsätze,  wie  in  den  anderen,  in  den  angegebenen 
Pillen  und  sonst  für  die  Einfuhr  nach  Deutschland  enthalten  und  die  Meistbegünstigung 
bat  man  sich  zugesngt.  Man  kann  also  die  in  den  Verträgen  enthaltenen,  bo/.w.  aus 
<i^m  Tarif  von  1885  festiielegten  Zollsät/'Mi  neben  den  nicht  veränderten  dt;r  Tarife 
von  1879  und  1885  als  diejenigen  auseUen,  weiche  den  fiscalischen  und  den  handels- 
politischen, agrar-,  montan-  nnd  indatrtrie-protectionisriflchen  Gharacter  des  geltenden 
Jcutschen  Zolltarifs  bezeichnen.  Als  gemä^siict  fiscalischer  wird  der  Tarif  auch  bei  den 
eigentlichen  Finanzzo llartikein  (Colonial-.  Materialwaaren,  wie  Kaffee.  Thec. 
Gewürze,  Tabak.  Zucker,  Wein,  Petroleum,  Branntwein)  doch  im  Vergleich  mit  den 
Zoll.ärzen  Frankreic!^  {<.  Fln.  UI,  S.  819  .  831,  833^.  Oesterreich  -  Ungarns ,  auch  in 
Betreff  der  hier  uberhaupt  nur  zollpflicbtigen  Artikel  Grossbrit.mnieris  (-rf-ri -n 
Tabaks,  Tbees,  Weins,  Branntweins,  s.  Fin.  HI*  U-)  immerhin  nur  gelten  können. 

Der  vichtigste  Finanmll  Frankreichs,  der  Ka&ezoU,  stand  bisher  (seit  dem  letzten 
Kriege)  auf  150  Pres,  oder  121 M.  für  100  kg.  gegen  40  M.  bei  uns-.  Deutschland 
vird  daher  bei  einem  so  niedrigen  Zoll  auch  nicht  Uefabr  laufen,  wie  jungst  Frank- 
reich und  Italien,  das:»  ibm  ein  Land  erosser  KaOeeproduction,  wie  Brasilien,  mit  Er* 
höbung  der  Einfuhr/Olle  auf  Fabrikate  u.  s.  w.  als  Retorsion  droht,  nm  so  eine  Er- 
mäasignng  des  französischen  und  italienischen  Kaflee^olls  zn  cr/winsren,  was  Brasilien 
daan  andb  gelungen  isL  Nebenbei  bemerkt  eine  sehr  cbaracteristische  Wendung  der 
HandehH  und  Zollpolitik  solcher  Qberseeischen,  am  Export  ihrer  klimatischen  Stapel* 
producta  stark  interessirten  Staaten  nunmehr  anch  einmsl  gegen  diestftrenden  Finanz- 
zOlle  europäischer  Länder! 

lü  den  agrarischen  Zullsützcn  ist  wenigstens  bei  der  wichtigsten  Brotfrucht, 
\^  eizen.  Frankreich  (7  Fr.)  und  Italien  (8  Fr.)  auch  noch  hAher  als  Deutschland 
buiaufiieganifen.  Frankreich  hat  sie  auch  bemerkenswcrther  W'.  ise  nicht  mit  in  die 
Handelsverträge  gebracht,  sich  also  in  Betreff  ihrer  nicht  gebunden.  Die  agrarischen 
2Mle  hahen  M  nns  ja  fast  dnrchwef  nach  Ursprung,  Grand  nnd  Entwirklong  den 
Chararter  von  Schutzzöllen.  Aber  ihre  finanzielle  Bedeutung  i>t  eben  mit  der 
bttigeruiig  der  Einfuhr  auch  sehr  gewachsen  und  erheblich  grösser  als  in  den  Übrigen 
Staaten,  auch  iu  Frankreich  und  Italiea,  geworden. 

Ausser  den  Zolltarif-Aenderungen  durch  die  Handelsverträge  sind  seit  1887 
spontan  i.eiiie  crheblicben  Aend.  rimirfMi  im  allgemeinen  Tarif,  weder  finanz-  noch 
schntzzoUpoiitische,  bis  1900  erfolgt  (s.  (iesetze  vom  18.  Mai  1895  ,  6.  März  1899), 
abgesehen  fon  Aenderungen  im  Branntveinsteoergesetz  Tom  24.  Juni  1887  far  die 
Brenn tweSnx5lle  (Arne,  Cognac,  Rum  in  Flssem  fftr  100  kg.  auf  125  M.  anderer 
A.  Waf  aar,  fl»uunri«Maadiift  IT.  43 
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Brauntvein  ftof  180  M.),  ferner  im  Uosetz  vom  8.  Juni  1891  (Liköre  auf  180  M.. 
anderer  Branntweiu  in  Fässern  auf  125,  sonstiirer  auf  180  M ).  Mit  zur  Deckaof?  der 
Ausgaben  für  daa  uma  Flottengesetz  von  1900  ist  Im  Sommer  1900  aber  mvs  finan- 
ziellen Gründen  und  zum  Theil  in  der  Tendenz  einer  geirissen  Lnxusbesteuerani?  darcb 
Gesetz  vom  14.  Juni  1900  der  —  vornemlich  böhmischi»  Bier  treifeade  —  Bierz4>U 
ftuf  6  M..  der  Zoll  IHr  BnuiDtwdn  aller  Art  bei  Ltkftren  anf  240.  aenstifreni  in  F&aera 
auf  160,  in  Flasilien.  Krügen  n.  dirl.  auf  240.  fUr  Scliaumwciiie  auf  120  M.  für  100  U. 
erhftht  vorden.  In  Verbindung  mit  dem  schon  frQber  erhöhten  Zoll  von  fremden  Scbaom- 
«einen  steht  der  Plan,  aochfinllndjacben  Schaumwein  einer  Reichsrerbranchsstener  im  An- 
aohlmss  m  die  Prodnction  zu  unterziehen,  was  rielleicbt  im  Jahre  1901  verwirklicht  wird. 

ßemerlenswerth  in  handelspolitischer,  aber  doch  etwas  auc  h  in  finauzf  olitischer 
Beziehung  ist  die  neuerliche  gesetzliche  Ermöglichuitg,  .,Kampfz«)Ue  '  in  der  Form 
von  ZnacUftgen  zu  den  tarifiniasifen  Znschlftgen  und  anch  für  f^nst  zollfreie  Artikel 
einzuführen.  Im  Zolltarifgesotz  von  1870.  0  (von  1885  §.  6)  /ir,  1. 1  sirh  n  .  mlich 
die  Beatimmong,  dass  Waaren,  welche  auü  8taateQ  kommen,  welche  deutsche  bchife 
oder  Waaren  denticber  Herkunft  iiD(^flnstigcr  behandeln,  da  diejenigen  anderer 
Staaten,  mit  einem  Zuschlage  bis  zu  50%  der  tarifm&ssigcn  Eingang&abgabe  b  I  . 
werden  kflnnen,  suvoit  ni.-ht  rtra!r>l>«^«t!niiiinneen  entgegenstehen ,  und  zwar  durch 
Kaiserliche  Vcrorünuug  nach  /uhtiuiinuiiti  «Icä  Buudesraths.  Diese  Anordnung  mit 
aher  ausser  Kraft,  wenn  der  Reichstag,  dem  sie  baldmöglichst  vorzulegen  ist.  dagefea 
'^rinimt.  Ihir  ii  Gesetz  vom  18.  Mai  189."»  ist  dieser  Zu^^llla^  bis  zii  100  de« 
boiiatigeii  Zollsatzes  und  zugleich  gestattet  worden,  sonst  zollfreie  Waaren  bis  zu  20  % 
des  Werths  zu  belegen.  In  dem  konen  Zellkrlege  mit  Raesland,  der  dann  bald 
zum  Handelsvertrag  von  1894  führte,  ist  von  diesen  Zuschlägen  in  erheblichem  Um- 
fang üncl  Maasse  (iebrauch  «remacht  worden  (Vurordnutit:  vom  29.  Juli  1898).  Zahl- 
reiche Tarifaät/e  wurden  bis  uui  öü  L-riiuht,  so  Weucu  und  liüggeu  \oii  5  iL 
(TertragszoU  3'  auf  7'  M.  für  100  k<r.  Kljenso  »ing  man  zeitweise  gegen  Spanien 
vor.  so  z.  B.  Zoll  für  Fassweiu  l  uf  ^iti  M..  umJ  Ix-i  ainL-ren  spanischen  wielitigeren 
«Stapel-  und  Jbljcportartikelu  (Verurdnuiig  vom  25.  Mai  1894,  aufgehoben  durch  Ver- 
ordnung vom  25.  Inli  1896}. 

§.203.  Steaerpolitisehe  BenTtbeilung  des  dentsehen 
Zolltarifs.  Nach  den  mitgetbeilten  Tarifproben  und  ebenso  nacb 

UntersuchuDg  der  Übrigen  Tarifsätze  i^ind  die  deutschen  Finanz- 
zölle, auch  nach  einzelnen  Erhöhungen  im  Tarif  von  1879  und 
seitdem,  doch  immer  noch  fast  durchweg  ujUssii^,  verglichen  mit 
denen  anderer  Länder  (Frankreichs,  Oro8sl)rii;uiniens  u.  a.  m.). 
Auch  die  I  n  d  u  st ri  ez  ö  1 1  e  sind  wenigstens  niclit  überboch,  auch 
im  Taril  von  1879  und  lö85  noch  nicht.  Die  Agrarzölic,  be 
sonders  die  (ietreidezöll  e,  und  zwar  selbst  die  mässigeren  Ver- 
tragszölle, sind  dagegen  allerdin<:^B  ziemlich  hoch,  namentlich  im 
Verbältniss  zom  heatigen  niedrigen  Preise  des  Objects,  aber  sie  sind 
eben  mindestens  in  dieser  Höbe  aus  den  wichtigsten  agrarpolitisebeo 
und  allgemein-Tolkswirtbsebaftlieben  Orfloden  einnsl 
geboten,  jetst,  aneb  wie  gesagt,  ein  wiebtiges  Finanzobject 
dnreb  ibren  Ertrag  (Hr  den  Reicbsbansbalt  und  indireet  für 
^ie  Landesbansbalte  geworden.  Man  wird  nur  zngesteben  mttssen, 
dass  diese  Zölle,  besonders  der  Roggenzoll,  aber  aneb  einzebe 
andere  fllr  vegetabilische  und  animalische  Agrarprodnete,  nament- 
lich Kir  Nahrungsmittel,  nach  den  Consu  ra  Verhältnissen  die 
einzelnen  Bevüikeruu^ticlassen  verschieden  und  Irciiicli  die  unteren 
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(laösen  und  die  Familienhaushaltungen  stärker  als  die  oberen 
CJassen  und  die  Einzelhanshalte,  einigermaasscn  nm^^ekehrt 
progre^isiv  Ixihisten.  Diese  Sachlage  wird  noch  bedeoklioher 
wegen  folgender  weiterer  iJmstände,  welche  hier  mitspielen. 

Der  dentsehe  Zolltarif  enth&lt  seit  laoge,  schon  ans  der  Periode 
des  ZollTereins  nnd  des  früheren  prensstschen  Systems,  überwiegend, 
jetzt  fast  nnr  noeh  specifische  nnd  besonders  Oewichtssdlle. 
Im  Tarif  von  1879/85  finden  sieh  überhaupt  nor  2  Werthzolhifttxe 
flir  eine  Kategorie  Objeote  (für  2  Terschiedene  Arten  Eisenbahn- 
fahrzeuge yon  6  nnd  10  %  Werth).  Songt  bestehen  grOssten- 
theils  Gewichtszftlle ,  nur  wenige  andere  specifische  (so  Stückzölle 
bei  Vieh  und  einzelnen  auderen  Artikeln ,  z.  B.  Taschenuhren). 
Diese  Einrichtung  ist  zwar  fUr  den  Handelsverkehr  und  technisch 
för  das  Zollverfahren  und  die  Veranlagung  der  Zölle  die  erwlinsch- 
teste.  Aber  stencrpolitisch,  wie  auch  Kchutzzolljxilitisch  \9t  sie  nicht 
unbedenklich,  zumal  wenn  der  spccitische  Zollsatz  nicht  wenigstens 
nach  Stufen  und  Güten  eines  Artikels  angemessene  Ab- 
stofnngen  hat.  Das  ist  aber  namentlich  bei  den  wichtigeren 
Finanz z oll artikeln,  wie  Kaifee,  Gacao,  Theo,  Gewürzen,  Süd- 
frttehten,  Tabak,  Wein,  Petrolenm  n.  A.  m.,  ebenso  bei  den  finan- 
ziell besonders  wichtigen  Getreide-  nnd  anderen 
Agrarztfllen  nicht  oder  nicht  aasreichend  der  Fall.  Bei  Wein 
wvd  zwar  neuerdings  nach  Fass-,  Flaschen-  nnd  Schaumwein  im 
Zollsatz  unterschieden,  was  in  Etwas  auf  einen  Qualitatsftiss  mit 
hinauskommt,  aber  doch  nicht  entfernt  genügt,  weil  die  QnalitMt 
sich  nicht  genau  nach  \  ersenduug  m  Fass  oder  Flasche  absttui 
Bnd  innerhalb  beider  KatcL^oriecn,  el)t  nso  unter  den  .Sciiaum weinen 
grosse  QualitUts-  und  Wertliiinrcrseliiede  noch  bestehen.  Sonst 
wird  fast  fil!j!;eniein  eine  kleine  Ausnaliine  bilden  noch  die  Vieh- 
zöiie  und  die  verschieden  hohen  Zollsätze  der  verschiedenen  Getreide- 
arten ,zum  Theil  —  ein  Einheitssatz  von  jeder  ganzen  Waaren- 
gattang  erhoben.  So  Tcrstossen  diese  specifiscben  Zölle 
allerdings  mehr  oder  weniger  gegen  den  richtigen 
steuerpolitischen  Grundsatz,  wonach  Werth,  zumindestens 
Sorte  nnd  Qualität  beim  Zoll  —  und  analog  bei  anderen 
indireoten  Verbranehssteuern  —  berücksichtigt 
Werden  sollen,  um  die  verschiedenen  Glassen  der 
Consnmenten,  soweit  der  Zoll  auf  diese  flberwälzt 
wird,  einigermaassen  gleieh  stark  nach  ihrer  Leistungs- 
fähigkeit zu  treffen.    Die  Cunsumenten  der  besseren  Sorten 
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und  Qualitäten,  also  im  Ganzen  die  woblbahendei  cn  und  leisttm^- 
iühigeren  Kreise,  werden  so  zu  niedrig,  umgekehrt  die  ConsumenteD 
der  schlechteren  Sorten,  die  weniger  begttlerten  ClasseD,  werden 
zn  hoch  getroffeui  also  wiedentin  gewissermaauen  umgekehrt  pro- 
gressi^y  gerade  eDlgegengesetzt  znm  richtigen  Grondaata  der  fie- 
stenemng  nach  der  Leiatnngsf&higkeit 

Sowohl  die  Werthbezollang,  als  die  AbstnfoDg  des  Zolls  iiaoh 
Sorten  n.  s.  w.  ist  indessen  notorisch  bei  diesen  Artikeln  mit  an 
grossen,  bisher  meistens  iUr  nnttberwindlieh  geltenden  zoUtechniscben 
Schwierigkeiten  nnd  grossen  Stdrongen  nnd  BelSstigangen  fflr 
den  Handel  verbunden  und  kann  daher  gar  nicht  oder  nar  aus- 
nahmsweise und  nur  UDgeiiiit;cud ,  wie  jet/.t  hei  Wein,  erfolgen. 
So  steigern  sich  jene  steuerpolitiscben  Bedenken  der  Zölle,  beson- 
ders der  Finanz-  und  AgrarzöUe,  noch,  welche  aus  der  Verschieden- 
heit der  individnellen,  familienweisen,  classen weisen  quantitativen 
Consumtionsverhältüisse  folgen  (Fin.  II,  §.  269 — 271).  Die  analogen 
Verhältnisse  bei  den  inneren  indirecten  Reichs  Verbrauchs* 
Stenern,  bei  denen  die  Dinge  in  Betreff  der  quantitativen  nnd 
zum  Theil  wenigstens  auch  der  qualitativen  OonsumtionsTerschieden« 
heiten  ähnlieh  liegen,  erhöhen  diese  Bedenken  abermals  nnd  erheb- 
lich (Salzr,  Bier-y  Branntweinsteuer,  weniger  wohl,  aber  doeh  anoh 
Tabak-,  Zuckerstener). 

Um  so  nothwendiger  erscheint  Steuer  politisch,  um  die 
Gesammtheit  der  Steuerlast  besser  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit und  nach  socialen  Steuerprincipien  zn  ver- 
theilen, eine  Ausgestaltung  der  sonstigen  Steuern, 
besonders  der  directen,  der  Personal-,  Einkommen-, 
Vermögenssteuern,  auch  der  Verkehrs-,  Erbschafts- 
steuern in  der  Weise,  dass  diesen  Bedenken  gebtlhrend  Rech- 
nting  getragen  wird.  D.  h.  diese  Steuern  mttssten  in  ihrer  Ein- 
richtung und  danach  in  ihrer  mnthmaasslichen  Ge- 
sammtwirkung  diese  Wirkungen  der  Z<(lle  —  und  der 
inneren  Reichsverbrauchssteuern,  —  zumal  solcher  wie 
die  Sals-y  Bier-,  Branntweinsteuer,  soweit  aneh  diese  den  Gon« 
sumenten  treffen  —  einigermaassen  ausgleichen.  Das 
iUhrt  von  diesem  Gesiehtspuncte  aus  zur  Forderung  eines  nicht 
zu  niedrigen  steuerfreien  Existenzminimunis"  bei 
i'crsoualbieuern  und  miuiiiter  aueli  hei  einzelnen  Ertrags- 
steuern,  sowie  einer  nicht  zu  schwachen  und  nicht  zü 
früh  abgeschlossenen  Progr esfii vi tätde.8  Steaerfusses 


Digitized  by  Google 


Beurtbeiloog  des  ZoUun&.  Folgeraogeo. 


665 


bei  F  er  so  n  al  steuern  (Einko  turnen-,  Vermögens-,  auch,  zumal  wo  uur 
Ertragssteuern  bestehen,  bei  Kapitalrenten-,  Grund-,  Gewerbesteuern). 

Da  nun  im  Deutschen  Reiche  bisher  keine  directe  Keichssteuer, 
auch  keine  Keicbserbscliaftssteaer  vorhanden  ist,  deren  £rwttD8cht- 
heit  freilich  auch  durch  diese  Wirkungen  der  Zölle  a.  8.  w.  mit 
hegrAndet  wird,  so  sind  am  so  mehr  die  entspreehendeo 
Anforderungen  an  die  direote,  die  Verkehrs-  nnd  die 
Erbscbaftsbestenerung  der  Einzelstaaten  zn  stellen. 
Die  neuere  Entwicklang  der  direeten  Personal-  and  znm  Theil 
wenigstens  der  Erbschaftsstenem  dieser  Staaten  ^entspricht  dieser 
Forderung  immerhin  einigermaassen,  aber  kaum  schon  ausreichend 
und  die  Verschiedenheit  der  einzelstaatlichen  Steuergesetzgebung 
ist  auch  hier  uieder  ein  störender  Umstand.  Bei  der  relativen 
Niedrigkeit  unserer  deutschen  Zölle  und  inueren  Verbrauchssteuern 
(freilich  mit  den  beiden  wichtigen  Ausnahmen  des  Getrcidezolls 
und  der  Salzsteuer)  venuinderu  sieb  die  angedeuteten  lieden kcn 
des  specitischen  Einheitszolls  und  der  Folgen  der  verschiedenen 
Consum Verhältnisse  zwar  an  sich  und  im  Vergleich  mit  vielen 
anderen  Ländern.  Aber  nicht  nur  im  Princip,  sondern  auch  prac- 
tisch  bleiben  diese  Bedenken  in  nicht  geringem  Umfang  doch  auch 
bei  uns  besteben  und  sollten  als  wichtig  genug  gelten^  um  darauf 
hin  wenigstens  die  einzelstaatliche  Besteuerung ,  besonders  die 
direete,  in  der  angedeuteten  Weise  fortzubilden. 

Jedenfalls  liegt  hier  ein  Zusammenhang  zwischen 
Landes-  und  Reichsbestenernng  vor,  der  bisher  in  unserer 
Gesammtsteuerpolitik  nicht  entfernt  genügend  berficksichtigt  worden 
ist  Gerade  je  ergicl>iger  Zölle  (Agrar/üllej  und  Verbrauchssteuern 
waren  und  werden  müssen,  desto  wichtiger  ist  es,  diese  Bück- 
sicht  zu  nehmen. 

Bei  den  industriellen  Zöllen,  besonders  auf  Fabrikate, 
bei  denen  es  sich  auch  im  Ganzen  nicht  um  ein  so  bedeutendes 
Finanzobject  als  bei  den  Finanz-  und  AgrarzöUen  bandelt,  wird 
wenigstens  durch  die  feinere  Abstufung  im  Zolltarif  von  1879  und 
1885  die  Bedeutung  der  angedeuteten  Bedenken  erbeblich  ver- 
mindert, zum  Theil  ganz  beseitigt  Aehnlich  verhalt  es  sich  nach 
den  Consumtionsmengen  und  zum  Theil  wirken  die  höheren  Zölle 
auf  feinere  Fabrikate  steoerpolitisch  richtig. 

Auf  Zollverfahren  ui*ti  weiteres  Zoll  tec Ii n  iscli es  soll,  der  bloss  als  kurzer 
Deb«rbliek  geg ebeDen  Dtnteliiiog  der  Beichsbestenemng  gemäss  (S.  646).  nicht  näher 

mehr  cinj^efrangen  werden.  Aach  diese  Dinge,  ebeiisu  das  Zolls  irafrccht  haben 
eine  noch  grossere  handdspolitische  aJs  finanzpolitische  Bedeutung,  sumai  in  der 
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Gegenwart,  werden  daher  besser  im  ZusammenhaDg  mit  dieser  Seite  des  Zollweseas 
beundelt  S.  besonders  die  oben  gen.  Arbeit  fon  t.  Aofsess.  Ans  der  deatU" 
gebang  die  Zollrereinsvertrige,  besonders  der  ron  1867.  die  Zollordnung  and  du 
ZoHstrafrecht,  auch  Geriet?,  vom  18.  Mai  18G8,  die  all^jemeinen  Zolij^esetze,  besonder« 
von  1869.  £s  tiei  nur  noch  erwähnt,  dass  die  liewicbtszölle  bei  uns  nur 
Tom  Bt  Otto  gewicht  erhoben  weiden,  wenn  der  Tarif  dies  aeKlrtteldieh  forsehMibt, 
was  im  geltenden  Tarif  nar  in  panz  weni);ön  Fätlcn  f^eschieht  Oi  'i  Hopfen,  Muschel* 
und  bchalthiereu ,  aach  Aoötern,  Uummern.  Spielkarten,  eiuigün  ZollkatefforieeA 
Glas),  ferner  bei  Waaren,  bei  welchen  der  Zoll  6  VL  von  100  kg.  nicht  Qberstäft, 
worunter  daher  allerdings  viele  Agrarprodacte  gehftrsB*  Bei  atltt  ttbrifireQ  Gewichts- 
zöUcn  kommt  das  Nettogewicht  für  die  Vcr/.ulluug  zur  Anwendung.  Der  Bnndesruh 
bestimmt  jctzi  die  Procentsätze  des  Bruttugewichts,  nach  welchen  dat»  Nettogewicht 
berecbnet  werden  Icann  (also  die  sogen.  Tara,  ungekdirt  genommen).  Bdk  der  Er* 
mittlung  des  Nettogewichts  von  Flüssigkeiten  wird  aber  das  Gewicht  der  unmittclbäroQ 
Ufflschliessungen  (F&sser,  Flaschen)  nicht  abgezofren,  insoweit  aliM  aach  iiier  nach 
Bratlogewicht  venmUt  (Weint  Zolltiiri%e«ets  fon  I^,  §  2).  In  nmfusendem  Haass« 
erfolgen  Gewähnini^en  vüq  Zollcrediten.  Agnr-  und  handelspolitisch,  etwas  auch 
finanziell  ron  Bedeutung  sind  die  Bostiraninnprcn  über  die  Erleichterungen  mitte!»? 
Erlasses  vüii  Eio^anjfszoil  für  fremdes  Geireid»;  an  inlküdischc  Mühlen,  bei 
eiiL^prechender  Wiederausfuhr  ron  Mehl,  ferner  die  Zulassung  von  Tran s  itlagers 
für  fremdes  Getreide  ZoUgesetz  von  1SS5.  §.  7),  sowie  die  neuerliche  .\nsstelhjiiiz: 
von  Einfn hrscheinon  bei  der  Ausi'ahr  von  Getreide,  mit  weichen  Scheinen  eine 
ihrem  ZoUwertb  entspiechende  Menge  der  nemlicben  Waarengattnng  ohneZoUentriehtuDg 
eingeführt  werden  kann  (Aufhcbunf;:  des  sogen.  Identitätsnarhweises  für  wieder  aus- 
g'  führtes  fremdes  Getreide).  Gesetz  vom  14.  April  18'.H  zur  Abänderung  von 
stiinmungeu  in  §.  7  des  Zolltariftfesinzos  von  187y/85,  bonsticc  Abänderunii^eo  die.^e3 
Gesetzes  dnrch  Geseue  vom  18.  A}>iil  1886,  14.  April  1894.  18.  Mai  1895. 

Finnnzi<»U  sehr  wichtig,  d.  h.  lur  die  Reichs-  und  Staatscassen  entsprechend 
nachtheilig  sind  die  sogen.  KUck-  und  AustuhrvergUtungen  bei  Artikeln, 
welche  der  inneren  Seichsverbranohsstener  nnterliegen,  Verbiltnisse,  welche 
auf  den  Keint^rtray:  der  Steuern  und  Znlle  von  den  betrefiendcn  Objecten  besonders 
bei  Zucker,  Branntwein  stark  einwirken.  Aber  diese  Dinge  stehen  mit  der  ganzen 
Steuereinrichtung  in  Zusammenhang  und  sind  handels-  and  wirthschaftspolitisch  in 
gewissem  DmfS&ng  —  wenigstens  als  reiner  Ruckcrsatz  der  erhobenen  SteDur, 
nirht  mehr  —  c:cboten.  bei  Zucker  auch  in  der  Form  der  wirklichen  Ausfuhr- 

i)rämie  einstweilen  wegen  der  ungeordneten  auswärtigen  Üoncnrrcnzverhältnisse 
eider  noch  Itaom  rermeidlieh  —  mindestens  im  Princip,  wenn  andi  rieUeieht  nicht 
ganz  im  heutigen  Maasse.  Darüber  i-iniges  Weiten;  im  Folgendon  bei  den  einzeln.'n 
Steuern.  Statistische  Daten  dafor  und  überhaupt  für  die  ZoUertrige  unten  in 
§.  212. 

§.  204— b).  Die  inneren  Keichssteiiern.  üebersicht. 
Die  bei  der  GrUuduog  des  Reichs  bestebendeu  haben  mehrfach 
wesentliche  VeränderuDgen  erfahren,  besonders  die  Zuc  Icersteuer 
(1887  und  später),  die  Tabaksteuer  (U7\^)  und  die  Brannt- 
weiD;8teaer  (1887).  Noch  eiogreifendere  waren  bei  beiden  letx- 
teren  geplant,  anch  in  Gesetzentwllrfen  in  den  Beicbatag  gebracht, 
sind  aber  hier  nicht  darchgedningen  (Honopoleinftihning,  Tabak- 
fabrikatstener).  Die  Sala-  nnd  die  Biers tener  sind  dagegen 
wesentlich  in  der  nrsprllnglichen  Einrichtung  geblieben.  Ken  hin- 
angekommen  sind  anm  Wechsel  Stempel  der  Spielkarten- 
Stempel  (1878),  eine  Art  Gkbranchs-  and  Gennsssteaer ,  nnd  die 
sogen.  Börseusteuer  von  Werthpapiereu ,  Geschäften  u.  s.  w, 
(1881,  1885,  18U4,  lÜÜO),  ieiiier  die  statistische  Abgabe  (Ge- 
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bühr)  vom  Waaieiivcrkehr  (1872).  Die  Regelung  der  Gerichts- 
kosten  betritt  einmal  wesentlich  Gebühren  und  kommt  sodann, 
für  die  Finanzen  des  Reichs  selbst  nnr  filr  d.is  Keichsgericht,  sonst 
bloss  für  das  Gerichtswesen  der  Einzelstaaten  in  Betracht.  Letzteres 
gilt  ebenso  von  der  lieichs-Eichgebtthrentaxe  (1869  and  später). 
Die  sogen.  Banknotensteuer  dagegen,  die  den  Namen  einer 
„Steuer''  freilich  kaum  führen  kann,  beruht  auf  dem  Reicbs-Bankgesetz 
▼on  1875  und  fliesst  in  die  Beichseaase.  Die  Reinertrilge  der 
Reicfaspost  nnd  Telegrapbie  lassen  sieh  nieht  als  Steuer  auf- 
fassen,  sondern  sind  ein  Ueberscbnss  halb  gewerblleher  Natar  ans  dem 
Betrieb  einer,  finanziell  betraebtet|  dooh  wesenttieh  als  ,,Gebttliren* 
einriefatong''  anansehenden  Unternehmung  (s.  Fin.  II,  §.  60  ff.), 
Maneheriei  VerwaHongseinnahmOTy  ebenfalls  romemlieh  gebühren- 
artiger  Natur,  hie  nnd  da  mit  Steuerelementen  verbunden,  kommen 
sonst  noch  in  den  \ eischiedcncii  Zweigen  der  Reichsverwaltung 
(ReichsäuiLeiüj  vor.  Finanziell  am  Wichtigsten  sind  die  Patent- 
abgaben (1877),  Die  Aversen  der  nicht  zum  Zollverein  ge- 
hörenden  Gebietstheile  des  Di-ntsclicii  Jieicbs  an  Stelle  der  Zölle 
üiid  inneren  Vci  Itraucbssteuern  sind  natürlich  in  Folge  der  Ver- 
minderung dieser  Gebietstbeile,  daher  namentlich  des  Eintritts  von 
Hamburg- Altona  nnd  Bremen  in  den  Zollverein ,  viel  kleiner  ge- 
worden. Ebenso  etvras  die  Entsc hädigungszahlnngen  der 
stlddentsehen  Staaten,  seitdem  diese  an  der  gemeinsamen 
Branntweinstenef  Theil  nehmen. 

Ans  der  LitteTatnr  s.  die  einschlagenden  AbhtndlunKen  im  Sehönber^'schen 

Handbuch  und  besonders  die  Artiliel  über  die  einzelnen  betreffenden  Stenern  im  Hand- 
wörterbuch der  StaaJswissonsrhaften  und  im  Wörterbuch  der  Verwaltung,  alle  mit 
Angaben  der  SpecialüttL-ratur.  Dazu  die  Gesetzentwürfe,  Motirc  und  Verhandluugeu 
mit  Berichten  im  Norddeafadieii  ood  Deotachen  BeichBtage.  Tielalei  beHlgUches 
Hatorial  in  den  Annalen  und  im  FiiuiDsaichir. 

§  205  —  «).  Die  S  alzsteuer  (ncli.-t  dem  Salzzoll).  Die  Steuer 
beruht  noch  auf  der  oben  genannten  grundlegenden  Gesetzgebung 
von  1867,  die  keine  Veränderung  erfahren  hat,  anch  nicht  im 
Steuersatz  (12  M.  für  100  kg.).  Nur  der  entsprechende  SaizzoU 
bei  der  Einfuhr  fremden  Salzes,  der  früher  gleich  hoch  war,  ist 
im  Zolltarif  von  1879  für  zu  Lande  eingehendes  auf  12  M.  80  Ptl 
erhöht  worden.  Die  Steuer  ist  hoeh  nnd  principiell  als  Belastung 
eines  absolut  nothwendigen  Consnmgegenstandes,  sowie  wegen 
ihrer  kopfstenerartigen,  sogar,  naeh  den  CronsumTerbttltnisseni  stark 
umgekehrt  progressiven  Wirkungen  bedenklich.  Bedenken,  die 
auch  praetisch  wegen  der  Geringfügigkeit  des  indiyidiiellen  Salz- 
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coosniDs  nnd  des  Einkaufs  «in  kleinen  Mengen  doeh^  nicht  ver- 
schwinden,  vollends  nicht,  da  der  Reinertrag  in  die  Reichseasse 
zur  Deckung  allgemeiner  ReiehsausgabeD,  nicht,  wie  etwa  bei  einer 
Zweckstener,  zur  Bestreitung^  von  Ausgaben  lUr  Woblfahrtsinteressen 
speciell  der  untereu  Claesen,  dient.  Doch  könnte  uian  einiger- 
maasen  den  steiirendeii  Beitrag,  welchen  das  Kelch  in  der  Alters- 
iind  Invalidenversichernng  zahlt,  als  aus  dem  Salzsteuerertrag  ge- 
nomiiu  n  ansctuMi,  wenn  auch  rechtlich  eine  solche  Fcsili'^^uLii:  dieses 
Ertrags  niclit  besteht.  Bei  dieser  Auffassung  vermindern  uod, 
wenD  jener  Keichsbetrag  den  Salzsteuerertrag  erreicht  haben  wird, 
verschwinden  die  Bedenken  dieser  Steuer  mehr  und  mebr. 

Kiir  ilcn  Sal/zoll  greifen  die  allere  in  ei  neu  Zollgesetze  uml  Verordnanjiferi.  Die 
Steuer  vom  ialaudiachen  balz  wird  nach  dem  (iesetz  vom  12.  Oct.  1867  nach  dem 
Nettogewicht  berechnet  und  ist  von  den  Producentcn  oder  SteiuhaJzbcrgwcrks- 
bositzern  zu  entrichten.  Di*-  (iiundlasre  bildet  die  Anmeldepflicht  der  betreffenden 
Botriebe  (aurh  wo  Salz  als  Nehenproduct  pcwotinRn  wird\  die  Controlf  knüpft  sich 
au  das  einzelne  \S  crlv  an  und  bctritit  namentlich  den  Verkehr  mit  balz  von  dem  Werke 
Mch  Aussen  liln.  Das  fertifre  (lagerungsreife)  Sabc.  auch  das  Scbmiatz-  und  Pege> 
salz  ist  in  unter  steuerlichem  Mit?erscblot>s  stehende  Räume  (Sal/matiazinel  zu  l^ringen. 
Bei  der  Kutuahmo  daraus,  also  bei  dem  Uebergang  in  den  Verkehr,  tritt  die  Ver- 
pflicbtuiig  zur  Erlegaog  der  Salzsteuer  eiu,  vorbehaltlich  der  zulässigen  Yersendang: 
«Dter  B^IeltscheiB.    Der  Verkehr  mit  versteacrtem  Salze  oder  mit  dcnaturirc  ab^ 
gelassenem,  alsdann  steuerfreiem,  ist  im  ganzen  Zollgebiet  im  Allerem  '! fn-n  dann  frei. 
Steuerfrei  (§.  20)      u.  A.  allgcmeio  das  zur  Aa^ifuhr  fin  natura  und  in  Form  der 
Venrendanir  zom  Einaalzeu  ?on  Gegenständen)  gdangeiide,  ferner  das  znr  NatroiMiilphat> 
und  Sodafabrikation,  sowie  in  sonstigen  gewerblichen  Zwecken  (mit  Ausnahme  des  zu 
menschlichen  Nahrung»-  und  (ienus^miiieln,  incl.  TatMÜifabrikate,  Mineralwasser, 
Bider  benutzten),  weiter  das  ni  landvlrthschafklicben  Zwecken,  Ptttternng  tind  Dikugong 
verwendete,  endlich  das  bei  Nothständen  und  an  Wohlthäligkeit.-an.staheit  venbretcbie 
Sa!/     Dies  steuerfreie  gewerbliche  und  landwirthschaftliche  Salz  ist  eventnoll  zu  de- 
iiaiuriren  und  nur  so  im  Verkehr  zuzulassen.    Die  Strafen  der  Defraudation  11 
bis  18  des  Gesetzes  Tom  12.  Oct.  18()7)  sind  ziemlicli  scharf:  zanichat  Gonfi»M(ion 
der  Gei^enstruide ,  cvcntnel!  aiiel:  der  licnntzten  (ierJitlie  (Siedepfannen  u.  s.  w.)  und 
Vierfaches  der  vorenthaltenen  Abgabe,  Verdopplung  dieser  Strafe  bei  erstem  Wieder- 
holungsfall, Yenrierfachnng  bei  jedem  ferneren  ROckfall.    Der  zom  zweiten  Male 
rechtskräftig  verurtheilte  Salzbergwerksbositzer  verliert  die  Befugniss  zur  eigenen  Ver- 
waltung seines  Wt'rk-^.   Verwandlnncr  der  Geld-  in  Freiheitsstrafen  wie  im  Zollstrafuesefz. 
Daneben  ( irdnun^sstralcn.       Sieuci  teehuisch  gtlns-iig  ist  diu  Con  centrati un 
der Sai/^'-winnuug  auf  eine  kleine  Zahl  Werke  (1898  vnd  seit  lauge  10  Steinsalz- 
werke. 71  Ilaujit-  und      Neben  werke  für  Kochsalzgcwiuniing ,  47  bezw.  >V.\  andere 
Werke  für  üewinnung  vun  Suiz  aus  wässeriger  Lösung).  Der  Ertrag  der  Steuer  kommt 
mit  Jahren  nnr  zn  4—5      vom  Zoll,  zn  95— 90%  lolandssteuer.  Statistik 

u  in  §.  212  mit.  S.  im  S chönberg'schen  Handbuch,  4.  Aufl.,  F.  1.  Abth. 
Abb.  von  Zellcr.  S.  41  cj  H.  (vgl,  auch  Schall  u.  Lehr  in  den  früheren  Auflav:en). 
Art.  Salzsteucr  von  Lehr  im  H.  W.  B.  d,  St.  Ji.  von  G.  v.  Mayr  im  Wörterb  d. 
VerwalL  B.  2,  v.  Aufscss  a.  a.  0.,  in  Hirth's  Annalen.  1S98,  S.  193.  2S7.  382.  892, 
femer  anrli  Kt-rst.  das  Salzmonopol  ISi;.',)  und  aus  der  allgemeinen  Litterattir  tJher 
Salz  und  zum  '1  heil  SaizMcucr  die  Schriften  von  V.  Hehn  U^V!^)«  Möller  (lb74). 
Schleiden  (1875).  besonden  Schmidt  (1874).  Vergleichende  Statistik  der  Salz- 
stenerertiäge  vecschiedener  Staaten  anch  im  FiD.arch.  II,  848.  X,  757,  XV.  668. 

I 

^.  20{]~ß).  Die  Tabaksteuer.  Sie  steht  für  ioländiscben 
Tabak  mit  dem  £iDfahrzoll  fttr  ansländiscbeo  in  naber  Be- 
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ziehnng.  Das  Lästige  und  überaus  Schwierige,  in  steuerpolitischer 
und  8teuertc(  hniscber  wie  in  volkswirthschaftlicber  Hinsicht,  lic^t 
bei  der  deutscbeu  Tabakbesteuernng,  wie  überall  und  zum  Tbeil 
in  noch  höherem  Maasse  bei  anderen  inneren  Verbrauchssteoem 
(bei  mi8  besonders  bei  der  Zucker-,  auch  der  BranDtweinsteoer^ 
weniger  bei  der  Weinsteuer,  wenngleich  auch  immer  etwas,  noeb 
weniger  nach  noseren  Prodnctiona-  and  Gon8amtion8yerbältDiB8en 
bei  der  Bier-  und  der  Salzsteoer)  darin,  dass  bei  nna  wie  in 
anderen  Ländern  eigener  bedeotenderer  inländischer  Prodnction 
eines  stenerpflicbtigen  Artikels  nnd  einer  erheblieberen  Einfah^ 
dea  gleichen  Artikels  ans  dem  Auslände  (zum  Theil  ancb  des  Ab- 
satzes des  einheimischen  Artikels  ins  Aosland)  Oonflicte  «wischen 
dem  fiscaliscben  und  dem  volkswirthschaitlichen  (Koh. 
stofi-Productious-,  Fabrikations-,  ilaudclsinteresse)  entstehen.  Diese 
lassen  sich  völlig  genügend  kaum  bei  irgend  einer  Form  von 
innerer  ^Steuer  und  Einrichtung  des  Zolls,  sowie  beider  Steuersätze 
lösen.  Die  Veränderungen,  welche  in  Rnlwicklung  von  Prodnction, 
Einfuhr  und  Ausfuhr,  bei  ersterer  namentlich  in  der  Technik  und 
Oekouomik  selbst  vor  sich  geben,  »cbafien  immer  wieder  neue 
Schwierigkeiten.    Daher  auch  ein  häufiges  Experimentiren  der 
Stenergesetzgebung,  beim  Zoll  ein  Kampf  zwischen  dem  Finanz- 
zoll-  nnd  dem  SchntzzoUgesichtspnnct,  bei  der  Steuer  ein  Bestreben, 
die  Form  der  Veranlagung  nnd  Erhebung  mit  den  sich  yielfacb 
widerstreitenden  fiscalisehen  und  Tolkswirthsehaftlichen  Interessen 
in  Einklang  zu  bringen.  Besteuerungen  dieser  Art,  am  Meisten  die 
Zocker-  und  Branntweinbesteuerung,  aber  auch  die  Tabakbesteuerung 
sind  daher  ein  Kreuz  fttr  die  Gesetzgebung  und  Verwaltung.  Die 
Forderung  gleich mässiger  Höbe  von  Zoll  und  Steuer,  welche  vom 
fiscalischen  Slaiidpuncte  aus  /u  stellen  ist,  lässt  sich  wegen  der 
stark  mitspielenden  einheimischen  ProductioDä-,  Handels-  und  aus- 
wärtigen Absatzinteressen,  wenn  man  das  eine  oder  andere  der 
letzteren  Intcresncn,  oder  alle  znsauimeu  nicht  Preis  geben  will^ 
nicht    genügend    erfüllen.     Die    steuerpolitische   Forderung  der 
^iualitätsbesteuerung,  der  richtig  bestimmten  Durchschuittshöhe  der 
Steuer-  und  Zollsätze  macht  weitere  Schwierigkeiten.    Auch  in 
Deutschland  bat  sich  das  Alles  in  hohem  Maasse  gezeigt  nnd  ydllig 
Befriedigendes  ist  namentlich  bei  den  drei  genannten  Steuern  auf 
l^abak,  Zucker,  Branntwein,  auch  bei  uns  nicht  erreicht  worden. 
Diejenige  Besteuerungsmethode,  welche  die  vorliegenden  Schwierig- 
keiten verbftltnissmfissig  noch  am  Besten  lOst  und  namentiich  die 
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fiBcalischeii  mit  den  heimischen  Prodnctionsinteressen  wohl  noch 
am  Günstigsten  ausgleicht,  das  Monopol,  ist  bei  TabalL  wie  bei 
Branntwein  nicht  zu  erreichen  gewesen. 

Näheres  über  lii'^sc  Probleme  geliört  nicht  biorber  in  die  Darstellong  d«r 
deatschen  Besteuerung ,  i>oiidera  in  die  »y  steniati^iciitf  specielle  Steaerlebre.  Fftr 
meioe  Aaßkasting  in  aller  Küne  bestehe  ieh  nich  aaf  neineB  miteo  fta»  QniildjEiit 
der  FiiMiizviaaeiiselieft. 

Der  erste  Schritt  aaf  dem  Gebiete  der  ionereo  deotscbeD 
TabakbesteneniDg  nach  den  Ereignissen  Yon  1866  war  die  Aiis- 
dehnang  der  bisherigen,  aaf  Prenssen  nnd  einen  Theil  seiner 
Nachbarstaaten  beschränkten  Tabaksteuer  anf  das  ganze  ZoU- 
▼ereinsgebiet,  nach  dem  nenen  Vertrage  Ton  1867  nnd  dem  sich 
anschliessenden  Gesetze  von  1868.  Diese  freilich  dnrcbans  mangel- 
hafte Steuer  bestand  m  der  Form  der  directeu  Steuer  vom  luii 
Taijak  bepflanzten  Boden,  der  sogen.  Flächensteuer.  Diese 
Form  wurde  dabei  nicht  nur  beibehalten,  soudern  steuerpolitisch 
noch  verschlechtert,  wenn  auch  stcucrtechnisch  vereinfacht,  iudeiu 
der  bisher  nach  Hoden-,  hczw.  Tabaksqualität  abgestnfte  Satz 
(„Flächenstener  mit  Qualitätsluss")  durcb  einen  Einheitssatz,  im 
Betrage  des  bisher  höchsten  preussischen  („Fiäcbenstener  ohne 
Qualitntsfuss")  ersetzt  wurde.  Diese  Steuerform,  eine  rohesteForm 
der  Kobstüd'stener,  ruht  direct  auf  der  Landwirthschaft,  besw.  dem 
lilndlieben  Crmodbesitz,  sie  trifft  die  Tabakbaner  höchst  angleiche 
weil  sie  anf  Ertragsfllhigkeit  des  Bodens,  bezw.  Menge,  Gute,  Ernte- 
ansfall  des  Prodacts  gar  keine  Bttcksicht  nimmt  Sie  ist  finaoziell 
ganz  unergiebig,  weil  sie  nnr  hei  sehr  niedrigem  Steuersatz  sich 
tiberhanpt  halten  ISsst  Das  hat  zur  Folge,  dass  dann  auch  der 
Zoll  fttr  den  fremden  Tabak  niedrig  gehalten  werden  mnss,  nm 
die  Schntzzollwirkung  zwischen  Zoll-  nnd  Inlandsstener  nicht  noch 
stärker  zu  machen.  So  war  es  in  Deutschland  von  liSG8~79. 
Der  Ertrai^  der  ^e>«ammten  Tabaksteuer  einschliesslich  Zoll  kann 
daher,  selbst  bei  sehr  grossem  Consuni,  wie  in  Deutschland,  nur 
mässig  sein,  wie  es  sich  auch  damals  in  Deutschland  gezeigt  hat. 

In  der  Reform  von  1879  ist  es  dann  weni^^stens  zur  technischen 
Verbesserung  der  Inlandssteuer  und,  wofür  dies  die  Voraussetzung 
war,  zur  Erhöhung  dieser  Steuer,  sowie,  wofür  letzteres  wieder  die 
Voraussetzung  mit  war,  zur  Erhöhung  des  Zolls  anf  fremden  Tabak 
(Robtahak  und  Fabrikate)  gekommen.  Man  ging  für  den  in- 
ländischen Tabak  zur  sogen.  Gewichtssteuer  des  Rohtabaks 
ttber,  eine  entwickeltere  Form  der  Rohstoffsteuer.  Dabei  wurde 
wenigstens  die  yersehiedene  Ertragsfähigkeit  des  Bodena  und  die 
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Erntemeuge,  aber  wieder  oocb  nicht  die  Qualität  de»  Products  ge- 
würdigt. Steuertechnisch  bedingte  dies  System  bereits  schärfere 
CoDtrole  des  Tabakbans  and  der  £mte  bis  zam  Verkauf.  Es 
bringt  aber  den  Tabakbaaer  in  grossere  Abhängigkeit  vom  Händler 
und  Yom  eventuell  die  Steuer  auslegenden  Käufer.  Der  Ertrag  der 
inneren  Steuer  ist  gegen  die  frühere  Form  immerhin  bei  uns 
erbeblicb  gestiegen,  aber  doeh  nur  immer  noeh  ein  geringer. 
Hl^bere  Steuersätze  sind  indessen  zu  schwer  zu  tragen.  Trotz  der 
starken  Differenz  zwischen  Steuer  und  Zoll,  woraus  sich  eine  er- 
hebliche Schutzzollwirkung  des  Systems  ergiebt,  auch  wenn  man 
die  im  Ganzen  höhere  Qualität  des  dem  höheren  Zoll  unterliegenden 
iiemden  Taljak»  berücksichtigt,  ist  der  inländische  Tabakbau  mit 
durch  die  höhere  Besteuerung  in  dieser  Form  iu  schwierigere  Lage 
geratben.  Der  gegen  die  frühere  Periode  der  Flächenstener  und 
des  niedrigen  Zolls  erheblich  seit  1879  gestiegene  Ertrai:  ge- 
8 am  inten  Tabakbestcuerung,  der  zu  ^/j,  vom  Zoll  herrührt,  ist 
gegenüber  dem  grossen  deutschen  Consum  und  im  Vergleich  mit 
den  Ländern  des  Tabakmonopols  (besonders  Frankreichs,  Oester- 
reichs, Italiens)  und  anderer,  fiscalisoh  ergiebigerer  (Grossbritannien), 
znm  Theil,  wie  bei  der  Fabrikatsteuer,  auch  steaerpolitisch  und 
steuertechnisch  besseren  Steuerformen  (Russlaod,  Nordamerika) 
doch  ein  recht  massiger  geblieben.  Die  wiederholten  l^islativen 
Versuche  des  Uebergangs  zu  einer  anderen ,  höhere  Ertrage  ge- 
stattenden  Steuerform,  so  tum  Monopol  und  später  zur  Tabak- 
fabrikatsteuer  in  Form  der  Facturensteuer,  sind  indessen  der  Reichs- 
regiemng  im  Reichstage  nicht  geglückt.  Eine  befriedigende  Lösung 
des  Tabaksteuerproblems  ist  so  bei  uns  noch  nicht  gelungen.  Dies 
l  ioblem  ist  allerdings  gerade  in  Deutschland  wegen  des  entwickelten 
einbeimischen  Tabakbaus,  der  Bedeutung  nnd  Eigenart  der  Fabri- 
kation und  des  Handels  mit  Tabakfabrikateu ,  den  Uewohnheiten 
der  Consnmenten  u.  dgl  ttj.  und  —  nicht  zum  Wenigsten  in  Folge 
vieler  mächtiger  Vornrtbcilc  —  mit  ganz  besonderen  Schwierig- 
keiten Terwnnden.  Diese  können  vielleicht  nur  unter  dem  Druck 
einer  grossen  finanziellen  Bedrängniss,  welche  bisher  glficklicber 
Weise  nicht  vorlag,  Überwunden  werden. 

leh  veiwg«  M  mir  aocb  bier,  nm  diwem  Abschnitt  von  der  Boichsbestenenuig 

seinen  Cbaracter  einer  blossen  kurzen  OrientirunE"  zti  crhriltcn,  auf  ilas  wichti!»-o 
oad  interesMDte  Problem  näher  eiozugoben.  E»  üt  in  der  KacbliUeratur  oit  und  eiu- 
feli«ad  nnd  von  den  rerschiedeiraten  Gesichlspmieten  der  Volkswirdiscbato-  and 

Steaerpolitik  aas  behandelt  worden.    In  den  Keichstagspapieren,  in  den  Gesetzcnt* 

Würfen,  Motiven  Hfrichteri  nnd  Verhandlungen,  dann  besonders  in  der  grossen  Reichs- 
eotjQ^te  über  iabakbeäteuerung  liegt  ein  Material  vor,  in  weicbuui  nicht  nur  die 
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deutsche,  soodern  die  TabAksteuerfrage  Überhaupt  erschöpfend  erledigt  wird.  £ioe  gafix 
knappe  Bebandlang  äes  (ranzen  Themas  der  TabdtbeneneroDf .  worin  aber  wohl  alle» 

Wesentliche  zusauiniengefasst  ist  uiid  meine  Auffassung  hervortritt,  jrab  ich  in  inoiriem 
aphoriätiscben  „ürundriss  zu  VorlesunKcn  Uber  Finan/.vissenschaft''  (1898,  2.  Aull  für 
1901  zu  erwarten),  $}•  139  fl.,  S.  86—91.  S.  be:>ondeis  den  Bericht  der  dcuischci. 
Tabak- Ell« jur-iecommissiou  von  1878,  6.  B.,  daraus  guter  Auszug  von  Schaffte  iß 
der  T  il .  Zt^chr.  f.  Staatswissensch.  1879.  1880.  Der  Zollverein  und  das  Tabak 
muoüpul  (i8»j7,  anonym,  von  Delbrack.  geKeu  das  Monopol  im  Zollverein).  Pier- 
slorff.  Litt,  znr  Tabakbesteaerong,  im  Jabrb.  f.  Nat.«k.  n.  Stat  B.  80.  Ober  Tabak- 
bcstcuerung  ch.  B.  38.  Mährlen,  Bestcuenui;:  des  Tabaks  im  Zollvurein  1878. 
Moritz  Mohl,  Denkschrift  für  eine  Rcirhstabakregie  1878.  (G.  v.  Mayr)  das 
Deotsche  Keich  und  das  Tabalmunopol  läTb.  ders.  Art.  Tabak  u.  s.  v.  iui  Ii.  W.  B. 
d.  St  1.  AniL,  B.  6.  der«.  Art  Tabaksteuer  im  W  orterb.  d.  YervalL  B.  1  u.  Supplb. 
1  u.  3,  ders.  zur  Reichvfinanzreform .  1893,  Mayr  ist  die  <»r>tc  «'issenschafiJichc 
Autorität  in  diesen  Fragen  in  Deutschland  und  vertrat  als  Beamter  das  Tabakmonopol» 
project  im  Reicbatage.  Schleiden,  zur  Frage  der  Bestenening  des  Tabak«,  in  HUrtb $ 
Annaleii  1878  und  selbständifr.  Felser,  Tribakinonopol  und  americanisd.c  Tabaksteuer 
eb.  1878.  (j.  Sc  hu  oll  er.  Tabalcrnonopol  iui  Jahrh.  f.  (iftsetzgeb.  u.  Verwalt.  1882. 
6raf.  Tabakbesteuerung  iu  Deutschhud  <-b.  \>^[Kl  1895.  v.  Aufsess  cb.  1893, 

S.  276.  Weitere  Materialien  zur  Frage  uberh.iupt  und  der  deutschen  specieli  in  dea 
Annalen,  Finanzarchiv  (s.  Kej;i>ter  u.  d.  W.  Tabaksteuer  u.  A.  im  Fin.arch.  Tabak- 
gefälie  in  den  wichtigeren  Staaten  in  B.  2,  S.  848.  B.  10,  S.  7I>7,  B.  12.  S.  361). 

Ans  der  deatMben  Gesetzgebung  seit  1866  und  in  Betreff  d«  Reform- 
projcctc  und  legislativen  Anläufe  dazu  ^illd  die  Matcrialieii  vielfach  in  der 
vorausgehend  gen.  Litter.itnr  enthalten.  Zullparlaments- Gesetz,  vom  'JG  Mai  iv'»;^ 
(Flächenstener,  im  An>chlus»  an  den  Zollvereiii»vertrag  von  lbG7),  Kelell^treset/.  vuoi 
26.  Juui  1878  (betr.  Erhebungen  Ober  Bau.  Fabrikation,  Handel  mit  Tabak  u.  s.  w., 
Grundla^^c  der  En([U»'te).  Gesetz  vom  10.  Juli  1879  (Gewichtssteuer,  in  Verbuiduii^-- 
damit  die  ZoUtarifpctoition  für  Tabak  in  erhöhtem  Sat£e,  s.  o.  S,  057).  Commentare 
n.  dgL  dazu  von  Reinhold,  Wiesinirer.  Horelle  zum  Gesetz  ron  1879  daaGeeetz 
vom  5.  April  1885.  Gesotzentwurf  betr.  Einführung:  des  Tabak monopols  vom  27.  April 
188*2,  aUbald  abirclehnt  (s.  Verhandlimiren  des  Rciehstaus  l,s>>2  und  Anlairen  dazul. 
Denkschrift  vom  7.  Febr.  1891  betr.  Abikiderunt;  des  Tabakateuergesetzes  ^^auch  im 
Fin.arcb.  B.  8«  8.  1018,  Annalen  1891).  Auch  die  Gesetzentwarfe  (Fabrikat-,  heiw. 
Farttrrerist««»ier)  vom  11.  Nuv.  1^03  (Fin.arch.  B.  9.  S.  ^2r>]  und  vom  20.  Jan. 
189Ö  (Annalen  1895)  beide  abgelehnt  (B^ichstagsverhandlungen  und  Anlagen  au» 
dieser  Zeit). 

Die  preussische  Steuer,  welche  1828  (Verordnung:  vom  29.  Mirz)  an  .He 
Stelle  der  Gcwichtsstcuer  von  1819  in  Form  der  Fläcln  n^teuer  trctrcten  war  (o.  S.  24), 
hatte  die  Sätze  von  6,  5.  4.  ■>  ^^r.  lur  je  6  Quadratrutheu  mit  Tabak  bebauten  Bodens. 
Sie  war  sp&ter  im  Zollverein  von  einer  Reihe  Preusscn  benachbarter  deutscher  Staaten 
angenommen  und  so  zwischen  Preu'^sen  und  diesen  Staaten  ein  eigener  „Tabak- 
tfteuerverband"  gebildet  worden  mit  freiem  Verkehr  innerhalb  desselben  aod  einer 
Ueberganitsabfrabe  von  sonstigem,  thatslcblich  rornemlich  sQddeotschem  (badiscb.»mf 
bairisehem,  Pfjilzer)  Tabak  beim  Eingang  in  den  Verband  (20  Sgr.  vom  (Zentner). 
18Ö7  wurde  die  Steuer  in  dieiser  Form  in  den  neuen  preussischen  Provinzen  ein- 
geführt Der  Ertra::  war  ganz  liübcdeutcnd  (für  Preusscn  allein  1865,67  c,  lll.CKX)  Thlr. 
jftbrJich).  Durch  das  Gesetz  von  1868  wurde  die  ^^leiier  eine  all(remeine  des  Zoll- 
vereins, mit  dem  Steuersatz  von  f>  Spr.  für  je  G  Quadratrutheu  mit  Tal)ak  bepflanzten 
Bodens.  Eine  OcsammtHäche  von  weniger  als  6  Qu.-K.  blieb  steuerfrei,  wenn  sie  von 
einem  oder  mehreren  zn  einem  Haasstand  gehftrigen  Pflanzern  bebaut  wurde.  Die 
Tabakpflanzer  hatten  vor  Ende  Juli  jedes  Jahres  An)>abcn  Uber  Lage  und  Grösse  ihrer 
Pllanzungcn  schriftlich  zu  marhen.  die  dann  von  der  Steuerbehörde  «reprtift  wurdeu. 
Die  demgcmäss  festgestellten  Steuerbeträge  waren  ^ur  likilte  im  fulgeudeu  Deccmber 
und  April  za  zahlen.  Erlass  der  Steuer  bei  Misswachs  und  anderen  UuglücltsfiUlen 
sollte  erfolgen.  Unterlassunp  rechtzeitiiier  Ai.meldun?  war  mit  dem  Betrag  der  mög- 
lichen Steuerverkürzung,  unrichtige  Angabe  mit  dem  Doppelten  als  Strafe  bedroht 
Unter  gewissen  Controlen  wnrde  für  aufgeführten  Tabak  die  Steuer  vergütet  (Bob-  end 
Schnupftabak  mit  Thlr.  für  den  Centner.  cntrippte  Blätter  und  Fabrikate,  e\d. 
Schnupftabak,  mit  ^f^  Thlr.,  S&tzc,  die  vom  Bandesratb  eveatnell  anf      und  7«  TJür. 
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«rbOlit  werden  durften).  Die  Stcaer  trat  zuerst  1869  ein.  ihr  Ertrag  var  geling,  im 
1.  Jahre  1.027.000  M.  roh.  mtz.  1878/74  2.095.000  M. 

Die  Gewichtssteuer  de«  Gesetzes  von  1879  hatte  bereits  manche  der  schlr- 
feren  ViTnnlagangs-  und  Controlmodalitäten  des  Monopols  für  die  zunächst  ButroHeneD; 
die  Tabakbaoer,  ohne  die  Vortheile  das  Monopols,  welche  namentlich  in  dem  Ver- 
blluiicMi  eines  festen  and  genügend  lohnenden  Absatzes  an  einen  zahlungsfähigen  nnd 
nicht  drtirki  nrli  ri  Abnehmer,  eben  die  Monnpolrerwaltiinir .  bcstt-lioii.  7.-^'ir  i  t  im 
(ieatochea  Gesetz  von  1879  noch  nicht,  wie  Üblicher  Weise  beim  Monopol,  ein  ttogen. 
Lieenxzwaog  fttr  den  inUndischen  Tnbnkbno  elngefahrt  worden,  d.  b.  der  PHnnier 
braucht  nicht  erst  eine  Erlau bniss  einzuholen,  Uberhaupt  Tabak  zu  bauen.  Aber  er 
tinterlieet  nicht  nur,  wie  hvA  dem  früheren  System  der  Flächensteuer,  dem  Anmelde- 
zwang,  sondern  hat  auch  bestimmte  Vorschrifteu  Uber  die  Art  iJer  PÜaiuung.  diü  Ver- 
nlchtODfr  Abfälle  vor  der  Ernte,  das  Unterlassen  der  Erzielung  einer  Nachernte 
•^nc^fn  „Geizenziehen'*),  soweit  dafür  nicht  eine  besondere  Erlaubtiiss  gegeben  ist,  zu 
erfulieu.  mnsa  sich  den  ertorderlicbon  Controlen  der  Steuerverwaltung  (Ermittlung  der 
Ton  StetierpiKcbtigen  zn  rertretenJen  Riitterzthl  ond  mfndebtens  lar  Verwiegnng  zn 
bringenden  Gewichtsmenge.  Besuch  der  Trockenräume  dnr  Ii  Steuerheamteii  u  s.  w.) 
fupen  und  haftet  für  die  Gestellung  des  erzeugten  Tabaks  zur  amtlichen  Verwiegung. 
Die  Gewichts>teuer  bezieht  sich  auf  das  Gewicht  des  Tabaks  in  fermentirtem  oder 
getrocknetem  fabrikationsreifisa  Zustande.  Die  amtliche  Verwiegnng  mnss  spätestens 
bis  31.  März  (nach  Gesotz  von  eventuell  His  'M.  Mai)  des  auf  das  Erntejahr 

foltteaden  Jahres  nach  bewirkter  irucknung  und  vor  Beicinn  der  Fermentation  des 
Tnhid»  erfolgen.    Dm  tteaerpflichtiire  Gevfcbt  des  Tabaks  fn  genanntem  Zostnnde 
wird  in  der  Weise  festffpstellt,  dass  dafür  das  ermittelte  Gewicht  des  dachreifen  Tabaks 
nach  Abzuir  von  V-^  gilt.    Der  Steuersatz  war  fUr  die  ersten  beiden  Jahre,  wo  die 
Steuer  in  Kraft  trat,  noch  niedriifer,  fQr  1880  20,  för  1881  80  M.  für  100  kir..  seit- 
dem ist  er  45  M..  geiren  —  nach  der  AuäfuhrvergQtong  genommen   -  etwa  1'/«  bis 
2  M.  unter  dem  frtiheren  System.    Die  Ausfuhrvertj^ütnng  wurde  jetzt  auf       M.  für 
onfermentirten  und  40  M.  für  fermentirten  Kobiabak,  für  entrippte  Blätter  auf  47  M. 
gesetzt  Aneb  fbr  inlSndiscbe  TabaLfiabrikato  ana  aas'  wie  ioiändischen  Bllftom  kann 
AusfuhrverRütung  in  bestimmten  Sär/en  erfolgen  (Gesetz  ^Jj.  ^l).    Die  entsprechenden 
Zölle  far  fremden  Tabak  (o.  S.  657)  waren  nunmehr  85  M.  far  Rohiabak  (Hlätter, 
imbearbeitete  and  Stengel,  anch  Sancen).  270  M.  für  Gigarren  und  Cigaretten,  180  H. 
ftc  llftdeien  fabricirteu  Tabak.    Die  Steuer  ist  zu  entrichten  bei  der  ersten  Ver- 
äoHseninir  des  Tabaks,  spätestens  jedoch  am  15.  Juli  des  der  Fmt*>  folt-enden  Jahres 
(nach  Gesetz  von  1885  eventuell  mit  besonderer  Eriaubuiss  biä  /uta  Si).  Juni  des  zveit- 
folgpnden  Jabres),  soweit  nicht  Credit  bewilliget  oder  der  Tabak  Uber  die  Zollgrenze 
geführt  oder  in  zoll-  oder  steuerfreie  Nicderlafren  unter  Contrtili^  ,tri;br;icht  ist,  was 
zngeUsaen  wird.   Der  eigentlich  Steuerpflichtige  ist  bei  der  erstmaligen  Vcräuasernog 
des  Tkbaki  der  Kiafer  oder  eonstige  Erwerber,  insofern  trigt  also  der  Handel  den 
Steuervorschuss.    In   Fultre  dessen  wird  aber  bei  diesem  System  der  Pflanzer 
auch  bf^onders  abhängig  —  eine  stehende  und  begründete  Kla^c  des  Pflanzers,  zum 
Theil  auch  wegen  der  Organisation  dieses  Handels  und  der  persönlichen  und  geschäft- 
lichen Eigenschaften  der  Händler  und  ein  Nachtheil  (!:e:r(ttiuber  dem  Abliefern ngszwaag 
beim  Monopol,  denn  M  ttbt  der  Handel  leirht  auf  den  Preis  einen  Druck  aus.  wenn 
er,  wie  gewöhnlich,  der  wirtbscbafdich  stärkere  Factor  ist  Der  Ptlanzer  haft«^t  jedoch 
ftr  die  &hlnnir  der  Sfeoer  aolidariseb  mit  nnd  noas  erM  von  der  StouerbebOrde  daraus 
ausdrücklich  entlassen  wtirden,  was  allerdings  retrelmfis-^ig  geschehen  soll.  Nach  dem 
15.  Juli  des  folgenden,  seit  dem  1885or  Gesetz  dem  30.  Juni  des  zweitfolgendcn  Jahres 
bat  der  Pflanzer  aber  die  Steuer  selbst  zu  entrichten.    Statt  der  Gewichtssteucr  ist 
für  Grundstttcke  von  weniirer  als  4  Are  Flächeninhalt  die  Flächen  »teuer  als  Regel 
festgehalten  worden,  mit  2  Pf.  Steuer  für  1  qm  in  l^f^O,  B  in  If^Hl,  4  5  Pf  In  den 
folgeuden  Jahren  (§.  2311'.).    Die  Strafen  wegen  Defraudation,  als  weiche  ins- 
besondere Onteriasanng  der  ▼oigeschriebeDen  Anntetdougen  nnd  der  recbtzeitigen  Ge- 
stellaog  des  Tabaks  zur  amtlichen  Verwicsrnn«:  irelten  (§.  32  ff.),  sind  (leid^trafen  im 
Vierfachen  der  vorenthaltenen  Abgabe,  bei  erster  Wiederholung  der  Defraudation  nach 
erfobter  Bestrafung  im  Achtfacben«  im  ferneren  Rockfall  in  der  Berel  Oef^nirniss- 
strafe  bis  zu  2  Jahren  (doch  eventuell  auch  hier  noch  statt  dessen  II  ift  oder  Geld- 
^^trafe  des  Doppelten  der  Strafe  beim  1.  Iliiokfall,  -also  im  Sech^ä^ehn lachen,  §.  37). 
bfflwandlung  nicht  beizatreibender  Geldstrafen  in  Freiheitsstrafen  erfolgt  nach  den 
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Bestimmmiiiceii  des  Strafgesetzbncbs  §.  28,  29,  docb  in  mx.  Im  1.  Fall  aar  ftr  6  Moiut. 

im  1.  RQckfall  1,  im  fcrucren  2  Jahr.  Aa^erdcm  vcrschicdeue  Ordaunj^strafen  (§.40). 
auch  Bustimmungeu  über  Jie  Vertretun^sTerbindlichkcit  für  vTwirkte  Geldstrafen  (§.  4- 
Veij&brung  der  StraiVerfoiguug  vou  Dufraadatioueu  in  6  J.Uiren.  —  Bemerkensvcrtfl 
i-^t  iiuch,  dass  die  Venrendnog  von  Tabaksnrrogaten  bei  der  Henitellong  tm 
Tabakfaltrikatcii  im  AUfiremeinen  verboten  iüt,  Aiiänalirnen  aber  rom  BoAdeumÜl  ft^ 
stattet  werden  kOaoea      27),  dann  gegen  besondere  Steuersätze. 

Der  Ertrng  der  neoen  Steuer  «oter  den  endf^iltigen  hShefsn  Sitzen  von  1S82 
an  war  grcgen  den  früheren,  mit  ScbwaukunRen,  8 — 10  mal  so  hoch,  11 — 12 — 13  MilL 
Mark.  Der  Tabakbau ,  übrig^ßns  auch  mit  starken  Schwankanaren ,  ist  der  bepflanzten 
Fläche  nach  lueiat  Löher  guwedeii.  alü  lu  den  ungOustigon  Jahreu  der  2.  iluifte  der 
1870er.  Er  gilt  aber  woU  mit  Recht  als  dnrcli  diese  Steuer  nnd  apedell  diese 
Stenerform  bedruckt 

Eine  ans  fiscaliBclien  Gründen  erwünschte  und  nach  richtigen 
stenerpolitischen  Grttnden  immerhin  hei  uns  salSssige  ErhOhnng 
der  Tahakstener  ist  hei  dieser  Form  der  Steuer  lEanm  me^glich, 
daher  anch  eine  Zollerh5hnng  nicht  wohl,  weil  die  SchntzzoIldiffereDi 
dann  noch  grOsser  würde,  den  Au  hau  evenLuell  steigerte,  aber  das 
fisoaliöche  Interesse  schädigte.  Umgekehrt  würde  der  lahakban 
eine  Ermässigung  sciuer  Steuer,  mindesteus  hei  dieser  Form  der 
GewichtSbtener,  wönschen  niüssen,  wo  dann  aber  bei  gleichbleiben- 
dem oder  gar  erhöhtem  Einfuhrzoll  diese  Schutzzollditlorenzwirkung 
noch  stärker,  die  Schädigung  des  fiscalischen  Interesses  noch 
grösser  werden  mUsste.  Eine  Steigerang  des  Ertrags  der  gesammtes 
Tabakbesteaerang  (incK  Zoll)  ist  daher,  abgesehen  von  der  Wirkung 
der  Consnmvermchriing  beim  gegenwärtigen  Steuersystem,  die  sich 
schon  jetzt  von  Einfloss  seigt,  nnrvon  der  Wahl  einer  anderen 
Bestenernngsform  an  erwarten.  Aher  die  legislativen  Anlftnfe 
dazu  in  der  Form  des  Tahakmonopols  wie  der  Tabakfahrikatsteoer 
sind,  wie  bemerkt,  gescheitert.  Das  erstere  hätte  wahrscheinlich 
das  fiscalische  Interesse  in  hohem  Haasse  befriedigt,  wohl  noch 
erheblich  mehr,  als  nach  den  maassvollen  AnschlSgen  des  Rein- 
ertrags im  amtlichen  Plane.  Das  zweite  System  würde  zwar  auch  den 
Ertrag  der  Steuer  etwas  gesteigert  liabeu,  aber  doch  nicht  in  dem  Um- 
fang, dass  man  um  dieses  höheren  Ertrags  w i  1 1  en  die  aller- 
dinj^s  an  sich  steuerpolitiscli  und  stcuerteclinisch  bessere  Fabrikat- 
steiiLT,  statt  der  Oewichtsstcuci ,  einer  doch  nur  rohen  Form  der  Kob- 
stotlsteuer  ohne  (^ualitätslu.ss ,  ganz  unbedenklich  hätte  oinpfehlen 
können.  Denn  die  stenertechuische  Durchführung  dieser  Steuer  in 
der  geplanten  Weise  in  Fabrikationsbetrieben  und  Handelsverbält- 
nissen,  wie  den  einmal  bei  uns  bestehendeni  wäre  mit  erbeblichen 
Schwierigkeiten  und  lästigen  Controlen  nnvermeidlich  verbunden  ge- 
wesen. Es  ist  doch  fraglich,  ob  man  diese  Folge  nicht  als  einen  sa 
hohen  Preis  fttr  eine  Vermehrung  des  Ertrags  in  dem  zonftchst  m 
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Aussicht  stehenden  geringen  Maaase,  wohl  auch  später  kaum  auf  das 
Doppelte,  anseheil  mnss.  Bei  dem  allerdings  noi  h  viel  einschneiden- 
deren Monopol  ist  wenigstens  der  grosse  in  sicherer  und  baldiger 
Aussicht  stehende  Ertrag  ein  ^regenttber  allen  Bedenken  finansiell 
schwer  ins  Chswicht  fallendes  Objeot. 

Es  mass  hier  an  diesen  wenigen  Bemerkangen  genflfren,  da  ich,  wie  gesagt,  in 

diesem  Abschnitt  nicht  mehr  rinf  füc  paiizo  Matorie  dt-r  Hcformversochc  und  etvAitrer 
oeoer  Pläne  meritomcb  ond  kruiücb  eingehco  will.  Im  Monopolentvarf  ron  lbä2 
war  dB  Roheitrag  von  847.8  MilL  Ifarlt,  eine  Betriebsaasgabe  vor  174.6,  ein  Rein- 
ertrag ron  178.2  Mill.  Mark  in  Aussicht  genommen,  wovon  noch  fur  ein  Entscbädigtings- 
kapiial  von  257  Mill.  Mark  (das  wohl,  tactisch.  zum  Nachfhfi!  des  Projects  and  zur 
Steigerong  der  Opposition  dai;egcn,  zu  niedrig  angesetzt  war)  au  Zia»  und  Amortisation 
10.9  Mill.  Mark  bis  znr  Tollendeten  Tilgung  einer  betreffenden  Schold  abgegangen 
wären.  Dahei  war  der  Prri^fr^rif  der  Fabrikat..-  durch.ias  mJLssi?  gehalten,  kaum  höher 
ab  die  Preise  in  der  „freien  Prodoction",  z.  B.  der  höchste  Baachtabakpreis  nur  so 
hoch  vle  der  niedrigste  in  Pknnkreieh,  wihrend  die  gegnerische  Agitation  immer  mit 
franzSsiscben  Monopolpreisen  Angst  gemacht  hatte.  Nacli  unseren  Conbumverhlilt- 
nissen,  unserem  Wohlstand  und  im  Vergleich  mit  Oesrerreich.  Frankreich,  wäre  mit 
Gewiasbeit  sehr  bald  ein  viel  höherer  Reinertrag  zu  erwarten  gewesen.  Auch  der 
amtlidi  in  Aussicht  ftenommenu  war  5-mal  so  hoch,  als  der  znent  nnt«r  der  neuen 
Steuer  von  1879  erzielte,  riorh  2Va — 3-mal  so  hoch,  als  der  mittlerweile  irnrn  rhin 
erheblich  gesti^ene  heutige.  —  Das  spftteie  Tabakfabrikatsteuerpruject 
(8.  eine  knrze  Uebersicht  seiner  HanprtHssiimninngen  in  den  beiden  Entwürfen  von 
1893  ond  1895  bei  Zeller  im  SchOnberg'schen  Handjwch,  4.  Aufl.,  III,  1.  Abtb., 
S.  582)  wolhc  die  Fabrikatsteuer  in  Form  der  We rthsteuer,  also  immerhin  rirlinjcr 
Weise  mit  Qualitatsfuss,  aui  (irund  obiigatori&clier  Facturen  zwischen  Fabrikauten 
nnd  Waarenempfanger  (Hftndler)  mit  Bnchführongszwang  einrichten,  mit  Steoenatz 
im  1.  Plane  von  nrj'/j,  im  2.  Plane  von  25  (erentuoM  selbst  nur  ron  15 — 18)  "/o 
Cigarren  und  Cigaretten,  bezw.  50  (Kau-  und  Schnupftabak).  66^/3  (Rauchtabak)  im 
ersten,  40  (event.  SO)  %  für  alle  anderen  l^bakfabrikate  im  2.  Plane.  Der  inländische 
Rohtnbak  des  Pflanners  blieb  frei,  aberBan  und  Abgabe  den  Tabaks  an  Fahrt' 
kanten  nnd  Hiiuiler  waren  doch  no-'h  ^-leii  hen.  zum  Theil  strengeren  Oontrolen  untt^r- 
worfen.  Der  Zoll  fUr  fremden  Bohtabak  war  auf  40  M.  crmässigt.  fur  fremde  Cigarren 
anf  400.  Cigaretten  500  im  ersten,  fUr  beide  anf  900  U.  im  2.  Plane,  für  fremde 
Fabril>ate  auf  bezw  250  und  450  M.  erhöht.  Der  Ertras:  aus  der  (lesammtstcaer  war  nach 
dem  Plane  von  1893  auf  1U4.2  Mill.  Mark  brutto,  99.2  Mill.  netto.  45  Mill.  mehr  als 
bisher  (54  Mill.),  nach  dem  2.  Plane  von  1895  auf  86.8  Mili  Mark  netto,  nur  81.8  Mill. 
mehr  als  bisher  (55  Mill.),  bei  den  eventuellen  nieiirii^i  rrn  $teuer>!itzeo  sogar  nur  auf 
P)5.5  Mill.  Mark  veranschlagt,  eine  jetzt,  seit  1898  auch  bei  der  bisherigen  Form 
erreichte  £rtrag»summe.  Eine  so  geringe  Krtragsateigerung  war  für  den  Uebergang 
zn  einem  ganz  neuen,  nnvermeidlich  mit  fbr  die  N&chst-Interessirten  schweren  Gon- 
trolen  .irbritrii  1,  !i  S\  ti  m  in  der  Tbat  kein  irentig^ender  Preis,  wenn  e?  auch  vielleicht 
tactisch  richtig  war.  zunächst  keine  noch  höheren  Steuersätze  in  Aussicht  zu  nehmen* 
um  das  an  sich  bessere  neue  System  erst  einmal  zur  Annahme  zu  bringen,  —  vor* 
behaitlich  sp.ttf;rer  mehr  fiscalischcr  Ausbildung.  S.  über  die  Entwicklung  den 
deutschen  'J  abakbaus  und  die  Bcziehnnsr**n  der  Stouerverfassiins:  da?:u  die  oben  gen. 
Denkschrift  vom  7.  Febr.  1891.  Mauchcrlci  Material  zur  allgemeinen  und  speciell 
zur  dentsehen  Tabakstenerfhige  in  den  Motiren  der  Vorlagen.  Keues  znr  Frage  der 
Steuertechnik  lässt  sich  kaum  noch  sagen.  Vir  Weiter-  und  dann  wuhl  nothwendiger 
Weise  die  ümbiidung  unserer  Tabakbc^tcuerung  wird,  unter  dem  etwaigen  Druck  der 
Finanzlage,  vom  Willen  der  politiAchen  Factoren  und  mehr  von  poHtiachen,  als  von 
Tolkswirthschaftlichen  und  steuerpolitischen  Erwägungen  und  von  potitis^chen  inneren 
PaiteiconsteUationen  im  Reichstage  abhftngea.   Ertragsstatistik  s.  u.  in  212. 

§.207—;).  Die  (Rltbeii- )Z  n  <  k  ersteuer,  nebstZoll.  Die 
EinlUbruDg  einer  eigenen  inneren  KUbenznckeräteuer  erfolgte  seiner 
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Zeit  im  Zollverein,  wie  in  anderen  Staaten  (1  rankreich,  Oester- 
reich u.  s.  w.)  zunächst  aus  dem  fiscalischcn  Grunde,  die  begiDDeude 
stärkere  Schädigung  der  Zolleinkünfte  für  indischen  Rohrzneker 
auszugleichen,  als  seit  den  1830er  und  1^40er  Jahren  die  Ent- 
wicklung der  inländischen  ßttbenzuckerprodoetioii  raaoh  bedeutender 
wurde.  Baldige  JSrböhaDgen  der  iuneren  Steuern  begleiteten  die 
weitere  Vermehmog  und  Verwohlfeilemng  dieser  Produetion.  Mau 
liess  aber  bei  uns,  wie  in  den  aaderen  Lftndem  der  Rttbensucker- 
gewiunuDg,  von  Anfang  an  und  lange  noch,  zum  Th^  fortdauernd 
absiehtliob  zwisehen  höherem  Zoll  und  niedrigerer  Steuer  zu  Ounsten 
der  Rüben znckergewinnnng  eine  Differenz  bestehen.  Dadurch 
wurde  der  ursprünglich  bei  uns  reine  Finauzzoll  auf  fremden  (Robr  ) 
Zucker  theilweise  ein  Schutzzoll.  Die  Vermehrung  der  heimiöchen 
Prochutinn,  die  Verminderung  der  Einfuhr  führten  dazu,  dass  auch 
finanziell  die  i[inere  Steuer  an  Bedeutung  den  Zoii  imnier  mehr 
Ubertraf,  bis  der  Zollertrag  fast  iosiguificaut  und  der  Scbwerpouct 
ganz  in  die  iSteuer  gelegt  vnirde. 

Damit  Köderte  sieb  aber  aueh  die  ganze  Saehlage.  Die  Rftben- 
suokerprodnction  beherrschte  den  inneren  Harkt  fast  allein,  wurde 
▼on  grosser  Tolkswirtbschaftlieber  Bedeutnag  für  Landwirtbschaft 
und  Industrie,  ward  allmSlig  aocb  ohne  wesentltcben  Schutz  con- 

ennrenzfllhig  gegen  den  Rnbrzncker  anf  dem  eigenen  inneren  Markte 
und  schliesslich,  dann  bald  in  immer  steigendem  Maasse,  betheiligte 
sie  sich  am  Export  des  eigenen  Products.  Es  trat  eines  der  Phäno- 
mene von  grosser  wirthscbafts-  und  tecbniksgescbichtlicher  Be- 
deutung ein  j  eines  der  j^länzenden  Beispiele  der  nn^ehenren 
Wichtigkeit  der  Entwicklung  moderner,  naturwissenschaftlich  funda- 
meotirter  Techuik :  Deutschland,  wie  andere  Rüben  zu  ckerproduetions- 
länder,  aber  fast  mehr  und  erfolgreicher  als  eines  der  anderen,  ward 
ans  einem  ehemals  nur  Zucker  ans  der  Fremde,  ans  den  Tropeo 
einführendes,  ein  stark  und  immer  stärker  Zucker  ausfttbrendes 
Land.  Au  die  Stelle  des  Schutzinteresses  gegen  fremden  Zucker 
im  Inlande  trat  das  Absatzinteresse  im  Ausland  und  dessen  Sicherung 
mit  den  erforderlichen  Bedingungen  dafür  wurde  eine  wichtige 
▼olkswirtbschaftspolitische  Aufgabe.  Damit  wurden  statt  des  Sehuts- 
zoils  gegen  den  fremden  Zucker  die  Ausfnhrvergütung,  der  Steuer- 
rückersatz, die  Modalitäten  für  die  Ausfuhr  steuerlVeien  Zuckers, 
eventuell  die  wirkliche  Ausfuhrprämie  von  entscheidender  Be- 
deutung. Das  fiscalische  Interesse,  ursprünglich  durch  die  Ver- 
wandlang des  Finanz-Einfahrzolls  in  den  Schatzzoll  geschädigti 
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warde  nun  dnrch  die  Aasfohrvergütang  und  Prämie  gefährdet. 
Neue   schwierige   Steuer-  und  zolltccimibche  und  sLeuerpolitiüche 
Probleme  entstanden  durch  diese  Verquickung  mit  dem  neuen  volks- 
wirth Schafts-  und  speciell  handelspolitischen  Problem.    Das  war 
die  Entwicklung  der  Din^e  im  Deutschen  lleiche,  befriedigend  gelöst 
^ind  die  Aufgaben,  weiche  sich  unter  dem  Eintiuss  immer  neu  sich 
gestaltender  Prodoctionstecbnik,  Absatzverbältnisse,  internationaler 
ConcurrenzverhältDisse  ergaben  und  selbst  stets  bald  wieder  anders 
gestalteten,  noch  nicht.  Speeieile  Fragen,  welche  sich  um  Zoll  nod 
Steuer  in  ihrem  Verhältniss  zn  einander  drehen,  wie  in  Betrefif  der 
Bebandlong  des  Rohzaekers  und  der  Baffinade,  der  Tersehiedenen 
ZackerqaalitftteUy  Bi»ielten  ohnedies  von  Anfang  an  mit  und  tbnn 
es  noeb.    Die  beginnende  Colonialpolitik  wird  Tielleiobt  nene 
Probleme,  mit  denen  alte  eoropliscbe  Staateui  wie  s.  B.  frttber  Eng^ 
land,  jetzt  noeb  Fiankreieh,  sehen  lange  zn  tbnn  hatten,  herauf- 
fahren,  wenn  wir  einmal  Zneker  in  eigenen  Golonieen  gewinnen 
sollten,  und  so  das  gesammte  Znckersteuerproblem  noeh  verwickelter 
und    schwieriger  machen.    Neue  Entwicklungen  der  chemischen 
Industrie,  wie  die  Gewinnung  neuer,  an  iiitensivität  der  öüssigkeit 
dem  gewöhn  liehen  Zucker  ungeheuer  liberlegener  SUssstofte  haben 
das  Problem  schon  jetzt  wieder  schwieriger  gemacht  und  auch  be- 
reits zu  legislativen  Schritten  gelUhrt  (Saccharinfrage). 

Die  innere  RUbenznckersteuer  hat  das  Reich  in  der  alten,  fast 
von  Anfang  an  bestehenden  Form  der  Rohstoffbesteuerung 
ohne  Qnalit&tsfusSi  der  Steuer  naeh  dem  Gewiebt  der  rohen 
Znekerrttben,  ans  der  vorausgehenden  Periode  des  Zollvereins  über- 
nommen (Gesetz  von  1869).  Diese  8teoerform  hat  notoriseh  den 
teehnisehen  Fortsehritt  der  Znekerprodnction,  wie  auch  sonst  in 
solehen  FftOen  (Branntweinsteuer),  begOnstigt,  ihn  ftrmlieb  prftmiirt 
Dadurch  aber  ward,  zumal  solange  keine  entsprechende  Erhöhung 
des  Steuersatzes  eingetreten  war,  wieder  das  fiscalische  Interesse, 
am  Steuerertrag  und  indirect  auch  ;un  Zollertrag  geschädigt.  M;ia 
lernte  in  der  Landwirthschaft  immer  bessere,  d.  h.  zuckerhaltigere 
Rüben  bauen  (allerdings  zum  Theil  auf  Küsten  anderer  land-  und 
volkswirthschaftlich  werthvoller  Qualitäten  diese»  Rohstoffs)  und 
lernte  nicht  minder  in  der  Industrie  aus  den  KUben  den  darin  ent- 
haltenen Zucker  durch  technische  Verbesserung  der  Productions- 
methoden  immer  vollständiger  und  wohlfeiler  herauszuziehen.  Die 
Erhöhung  des  Steuersatzes  (von  zuerst  1842  10  Pf.  für  100  kg. 
auf  30  in  1844,  60  in  im,  120  in  1853,  150  in  1858,  160  in 
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1869,  170  in  188«;)  erfolgte  zwar  mit  deswep^en  und  wegen  der 
Abnahme  des  Zollertrags,  aber  sie  konnte  kaiiiii  mit  diesen  tech- 
nischen Verbessernngen  Sclnitt  halten.  Früher  /uiual  wurde  sie  anob 
im  volkswirtbschaltlicheu  Interesse,  um  die  Produktion  zn  scbötzeu  und 
za  bcgÜDStigen'i  nicht  rasch  nnd  nicht  stark,  genug  vorgeDommen. 

Nach  genttgender  Erstarknng  der  Prodactioo,  erreichter  starker 
Exportffthigkeit  des  inlttudischeD  Products,  enormer  Steigerung  der 
RttckvergiitaDgen  fDr  atisgefttbrten  Zacker  ging  man  dann  anch 
zn  einer  neuen  Stenermethode  Uber  (1887,  Gtesets  vom  9.  Jnli). 
Es  gescbab  dies  mit  ans  finansiellen  Rttcksiehten,  die  freilieb  niebt 
ansreicbend  nnd  besonders  niebt  stetig  befriedigt  wurden,  ancb  nm 
die  Verhältnisse  der  KUckvergUtung  bei  der  Ausfuhr  zu  verein- 
fachen. Man  setzte  die  Rübeusteuer  auf  unter  die  Hälfte  herab 
(von  170  auf  80  Vi',  für  100  kg.)  und  ftlgte  als  soeren.  Verbrauchs- 
abgabe für  den  inneren  Consum  eine  Steuer  in  der  relativ  besten 
stcuerpolitisf'hen  und  steuertechnischen  Form,  der  sogen.  Fabrikat- 
steuer hinzu  (12  M.  für  100  kg.  consumfertigen  Zucker),  er- 
mässigte  anch  zugleich  die  AusfuhrvergAtangen.  Dies  System  be- 
dingte im  Vergleich  mit  der  Rttbenstener  eine  viel  strengere  Cos* 
trole  jeder  einzelnen  Fabrik  ond  eine  ganz  andere  Einrichtong 
dieser  Controle.  Nicht  lange  darauf  (18dl,  Gesetz  vom  31.  Mai, 
in  seiner  Wirksamkeit  mit  Modificationen  verlängert  dnrcb  Gesetz 
Yom  9.  Juni  1895)  liess  man  dann  die  Rflbensteuer  selbst  ganz 
fallen,  nahm  iHr  den  inneren  Consnm  ansschliesslieb  die  Fabrikat- 
stener  in  höherem  Satze  (18  M.)  an,  erhöhte  den  Zoll  ebenfalls 
und  gt'währte  offene  eigentliehe  Austuhrprämien  (sogen.  Ausfubr- 
zuHchiisse).  Schon  bald  darauf  erfolgte  indessen  eine  abermalige 
AenderuDg  (  (.esetz  vom  27.  Mai),  die  innere  Verbranchssteuer 
wurde  weiter  erh<»ht  (auf  20  M.),  die  AusfuhrzuschUsse  noch  ge- 
steigert, eine  Betriebssteuer  mit  Stnfensätzen  iür  grössere  Fabriken 
hinzugefügt,  die  ZuckerproduetiDn  zugleich  contingentirt  und  die 
Ueberschreitung  des  Contingents  der  betreffenden  Fabrik  durch 
deren  wirkliche  Production  mit  Steaerzusch lagen  belegt  Seitdem 
ruht  zwar  die  Gesetzgebung  auf  diesem  Gebiete,  aber  lange  wird 
das  wohl  nicht  währen.  Die  Erträge  sind  zwar  illr  das  Reich, 
auch  nach  Abzug  der  Ausfnbnrergtttungen,  in  den  letzten  Jahren 
erheblich  gestiegen.  Aber  die  Wirkungen  der  neueu  Methode  auf 
die  einheimiscbe  Production,  den  inneren  Consum,  die  Preise  nnd 
den  answärttgen  Handel  ^^eben  doch  zu  manchen  Bedenken  Anlass. 
Viel  hängt  für  die  WeiLeientwicklung  der  Sieuergesetzgebuüi^j  davon 
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ab,  ob  die  wiederholt  Terancbten,  bisher  regelmässig  geseheiterteoi 
gegen wllrtig  dem  Vernehmen  nach  (1900/01)  mit  besserer  Aussicht 
auf  Erfolg  wieder  anfgenommenen  Pläne  zar  Regelnng  der  Amfahr- 
Tergfltnngen  dnreb  internationale  Verträge  der  betbeiligten  Staaten 
gelingen  werden.  Das  wäre  allgemein,  aber  vollends  fär  die 
npanzen  sehr  an  wttnseben.  Denn  das  ^gegenwärtige  System  offener 
und  geheimer  Ansftihr?erglltangen  und  Prämien  der  Exportländer 
länft  darauf  hinaus,  aaf  Kosten  der  einheimischen  Consamenten, 
welche  höhcic  Preise  zahlen  niüsseu,  und  auf  Kosten  den  Fiwcus, 
welcher  mehr  rückerstattet,  als  er  an  Steuern  erhebt  und  directe 
Znschflsse  (wahre  Exportprämien)  gewahrt,  der  einheimischen 
Produktion  eine  zu  gro^>^L•  und  zu  hoch  bezahlte  Zuckergewinnung, 
dem  Exporthandel  ein  zu  grosses  Geschält  zu  ermöglichen,  den 
fremden  Abnehmern  (Grossbritannien ,  Nordamerika  u.  s.  w.)  aber 
den  deutschen  (und  sonstigen  continentalen)  Zacker  zu  wohlfeil  zn 
liefern^  d.  h.  tbeilweise  zu  schenken.  Die  ganze  Sachlage  ist  aber 
ein  interessantes  Beispiel,  wie  sehr  sieb  unter  dem  Einflnss  modemer 
Teebnik  und  Veikebrs  die  frflber  soviel  einfacher  liegenden  Stener- 
Dnd  selbst  Zollprobleme  fast  bis  zur  Unlösbarkeit  vervnckelt  habend 
eine  Rllckwirkang  der  Weltwirthsehaft  anf  die  Steuerpolitik  und 
Stenerteebnik. 

Die  Concnrrenz  der  ktlnstliehen  Sflssstoffe  hat  auch  bei 

uns,  wie  anderswo,  bereits  die  Gesetzgebung  beschäftigt  (1898)  und 
wird  wo  Iii  weiter  auch  die  Steuergesetzgebung  bei  uns  beschäl  tigen, 
wozu  Anläufe  bereits  gemacht  sind. 

Es  er\vei>t  sich  so  dl«'  Frage  der  Zuckersteuer  als  eine  der 
schwierigsten  uud  verwickeltsten,  in  einem  Puncto,  dem  auswärtig- 
handelspolitischen,  vielleicht  selbst  noch  mehr  als  diejenige  der 
sonst  noch  yerwickeltercn,  der  Branntweinsteuer,  in  unseren  beutigen 
Verhältnissen,  auch  insbesondere  für  uns  in  Dent^chiaud.  Das 
Uineinspieleo  der  Fortschritte  und  Veränderungen  der  Prodnctions- 
teebnik,  der  verschiedensten  volks-  nnd  weltwirthsebaftlichen  Inter^ 
essen  in  das  steaerpolitiscbe  und  steuertechntsche  Problem  tritt 
in  ganz  besonderem  Blaasse  hier  Überall  hervor. 

Einzelheiten  der  Znckerbesteuerungin  der  Kelchs- 
Periode, 

Das  finanzielio  Problem  ist  so  durchaus  niit  dem  volkswirthsrhaftlirlu  ti  —  aijrari- 
scheD.  Vtrefls  d.  ^  Ruhenbaus.  iiidu>trielien.  betrcHs  der  tjewerbliclien  Entwicklung  und 
ArbeUerbe»chaftiguii»(.  mercantilcn.  betreffs  des  auswänigcu  Absatzes  —  ferquickt, 
dm  nur  eioe  allaeitifre,  eüiKeheiide  Bebaudloog  den  tiegeusitMids,  auch  uacb  der  Lage 
in  eiiMm  einzelnen  Lende,  vie  Deatecbltttd,  genügen  kenn.  Auf  diese  Beiiendlnng 
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muss  ich  aber  aus  den  mehr  ürwähutea  (irUndeo  hier  für  jetzt  verzichteo.  Ich  be- 
ichrinke  mich  daher  auch  bei  den  Einzelheiten  möglichst  aaf  die  finanzielle  Satte, 

nnv  Bit  kotzet  BerUhrniis;^  d'^r  wirhtijr'^trn  Pnnctc  der  anderen. 

Aaob  hier,  wie  bei  der  Tabakäteaer,  ezit»tirt  eine  ganze  SpecialUtteratar  and  ia 
den  BdclMtagspapieren ,  Qesetzentvttrfeb ,  HoilTen,  YeAeiidlungen  liegt  wieder  «in 
^Toss^.  alle  Seiten  der  Frage  berührendes  and  ziemlich  erschöpfendes  Material  vor. 
S.  u.  A.  besonders  Riecke-Zel ler's  franz  vorzOirliche.  zwar  knappe,  aber  doch  alle 
ilumeiitü  würdigende  Behandlung  der  Sache  im  Scböübergscben  Handbuch.  B.  III, 
1.  Abth..  4.  Aufl.,  S.  665  ff.  Art.  Zackersteuer  ron  Paasche  im  H.  W.  B.  d.St 
(1.  Aufl.)  B.  6,  dügl  von  Cr.  v,  Mayr  im  Wörtcrb.  d  V^rwalt,  B.  2  und  Supplement 
Vielerlei  Material,  besonders  aas  der  deutschen  Gc^ietzgebong«  in  üirth's  Annalen, 
Sebeos*  FlnsozardiiT  (s,  unter  dem  Wort  die  Kegister)  and  in  den  nnderen  Flnclix^- 
schriften.  Amtliche  Enquete,  mit  Bericht  and  Anlagen,  1884  (auch  in  den  Annaloi 
1886),  V.  Anfaess  in  den  Annalen  1^98,  S.  202.  v.  Kaufmann.  Zackerindustrie 
a.  s.  w.,  1878,  J.  Wolf,  Zackerateaer  u.  b.  w.  in  der  Tub.  Zfschr.  1882,  B.  38,  ders. 
im  Fia.arch.  B.  3,  v.  Lippmann,  Geschichte  des  Znckerä.  1890,  Paascbe,  Zocker- 
indostric  und  Zuckerhandel  der  Welt  1892,  Tlumbert.  rinfltiss  dt^s  Zackerrabenbaos 
nof  Land  Wirtbschaft  a.  s.  w.,  1877.  Weitere  htterari»che  Angaben  («ich  not  der 
indoMriellen  Faelilitfenliir  nnd  periodischen  Presse,  Sckriftsii  von  OVrx.  Hnfr«r  o.  A.) 
in  den  gen.  Aafsfttion  der  Lezica.  Abriss  in  meinem  Finanzgrandriss  §.  154  ff., 
1.  Aatl..  S.  lOS  — 107,  Die  legislativen  Materialien  aus  der  Beichspetiode  ggosseo- 
tliHils  in  den  Annalen  und  die  neaercn  im  Kinanzarchiv. 

Neaere  deutsche  Gesetzgebung  seit  der  1866er  Periode.  ISesets  von 
26.  Juni  1Sfi9,  abfreändert  durch  Gesetz  vnm  1.  Jani  1886.  Rrhnn  zuvor  Gesetz  vom 
7.  Joli  1883  und  13.  Mai  1885,  betr.  Aenderung  der  Säue  der  SteaeneisOtong  fax 
nnssaibbrenden  Zocker.  IVeoes  Gesetz  Tom  9.  Joll  1887  aber  Besteneronf  des  in- 
ländischen Kabenzackers,  dann  Gesetz  vom  31.  Mai  1891.  Abänderung  des  §.  68 
dieses  Gesetzes  durch  Gesetz  vom  9.  Jani  1895.  weitere  Abändcrangen  durch  das 
Gesetz  vom  27.  Mai  1896,  eine  Novelle  zum  Gesetz  von  1891,  danach  dann  neue 
Sedeetion  des  gansen  Gesetzes  von  1891/96  mit  Datnm  vom  27.  Mai  1896  nach  Be- 
Ivnnntmnrltnng  vom  28.  Mai  I«"^'.'^  Eingangsab£rrihr>  von  fremdem  Zucker  in  den  (jen. 
Gesetzen ,  wo  auch  die  Bestimmungen  Uber  die  EucicvergUtungeu  u.  s.  w.  Die  Zoll- 
fntife  nabmen  dann  die  Bestfaomungen  der  Steneripesetfe  einfach  anf.  —  Brannteaer 
vom  Zucker  zur  B  i  e  r  bereitung,  Gesetz  vom  31.  Mai  1872  —  Gesetz  vom  6.  Juli  1898 
Uber  den  Verkehr  mit  künstlichen  Sussstoffen.  Ich  gehe  auch  hier  auf  die 
frühere  Entwicklung  der  Steuer-  und  Zollgesetzgebung  länger  zurück  vor  der  Reichs- 
periede  nicht  noch  näher  ein  nnd  hebe  aus  der  neueren  nur  noch  Inniges  zor  Er* 
giozong  im  Text  und  besonders  tiber  die  Steuertechnik  hervor. 

Im  Gesetz  von  1869.  das  sich  den  froheren  bezüglichen  sonst  anschlnss.  wurde 
die  RQbenstener  aaf  8  Sftr.  Tom  Zollcentner  (160  Pf.  von  100  kg.)  der  zur  Zocksr- 
Jbereitung  bestimmten  rohen  Rüben  erhöht  (vom  1.  Sept.  1869  an).  Der  Eingangs- 
zoll von  ausländischem  Zucker  und  Synip  wurde  von  demselben  Termine  an  fresetzt: 
auf  5  Thlr.  7om  Oentner  ftir  raffinirten  Zocker  alier  Art  und  Rohzucker,  entsprechood 
den  Mnstern  des  holländischen  Standards  Nr.  19  nnd  darüber,  auf  4  TUr.  fltr  senstifen 
Zucker,  anf  2' '.,  Thlr  für  Syrup  (M'^la^s"  unter  Corttmli-  diT  Verwcndunff  zur  B^-^nnt- 
weinbrennerei  frei).  Besondere  Bestimmungen  im  Gesetz  re^relten  die  Sätze  der  Tara 
bei  der  Zockereinlahr,  der  Zoll  bezog  sieh  also  aof  das  Ki^ogewiebt.  wie  es  sich 
nnter  Anrechnung  dieser  Tara  ergiebL  Die  Vergütung  bei  der  Ausfuhr  in- 
wie  auslüudischen  Zockers  wurde  auf  ?•  Tblr  4  Spr.  filr  den  Centner  bei  Rohzucker 
Ton  mindestens  88  ®/o  Poiarisation,  aul  '6^1  ^  Tblr.  für  Gaudis  und  Zucker  in  weissen 
vollen  harten  Broten  (nach  niherer  BostUnninng).  auf  3'/^  Thlr.  flkr  sJlen  obrigea 
harten  Zucker,  sovrif  für  alle  weissen  trocknen  (nicht  über  1  Wasser  enthaltendea) 
Zucker  in  Krystali-,  Krümel-  oder  Mehiforni  von  mindestens  98  °/o  Polarisation  be* 
stioiflBt.  Das  Gesetz  enthielt  Strafbestimmungen  fttr  Erlangung  falscher  oder  zu  hoher 
AnsAihrvergütoog«!. 

Beider  inneren  Rübenzuckersteuer  war  das  Con  trolverfahren  ein- 
fach, indem  es  sich  auf  die  Ucberwachung  der  Zufuhr  der  Rubcu  in  die  Fabrik  nnd 
die  amtliche  Yenriegong  der  Rüben  beschränk»  konnte,  Prooedoren,  vdehe  nidit 
allzu  viel  Muhc  machen  und  Verh!llfnisse,  bei  welchen  Stenerdefrandation  nicht  so 
sehr  ztt  befürchten,  weil  za  leicht  zu  entdecken  ist:  wesentliche  steaertechoische 
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Vorztlge  dos  Systems.  (S.  die  von  den  Zollv^reinsstaaten  vereinbarte  Verordnung  vom 
23.  Oct.  1845,  betr.  Bcbtooerong  des  im  lüknd  erzeugten  Kubenzuckers.)  Da  diese 
Steaeifonn  aber  keinen  Qnalitätsfass  bat,  sonach  eine  rohe  Pom  der  Kohstoff- 
beeteaening  ist,  welche  nlleHinc-s  eine  den  technischen  und  ?\kononii8chen  Fortschritt 
der  Production  prämürende  Wirkung  hat«  unterlag  sie  dem  nicht  unwichtigen  Bedenken. 
RolwA  ▼enohiedener  Qnaliiil,  daher  zum  Th^  auch  Tenebiedener  Oegendea  und 
Böden.  Fabriken  verüchicdoner  technischer  und  Ökonomischer  Leistunfrsfulri^  krit  gleich 
zu  behandeln,  die  technisch  und  ökonomisch  besonders  leistungsfähigen  Betriebe  vor 
anderen,  die  Grossbetriebc  vor  kleinereu  in  btärkerem  Maaäac  zu  bcgtlnätigeo ,  auch 
nach  dem  Ausfall  der  KtibeaqiiaUtlt  ia  dda  «iaxelnen  Jahlttli  MAtUch  verschieden  za 
wirken.  Die  wirkliche  Besteufrung  wnrde  so  nnch  den  coticreten  Verhältnissen  der 
Fälle  verschieden  hoch.  Bei  der  B^eloag  der  wichtigen  Ansfahrrergtltangen 
loBBte  man  daao  wieder  bqt  aaeh  DnrchscbnittsrerhlltalaaeB  die  Sitto  regelB, 
wobei  abermals  die  einzelnen  Fabriken  nach  den  angedeuteten  Verschiedenheiten  ver- 
schieden getrotlen,  begünstigt  und  henachtheiligt  werden.  Die  Steigerung  des  Aus- 
beateverhältnisses war  seit  den  40cr  Jahren  enorm.  Anfangs  hatte  man  die  Nonn  za 
Grande  gelegt:  20  Centner  roher  ßiiben  ergeben  1  Centner  Rftbearohzncker.  Dm  1871 
wnrde  in  Deutschland  thatsächlich  1  Centner  Rohzucker  schon  ans  einer  Kübenmfnpe 
von  etwa  12  Centnern  roher  Haben,  om  18Ö2  ans  etwa  lOV««  1885—88  aus  etwa 
8  Ceataern  geweaaea. 

Durch  das  gen.  Gesetz  von  1888,  dessen  Giltigkeit  durch  das  Gesetz  von  1885 
bis  1.  Aug.  1886  verlängert  wurde,  wurden  die  Steuervergtltnngssätze  etwas 
verändert,  fur  Eohzucker  auf  9  M.  fUr  öO  kg..  i'Ur  Candis  und  Brotzucker  auf 
U  M.  10  P£,  Put  anderen  Zucker  auf  10  II.  40  Pf.,  also  in  allen  3  P&llen  eine  kleiaa 
Erm&ssigong  tim  40  Pf.    Aach  dies  be-sei-ti-  di«  finanzielle  und  sonstige  Wirkung 
des  Sytitems  nicht.   Der  Nettoertrag  der  bteuer  für  das  Reich  (incl.  Zoll,  aber  nach 
Abcag  der  groeMB  Anafbbrvergütangen)  saak  voa  56.7  HUI.  Hark  In  1881/8^, 
67.3  Mill.  in  1882'83  in  den  folgenden  8  Jahren  auf  47.8      30.4  —  24.5  Mill.  Mari. 
In  dem  Gesetz  von  1886  (Annalen  1886  S.  826.  8')7  tl.,  Fin.arch.  B.  3.  S.  883  Ii.) 
wurde  deshalb  dio  Kübenstener  erhöht,  auf  170  Pf.  fur  100  kg.,  die  Kttck- 
rergtttiiBg  von  Steuer,  um  die  darin  enthaltene  Prämie  zu  verringern,  weiter 
etwas  erm&ssigt  und  /.um  Theil  etwas  anders  bestimmt,  für  Rohzucker  von  mindesten» 
90  V,  Polarisation  und  raffinirtem  tob  unter  98,  aber  mindestens  90  ^J^  auf  zunächst 
18  M.  (Tom  1.  Oet.  1886  an),  vom  1.  Oct.  1887  aa  avf  17  H.  25  Pf.,  fttr  Candis. 
Brotzncker  u.  s.  w.  und  anderen  von  mindebtens  99*/»  */n  Polarisation  auf  bezw.  22  M. 
20  Pf  (bin  Ende  Oct.  1887)  und  2V'o  M.  danach,' für  den  sonstigen  Zucker  auf 
beiw.  2u.ä0  und  20. 15  M.    (S.  im  gen.  Gesetz  von  1886  noch  Bestimmungen  Uber 
Stenercmdit,  bis  6  Monat,  §.  3,  dann  an  Stelle  ron  älteren  Bestimmongea  in  den  Ver- 
ordnung vom  23.  Ort  1^15,  betr.  die  Besteuerung  des  Rübenzuckers,  neue  UberVer- 
pllichtsngen  der  Fabiikeu  von  Rübenzucker  zur  Fuhrung  ?on  Anschrci bangen  Ober 
Ihre  FabrilatioBSTeTfailtBisfe  vad  tar  EfBlieferaag  tob  Amcagea  darans  an  die  StODer^ 
behßrde.  Art.  II.  §.1,  2;  ebenso  Anzeigepflichten  anderer  vci  w m  !tcr  Fabriken,  §.  3. 
Auch  ßestiromungen  über  Vergtltung  bei  der  Ausfuhr  von  Fabrikaten,  bei  deren 
HersitelluDg  vergütungsfähiger  inländischer  Zucker  verwendet  worden,  in  Art.  I.  §.  6). 

Bald  kam  aher  die  l  mgestaltu  n  t;  des  Steuersystems  im  Gesetz  TOB 
1^^7  Annalen  1887,  8.  9r)7,  Fin.arch.  R.  5.  S.  198  fl'.).  Hier  wurde  die  Steuer  vom 
laiänduchen  Rübenzucker  in  die  zweifache  Form,  die  M aterialsteuer  vom  Ge- 
«ieht  der  aar  ZaokerbereUung  bestiaunten  Rttbea,  aanmebr  mit  bloss  80  PH 
für  100  kg.,  und  die  V  e  rb rau cb sabgabe  vom  G(;wicht  des  zum  inländischen 
Verbrauch  bestimmten  Zuckers,  mit  12  M.  für  100  kjr.  Uübeuzuckers  jeder  Art 
und  BeschafTunbeit  festgestellt  ((joüet/  2,  3).  Gleichzeitig  wnrde  der  Eingangs- 
toll vom  1.  Aug.  1888  aa  für  100  hg,  8yrop  und  Melasse  auf  15,  fUr  aadereo  Zaokar 
auf  den  Einheitssatz  von  80  M.  gesetzt,  wobei  ausländischer  Zucker  zur  weiteren 
Verarbeitoag  in  einer  Zuckerfabrik  von  der  Verbrauchsabgabe  freigelassen  werden 
koaate.  Die  RQckTergtttaarea  bei  der  Ansfabr  a.  s.  w.  wordea  fttr  die  SSortea 
Zucker,  wi  -  im  Gesetz  von  1886  auf  8Va,  10  M.  65  Pf.  und  10  M.  herabcvs,..vt, 
also  auf  etwa  die  Hälfte  der  bishf^riüren  Satze.  Die  Maierialsteuur  war  vom  Fabrik- 
Inhaber  selbst,  die  Veibraucbsabgabe  von  demjenigen  zu  entrichten,  welcher  den 
Zvcker  zur  freien  Verfügung  erhält,  und  zwar  sobald  der  Zucker  aus  der  Steuer- 
eoanole  tritt.  Staadoag  bei  den  Abgabea,  bis  d  Moaat  ohne.  Hager  mit  Sioherheila» 
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stoUang,  wmde  gewifait.  Stenenrergutuog  konnte  feraer  ttkt  die  Ausfuhr  voa  mit 
Zvcker  hergestellten  Fabrikaten,  auch  far  Zocker  zur  YiehfOtterang 
and  zur  Ilerstellang^  von  anderen  Fabrikaten  aU  Veizebrangigc^eaatiadea 

in  Betreff  beider  Abgaben  äiattfioden  (§.  8). 

Das  neae  System  der  Fabrikatstener  bedingte  nun  ganz  andere  and  weit 
schärfere  Controlen  als  bislior,  -  einer  der  anvermeidlicben  UebelötHnde  dieses 
Systems  im  Vergleich  mit  der  blossen  fiobstofisteuer.  Die  Controle  erstreckte  sich 
zonlchst  (Abaebnitt  8  des  Gesetzes  von  1887)  auf  alle  sogen.  „Zoekerfftbriken** 
im  Sinne  des  Gesetzes,  d.  h.  auf  alle  Anstalten,  in  denen  inländischer  Bubenzncker 
hergestellt  oder  raffinirt  wird,  einschliesslich  solcher,  welche  ohne  eigene  Rübenver- 
erbeitang  Zuci(er  aus  llabcnsäften«  Syrup  oder  Melasi^e  bereiten  (g.  11):  die  sogen. 
Stenercontrole  Uber  die  Zackerfabriken.  Zorn  Zweck  der  Stenerconttole 
müssen  r\\c  Z'j -kerfabriken  besondere  anitli -bi  Einrichtungen  (deren  er^tmalig^e  Kosten 
für  bestebcndü  Fabriken  von  der  Keichäcabso  erstattet  wurden),  eventuell  Wohnungen 
und  Boreaarlame  fttr  gewisse  Beamte,  Lageit&nne  fttr  Zocker,  Wiegeeinnehtongen 
haben,  verschiedenerlei  An/.eigen  in  Bezug  aaf  Räume  und  Geräthe  und  vom  Besitz- 
Wechsel,  dann  tlber  den  Bcnioh  nber  Dnterbrechunf?  desselben  machen,  auch  bei  <1-t 
Ausübung  der  Controle  selbst  iiüie  leisten.  Das  gerammte  Personal  in  der  t-abni 
ist  znr  Befolgung  der  GontrolvorschriflieD  verpflichtet.  Gesellschafien  und  Gorporadooen, 
auch  nicht  selbst  den  Betrieb  leitende  Fabrikinhaber  müssen  einen  besonderen  rer* 
antwortlichea  Betriebsleiter  bestellen.  Die  Steoerbeamten  sind  zum  Betreten  der  Fabrik 
(nach  niheren  BestimmnngMi  des  §.  31)  belmft  AnsObung  der  Revision  befogt  An 
diese  Controle  tlber  die  Fabriken  reibt  sich  diejenige  Uber  den  Zucker  selbst 
(Abschn.  8  des  Gesetzes  von  1887).  Der  fertige  Zocker,  der  nicht  sofort  steneriich 
abgefertigt  wird,  kommt  alsbald  in  die  unter  amtlichem  Mitverscbluss  stehenden  Käumc, 
worin  der  Ein-  and  Ausgang  controlirt  wird.  Der  aus  der  Fabrik  in  den  freien  Ver- 
kehr, in  andere  Fabriken,  in  Kiederlagen ,  ins  Ausland  gehende  Zucker  wird  dann 
nach  n&beren  Bestimmungen  des  Gesetzes  36  ä.)  abgefertigt  Die  Fabrikinhabei 
haben  Uber  ihren  Betrieb  nach  amtlichen  Mnstem  Bocb  za  fahren,  AnsxOge  damns 
der  Beh5rde  einzureichen  und  die  Einsicht  ihrer  Anscbreibungcn  den  Steuerbeamten 
zu  gewähren  H8),  Aehnliche  CoFitrolvorschriften  bestehen  für  Syropraffinerieen. 
StftifceKOcker-  und  Stürkesyrupfabnken .  Maltos«:-  und  Maltosesyrapfabrikcu ,  gewerb- 
liche Betriebe,  in  denen  steuerfrei  aus  Rüben  Säfte  nnd  zuckerhaltige  Producte  ge- 
wonnen werden  (§.  39).  Den  schärferen  Controlvorschriften  scliliessen  sich  umfassende 
Straf bestimmungeo  an  (5.  Abschnitt  des  Gesetzes  von  1887).  Die  Fälle,  welche 
als  „l^AfifitQdstion**  gelten,  werden  genan  specifidrt  (§.  41,  42).  Die  Stiafe  ist 
Geltätiafe  im  Vierfachen  des  vorenthaltenen  Betrags,  wobei  die  Berechnung  des  letz- 
teren genau  an^cgjeben  wird  (§.  44).  Im  ersten  Rückfall  verdoppelt  sich  die  Geld- 
strafe, ist  also  das  Achtfache.  Im  ferneren  Bückfall  ist  Geföngnissstrafe  bis  zu  drei 
Jahren  die  regelmiasige  Strafe,  doeh  kann  unter  Umstlnden  noeh  Haft  und  das  Doppelte 
der  Geldstrafe  des  ersten  Rückfalls,  also  das  Sechszchnfache,  eintreten  (5^.  4-Vi.  la 
gewissen  Fällen  erfolgt  wegen  erschwerender  Umstände  noch  StraferhOhong  am  die 
Hälfte  (§.  47).  Daiibbea  idne  Reihe  von  Ordnongsstrafen.  (Weiteres  Sw  im  Gesetz 
Absohnitt  5  selbst,  n.  A.  über  subsidiarische  Vertretungsverbindlichkeit  dritter  Pai>> 
sonen,  §.  •'v'),  Verwandlonp  der  Geldstrafe  in  Freiheitsstrafe,  §.  57.  Strafverfahren. 
§.  52  ff.).  Bei  aller  Schärfe  der  Controicu  kouuie  man  bei  dem  angenommenen  Steuer- 
System  dooh  von  einer  Einmischaog  der  Steneri»ehOrde  in  die  inneren  Veriititnisse, 
namentlich  auch  in  die  Tecbni):  i  s  B-  triebs,  von  Qualitätsfeststellone:su  der  Zucker- 
arten n.  s.  w.  absehen,  was  als  Vorzug  anzuerkennen  ist.  —  Das  Gesetz  trat  am  1.  Aug. 
1888  in  Kraft.  Die  älteren  betreffenden  Gesetze  wurden  aufgehoben. 

Der  Bteneriechnische  Fortschritt  im  Uebergang  zur  Fabrikatöteuerform  in  den 
nunmehr  wichtitrsten  Tli»'il  der  Zuckersteuer,  der  Verbranriis  ihf^abe,  ist  nicht  zu  ver- 
kennen. Aber  in  dem  Einheitssätze  dieser  Abgabe  hatte  man  keinen  Quaiitäts- 
fass,  immerhin  nsdi  Lage  der  Dinge  ein  Mangel«  wenn  s>iidi  kein  grosser.  Maa 
konnte  dafür  aber,  wie  bemerkt,  die  Controle  einfacher  bnlten,  Indem  sie  sieb  so  «qf 
die  Menge  des  fertigen  Zuckers  allein  beschränkte. 

Das  finanzielle  Resultat  war  nach  der  Steigerung  des  verbleibenden  N^to- 
ertraes  der  gesammten  Zocksrhesteuernng  bemessen,  mit  einer  Fol^e  der  Verminderung 
der  Rückverg^ütungen  für  ausgeführten  Zucker,  ein  günstitres.  W  ährcnd  in  den  beiden 
Jahren  1.  Aug.  1886— 8S  die  Vergütungen  108.8  und  lOö.ü  Miii.  Mari^,  der  Netto- 
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erin^  nor  33.6  aod  14.7  (das  Minimum  in  der  ganzen  Periode)  betragen  hatten, 
stuikea  die  VergQtuni^en  in  den  fol^onden  8  Jahren  1.  Aug.  1888  —91  auf  80.1  — 
61.9  —  78.4  Mill.  Mark  ond  stieg  der  Nettoertrag  auf  31.1  —  80.6  —  75.8  MilL 
Aber  aosreichetid  war  das  Ergebni.ns  doch  nicht  and  unsicher  war  es  auch,  wie  denn 
der  Nettoertrag  in  den  folgenden  2  Jahren,  1891 — 93  (1.  Aug.),  trotz  weiterer  Ab- 
nahme der  VerfOtnngeD  (auf  74.6  und  84.5  Hill.)  vieder  aaiiic,  auf  73.0  aad  53.2 
Mill.  Mark.  Anch  verblieb  eben  eine  bedeutende,  wenn  auch  kleinere  Prämi»- 
den  Btickrei|;tltangon  immer  noch,  ond  zwar,  sowohl  beim  Absatz  nach  dem  Auslände, 
ab  anch  selbst  bei  dem  nach  dem  Iiüaiide  (sogen.  „Inlandsprlnie").  Letzteres  gettiss 
der  Rückwirkung  dos  ganzen  SCeaer-  und  Vergutun^smodos  auf  di  ir  ländischen 
Preis.«.  w<!'ho  die  Tendenz  zeigten,  sich  um  die  Ausfuhrverg^fUanfc  über  den  Welt- 
märkte rei»  zu  htdlen.  Dadurch  wurden  der  inländische  Cousuuüat  und  die  Finanzen 
von  Reich  und  Staaten  stark  geschldigt,  den  Finanzen  entgingen  um  1889/90  sch&tzoogt- 
weise  31.4  Mill.  Marli  zu  Gunsten  iI<t  Industrie.  Mit  in  Folpe  'ics'^en  In*)  ii  Industrie 
und  Rabenbau  eine  rasche  grosse  weitere  Kotwicklong  genommen,  welche  zur  üet>er- 
prodaetiott  in  OeotBcUattd  und,  znmal  bri  ilmlicliea  YeralttiiisBwi  in  anderen  Lftudem, 
auf  dem  Weltmarkt  fahren  mussteo.  (S.  Motire  zum  Gesetzentwurf  Fon  1890, 
Kutschera  im  Fin.arch.  B.  7  darüber.  S.  509  fF.,  ."^»IS,  besonders  die  exn^n  Aus- 
führungen von  liiecke  -  Zeller  im  Schönborg  sehen  Handbuch,  4.  Auii.,  Ii.  Ö, 
Abtb.  1,  S.  681). 

Solche  Verhältnisse  drängten  im  fiscalischen  wie  im  Interesse  der  inländischen 
Consumenten  —  and  aach  eines  ,.fair  trade'^  im  internationalen  Absatz  auf  Ver- 
ttiDdemn;,  womOglieb  Beseitigung  der  „Prkmienpolitiir'  in  der  Zaekerbesleoerang  hin, 
am  Besten  auf  dorn  Wc^e  internationaler  Verträge,  wenn  diese  nicht  gelang'  ii  iher, 
soweit  es  irgend  mit  den  Interessen  der  inländischen  Zuckerproduction  rerein  bar  war, 
auf  dem  Woge  der  eigenen  Gesetzgebung.  Wie  in  früheren  Fällen  war  indessen  anch 
der  liamallge  Versuch  einer  internationalen  Kegdnng  mittelst  der  Londoner  Zucker- 
conrention  vom  .^0.  Ati^.  1888  fü^escheitert,  denn  so  aussichtsvüll  er  erschien  and  ob- 
wohl die  Mehrzahl  der  betheiligten  Staaten  die  Convention  billigte  und  ratihcirte, 
find  dodi  einige  Staaten  im  Dissens  geblieben,  oder  haben  Bedingungen  fkir  ihran 
Bt?itritt  pcstellt.  die  Convention  wurde  .so  schliesslich  nicht  allseitig  ratificirt  und  da- 
durch hinfäUig.   (S.  iiiecke-ZeUcr  a.  a.  0.  S.  681  und  besonders  §.  35,  S.  698—702). 

So  kam  es  im  Deutschen  Reich  zu  dem  neuen  Gesetz  von  1891  (Annalen  1891, 
8.  642,  Fin.arch.  B.  7  a.  a.  0.,  B.  8.  S.  303^.  Dies  am  1.  Aug.  181)2  unter  Auf- 
hebuns^  der  früheren  Geset/"  i»  Kraft  tretende  Gesetz  Hess  die  Materialsteuer 
faUcn,  erhöhte  die  Verbrauchsabgabe  von  12  auf  18  M.,  den  Eingaugszoü 
für  ausländischen  Zaeker  von  SO  anf  86  M.  (fllr  solchen  snr  Yersrbeitnng  in  in- 
landischen Fabriken  unter  Steuercontrole  auf  18  M.),  beliess  es  für  den  vor  1.  Aup. 
1892  hergestellten  ausgefahrten  Zacker  bis  31.  Oot.  1892  noch  bei  den  bisherigen 
Vergütungssätzen  des  GesetMS  ?od  1891 ,  gevibrte  aber  im  Uebrigen  für  den  ans- 
gcfuhrten  und  ihm  gleich  behandelten  Zucker  fUr  eine  5 -jährige  Uebergangsperiode 
vom  1.  Aiif^ust  \^d2  bis  'A]  Juli  1807  .,Zu  srb  U'^s*-  'uis  dem  Ertrag  der  Zucker- 
s>teuer',  iiiau  in  der  That  olfcuc  A  usl'u  hrjM  am  len ,  und  zwar  fiir  die  ersten 
3  Jahro  dieser  Periode  etwas  höhere,  für  die  beiden  dann  folgenden  ^twas  niedrigere, 
für  die  TarilclasM'n  Zucker  für  100  kg.  bezw.  1.2-')  —  2  —  l.f».'  uad  dann  1  — 
1.75  —  1.4U  M.  Doch  wurden  durch  das  spätere  Gesetz  vom  9.  Juni  1895  auch  fUr 
die  letzten  2  Jahre  der  Periode,  rorbefaaltUeh  eloer  dem  Bnodesrath  eitheilten  Be- 
fugniss  zu  anderweiter  Regulirung,  die  höheren  Sätze  der  ersten  3  Jahre  festirehalten. 
Das  Gesetz  von  1891  hat  die  Bestimmtintjen  des  Gesetzes  von  1887  übernommen,  aber 
Einzelbtiitcu,  besonders  in  Betreff  der  Controlcn,  noch  weiter  gebildet  und  verschärft. 
Sb  ist  zar  kritischen  Beurtheilung  des  Systems  wichtig,  hier  die  Einzelheiten  in  beiden 
Gesetzen  von  1887  und  1891  zu  ver?;Ieichen.  S.  u.  A.  §.  2  des  Gesetzes  von  1887 
und  §.  1  des  Gesetzes  von  1891  Uber  alles  das«  was  als  „inländischer  Kuben» 
zacher**  gilt,  damit  der  Yerbraochsabfabe  und,  wie  im  Gesetz  von  1891  gleich  hier 
hervorgehoben  wird,  der  Sttiucrcontrole  unterliegt.  Die  Logaldefinition  der  unter 
Steuercontrole  stehenden  „Zuckerfabriken"  ist  jetzt  im  Gesetz  von  1891.  §,  7; 
..alle  zur  Herstellung  krystallisi  rtcn  Kubenzuckers  bestimmten  Anstalten,  mit  Aus- 
nahme derjenigen,  welche  lediglich  versteuerte  Productc  ans  BUbun  weiter  ver- 
arbeiten." Der  Bundcsrnth  bestimmt,  inwieweit  auch  Fabriken  zur  Herstellung  nicht 
-krystaUisiibaren  Kubenzuckeis  Zuckerfabriken  im  gesetzlichen  Sinne  sind.  Wesentlich 
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verschärft  sind  die  Anforderungen  an  die  baulichen  Einrichton^ren  der  Zuckerf&briken. 
nunmehr  in  enter  Linie  nach  dem  Gesichtspunct ,  die  BewachuQK  goKen  heimliche 
Weghringiuig  tod  Zocker  »iis  der  Fabrik  za  sichern  (Gesetz  von  1891,  §.  8 — 11,  wgl 
mit  Gesetz  von  .  ^.  12.  13).    Aach  in  den  weiteren  Be-tiintnuntren .  welche  mit 

dei  CoDtroie  zusammeahäogen,  findeo  »ich  oiaocheriei  charactehäUsohe  Aeodenmgea 
und  Teviebirftiiigeii,  welche  bri  WQrdigong  dieeee  SteneinyBleiDS  Ins  Gewicht  falle«. 
Die  Zuckerfabriken  unterliegen  einer  unausgesetzten  Bewachung  bei  Tag  und  Nacht 
durch  Steuerbeamie ,  fsohncrp  ein  Betrieb  stattfindet  (Gesetz  von  1^91.  4^  21,  s.  über- 
haapt  den  Abschnitt  3,  §.  24 — 35).  FUr  gewii«e  Amtähandlungen  i^t  die  Lrhebaog 
fOB  Gebühren  oder  Verwaltnugskostenbeltllgeii  nUMtOg  41). 

Finanziell  das  Wichtipfe  in  dem  neuen  Gesetz  war  die  Ermässiguncr  der 
Primi en,  welche  die  nunmehrigen  «Jiaschaase"  gegen  bisher  darstellen.  Aber 
MtttiUeh  waren  diew  Zmcbtlaaa  nach  wie  m  eine  wesendiehe  Beeintiiehtigang  des 
Finanzinteresses.  Noch  weiter  zu  gehen  in  Ermässigung  der  Pr&mien  —  oder  gar 
diese  einseitig  aufzuheben,  wagte  man  wegen  der  fortdauernden  Pr&mienpolitik  anderer 
Zucker  ausführenden  Länder  nicht.  Wegen  ungünstiger  Conjonctoren  Hess  mau  aogar 
die  Air  die  Zeit  nach  1.  Aag.  1895  gesetzlinh  bestimmte  Ermftssignng  der  Zuschl&ge, 
wie  bemerkt,  nicht  eintreten.  Immerhin  besscrtf^n  sich  die  finanzif^ll  n  Frgebnisi.e  in 
den  8  Jahren  1.  Ang.  1898 — 96  weiter:  die  Aubfuhrrergarangen  bahkeu  auf  11.4  — 
15.0  '  18.4  MilL  Marie,  der  Nettoertraf  ?ob  Steuer  and  ZoU  stieg  auf  88.8  — 

85.7  —  103.7  Mill.  Mark.  Dies  gtlnstige  Resultat  war  mit  die  Folge  der  weiter  sUrl 
j^estie2:encn  Production  (maT  in  l?!04/95^  tind  des  sfeieenden  Inlandconsums.  l)ie 
Zuckerausbeute  ans  den  Kubc;u  war  wenig  verändert,  nur  1895/90  ungewöhnlich  guusug 
(1  Centner  Bohznckar  ans  7.18  Cendier  Rüben,  sonst  meist  ans  6.  7.9). 

Die  baldige  neae  Ab&ndernng  der  Zu  ckerbesteu  era  ng  durch  das 
Gesetz  ron  1896  (in  Kraft  seit  1.  Aag.  1896)  war  mit  durch  das  Scheitern  inter- 
natimider  Begelnng  der  Ifaterie  und  dnrdi  die  Scbwieilgkeiten  der  beimischen  b- 
dastrie,  welche  die  Folge  der  gesteigerten  in-  and  aaslindischen  Prodnction,  daher 
Concnrrenz  und  der  deshalh  sinkenden  Preise  waren,  verürsacht.  Dn<  Gesetz  stellt  wieder 
ein  Compromiss  zwischen  den  tiscalischeu  und  den  bei  Zuckerbau.  Industrie  und 
Handel  bctheiligtcn  wirthschaftlichcn  Interessen  dar,  wodarch  freilich  keine  Seite 
Töllig  befriedigt  werden  konnte.  Das  fiscafi-  'Ii  ^  Iritf'rr<ise  ist  indessen  trotz  wieder 
stark  steigender  Ausfahrfergütungen  (1896—1900  L  Aug.  25.6  —  36.7  —  34.9  — 

33.8  Min.  Hark)  einlffOTnaassen  befriedigt  werden,  weil  der  GcnsDm  im  Inland  wieder 
sHeg  (1896—1900:  8n.9  —  100.9  —  109  2  —  126.7  Mill.  Mark  Netioerirag  der  Ge- 
sammtsteaer),  und  die  Production,  besonders  die  Verarbeitung  der  RUben,  ist  wenigstens 
Dicht  mehr  so  rapid  gestiegen,  wie  am  Ende  der  1880ur  in  die  Mitte  der  lö90er 
Jahre  bin,  wenn  auch  im  Ganzen  siemlich  auf  der  erreichten  Hohe,  was  die 
Gcsammlgcwinnung  ron  Zucker  anlangt,  geblieben,  die  rerarbeitete  RUbenmeoge  hat 
etwas  abgenommen.  Ausser  den  allgemeinen  Markt-,  Weltmarkt-  und  Absatscoiyano- 
loren  ist  diese  Eatwicklnng  der  Dinge  wohl  anf  das  Steneigesetz  ren  1896  mit  lorflek* 
znftthren.  das  insofern  doch  sein  Ziel  erreicht  und  einigermaassen  wohlth&tig  gewirkt 
bat,  —  wenn  man,  wohl  mit  Recht,  eine  langsamere  Entwickloog  der  Prodnotioo  for 
nothwendig  hält 

Die  Geeetzgebaog  ron  1896,  eine  Novelle  mm  Gesetz  von  1891,  hat  die  tech-  i 
nische  Strnctnr  dt-r  Steuer  —  lediglich  Terbrauchsabgrib.- in  Form  der  Fabrikit- 
steoer,  Controleinrichtungen  u.  s.  w.  —  einfach  übernommen  und  nar  die 
Betriebsstever  und  die  Gontingentirnng  hinzugefügt,  sowie  die  Steuer-,  | 
Zoll-  and  YergUtun gss&tze  geändert    (S.  neben  dem  Gesetz  die  Ausftihrangs-  I 
bcstimmungen  vom  0.  Juli  1896.  Annalcn  1S96,  S.  57  ff.,  Fin.arch.  B.  13.  S.  745  ff-, 
mit  den  legislativen  Materialien,  G.  v.  Mayr  im  Würtorb.  d.  Verw.,  Supplemeutb.  8, 
S.  838«  Paasch e,  das  Zockerstenergssetz  von  1896  (1897).  Gommentaro  von  Hager 
und  von  Troje.  ßiecke-Zeller  a.  a.  0.  S.  683 — 688).    Im  fiscalischen  Interesse 
woide  der  Steuersatz  der  Verbiaochsabgabe  von  18  aaf  20  M.,  der  einheitliche  Zoll- 
satz Ton  88  aof  40  M.  erbdbt.  Im  Interesse  des  Idcbteren  answlrtigea  Absatus  die 
Au8fuhr/,u3chussc  für  die  3  Sorten  Zucker  aber  ebenfalls  auf  2.50  —  3.55  —  SM. 
erhöht.    Letztere  Maassregel  ist  indessen  nur  als  eine  zeitweilige  gedacht,  indem 
(neuer  §.  79)  der  Bundesrath  ermiii  htijjt  ist,  diese  Zuschüsse  vorübergehend  oder  , 
dauernd  za  ermlasigen  oder  aufzuheben,  sobald  in  anderen  Rübenzucker  erzeugendea  ; 
Lindem,  welche  gegenwiitig  Ukr  die  Zadierenongiing  oder  Ansftibr  eine  FrtBLie  ge- 
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währen,  diese  PrSmi»«  prmä''«i?t  oder  beseitigt  wird.  Der  bezüplicbe  Beschluss  des 
Baade«raths  ist  dem  ii€lcb^üigu  vurzulegen  und  tritt  auf  dessen  Verlangen  ausäer 
Snft.  GleichMitig  mit  der  Aeoderunfi;  der  ADsfahrzoschtisse  ist  die  Zuckerstooer 
«Btsprcchend  zu  crmaAsigen.    Prn -ti^ch  ist  das  Alles  jedoch  noch  nicht  geworden. 

Die  ^Betriebssteuer"  «uide  in  das  Steaeraystcto  im  luteresse  der  besseren 
GoneiiTreiNEfMiigkeit  der  kleineren  Zuckerfabriken  eiDgefükrt  nnd  berobt  aaf  dorn 
Princip  mit  der  Grö>se  der  Production  steiprender  JStcuerzuschl'ijr'-  isogen.  Staffel- 
nätzo,  ähnlich  wie  bei  der  iieucrcQ  sUddeatschen  Biersteuer),  um  so  die  grossen 
^Fabriken  oach  Maaäägabe  ihrer  Yortheile  aus  dem  Grossbetriebe  einigerm&assen 
lichtig  XQ  belaalen.  Die  Betriei  ssteuer  wird  nach  dem  steuerlich  abgefertigten  Roh- 
snekerqnantom,  das  aus  der  Fabrik  heratis^'^ht.  bemessen,  wobei  in  anderer  Form 
nb  Rohncker  ausgehender  Zucker  nach  einem  vom  iiundosrath  festzustellenden  Ver- 
hUCaliie  anf  Robmoker  omzorecbnen  isL  Fftr  je  100  kg.  einer  Menge  bin  4  Mill. 
Kilogramm  Rohzucker  im  Betriebsjahr  Bind  10  Pf.  Betriebssteuer  zu  entrichten  — 
dieser  Betrag  ist  also  eine  allgemeine  Erhöhung  der  Steuer  — ,  fUr  Uber  4—5  Mill. 
12 Va  Pf.,  fttr  5—6  Mill.  15  Pf  und  so  weiter  für  jede  Mill.  mehr  S'/j  Pf.  Zuschlag 
mehr.  Dabei  gelten  als  Eine  Fabrik  in  diesem  Sinn  auch  etviige  mehrere  in  der 
Hand  eines  BesitMTS  befindliche,  innerhalb  einer  £ntfenisng  ton  10  km.  ron  ein- 
ander belegene. 

Die  „Gontingentirniif  toUte  nnf  die  besonders  surke  Prodnctionereraiebniof 

der  oiii/i'lni  n  Fabrik  hemmend  wirken.  Zn  dem  Zweck  wurde  nach  n&beren  geaetz- 
Ucheu  Bestimmunfen  far  jede  Fabrik,  im  Uaupttaile  auf  Grund  der  durchschniliiichett 
Zackerprodoetion  einer  jeden  in  den  letzten  8  Betrlebsjahroi«  mter  Wefbnsnng  des 

Jahrs  der  niedrigsten  Erzeugung  72),  ein  „Contingent"  der  Zuckcrmenge  festgestellt, 
welches  der  allgemeinen  nnd  der  Betriebsstener  allein  nnterlag.  Eine  üeber- 
schreituüg  dieses  Coniingents  wurde  dann  wieder  mit  einem  Steuerzuschlag 
im  Betrage  d^  Ausfebrzuschusses  für  Rohzucker.  2%  M.  für  100  kg.,  belegt  (§.  65, 
70  ff".,  75.  mit  weiteren  Specialvorschrifreii.  auch  far  neu  erri  'htete  Fabriken  und  für 
soiiauge  besondere  Verhältnisse).  Auch  das  Gesammtcontingent  der  Zuckcr- 
prodoctien  wurde  fes^esetzt  «terst  im  Gesetz  sdbet  (§.  75)  fikr  das  lanfmde  Betriebs- 
jähr  1896/97  auf  den  hohen,  bisher  nur  einujal  (1894/95)  etwas  überschrittenen,  sonst 
lange  nicht  erreichten  Betrag  von  1700  Mili.  Kilogramm  (eventuell  durch  Bundesrath 
noch  um  2%  mehr  zur  Erleichterung  der  Errichtung  neuer  Fabriken,  welche  aus- 
schliesslich Melasse  entznekem).  Fftr  jedes  fernere  Botriebsjahr  ist  es  durch  den 
Bundesrath  nach  im  Gesetz  angegebenen  Normen,  welche  sich  an  die  Höbe  des  in- 
ländischen Znckerrerbraucbs  anschliessen,  zu  beistimmen  (§.  75,  Absatz  3).  Im  Jahre 
lM/1900  (1.  Aug.)  war  das  GoutingeBt  ntif  1880.2  Mill.  Kilogramm  gesetzt;  die 
WirWche  Produciion  war  1795.4  Mill. 

Ein  derartiges  immer  mechanisches  Vorgehen  bietet  manche  Angritiispuncte,  aber 
es  ist  als  ein  Versuch  einer  gewissen  Regelung  der  Prodnction  ihrer  Menge 
Usch  durch  legislative  und  Beetenerungsnormen  nicht  nur  besonders  beacbtcnswerth, 
sondern  nuch  priucipiell  wohl  zu  Tcchtfertigen,  jedenfalls  so  lange,  als  es  nicht  finrch 
ein  wirklich  besseres  System  zur  Hemmung  von  Ueberproduction  ersetzt  werden  iiann. 
Freilich  steht  dalrin,  wie  es  dauernd  wirkt  und  ob  nicht  die  Stellung  der  deutschen 
Znctiprindubtric  in  der  Weltwirthschaft  dadurch  befimrarhtiirt  wird,  dass  die  Con- 
cnrrenziänder  es  nicht  haben.  Der  inländische  Znckercousum  hat  seit  1895  erheblich 
zugenommen  (auf  den  Kopf  in  GonsnmzQcker  1894/95  10.68,  1899'I1K)0  18.68  kg.). 
Die  Ausfuhr  ist  nach  Erreichung  des  Maximums  in  1896/97  mit  12.38  Mill.  metr.  Gtr. 
(auf  Rohzucker  berechnet)  gesunken.  lf^99/1000  auf  9.76  Mill.,  aber  damit  doch  so 
hoch  als  1895/96  und  höher  als  je  vor  diesem  Jahre,  mit  Ausn:ilmie  von  1894/95,  wo 
Sie  10.46  Mill.  war.  Das  Ausbeotererhältniss  bei  den  Rüben  ist  noch  gOnstiger  ge- 
worden, 1896/97—1899/1900  war  es:  7.r>4  —  7.4?,  —  7.05  —  6.93  Centner  Rtlben 
Ikr  1  Gentnor  Uubenrohzacker  (s.  Vierteljabrshefte  der  Deutschen  Reichsstatistik  1900, 
Nr.  4.  8.  284).  Efnige  weitere  stonerstatbtlsehe  Daten  unten. 

Die  jüngsten  Verhandlungen  (1899.  1900)  zwischen  dem  Deutschen  Keich.  Frank- 
reich, Oesterreich- Ungarn  o.  w.  ub>>r  internationale  Zackerconventionen  sind 
noch  nicht  abgeschlossen,  gelten  aber  für  ausäichisreicher. 

Die  beginnende  schärfere  Conciirrenz  anderer  kOnstllcher  Stlssstoffe  zeigt 
sich  im  Ergebniss  des  Zuckerconsums  und  der  7nck«r-teuer  zwar  noch  kaum,  aber 
gilt  doch  als  ein  Factor,  mit  dem  auch  vom  hscalischen  sowohl,  als  vom  lnter^en-> 
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BtaDÜpunct  der  Kübenzuckuriudustrie  zu  rechueu  ist.  i>.is  Gesetz  fOB  6.  Jali  Iddä 
•achte  diese  CioDCQrrcnz  zoD&chst  durch  Einschr&okuog,  bczv.  Verbet  der  Vervendug 
solcber  S'UsiStoffe  zu  bekiiuipf' n  ,  wie  inaii  irlanht  aber  ohne  pcntig^enden  Erfolg.  l5 
vecütebt  unter  .künstlichen  £>UäüätoUen"  (SacchariQ  q.  a.  m.  mit  <iOÜ — 500  mal  so  staiier 
8tt8skrmft  «b  Zuckerl):  eile  enf  kflnedfebem  Wege  gevonnmeii  Stoffe,  velche  eis  So»- 
mittel  dienen  können  and  eine  höhere  Stlsskraft  als  raffinirter  Bohr-  oder  Rübenzacker, 
aber  nicht  entsprechenden  N.lhrwerth  hesitzon  g.  V.  Die  Verwendung  solcher  Süs«- 
mittel  bei  Herstelluu)?  von  Nahruugs-  und  (JcIlU^amiUclü  gilt  als  Verf&lschang  im 
Sinn  des  §.  10  des  Gesetzes  ?om  14.  Mai  1879,  betr.  den  Verkehr  mit  Nahrangs- 
mittein  n.  s.  w.  Di«-  mit  solchitu  Sü>.sstiifren  hcrjresielltca  Nahroogs-  nnJ  GenossmitTd 
dttifen  oar  mit  einer  diese  Verveiidang  erkennbar  machenden  Bezeichnung  rci- 
kauft  nnd  feilgehalten  trerden  (§.  2).  Es  wird  dann  verboten,  solche  Stoffe  bei  ge- 
werbsmissiger  Herstellnng  von  Bier,  Wein,  weinäbnlichen  Gctr&nken,  Frochtsäf^sa, 
Conserven ,  Likören,  Zucker-  oder  Starkesyrapen  zu  verwenden  und  solche' ArtikeL 
denen  jene  btotie  zugesetzt  äiud,  zu  vurkaul'eu  oder  t'cilzubalteu  i,^.  3i,  bei  Androboog 
venohiedener  Strafen,  namentlich  Gefangniss  bis  1  Monat  and  Geldstrafe  bis  1500  M. 
oder  einer  dieser  Straf  n  f^r  4  .  —  Die  Schwierii^keit  lie^rt  in  der  Aafdeckung  der 
Verstösse  gegen  diese  Verbote  u.  s.  w.  bei  der  liator  des  Artikels.  Als  Aruieimittei 
werden  dieite  Sttssstoff'e  bei  gewissen  Krankheiten  (Zockerknnkheit)  statt  des  hier  sehid* 
liehen  Zuckers  gosch&tzt  Die  Goncurrenz  dieser  Sussstoffc  gegen  Zacker  ist  Folkä- 
wirthschaftUch  tind  ll^calisch  wicib-r  ein  Bi-i^piel  der  Schwiorig'kciten .  welche  die 
neuere  naturwisscnscbafUich  iuuuamciitirle  Technik  herforruft,  —  ebenso  wie  s.  Z.  die 
Ooncnrrenz  des  Rubeiizvcken  gegen  den  Bohuncker. 

§.  208.  Die  Bier-  (ßran*,  BraninalZ')8teuer.  Bei 
dieser  liegen  nach  den  Prodaotioiis«  und  ConsumverbältDisseii  and 
naeh  der  TeehDik  der  Besteuerang  nicht  dieselben  Schwierigkeiten 
▼or^  wie  bei  der  Zacker-  nnd  der  Branntweinstener.  Sie  wUrden 
sich  noch  wesentlich  verringern ,  wenn  das  Deutsche  fieicb,  besw. 
der  Zollverein  auch  ein  einheitliches  Bierstenergebtet  wibre,  was 
wegen  des  den  drei  süddeutschen  Staaten  verbliebenen  nnd  anch 
dem  Reicbsland  einstweilen  belassenen  Rechts  eigener  Bier- 
besteucrung  leider  nicht  der  Fall  ist.  Die  Trennung  des  Reichs- 
gebiets in  liezug  auf  die  Biersteuer  (wie  vordem  bis  1887  auch  in 
Bezug  auf  die  Branntweinsteuer)  bedingt  daher  eine  Art  Zwischen- 
zolllinie, bezw.  die  Erlicbnng  eigener  Uebcrganir^s abgaben 
(nnd  Gewährung  von  Steuerrückvergütungen)  lUr  den  Bierverkehr 
zwischen  Nord-  und  SUddeutscbland  auch  noch  in  der  Reichsperiode 
seit  1871  bis  zur  Gegenwart,  wie  früher  im  alten  Zollverein  nnd 
im  Norddeutschen  Bunde.  Da  besonders  die  £infuhr  sUddentsohen, 
namentlich  bairischen  Bieres  nach  dem  Norden  stark  ist,  haben  diese 
VerhlUtnisse  auch  eine  grössere  practische,  auch,  finanzielle  Be* 
deutung  fUr  das  Reich,  das  die  norddeutsche  Biersteuer  als  Beichs- 
stener  besitzt,  und  fUr  die  betheiligte  Bierbrauerei*  Sonst  tritt  der 
Bierverkebr  Uber  die  Grenzen  nnd  besonders  auch  die  Btereinfahr 
aus  dem  Auslande  ins  Keichsgebict  an  Bedeutung  gegen  die  iu- 
ländische  Prodnction  und  den  einheimischen  Consum,  in  Nord-  und 
vollends  in  büddeutschlaud)  sehr  zurück,  so  dass  der  £rtrag  deä 
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Bierzolls  ge^'ou  denji  i]i<j;en  der  heimischen  Bierstener  auch  g^ering 
ist  Die  CoDcurrenzverhältüissc  zwischen  in-  und  ausländischem 
Bier  aaf  dem  inneren  Markte  und  nach  Lage  der  Verhältoisse  auch 
der  Absatz  von  Bier  ins  Reicbsausland  schaffen  daher  auch  nicht^ 
wie  bei  Zucker,  Tabak,  BranntweiOi  Ittr  die  Einricbtung  der  Steuer 
soviel  Sehwierigketten.  Der  auswärtige  Absatst  betriffi  ohnedem 
▼omemlieb  sllddentsefaes,  besonders  bairisebes  Bier,  berttbrt  also 
beim  Stande  der  Gesetzgebung  die  finansieUen  Beichsinteresseo  nnd 
die  norddeotsehen  Prodnotionsinteressen  nicbt  direet  Die  deutsehen 
Staaten  haben  sieb  ftbrigens,  wie  schon  in  den  alten  ZollTereins- 
Tertrilgen,  auch  in  der  Reichsverfassung  zugega<^,  ihr  Bestrehen 
ilaraiü  zu  richten,  eine  Uebereinstimmung  der  Gesetz^tl>ung  tiher 
die  Besteuerung  auch  dc8  Bieres  herbeizuführen,  —  ein  legislativer 
Monolog,  der  bisher  ohne  practische  Bedentuno:  a^ebliebeQ  ist.  Auch 
liljer  liie  (Jebergangsab|?aben  zwibcheu  den  einzeiiien  deutschen 
Biersteuergebieten  und  tlber  die  Rückvergütungen  sind  indesscu 
allgemeine  Bestimmungen  im  ZoUvereinsvertrage  von  1867  getroffen 
worden,  welche  im  Reiche  Giltigkeit  haben.  Der  Cinfohrzoll  fflr 
ansländisehes  Bier  ist  im  Zolltarif  geregelt,  er  wurde  jflngst  (1900) 
erhöht. 

S.  über  den  Zoll  oben  S.  fins  und  S.  662.    Er  war  bis  1900  4  M.  tind  ist 
)tm  ^\  M.  für  100  kg.    !Nacli  dem  Zoiivercinsrertrag  ron  1867  (Zitier  I,  Artikel  6) 
dorite  keine  weitere  Abgabe  von  Staaten,  Cominanen,  Corporationen  auf  Artikel,  die 
nit  mehr  aU  '  .  Thlr.  Zoll  für  50  kg.  belastet  waren,  gelefrt  werden.    Durch  Reidw- 
'-'esetz  vntii  27.  Mai  1885  ist  diese  Bestimmung  für  Cotnmtinen  ond  Corporationefi 
b«i  Bier  und  firaontveia  aufgehoben.   Die  Üebergau gsabga be  vom  Bier  beim 
Eingang  fott  einem  dentecheD  Bierateneifeblet  in  das  andere  soll  nach  gen.  Vertrafe 
nicht  höher  bemessen  worden,  als  dem  Steuersatz  des  heimisclißn  Biers  jedes  Gebiets 
ert^rirht.  darf  also  keinen  Schutzzoll  gegen  anderes  deutsches  Bier  enthalten.  Sic 
i»t  mehrfach  gerefrelt  worden  (Bekanntmachungen  des  Reichskanzlers  vom  18.  Jnli 
1872,  15.  Jan.  IS77.  2'.i.  Dec.  ls83,  zuletzt  9.  Juli  1897).  Die  Ausfuhrvergütung 
von  Bier  bei  rlr  r  Ausfuhr  von  einem  deutschen  Gebiet  in  das  andere  darf  na(  h  dem 
gea.  Vertrage  auch  nur  wie  bei  der  Ausfahr  nach  dem  Auslande  und  nur  im  Betrage 
der  wifUieh  tiezablteD  Steuer  etattflnden,  alfo  keine  Aasfbhrprimie  entbalten.  Aoch 
sie  ist  mehrfach  (geregelt  worden  : durch  iM    n  mlichen  Bekanntmachungen  wie  die 
Cebergau^sabgabe).    In  beiden  Fällen,  bei  der  üebergangsabgabe  und  der  Ausfuhr- 
vcrgütniig,  besteht  freilich  die  Schwierigkeit,  den  belretFcnden  Satz  richtig  diesen 
(ironds&tzen  gem&ss  zu  bestimmen,  weil  der  Roh8toü'steu(>rsaiz  bei  der  inlftndiachen 
Production  nur  anf  Grund  drT  Ergebnisse  der  Brauerei  auf  den  Fabrik •it'-T.-acrsatz  für 
fertiges  Bier  umgerechnet  werden  kann.    Die  Uebergangsiabgabe  wie  diu  Ausfuhr- 
vergtltnng  entsprechen  abo  nnr  DarchücbnittBrerhAltBissen  der  Qaalitil  nnd  der  Sach- 
lage bei  den  ein/einen  Braoerei'.-n.    Der  gleiche  Satz  kann  daher  je  nach  Umständen 
doch  etwas  zu  hoch  oder  /.n  niidrig  sein,  bei  der  UcbergauKsabgabe  etwas  Schutz- 
zoll oder  etwas  Einfuhrprämie,  bei  der  AnsfuhrvergUtnug  etwas  Ausfuhrzoll  oder 
Ansfuhipiinda  enthalten,  wie  es  wohl  auch  practisch  der  Fall  ist.  Schwere  und  leichte 
Biere  werden  z.  B.  niclit  ganz  gleich  •.^•rrütf'i'n.    Die  «reifenden  Sätze  sind  jetzt:  bei 
Eiafolir  von  Bier  aas  den  anderen  deutschen  Gebieten  in  das  norddeatsche  Reichü- 
hfamteneifebfet  2M.  Dir  1  bl.  Uebergangsabgabe,  bei  der  Ausfbbr  ans  dieeem  Gebiet 
in  die  anderen  (süddeutschen)  für  2  Sorten  bezw.  1  M.  und  80  Pf.  für  1  hl,  iNäheres 
ober  die  Onterscbeiduag  in  den  „Befflerkongen"  zor  Bekanntmachang.)  Die  sUd- 
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dentsclieo  Staaten  dürfea  vegen  ihrer  höheren  Laadessteaer  sowohl  höhere  Uebergaugs- 
abgaben  bd  der  Einfuhr,  ab  höhere  AnafiihTTergatnnfen  bei  der  Aoafehr  anrechaea. 
jetzt  nach  obiger  BekanntmacbuDg  io  Baiem  Uebergaogsabgabe  tHi  Braonbier  SV«  ^ 

für  Weisbbier  ebenso?iel  für  1  hl ,  Aasfohrre^UtDog  bezw.  2  M.  Pf.  uud  1  5L. 
wobei  »ich  mit  iiücksiclit  auf  die  neoereD  höheren  StaiTolsätze  der  6äini»cheii  Steuer 
diese  Vurgtttuogssätze  noch  erhöhen  können  (s.  die  „Bemerkungen*'  in  der  Belanat' 
machung);  Warne  in  bi^rtr  ücberganirsabjfabe  fttr  braanes  Bi-r  ?>  M  für  1  hl.,  f  * 
weiaaee  Bier  1  M.  (>5  Pf.,  „die  AudfuhnrergUtung  wird  für  jeden  eiuielneQ  Sud  nacL 
dem  Verhiltniaa  dee  Malirerbrancha  za  dem  PabrikatlenaqaantQm  bemessen*':  Badea 
Uebergangaabgabe  8  M.  20  Pf.  fur  1  hl.  Braonbier  und  Weissbicr,  AubfahnrergOtaaf 
fUr  Bmunbier  ja  nach  dorn  kleineren  and  grösseren  Maizverbrauch  einer  Brauerei 
bezw.  2  M.  30  Pf.,  2  M.  60  Pf..  2  M.  75  Pf.  iur  1  hl.;  Elsas»- Lothringen  Uebcr- 
gaogsabi^abe  fttr  starkes  Bier  3  M.,  fftr  Dflnnbier  58  Pf.,  AnafohrrergotiiDg  beiw. 
2  M.  50  Pf  und  58  Pf.  fur  1  M  In  Baiern  ^-ird  auch  noch  eine  ücberiranpiabgabc 
von  geachrotetem  MaU  zur  Bier-  und  Esaigbereituag  mit  ö'/t  ^  1  hl.,  ii 
Wotctembeijg  ren  10  U.  Illr  100  kg.  erheben.  Aendenngen  der  Sitze  der  Ueber- 
gangsabgnbe  nnd  AnafohtrergUtung  mhsstcn  nicht  nur  mit  Aeuderuog  der  StenersUaa 
eintreten ,  sondern  auch  mit  Aenderong;  der  Prodoctionstccbnik  und  der  mit  hierroD 
abbüngigeu  böheren  Belastung  des  Biertt  durch  die  Robstotfütener.  Aber  gerade  ieti- 
teie  Forderung  kann  practiaen  nnr  annähernd  farvirklicht  werden.  Alles  daa  aeigt 
dochf  dass  die  mangelnde  Einh.  it  der  Bierstim-r  t:  rnÜM  !i  imd  wirthschafilich  ia> 
Deutschen  Beich  bedenklich  ist.  Finanziell  von  Bedeutung  üiud  die  Debergangiiabgabea 
fUr  eingefiojirtes  Bier  nur  im  norddeutechen  Branateuergebiet,  ebenen  Uer  der  Bier/oU 
fikr  fremden  Bier  und  zwar  sind  beide  in  rcgelmlaaiger  Steigcrunf^,  während  die  RQck> 
rergtltangen  und  die  Ausfuhr  demgem&ss  ebenso  regelm&ssifr  gesunken  sind.  Ceber- 
gangsabgabe  im  [V4— 'VaJ  1.11,  1900  4.U  Mill.  Mark,  ZoU  454.000  und  2.679.0ÖO 
Mark.  Anaftahrvergfitong  859.000  nnd  108.000  M.  Nettoertrag  der  Branstener  17.19 
und  32.19  Mill.  Mark.,  Gcsamnit-Nettoertrag  mit  Ueber^rangsabgabe  und  Zoll  l^  '  i 
und  39.01  Mill.  Mark,  in  Baiern  fallen  dagegen  bei  unbedeutender  Eialuhr  die 
Oebergangsab^aben  für  die  jcrosse  und  ateigenoe  Bieransftihr  finand^  ins  Gewicht 
(Biercinfuhr  1880  und  1900  nur  37.000  und  71.000  hl.,  Bierau>fuhr  748.001)  ui,  1 
2.768.000  hl  .  Eitra?  abzuglich  AusfuhrrerfrOtunfr  28.79  und  a6.02  Mill.  Mark. 
(Beicbssutistiscbe  Vierteljahrbhefte  1900,  Hr.  4.  S.  208).  Zur  Frage  der  Debergang^- 
atener  n.  a.  w.  nberhanpt  a.  den  An&atz  von  Schnbert,  PInjtrcli.  B.  15.  S.  I  £ 

Die  norddeuteche  Reichsbraustener  beruht  m  ihrer  techniscbeD 
Orundstnu'tnr  im  Wesentlichen  noch  auf  der  alten  preassiscben 
•Steuereinrichtung  der  Brau  m  alz  besteucruDjz:  von  1819.  Diese 
SteuerverfassuDg  war  achon  in  der  Zolivereinsperiode  vom  König- 
reich Saebsen,  Thtlringen  vnd  »deren  KleiDStaaton  tthernomnieD 
wordeD;  die  mit  Preussen  so  eine  BranstenergemeiDsebaft  bildeten. 
Kaob  1866  wurde  eie  auf  die  von  PrensBeD  annectirten  CkbiefCr 
im  Korddeatschen  Bonde  im  Princip  nach  der  Verfassnng  auf  das 
ganse  Baodeegebiet  and  in  Folge  deesen  wirklieh  anf  die  innerhalb 
des  Zollvereine  stehenden  sonstigen  Gebietstheile  ansgedehnt.  Aaeb 
Lnzerobnrg  gebOrt  dazu.  Nachdem  flir  die  neuen  der  Steuer  nntar- 
stellten  Gebiete  (Mecklenburg,  Lanenburg,  Ltibeck,  hambnrgisehe 
Theile)  zuniicbst  das  Gesetz  vom  4.  Juli  1868  erlassen  wordeu,  in 
welchem  die  bisher  im  Brausteuergehict  des  Zolhereins  geltende 
BiersteuergesetzgebuDg  codificirend  zusammengetaöst  wordcD  war, 
w^urde  das  noch  gelteiKle  ^tcucrgesetz  vom  31.  Mai  1872  für  die 
innere  Steuer  gegeben.  Hiernach  ist  die  Steuer  eine  Eohstoff- 
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Steuer  vod  zur  Bierbereitnng  (bediogungswcise  anch  zur  Essi^- 
bereitang)  verwendetem  Getreide  (Malz,  Sclirot)  und  einer  Iveihe 
anderer  Stofife  (Rei8,  grüner  Starke,  anderer  btärke,  Ziu  ker,  Syrup), 
sowie  allen  anderen  Malzdurrogaten ,  nach  deren  Nettogewicht 
Das  Gesetz  stellt  fWr  diese  Artikel  den  Steuersatz  fest  (2  M.  Yon 
Getreide,  Beie,  grOner  Stärke,  andere  für  die  übrigen),  im  All> 
gemeinen  in  einer  Höhe  von  knapp  einem  Drittel  des  jetzigen 
baieriachen  Satses.  Im  Unteraehied  namentlieh  an'Baiem  aind  alae 
in  NorddeatBcUand  andere  Artikel  als  Getreide  (inabesondere  Gerate) 
bezw.  Mala  in  der  Branerei  zogelaaaen  (sogen.  Malaanrrogate) 
and  atenerpflichtig.  Ein  atrittiger  Fönet  in  Beang  anf  Qualität 
dea  Biera  nnd  fisealiachea  Intereaae.  Das  Verbot  der  Surrogat e 
gilt  vielfach  für  besser  nnd  ist  aneb  wiederholt  angeregt  worden. 
Die  Steuerpflicht  dehnt  sich  auf  alle  gewei  blich en  und  nicht  ge- 
werblicheu  Brauereien,  in  Städten  und  auf  dem  Laude,  aus,  läset 
aber  den  sog.  „Hanstruuk' ,  die  HierbcreitUDg  für  den  eigenen  Be- 
darf im  Haushalt  in  gewissen  Grenzen  frei. 

Die  Erbebang  der  Stener  findet  in  drei  Formen  statt, 
zwiaehen  denen  der  steuerpflichtige  Brauer  bedingnngaweise  wählen 
kann.  Die  normale  Hauptform  ist  die  Veratenemng  anf  Bran- 
anaeige,  die  aieb  an  den  Aot  der  nnter  Stenereontrole  atatL 
findenden  Einmaiaehnng  dea  Branmaterials  (Malaea  n.  a.  w.) 
ansehlieast  nnd  unmittelbar  vor  dieaem  Aet  dnreb  Verwi^ng  dieeea 
Materiala  nnter  Anlegung  der  Steneraätae  ftlr  leiaterea  festgestellt 
wird.  Nebenformen  aind  die  sogen.  Vermablnngssteuer,  bei 
weleber  die  vor  der  Einmaiscbung  einer  Vermahlung  unterliegenden 
Stoffe  unter  Steuercontrole  vermählen  und  noch  unvermahlen  mit 
den  gesetzlichen  Steuersätzen  belastet  werden;  ferner  die  sogen. 
Fixation  oder  Abfindnnir,  wo  die  Besteuerung  durch  Vereinbarung 
zwischen  Pflichtigen  und  Steuerbehörde  mittelst  Entrichtung  einer 
Ahfindiint::ssLininie  für  einen  bestimmten  Zeitraum  erfolgt.  Iiier 
werden  dann  die  Steuereontrolen  sehr  beschränkt,  aber  die  Form 
(1er  Fixation,  die  noch  vielfacb  angeordnet  wird,  hat  principielle 
nnd  practische  Bedenken  gegen  aieb.  Die  gesetalicbe  Besteuerung 
lässt  sich  bei  ihr  nieht  genau  erreichen,  es  ergeben  sieb  Ver 
aehiedenbeiten  nieht  nur  nnter  den  einzelnen  fixirten  Brauereien^ 
Sondern  aneb  zwiaeben  ibnen  allen  nnd  den  den  anderen  Formen 
antorliegendeny  regelmttasig  an  Gunsten  der  fixirten.  Die  beiden 
anderen  Formen  stellen  ao  allein  eme  eigentliebe  Robatoffiitener  dar. 
Sie  haben,  wie  letatere  fiberbanpt,  gegenfiber  der  wohl  tecbniaeh 
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richtigeren  Halbfabrikatsteaer  der  liieivvurze  den  allerdings  wich- 
tigen Vor/nir,  dass  dabei  der  innere  Brauereibetrieb  und  dessen 
Productiüiistechnik  nicht  lästigen  und  schwierigen  Controlen,  den 
Quantitäts-  und  QaalitätsmesBQDgen  des  Erzeugnisses  u.  s.  w.  unter- 
worfen werden  mnss.  Steuerpolitisoben  Anfordemngen  der  Gleich* 
mässigkeit  der  Belastung  der  eigenen  Braaereien,  wie  des  Biers 
selbst,  nach  dessen  Menge  und  Gttte»  entspricht  aber  eine  solcbe 
Robstoffbestenernng  nicht  genügend^  sie  trifft  die  einselnen  Branereien 
ungleich ,  begünstigt  die  leistangsfilhigeren  nnd  den  Grossbetrieb 
nnd  belastet  aaeh  die  einzelnen  Biersorten  nicht  richtig  nach 
ihrem  Werth.  Unter  den  beiden  Formen  bedingt  die  erste,  die 
Einmaiscbsteuer,  mehr  Controlen  als  die  zweite,  Controlen  auch 
beim  Betriebe  selbst,  während  die  zweite  diese  wesentlich  aiü  den 
Act  des  Verschrotens  zn  beschränken  gestattet,  wobei  nur  in  Betreff 
derMtlhlen,  welche  benutzt  w^erden  dürfen,  besondere  Anforderungen, 
bczw.  Beschränkungen  bestehen.  Die  Verrnahlungssteucr  anzu- 
wenden, wird  aber  nur  besonders  tüchtigen  und  vertrauenswürdigen 
grösseren  Brauereien  gestattet  Das  Bestehen  beider  Steuerformen 
nebeneinander  begründet  wieder  eine  etwas  ungleiche  Behandlang 
und  ioiplicite  auch  Steaerbelastung  der  beiden  Methoden  unter- 
stehenden Branereien.  Unter  den  SachTerständigen  gilt  yielfaoh  die 
Vermahlnngsstener  als  die  bessere  Methode ,  deren  allgemeinere, 
womöglich  ansschliessliche  Znlassang  statt  der  beiden  anderen,  der 
Einmaisehnngssteuer  nnd  der  Fixation,  unter  Freigabe  der  Mtthlen- 
henntzung,  mit  allgemeiner^  bisher  schon  bedingt  zugelassener.  Ein- 
iUhrung  mechanischer  Wägeapparate  und  mit  Verbot  von  Surro- 
gaten für  Malz  das  zu  erstrebende  Ziel  sei  (Struve).  Wcun  luuu 
an  der  Rohstoffsteuer  libcrhaupt  glaubt  festhalten  zu  niUssen,  mag 
das  richtig  sein.  Man  könnte  aber  dann  vielleicht  die  süddeutsche, 
sogeu.  baierische  Biersteuerniethode  einfach  annehmen. 

Eine  Wesen tliche  Erhöhung  des  Steuersatzes  möchte 
dabei  aus  finanziellen  Orttnden  und  im  Hinblick  auf  die  viel  höhere 
Belastung  des  süddeutschen,  gleichwohl  nieht  nur  durehschnittUoh 
besseren,  sondern  auch  wohlfeileren  Biers  und  bei  der  Unwahr- 
scheinlichlieit,  dass  die  erhöhte  Steuer  einfach  und  voli  den  Gon- 
sumenten  in  Form  höheren  Preises  oder  schlechterer  Qualitftt  des 
Biers  träfe,  recht  wohl  zulässig  sein.  EHes  auch,  wenn  man  zu- 
giebt,  dass  um  der  Gefahr  einer  solcbeu  Wirkung  der  erhöhten 
Biersteuer  ininierbin  bei  uns  doch  auch  gerechnet  werden  muss  und 
dass  die  suddcutscheu,  insbesondere  baierischen,  in  diesem  Pancte 
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bei  den  Ijithcn  dortigen  Steueru  so  gUnstifren  Erfahrnngen  für  Nord- 
dentschland  wegen  der  Verschiedenheiten  der  Verhältnisse  des  Ab- 
satzes des  Biers  im  Grossen  und  Kleinen,  des  Wirthshauswesens 
and  des  eingewöhnten  höheren  Consoms  von  Bier  nicht  ohne 
Weiteres  maassgebeod  sind.  An  eine  Herabsetzung  der  Steuer  ist 
in  Sttddeatsebland  ans  Tielen  Gründen  finanzieller  aod  sonstiger 
Alt  sebwerlicb  zu  denken.  £ine  wesentliche  Erhöhung  der  nord- 
deutschen Bierstener  wäre  wohl,  mehr  noch  als  die  technische  An- 
näherung der  Bierstenermethoden,  eine  anbedingte  Voranssetznng 
ihr  die  Gemeinsanikeit  der  Bierstener  im  Reichsgebiet ,  dem  Oha- 
racter  der  Einheit  der  denlschen  Volkswirtbscbaft  ond  dem  Strebe- 
ziel der  Reichsverfassung  selbst  gemäss.  Die  besondere  Verrechnung 
über  den  Ertrajj  und  dessen  Vertheilung  innerhalb  dci  Einzelstaaten 
bliebe  dann  iinnitr  nach  njöglicb,  vielleicht  selbst  in  der  Gewährung 
eiDcs  Präcipinmis  für  den  SUrlen,  mit  Rücksicht  nuf  den  höheren 
Bierconsum ,  wie  einst  im  Zollverein  das  I*räcipuuni  Mannovers. 
Kothwendig  und  durchaus  gereehttertigt  wäre  ein  solches  Vorgeben 
aber  nicht  einmal,  da  die  anderen  Zoll-  und  Steuereinnahmen  des 
Reichs,  bei  den  OonsnmtionsTerhältnissen  (Colonialwaaren,  fremder 
Wein,  fremde  Agrarprodncte»  Branntwein»  Zocker,  (ob  auch  Tabak?]) 
«od  bei  den  Verkebrsgestaltnngen  (Stempelabgaben)  wieder  in 
relativ  stärkerem  Maasse  aas  dem  Norden  herrtthren  mochten  nnd 
doch  dem  Bilden  in  gleichem  Maasse  angerechnet  werden.  Nur 
die  günstige  Finanzlage  and  die  zam  Theii  doctrinäre  oder  agita- 
torische Opposition  im  Pablicom  ond  im  Reichstage  haben  es  bis- 
her im  Deutschen  Reich  noch  zu  keiner  ordentlichen  eitragsreichen 
Biersteuer  im  iSorden,  wie  ilhnlich  zu  keiner  solchen  Tabaksteuer, 
kdiimien  lassen.  Die  doch  auch  im  Norden  sehr  starke  Riercon- 
sumtioD,  die  sehr  gebesserten  WohlstaiKisverhaltuisseder  Bevölkerung, 
auch  der  unteren  Classcn,  der  Tharacter  des  Biers  (wie  freilich 
ToUends  des  Tabaks!)  als  Consumobject  lassen  eine  höhere  Bier- 
stener durchaus  als  gerechtfertigt  erscheinen.  Der  Einwand,  dass 
es  dem  Branntwein  gegenüber  gehe,  den  Bierconsum  zu  be^^ünstigen 
nnd  ihn  daher  niedrig  zu  bestenern^  will  practiscb  nicht  ?iel  be- 
sagen, wird  durch  die  sttddentschen  Bierpreise,  wenn  nicht  wider- 
legt, 80  sehr  abgeschwächt  nnd  träfe  nnr  bei  einer  nnwahrschein- 
fichen  sehr  starken  Bierverthenernng  doreh  die  Steuer  zo.  Der 
Hinweis  aof  die  im  Reiche  fehlende  innere  Weinstener  bedentet 
auch  wenig.  Im  Zoll  Yom  meist  von  den  wohlbabeoderen  Kreisen 
verzehrten  freuiden  Wein  hat  gerade  der  Norden  auch  eine  W^eiu- 
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Steuer.  Die  deutsche  Production  und  Consumtion  heimischen  Weins 
ist  doch  Dicht  hoch  nnd  wesentlieb  auf  die  Weinbaugegenden,  von 
den  Ihetiren  Versaudweinen  abgesehen,  beschrji[ik.t,  wo  auch  überall 
der  Bierconsum  sich  verbreitet,  wie  die  stiel  deutschen  Weinsteuer- 
länder,  wo  sich  das  statistisch  genauer  verfolgen  lässt  (Württem- 
berg 8.  232,  Baden  S.  296,  Heicbsland  S.  428),  zeigen.  Die  deatschen 
Weinländer  werden  daher  doch  aaeb  von  der  Bierstener  ziemlich 
ausreiebend  mit  getroffen,  und  wenn  rie  und  vollends  einzelne  Per- 
sonen geringeren  oder  fehlenden  Bierconsams,  weil  stärkeren  Wein- 
consnmSf  hie  nnd  da  etwas  sehwMcher,  so  sind  das  Versehieden- 
heiten,  welche  auch  in  anderen  FiUen,  bei  Tabak,  Branntwein, 
Colonialwaaren  ebenso  Torliegen  nnd  doch  mit  Beckt  nicht  hindern, 
Stenern  nnd  Zolle  fOr  solche  Artikel  an  erheben.  Principiellen 
nnd  praetischen  Bedenken  nnterliegt  so  eine  höhere  norddeutsche 
Biersteuer  (wie  eine  hidicre  allgemeine  Keiclis-Tabaksteuer)  so  wenig, 
als  eine  andere  der  besteheudeu  inneren  Verbrauchssteuern  nnd  der 
betreffenden  FinanzzMle,  —  jedenfalls  weniger  als  die  hohe  Salz- 
steuer, vielleicht  auch  als  die  höhere  Zackerstener  und  als  mehr 
als  ein  Finanzzoll 

Der  Ertrag  der  norddeutschen  Bierstener  ist  an  sich,  nach  dmi 
GonsnmTcrhäitnissen,  im  Vergleich  mit  Sttddeatscbland  nnd  anderen 
„Bierländem'^  (England  1)  ein  vOllig  vntnlänglicher,  fast  komisch 
geringfügiger,  anch  trotz  seiner  Verdopplung  seit  20  Jahren,  — 
noch  jetzt  in  dem  grossen  Norddentschland  mit  42.9  Mill.  Ein- 
wohnern (1898)  nnr  wenig  grösser  als  in  dem  kleinen  Baiem  mit 
6  Millionen:  im  Jahre  1899,  wo  er  gegen  das  Vorjahr  Uber  1  Million 
gewachsen  ist  und  das  bisherige  Maximum  erreicht  hat,  uur  39  Mill. 
Mark  gegen  36  in  Baiern!  Die  Bedenken,  welche  gegen  eine 
höhere  Biersteuer,  wie  gegen  jede  indirecte  Verbranchssteuer  auf 
Massenconsumartikel  gewiss  verbleiben  —  immer  die  ent«^precbende 
Einwirkung  der  Steuer  auf  Preis  oder  Qualität  vorausgesetzt;  eben 
das  „Problematisohe^'  in  der  Sache!  — ,  müssen  durch  Maassregeln 
auf  einem  anderen  Steuergebiet  nnd  eventuell  auf  dem  ganzen 
Finanzgebiet  beseitigt  oder  doch  wesentlich  abgeschwächt  werden 
nnd  können  das  anch:  dnreh  angemessene  Gestaltung  der  direeten 
Personalstenem,  einsoUiesslich  etwaiger  Erbschaftsstenem,  wenn 
nicht  in  der  Reichsbestenerung  selbst,  was  immer  mit  ins  Ange  an 
fassen  wäre,  so  am  so  mehr  in  der  Landesbestenemng  nnd  even- 
tnell  dnreh  Uebemahme  Ton  Reichs-  nnd  Staalsleistungen  für  die 
UDtereu  Classen  ohne  besondere,  oder  wenigstens  ohne  die  betrefftudcu 
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Kosten  deckende  eigene  Belastung  dieser  Classeu,  wie  etwa  im 
debiete  der  Arbeiterversicheruiig  oder  souöti^^er  Woblfahrtsein- 
riebtungen.  Die  EiiinalniKn  aus  den  indiiecten  Reichssteuern,  z.  B. 
ans  einer  erhöhten  Bier-  und  Tabaksteuer,  könnten  dabei  selbst 
zvvecksteuerartig  fttr  solche  Verwendungen  festgelegt  werden.  Aber 
uothwendig  —  und  finanztechnisch  unbedingt  richtig  —  ist  dies 
oiobt  einmal.  Es  gentigte,  dass  thatsäc blich  die  betreffendeD 
Steuererträge  eine  solche  Verwendttog  anch  in  einem  einheit- 
lichen Etat  und  bei  der  Behandlnng  der  Stenern  als  all- 
gemeiner Reiehsstenem  fttr  die  ]>eeknng  des  Gesammtbedarfs 
landen. 

S.  zur  Keciiücitigung  «lerartigt-r  Piauo,  welche  dem  Besttrebeu .  die  bekannten 
Einw-endnngM  fregen  indirecte  Verbraachssteiieni  wegen  deren  einigermaassen  um- 
jrekehrt  proerossiren  Wirkung  zo  berücksichtiaren ,  mit  entspringen,  meine  Fiu*  B.  II, 
2.  A.,      250.    Vgl.  auch  üchanz,  FiQ.«rch.,  B.  13,  S.  97  ff. 

Aach  die  Biersteoer  ist  litteraTfech  mehrfocb  und  gut  behandelt  worden,  sowohl 
im  All^fcmeinen  als  in  specieller  Rücksicht  auf  Deutschland.  S.  Zeller,  Abb,  Auf- 
wandsteuern  im  S{'h»nberg:*schen  Hamlbuch.  4.  Aufl.,  B.  8,  1.  Abth.,  S.  524  ff.,  532. 
der  höchst  reichhaltige  Artikel  Bier  und  Biersteutir  im  II.  W.  B.  d.  St.  1.  Aufl..  Bd.  2 
von  T.  May  nnd  der  ebenitlls  TortreffUcbe  Artikel  in  der  2.  Auä..  B.  2  von  Struve, 
femer  Art.  Biersteoer  ron  G.  v.  Mayr,  Art.  Rransteuer  im  Wörtcrb.  d.  Verwait., 
B.  1  und  äappl.b.  II  u.  III.  In  Kurze  über  die  Biersteaer  Überhaupt  mein  Finanz- 
gmndTias.  1.  Anl.,  S.  95—96.  Specinllitteratnr  beeonders  in  der  Bibliographie  der 
Artikel  des  H.  W.  B.  d.  St.  (2.  Aufl.,  II,  S.  !^57  IT.),  u.  A.  Holzncr,  verscbiedeüc 
Methoden  der  Bierbesteuerung ,  Zeitschrift  für  Brauwesen,  1880.  Kinder?ater, 
Befiram  der  Bferbestenerung  im  Deutschen  Reich,  Fin.arcb.  B.  4,  S.  569  ff.  Boccios, 
zur  Beform  dt>r  Bierbesteuerung,  Annalen  1876.  S.  52,  ders.,  allgemeine  Roicbsbier- 
steaer,  eb.  1897,  S.  101.  651.  Die  wichti<rsten  Bcstitnmnngen  der  Gesetze  und  zam 
Tiieil  die  legisUtiren  Materialien  mit  in  dieser  Litteratur,  auch  in  den  Annalen  mehr» 
fach  1868,  1872,  t.  Anfsess  eb.  1893  ,  8.  296.  Bientenerstttifltib  Dentscblnnds  in 
den  reichsstatistischen  Vierteljabrslioftcti  und  im  statistischen  Jahrbuch.  BleiSteiier^ 
ertrag  verschiedener  Staaten  im  Fin.arch.  B.  10,  S.  757,  B.  15,  S.  668. 

Ausser  den  gen.  Gesetzen  ron  1868  nnd  1872  (dazu  Gommentar  von  Berthe, 
AusfUhmngsbQBtilimiuigen  zum  Gesetz  von  1872  vom  8.  Nov.  1872,  18  Juli  1888)  sind 
noch  zn  nennen:  das  norddeutsche  (Josetz  vom  8  Juli  l^RS.  betr.  subsidiarische  Haf- 
tung der  Brauuntemebmer  für  Zuwiderbandlungen  ihrer  Leute  u.  s.  w.  gugcu  die 
Steoergesetze.  Gesetz  vom  8.  Jali  1868,  betr.  Branntweinstener,  §.  32  (Vorschriften 
für  den  gleichzeitigen  Bt  trieb  der  Braöen  i  und  B^enno^ci^.  Gesetz  vom  26.  Dec.  187*> 
nnd  23.  Dec  1876  (Novelle  zu  Abs.  2  des  ^.  44  des  UefieUes  von  1872,  Special- 
besttnunnngen  für  Meiningen,  Coburg-Godia,  Benss  i.  L.  ttber  dortige  Landesbierstener 
bis  31.  März  1878V  Gesetz  vom  6.  Juli  1898  (s.  o.  S.  686).  Verbot  der  Verwendung 
künstlicher  SüssstofTe  bei  Bior.  Zur  T!rerärizunff  des  Textes  und  besonders  über  die 
Steuertechnik  der  Biorsteuer  im  Gcsutis  von  1872  hier  nur  noch  einige  Einzel- 
heiten aus  diesem  Gesea  (s.  aveh  daftr  die  Artikel  ron  r.  Kay,  Stmre,  Zell  er, 
(».  V.  Mayr  n.  a.  0.) 

Die  Steuersätze  fttr  die  Surrogate,  neben  dem  liiormalsatz  von  4  M.  (fOr 
100  kg.)  ftir  (vetreide  (Malz,  Schrott  sind  ftr  Bels  (gemahlen  oder  nngemablen  n.  s.  w.) 
niid  grüne  Stärke  (d.  b.  solcbe.  die  mindestens  MO  "/o  Wasscr^rebalr  ebi-nfalls  4  M., 
tür  Stärke,  Stiirkcmcbl  (einschliesslich  Kartoffelmehl)  und  Stärkegummi  ([Dextrin),  ferner 
für  Syrup  aller  Art,  für  andere  Malzsurrogate  6  M..  für  Zucker  aller  Art  (Stärke-, 
Trauben-  u.  k.  w.  Zucker),  auch  Zuckerauf lösaogen  8  M.  Gemische  verschiedener 
Stoffe  zahlen  den  Ii  Inten  Satz.  Essigbereitung  nnterliefrt  derselben  Steuer, 
wenn  sie  mit  der  Bereitung  von  Bier  verbunden  oder  in  eigens  dazu  bestimmten  An- 
stalten »09  den  bieisteveipflicbtigeD  Stoffen  zum  Verkauf  oder  zn  gewerblichai  Zwecken 
A.  Wagn«.*,  PlnaBawtaMBsdiafl;  IT.  45 
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694        6.  B.  Uebersicbten  der  Besteueniog.  Keicl^besteuerang.  §.  208. 

«folgt.  Die  VerwendoDg  von  Malzsorrogatcn  hat  nach  der  Reichsstatistik  fast  be> 
ständige  etwas,  im  Ganzen  in  den  20  Jahren  1880 — 90  (Finanzjahre  vom  1.  April  :iu 
stärker  als  die  Getreidevcrwenduug  zogenommen.  In  den  Jahren  1880,  1890  und  18W 
▼ar  der  BraneTeirerbTaiicli  steuerpflichtigen  Getreides  bezv.  rand  4.808.000  — 
6.306.000  —  7.811.000  metrisclie  Oentner  (100  kg."),  davon  geschrotetes  Gerstvnni.il/ 
4.155.000  —  6.12^5.000  —  7.619.000.  der  Verbrauch  an  Malzsurrosraten  bczw.  21.4U0 
—  93.700  —  157.700  metrische  Üeutacr.  d;ivon  Reis  3000  —  32.600  —  98.000  M., 
Zocker  aller  Art  13.800  —  46.700  —  42.000.  Synip  aller  Art  1669  —  2077  —  1515. 
(Viorleljahrshefte  1900  Nr.  t.  S.  207).  Auf  1  hl.  P.icr  wurden  durchschnittlich  ver- 
wandt 18b0  20.40  kg.  Getreide  und  iieis,  0.09  kg.  andere  Surrogate,  1899  bezw.  18.30 
QDd  0.14.  — -  Die  Bierefnfohr  im  Zollgebiet  kommt  zum  veitans  grössten  Theil 
aus  Ootorreich-Üngarn  (namentlich  Böhmen),  1899  vom  ganzen  Werth  von  9.5  MiU, 
Mark  8.9  Mill.,  zum  Rc^'  Tn"i>t  aus  (irossbritannitm,  0.5  Mill.  Mark.  —  Die  Gestattane 
steuerfreien  liaubt runks  unt  Bierbereuung  ohne  beaondere  Brauanlagcn  beschränkt 
sich  aof  Haushalte  Ton  h^Vchstcns  10  Persooeo  Aber  14  Jahre  (also  sind  z.  B.  grossere 
Haushalte  mit  Arbeitt  rn  als  Hausgenossen  ausgeschlossen).  Ks  mnss  die  Bereitung 
des  Biers  für  dtei»ea  Zweck  angemeldet  und  ein  Anmeldeschein  von  der  8teaerbehörde 
eriangt  werden.  Ablassen  Foa  Haostmnk  an  nicht  zum  Hanshalt  gehftfende  Peorsonen 
ge^'en  Ent»rrlt  ist  verboten  (§.  5  des  Gesetzes  von  1872).  Die  Zahl  der  Hanshaltonges 
mit  diesem  Hechte  ist  von  1880 — 1899  zuerst  etwas  gestiegen,  dann  ziemlich  stetig 
gesunken  (1880  37.737,  1887  41.163.  1899  32.084^.  Struve  (H.  W.  B.  d.  St.  B.  2, 
5. 827)  U.A.  verlangeo  aus  steuerpolitisdien  Gründen  die  Beseitigung  dieses  Privilegs,  das 
auch  in  der  Stouerg:eschichte  anderer  Länder  eine  Kolle  spielt.  Gross  möchte  das 
fiscaliscbe  Interesse  an  der  Sache  kaum  sein.  Die  Qoalitätäconcarrenz  des  sonstigen 
BlerS'  wird  rermudilich  Ton  selbst  das  Haostrunkhler  immer  mehr  einschr&nkon.  — 
Wer  sonst  Bier  brauen  will,  muss  der  Steuerbehörde  eine  genaue  Anzeige  seiner 
RSiime  und  Gefässe  machen,  letztere  werden  amtlich  bezeichnet,  vermessen,  even- 
tuell unter  Verschluss  geuommen.  Jude  Brauerei  muss  eine  geaichte  Waage  und 
Gewichte  bab<m.  Die  Vorräthe  an  Braustoffen  mttssea  in  bMtimmtef  Wdse  auf- 
bewahrt (§.  lo)  und  in  vorgeschriebener  Art  muss  nber  sie  Buch  geführt  werden 
(§.  14),  woran  sich  dann  Gontrolrecbte  der  Behörde  knüpfen,  Alles  zum  Zweck,  die 
Benutzung  unrerstenerter  Stoffe  zum  Brauen  zu  ynhindem.  Bei  der  Hauptmethode 
der  Besteuerung,  auf  Brauanzeige,  muss  der  Brauer  schriftlidk  audigen,  welche 
Gattung  und  Menge  der  ßraustofi'e  er  zu  jedem  Gebräude  nehmen,  an  imchem  Tage 
und  zu  welcher  Stunde  er  elnmaiscben  und  wie  viel  Bier  er  mit  dem  angegebenen 
Material  ziehen  will  (nach  weiteren  Specialbestimmongen  §.  16,  17,  19),  Uber  die 
beabsichtigten  Verwendungen  von  Malzsurropaten  überhaupt  mus'-  er  noch  eine  sogen. 
Genenddeclaraüon  einliefern  (§.  18).  Die  Einmaischung  bat  dann  regelmässig 
nur  in  Anwesenheit  eines  ControlbeanteD  zu  geschehen,  der  bei  dem  ganzen  Process 
zugegen  bleiben  muss.  wobei  Nachmaischen  in  der  Regel  unstatthaft  ist  (§.  20,  21). 
Die  im  (icsetz  von  1872  zugelassene  zweite  Methode,  die  Vermahlunpsstener, 
war  nach  dem  Gesetz  da  gestattet,  wo  die  Brauinal/steoer  nach  den  Laudesgei^etzcn 
im  Ausehluss  an  eine  örtlich  bestehende  Mahlüteaer  erhoben  wurde  (wie  bis  1878  in 
Preussen).  sonst  nur  mit  Ernirichtipunff  der  Direcfivbchörden  für  diejeninen  Rrauereien, 
die  darauf  antragen  und  sich  den  zu  stellenden  Bedingungen  unterwerfen.  Der  Brauer 
darf  ohne  Erlaubniss  nicht  auf  anderen,  als  den  genehmigten  Mühlen  werken  die  Stoffe 
Termahlen  lassen  und  unterliegt  sonstigen  Beschränkungen  (§.  22).  Nur  Brauern  mit 
mindestens  500  Meter-Oentner  Malzverbrauch,  die  ordentliche  Buchführung  haben, 
wird  die  Krlaubniss  zur  Anwendung  dieser  Sieuermethode  thatsächlich  gegeben.  Sie 
sind  dann  fbr  die  Verwendung  der  controUrt  trermahlenen  BraustofTe  ? on  der  Anzeige 
der  Braueinmaischnn«ren  und  der  Tontrolc  dabei  befreit.  —  bewegen  sich  insofern 
hierbei  freier,  der  Vortheii  der  Methode.  —  Der  Behörde  stehen  umfassende 
Revisionsbfugnisse,  Besuch  der  Gewerberiume.  eventuell  in  gewis  er  Form  Vor- 
nahme ron  Haussuchungen  allgemein  frei  (§.  23—25).  —  Im  fassen  de  Straf- 
bestimmungen suchen  die  Sicherheit  der  Besteuernng-  und  die  In  neh.iltung  der 
gesetzlichen  Vorschriften  zu  garantiren  27  ä.).  Als  Defraudation  im  Allgemeinen 
gilt  die  Verwendung  (lanmaischung,  Kachmaischnng,  Znsetzung)  der  steuerpflichtigen 
Braustoffe  nline  die  gesetzliche  Anineldung,  die  darunter  mit  gebunden  Fälle  werden 
näher  bezeichnet.  Die  regelmässige  Strafe  ist  da**  Vierfache  der  vorenthaltenen  Ab- 
gabe ab  Gddstrafe,  mindestens  aber  10  Thlr.,  beim  BückfaU  das  Achtfache,  bezw. 
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20  Tblr.,  b«i  feni«rem  BQckikU  Geflnfroissstrafe  bis  so  2  Jahren«  erenta«]!  statt  dcflsen 

Haft  QDd  Geldstrafe  nicht  Tint«r  dem  Doppelten  der  ersten  B Uckfallstrafe,  also  das 
S  chszehnfache,  ferner  Ordnungsstrafen.  Ceber  Vertretangs?erbindlichkeiten  für  verwirkte 
iieid:»trafen  8.  §.  38,  Umwandlung  der  Geld-  in  FreiJbeitsstr&fen  §.  39,  Veijährong, 
in  S  Jahren.  §.  40,  Terblnfangr  der  Strafen  nach  den  Beetimmungen  des  Zollstraf- 
rechts  §.  iV.  —  Mit  ontor  der  Einwirkung  drr  Er-  feoorünn'  und  auch  d»'r  Mt'thodc 
der  letzteren,  wennschon  son&t  der  ailgemeineu  Entwicklung  gem&ss,  hat  die  Zahl 
der  Brauereien,  besonders  auf  dem  Lande,  doch  aacli  In  am  Stidtfln.  der  nicht- 
V  ri  liehen,  welche  alle  nur  obergähriges  Bier  erzeugen,  aber  aoch  der  gewerb- 
licbeu,  hier  wieder  besonders  derjenigen,  welche  obergährijres  Rier  gewinnen,  stark 
abgenommen,  in  jeder  Kategorie  ohne  Unterbrechung  vou  Jahr  zu  Jahr,  z.  B.  seit 
18^,  wenn  anch  in  nnglelchem  Maasse  bei  den  einzelnen  Gattnogea,  im  Ganzen  um 
uV>r  von  1880—1^9?  (von  12.789  anf  7'.31\  Da  die  Production.  nach  der  Menge 
der  verarbeiteten  Stotie  bemessen,  sich  im  Ganzen  nahezu  verdoppelt  hat,  ergiebt  sich 
eifie  stallte  Betriebsconcentration  and  Entwicilnof  des  tirossbetriebs, 
in  Darchaehnitt  ist  di«;  einzelne  Brauerei  etwa  dieimal  so  gross  in  dem  genannten  Zeit- 
ranm  geworden.  Die  Frage  einer  Erhöhung  des  Steuersatzes  für  Gross- 
brauereien, wie  in  Suddeatschlaud ,  hat  bei  der  niedrigeren  norddeutschen  Steuer 
^ringere  Bedentong,  aber  liesse  sich  ans  gleichen  GrOnden  wie  im  Soden  mit  Bück- 
ikht  auf  diese  Entwicklung  wohl  bejahen.  (S.  die  Statistik  in  den  Vierteyahnheften, 
1900,  Jir.  4.  S.  207,  ond  im  statistisch. -n  Jalirbucli.) 

§.  209 — f-).  I)  i  e  h  r  a  n  ii  t  w  e  i  ii  s  t  e  u  e  r.  Auch  sie  war,  wie 
die  Biersteuer,  anliinglicii  im  Ivciclie  noch  keine  einheitliche,  sondern 
als  Reichssteucr  im  Wesentlichen  auf  Norddeutschland,  seit  1873 
eiDBchliesslich  Elsass-Lothringens,  beschräniLt.  Die  süddeotficben 
Staaten  hatten  ihre  eigene  Braootweinsteaergesetzgebiing  behalten 
und  konnten  nach  der  KeiehsTerfaaanng  nnr  mit  ihrer  Einwillignof^ 
diese  yerlieren  nnd  in  die  allgemeine  Reichsstener  einbezogen 
werden.  Dies  iat  denn  aneh  im  Jahre  1887  geschehen.  Bis  dahin 
bestandi  wie  hente  noch  bei  der  Bieisteaer  (S.  686),  zwischen  dem 
Norden  nnd  dem  Süden  Dentschlands  nnd  nnter  den  einzelnen 
Staaten  des  letzteren  das  System  der  Üebergangsabgaben 
und  Ausl'u  iirver  ^Mitling  cn.  lu  Norddeutsehlaud ,  verfassungs- 
inässig  einschliesslich  Nord-  und  vertragsmässig  aoch  Süd-Hessens, 
war  die  JiraiiMtweiiistener,  wesentlich  auf  der  Grundlage  der 
prenssischen  Gesetzgehunp;,  von  den  Ländern  der  ehemaligen 
kleineren  Branutweinsteuergcnieinsehait,  welche  vor  1866  schon 
zwischen  Preusseni  Sachsen  und  anderen  norddeutschen  Staaten 
bestanden  hatte,  in  der  Hauptsache  bereits  im  Jahre  18G8  (in  ein- 
zelnen Theilen  1869,  1871)  auf  das  innerhalb  des  Zollvereins 
liegende  Gehiet  ausgedehnt  worden,  wozn  dann  1873  noch  das 
Reichsland  kam.  Der  Reioertrag  dieser  von  den  einzelnen  Staaten 
verwalteten  nnd  erhobenen  Steuer,  einschliesslich  der  Uebergangs- 
abgabe,  floss,  wie  der  der  Bierstener,  in  die  Reichseasse,  die  sttd- 
deatschen  Staaten  zahlten  dafttr  Ersatz  in  höheren  Beitrugen,  nnd 
die  sonst  nicht  zur  Branntweinsteuergemeinscbaft  gehörenden  Theile, 
wie  die  ZuliaubsciiiUsse,  die  Hansestädte  u.  s.  w.,  entsprechende 
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696       6.  B.  Uebersichtcii  der  ficsteoening.   Heichsbesteuenuig^.  §.  209. 

Aversen.  Die  ganze  Einrichtung  nnd  die  mässig^en  Steuersätze  der 
Reichssteuern,  sowie  die  starken  RUckvergütuugeD,  besondere  für 
ausgeführten  Branntwein ,  hielten  den  Reinertrag:  der  Stener  anf 
einem  recht  massigen  und  längere  Zeit  kaum  steigenden  Betrag.  Im 
Jahre  1879  wurde  Branntwein  fllr  gewerbliche  Zwecke,  für  welchen 
in  gewissen  Fällen  bisher  schon  Steuerrückvergütung  erfolgt  war, 
voD  der  Steuer  allgemein  anter  gewiBseu  Bedingungen  befreit 

Trotz  meines  Strebens  nach  Kiir/e  ist  es  mir  in  diesem  Abschnitt  von  der  Branni- 
weinsteoer  nicht  gelangen,  die  ferwiclieite  Materie  nur  knapp  zo  bebandeln,  wenn  die 
Darstellung  genügen  sollte.  Daher  hier  eine  immerhin  eingehendere  Behandlung, 
glaichwohl  keine  erschöpfende. 

Gesetz  vom  8.  Juli  1868  über  Ausdehnuntr  der  Branntweinstener  auf  di»^  >»i^lier 
davon  nicht  getroffenen  Tbeile  des  norddeatscheu,  im  Zollverein  beiiodlichen  Gebiets; 
Tettngsinlssig  (8.  April  1868)  »neb  «nf  SUdbenen.  Dnrchftlirnng  des  gen.  OeseHet 
am  n.  Aufr.  18(i8  und  in  kleinen  Gebietstheilen  etwas  später,  auch  in  Altona  (nach 
Verordnung  vom  29.  Dec.  1871).  in  Ebass- Lotbringen  nach  Gesetz  vom  16.  Mai  187.^ 
(s.  0.  S.  Ü77).  Gesetz,  vom  8.  Juli  1868  über  subsidiarische  Haftung  der  Brennerei- 
nnteroefamer  für  Zuwiderhandlungen  ihrer  Leute  gegen  die  Branntiircinsteuer<re<t>tze. 
Gesetz  vom  19.  Juli  1879  über  Stenerfreibeit  dos  Branntweins  für  gewerbliche  Z.w  rkc 
Begelang  der  üebei^angsabgaben  nnd  AusfuhrvergUtungen ,  dartiber  die  Bekannt- 
üMehiinfen  des  Bdcbflkanzlers,  zam  Theil  diesdben  wie  für  die  Bterstener  (o.  8.  ^7). 
In  der  letzten  allgemeinen  vom  20.  Dec.  188o  sind  folgende  Sätze  festeestellf  gewesen: 
im  Gebiet  der  norddeutschen  (iemeinschaft  Uebergangsabirabe  für  1  hl.  von  .'»0  "^f^ 
Alcohol  (Tralles)  13  M.  10  Pf..  AusfuhrrergUtung  (nur  für  Branntwein  von  mindesttju» 
35  %  Stlfice)  ftr  1  bl.  8  M.  0.58  Ff.  Besondere  Sätze  und  Besämmungen  für  den 
Verkehr  mit  Luxemburg,  das  nicht  zur  Gemeinschaft  gehörte,  und  für  die  Hohen- 
zollernschcn  Lande«  m  welchen  ein  eigenes  Steuersystem  bestand  (a.  u.).  In  B&iem 
Uebergangsabgabe  fOr  1  U.  ron  50  7o  StSrke  bei  12^/„  Gnd  R.  (VonnaltenipenftiT) 
13  M.  10  Pf.  für  Branntwein,  ebenso  hoch  für  Likf^re  und  uiiere  mit  Zucker  ver- 
setzte eeistige  Getr.'inke  ohne  Rücksicht  auf  die  Stärke.  Ausfuhrver^'utunjr  hcr'v.  ' 
4  M.  80  Pf.  für  diese  beiden  Art.^n.  In  Württemberg  Uebergangsabg^abe  lur  1  hi. 
von  50  "/o  St&rk«  bei  12.44  Grad  Iv.  2  M.  75  Pf.  Id  Baden  für  Branntwein,  bei 
dem  sich  Uebergangsaijsralie  und  Ausfuhrvergütung  nach  dem  Alcoholgehalte  richtet, 
für  1  1.  Alcohol  oder  je  lOO  Literprocent  Uebergangsabgabe  18^,  Pf..  Ausfuhrver» 
gütung  12  Pf..  ft}r  andern  Branntw^n,  liMr  v.  e.  w.  benr.  16  nnd  8  Pf.  Der  Bratto- 
ertrae  der  Steuer  im  Gemeinschaftsgebiete  war  1872  45.095.000  M..  1880/81  57.272.000, 
1886/87  57.l80.ri00  M.  Die  Ceberganpsabgabe  (incL  ganz  kleine  Ansfiihrungsabgabe 
von  Branntwein  aus  Luxemburg  von  1876  an)  46.000  --  123.0tKJ  -  102.000  M.  Der 
ZoU  TOD  anal&ndiacbem  Bianniwein  1.214.000  —  1.782.000  —  ;;.<;09.orM)  >r.  —  Der 
gesammte  Bruttoertrair  hiernach  46.355.000  —  59.177.000  —  r.O.OOO.OOO  .\r..  die  Ruck- 
vergutunicen  4.373.000  —  12,078.000  —  14.895.000  M..  der  Nettoertrag  daher 
41.962.000  —  47.099.000  —  46.005.000  U.,  auf  den  Kopf  1.85  —  1.32  —  1.28  M. 
In  den  Zwischenjahren  war  er  mehrfach  etwas  h(ther  (1875  1.56  M.,  1884/85 
1.46  M.  anf  den  Kopf),  aber  im  Ganzen  nicht  in  tiscalisch  gtlostigcr  EntwicUuog. 

Die  Ein  rieb  tu  Dg  der  ßranntweinstener  nach  dem  Gesete 
von  1868,  auf  Grand  der  blBherigeo,  bezw.  alten  prenssiscben  Be- 
stimninngen,  war  in  den  Hanptpnncten  folgende.  Die  Steuer  war 
zwar  insofern  eine  Fabrikat  stener,  als  der  Normalstenersata  fBr 
den  Branntwein  selbst  im  Gesetz  naob  dessen  Menge  nnd  AlcoboU 
stärke  festgestellt  war,  nemlich  fttr  das  preussisebe  Qnart  (1,145  I.) 
Branntwein  zu  50  Alcohol  nach  dem  Alcoholometer  ron  Trailer 
auf  1^16  Aber  die  Veranlagung,  Erhebung  und  Be- 
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reehnung  der  Steuer  erfolgte  oach  der  yerarbeiteteo  Rohstoff- 
menge,  neinlieh  in  swe!  Formen,  der  Maischbottiebetener 
bei  der  Bmitnng  des  Branntweine  aue  Getreide  and  anderen 
mehligen  Stoffen  nach  dem  Rauminhalt  der  znr  Einmaisehnng 
oder  Gäbmng  der  Maische  benntxten  Gefftsse,  nnd  der  Branntwein- 
Materialsteaer,  bei  der  Bereitsng  des  Branntweins  aus  nicht 
mehligen  Stoffen,  uacli  der  Menge  der  (in/ii  verwendeten 
Materialien.  In  beiden  Fällen  wurde  die  Rohstolinicii^^e  nach  dem 
Volumen  der  Gefäsee  bemessen  und  dann  mit  einem  festen  8teuer- 
üatz  daiür  belegt,  bei  der  ersten  F'orm  mit  3  Sgr.  t'tir  jede  20  preuss. 
Quart  (22.9  1.)  des  KauminbaUs  der  Maischbottiche  und  für  jede 
Einmaischong,  bei  der  zweiten  Form  fllr  jeden  Eimer  zu  60  preoss. 
Quart  (68.7  1.)  eingestampfter  Weintreber,  Kernobst ,  Trcbcr  von 
Kernobst  nnd  Beeren frticbten  mit  4  Sgr.»  llUr  jeden  Eimer  Trauben- 
oder  Obstwein,  Weinhefen  nnd  Steinobst  mit  8  Sgr.,  fllr  andere 
sieht  mehlige  Stoffe  nach  Verhttltniss  der  Ansbente  nnd  naeh  dem 
genannten  Normalstenersatze  gemüss  Bestimmungen  der  obersten 
i  FinanzbehOrde  des  betreffenden  Staats.  Hier  lag  also  doeh  eigen^ 
Heb  die  Idee  zn  Gmnde,  dass  die  beiden  RohstofiSstenersiitze  den 
Normalsteuersatz  für  fertigen  Branntwein  von  50  %  Alcoholstftrke 
ergeben.  Indessen  zeigt  schon  die  Festsetzung  der  Aust'uhrver- 
?titung  mit  nur  11  Pfennig  ("/^^  Sgr.)  fUr  das  Quart  statt  dos 
Normalsteuersatzes  von  1^^!^^  Pf.  n^/^;  Sgr.),  dass  man  auch  in 
Durchschnitt  keine  so  hohe  Helastimg  des  Branntweins  durch  die 
beiden  Hohstofi'steuern  auuahoi.  Sie  war  in  Wirklichkeit  oft  noch 
niedriger,  so  dass  die  AusfuhrvergUtung  eine  Prämie  enthielt. 
Kleine  ländliche  Brennereieo  hatten  übrigens  aoeh  nur 
Satzes  der  Maisehranmstener  zn  eotriebten. 

Die  Bestenemng  des  Branntweins  in  diesen  beiden  Formen 
hat,  wie  sehen  vordem  in  Frenssen,  in  besonderem  Maasse  die 
Voretlge  nnd  Mängel  einer  Rohstoff^tener  gezeigt,  ilbnlieb  wie  die 

Kübenzuckcrsteuer  nach  der  Kübenmenge.  Sie  trieb  zum  ökono- 
misch-technischen Fortschritt  stark  an,  um  aus  der  steuerpflichtigen 
Menge  des  Kohstotls  mrifrlichst  viel  Branntwein  zn  {gewinnen,  führte 
dabei  aber  allerdings  <»iters  zu  einem  productioustechnisch  nicht 
richtigen  Betriebe  (so  zum  Dirkmaischen )  und  ^^ab  der  ganzen 
Production  eine  einseitige  Hichtung.  Sie  beschrankte  die  Controlen 
auf  gewisse  Stadien  des  Betriebs,  bedingte  nicht  so  genaue  Con- 
trolen der  Menge  nnd  Stärke  desAlcohols  wie  die  Fabrikatsteuer, 
aber  engte  doeh  die  freie  Bewegung  innerhalb  des  Betriebs  erbeb- 
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ücb  ein.  Bei  der  vorwiegend  ein  landwirthscbaftlicbes  Xcben- 
gewerbe  in  Dentscbland,  besonders  im  Nordosten,  darstellenden 
Brennerei  (Kartoffeln)  war  der  Betrieb  stark  zersplittert,  aueb  bei 
der  der  Maiscbranmsteaer  unterstehenden  Brennerei  mehliger  Stoffe, 
ToUends  bei  der  Materialstener.  Im  ersten  Fall  spielte  wegen  der 
Gewinnung  von  Viehfiitter  in  der  Schlempe  ein  wichtigen  land- 
wirthschaftliches  Interesse  bei  der  Brennerei  mit  Die  Rohstoff* 
Steuer  belastete  dann  die  einzelnen  Brennereien  nach  ihren  tech- 
niBcben  Einrichtnngen,  ibrer  Grösse  und  LeistnngsfUbigkeit,  ibrem 
Material,  das  sie  verarbeiteten,  wieder  ungleich,  begünstigte  den 
Grossbetrieb,  bedrückte  den  kleinereu  Betrieb  stärker,  führte  mit 
deshalb  zu  einer  theihveisen  VeidriingUDg  des  letzteren  und  bedingte 
mit  aus  diesen  Gründen,  damit  sulrhe  Wirkun!^en,  auch  gegen  das 
wegen  der  Viebfnttergewinnung  stark  mitspielende  lauilwirthschaft- 
licbe  Interesse  nicht  nocb  stärker  würden,  massige  Steuersätze  und 
grosse  AasfuhrvergütoDgen.  Eine  wesentliebe  Ertragssteigerung  dieser 
Steuer  war  bei  stabilen  Steuersätzen,  die  freilich  in  Widerspruch 
mit  der  steigenden  Ausbeute  standen,  nicht  zu  erzielen  und  der 
fieinertrag  musste  ein  relativ  kleiner  bleiben,  trotz  grosser  Prodnctiou 
und  Gonsumtlon,  yerglichen  zumal  mit  dem  Ertrag  der  Branntwein- 
steuern des  Auslands  (Grossbritanniens,  Rnsslands,  Frankreichs). 

liähero  Würdigung  der  Kobstolisteuer  als  Braootwoinsteaer-Methodc  gehört  vieder 
flieht  hietlier.  Müdem  in  die  bystemaiiscbe  qpeeielle  Steoerlebre.   8.  ans  der  rddiea 

Litteratiir  besonders  die  Schriften  von  J,  Wolf,  Branntweinsteuer,  1884.  beb.  S.  53  ß.. 
d  ers,  im  11.  W.  B.  d.  St.  Art.  Branntweinsteuer,  1.  A..  B.  2,  S.  714,  724,  ders.  im 
FiD.aTch.  B.  4,  5,  7.,  ferner  Elster,  SuppLb.  1  dtjs  H.  W.  B.  d.  St.  S.  257.  Zeller 
im  Schönberg'öchea  Handbuch  4,  A.,  B.  8,  Abth.  1,  S.  540.  545,  553  IT.  ü.  r.  Mayr. 
Art.  Branntweinstencr  im  Wörterb.  d.  Verwalt.  I,  S.  231 ,  und  Suppltuncnihuu  I- , 
V.  Heciiel,  Art.  Brausteuer  in  der  2.  Aull,  des  H.W.  B.  d.  St.  B.  2«  S.  1056,  lut>4, 
aUw  ftiteb  mit  Pta  die  Bpfttere  Reichsgesetzfebaofr.  r.  Anfsess,  Annalen  1893,8.807, 
Keilwagea,  Besteuerunfi^  des  Branntweins  fl^^^'S),  Laves.  Aufsatz  im  Jahrbuch  far 
Gesetzgebung  und  Verwaltung  1887,  Conrad,  im  Jahrb.  i.  Nat.nk.  18«7,  N.  F.  B.  lö 
(Gesetz  von  hS^7),  Paasch c  eb.  1896,  3.  Folge,  B.  11,  tlber  die  neueste  Gesetz- 
gebung. Die  Gesetze  von  1868«.  in  den  Annalen  J.gg.  1868,  1886,  1887,  1890. 
1895,  1896.  die  vor,  lJ<s7  H:  im  Fin.arch.  B  8.  12.  14,  zum  Tbeil  mit  den  Mateiialien. 
£rtragsstati&tik  ren^chiedener  Länder  Flu.arcb.  B.  10,  S.  757,  B.  15,  S.  668.  Deutsciie 
Statistik  in  den  Vierteljabnheftea  und  im  Jahrboeb.  Karze  Uebeislcht  der  ganzoi 
Steuerfragc  in  uieinLiti  rinan/^rrniKlriss,  1.  Aufl.,  S.  OS'  103.  Zur  Ergänzung  des 
Textes,  besonders  zur  Ubaractensiruug  des  Systems  nach  der  steucrtechniscbcQ 
Seite,  sei  von  Einzelheiten  ans  dem  Gesetz  von  1868  noch  Folgendes  lliu^ugeflIgt. 
<S.  n.  A.  Keil  wagen 's  Commentar). 

Landwirthschaftliche  Brennereien  mit  dem  niedrigeren  Steuersatz  sind  (§.  3  de? 
Gesetzes  von  1868)  solche,  die  nur  vom  1.  No?.  bis  16.  Mai  ind.  im  Betriebe  tdud, 
im  roAeigehenden  Sommer  ganz  fenibt  baben,  nur  selbstgewonnoie  &n«giiiaB6  ?ei^ 
wenden  nnd  an  einem  Tage  nicht  über  900  prtiiss.  Quart  Botli*  hraam  bcmaiscbcQ. 
Es  soll  durch  diesen  niedrigeren  Steuersatz  die  I^runncrei  und  dabei  die  Futter- 
urcwinnung  kleinerer  Landwirthschaftsbetriebe  be>:iiiiätigt  werden.  Die  Erhebung  unl 
Controle  der  Steuer  beruht  auf  Vorschriften  uli  r  Anmeldung  des  Brennerei- 
betrieb«  (Einricbtung  einer  Brennerei,  Anschaffang  eines  Destülitappanttt) ,  An* 


Digitized  by  Google 


BnoBtvAiiiBtoQeigesets  m  1868. 


699 


meldnug  und  Beschreibung  der  Käume  (Lieferaog  eines  Grundrisse),  der  Maisch-  • 
tmd  Brenngefääse  and  Gerätbe  aller  Art,  Angabe  des  Ranminhalts  der  Qefä^e,  Be- 
ttidmnng  der  Geräthe,  Abmeldang  der  Destillirgeräthe  u.  s.  w.,  woruljör  Alles  daoa 
eine  amtliche  Controle,  mit  amtlichem  Verschlass  der  Maisch-  und  Destillirgeräthe, 
»tattfiodet  Vor  Beginn  der  Inbetriebsetzung  muss  nach  genaueren  gesetzlichen  Vor- 
schrifteii  ond  nach  amtnehen  Pormidar  ein  BetriebspUn  der  Behörde  eingereicht 
und  von  dieser  geprüft  und  poneliiniirt  vrcrdcn.  Die  Maischbereitniifr  ist  bei  der 
Maischsteuer  nach  Haum  und  Zeit  genau  gesetzlich  geregelt  26 — 31  des  Ge- 
settes  von  1868).  So  darf  z.  B.  für  jeden  zur  Einmtülschuug  bestimmten  Tag  nicht 
unter  600  preuss.  Quart  Maiacbraum  atii^emeldet,  kein  Bottich  von  veniger  als  900 
Quart  Inhalt  benutzt  werden.  Die  Verschlüsse  der  unter  amtlichem  Versrhluss  ge» 
setzten  Maisch-  und  Destiilirger&the,  die  in  Betrieb  genommen  werden  sollen,  hat  ein 
Straerbeamter  »bznn^men.  Besondere  Bestimmongen  gelten  ftar  den  gleiehseitigeQ 
Betrieb  der  Brennerei  und  der  stetierpflicbtifren  Brauerei  (g.  32'.  Bei  der  zweiten 
Art  der  Steuer,  der  Materialstcu er  für  Branntwein  aus  nicht  mehligen  Stollen 
33  ff.),  muss  ein  Vcr/eichniss  der  3Iateri&lrorr&tho  und  der  Art  ihrer  Aufbewahmng; 
iDfemeldet  werden,  worüber  dann  wieder  eine  Controle  stattündet  (§.  85  ff.).  Der 
SteoerpfUclifi^e  ist  der  Inlinlu-r  des  Brennereihctriebs,  der  die  Steuer,  wenn  nicht  die 
zulässige  Stundung  guwiihrt  ist,  regelmässig  am  letzten  Monatstage  des  Betriebs 
ennlehteD,  bei  nor  einmaliger  YersKnmnias  des  Zahlterraini  fernerhin  sie  gleich  bei 
der  Anmeldung:  voraus  bezahlen  muss  (§.  13).  "Erlass  erfolgt  nur  bei  unvermeidlicher 
Unterbrechung  des  Betriebs  und  wenn  die  Maische  eines  versteuerten  unangebrochenen 
Bottichs  gänzlich  unbrauchbar  geworden  ist  (§.  14).  Fixation  dieser  Steuer  ist 
itatthaft  bei  Brcnnereibctrieb ,  der  wenigstens  7  Tage  ununterbrochen  fortgehen  solL 
Die  Höhe  der  Fixation  richtet  sich  daliei  nach  der  Materialgattung  and  der  Menge 
des  Materials,  die  während  der  erklärten  Brennzeit  ohne  Unterbrechung  mit  den  zum 
Gebranch  bestimmten  Destlllirgerithen  nach  deren  BetriebsfShlfrkett  in  Bmnntwein 
umgewandelt  werden  kann,  wo  dann  die  Controlen  entsprechend  beschrankt  werden 
oder  wegfallen  (,§.  41).  Den  Stcuerbeamten  stehen  die  erforderlichen  Kevisionsbefug- 
nisse^  Besuch  der  Qewerberäume,  Controle  der  Geräthe,  der  Innehaltung  des  BetrielM- 
plans.  eventuell  unter  den  gesetzlichen  Formen  Haussuchunj,^en  zu,  den  Steuerpflichtigen 
und  ihrem  Personal  liegen  Hilf^pflichtcn  dabei  ob.  Geschenke  an  Steuerbeamte  ist 
nicht  nur  diesen  zu  nelunen  unbedingt  verboten,  sondern  auch  Geschenke  zu  geben  oder 
Mlbst  nor  anxotragen  ist  den  Steuerpflichtigen  verboten  and  bei  ihnen  strafRUlig. 
Das  Strafsystem  ist  auch  bei  dieser  Roh>tofrsteuer  entsprechend  ^  r  rheblichcn 
Gefahr  von  Defraudationen  trotz  aller  Controlen  bereits  umfassend,  schart  und  eigeu- 
tbümlich  den  verscbicdeneu  Möglichkeiten  des  Unterschleifs  angepasst  (§.  50  ff.). 
Defraudation  liegt  demnach  vor,  wenn  gewerbliche  Handlangen,  von  deren  Ana- 
Obung  di'^  yntrichtang  der  Steuer  abliänffig  ist,  entweder  in  einem  amtlich  vollzogenen 
Betriebspläne  gar  nicht  angegeben  sind  oder  von  den  hierin  angegebenen  dergestalt 
sbveichen,  dass  daraus  eine  StevenreffcUrzong  folfpt  Die  allgemeinen  Strafen  sind 
dann  erstmals  da»  Vierfache  der  vorenthaltenen  Steuer,  im  ersten  Rtickfall  nach  er- 
folgter Bestrafung  das  Achtfache,  woneben  der  Schuldige,  wenn  er  Brenner  ist,  das 
Recht  zu  brennen  für  3  Monate  verliert,  im  ferneren,  bezw.  dritten  BttekfeU  nach 
I  rfolgter  zweimaliger  Bestrafung  das  SechsehnCacb«  ond  zugleich  definitirer  Verlust 
des  Breniirechts  für  den  schaldigen  Brenner.  (Besondere  Bestimmungen  über  die 
Falle,  wo  die  von  der  Steuerbehörde  ausser  Gebrauch  geseuten  Maisch-  oder  Destillir- 
geriihe  nnbefhgter  Weise  benutzt  weiden«  in  §.  54, 55.)  B  eson  dere  Straf  bestimmongen 
über  Geldstrafen  in  bestimmten  Beträgen,  Öonfiscation  von  Gefässen,  Ordnuni^sfitrafen 
treten  noch  hinzu  in  einer  Reihe  specieller  Steuerdelicte.  woraus  sich  zugleich  die 
einzelnen  Verpliichtungen  des  Brenners  und  die  Controlen  der  Verwaltung  mit  ergeben: 
so  bei  heimlicher  oder  anmeldongswidriger  Zubereitung  und  Aufbewahrung  der  Maische, 
h^i  Unterlassunp:  oder  unrichtiger  Anmeldunfr  8tcTierpflichtig:er  Stoffe,  bei  unterlas^-'-n-T 
oder  unrichtiger  Angabe  der  Geräthe.  bei  unterlassener  Anzeige  d^  üebergangs  von 
Geitthen  in  andere  Hand,  bei  unterlassener  tierithebezeichnong,  bei  Abweichungen 
von  der  Maisch-  und  Brennzeit,  bei  ordnungswidrigem  Verfahren  mit  den  Betriebs- 
plänen und  Materialverzcichnissen.  bei  Verletzung  des  Verschlusses  oder  der  Bezeich- 
nung  der  Geräüio,  bei  soustigen  Gesetzesübertretungen  (§.  57—65).  Der  Brenner 
selbst  haftet  dabei  auch  noch  mit  sanem  Vermögen  filr  die  Geldstrafen  seiner  Ver- 
vslter,  Geverbegehilfea,  Hausgenossen  bei  deren  UnrennOfen  zur  Zahlung,  oder  Venn 
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er  bei  ihrer  Auswahl,  Aastelluag  uud  Beaafsichtignoip  nicht  sorgliiltig  rerfahreu  ist 
(§.  67).  BestechDDg  der  Beamten,  Widersetzlichkeit  gegen  sie,  Verwandlong  der  G«ld- 
in  Freiheitsstrafen.  VcrfahrtMi  hiM  der  Verfolgung  v m  Zuwiderhandlungen,  VcrjShrang 
werden  nach  dem  ZoUstrafgesetz.  bazw.  nach  den  ailgemeinen  gesetzlichen  Bestimmongen 
behaadelt  (§.  68).  Es  ist  immer  aUgemeiB  wichtig  m  beechien ,  wie  bei  solehen  in- 
directen  Vcrbrauchfltteaero,  die  sich  an  den  Prodactionsbetrieb  anechUeeseB,  Gontrolea 
und  Strafandrohungren  weit  gehen  m')<-^<>n.  aach  bei  Rohstoffsteacm  wie  dieser  Uteieo 
Brauotweinsteuer  :  das  MissUche  und  doch  UnrermeidÜche  bei  solchen  Steuern. 

Das  Oeeete  Ten  1879  aber  die  Steuerfreiheit  dea  BraniitwefDa  an  ge werb- 
lichen Zwecken  crmächtigto  den  Bundesrath  unter  den  7on  ihm  Torzuschreibenden 
Bedingungen  und  Controlen.  für  aolchen  Brauutwein  (einschliesslich  des  zur  Essig- 
bereitung dienenden)  Veigatnng  im  Betrage  der  Anafahrrergütung  zu  gew&hien. 
Der  Branntwein  muss  la  oSeaemBehufe  vorher  denatnrirt.  d.  h.  zum  meaacUidieB 
Genüsse  unbrauchbar  gemacht  werden.  S.  das  Nähere  darüber,  die  Controlen  u.  vr. 
in  dem  Itegulatir  zu  dem  Gesetze  (n.  A.  bei  Keilwagen  S.  263  61  mit  den  An- 
lagen, PormolaKD).  Die  HeraQSSahlonfren  auf  Vergütung  flkr  aolcben  Branntw^n 
atie^en  rasch.  1875  nur  57.000  M.,  1879  ^0  187.000,  waren  sie  ]--0'81  ackon 
1.156.000,  18ö4/'85  2.070.000  M.  neben  12.240.000  M.  AusfuhrvergUtungen. 

Der  Zoll  auf  soalindiBchen  Branntwein  war  in  der  Periode  der  Giltigkeit  de» 
Gesetzes  von  1868  die  längste  Zeit  hindorcb  noch  der  oben  S.  658  schon  angefreben  i 
mässige  and  einheitliche  für  alle  Sorten  ton  R6  M.  für  100  kg.,  der  dann  1S70  auf 
48,  1885  auf  80  M.  erhöht  worden  ist,  was  eine  erhebliche  Ertragssteigerung  mit 
aieh  fthrte  (o.  8.  696).  Eine  weitere  Erhöhung  dea  Zella  aiand  mit  der  Reform  der 
BianntTToinsreuer  im  Jahre  18S7  in  Verbindung  (s.  u.). 

Abweichend  von  der  norddeutschen  Branntweinsteuer  war  diese  Steuer  in 
Hohenzollern  eingerichtet.  Hier  hatte  TOidem  die  Ufere  Landeagcsetzgebung  au» 
der  Zeit  der  Selbalindigkeit  noch  gegolten  (s.  §.  14  des  folg.  Gesetzes^  Durch  novd» 
deutsches  Bundesiresetz  rnm  4.  Mai  1868  trat  von  IS'.O  an  eine  Abpabe  von  der 
Branntweinbereitung  ein,  im  Betraire  von  2Vi  vom  Eimer  bereiteten  Branntweins 
bei  einer  Stärke  desselben  Ua  zn  65  */«  Trallea,  ron  5  11.  bei  höherer  Stirke  (sogen, 
pftnacbalirte  Fabrikatateoer). 

Der  UDgentigeudc  lütiui;  der  bisberigen  B ra im t weinsteuer,  das 
Unbefriedigende  der  Verschiedenheit  der  Gesetzgebung  im  Haupt- 
theil  des  Reichs,  in  dem  Gebiet  der  Branntweinsteuergemeinschaft 
und  in  den  drei  süddeutschen  Staaten  und  in  Hohenzollern,  die 
steuerpolitiscbe  und  steuertechnische  Mangelhaftigkeit  der  Rohstoti- 
steuer  des  Reichs,  weiter  aber  aach  agrarpolitiscbe,  handelspolitisdie, 
consumpolitische  und  sanitäre  Rücksichten  und  Wftosche  lieseen 
den  bisherigen  Zustand  der  Branntweinsteuer  immer  mehr  als  nn- 
genflgend  und  eine  umfassendere  Reform  als  nothwendig  encfaeinen» 
Die  Bismarek'sebe  Tendens,  dem  Beiebe  grossere  Einnahmen  und 
dadurch  mittdbar  den  Einsselstaaten  grossere  Ueberweisiingen  an 
verscbaffeDy  damit  ans  diesen  die  direeten  Staats-  nnd  anch  weiter 
mittelbar  die  Oommnnallasten  erleichtert  werden  konnten,  spielt 
ausserdem  immer  mit.  Eine  Reform  bot  aber  ausserordentliche 
Schwiciigkeiieii  bei  der  Schwierigkeit  iiiui  \  eiwickeltheit  des  ganzen 
Brauntweinsteuerproblems  überhaupt  und  bei  der  politischen,  wirth- 
schaftlichen  nnd  finanziellen  Lage  der  Dinge  im  Deutschen  Reich 
insbesondere.  >ie  lagen  in  der  Kreuzung  fi8calis(  her  mit  agrarischen, 
indastriellen,  mercantilen^  Schaukwirthschaits-  und  Consamenten- 
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interessen  und  dieser  letzteren  Interessen  wieder  untereinander,  in 
der  in  DeatscbiAnd  vielfach  bestehenden  Abneigung  gegen  hohe 
Verbranchsstenern,  in  dem  Confliet  aaeh  gut  begründeter  consum« 
politischer  und  sanitärer  mit  loteressen  der  Producenten,  Wirthe» 
Conanmenten  mid  mit  Ooosnmsitten,  aneh  in  den  Verflcbiedenbeiten 
der  ConanrntionsyerlittltnisBe  der  yerBchiedenen  Theile  des  Reichs 
und  in  den  Verhftltniflsen  des  Branntweinconsnms  einer-,  des  Bier- 
und  Weinconsnms  anderseits,  sowie  in  den  fieziehnogen  der  Brannt- 
weinsteuer znr  Steuer  auf  Bier  nnd  Wein  (oder  bei  Wein  snr  im 
^ög8ten  Tbcil  des  Reichs  bestehenden  Freiheit  von  innerer  Wein- 
steuer),  auch  was  die  relative  Höbe  der  Steuern  auf  diese  Getränke 
aulangt. 

Es  kann  bei  dieser  Sachlage  und  bei  der  wohl  oder  Übel  weit- 
verbreiteten Abneiß^iin^^  iregen  Monopole  bei  uns  niclit  anlT;illen, 
dass  ein  im  Keiciistag  eingebrachter  Plan  der  verbündeten  Ke- 
gierongen,  zum  Monopol  überzugehen,  nicht  Annahme  und  so 
gat  wie  gar  keine  Unterstützung  im  Reichstage  fand  (1886).  Geplant 
war  die  Form  des  sogen.  Voll- Handelsmonopols  fUr  das  ganze 
Reichsgebiet,  anter  Verbleiben  der  Brennerei,  also  der  Production 
des  rohen  Branntweins  selbst  für  die  private  Wirtbscbaft  (wie 
des  inneren  Tabakbaus,  aber  regelmässig  nicht  der  Fabrilsation 
bei  der  llblicben  Tabakmonopoirorm).  Die  Ablehnung  erfolgte  fast 
einstimmig,  trotzdem,  wie  Hayr  wohl  mit  Recht  sagt,  derGeaets- 
entwarf  „die  finanziell  nnd  Yolkswirthschaftlich  bei  Durchführung 
einer  hoben  Branntweinsteuer  gebotenen  Kücksicbtnabmeu  iu  der 
zweckmässigstcn  Weise  ermö^licbt  hätte." 

(ü.  f.  Mayr  im  Wörtcrb.  d.  Vcrwalt.  1.  S.  23G,  deri:.  auch  im  Art.  Monopol 
«b.  n«  142.)  Ich  gebe  Mch  hier  jetzt  aaf  Darlegung,  Litteratur  und  Kritik  des 
dr'iit'-rlien  Monopolplans  von  ]^^C>  niclif  naher  ein.  Die  Htfrstellnng-  roheu  Branot- 
wtim  sollte  nach  ^,  1  der  privaten  Gcwcibäibätigkcil  überlassen  bleiben,  aber  der 
im  Gesetz  besdiiiiBten  OvdnuDg  untereteben.  Der  Bezug  slramtlicben  iolliidlBchen 
rohen  Branntw^eins  von  den  Herstollern  und  von  Branntweinen  aller  Art  aus  dem 
Auslande,  die  Keiriitrun^  des  Branntweins  und  dessen  weitere  Verarheitnnp  zu 
aicöbolischen  üetraukeii,  sowie  der  weitere  Verkauf  dos  Branutwcinb  aller  Art 
sollten  mit  dea  Im  tiesetz  femachten  Aosaabmen  scbliesälich  dem  Keich  /.nsteben 
Und  filr  dessen  Rt'clinunjr  betrieben  werden.  Der  allerdings  niohrfach  ange- 
fochtene Ertragsanüchlag  kam  auf  eine  Bruttoeinnahme  von  60b.692.OOO  M., 
dae  laufende  Aasgabe  von  865.948.000  Ufark,  einea  Heinertrag  yoa  802.744.000  M.. 
wobei  die  Jahreslast  der  einni:ili»?ea  Ausgaben  von  720.5  Mill.  Mark,  aUo  bei 
einer  Anleihe  daftir  mit  Zins  und  '1  iltjnngsrate,  mit  4^/^  "  o  dieser  Summe,  daher  mit 
c.  82.4  Mill.  Mark  schon  bei  deu  kufcnden  Ausgaben  eingesetzt  und  vom  Rohertrag 
tl^rezogen  ist.  Uater  den  Bobeinnahmen  war  der  Hauptposten  504.02.5.000  M.  vom 
pewöbnlicbcii  Branntwein,  dessen  Verkaufspreis  fiir  d.is  Lite;  reinen  Alcohols /n  2'/..  i 
für  das  Liter  Trinkbranntweins  zu  83  Pfennig  angesetzt  war,  während  der  inländische 
Bobbianatvela  tn  85  Pf.  für  das  Liter  reinen  Alcobols  ervorben  «rorden  «Sre. 
QualitÄtsbranutweiu  aus  Getreide  sollte  zu  8  M.  60  Pf.  das  Liter  reinen  Alcobols, 
za  1  Ji.  20  Pf.  das  Liier  Trinkbianutweins  verkaaft  werden.   Ais  Entschftdignng 
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uud  Uatersttltzuogco  iu  Folge  der  Eiofahruug  des  Monopols  warcD  540  Mill.  Mark 
io  Aussiebt  genomuieii,  davon  430  Mill.  als  PeniODaloiitächädigang  UDd  daron  vieder 
3.10  Mill.  für  Klfinhaiiiiel  und  Ausschank.  Oe<?enuber  dem  bihhcrigen  Ertrag  der 
Branntweinsteuer  im  (iebiet  der  UeichäSteuer  ron  c.  60  MilL,  anschii^veibä  bei  der 
AnsdeliDong  auf  das  ganze  Bdicb^btet  incL  SuddeatachJand  fielletcbt  in  mvL  60  MUL. 
wäre  L'ino  VerfUnffachung  des  Reinertrags  erzielt  worden.  Dio  Fraire  taucht  dabri. 
wie  iihiilii:h  bei  einer  sehr  ergiebigen  Tabalisteuer ,  docb  immer  aacli  aut,  ob  man 
durch  ciiiü  eiuzclne  derartige  i>teuer,  welche  nach  den  Consumverhältnissen  nur 
gtfwiasa  Personen  und  Kreise  trifft,  eine  so  grosse  Last  diesen  allein  zur  Be- 
streitung des  Staatsbedarfiä  aufles^en  darf?  S.  Uber  Project  (Febr.  I8861  und  Ter- 
baodluogen  im  ßeichAtage  die  Keichstagbpapierc  von  1866.  Der  Uesetzeutwurf  mit 
Motiren  aaeh  Id  den  Annalen  1886.  S.  421  ff. 

£ia  gleich  nach  dem  Scheitern  des  Monopols  eingebrachter 
neuer  Geset/cntwarf  (Mai  1886)  enthielt  den  PlaD,  unter  Beibehaltang 
der  etwas  (um  10  Vo)  ermUssigeoden  Maiscbranm-  und  Material- 
steaer  rornemlicii  in  der  Form  einer  sogen.  Verb  rauch  »ab  gäbe 
den  Branntwein  zu  besteuern.  Diese  Abgabe  hatte  namentlich  der 
Kleinverkftnfer,  welcher  Branntwein  unmittelbar  an  den  Verbraueher 
yerkautl,  also  im  Wesentlichen  der  Schankwirth  zu  entricbten 
(daher  sogen.  Verbrauehsabgabe  in  Form  der  ,,SchanksteQer 
Aach  dieser  Entwurf  ist  aber  alsbald  im  Beichstage  abgelehnt 
worden. 

Die  Verbraucbsaltgabc  sollte  iu  steigenden  bätzen  im  1.  Jahre  (1.  Ücl  lbS6;b7) 
40,  im  2.  Jahre  (1887/88)  80,  fom  8.  Jahre  an  120  Pf.  fta  das  Liter  leinea  AI- 

cohols  betragen,  (iruudla^c  der  Steuer  war  Anzeigepflicht  uud  Bui  lifuhrung^szw&ng. 
Die  mehlige  StoHe  und  Melasse  verarbeitenden  ßrenuereien  sollten  auf  iliren  Betriebs- 
umfang  vor  1.  April  1886  buscbxänlit  werden.  Die  Zölle  für  fremden  Brauutweiu 
waren  zu  erhöhen  in  3  Jahren  auf  120  —  160  —  200  M.  for  100  ky.  Es  war 
innerhalb  der  Vcrbrauchssieuergcmeinschafi  im  1.  Jahre  auf  e:nen  Keinertrap  aus  der 
gesammteil  i>teuer  von  122.9«  im  zweiten  von  188.9,  im  dntteu  von  234.9  Mill.  Mark 
gerechnet,  bei  einer  Boheinnahme  im  dritten  Jahre  n.  s.  w.  ?on  210  MUL  am  der 
Verbrauehsabgabe,  54  Mill.  aus  der  Maischraumsteucr,  7-3  ^i^^-  aus  der  MatenaLtteuer. 
S.  Vorlage  und  Berichte,  Verhandlungen  in  den  Kcichstagspapieren  1^S6,  auch  erstcre 
mit  Begründung  und  < 'uuimissionsbericht  (auch  eigener  üeset/entwurl  einiger  Mitglieder 
der  betrefleuden  <  utnmissionen)  in  den  Aniialeu  1887,  b.  80  ff.  S.  die  obige  Litterattur, 
kurz  V.  Mayr,  Wörterb.  d.  Verwalt.  1,  236,  Zeller  ft.  a.  0.  8.  554,  r.  Ueckel 
H.  W.  B.  d.  St.  2.  A.,  U,  S.  1067. 

ßrst  bei  einem  dritten  Anlaufe  gelang  es  endlich,  die  Brannt- 
weinstenerreform  nach  einem  abermals  veränderten  Plan  durch- 
zuführen, die  Steuer  auf  die  bisher  abgesondert  stehenden  atld- 
deutschen  Staaten  auszudehnen  und  so  £inheitlichkeit  im  ganzen 
Reichsgebiete  zu  erreichen.  Dies  geschah  in  der  wichtigen  neuen 
Gesetzgebung  von  1887  (Gesetz  vom  24  Juni  1887),  welche  zwar 
seitdem  verschiedene  Veränderungen  erfahren  hat  (1889, 1891, 1895), 
aber  iui  Gaiizcii  die  Grimiikii^c  bis  jetzt  (1901)  geblieben  ist. 

In  dieser  freilich  sehr  complicirten  Gesetzgebung  siud  die  f  i  s- 
calischen  Intercsseu  allerdings  lauge  nicht  in  dem  M;t;u><se, 
wie  beim  Monopolpian,  uud  auch  iu  erheblich  geringerem  ümiaug 
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als  bei  dem  Öchanksteuei  [irojeet  von  1886,  iinnif  rhiu  aber  doch 
gegen  den  bislieri^en  Ertrag  auf  Gruud  der  früheren  Gesetzgebung 
Dicht  unweseutlich  wahrgeuommen  worden.  Der  Bruttoertrag  ist 
gleich  im  ersten  Jahre  (1.  Oct.  1887/88)  auf  über  das  Doppelte 
de«  bisherigen,  allerdings  bei  Einbeziehung  SUddentschlands,  nnd 
dann  welter  ani'  etwa  das  Dreifache  gestiegen,  freilich  alsbald 
stabil  geworden,  hat  also  aiieh  jettt  wieder  keine  reehte  Ent- 
wieklnngsfähigkeit  gezeigt  Er  rttbrt  tu  etwa  Vs  ni^d  mehr  ans 
der  neuen  Verbrancbsabgabe  her. 

BeiDertnur  fAr  die  Keicltsaune  tm  lenteii  Jahre  der  alten  Steuer  1.  April 

1886/87  46.00  fMa.v.  lS8:)/'^4  r,3.0S')  Mill.  Mark,  im  1.  Jahre  der  ir-u.-u  Stcutu- 
(1.  Oct.  1887/88)  118.t3i.  It^ö8/.su  143.12,  Max.  1890^91  158.97,  10^7,96  149.94, 
189&  9*J  zuerst  höher  162.88  Miil.  Mark,  davon  aus  der  Verbrauchsabgahe  mit  Zuschlag 
1:50.59  Mill.  Auf  deu  Kopf  kam  1886  87  1.23  Mark  netto  (Max.  in  frühere«  Jahren 
1..56  in  18751.  jetzt  1887/88  2.52,  1888/89  2.96,  1S89/90  3.12  ^&Ux.),  1894/95  2.74 
(Min.),  1898/99  2.95  M. 

Auch  die  Volks  -  und  speciell  die  landwirthschaftlichen 
Interessen  der  Brennerei  sind  in  Form  eines  niedrigeren  Steuer- 
satzes fttr  ein  bestimmtes  ,,Contingent"  der  Prodnetion  berücksichtigt 
worden,  —  nieht  flbermässig,  aach  in  der  Hauptsache  nicht 
mittelst  eines  Geschenks  (,yLlebesgabe'')  für  die  Brenner,  sondern 
nur  in  einem  Maasse,  dass  die  mit  dnreh  die  neue  Gesetzgebung 
ersehwerte  Lage  der  Brennerei,  znmal  in  Norddentscbland,  wenig- 
stens eine  erträgliebe  wnrde  und  die  Brennerei  als  wichtiges  land- 
wirthscbaftliches  Nebengewerbe  sich  in  ohnehin  für  sie  ungünstigen 
Conjunctureu  ballen  konnte.  Die  bezüglichen  weit  verbreiteten 
Anklngen  gegen  die  Gesetzgebung  von  1887,  welche  auf  die  Be- 
hauptung einer  Schädigung  des  üscalischeu  wie  des  Consumenten- 
interesses  zu  Gunsten  der  die  Liebesgabe"  empfangenden,  nament- 
lich norddeutschen  (Kartott'cl-)BrcnDer  hinauslaufen  und  bis  in  die 
Gegenwart  reichen,  sind  nicht  nur  übertrieben  und  tendenziös,  son- 
dern kaum  irgendwie  begründet.  Es  galt  eben,  durch  Gewährung 
eines  niedrigeren  Steuersatzes  für  ein  gewisses  Gesammt-  und 
Einzeloontingent  der  Brennerei  gegen  den  sonst  höheren  Satz,  be- 
sonders den  ländlichen  Brennereibetrieben  Korddeutschlands  den 
Uebergaog  in  das  neue  Steuersystem  und  die  Fortdauer  wenigstens 
einer  gegen  bisher  einsuschränkenden  und  thatsächlicb  einge- 
schränkten Verarbeitung  ihrer  landwirthschaftlichen  Rohstoffe,  be- 
sonders der  Kartoffeln ,  su  ermöglichen.  Das  war  ^  und  ist  — 
aber  die  Voraussetzung  dafür,  dass  grosse  Ländereien,  be- 
sonders geringeren  Bodens,  namentlich  in  Nord- 
ostdeutschlau  d,  überhaupt  in  land wirthschafliic her 
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Cultur  e  rlia  1  ten  werden  k  ö  nnen,  sie  wUrden  sonst  besten tails 
in  Weide  verwandelt  oder  aufgeforstet  werden  müssen.  Die  sogec. 
.JJebcBgabe",  deren  Gestaitims;  sieh  aus  den  hernach  darprelegten 
Vcrhältuissen  der  CoDtingeutirung  und  der  bteuersätze  erst  näher 
ergebt,  ist  ferner  nicht  nur  überhaupt  in  geringerem  Maasse,  als 
meistens  gegDeriscberseits  behauptet  wird,  nacfa  der  RtlokwirkiiDg 
der  Steuergesetzgebung  auf  Prodnotion,  Absatz,  Preise  and  nach 
den  aUgeroeineD  Coojnnctaren  den  y^ostelbiscben  Kartoffelbreimern'' 
zn  Gnte  gekommen,  sondern  „viel  weniger  diesen,  als  unseren  süd- 
deutschen Brüdern*'  (Paasehe).  Und  aneh  finanuell  haben 
die  sliddeatschen  Staaten,  welche  an  der  Verfheiinng  des  Bein- 
ertrage  der  Yerbranehsabgabe  nach  der  Kopfzahl  der  Bevölkernng 
gleichen  Antheil  nehmen  (Gesetz  von  1887,  §.  39),  ihren  beson- 
deren Voitiicil  gehabt.  Der  Ertrag  der  Verbraucbsabgabe 
wurde  unter  die  an  die  Einzelstaaten  zu  11  b erweisenden  Suoimeu 
gestellt  (s.  0.  S.  653),  nur  der  Ertrag  der  sonstigen  Branntwein- 
steuer vci bleibt  ohne  Weiteres  der  Reichscassc.  Der  in  der  neuen 
Einrichtung  der  Steuer,  besonders  in  den  Normen  t  ür  Contingentiruug 
und  Steuersätze  gewährte  staatliche  Schutz  der  Brennerei, 
namentlich  der  „nordöstlichen'^  Kartoffeibrennerei ,  ist  also  einmal 
wesentlich  kleiner,  als  vielfach  angenommen  wird,  und  sodann, 
soweit  er  wirklich  besteht  und  gewirkt  hat,  nach  Lage  der 
Dinge,  weil  es  sich  in  dem  begünstigten  landwirthsehaftliehen  am 
ein  allgemeines  volkswirthschaftliches  Interesse  handelt, 
gerechtfertigt. 

In  der  Gesetzgebung  von  1887  wird  die  bisherige  Boh- 

Stoffbesteuerung  in  ihren  beiden  Formen  mit  gewissen  Modifi- 

cationeu  festgehalten  und  auf  die  süddeutschen  Länder  mit  aus- 
gedehnt. Eine  neue  Verbraucbsabgabe,  nunmehr  tinanziell 
die  Hauptsache,  wird  zu  der  früheren  Steuer  ausserdem  hinzu- 
gefügt. 

Die  bisherige  Haisehbottichstener  wurde  auf  land- 
wirthschaftliche  Brennereien,  für  welche  eine  nene  Legal- 
definition im  Sinne  des  Branntweinstenergesetses  aufgestellt  wnrde, 
und  auf  Brennereien,  welche  Melasse,  Rttben  oder  Rflbensaft  Ter- 
arbeiten,  beschränkt,  mit  einem  festen  Steuersatz  (1  M.  31  Pf.  für 
l  hl.  des  Rauminhalts  der  Bottiche  und  für  jede  Einmaischnng). 
Kleinere  landwirthscbaftlicbe  Brennereien,  die  nur  eine  Zeitlang 
im  Jahre  betrieben  werdeu  (1.  Oct.  bis  15.  Juni)  erhielten  stufen- 
weise, nach  dem  Productionsumfaug,  Ermässigungen  des  Steuer- 
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Satzes,  um  ihre  e:anze  Lage  und  ihnen  die  Concurrenz  zn  erleichtern. 
Grössere  landwirthschaftliche  IJrcniiei eien ,  die  nur  im  Somnaer 
riß.  Juni  bis  30.  iSept.)  betrieben  werden,  haben  dagegen  für  diese 
Zeit  statt  der  Maiscbraumsteuer  einen  Zuschlag  zor  Yerbranchs- 
abgal>e  (20  Pf.  iür  1  l  reinen  AlcohoU),  wie  die  gewerblichen 
BreoDereien,  zn  zahlen,  welcher  für  die  noch  grösseren  unter 
diesen  landwirthschaftlichen  Brennereien  sieb  noch  stafeDwelfle 
erhtvht  Die  MateriaUtener  rerblieb  mit  nenen,  nach  der 
Gattong  des  yerarbeiteten  Steffis  sich  richtenden  Teischiedenen 
StanerBfttsBen  bestehen.  Fftr  ansgeffthrten^  sn  gewerblichen  Zwecken 
nnd  jetst  anch  noch  für  den  zn  einigen  anderen  Zwecken  (Heil-, 
wSsaensohaftlichen,  Pnts*,  Heixnngs-,  Koch-,  Beleochtongszw^ken) 
diraenden  Branntwein  kann  die  Maisebbottich-  und  Branntwein- 
materialstener  rtlckvergütet  werden.  Inden  sogen,  gewerblichen 
lirennereien  (nach  Legaldetinition)  wurde  die  Maiscbbotticbstener 
dagegen  aulgeboben,  dafür  aber  ilinen  ein  Zuschlag  zur  Verbranelis- 
abgabe  aufgelegt  (20  Pf.  vom  Liter  reinen  Alcohoisj,  wiederum 
mit  Ermässigungen  für  Brennereien  eines  i^e wissen  geringeren  üm- 
tangs.  Abgesehen  von  diesen  neuen  Bestimmungen  (§.  41 — 43  des 
Gesetzes  mit  sonstigen  Hpecialnormen)  blieb  die  Gesetzgebung  von 
1868  über  die  norddeutsche  Branntweinsteuer  in  Kraft. 

„Landwirthschafflicho"  Brennereien  sind  solche,  .^welche  ausschliesslich 
Getreide  oad  Kartotieln  verarbeiten,  bei  deren  Betrieb  die  sfimmtlichcn  Rückstände  in 
mner  oder  mehreren  den  Brennereibesitzem  gehörenden  oder  roii  denselben  botriebunen 
WiidudiAfteik  rerfUttert  werden  nnd  der  erzeuij^te  Dung^ur  vollständig  auf  dem  dem 
Brennereibesif/^r  ir-  iWriL'-Lii  oder  von  demselben  i  u  irth-<  Ii afti  ton  Grund  und  Boden 
vervcndet  wird"  41).  Die  oben  erwähutea  iiiciuuren  laadwirtbschaftiichca  Breoue- 
reien  werden  mit  niedrigeren  Steuersätzen  belegt,  und  nrar  bei  BemAiflchttng  ron 
hir  hschnittlich  in  1  Ta^'c  bis  1050  I.  Bottichntam  mit  "'jo.  Ms  1500  mit  ^^j,,.  bis 
3000  mit  7i»  des  Normalsatzes.  Bei  höherer  Bemaiachung  darchschuittlich  täglich  in 
1  K*leiidennenat  treten  die  entsprechend  höheren  Sitze  ein  (§.  41).  Die  Steoetaitse 
der  Materialsteuer  sind  vom  Hektoliter  eingestampfter  Wcintreber  ^5^  Kenobet, 
Treber  davon  und  Beerenfrüchte  aller  Art  4o,  Branereiabfalle.  HcfcnbrUhe,  gepresste 
W  einbefu  und  Wurzeln  aller  Art  dO,  Traaben*  und  Obstwein,  flüssige  Weinhefe  und 
Steinobst  85  Pfennig.  Ganz  U^e  landwirthsehafUiehe  und  gewisse  Ueine  andere 
können  ftir  iie  Maisch-  und  Materialmengc  nnd  dcmpremäss  für  die  Steuer  im  Vorans 
pauscbalirt  oder  fixirt  werden  f^.  41«  Nr.  IV).  Deber  den  Zuschlag  zur  Yerbrauchs- 
abgabe  enthält  §.  42  des  Gesetzes  ron  1887  die  genaueren  VoiBchriften.  Die  Ver- 
pflichtungen der  Brenner  und  die  Controlvorschriften  haben  kleine  Veränderungen 
gegen  d^s  fJesetz  von  1868  erfahren,  das  im  Uobrigen  dafür  ganz  in  Geltung  geblieben 
ist  (ij.  4^  unter  IV).  Der  Reinertrag  der  ^klaischbottich-  und  Materialsteuer,  abzüg- 
lich der  Vergtttongen.  ist  etwa  auf  — *U  des  früheren  Beinertrags  (ohne  Zoll)  ge- 
fallen (1885/86  war  er  48.1 ,  1886/87  42.4.  narh  der  neuen  Gesetzgebung  1.  Oct. 
1887/88  24.9,  I8y0/y7  21.1,  1897/98  22.5,  1898/99  24.8  Mill.  Mark}. 

Das  Wichtigste  war  aber  nun  die  Verbranchsabgabe  mit 
ibrer  ganz  neuen  steuertechniBcben  Metbode  der  Fabrikatstener 
und  dem  durch  diese  bedingten  Veranlagungs-,  Brbebungs-  nnd 
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Controlvcrfahrcn.  Diese  zu  der  alten  Dranntweinsteuer  hinzutretende 
Abgabe  sollte  nur  den  in  ländi  sehen  Verbrauch  treffen,  der 
ausgeführte  und  der  zu  gewciblicheu  Zwecken  dienende  Brannt- 
wein war  davon  beiVeit.    8ie  war  nach  der  Menge  des  reinen 
Alcohols  zu  Ix  messen,  die  aber  nunmehr  direct  ermittelt,  nicht 
wie  bei  der  älteren  Steuer  aus  der  Menge  des  verarbeiteten  Roh- 
stofijB  erst  abzuleiten  war.  Der  Steuersatz  richtete  sich  nach  dieser 
MeDge  reinen  Alcohols  und  war  normal  70  Pfennig  für  das  Liter. 
Aber  diejenige  Gesammt-Jabresproductionsmenge,  welehe  aaf  des 
Kopf  der  Bevölkemog  des  Gebiets  der  bisherigen  BranDtweinsteoer- 
gemeinschaft  4.5  ],  —  anf  den  Kopf  der  Bevölkerung  eines  neu  an 
dieser  Gemeinsehaft  beitretenden  Staats,  also  der  sAddentsehen, 
31.  —  betrag,  wurde  mit  dem  niedrigeren  Steuersatz  von  50  Pf. 
fttr  das  Liter  belegt:  das  sogen.  Gontingentirnngsprineip 
und  die  den  Brennern  gewährte  Stenerermässigung,  die  von 
den  Gegnern  sogen.  „Liebesgabe".   Dies  Oesammtcontingcnt  des 
mit  dem  niedrigeren  iSatz  besteuerten  Branntweins  war  erheblich 
geringer,  als  die  bisherige  Consumtion  und  Production.  Seine  Fest- 
setzung auf  diesen  Betrag  sollte  auch  zur  Einschrimkung  der  in 
ihrer  neueren  Entwieklnnt^  die  Merkmale  der  Ueberprodnction  an 
sieb  trniremleu  Erzeugung  von  Jiranntwein  hindrängen.   Es  wurde 
dann  nach  den  im  Gesetz  angegebenen  Normen  auf  die  betheiiigten 
Brennereien  vertheilti  so  dass  jede  einzelne  ihr  bestimmtes  Con- 
tingent  zu  dem  ermässigten  Steuersatz  erhielt.  Die  nord-,  besonders 
nord 08t deutsche  Brennerei  kam  bei  dieser  Festsetzung  des  Gesammt- 
nnd  Einzelcontingents  trotz  des  höheren  Kopf  betrage  von  0 1.  im 
Ganzen  weniger  gtlnstig  fort  als  die  sttddeutsebe  bei  dem  Kopf- 
betrag Ton  3  L  Revision  des  Contingents  und  des  niedrigeren 
Abgabesatzes  sollte  alle  3  Jahre  erfolgen. 

Zum  Zweck  der  Durchführung  der  Besteuerung  wurde  der 
Branntwein  einer  fortgesetzten  scharfen  steuerlichen  C  o  u t  r  o  1  e 
unterstellt.  Der  gewonnene  Branntwein  muss  in  Öammelgerässe 
geleitet  werden,  wird  dann  nach  Menge  und  btärke  von  der  Steuer- 
behörde selbst  fcfei^estellt  und  unterliegt  weiter  der  Stenercontrole 
bis  zu  seiner  Abfertigung  zur  Ausluhr  oder  (denaturirt)  zur  Ver- 
wendung für  gewerbliche  Zwecke  oder  bis  zur  Bezahlung  oder 
Stundung  der  Verbrauchsabgabe,  daher  bis  zu  seinem  üebergang 
in  den  freien  Verkehr.  Der  Zahlungsj>flichtige  ist  alsdann  derjenige, 
weleher  den  Branntwein  zur  freien  Veritigung  erhält,  also  regel* 
mässig  der  Käufer,  bezw.  der  Händler,  was  dann  für  den 
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Prodticenten  leicht  Abh'ängig^keit  von  diesem  bedinsrt,  wenn  es 
nicht,  wie  neuerdings  geschehen,  gelingt,  Seitens  der  Trodueenten 
eiDe  Verkaofflorganisation  einzurichten.  Der  Reinertrag  der  ge- 
gammten  inneren  BranntweioBtener  rührt  jef/t  zu  ans  der 

Verbranchssteaery  nur  ooeh  sniii  Rest  ans  der  Rohstoffsteaer  (Maisch- 
botticb-  and  Materialstener,  abztiglteh  der  Ansfabrvergtttangen)  ber. 

Der  grosse  stenertecbniscbe  Fortscbritt  war  bei  dieser  Steoer- 
metbode  eben  der  Uebergang  ans  der  Robstoffstener  znr 
wirklieben  Fabrikats  teuer,  wobei  freilieb  die  BemessiiDg 
des  Stenersi^es  nnr  nach  Menge  tind  Alcobolstärke  bei  dieser 
Verbrauchsabgabe  doch  keinen  richtigen  Qualitätssteuerfnss  enthUlt. 
Das  Missliche,  aber  Unverniciil liehe  bei  dieser  neuen  JSteuermetbodc 
waren  die  versehärtteu  beständigen  Betriebs-  und  V^orraths- 
cüDtroIen  bis  zu  dem  Zeitptincte,  wo  der  Branntwein  in  den 
freicTi  Verkehr  tritt,  sowie  die  mit  der  Sicherung  der  Steuer  und 
ihrer  Controlen  verbundeneu  Strafbestimmuugen. 

Gleichzeitig  mit  der  neuen  Steuer  erfolgte  in  demselben  Gesetz 
eine  starke  Erhöhung  der  Zölle  für  fremden  Branntwein,  auf 
125  M.  fftr  100  kg.  Arrac,  Cognae,  Rum  in  Fässern,  IdO  M.  fttr 
allen  tlbrigen. 

Schon  vom  Tnirr'  des  Erlasses  des  Gesetzes,  24.  Juli  1887  an,  währeod  die  Steuer 
ent  Tom  1.  Oca.  1^^7  eintrat  (s.  o.  S.  658  die  bisherigen  Zollsätze). 

S.  die  o.  S.  (j'Jfc  Rcuachicu  Utterarischen  Angaben,  besonders  Conrad  in  den 
Jahrbüchern,  namentlicii  auch  in  Betreff  der  sogen.  „Liebesgabe'*  (1887,  B.  49.  oder 
N  F.  R.  15.  S.  21  ff.)  nnd  Paasrlio  fulier  die  spätere  Goselzgobung) ,  18%  eb. 
ü.  00,  3.  F.,  B.  11,  S.  382  ff.),  J.  U  oU  f  (bin.arch.  1888,  B.  5,  S.  24o  ff.,  eb.  6.  263, 
Gesetae  ron  1887,  Annalen  1887.  S.  644  725.  1890.  8.  761  ffA  Geamentor  zum  Gesets 
'■on  1887  von  Keilwag:en.  S  l  Ti  ui  ui  I  l- r,  Kirsch.  An>fulirt)ngsbestimmangeu  vom 
27.  Sept.  1887.  Zu  OruiHie  zu  legen  ist  der  Contingentirung  die  Rt^vrdkcronjrszahl 
■U8  der  jedesmaligen  letzten  Volkszählung.  Ueber  die  Bcrucbnong  der  Em/.olcoutiageutc 
der  Brennereien  s.  §.  2  iIcs  setzes.  Ueber  die  Controlen  u.  s.  w.  s.  den  Abschuitt4 
d'  ^  fie-etze^^  ron  18^7  von  den  ,,  Sc  Ii  u  t  z  b  »•  s  t  i  m  m  u  n  ge  n  "  5  ff.  Die  Sicherung 
^egen  heimliche  Ableitung  oder  Kutnabme  ?on  alcohoihaltigen  Dämpfen ,  Lottor  oder 
Bitontvein  wird  dorch  die  Yorachrift  zd  erreichen  gesochl,  dMs  der  geirooDene 
Branntwein  insgesamnit  in  Sammelgefässe  geleitet  werden  muss,  welche  mit  dem 
DestiUirapparat  in  fester  Verbindung  stehen  und  dass  der  Dcstillirapparat,  die  Sammel- 
gefässe,  die  verbindenden  Kölirenleitangen,  eventuell  auch  die  Käumc  selbst,  unter 
amtlichem  Verschluss  stehen ,  so  dass  eine  heimliche  Ableitung  oder  Entnahme  von 
aii'oholhaltie^en  Dfiuipfen.  Lutter.  lUannt* ein  nnr  mittelst  einer  äussere  Rpnn'n  hinter- 
lassenden Gewalt  erfolgen  iiaun  5).  In  gewts.^t:a  1  allen  kann  an  Stelle  der  Sammel- 
ffeflne  die  Benntznn^  eines  zorerlftssigen  Messapparats  gestattet  (§.  6\  in  besonderen 
Fällen  noch  neben  den  Sammclgcfä.s.scn  die  Aufstellung  eines  Mesi^apparats  anzcordnet 
werden  iS^.  7.  mit  einer  weiteren  steueramtlichen  Berechtigung,  s.  auch  §.  11).  Die 
Kosten  der  erstmalii^eii  Anscbailung  der  Sammelgefässe.  Messapparate,  üeberrohre. 
Kunstschlösser  trii^t  die  Steuergemeinschaft,  also  jetzt  das  Reich  (§.  9).  Für  kleinere 
Broüncreien.  d.  h.  ^fl!(■lu•.  wrlelie  in  1  B.  triebsjahrc  niclit  mehr  als  1500  hl.  Bottich- 
raom  bemaischen,  oder  nur  Abfälle  der  eigenen  ßiererzcugung.  oder  nur  nicht  mehlige 
StoülB  (excL  Melasse«  Haben,  Rttbensaft)  vererbeKen,  kann  ron  den  mntt  ror- 
geschriebenen  Betriebseinrichtungen  und  Controlen  abgesehen  und  nur  diejenige 
Alcobolmenge ,  welche  w&hrend  der  erJüArten  Betriebszeit  mit  der  zum  Gebraach  be- 
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atimiDtan  BronDeinxicbtong  nich  Uirw  LeiBtnogiflhigkdt  gevoiuieii  veidan  kam,  im 

Voraus  bindend  festgesetzt  und  mit  der  Verbrauchsabgabe  belegt  werden,  al<>o  auch 
h\>'T  die  Zulassuiiir  einer  Fixation  13).  Als  D e fra u  H  m  n t  irüt,  wer  es  unfcr- 
uiiaint,  die  Verbrauchsabgabe  zu  hiuteriieben  oder  eiuc  Vergutuiig-  der  Abgabe  £u 
erlaDgen,  die  überhaupt  nicht  oder  nur  zu  einem  geringeren  Vergütuoimats  oder  fiir 
einp  crcrin-.'-'rr  Mrnt:«"  m  beanspruchen  wnr  (>;  17,  in  §.  18  Aiijraljc  der  Fülle,  in 
welcbeu  die  DeirauUation  als  vollbracht  anzunehmen  ibt«  in  19  Angabe  der  Filk, 
welcbe  der  Defraadation  der  Abgabe  gloichgeachtec  werden).  Die  Strafe  der 
Defraudation  ist  auch  bei  dieser  Abifabe  erstmalig  das  Vierfache  des  Betrags  der 
vorenthaltenen  Abgabe,  bezw.  des  zur  Unp^ebuhr  beanspruchten  Vergtitunfrsbetrags. 
Minimum  o  M.,  evciuueil,  wenn  jener  Betrag  nicht  festgestellt  werden  kann,  (ieldstrafe 
ron  5—10.000  M.  (§.  21 ,  mit  weiteren  Specialbestiminungea).  In  ersten  ICiicikfall 
i!3r  h  I  rf  !l'  r  Bestrafunjf  verdoppelt  sich  die  GeMstmfe,  im  ferneren  Rückfall  erfolirt 
(ieiüuguibsbtrafe  bis  zu  3  Jahren,  erentoell  indessen  auch  hier  noch  Haft  oder  Oeld- 
strafe  im  Doppelten  der  erslen  Bttekfiübtrafe,  also  das  Sechszehn&che  (§.  23).  Daneben 
Ordnun)j:;sbtrafen  und  in  gewissen  Fällen  auch  noch  uuabh&ngig  von  der  Verfülpung 
der  eigentlichen  Thäter  noch  Strafen  der  Brennereibesitzer  und  Leiter  (§.  28  Ii.)  Um- 
wandlung nicht  beitreibbarer  Geldstrafen  in  Freiheitsstrafen  nach  ^.  28.  29  des  Straf- 
gesetzbnchs,  doch  höchstens  2  Jahre,  bei  OrdmmgnstEafoD  8  Monat  ($.  84).  Sinf- 
ferfahren  wie  im  Zollwesen  (§.  36). 

Für  den  nicht  aus  Koggen,  Weizen,  Gerste  hergcstellteu  oder  der  Materiaisteaer 
tmtenrorfeaen  Branntwein,  also  weoeatlicli  für  Kartoffdbranntveia,  var  im  Gesetx  too 
1887,  §.  -4,  der  sogen.  Koinipun^rszwanK  angeordnet  gewesen,  d.  h.  nur  im  ge- 
reinigten Zofttande  tioUte  der  der  Yerbranchsabgabe  unterliegende  in  den  freien  Vflf^ 
kehr  gebracht  werden  dürfen,  eine  an  sich  ans  sanit&ren  Gründen  sehr  ervonschie 
Maassregel.  Der  Bundeäratb  hatte  die  Durchführungsbestimmungen  darüber,  besond«» 
über  Art  und  Grad  der  Reinigung,  zu  treffen,  die  dann  aber  dem  Rcichsiage  vor- 
zulegen und  eventuell  nach  dessen  Verlangen  ausser  Kraft  zu  setzen  waren.  Zuwider- 
handlnngen  gegen  diese  Vorachriften  waren  mit  Geldstrafe  bis  1000  H.  bedroht  (§.  85). 
Indessen  haben  sich  die  Schwierijrkeiten  der  practischen  Durchfahrung  dieses  Reinigunps- 
zwanga  zu  gross  erwiesen.  Die  betreuenden  Vorschriften  des  Geseczes  von  1887  siod 
deshidb  darch  das  Gesetz  vom  7.  April  1889  wieder  beseitigt  worden. 

Auch  für  Fabrikate,  welche  aus  (Jcin  bereits  im  freien  Verkehr  befindlicli-'D 
versteuerten  Branntwein  tnit  hersrestcllt  worden  sind,  kann  eine  Ausfu h rver^r u tung 
der  Verbrauchüabgabii  ron  50  I'i".  für  das  in  deu  Fabrikaten  enthalteneu  Liter  reinen 
Alcohols  gewährt  werden  (§.  12). 

Im  liscali«i<'lien  Interesse  unterlat;  der  im  freien  Verkelir  befindliche  Branntwein 
am  1.  Uct.  1887  einer  sogen.  Nachsteuer  von  3U  FT.  für  das  Liter  reinen  AlcohoU. 
Aneh  worden  die  Brennereien,  exci.  Uefebrennoreieo,  im  8.  Quartal  1887  auf  ihrea 
Iktriebsumfangs  im  8.  Quartal  1886  beschränkt  und  die  Maischbottichsteuer  in  diesem 
Quartal  1887  auf  das  Dreifache  erhöht  (§  40):  allgemein  beachtonswerthe  Ueber^anpr 
besümmungen  bei  einer  Fortbildung  einer  solchen  Besteoerunir  in  tiscalischer  KicbtUDg. 

Durch  verschiedene  Kaiserl.  Verordnongon  vom  Sept.  1887  wurden  nach  erfolgter 
Zustimmung  des  betreflcnden  Staats  die  Gesetze  vom  24.  Juni  1887  und  19.  Juli  1^T9 
(Steuerfreiheit  gewerblichen  Zwecken  dienenden  Branntweins)  in  Baden,  Baiero, 
Württemberg,  dann  auch  in  Hohensollem  angefahrt  und  so  die  BnuintweiiiMeae> 
gemcinsehaft  im  Zcdlverein  (excl.  Liixemhnr^^  hergestellt:  ein  nicht  nur  finanz-,  SOB^ 
dem  am  li  winlis.  liaftspolitisch  und  allgemein  politisch  erfreulicher  Fortschritt. 

I)u'  stritti^'cn  II:ni])tj)uncte  waren  und  blieben  die  Coutio- 
geutiruDg  der  Bianntweinproduction,  die  ziffer- 
mässige  Bestimmung  dafür  im  Ganzen  und  in  verschiedener  Höbe 
in  Nord-  QDd  Suddeutscbland ,  die  Vertheilnng  des  Gesanuntr 
contingents  auf  die  einzelnen  Brennereien,  die  Ermässigang 
des  Steoersatzes  fflr  den  Contingentsbranntwein  and  der  Betrag 
dieser  Ermftssigiing.  Die  wesentlich  agrarpolitisohe  Be- 
gründung dieser  Maassnahmen  bei  gleichzeitiger  starker  SUm- 
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erhöbuDg  und  lästigerer  lieäteueruugämethode  hat  sich  im  Ganzen 
wohl  richtig  erwiesen. 

Die  Lage  d«r  Brennerei  war.  freiUcb  mit  in  Folge  bisheriger  eigener  inUa- 
discber  UcbeiptodactioD ,  nach  den  Weltmarktconjanctaren ,  aach  mit  unter  dem  £in- 
Hass  der  Steuer-  und  Rücicverffütunjis-  (Ausfahrpräinien-)Politik  anderer  Staaten ,  eine 
schwierige.  Sie  inusstc  sich  bei  der  rorauszuseheudeu  and  auch  «rirkiich  eingetretenen 
Temundening  der  einbeimischen  GonsQmttoii,  mit  einer  Wirknnf  des  SteneiigeeetsEes, 
soweit  ilicses  den  Trinkbraniitwein  vcrtheuerte,  noch  schwieriger  gestalten,  weil  so 
eine  —  allerdings  auch  beabsichtigte  und  eingetretene  —  Productionscinschräiikong 
erfolgen  mmste,  wenn  niobt  die  Ansfiihnteigerang,  die  aber  immer  eebwieriger  wurde, 
oder  die  Ungewisse  YergrOsserung  der  Verwendung  ron  Branntwein  zu  gewerblichen 
Zwecken  Abhilfe  boten.  Sonst  mn>ste  «Mne  den  Absa'/  uiid  die  Preise  drückende 
Ueberproduction  eintreten.  Die  ijuuiuigcntirung  sollte  auf  wunschcnsworthe  Ver- 
miademncr  der  beimischen  Production  mit  bindringeDf  vodnrch  aber  wieder  ftir  viele 
Brennereien  din-r^  und  indirect  Einbnsscn  entstehen  mussteu,  wie  Vermindcmng  des 
Kartofibiaubaus  und  der  Yiehfuttergewinnung  u.  dgl.  m.  Um  unter  diesen  schweren 
Verblltniflsen  die  Brennerei  als  vichtigee  Inudirlrtbsebaftliobes  Neben- 
gewerbe  lebensfähig  zu  erhalten,  wurde  eben,  wie  sclion  bemerkt  (S.  703), 
die  Ermässignng  des  Steaers&tzes  fai  den  Contingentsbranntvein 
gewährt. 

Es  ist  aber  nicht  richtig,  darin  ein  „Geschenk"  tfü  die  Brenner,  vollends 
nicht  im  Betrage  der  Steuerdifferenz  für  das  fiesammtrontingent  (rund  40  Mill.  Mark 
für  2  Mill.  Hektoliter)  zu  sehen,  weil  dabei  gar  nicht  berücksichtigt  wird,  dass  die 
Biennerei  doeb  ▼esenflleb  mit  in  Folge  der  neuen  Stenergeeetzgebnng  schwere  Nach- 
theilc  aller  Art,  Produclionseinschränkungen,  Preisdnick  für  den  unversteuerten  Brannt- 
wein Uber  sich  ergehen  lassen  musste.  Zwar  hat  sich  der  Preis  des  Coutingeuts- 
bmnntweins  regolm&ssig  um  die  Steuerdifferenz  höher  als  der  Preis  des  sonstigen 
Branntweins  gehalten,  Mer  der  Preis  des  Branntweins  ist  uberbMpt  Jahre  lang  nach 
der  Einführung  der  neuen  Steuer  erheblieh  niedriger  als  v  urdem  gewesen,  nach  Allem 
mit  in  Folge  der  neuen  Steuergesetzgebung.  Daher  war  der  Erlös  der  Brennerei  trotz 
der  «Xieb^frabe'^  am  dem  ^esammten  von  ibr  prediidrten  Branntwein  dnrobava 
nicht  im  Verhältniss  der  Steuerdifferenz  hOher,  von  den  indirectcn  Be- 
lastungen nnd  Benacbtheiliguttgen  d^  Brennerei  doicb  das  tiesetz  ganz  abgesehen. 
Besondm  die  nordottdentsdbe  landwirtbschafffiebe  J^offelbrenaflcei  eriiielt  nach  den 
Contingentining^orineri  ein  Centingent  weit  unter  ihrer  bislieriiren  und  nach  unter  ihrer, 
sich  /war  vermindernden,  aber  doch  über  dem  Contiiii^ent  bleibenden  Production.  litt 
also  unter  der  Productio:>üinschränkuug  und  hatte  tur  einen  grossen  Tbcil  ihrer  Pro- 
dnctfon  (das  ,3opercoDtingent")  den  höheren  Steuersatz  za  zahlen,  ohne  diesen  beim 
Absatz  voll  ersetzt  zu  erhalten  (s.  die  statistischen  Daten  unten).  Nur  wenn  der  in- 
ländische Consum  eine  starke  Steigerung  erfahren  hätte  oder  erfahren  wurde,  so  dass 
die  heimisebe  Oesammtprodnction  ihren  Hanptabaatz  anf  dem  inneren  Markt,  auch 
wenn  sie  das  Contiugent  stark  überstiege,  gefunden  hätte  oder  fände,  Hesse  sich  ein 
voller  fiewinn  der  'Rrennerei  aus  der  SteaerdifTerenz  einitrermaassen  annehmen,  da 
UauD  eben  der  Preis  auch  des  verstt^uerteii  Brauutweins  sieb  entsprechend  uui  deu 
bftbflfMi  (vollen)  Steaenatz  hoher  stellen  und  M>  die  volle  Oeberw&lznng  der  höheren 
Steuer  auf  den  Oonsunienten  annähernd  gelingen  wllrde.  Umfrekehrt  würde  die  Steuer- 
differenz dem  Brenner  gar  nicht  mehr  zu  (iutc  kommen,  wenn  die  Consummenge  unter 
die  Oontiiigentnnenge  s&olte,  weil  dann  ancb  der  Onsnmpreis  sich  dem  aied  r i ge ren 
Steuersatz  gemäss  verwohlfeilern  würde.  Wie  die  Diii;re  lief;en,  kann  man  nur  sagen, 
die  „Liebesgabe"  ist  bestenfalls  etwas  den  Brennern  zu  Gute  ge- 
kommen, als  Compcnsation  für  anderweite  Schädigungen  nnd  hat  insofern 
zur  Erhaltung  der  Lebensfähigkeit  besonders  der  landwirthschafüichcn  Brennerei  bei- 
petracren ,  d.  h.  eben  ihren  agrarpolitiscbt  n  /^-"ck  und  die  Ahsicht  der  Gesetzgebung 
bei  ihrer  (iewährung  erreicht,  damit  aber  der  ganzen  Volkswirthschaft  einen 
wesentlichen  Dienst  geleistet 

WShrend  der  Kopfbctraj^  des  Contingents  von  4.5  1.  in  Norddeutschland 
gegenüber  der  bisherigen  Production  ein  niedriger  war,  also  der  Brenner,  wenn  er 
die  Belastung  mit  dem  bftberea  Steaersatze  vermeiden  trollte,  seine  Production  ein- 
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sckr&ukeQ  luusste  —  was  dann  für  seineu  landwirthächatUicheu  Betrieb.  loit  dem  die 
Brennerei  als  Nebenbetrieb  organisch  Terbnnden  var.  erhebliche  aodenreito  Kaeb^eile 

bedingte  —  war  «lie  Festsetzung  von  3  1.  auf  den  Koiif  für  das  süddeutsche  Cou-  ' 
tingent  gegenüber  der  biaberigeu  Grösse  der  süddeutschen  Production  hoch  bemessen, 
to  das8  die  Brenner  dort  mit  Vortheü  ihre  Betriebe  ausdehnten,  um  das  Ck>nting:eD' 
zu  erreichen  und  von  dem  niedrigeren  Steuersätze»  zu  profitiren.  So  ergab  sich  a]s 
WirkuniT  des  Gesetzes,  wie  u.  A.  Pansrlie  (a.a.O.  S.  H^O  fF.)  meines  Erachtens 
uuzweii'oihaft  richtig  nachgewie&eu  hat,  uiiie  Begünstigung  der  süddeutschen. 
eiueBenachthelligung  der  nord-,  besonders  nordostdentseben  Brennerei, 
und  namentlii''h  der  Iult  It.'findlii  bt-n  K  art of f  el b  rcn  ncrni. 

lo  der  Folge  ist  die  L^ge  der  Brennerei,  specicll  wieder  der  Kartotieibrcnnerei, 
aocb  noch  schwer  gesch&digt  dorch  die  starke  Vermindernng  der  Spiritns- 
ausfuhr,  ihr  beinahe  völliges  Aufhören  na<-)i  Spanien.  Dies  hängt  mit  Maassregein 
der  franzfisischeu  und  dann  nothsedrnnn'en  fnljrctiii  der  spani<<rb(-»n  Woin-  und  Brannt- 
wcinüteuer-  und  Zollp(jlitik  ziisaumieii  (s.  Paasch c  a.  a.  (J.  8.  o72,  auch  u»eiü  Er- 
einsDDgsheft  zu  B.  8  der  Fin.  17.  28>.  Es  war  noch  ein  Vortheil,  dass  sich  die 
Benutztin?  des  steiierrreion  Spiritus  zu  gewerblichen,  Koch%  Belenchtongn- 
Ziweckea  u.  s.  w.  erheblich  gehoben  bat. 

Die  Reichsstatfstil  der  Brennerei  gestattet  die  Entwiddnngen  seit  1887  nnd 
vorhiir  genauer  zu  verfolgen,  wobei  freilicli  di--  EerechnunpiTi  des  jrewoniit'nen  Brannt- 
weins selbst  vor  dem  Gesetz  von  1887  immer  mehr  oder  weniger  Oonjecturcn  sind 
(s.  früher  die  Nachwuisangen  In  den  Monats-,  jetzt  den  Vierteljahrshcften.  zuletzt 
J.g.  1900.  Nr.  II,  im  Aussog  im  statistischen  Jahrbuch).  Mit  Benutzung  dieser  nnd 
anderer  Daten  opcriren  mehrere  der  oben  S.  fil>>*  Arbeiten,  besonders  die  von 
Conrad  und  P  aas  che.  Kaum  bei  einer  der  anderen  indirectcn  Verbrauchssteuern 
—  selbst  (allerdings  hier  von  Moment  der  auswärtigen  Handelsptriitik  abgesehen) 
nicht  einmal  iranz  ebenso  bei  der  Zii< ler^fouor  -  verqnifkt  sich  dio  stciuTpolifisrhe 
und  steuertcchuischc  Seite  so  sehr  mit  der  agrar-  und  (rewerbepolitiscbea  und  -tcch 
nischen  und  dadurch  wieder  mit  der  Tolkswirthscbaftlichen  und  foU»wirtlischafts» 
politischen,  anch  speciell  der  liandel8]»oliti8chen.  als  bei  der  Bnnntweinstener.  Unter 
Verweisung  auf  die  Sp*  ciallitteratur  miiss  es  hier  an  den  obigen  Andeutungen  über 
diese  Zosammeobänge  t^enugen.  Auch  aus  der  Staristili  müssen  die  productions». 
abeatz-,  ansfahrstatistiscben  Daten  uberall  mit  den  6nanzsfatistischen  verbanden  werden, 
um  rn  rii  litip:en  Srlilüi^sen  Uber  dif  Besteuerung  und  fibcr  deren  Wirkungen  zu  pe- 
laogeu.  Es  ist  dabei  auch  zwiscbou  den  verschiedenen  Brenocreieo.  laodvirtbschaft- 
liehen  nnd  gewerblichen,  dann  nach  der  Gattnng  der  verarbeiteten  Stoffe,  der  Orflsse 
der  Betriebe,  der  technischen  Einrichtunj?,  der  geographisrln  n  I^fe  u.  s.  w.  zu  unter- 
srheid<.Mi,  was  natürlich  nur  bei  einer  allseitigen,  eingehenden,  mehr  monoprraplii^ichen 
Behandlung  des  Gegenstands  möglich  ist.  Aus  der  Statistik  daher  hier,  am  die 
Wirkungen  des  Gesetzes  von  1887  zu  beleuchten,  nur  wenige  Daten,  und  xwar  ZQDldiM 
fflr  das  ehemalige  norddentscbe  Gebiet  (doch  inel.  Beichsland)  allein. 


Tab.  05.  norddeutsche  Brennerei  vor  und  nach  dem  Gesett  von  1887. 


1 

.  April 

885/86 

1.  April 

1.  Oct. 

1 

18»6;f>7 

18^7.88 

1888  89 

1889,90 

1894/^5 

Zahl  Brennereien  in  Betrieb  . 

3S892 

30178 

24622 

80079 

26581 

81462 

davon  für  Kartoffeln  ,    .  , 

4252 

4069 

3987 

3770 

3920 

374^i 

„     „    Getreide    .    .  . 

2932 

2955 

2538 

2534 

2411 

2Ö79 

,.    Melasse    .    .  . 

18 

5 

18 

17 

17 

22 

„  nicht  mehliireStoire 

26690 

23144 

18079 

2S758 

20183 

25303 

Verarbeitet  Kartodeln  1000  t. 

Ji087 

2719 

1939 

1640 

2006 

1715 

Getreide,  and.  mehl.  Stolle  „ 

88H 

344 

268 

272 

281 

266 

Melasse,  Rflbeo,  Rttbensaft 

29 

5 

27 

24 

26 

66 

Wein,  Weinhefe, Trcster.  1000hl. 

490 

2^2 

260 

320 

215 

266 

Übst,  Trester, 
BraDereiablllle  u.  s.  w. 

4;^ 

262 

61 

245 

94 

334 

85 

88 

70 

74 

57 

86 

Es  erfriebt  sich,  mit  Schwankungen,  im  Garnen  eine  nicht  nnwesentUehe  Ab- 
nahme der  Zahl  der  in  Brtrirh  ?tebi"'ndon  Brennereien  (die  aueh  ermittelte  Zahl  der 
Uberhaupt  vorhanduncß  bat  weniger  abgenon>meo).  Die  Zahl  der  betriebenen  kleinen 
Wein-  nnd  Obstbrenneroieo  (besonders  im  Beicbslande.)  schwankt  stark  nach  Ernte- 
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rerlflStois&efi.   Am  bemerken^weiüiesteu  ist  aber  die  starke  Aboaiiiae  der  Kar- 
off«lf«rar  beftong,  letstere  flchvaakt  zwar  meh  naeli  d«D  Ernten  v.  «.w.,  aber 

A'ar  vor  dem  Gesetz  von  1887  auch  durchschnittlich  in  den  letzten  Jahren  om  V«  bi> 
— 1  Mill.  Tonnen,  d.  h.  um  2.'    ".O       stärker  als  später.    Auch  <hr  (jL'tr.Mtle- 
b.  eDDerci  hat  weniger  StoÜ  verarbeitet,  Uie  Melassebrennerei  mit  staikeii     I  waakuD^en, 
ehtfr  mehr. 

Das  Contingent  der  presammton  dfnfsrli.  ii  Brontierei  war,  nach  den  gesetz- 
Ucbeo  Normen  (Gesetz  von  1887  2)  festgestellt,  mit  Schwankungen  etwas  gestiegen, 
von  1.986.000  U.  im  L  Jabn,  1.  Oci.  1887;88.  1.990.000  in  1888/89  anf  2.189.000 
in  1894/95.  die  gewonnene  Men;:«'  ri  ititn  Alrohols  war  in  (H.t.s.  t)  r>  Jahren  3.058.000 

—  2.727.000  —  2.952.000  hl.  (Max.  I«y3,  94  8.263.000,  Min.  Im^,b9  2.727.000  hl."). 
Das  Gesammtcontintreut  der  Brennereien  Preassens  war  1894/95  1.581.000  hl.,  die 
Production  2.450.000.  also  musste  über  '  ,  der  letzteren  zum  höheren  Satz  renteaert 
T.rden,  1P04'05  bezw.  1.R98.000  und  2.366.000  hl,  im  Kunign-ich  Sadiscn  waren 
diese  Zahlen  im  letzten  Jahre  bezw.  114.000  und  138.000,  in  Baiern  164.O0u  und 
167.000,  in  WlIrttemberK  45.000  und  82.000,  In  Baden  44.000  vnd  66.000  U.,  In 
Biiern  wurde  also  das  Contingent  nur  wenig  überschritten,  in  Württemberi:  nicht 
erreicht.  Dagegen  waren  die  betreffenden  Zahlen  in  1894/95  in  den  7  alten  Ostlichen 
Provinzen  Prenssens  allein  1.510.000  hl.  Contingent  und  2.011.000  hl.  Production, 
l-^tzterc  in  diesem  Jahre  niedriger  Prodnetfon  nnd  V3  höher  als  das  Contingent.  Die 
Ktirtoffelbrpnnfrei  überwiegt  ganz  in  Preussen,  besonders  in  den  östlichen  Provinzen, 
and  im  Königreich  Sachsen,  Mecklenburg,  die  Getreidebrennerei  ebenfalls  in  Preussen, 
aber  mehr  in  den  westlichen  Flrovinzen,  die  Wein-  und  Obetbrennerei  concentrirt  sich 
rrosst'utheils  auf  die  Bheinprovinz,  da.<;  Rcichsland,  Baden,  Wtirttemberg,  Baiern, 
ilessen,  die  Melassebrennerei  auf  Provinz  Sachsen,  Schlesien,  Anhalt  o.  a.  w,,  die 
Brennerei  ans  Bnoerelabfinen  auf  Baiem  ond  wieder  das  übrige  SQddenlschJand. 

Die  Trinkbra II  n  t  w  e i  n  consum t ion  im  Inland  war  1.  Oct.  1887/88 
1*^95.000  hl.,  (wovon  11.000  hl.  ausländisch -t),  1888  s9  2.e00.10O  f21.400).  1893/94 
2.ii63.0U0  (37.300),  1894/95  2.221.500  ^37.2uO),  die  auf  den  Kopf  bezw.  3.6  —  4.5 
(1889/90  Max.  4.7),  4.4  —  4.3  1.,  vor  1887,  »imal  im  Norden  jedenfiOk  erheblich 
1  '»her.  Der  zu  jrewerblichen  Zwedcen  u.  s.  w.  abgegebene  Branntwein  stieg  in 
diesen  Jahren  1887/88—1894/95  von  387.600  auf  71&800  hl.,  die  Ausfuhr  hei 
dagegen  (nach  Kalenderjahren)  ron  1886  nnd  1887  mit  76.590  nnd  58.238  t  im  Werth 
von  23.4  nnd  19.0  Mill.  Mark  bis  1894  und  1895  auf  16.956  und  21.038  t.  (Mm. 
in  der  Zwischenzeit  W.OT,^  t.  in  l^OP.)  von  4.8  und  -5.7  Mill.  Mark  Werth. 

DtT  Nettoertrag  der  V  c r b ra  u  c hsab pra  b e  im  tranzin»  Steuergebiet  war  im 
I.Jahre  der  neuen  Gesetzgeban«  1.  Oct.  1887  88  91.62,  ui  s.i  11,5.83.  1889  90 
124.58  (Ma.\).  1^93/94  119.42.  1894,95  113.51  Mill.  Mark,  der  Ertrag  des  Ein- 
gangszolls in  denselben  Jahren  2.11  —  3.98  —  5.56  —  6.60  —  6.65  Mill.  Mark 
(tfnz.  1890/91  8.23),  der  Nettoertrair  der  f  esaramten  Branniweinstener-  ond  ZoU- 
einnahmo  118.61  —  143.12  —  152.87  —  151.40  -  142.14  Mill.  Mark  (Max. 
1890/91  153.97,  Min.  1891i92  139.65)  oder  auf  den  Kopf  2.52  —  2.96  —  3.12  (Max.) 

—  2.96  —  2.74  (Min.).  Das  erste  Jahr  1887, 88  war  in  Allem  ein  üebergangsjahr 
mit  grosseren  Vorräthen  von  Branntwein  im  Verkehr,  daher  nicht  ganz  ver^eichbnr 
mit  den  spÄteren.  Der  Küpf>  rira<?  der  (jesnmmtstener  (iucl.  Zoll)  hat  sich  gegen  die 
Zeit  nnter  der  alten  Gesetzgebung  vor  1887  mehr  als  verdoppelt,  trotz  des  Uinzntritts 
Siiddeislschhuids  mit  sdivIcberMn  Consnm,  in  NorddeatschluMl  allein  wohl  «tvn  m 
1 :  2V'.— 3  >re.stcigert  tiotz  CoosomreiDindening  in  FoJge  der  höheren  Steuer  in  der 
Verbranchsabgabe. 

Das  Gesamratnrtheil  Paasche's  in  seinem  trefflichen  Aufsätze  (a.  a.  0.  S.  888) 
Kheint  mir  Tdllig  zutreffend  und  mag  deshalb,  bei  der  WichtiglMit  dieser  Gesetz- 

ifeHnnp,  hif^r  noch  wf'irtHrh  Platz  finden,  wfil  darin  auch  eine  genUgendo  Bocrnndiing 
der  Fortbildung  derbteuer  mit  gegeben  wird;  „Das  Gesetz  von  1887  hat  finanziell 
die  dann  gelinttpft«!  Erwartnogen  für  die  Beichscasse  erfhllt:  in  Folge  der  staifcen 
Abnahm'-  ^  -  Consums  von  Trinkhranntwcin  und  des  nnviTnu'idlichL-n  Anflulrens  eines 
grösseren  Exports  waren  aber  die  Betriebsoinschränkuugeu  der  Brenner  sehr 
viel  grosser,  als  man  erwartet  hatte,  obgleich  die  Verwendung  zu  gewerblichen 
Zwecken  schnelle  Fortschritte  machte;  die  Contin^'t ntirung  endlich  hat  ihren 
Zweck,  die  Prodnrtion  einzuschränken  und  dif>  besttlifudcn  Kleinbetriebe  möglichst 
zu  schützen,  im  Allgemeinen  wohl  erfüllt,  aber  aie  hat  die  weitere  Absicht, 
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den  ProdocentoD  Ersatz  ftkr  die  erzvangeoe  BetrieWuisclirankung  zu  bieten,  nicht 
erreicht,  da  ancli  die  Dureliscbiiiltspreise  Ar  iiiediiK  Texsteaenen  SpiiitiiB  uf 
eine  immer  weniger  lohnende  Taxe  betabgesanken  sind.** 

Diese  Sachlage ,  aber  meines  Eraebtens  docb  aiieb  allgemoDe 
Grilnde  hioderten  auch,  die  Steuerdifferenz  zn  Gaosten  des  Con- 

tingemsbraiiiitweins  zu  ennüssigen  oder  ^ai-  y.u  beseitigen,  was 
z.  B.  Conrad  8.  Z.  verlangt  hat,  der  die  Begünstigung  aur  als 
Uebergangsmaassregel  —  als  solche  aber  allerdings  ebenso  ent- 
schieden als  Andere  —  glaubte  billigen  zu  können.  Es  handelt 
sirb  in  dieser  Frage  meines  Eraebtens  aber  eben  wie  beim 
agrarischen  Schutzzoll  bei  uns,  dem  ja  die  Steuerbegünstigung 
des  CoDtiogentsbranntweins  im  Princip  nahe  verwandt  ist,  um  eine 
auch  prioeipiell  andere  Auffassung  und  Reebtfertigung  der- 
artiger Maassregeln:  als  solche  von,  unbestimmbar  wie  lange, 
bleibender  Daner  einer  voikswirtbscbaftlicben  „Erhaltnngs- 
Politik 'S  nicbt  nur  einer  ,,Erziehnng8politik'S  wie  bei  Fr.  List, 
oder  einer  „AbbDfspolitik"  in  momentanen  Notbstllnden. 

8.  Conrad  a.  a.  0.  S.  28.  Weitwe  lef^islative  und  adnialsliative  HaaesDAbmea 

von  jnrösserer  Bedeatoni^  seit  dem  Gesetz  V(^n  1^>7  bis  za  dem  neuen  ron  1895  sind 
nicbt  erfolgt   Immerbio  ist  aber  das  Vorgeliouiiuejie  beaobteoswertb. 

Im  Interesee  der  Continfrentsbrennerei  und  ohne  VerletTong  der  fiscalischen 

Interessen  ist  dorcb  BondesrathsbeschlUsse  ein  eigcntbQmlicbes  System  der  „B^' 
T'^ '-Ti  t  i  jni n  f!^«>f?  ch  ein  f^"  cinprfnhrt  nnd  aasirebildet  worclen  (1887'P9).  Anf  soinen 
Antrag  wird  dem  Brenner  ein  solcher  Schein  für  sein  ContinpeiUsquanium  im  Betraße 
des  Stenemnterscbieds.  also  20  M.  für  1  hl..  aiis!r(\^tollt.  wenn  er  seinen  Branntw^ein 
mit  70  »^tatt  mit  r.fl  Ff.  Al'E^abe  abferfijren  Ifisst.  Mi(  diesem  Sclicin  kann  der  Inhabf^r 
die  ZahlaoK  auf  fällige  Branotveiusteaern  jeder  Art  ein  Jahr  lang  bericbtigeo.  £:> 
dient  die  Einiiehtnnf  dazu,  die  jeweiHcren  Preiseonjnnetnron  tat  den  inliadiacben 
Consnmbranntwein  und  don  znr  Ansfnhr  oder  zn  ifewcrblichen  Zwecken  dienenden 
besser  anszunntzen  nud  ..eine  UeberfüUan^  des  Markte  mit  je  50  Pf.  bcleirtcm.  ror- 
ncmlich  zum  inländischen  Consnm  dienenden  Branntvefo  zn  rerhindcrn,  indem  si<- 
dem  Brf-Tiner  frestattet .  ^•-iiu  n  50er  (d.  h.  mit  60  Pf.  belasteten  GontinKent8>)Bnu)nt- 
wein  in  TOcr  u],  h.  mit  70  Pf.  ^-'I^i^teten)  ninznwandeln,  wenn  dieser  im  Aogenblick" 
anf  dem  Markte  mehr  (re^ucht  wird  und  ihm  für  jedes  Hectoliter  solchen  nrngcwan- 
delten  Sprits  ein  anf  20  M.  laotender  Gutschein  gegen  die  SteoercaMe  In  die  Hand 
kommt"  (Zello  r  a.  a.  0.  S.  .^r.r..  s.  auch  G.  v.  Mayr,  Wörterb.  d.  Verw.ilt.  T.  283'. 
—  Von  der  Aufhebung  des  Keiniicunfrszwangs  (18S9)  war  schon  oben  S.  708 
die  Bede.  —  Dnrch  Gesetz  Tom  8.  Jnni  1891  imrde  Itleinen  landwirthschaft» 
liehen  Brennereien  von  einem  bestimmten  ni(  'ri  n  Maximalbetrafre  der  Be- 
maischuntr  in  den  3  letzten  Jahren  eine  Erhöhung  ihre»  bteuercrm&ssifrtcn  Continrent? 
um  V&  und  für  gewisse  kleine  Brennereien  noch  andere  Erlcichterung^en  irewährt. 
auch  in  Betreff  der  Maisch-  nnd  Materialstcucr.  n.  A.  die  Stoßi?attun?en  der  letzteren 
Steuer  zum  Tlieil  etwas  anders  bestimmt,  die  Stcucrsltze  Bit  einem  niedrigeren  ersten 
ei^änzt  (25  Pf.  ?om  Hectoliter  Trcbcr  von  Kernobst  und  eingestampfte  Weintrelyer) 
nnd  fftr  ganz  Ideine  Brennereien  dor  MatArlalftcner  die  SStze  der  letzferan  herab- 
gesetzt  (Nr.  4  des  Gesetzes  von  1891  zum  41  ZiilVr  III  des  Gesetzes  von  1887). 
Erleichterunpen.  die  also  Tomemiirh  der  west-  und  sudwestdeutschen  Wein-  und  Obst- 
brennerei in  ihren  zahlreichen  Kleinbetrieben  zu  (Jute  kommen.  Zugleich  wurden 
dOTCh  das  {ren  die  Einfuhrzölle  etwas  vcrimdcrt.  für  Likör  der  beaondere 

Satz  von  l'^O  M.  für  100  Itr.  t  itüreführt .  bczw.  festpehalten  (§.  44  des  Go?et7ey  fon 
1887),  für  Fassbranntwein  aller  Art  der  Satz  auf  125  M,,  den  bisher  nach  Geseu 
von  1887  Arne.  Gognac  und  Bon  in  FIsswn  gezahlt  hatte,  für  sonstigen  auf  180  H. 
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gtiSeUt,  eiu  SatZi  den  bisher  aller  anderer  Branutweiii  ausser  Anac,  Cognac  und  £aia, 
flBtriehtel  hatte.   Hier  timt  loiiiit  eine  Erinftssigung  ein. 

Schon  diese  grosse  complicirte  Gesetegebang  von  1887  ist 
nach  Allem  nicht  nar  eine  Steaergesetzgebuog,  sonderD  zugieieh 
mit  eine  solche  znr  Regelang  der  inländischen  Spiritns- 
prodnction  ( Paasch e).  Darin  liegt  noch  ihre  besondere 
stenergeschiehtliobe  Bedetitiing.  Sie  hat  non  gerade  in  dieser 
Tendenz,  ohne  gleichzeitige  fiscalische  Tendenz,  d.  h.  ohne  gleich- 
zeitiges Hinstreben  anf  neue  Einnabmesteigernng,  eine  sehr  efaarae- 
teristische  noch  veischftrtte  Fortbildung  in  derselben  Ricbtnng 
durch  die  NoTclIe  vom  15.  Jnni  1895  erfahren.  So  ist  nun  vollends 
neben  (nicht,  wie  Paasche  sagt,  aus)  einem  wichtigen  »Steuer^'csetz 
ein  „Gesetz  einschneidendster  Art 'zur  Ke^^tlung  der  inländischen 
Spiritusproduction"  entstanden.  In  der  sclnvicri^^  gebliebenen  und 
zum  Theil  seit  1887  noch  schwieriger  gevv(H(l('nen  Lage  der 
Brennerei  —  so  in  Folge  der  abnehmenden  Ausluhr  verl'oigt  es 
den  Zweck,  „den  Schutz  der  landwirthschaftlichen  Brennerei  noch 
weiter  zu  verstärken,  die  Klcinbctriehe  gegen  die  Grossbetriebe 
noch  mehr  zu  begünstigen,  aut  die  Hebung  der  bpirituspreise  durch 
Förderung  der  Ausfuhr  hinzuwirken  und  das  Entstehen  weiterer 
preisdruckender  Ueberprodaction  möglichst  zu  verhindern"  (Faasche). 

Diesen  Zwecken  sollten  nach  dem  amtlichen  Plane  nnd  dem 
Gesetzentwort',  weicher  mit  Modificationen  Gesetz  geworden  ist, 
wesentlich  vier  Mittel  dienen:  „eine  Ver&nderang  der  Contingents- 
bemessnng,  eine  Beschränkung  der  Melassebrennerei,  die  Einführung 
einer  (offenen)  Exportprftmie,  die  EiniUhmng  einer  neoen,  mit  der 
Aosdehnong  des  Betriebs  wachsenden  sogen.  Brennstener,  die  nicht 
bloss  die  Mittel  zor  Gewährung  der  Ansfnhrzoschttsse  bieten,  son. 
dem  auch  die  kleinen  Brennereien  begünstigen,  die  grossen  aber 
von  allzu  weiter  Ausdehnung  ihres  Betriebs  möglichst  zurUckiiaiieu 
bollte"  (Paasche). 

S.  Paasche  a.  a.  0.  S.  Das  H;iaptsäfhliche  Jässt  sich  nicht  besser  zusamin  rt- 
fassen,  als  in  diesen  im  \  orauügubeudcu  aügctahrten  Wortcu.  Aach  Uber  den  luliait 
des  Gesetzes,  die  Behandiong  im  Keichstagu,  die  Kritik  b.  besondeis  Paasche'«  Aas- 
lUhnin2:en  eb.  8.  388 — 40G.  u.  A.  iiauientlich  über  die  verwirkcfte  Frage  der  Behand- 
lung and  Besteuerung  der  M elassebreuucrei,  auf  diu  ich  hier  nicht  näher  ein- 
gebe, unter  BeziigualuDe  auf  Paasche.  Er  sUmmt  doch  im  Ganzen,  mit  einzelneu 
Vorbehalten,  dem  Gesetze  bei,  ich  möchte  es  noch  etwas  weiter  thun.  Die  Ausfuhi 
hat  sich  doch  auch  mittlerweile  wieder  etwas  siuiütiper  e^csfaltet,  als  Paasche  beftlrch- 
tcie,  wit'der  gehoben,  wcni»  aucii  uicht  auf  ihren  i'rilhereu  Beiiag,  Das  Gesetz  ron 
1895  wird  wie  das  roii  1887,  uud  noch  mehr  als  dieses,  je  nach  dem  wiithschaflts- 
politischen  Standpunct,  verschieden  bciirtlunlt  werden.  Irh  billiso  es  aus  denselben 
GiOnden  wie  das  Gesetz  von  18^7  und  beziehe  mich  dafür  auf  das  Uber  letzteres  oben 
Getagte.  Die  „Begelnnf  der  Prodoction**  durch  ein  solches  Stevetgeseti  halte 
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ich  auch  meinem  aligemeiaen  rolks«rirthschaftspoliüscbcn,  socialpolitischea,  wie  finanz- 
uod  steucrpoIitiscbeD  Staudpunct  gemäss  fUr  zul&ssig,  die  Tcndeuz  des  Gesetiei 
hierbei  fbr  richtig.  Princip  und  Tendenz  entsprechen  der  in  meiner  „Grundleguiig** 
und  moiner'„Finanzwit^s*.'iiscliaft"  entwickelten  und  zu  bejrriinden  versnchton  AulTassnn? 
und  —  Vorgänge  wie  im  Gesetz  von  1887  and  IBÜd  sind  mir  eine  Bestätigung  dafür, 
dass  doch  mcli  die  lefislatitre  Pnzie  Dolens  vtAeas  in  diese  Richtimi:  gedrlngt  wird, 
nicht  aus  Parteilichkeit  fQr  atTrarische  Interessen,  sondern  aus  zwingender  Nothwendic- 
keit,  welche  mos  der  (iesammt^otwicklaog  des  modernen  \\  irthschaftslebens  hcrrorgeht. 
Wir  Verden  noch  mehr  Geeetxe  soldhen  Ghnrscters  und  solcher  Tendens  bekauinieo. 
Damit  braucht  man  freilich  nicht  mit  jftder  Einulhoit  doEsrtigor  GesetM,  Mch  nicht 
des  Gesetzes  von  ISOr^  nlioreinzustimmpn. 

8.  zum  Guijcu  von  l&Jo  die  Ausfuhrungsbestimmungen  vom  27.  Juni  181)5. 
Beichstegspapiere  von  1896.  Die  Steuertechnik  des  Gesetzes  von  1887  TerUieb 
im  Ganzen,  weshalb  cA  geutlgt,  auf  die  fruliere  Darstelluriij:  oben  S.  707  zu  rerreiscu. 

hat  dann  eine  Eiurerleibung  der  Veränderungen  der  KovcUe  von  1895  ins  Geseu  von 
1887  ZQ  einer  amtUcheD  neuen  Redaction  des  ganzen  Gesetzes  7on  1887  nacli 
Bekanntmai  hu tii.'  vom  17,  Juni  1895  geftihrt.  S.  das  Gesetz  u.  s.  w.  im  Fin.arch.  B.  12 
S.  808,  Schu  bert  in  dem  Aufs,  deutsche Branntweinsteuergesctzgebuugseit  1887  eb.  B.  14, 
S.  587  tf.,  Annalen  1896.  S.  377.  Ueber  das  Gesetz  ausser  Paasche,  Schubert  Zeller 
im  Schon berg 'sehen  Handbuch  a.  a.  0.  S.  554  11,  G.  t.  3Iayr  im  U'örterb.  d.  Verwaiu 
Supplb.  III.  S.  40,  V.  Heckel  im  H.  W,  T?.  <i.  St..  2.  Aufl.  II.  S.  1070  ff  ~  Auch  du- 
Abänderungen  des  Gesetzes  von  1887  im  Gesetz  von  1M*5  und  die  neuen  Bestimmungen 
des  letztoron  thet  die  oben  genannten  Puncto  enthalten  rielerlei  wichtige«  schwer  — 
und  ganz  jreiiUgend  ilberhatipt  nicht  —  /iisanimeiizufa.ssende  Kinzelheiteu,  weil  fa.-t 
jede  daron  besondere  Bedeutung  hat.  Ich  beschränke  mich  möglichst,  moss  aber  ob 
so  mehr  anf  Gesetz  vnd  AnsfÜhrongsanweisong  selbst  hinwdseo,  da  es  eben  auf  deo 
genauen  Wortlaut  des  Einzelnen  ankommt,  um  den  Sinn  richtig  zu  erfassen.  S.  ausser» 
dem  hierfür  und  znr  Begründung,  wie  zur  Kritik  der  cinzeliun  peset/.Iiclien  Be- 
stimmungen die  Keichstagsverhandlungen  un«i  die  üben  gen.  Liitcratur,  besonder^ 
Paasche's  Aufsatz. 

Nacli  dein  Gesetz  von  1895  sind  wieder  kleinere  Aendeninf?en  eingetreten ,  die 
im  Folgenden  gleich  mit  berücksichtigt  werden  zum  Theil  auch  dafür  den  Aul5&u 
Ton  Schobert  im  Pinanzarcbiv).  Das  Gesetz  Tom  4.  April  1898  hat  eine  andorweit« 
Festsetzuiifi  des  Gesaiimiii  diiiititjeiif^  der  Brennereien  getrollen.  Mit  dem  im  '/'Win  r  lu 
stehenden ,  aber  nicht  zur  Branntweinsteuergemeinschaft  gehörigen  Grosshcrzugthuu 
Luxemburg  ist  ein  die  Stcuerverhältuissc  berührendes  Abkommen  vom  Deutscheu 
Boich  tlbcr  den  Vorliohr  mit  Branntwein  rom  22.  Mai  1896  vereinbart  worden. 

Contingentirung  und  Steuersätze.  Die  Revision  de»  (iesanimtoont!n!re!»t>. 
des  Betrags  des  niedrigeren  Abgabesatzes  und  der  Neubemessung  der  Einzeicontiugentu 
ist  im  Gesetz  ?on  1895  fttr  alle  5  Jahre,  rordem  lUr  alle  8  Jahre,  in  Aassicht  ge« 
nommen.  um  grössere  Stahitität  in  die  Lage  der  Brennereien  zu  brinson.  Im  Geset? 
von  1895  verblieb  es  bei  der  Bestimmung  des  Gesammtcoutingeuts  mit  4.5  1- 
reinen  Alcohols  auf  den  Kopf  der  (7or-87er)  Stetlergemeinschaft  und  8  1.  der  siid- 
dentschen  Staaten  noch.  Im  Gesetz  von  1898  ist  aber  eine  andere  Fesi«etzunir  diose^ 
Contin^rents  angeordnet  worden.  Danach  soll  es  in  Zukunft,  vom  Jahre  1897  9!*  (1.  (Kt. 
ab  und  dann  in  jedem  5.  Jahre  für  eine  „Contingcntspcriode"  von  5  Jahren  uact 
dem  Durchschnitt  der  Branntweinmengen  festgesetzt  werden,  die  in  den  Torangegangeoeo 
5  Jahrrn  in  d'  H  verhranrh-al^irnLciiflichtigen  Inlaudsrerbraurh  überpofrangen  sind 
{vorbehaltlich  einer  weiteren  Herabsetzung  des  Contingcuts  unter  besonderen  üu- 
stinden  s.  Art.  I  des  Gesetzes  von  1898).  Fttr  die  8  süddentschen  Staaten  und  Hohen* 
zollern  wird  das  Confini:'  nt  wie  bisher  mit  */o  tlcr  Verhaltnisszald  des  i^anzen  Steuer- 
gebiets, nach  dem  K(  [>t  berechnet,  festgebtellt.  Das  Gesammtcontiiiir<'iit  hat  sich  in  den 
18Ü0er  Jahren  juhrlich  wenig  verändert,  es  war  rund  1894/95  -.li^'J.OOO  (Max.),  m 
den  4  folgenden  Jahren  2.171.000  —  2.171.000  —  2.176.800  —  2.175.000  1>^^*^  "  ' 
von  letzterem  Befratre  kamen  auf  die  i^  j>üddeutschcn  Staaten  258  000,  auf  No:  ! 
deutscblaud  (mit  Keichsiand)  1.922.000  hl.,  bei  einer  wirklichen  Erzeugung  von  bez«. 
290.000  nnd  8.526.000  hl.  Korddentschland  «borschritt  also  auch  jetzt  noch  seis 
Cuntingent  stark.  Sudd- tit-«  hlaud  tiur%  ,  niu'  In  diesen  Zahlen  ist  aber  der  verbraocliv 
steuerfreie  Branntwein  mit  enthalten,  —  Abweichend  vom  Gesetz  von  1887  ist  naci 
dem  ?on  1895  der  „zu  wissenscbafdicben  und  zu  Heilzwodten**  rerwendete  Branntveis 
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nicht  mehr  ohne  Weiteres  dem  zu  gcverbiichen  Zwecken  u.  s.  w.  vcrwoiidcton  in  der 
Steaerfreihcit  gleicbgcätellt,  sondern  kann  nur  eventuell  vom  Bunde^rath  von  der  Vor- 
bnnchsabgabe  freigelassen  werden. 

Erheblich  vt-rwickelier  sind  die  Bestimmungen  aber  «lic  leststellung  der 
iiiüxelcoatingeute  der  Brenuereieu  geworden  (vgl.  Norelle  ron  16^5,  Art.  I  unter 
2  mit  üeMtz  vod  1887«  §.  2.  Absttt  S— 5),  in  der  Hanptsaclie  so:  bei  der  Neu* 
coutingentirung  für  jede  fiuifjiihrii,'«;  P.  rioihj  (immer  iui  letzten  Jahr  der  laufL-iideu 
Peüode  fiir  die  folgende)  werden  l)  nach  dem  sogen,  „regelm&ssi <;c n  Vcrtalireü'* 
die  bisher  betheiligten  Brennereien  nach  Maassgabe  der  in  den  Torhcrgeheadeu  5  Be- 
tfiebsjahren  durchschnittlich  zum  niedrigeren  Abgabesatze  hergestellten  Alcoholmengen 
Wf^it<»r  bethciligt  (mit  einer  begiinitisii  iiJt  u  Spoc  ialbestimmung  fur  die  Berechnung  bei 
:>oichea  Brennereien,  die  ia  der  letzten  Periode  ihre  Contingentamenge  nicht  voll 
hergestellt  haben);  2)  eine  CoDtingenteminderang  tritt  bei  Betriebs- 
wechsel ein.  ncmlich  für  die  dickmaischeiide  Getreidebrennerei,  welche  während  der 
letzten  Periode  zur  Hefeerzeu^ung  Ubergegaugen  ist,  um  */.,  fur  die,  weiche  zuror 
aodere  Stoffe  als  Getreide  verarbeitet  hat  und  zur  Uefeerzeugung  uberg^augen  ist, 
um  and  wenn  sie  zur  Gctreidcrerubeitung  ohne  Ildfeeraengang  übergegeDgea  ist, 
um  *g  ^mit  Weiteren  Sperialhc.>timmnr.ei?nV.  3)  eine  Neu ve ranlagung  zum  Con- 
tiugeni  erfolgt  fUr  neue  betriebsfähige  laudwirihschaftliche  und  MaterUlbrennereien, 
ferner  mit  Rücksicht  aof  gewisse  landvirthschaftlicbe  Verhlltnisse  der  einxelnen  Brennerei 
für  bisher  betbeiligte  landwirthschaftliche  Brennereien  nach  sehr  specialisirenden  gesetz- 
lichen Normen  [s.  Novelle  von  1895,  Art.  I,  unter  2.  c,  1—4),  Alles  Ponctc,  in  denen 
die  Tendenzen  des  Gesetzes  einer  „Regelung  der  Spiritu.sproduction"  wesentlich  luii 
nach  agrarischen  Interessengesichtspuucten  hervortreten.  Aul  eine  ungünstigere 
iStellnng'  der  Gross  betriebe  zielt  die  Bestimmung  ab,  das^  bei  Brennereien,  deren 
tontiugeut  bei  der  periodischen  neuen  Fe«tstellaug  1500  hl.  ubersteigt,  dies  am  Vm>*  ^^^^ 
nicht  nnter  1500  hl.  herabgesetzt  «ird,  also  sie  entsprechend  den  Vortheil  des  niedrigeren 
Steuersatzes  verlieren.  Keu  am  Coutingent  bctheiligtc  oder  im  Oontinsrent  erhfihte  land- 
wirthschaftliche  Brennereien  dürfen  kein  höheres  Contingent  ab  800  hl.,  .Material- 
brennereien als  80  hl.  erhalten  (,die  unter  2,  c  des  Geseues  von  1895  aufgeführten). 
Landwirtbschaftlichc  und  Materialbrcnnereien,  die  zum  „gewerblichen'*  Betriebe 
ubergehen,  dürfen  Branntwein  zum  niedrigeren  Abgabesatze  Uberhaupt  nicht  mehr 
iier»iellen.  Erstere  beide  Kategorieen,  welche  in  einem  Betriebsjahre  nicht  mehr  als 
10  hl.  herstellen»  können  dagegen  die  Erlattbniss  erhalten,  Ihr  ganzes  Erzeugniss  som 
niedrigeren  Satze  besteuert  zu  erhalten:  eine  ]^  ^ilnstigung  der  K 1  e i  n s t betriebe. 
Gewerbliche  Brennereien  für  Kanotlel  gab  es  18U8  99  41  (fast  alle  in  Württembersr 
Qod  Baden),  landwirthschaüliche  5530  (besonders  im  prcussischen  Osten,  doch  auch 
in  buddeutschland),  gewerbliche  für  (ietrelde  dagegen  1064  (vornemlich  in  Preussen 
ausserbälb  der  alten  Ostprovinzen  Preussens,  i\nnu  in  Schlesien,  in  Wurtteuibersr. 
baden),  landwirthscUaftüche  7837  (in  denselben  Gebieten  vorherrschend);  die  Aicobol- 
prodoction  ist  in  den  landirirthschafUichen  Kartoffelbrennerden  gegen  die  gearerbUchen 
ganz  überlegen,  im  gen.  Jahre  mit  3.102.000  hl.  j^c^en  'OOO,  in  den  Getreidehrennereien 
dagegen  stärker  in  den  rrewcrblirhen,  mit  335.000  hl.,  als  in  den  landwirthschaftlichen, 
246.000  hl.  Fm  gewi.b5e  kleine  Brennereien  siud  die  Bcstimuiuugen  tlbcr 
Fixation  in  13  des  Gesetzes  von  1887  mit  kleinen  Acnderungen  verblieben 
(An.  I.  «ntcr  ^r.  4  der  Novelle  von  1895).  Die  allfremeinen  Steuersätze  der 
Verbrauchsabgabe  von  50  FL  für  den  Goutingentsbrauntweiu ,  von  70  iur  die  höhere 
Prodttction,  i&o  die  «Xiebesgabe",  sind  nnver&ndert  gelassen. 

Bronnsteuer.  Unter  diesem  Namen  ist  ein  neuer  Zuschlag  zur  Verbrauchs- 
abgabe eingeführt  worden,  und  zwar  in  vcrsrhi<*deni  r  IMhe  und  in  Stulensätzen  nach 
<iattongen  und  i'ruductionsgreniu  der  Brennereien,  in  der  doppelten  Tendenz,  Ucber- 
prodaction  im  (ianzen  mit  ihren  Nuchtheilen  fur  Absatz  and  Preise  zu  erschweren 
"iid  die  Klein-  und  kleineren  Betriebe  in  der  Goncurrcnz  mit  den  Gross-  und  grösseren 
Betrieben  gunstiger  zu  steilen  (Novelle  von  1095,  Art.  11,  ^.  1,  2,  neu  redigirtes  Gesetz 
«on  1887/95,  Abschnitt  3,  §  43  ti.).  Die  Brennstener  ist  eine  allgemeine  nnd 
eine  besondere.  Jener  unterliegen  nur  die  Brennereien  mit  Uber  300  hl.  Jalires- 
prodoction  für  das  Plus  über  300  Iii  hinaus.  Landwinhschafdiche  (im  Legaisinne) 
und  gewerbliche  Brennereien,  welclie  im  Betriebsjahre  weder  Hefe  erzeugen,  noch 
Melasse.  Rüben  oder  Rtlbensaft  verarbeiten,  haben  nach  einem  Tarif  von  12  Stufen 
(äOO— 600  hL  n.  s.  w.,  schliesiilich  Uber  3000  hl.)  einen  Zoscblag  ?om  Hectoliier  in 
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steigenden  Sätzen  7on  0.5  bis  scliliesslich  6  M.  Breonsteaer  za  zahlen :  andere 
Brennerdeii,  d.  b.  aUe,  iroleb«  H«fo  eneagea,  gewerbliche,  velche  Helaaie,  Babeiu 

Eubensaft  verarbeiten,  und  Materialbrennereion ,  haben  nach  einem  andeiea  Tarif  in 

r?  Srnfrn  foOO— ."00  hl.  n.  s,  w..  schliesslich  über  1700  hl.  Prodaction")  in  steieend«»!! 
buucn  t  buDfalls  0.5  hin  vum  Hcctoliter  Brenitsteuer  zu  entrichten.    Schon  am 

1.  April  bestanden  habende  landwirthschaftliche  Genossenschaftsbrennereien  unter- 
lirp^fn  aber  für  den  Umfaii?  ihres  bisbtTi?i'n  Betriebs  nnr  '"^  dieser  Sätze  der  Brenn- 
steuer, gemessen  also  eine  besondere  Begünstigung.  Eine  weitere  besondere 
Brennstener  wird  ausserdem  noch  in  zwd  anderen  Fftlleu  erbeben,  im  ersten,  um  die 
Ueberproduction  im  AllgemeiiHni.  im  zweiten,  um  die  Concurrenz  der  Brennereien  von 
Melasse  a.  s.  w.  gegen  die  anderen  za  erschweren.  Landwirthschaftliche 
Brennereien,  die  im  Betriebsjahr  Maischbottichsteoer  zahlen,  werden  ucmlich  für  den 
sogen.  Sommcrbrai»d  (jetzt  10.  Juni  bis  15.  Sept.)  und  für  den  8Vi  Monat  über- 
schreitenden Brand  in  der  übrigen  Jahreszeit  von  jedem  Hectoliter  ilirer  Prodnction 
(also  auch  der  unter  BOO  hl.)  einer  besonderen  Brennstcuer  unterworfen,  in  '6  Stafcn- 
sltsen  nach  der  Grosse  der  Prodmstion  (1,  8,  8  M.  Tom  Hectoliter.  je  nadident  sie  in 
der  genannten  Zeit  tafjrÜch  10.^0—1.500.  1500—  3000  und  Uber  3000  1.  Bottichraum 
bemaischeu.  Dafür  ist  aber  der  im  Gesetz  von  1887  (Art.  42  unter  II)  diesen 
grosseren  Brennereien  aufgelegte  Zuschlag  zur  Verbraucbsabgabe  im  Gesetz  von  1895 
fertgefallen  (Kovelle  von  1895,  Art.  I,  Nr.  7,  neues  Gesotz  von  1895,  §.  42). 

Die  zweite  besondere  Brennstetier  ist  ein  Ausfluss  der  den  Melassebrenncreien 
ungünstigen  ,Jlügulirungä-"  und  Steuerpolitik  des  neuen  Gesetzes.  Am  Contingent 
betiieiligte  gewerbliche  Brennereien,  die  Melasse,  Büben,  Rübensaft  rer- 
arbeiten,  haben,  wenn  in  einem  Betriebsjahr  ihre  Production  ihr  Contingent  um  mehr 
als  Vft  übersteigt,  für  jedes  weitere  Hectoliter  darüber  hioaus  noch  eine  Brenn^uer 
▼on  15  M.  zu  entrichten,  die  gleichen*  aber  nicht  contingentirten  Brennereien  baten 
für  ihre  Gesammterzeugung.  die  20.000  hl.  übersteigt,  denselben  Satz  Brenn- 
steuer zü  zahlen,  wobei  diese  20.000  hl.  auf  die  in  dpn  8  letzten  Jahren  betriebenen 
Brennereien  nach  dem  L'Uifant;  ihrer  Betriebsanlagcn  zu  verihcilen  sind.  Beim  IJeber- 
gang  dieser  Brennereien  zur  Uefeetzeugung  wird  die  Alcoholmenge,  die  der  Brenn« 
Steuer  von  15  M.  nicht  unterlieg-t,  mn  die  Ilrdfie  srekflrzt.  Neu  entstehende  Melasse- 
brennereien U.S.  w.  haben  aber  sogar  tur  ihre  gcsammte  Erzeugung,  auch  für  die 
unter  800  hl.,  dne  Brennstener  Ton  15  M.  ?em  Hectoliter  za  entrichten.  Diese  Be- 
stimmungen <::e^'en  diese  Brennereien  sind  mehrfach  besonders  bemängelt  word.n. 
auch  Paasche  (a.a.U.  S.  890  U.)  steht  ihnen  mehr  ablehnend  gegenüber.  Vom 
Standpunct  der  Gewerbefreiheit  und  der  „Freiheit  der  speculatiTen  Capitalanlagen  zur 
Ansbeatung  von  Gonjuncturen"  sind  sie  auch  nicht  zu  rechtfertigen.  Aber  ihre  £r- 
lassnng  ist  ein  neuer  Beleg  dafür,  da>s  eben  die  Noth wendigkeit,  diesen  Standpnnct 
zu  modificiren,  auch  in  der  Praicis  und  der  Gesetzgebung  beginnt,  mehr  anerkannt  zu 
weiden.  Die  besondere  Secbtfertigang  hat  man  in  der  regellosen  Production  gmde 
dieser  Brennereien  finden  wollen,  in  Folge  deren  sie  auch  beim  Rückgang  der  sonstigen 
Brcnnereiprodactiou ,  z.  B.  bei  geringer  Kartolfelemte ,  alsbald  gerade  die  ihre  ent- 
wickelten nnd  so  den  Markt  und  die  Preise  Terdarben,  wihrend  die  WohUdlheit  der 
Melasse,  deren  Entzuckcrung  noch  nicht  allgemein  erfolge,  besondere  Vortheile  für 
diese  Brennerei  böte  :s.  Paasche  a.  a.  0.\  Die  Gesammtmen?e  ihrer  I'rodnction  ist 
indessen  selbst  iu  Jahren  grosser  Erzeugung,  nach  den  früheren  Erfahrungen,  doch 
nicht  so  bedeutend  gewesen,  dass  man  ihnen  die  Schuld  an  der  Ueberproduction  ganx 
zuschieben  kann,  dar'n  Int  l'aasche  (§.  392)  wohl  recht.  .Aber  "in'^  Gefahr  lioert 
doch  immerhin  vor,  und  wenn  ein  Hauptzweck  der  deutschen  Branntweiuproductionb- 
Kegnlirungs-  nnd  Stenergesetzgebnng  erreicht  werden  soll,  die  Erhaltung  der 
Brennerei  als  1  a  n  d  w  i  nh  sc  ha  f  t  Ii  <■  hes  Nebengewerbe,  so  möchte  die  M  la -^- 
regel  doch  zu  rochtfertigen  sein.  Die  Alcoholpr<Kiuctiou  der  Melasscbrennerei  war 
von  1887/88— 98  99  in  1000  hl.:  75  —  77  —  84  —  201  —260  (1890—92  bei  stark 
renninderter  Kartotfelbrennerei)  —  106  —  96  —  218  —  1^. 

Die  Maischbottichstetier  wird  nach  d  m  G'esetz  von  1895  nur  noch  iu 
landwirthschaftlichen  Brennereien  ^nach  der  bisherigen  Legaldcfinition,  doch 
mit  einer  kleinen  Erweiterung  auf  gewisse  Fille,  (Novelle  ron  1895,  ArtI,  Kr.  6. 
I,  Absatz  '2)  und  z'R'ar  im  alten  Satze  von  1  M.  ?,]  Pf.  vom  Hfr'iditer  Rauminha!! 
des  Bottichs  und  für  jede  Einmai^chung  erhoben,  mit  den  bisherigen  stufen  weisen  Er- 
mässigungen des  Steaersatzes  für  kleine  BrennerMen*  die  nur  Ton  16.  SepL  .txüher 
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Fom  1.  üct.)  an  bis  15.  Juoi>  aber  im  Ganzen  nicbt  länger  als  8V.2  Monat  betrieben 
▼eid6li.  Für  die  Material  brennereien  sind  die  5  Gmttungsabtheilungeu  and  die 
StdOttsiize  des  Ucsetzes  ron  18D1  (oben  S.  712)  mit  den  Eriflichterang«!!  fUr  kleine 

Brennereien,  beibehalten  worden.  Die  Brennereien  ron  Molasse  11.  s.  w.  unterließen 
dagegen  der  Maiscbbotticbstener,  der  sie  nach  dem  Gesetz  ron  1887  mit  anterstanden, 
üMch  dem  ron  1895  nicht  mehr.  Alle  gewerblichen,  als  welche  jetzt  getetzllch 
oh-nr  ^^^  iT-res  alle  i:;elteii,  die  nicht  zu  den  landwirthscliaftlicheu  noch  zu  den  Material- 
brennereien  gehören,  haben  weder  die  Maiüchbottichsteuer  (wie  «cbon  bisher  die  ge» 
werblidieB  ntch  dw  DefinitloD  des  Gesetzes  tod  1887  nicbt),  noch  die  Branntwein- 
materialäteuer  zu  entrichten,  sondern  dafür  nunmehr  allgemein  als  Ersatz  den  Zu- 
schlaisr  des  (losetzes  von  1887  in  demselben  Botrage.  20  Pf.  für  1  1.  reinen  Alcohols, 
mit  den  früheren  Erinässi^rungen  fur  kleinere  Brennereien  unter  gewi^en  Bedingungen, 
nach  Korelle  ron  1895.  Art  I,  Nr.  6,  II.  Absatz  2,  Ermässigungen,  die  wibrend  der 
Monate,  in  denen  Presshele  cTZGUgt  und  jetzt  auch,  in  denen  Melasse.  Rüben  oder 
Bübeosaft  rerarbeitet  wird^  fortfallen.  Auch  lan d wirthscbaftlicbe  und  Ma- 
terialbreonerelen  kOD&en  nber  eof  ihreii  Antrag,  letztere  auch  ohne  aolcben 
Seitens  der  Steuerbeliörde.  von  der  Maischbottich-  und  Branntweinmaterialsteuer  jetzt 
frei  gelassen  und  zum  Ersatz  ZuschlSfren  zur  Verbrauchsabgabe  für  den  von 
ibaea  festgestellten  Branntwein  unterworfen  wirden  i^Novelle  von  1895  neuer  §.  42 
unter  III).  Nach  einem  nach  Art  der  Brennerei  und  der  Grftssc  der  Pruduction  ab- 
gestuften, nach  letztcrem  Moment  progressiven  Tarif,  wodurch  also  wieder  der  kleinere 
Betrieb  begünstigt  wird,  tritt  an  Stelle  der  Botüchsteuer  in  Brennereien  von  bis  100  hl. 
Jahrespredoctton  ein  Zuschlag  fOr  1  I.  in  Mon^n  oboe  Hefeerzengnnir  ron  12.  mit 
-olcher  von  16  Pf.,  bei  Jahresproduclion  von  100  150  hl.  bezw.  von  14  und  18  Pf., 
bei  grösserer  ProdacUon  von  16,  18,  20  Pf.  je  nach  der  ProductionsbOhe  gemäss  den 
Abstufungen  unter  Nr.  II  des  neuen  §.  42.  An  Stelle  der  Materiabiteucr  tritt  bei 
einem  Jahresbrand  bis  50  1.  ein  Zuaehug  vün  8,  Ten  50—100  1.  ein  solcher  fon  16, 
TOa  ftber  100  1.  von  20  Pf.  filr  1  I. 

Die  Aosf  Uhrvergütungen  sind  im  Gesetz  von  l^^ö  ebenfalls  anders  geregelt 
Vörden  (rgl.  f.  12  des  Gesetzes  ren  1^7  vnd  des  Gesetzes  von  1895  nach  der  NoTeUe 
von  1895,  Art.  I.  Nr.  ^).  Wcsentli(>li  wie  bisher  nach  Gesetz  von  1887  können  auch 
ans  dem  freien  Verkehr  ausgeführter  Trinkbranntwein,  sowie  Fabrikate,  zu  deren  Uer- 
stellnng'  Bmratwein  ms  dem-  freieii  Ywdtehr  verwendet  worden,  Radrrergütung  der 
Vcrljrauchsabgabe  erlaageii,  nadl  nUmen  Bestimmungen  des  Bundesraths,  ebenso  der 
Branntwein  fi3r  Ausfuhr  n.  s.  w.  eine  solche  für  die  Bottich-  und  Materialsteuer. 
Aber  es  8ii^d  jetzt  auch  eigen ilicbe  offene  Auaf uhrp ramiuu  hinzugekommen. 
Der  Betrag  dafür  ist  nach  Art.  II.  §.3  der  Novelle  von  1895  (Gesetz  von  1895,  §.48c) 
n  M.  (früher  für  Fabrikate  5  M.)  voqi  Hectoliter.  Für  den  zur  K  -i;  > '-reitung  rer- 
wcndeten  Branntwein  kann  eine  gleich  hohe  VergUtong  der  Breuoäieuer  gewährt 
werden.  IMese  YergUtungssStze  sind  jedocb  nicht  feste,  sondern  jfthrlich  vom  Bandesrath 
fur  das  folgende  Jahr  herabzusetzen,  wenn  die  Gesammtsumme  der  gezahlten  oder 
hei  voller  Vergütung  zu  /•thleTi  «rewesenen  Ver^rütunfren  für  das  abgelaufene  Jahr 
grüääer  war  als  der  gleiciizeiug--  Lrtru;j;-  der  lireimsteucr.  War  umgekehrt  die  Summe 
der  YergtUangen  kleiner,  so  können  au>  dem  Ueberschu.ss  nach  für  Branntwein  zu 
anderen  steuerfreien  Zwecken,  als  zur  Essii;bereituiig,  Vergiltunj^cn  bis  6  M.  fer  1  hl. 
gewährt  werden  ^äpecialbestinunung  noch  für  das  Jahr  1.  Oct.  1900/1901).  Hier  wird 
mitbin  der  Ertrag  der  Brennstener  for  solche  Primien  festgelegt,  d.  b.  die  grösseren 
Betriebe  und  die  Melassebrennerei,  welche  diese  Sondersteuer  tragen,  haben  die  Mittel 
zur  Zahlang  dieser  Prämien  zu  liefern,  ohne  directe  Schädigung  des  Fiscus.  Nur  der 
üeberschuss  der  Brennsteuer  verbleibt  diesem,  er  war  1885  96 — 98/99  1.759.000 
1447.000  —  778.000  —  170.000  M.  Die  gesammten  Ausfuhr-  und  sonstigen 
Vergütunj-"!!  waren  gleidueiti-  12.546.000—  ICr^inonO  ll.inn.OOO  1^^.49^.000 
Mark,  d.  b.  etwa  durchschnittlich  3  MÜL  Mark  höber  als  in  den  4  vorausgehenden 
Jabreii.  Die  Branntweinusfohr  ist  wieder  gestiegen,  sie  war  in  den  Jahren  1805—09 
(Kalenderjahr)  21038  —  24687  —  34476  —  38202  -  37271  t.  im  Werth  von 
5.2  —  6.6  —  9.5  —  12.1  —  11.5  MUL  Mark.  Die  Vorschriften  über  die  Brenn- 
steuer und  die  Ansfnhrprämien  (Art  II  der  Novelle  von  1895)  gelten  übrigens  nur 
bis  30.  Sept.  1901.    Das  Gesetz  von  1895  trat  am  1.  Juli  1895  in  Kraft. 

Die  Gesammtproditcrion  der  Brennerei  ist  nur  im  letzten  Jahre  1898/99  erheblich 
grösser  als  in  den  3  vorausgehenden  und  den  ersten  Jahren  nach  der  neuen  Gesetz- 
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Kcbuu^von  1887  (rewesen:  1894  95—98,99  2.952.000  —  8.334.000  —  3.101.000  — 
3.288.000  —  ö.Mii.üOü  hi.,  diese  grössere  Zitier  nameiiiiich  iü  Folge  stärkerer  Kar- 
lo  lelbn-nn -TlM.  Der  Trmkcoasum  ist  absolut  von  1892/93 — 97  08  ziemlich  biabil  hc- 
vusen,  reJautr  auch  ^auf  düu  Kopf  4.4  —  4.3  —  4.2  1.) ,  our  lö9ä;  99  »tÄrkei,  veii 
vennnthete  Prds^teigeningeii  zn  i^rOdsereii  StoaenbfertigiiaKea  fahrton  (4.5  1.  aof  den 
Kopfi.  Der  zu  g«nvorhIicIicn  Zw  ecken  u.  s.  w.  verwiMidete  RraimtR'oin  ist  nicht  un- 
erheblich  weiter  geäticgcu,  voa  1893/94—97/98  vuu  664.000  auf  2^89.000  liL.  1898/9^ 
aof  990.000  hL 

Der  (icsainmintertraic  (netto)  dor  Verbrauchsabgabe  mit  Zuschlag,  rar  in  den 
4  Jahren  I80r,0n-9H9Ü  119.04  —  119.91  -  120.41  —  130.58  Mill.  Mark,  der 
Maischbotiicii-  und  Matcrialatcuer.  ab/:Ut?lich  der  vorgenauaten  Aualuhrirergutuogeu. 
21.67  —  21.18  —  22.45  —  24.81  MiU.^  Mark,  der  Zölle  6.65  —  6.33  —  6.30  - 
6.51,  der  ganzeu  Branntweinsteuereinuahme  so  149.12  148.<2  —  149.94  ~  162.U> 
Mül.  Mark.  Daria  boüudet  »icli  luu  eiu  gauz  Ueiuer  Beirag  Aubgleichuugs-  und 
Uebcrgaugsabgabe  TOtt  Branniirein  aiu  Lnxembarg:  (5.6  ^  0.6  —  0.1  —  4.7  TMuend 
Mark  in  den  letzten  4  Jahren.  S.  Uber  die  speciellen  Besiiminungea  das  oben  geu 
Uebereiukommen  mit  Luxemburg.  Ks  wird  im  Allgemeioea  keine  Kuckvergatuag  noch 
Uebergaugsabgabe  im  Verkehr  gegenseitig  bezahlt,  fdr  den  Branntwein  im  freien 
Verkehr  werden  ftlr  den  Mehrimport  oder  Mehrexport  bestimmte  8ätze  angerechnet . 
Auf  den  Kopf  kommen  in  den  gen.  4  Jahren  2.84  —  2.79  —  2  77  —  2.95  Mark. 
Der  Ertratc  iat  also  i>eit  1888,89  relativ,  seit  1889/90  auch,  abge^eheu  vom  letzieii 
Jahre  1898/99,  abMlot  etwa»  xarücJigcgangeu. 

Eine  liscalische  Tendenz  und  einen  solchen  Erlols:  hatte 
das  Gesetz  von  1895  also  nicht,  in  atrrarpolitischer  uiid  all<;einein- 
volkswirthschattlicher  Kichtung  scheint  es  eher  günstig  gewirkt  zu 
haben,  wie  man  bei  »einem  Erlass  gewttnscht  hatte.  Für  die  Lage 
der  Brennerei  wird  Vieles  abhängen  von  der  Zunahme  des  Ver- 
brauchs von  Branntwein  für  gewerbliche  Zwecke,  besonders  für 
Beleuchtung,  wofür  wieder  die  Entwicklung  der  Technik,  ein  stark 
mit  entsclieidender  Panct  ist  (Spiritoslampen).  Sonst  ist  die  Orga- 
nisation des  Branntweinabsatzes  eine  Hauptsache,  welche  dnrch  die 
Interessenten  selbst  mittelst  genossenschaftlicher  Cartellbildnng  wohl 
in  die  richtigen  Wege  und  in  diesem  Falle  auch  in  zn  recht- 
fertigender,  dem  Gemeinwohl  nicht  widersprechender  Weise  geleitet 
worden  ist. 

Eine  Erhöhung  des  Steuerertrags  bliebe  freilich  anch  er- 
wünscht und  aiicli  zulässig,  und  zwar  mittel.st  Erhöhung  des  Satzes 
der  Verbrauehsabgabe,  die,  wie  bei  der  Zuckersteuer,  auch  wohl 
die  einzige  Steuer  werden,  d.  h.  ganz  an  ^Stelle  der  RohstotTsieuer 
treten  konnte,  wozu  es  in  der  Weitereutwi*  klang  der  Gesetzg«^bung 
vielleicht  auch  kommt.  Die  deutsche  Steuer  im  Ganzeu  ist  nach 
Höhe  des  Satzes  und  nach  Ertrag  immer  noch  sehr  mUssig,  ver- 
glichen mit  den  Steuern  anderer  Hauptläuder  (Grossbritannien, 
Kassland y  Frankreich).  Eine,  gewiss  mit  Hecht  zu  vermeidende 
Schädigung  unserer  Brennerei  als  eines  nach  unseren  Verhältnissen 
unentbehrlichen  landwirthscbaftlichen  Nebengewerbes  und  die  Ge- 
fahr, auch  bei  uns  die  Hintlberbildung  der  Brennerei  in  die  gewerb* 
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liebe  und  in  den  Grossbetrieb  zu  begünstigen,  sind  bei  einer  £r* 
boiiang  der  Verbraacbsabgabe  wobl  nicbt  zu  befttrcbten,  wenn  man 
langsam  and  immer  maassvoil  mit  der  £rhObang  Yorgebt  und  der 
laodwirüisobaftlichen  Brennerei  die  Stenerermassigang,  die  „Liebes- 
gabe*', im  Wesentlicbeo,  wenn  anch  Tielleicbt  anf  die  Dauer  nicht 
nothwendig  ganz  im  bisberigen  Satxe,  Ittsst,  sowie  Maassregeln  zur 
stärkeren  Belastung  der  grösseren  Brennereien  und  der  Melasse- 
brennereii  wie  in  der  gegenwärti^^en  Brennstener  beibehält,  oder 
ähnlich  Ton  Nenem  trifft.  Dies  lässt  sich  auch  Tolkswirthschaftlicb 
wegen  der  Bedeutung  der  landwirthschaitiichen,  besonders  der 
Kartoffelbrennerei,  rechtfertigen,  und  diese  Rücksicht  wird  auch 
immer  ein  Maasshalten  im  »Steuersatz  bei  uns,  auch  im  Verg:leich 
mit  demjenigen  in  anderen  Ländern,  empfehlen.  Dabei  wird  dann 
allerdinirs  i\urh  die  Steuer  nicht  so  ergiebip^  als  in  fremden  Staaten, 
wie  den  genannten,  werden  können,  in  welchen  eben  nicbt  80  ent- 
scheidende laudwirtbscbafüicbe  Interessen  mitspielen. 

Eine  Steigerung  der  Verbrauehsabgabe  von  Brannt- 
wein, die  den  Trinkbranntwein  yertheuert  oder  — 
schwächer  werden  lässt,  ist  gerade  hei  diesem  Artikel  trotz 
seines  ftberwiegcuden  Oonsnms  in  den  unteren  Glassen  gewisser 
Landestheile  kein  so  starkes  Bedenken,  wie  bei  anderen  Verbrauchs- 
steaerartikeln.  Denn  wenn  anch  so  diese  Branntweinsteuer  bei 
ihrer  etwaigen  Ueberwälzun^  auf  den  Consumenten,  gleich  anderen 
Verbrauchssteuern  und  Elniuhr/iillen ,  etwas  umgekehrt  progressiv 
wirkt,  80  muss  das  ehen  mit  der  Uuvermeidlichkeit  dieser  Steuern 
binf^enommen  und  iim>s  rs^  kann  es  aber  auch,  wie  immer  in  diesen 
Fällen,  und  wie  oben  s(  lion  mehrfach  hcrvor£:ehoben  wurde  (z.  R. 
8.  6^2)  durch  ent*:^cgengesetzt  wirkende  directe  und  Süustij;e  Steuern 
(Erbschafts-,  Verkehrs-,  Ötempelabgaben) ,  oder  durch  Verwendung 
der  Erträge  mit  zu  öffentlichen  Einrichtungen  ond  Leistungen,  die 
Tomemlich  den  unteren  Classen  zu  Gute  kommen  (Arbeiterver- 
sicherung  u.  A.  m.),  einigermaassen  eompensirt  werden.  Der  sani- 
täre und  ethische  Gesichtspnnct  anderseits  lässteine  Vertheuerung 
des  Trinkbranntweins  und  eine  dadurch  eventuell  mit  herbeigeführte 
Verminderung  des  Consums  oder  des  Stärkegrads  des  „Schnapses'^ 
nur  erwünscht  erscheinen,  —  freilich  in  Verbindung  mit  einer 
richtigen,  mehr  einschränkenden  Schankgesetzgebnng. 

Die  ungemeine  Complieation  einer  Frage  wie  die  der  Brann^ 
weinsteuer  mit  anderen  Momenten  und  die  grossen  steuertechnischen 
und  steuerpolitiscben  Schwierigkeiten,  welche  in  unserer  Zeit  eine 
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richtige  Liksuiio;  eines  solchen  „Kiuiuel*'  vou  Fragen  alier  Art 
bieten,  ergieljt  sich  aus  der  vorausgehenden  Darstellung  der  Branut- 
wcinsteuergesetzgebuDg  im  Deutschen  Keiche  zur  Genüge.  DaoiU 
müobte  ich  es  auch  rechtfertigeo,  hier  im  Habmen  eines  finanz- 
wissenscbaftlicben  Werks  und  in  dieser  sonst  mebr  nur  orientireo- 
den  Bebandlung  der  Beiebsbesteaerang  diesem  Gegenstand  einen 
so  iinTerbllltnissm&ssig  grossen  Ranm  in  diesem  Band  doch  nocb 
gewidmet  zn  haben  ^  trots  der  wiederholten  Vorbehalte  in  dieser 
Hinsiebt  y^Knrz^'  nnd  doeb  genügend"  ISsst  sieh  dieser  Gegen- 
stand einmal  niebt  behandeln,  noeh  weniger  als  die  Znckerstener. 

§.  210. — f)  Die  Frage  der  K ei chsbes teuer uug  in- 
ländische n  Weins.  Nach  der  Reichsverfassnng  wäre  das  Reich 
competent,  auch  eine  innere  Keichsweinsteuer  neben  seinem  Zoll 
auf  fremden  Wein  einzuftihren.  Bei  der  zwar  nicht  sehr  erheb- 
lichen, aber  doch  ht  ganz  unbede  utenden  einheimischen  Wein- 
production  und  bei  der  KeichBbesteueruug  der  beiden  anderen  aico- 
boliscben  Getränke,  Branntwein  und  Bier,  läge  auch  der  Gedanke 
an  eine  Reichsweinstener  nahe.  Einmal  würden  nur  durch  eine 
solche  aneb  die  Consnmenten  von  Wein,  welche  in  den  Weinbau- 
ländem  diesen  doch  tbeilweise  statt  der  anderen  steuerpfliobtigen 
Getränke  verzehren  nnd  sonst  den  wohlhabenderen  BevOlkemngs- 
schiebten  angehören,  angemessen  mit  Getränkestenem  belastet,  was 
vom  Gesichtspnnct  stenerpolitisch  gleiehmSssiger  Behmdlang  an 
sieb  zn  verlangen  ist  Sodann  wirkt  der  Oonsnm  einbeimiseben 
Weins  doeb  nothwendig  etwas  auf  die  Vermindemng  des  zoll- 
pflichtigen fremden,  ancb  wird  der  Weinzoll  trotz  nnseres  relativ 
kleinen  eigenen  Weinl)aus  ohne  nebenhergehende  innere  Steuer 
immerhin  etwas  aus  einem  Finanzzoll,  als  welcher  er  fungiren  soll, 
zu  einem  ISchutzzoll.  Indessen  ist  es  bisher  zu  einer  allgemeinen 
Reichsweinsteuer  ttir  den  heimischen  Wein  nicht  gelvoaimen.  Kin 
Versuch,  eine  solche  Sieui  t  18;»8  einzuführen,  ist  misslungen. 
Öteuerpolitisch  ist  dies  zu  bedauern,  aber  steuertechniseh  ist  es 
erklärlich,  weil  die  Veranlagung  und  £rbebung  einer  inneren  Wein- 
Steuer,  in  welcher  Form  auch  immer  sie  erl'olge,  auch  in  der  da- 
mals geplanten  Umlauf-  und  Wertbstener,  mit  ausserordentlichen 
Verkehrsbelästigongen  nnd  Controlen  nnvermeidlicb  verbunden  ist 
Diese  lassen  sich  allenfalls  ertragen,  wenn  man  seit  lange  daran 
gewl^hnt  ist,  wie  in  Frankreich  und  anderen  Weinbauländem,  auch 
in  Sttddeutschland,  oder  lassen  sich  einigermaassen  als  nothwendiges 
Mittel  hinnehmen,  auch  bei  einer  NeueinfUhrung  einer  Weinstener, 
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wenn  man  auf  diese  Weise  eiue  vielleicht  sonst  ertorderliche  und 
anderweit  schwer  zu  bescbaftcnde  Staatseinnahnie  von  erheblicher 
Höhe  erreicht  nnd  die  Schutzzolhvirkung  des  Weinzolls  ohne  ueben- 
liergehendc  innere  WeinRtouer  den  heimischen  Weinbau  stark  fördert 
und  so  den  Zoilertrag  wesentlich  schmälert.  Das  war  nnd  ist 
jedoch  die  Sachlage  in  Deutschland  nicht,  schon  wegen  der  aus 
Uimatischen  Grtinden  i\.  s.  w.  nur  beschränkten  Ausdehnungsfähig- 
keit des  heimischen  Weinbaus.  So  mOchte  es  doch  wohl  gerecht- 
fertigt sein,  von  einer  allgemeinen  inneren  Beichsweinstener  auch 
fernerhin  abzusehen.  Vielleiohty  dass  diese  Steuer,  dann  aber  aueh 
besser  als  Landes-  (Staats-),  (wenn  nicht  als  Communal-),  denn  als 
Retchsstener  in  Verbindung  mit  einem  allgemeinen 
WirtbshauB'  und  Ausschanklicenzsystem  sich  noch  am 
Ersten  einbürgern  Hesse,  freilich  gerade  in  dieser  Form  dann  auch 
wieder  mit  dem  nicht  unwichtigen  Bedenken,  dass  dabei  der  private 
iliiusconsum,  d.  h.  tbatflächlich  der  Weinconsum  der  woblhabeodeu 
Classen  eben  steuerfrei  bliebe.  Dass  das  Fehlen  der  inneren 
VVeinsteiier  kein  durchschlagender  ürund  gegen  die  aus  mancherlei 
Erwägungen  passend  erseheinende  Erhöimng  der  norddeutschen 
Biersteoer  ist,  wurde  schon  oben  (S.  692)  nachgewiesen. 

Etwas  anders  als  die  Frage  der  allgemeinen  inneren  Wein- 
ateuer  liegt  diejenige  einer  besonderen  Steuer  und  dann  allerdings 
wohl  am  Passendsten  einer  Reicbssteuer  auf  einheimische 
Schaumweine.  Eine  Steuer  auf  solche  hat  mehr  einen  Luxus- 
stenercharacter,  damit  freilich  trotz  principieller  Berechtigung  das 
steuerpolitische  und  steuerteehnische  Bedenken  aller  „Luxussteuern'', 
die  einen  einzelnen,  individuell  sehr  Terschieden  sich  gestaltenden 
Luxusconsum  wiliklihrlicb  herausgreifen,  wie  dies  auch  bei  bezüg- 
lichen Einzelstaatssteuern  oben  mehrfach  hervorj;:ehoben  wurde. 
Die  innere  Schauuiweinsteuer  bildet  aber  allerdings  ein  auch  ünanz- 
politisch  er\^iinscbtes  Coniplenient  und  Seitenstück  des  Zolls  auf 
Iremde  bcliauniweine,  zunml  eines  höheren,  wie  des  neuesten 
deutschen  von  l'.KK)  fo.  H.  <ib2),  um  diesen  Zoll  nicht  zu  sehr  zu 
einem  Schutzzoll ,  ^^egen  das  Finanziuteresse ,  sich  entwickeln  zu 
lassen.  Das  ist  hier  ;iuch  in  deutschen  \  erliältnissen  mehr  als 
beim  allgemeinen  Weinzoll  zu  befürchten,  weil  die  Ausdehnung  der 
heimischen  Schaum weinproduotion  in  merklichem  Grade  und  so  die 
Coneurrenz  dieses  Weins  ge^cn  den  fremden  leichter  als  beim 
Wein  im  Allgemeinen  ist  Auch  die  Besteuerungstechnik  und  der 
Controlapparat  einer  inneren  Schaumweiusteuer  sind  freilieh  unver- 
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meidlich  auch  wieder  mit  manchen  Belästigungen  flir  die  Produ- 
ceiiti  11  verbunden,  und  auch  nicht  eranz  einfach.  Aber  sie  siüd  doch 
ungliicU  wenip^er  schwierig  und  verwickelt,  als  bei  einer  allgemeinen 
inneren  AVeinsteuer.  Da  die  Schanmweinsteuer  als  Verbrauchs- 
steuer auch  weit  weniger  Bedenken  als  die  anderen  inneren  und 
die  uieiRten  Finanzzölle  hat,  ho  ist  sie  auch  wegen  dieses  Umstandg 
wohl  bei  uns  zu  recbttertigeo.  Ein  practisches  Bcdenkeo  bleibt 
Dur  der  geringfügige,  auch  bestenfalls  za  erwartende  Ertrag,  der 
es  immer  wieder  zweifelhaft  macht,  ob  maD  um  seinetwillen  ehie 
solche  Steuer  einfuhren  soll  und  ob  die  sonst  für  diese  Steuer 
spreehenden  Grflnde,  wie  die  aogeftthrten,  wichtig  genug  sind,  aoeh 
dieses  Bedenken  znrttcktreten  zn  lassen. 

Ueber  die  aUdfemeine  finanzwIitseRäcliafUiclie  Fr»ge  der  Weinstener  s.  im  ScbOn- 
berg'schen  Handbncll  4.  Aofl.,  B.  3,  Abth.  1,  Abb.  ?on  Zeller.  S.  507  ff",  (in  den 
fraheren  Anflagen  von  Lehr,  Schall),  den  Artikel  ron  v.  Heckel,  im  H.  W.  B.  d.  St 
1.  Aufl.,  B.  6,  mein  Finanzgrandriss  1.  A.,  S.  93—95.  Cebor  die  Gesetzgebung. 
Steucrtechnisches  n.  s.  w.  eb..  G.  v.  Mayr,  Art.  Welnsteiier  im  Wörterbuch  der 
Verwalt(i!i>!:  II  und  in  dim  ?*  Siiiiiiloint-rifhänden.  Die  Weinsteuer  der  4  suddeutscben 
Staaten  ist  oben  dargestellt  worden,  i).  212  WOrttembeig,  S.  2G3  Baden,  S.  344  Hesseo, 
S.  410  ElsMS-Loiliringcn,  mehrfach  mit  kiitischea  lil^emefneD  Bemerkungen  tor 
ganzen  Fingen 

Reichs -Weinsteuer-Gesetzentwxirf  vom  21.  Nor.  (o.  A.  anch  im  Fin.arrh. 

JB.  13,  S.  378,  mit  BegrttndaDg  und  statistittcbcn  Beilagen,  darüber  Ycrhaodlungcu 
besondeie  Januar  1894  im  Reichstag,  G.  r.  Mayr  im  WSiterb.  d.  TerwaH.  8.  8iippl.b. 
S.  297).  Der  Plan  ging  auf  Besteaerong  des  Naturweins.  Scbaomweins  und  Kunst- 
weins in  Form  einer  Wort  faxten  er  von  bezw.  15.  20,  "/^  rom  Worth  der  3  gen. 
Kategoriccu,  wobei  aber  geringer  Naturweiu  bis  50  M.  für  1  hl.  .steuerfrei  sein  soUte. 
Die  Steuer  sollte  als  Ycrbrauchsabgabe  den  zam  Consum  bestimmten  fn-  nnd  an»* 
ländiscliL'ii  W\in  treffen,  bei  letztcrem  daher  rnm  Einfuhr/oU  hinzutreten.  Stcncr- 
püichtig  war  fdr  Natur-  und  Schaumwein  der  Kleinhändler  und  Verkäufer,  für  Kunst- 
wein  der  Zollpfllchtiire  oder  der  Hersteller.  Als  steuerpflichtiger  Werth  sollte  der 
Kaufpreis.  Ijci  fremdem  Wein  incl.  Zoll,  gelten,  nach  Ancabc  des  Steuerpflichtigen, 
eventuell  mit  Verpflichtung,  wenn  eine  Factora  ausgestellt  worden,  diese  vorzulegen. 
Die  Controte  bestand  u.  A.  namentlich  in  der  Versend nngscontrole  (Gesetzentwurf 
§.  27),  indem  alle  Weinversendangen ,  dio  nirlu  schon  unter  ZoUcontnde  stattfanden, 
vnm  Verseud4'r  der  Steucrbehf^rde  des  ^'c^sendunfr«prts  anzumelden  waren.  Der  Er- 
trag war  veranschlagt  fur  Wein  (incl.  fremden,  nicht  ganz  7^  des  gesammten)  roh 
auf  1499,  rein,  nach  Abca^r  Ton  15%  Venraltnofskosten^  auf  12.74  WXL  Mark, 
Schaumwein  roh  auf  5.35  Mill.  Mark  (incl  über  ^j^^ow  fremdem),  rein  auf  4.54  Mill. 
Hark,  zusammen  rein  auf  17.28  Mill.  Mark,  wozu  noch  der  nicht  veranschlagte  Ertrag 
der  Konstwein&teaer  gekommen  w&re.  DerWeiozoU  ergab  1890—94  im  Durchschnitt 
17.88  Hill.,  es  w&re  also  eine  Verdopplung  dieser  Einnahme  eingetreten,  wenn  diese 
AnschlSffp  zutrafen.  Ausser  prinripifilen  nnd  practischeti  EinwAnden  begegnete  der 
Plan  auch  einer  amtlichen  Opposition  von  i^citcn  Württembergs  unter  Berufoui^  auf 
eine  Art  halber  Zusage  in  Betreff  eines  bezOgllehen  Besenratreehts  an  diesw  Staat 
Der  Plan  misslang  so. 

Die  Ei  iizelstaaten  sollten  nach  demselben  den  der  Keichssteuer  unterworfenen 
Wein  in  keiner  Form  mit  eigener  Laudessteuer  belegen  dürfen,  wohl  aber  Naturwein, 
den  das  Reich  nicht  besteoerte,  also  den  bis  50  M.  Werth  vom  HectoUter,  doch  nvr 
bis  zu  15%  vom  Werth,,  oder  T'/g  M.  von  1  hl.  Für  die  Land  es- Weinsteuem  ent- 
hält der  Zollvereinsvertrag  rem  8.  Juli  1867  (Art  d,  IL  §.  2}  die  fieschränknog,  das« 
bei  Werthstenem  der  Satz  nicht  Ober  IV«  Thlr.  von  ZoUcentner  oder  5  Tnlr.  von 
der  Obm  (120  prenss.  Qnart)  — « 10.92  M.  vom  Hectoliier,  bei  Abgalkon  ohne  Bflekaicbt 
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»af  den  Werth  25  Sgr.  vom  Centner  oder  2  Thlr.  23Vt  Sgr.  xou  der  Ohm  sein  durfte. 

Abgaben,  die  nach  einer  Claartfication  der  WeiBberge  erbeben  verden,  ist  kein 
Maziaram  ftlr  die  Landesweinstener  festgestellt  worden. 

Die  Gemeinden  fnnd  Corporationeii')  dflrfcn  Weinstener  für  ihre  Rcchnang 
auch  Dur  nach  den  beschränkenden  Bestimmungen  des  Zolivereinsvertrafts  vou  IS67 
7  erbeben,  einmal  nar  in  den  sogen.  ..eigendicben^  WeinUnderu.  d.  h.  nur  in 
Bni^m .  Wontemherg,  Baden,  ehemaligem  Nassau,  auch  im  Keichslande,  sodann  nur 
höchtseos  mit  2Ö  %  des  zultodgea  Staatssteuorsat^es.  d.  h.  höchsteoü  mit  2  M.  18  PI 
und  1  M.  21  Pf.  ftlr  1  bl.,  je  nachdem  die  Abgabe  mit  oder  ebne  RQcbsicbt  anf 
den  Werth  erhoben  wird  und  nur  ftlr  Wein  aus  dem  Zollrcreinsgebiet.  Höhere  Communal- 
abiraben  ftlr  Wein  blieben  aber  in  den  Gemeindon.  wo  «olchc  bereits  bestanden,  weiter 
zuiasaig.  Die  Gemeinden  des  Reichslands  sind  für  ihre  i  ictrota  von  dicken  Be- 
Bchrinkiingen  grSsstentheils  befreit.  Wünsche,  diese  Beschränkungen  allgemeiner  be- 
seitigt zu  sehen,  sind  öfters  hervorgetreten,  die  an.ilocjcn  I{<'S(  lirilnkungen  für  commu- 
nale  Steaern  auf  Bier  und  Branntveiu  sind  auch  durch  Keichsgesetz  vom  27.  Mai 
1885  theiltreise  beseitigt  worden.  Bei  Wein  war  das  solange  nidit  ml^ieb,  als  der 
HandelsFcrtrasr  mit  Spanien  von  18jH3  bestind,  weil  darin  jede  innere  Steuer  auf 
äpanischea  Wein  und  in  Folge,  dessen  nach  der  Mcistbcgilnstiguogi^clansci  auch  auf 
den  meisten  sonstigen  fremden  Wein  antersagt  war.  Mit  Ablauf  dieses  Vertrags  am 
31.  Jan.  1892  war  die»  Hindernis*  fortgefallen.  Im  Gesetzentwarf  ron  1898,  ^.  18 
(ans  dessen  „Begründung"  »Ii  •  voranj^cr  henden  Daten  zum  Theil  entnommen  sind) 
sollten  die  bestehenden  Beschiuiikuitgeu  lallen  und  die  Erhobung  örtlicher  Verbrauchs- 
abgaben  Ton  Wein  allgemein  gestattet  werden  kennen,  unter  Innebaltang  ron  Maximis 
dafür  (bei  Werthbestcuernnsr  von  di-r  Reichssteuer  unterliegendom  Wein  mit  '/s 
Sätze  dieser  Steuer,  anderenfalls  mit  3  M.  vou  1  bl.,  bei  anderem  Wein  15  %  oder 
77«  H.  rom  Hectoliter,  docb  so,  dass  die  Geme1nde<«teiicr  mit  der  Landesstener  18  % 
oder  lOV»  M.  für  1  hl.  nicht  tibersteige).  Mir  1  ai  Fallen  des  Gesetzentwurfs  sind 
atj(  h  diese  Bestimmunjren  nicht  Gesetz  eewordcn.  Auch  spätere  legislative  Versuche, 
die  Beschränkungen  für  die  Weiiisteuur  der  Gumeiadeu  zu  beseitieea,  Mnd  nicht  ge- 
langen (8.  G.  f.  Mayr  im  Wörterb.  d.  Yenralt,  8.  Snpplb.  S.  298). 

Zur  Würdigung  der  Frage  der  allgemeinen  inneren  Weinsteuer  ist  die  Aus- 
dehnung des  deutschen  Weinbans  zu  beachten.  1889 — 1898  standen  im  Ertrag 
zwischen  120.935  ha.  (1889)  und  116.137  (1890),  1898  116.279,  davon  im  preusn, 
Nassau  und  Rheinland  15.247,  sonst  in  l'i.'Ussen  2685.  in  baier.  Pfalz  12  690.  üntcr- 
franken  7837,  in  Wurttemberir  1(>.H07,  Bad.u  IT.ntls.  Il.-M«n  12.437,  Rcichsland 
30.721.  Best  im  übrigen  Gebiet,  Der  Ertrag  schwankte  in  jener  Periode  zwiscben 
748.462  bl.  oder  6.8  vom  Hectar  in  1891  .  5.050.874  oder  48.4  vom  Hectarin  1896. 
im  Mostwerth  von  lOO.n  Mill.  ( Vi.^rteljahrsheft  des  Keichsstat.  u.  stat.  Jahrb.'i.  Die 
\\eineinfuhr  im  Zollverein  war  in  Fibsern  1895 — 99  jährlich  zwischen  63.7l>0  und 
T1.600  t.,  im  Werth  von  33.2—36.9  Mill.  Mark,  dazu  noch  Wefn  in  Flaschen  für 
-3 — *  ß  Mill.  Mark  (ohne  Schaumwein).  Die  Weinausfuhr  belruj-  m  i  a">-»ern  12.150 
bis  13.400  t  für  8.8-9.02  Mill.  Mark,  in  Flaschen  für  6.5-8  Mill.  Mark. 

üeber  den  Verkehr  mit  Wein  ist  ein  ^ew^erbepolizeiliches  Gesotz  vom 
20.  April  1892  erlassen  worden,  dessen  Umänderung  im  Jauuar  1901  im  Reichstag 
durch  einen  Gesetzentwurf  angebahnt  worden  ist. 

Der  Entwarf  eines  Schaumweinstouergesetzes  i>t  dein  Ividi^fasr  ara 
31.  Januar  1901  (Beicbstagspapiere  Nr.  127)  vorgelegt  worden  und  wird  mutbmaass- 
Hch  mit  einigen  Abftnderuni;cn  angenommen  werden.  Der  geplante  Steuersatz  ist  für 
»US  Frucliiwein  bergestelltcn  Schaumwein  20  Pf.  för  die  Flasclie,  für  anderen  mittelst 
Hascbengährun!;  hers-estelllen  60.  nicht  so  Isert'f^steüten  4^  Pf  Die  Steuer  soll  sich, 
nach  der  Art  der  neuen  Zucker-  und  Brannt Weinverbrauchsabgabe,  au  den  Productions- 
betrieb  anschllessen  und  zn  entrichten  sein,  wenn  der  Wein  aas  der  Stenercontrole 
in  den  freien  Verkehr  tritt,  und  zwar  von  deTnieni<r>'n ,  d.M"  ihn  zn  ffpier  Vr-rfn<rnntf 
erh&lt.  Der  Plan  entspricht  einer  Ku^olution  des  Kcichstags  vom  9.  Juui  1900  bei 
(ielegenheit  der  Frage  der  Kostendeckong  der  Flottenirennehrung  ond  der  damals  ein» 
getretenen  Erhöhung  des  Schaumweinzolls  von  80  auf  120  M.  von  e.  1'  .,  auf  2''4M. 
für  die  Flasche  (Gesetz  vom  14.  Juni  1900.  am  1.  Juli  in  Kraft  irotretcn).  Der  — 
Oösichere  —  Ertragsanschlag  für  diese  Steuer  L>'t  5.42  Mill.  -Mail  roh  und  5.15 
Min.  hfnrk  rän.  Anschlag  der  bisherigen  inneren  Schanmweinprodnction  c.  12  Mill. 
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Flasclien,  woron  mit  Flascbengährung  8,  Ansfabr  1896 — 99  c  1  Mill.  Flaschen  für 

2  Mill.  Mark  jahrlich,  Eiofohr  c.  1.4  Mill.  Flaschen  fttr  c.  5.7  Mill.  Mark. 

Ueber  die  Zölle  s.  o.  S.  658,  ^9.  662.  Der  Weinzoliortrag  var  18d4 

bis  1899  c.  15.5  Mill.  Mark  jährlich. 

§.  211  —  c).  Die  Verkehrssteueru  oder  Stempel- 
ab gaben  (nebst  Terwandten).  Der  Einheit  des  WirthscbaftB 
gebiets,  den  Interessen  des  Verkehrs,  besonders  des  Gieditverkehrs 
und  des  handelsmässigen  Umsatzes  von  beweglioben  Werthen 
und  Waaren  im  Bürsenrerkehr  widerstrebt  eine  particnlaristische 
Mannigfaltigkeit  der  gesetzlichen  Bestimmangen  ttber  die  beute 
sogen.  „Verkebüssteaern''  in  Stempelform,  wie  die  deatscbe  Tordenii 
im  besonderem  Maasse.  Die  ErricbtoDg  des  Norddentseben  Bandes 
und  des  Dentscben  Beicbs  musste  daber  auf  diesem  Stenergebiete 
eine  Unifieation  der  Gesetzgebnng  mittelst  Uebertra^ung 
aof  Bond  nnd  Reicb  nabe  legen.  Die  finanziellen  Interessen  der 
Einzelstaaten  stemmten  sich  dem  auch  nicht  so  stark  entgegen,  weil 
die  bisheri^^e  Entwicklung  tiiesei  Abgaben  —  zum  Theil  wegen  der 
früheren  geringeren  Verkehrsentwicklung,  zum  Theil  wegen  der 
techniHchen  Schwierigkeiten  der  Durchführung  von  Stempelsteaero, 
zumal  im  ranicnlarrecht  kleiner  Staatsgebiete. —  keine  sehr  be- 
deutende, der  Ertrag  so  ein  absolut  und  relativ  treringer  gewesen 
war.  Die  Uebertragung  dieser  Steuergrappe  auf  das  Keich  griö 
daher  anch  nicht  tief  in  die  Finanzen  der  Einzelstaaten  ein.  Das 
Reicb  war  anderseits  der  geeignete  Körper,  diese  Steuern  richti:: 
zu  entwickeln,  nnd  konnte  darin  eine  erwttnscbte  Einnahmequelle 
sich  erOffiaen,  ohne  mit  den  Finanzen  der  Etnzelstaaten  in  beson- 
deren Confliet  zu  kommen.  Die  politischen  Interessen  nnd  Wtinsche 
dieser  Staaten  bezflgltch  möglichster  Festbaltung  ihrer  eigenen  Ver- 
waltang  des  Stenerwesens  waren  bei  diesen  Stenern  anch  nicht 
weiter  gefährdet,  wie  sie  es  bei  den  directen  Stenern  *  gewesen 
w&ren  oder  doch  zn  sein  schienen.  So  boten  diese  Stenern  neben 
den  Zöllen  nnd  den  besprochenen  inneren  Verbrancbsstenem  ein 
geeignetes  Object  für  die  Keichsgesetzgebung  und  die  Reichsfinanzen. 
Fraglich  konnte  dabei  nur  in  einzelnen  Fällen  die  Abtrennung 
zwischen  neuen  Reichsstempel-  und  verbleibenden  Landesstempel- 
abgabeu  sein.  In  der  Hauptsache  war  diese  Abtrennung  durch  die 
Verhältnisse  gegeben ,  indem  der  M  o  biliar  w  e  r  t  h-Verkeiir  im 
Wesentliclion  dem  Reiche  zur  Bcstcnei iing  übel^^iesen,  der  Immo- 
biliarwerth verkehr  der  Einzelstaatsbesteuerung  belassen  wurde. 

Nach  IJebernahrae  des  Wechselstempels  schon  auf  deu 
Norddeutschen  Bund  in  1869  hat  das  Reich  denn  auch  diese 


Digitized  by  Google 


Veriiehissteaera  oder  Slempelftbgaben. 


725 


Bestenernng  uacb  und  nach  an  sieb  <;e/,(  L^en  und  ausgebildet,  ins- 
besoodere  in  versrhiedenen  Gesetzen  von  18H1  ,  1885,  1894,  1900 
über  R  e  i  c  Ii  8  s  t  e  m  p  e  1  a  b  g a  b  e  n  von  Actien ,  Kenten ,  Schuld" 
verBchreibungCD,  Schlnssnoten  und  Bechoungen,  Lotterieloosen,  Aus- 
spielüogen  ti.  s.  w.  im  ßörseDverkebr,  tod  Kaof-  wie  sonstigen  An- 
schaffaDgsgeBcbäften  ttber  Wertbpapiere ,  b^rsenmässig  gebandelte 
Waareo  n.  A.  m.  (j^itnensteuer^'),  Schifisfrachtorknoden.  Daza 
traten  dann  noeh  die  änsserlich  ähnlichen,  stenerpolitigch  and 
gacblieh  verschiedenen  Stempelabgaben  von  Spielkarten  1878 
und  die  statistisebe  Gebllbr  Tom  Waarenverkehr  mit  dem  AnB- 
lande  1879,  femer  die  aber  wesentlich  nnr  die  Landesfinanzen  be- 
rührenden Abgaben  im  Gerichtswesen  (Geriehtskosten). 

Eine  Art  Verk ehrssteuer-System  in  Stempelform  bilden 
unter  (Iii  sen  Stempelsteuern  «liojeni<rcn  von  Werthpapieren  u.s.w. 
(Emissionsstempelj  und  Börsengeschäften,  sie,  nament- 
lich die  Steuern  für  letztere,  sind  wenigstens  aus  primitiven  Formen 
in  18S51  durch  die  Gesetzgebung  der  späteren  Zeit  zu  einem  solchen 
System  mehr  und  mehr  ansgebildet  worden,  sie  können  in  gewisser 
Weise  übrigens  auch  als  eine  systematische  Erweiterung  des 
Wechselstempels  angesehen  werden.  Die  Besteuerung  der  Lotterie- 
loose schltesst  sieh  an  diese9  System  der  Verkebrssteuem  in 
Stempelform  nnr  ftasserlicb  an,  ist  aber  sonst,  steaerpolitisch  be* 
trachtet,  doch  verschiedenen  Characlers.  Die  Eotwicklang  des  Ver- 
kehrs einer-,  diejenige  der  Gesetzgebang,  besonders  mittelst  erhöhter 
StenersStKC  nnd  mittelst  Verwandlung  von  festen  in  proportionale 
Umsatzabgaben  im  Börsenverkehr  anderseits  haben  dieses  Stener- 
systero  auch  allmälig  wesentlich,  wenn  auch  mit  starken  Sehwank- 
ungen  nach  dem  jeweiii^^'u  Verkehrsumfang ,  der  Emissionsthätig- 
keit,  den  Börsenumöätzen,  ertragsreicber  gemacht.  Und  die  leidige 
Entwickln der  Lotterieen  aller  Art,  besonders  der  Staatslotterieen, 
hat,  in  Verbiudunir  ntit  der  Steigerung  der  AbgabcsUtze,  wenigstens 
den  Vortheil  gehabt,  dem  Keiche  aus  diesem  Titel  ebenfalls  erhöhte 
Einnahmen  zuzuftibren.  Die  Ocsammteinnahme  des  Reichs  aus 
allen  diesen  ,,8tempelabgaben"  ist  so  im  Laufe  der  Zeit  erheblich 
gewachsen,  sie  ist  indessen,  an  sich  nach  ihrem  absoluten  Betrage 
betrachtet,  wie  im  VerhUltniss  zu  den  übrigen  Stenererträgen  des 
Boichs  nnd  zn  den  Einnahmen  anderer  Staaten  aus  diesen  und 
verwandten  Abgaben  (Stempel-  nnd  Begisterabgaben),  immer  noch 
nicht  eben  besonders  hoch,  selbst  wenn  man  die  Staats-  und 
Stempelerträge  snmmirt    Dass  der  Hanpttbeil  dieser  Stempel- 
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einnahineu  des  Ivcichs,  nemlich  tlei  ganze  Ertrag  der  „Biirsensteuer'*, 
zunächst  mit  zu  den  „L'eberweisungen"  an  die  Einzelstaaten  ver- 
wendet wird,  wurde  früher  erwähnt  (S.  653). 

Im  Vergleich  za  den  Zöllen  und  inneren  indirecten  Beiche- 
steuern  erscheinen  die  Beiehsstempelabgaben  ganz  überwiegend 
als  Stenern  y  welche  die -Masse  der  wenig  bemittelten  Reicbs- 
bevVlkerang  und  der  unteren  arbeitenden  ClaBsen  nieht  erheblich 
mit  belastet  (von  einem  Theil  des  LotCeriestempels  etwa  abgesehen), 
sondern  theils  die  am  Credit-  nnd  Börsenverkehr  betheiligte  Ge- 
schäftswelt, theits  die  wohlhabenderen  Classen  nnd  die  Specnlanten- 
kreise  (in  den  Emissions-  und  Umsatzstenern)  vomemlich  treffeo. 
Das  ist  ein  stenerpolitischer  Vortheil,  wenigstens  im 
Ganzen  angesehen,  wenn  auch  diese  Verkehrs-  oder  Stempel- 
steuern immer  uur  eiue  rohe  Form  der  Besteuerung;  darstellen,  nii 
den  obersten  Principien  der  Theorie  der  Steuervertheilung  und  den 
Postulaten  rationeller  Praxis  dafür  bemessen.  Es  ist  daher  doch 
1881  ff.  lind  wieder  lÖOO  richtig  gewesen,  neben  den  Zöllen  uuti 
Verbrauchssteuern  auch  diese  Stempclabgaben  zu  eutwickeln,  um 
(luKh  ihren  Ertrag  andere,  im  Ganzen  die  leistungsHihigeren  Volks- 
tbeile,  zu  den  Keichslasten  mehr  mit  heranzuziehen.  Ob  man  darin, 
sb  mit  der  eigentlichen  Belastun«^  des  Hörsenverkehrs,  schon  zn 
weit  gegangen  sei,  sei  es  in  der  Form»  Berecbnungs-  nnd  Erhebongs- 
art,  sei  es  in  der  Höbe  der  Stenersfttze  dieser  Abgaben,  besonders 
der  Umsatzabgaben,  wie  in  Interessentenkreisen  dieses  Verkehrs 
Öfters  behauptet  worden  ist,  möchte  zu  bezweifeln  sein.  Immerhin 
wird  aber  auch  in  dieser  Hinsicht  nicht  zu  weit  gegangen  werden 
dürfen,  soweit  es  sich  nemlich  darnm  handelt,  einen  in  seiner 
Function  unter  unseren  heutigen  wirfhscbafUichen  VerhSltnisseD 
auf  dem  Boden  unserer  privatwirthschaftlichen  Organisation  nnd 
Rechtsordnung:  einmal  geboteneu,  auch  volkswirthsc  ha  t  tlich 
nothwendi^eii  und  heilsamen,  Credit-  und  Bürseuverkebr  —  nicht 
einen  solchen,  welcher  lediglich  die  Conjuncturcn  und  die  weniger 
geschäftskundigen  \01kskreise  ausbeutet  —  IpIk ns  und  leistungs- 
fähig zu  erhalten.  Dabei  kann  ja  ixern  zugegiluii  werden,  da.«» 
die  Grenze  zwischen  diesem  legitimen"  und  „illegitimen"  Verkehr 
schwer  genau  zu  bestimmen  und  auch  verschiebbar  ist.  Vorhanden 
ist  sie  f^leichwohl  nnd  die  Aufgabe  des  Gesetzgebers  ist  eben,  sie 
möglichst  richtig  zu  ziehen.  Insofern  sind  solche  Stempel-  nnd 
BOrsensteuergesetze  freilich  auch  wieder  nicht  reine  Stener- 
gesetze,  sondern  zn gleich  mehr  oder  weniger  solche  zor 
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„Regulirnng"  des  Kapitalien-,  Credit-  iirid  Börsen- 
verkebr8,  wie  die  neueste  Zucker-  und  Branntweinsteuer  (S.  685 
und  S.  713)  solche  zur  Regelung  der  bezüglichen  Prodiiction  sind.  Es 
ist  zum  Verständniss  dieser  „Besteuerung  der  Börse"  wichtig,  sich 
dieses  Cbaracters  der  Gesetzgebung  bewusst  zu  sein.  Die  letztere 
bildet  wieder  ein  beachtenswertbeB  Glied  in  einer  allgemeineD,  halb 
noch  nnbewusst  unter  dem  Drange  der  Verhältnisse  sich  ToUzieben- 
den,  halb  schon  bewusst  geleiteten  »^entwicklangsgesetzinftssig^^  er- 
folgenden Hinttberbildnng  reiner  Stenergesetze  mit  in 
wirtbschaftlieh-soeiale  Regnlirnngsgesetze  der  Prö- 
da ction  und  des  Verkehrs,  —  meines  Erachtens  ein  neuer 
practueher  Beleg  fflr  die  in  meiner  „Grandlegnng"  and  meiner 
„Flnanzwissenscbaft'^  vertretene  principielle  Anschanang  and  itlr 
die  Bereehtigong  der  von  mir  dort  gezogenen  Folgerungen  und  anf- 
gestellten  Fordemngen. 

Die  einzelnen  betreffenden  Keichsabgaben  werden  hier  in  ihrer 
lii-t  irischen  Entwicklung  seit  186^)  kurz  dargestellt,  zunächst  der 
^\  ('  (  h  s  e  !  s  t e  m  p e  1 ,  dann  die  Abgaben  von  börsengängigen  Wertb- 
Iiai)ieren  und  GeRchäften  u.  s.  w.,  Abgaben,  welche  mit  mehr  oder 
weniger  Recht  unter  dem  Namen  „Büraenstenern''  zusammen- 
gefasst  zu  werden  pflegen,  zuletzt  die  sonstigen  Stempelabgaben» 
Daran  fügen  sich  einige  Worte  über  die  Gericbtskosten  nach 
den  Reiehsgesetzen.  Znm  Scbloss  werden  einige  der  oben  S.  667 
in  $.204  erwähnten  sonstigen  Reichsabgaben,  bezw.  Ein- 
sah mezweige,  znm  Theil  gebtthrenartiger  Natnr,  in  diesem  Ab- 
schnitt korz  mit  herangezogen. 

a)  Der  Wechselstempe!  bedurfte  wegen  der  Mannigfaltigkeit 
des  Particnlarsteaerrechts  im  Norddeutschen  Bande,  der  CoUisionen 
dieser  Rechte  nnter  einander,  der  mehrfachen  Bestenemng  derselben 
Wechsel  mit  verschiedenen  Landesstempeln  und  den  ans  dem  Allen 
hervorgehenden  Verkehrsbelästignngen  und  gelegentlichen  Steuer. 
überbürdungcn  des  Wechselverkehrs  nach  den  Ereignissen  von  1866 
am  dringendsten  einer  unificirenden  Reform.  Diese  war  nur  in 
Verbindung  mit  der  Uebertragung  dieses  Stempels  au  den  Bund 
betriedigend  auslulirljar.  Dazu  kam  es  denn  auch,  mit  nach  An- 
regungen aus  den  niichstbetheiii^^teii  Interessentenkreisen  (Deutscher 
Handelstag),  bereits  im  Jahre  1869,  mitteist  Gesetzes  vom  10.  Juni. 
Unter  gleichzeitiger  Aufhebung  aller  beztiglicben  Stempelabgaben 
in  den  Einzelstaaten  des  Norddeutschen  Bundes  wurden  Bundes- 
Weehselstempelabgaben  eingeführt,  deren  Ertrag  in  die  Bundescasse 
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fliessen  sollte.  Die  Stempelpflichtigkeit  betraf  ge zöge ii  o  und  eigene 
Wechsel  im  Bundesgebiete  ( ausschliesslich  Tlohenzollern)  und  ver- 
schiedene diesen  gleichgestellte,  ein  Zalilungsvcrsprechen  entlialtende 
Papiere,  von  und  aafKauilcute  ausgestellte  Anwoisuniren  auf  Geld- 
auszahlungen, mit  gewissen  Befreiungen,  unter  diesen  nanieiitli*  Ii  vin 
solchen  Wechseln,  die  vom  Ausland  auf  das  Ausland  gezogen,  nur 
im  Auslande  zahlbar  sind  und  von  gewissen  vom  Inland  auf  das 
Ausland  gezogenen  Wechseln.  Auch  kleinste  Wechsel  nach  dem  Geld- 
betrage wurden  stenerpflichtig,  daher  auch  die  bisher  in  Prenssen 
nnd  Hamburg  stenerfreien  bis  50  Thlr.  (diese  jetzt  mit  1  Sgr.),  der 
Steneraato  war  normal  Vt  Promille  der  versebriebenen  Snmme  in 
bestimmten  StnfenbetrSgen.  Die  Erhebung  der  Stempelabgaben 
erfolgte  fernerhin  durch  die  Behörden  der  Einzelstaaten  unter  Be- 
nutzung Yon  BundeS'Sfempetmarken  und  'Blanketts,  mit  Gew&hrung 
einer  anfangs  hohen,  von  1876  an  auf  2  %  der  in  dem  betreffenden 
Staate  debitirten  Marinen  u.  s.  w.  festgesetzten  Provision.  DerVe^ 
kauf  der  Marken  wurde  Übrigens  alsbald  den  Bnndespost&mteni 
Uberliaj^en.  Xacb  der  Errichtung  des  Deutscheu  Kelches  wurde 
diese  norddeutsche  Steuer  auf  Grund  des  Gesetzes  von  1869  zur 
Keichssleuer  gemacht  uud  dcmgcmäss  auf  die  süddeutschen  Staateo 
ausgedehnt.  Abänderungen  des  Gesetzes  erlbigten  durch  Gesetz 
vom  4.  Juni  1879,  wodurch  der  Stempeltarif  etwas  verändert  und 
der  neuen  Währung  und  dem  Mfinzfuss  ange})asst  wurde.  Der 
Ertrag  ist  langj^am  absolut  und  relativ,  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung berechnet)  etwas  gewachsen,  schwankt  aber  begreiflich 
nach  dem  Geschäftsgang  nicht  unerheblich.  £r  bietet  fttr  diesen 
einen  Maassstab  mit. 

GMetz  vom  10.  Juni  1869,  dua  im  Lauf  der  Zeit  fencbiedene  AveAkbrnngs- 

hcstiminniif^en.  Uber  die  Bt  rc  linunfr  der  Wechselvaluta  in  fremden  Wähninfren  (nach 
3  des  (lesetzes  von  IBOHK  über  Srempolmarkcn  n.  s.  w.  in  den  Jahreo  1869,  1870. 
1871,  18T.S.  1HT8.  1879.  1880.  1881.  1882.  1884,  1886  C*.  Reeister  des  Relchii|r«etz- 
blatt  von  1867/%  unter  dem  Wort).  I8l»9.  Das  üesetz  von  1809  ii.  A.  in  den  Annalcn 
18G9.  S.  1017,  mit  Motiven  und  Stellen  ans  (]om  Cominissionsbericht.  S.  1011,  Atitr5?e 
deü  Deutschen  iiandclstags  eb.  S.  63.  Kintuhrune  dos  Gesetzes  von  186^  in  Haiern 
durch  tiefieez  vom  22.  April  1871.  Gommeniar  mehrfach,  so  von  Hoyer.  Land- 
prraf,  Schwarz,  <iaapp  (in  öfteren  Auflagen)  u.  A.  m.  S.  Art.  Wechselstcmpel- 
üteoer  im  Wörterb.  d.  Yerwalt.  von  Laudgraf  IL  H,  872.  von  Lehr  im  H.  W.B.d.Si. 
1.  Aufl.,  B.  VI.  Statistik  im  Centmlhlatt  fOr  das  Deotsche  Beleh.  danach  in  deo 
reichastaliBtlschen  Publicationen.  auch  im  reich^^statistischen  Jalirbuch. 

Von  Einzf»lheiten  im  (ierntz  von  18n<t  znr  Erc^nzting  des  Obiiren  noch 
Folgendes,  Im  Interesse  der  Wechselarbitrage  uut  üeni  Ausland  tiad  im  Gesetz, 
ireccn  den  Entwurf,  sopcn.  Anslandswechsel  befreit  worden  (s.  Comn)iäsion>])<'n€)it}* 
Vom  Inland  :iijf  d.i^  Ausland  2:070^011^  nur  im  Aibland  /aliUmn'  WinIisoI  sin»!  nor 
dann  frei,  wenn  sie  auf  bicht  oder  spätestens  innerhalb  10  Tagen  nach  Ansstelloos 
zahlbar  vAnd  und  vom  Aitsstetler  direct  ii»  Aasland  remittin  werden.  Ueber  die  des 
WeobaelR  in  RetrefT  der  Stempelpflichtigkdt  gleichgestellten  Anveisnngen  v.  s.  nsd 
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die  Befrciunfrrii  dabei  s.  das  EiiiztlriL'  in  §.  24  des  ücseUes.  Befreit  sind  iiamt-nUich 
Sicht -i'Uuauwöi&Uügeu  QDd  (Jheciib.  ..Subjectire  Befreiungen  voü  der  iiimdu»- 
stempeiabgftbtt  finden  eiclit  statf^  (§.  26).  Die  tu  deii  eiuzelueu  Staaten  etwa  be- 
sieheiidou,  auf  läbtijren  Privatdteln  berulieiick-n  und  landcs^esetzlich  nicht  ohne  Ent- 
äcLädigUüff  auf  hebbaren  Befreiaugcn  waren  aufzuheben  und  die  Eutüch^iguiig 
dafür  ereutvell  au«  der  BoDdebcasbe  zu  zahlen  (s.  Näheres  in  §.  26).  Die  Eutrichtiuig 
des  Stempels  liegt  bei  inländischen  Wechseln  dem  Ausbit^IIer,  bei  ausländischen  dem 
ersten  inlftudibchon  Inhaber  ob,  in  beiden  Fällen,  che  der  Wechsel  aus  den  Händen 
gegeben  wird  i§.  G).  Aber  solidarisch  yerhaftet  iur  die  Abgabcentrichiuug  sind  alle 
Personen,  welche  an  dem  Umlaufe  de«  Wechsels  im  Bundesgebiet  Theil  genomneu 
haben  4,  5),  daher  auch  der  Arceptant,  Indo^^ant.  Erweiber  des  Wcchsel^i  u.  s.  w.). 
Erlulit  wird  die  Zabiuugsverpliichtung  belrclis  der  Abgabe  durch  Benutzung  des  rich> 
tigeu  BundesutempelUaakette  für  die  Aussiellung  dee  Wechsels  oder  Vervendaiig  der 
•rlurderlicheu  Buudesiitempelmarlkcn  auf  dem  Wechsel  unter  Erfiillun;,^  der  bundes- 
luthiichen  Vorschriften  über  die  Vorwendun^swcise  der  Marken  (§.  13),  uameuliich 
auch  Uber  die  bogen.  Caabirungaari  (Ca:>suuouaveruierkj.  Der  Tarif  war  im  Gesetz 
vou  1869.  §.2:  1  Sgr.  für  Wechsel  bis  50  Thlr..  l'/j  Sgr.  fur  solche  von  über  50 
bis   100  Tbir.,  3  Sgr.  far  über  100  bis  200  Thlr.,  4'/^  ^t?r-  200  bis 

300  IbJr.,  fttr  jede  lOO  Thlr.  mehr,  aagefaugeuc  100  fur  voll  gerechnet,  1'/«  Sgr. 
('/^  **'oJ  m^hr-   Im  Gesetx  ren  1879  sind  die  jent  nltenden  S&tze:  bei  Summen  bis 
200  M.  10  rr,  über  200  bis  400  M.  20,  über  400  bi>  000  M.  30,  über  600  his 
«00  M.  40,  Uber  800  bis  1000  M.  '0  Pf.,  für  jede  weitere  auch  nur  angefangene 
1000  M.  50  Pf.  Stempel  mehr.    Durch  Multiplicaiion  des  Wechseistempelertrags  mit 
2000  Laon  daher  der  fielrag  der  überhaupt  im  Jahre  in  Umlauf  gekommenen  Wechsel 
annähernd  berechnet  werden,  aber  da  die  Lauffri^t  nicht  bekannt,  wenn  auch  Ubauce- 
mäsäig  lesbteheud  im  Durchschnitt  ist,  und  der  Tarif  »ich  nicht  nach  diesem  Moment 
abatoll  —  steaerpolitisch  eiu  Mani^el.  steaerteeliniseh  aber  nicht  wohl  andem  211 
machen  — ,  SO  ist  der  Hetraj;  des  Durchschuitlsumlaufs  ron  Wechseln  nicht  oder  nur 
auf  Grund  rou  Coujecturen  zu  ermitteln.   Mit  dem  Debit  der  Steupeimarl^eu  und 
Bluikeits  irurden  vou  Anfang  an  die  Postanstalten  des  Norddentscben  Bundes 
(Belanniuiachuu^^  vom  13.  Dec.  1869),  später  des  Reichs  und  Baierns  und  Württem- 
bergs betraut.  —  Die  Unterlassung  der  Stempelung'  von  Wechseln  oder  die 
ungenügende  Erfüllung  der   Stempelpf iich t  zieht,  wie  im  bisherigen 
btempelrecht,  keine  allgemeioeii  Kechtsnaehtbeile,  wie  UDgiltiickeit  des  Weelisfib  oder 
Cnkla-rbarkeit,  bonden»  nur  Geldstrafen  nach  sich  (§.  15  If.),  im  Betrage  des 
50-facheu  der  hiuterzogenen  Abgabe,  ahto  2*/«  %       Weck>elsumme ,  und  zwar  vou 
Jedem  besonders  und  ganz,  der  mit  baftW  ibt,  auch  ron  inlftodiscbeu  Maklern  und 
Unterhändlern,  die  wissentlich  unversteuerte  Wechsel  verhandelt  habL-n.    Im  ünver- 
inrrf^erisfaU  findet  aber  keine  VcrwandhuMr  d'-r  (itldstrafc  m  Kreiheitastrafe  btait,  Bei- 
treibung mittelst  (irundi»tuck-SubliH&tati«ii  nur  mit  Einwilligung  des  Verurthellten«  fiüls 
ll^^er  eitt  InJ&nder.   Das  Strafverfahren  liebtet  sich  nach  den  Bestiounaugeu  ded 
Verfahrens  wegen  Vcrpfchens  gcpen  die  Zollgesetzo  innerhalb  des  Zollf^cbiets  und  boiist 
uacli  den  ßestimmungen  wegen  Vergehen«  gegen  die  Landeästempeige^etze.  Verjährung 
der  Hinterziehung  in  5  Jahren  vom  Ausstellunghtage  des  Wechsels  an.  Zur  Controle 
über  die  Erfüllung  der  Stempelpflicht  sind  zunächst  die  mit  der  Controle  des  Lande.^- 
»tempelweseus  betrauten  Boht^rden  und  Beamten  in  derselben  Weise,  Jttit  den  gleichen 
Befugnissen  auch  bei  deut  Bundeswechselsiempel  verpHichiet.    Auwer  den  Steuer- 
behörden haben  alle  Siaaia-  und  Communalbehörden  und  Beamten  mit  richterlicher 
und  Poli/.eigewalt,  auch  Notare  und  andere  Beamte,  welche  Wechsciproieste  ausfertigen, 
die  VerpHichluug,  die  ihnen  voikomuenden  Wechsel  auf  ihre  richiigc  Stempelung  zu 
prüfen  und  Zuwiderhandlungen  gegen  das  Gesetz  <ur  Anzeige  bei  der  tiisttadigen 
Behörde  zu  hritigen.    Besondere  Bebiiminungen  betroffen  die  Anferti^^ung  unechter, 
Fälschung  echter,  wissentlichen  (iebrauch  falscher  und  uefidschier,  wissentliche  noch- 
malige "Verwendung  bereits  benutzter  Stempelmarken  (§.  23).  Das  Gesetz  trat  mit  dein 
1.  Jan.  1870  in  Kraft  —  Der  Ertrag  des  Wechselhtempels  war  im  Deutschen  Beicb 
1873/74  7.S5  —  7.04,  1.  Ajaif  IS^i  82  Ü.73,  l^vR      6.S'.t.  lb'J8/J9  10.99  Mill. 
tbis  dahin  ilax).  auf  den  hopi  in  den  ISSOer  Jahren  14—15,  spater  15  —  16  — 
17  —  18,  1898/99  20.2  Pf. 


7^         6.  B.  Ueberaiditeii  der  fiesteiieninK.  BaicbsbestoueroDg.  %,  211. 


/V )  Die  Einfiibruu^^  und  Entwicklung  der  sogen.  B  i»  r  s  e  ii  s  t  e  u  e  r 

—  ein  nicht  ganz  zutrefiender  Ausdruck,  da  auch  Anderes  aU 
Börsenpapiere,  Böraenwaareu  und  Börsengeschäfte  getroffen  wird 

—  von  1881  an,  nach  vorangegangenen  Anläufen  und  misslUDgenen 
legislativen  Versncben,  steht  in  VerbindoDg  mit  der  neneren  £Dt- 
wickluDg  des  ganzen  Börsen-  und  sonstigen  Gesehttfts-  and  Oredit- 
▼erkebrs  und  des  beweglichen  Kapitals  flberbanpt  einerseits,  aowie 
anderseits  mit  der  Stellangoabnie  der  Öffentlichen  Meinung,  der 
socialen,  wirtbscbaftlichen  nnd  politischen  Parteien  aosserbalb  und 
innerhalb  des  Parlaments^  des  Reichstags,  scbliesslicb  der  amtlichen 
Regieruugskreise  zn  diesem  Verkehr,  aar  Börse  und  zu  den  Ver 
bältnissen  des  mobilen  Kapitals.  Diese  Znsammenhftnge  sollen 
hier  nicht  weiter  verfolgt  werden,  nind  aber  zu  beachten.  In  der 
Stelluuguahnie  der  ütTeutiichcn  Mtinuii^^  und  jener  iudirect  und 
direct  ein-  und  mitwirkenden  Factoreu  sind  Veränderungen  ein- 
getreten. Im  Ganzen  in  der  Kichtnug,  dass,  Ireilich  nicht  ohne 
lebhaften  Wi  lei  s])ruc*h  der  uUchstbetheiligten  Interessentenkreise, 
der  Börse  u.  s.  w.,  ihrer  Press-  nnd  Partei  Vertretung,  die  grosse 
Entwicklung  des  Jiinseuverkehrs,  der  Speiulations-,  besonders  der 
Differenzgeschät'te  darin,  die  Function  der  Börse  im  volkswirtli. 
schafüichen  Getriebe,  der  Erwerb  von  Einkommen,  Vermögen,  Rcicli- 
thum  dabei  nach  Art  and  Höbe  nnd  in  den  verwandten  Thätig- 
keiten  der  Emissionen  von  Anleihen  aller  Art,  der  Einführung  ans- 
ISndiscber,  öfters  wenig  solider  Werthpapiere,  der  „Gründungen" 
n.  s.  w.  weniger  optimistisch,  am  nicht  zu  sagen  pessimistiseb,  an- 
geseben  nnd  beortbeilt  werden.  Es  Ug  daher  der  Gedanke  nahe, 
eTcntnell  auch  mittelst  eigener  Besteuerung  dieses  Verkehrs 
nnd  einer  seiner  Grundlage,  der  Emission  von  Werthpapieren, 
regulirend  in  diese  Verbältnisse  einzugreifen.  Mit  ans  diesem 
Gesichtspuncte  ist  die  Gesetzgebung  des  Reichs  Uber  die  Stempel- 
abgaben  für  diesen  Verkehr  (Hchlussnoten,  Kcchnungen,  Kauf-  luul 
sonstige  Anscballungsgeschäfte)  und  ftir  die  neue  Emission  und 
Einführung  von  Werthpapieren  hervorgegangen.  Ob  und  wie  weit 
ein  solcher  Gesichtspuuct  principiell  und  praetisch  berechtigt  ist 
und  seine  P*et(»Igung  Erfolg  in  der  augedeuteten  Richtung  ba])eu 
wHrde  und  seit  Einführung  der  beztiglicben  Abgaben  gehai)t  bat, 
darin  sind  freilich  die  Ansichten  von  vornherein  auseinander  ge- 
gantren  und  thun  sie  es  noch  heute.  Ein  sicherer  Beweis  hinsicht- 
lich des  Erfolges  ist  auch  bei  der  Verwickeltheit  der  einwirkenden 
Umstände  nicht  zu  fUhren.  leb  bin  geneigt,  den  Gesicbtspunct  dir 
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berechtigt  anzusehen  und  anch  einen  gewissen  irffnstigen  Erfolg  an- 
zimchmen,  will  und  kann  indesHen,  ans  deii  niehrlach  angedeuteten 
GrUudeO)  in  diesem  Abscbuitte  iUr  jetzt  nicht  mehr  auf  diese  Seite 
der  Frage  eingehen.  Meine  principielle  Auffassung  hängt,  wie  bei 
der  in  einer  Hinsieht  verwandten  neueren  Zucker-  und  Branntwein- 
besteaerang,  auch  in  dieser  Bdrsenstenerfrage  mit  den  in  diesem 
finanzwiflseDsebafÜielLen  Werke  vertretenen  Grandansehannngen 
znsammen. 

Indessen,  ancb  wenn  man  eine  solche  „Vermischnng*'  von 
fioans'  und  stenerpolitiscben  mit  allgemein-wirtbschafls-  und  social- 

politischen  Gesichtspuncten  verwirft,  ist  die  deutsche  „Börsensteuer- 
gesetz^^ebuii^  '  an  üidi  und  iu  ihrer  Entwickiuuji,  im  Ganzen  doch 
ebenfalls  zu  rechtfertigen,  wiederum  prineipiell  und  practisch,  und 
zwar  auch  aus  rein  steuerpolitischen  Gesichtspuncten  an 
und  für  sich  und  speciell  nach  Lage  der  Dinge  iu  Deutschland. 
»Sie  entsjuii  lit  der  unbestreitbaren  Thatsache,  dass  der  I^Iobiliar- 
werthverkehr  Grundlage  eines  sehr  bedeutenden,  vielfach  mehr  oder 
weniger  arbeitslosen  Erwerbs,  der  irlUcklichen  Ausbeutung  von 
Oonjnncturen  bestenfalls,  und  zugleich  eines  £rwerbs  ist,  weicher 
von  den  übrigen  (Reichs-  wie  Einzeistaats  ) Steuern  theils  gar  nicht, 
tbeils  nicht  ausreichend  zur  Tragnng  öffentlicher  Lasten  mit  heran- 
gezogen wird  oder  dies  doch  bis  znr  Einführung  der  Reichsstempel- 
abgaben niebt  wurde.  Anch  die  bereits  erfolgende  Belastung  des 
Immobüiarwerth  Verkehrs  in  Form  von  Besitzwechselabgabeni  Stempel- 
abgäben für  die  bezflglicben  Rechtsgeschäfte  und  Urkunden  dar- 
über, Gerichtskosten  n.  s.  w.  in  der  Einzelstaatsbesteuerung  musste 
auf  eine  mindestens  analoge  Besteuerung  des  Mobiliarverkehrs  bin- 
leiten,  um  wenigstens  beide  Verkehrsarten  einigermaassen  in  der 
Hesteueruij^  gleichzustellen.  Das  war  eine  vom  luteressengesichts- 
punct  des  Immobiliarvermögens  vmd  des  N'erkehrs  daiiu  um  so 
gerechtfertigtere  Forderung,  da  dieses  \  ermö^en  rechtlich  und  that- 
säehlich  in  der  Einzelstaats-  und  CoinTnnnalbesteuerung  in  anderer 
Form  (Ertrags-,  Einkommensteuer)  ohneliin  schon  weit  sicherer  und 
meist  höher  getroÖen  wird  als  das  Mobiliar\ermügen.    Es  war  iu 
dieser  Hinsicht  u.  A.  doch  bemerkenswerth ,  dass  in  Preusscn  und 
anderen  Staaten  die  Rente  des  beweglichen  Kapitals  nicht  wie  die- 
jenige des  Grund-,  Gebäudevermögens  und  gewerblichen  Kapitals 
durch  eine  eigene  Ertragssteuer  belastet  ward,  da  hier  eine  be- 
sondere Kapitalrentenstener  fehlte,  bei  der  Einkommensteuer  aber 
in  Folge  der  schwierigeren  Erfassbarkeit  dieser  Rente  und  bei  dem 
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UDgenttgenden  früheren  Veraulagungsverfahren  die  Rente  ebenfalls 
nicht  aasreiohend  und  sicherlich  häufig  geringer  als  anderer  Ver- 
mögens- und  Arbeitsertrag  getroffen  wurde,  also  rechtlich  und  lactisib 
ein  Doppeiprivileg  genoss.  War  das  schon  lans^e  ein  unhaltbarer 
Zustand,  so  wurde  es  ein  solcher  noch  mehr  mit  der  absolut  und 
relativ  -~  im  Yerhältniss  zu  den  anderen  nationalen  Erwerb«- 
zweigen  —  immer  stärkeren  Entwicklang  der  Erträge  und  Gewinne 
aus  dem  beweglichen  Kapital  und  mit  dessen  riesigem  Wachsthum. 
Kicht  einer  ,,Feindschaft'*  gegen  Börse,  bewegliches  Kapital,  Handel 
u.  B.  w.,  wie  vielfach  bebanptet  wurde  and  wird,  nicht  „antisemi- 
tischen'' nnd  „agrarischen''  Strömungen,  wenn  diese  Momente  ancb  1 
zur  Anregung  nud  Popnlaritftt  der  „Börsen Steuer"  hie  und  da 
beigetragen  haben  mOgen,  sondern  diesen  hier  angedeuteten  richtigen 
Gesiehtspuncten  beztiglich  der  eingetretenen  wirtbscbafUichen  Ent- 
wicklung und  bezüglich  der  Forderungen  der  „Tertheilenden  Ge- 
rechtigkeit*' im  Steuerwesen  verdankt  die  „Börsensteuer''  bei  nns, 
wie  in  anderen  Ländern,  ihre  Annahme  in  ruhig  denkenden  Kreisen 
der  Theorie  und  Praxis,  bei  lu  i^icruügen ,  Gesetzgebern,  in  den 
Parlamenten.  Im  Einzelnen  mag  dabei  Vieles  streitig  sein, 
auch  in  der  unvermeidlich  schwierigen  steuertechnischen  Cou- 
Struction  der  Steuer,  auch  dies  und  das  vielleicht  vertehit  und 
volkswirthschaftlich  nachtheilig  wirkend  —  was  ich  aber  ehenfalls 
bezüglich  unserer  Keichsgesetzgebung  kaum  zugeben  kann  —  im 
Ganzen  war  der  beschrittene  Weg  der  richtige.  Ein  verbleibendes 
allgemeines  Bedenken  ist  nicht  beweiskräftig,  uemlich  ob 
diese  steuertechnische  Form  der  „Verkehrssteuer''  und 
„Stempelabgabe"  Überhaupt  hier  zulässig  sei.  Denn  dieses 
Bedenken  betrifft  diese  ganze  Steuerkategorie  und  die  dabei  ■. 
abliebe  Form,  daher  die  Besitzwechsel-  und  Stempelabgaben  Uber- 
hanpt,  auch  im  Immobiliarverkebr.  Dass  man  es  hier  stets  mit 
einer  ziemlich  rohen  Steuerart  und  Form  zu  thon  hat,  kann 
zugegeben  werden.  Gleichwohl  lassen  sich  diese  Abgaben  reeb^ 
fertigen,  die  Verkehrssteuer  doch  auch  prineipiell,  mindestens  solange 
sie  nicht  durch  bessere  ausführbarere  andere  ersetzt  sind,  an 
welchem  Tuncte  eben  die  Sache  bisher  scheitert.  Kann  man  aber 
einmal  diese  Arten  und  Formen  der  Verkehrssteuer  und  Stempel^ 
abgaben  in  unseren  Steuersystemen  niciit  entbehren,  so  ist  es  nur 
eine  Folgerung  und  Forderung  der  Billigkeit,  ^lobi- 
1  i  a  r  w  e  r  t  h  - ,  bezüglichen  Credit-  und  Börsenverkehr 
iu  eine  solche  Besteuerung  mit  hineinzuziehen.  Kicht 
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ine  unbiiiige  und  unpassende  Steuer  wird  ftir  ihn  einoorichtet  oder 
aut  ibn  aasgedehnt,  sondern  ein  l'rivile^  der  Steuerfreiheit, 
das  er  lange  neben  dem  Immobiliarverkebr  gecoss,  wird  ihm  ge- 
nommen. Mehr  geschah  auch  in  Dentschiand  durch  die  betreffende 
Steuergesetzgebung  nicht.  Das  wird  ganz  richtig  u.  A.  auch  in 
den  Motiven  der  Gesetzentwürfe  im  Reiche  betont.  Dass  diese 
Geaetigebnng,  in  Herttbetnabme  von  besflglichen  Einzelstaatsstenern 
nnd  in  deren  systemetiBcher  Ergänznog  und  Entwieklung,  vom 
Reiehe  ensging,  entsprach  nicht  nnr  der  erfolgten  politischen  Ent- 
wicklung, sendet  n  anch  den  Verhältnissen  dieses  betreffenden  Ver- 
kehrs in  einem  gerade  in  Bezng  auf  diesen  einbeitliehen  Wirth- 
Schaftsgebiete.  Politisch,  social-,  wirthschafts-  wie  finanz-  und 
steuerpolitiscb  ist  so  die  Entwicklung  der  Reicbsstempelgesetzgebung 
nur  eilieulich. 

Znr  Bcprilndunj?  dieser  Auffassungen  ^.  die  Erörtcrnnirnn  Uber  die  V.-rkchrs- 
besteueruug  iirnl  die  Besteuerung  des  ConjuiicturLii^^ewiinis  ia  Tin.  II,  2.  A.,  g.  ^J4  11., 
232  ff.  Zu  vergleichen  sind  damit  die  allgcnx^iae  Litteratur  tibcr  Bdrsenstener  (u.  A. 
Friedberg,  Börsensteuer,  1^7"'  <i.  Cohn.  Wort  uhor  BOrscnsteuer.  Jahrb.  f.  Nat.Ok. 
K.  F.,  fi.  X,  auch  die  meibt  uuciwiegeiid  ötcucrtechniscbeo  Artiliel  ubor  Börsensteuer 
im  H.  W.  B.  d.  St.  TOD  Friedbari^,  B.  II,  1.  n.  2.  A.,  ron  Hancke  im  Snppl.b.  I. 
Ton  Lan  dgraf  im  Wörterb.  d.  Verwalt.  B.  I,  Schall  iui  Sc  höiiher^'scheii  Handbuch. 

4.  Aufl.,  III,  1.  Abtb.,  S.  706  tf.,  720  if.),  dann  nameuilich  die  Motive  zu  dea  UesoU- 
eDtvtlrfen  im  Beicbstago  and  die  Vfirhandlungcn,  auch  die  Berichte  dtrliber  daselbst, 
s.  bes.  Grimm 's  (Berichterstatter  im  Reichstag  1884,  85)  Aufsatz  im  Fio.arch.  B.  II, 

5.  1115,  namentlich  in  der  Einleitung),  eodlich  die  Litterator,  Gommeotare  n.  dgl. 
tiber  die  neuen  Keichsgesetze  (s  a.). 

aa)  Gesetz  von  1881. 

Es  ist  erst  nacb  drei  vergeblichen  legislativen  Versuchen 
(1869  noch  im  Norddeutschen  Bunde,  1875  und  1878)  und  be2tig- 
Ucben  Vorlagen  von  Gesetzentwürfen  —  und  abgesehen  von  einer 

singularen  Maassregel,  der  Einrichtung  der  Reichssleropelpflichtig- 
keit,  von  aasländischen  Prämien-  oder  LotteneaDleilicpapicren  ni 
1871,  9.  u.  S.  735  Note  —  den  verbündeten  Jlegierungen  gelungen, 
die  lieicbssteDapelgesetzgebung  ini  Reichstage,  zuuäcbst  noch  iu  behr 
rodimentärer  und  unvollkommener  Gestalt,  unter  Dach  und  Fach  zu 
bringen  (1881).  3fan  hatte  dabei  frtihcr  den  Kreis  der  zu  besteuern- 
den ObjectCi  bezw.  Urkunden  und  Geschäfte  auch  noch  weiter 
gezogen,  so  Lombarddarleben,  Quittungen,  Checks,  Giroanweisungen 
mit  stempeipflicbtig  machen  wollen.  In  dem  ersten  endlich  ge- 
lungenen Gesetz  Tom  1.  Juli  1881  ist  der  Kreis  verengt  und  dabei 
ist  es  auch  später  bisher  im  Ganzen  verblieben.  £s  wurde  nur 
^n  (Übrigens  amtlich  nicht  so  benannter)  £niissions-|  bezw. 
EinftthrungsstempelfttrActien,  zum  Handelsverkehr  bestimmte 
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Kenten-  uud  Schuldversclircibiiniren  mit  Proportiooalsa  i  z  en, 
welche  sieh  nach  den  Hauptgatlun^cn  und  weiteren  Unterscheidungen, 
zum  Theil  auch  nach  in-  und  ausländischen  Werthpapieren,  abstuften, 
feroer  ein  Stempel  und  zwar  zunächst  ein  bloss  nach  der  recht- 
lichen Natur  des  bej&ttglicben  Geschäfts  (ob  Zeitgeschält^  ob  aoderesj 
abgestufter  Feststempel  (Fixstempel)  für  Schlnssnoten  und 
RechDimgeQ  im  Börsen-  und  in  gewissem  Handelsverkehr,  der 
Anfang  einer  Art  „Umsatzstempels'*,  endlieh  wieder  eis 
Proportionalstempel  fttr  Lotterieloose  eingefUhtty  bei  dieses 
drei  Gattungen  Ton  steuerpflichtigen  Objecten  (Urkunden,  GeschiUten) 
mit  verschiedenen  Befreiungen  und  in  mässiger  Höbe. 

Letzteres  war  der  geringste  Uebelstand,  der  auch  am  Leich- 
testen durch  spätere  Erhöhung  der  Sätxe  verbessert  werden  konnte 
und  thatsäehlich  es  wurde.  Der  steuerpolitische  Hauptmangel  war, 
dasB  der  Stempel  lilr  SchlubSuotLii  und  Kechnungen  ein  Fest- 
btempci  war,  also  ohne  jede  Beziehung  auf  die  Höhe  des  in  der 
Urkunde  vorkommenden  Werthbetrags  des  Geschäfts  oder  der  Hübe 
des  Umsatzes,  lediglich  mit  der  Unterscheidung  von  Zeit-  und 
anderen  Geschäften  und  nach  den  minimalen  8tcmpelsätzen  (20  Pf. 
für  jede  Schlussnote,  1  M.  für  di^enige  über  Zeitgeschäilte,  20  Ff. 
fdr  Rechnungen)  mit  viel  zu  niedriger  und  ungleicher  Bdastusg 
dieses  Mobiliarwerthverkehrs,  zumal  desjenigen  in  den  grossen 
Summen  des  Bitrsengeschäfts.  An  diesen  Hauptmangel  knflpfte 
daher  auch  die  Bewegung  fttr  die  Weiterentwicklung  einer  wirk- 
sameren ßörsenstener  an  und  erzielte  in  dem  Gesetz  von  1885  den 
erstrebten  Erfolg.  Erfreulich  war,  wie  die  Besteuerung  der  Lotterieen 
überhaupt,  so  uuniLiitlieli,  da.^,>?  nicht  nur  Privatlotterieen,  sondern 
auch  die  leidigen  Slautslotterieen  reichsstcuerpflichtig  wurden.  Der 
zuuiich.st  5  oige  Stempelsatz  vom  Lou.sbetrag  selbst  erscheint  als 
ein  Analogon  des  Emissionsstemj)els  der  (»fTentlielien  Werthpapiere 
und  belastet,  in  der  Weise  eines  Zuschlags  zum  Locspreise  ge- 
wöhnlich erhoben,  den  Spieler  als  solchen  mit  einer  Steuer,  welche 
als  eine  Art  von  „Genussstener*'  (für  die  Betheiligung  am  Lotterie- 
spiel und  für  Erwerbung  von  Gewinnchancen  dabei)  anzusehen 
und  auch  in  dieser  Form  danach  steuerpolitisch  wohl  zu  recht- 
fertigen ist  Steaerpolitisch  richtig  wäre  neben  ihr,  eventuell  statt 
ihrer,  aber  auch  eine  Steuer  auf  den  Gewinn,  also  auf  den  Betrag 
Aber  den  Kaufwerth  des  Looses  hinaus,  womit  sich  die  Steuer  der 
Gattung  der  „Anfallerwerbsbesteuerung''  (Spielgewinn*  u.  dgl.,  Con> 
jnncturengewinn-,  Erbschafts*  und  ScheDkungsstenern)  ansclilOsse. 
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S.  über  letztere  Fiu.  11^  §.  232  tl..  auch  locio  Grundriss  der  Fiiianzfirisseoschaft 
^.  121,  Gesetz  rom  1.  Juli  1881  „betr.  die  Erhebung  von  Heicbtisteinipel- 
abgaben",  mit  dazafdhOrigttitt  Tarif.  Aii»rubr.- Vorordii.  vom  7.  Juli  1881.  Reichs- 
taii-papiere  18^<0  81.  Materialien  daraus  mit  dem  Gesetz  und  dtn  Ausfuhrongs- 
besumniungen  in  den  Annaleu  1881,  S.  7G8  ff.,  786  ü".  Commeutar  ron  Jürgens. 
Die  oben  8.  788  iren.  Aitilel  der  WOrterbttcher,  Schall  im  SchOnberf 'sehen  Uaadb. 
a.a.O.  —  Von  Einzelheiten  noch  Folircndes,  in  etwas  };cnauercti  AnszUjsrcn  aus 
dem  tiesetz  selbst,  da  es  sich  in  diesen  Bestimmungen  um  die  Grundlagen  einer 
vichligen  neuen  dentscheu  Steaenn  nnd  vin  eine  solche  handelt,  bei  der  die  stener- 
techniücbe  Structur  von  besonderer  Bedeutung  ist. 

Die  gesetzlichen  Bestiminnniren  sind  spcMelle.  welche  die  drei  Gruppen 
stenerpflichiiger  Ubjecte  des  Tanis,  und  allgeuiuiue,  welche  die  ganze  Besttiueruiig 
betrelTeo. 

I.   Die  erste  Kategorie  der  Objecto,  welche  dem  Emissions-  oder  Ein- 
i'uhru  n  gs Stempel  unterliegen,  gliedert  sich  in  8  Unterarten.    1)  Actien  (auch 
Acüeuautheile  und  Interimsscheiiici,  weiter  unterschieden  in  in-  und  ausländische, 
nntecttegen  einer  einmaligen  Abgabe  von  jcdrtu  St  i  k.  im  NoraialMt2  von  5  Promille 
vom  ■Neiitiwerthu.    Befreit  sind  dabei  i  n  I  ii  i»  d  i  >  <■  Ii  c  Aeficii  u.  s.  w.,  die  vor  dem 
lokratitreicu  des  Gesetzes  (1.  üct.  1881)  ausgegeben  sind,  nebst  den  zwar  sp&ter  aus- 
gegebenen, für  die  darauf  Torher  geleisteten  Einzahlungen.    AoslSndische  be* 
iTt'tTende  W'ertbpapiere,  die  vor  1.  Oct.  1881  ausgegeben  waren,  konnten  innerhalb 
90  Tagen  danach  techtmässig  umiaut»fähi|tip  werden  gegen  einen  Stempel  von  50  PI', 
für  das  Stock  (also  Feststempel).  —  2)  Kenten-  und  Schald?cr8chreibuni,^ea , 
mit   der  Unterschcidnug  von  inländischen  fUr  den  Handelsverkehr  bestimmten 
(auch  l'.^rfir^l  ibligationen)  mit  .\n5n;ihme  der  uuter  Nr.  ?»  l:  nruinten  (incl.  liitorim'- 
scheiue  lur i:.iiizablungeu  darauf)  und  von  ausländischen  {von  Staaten.  Corporationcn, 
Actiengeeellachaften,  industriellen  DntemehmiinKen,  sonstigen  far  den  Handelsverkehr 
'lostimintcn,  nebst  Inferiuisscheinen,  bei  jeder  Art  GeM  härtcii  d  imit  unter  T.ehenden  im 
bnndesgebieij  unterliegen  ebenfalls  einer  einmaligen  Abgabe  von  jedem  btUck,  im 
ISonnalsatz  von  2  Promille  des  Kcnuirertba.    Allgemein  befreit  wniden  daroa 
aber  Renten-  und  Schijldver.s(  hreibuiigen  des  Reichs  und  der  einzelnen  Bundes« 
Staaten,  ferner  befreit,  wii-  b.i  Actien.  die  vor  1.  Uct.  1881  nusseirebcnen  inl.in- 
discbcn  betreuenden  Papiere,  weiter  die  nur  zum  Zweck  des  l'uit.iu-ehs  ausgestellica, 
und  die  nach  Reich^^i ■^et/.  \  ou\  s.  Juni  1871  abgestempelten  au  ^I. indischen  Inhaber- 
papiere mit  Prämien').    Vor  1.  Ort.  Is^-'l  nuseegebeiie  ausiändisclio  letrefiende 
Papiere  der  Tani'nummer  2  konnten  innerhalb  ÜO  Tagen  mit  einem  Stempel  von  lU  PI'. 
fQr  das  Stock  nmlavfsAliig  im  Reich  werden.   3)  Inl indische«  anf  den  Inhaber 
lautende,  mit  staatlicher  Genehmijrung  aus;;egebene  Kenten-  und  Schuldverschreibungen 
der  Communalverbände,  ('ommunen,  ('orporatiunen  ländlicher  und  städtischer  Grund- 
besitzer, [daher  der  „Landschaften"  für  ihre  Pfandbriefe],  Grund-  und  Hypotheken- 
banken [für  deren  sopen.  Pfandbriefe],  der  Trausportgeselhchaften  [daher  namentlich 
der  Eibenbalu-,  SchitifahnsgeseUschaiten  fttr  ihre  Priontätsobligationco]  unterliegen 

*)  Fmohc  Papiere  waren  damals  zum  Zweck  der  Abschliessung  des  deutschen 
Marktes  lar  ausvvartijxtj  Prämienanleihen  einem  eiiimaIifr»Mi  Heichsstempel  von  5  Sgr. 
für  das  Stück  bis  100  Thlr..  von  10  Sgr.  Uber  100  Thlr.  Nennwerth  zu  Gunsten  der 
I^eicbscasso  belegt  woTd«  ri  und  itdcui  nur  diene  mit  d-  in  Keiclisstempel  versehenen 
ausländischen  Loospapiere  rechtmässig  im  Reiche  umlaufsfähig.  Später  noch  aus- 
gefrebene  ausUbidische  wurden  ausgeschlossen,  inländische  durften  in  Zakunft  nur  noch 
auf  Grund  eines  Reichsuesetzes  und  nur  zum  Zweck  der  Aid'  iln  n  eines  Bundesstaats 
oder  des  fieichs  aus^etreben  werden.  Strafbestimmuit^'cn  für  Zuwiderhandlungen  in 
§.6  des  Gesetzes  von  1871. —  Mit  dieser  sehr  richtigen  i;osetzg:eberischen  Maass- 
regel gegenüber  in-  und  ausländischen  Lotteriean leihen  stellt  nur  iui  Widerspruch 
die  leidige  „Lotteriepolitik*"  des  Ifi-iehs  und  der  Einz<;lstaaien  und  die  Lax- 
heit hinsichtÜch  der  Ausdehnung  des  Stuatslotterie-Unwesetis  im  Deutschen  Reiche 
(s.  o.  8.575).  Und  doch  sind  Lotteriean  leihen,  selbst  mit  Promessenspid,  wie  ia 
Oi'«ten"ei>  Ii.  verbunden,  immer  noeh  wiMiitrcr  bedcnklirh  —  d  '<)u»!li  J,'  ini  -wei:s  social-, 
Sitten-,  wirtbschafts-  und  finanzpolitisch  unbedenklich I  —  als  dos  Ollentliche  und  private 
Lotteiiespiel,  aoch  in  Form  der  Cla&senlotterie ! 
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(nebst  den  bcir.  luteriiusaeheineo)  dem  Normahat^  von  1  Promille  vom  Ncuowertb. 
Befreit  blieben  vor  dem  1.  Oct.  1881  AQ(|;«gebeDe  derartige  Papiere,  ferner  <Ke 
nur  zom  Zweck  des  Umtautcbs  aDSff.stclIteii.  —  In  diesen  drei  TefbchiiiJenen  Steoer- 
sitzcD  VOQ  5,  2  oud  1  Promille  lag  implicitc  eine  gcwü^e  wir(bi>chaft^poliiiflcbe  Ab- 
sicht der  steoerlicben  Begünstigung  der  einen  for  der  enderen  Kategoiitf,  aber  od« 
der  Uuckäicht  auf  die  Ertrag&verbältnissc  (Minr  jodL-n  Gattung.  Bei  Actien  i>t  di-. 
festpehaltenf  fileulibcit  des  Steuersatzes  für  in-  und  ausländische  bemerkensweith. 
Bei  den  anderen  rapienii  liciit  in  dem  niedrigeren  Satze  der  driiteu  Kategorie  cni 
weil  es  sich  bei  der  zweiten  factisch  wetentiicb  um  au^luiidische  bei  der  Steutifieil  cit 
der  deutbchpn  Staatspapiere  handelt,  doch  bfroits  i-iru'  wicd» t  wirthsrliaf:-politischi:i; 
üesicbtspuDcten  mit  eut^pruageoo  steuerliche  Begünstigung  der  inländischen  ror  au»- 
lindiscbeo  Papieren,  daber  anch  Anlagen  des  deutschen  Kapitals  darin  rer,  die  firdUch 
auch  steuerpolitisch  wo?en  der  mei:?feiis  höheren  Rente  (allerdiiiizs  ancb  meist  geringeren 
Sicherheit,  eben  iiur  höhere  „Assecuian/primio")  der  fremd  t  u  Papiere  sich  mit  recht- 
fertigen l&ast  —  Diese  Wertbpapiero  waren  zur  Erftl]luM<^  der  Steuerpflicht  regel- 
mässiic  von  einer  amtlichen  St  :u<  rstelic  mit  Stempelmarken  oder  StcmpeJaufdmck  gegen 
Zahlung  des  Betraj?^  Seihnis  dos  Pflichtigen  zu  vor^-ehen  (?;.  2).  VVer  innerhalb  des 
Bundesgebiets  mit  den  Papieren  Geschäfte  macht  vd.  h.  „sie  au^giebt,  veräussert,  ver- 
pfändet, oder  ein  anderes  (ieschftft  unter  Lebenden  damit  macht  oder  Zahlung  daiaof 
leistet"),  hevür  die  Steuerpfliclit  erfüllt  ist.  wird  mit  Gl■^}^traf.:  de»  25-fachcn  der 
liinterzogenen  Abgabe,  weuig&tens  mit  2U  M.  für  jedes  Werthpapier,  bedroht  {imr 
besendere  auch  die  Ptrrsonen.  welche  als  Gontrahenten  oder  in  anderer  Eigenschaft 
au  der  Ausgabe  u.  s.  w.  betheilit;t  gewesen,  die  dann  für  die  Strafsumme  solidaridch 
haften,  also  namentlich  die  Emissions-  und  Einftlhnineshänser,  Banken,  Banki<-rs  o.  s.  w  . 
§.  3.  Ueber  das  Vorgehen  bei  der  Auflegung  luluudischer  Wcithpapieie  zur  Zeich- 
nung U  S  w.  nähere  Vorschriften  in  J^.  4,  Zuwiderhandlungen  hiergegen  mit  50  bis 
500  M.  bedroht).  Ausdrücklich  f^.  5)  >irKl  dio  n  ii  h>strinpi  lptii(  htinen  W  >  ithpapi  r-j 
keiner  cinzebiaatlicbco  Stempelabgabe  u.  dgl.  mehr  uiitetworfco,  auch  l'mschreibun;:<:ii 
in  den  (Sesellschaftsbttcboni ,  Uebertragungsrermeike  aof  den  Papieren  selbst  siud 
abgabefrei.  Andere  landt  sj^csi  t/liche  Abgabepflichton ,  besonders  für  irruik«!-  und 
hypothckcnbUcberlicbe  Eintragungen,  blieben  aber  in  Kraft.  —  Der  Ertrag-  die^ 
Stempels,  dessen  Sitze  erst  im  Gesetz  von  1894  vom  1.  3Iai  1894  an  verändert  und 
eihöht  worden  sind,  ^var  in  dem  halben  Jahre  1.  Oct.  1881,82  und  dann  in  den 
folgenden  12  Jahren  1.  April  1882,83  bis  1893  94  in  Tausend  Mark: 
3198  —  4855  —  5415  —  3990  —  4949  —  4800  —  7910  —  9521  —  bim  - 
4584  —  3651  —  4166.  natuilich  schwankend  nach  EmissienS'  und  iUnfÜinuijts- 
tbätigkeit.  daher  nach  Stand  und  Stimmun;^  des  GcMniarUs.  der  Börse,  nach  d' ir. 
sp&tereu  Gesetz  von  1894  io  1894/95  dagegen  9038  {s.  u.  die  Sätze  des  neuen  Uesetzesj. 

IL  Die  zweite  Kategorie  der  btenerpflichtlgcn  Objecto  (örkonden,  Gesehlfte). 
der  Schlussnoten  und  Rechnungen  über  gewisse  näher  bezeichnete  Geschifte, 
stellt,  wie  pe^ast.  eine  Alt  si  gei).  Umsatzstenip  eis.  zunächst  in  dem  (»esetz  ro'i 
1881  freilich  nuch  in  der  loiui  tiiies  Feststempels  dar.  1)  Schluäsuoieu  uud 
die  ihnen  im  Gesetz  (Tarif  Nr.  4,  a)  angeführten  gleicbgestcUien ,  auders  benaaaten 
im  Bundef <:<  hi<  t  ausgestellten  S' hriffstilcke  Uber  den  Abschluss  (Priduiifzaiion ,  Be- 
dingungen beider;  eines  Kauf-,  üuckkauf-,  Tausch-  oder  Lieferungsgeschäfls,  dessen 
Gegenstand  WechKel.  ausländische  Noten  ond  Papiergeld.  Actien,  Staats-  oder  andere 
..für  den  Handelsverkehr  bestimmte"  Wertlii'api^  ri'.  dann  „Mengen  von  solchen  Sachen 
oder  Waaren  jeder  Art.  die  nach  Gewicht.  >Iaass  und  Zahl  gehandelt  zu  werden 
pHegen",  unterliegen  einem  Stempelsatz  von  20  Pf.,  wenn  „eines  der  so  genannten  Ge- 
schäfte auf  Zeit  (nach  dem  (i<rietzentwurf  sogar  mit  Aosschloss  der  Zeitgeschäfte 
uhcr  Waart  n .  di(>  erst  irn  ivcit  h-stairc  in  das  (ie-ct/  gekommen  sind)  abgeschlossen 
oder  prolongirt  wird",  eim  ni  fc-atz  von  1  M.  Ausdrücklich  befreit,  bezw.  ..ausgeschlossen" 
von  dieser  Abgabe  (Tarif  Kr.  4.  a)  sind  aber  gerichtliche  oder  notarielle  Bear- 
kundiiM-.  n  der  hrircfTi  nden  'iuM  hüftc.  auch  die  von  solchen  Urkunden  crtheilteii  Aus- 
fertigungen, beglaubigten  Abschriften  und  Auszüge,  ferner  von  den  Staatsvcrwaitungen 
der  Bandesstaaten  über  solche  (ieschftfte  aafgenommene  oder  ansfrestellte  Schrifbcttde; 
weiter  Verträge  über  solche  Sachen  und  Waaren  der  gen.  Tarifnummer,  die  weder 
zum  Gebrauch  als  gewerbliche  Betriebsmaterialien,  noch  zur  Wiederveräti'^^-'rnng  in 
derselben  Beschailenheit  oder  nach  vorgängiger  Be-  oder  Verarbeitung  bestimmt  sind, 
endlich  Auctionen  und  AnctionsprotokeUe.  HiefUr  sind  also  Laadeesleinpel  »ili«ig 
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geblieben.    Ton  Maklern  oder  anderen  Unterhindleni  ansgestelUe  Schtiftatticko  in 

FiUail  dt  r  obcu  genannten  Verträge  und  Anctioncn  sind  eirentucll  reichsstempclpflichtig 
neben  land^g:esetzlichen  Abgaben.  Sonst  sind  Schlussnoten  und  die  ihnen  pleicli- 
gebtelltcn  ScLriftstttcke  nur  Uber  sogen.  Coo  tantgcschftftc  Uber  Wechsel,  gemünztes 
oder  migemfiDztes  Gold  oder  Silber  auch  stempelfrei;  auch  Tclegraname  und  Briefe, 
w^enn  lotztore  auf  wenigstens  15  km.  Entfenninp  IxßnltTt  werden,  tiber  die  tieschäfte 
roa  Tarif  }ir.  4,  a.  Uobrigens  ist  bei  der  Abgabe  fur  Schlussooten  u.  s.  w.  der 
Stempel  fbr  jedes  elnzeloe  der  im  Tarif  T9r.  4,  a  bezeicbneten  Geseblfte  besonders 
zu  entrichten,  ancli  wenn  sich  ein  und  da«stlbo  Scliriftstuck  auf  mehrere  Geschäfte 
bezieht.  2)  Rcchiitin^en ,  Noten  ti.  s.  w.  und  die  ihnen  gleichgestellten  Bacher- 
auszQge,  Berechnungen  iil)or  (jutbabcn  od i>r  Verpflichtungen,  welche  im  Rondesgebiote 
nh-.T  „abgesehlottenc  oder  prolongirtc  Kauf-  und  anderweite  Aoschaffungs-  oder 
I.ieferungsgcschfifte"  über  Wocbscl  und  die  andt-rcn  rorg-onanntcn  \Vcrtlipai)icro  (wie 
unter  Nr.  4,  a,  nicht  auch  Uber  die  hier  genannten  \\  aarcngeschafte)  oder  „über  die 
ans  flolehen  Reebtsfeschaften  berroiKegangenen  AnsprOdie**  ansfestellt  werden,  tragen 
.  b.?ij falls  einen  Stempel  von  20  Pf.  (Tarif  Nr.  4.  h).  V.m  Seblussnoten  wie  K'ecli- 
nungen  ist  crentueU  jedes  der  auch  tlber  dasselbe  (icsciiäft  au^^gcstelltcn  Exemplare 
(auch  Abschriften,  AuszUgc)  stempelpflichtig,  sobald  es  aus  den  Hftnden  der  Aassteller 
geht.  Um  Ümgehun-JT  zu  verluiten,  wird  jederlei  Form  einer  Schlussuote  oder 
Kechnnng.  auch  die  U riefform,  für  stemp^lpfliehtig  erklärt,  ebenso  bedingt  es  für  die 
btempelpflichtigkcit  keinen  Unterschied,  ob  ein  Schriftstück  mit  ^amensunteIsch^ift 
Teneben  oder  ohne  aolcbe  an^bindigt  wird.  —  Eine  ganz  allgemeine  Be- 
freinnp  ist  kleinen  Gesclififten  irewährt,  indem  sonst  steuipclpdicbtiire  SeblussnotOil 
wie  Hechnuugcu  u.  s.  w.  tlber  Geschäfte  in  Werthpapieren  u.  dgl.  bis  300,  Uber 
Waarengesehime  bis  1000  H.  Wertb  frei  sind.  Damit  ist  also  eine  allgemeine 
Stempclpflichliffkcit  ron  Rechnungen  n.  dgl.  ausgeschlossen,  im  Interesse  leichteren 
Verkehrs  der  Kleinen.  —  Steuerpflichtig  bei  Schlussnoten  und  Rechnungen  ist 
zunächst  der  Aussteller  und  jeder  Unterzeichner  des  stempelpilicliti^en  Schriftstücks 
und  inuss  die  ätenerpHiobt  ernlloi,  beror  er  das  SchrifbtQck  aas  deti  Hunden  giebt. 
Ist  die  Versteueniner  untcrla^^son.  so  mm^  der  Empfänger  und  erentucU  jeH  r  v-<^i(ere 
Annehmende,  es  binnen  3  Tagen  nach  Empfang,  jedenfalls  For  weiterer  Aubhüudtgang 
rerstenera  (§.  6).  Die  Versteverong  erfolgt  bei  Sebtnssnoten  n.  dgl.  doreb  Vwwendong 
der  Torgeschriebenen  ricbti^en  Furuuilare,  son-t  aurli  dnrrb  solt  he  von  Stempflniarken 
lü^.  7).  Kichterfüllung  der  Stcuerpllicht  ist  auch  hier  nicht  mit  ciriirechtlichen  Nach- 
tbeilen rerbanden,  sondern  nur  mit  Geldstrafe  fom  50-fachen  des  hintorzogcnen  Be- 
trags (also  erentnell  mit  10,  bezw.  50  tH.),  doch  mindestens  mit  20  M.  Gcld;$trafe 
bedroht  und  trifft  joden  huldigen  Verpflichteten  besonders  und  ?oH  Auch 
dieser  Beichsstempei  srhlicsst  etwaige  LandciStcmpel  aus,  die  nur  nebst  etwaigen  Ge- 
buhren eventuell  bei  AlTentlicber  Beglanblgnng  von  Scblossnoten  und  Reebnongen  statt- 
haft bleiben  f§.  II.  10).  Ein  Zw  mit;:  im  .Ausstellung  von  Schlussfioten  mid  ]\<-i-h- 
nungen  aus  fiscal ischcn  Gründen,  um  die  Unterlage  fur  die  Stcucrpflicht  zu  ge- 
winnen, feblt  Es  ist  ttberbanpt  nicbt  das  (Jescbftft  als  solcbes,  sondern  die  Uritande 
(Schlussnote.  Rechnung),  wenn  aueli  mit  der  erwähnten  Ansnahme  bei  verschiedenen 
ticschäffeii  in  einem  Schriftstück.  Steuer-  oder  stempelpfliehtig.  Es  gelten  für  das 
Erfordcrni»s  der  Sc  h  r ift Ii  r  h kei  t,  bezw.  der  Ausstellunfj;  der  genannten  Schrift- 
stücke nur  die  allgemeinen  Kcclitsnonnen.  —  Der  Ertrag  der  Abgabe  konnte,  selbst 
in  Jahren  roren  Hörscnverkelirs  u.  8.  w..  bei  dieser  Niedrigkeit  de*  StempeN^tre-;  nur 
mässig  sein,  im  1.  Halbjahre  (1  Oct.  1881/82)  in  1000  M.  1557,  iu  den  folgenden 
Jahren  1882/85  (1  Oct.)  2343  —  2878  —  2864,  hoher  erat  bei  der  aach  stener- 
politisch  rirliiigcn  Verwandlung  des  Fc&tstempels  in  eine  Proportionalabgabe  rom  Werth 
18Ö5/86  :  5031. 

III.  Loose  öfTontlichcr  I.otterieen  lauch  Ausweise  über  Spieicinlapen  bei 
ftfienüich  veranstalteten  Au^spielllngen  von  Geld  oder  anderen  Gewinnra)  unterliegen 
dem  Steuer«»»/  mn  5  "  inlandische  vom  J>lan^lä^^iigcn  Pr*  i-e  (Kennwerth)  aller 
I..oo8e  (also  nicht  nur  der  abiresetzten\  ausländische  vom  i'reise  des  einzelnen 
Looses  in  Abstafonfon  von  5  Pf.  für  jede  volle  oder  angefangene  Mark  (Tarif  Kr.  5>. 
Frei  sind  dir  nmtlicli  genehmigten  Aussidcliingen  und  Litfiriern  zu  wohlthätigen 
Zwecken.  Der  Stencrpflichtigc  ist  der  Veranstalter  der  Jx)tteric,  der  die  Abgabe  für 
die  plannässigc  Zabl  Loose  im  Ganzen  im  Voraus  ta  entrichten  bat,  bei  at^lndinchen 
Loosen  qv&testens  binnoi  8  Tagen  nach  Einf abrang  oder  Xmpfang.  ror  Beginn  des 
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Vertriebs  (§.  14).  er  hat  die  Stempelab^abe  bei  der  zastindigeo  B^Orde  cd  entriditen. 

ob  und  wie  mit  Benutzunc;  von  Stempelmarken,  bestimmt  der  Bnndesrath  s:.  15).  Fu: 
deutsche  Staatslottcrieea  wird  die  Stempeisteuer  für  die  Loose  durch  die  Lotteii«- 
rerwaltan;  einf^ezogen  and!  in  einer  Sarame  —  hier  Ton  der  Gesammtzahl  der  sb* 
gesetzten  Loose  —  oline  Abstempelung  der  einzelnen  Loose  an  die  Kcichscasse 
abgeführt.  Die  Nichtorfillhing  der  Stencriifliclit  ist  ftir  die  Uuternehmer  latissRr  den 
Einzelstaaten  selbst)  mit  dein  Fünffachen  des  hiQterzogeD<^n  Äbgabebetrags,  miudesteD» 
mit  250  M.  Geidstraf  '.  1>«  i  Nicht- Ermittelbarkeit  der  Zahl  der  abgcsecttmi  Loose  mit 
Strafe  von  ^oO— 5000  M.  bedroht  (§.  IG'.  Auch  hier  scliliesst  der  l'eichsstempel  dir? 
Erhebung  von  Landesstempelo  u.  s.  w.  tur  Loose  aus.  Der  Ertrag  des  Loosstempelä 
stielt  bei  gleichem  Stenermtz  besonders  mit  der  ÄvsdehnnDir  der  StsatslotterfeMi  sll* 
mälig,  von  Millionen  5.32— 5.Ö5  in  1882  86  jährlich  auf  6.12-6i^0  in  1886  90  uud 
anf  7.13—7.86  von  1890/94;  nach  der  Erhöhung  des  Satzes  auf  10%  war  er  daaa 
1894/95  11.97  Mill.  Mark:  der  Ertrag  der  Steuer  von  Privatlotterieca  schwankte  Dach 
dem  UmfanfT  und  nach  der  Zahl  der  letzteren  .  er  war  1882^  481,  1889/90  einmal 
2588,  1893  94  1479,  1894/95  2342  Tausend  Mark. 

In  den  allgemeinen  BestimmuDgen  (§.  21 — 33)  wird  die  Stempelsteuer- 
freiheit  der  Reichscassen  aosdrQcklich  ansgesprochen«  andere  8nbjecti?e  Siener« 
freiheiten  sind  der  Hepel  luu  h  aus^enchlossen  (ij.  30).  Femer  wird  u.  A,  angeordnet, 
dass  das  Strafverfahren  u.  s.  w.  nach  den  bezuijüchen  Vorschriften  des  Wechsel- 
srempelgesetzes  ron  1860  stattfindet  17,  Satz  1.  18,  19  dieses  Gesetzes).  Geld- 
strafen können  auch  hier  im  Unvermögensfalle  nicht  in  Freiheitsstrafen  vcrvandelt, 
(irundstilcke  nur  mit  Eiawillijrons-  des  Verurtheilten  subhasiirt  Verden  (Ge?*<»tz  roo 
1881.  ^.  24,  25).  Die  Controle  liegt  den  belretieuden  Landesbehördoa  und  B<^ 
amten  ebenso  wie  bei  Landesstempeln  ob  {%,  27),  ausserdem  haben  alle  Reidis-. 
Staafj-.  Corrimniialbehörden,  auch  von  Handelsvorständen  eingesetzten  Sachverstäudisr  i- 
CofflmisüioDea  und  Schiedsgerichte  und  Notare  die  FHicht,  ihnen  vorkommende  Ir- 
knnden  zn  profen  nnd  Znviderbandloogen  richtig  zur  Anzeige  zn  bringen  2^). 
Einer  besonderen  Controle  unterliegen  durch  von  den  Landesregierungen  bestimmta 
Beamte  hinsichtlich  ihrer  richtigen  Stempelverwendung  periodisch  die  öffentlirli  ti 
und  die  von  Actien-  und  Commanditactiengesellschaften  betriebenen  Bank-,  Credit-, 
Tersichemn^sansialten.  Handels-  und  gewerblichen  üntemehmnogen,  anch  Liqnidations* 
hureans  ii.  (L'l.  fiir  ZeitiicM.-liafti'.  nicht  auch  die  von  Ein^^clpersonen  oder  in  anderen 
Gesellüchafts-  und  Genossenschaf tsiormen  betriebeneu  ünternebmungeo.  Die  vor- 
genannten Betriebe  mttssen  sieh  die  Prafbng  gefallen  lasscii  <§.  27  n.  Ausf.be8t  dazo). 
Es  ist  dies  immerhin  eine  bemerkenswerthe,  ein  gewisses  Mis^trauen  zeigende  Ye^ 
srhi.Mlenheit  der  Kechtsstellnnir  der  genannten  Anstalten  und  Betriebe  in  die«on> 
Puncte  gegentlber  anderen  L'niernehmunf;en ,  die  auf  demselben  Gebiete  thätig  siatJ. 
(S.  den  Aofsatz  von  F.  Hecht,  Director  der  Rheinischen  HypothekeDbanIt  in  Mann- 
beim,  über  die  Stempelrevision  bei  Actiengesellscliaften  nach  dem  Geset?;  von  18<SI 
im  Fiu.arch.  B.  1,  S.  134  S.)  —  Die  Einzektaaten  erhalten  vom  Betrage  der  in  ihrem 
Gebiet  eingehenden  StempelertrAge  2  7o.  aasser  von  den  Staattlotteridooeen,  derBein» 
ortrag  fliesst  ijarh  diesem  Abzug  und  auch  dem  der  sonstigen  gesetzlichen  Steuer- 
erlasse oder  Kückerstattungeu  in  die  Keichscas'-e .  wird  aber  seinem  vollen  Betrage 
nach  zunächst  zu  den  Ueberweisungcn  an  die  Eiii/elstaateu  verwandt  loben  S.  653). 
I).  r  (Jesammtrohertrag  war  im  1.  vollen  Jahre  (1.  April  1882/83)  11.34,  1884;S*» 
i:{.77.  188.5/86,  nach  der  AiMidmihL;  des  Unisatzstempels.  15.27,  1886'87  19.78. 
1888/89  27.02,  Max.  18SU,yu  il4.UU,  dann  herab  bis  auf  21.67  in  1893/94.  1894^95. 
nach  dem  neoen  Gesetz  (s.  u.)  89.76  Mill.  Mark,  auf  den  Kopf  anfangs  25—80,  splter 
einige  40  und  über  "0.  l^vO  90  70.  1893/94  wieder  rnr  4n.  1894/95  77  Pfennif. 
Der  Reinertr  i^:  nach  den  1  uiaiizrecbnoogeu  des  Reichs  betrug  etwas  Uber  27«  ^^lüger. 

bb)  Gesetz  von  1885. 

Es  war  nur  zu  begreiflich,  dass  das  Gesetz  von  1881  die- 
jeuigen,  welche  eine  eigentliche  Börsen- U msatzsteaer  plaDtcu, 
—  im  Sinn  einer  wirklichen  „Börsen** -Steuer,  da  für  den 
Emissions-  nnd  vollends  den  Loosestempel  dieser  Name  eigentlich 
nieht  reebt  paast  —  namentlich  in  seinen  Bestimmnngen  ttber  den 
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niedrigen  Feststempel  von  SchlussDoten  u.  s.  \^ .  nicht  befriedigen 
konnte.  Ueber  diesen  Punet,  ob  Feststempel,  ob  i'iuportioualstempel, 
hatte  sich  bereits  vor  dem  (U  set/.  vmi  1881  und  bei  den  Verhand- 
lungen darüber  der  Streit  der  Varteien  vorneniüch  credrebt.  Die 
Interessenten  des  Börsenverkeiirs ,  ihre  Presse  und  ihre  parlamen- 
tarischen Vertreter  oder  wenigstens  diejenigen,  welche  principiell 
der  BörseoiiiDsaUsteaer,  auch  ana  allgemeioen  wirthscbaitspoUtischen 
GiUoden,  gegDerisch  gegenüberstanden,  verwarfeD  vollends  die 
ProportionalBteuer,  die  Anhänger  dieser  Steuer  (Conservative, 
Agrarier^  zum  Theil  Gentram)  forderten  sie  gerade.  Von  ietsteren 
mOgen  manobe  Einzelne  prineipielle  Gegoer  des  Bdrsengetriebes 
ond  der  mit  ihm  verbundeoen  wirthsehaftlicben  Entwicklang  ge- 
wesen sein. 

Aber  wie  oben  schon  bemerkt,  handelte  es  sich  \\\vr  doch 
um  eine  allgemein    gerechtfertigte    steucrpu  Ii  tische 
Fordernng,  und  dieser  entsprach  nur  eine  Umsatzsteuer,  die  diesen 
Kamen  w  irklich  verdiente,  daher  nur  eine  Proportion  a  1  abgäbe. 
Wie  in  der  ganzen    Börsen  Steuer"  kam  es  auch  in  diesem  Puncte 
darauf  an,  der  ungeheueren  Eutwickhmg  der  Mohiliarwerthe  und 
des  Verkehrs  darin  and  dem  Umstände  Kechnung  zu  tragen,  dass 
dieser  Verkehr  in  seinen  üblichen  Formen  dem  älteren  Stempel- 
wesen sich  grösstentheils  entzog,  auch  die  Erträgnisse  dieser  Werthe 
den  direeten  Stenern  viel  weniger  sicher  und  vollständig  unter- 
worfen werden  konnten.  Notoriseb  wurden  dagegen  der  Immobiliar- 
wertb-Besitz  nnd  dessen  Ertrüge  von  diesen  Stenern  sicherer  nnd 
▼oUständiger  belastet  nnd  der  Verkehr  in  diesen  Wertben  dtircb 
die  Öffentliche  Beurkundung  der  bezüglichen  Rechtsgeschäfte  (Eigen- 
tbnmstlbergang  in  Kanf  nnd  Verkauf  u.  s.  w.,  Verpiündung  u.  s.  w.) 
von  den  bestehenden  Stenern  (und  Gebühren)  in  Form  von  Stempeln, 
Oeriehtskosten  ebenfalls  sicher  und  vollständig  erfasst.  Die  Gegner 
einer  eigentlichen  LiubiiUsteuer  von  Mobiliarwertben  sahen  in  der 
Forderun c:  einer  wirksamen   bezüglichen  Steuer  immer  nur  die 
„antikapitalistische",  die  ,,hr)rsenfeindliche",  selbst  die  „der  modernen 
wirthsehaftlicben  Kntwickhmg  Uberhaupt  feindliche",   aucii  wohl 
eine  gewisse  ,,ninisemitische"  Tendenz,  ohne  das  ger.ide  steuer- 
politisch Berechtigte  der  Forderung  zu  wUrdigen.    Auch  galt 
öach  der  Natur  der  häutigen  nnd  raschen  Börsenumsätze  der  Fix- 
steropel  hier  für  richtiger  als  der  Proportionalstempel,  ein  Stand- 
pUDct,  den  auch  die  frttheren  Begierungsgesetzentwttrfe  eingenommen 
baben. 
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Die  Gegner  fürchteten  librigens  ausser  der  Steuer  und  dcreü 
etwaiger  einschränkender  Rdckwiikuug  auf  den  ihnen  einmal  er- 
wünscht, ja  auch  v o  1  ks vvirtlischaftlicb  nothwendig  erscheinenden 
Mobiliarwerth-,  speciell  Börsenverkehr  fast  ebensosehr  die  Ver- 
kehrs belästigenden  ste u ertechnischen  N'eranlaornns: 
u  n  d  K  r  b  e  b  u  n  g  8  1  o  r  m  e  n  ,  welche  sich  bei  ernstlicher  und  gleich- 
mässiger  Durchführung  der  Umsatzsteuer  schwer  ganz  vermeiden 
lassen  (Zwang  zur  Führung  von  „Steuerbüchern"  fttr  die  steaer- 
pflichtigen  Geschäfte  Seitens  der  diese  Geschäfte  gewerbsmlissig 
Betreibenden,  wie  nach  dem  Antrag  der  Conservativen ,  v.  WedelU 
Malchow,  Sohlmnotenzwang  n.  dgl.,  wie  er  dann  ins  Gesetz  kam) 
mit  den  sieb  nothwendig  anschliessenden  Gontrolmitteln, 
Strafen  n.  s.  w.  Aach  daron  wurde  eine  unliebsame  £inschränkaog, 
jedenfalls  eine  Ersehwemng  des  Verkehrs,  eine  auch  'bedenkliehe 
Einsichtnahme  der  Stenerrerwaltong  in  die  Pri?atgesehftfte|  sowie 
wohl  zugleich  eine  das  Standes-  nnd  EhrgeCtthl  der  betroffenen 
Geschftflskreise  yerletsende  Wirkung  befürchtet  Um  alle  diese 
Punctc  drehte  sich  Jahre  lan«^  der  Kampf  in  der  öfifentlichen 
Meinnn^^  in  der  Presse,  im  railament. 

Auch  die  GegensUtze  der  stenerpolitischen  Anschaiunir^'eu 
spielten  mehr  oder  weniger  mit,  die  Ansichten  Uber  directc,  in- 
directe  Steuern  n.  s.  w.  Die  erste  Eiofttkrung  des  Reichsstempel' 
abgabengesetzes  von  1881  und  die  Toransgehenden  Bestrebungen 
um  eine  solche  Gesetzgebung  waren  beiden  verbündeten  Regierungen, 
insbesondere  beim  Keicbskansler  Fürsten  Bismarck,  aus  der  all- 
gemeinen Tendenz,  die  indireeten  Stenern  im  Reiche  mehr  an  ent 
wickeln,  mit  heryorgegangen.  Nach  der  stärkeren  Ausbildung  der 
Zolle  nnd  der  Tabaksteuer  im  Jahre  1879  war  es  umsomehr  ge- 
boten erschienen,  die  von  diesen  Steuern  weniger  getroffenen  Volks- 
classen  durch  analoge,  ebenfalls  (nach  der  technischen  Art)  mehr 
als  „indirecte*'  anzusehende  Steuern,  wie  die  Stempelabgaben  des 
Mobiliarwerthverkehrs,  ausgleichend  zu  erfassen.  Die  proeentuale 
l'msatzsteuer  schien  zu  solchen  Steuern,  neben  dem  Kmissions- 
ßtenipel,  nach  Ansiciit  freilich  weniger  der  Regicrungskreise,  als 
der  Vertreter  dieser  stenerpolitischen  Richtung  im  politischen  Leben 
und  im  Parlament  (Conservative  u.  s.  w.)  aber  durchaus  mit  zu  ge- 
hören und  wurde  demgemUss  gefordert. 

Aus  langen  Kämpfen  ist  dann,  auf  Grund  der  Initiative  im 
Reichstage  selbst,  wobei  ein  früherer  amtlicher  Entwurf  mit  Ver- 
änderungen aufgenommen  wurde,  auch  endlich  das  neue  Gesetz 
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vom  29.  Mai  1885  hervorgegangen.  Sein  Ilaiijjtpnnct  war  die  Um- 
wandlung der  niedrigen  festen  Steuer  in  Stempellorm  auf  Ge- 
gchäftsnmsätze  in  der  oben  (S.  730)  dargelegten  Weise  in  eine 
procentuale  Umsatzsteuer  mit  den  ertorderlicheo 
stenertecbDischen  Vorschriften  zar  Veranlagung  nnd 
Erhebung  nnd  den  Controlmitteln  znr  Sicbernng  der 
AbgaVe,  namentlich  mit  dem  Grundsatz  der  Beetenemng  des 
Geecbftfts  als  solcben  nnd  dem  Scblnssnotenzwang  als 
techmscbem  Dnrcbfabmngsmittel  dafür.  Den  gesebafOicben  Inter- 
essen nnd  Bedenken,  welche  gegen  diese  Steaerart,  die  Proeent- 
abgabe,  nnd  die  geplante  teebnisehe  Dniebfäbmng  dieser  Abgabe» 
geltend  gemacht  worden,  bat  man  soviel  als  mOglieb  Berflok- 
ricbtigang  gewährt,  n.  A.  dnreb  die  Annahme  des  Schlnss- 
notenzwaiigs  statt  des  GesebSftsboeb-  nnd  Steuerbnchzwangs 
und  der  mit  diesem  weiter  in  Verbindung  stehenden  Einriebtungen, 
auch  durch  die  massige  Höhe  der  Abgabe,  wenn  bei  dieser 
auch  die  nach  Börsennsancen  geschlossenen  Geschälte  tiber  büi-seu- 
mässig  gebändelte  Waaren mengen  ( nicht  auch  Uber  Werth- 
papiere) mit  dem  Doppelsatze  (-/lo  gegen  sonst  Vio  Promille 
vom  Werth)  belegt  wurden,  sowie  durch  Einrichtung  der  Procent- 
abgabe in  Form  eines  Werthstuf entarifs,  welcher  eine  leichte 
bequeme  Handhabung  ftlr  den  Geschäftsverkehr  gestattete.  Aber 
die  Einrichtung,  welche  einer  wirklichen  Umsatzstener  yom  Mobi- 
liarwertbverkebr  gegeben  werden  mnss,  wenn  eine  solche  Stener 
einigermaassen  ein  richtiges  Seitensttlok  znr  Umsatzsteuer  im  Im- 
mobiliarwerthYerkehr  darstellen  soll,  ist  wenigstens  erreicht  nnd  so 
das  bisherige  theils  rechtliche,  theils  jedenfalls  factische  Stener- 
(Stempel-)freibeitsprivileg  jenes  Verkebrs,  damit  der  Börse  nnd  eines 
wichtigen,  leistnngsfilhigen  Theils  der  PrivatkapitaliBten  im  Princip 
und  eiiiigcrmaassen  anch  practisch  gefallen.  Letzteres  später  noch 
mehr,  als  die  sehr  niedrigen  Steuersätze  erhobt  worden  (lb94,  1900). 
Der  Ertrag  der  Steuer  hielt  sich  vor  und  nach  dieser  Erhöhung 
immer  noch  lu  massigen  Grenzen,  wenn  er  auch  gr^^sser  war  als 
unter  dem  Gesetz  von  1881,  natllrlich  schwaniienii  nach  den  Ver- 
kehrsverbältnissen.  Die  Üuckwiikuiig  der  neuen  Steuerform  aul 
den  Börsenverkehr  u.  s.  w.  wird  nicht  gleicbmässii:  beurtheilt,  aber 
auch  von  den  Gegnern  nicht  mehr  so  ungünstig,  als  ehemals  vor 
<i<  r  lUnführung  der  IStcuer.  Bei  dem  Emissions-  und  LoosHtenipel 
der  Lotterieen  u.  s.  w.  ist  im  Gesetz  von  1885  keine  Veräuderoug 
in  dem  Tarif  des  Gesetzes  yon  1831  erfolgt. 

A.  Wmf Btr,  fiaannriwuMliaft  IT.  48 
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Por  alles  Itter  Berflhrte.  'die  Meiomigsrencliiedeiilieiteii  tmd  Kämpfe  über  die 
ganze  Sache,  sind  die  sich  darch  Jahre  hinziehenden  Verhandlungen  im  Heichstaso 
besonder-»  l-  hrf-i.  h ,  vornemlich  in  'I  r  Si»ssion  S.  h(:"=.  don  <.r-'i.  Anf-i" 

von  (in  111  III  Uli  Fiu.arch.  B.  1,  S.  1115  v*"  die  ein/eliicu  KcichstagsdrucfcMa<  hca  a«i- 
^efQhrt  werden),  desselben  Commi^isioaäbericlit  im  Reichstage.  Dazu  Friedben^. 
Jahrb.  f.  Xat.uk.  a.a.O.  1^"^.',  S.  32  ü".  Die  gen.  Artikel  der  Wörterbücher,  b.* 
Uancke  im  Supplem.b.  des  U.  W.  B.  d.  St.,  Laadgraf  im  Wörterb.  d.  VerwalL. 
F.  Hecht,  Geschifbsteoer  auf  Grandlage  des  Schli!«üooteiizvaiigs,  1885.  GommeDtar 
u.dgl.  von  Nf  II  mann,  Höingh.nus.  Zum  G.<Ltz  von  IX^ö  die  Ausführongsvor- 
ächriften  besonders  vom  l^.  Oct.  l^^h.  mit  einzelnen  Ergän/angen  spftter.  Die  neo'in 
Bestimmungen  sind  im  Tarif  bei  Nr.  4  und  im  Gesetz  besonders  in  neuen  g.  6—11 
an  Stelle  der  frttberen  enthalten.  D^  ganze  Gesett  i>t  dann  mit  den  Yer&nderane^'Ji 
von  1885  neu  redigirt  worden  fBekanntmachung  des  Heichskanzlcrs  vom  3.  Juni  18>*' . 
£d  kommt  gerade  boi  einem  solchen  Steucrgcsotz  über  di^  Materie  auch  iu  Betieii 
der  einzeiiien  Yorschriften  sehr  auf  den  feaanen  Wortlaut  nnd  auf  den 
genauen  Sinn  dieses  Worthnts  an.  Ftir  ersteres  ist  auf  das  (^esef.  selbst,  für 
letzteres  auf  die  Ausfuhrangsvorächriiten ,  Commentare  und  als  Auslegungsquelle  mit 
auf  die  Reicbstagsrerhandlnnges,  Berichte  daselbst  m  renreisen.  Da  die  Einzdheitea 
hier  b^ndets  wichtig  sind,  vixd  rat  Eiginznng  des  Textes  oben  noch  Polg«Bde6 
luer  genauer  angeirehen. 

Nach  dem  Tütif  ^Nr.  4)  sind  zunftchst  (A,  1  u.  J)  „Kauf-  und  sonstige  An- 
schafllbngsgcschüfte"'  —  was  vnter  letzteren  zu  verstehen  ist,  ei^ebt  sich  ans  des 
ichstafr^vcrhandlungen  und  ist  eventuell  durch  die  Judicatiir  f-istznstellen  —  über 
ausländische  Bauknoten,  ausländisches  Papiergeld,  ausländische  Ueldsorten  und  aber 
die  im  Tarif  nnterKr.  1,  2,  8  bezeichneten  Werthpapiere  mit  Vio  Promille  Steoe^ 
satz  Selegt:  ferner  (B)  „Kauf-  und  sonstige  Anschatlungsgcschäfte,  welche  unter  Zu- 
grundcleirung  von  Usancen  einer  Börse  geschlossen  werden  (Loco-,  Zeit-,  Fix-. 
TeruiiD-,  Prämien-  u.  s.  w.  Geschäfte^  über  Mengen  von  Waaren,  die  bfVrseii* 
massig  gehandelt  werden",  mit -^/jo  Promille.  Als  ,.börsonm:ls^ii;  gehandelt'*  gctteo 
diejenigen  Waari  ri.  für  welche  an  der  Börse,  deren  Usancen  für  das  <iesf}iäft  raaas^- 
gebend  sind.  Termiuproiso  notirt  werden  (s.  Uebersicht  dieser  Fälle  am  Ende 
der  1880er  Jahre  im  Art.  roo  Landgraf  a.a.O.  S.  229).  In  Folge  des  spftterea 
BörsengesetZMS  vom  21.  Juli  1^00  mit  seinen  Beschränkungen  des  Terminhand.  Ii. 
besoudem  dem  Verbot  des  Getreideterminhandeis,  ist  die  Anwendung  dieses  Stempels 
anf  diesem  Gebiete  practisch  wesentlich  eingeengt  worden.  Bemeikaiswerth  ist,  dass 
im  (iesetz  von  1885  nicht  nur  die  gen.  Waarengeschäfte  höher  als  die  ESectengeschäfto 
belastet  werden,  sondern  da.ss  auch  bei  den  beiderlei  Geschäften  (A  und  B  des  1885er 
Tarifs)  nicht  mehr  zwischen  Zeit-  und  anderen  (^Casse-)Geschäften  im  Steuersatz  unter- 
schieden wird,  was  man  theils  für  practisch  unrichtig,  theils  für  nicht  genügend  am- 
fnhrbar  liiclt.  während  im  Tarif  für  1881  die  Zeiti^e.s.  liriftf  alliremein  dem  ln'heren 
i-'ixstcmpel  unterlagen.  Lieber  die  Berechnnag  des  steuerpflichtigen  Werth» 
bestimmt  der  Tarif,  dass  er  nach  dem  rereinbarten  Eanf-  ond  Ueferungspreis.  sonst 
durch  den  mittleren  Börsen-  oder  Marktpreis  am  Tage  des  Abschlusses  bestimmt  wird 
(zugehörige  Zins-  und  Dividcndencoupons  bleiben  ausser  Betracht).  Die  Abstufung 
des  Werths  hehufs  der  Berechnung  der  Steuer  «rfolgt  in  der  Weise,  dass  bei  Geschäften 
unter  2000  M.  der  Steuersatz  für  diese  Summe,  darüber  hinaus  in  Stufen  von  je  roUen 
2000  M.,  von  10.<'<h)  M.  ar»  von  je  vollen  10.000  M.  berechnet  wird:  sehr  grosse 
Stufen,  die  später  auch  verkleinert  wurden.  Frei  sind  (nach  einer  „Aomerkong**  m 
Tarif)  im  Interesse  der  nnmittelbaren  Prodncenten  ,.Kaaf-  vnd  sonstige  Ansebaffings- 
gesrli.lfte  über  im  Inland  von  einem  «1er  Contrahenten  erzetietc  oder  lH  r::e>fe!lt< 
Mengen  von  Sachen  oder  Waaren";  ferner  Geschäfte  von  nicht  über  t>00  M.  U'erth 
(nach  Geseto  von  1881  ron  nicht  Uber  800,  bei  Waaren  lOOO  M.V,  endlich  Contani- 
gesch&flta  (jetzt  mit  Legaldefinition  im  Tarif)  über  fremde  Noten,  Papiergeld,  Geld' 
Sorten,  nngemünzt'-s  iuM  und  Silber.  Der  Kechnnngs- Feststempel  ron  20  PI  im 
Gesct«  von  l^Sl  i&t  furigofallen. 

Geber  die  Anwendung  dieser  neuen  Tarifnummer  4  mit  ihrem  nnnmehrlges 
rreipnrfiriiirtlsat/  l>f-timiievi  di.*  neneii  ifi;.  T,- H  FulL'erii!''S.  S  t  e  ti  e  rp  fl  i  e  Ii  t  ige« 
Ubject  sind  alle  im  Inland  abgeschlo.sscncn  bezüglichen  Geschäfte,  femer  im  Ans* 
land  abgeschlossene,  wenn  beide  Gontrahenten  im  Inland  wohnhaft  ain^.  endlich 
mit  dem  halben  Betrage  des  Stempels  belastet  ^nd  letztere  Geschlfte,  wenn  nar 
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ein  CoDtrahent  im  laland  wohnt,  lu  7  werden  bedingte  den  unbedingten  Geschäften 
ia  Abgabepflicht  gleichgestellt  ;  Terschobene  Geschähe  sind  neu  abgabepflichtig,  dsgU 
govohl  du  Geechift  zwischen  Commissionär  and  Drittem .  als  das  zwischen  eiBterem 
und  seinem  Committentpn  (mit  einer  Aasnahme  event.  §  11.  a.  Ah«.  2).  Steoer- 
sabject  ist  zonäcbi»t  bei  durch  einen  im  Inland  wohnenden  Vermittler  gebchlcMsSäuca 
Geaehiften  dieser,  sonst,  wenn  nor  einer  der  Gontnhenten  im  Mend  wohnt,  dieser 
(Hier  wenn  ron  den  Contrahenten  der  eine  rin  im  Inland  wohnender  handels^esetzlich 
zar  Führung  ron  HaudelägedötzbUcbcru  rerpllichtetär  Kaofmaan  ju>t,  dieser,  bei  Ab- 
wickln ngsgeschift^i  zwischen  Coramissionir  nnd  Committenten  ersterer,  in  allen 
übrigen  F&Uen  der  Verftusaerer.  Im  Inland  wohnhafte  Vermittler  und  Contrahenten 
lupften  für  die  Abgab*?  als  üesammtschuliincr.  Df»r  Vermittler  isr  lieivclitiirt.  den 
£n>au  der  entrichteten  Abgabe  ron  jedem  mit  rerbafteten  Coütrahentea  zu  iordern; 
ein  Fall  also,  wo  die  Gesetzgebung  die  formelle  Ueberw&lzung  der  gezahlten  Steuer 
T  litlirh  festsetzt  wie  bei  einer  blossen  Auslage  (§.  9)  Da^  B  e st c n  orn n  g sr e r- 
fabren  in  Form  des  Schlassnoteuzwaugs  regelt  §.  10.  Der  Uauptpunct  ist: 
der  znnlchst  znr  Zablang  Verpflichtete  mose  Uber  das  atenerpfliehtige  Geseh&ft  eine 
S  h  1  II s.** n o f .  lind  zwar  dopi't  h  auf  einem  vurlier  gestempelten  oder  mit  den 
•ifforderlicben  Marken  rorsehenen  Fornuilar  auastelien.  Die  Xnte  inuss  Namen,  Wohn- 
ort des  YermittleR)  und  der  Contrahenten,  (iegenstand  und  Bedingungen  des  Geschätts, 
ijesondt^rs  Preis,  Zeit  der  Lieferung  ergeben.  Fur  jeden  Contrahenten  ist  je  eine 
Hälft»  !  r  Note  bestimmt.  Weitere  Finzpüieiten  bei  diesem  Besteuernnsr've!  fahren  in 
§.  10  und  ^.  11,  a — c.  U.  A.  besteht  die  V  erpüichtang,  Schluäsnotcn  nach  der  Zeit- 
fdm  nnmmerirt  5  Jahre  lang  anfzubewahrai.  Die  Unterlaasnnf  ist  mit  3  U.  bis 
öOOO  M.  Geldstrafe  bedroht  Di-i  rnterla^snni;  der  Ans-fellnni:  und  Jer  B'  init/uiig 
richtig  gestempelter  Schlossooten  aoterliegt  auch  jetzt  einer  50-fachen  Geldstrafe  der 
Unterzogenen  Abgabe,  mindestens  einer  Strafe  ron  20  H..  hei  Nichtfeststellbarlreit  des 
Hinterziehnngsbetrags  einer  Geldstrafe  von  20  M.  bis  5000  M.,  beim  ersten  Rückfall 
ausserdem  noch  einer  Geldstrafe  ron  150  M.  '»'niO  M..  falls  nirlit  seit  Ahndung 
des  ersten  Falls  5  Jahre  rcrstrichen  bind  i^g.  Ii.  g  und  11,  h).  Auadrtlcklich  dürfen 
(icschäfte  des  neuen  Tarifs  Nr.  4  des  Gesetzes  von  1885.  auch  über  Objecto,  welche 
in  diesem  Tarif  als  befreit  bezeichnet  sind,  T.andesstempeln  nicht  unterworfen  werden, 
aujiser  in  Fällen  gerichtlicher  oder  notarieller  Aufnahme  oder  Beglaubigung  fur 
(fiesen  Act 

Von  Abänderungen  nnd  Zusätzen  zu  den  allgemeinen  Bestimmungen  des 
Gesetzes  ron  1881  (4$.  21  11.)  sind  in  der  Norelle  ron  1885  besonders  bemerkenswerth: 
die  ausdrückliche  Hervorhebung,  dass  ..in  Beziehung  auf  die  Verpflichtung  zur  £nt- 
richtnng  der  in  diesem  Gesetze  festgestellten  Abgaben  (also  auch  des  Emissions«  und 
Loosestein pel?)  der  Rechtsweg  zulässig  ist"  22,  a\  Die  Rerisionsrechte 
gegenüber  den  Actiengesellschaften  u.  s.  w.  sind  geblieben,  statt  „geeigneter'* 
heisst  es  jetzt,  dass  .JiSbere**  Beamte  zur  Vornahme  der  Rerision  an  bestimmen  sind, 
d<!nen  ni<  ht  nor.  wie  im  Gesetz  von  1881,  die  reridirtcn  Anstalten  „rerpfli^lifet  sind, 
Einsicht  zn  gestatten^',  sondern  nunmehr  ausdrucklich  auch  dazo,  «.alle  b^ugiichen 
Schrifistüdce  und  erforderlichenfalls  anch  die  Gescb&ftsbocher  znr  Einsieht  vorzulegen'' 
(alter  und  neuer  §.  27>.  Von  anderen  Personeu  als  diesen  G  Seilschaften  u.  s,  w.  kann 
die  SteuerdirectirbehOrde  „die  Einroichung  der  auf  bestimmt  bezeichnete  abgabe- 
pflichtige Geschäfte  bezuglichen  Schriftstücke"  verlangen  (Abs.  4  des  neuen  ^.  27^. 
Dss  GcseU  nnd  der  neue  Tnrif  trat  am  1.  Oct  1885  in  Kraft. 

Der  Ertrag  des  Stempels  von  Schlussnoten  isr  nnter  dem  deutlichen  Ein- 
ÖUS8  des  neuen  Tari&  Mfon  erheblich  gestiegen,  vom  Jahre  1.  April  Ib84/Ö5  mit 
2S64  (8.  anch  die  Daten  oben  S.  787)  anf  5081  —  798S  —  7398  —  12.4o7  — 
15.143  —  18.456  —  11  —  n:^20  -  8165  —  in.  in?  Tausend  Mark  in  den 
10  folgenden  Jahren  18><5  8f>— 1894  i)5.  beinerkenswerthcr  Weise  auch  in  d^n  H  «rsten 
Jahren  1885/86 — 1887  88.  wo  sonst  der  Rückgang  des  Emissionsstcmpelertrugis  und 
des  Wechselstempelertrags  auf  eine  gesehäftlich  flauere  Zeit  hinweist.  In  den  weiter 
fo!srenderi  Jahren  mai  lit  sieh  dnnn  eine  starke  Ertrasr!>steiir»'nmer  f»'  !iierklich.  zeitweise 
aut  das  Doppelte  des  Wechselstempelertrags  USt^-^/i^O).  worauf  daun  später  freilich 
wieder  starke  Veminderangen  folgen.  POr  den  Umfang  nam<mtlich  der  Bflrsen» 
geMhifte  ist  der  Ertrag  des  Schlnssnotenstempels  ein  beachtensverther  Maassstab. 
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cc)  Die  Fortbilduiiir,  welche  später,  zunächst  im  Gesetz  vom 
27.  April  1!^94,  die  Reicb.s.-siriiipelabgaben  gefundeo  haben,  ist  nicht 
von  der  pnucipielleu  Hedeutmiu"  wie  im  Gesetz  von  1885  mit  dem 
Uebergang  vom  Feststempel  zur  Proportionalabgabe  bei  der  Umsatz- 
Steuer  gewesen.  Sie  ist  auch  wesentlich  nur  durch  fi scalische 
Interessen,  wegen  des  steigenden  Beichsfinanzbedarfs,  besonders 
in  Folge  der  Vermehrnng  des  Heeres,  veranlasst  worden.  Es  ist 
daher  aber  aUerdings  bemerkenswertb,  dass,  während  die  mögliehe 
und  regierongsseitig  aneh  gewilnschte  und  mit  in  Anssicht  ge- 
nommene Ansbildnng  anderer  Stenern  (Tabakstener,  Weinatener) 
nieht  sn  erreiehen  war,  die  Entwieklnng  der  Rdcbsstempelabgabeii 
in  dieser  Richtung  gelungen  ist»  trotz  lebhaftester  Opposition  der ! 
nttcbst  betroffenen  Interessenten  und  trotz  der  Unterstlltzung  dieser 
Opposition  aueh  von  anderen  Seiten  mit  allgemeineren  Tolkawirtb- 
schaftspolitischen  Argumenten.  So  wnrde  in  letzterer  Hinsieht  auf  ' 
die  auch  deiii  Gcsamuitiiiteressc  der  deutschen  Volkswirthschali  dc^ 
Annahme  uach  schädliche  Rückwirkung  der  weiteren  Stempel- 
erbrdninL'cn  hingewiesen.  Aber  es  drang  die  Erhöhung  im  Kciths- 
tage  dennoch  durch.  Zugleich  wurden  indessen  einige  Einzelheiten 
des  bisherigen  Gesetzes  ireändert,  mit  in  der  Absicht^  gewisse  TTärteii  ' 
zu  beseitigen  oder  zu  nnidern  und  gewissen  für  berUcksichtigung?-  ! 
Werth  gehaltenen  Verkehrsinteressen  mehr  als  bisher  Kechoung  zu 
tragen.  Das  Wichtigste  waren  jedoch  die  beträchtlichen  Er- 
höhungen der  Steuersätze. 

Diese  worden  beim  Emissioosstem pel  zugleich  verbunden  mit  einer  nun-  '< 
mehhgen  toterscbeidung  des  SaU^  fUr  in-  und  ausländische  Wertbpapiore.  ; 
Dieser  Stempel  wurde  itor  fnttadische  Actieti  verdoppelt,  von  5  Promille  auf  1  *V 
für  aaslindis.  lie  sogar  verdreifacht,  von  5  Promille  auf  IV.  "/o'      gleicher  "U'ciso  l 
Renten  and  hchuldvcrscbreibangren  gesteigert,  bei  inländischen  von  2  aal  4. 
bei  auslSbdischen  von  4  anf  6  Promille.  Bei  solchen  Papieren  von  Gommuiien  n.  s.  w.  : 
verblieb  Jnrar  der  Sstz  von  1  %o .  aber  für  die  früher  mit  diesen  gleichgedtallten 
Corporationspapiere.  besonders  ländlicher  und  städtischer  Grundbesitzer  (Pfand-  : 
briefe).  Grimdcrcdit-,  Hypotbeiienbankea,  Transportgeäellschaften  (sogen.  HypothekeD- 
bank'Pfiindbriefe,  PrioritfttsobligatioDen  der  Balmen  iL  8.  v.)  wnMe  der  Sntz  von  1  anf  : 
2  Promille  ebenfalls  erhöht,  damit  also  jetzt  ein  verschiedener  Steuersatz  für  dieäc 
Kategorieea  Werthpapiere  (Tarif  Nr.  3«  a  o.  b)  eingeführt.    Der  Cimsatzstempel  fax 
Kftafgeschifte  n.  s.  w.  vorde  in  seinen  beiden  Sitzen  gleichfalls  verdoppelt, 
von  1  und  2  auf  2  und  4  Promille  gebracht,  zugleich  wurden  die  Tarifstnfen  re^ 
kleinert.  bei  der  Werthberechnuug  in  kleinen  (Jeschlkflen  in  gewissen  Papieren  ei« 
Erleichterung,  auch  Ermässigungen  des  Stcuipdsatzeä  im  AibiiragdTerkehr 
mit  dem  Auslände  fowshrt,  die  Befreiungen  etwas  aasgedehnt.   Dem  Straipel  ffir 
Lotteriel(u»«c   wurden   jetzt  auch  „Wettei n sStze  bei   iMTentÜch  vt^rnnstalteteii 
Pferderennen  und  äbniicbeu  öffeatlicbeu  Venmstaltangen"  onterworieu  und  der  ptm 
Stonpel  verdoppelt,  von  5  anf  10*/o.  Ikhmo  ganz  kleiner  Lott«ieen,  im  Geauant- 
preis  bis  100  ^I.  wurden  dagegen  freigestellt,  bei  Ausspielungen  f(ir  „ausschliess- 
lich mildthätige  Zwecke"  aber  eine  Grenze  für  die  bisher  völlige  Stcuerfreihei: 
gezogen  (bis  5000  M.  im  Gesetzcutwurf,  im  Gesetze  selbst  bis  25.(KX)  M.).  Eine  Aa»* 
debnnng  der  StempelpflichIfglKeit  auf  indere  Difcnnden  und  Becbtsgeech&fte  iet  mek 
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diesmal  nicht  erfolgt.  Die  im  ücsetzentwuri  aach  jetzt  viedür  ron  der  Begieniag 
ToigeschUifeiieii  kleinen  Peetstenpel  Mif  Q«ittiiD|reB,  Checks  und  Giroan- 

vei^nniren.  Fra  r  h  t  ^  ri  t:  fe ,  •^insrhliesslich  Schiffs-Conno-xTii.  ;r>  im]  nicht  in  das 
Gesetz  g:elang^.  Der  Ertrafi:  der  gesammten  Abgabe  ist  troscntUch  mit  in  Kolge  der  Kr- 
böbang  der  Steuersätze  seit  1898  betTichdich,  bis  1899  anf  ttber  das  Doppelte,  g:estien:*in. 

S.  die  Kcichatagspapiere  1893/94,  duMS  den  Gesebantvurf  vom  Norember  1893, 
dem  eine  andere,  nur  bis  zur  1.  Lesung  im  Keichstasr*»  srclan^tf»  Vorlage  in  einer 
frahereo  Session  rorangegangen  war,  mit  Motiven  auch  im  Fin.arch.  B.  11,  S.  2^*0, 
292  (T..  der  ansfbhrliche  Goramiasionsbericht  darüber  eb.  B.  12 .  S.  122  ff.  Die  gen. 
Artikel  von  Hanckü,  Fri  edhorg  im  H.  W.  B.  d.  St.  a.  a.  0.,  von  Jaci.V.  im  Supl.li.  *\ 
lies  Wörterb.  d.  Verwait.  Für  Jüinzelbeiteo,  besonders  ftlr  die  Abweichungen  im  Umfang 
der  objectfTen  Stenerpflieht  im  neaen  Gesetz  gegen  das  frObere,  siebe  die  een.  Motive 
und  den  Commissionsbericht. 

Aus  dorn  neuen  Tarif  sei  noch  folgendes  Einzelne  hervorgehoben.  Befreit 
v«,m  Stempel  sind  jetzt  nach  dem  Gesetz  von  1894,  in  Folge  Anregung  aus  dem 
Ueichstag,  inliiniii^' he  Actien  v.  a.  w.  solcher  (icsellschaften  geworden,  welche 
ii.i-h  EntscheidiHis^  des  I5uiide?ir;it1i^  ,.nTis?chl  icssli  (  h  s-cm  c i  n  ntz  i  <•  n  Zwecken 
dienen,  den  zur  Vertheiluog  geiaiigeuden  Keingewinn  sauuniismässig  auf  eine  höchsteuä 
4  *^;oige  Yeczinsnng  der  Kapitaleinlegen  bescbiftnken,  nncb  bei  Auslooenngen  oder  fltr 
lien  Fall  der  Auflösung  niclit  mehr  als  den  Nennwerth  ihrer  Antbeile  zusichern  und 
bei  der  Aofidsuog  den  etwaigen  Re^t  des  Gesellscbaftsvermögens  für  gemeinnützige 
Zwecke  bestimmen."  Auch  mOasen  die  betrefleBden  Veranstaltungen  „für  die  minder 
begüterten  Yolksclassen*'  bestimmt  sein:  eine  „socialpolitische"  Steuerfreiheit 
im  Interesse  der  Fördprun?  von  bezti-jürhcn  Bau-Actiengesellschaften  n  di;!.  m. 
Ausserdem  sind  lediglich  zum  Umtausch  ausgestellte  neue  inländische,  wie  alle  Werth* 
papiere  nacb  dem  neoen  §.  6  des  Gesetzes  von  1894  frei.  Für  Actieo  wie  Air 
Renten-  und  Srhiildv<^rsfhroihiiii;rcn  ist  oinc  besondere  Bestimmung  (Aiwn. /u 
Tarif  Kr.  1  u.  2)  Uber  F&lle  getrullen  worden,  welche  der  Aashiudigong  aasläodischer 
Verthpapiere  im  blande  gleichgeacbtet  nnd  damit  stenerpflicbtig  werden,  wodnrcb  in 
gewissen  anderen  Fällen  Steuerfreiheit  bedingt  sein  kann ;  ferner  sind  hier  besondere 
Fcststempel  für  Gennssscheino  u.  dgl.  für  jede  Urkunde  festfresiellt  worden.  —  Den 
Kauf-  U.S.W-  ücfcch.it'teu  ,  welche. dem  l  lusat/.^ienipei  uaterlie;;eü.  sind  jetzt  ein 
sehr  strittiger  Punct  —  gleichgestellt  „die  bei  Krrichtung  einer  Aclieugesellschaft 
öjI'T  CommanditgeseUschaft  .mf  Actien  erfoliiemi  •  Zutheiliuif  der  Actien  auf  Grund 
rorbergebender  Zeichnung,  die  bei  Errichtung  einer  Actiengeaellschaft  stattändenda 
Cebemabme  der  Actien  dnrcb  die  Orflnder  nnd  die  Anereicbung  von  Werdipapieren 
an  den  ersten  Erwerber."  Bei  der  Werthlierechnung  des  Gegenstands  sind  jetzt 
kleinere  Stufen  von  1000  M.  gebildet  worden ,  deren  jede  oder  ein  Bruchtheil  davon 
mit  20.  bezw.  40  Pf.  l>eJastet  wird,  womit  die  im  Gesetz  von  18.*^!  n.".  enthaltene  Be- 
gQnatigung  der  gösscren  Omsfttze  beseitigt  ist.  Da  der  Uuisat/stcmpel  .sich  nach  dem 
Curswerth  der  Papiere  richtet,  konnte  g^rnde  hei  Anlagepapienn  mit  festem 
Ziosfussc,  sobald  sie  nur  ein  wenig  Uber  Pari  standen,  da^i  Steuerobject  in  eine  höhere 
Taiifttnfe  fallen.  Das  ist  im  Gesetz  von  1894-  wenigstens  für  kleine  Gescbftftsams&tze 
in  gewissen  Papieren  dadurch  behoben,  d.i<-  hier  für  BetrSsre  im  Nenn^'crth  l.'is 
5000  Ii.  der  diesen  Keonwerth  Ubersteigeudu  Betrag  fur  die  Stcmpclpflichtigkeit  nicht 
in  Betracbt  kommt,  eine  im  spiteren  Tarif  von  1900  Übrigens  wieder  weggefallene 
Bestimmung.  Die  Befreinngagreuze  von  600  M.  beim  Umsatzstempel  ist  ge- 
blieben, aber  aren.iuer  priirisirt,  auch  ^'ind  einige  andere  BefrcinnL''sf?\IIe  nntcr  Nr.  3 
u. 5)  hiu/ugefiigt  worden,  bei  denen  Mslier  Ungewissheit  bestand  und  luf  Arbitrage- 
g<  hilft e  mit  dem  Auslände  ermiissigt  Sich  der  Umsatzstempel  ferner,  nach 
den  n.iheren  Bedingungen  im  Tarif,  um  vom  Tausend,  eine  BejrUnstigung  dieser 
für  allgemein  roUcswirthschaftlich ,  besonders  betreffs  der  internationalen  Zahluogsver^ 
bUtttisBe,  als  erwOnsdit  geltenden  Gescbifte.  die  notorisch  mit  dner  sehr  kleinen 
Cursdifferenz  und  demnach  geringen  Gewinniii.\n''en  yn  r.-clii'.n  hnbeti.  Die  nirht 
angenommenen  neuen  Stempel  im  Gesetzentwurf  warcu:  fur  im  Inland  ausgestellte 
oder  ausgebändigte  Quittungen  von  einem  Betrag  von  tlber  20  M.  10  Pt.,  mit  zahl- 
reichen Befreiungen,  mit  einem  (sehr  unsicheren)  Ertragsanschlag  von  6—7  Mill.  Mark, 
Checks  und  diroanweisungen  ebenfalls  mit  10  Pf.  mm  Stnrk,  mit  Ertrags- 
anschlag von  5  — ÖOO.OOO  M.^  Frachtscbeiue  fur  Wasser-  und  Landverkehr,  mit 
Sinen  von  10,  20,  30  Pf.,  unter  Fieilassang  ron  Scbeioen  bis  sam  Fiaebtbeltag  von 


Digitized  by  Google 


746         ^>      Uobeisichteu  der  Bösteuenuig.  Keichsbesteaenuig.  §.  211. 


1  M.,  vomlt  die  meisten  Postsendungen  befreit  worden  v&ren«  mit  Eitragsaoschlag 
TOa  8.5  Mill.  M.,  Gesammtanscbla^  fur  den  Ertrag  dieser  Objecto  16.65  MilL  Hart. 

Das  Gesetz  \rom  27.  April  1891  hat  die  Form  einer  NoveMe  zn  dem  fom  1.  Jul: 
188l/2V>.  Mai  1885  und  üind  seine  Bestimmungen  dann  mit  dem  in  Kraft  gebliebeaes 
Text  dieses  früheren  Gesetzes  in  einer  neoen  Redaction  als  Gesetz  vom  27.  ApsÜ  1894 
vereinigt  worden.  Aus  den  Aenderun^'cn  und  ZnsJttzcn,  u-elche  mL'i>tens  di-^  Ent- 
scheidung von  zweifelhaften  h'Ulcn  betretien,  die  Beätimmangen  scli&rfei  präciüieA 
ond  auch  ErlefchterangeD  und  HiidenmgeD  prewfthren,  sind  folgende  besoodei«  V 
merkeuswerth.  In  dem  neuen  §.  3  wird  der  Erwerber  ron  ausländischen  Wenk* 
papieren,  welche  durch  ein  im  Ausland  abgeschlor-senes  Geschäft  von  einem 
zur  Zeit  des  Geschäftsabschlusses  im  Inland  wohnhaften  Couiraheutun  angeschaiit  äiud 
Ull  i  ihtn  aus  dem  Auslande  Ikb^andt  oder  ron  ihm  oder  einem  VeTtreter  aus  dtiHt 
Auslande  abgeholt  worden",  verpflichtet,  diese  Papiere  binm^i»  14  Tag-en  nnch  der 
Einbringung  in  diks  Inland  zur  Vorsteuerung  anzumelden:  eine  fur  den  intcrnatiooalt^ii 
EmissionSTerkehr  deutscher  Banken  und  Bankhftnser  wichtige  Bestimmong.  Die  Uttte^ 
lassung  wird  in  (l^.•r^>Jlben  ^^^rIst:•  beh;iii'l  1'  i:;  d  lie^traft,  wie  die  UntcrlasrOnir  der  Ver- 
steuerung in  den  anderen  Fällen  des  Kmissionsstempels.  In  einem  neuen  §.  6  (de^ 
nett  rediginen  Geseuee  tron  18li4,  §.  5,  a  der  Novelle)  sind  Bestimmungen  Uber  die 
vor  dem  Inkrafttreten  des  neuen  Gesetzes  (1.  Mai  1894)  ausgegebenen  WetCbpapirTo 
getroffen,  sif  werdpn  im  All^omeinon  nrich  den  Vorsclnitt""  >!— ,  Gesetzes  von  l^-i"! 
behandelt,  noch  nicht  mu  iicicljastempel  vursehene  ausluudisthc  noch  6  Monate  lang, 
spftter  dann  nach  dem  neuen  Tarif.  Lediglich  zum  Umtausch  ausgestellte  Werth» 
papicre  word<  ii  jetzt  hier  allfrcmcin  steuerfrei  gemacht  G.  Abs.  2).  In  d.  ni  neoen 
12  wird,  ausser  einer  Aondcrung  in  der  Behandlung  der  i)chlussnoten  beitens  der 
mmissioD&re  in  gewissen  GommissionsgcschifteB«  das  Beport-,  Deport-  (Kost-) 
Geschäft  insofern  in  der  Stcuerpflicht  erleichtert,  als  in  dem  Falle,  wenn  eine  Schlos«- 
uote  ein  Kaufgeschäft  und  gleichzeitig  ein  zu  einer  späteren  Zeit  zo  crfilllendes  Kü  k- 
kaufgeschäft  Uber  in  der  Tarif-Nr.  4  bezeichnete  Gegcnstaade  derselben  Art  und  lu 
demselben  Betrage,  bezw.  derselben  Menge  umfajist.  die  Abgabe  nur  einmal,  nemlidt 
nur  für  das  dem  Werthe  nach  höhere  der  beiden  Geschäfte  zti  berechnen  i^t. 
Steuerfrei  sind  ausdrücklich  gewisse  Aostauschgoschäfte  verschiedener  Stücke,  Ab- 
schnitte von  Wertbpapieren  Zug  om  Zog  ohne  G^genleiBtiuig,  bedingt  auch  gewisse 
Sülsen.  ..uncigentliche  Leihireschnfte"  (nach  näherer  Bezeichnung  dii  ses  (icachäfcs)  sre- 
wordeo  (neuer  §.  13).  Die  Verpflichtung  zur  fünfjährigen  Aufbewahrung  der  Schlus»- 
noten  ist  anf  die  ActiengeseUschaften  u.  s.w.  und  auf  die  gewerbsmässig  die 
steoerpäichtigca  Kaufgeschäfte  u.  s.  w.  Betreibenden  beschränkt,  fttr  andere  PersoDt^a  ; 
besteht  sie  nur  1  Jahr  lang  (§.  14).  Die  Strafand  roli  u  niren  sind  auf  durch  das 
Gesetz  ron  189 1  iiio>:lich  gewordene  nuue  Hintcrziehungsfaliu  mit  ausgedehnt,  Ordnungs- 
strafen (§.  84  des  ueuen  Gesetzes,  §.  33  des  alten)  etwas  rerschftrft  worden.  Das 
Bovisionsre  t  lit  der  V<jrwaItong  be?.üfrli(h  der  Erfüllung  der  S:  nerpflicht  ist  r^- 
blieben,  aber  nicht  melir  eine  periodische  Ausübung  desselben  vurgeächrieben,  es  ist 
Aiif  eingetragene  GenoesMisdiaften  und  Gesellschaften  mit  beschrlnktinr  HsXtnng,  sofen 
sie  die  abgabepflichtigen  Geschäfte  der  Nr.  4  des  Tarifs  „gewerbaniasig**  betnfheB, 
zugleich  mit  ausgedehnt  worden  (neuer  §.  39  des  Gesetzes  ron  1894). 

Der  Ertrag  aller  3  Arten  dieser  Stompelkategoric  ist,  freilich  mehr  oder  weniger 
mit  unter  dem  Einflnss  der  aUgfiix  iix  n  (icächäftsbewegnng  mui  Ijei  den  Loosen  unter 
dem  der  I.otterieveruu'lirnitcr,  t.'rhcljli*  Ii  jLiostiegen:  in  den  ß  Jahren  1.  April 
1893/94  bis  1898/99  i,das  neue  Gesetz  war  seit  1.  Mai  1894  m  iiraft,  wirkte  also  ia 
grtssten  Theih  des  2.  Jahrs,  1894/95  schon  ein)  war  der  Ertrag  ftr  Werthpapien 
4166  —  9038  -  15.523  —  15.090  —  14.969  ~-  18.480,  für  Schlussiioten  u.s.  w. 
«165  —  16.407  —  9i^  —  13.226  —  13.729  —  13.545.  für  Loose  9336  —  14.31Ö 
—  19.625  —  20.085  —  19.175  —  21.25s,  im  Ganzen  daher  21.667  —  39.760  - 
55.086  —  48.351  -  47.873  —  53  284  Tausend  Mark  oder  auf  den  Kopf  der  Be- 
rftlkerong  in  Pfennig:  II"  -  77  —  105  —  91  —  69  —  98,  aiso  absoiat  und  reliur 
mehi  als  eine  Verdopplung. 

dd)  Gesetz  von  1900. 

Aneh  die  Erhöhungen  des  Stempels  durch  das  Gesetz  von  1894 
sind  nieht  die  letzten  geblieben.  Die  steigenden  Finanzbedtlrfinisse 
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üe»  iieicbs,  besonders  in  den  letzteu  Jahren  des  Id.  Jahrhunderts, 
die  vergiifsserten  lUr  den  Ansban  und  die  Vermehrung;  der  Kricirs- 
flotte,  haben  zn  neuen  Erhöhungen  der  K  ei  e  h  ss  t  e  m  pc  i- 
abgaben  und  zugleieh  zur  Ausdehnung  derselben  aui  einige 
weitere  Objeete  geführt.  Za  einer  Vermehrung^  bezw.  Erhöhung 
der  Steuersätze  im  Gebiete  der  innereD  Yerbraacbssteaern  und  der 
wichtigeren  Finauzzölle  wollte  man  aus  verschiedenen,  namentlich 
auch  ans  principieUen  and  socialpalitiBchen  GrflndeD  niobt  achreitCD. 
In  dem  Flottengesets  rem  10.  April  1898  (§.  8)  wurde  in  dieser 
Hineicht  sogar  ansdrBcklich  die  Bestimmung  getroffen,  dass,  soweit 
die  Terflttgharen  Deekungsmittel  nicht  ausreichten,  y^der  Mehrbetrag 
nicht  durch  Erhöhung  oder  Vermehrung  der  indirecten,  den 
HasaenTer  brauch  he  last  enden  Reichssteuem  gedeckt  werden" 
dfirfe:  eine  jener  „Bindungen''  zweifelhaften  Werths  für  die  künftige 
Legislative.  Die  in  den  letzten  Jahren  erhebliche  Krtragssteitj^erun^r 
der  Zölle  und  inneren  ReiclissteiiLi  ii ,  deren  Andaucr  und  iietr.i^ 
freilicli  immer  nicht  ganz  sieher  war  und  von  ^\  irthschaftlichen 
und  politischen  Conjuncturen  mit  abhing,  machte  zwar  die  Er- 
öfTnun^r  nener  Stenererträjrc  durch  die  Gesetzgebung  nicht  niimittel- 
har  noili wendig,  und  von  diesrin  Standpunct  aus  torderleii  die  Ke- 
{rieruiigen  auch  bei  der  Einbringung  der  neuen  Flottenvorlage  im 
Jahre  1900  l^eine  neuen  Steuern.  Aber  richtiger  erschien  es  doch, 
namentlich  bei  der ,, führenden*'  Partei  im  Beichstage,  dem  Centrum, 
tUr  alle  Fälle  Vorkehrungen  zu  treffen  und  zwar  schon  jetzt,  schon 
im  Jahre  IdOO.  An  eine  Einführung  dirccter  Steuern,  auch  etwa 
einer  BeichsrermOgmissteuer  oder  einer  Beichserbschafitssteuer,  von 
denen  innerhalb  und  ausserhalb  des  Beichstags  die  Bede  war, 
wollte  man  indessen  nicht  herangehen,  aus  bekannten  reichs-  und 
landesrechtliehen  und  -politischen  Gründen.  Den  Zuweg  zu  den 
Hauptsteuerquellen  des  Boichs  hatte  man  sieh  durch  die  Clansei 
im  Flottengesetz  von  1898  versperrt  So  blieb  nichts  flhrig,  als 
einige,  doch  nur  gerin^;fügige  FinanzzöUe  zu  erhöhen  (o.  S.  661/662), 
etwa  eine  innere  JSehaumweinsteuer  als  Ergänzung  des  höheren 
Champa^nerzoll»  und  als  „Luxuöötcuer"  lür  bpäter  mit  ins  Auge 
zu  lassen  (S.  723),  vor  Allem  aber  doch  wieder  ,,die  Börse  und 
das  Wertbpapier  bluten  zu  lassen".  Die  liuchconjimctur,  welche 
seit  1898  hier  geherrscht,  die  specnlative  Ausnutzunir  derselben 
durch  die  Börse  und  ihre  (Mientei,  die  AusilL'liuung  der  .Speculaiion 
auf  Bergwerkspapiere,  der  allgemeine  industrielle,  montanistische, 
mercantile  Aufschwung,  auch  mancherlei  neue  unerfreuliche  £r- 
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scheinuugen  auf  diesen  Gel»ieten ,  legten  diesen  Gedanken  noch 
besonders  nahe.  Die  pessimistischen  Annahmen  in  den  Interesseuten- 
kreiäen,  dass  die  „Börsensteuer''  die  GesebUlte  zu  schwer  belaste, 
hemme,  ruinire,  ins  Ausland  treibe,  die  volkswirthschaftlich  noth- 
wendige  und  heilsame  Fnnrtinn  der  Börse  nnterbinde  —  Annahmen» 
die  jedesmal  X881,  1885,  18&^4  bei  der  Entwicklang  dieser  Steaer 
hervorgetreten  waren  — ^  waren  durch  die  Thatsachen  dooh  widerlegt. 
Die  notorische  Bildung  zahlreicher  grosser  Einkommen  nnd  Ver* 
mOgen  in  den  mit  dem  „Anfsehwnng''  and  dem  Bönengetriebe  in 
Verbindung  stehenden,  die  Conjonctnren  theils  ansbentenden,  theils 
mit  leitenden  Kreisen  war  ein  Argument  mehr  fttr  eine  Steuerpolitik, 
welche  diesen  Verkehr  als  ihr  zn  belastendes  Object  nnd  dessen 
Steaerfähigkeit  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  flir  noch  nicht 
genügend  aosgentttzt  ansah.  Da  es  sich  bei  den  dnreh  die  Börsen- 
stener  getroffenen  Kreisen  theil weise  wenigstens  auch  um  solche 
zu  handeln  schien,  welche  von  dem  „Weltverkehr"  und  der  diesen 
stutzenden  „Weltmachtpolitik"  auch  noch  ihre  besonderen  Vortheile 
hatten,  so  erschien  eine  weitere  Erhöhung  und  Ausdehnung  dieser 
Hnisensteuer  vollends  richtig*,  einigermaasen  im  Sinne  des  Grnii  i- 
satzes  der  „Besteuerung  nach  dem  Interesse^^  oder  „nach  Leistung 
and  Gegenleistung". 

Im  Ganzen  möchte  ich  diese  Gesichtspnncte,  bei  allen  mit 
nnterlanfenden  Uebertreibnngen  und  za  weit  gehenden  Generalisir- 
nngen,  steneipolitisch  billigen,  wenn  aneh  mit  gewissen  Vorbehalten. 
Namentlich  wird  eine  Deckung  von  Ansgaben  Atr  die  nothwendigen 
Machtmittel  des  Reichs  doch  richtiger  noch,  mindestens  neben  der 
Benutzung  you  Steuern  wie  der  Börsensteuer,  durch  allgemeine 
Steuern,  an  denen  das  ganze  Volk  mit  trägt  und  die  tt b er h an p t 
leistungsfähigeren  Theile  desselben  in  höherem  Maa^se, 
daher  durch  gewisse  allgemeinere  Zölle  und  innere  Verbrauclis- 
steiiern  und  durch  directe,  wie  Einkommen- und  Vermögenssteuern, 
oder  diesen  ähnlich  wirkende,  wie  Ei  lisi  liat'tssteuern ,  zu  erfolgen 
haben.  Indessen,  diese  Auffassungen  drangen  nieht  durch  oder 
wurden  in  den  entscheidenden  Instanzen,  Regien; iii^on,  Parteien. 
Reichstag  nicht  gebilh'gt.  So  verblieb  es,  neben  den  kleinen 
Zollmaassregeln,  bei  der  Erhöhung  und  Ausdehnung  der 
Börsens teuer  in  dem  neuen  Gesetz  vom  14.  Juni  1900,  das 
ich  ftir  eine  zulässige,  zum  Theil  selbst,  wie  in  der  Ausdehnung 
der  Stempelpflicht  auf  Bergwerkspapiere,  für  eine  erwünschte  Maass- 
regel halten  mOchte,  wenn  ich  auch  neben  diesem  Qesetz  die,  mir 
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ans  soDstigen  Grtlnden  ohnehin  dringend  geboten  erscheinende  Ein- 
führung einer  Art  directer  Steuer  —  deon  das  ist  sie  -  ,  wie  der 
Reichs  -  Erbschaftssteaer,  gern  gesehen  and  für  ansftthrbar  ge- 
halten hätte. 

Vif'lfjichi!  ndiatten  über  die  vom  TTi^iclii  .  _ mle  in  Vorbimlnu^  uiit  ikr  Flottnn- 
vermehrun^,  einzuschlagende  Stt^uerpolitik  in  der  i'resse  und  in  den  parlamentarischen 
Körperschaften,  namentlich  im  ßeichstage,  im  Winter  1899/1900  t3nd  im  Sommer  1900 
bis  zar  Erledigung  der  Dinge  im  Rei(  h.^ta;^'».  Ich  habe  mich  dann  fleUxt  mehrfach 
fmblicif tisch  hcthi'iliirt ,  wie  schon  früher,  bei  Gelegenheit  der  ersten  nefien  Flottcn- 
roriage,  in  einer  Reibe  roa  Artikeln  Uber  die  eintichiagenden  Finanz-  und  Öteuer- 
f ragen  In  der  WocheaMihrlft  „Zuknoft''  (Janaar  1898),  m  im  Jahre  1900  io  Artikeln 
in  der  Zeitung  „Tägliche  Rondscbau"  ^.  mid  9.  Tohr.  1000  nn<l  in  der  Worhenschrift 
„Die  Woche"*,  sowie  zu^anirDenfassend  und  mit  entsprechender  Erweiterung  in  dem 
TOD  Schmoller.  Scring  und  mir  herausgegebenen  Sammelwerke  Handels-  nnd 
Machtpolitik  (1900)  B.  II,  S.  45— 126,  in  dem  Aufsatz  „die  Flottenrerstärkutip:  und  unsere 
Finanzen",  hier  besonders  S.  121  ff.,  auch  über  die  ZuIässiVktit  einer  noichserbschsft'«- 
siener  trotz  der  Bedenken,  ron  ti.  f.  Mayr  u.  A.  (so  in  dessen  kleiner  Schrift  .,Flotte 
und  Finanzen**.  Die  Deckongsfrage,  1900,  8.  15  ff.),  dtaa  damit  ein  „Einbrach  in 
dii'!  Laiulesstcucrrcrhtc"  crfnliT':' ,  wns  nach  df^n  Rcstiminuns-on  drr  KcichsverfassTinü: 
nicht  zutriüt,  ood  dass  die  Keichscontrole  Uber  die  Veranlagung  und  Erhebang  einer 
solchen  Steoer,  ireno  diese  *  vie  bisher  bei  den  anderen  Beichsstenem,  dorch  die 
LandcflbehSfden  erftJge,  eine  zu  listige  werden  mflase. 

Das  nene  Gesetz  von  lyuO  lat  sonach  wesentlich  fiscali sehen 
Bestrebungen  entsprungen,  bewegt  sich  aber  conseciuent  in  der 
ßichtUDg  der  dmcli  die  Ge.sct/e  von  1885  und  1894  angebahnten 
Weiterentwicklung  unseres  „Verkehrssteuersystems*^  oder  unserer 
sogen.  Börseostener  in  dem  Reichsstempelabgabeweseu.  Die  wich- 
tigsten Neuerungen  bestanden  in  starken  weiteren  Erhöhungen 
der  Steuersätze  für  die  drei  Arten  der  Stcmpelabgaben  und  ihrer 
Unterarten,  sowie  in  der  Anadehn  nng  des  Emissionsstempels 
anf  nene  Objecte,  Bergwerkspapiere,  and  der  Einftthrang  eines 
neuen  «genen  Stempels  (Feststempels)  anf  eine  weitere  Gattong 
Urkunden,  Ton  Schiff sfraehten. 

Der  Emifrionnstempel  auf  iniindische  Actien  n.  s.  w.  ▼nrde  anf  Reichs» 

bankantheilsch' im-,  welche  nominell  nicht  A<  ti<  n  sind,  ausgedehnt  und  verdoppelt, 
von  l  auf  J",,.  von  ausländischen  Actien  u.  s.  w.  von  2  auf  2'/,  erhöht, 
ilr  wurde  form  r  iu  Form  eines  Fixstempels  von  l'/e  M.  von  jeder  einzelnen  Orlcunde 
anf  die  „Anthinhrheine  gowerluchaftttch  betriebener  Bergwerke  (Kuxe,  Koxscheioer 
nanmehr  Tarif-Nr.  1  a>  ausgedehnt.  Der  Stempel  für  inländische;  Kenten-  und 
Schaldrcrscbrcibungen  u.  w.  (abgesehen  von  Tahf-Nr.  3)  wurde  von  4  auf 
6  Promille  erhöht«  anslRndlsche,  irelche  nach  den  früheren  Gezetzen  als  Eine 
Kategorie  znsninmciipofasst  und  narli  dem  von  1894  bereits  dem  Satz  von  ß  Promille 
nnterworfeu  gewesen  varen,  wurden  jetzt  gethciU.  Für  den  einen  Theil,  solche  aus- 
ilndischer  Staaten  und  Ei.se  nbahngesellschaften,  behielt  man  den  bisherigen 
Steuersatz  von  6  Promille  bei.  Die  übrigen,  daher  ron  Corporation en,  Actien- 
g esells (•  Ii a ft  e  n  oder  industriellen  Unternehmungen  (an«*«er  für  Eisenbahnen) 
und  sonstige  tur  den  Handelsverkehr  bestimmte  betreffende  Papiere  wurden  dagegen 
anf  den  Satz  ron  1  ^'q  gebracht,  die  Fixstempel  ftlr  Gennssscheine  zum  Theil 
ebenfalls  stark  erhöht.  Die  l)i5her  im  Steuersatz  h -i^Mlnstigtcn  Renten-  nnd  Schuld- 
rerschreibongen  (Inbaberpapiere)  inUndiscber  Gommunalverbände  nnd  Com- 
mnnen  wniden  ron  1  au  2  Premiile  im  Stempebatz  gebracht  (Tarif  Nr.  3)  VDd 


750  6>      üebeiäichteu  der  Besteaeruug.  Eeichsbesteuerang.  §.  211. 

somit  auf  dca  uichi  weiter  tiihulitcu  Satz  der  Fl'audbricfc  u.  s.  w.,  rhoritkUiobjiijaüuücü 
d«r  Ba1in«u  u.  s.  w.  Der  Uiusatzstempel  far  Kaufgcschäfta  n.  s.  w.  verblieb 
zwar  für  anslandisrhi  s  Papiergeld,  Baukiioio;i  <i  !  i^urtcn  und  für  Keulen-  und  Schuld- 
verschrcibutig^en  (Tarif-^r.  2  a,  2  b,  3)  um  Auanabiuc  der  Tarif-Nr.  2,  c,  der  biä- 
Icrige  von  Vio  PromiUe  des  Gesetzes  von  1894«  warde  aber  fllr  Aciien  n.  s.v. 
^Tarif-Nr.  1)  iiiid  Obli^atiouoii  a  üslitudischer  Gorporationen ,  Aciienfftsell- 
scliaften  u.  s.  w,  (Tarit-Nr.  2.  c)  auf  Frümille  erhöht  und  für  die  neu  der  btcucr 
unterworfenen  Antheilo  an  bergrecktlicheu  (je w erkschaf teu  oder  die  darüber 
'ausse  r  Ii  n  Urkunden  (Cuxscheine,  BerechtigaDgäbcheine ,  Abtrctung^ischeine)  Mgu 
auf  1  voüo  Promille  gestellt.  Der  Kaufstemp.»!  far  die  liÖrseumUssij!^  frehan- 
düheu  \V  aareu  i&t  auf  dem  Satze  deü  Gesetzes  von  l&lf-4  mit  Vt^Promilie  gebiiebea, 
wobei  jetzt  als  ,,b6neDDils8ig  gehandelt"  avedrttcUiclk  anch  die  Waares  ^ten,  ia 
welcliL'u  /war  nach  dem  Börsengesetz  vnu  189fi  der  B^rüenterminhaudcl  verbütt;ii  iat, 
aber  fur  welche  au  der  bettettendeu  Börse  Preise  fUr  Zeitgeschäfte  notin  w^erdea. 
Die  Steaerfreiheit  von  Geschäften  bis  600  M.  Werth  beim  Kaufstenipcl ,  ebenso  die 
S.  745  oben  erwähnte  Begünstigung  von  Geschäften  bis  ÖOOO  M.  Werth  in  gewissen 
Papieren  bei  der  Wertliberochnung  ist  beseifisrt  worden.  Der  Stempel  für  Lf>ttf?rie- 
loose  und  Ausweise  vuu  Spieleinlagen,  wobei  die  Wctteiusät^e  im  Tarif  nicht  mehr 
besonder«  hervorgehoben  werden,  aber  nach  dem  Gesets  damnter  begriffen  bleiben 
(Abschnitt  III  ..Spiel  und  Wette".  §.  2r,  des  neu  rcdi^incn  Gcsntzes.  J^.  25),  ist  von 
10%  bei  iuläudischen  Lotterieen  auf  20,  bei  ausläudischcu  sogar  auf  25*^;, 
erhöht  worden.  Endlieh  lind  Schiffsfrachtnrkonden  (Gonnossemente  n.s.v.) 
im  Seeverkehr  mit  dem  Auslände  (nach  nähereu  Bestimmungen  des  Tarifs  >ir.  C)  mit 
einem  Fix.stenipid  für  die  einzelne  ürknnde  von  1  M.  belegt  worden,  mit  £tm&aBigluig 
auf  10  PI.  iur  den  2««ahverkehr  (O^t-,  Nördscc,  Canai,  Norwegen). 

Die  Verindemngen  im  Text  des  Gesetzes  von  durch  KovcUe  von  1900 

sind  meistens  nur  Couseiiuenzen  der  Tarifieränderunfren .  lie-iondcrs  in  Betreff  der 
Stempelpdichtigkeit  der  Schitisfracbturkuuden  und  betreffen  »oubt  nur  uutergcordnete 
und  formelle  Pancte.  Sachlicb  von  Bedeutung  für  die  Stempelpilichtigkeit  biei  Kauf- 
geschäften i^t  indessen  der  neue  §.  12,  a  der  Novelle  (§.  12,  in  der  neuen  Ecdaction 
des  Gesefze>).  wonach  der  Commis-sionär.  der  eine  Einkauf--  und  eine  Yerkaufs- 
commisaiun  über  Werthpapiere  derselben  Gattung  au  dciu.si  Iben  Tage  durch  Emtiiii 
als  Selbstcontrahent  ausführt,  für  jedes  der  beiden  Geschäfte ,  soweit  sie  sich  aus- 
jrleiehen  ,  neben  dfir  tarifinassigen  Abgabe  eine  weitere  in  der  H«jbe  der  ll;ilfte 
des  Tarifsatzes  zu  entrichten  hat,  mit  der  Kinschränkung,  ea  sei  denn,  dass  der  Oom- 
misslonftr  zur  Deckung  eines  der  beiden  Anftrilge  ein  abgabcpHichtiges  Geschift  mit 
einem  Dritten  abgesclilu^^en  haL  Zur  Coutrole  kann  der  Bundesnith  ii.  A.  auch  die 
Art  der  Buchführung  bestimmen.  Eine  andere  wichtige  Bestimmung  im  Gesetz  von 
19ÜÜ  betrifft  die  Berechnangswcise  für  den  Emissionsstempel  bei  inländischen 
Actien.  Diese  sind  nicht  mehr  bloss  nach  dem  Nennwerth,  sondern  zasUgllch 
desjenigen  Betrags,  zii  wi  b  heni  sie  liöher  als  der  Nennwerth  lautet,  ausgegeben 
werden,  zu  versteuern.  Man  wollte  damit  die  Agiogewiuue  treffen  (s.  den  Tarif  zu  1 
und  die  AnafUirangen  in  dem  nntea  gen.  Commissionsbecicht,  Actenstaeke  1898/1900, 
S.  5681  ff.). 

Ob  uod  wie  weit  die  Erwartungen  einer  diesen  Aenderangen 
des  Tarifs  entsprechenden  Ertragssteigerung  sich  erfClUen  werden^ 
wird  sich  erst  in  längerer  Zeit  sicherer  Übersehen  lassen.  Das 
Gesetz  trat  am  1.  Juli  1900  in  Kraft,  d.  h.  zn  einem  Zeitpnncte, 
au  welchem  der  Rtlckgang  der  Hochconjnnctnr  der  letzten  Jahre 
sich  mehr  und  mehr  zu  zeigen  begonnen  hatte.  Das  Ertrags- 
ergebuiss  kann,  iHiahhaiigig  vom  Eiuiiuss  des  Gesetzes,  dea  die 
Interessenten  als  uachtheiligen  ansehen ,  in  Folge  dessen  ein  un- 
günstiges werden. 

&  das  neu  redigirte  Gesetz  vom  14.  Juni  1900  auch  Im  Fin.arch.  Bd.  17,  S.  968, 
mit  Angabe  der  erfblgten  Veilnderangcn  gegen  bidier.  Der  Ansgangspanet  des  neuen 
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(iesettes  war  ein  Antrag  des  Ccntniuis  (Abg.  Mulkr-l  ulda)  auf  Abänderung  des 
Stempelgeaetias  Ton  1894  (Kr.  7ltS  der  Dracksacben  des  HeicLstags,  Session  1898'1900), 
dem  Bestreben  entsprangen,  auf  diese  Wci-M*  Deckungsmittel  für  die  Flofteiierft  iiii  riini; 
20  beschaffen.  Für  deu  Zusammeahaiig  der  ÖtcuererhöliUBgeu  luit  dieser  Maasärcgd 
«.  besondoB  dea  Bericht  der  Gommiasion  ftlr  den  BdchahanahahselBt  über  das  Flottea- 
gesetz  fom  22.  Mai  1900  (Berichterstutt.  r  Müller- Fulda.  ActenstUck  Nr.  830),  worin 
die  verschiedeneii  Gesiolits|ninrte  Ii  er  vortraten.  In  das  dann  zu  Starüle  irekommeiie 
sotfeu.  ..l-lutifiiLiL'M't/"  vum  Ii.  Jum  1*J00  ist  in  ^.  (i  wieder  die  H  •->tiiiiiiiuii!^  des 
fniberen  l  iott-  iiiresotzes  von  1898  (ob«Mi  .S.  747)  auffenomilieii  worden,  dass  ein  ctw» 
sich  ergebender  I  -  hlbetraL'^  di-r  orforderlicbeu  Eiunahtneu  gegenüber  den  Au>'.;ali.;ri 
^cht  durch  Eihöhung  oder  Verniehrung  der  indirecteu,  den  Masscu?erbrauch 
belftstonden  Beiclisabg«beii  Mfn^ebiaeht  werdesx  dorfe**.  In  dem  gen.  Bericht  werden 
die  anderen  Steueriirojert  ■ ,  Reichsvermögens-,  Rcichserbschaftssteih  r  berührt,  wie 
ebenso  in  den  l<cichsta|i;sTerhaadlaageii.  JUe  Kcgiertmgsvortreter  uabmen  eine  ab- 
lehnende Stellung  dazu  eiti.  üeber  die  Roichsstem^iabfaben  s.  besonders  den  Bericht 
der  darüber  (Antrag  Milller)  berathenden  Keichshaushaltscommission  vom  2G.  Mai  1900 
(Berichteri:tatt.?r  Paascho,  ActenstUck  Nr.  ^'70.  l-^s'Q'ioOO.  S  ."i.VJl  tf.).  Der 
Bericht  ist  zugleich  ein  Commentar  zu  ueu  uiiuehieii  neuen  Tariisutzen  und  fasst 
dabei,  wie  bei  den  abgelehnten  Sätzen  und  Puncten.  die  (irttnde  filr  und  wider  gut 
zniammt^n.  S.  u.  A.  V»»»>-ondt!rs  über  di.-  Einbeziehung  der  Cu.ve  u.  s.  w.  in  Ii  ^''empel- 
a^aben  (S.  55^  fi.),  dsgl.  der  äcbitt;>lrachturkundeu  (S.  5547),  Uber  dio  Erhöhung 
des  Ünnaizsteiiipels  (Stnmtik  der  biBherigen  Einnahnen  dsiMW  &  5590).  —  Der 
Ertragsanschlag  aus  den  Stcnererböhung(3U  war  rund 45  MUI.  Mark.  Aosfilhmngs- 
roischiiiten  zo  dem  neaen  Gesetc  rom  21.  Jaui  1900. 

Durch  die  EintUhruDg  und  Eutwicklung  dieser  sogen.  Börsen- 
Steuer  des  Reichs  ist  eine  Lücke  im  ganzen  deutschen  Staats- 
und  Beichssteaerwesen  in  befriedigender  Weise  ausgefüllt  worden. 
Denn  wenn  man  aach  die  principiellen  und  practischen  Mängel 
dieser  Stenerfonn  ragestehen  mnss,  so  stehen  diesen  doch  andere 
principielle  nnd  practische  Vorsflge  noch  wesentlicherer  Art  gegen- 
über nnd  in  einem  „Verkehrssteaersystem''  darf  eine  solche  Börsen- 
Steuer,  wie  die  Reichsstempelabgaben  sie  jetzt  darstellen,  nicht 
fehlen.  Die  Interessenten  der  Börse  nnd  des  Geld-  nnd  Bank- 
geschäfits  haben  anch  bei  uns,  wie  die  VerhandlnDgen  im  Reichs- 
tage, die  AnslasBungen  der  Uandelskammera ,  auch  der  Effecten- 
bankcn  in  ihren  Jahresberichten,  so  in  denen  für  IIKK),  /eigen,  eine 
viel  zu  einseitig  ablehnende  bteilung-  /n  dieser  Stener  eingenommen, 
immer  von  dem  Dogma  ausgehend,  als  ob  „Krleichterung  des  Ver- 
kehrs" um  jeden  Preis  ein  durchaus  richtiges  T  stnlat,  eine  den 
„Verkehr  belastende",  ihn  erschwerende,  beniniende  Verkehrs- 
steuer" daher  etwas  überhaui»t  Falsches  sei.  Dass  die  einzelnen 
Arten  der  ötempelabgaben  von  den  wesentlich  nur  als  Vermittler 
der  Emissionen  nnd  der  Umsätze  dienenden  Banken  und  der  Börse 
hier  nicht  immer^  ja  in  der  That  grossenthcils  nicht  getragen 
werden,  wie  in  diesen  Kreisen  gern  betont  wird,  ist  ja  richtig,  so 
in  Betreff  des  ümsatzstempels,  der  regelmässig  die  Personen, 
anf  deren  Recbnnng  die  Geschäfte  geführt  werden,  belasten  wird, 
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durch  etwaige  iiuckvviikungen  anf  Preis  und  Cnrs  bald  nielir  die 
eine,  bald  mehr  die  andere  Partei.  Aber  das  ist  ja  auch  die  Ab- 
sicht des  Gesetzes.  Wenn  der  Stempel  dabei  etwas  hemmend  auf 
die  Umsätze  wirkt,  ist  das  kein  Uebel.  Der  Emissionsstempel 
von  Actien  wird  dagegen  doch  öfters  den  Griindern,  Vermittlern 
dabei,  Einfttbrem  ausländischer  Actieo  zufallen,  derjenige  auf  O  bli- 
gationen  u.  s.  w.  keineswegs  immer  den  erwerbenden  Gläabiger, 
sondern  anch  öfters  den  Vermittler  der  Emission  und  Einführung  and 
freilich  auch  wohl  den  Sehnldner  treffen,  d.  h.  in  diesem  Falle  die 
nicht  immer  erwttnschte  Wirkong  einer  kleinen  Greditvertheoening  und 
Erscbwmng  haben.  Bei  den  anch  jetzt,  selbst  nach  dem  Gesetz 
7on  1900,  immer  noch  mässigen  Tarifsätzen  der  dentsehen  Beieba- 
stempelabgaben  mOchten  sich  die  im  Einzelnen,  je  nach  Gonjnnctnren, 
Stellung  und  wirthschaftlicber  Lage  von  Schnldnem,  Verhältnissen 
der  zu  gründenden"  Unternehmungen  (Hinüberftthrung  von  Privat- 
geschäften in  Actiengesellschalten)  manclilach  verschiedenen 
Wirkungen  dieser  Abgaben  doch  im  Ganzen  rechtfertigen  lassen. 
Die  Ausdehnung  der  Stempelpllichtigkeit  auf  Cuxe  u.  s.  w.  und 
auf  UmRätze  darin  ist  bei  der  maiisslosen  Speculation  anf  diesem 
Gebiete  durchaus  richtig  und  erwliii>clit  gewesen  In  der  massigen 
Belastung  des  Schiffsverkehrs  durch  die  btenipel  auf  Schiffs- 
fracbturkunden  ist  der  Seeverkehr,  dem  die  Entwicklung  der  ge- 
sicherten deutschen  Retbeilignng  am  weltwirthschaftiichen  Verkehr 
doch  zumeist  zu  Gate  kommt,  immerbin  zulässig  gewesen,  etwas 
nach  dem  Grandsatze  der  Besteuerung  von  Leistaog  und  Gegen- 
leistung, wenn  man  aneb  mit  Recht  die  Ausgaben  ftlr  die  Kriegs- 
flotte alB  eine  i^ache  der  ganzen  Volkswirthschafk  und  ganzen 
Nation  und  daher  allgemeine  Steuern  zur  Deckung  dieser  Ausgaben 
als  das  Richtige  ansieht  Die  immer  höhere  Besteuerung  der 
Staats-  und  Privatlotterie-Loose,  der  Wetten  u.  s.  w,  ist 
bei  der  leidigen  Entwicklung  dieses  Spiel-  and  Wettwesens  bei  ans 
vollends  mit  Genugthuung  zu  begrUssen,  auch  wenn  dadurch  nicht 
die  Gewinner,  sondern  die  Spieler  für  ihr  Frohnen  einer  wider- 
wärtigen Leidenschaft,  die  freilich  der  Staat  bei  uns  förmlich  durch 
seine  Lotterieen  noch  grosszieht,  belastet  werden. 

;■)  Der  S  p  i  e  1  k  a  r  t  e  n  8 1  e  m  p  e  1 ,  welcher  sich  nur  änsserlich,  in 
der  Benutzung  des  .Stempels  als  Erhebnngsform  der  Abgabe,  den 
Verkehrssteuer-  und  sonstigen  Stempeln  auschlies'^t,  bestand  vor 
der  Reiobsperiode  in  den  Eiuzelstaaten  mehrlach  als  Landes- 
stempel. 
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So  auch  iü  PrciisscD.  wu  er  1838  an  die  btellc  tle»  rormaligcit  Karten- 
StaatsmoBopoIs  getreten  nar.  Audi  m  di-r  Zoltrereinsperiode  war  dabei  iu  ein- 
relncn  Staaten  iiocli  ein  \'erhot  der  Einfuhr  von  Spielknrten,  wie  aus  dorn  Auslände, 
so  aas  auderen  Vereinsstaaten  bestehen  geblieben.  Im  neuen  Vertrage  der  ZoUvereius- 
staaten  Tom  8.  Juli  1867  war  zwar  die  Fortdauer  solcher  Verbote  aasfescliloasen 
^Art.  4  und  Schlussprotokoll  dazu  unter  \r.  aber  ausdrücklich  die  Bi  fu^uiss  der 
Vereiusregierungcn  noch  fernerhin  anerkannt  worden,  Stempelabgaben  von  inländischen 
wie  von  den  aus  anderen  Vereinsstaaten  und  aus  dem  Auslande  eingehenden  Spiel- 
karten noch  weiter  zu  erheben,  indessen  von  ^  1  Ii  fn-mden  Karten  in  keinem 
höheren  Betrage  als  von  den  im  Lande  der  Ab^r;ibeerliebuii;,^  verfertigten,  Karten, 
die  aas  einem  Vereinsstaate  in  einen  anderen,  der  btcmpelabgabc  erhebt,  versendet 
wurden,  QDterlagen  dabei  der  Uebergangaschein-Gontrole. 

Es  war  wieder  ein  wesentlicher  Fortschritt,  dass  es  iiu 
Deutseben  Reiche  im  Jahre  1878  im  Gesetz  vom  3.  Juli  zu  einer 
Unifieation  dieser  LandeHspielkartenstempel  in  einen  Reichs- 
stempel nnd  zur  U  e  b  e  r  t  r a  u  u  g  des  Ertrags  des  letzteren 
auf  das  Reich  kam.  Die  ganze  Abgabe  ist  zwar  den  Einwänden 
gegen  alle  derartige  von  eioem  gewissen  Luxussteuercharaoter  aus- 
gesetzt und  auch  als  Steuer  auf  den  ^,Spielgenus8^'  nicht  einwand- 
frei, aber  immerbin  zn  rechtfertigen,  dann  aber  wieder  in  Dentsch- 
land  gewiss  als  Reicbssteuer  mehr  denn  als  Landessteueri  welche 
Uebergangseontroleo  innerhalb  des  einheitiicheo  Wirthsehaftsgebiets 
voranssetKt  Da  die  Fabrikation  aaf  eine  kleine,  im  Reich  mitfler- 
wetle  auf  die  Httlfte  gesunkene  Anzahl  Fabriken  sich  beschränkt, 
ist  auch  die  Veranlagung  und  Erhebung  der  Abgabe  mit  nicht  allzu 
grossen  Schwierigkeiten  und  Belästigungen  verknttpft  und  ebenso- 
wenig die  Controle  im  Verkehr,  bei  den  Spielern  n.  s.  w.  Da  die 
Steuer  nicht  sehr  hoch  sein  kann,  ist  ihr  Ertrag  auch  nicht  be- 
deutend, übrigens  mit  der  Bevölkerangsvcuiichrimg  iu  laugsaaier, 
letztere  etwas  überholender  Steigerung  begritfen. 

Gesetz  vom  :i.  Juli  1878,  Ausfuhr.-Verordn.  vom  (>.  Juli  1878.  S.  Annaien  18^».'^. 
ß.  183,  185,  346,  409,  Wönerb.  d.  Veriralt  II,  S.  470.  H.W.B.d.St.  1.  AoH.,  V. 
S.  814.  Das  (iesetz  trat  am  1.  Jan.  Iä79  in  Kraft,  von  wo  an  Landeüstempelabgabeu 
Toii  Spielkarten  nicht  mehr  erhoben  wurden.  Für  eine  Ueber)?anf!:szeit  war  Privat- 
personen alte  Spit}ikarten  zu  benutzen  noch  gestattet,  aber  innerhalb  3  Monaten  hatten 
sie  ungestempelte  oder  mit  einem  geiingeren  Landesstempel  versehene,  letzteren&Us 
Diiter  Zahlnji!:-  1  -  Diffcrenzbetraf^,  mit  dem  Keicll^-''"^I>el  verschon  zu  lassen  f!^. 
Abs.  3).  Karten  Fabrikanten,  -H&ndler  tiad  Inhaber  ütleatUcber  Locale  motten  unter 
Stnfandrohniig  ihre  Kirtenrorriithe.  imter  Anrechnung  des  bereits  gezahlten  Landes- 
Stempels,  reichsstempoln  lassen  ($5.  24,  Abs.  1),  Als  steuerpflichtige  Spielkarten  geltt-a 
nach  Bundesrathsbeschlnss  von  ., solche  Karten,  mit  welchen  irgend  eines  der 

gewöhnlichen  Kartenspiele  gcapicit  werden  kann".  Stempelfrei  sind  als  Oblaten  ein- 
gerichtete und  Kinderspielkarten  unter  einer  gewissen  Grü>3e  (J.u  i>)),  im  Wörterb.  d. 
Vf-r^nlr.  II.  S.  471),  sowie  die  unter  amtlicher  Controlf  in>  Ausland  geführten.  Der 
Steffl|>elt»atz  (§.  1)  ist  fax  Spiele  von  äü  oder  weniger  Blattern  30,  fur  andere  50  Pf. 
tBLT  dM  Spiel  (die  letzterMi  Verden  überwieirettd  nnrenteuert  MisgefQhTt).  Die  Tom 
Ausland  eingeführten  Spielkarten  nnterlioiicn  neben  »lein  Zoll  (im  Tarif  von  1^7H  vom 
Contner  von  ÖO  kg.  10  Tblr.,  seitdem  nicht  erhöht,  daher  Jetzt  60  M.  für  100  kg.) 
dem  Beichsitempel  3).  Errichtung,  Bäume,  Betrieb  der  &artenbbriken  unterliegen 
der  steneriielian  Genehmigimg  and  Anfisicht  Die  Fabziluuitea  und  die  Penwien, 
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welche  Karten  aus  dem  Auslände  einfuhren,  haben  die  Steuer  zu  entrichten  und  die 
Karten  demgemüss  s^npdn  zu  lassen,  dass  die  Karten  nur  versteuert  und  gestempek 
in  den  Verkehr  kommen  (Stimerzahliincst'ri'^t  '^ec'cn  Siclierheitsstc!Inn£r  3  Monate) 
Der  Handel  mit  Spidliarten  ist  im  üebngen  frei,  nach  den  allgemeinen  geirerbc- 
poUseilicbcn  BestiniinnDfen ,  doch  mllsiien  sich  dl«  Hindl«r  Gontrolen  ihrer  Vorritbe 
dnrch  Stouerlioamto  gefallen  l;l^SL•n  'S.  Nicht  oder  nicht  richtig  gesfeuipoltt»  Karten 
unterliegen  bei  Jedenoaim  der  üinziebong  (Coofiscatiob).  Wer  solcbo  Karten  feilhält, 
rer&osaert,  Tertheilt,  enrirbt,  damit  spielt,  iHMondich  ia  Gevabnam  büt,  auch 
Wirthc  u.  dgl..  in  deren  Localen  mit  ungestempelten  Karten .  wenn  dies  nicht  nach- 
weislich ohne  ihr  Wissen  geschehen  ist,  gespielt  wird,  sind  mit  einer  S?nife  von  SO  M. 
für  jtidcs  Spiel  bedroht  ^§.  10),  ebenso  der,  welcher  die  Stempekerpilicbtuug  betretis 
analAndischer  Karten  nicht  erfüllt  (§.  11),  ferner  auch  der  Händler  mit  solchen  Karte«, 
der  aluT  dnljei  mit  mindestens  oOO  M.  7m  hestr;ifea  ist  12  .  Die  Fabrikation  won 
Spielkarten  ohne  (ieuebmigung  oder  in  nicht  statthaften  Räumen  ist  mit  (ieidötrafe  roa 
1500  M.  lud  Gonlhcatiott  der  Gerltbe.  Materfalien,  fertiger  oder  in  Anfertigung  be- 
griffener Spielkarten  und  eventuell  noch  mit  weiterer  Strafe  bedroht  (i^.  loi;  gleiche 
Strafe  bei  nicht  vollständiger  Vorlegung  von  Karten  zur  Stempeluni:  und  bei  Ver- 
sendung ungestcinpelfer  Karten.  Daneben  verschiedene  Ordnungsstrafen.  Krhebuag 
und  Verwaltung  auch  dieser  Ab^^abe  erfolgt  durch  die  betrotlenden  Beamten  der 
Länder,  mit  5  "/o  Vergütuni:  fiir  den  Kinzelst  i.it  für  den  in  seinem  Gebiete  erhobenen 
Stempelbetrag.  Die  Zoll-  und  Steuerbeamteu,  Staats-  und  Commonalb^örden,  Beaiotea 
Q.  9.  v.  mit  Polizeigewalt  sind  verpflichtet,  die  m  ihrer  Kennlnisa  kommenden  Zowidet^ 
handlnntren  zur  Anniel(h)nir  nnd  Verfül<:untc  zu  bringen  fi^.  ^IX  —  Der  Frtrair  di-r 
Steuer,  der  zu  einigen  90%  kleineren  Spielen  mit  dem  niedrigen  Satz  her- 

rührt, ist,  einschliesslich  des  ganz  geringfügigen  Stempelertrags  von  ansländischea 
Karten,  von  105' >  )d>  11 00  Tausend  Mark  in  den  ersten  Jahren,  jet/t  auf  über  1500 
Tausend  Mark  (1898/99  1533)  gestiegen,  von  2.3—2.4  ^nf  2  8— 2.'.)  Pf.  auf  den  Kopf. 
Die  Zahl  der  Fabriken,  die  anfangs  einige  60,  im  1.  Jahre  IbTW  üO  betrug,  ist  jetft 
auf  83—34  (1898,  1899)  gesunken,  auch  hier  bei  einer  Steigerung  der  Prodnetien 
um  c.  40  ".'o  also  ein«-  grössere  Betriebsci-incentration.  Da  die  Bestencrnnir  sich  un~ 
mittelbar  an  den  Fabrikbetrieb  anschiiesst,  ergiebt  sich  so  eine  Krielchteruug  der 
Controle. 

<f)  Die  sogen,  atatistische  Gebtthr  für  den  Waaren ver- 
kehr mit  dem  Auslände  steht  in  n&ehster  Verbindung  mit  den 
gesetKÜch  voigesehriebenen  Anmeldungen  ttber  diesen  Verkehr, 
dareh  welche  die  Gewinnung  richtigen  Urmaterials  Itlr  die  statistisehe 
Feststellnng  dieses  Verkehrs  bezweckt  ist  Sie  ist  gleichseitig  mit 
den  betreffenden  AnmeldnngSYorsohriften  in  dem  bezüglichen  Gesets 
vom  20.  Juli  1879  verordnet  worden  und  mit  diesem  am  1.  Jan. 
1880  in  Kraft  getreten.  8ie  besteht  in  einer  speeilischcn  Abgabe 
vom  Gewicht,  be/^v.  Milck  von  5,  bezw.  10  Pf.  und  wird  mittelst 
Reich88tenij)elniarkcii  aut  den  lictrotTenden  Schriftstücken  (Anmelde- 
ficheinen  n.  s.  w.  i  erhoben.  Als  eine  Gebühr"  im  finanzwissen- 
sehaftlicben  Sinne  kann  sie  nur  etwas  gezwungen,  uemlich  bei  der 
Auffassung  als  Kostendeckung  für  die  im  Interesse  des  auswärtigen 
Handels  ertblgende  statistische  Ermittlung  dieses  Handels  Verkehrs, 
angesehen  werden,  eher  als  eine  Art  Steuer  nach  dem  Grandsatz 
von  Leistung  und  Gegenleistung,  wobei  dann  allerdings  auch  wieder 
ein  „GebUhrengesichtspunet''  etwas  mit  zur  Geltang  kommt.  Aus 
dem  Ertrag,  der  in  die  Reichscasse  fliesst,  soll  den  £inzeLitaaten 
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eine  Vergfltnng  der  ihnen  ans  der  Statistik  des  answSrtigen  Handels 

entstehenden  Kosten  gewährt  werden. 

Kach  14  des  Gesetzes  vom  20.  Jali  1879,  nach  Fustätellungea  des  Bundesraths. 
Der  SmU  ist  fQr  die  in  demselben  Anmeldeschein  oder  derselb«a  DecUrstion  mif- 

irefuhrten  Waaren  (hA  Ein-,  .^iis-,  Diu'  lifiihr)  Itei  cauz  nd-  r  thrilwei'^''  vrrparkten 
Waaren  5  Pf.  für  je  ^  kg.,  bei  uurcrpacktcn  b  PI'.  fQr  je  lUOO  kg.,  bei  gewissen 
in  Gesetz  fenaanten  (KoUen,  Holz,  Geüeide  n.  8.w.)  oder  fom  Bondesrath  zv  bo^ 

Z' irhrn  rulcn  Massengütern  in  Wagenladanfrcn.  Schiffen  oder  Flössen  10  Pf.  fttr  je 
10.000  Ii:.,  für  rfiT.!.'.  Maulthicre,  Esel,  Rindvinh.  Schwrin-;.  S.  luif.\  Zi<^^rn  ä  Pf. 
ftlr  je  5  Stück  (fj.  11».  mii  verschiedenen  Katcgoriecn  von  licifciuii;;cii,  u,  A.  h<n  l'aat- 
soDdangen  (§.  Ii'  .  Haftbar  für  diu  Gebühr  ist  dem  Reiche  gegenüber  <i(Tj<Miigo, 
welcher  zar  Zeit  der  gesotzlirliL-n  Anmeldung  Inhaber  (natürlicher  Besit/.i  r^  d.  r  Waare 
i&t  1^.  13).  Controlc  wie  bei  den  Z<)Ueo.  Zuwiderhandlungen  sind,  wie  bei  alten 
FSUoD  ton  YerstOssen  gegen  das  Gesetz  (Anmeldungspfliehten  n.  s.  w.),  mit  Ordnungs- 
strafen bis  100  M.  bedroht.  D' r  Ertrag  ist  in  d- n  '2'"*  Jalir'  ü  des  Bestehens  der 
Abgabe  in  Folge  des  rergrösserten  Verkehrs  um  Tu — f^U  gewachsen .  von  530.000 
bis  550.000  auf  tiber  900.000  M.  ^l^'J^  ^9  943.000  nach  Ergebniss,  1899/1900,  nach 
Etiit  987.000  H.). 

f)  Die  Sohren.  Geric  h  t  s  k o 8 1 e  n  auf  Grund  der  l?eirlis-t  st  tze 
sind  nicht  ."^teueru,  sondern  Gebühren  und  als  solche  hier  nicht 
näher  zu  bebandeln.  Sie  kommen  finanziell  tUr  das  Reich  auch 
nor  beim  Reichsgericht  in  Betracht  und  lassen  sich  als  Einnahmen 
znr  Kostendeckung  dieses  Gerichts  ansehen. 

S.  darüber  schon  Fiii.  B.  II  (2.  Aufl.).  S.  72.  94.  mit  Dafm  aus  dem  Tarif. 
Di«  Gesctza  sind  das  vom  lü.  Juni  lf<7x  und  das  vom  29.  Juni  iWi .  eine  Novelle 
zu  ersierem.  Dazu  jetzt  Abänderungen  im  Art.  IV  des  Gesetzes  vom  17.  Mai  1H'.>8, 
dem  Eänilihrangsgesetz  zu  dem  Gesetz  betr.  Aenderungen  der  Civilproc  .>ssordnanf, 
danach  n*»ti  rf^didrtrr  Tt  tt  des  vom  1.  Jan.  1900  .in  l'-  Iii  nden  Gerichtskostenjresetzes 
nach  Bekanntmachung  vom  20.  Mai  189^*  Uieichsgeset/ibiatt  iJi'UH,  S.  659).  S.  auch 
den  An.  Gebühren  von  G.  v.  Mayr  im  WOrterb.  d.  Verwalt.  I.  S.  468,  dsurl  von 
V.  Höckel  im  H.  W,  B.  d.  St..  2  Aufl..  IV.  S  '2n.  S.  hall  im  Schönbcrg'schen  Hnnd- 
bncli  4.  Anfl.,  III.  1.  Abth.,  S.  121.  Die  Einnahmen  des  Reich»jo8tizamts.  im  Etat 
unter  den  „verschiedenen  Yerwaltungseinnabmen",  sind  im  Etat  fnr  1900  {I.  April 
1900  Ol)  mit  f>0'>.000  M..  die  ordentlichen  Ausgaben  mit  2.119.000  M.,  wovon 
1.792.000  HL  far  das  Ikicbsgoricht,  vexanschlagt. 

Auch  die  Abgaben  im  Patentwesen  (Erfiodnngspatente)  sind 
wesentlich  gebdhrenartiger  Natnr,  doch  mit  stenerartigen  Elementen 

vermischt.  Reine  Gebühren  sind  die  meisten-s  festen  Abgaben  „für 
die  Kosten  des  Verfahrens'^,  wie  im  deutschen  Patentgesetz,  mehr, 
je  nach  der  Auffassung  und  Einrichtung  selbst  nur  Steuern,  wenn- 
frleich  doch  auch  der  Ertfae:  zum  Kostenersatz  des  Pateutamtii  mit 
dient,  sind  die  wechselnden,  eventuell  in  sieii^enden  Sätzen  für 
jedes  Jahr  der  Dauer  des  Patents  erhof)enen  Abi:aben.  Im  Deutsehen 
Reich  fliessen  die  nach  den  Reiehs  Patentgesetzen  erhobenen  Ab- 
gaben in  die  Reichscasse  und  dienen  so  im  Effect  znr  Deckung 
der  —  stark  gestiegenen  —  Kosten  des  Patentwesens  (Patentamts). 

S.  au(  )i  über  die  Patentabgabeo  im  Reich  bereits  Fin.  II.  S.  1G8,  im  Buch  von 
den  Geblüiien.  Das  gnuidlegende  Gesets  ist  das  rom  25.  Mai  1877«  dessen  §§.  1—40 
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darcli  nene  im  Gesetz  rem  7.  April  1891  ersetzt  ^d.  Die  fest«  PatentgebtUir  die 
Kosten  dm  VerfalireDS'',  dio  gleich  bei  dor  Aiiincldung  einer  Erfindoug:  za 

ist.  ist  'JU  M.  (§.  20  des  ^cS(!rzn^''  und  ein  woit<Tor  Betrag  von  31..  der  vor  iit^r 
Eitlicilung  des  Patent.-»  /.u  otitrichtca  iat  und  slIa  Abgabe  iiir  da,s  1,  Jabr  de 
(iiltigkcit  des  Patent;^  irilt.  Für  das  2.  Jahl  ist  eine  „GebQbr"  von  50  M.  und  fui 
jedes  weitere  eine  um  r.d  M.  ütoigcnde  zu  entricbten  lalso  8.  Jahr  100  M.,  4.  ir>0  M. 
u.  s.  w«,  15.  Jahr,  die  Maximaldauer  eiues  Patents«  700  M.).  Diese  zweite  Art  ^yiSy 
btthren**  sind  mebr  steueiliclier  Natur.  Bedttrftlflteit  oaehweiModeD  {PatentinbdMn 
kann  die  Gebühr  für  das  1.  und  2.  Jahr  bis  zum  ?>.  iiestundot  und  wi-nn  das  Patent 
in  diesem  erlischt,  erlassen  werden  (§.  8).  Der  Bundesrath  kann  übrigens  Ueiab- 
setznng  der  Gebühren  anordnen.  Die  Anagaben  ftir  das  Reiehs-Patcntamt  sind  aebr 
gestiegen,  mit  der  grossen  Ausdehnung  der  Gescliäftstliätijrkeit,  von  :i4S  oOÖ  in  1879/^ 
(Rechnung),  688.000  (VJ-iO  in  1>'><4  sr,  auf  L'.ol^.lM"»  M.  JiMii»  Ol  (Ktat),  aber  ent- 
sprechend auch  die  KuiUdliuieu  bei  der  grusäen  Vurmehrung  der  Fateuterthcilangeo, 
von  1.27  Hill,  in  1884  a5  auf  4.7  MUI.  gegenw&rtig,  1900. 

Dii^  (JeliUhren  des  'Markenschutzes  (Keichs^e^etz  vom  oO.  Kor.  1874,  §.  7. 
für  die  erste  l^tragung  eines  laodefigesetzlich  nicht  geschützten  Zeichens,  50  M.) 
tiessen  in  die  Lande»  •Geriehtacasse  des  Geriebts  des  Orts  der  Eintragung  1). 
Gleiches  gilt  ron  den  Gebühren  für  Musterschutz  (Keichsgesetz Tom  11.  Jan.  187G, 
]<ptr.  Urheberrecht  an  Mustern  und  Modellen,  s.  auch  Fin.  II.  S.  16?).  Vom  !Siadt- 
ratii  zu  Leipzij;  ist  tine  Eiuiragungsrollc  iur  das  Li  r  heb  er  recht  an  Schrift  wcrlcen, 
Abbildungen  u.  s.  w.  i  Keich^esetz  vom  11.  Juni  1870,  betr.  das  bezügliche  Urheber- 
reclitl  zu  führen,  jede  Eintra^unfj,  jeder  Eintragungsschein.  jeder  Auszug  ist  mit  einer 
Gebuhr  von  V»  1'blr.  beiastet.  Die  Eich-  (Aich-)gebUhrett  der  Keicb»-Tax- 
ordnang«n  daAir  (besonders  rom  28.  Dec  1884»  mit  zahlrdchen  Nachtrigea.  a.  Flu.  TU 
S.  IBTy  kommen  den  Einze!^taaten  zu  Gute,  dem  Reiche  nur  1d  gonülgfllgifem  Betrage 
in  Verbindung  mit  dor  Beichs-Normaleichangscomimssion. 

Die  sonst  noch  im  Reiclishaasbalte,  im  Etat  bei  den  „rerschiodenen  Verw&ltnngs- 
cinnahmen",  in  allen  Verwaltungszveigen  vorkommenden  Einnahmen  sind  grAssten 
theils  eigentliche  Gebühren,  im  U  >bri-jt>n  vcrmisrhte  Kinnahmen  privatwirthschafUicbr 
Art  (auch  in  der  Militär-  und  Alarinererwaitung).  Gebtthrenortrag  der  Korc'- 
Ostseo-Ganals  1898  1.6S4.000  M.«  im  Etat  für  1900  1.95a000H.  Der  Genount- 
betratr  dieser  Verwaltungseiuuahmen ,  einschliesslich  der  vore:enannten  Gebühren  im 
Gerichts-,  Patentwe»eu,  hat  sich  im  Lauf  der  Zeit  mit  der  grossen  Ausdehnung  und 
Entwiddung  der  Reicbsrervaltongszireice  bedeotond  irest^gert,  von  1.018.000  in  1872. 
1.481.000  in  isTn  i'Kechuung)  auf  14.976  000  in  1899/1900  (Etat)  und  18.555.000  M. 
in  r.H>*i/ol  (  Eiat  .  Die-i'  Eitmahmen  kennen  als  theilweise  Küstendoi  kiing  der  be- 
tretfendeu  Vurwakungs^wuigu  augesehen  werden.  Im  l'olgeudeu  Paragraphen  wird 
c^ne  Oebeisicht  davon  gegeben. 

17)  Eine  besondere  Einnahme  hat  das  Reich  noefa  ans  dem  Bank- 
wesen, genauer  gesagt  dem  Notenbankwesen.  Der  Haupt- 
theil  davon  ist  der  Antheil  des  Reichs  am  Reingewinn  der  Retehs- 

bank,  der  mitunter  ancb  als  eine  „Stener**  auf  diese  Bank,  bezw. 

(Ilicü  Noteiijui\ iicg  aiilgefasst  wird,  aber  tUlschlicb.  Ei  ist  ^auz 
anderer  Natur,  wirthschaftüch  aufgefasst  doch  mehr  pii\atwirth- 
scLaitlicber  Natur  als  ein  Gewinn  des  Keiehs  für  eine  Art  Antheil- 
baberschaft  au  der  lieichsbank.  rechtlich  aufgefasst  ein  Ent2:elt  für 
die  UeberlassuDg  eines  umfassenden  Hechts  der  ]^ankti()tenau^it::abe, 
emes  bezüglichen  Privilegs  auf  Grund  des  dem  Kelche  jetzt  zu- 
stehenden (Quasi-)Banknotenregals.  Aul  dem  ersten  Bankgesetz 
▼on  1875,  in  Uebernabme  einer  analogen  Einrichtung  zu  Gunsten 
des  preossische  Fiscus  bei  der  ehemaligen  Prenssischen  Bank,  be> 
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i'ub'^'nd,  ist  dieser  lievvinnantheil  dnreh  dem  Keichsfinanzinteresse 
41..  ^lige  Abänderung  der  ;j;'esetzlicben  Bestiriirmingen  Uber  die  Ge- 
vinnvertheiliiriL'-  zwischen  Keich  und  RankaDtheilsinhabern  in  der 
Novelle  von  1089,  sowie  durch  die  gewaltige  Gescbältsentwicklung 
d^t  KeichsbaDk  im  Laafe  der  Zeit  in  seinem  Betrage  sehr  ge- 
stiegen. 

Eine  weitere  £iDiiahme  viel  kleineren  Betrags  bezieht  das  Reich 
aus  der  im  Gesetze  selbst  sogen.  „Stener'*  (Notenstener)  Ton  den- 
jenigen Kotenbanken,  einsehllesslioh  der  Beiehsbank  selbst,  welche 
das  ihnen  zostehende  Oonttngent  von  nicht  mit  gesetzlich  aner- 
kannten Baarbestttnden  gedeckten  (sogen,  „ungedeckten")  Banknoten 
in  ihrer  wirklichen  Noteneircnlation  (d.  h.  mit  den  im  Verkehr 
befindlichen  Noten  bei  Dritten)  Obersehreitmi  nnd  ftlr  den  über- 
schreitenden Betrag  eine  Steuer  von  5  p.  a.  zu  entrichten  haben. 
Diese  Einrichturg  bilngt  mit  dem  r^n^. n.  Contigeiitu ungsprincip 
der  deutseben  Notenbank  Verfassung  zusiiiiiiiicn.  Die  bctretTende 
Einuahme  schwankt  nach  den  Jahren  wegen  des  verschiedenen 
Geschiiltsgaugs  und  ebenso  bei  den  einzelnen  Banken,  welche  die  Ab- 
gabe zu  zahlen  haben.  Da  sie  bei  der  Keifhsbank  vom  Roherträge 
dn'  letzteren  zur  Berechnung  des  Reinertrags,  an  weichem  das  Reich 
partieipirt,  abgeht,  so  verkürzt  sich  auch  entsprechend  der  Gewinn^ 
antheil  des  Keichs  an  der  Bank,  im  Allgemeinen  um  die  Uäifte  des 
Betrags  der  auf  die  Reiehsbank  fallenden  „Notensteoer'S  was  (Hkt 
die  finanzielle  Würdigung  dieser  Stener  in  deren  Anwendung  anf 
die  Beiehsbank  zn  beachten  ist.  Der  Name  „Steuer''  passt  flbrigens 
aof  diese  Abgabe  auch  nur  bedingt. 

S.  Baokgesctz  vom  11  Mär/.  1^7-^.  '24,  wonach  ziinXchsl  die  Bankantheils- 
cigiier  auf  Ibr  eiagczahhe;»  Kapital  (120  Miil.  Mark)  4',g%  ordcDtlicbe  Divideude 
erhielteo,  rom  Mchrbutraf  war  20%  in  deo  Bwervefonds  zu  legeo,  bis  diaser  */« 
des  Cirtindkapitals  oder  30  Miil.  Mark  erreicht  hatte,  was  seit  lanire  der  Fall,  vom 
daDu  Fcrbleibeadao  üeberrost  bek&meo  die  AutheUsdiguer  und  die  Keichscass«  je 
die  Hftlfre,  doch  sobidd  die  Di?idende  der  ersteren  8  %  libenti^,  fielen  ron  dem 
noch  verbleibenden  ßest  des  Reinertrags  der  Kcichscasse  den  Antheilseignern 
nur  *\  zu.  Diese  Restiminansen  sind  durch  das  (lesctz  vorn  18.  Mürz  l^^d  günstig 
für  das  Hcicb  abgeändert,  indem  danach  ron  18i>l  an  nur  eine  urdcuiliclie  Dividende 
von  S'/j,  nidit  mehr  von  4* »  "/„  fur  die  Antheilseigncr  vorweg  abgebt  und  schon 
bei  einer  Gesamintdividendc  von  6.  nicht  erst  ron  8  "V  das  Koich  ^  ,  des  J^  st«,'»  winns 
b^eht  In  der  Novelle  vom  7.  Juni  durch  wülclie  das  Fnvat-tiruudkapital  der 

Bnnk  ron  120  «nf  ISO  MiU.  Mark  Ms  Ende  1900  und  nvf  180  MiU.  Mnrk  bis  Ende 
1901  erhöht  wurde,  ist  es  bei  den  Ro^timuiungen  über  die  Verthcilung  dos  Rein- 
gewinns nach  dem  Gesetz  von  1889  verblieben,  doch  gehen  von  dem  Reinertragsrest. 
der  nach  Zahlung  der  ürduatlichen  Dividende  übrig  bleibt,  vorläufig  erst  wieder  20  % 
ab.  um  den  Reservefonds  bis  auf  60  MiU.  Mark  /.u  bringra.  Die  Einnahme  dee 
Ri^ichs  aus  der  Rcicli  ^  irik  firvt  sich  nrn  h  ilie-'Mi  Hr>tHiirnnti^'cn  sehr  günstig  ent- 
wickelt, wenn  auch  mit  Schwankungen,  bie  war  i&OU  l».ia».5a4  M.,  1900  20.824.093 
Mark  (excL  Hetemtonar),  Die  Etatsnnseblige  des  ficichs  sind  letsdiin  daich  da» 
A.  Wagner,  Fiaanr^Maadlialt  IT.  49 
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£rgebQÜ>s  der  Keicbübankverwaltuug  stark  ubur^süegeo  worden,  x..  B.  waren  sie  für 
1899  and  1900  nur  9.152.000  ond  10.978.000  M.,  also  nicht  die  MUfte  des  Erfebnineft. 

Oefters  ist  anch  ans  finnnziellon  «irün  icn  die  voll«.'  ,.V  e  rft  a.i  t  Ii  c  h  n  n  ff*'  »ier 
Beichsbaok,  d.  h.  die  Zurückzahlung  des  Priratkapitais  and  die  AosstattDog  der  Kcidu- 
bank  mit  einem  Grundkapital  nur  aas  ReiclismittdiQ  gefordert  ▼orden,  wttreiid  bisher 
uor  diese  üewinnbetheiligung  stattfindet  und  das  Kcicli  durch  von  ihm  angestellt'" 
Beamte  die  Geschäfte  führen  lässt.  Da  das  Reich  eine  Schuld  für  die  Dotation  der 
Bank  mit  ReichskapiuU  wtirde  aufnehmen  müssen,  die  ihm  in  der  neueren  und  neuesten 
Zeit  auf  8V»—8"/4  •/©  Zins»  oline  Tilgnngsquotc .  kirne,  wäre  der  finanzielle  Erfol? 
einer  selchen  Maas^r*ipel  immerhin  nicht  unerheblich,  ^'ht  dorh  nicht  so  bed-jatend. 
wie  er  oft  von  Anhängern  der  Verstaatlichuogüidee  wulii  angenommen  worden  ist. 
Es  banddte  sich  om  die  Gewinnonir  der  Diflerenz  zwfschra  der  GessmmtdiTidende  der 
Antheilseigner  auf  das  bisheriire  nnindkapital  Ton  120  Mill,  Mark  und  jenem  dann 
eventuell  zu  tragenden  Schuldzins  fUr  die  Anleihe,  d.  h.  allerdings  doch  um  gegen- 
wärtig c.  4-4'/4— 5  7o  oder  4.8—5.4—6  Mill.  Mark  jährlich,  die  dem  Reiche  mehr 
zufallen  würden.  Die  Dividende  betrug  seit  dem  Bestehen  der  Beichsbank,  m 
1S76— 1900  für  die  Autheilseigner:  G';  ,,  —  6.29  ~  6  30  —  .~>  —  ß  —  6^/-  - 
7.05  —  6.25  —  G25  —  6.24  —  .•').29  —  6.20  —  r,40  —  7  —  8.81  -  7.5o  — 
6.88  —  7.53  —  6.26  —  5.88  -  7.50  —  7.92  —  8.51  —  10.48  —  10.96 
Indessen  ist  eine  solche  ..Versfaatlichangs  rasre"  nicht  allein  nach  diesem  finanzicllcu 
Uesichtspuocte  zu  entscheiden.  Ich  konnte  mich  aus  principielleu  and  practb»cbea 
GrtkDdeii  fBr  eine  ja  hang  allenfaUs  aQSsprechen,  verkenne  jedoch  einige  BedenieB 
auch  Dicht  und  lege  der  Entscheidung  überhaupt  nicht  di-  jcnige  Bedeutung  bei,  die 
ihr  vou  anderer  befnnrorten<l'  r  wie  gegnerischer  Seite  wohl  hetiremes.-en  worden  ist 
Der  bei  der  Vcrst:iailichu[i<:  erreichbare  finanzielle  Vortheil  fallt  ftir  die  Ik-jahuajc 
immerhin  ins  Gewicht,  entscheidend  ist  er  auch  für  mich  nicht,  eine  weitere  Steigerung 
des  Gevrinnantheils  d<'s  K'cirhs  wurde  auch  mit  der  hesieh'Mideii  Verfassiiiür  in  Ein- 
klang ZU  bringen  sein  und  hätte  bei  der  ietztcn  ^ovelle  von  1899  wohl  erreicht  werden 
l^pnnen.  8.  ttber  die  ganze  fVage,  die  im  Oebrigen  wesentlich  baokpolitiscber  Katnr 
ist,  meine  Ausführun^ni  in  der  Abtheilung  Credit  und  Bankwesen  im  Schönberir'si  heu 
Handbuch,  4.  Aud.,  B.  1,  8.  525  11..  5^0,  sowie  die  Reichstagsrerbaudlongea  1899 
über  die  letzte  Bankgesetznovelle. 

Die  sogen.  „Notoasteuer"  beruht  auf  dem  Bankgcsetz  von  1875.  i?.  9. 
Danach  haheii  Noteiil);uik<'n.  deren  Nutenundauf  ihren  „Ba»rvorrath",  d.  h.  den  in  d*vi 
Casseu  der  hank  beUiidhchen  liutrag  au  cursiähigem  deutschen  Gelde  [also  nicht  nur  Gold- 
geld].  an  Belchscassenscheineu  und  an  Noten  anderer  deutschen  Baaken  (akio  nicht  nor 
Metallircld],  sowie  an  (lold  in  Barreu  oder  ausländischen  Mttuzen,  das  Pfund  fein  2u 
1392  M.  [»tatt  zu  lä95  nach  dem  Manzfuss]  —  und  den  ihnen  nach  Haassgabe  der 
Anlage  znm  Gesotz  zogewieeenen  Betrag  (au  sogen,  „ungedeckten**  «feuerfreien**)  Noten 
tibersteigt,  vom  1.  Jan.  1876  an  für  diesen  übersteigenden  Betrag  eine  „Steuer"  von  jähr- 
lich 5  Vo  Rcichscasse  zu  entrichten.  Dieser  sojren.  continfrentirte  steuerfreie  Noten- 
betrag ist  damals  im  (iesetz  auf  385  Mill.  Maik,  wovon  250  fur  die  Keicb»bank,  135  für 
die  damals  bestehenden  82  anderen  Notenbanken  festgestellt  worden.  Dio  gftnze—  bani- 
politisch  und  bankterhiii>ch  .niüreincirf  —  Einrichtutig  i>t  eine  (>>ii>eqtjen7:  cewi^-T 
(eiuseitiger)uoteubankpoliiischer  Theoneen  (s.  meine  Ausfuhrungen  a.a.U.  im  Schönberg- 
schenHandb.,  S.507  ft.,  511,  dort  mit  weiterer  Littmuur,  auch  Hei  ff  «rieh,  dasdeaisehe 
System  der  CoiitiiiL'- iitirung  des  Notenumlaufs  Fin  ardi.  B.  13,  S.  520  fF.  mit  Statistik  . 
Seitdem  haben  zahlreiche  Notenbanken  ihr  Notenausgaberecht  aufgegeben;  ihr  Contin- 
gent  steuerfreier  Noten  wuchs  dann  der  Keirhsbank  zu.  Anfang  1900  bestanden 
ausser  der  Kcichsbaok  mit  298.400.000  M.  steuerfreiem  Notencontingcnt  nur  noch 
7  Notenbanken,  mit  zusammen  ^>1,<^00.000  M.  Continponf.  Dio  Noienstener,  früher 
Jahre  lang  fast  ohne  Ertrag,  hat  in  Folge  der  mit  dem  Geschäftsaufscbwong  der 
letzten  Jahre  Torbondenon  hAafigeren  nnd  attokerea  Uebersohreitiing  der  Gontingente 
rrn.  rdin'T'^  regelmässig  ein-M»  etwas  grösseren  Ertrag  geliefert.  ?o  1P9S  mit 
1.960.000  M..  wovon  1.907.100  auf  die  Ueicbsbank  allein  fielen,  1899  bei  die&er 
allein  2.847.294.  1900  2.517  853  M.  In  dem  nenen  Gesetz  ton  1899  ist  das  steoorfireie 
Gesammtcoiitintrent  (rom  I.Jan.  1901  an^  auf  541.6  Mill.  Mark,  da.sjdnige  der  Reichf- 
bank  in  dieser  Summ«^  ntif  4.'iO  Mill.  Mark  tre>.  t/t  worden  ,  während  die  Contingente 
der  anderen  Banken  nicht  geändert  wurden,  lui  Gau/«n  daher  noch  91.6  MilL  Mari 
betragen.  Es  entspricht  diese  GontiDgenfsorhOhnnK  den  BedflzfiiisseB  des  Tfd  gfOaser 
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gewurdeoen  Gesdiäftsrerlseb»  der  Beicbsbaok.  Die  Folge  wird  eine  selteoere  imd 
geringere  UebenclirBitnDiBr  dn  GontiDgenlii  diMier  Bank  sein,  ▼omit  d«on  die  Noton- 
ik'uer  hiA  ihr  entfallt  üdi-r  kli'iner  wird:  filr  das  Kt.'ich,  wie  bemerkt,  ein  Ausfall  nur 
am  die  U&lfte  des  bisberigeo  i>teaerertrags,  da  entsprecbeod  der  Beinertrag  der  Bank 
wielist  luid  dei  GevinuBthell  des  Beicbs  dann  sich  also  rergrOsseit.  S.  die  amt- 
Ucli«  Schrift  25  Jahn  (1876-1900)  der  fioicbsbaak  (1901). 

§.  212.  £ntwicklnDg  der  ordentlicben  Kcichsein- 
nahiiicü,  besonders  Statistik  der  Ueichssteuern. 

Die  Statistik  liegt  in  den  Ktats,  UauäliaU-Hecbnimgen  ond  ,«Uebez8ichten  der 
Elanalimen  und  Amgabea**  Tolbtlndif  vor.   Daraiis  werdea  die  Hanptdaten  in  sehr 

aber&ichtiicher  Weise,  iinmer  für  eine  längere  Reibe  von  Jahren  zurück,  im  reicbs- 
statistiscben  Jabrbach  zasammcDgestcllt  und  daselbst  erg?ln/.t  durch  spcciollc  Daten 
Uber  die  Haapteinnabmazweige  (Zölle,  innere  VerbraQch^>!5teuern ,  Ütempdabgabun), 
Daten,  welcbe  in  den  iibri^Lii  amtlichen  Pablicationen  de»  reicbsstatistischcn  Burcaas, 
j-nzt  in  di^i  Viiirtoljahrshcftt'ii ,  noch  detaillirter  zu  finden  sind.  Im  Vorausj^eli enden 
sind  daraus  bei  den  genannten  inneren  Steuern  schon  Tieliacb  Mittbeilungen  gemacht 
worden.  Im  Folfenden  stelle  ich  noch  dnige  Zahlen  tabellarisch  susainmen«  um  die 
n  0 s  u  m  m  t cn  t  »' i c kl nn  g  seit  der  Ri  ichsperiodc,  d.  h.  >e\t  dem  Jahre  1872, 
dem  ersten  mit  einem  Ueicbsbausbaltetat,  —  die  vorherigen,  aucb  noch  der  für  1871, 
sind  Etats  des  Norddentscben  Bandes  gew^ea^  —  tor  Debersicht  za  bringen  und 
•jri;äit/e  sie  noch  durch  einige  Daten  tiber  die  dem  Ertrage  nach  wichtigätea  Posten 
der  Z5ll<^  nnd  über  die  sonstigen  ordentlichen  Reichseinn»hmen  aus  den  genannten 
amtlichen  Quellen.  En  werden  dabei  einzelne  Jahre,  in  fünfjäibngcn  Perioden,  beratis- 
gegriffen,  mit  einer  Abveichunj^  ror  und  nach  1879.  dem  Jahre  vor  der  ersten  Zoll- 
reform  und  der  neuen  Tabalistcuer.  (S.  Tab.  90  u.  S.  TRI)  Die  Daten  aus  den  hier 
übergangenen  Jahren  sind  im  reicbs^itatistiscben  Jahrbuch  leicht  m  finden.  Sovoit 
die  betreffenden  Abschlnss-  oder  Wirklichkeits-Daten  (der  Ist  •Rechnung)  mliegen, 
daher  für  die  früheren  Jahre,  werden  diese,  nach  dem  reichsstatistischeu  Jahrbuch, 
auf  (jrund  der  alIo;enieinen  Beichsbausbaltrechnungen,  angegeben,  für  das  letzte  Jahr 
(1900)  nach  dem  Etat.  Es  ist  dabei  nicht  zu  vergessen,  dass  die  Zölle  und  Kcicbs- 
stenoii  im  Reichsbausbalte  mit  dem  Nettobeträge,  nach  Abzug  insbesondere  der 
Ver?utfin^en  für  Vcrwaltungs-  und  Erbebuagskosten  an  die  Einzi  lstnatpn.  erscheinen. 
Um  die  wirkliebe  Höhe  der  betreuenden  Abgaben  und  die  dadurch  bewirkte  Be- 
lastung der  BevSikennf  m  ersehen,  mnss  man  die  Brnttoertrtfo  xn  Gmnde  legen. 
Die^e  sind  für  die  Haupt-Zoll-  und  St-  uereinnahmen  in  einer  weiteren  Tabelle  unten 
(Kr.  08  auf  S.  768)  zusammengestellt  worden.  S.  auch  das  oben  gen.  Buch  von  Cohn 
tiber  die  Reichsfinanzen  und  das  Jahrbach  1901  des  Flottenrereins  mit  den  Tabellen, 
benonders  S.  16  ff.,  96  If. 

Bei  der  eigenartigen  Vertheilung  der  ßP',  iitHchen  Thütiskeiten ,  Ausgaben  und 
Einnahmen  auf  das  Reich  und  die  (jUcdürstaatea  bei  uns  seit  1871  (bczw.  seit  18G8 
im  Norddentsehen  Bande)  bekommt  man  natürlich  von  der  gesammten  dentschen 
Staatsbes!euerung  — -  sowie  d.T  iiesntnuiten  SMatsfiiirMbiiu:  umi  Staatsausgahe  - 
erst  durch  durch  die  Vereinigung  von  Reichs-  und  Staatshaushalten  ein  richtiges 
ToUsUlndiges  Bild  and  Daten,  welche  mit  denen  der  Einheilsstaatott  erst  genaaor  ver> 
tflcichbar  sind.  Dcmgemüss  sind  namentlich  für  Preussen  oben  S.  56,  '»S.  59,  61, 
r,2  die  Fin.inzdaten  des  li-ieb^  mit  den  preussi.schcn  vereinigt  worden,  ebenso  für 
Baieru  S.  17Ü,  ls2.  bihuii  diese  Vereinijruag  von  Daten  eines  einzelnen  Glieder- 
staats  mit  den  Reichsdaten  bietet  manche  Schwierigkeiten  und  IfiSst  sich  l  u  ht  ganz 
ohnf  Conjecturen  durchführen,  worul  er  oben,  bcsond  rs  1^«  i  Preussen.  auch  Beuwrknngen 
gemacht  worden  sind.  Eine  Vereinigung  aller  Einzclstaatsetats  mit  dem  Kcicbsetat 
Ist  natOrlich  noch  riel  schwieriger  und  wohl  nnr  leidlich  voUst&ndig  ond  einiger- 
maassen  correct  durch  amtliche  Bearbeitung  de>  Materials  zu  iTr-ielien.  Auili 
dabei  würde  es,  wegen  der  Vcrschied«;nheit  der  Finanz-  und  Steuerreriassongon  and 
der  Etatsaufstellongen  ohne  Conjecturen  kaum  gaiiz  abgehen.  Es  lige  hier  aber  eine 
inCereosante  and  wichtige  Aafgabe  des  reichssiatistischen  Bureaus  vor,  darch  deren 
Lösung,  welche  diesem  Purean  wohl  noch  am  Leichtesten  und  Besten  möglich  wäre, 
sich  dieses  Amt  zu  seinen  vielen  und  grosbeu  Verdiensten  auf  dem  Gebiete  der 
deatsehen  Statistik  noch  ein  neaes  erwerben  wQrde.  S.  im  Flotten>Jahrbache  1901 
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S.  96  ff.  die  ZasainineD&teUung  voo  Hauptetatsposten  des  Bdchs,  Pfeu86«ns  und  der 
drei  andeieD  KOnifreiche  D«bM  den  angekattpften  Beracbnimgeo. 

Die  folgende  Tabelle  9Ü  auf  S.  761  giebt  eine  Ucbersiclit  der 
Hanptei  nn  ahme p Osten  (nach  dem  ,,Ist",  für  H>00  nach  dem 
Etat),  wobei  von  den  Verhältnissen  in  Folge  der  Ueberweisungeu 
aii8  Zöllen  und  inneren  .Steuern  an  die  Einzelstaaten  (oben  §.  201) 
abgesehen  worden  ist,  also  der  ganze  Netto -Ertrag  dieser  Ab- 
gaben als  Reichseinoahme  erscheint. 

Die  gewaltige  EntwickltiDg  der  Beiebssteaererträge  nnd  ancb 
des  gfOsBten  Tbeils  der  sonstigen  BeiobseioiiabiDeD  in  diesem  ersten 
nocb  niebt  Yollen  MensebenalCer  des  nenen  Deutseben  Beiebs  tritt 
in  den  Zahlen  der  Tab.  96  scblagend  benror.   Sie  ist  das  Prodoct 

einerseits  und  vornemlich  der  Entwickhing  der  Zoll-  nnd  Stener- 
verfassnng,  wie  sie  im  Voraii.'<creheuden  dai<^eiegt  worden  ist,  und 
anderseits  der  grossartigeu  KnUvickhing  des  deutschen  Wirthschaft«- 
lebens,  der  stark  jjewachsenen  Heuilkerung  und  des  eljenlalls  be 
deutend  gesticj^^enen ,  alle  Volksciassen ,  wenn  auch  nu  hr  oder 
weniger,  unii'asseuden  Wohlstands,  der  daraus  hervorgegangenen 
grösseren  Consomtionskraft  für  zoll-  und  steuerptiichtige  Artikel, 
sowie  der  Entfaltung  des  lebhafteren  gesohäfUicben  Verkehrs,  der 
die  „Verkehröbesteuerung**  so  viel  ergiebiger  gemacht  hat.  In  den 
höheren  Zoll-  und  Stempelabgaben-Erträgen  spiegelt  sieh  dies  Alles 
zusammen  ab,  wobei  freilich  bei  den  ersteren  der  Einflusa  der 
agrarischen,  besonders  der  Getreidezölle  besonders  mitspielt  Bei 
der  inneren  Zucker«,  Tabak-,  Branntweinsteuer  nnd  bei  der  Verkebn- 
steuer  auf  Werthpapiere  nnd  Börsengeschäfte  macht  sich  der  Ein- 
fluss  der  Veränderungen  des  Stenerrecbts,  bei  der  Biersteuer  der 
des  gestiegenen  Wohlstands  und  Consums,  der  sieh  aneb  in  der 
Zucker-  und  Tabaksteuer  und  den  Zöllen  mit  «eigt,  besonder?« 
geltend,  bei  der  Saizsteuer  derjenige  der  BeFÖlkerungsveimcln  iui^, 
bei  suujjt  gleichgebliebenem  Consum  und  Stcuerertrag  auf  den  kvipi 
Dies  popnlationistische  Moment  hat  natürlich  bei  allen  diesen  Ab- 
gaben und  auch  bei  demjenigen  der  allgemeinen  Verkehrssteigerung 
und  EntwickUuiL'-  in  ereditwirthschaftliclier  und  „industriestaatlicher" 
Richtung  stark  mitgewirkt.  Die  Steigerung  der  Ucberschüsse  der 
Reichsbetriebsverwaltungen,  der  Post,  Teiegraphie  —  wie  hier  noch 
mehr  diejenige  der  Bohertrügo  — ,  der  Reicbsbabnen ,  des  Bank- 
wesens steht  mit  der  Entwicklung  der  indirccten  Reichssteuem 
aller  Art  in  Uebereinstimmung,  theilweise  in  Wechselwirkung.  Es 
sind  Erscheinungen,  welche ,  ebenso  wie  im  preuasiscben  Staats- 
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haushalte  (S.  G3),  ergeben,  wie  j^ehr  „der  Verkehr"  heute  die 
finanziellen  Deckungsmittel  in  inmu  r  wachsendem  Maasse  auch  im 
Keiehe  mit  liefert.  Die  Einuahmcu  aus  Zinsen  au8  belegten  Heichs-  ! 
geldern  mussten  natürlich  mit  der  Aufzehrung  und  Festlegung  der 
französischen  Fünf- Milliarden -Contribntion  geringfügig  werden. 
Beim  BeichsinTalidenlonds  ist  nicht  za  ttbersebeni  dass  die  daraus 
im  Etat  aufgestellte  Einnahme  aasser  aus  Zinsen  ans  allmälig  in 
steigendem  Umfang  erfolgender,  in  der  Einriehtang  begründeter 
Eapitalanfzebrong  dieses  Fonds  besteht,  ein  Betrag,  der  also  eigent- 
lich nicht  znr  ordentlichen'*  Einnahme  gehOrt  JetstnmlSOO 
wird  schon  etwa  die  Hälfte  des  Jahreszaschnsaes  des  Invaliden- 
fonds  ans  dem  Kapital  des  letzteren  enteommen,  nnr  die  andere 

ht^sondcTH  vor  und  nach  dem  ZoIIanscbluss  von  Hamburg  und  Bremen  und  der  Auä- 
delmuDg  der  Bnoutvein-  und  Bientener  auf  sie.  —  Bei  II,  „»ndere  Beictts- 
einnabiDeii**  «och  nur  die  Beinertr&gc  (sogen.  (Je b ersehnst«  der  Betri«bn- 

verwaltungen),  nicht  die  besonders  bei  Post,  Telegraphie  und  elsass- lothringischen 
RelchsbahiKMi  natürlich  ausscrordentlirh  viel  höheren  R  o  h  einnahmen ,  bei  diesen 
Betriebsverwaltungen  (auch  Keichüdruckorci)  aber  nur  iiiU  Abrcchnuag  der  fori- 
daucrndon,  nicht  auch  der  einmaligen  Ausgaben  vom  Roherträge  (».  u.)-  —  Bei 
II,  5,  Zinsen,  handelt  es  sich  1874  ff.  um  die  Zinsen  aus  belegten  Reiclisgoldern. 
zuerst  voroemlich  aus  der  tranzOsiüchoA  KriogskostettenUich&digujig,  auch  aus  Keichs- 
fonds,  Mveit  die  Zinsen  der  letsteren  nicht  dem  Fonds  sovnchsen «  also  ror  der  end- 
giltigen  Verwendung  oder  Verthciluiig  dieser  Golder  an  die  Fi n/.el Staaten  und  vor  der 
Aufbrauchuug  dieser  Fonds.  Beträge  von  zeitweise  erheblicher  Hohe,  max.  1>^76 
(d.  i.  1.  April  1876,77}  15.96  Mill.  Mark.  -  Zu  II.  7,  Verwaltungseinnahmeii, 
sind  bis  ind.  1879  nnch  die  Ucberschusse  der  Verwaltung  des  Reichs- 
münzwescns  eingerechnet,  welche  1872—79  betrugen  in  1000  M.:  221  —  Gr.O  — 
3.926  —  32.884  —  27.834  —  303  —  12,  Beträge,  welche  sich  grosscntheüs  aus 
dem  Gevinn  ron  der  Unterprägung  der  Beiebssilber^  (10%),  Nielwl^  und  Knpfer^ 
münzen  crfrcbon  haben,  eigentlich  aber  keine  ordentliche  Einnahme  bilden,  da 
das  Boich  diese  Münzsorten  auch  zum  Nennworth  einziehen  moss,  also  dann  diesen 
ficdiren  Gewinn  wieder  verliert.  Neuerdings  werden  die  Gewinne  ms  dem  MUnzwe^ea 
unter  die  ausserordentlichen  Deckungsmittcl  im  Etat  gestellt,  so  z.  B.  wieder  im  Etat 
für  UHK)  2S)  Mill.  Mark.  —  Weggelassen  sind  bei  den  Zöllen  und  Verbrauchs-  ; 
bteucra  im  Plus  die  in  einzelueu  Jahren  vorkommenden,  doch  stets  unbetrüchtlichen  • 
<in  maz.  einmal  ^j^  Mill.  Mark  betragenden)  nachträglichen  Einnahmea  tos 
Vorjahren  und  andorsrifs  im  Minus  dei^gleichen  betreflende  RUek  zalilangen. 
Eine  Summiruug  der  Einnahmen  I  und  II  mit  den  Matricolarbeiträgen  (III)  ist  bei 
der  Oompensation  der  letzteren  mit  einem  Theil  der  Zolle  und  inneren  Steaen 
unstatthaft. —  Die  Matricu  larbeiträgc  enthalten  bei  den  4  süddeutschen  Staaten  | 
auch  die  Ans£rleichungsbeitri\*re  weiren  der  Nichttheilnahme  an  der  Bierstf^uer  ' 
(früher  auch  der  Hrauutweiustcucr)  uiid  bei  liaiera  und  Württemberg  auch  iü  Betreü  ' 
der  Post-  und  J  eh-graphencinnahmen ,  bei  Baiern  auch  in  Betreif  gewisser  eigenen 
Einnahmeil  di  r  Verwaltung  des  Reichsheers.  Diese  Beiträge  werden  im  Etat  erst  seit 
1899  ?on  den  allgemeinen  Matricularbeiträgen  getrennt  und  als  Rubrik  „zum  Aus- 
trleich  für  die  niebt  allen  Bundesstaaten  gemeinsamen  Einnahmen'*  anlii^eftlbrt  (vgl.  die 
Verschiedenheit  d<!r  Er^^cbnisse  nach  Einbeziehung  dieses  Postens  in  die  Matricnlar- 
beiträgc  oder  nach  Abzug  desselben  davon  im  reichsstatistischen  Jahrbuch  für  18l«t^, 
8.  176,  und  fUr  1900,  S.  182).  Im  Etat  fUr  1900  ist  dieser  besondere  Matricolar- 
beitrag  der  4  süddeutschen  8taatcn  zu  dem  besagten  Ausgleichungszweck  15.586.000 
Mill.  Mark  ^8.287.000  M.  für  die  Braust,  ner.  6.039.000  M.  für  Post  und  Telegraphic, 
660.000  M.  fdr  eigeno  Einnahmen  des  iieuiishecreä)  neben  einem  allgemeinen 
Matrtenlnrbeitng  deisdben  Staaten  ron  114.564.000  M. 
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ans  Zinsen.  Die  veraeliiedenen  VerwaUangseinnabmen  rühren  ans 
allen  Zweigen  der  Helebsrerwaltungi  namentlich  auch  der  Milifiir- 
nnd  Harineverwaltangf  mit  her,  ihre  starke  Zunahme  ist  die  Folge 
der  grossen  Ausdehnung  dieser  Verwaltangszweige ,  der  freilieh 
aneh  eine  erhebliche  AnsgabeTermehmng  dafllr  eotspriobt.  Diese 
Einnahmen  liefern  so  wenigstens  einen  kleinen  Decknngsbetrag  für 
diese  Aosgaben  mit.  Die  io  der  Tabelle  in  diesen  Kinuahmeu  in 
den  1870er  Jahren  mit  cntbalteueu  Ceberschuasc  aus  dem  MUuz- 
wesen  konnten  auch  nur  vorübergehend  seiu  und  habtii,  wie  in 
den  Bemerkungen  zur  Tabelle  bereits  hervorgehoben  wurde,  eigent- 
lich nicLt  den  Character  einer  wahren  „ordentlichen  Einnahme'*, 
sondern  eher  den  eines  zeitweisen  ausserordentlichen  Zugangs  aus 
einer  Art  (unverzinslicher)  Creditoperation.  Das  wird  durch  die 
neaeriiebe  Einstellung  dieser  Uebersehüsse  unter  die  ausserordent^ 
liehen  Decknngsmittel  jetzt  auch  anerkannt. 

Deberdie  Z0II«  und  inneren  Steaern  ergeben  die  ia  der  früheren  DarsteUnng 

eiiigef^Rten  Zahlen  und  iWc  Daten  unten  fSbt^r  dii  Koh  ertrag:«  noch  eiiii;;ts  Nähere* 
Ueber  die  anderea  Einnahmen  {^t.  iL  in  Tab.  06)  sei  noch  Folgendes  zur  Er^ 
g&nzang  bdfeftt^.  Die  Beiehspogt  und  Telegraphie  liatte  nach  AbrechDQDg 
1872  eioc  Kuheinnahme  von  W.n?,  1875  von  n4.r'7,  18^5  von  287.05,  1900  narh 
Voraoachlag  von  B93.21  Mill.  Marl,  unter  den  einmaligen  Ausgaben  befindet  sieb 
flir  Post  und  Telegraphio  in  11)00  der  hohe  Betrag  von  13.41  MiÜ.  Mark,  der  io  der 
Tab.  96  nicht  mit  abpiezogeu  ist, —  Die  elsass-lothriiiffischen  Reichsbahnen  hatten 
in  denselhon  Jahren  Roliertrige  von  25.20—35.00  -  68.55-86.18  Mill.  Mark.  —  Der 
B  cichäiuvalidenfonds  hatte  UK>pranglich  nach  d em  ihn  begründenden  Gesetz 
Tom  25.  Hai  1878  eine  Dotetion  ron  561  Mill.  Marie  «ob  der  tnozOsischen  Con- 
tribution  erhalten.  Diese  Soinmi;  ist  vcrzin';lii"h  U\  Schxihive.rbchndhun^c-n  verschiedener 
Art  angelegt  (s.  darüber  meinen  Aufs.  Keichsünanzen  in  B.  3  des  Jahrb.  f.  Gesetzg. 
a.  Venralt  des  Dentseliea  Beichs,  1874).  Mit  der  aUmftligen,  renn  anch  langsamen 
Aufzehrung  dos  Fonds,  zum  Theil  auch  mit  der  neueren  Ermässigung  des  Ziusfasses 
<1ie  Zinserträge  natnrlich  pesunkLii.  Im  J;ilirc  1898,99  war  für  die  Deckung  der 
acm  tüuds  oblieirL-inlcii  Zahlungen  ein  Kapiulbctrag  von  13.2i{9.000  M.  und  ein  Zins- 
betrag ?en  15.0<;5.000  M.  verwendet  worden,  erstero  Ziffer  väohät  jälirlich  (z.  B.  1889 
war  sie  erat  5.975. ODO  M/ .  letztere  vermindert  sich  und  bLiränt  jetzt  nur  etwa  noch 
ebensoviel  als  der  Kapitalzuscbuss.  Am  31.  März  1899  war  der  Kapital  bestand  nur 
noch  891  MiU.  Mark  (nominell).  Die  Einnahmen  ans  dem  Banltiresen  sind  die 
oben  S.  756  flf.  erwähnten.  Sie  haben,  besonders  diejenigen  aus  der  ßciclisbank ,  in 
neuester  Zeit  die  Voranschläge  im  Etat  bedeutend  ubertrolfen  (S.  758\  Im  Etat  für 
1900  steht  z.  B.  der  Antheil  des  Keichs  am  Gewinn  der  Kcichsbank  mit  10.978.000  M., 
w&iuend  er  nach  dem  Kechuunirsabschluss  der  Heichsbank  für  das  Kalenderjahr  1900 
fa>f  doy.pelt  !«o  hoch  war,  20>"24.0nn  M.  Die  Xotenstt-ncr  ist  im  Etat  mit  1.376.500 
Mdik  lur  1900  von  allen  Notenbanken  veranschlagt,  war  aber  allein  Ton  der  Reiclu»- 
bank  im  Kalendeijalir  1900  2.518.000  M.  Im  Etat  ?on  1900  steht  ausserdem  ooch 
der  Betrag  von  2.5  Mill.  Mark  als  Zahlung  der  Rcichsbank  ;ui  das  Keich  fur  Ueber- 
nabme  des  Kestee  der  oocli  nicJit  zuruckgeitommeaen  Bauknoten  der  eliemaligen 
Proiunisclien  Bank,  wddi«  die  Beichsbank  zvar  weiter  einznlOsen  und  einzazieben  hat, 
woftlr  ihr  aber  dann  das  Beich  den  betreffenden  Betrag  ersetzen  muss.  Da  diese 
Noten  <;r(*>s«t»>ntheils  definitiv  verloren  {^csranirrn  sein  werJcn .  wird  (la.s  Reich  diese 
2-5  Mill.  Mark  iu  der  Hauptsache  als  einmalige  ihm  bleibende  Einnahme  ansehen 
kennen,  d.  b.  der  Gewinn  aus  diesen  verloren  gegangenen  Noten  kommt  —  mit  Recht  — 
dem  Reich,  nicht  der  L'cicbsb.ink,  zn  Gntf  ffiesetz  vom  31.  Mai  1899.  Art. '.1).  —  Die 
„verschiedenen  Verwaltungsciunahmen"  (s.  0.  S.  756)  setzen  sich  nach 
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dem  Etat  fiir  1900  aus  folsfcndeti  einzelnen  Posten  zusammen:  Koichstag  1287^  Reichs- 
kanzler uui]  Kan/.!ei  V2^^ .  atiswärfiL'-e^  Amt  ??20.610.  CnIoni;ilviT»-altung  2^>M^K 
Reicbäamt  des  Innern  Ü.706.06U,  MiiitärrenraltUQg  für  Rechnung  der  BuudetfSUatca 
ezcl.  Baiem  5.858.919.  MUltAirenralniniF  für  Reehminf  der  Oenmmtlieit  aller  Bande»* 
Staaten  4.068.142,  Marine  •''51.337.  K-Mchsjustizrerwaltung  600.46'^.  K.'ich.<5rhatZAmt 
40U.Ö30,  Reich8eii»äDbaliiiamt  1103,  Iteichüüchuld  13.700,  Bccbnuugsbof  »5,  allgemeiner 
Pemloiisfottds  10.776,  besonderer  Beitraj^  von  EIsms- Lothringen  za  den  Anegeben 
für  das  Kcichsschatzamt  3150,  desgl.  für  den  Kechiiun<:>)iof  44.213  M.,  ZOSamnen 
18.555.463  M.,  daza  noch  1400  M.  in  einem  Nachtrag^ieut. 

Die  „anderen  Einnahmen'*  des  Reichs  (Nr.  II  in  Tab.  96) 
Biudf  nach  ihrer  wirthschafdichen  nnd  finanziellen  Nator  betrachtet, 
groBsentheile  privatwirthschaftliche  (Reichsbahnen ^  Bank- 
wesen, Drnckereii  Zinsen,  Invalidenfonds-ZinBen)  oder  halb  priTat- 
wirthschaftliehe,  halb  gebübrenartige  oder  reine  Ge- 
bühren (Post  und  Telegraphie,  verschiedene  VerwaltangselDnahmen). 
Sie  sind  seit  1872/75  zusammen  relativ  hkIiI  viel  weniger  als  die 
Stcuerreinei träge  und  absolut  doch  nuch  in  beträchtlichem  Maasse 
gestiegen,  wenn  auch  in  beiderlei  Berechuungsweise  mit  starken 
Schwackungen ,  was  bei  der  Natnr  dieser  Einnalimen  nicht  anf- 
fallen  kann.  Sie  sind  gcfcenwärti^  ininierbin  14— 15  %  der  ordent- 
lichen Gesammteinnahrneii  (ohne  Einrechnnng  des  etwaigen  Mehr- 
betrags der  Matricuiarbeiträge  Uber  die  Ueberweisungen).  Vor- 
bandensein und  Wachsthum  dieser  anderen  Einnahmen  zeigt, 
dass  auch  der  Deutsche  Reic hs hau shalt  in  nicht  aner- 
bcblicbem  Betrage  auf  derartige,  im  Wesentlichen 
nicht  Btenerrechtliche  Einnahmen  fnndirt  ist,  wie  die 
dentsehen  Einzelhanshatte ,  wenngleich  in  geringerem  Maasse  als 
diese,  weil  dem  Reiche  ganz  die  alten  Domänen,  Staatsforsten  n.  s.  w. 
nnd  fast  ganz  die  nenen  Eisenbahnen  als  Einnahmequellen  fehlen. 
Immerhin  sind  diese  „anderen'*  Einnahmen,  aneh  nach  Abrech- 
nung der  Hälfte  der  Einnahmen  Tom  Invalidenfonds  als  einer 
Kapitalanfzehrniig,  gegenwärtig  noch  viel  höher  als  der  Jahresetat 
der  Hcichsschiiki,  welche  su  >taik  gewachsen  und  grösstentheils  iiir 
nicht  rentable  (wenn  auch  flir  productive)  Zwecke  aufgeiiuuiutcn 
worden  ist.  Das  ist  auch  für  die  Zukunft  tröstlich ,  bei  der  im 
Gange  befindlichen  weiteren  Vermehrung  der  Reichsschuid  Itir  die 
Flotte,  die  Cbinaexpcditiou  u.  s.  w. 

Irn  Ef^^t  flir  1900  -f.-lit  rlio  RiMrhssrhuld  anter  den  ordcntliohon  iforTtlritiemd.  n) 
Aoagabeu  mit  77.7  Mill.  Mark,  fast  ganz  für  YerzinsiLDg.  dann  für  Vcrwaitang  ^nicht 
für  Tilminfp).  Die  „anderen**  lännahmen  betrafrea,  naeh  Absnfr  ron  c.  14.2  MfiL 
ab  Kri[iitalziisr]nj-^s  drs  Invalidenfonds.  sclion  n;ii  li  (iern  Ktat,  rund  130  Mill.  (tn  Wiili- 
lichkcit  erheblich  mehr)  Mark,  alao  mehr  als  der  Scboldaefwaiid ,  der  iosofiini 
ebenBOvenis:  ab  unser  Einzelstaats- Schuldanfirand  auf  der  Steuer  liegt,  bn 
Gegenthcil  kann  noch  für  andere  Keicbszwecke  ein  Bctraie^  ron  Uber  50  Mill.  Mark 
oder  (unter  Bcrttcksichügong  der  Scboldrermetinuig  ftir  die  Flotte  nnd  tut  die  Kosten 
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des  Zugs  oacb  Chioa)  von  jedenfalls  Ober  40  Mill.  aas  diesen  nicbt  steuerrecbtUcbea 
iSnB«luD6ii  rervendet  werden.    Welcher  Staat  anaserlialb  DantscbJaiids  isc  fn  mich 

„'nnstipt-T  Finanzlage?!  Auf  das  Reichsschnliltn'wesen  kann  hier  nicht  w.ikr  ■  in- 
gegaogcn  werden.  S.  darttber  Sattier  im  Kin.arcb.  B.  8,  S.  U62.  aocb  einen  Auf:$. 
ron  mir  io  der  Nordi  American  Reriew  1901.  Kach  TÜganr  der  Norddeutschen  An- 
leiben aus  der  französischen  Contribution  war  das  l?eich  1873 — 75  so  gut  wie  ohne 
Schulden  und  Kosten  rlafür,  die  rieih;  Schuld  ist  -«eit  187^>  entstanden  und  besonders 
in  dem  letzten  Jahr/iliont  der  J^hrtsaufwaud  daiiir  lasch  gewachsen,  in  1Ö76  von 
74.400.  1877  von  2.858.000  auf  2^.08  Mill.  in  1888,  72.31  Iii  1896  und  77.7  Mill. 
in  1900  und  winl  iniithrnaasslich  in  den  n?i  ■h  fi-n  .lahren — wenn  ni'-ht  China  prompt 
and  atark  die  Expeditionskosten  ersetzen  sullte  —  auf  *J0  Hill.  Mark  und  mehr  steigen : 
immerliiii  nur  e.  %  der  Samine  der  „anderen^  Einnahmen,  welche  ebeo&ib  rasch 
und  eihebUeh  weiter  wachsen  dOrften. 

Im  Wachethom  und  in  den  Scbwanknngen  der  Erträge  der 

einzelnen  Steuern  zeigt  sich  in  der  Tab.  96  der  Einfluss  der 
erfolgten  Aeiiderungcu  des  Steuerrccbts  deutlich  genug,  in  der 
Statistik  aller  einzelnen  .Jahre  würde  er  noch  schärfer  hervortreten. 
Besonders  beinerkenswerth  sind  in  dieser  Tliiisicht  die  Krtra*;sdaten 
der  Zölle,  der  Zucker-,  'rat  .iU  ,  Branntwein-,  Börseusteuer,  auch 
der  Aversen.  Vergleicht  mau  die  drei  Hanptgr Uppen,  Zölle, 
innere  \  erbrauchs-  und  Verkehrs-(Stenipel-)8teuern,  so 
ergiebt  sieb,  dasa  nunmehr  auch  im  Deut.scben  Beicb,  wie  in  den 
anderen  grossen  modernen  Staaten,  der  Schwerpnnct  der  Be- 
Btenerong  in  der  Verbranebsbesteuern ng  liegt,  d.  b.  in 
den  Zollen  yon  fremden  and  Steuern  von  beimischen  Frodncten. 
Das  absoliite  und  vollends  relative  Ertragswaebstbnm  dieser  Ver- 
branchsbestenernng  war  seit  1872  in  DentscUand  stärker  als  im 
Auslände.  Aber  docb  nnr  desbalb,  vreil  eben  erst  im  Keicbe  (bezw. 
Norddeotseben  Bunde)  —  nnr  grundlegend,  nocb  nicbt  genügend 
in  der  Ansflibmng,  bei  ZOUen  nnd  RttbenKnekerstener  schon  vordem 
im  Zollverein  —  diese  Steuern  stärker  nnd  ähnlich  länger  schon 
im  Auslande  entwickelt  worden  sind.  Eine  berraässige*' 
F'.ntwicklung,  wiederum  an  sich  absolut  und  relativ  betrachtet, 
ferner  auch  im  Vergleich  zu  anderen  Staaten  und  zu  den  eigenen 
sojistijrcü  Staatssteueni ,  daher  namentlich  zu  den  directen  (ein- 
schliesslich Erbschaftssteuer)  hat  die  Reichsverbraueb'ibesteuerung, 
wie  (iegner  derselben  nnd  ihrer  Ausbildung  oft  l)eluuipton .  nicht 
gefunden.  Die  Entwicklung  erscheint  in  den  Zahlen  auch  nur  des- 
vregen  so  bedeutend,  weil  eben  im  Anfang  nocb  so  wenig  von 
dieser  Besteuerung  bestanden  hat,  so  dass  daher  namentlich  die 
relative  Ertragssteigerung,  etwa  in  tiblicher  Weise  in  Frocenten 
vom  Ertrag  des  Ansgangsjabrs  an  (1872)  berechnet,  natürlich  stark 
hervortreten  mnss.  Ancb  ist  zu  bedenken,  dass  die  ZöUe  ganz  nnd 
die  inneren  Verbrancbssteuern  grOsstentheils  von  den  Einzelstaaten 
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auf  das  Reich  übergegangen  sind,  von  der  süddeutschen  Biersteuer, 
der  Weinsteuer  (die  in  Buiern  niolit  besteht),  der  badischen  und 
sächsischen  Fleischsteuer  aligesehen.  Die  directen  Stenern  und  die 
Erbschaftssteuer  sind  dagegen  den  Kinzelstaaten  verblieben.  Ihre 
Krtragseutwickhmg  ist,  wie  die  Irübereu  Tabellen  gezeigt  haben, 
ebenfalls  eine  sehr  bedeutende  gewesen,  wenn  sie  auch  freilich 
mit  derjenigen  der  Reiohsverbranchsbesteueruag  nicht  ganz  Schritt 
gehalten  hat.  Die  steuerpolitische  und  steuertechnische  Aa8bildiiD{^ 
der  directen  Steuern  ist,  wie  die  frühere  Darstellung  gezeigt  bat, 
eine  gttostigere  als  im  Auslände  gewesen,  wenn  ancb  noch  Manches 
zu  thnn  ttbrig  bleibt,  besonders  aach  auf  dem  Gebiete  der  Elrb- 
scbaftsstenem.  Immerbin  ist  so,  Reich  nnd  Staaten  zu* 
sammengefasst,  das  Verhältniss  zwischen  directen 
(mit  Erbsebaftsstener)  nnd  indlrecten  Verbranchssteaern 
kein  nngfinstiges,  namentlich  vergKchea  mit  dem  Auslände. 
Die  Höhe  der  Zoll-  und  inneren  Steuersätze  ist  zudem  fast 
durchweg  eine  niässige  geblieben,  wiederum  mit  dem  vergleich- 
baren Auslande  (ürossbritannien,  Frankreich,  Oesterreich-Ungarn, 
Italien,  Kussland,  Nordamerika)  verglicben,  wovon  >v\\>st  die  Ge- 
ireidezölle  nur  theilweise  eine  -—  durch  andere  als  liimnzielle  Er- 
wägungen vollauf  begründete  —  Ausnahme  mai  lien  (i^.  '202,  203). 

Durch  die  Entwicklung  seiner  eigenen  Verkehrs- 
Bteuern  (Stempel),  besonders  seiner  Börsensteuer,  hat 
das  Deutsche  Heich  aber  auch  immerhin  die  Verbraucbsbestenerung 
durch  eine  Steuergattung  passend  ergänzt,  welche  grossentheils 
nicht  von  denselben  Schultern  wie  die  Verbrauchssteuera  getragen 
wird.  Die  weitere  Ausbildung  dieser  Verkehrsstenem,  die  weitere 
Entwicklung  der  durecten  und  der  firbschaftsstenem  in  den  Etnzel- 
staaten,  Tielleicbt  doch  theilweise  Uber  knrs  oder  lang  zugleich  im 
Reiche  selbst  als  Reichssteuem,  zu  Zwecken  solcher  Ergänzung 
der  Verbraachssteuem  und  Ausgleichuag  ihrer  Wirkungen,  ist 
gewiss  erwünscht,  wird  aber  auch  kaum  ausbleiben. 

Schon  jetzt  wird  die  G  e s a m m t besteuerung  im  Reich  und 
den  Staaten,  auch  gerade  in  ihrer  seit  1871  erreichten  F.nhvicklung» 
nach  dem  Maassstab  richtiger  Steuerpolitik,  guter  Steuertechnik, 
billiger  Lasten vertbeilung  auf  Classeo,  Berufe  und  Einzelne  beur- 
tbeilt,  nicht  nur  den  Vergleich  mit  jeder  anderen  modernen  Staats- 
besteuerung  vertragen,  sondern  objectiv  als  jeder  der  letzteren 
überlegen  gelten  können.  Wenn  die  Gesammtlasten  in  diesen 
30  Jahren  viel  grosser  geworden,  die  Erträge  der  Steuern  nngemeio 
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gewachsen  sind,  so  war  das  ebeu  die  nothwendii;  *  Voran ssetziing 
dafür.  Reich  imd  Eiuzelstaatcn  politisch,  wirtbschaftlich,  social, 
culturell  genügend  leistungsfähig,  damit  dem  Auslände  erst  eben- 
bürtig zu  machen  und  zu  erhalten:  d.  h.  eine  Finanzaufgabe  zu 
lOsen,  deren  LösoDg  dem  alten  Deutschen  Beiche  niemals  gelungen 
war,  einer  der  wesentlichen  Mitvirkangsgrflnde  seines  politischen 
Verfalls  nnd  schliessitcben  Unteigangs.  Das  Oesammtartheil 
Uber  die  deutsche  Steaerreehts-  nnd  Stenerertragsentwicklnng  im 
19.  Jahrhundert  und  namentlich  im  letzten  Drittel  desselben  in  der 
Reichsperiode  kann  daher,  aller  einzelnen  gewiss  vorhandenen 
Mängel  ungeachtet,  nur  ein  recht  gttnstiges  sein,  finanz-  und 
steaerpolitisch,  wie  wirthsehafts-,  soeialpotitisch  und  allgemein 
politisch. 

Die  folgende  Tabelle  97  mit  eisige»  Rebtirzalilep  Uber  die  Veitheilung  der 
ordentlichen  GesammteiDnabmen  auf  die  Haaptrabrikcn  Qiid  die  ireitereil  TalieUeii 

mit  einigen  sonstigen  Daten  bcstätiguu  dieses  Unheil. 

Bei  der  grossen,  Forncmlich  von  A>uu]crungeii  der  ü&»eugebuüg  abh;iiiiri>;eu 
Schwankung  der  lieineHrife  der  einzelnen  inneren  Verbrauchssteuern,  wie  der  Zucker-, 
Tabak-,  Branntweinsteurr,  sowie  der  einzelnen  , .anderen"  Einnahmen  hat  die  Reicch- 
xiQOg  Ton  Kdatirzahlen  lur  jede  dieser  Steuern  für  die  einzelnen  Jahre  der  Tab.  Ü6 
keine  iNaoadere  Bedea(iui|r.  Das  WeseDtliehe  ergiebt  sich  tos  der  Zusjunmeii&ttnng 
in  die  Gruppen.  Die  ..Aversen"  ;>ind  dabei  in  folgender  Tabello  97  zu  den  inneren 
Verbraachsstenarn  geschlagen,  während  sie  theilweise  auch  zu  den  Zöllen  gehören. 
Eigentlidi  mtUsteD  die  sUddeutsohen  Ausgleidiuugszahlungen  fttr  die  Bier-  (und  ehe- 
mals die  Branntwcin-)Steiier«  ebenso  die  baieiifcheii  nad  wUrttembergischen  für  Post 
und  Telcgraphie  noch  eingerechnet  werden,  was  hier  unterblieben  ist,  das  Haupt- 
resoltat  auch  nur  wenig  itiidern  wurde.  Da  üich  die  Matricularbeiträge  seit  lange 
fast  ganz  mit  den  Debenreismigen  aos  den  Zöllen  und  Verbmiehssteueni  compeosireD» 
al=<>  keine  wesentliche  neue  eigene  Einnalune  bilden,  kann  auch  ron  ihnen  hier  ab- 
gesehen werden.  Der  Berechnung-  liep-c-n  die  absoluten  Zahlen  der  Tab.  90  zu  Grunde. 

Tab.  97.    Yerhältniss  der  Hauptgattuugen  der  Reichscinnahmen  zu 
einander,  1873—1900  (Relativ zahlen  in  Promille). 


1872 

187.^ 

1S78 

1880 

1885 

1890 

1895 

19(»0 

499 

349 

361 

440 

476 

444 

459 

473 

2.  Innere  VerbranolHSteneni 

S64 

429 

386 

380 

287 

886 

835 

817 

Summe  1  und  2  .    .  . 

803 

77^ 

717 

770 

762 

830 

794 

790 

8.  Stempelsteuern  .    .    .  . 

26 

20 

20 

21 

rA 

47 

78 

66 

Summe  I  (1 — ;i)  .    .  . 

889 

798 

7G7 

791 

813 

877 

872 

856 

II.  Andere  EinnuhuKMi  .   .  . 

III 

202 

238 

209 

187 

123 

128 

144 

Summe  I  und  IL  . 

lüOO 

1000 

1000 

1000 

1000 

1000 

1000 

1000 

Die  Schwankariffen  dieser  Qiuitfn  d-T  einzelnen  Stencrcrträgc  zcisren  wieder  den 
i.iuiiu:>s  der  einzelnen  btcucrpohtischon  Maiisi;re-eln .  »u  nach  1878  denjenigen  der 
Zollpolitik,  nach  1885  drajenifen  der  inneren  \  crbrauchsätcuerpolitik  (Branntwein* 
sT--^uer,  nach  1890  Zuekfrstcuer),  nach  1885  und  wieder  nach  1890  denjeni^^en  der 
BörscDStenerpoiitik  in  der  belreifendeu  Steigerung  der  Quote  der  Steuergruppe.  Die 
Yerindenuifen  der  Qooten  sind  «ber  doch  im  Guizen  nicht  so  gross,  ab  man  nach 
der  Bedeutung  der  einzelnen  Maassregeln  geneigt  gewesen  wäre,  anzunehmen. 

Die  Uoherträge  der  Zölle  und  übrigen  Koichssteuern  sind  in  folgender 
Tab.  98  nach  den  betreffenden  Publicationcn  des  reichsätatiätischen  Amts  (Statistisches 
Jahrbnch  n.  s.  w.)  für  die  gleichen  Jahre  wie  in  der  Tab.  96  filr  die  Heinerträge 
zuaammeng  'steHt.  mit  einigen  Einzelheiten  bei  den  Zöllen  (Hauptzollartikel)  in  Tab.  99 
und  mit  woueren  Daten,  auch  Kopfquoten- Berechnungen  iu  Tab.  100.  Für  die 
felile&deD  Zwischenjahie  ist  auf  das  reichsstatistische  Jabrbn<^  zn  renreisen. 
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Tab.        Kohcrträge  der  Zölle  uod  Beichssteaern  1S72~99 
(iu  Millionen  Mark  mit  (DecimaleD). 

1. 
2. 


1872 

1875 

1^7^ 

1880 

1885 

1890 

1895 

llHHi 

Zölle  

122.4 

120.8 

114.7 

182.2 

235.0 

889.4 

415.4 

505.4 

Innere  Yärbrauch&i^teucrn 

a.  Rubenzaciei.   .  . 

47.7 

57.6 

48,4 

44.7 

28.0 

78.5 

108.2 

108.tt 

b.  Salz  

33.1 

33.6 

36.0 

87.2 

89.4 

43.0 

46.6 

4S.8 

c  Tabak   

1,4 

1.1 

1.2 

7.0 

9.6 

11.5 

11.8 

12.6 

d.  Bruintireitt  .   .  . 

40.8 

.50.4 

45.8 

46.3 

48.1 

145.7 

148.5 

1.55.6 

e.  Bier   

14.2 

18.6 

17.5 

18.2 

21.6 

29.3 

32.3 

c.  35. « 

Summe  2    .    .  . 

137.2 

161.3 

148.9 

152.4 

141.7 

mo 

337.4 

360.7 

Stempelabgaben 

a.  Wechsel  .... 

7.8 

7-2 

6.1 

6.5 

6.6 

7.8 

8.7 

11. «i 

b.  Wi  rthj  :ip.  Rdnenst. 

15.3 

26.5 

55.0 

53.3 

c.  Spielkarten  .    .  . 

1.1 

1.1 

1.1 

1.3 

1.4 

1.5 

ÖniBitte  8  .  .  . 

7.8 

7.2 

7.2 

7.6 

28.0 

85.6 

65.1 

65.8 

SnmiDe  1—8  .  . 

267.4 

299.3 

270.8 

342.2 

399.7 

728.0 

817.9 

931.9 

Man  siebt  sofort  ans  der  Yergleichang  der  Znhlen  der  Tab.  96  and  98 ,  wie 
viel  grösser  die  Zahlen  der  letzteren  sind,  aas  denen  sich  die  Belastunfi^  der  BeTOlkerung 
erst  ergiebt.  Die  Differenz  stellt  die  Höhe  der  Veraulagangs-  und  Er- 
heb an  gskosten,  bezv.  der  den  Eincelstaaten  dafür  als  Paoschsumme  in  ProocBten 
des  RobertmgH  gewährten  Vergütungen  (S.  651)  dar,  welche  im  Keichshau.sbaltä- 
etat  nicht  mit  erscheioeD.  Von  Interesse  ist  besonders  die  Differenz  zwischen  Roh- 
uttd  Beinertrag  bei  den  Zollen.  S.  darttber  das  idehsstatlBtiscbe  Jabrbnch  bis  18^, 
wo  beide  Zahlen  angegeben  sind,  seitdem  nur  die  Bruttozahlen.  1871 — 75  waren 
diese  der  Keichscassc  nicht  zu  Gnte  kommenden  Kosten  9.8  des  Rohertrags  der 
Zölle  (vordem,  z,  B.  1836—40  12.8.  1861-65  11.4  7«),  1878  11.0,  1885  nur  noch 
8.1,  1890  5.9,  1896  5.1*/«*  ^bo  eine  erbebliehe  Abnahme  bei  steifte Bdem 
Rohertrag. 

In  der  Tab.  99  folgen  einige  Daten  Uber  die  finanziell  nach  dem  Ertrage 
wicbtigsten  ZoUnrtikel,  zagletch  mit  Angaben  daraber,  welcher  Prozentsatz  vom 

ganzen  Zolli  rtrage  auf  den  Artikel  fällt  und  wie  riel  letzterer  auf  den  Koiif  der  Be- 
völkerung an  Zoll  giebt.  Ausgeschlossen  sind  dabei  die  zugleich  der  inneren 
Steuer  anterworfenen  Artikel  (d.  i.  Zucker,  Salz,  Tabak,  Branntwein,  Bier).  Dafür 
giebt  Tab.  lOO  die  Ix  tiolTenden  Daten  für  Zoll  und  Steuer  zusammen.  In  beiden 
Tabellen  99  und  100  werden  nber  nar  3  bczw.  4  Jahre  zu  Anfang.  Mitte  und  Ende 
der  Periode  von  1872 — 99  herausgehoben.  S.  die  Daten  für  alle  einzelnen  Jahre  im 
atatistiscben  Jahrbncb.  Fttr  die  TabeUen  wurden  die  Daten  im  Jabrbneh,  tor  die  86 
(seit  J.g.  l^'iilv,  jet/.t  40  wichtifrsten  Zollarfikel  benutzt,  in  den  früheren  J.ihrgängeo 
sind  nicht  alle  diese  Artikel  speciell  aufgeführt^  aber  wiederum  daraus  die  wichtigst<;n. 
Danach  hier  die  Daten  In  Tab.  99  fitr  1872.  Die  Gruppirong  in  EttegorteeD,  welche 
ich  hier  roigenommen,  ist  auch  für  die  fioanxwiBsen&chafilidie  Betrachtnn;  widitl;. 

Bemerkungen  zu  Tab.  98.  Die  Jahre  sind  anfangs  Kalender»,  später 
Etatsjabre  (1.  April\  bei  den  iumtren  Verbrauchssteuern  zum  Theil  etwas  im  Anfang 
und  Schluss  abweichend  Betriebsjahre.  Bei  den  inneren  Verbrauchssteuern  sind  die 
zolle  ron  fremden  Artikeln  nicht  eingerechnet,  bei  der  heimischen  Steuer  von 
Kohertrag  aber  sämmtÜrhe  .Ausfuhr-  u.  3.  w.  Yerg  iitnncfcn  abgerechnet,  also  auch  die 
(kleinen)  auf  den  Zoll,  was  indessen  die  Daten  nicht  irgend  erheblich  ändert  Die 
Daten  sind  rerechiedenen  Jahrg&ngen  des  Statistischen  Jahrbnchs  entnommen.  Grossere 
Abfindernfic'cn  zwischen  den  R  e  i  a  ertia^rsdaten  der  Tab.  96  nnd  der  IJ  uh  erfra^jsd.iten 
der  Tab.  98  ergeben  sich  ausser  natürlich  durch  den  Abzog  der  Vcrwaltungs-  und 
Erhebangskosten^  auch  ans  dem  theilweisen  AnseinanderfaUen  der  Bechnnogsjahre,  im 
1.  Jahre  1872  such  ans  besonderea  UebeigangsrerbAltoissoi  (Zockentever)  imReicbs- 
hanshaUe. 
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TaK  99.  FinanzUU  wicbtigate  ZolUrtikel  (Rohertng)*)  im  dentBchen 

BoioliAzoUTeBen. 


1872 

bog 


1.2 
8.7 

8.7 
Ö.l 


0 


L  FinanzzOlIo 

1.  Kaffee  u.  s.  w   82.4Ö4  20.r. 

2.  Cacao  aller  Art ....  —  — 

3.  Thee   495  0.4 

4.  Gewürze   1.514  1.2 

:..  Südfrüchte   —  — 

r..  Keis   1..V29  1.2 

7.  Speiseöle  

Heringe   2.074  1.7 

0.  Honig   —  — 

10.  Aofteni  v.  s.  w   —  — 

11.  Wein   7.559  6.2 

12.  Fctroleam   —  — 

Summe  I   45.665  S7.2 

L  Agrarische  o.  dgL  Z5Ue 

1   (tetreide  u,  s.  w.     .    .    .  0  0 

J.  Mahlenfabrikate  u.  s.  w.  .  —  . — 

ö.  Hopfen   —  — 

4.  Obst  U.S.  w.,  fcischeWeinb.  —  — 

Oelfrüchte   —  — 

f>.  Üchmab   —  — 

7  Fleiscli  n.  a.  w   —  — 

b  Eier.   —  — 

9.  Butter   —  — 

l'i.  Käse   —  — 

11.  Pferde  1 

12.  Kiüd-  und  SLhafvieL  .  [ 
\:\.  Schweine,  Ferkel  .  .  j 
14.  Bau-  und  Natzhelz.    .  . 

SuuuDe  II  

I.  Indnatrie*  n.9.fr.  ZQJIe 

1.  Pette  Oele   —  —  — 

2.  Drogaen.  Farben    ...  —  — 

:  3.  BanmwoÜ.  Gü»  ti.  Waaren  —  -  — 

4.  Wollenes  «  «  „  —  —  — 
r>.  Seiden  „  „  —  —  «— 
(I.  Leinen  u.b.  w.  „  —  —  — ■ 
7.  Leder  and  Waaien     .   .  —  —  — 

5.  Holz-,Schnit:;waarenii.s.  w.  — 

9.  Thon-,  Glaswaaren ...  —  —  — 

10.  RolieiBen   —  _  ~- 

'11.  Eisenwaaren   — »  —  — 

12.  Maschinen,  Werkzeuge    .  —  _  ^ 

Sanne  III   —  —  — 

Samme  I— III  ....  47.42.*i  38.0  115.0 

Geeammtzollerttag  .  .   .  122.514  100.0  299.0 


1.760 
1.7G0 


1.4  4.3 


1.4  4.3 


1885 


a  ^ 
U4  m 


1899 


c 


o 


47.278 

19.6 

106.0 

62.564 

12.4 

113.0 

1.7t>c> 

0.8 

a.8 

7.423 

1.4 

13.4 

1.661 

0.7 

8.6 

2.744 

0.5 

5.0 

3.100 

1.3 

6.7 

8.993 

0.8 

7.2 

2.935 

1.2 

6.4 

7.826 

1.5 

14.1 

2.813 

1.2 

6.1 

5.388 

1.1 

9.7 

23(; 

O.I 

0.5 

2  263 

0.4 

4.1 

S.071 

1.3 

6.6 

3.079 

0.6 

5.6 

201 

0.1 

0.4 

842 

0.2 

1.5 

841 

0.1 

0.7 

668 

0.1 

1.2 

14.484 

6.0 

31.0 

16.095 

8.2 

29.1 

31.014 

12.8 

67.2 

67.605 

13.4 

122.1 

ins  QMt 

45.2  289.0  180.490 

85  6  826.0 

.30.1.37 

12.5 

05.3 

128.430 

25.4  232.0 

1  665 

0.7 

3.6 

3.9.32 

0.8 

7.1 

284 

0.1 

0.6 

442 

0.1 

O.s 

l.oTö 

0.6 

3.4 

4.914 

1.0 

8.S 

345 

0.1 

0.7 

4.097 

0.8 

7.4 

8.564 

1.5 

7.7 

18.324 

2.6 

24.1 

698 

0.8 

15 

12.510 

2.5 

22.r, 

835 

0.4 

1.8 

2.656 

0.5 

4.8 

818 

0.8 

1.8 

1.988 

0.4 

8.5 

914 

0.4 

2.0 

2.774 

0.5 

5.0 

\  955 

0.4 

2.1 

2.233 

0.4 

40 

839 

0.8 

1.8 

0.5 

4.5 

[  2.755 

1.1 

6.0 

351 

0.1 

0.6 

2.1 

11.1 

1^.P>1 

'K  i 

:m.1 

oU.518 

20.8 

109.4 

rj8.yyi 

3y.3 

359.9 

2.499 

1.0 

5.4 

2.097 

0.4 

3.8 

1.252 

0.5 

2.7 

853 

0.2 

1.5 

7.064 

2.9 

15.8 

8.936 

1.8 

16.1 

4.512 

1.9 

9.8 

4.641 

0.9 

8.4 

3626 

1.5 

7.9 

4.274 

0.8 

i .  i 

2.473 

1.0 

5.4 

2.255 

0.4 

4.1 

1.805 

0.8 

8.9 

2.550 

0.5 

4.6 

1.411 

0.6 

3.1 

2.693 

0.5 

1.9 

1.137 

O.o 

2.5 

2.456 

0.5 

4.4 

2.281 

0.9 

4.8 

5.698 

1.1 

10.3 

2.132 

0.9 

4.8 

7.321 

1.4 

8.4 

1.489 

0.6 

3.2 

3.380 

0.7 

5.6 

31.731 

IB.l 

68.8 

47.149 

0.2 

79.8 

191.151 

79.1 

417.2  426.629 

Sil 

235.002 

100.0  508.0  505.600  100.0  913.0 

Bemerkuniren  zu  Tab.  99  Kaffee  roh,  K^^^ranot  und  Surrogate.  —  Cacao  roh,  ver- 
tniitet,  Cbocolade,  Gonditoiwaaren.  —  SQdfrUchte,  frische  und  trockene.  —  Austern,  auch  andere 
tuschel-  oder  Sclialthiere  aus  See.  —  Petroleum,  Leucht-  und  Schmieröl.  —  Getreide,  nebst 
hüsenfracbten,  Malz.  —  Mohleofabrikatc,  aacb  gewdhnliches  Backwerk.  —  Obst,  nebst  Sämereien, 


770       6.  B.  Udbeisicbtea  der  fiesteaerong.  Beichsbestenenuig.  §.  212. 

Es  ci  tiicbt  sich,  wie  durch  die  Entwicklang  des  Zolltarifs  seit 
1879,  besuiiders  durch  die  Eintübrung  und  Erböhnng  der  a£:rariscUeu 
Schutzzölle,  die  vor  1879  zaletzt  fehlten  oder  g;anz  geriiiuMti^iL' 
wiireü,  der  finanzielle  Schwerpimct  des  Zollertrags  stark  versi  hoben, 
in  dio  nj^rarischen  Zölle  hinein  verlegt  und  auch  unter  den  einzeloen 
ZoUartikcln  erheblich  verändert  worden  ist.  Die  agrarischen  ZOUe, 
namentlich  der  finanziell  wichtigste,  der  Getrcidezoll  u.  s.  w.,  — 
dessen  Ertrag  nebenbei  bemerkt  1898  fast  20  MilL  Mark  nnd  auch 
1896  und  1897  höher  als  1899  war  —  liefern  an  iO  %  des  Ge- 
sammtertrags  der  Zölle  jetzt,  mehr  als  die  Finanszölle  Ensammen. 
Wurde  man  allerdings  zu  diesen  den  TabakzoU  mit  einigen  50  MilL 
Mark  Ertrag  in  den  letzten  Jahren  nnd  die  in  der  Tabelle  eben- 
falls nicht  enthaltenen  Zolle  anf  die  anderen  4  der  inneren  Yer- 
branohsstener  unterworfenen  Artikel  rechnen,  so  behauptete  die 
Finanzzollgruppe  auch  gegenwärtig  noch  das  Uebergewicht  tiber 
die  Gruppe  der  agrarischen  Zölle,  mit  im  Ganzen  c.  245  Mill.  Mark 
oder  c.  48.3  *^/,,  des  ^esaniniten  Zollertrags  (s.  u.  und  Tabelle  100). 
Der  Zidf  auf  Getreide  u.  s.  w.  ist  aber  weitaus  in  die  erste  Stelle 
im  Ertrage  gerückt,  189Ü  hat  ^r  schon  einmal  last  ein  Drittel  des 
Ertrags  geliefert  (31.8  ®/o),  er  ergiebt  mehr  aln  dns  Doppelte  der 
drei  nächst  wichtigsten  Zollartikel,  des  früher  lange  Zeit  ersten 
Artikels,  des  Kaffees,  weicher  vor  1879  nieist  V^g,  V/^,  selbst  schon 
in  der  ersten  Zeit  des  Zollvereins  V5  des  Gesamnitzollertrags  lieferte, 
und  des  neuerdings  dem  Kaffee  im  Ertrage  gleich  gekommenen 
inul  ihn  selbst  schon  darin  übertreffenden  Petroleums,  endlich  des 
TabakzoUs  in  dessen  neuester  Ertragsentwicklnog.  Die  anderen 
Finanzzoll-  und  agrarischen  Zollartikel  treten  in  ihrer  Gesammtheit 
und  Tollends  im  Einzelnen  weit  hinter  diese  drei  Artikel  im  Ertrage 
zurflck,  auch,  seit  der  Entwioklnng  des  Rflbenzuekers,  der 
Zuckerzoll. 

Unter  den  einzelnen  in  der  Tab.  99  angeführten  Artikeln 
bietet  die  Entwicklung  des  Ertrags  (und  bezw.  Consnms)  einiger 
davon  übrigens  auch  finanziell  betrachtet  Interesse,  so  des  Cacao, 
der  Slkili  iu  hie,  auch  des  Weins,  dessen  Zollertrag  seil  Jahren  sehr 
stabil  ist,  und  des  Thees,  dessen  Ertrag  zwar  wächst,  aber  doch 
sehr  geringfügig  bleibt,  bei  der  kleinen  deutschen  Consumtion. 

Beeren  n.  s.  w.  getroclinet,  Sfidfhiclit9cliaiilen.  Dazu  lifer  die  Position  frische  Wein- 
beeren gpj.ofiPQ.  —  Fleisch  aller  Art,  auch  Extrarf.  ~  Butter,  auch  Margaritic.  —  Die 
Schluss/ifier  des  Gosammtertragrs  der  Zölio  schliesst  nicht  nur  die  Qbrigen  kleineren 
ZollpoüitioucD,  soodürn  auch  dio  fioaosieU  wichtigen  TabakzOlle  nnd  die  Zncker-,  Salz-, 
Bnnntvrein»  und  BierzOlle  in  sich  ein  («.  falgeodo  Tnb.  100). 
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Wie  finanziell  wenig  bedentend  ,,Luxii8zoUartikel-',  wie  Austern 
u.  dgl.  sind,  zei^t  der  kleine  Ertrag.  Die  Reis-  und  Herinf^szölle 
sind  steuerpolitisch  nicht  erwünscht  und  iinanziell  doch  auch  nur 
von  geringer  Bedeutung.  Unter  den  agrarischen  Zöllen  treten  alle 
gegen  den  GetreidezoU  ganz  znrflck,  die  Zölle  fttr  lebendes  Vieh 
zeigen  neuerdings  keine  erhehtiche  Ertragszunahtne,  nmsomehr 
diejenigen  für  Obst  inol.  frische  Weinbeeren,  Schmalz,  Fleiaeh, 
Butter,  Käse,  Eier,  zam  Theil  aneh  Oelfrttefate,  deren  Zollertrag 
neaerdings  aber  kanm  wftehst  Bei  den  genannten  animalischen 
Agrarartikeln  beateben,  rein  stenerpolitisch  anfgefasst,  tthnliehe  Be> 
denken  wie  bei  Getreide,  aber  meines  Erachtens  aneb  hi^,  wie  bei 
letzterem,  geben  die  gebotenen  Schntzrlleksiebten  für  die  heimische 
Landwirthsehaft  trotzdem  den  Ansschlag  für  .diese  Zolle  (s.  o.  §.  203). 
Aehnlicbes  gilt  von  dem  im  Ertrage,  besonders  der  nenesten  Zeit, 
stark  gestiegenen  Holzzöllen,  wegen  des  hier  niitspieleudeu  forst- 
vvirthschaftlichen  Interesses.  Aus  diesen  Erwägungen  kann  ich  die 
Entwicklung  der  Erträge,  wie  sie  in  der  Tab.  99  besonders  bei 
den  agrarischen  Zöllrn  ii  er  vortritt,  doch  nicht  ungünstig  beurtheilen, 
wie  es  rein  ans  dem  steuerpolitischcn  Ötandpuncte  geschehen  mUsste. 
Dieser  ist  aber  hier,  wie  mehrfach,  nicht  der  zuerst,  vollends  nicht 
der  allein  entscheidende. 

Aneh  die  Zölle  anf  industrielle  nnd  montanistische 
Artikel,  bezw.  Rohstoffe  haben  absolut,  besonders  in  den  letzten 
1890er  Jahren  anter  dem  Einflnss  des  industriellen  Anfschwnngs, 
der  den  Bedarf  an  fremden  Artikeln,  trotz  der  Entwicklnog  der 
heimischen  Prodnction  steigerte  (Eisen,  Eisenwaaren) ,  im  Ertrage 
nicht  nnerheblich  angenommen,  relativ  freilich,  wegen  der  stärkeren 
Ertragssteigerung  der  Finanz-  und  agrarischen  Zölle  abgenommen. 
Die  wichtigsten  Artikel,  besonders  die  Fabrikate,  der  Textilbraiu  he 
und  der  sonstigen  in  der  Tabelle  augelührten,  zeigen  eine  gewisse 
St^ibilitiit  des  Ertrags  neuerdings,  was  anf  genügende  Höhe  des 
Zolls  und  auf  die  Beherrschung  des  heimischen  Markts  durch  die 
inländische  Fabrikation  hinweist.  Weitere  Zollerhöhungen  erscheinen 
bei  diesen  Artikeln  weder  allgemeines  IJcdürfniss  der  Prodnction, 
wie  vielfach  bei  den  agrarischen  Producten,  noch  tinanziell  von 
Vortheil,  während  die  Erhöhung  der  AgrarzöUe  dies  wenigstens 
möglicher  Weise  sein  kann,  wenngleich  diese  Aussieht  steuerpolitisch 
niebt  Ihr,  sondern  eher  gegen  diese  Erhöhung  spricht.  Diese 
Maassregel  ist  hier  eben  immer  nnr  dnrch  die  Schntzrttokstohten 
zn  rechtfertigen. 
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Die  Gesammtentiricklung  des  ZoUertrags  ergiebt  sich  Schoo  ans  den  Tabellen  96 

bis  d9,  in  Verblödung  mit  derjenigen  der  inneren  Steuern  auch  noch  aus  der  folgenden 
Tab.  100.  Weitere  Daten  über  dieso  Steuern  sind  oben  in  die  DarstclIanL'^  eing^efüirt 
worden.  Tab.  100  stellt  einige  Daieu  zur  Vergleiciiuii>;  di-r  Krtra;;^  aua  dcu  eiu- 
zelncn  Steuern  und  Zöllen  der  beiden  unterworfenen  Artikel  zu>auimen.  zugleich  auch 
ttber  die  eigentlichen  Stempelnbgtben  nach  deren  Objecten.  <T«b.  100  a.  S.  773.) 

Die  bedeutende  Krtraj^sbtcitrerung  der  p^esammten  Verbrauclis- 
und  VerkehrsbesteueruDg  tritt  in  den  Zahlen  der  Tab.  100  beson- 
ders deutlich  hervor.  Die  Zölle  im  GanzcD,  wie  besondera 
diejenigen  Zölle,  welche  nicht  auf  die  5  inneren  VerbraucliMteiier- 
artikel  fallen  (Nr.  II,  2),  haben  sich  am  Stärksten  im  Ertrage  ge- 
steigert, wesentiieb  mit  in  Folge  der  Ergiebigkeit  der  oea  binin- 
gekommenen  AgrarsOlle.  Auf  den  Kopf  bereebnet  hat  sieh  der 
Ertrag  dieses  Theils  d^r  Zölle  (Tab.  100,  Nr.  II,  2)  absolut  fui 
verfünffacht,  relativ  fast  vervierfacht ,  von  219  Pfennig  ist  er  anf 
798  gestiegen,  während  trotz  der  fiscalisohen  Beformen  der  Tabak- 
nnd  Branntweinsteuer  der  Ertrag  der  inneren  Verbranche- 
bteuern,  einschliesslich  des  Zolls  anf  die  betreffenden  Artikel, 
absolut  sich  nur  verzweieinhalbfacbt ,  rclauv  sich  noch  nicht  ganz 
verdoppelt,  von  447  auf  704  Pfennig  erhöht  hat,  abzüglich  der 
Zölle  auf  die  .5  Artikel  von  3G7  auf  677  l'ieiinii::  gestiegen  ist. 
Die  grosse  fisculische  Wichtigkeit  der  Zollreioniieu  tritt  auch 
darin  hervor.  Die  dritte  Gruppe,  die  Verkehrssteuern  (Stempel- 
abgaben,  in  dieser  Tabelle  ohne  die  kleineu  Erträge  des  Spiel- 
kartenstempels und  der  statistischen  Gebühr  berechnet)  sind  ja 
relativ  im  Ertrage  am  Stärksten,  auf  das  G-fache  des  Ertrags,  ge- 
wachsen, aber  haben  doch  gegenüber  den  Zöllen  und  inneren  Ve^ 
branehssteaem  immer  nur  noch  eine  geringe  finanzielle  Bedentnng. 

^In  der  Bewegung  der  absolnten  nnd  Kopferträge  der  ein- 
zelnen inneren  Verbranchssteaem  nnd  der  Verschiebung  der 

relativen  Bedeutung  der  Erträge  dieser  einzebien  Stenern  unter 

einander  spiegelt  sich  wieder  der  I  jiifluss  der  Gesetzgebung  und 
der  Gang  der  Consumti(tn  ab.  licuicrkenswerth  ist  die  ausser- 
ordeutiiche  StabilitiU  des  Koplortrags  der  Salz  Steuer,  bei  gleich- 
gebliebenem Steuersat/.  Relativ  ist  der  Ertrag  dieser  Steuer  wegen 
der  stärkeren  Krtragseutwickhing  der  aiukien  inneren  Verbrauchs- 
steuern und  der  Zölle  sehr  zurückgetreten,  anfangs  etwa  Vs  von 
jenen,  von  beiden  zusammen,  ist  er  jetzt  nur  noch  Vs — V9 
jenen,  Vi?  von  beiden,  frtther  Vb  Ertrags  der  Branntweinsteoer 
ist  er  jetzt  nnr  noch  weniger  als  davon.  Die  Steigerung  des 
Tabakstenerertrags  absolut  anf  das  S-iache,  relativ  (auf  den  Kopf) 
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auf  das  2Vft-faohe,  des  Branntweiosteiierertrags  absolat  anf  das 
4-fac)ie  (wobei  aber  1872  die  sttddeatsebe  Besteaernng  fehlte»  also 
in  Wirklichkeit  geringer),  relativ  auf  mehr  als  das  Doppelte  ist 
finanziell  und  doch  auch  steuerpolitisch  und  sonst  gtlnstig  zo  be- 

urtheilcu,  aber  sie  hatte  bei  richtigerer  GesctzgebuD^'  ohne  Bedenken 
noch  viel  stärker  sein  können  und  die  jetzige  Bcsteoerang  i«>t 
namentlich  immer  noch  schwach,  verglichen  mit  der  ausländischen. 
Der  B ierstencrertrag  hat  sich  bei  stabilem  Steuersatz  in  Fi)lge  der 
grossen  Vernulmiiiii  der  ronsumtion  immerhin  st;irk,  absuUu  auf  ! 
das  3  fache  und  lueiir,  relativ  auf  das  2V'vfaclie  ^M  hoben,  ist  in-  ; 
dessen  auch  so  immer  noch  sehr  niedrig,  nicht  nur  mit  aushludiscbeu  '. 
Staaten,  wie  Grossbritannien,  sondern  auch  mit  den  sUddeotschen 
Staaten  verglichen.  Die  Zuckersteuer  zeigt  neuerdings,  und  seit 
1898/99  noch  weiter,  eine  finanziell  günstige,  je  nach  dem  Stand 
der  Gesetzgebung  frttber  aber  sehr  schwankende  Entwicklung  des 
Ertrags.  Wird  der-  Zncker  als  Consnroobject  betraehtet,  so  wäre 
allerdings  erwttnsebter  als  die  Ertragssteigerung  der  Zuekersteoer 
diejenige  der  Tabak-,  Branntwein-  ond  aaeb  der  Biersteoer. 

In  der  Bewegung  des  Ertrages  der  einzelnen  Sfempel- 
abgaben  kommt  wieder  der  Kiuilnss  der  Gesetzgebung  und  zu- 
gleich des  Ganges  und  Standes  desjenigen  Verkehrs,  welcher  von 
diesen  Steuern  vornenilich  betrogen  wird,  zum  Ausdiurk.  Trotz, 
der  starken  absoluten  und  relativen  .Steigerung  des  Ertrags  der 
sogen.  Börsensteuer  ist  diese  Besteuerung  doch  immer  noch  ein 

Bcmerku  OjEfpri  711  Tab.  100.  Wie  sich  die  liobcrtr&ge  der  inneren  Ver- 
brauclissteuero  bei  der  Zucker-  und  Branutweinstcoer  aus  deu  trer&cbiedeoea  Steuer- 
arten  dabei  aMaiiiin6D8et2«ii,  ist  in  der  frttheren  Daratellnnf  dieser  Stenern,  aocli  mit 

Anirabe  von  Ertragsarten  jeder  Steucrart,  gczt  iut  worden.  Die  Ucbcrf^angsabgaben. 
roii  Sud-  nach  Norddootschland,  sind  bei  der  Branntweinsteuer  bis  1885  incl.,  bei  der 
Bicrstcuer  bis  1898  incl.  bei  der  inneren  Steuer  im  Rohertrag  tiugeschlossen ,  ebenso 
die  kleine  Ueber);ang:äabgab«  bei  Branntwein  aus  Luxemburg.  Aach  über  die  Art 
nnd  Höhe  tier  AiisfuhrrcrgUtu  n<ren  und  Rückvorptldi  neen  bei  Zucker.  Tal  ak. 
Branntwein.  Bier  sind  die  erforderlichen  Datou  in  der  früheren  Darstellung  enthalten. 
In  der  amtiichon  Statistik  werden  diese  Vergtttmiiren  bei  der  Biersteoer  ?on  der 
inner'  n  Steuer  rill(^in.  hr\  (f«-r  nrnniifw(^ins1i''Tirr  rnn  dr>r  Maischbottich-  und  "Matcri;il- 
sieuer  abgezogen,  in  der  lab.  100  iät  der  Abzug  rem  Gesammtertrag  von  Zoll  und 
inneren  Stenern  erfolgt,  der  „licet**  ..netto*'  ist  aleo  der  Bobeitraf  abzttflieli  nur 
dieser  Vergütungen.  Da  Hetricbi-.  Reclinungs-,  Kalenderjahre  bei  den  Zöllen  and 
inneren  Steuern  nicht  Ranz  zusammenfallen,  erp*  hon  ?irh  kleine  RechuungsdiBcrenzen. 
die  aber  für  unsere  Vorgleichnngszwecke  niclii  in  lictraclit  kommen.  — -  Die  4  in 
der  Tab.  100  gesribltcn  Jahre  aus  Anfang:.  Mitte  und  Ende  der  hier  betrachteten 
l'criodc  piith.^lt("'n  natmlirli  wi.-  !)t-i  Tlfraiisht-liuni:  ciii/t»Iner  .lahre  in  «olchcn  Dingen 
immer,  hie  und  da  zufällige  Zahlenabveicbungen  von  Durchi^cbnittsverh&llnisäen. 
in  den  angegebenen  Jabren  indessen  ron  Bedeutung  nnr  etwa  beim  TabalaoU  in  1872, 
der  in  die.scm  Ja1n>'  ( iiu  n  iin>rewöhnlich  hohen  Ertrag  gab,  1871  (d.  h,  Elaiijabr 
1.  Juli  Iä71;7l2)  war  er  nur  12.0^,  187^/74  unr  9.47  MiU.  Mark. 
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Object  von  verfaältnissmisflig  g^eringfttgiger  finansieller  Bedentnng 
geblieben»  zninal  wenn  man  von  der  nur  formell  zn  dieser  Kate* 
gorie  gehörigen  Loosestener  absieht 

Der  Rollertrag:  der  Z9lle  ist  ini  Zollremln  Im  (Manzen  nUH?,  auf  den  Kopf 
der  BerOlkcrung  berechnet,  seit  den  I830(»r  Jahren  bis  zu  den  1860er  eher  gefallen 

als  pcsti  eire  n,  er  war  in  den  ersten  Jahrzehnten  2—2.5  —  Max.  (IFl"^  2:^7  M. 
auf  (Jen  Kopf,  wovon  dauial?  — 1  '1^  von  den  Aus-  und  DurcbfabrzöUen  herrührten, 
si.iitcr  iriog  er  aaf  2  M.  nnd  darunter  bermb  (186.5  1.99.  1869  auf  2.06  M.).  Zu  der 
Abnahme  trugen  die  lilieralen  Tarifr-  forinen  und  die  Enfwicklunfr  der  beimischen 
RubeuzDckerprodaction  bei,  in  Folge  deren  der  Ertrag  d<»  Zackerzoits  immer  geriog- 
fltt^ger  varde.  Der  AaflMsliining  des  Virtbecbafbleboos  nach  dem  fraoxOeiacheii 
Kriege.  1871  ff.,  hob  dann  zwar  den  Z  ^llorfrag  (Max.  3,26  M.  in  1873).  aber  später. 
Ton  1874.  1875  an,  fiel  er  wieder  (Mio.  1877/78  2.66.  1878/79  2.62  M.),  um  erat 
nach  der  Befonn  ron  1879  und  seitdem  fast  stetig  stark  zu  steigen.  Die  Kopfqaoten 
(nach  Finanzjahren)  sind  von  1879  an  bis  1898:  3.21  —  4.08  —  4.38  —  4.62  — 
4.57  —  504  —  5  08  —  5.44  —  5.73  —  6.49  —  7.74  —  7.86  —  8.11  —  7.47  — 
7.13  —  7.49  —  7.04  -  8.75  -  8.75  —  9  24  M. 

Der  Bierstcu  e  r  ertrajr  (mit  Zoll)  i&t  mit  >»>^  IM" miig  auf  den  Kopf  (75  Pfennis: 
auf  1  hl  Rier  gegen  83  in  l^OR  und  «4  in  1872)  trotz  des  s^ark-n  WarhsUiums  dos 
Ertrags  immer  noch  nur  wenig  Uber  Vt  bairischon  ^1885  550  Pfennig.  1898 
602  Pf.,  aof  1  h).  \mw.  265  und  247  Pf.^.  ^/n  des  wQntembergischen  (1885  852. 
1898  427  Pf  ,  auf  1  hl.  243  und  220  Pf  ).  auch  des  badischen  (1885  257,  1898 
435  Pf..  1898  auf  1  hl.  261  Pf.),  weniger  als  des  eläass-lothringischen  <1885  100, 
1898  205  Pf.,  auf  1  ht.  bezw.  222  nnd  227  Pf.).  ist  dies  ein  Uissreriiiltaiss 
zwischen  Nord-  und  Suddeut^chland.  welches  deutlich  zeigt,  weliin  dw  Weg  der  nord- 
dentsdieD  Biersteuerentwicklong  geben  soUte  (o.  S.  690  C). 

§.  813.  Gegenwärtige  Beichs-  nnd  Staatsbestenernng 
(um  1900).  Bei  der  Complication  von  Beicbs-  nnd  Staatefinanzen, 
Beicbs-  nnd  Staatsbestenernng,  welche  die  fOderatiTe  Verfassnng 

des  Deutschen  Reichs  in  deren  Ansgestaltimg:  einmal  mit  sich 
briiiiit,  lässt  sich  die  Betrachtung  und  Beurtheihing  der  lleichs- 
und  .Staatsbestenernng  auch  vom  linanzwissenschaf'tlichen  Stand- 
pnncte  nicht  \vf)hl  von  einander  treuuen.  Lücken  der  ciueu  werden 
immer  mehr  oder  weniger  in  Bestandtheilen  der  anderen  ihre  Er- 
gänzung, Mängel  und  \'orzüge  der  einen  umgekehrt  iu  ^'orzligen 
nnd  Mängeln  der  anderen  ihr  Gegenstück  linden  künneUj  und  that- 
.siächlieh  verhält  es  sich  in  der  während  der  Periode  des  neuen 
Reichs  eingetretenen  Entwicklung  auch  so.  Das  ist  in  diesetn 
ganzen  Bande  vielfach  nachgewiesen  worden.  Auch  die  Höhe  und 
Art  der  Belastung  der  Beichs-  und  Landesbevölkerung  durch  die 
Gesammtheit  der  Reichs-  nnd  Staatsstenem  nnd  durch  deren  ver- 
schiedene SteuergattDDgen  und  Formen  ist  im  Voransgchenden 
wiederholt  gezeigt  nnd  statistisch  reriblgt  worden,  besonders  für 
Frenssen  nnd  Baiem  in  den  diese  Staaten  behandelnden  Abschnitten* 
Wie  sieh  gerade  nm  den  Schlnss  des  19.  Jahrhunderts ,  im  Jahre 
1900  (Finanzjahr  1.  April  1900/1901)  die  Verbältnisse  gestaltet 
haben,  mag  an  dem  wtebtigsten  Beispiel,  an  Prenssen,  hier  noch 

60* 
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einmal,  zagkicb  zor  ErgäDSiiDg  und  Fortfttbivng  der  (oben  S.  49) 
gegebenen  etattstisoben  Daten,  gezeigt  werden*  Damit  soUen  hier 
(§.  214)  noch  einige  Daten  ana  anderen  enropftiaeben  Grossstaaten 
verbunden  werden»  nm  dnrcb  eine  VergleiehtiDg  mit  diesen  das 
Einzelne  und  Cbaraeteristiscbe  bei  nns  noch  scbttifer  hervortreten 
zu  lassen. 

leb  benutze  hier  die  Etatsüaten  fUr  1900,  die,  DurchächnittsvurbiUtQisseu 
entsprechend,  besser  als  die  Abrechnaogsdateo ,  eoch  wenn  diese  hinterher  von  den- 
jonigen  der  Voranschlrig-i-  iinmpr  etwas  abweichen,  für  solche  Verglci  hTin  -on  bonnt/- 
W  sind.   In  den  Uauptetats  für  1900  kommen  neuere  politische  Ereigoisse  (süd- 
afrikaniecher  Krier,  Chlneexpeditionen)  nnch  iliren  finnnzienen  Wiritangen  auf  Aus* 
gaben  and  Einualiineri  noch  nicht  oJcr  nicht  so  stark  als  in  Xachtrapsotats  and  als 
muthmansslich  in  den  Etats  der  betheiiigtcn  Staaten  im  Jabro  1901  zur  (i«  ltuni>:.  aach 
die  neuc:>tcii  Floltenvermehrangen  nicht  so,  und  das  macht  gerade  die  Etats  iur  1900 
zu  unseren  Zwecken  branclibaier.  —  Die  Vertheilung  der  ReicliseinnalifliMi,  bexw. 
Seichästcuorertr&ge  auf  Prenssen  wurde  bisher  meistens  so  vorgenommen,  dass  man 
nach  Maassgabe  der  Bcrülkerungsquote  rund  60      auf  Preossen  rechnete.  Genau 
war  dies  schon  Ton  Anfang  an  nicht,  da  die  preosrische  Berftlkernngsqnole  ecbon  1871 
etwas  hoher  war  (601.31  Promille),  indessen  war  die  Abweichung;  ^rcrinfrfnirisr.  Da 
mittlerweile  aber  die  preuBsische  Bevölkerung  stärker  als  die  Keichsbevölkoruog  und 
namentlich  auch  als  die  der  Mittdstaaten ,  mit  Ansnaliine  Sachsens,  and  ab  die  der 
meislen  Kleinstaaten  —  Ausnahmen  bilden  vomemlich  nur  die  Hansestädte  —  ge- 
wachsen ist.  kann  das  auch  bei  den  statistischo.n  Bercchnnncren  nicht  mehr  panz 
ignurirt  werden.    Nach  don  Ergebnissen  der  Volkszählung  vom  1.  Dec.  1900  betrog 
<Me  Bevftlkerung  Preussens  f.  11. 65  Promille  der  Reichsberölkernng  (34.463.377  ron 
56.345.014,  Vicrtcljahrshefte  der  Reichsstatistik,  1.  Heft  von  1901.  S.  239,  241V 
Mit  Abrnndung  auf  611.7  ist  diese  Quote  den  folgenden  Berechnungen  zu  Grunde 
gelegt.   Es  ergelwn  sich  dann  jetst  nach  dem  Hanpfelat  ?on  1900  fotgende  Terhilt- 
nisse  fur  „Preussen  mit  Keichsquotr",  Zahlen,  welche  allein  mit  denen  der 
anderen  Grossstaaten  verglichen  werden  könueo.    ü.  Tab.  101  auf  S.  777.    Dass  die 
so  berechneten  Zahlen  nicht  durchaus  die  wirkliche  Belastung  der  preussischcu  Bc- 
rOlkerung  zeigen ,  sondern  wahrscheinlich  etwas  zu  klein  dafllr  aind ,  weil  die  Con- 
snmtion  und  die  Geschäfte,  welche  besteuert  worden,  in  Preussen  den  Durchschnitt 
im  Kelche  etwas  Übertreffen  mochten,  ist  früher  mehrfach  henoigeboben  worden 
(«.  S.  55,  Note  1,  auch  S.  179) 

Der  preussisch  dcut.se he  Staatshaushalt  entDimmt,  wie 
die  Tabelle  zeigt,  seine  EinDahmen  in  der  Gegenwait,  am  Schlüsse 
des  19.,  am  Beginn  des  20.  Jahrhunderts  (1900)  za  fast  der 
Häli'te,  mit  474  Promille,  nicht-stenerrecbtlichen  Quellen,  zn 
wenig  Uber  der  Hälfte  der  Bestenerang,  mit  526  PromOle. 
Rechnet  man  selbst  die  ganzen  Yerwaltangseinnahmen  (Kr.  III  der 
Tab.  101)  zn  den  Stenern/  so  bliebe  swiseben  diesen  mid  den 
flbrigen,  d.  fa.  dann  den  wesentlich  priTatwirthschaftliehen  Ein- 
nahmen (nnd  verwandten,  wie  Post  n.  s.  w.)  noch  ein  Verhiltniss 
von  Stenern  (61B  ^  oo)  and  Va  solchen  anderen  Einnahmen 
(387  ^Iqo)  :  ein  Verhältnisse  wie  es  sich  ausserhalb  Dentschlaads  in 
der  Gegenwart  kanm  mehr  findet  (s.  unten  Tab.  102),  dort  als 
„unmodern''  ert^cheint,  bei  nns  allerdings  an  die  äUereu  Finanz- 
verhältnisse des  Territorialstaatä  immer  noch  erinnert  —  aber  gewiss 
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Tab.  101.    Prcussens  ordoiitliche  Staatscinnahineu  nach  Kta 

zuzüglich  des  preuäsischen  Autlieils  ^G1.17  7«)  Kcichse 

ron  1900'). 

1.       2.        3.  4.  5. 


55  5 


I.  Dirccte  Steuern,  roh 

1.  £inkouimoDsteucr  

2.  Vermögens-  (£rgänzuiitr»*)stouer 
o.  Qewtirbosteucr  (liauair-'  .   .  . 

4.  EisenbfthiisteiiAr  

o.  Erbschaftsstetit  r  .... 
ö.  Jiebeneinn.  d.  dir.  Stt?ijcrvorw. 

Samme  I,  roh  

n.  ludirecte  Steucro,  roll 

A.  Verbrauchssteuern 

7.  Zöllö   289.47 

8.  Tababteaer  7.43 

9.  Zuckersteaer  &2A() 

IQ.  Salzstdaar  29.25 

II.  BnnntireiaMeaer  76.03 

12.  Biersteuer  'i2.(>2 

Summe  A   4d7.20 

B.  Verkehrsstouera,  roh 
18.  Heiclisstempel&bgsben     .   .   .  40.67 
14  Staats        .,  ...  — 

15.  Lotterie,  rein  — 

Samme  B.  roh  40.67 

C.  Nebeneinn ahmen  u.  d^I.  dor 
indirecten  Stcuerverwaltung  .  — 

Summe  II,  roh  .527.87 

Summe  I  n.  II  S  t  <■  u  <•  r  n .  i  ö  h  527.87  291.51 
III.  V  er wa 1 1  M 'I  >/.«; ciiiii;ihmeii,  ruh 

16.  Juatizvcrwaiiung  .... 

17.  Alle  anderen  Zvejge  .   .  . 

SniTime  III,  roh  .... 
IV'.  Verkehrswesen 

18.  PMt,  Telegraphie,  rein  .  . 

19.  EiäCDbalincn.  rein     .    .  . 

Summe  TV.  ff  in 

V.  i'n  vaiwir  thöchaj  tl.  ZweiKi^ 

v.  dgl.  rein   11.01  88.70 

Sinnmclir-  ^^  ruh ''i-zw.  ri-in    78. t^  fiOl.14 

VI.  Summe  aller  HinDahmeo  (I— V)  005.91  952.92 
VIL  Kosten  der  Staatschuld  .   .   .   48.17  283.20 

VIII.  Elnnalimc  r  est  von  HI— V,  uadi 

Abzug  der  Schuldkosten     .    .    .    29.87  428.21 
IX.  Summe  von  Steuern  u.Rest  0  Hl)  •'>»57.74  719.72 
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0.37  7H..^0 
11.00  49.9S 
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37.97  — 

17.t>9  448  93 
55.66  448.93 
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1.59.00 
33.00 
2.99 
0.53 
9.00 
2.83 

207.35 


300.70 
7.62 
66.5C. 
29.54 
96.13 
2G.28 

526.89 

41.37 
:  52.00 
9.77 
83.14 

2.00 
611.03 
819.88 

74.17 
60.98 
135.15 

37.97 

400.62 
504.59 

99.71 

739.4.J 
1.558.83 
281.87 

45«.08 
1.277,46 
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1000 
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188  162    603  254 


339  418  1.581  644 


58  65    242  102 


1  1 
393  479 
546  641 

48  — 
39  — 
87  — 


323  — 

64  — 

474  - 

lOUÜ  — 


—  359 

—  1000 


1.778 
2.376 

216 
177 
393 

110 

1.354 
1.464 

290 
2.147 
4.533 

818 

1.329 
3.705 


746 
1000 


>)  Bemerkungen  za  Tab.  101.   Die  Tabelle  iät  ganz  ähnlich  entworfen  wie 

die  früheroll  über  Piraasoji,  so  Tab.  4,  S.  55/56  und  Tab.  G  und  7,  S.  58/59,  Tab.  8, 
S.  61/62.  Die  Abweichungen  erf(eben  "-ich  aus  der  iiiiheren  Ver^leichunir  dieser  mit 
der  jetzigen  Tab.  101.  Für  letztere  kann  juit  aui  die  Bcmcrliungen  zu  jenen  truheren 
TiibelleD  rerwiesen  werden.  Die  Zahlen  sind  aus  dem  preussiachen  und  dem  Reichs- 
(Hanpt-)Etat  für  das  llechnungsjahr  1900'!.  Ajiril  U)00,01)  genommen.  Die  Steuern 
äiod  mit  dem  Uoheitrage  eingesetzt.   Zu  den  im  Kcichsetat  erscheiueuden  üein- 
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nicht  zum  Xachtheil  unserer  deutschen  Finanzen,  denn  was  voiu 
preussischeu  gilt  hier  mehr  oder  weniger  —  allerdings  Dank  deu 

ortrigen  der  Reichabteaern  sind  daher  die  im  preositischeii  Etat  eutkalteueo  Ter- 

f^ütungcu  für  VcrwaltUDgü-  und  Erbcbuogskosten  der  einzelnen  IJcichNst(?uern  Col.  2 
uuter  Kr.  U,  7—13)  hinzugesckiagou  wotdcu«  um  far  Prcu^äcu  (freüicb  uur 
AnDiherttoirsireise)  den  Rohertrag  dieser  Stenern  zn  erhalten.  Knrdie  Lotterie 
i»t  blobs  mit  dem  Kein  ertrage  (und  zwar  uicbt  völlig  correct,  unter  Abzug  auch  der 
Verwaltungbkostcn,  nicht  nur  der  (Jewinne)  eingei>otzt  worden,  wnil  die  Gewinne  keiiic 
..Belastung'*  bilden.    Die  Nc bcu ci nnah m en  u.  dgl.  im  (jcbieio  der  direcicn 
(Nr.  I,  6)  und  der  indiroctca  Steuern  (Nr.  II,  C)  enthalten  auH  dio.son  beiden  Ver> 
waltungüge bieten  Strafgelder.  UobUbreu  und  rerscbiedenet»  Sonstig:«?,  nicht  bloss  Steuer« 
artiges,  dessen  Ausscheidung  bior  aber  nicht  erfolgt  ist  und  bei  der  Kleiuheit  der 
Botrige  ancb  far  das  ErgebnisB  nnwiehtig  wftre. Die  Vervnltangaeiniialiinea 
enthalten  bei  d-r  Jusiizrcrwaltnng'  (Nr.  III.  15)  vornemlich   die  sogen.  Gerichts- 
küstcu  (iu  Preuaseu  im  £tat  von  190Ü  65.93  Müi.  Mark),  gebühren-,  hie  und  da 
auch  stenerartige  Einnahmen,  besonden  aus  Geschifteu  der  sogen,  freiirilligeu  oder 
nicht-streitigen  Gerichtsbarkeit,  die  zum  Theil  mit  zu  den  Verkehrssteuern  (Stempeln) 
gerechnet  werden  könnten,  wie  es  in  den  früheren  Tab.  4  ff.  a.a.O.  iroschchen  i>t. 
Indessen  ist  diese  Auffassung  nicht  unanfechtbar  und  hier  in  Tab.  lOl  d&vuu  ali- 
gesehen  worden.    Man  kann  jedoch  diesen  Theil  der  JustizverwaltungseiJUUthiDea 
leicht  mit  zu  den  Stempeln  reclioeu,  um  dann  auch  der  erwähnten  Auffassung  geiniis»s 
vorzugehen.   Die  anderen  Verwaltungseinnahmen  in  deu  Zweigen  der  Keichsvur- 
waltnng  (oben  S.  764)  nnd  bei  den  einzelnen  preussischen  Ministerien  sind  ans  den 
einzelnen  Etats  unter  Nr.  III,  17  summirt.    Sl-  sind  grossenthoils  gebuhreaartif or 
Natur,  aber  mauchfach  mit  privatwirthschaftUchcu  verbunden.  Auch  diese  Verwültung«»- 
einnahmen  sind  hier  (Nr.  III)  und  können  ttberhndpt  finnnzstntistisch  nach  Lage  der 
Dinge,  der  Etatsaufstellung,  nur  roh  eingesetzt  werden.    Als  Belastungen  der 
Bevölkerung  erscheinen  sie  zwar  auch,  namentlich  soweit  sie  Stenern  enthalten  (Justiz) 
und  als  Gebühren.    Aber  iu  letzterer  Hinsicht  stellen  sie  doch  Überwiegend  specielle 
Entgelte  für  spccielle  Leistungen  dar  und  gleichen  bierin  den  Verkohrseinoahmen  und 
den  eigentlich  privatwirtbschaftlii  hcn.    Die  in  der  Tab.  101  eri\.>lgte  Summiruug- 
von  ihnen  (Nr.  III)  mit  IV  und  V  und  die  weitere  gleiche  Behandlung  wie  Nr.  IV 
nnd  y  in  der  Tabelle  (Abzog  der  Schnldkosten  von  dar  Snnme  von  III— V)  ist 
daher  auch  zul&ssig.  —  Die  Einnahmen  aus  dem  Verkehrswesen  (Nr.  IV)  und  die 
privatwirthscbaftllcben  (Nr.  V)  werden  nur  wieder,  wie  iu  den  früheren  Tabellen, 
„rein**  eingesetzt,  d.h.  mit  den  Oeberschttssen ,  bei  der  Postn. s.  ir.  (Nr.I\r,  18> 
nach  Abzug  bloss  der  ordentlichen  Ausgaben  vom  Reinertrag,  ebenso  bei  den  Reichs- 
bahnen (Nr.  IV,  DJ,  Cül.  I),  bei  den  preussischcn  Eisenbahnen  sind  aber,  der  gegen- 
wärtigen Behandlung  der  Dinge  gemäss,  auch  die  einmaligen  und  ausserordentlichcu 
Ausgaben  abgezogen  worden.  Zu  den  privntwir thsc haf tlic h en  Zweigen  gehörea 
unter  d.-n  RiMi'h? 'innalinh n  hier  Hankwesen  yo.  S.  740  ff.).  Reichsdruckeroi.  Zinsen 
des  Reichsinvaiidentundd,  unter  den  preussiscbeu  die  Ueberschilsso  der  Verwaltuag 
der  Dominen  nnd  Forsten  (incL.  nicht  excl.  Kronrente),  des  Bergwoiks-  o.  s.  w.  Wesens, 
der  Seehandluug,  Miiuze.  i!<'s  ehemaligen  Staatsschatzes,  Zinsen  aus  Activkapitalien. 
Beute  der  Reicbsbank  an  i'reusseu  für  eine  preussische  Staatsanleihe  aus  IS^,  d.  h. 
in  Betrat  der  3  letzteren  Posten  Einnahmen,  die  im  prenssischen  Etat  anter  denen 
der  allgemeinen  Finanzverwaltung  stehen.  —  Würde  man  noch  weiter  iu  Einzelheiten 
eingehen,  so  wäre  aus  dem  preussiscbeu  Etat  wohl  noch  diese  oder  jene  weitere  kleine 
Einnahme  einzufügen,  anderseits  vielleicht  diese  oder  jene  aus  dem  Reichs-  und 
prenssischen  Eut  wegzulassen  oder  niedriger  einzusetzen.    Das  6ssammteigebniss 
würde  dadurch  aber  nur  ganz  unwesentlich  modiiicirt    Es  kommt  das  umsoweni^rer 
in  Betracht,  da  die  Zahlen  sich  ja  doch  jährlich  ändern  und  es  sich  hier  für  uns  nur 
Um  Vergleiche  von  HMipUDOmeuten  liandelt.   Schon  im  Etat  von  1901  ist  z.  B  die 
preasbi?*  h<'  Einkommensteuer  um  15  Mill,  Mark  höher  als  in  dem  von  1900.  mit  174 
»tau  mit  Ibd  eingesetzt  (die  sog.  Ist-Einnahme  war  1097,  98.  99:  134^9  —  146.33  — 
151.09  Mill.  Mark).  Die  wiiltlichen  Einnahmen  der  Reiehsbank  waren  1900  viel  hoher 
ahi  nach  dem  Etat,  s.  o.  S.  757.  758. 
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prenssischen  EisenbabnUberschUssen  regelmässig:  weniger  —  rOD 
den  übrigen  Einzelstaatshausbalteu.  In  Folge  dieser  Verbältnisse 
brauchen  wir  die  Bestenerung  l)ei  uns  nicht  ötark  als  in  den 
fremden  Staaten  anzuspannen,  können  gleichwohl  die  erforderlichen 
steigenden  Staats-  und  Rcichsnusgaben  verbältnissmiissig  leicht  be- 
werkstelligen, weil  wir  eben  in  unseren  privatwirthschaftlichen  und 
verwandten  Einnabmezweigeu  in  eriiebiicheni  Maubhe  den  Staat 
d  i  r  e  c  t  am  1 5  e  z  u  g  der  nationalen  Ct  r  u  n  d  -  und  Kapital- 
rente und  dem  ünterne  linier  gewinn  betheiligt  sehen. 
Eine  Gesammtbelastung  aus  Staats-  (und  Reich8-)8teuern  mit  noch 
nicht  ganz  24  M.  auf  den  Kopi'  der  preassischen  Bevölkerung  ist, 
verglichen  mit  den  Steuerbelastnngen  des  Auslands  (Tab.  102)  und 
gemessen  an  unserem  Wohlstand,  an  sich  und  wieder  im  Vergleich 
mit  dem  Wohlstand  der  fremden  Länder,  keine  hohe.  Wenn  ein- 
zelne andere  dentsche  Staaten  in  dieser  Hinsieht  etwas  weniger 
gttnstig  als  Prenssen  stehen,  wie  namenttich  auch  Baiern  (S.  182), 
80  erklttrt  sieh  das  vornemlieh  ans  der  gflnstigeren  Finanzlage  des 
prenssischen  Staatshahnwesens,  tthrigens,  besonders  den  kleineren 
Mittelstaaten  nnd  vollends  den  Kleinstaaten  gegenüber,  auch  etwas 
mit  aas  den  allgemeinen  Vortheiien  des  Grossstaats,  wirthsehalUich 
aufgefasst  Dach  Analogie  des  Grossbetriebs. 

Die  günstige  prenssisch-deutscbc  Finanzlage  -  und  wiederum 
ähnlich,  wenn  auch  nicht  in  ganz  gleichem  Maassc,  die  der  anderen 
deutselitii  Staaten  —  ergiebt  sich  noch  schärfer,  wenn  man,  wie 
in  Tab.  101  geschehen,  aucii  die  Staatsschulden  mit  herllck- 
siehtigt,  deren  Kosten,  d.  h.  insbesondere  Verzinsung  und  Ver- 
waltungskosten, wie  es  im  Grunde  ja  der  Fall  ist,  durch  die  privat- 
wirthschaftlichen und  verwandten  Einnahmen  (Nr.  III — Vder  Tabelle) 
gedeckt  annimmt  nnd  dann  berechnet,  welche  üeberschUsse  von 
diesen  Einnahmen  selbst  nach  Abzag  der  ganzen  Jahreskosten  der 
Sebald  noch  für  andere  Staatszwecke  übrig  bleiben  und  die  Er- 
gänzung der  Bestenertmg  liefern.  Von  der  SchuldentilgaDg  ist  hier 
im  Allgemeinen  abgesehen,  da  diese  finanzwirthschaftlieh  anders 
als  die  übrigen  ordentlichen  Ausgaben  ftlr  die  Schnld  aufzufassen 
ist  Da  in  Deutschland,  zumal  jetzt  in  Prenssen,  die  Staatsschuld 
reell  ganz  oder  fast  ganz  aus  Eisenbahnsehnlden  herrührt,  ist  diese 
Berechnnngsweise  auch  der  wirklichen  Sachlage  ganz  entsprechend. 
Und  da  in  Prenssen  —  aber  wiederum  auch  in  den  anderen 
deutschen  Staaten  mit  Staatsbahoen  —  die  Schnldkosten  regel- 
mässig erheblieb  hinter  den  Keinerträgen  der  Bahnen  allein  (in 
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Preii^scn),  hinter  diesen  und  den  dazu  gerechneten  Ueberecbtlssen 
der  aiiiltrüii  Ikuicböverwaltinii^eu  (Domänen,  Forsten j  Bergwerke, 
Banken  u.  s.  w.)  und  den  Kiiiiialmieu  der  allgemeinen  Staats- 
waltungszweige  stehen  (in  Prenssen  vollcnd«,  in  den  anderen 
Staaten  gleichfalls),  so  crgiebt  sich,  liaas  bei  uns  gegenwärtig 
—  nehenhei  bemerkt:  trotz  der  hier  eingerechneten, 
grösstentheils  nicht  rentabel  angelegten  Keichsschuld  —  kein 
Pfennig  Steuer  für  die  Reichs-  und  Staatsschuld  ver- 
wendet werden  muss,  wohl  aber^  nach  Bezahlung  der  Sebald- 
kosten  aus  diesen  nicht-steuerrecbtlichen  Einnahmen,  Doch 
grosse  Beträge  der  letzteren  zu  anderen  Staatszwecken  und  zur 
Ergänzung  der  Steuern  tbatsächlich  auch  in  Wirklichkeit 
verfügbar  sind:  wie  Tab.  101  zeigt  (Nr.  VIII)  in  Prenssen 
458  Millionen  Mark,  über  13  M.  auf  den  Kopf  der  BeTmkeran;! 
Oder:  auch  nach  dieser  Berechnnng  liefern  die  nicht*steiierrecht- 
liehen  Einnahmen ,  den  prenssischen  Staatshanshalt  als  sehnld- 
lastenfrei  betraehtet,  nach  Deckung  der  Scbsldkosten  ans  diesen 
Einnahmen  noch  Aber  ein  Drittel  (359  Promille)  znr  Staats- 
bedarfsdeckung, die  Stenern  noch  nicht  zwei  Drittel 
(641  Promille),  Quoten,  die  sich  wiederum  nur  wenig  rerschieben, 
d.  h.  etwas  erhoben  ftlr  die  Stenerquote,  etwas  ermässigen  fBr  die 
Quote  der  anderen  Einnahmen,  wenn  man  die  Staatsverwaltungs- 
eiunahnien,  statt  zu  diesen  „anderen'',  zu  den  steuern  schlügt. 
Auch  liier  zeigt  sieh  die  ungemein  viel  günstigere  Finanzlage  in 
Deutschland  noch  deutlicher,  wenn  man  die  Verhältnisse  mit  dea 
ausländischen  vergleicht,  wozu  Tab.  102  unten  die  Daten  giebt. 

Die  Kelationen  (Quoten)  der  grossen  Steuergattungen  zu 
einander  sind  nach  Tab.  101  (Col.  7)  gegenwärtig  der  Art,  daits 
rund  ein  VMertel  (254  Promille)  auf  die  direeten,  einschliess- 
lich Erbschaftssteuer,  rund  drei  Viertel  (746  Promille)  auf  die 
indirecten  im  weiteren  Sinne  (Nr.  II),  und  von  diesen  in- 
direeten  rund  fast  zwei  Drittel  des Gresammtstenerertrags  auf 
die  Verbrauchssteuern  (Zivile  und  innere,  644  Promille),  rund 
ein  Zehntel  (102 Promille)  auf  die  Verkehrssteuern  (Stempel- 
abgaben nebst  Lotterie)  fallen.  Dies  ist  keine  relativ  geringe  Ent- 
wicklung der  direeten,  keine  flbermttssige  der  Verbrauchssteuern  — 
trotz  der  Begründung  der  Beiobseinnabmen  grOsstentheils  auf 
letztere  — ,  aber  immer  noch  eine  mässige  Entwicklung  der  Ver- 
kehrssteuern, die  leidige  Lotterie  selbst  dabei  eingerechnet.  Es  ist 
im  Ganzen,  au  sich  und  wiederum  im  Vergleich  mit  ausländischen 
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Staaten  betrachtet  (Tab.  102),  eine  günstige  Entwicklung,  auch 
biDgesehen  auf  die  Beschaffenheit  unserer  directen  und 
VerbrancbssteuerD,  auch  in  fi o ei a  1  politiseher  üiusicbt  trotz 
der  GetreideKöUe.  Denn  unsere  dentscben,  zumal  die  preussischen 
directen  Steuern  sind  überwiegend  gut  eingerichtete  Personalsteuern, 
bessere  als  irgendwo  sonst,  auch  mässiger  Höbe,  und  unsere  Ver- 
braacbssteoern  im  Ganzen  richtig  aasgewäblte,  passend  Teranlagte, 
wiedemm  fast  durchweg  mftssiger  Höhe,  abermals  günstiger  als 
fast  überall  sonst 

Auch  die  Belastnng  anf  den  Kopf  der  Bevölkerung  mit 
6M.  directer(608  Pfennig),  löVs  indlrecter  Verbranehs-  (1531  Pf. )i 
knapp  2Va  M.  Verkehrsstenern  (242  Pf.)  ist  keinesweg^s  hoch,  — 
trotz  der  starken  Vemehrnng  der  Stenern  seit  der  Reichsperiode 
(Tab.  8,  S.  62).  —  Rechnet  man  die  ganzen  V^erwaltungseinnahmen 
oder  von  diesen  diejenigen  der  Jnstizverwaltung  (Gcriclitskosten), 
statt  zu  den  uicht-.^icucrreehtlichen,  zu  den  steuerrechtliehen  und 
dann  zu  den  btenipelabgabeu  oder  Verkehrssteuern,  so  er- 
fahren die  angegebeueii  Zahlen  der  Kelalionen  kleine  Veränderungen, 
aber  das  Gesammtbild  wird  dadurch  wenig  berührt.  Man  kann 
SD  in  der  That  die  erreifhte  (lestaitung  des  preussisch- 
deutschen  E  i  n  n  a  h  ni  e  w  e  s  e  n  s  und  s  p  c  c  i  e  11  8 1  e  u  e  r  w  e 8  ens 
als  eine  im  Wesentlichen  günstige  bezeichnen. 

§.  214.  Vergleicbung  mit  dem  Auslände.  8o  ist  die 
Lage  schon  an  sich  betrachtet,  ▼oUends  erseheint  sie  so  in  Ver- 
gleichnng  mit  den  Verhftltnissen  des  Auslands.  Der  Mangel  erheb- 
licher priTatwirtbschaftlicfaer  Einkünfte  des  Staats,  das  Vorhanden- 
sein  grosser  Sehnldlasten  aus  Schulden,  die  theils  sogut  wie  aus- 
schliesslich, theils  überwiegend  aus  politischen  Ursachen,  Kriegen 
n.  8.  w.,  chronischen  Deficiten  herrühren  und  denen  nicht,  wie  bei 
nns,  rentable  Actiwermügensobjecte  gegenüberstehen  oder  wo  die 
Erträge  der  letzteren  wenigstens  nicht  von  wesentlicher  finanzieller 
Bedeutung  sind,  liat  liier  tast  überall  eiue  absolut  und 
relativ  viei  höhere  Besteuerung  uoth wendig  gemacht. 
Diese  mnss  in  den  Staatshaushalten  des  Auslands  eine  viei 
griissere  Quote  der  ordentlichen  Einnahmen  beschaffen  als  bei 
uns,  die  S t a a  t s s  c h  u  1  d  liegt  g  r o  s s en t h e i  1  s  auf  d er  8ten er. 
Um  die  j  U  h  r  !  i  c  h  c  d  S  i  h  u  1  d  k  o  s  t  e  n  zu  decken,  auch  bloss  die- 
jenigen der  Verzinsung  nuii  Verwaltung,  von  denen  der  Tilgung  ganz 
abgesehen,  muss  eine  starke  Quote  der  steuern  dafür  ver- 
wendet werden.  Erst  der  Rest  dieser  Steuern  ist  verfügbar 
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för  die  anderen  Staatsansgaben ,  rier  Wehrkraft  uod  der  Civilver- 
waitUDg,  während  bei  uns  zu  den  Ausgaben  dafür  auch  nach 
Deckung  aller  Schuldziuseu  u.  s.  w.  noch  erhebliche  Beiträge  aus 
privatwirthschafUicben  and  verwandten  Einnahmeo  disponibel  sind 
oud  die  Besteuernng  bo  selbst  fUr  diese  Ausgaben  nur  die,  wenn 
auch  starke,  Ergänzung  der  tlbrigen  ordeatlieheo  DeckaBgstnittel 
zu  liefern  bat  Die  Ut>be  der  Gesamnitbesteaerang  muss  aus  diesen 
Grttnden  im  Aaslande  meist  eine  viel  bedeutendere  als  bei  ans  sein, 
Tielfacb  naeh  ihrem  absoluten  Betrage  ond  als  Kopfbeiastnng  der 
Bevölkerung  betraebtet,  aber,  aoeh  wo  sie  einmal  an  diesen 
beiden  Momenten  bemessen  kleiner  ist,  wie  z.  B.  in  Rassland, 
jedenfalls  nach  Haa^sgabe  des  darchscbnittlicben  Volkswohlstands. 
Diese  hohe  Steuerlast  nötbfgt  dann  wieder  im  Auslände  mit  znr 
Wahl  bedenklicherer  Steuerarten,  zur  Festsetzung::  liöherer  Steuer- 
sätze bei  duecten  und  den  beiden  Arten  der  iudiiccten  Steuern, 
den  Zöllen  und  inneren  Verbrauchssteuern,  zum  Theil  zur  grösseren 
(""omplicatiüH  des  Steuersystems  (Fraiikieich !),  erschwert  passende 
Hteuerreformen  und  zwingt  zur  Festbaltung  von  bedeuklicheu  alten 
Steuern  und  Steucrarten  und  -Formen,  nur  weil  diese  den  hoben 
«Steuerbedarf  eher  mit  decken,  ungeachtet  aller  (irlinde,  welche  ! 
etwa  für  Aendernngen  des  überkommenen  Steuersystems  sprechen 
(Oesterreich,  Italien,  Frankreich,  auch  einigermaassen  Kassland 
und  selbst  Grossbritannien).  Dies  Alles  erklärt  —  neben  anderen 
mitwirkenden  Umständen,  stärkeren  Widerständen  als  bei  ans  in 
der  BevOlkernng,  in  der  Offentlioben  Meinung,  in  den  leitenden 
Kreisen,  bei  den  besitzenden  und  höheren  Classen,  veralteten  Steuer* 
politiscben  Anschauungen  in  den  entscheidenden  Instanzen,  Mängelo 
in  der  Steuerverwaltung ,  welche  am  Bestehenden  zu  sehr  hängt,  ; 
für  Reformen  weniger  geneigt  und  befähigt  ist,  als  wenigstens  ^ 
neuerdings  bei  ans  —  dass  das  Ausland  in  seiner  Steuer- 
Gesetzgebung,  vollends  in  d  e  r  j  e  n  i  g  e  n  tl  b  e  r  die 
directen  Steuern,  steuerpolitisch  wie  steuertechnisch 
neuerdings  hinter  Deutschland  im  Ganzen  mehr  oder 
wenijrer  zurückgeblieben  ist,  während  es  uns  frUher  viel- 
fach üijcric^en  war.  Die  einzige  Ausnahme  hiervon  bildet  die 
Erbschaftssteuer,  welche  in  Deutschland  noch  einer  bosseren,  me 
ergiebiger  machenden,  steuerpolitisch  richtigen  Ausbildung  harrt. 
Es  ist  in  allem  Uebrigen  sonst  ein  fttr  uns  Deutsche  ertreulicbei 
Bild,  dass  hier  die  Vergleichung  unserer  mit  der  aasländischea 
Besteuerung  am  Ende  des  19.  Jahrhunderts  zeigt,  ein  ganz  andere 
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Bild,  als  noch  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderte  und  etwa 
im  18.  Jahrhonderti  in  der  Periode  des  enropäiscben  ,,aiicien 

rdginie^*. 

Vollständig  ?rärde  erst  darch  das  Mitbereinzieben  der  Com- 
mnnalbestenernng  die  Vergleichnng  werden.  Es  mag  genügen , 
zu  bemerken,  dass  wir  aneh  in  dieser  wohl  gegenwärtig  eine  bessere 
Gesetzgebung  als  meistens  im  A&slande  erreicht  haben»  namentlich 
seit  den  jflngsten  Reformen  in  Prenssen  und  im  Anschluss  daran 
in  anderen  dentsehen  Staaten.  Die  schwere  Belastung  mit  Com- 
mnnalstenem  konnte  darch  solche  Reformen  zwar  nnr  in  geringem 
Maasae  erleichtert  werden,  aber  sie  ist  besser  vertheilt  worden,  und 
darin  liegt  doch  auch  eine  Erleichterung,  Das  vielleicht  etwas  zu 
starke  Vorwalten  der  directen  iStenern  in  unserer  Couitnunal- 
besteuerung,  wenigstens  in  Prenssen,  hat  doch  im  Vergleich  mit 
dem  Ueberwuchern  der  indirecten  Communalsteuern,  wie  in  Frank- 
reich im  »Htroi,  sein  Gutes.  Uud  zwischen  den  directen  Real-  und 
Personaisteuern  besteht  bei  uns  Jetzt  wohl  ein  richtigeres  Verhält- 
niss  in  den  Commanen  und  Verbänden  als  meist  im  Auslände. 
Dass  auch  dieses  überall  hohe  Commnnalsteuer- Belastungen  hat, 
meist  wieder  hdhere  als  bei  uns  (Grossbritannien,  Frankreich, 
Oesterreich,  Italien),  sei  nur  gegenttber  den  bei  uns  tlbliohen  Klagen 
hier  noch  besonders  bervorgehoben.  Die  Darlegungen  im  3.  Bande 
der  Finanzwissenschaft  Uber  Grossbritannien  und  Frankreich  haben 
dafttr  sahlreiebe  Belege  gegeben. 

"Wir  mttssen  uns  indessen  hier  auf  die  Vergleichung  der 
Staatsbestenerung  beschränken.  Das,  was  darttber  vorhin 
bemerkt  wurde,  in  Betreff  des  Verhältnisses  der  Steuern  zu  den 
anderen  ordentlichen  Staatseinnahmen,  der  Scbuldbelastungen,  der 
Relationen,  der  Steuergattungen  zu  tmander,  der  Kopf bclastungeu 
der  Bevölkerung  mit  Steuern  findet  in  folgender  Tab.  102  volle 
Bestätigung. 

Die  Verhalt  II  isse  der  verschiedenen  Staatshaushalte  bieten  zu  yielc  Verschieden- 
beiteo,  um  in  jeder  Umsicht  homogene  Daten  gcvionea  zu  lassen.  Nameoüich  die 
Venraltungs-  nnd  die  prirstwiith8<£aftlic1ieD  EinnsliiDeii  werden  in  den  einselnen 
Etats  nicht  gleichmässig  behandelt.  Besser  vergleichbar  sind  immer  noch  die  Be- 
^teafmnsrsdaten,  aber  vollständig  auch  si.^  nicht  bei  der  Verschiedenheit  der  Ein- 
richtungen, auch  der  Grundsätze  der  Ktatsaufstelluiij^  und  des  Kcchnungswesens. 
Daher  stellen  auch  die  Daten  dieser  Tab.  102  doch  nur  Nähorungswerthe  dar, 
die  bei  den  Steuern  aber  rorrecter  als  bei  den  anderen  Einnahmen  sind.  Für  die 
Ziredtet  die  wir  hier  verfolgen,  reicht  die  Goirectheit  der  Daten,  auch  der  nicht- 
stenerreehäichen  Einnahmen,  indessen  ans,  um  die  Daten  frenUgend  vergleichbar  er- 
srhcinen  7,u  lassen,  KOWühl  unter  sich  als  mit  den  preii>-is<  h-dinUsehen  der  Tab.  !01. 
Die  Daten  für  Grossbntannien  und  Frankreich  sind  in  der  Tab.  1U2  etwas  genauer 
als  für  Italien  und  üeattirreich  festgestellt  worden,  nach  Lage  der  MateiiaUsn,  daher 
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Tab.  102.    Ordentliche  Stantäcia  iiahmeu  fremder  btaatcu 

Grossbritannien  Frankreich 

Summ<<  Promille    Auf  Samme  Promille  Auf 

abswlut  aller  1  Kopf  absolut  aller    1  Kopf 

MIU.M  EiDit.  Pfennitr  MUI.M.  £inn.  Pfennig 

I.  Direc;  •  Sietiorn,  roh 

1.  Persooalbteucrn  .    .    .    ;ü>4.U  _  -  —  —  — 

2.  Ertragsstenern    .   .   .    49.7  —  —  476  6  —  — 
8.  Erbschaftssteuer.   .  -   288.7  —  -  172.0  — 

äuuuie  I    .   .   .    .   718.B  327  1770  64Ö.8  2ö<>  1672 

II.  Indireote  Steoem,  roh 

A.  Verbreachtttenen 

4  Zr.lle                             471.8  —  —  360.6  —  — 

.5.  Innere  Steuern   .   .    .   664.d  —       j  148  2  — [ 

6  Monopole   -  •         --  286.1  — 

Summe  A   .    ,   .    .  llo().7      528       2&50       132^.3      .■i24  3426 

B.  Verkehnsteuem,  roh 

7.  Registerabgmben  u.  dgl.  —  —  —  259.6  —  — 

b.  Stempel   172.0  —  —  158.6  —  — 

U.  Lotterie   —  —  —  —  —  — 

SnmiDe  B    .   .   .    .  172.0  78  424  413.2  168  106.*> 

Summe  II    ...    .  1.828.7  606  8276  1742r.  6^7  4491 

Summe  I  u.  II  Steuern  2047.0  038  5046  2891.0  943  GIGH 

III.  Verwaltangseliio.,roh  46.1  21  131  46.0  18  119 

IV.  Verkelirsw eien ,  rein 

1.  Post,  TelegrapUen  .   .     73.0        —        —  63.1       —  — 

2.  Eiaflobehneii  ....      —        —  12.1       —  — 

Sninin   IV  .   .    .    .     73  6  34        181         65.2       26  16?* 
V,  Pri?atwirthacb»ft- 

lichc  Zweige,  rein    .     26  1  12          65         82.4        18  84 
Summe  III  — V,  rob 

he/w.  rein        .    .    146.1  67         877         14:i.r,        .-,7  871 

VI.  Sniümciillci  Euiu.  l    Vj  2198.1  1000       0428       2-".o4.9     lOOO  6534 

VlI.  Kostcndcr$Uatsi,cliuld  469.2  ^  1156  819.1  —  2111 
V III.  Ein n:ili ine  r c s t  roti  II I   ■  V 

BÄchAbzugd.Scbuldküstcu    323.1  —      — 779     —675.Ö       —    — 1740 
IX.  Stimme  ron  Stenern  nnd 
Rest  (VIII)  bezw.  nach 

Abzug  von  VIII).    .    .1726.9  —        4267       1715.8       —  442^ 

mit  d.-'n  preussisch-deutscben  'IiT  Tab  101  strenger  vcrgleichb.nr  als  diejenigen  der 
beiden  anderen  Staateo.  Für  Ru^säland  habe  ich  mich  mit  einer  Zu!>ammeui>telluag 
einifer  Hanptdeten,  die  noch  mehr  nnr  Kftberatigsirerthe  darstellen,  begnQ^  Es 
winde  zu  viel  Raum  beanspruchen,  um  bei  jedem  Staate  genau  anzugeben,  wie  die 
betreffenden  Daten,  besonders  in  den  Rubriken  III,  IV  und  V  der  Tab.  102  gewooiicii 
und  die  einzelnen  Rubriken  gebildet  worden  sind.  Das  Wichtigste  darüber  ist  in  der 
Note  za  Tab.  102  angegeben  worden.  Die  Tabelle  beschränkt  sich  auf  die  Haapt- 
guttungen  der  Stenern  und  sonstigen  Einnahmen.  Bei  weiteren  Speciaiiairangen 
ergeben  üich  tar  Vergicicbuugen  noch  grössere  Schwierigkeiten. 


M  Bemerkungen  zu  Tab.  102.  Die  Tabelle  ist  möglichst  ebenso  wie  die 
Tab.  101  über  Prenssen-Deutschland  construirt  worden.  S.  znr  Frfr.'inziintr  nber  (iross- 
britannien  und  Frankreich  die  mancherlei  statistischen  Daten  und  Tabcileu  iu  B.  III 
der  Finanzwissenscbaft  und  dem  ErgAnzungshcft  dazu,  ebenso  dort  das  Nähere  Uber 
die  in  Tab.  102  angeführten  Steuern  u.  s.  w„  Ül-  (b-rt  alb-  genauer  bis  7.um  Stande 
vun  1890)  behandelt  worden  sind.  Da  in  den  Staaten  der  Tab.  102,  ganz  abweichend 
"  |{>  den  deutsehen  Staaten«  bezw.  PreaMeo«  die  Jahreidast  der  StMtncIrald  hoch  und 
'^'»«'^ht-ateoenechtlichen  Eiftnahmen  niedrig  find«  ergiebt  sich  kdn  Uebendiiua  der 
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offl  1900  (in  Mark,  Millionen)'). 

Italien  Oesterreich  (West) 

Suiunie    Promille     Auf  Summe     Proiaille  Auf 

absolut      aller     1  Kopf  i1j -  liit       aller  1  Kopf 

MilLM.   £iaD.   Pfernüg  MiU.M.     Einii.  Pfennig 

229.2      —        —  89.8       —  — 

192.0      —        —  189.8        —  — 

29.6       —         —  c.  21.         —  — 

450.8      886       1409  250.1       258  961 


lOO.D 

89.6 

— 

— 

179.1 

454.8 

888 

1420 

55.2 

— 

— 

■  (  "i 
.>-4.o 

22.5 

182.0 

414 

586.3 

501 

1834 

1037.1 

887 

8248 

4S.2 

86 

182 

11.1 

69.3 

80.4 

69 

^1 

9.8 

8 

31 

132.4 

113 

414 

1169.5 

1000 

8657 

471^ 

1478 

-  338.9 

—1059 

698.2 

2184 

07  A 
Vi 

2.54.0 

— 

— 

138.6 

490.0 

497 

1884 

59.3 

47.6 

10.2 

117  1 

119 

450 

607.1 

616 

2334 

857.1 

869 

8295 

37.1 

87 

148 

8.1 

79.1 

87.2 

88 

3S5 

5.9 

6 

23 

130.2 

131 

501 

987.8 

1000 

8796 

264.2 

1016 

(Russland) 
(Xriherungswertli 
Summe  Auf 
absolut    Promille  1  Kopf 
MiU.M.  Pfennig 


j  260 

260 

91 

200 

471 

— 

— 

1264  (?) 

DU* 

ItItM) 

158 

1.58 
1893  (?) 
2158 
Bei  V 

55 
659 
750 

126 
1461 
1661 

78  i?) 
106  (?) 
184  (?) 

64 

141 

586  (?) 

186 

412 

720  (?) 
2873  C?) 
598 

250 
1000 

553 
2214 
456 

■  V.'A.O        —     —515     +127  —      -f  97 

723.0       —       2780       2280  i?)       —  1758 


letzteren  tiber  die  Koston  der  Schuld,  sondern  umgekehrt  ein  bedeutender  Ueberscbuss 
der  Scholdkoetcn  Uber  diese  Einnahmen,  der  daher  mit  Steuern  zu  decken  ist.  Dem- 
nach in  Bobrik  VII[  keine  positive,  sondern  eine  ncgatiTo  Grösse  (mit  dem  Minns- 
zoif  ben  —  angedeutet).  Die  Kosten  der  Staatsschuld  sind  auch  hier  ohne  Tilfl^nug;, 
also  nur  für  Vcrziusung  und  Verwaltung,  augesetzt,  soweit  e&  ging.  Bei  Annuitäten 
(England)  lässt  sich  aber  to  nicht  immer  nach  den  Etstadaten  trennen.  Die  Ziffer 
enthält  daher  Tili^uncsbeträge  dann  mit,  eTscheint  insofern  etwas  zu  hoch,  was  beim 
Vergleich  zu  berUcksicbtigen  ist.  Die  Einnahmen  sind  bei  den  Steaern  und  Ver- 
waltoogseimialunen  (hier  soweit  als  möglich)  wieder  roh,  mr  bei  den  Monopolen  ans 
bekannten  Gründen  möglichst  rein,  ebenso  bei  don  Verfcebiv-  und  fnirntvirUiflebaft- 
lichen  Zweigten  m5e:lii'hst  rein  anjresetzt. 

Gross  bri  tan n  i en,  incl.  Irland.  S.  tiber  die  Steuerverfassuug  und  die  eiu- 
^Inen  Steven  Fin.wiss.  B.  III.  S.  2::'>8— :U')  i  n  !  Kr<^änzungshcft  dazu  S.  8-'89.  Die 
Daten  nach  dem  Kechnuntr  sabschluss  für  1.  April  1>*09'1900.  entmunrn  ii  l.  n 
tinance  accounts  (Lond.  1900).  Die  Zahlen  sind  die  auf  das  Jahr  als  bcbuldigkeit 
fällenden,  oIibo  Einrechnnng  der  Reite  ron  Voijahm,  bei  Zöllen,  Aeefae  (innerer 
VetbcMchMtener)  nnd  Erbschaftsatener,  abzUglich  der  Sammen,  wetcbe  damns  an 
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£ioe  Vergleiebung  der  Daten  der  einzelDen  Staatshaushalte  in 
der  Tab.  103  noter  einander  und  mit  denjenigen  der  Tab.  101  ist 

die  Localverwahuugcn  fa]I  n  (10  Mill.  Pfd.  Stcrl.  /.usamuiin .  eJü  erheblicher  Betraf 
also«  der  nicht  immer  bei  statistischen  Zasaiiimei)!>tdluogCQ  und  Vergleichen  aus- 
gcschiedcn  wird,  wonach  die  betrefleodca  Posten  dann  für  die  Staatsfinan^cn  /u 
hoch  werden)  Die  Umrechnnng  in  deatsches  (ield  nach  der  Nonn  mod  20  M.  4<'i  Pf. 
fUr  1  Pfd.  Sterl  —  Die  Person  als  teuer  ist  die  Einkomnienstcuer,  die  ja  freilich 
in  Groösbritannicu  nicht  reine  PcrsouaUtcucr  ist.  Die  Ertragssteuern  sind  der 
kleine  Rest  der  alten  Landtaxe  nnd  der  Hnnssteuor.  Die  Erbschaftssteuer 
ist  die  posamrnte.  von  dtMii  Stempel  iretrenntp.  mit  allen  ihren  Theileu.  Die  inneren 
Steuern  sind  die  Accisc,  daher  voruemlich  tou  Biel  und  Branntwein,  nebät  den 
Ueineren  Aceiaen  nnd  Liconzen,  die  hier  jetzt  in  dieser  StenembtheUang  in  der 
britischen  Verwaltunj?  eingestellt  werden,  abztlglich  der  an  die  Localrerwaltung: 
fallenden  Beirfige.  Unter  diesen  Accisen  des  Staais  auch  die  Eisenbahnabrabe.  etwa 
C.<>  Mill.  M.,  die  allenfalls  auch  als  SeitenstUck  der  Staatibahnciuuabmeu  anderer 
Stnnten  bei  den  Eionnhoien  ans  dem  Verkehiswesen  eingestellt  werden  konnte.  Als 
Verwaltungseinnahmen  wurden  die  sogen,  misrollaneous  g'enommen.  vielfach 
(iebabren,  aber  auch  Anderes  enthaltend  (s.  gen.  Finanzbericht  für  UHlO,  27  fl.). 
Eine  Aossclieidnog  nach  dem  genaueren  finanziellen  Character  l&sst  sieb  nicht  wohl 
rornchmen.  Bei  der  Kleinheit  (1  r  Summe  wäre  das  auch  für  die  Vertjleii  hung  ziem- 
lich irrolevaut.  Post,  Telegraphier  iacl.  Packetdienat,  nach  Abzug  der  Aos- 
gaben.  —  Sonstige  prirntwirtlischnftliche  Zwecke:  die  KTOnlftndereien  (netto\ 
Vi  r^cliicdenerlei  Zinsen  u.  d;:!.  aus  Suezcanalacticn ,  Darlehen  ti.  s.  v.  —  Hei  lor 
Staatsschuld  gerade  hier  bedeutende  Annuit&tonbeträge.  7,29  Mill.  rfi.  .Sterl.. 
welche  Tilgungen  mit  enthalten,  sonst  im  Wesentlichen  nur  Verzinsung  und  Vcr- 
wnltnnif. 

Frankreich.  Etat  fUr  IT^OO  fuhne  Algerien^.  S.  auch  hier  über  Steoerrer- 
fassung  und  einzelne  Staati>stcucrit  1  nianzwisseuschafi  B.  III,  S  367— b62  und  £r- 
gtnzangsheft  dazn  S.  48—141.  Die  Ertrag sstea  cm  sind  die  4  frroeseo  alten 
direrfen,  Orundsten»T  vom  soc>mi.  bi-bjtaten  und  ni'"'ht  bebauten  Boden.  Personal-  und 
Mobiliar«,  Thür-  und  Fcnater-,  Patcnisteuer,  nebst  allen  ?ou  der  Verwaltung  ak 
«,as8imilirte  Taxen**  zu  den  directen  Stenern  gerechneten,  daher  anseer  Berp* 
Werks-,  todte  Hand-,  Militärsteuern  u.  s.  w.  auch  incl.  der  darunter  belindlichea 
directen  Luxusstenern  u.dgl.  von  Pferden  und  Wagen.  Vel»>cipeden .  Billard». 
Clubs  u.  s  w..  auch  rcrschiedene ,  wie  von  Verification  von  Maassen  und  Gewichten, 
mit  Gebahrenelementon  darin.  Im  Ganzen  aber  doch  wirUi«  he  directe  Steuern . 
nnd  zwar  Krtraps-=teTiern.  wenn  nvh  vT^chiedener  Art.  l  erner  ist  hierher  die 
wesentlich  als  partielle  Kapitalrentensteuer  iungirende,  im  französischen  Etat  aber 
apart  stehende  „Taxe  rotD  Einkommen  ans  beweglichen  Werthen**  gestellt  * 
Die  Erbschaftssteuer  incl.  S  r  h  e  n  k  ii  n  jfs  Steuer,  im  franzö^isch'n  Etat  noch  ein 
Olicd  des  Enregistrement,  aber  im  Etat  jetzt  darin  besonders  aufgeführt.  —  Die  ZAlle 
ebne  die  ZockerzOile,  welche  Im  Etat  In  Einer  Summe  mit  der  inneren  Zackersteaer 
stehen  und  in  der  Tab  102  b«  i  ien  inneren  Verbrauchssteuern  mit  dieser  Summe 
in  der  zweiten,  kleineren  Zitier  angefahrt  sind.  Sonst  die  Zdllc  incl.  Sal/zoU. 
auch  öiatistische  Abgabe.  Schiflfahrtsahgabe  nnd  Nebenabgaben.  Zu  den  inneren 
Verbranchssteuern  in  der  prOsseren  Ziäer  der  Tabelle,  roroemlich  die  Getränke* 
f;roTierit  allein  über  4o3  Mill.  Marl,,  die  innere  Salzsteuer,  die  kleineren  itmere^n 
soQStigcu  btcneru,  aber  auch  der  erhebliche  Posten  der  Eiseubabus  teuer,  Uber 
52  Hill.  Mark,  der  wiederum  allenfalls  zu  den  Einnahmen  aus  dem  Verkehnweeen, 
als  Analogen  von  Strint-bahneinnahirien.  ir.  <tellt  werden  kfinnte.  und  rcr«;rhiedene  Kin- 
nahmeu.  Uber  44  Mill.  Mark. —  Bei  den  31  onopolen  das  Tabak-  (roh  Uber  330  UiU. 
Mark),  Polrer- und  Zondholzmonopol,  abzüglich  Verwaltungs-  und  Productionskost^, 
also  rein.  Denn  diese  Kosten  sind  nicht  Steuer-  oder  Gewerbsgewinn,  sondern 
Ersatz  von  Auslajren ,  die  der  Consument  auch  bei  der  freien  Privatprodoction  zu 
irajjen  hätte.  —  Die  Verkehrs  steuern:  Enregistrcment,  abzüglich  der  bei 
den  directen  Steuern  eingestellten  Erbschafts-  und  Schenkongssteuer,  dann  die 
Stempel,  ohne  die  kleinen  Stempel  in  der  Verwaltung  der  indirecten  Verbraoch^- 
steueru,  die  oben  bei  diesen  inbcgriÜeu  sind.  —  Als  Verwahungseinnabmen  sibd 
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böelist  lehrreich.  Trotz  der  dnrcbaas  nicht  völligen  Homogenität 
der  Daten  gestatten  letztere  eine  Verglciclmng  und  Scblusszicbungeu 

die  Beträge  der  „produits  divers  du  budgcf'  des  französischen  Einnahmebudgets  ein- 
gesetzt worden,  welchp  ans  zalilreichcn  sehr  rprsrhit^(l<n)<;  ii  Posten  manchfachen  finan* 
zielten  Cbaracters,  in  staiktin  Maaisc  aus  (itibübriüj,  aber  auch  aus  Einnahmen  halb 
priratfrirthschaftlicber  Art  bestehen  [s.  üeliersicht  z.  B.  im  Etat  fiir  1900  im  Bull, 
de  stat.,  1900,  I.  i>.  oG2).  In  diesem  wie  in  andi-rcn  Staatshansbalten  ist  zwischen 
dieser  Eionsbrnerobrik  und  derjenigen  der  privatvirthscbattlicben  Einnabmen  vollends 
kein«  tcharfe  Greazo  sn  zieheD.  Ancli  febeo  Koh-  und  Relnertri^^  im  EiuEelnen 
Hurcheinandcr.  —  Verkehrswesen:  Post  mif  T^''^"?^''^r''i'^  Telephonen, 
abzüglich  Kosten,  also  rein,  dsgl.  Staatsbabueo  (im  Gothaer  Hofkalender  un- 
richtige, ZQ  niedrige  Angabc).  ~  Priralvirthscliaftlicbe  Einnahmen:  ver- 
schiedene Posten  aus  der  Etatsabtheilung  produits  de  divert^es  exploitations.  u.  A.  ßcin- 
':'r(ra'r  der  Mr.nze.  danti  des  ..domaiiie  de  lV-tat'\  wozn  im  französischen  Etat  mancher- 
lei \  ersrhicdeneti  gehurt,  u.  A.  Erliis  für  Verkaufe  von  Mobiiien  and  Immobilieo  in 
übliclier  jährlicher  Wiederkehr,  auch  theiU  roh,  thcils  rein  aogCfebeD  (s.  Uebenicht 
im  Bull.  a.  a.  0.  S.  360),  endlich  der  Reinertrag  der  Staatsforsten. 

Italiens  Etat  iat  so  compllcirt  aufgestellt,  dass  icb  mich  hier  auf  Heraoshebuug 
der  HanpteionabmeD  beschrSnkt  habe,  obDe  solche  Volletilndigkeit  wie  bei  dem 
>iriti;chLn  und  franzrisischen  Ktat  zu  erreichen.  So  gut  als  mözlich  habe  irh  die  ein- 
zelnen Posten  ziffermäs&ig  festgestellt  und  labrikweise  aammirt,  ohne  Uberall  fQr  ganz 
richtiires  Verfahren  bttrgen  zo  können.  Für  xttatm  Yergleicbszirecke  reichen  die  Daten 
gleichwohl  cinigermaassen  aus.  Ed  der  Umre<  liniing  di  r  Währung  ist  auf  die  neuer- 
Vieh  wieder  enfstatidenc  kleine  Entwerthunjr  nicht  weiter  Rüik-.icht  genommen,  als 
dass  die  Lire  zu  rund  80  statt  zu  öl  i'fünuig  umgerechnet  wurde.  Zu  den  directen 
Stenern  sind  bei  den  Er  trag s Stenern  anaser  den  beiden  groesen  Ertragssteuem ,  der 
Grund-  nnd  der  (J eb&u d esfener,  aurh  ans  anderen  Etatsrubriken  die  Steuer  vom 
Einkommen  der  todten  Uand,  von  den  Eiseubabueu  und  freilich  nicht  ganz  unzweifel- 
haft riebtif  von  Banken  nnd  HandebfeseUsehaften  (efentnell  zu  den  Verkebrastenem 
zu  rechnen)  Tind  filr  ('onccssionen,  als  Personalsteuer  die  wenij^stens  üherwie^^end 
personalsteuerartige  Steuer  von  Mobiliaieinküuf ten  gerechnet,  fenier  auch  hier 
die  Erbschaftssteuer  eingestellt  Bei  den  inneren  Verbraachssteuern  die  Con- 
snmtionssteuern,  auch  die  Productionssteuern  auf  Getr&nke,  Zucker,  Pulver  u.  s.  w.  — 
Die  Monopole  Salz  und  Tabak  rein.  IJei  dt-u  ^■  e r k e h r j;s t e u e rn  Ilypoiheken- 
gebuhrca  bei  Enrei^istreuient  eingerechnet;  Lotterie  reiu.  Verwahungseinnahmen: 
▼erscbiedenerlei  Gebtlhren  u.  dgl.  in  verschiedenen  Rabiiken  des  Etats,  auch  sonstige 
diverse  Einnalunen  (Vowiit  rubiieirbar).  Verkehrswesen:  Kei nerträire.  soweit  zu 
ermitteln  (die  Eisenbahnen  des  Staats  sind  quai$i  verpachtet  gegen  Kente;.  i'rivat- 
virtbscbaftliche:  Benten.  Zinsen,  domaniale  (letztere  soweit  als  mOglicb  „rein**)* 
Die  Kosten  der  Sfaatssrhuld  grösstentbeils  nur  Zinsen. 

Uostcrieicb  (nur  West-,  also  ohne  die  ungarischen  Lande  u.  s.  w.}.  Etat 
für  1901  in  Kronen,  hier  zo  85  Pfennig  umgerechnet  Oirecte  Stenern:  Personal- 
steuer, die  neue  allgemeine  Personaleinkommensteuer,  Ertragsstcoern  die  alten,  jtlngat 
zum  ThetI  refonnirten:  (Jrunil-,  (iebände-,  Erwerbs-  (d.  i.  (Jewerbe-).  Kenten-.  Be- 
äoldungüsteuor,  Execut. gebühren  u.  dgl.,  ferner  auch  die  Abgaben  vom  Getruukehandei 
hierher  gezo^^rn.  Die  Erbschaftssteuer  scbfttningsweise  aus  den  „Gebühren  fOr 
!'  li*sgeschäi!r'  hier  eingesetzt.  Indirecte  Stenern:  die  Zölle  nach  d«m  .Ansatz 
IUI  west-österreichiscben  Etat  (der  Nettobetrag  derselben  dient  mit  dem  ungarischen 
Zellbetrag  zorOrderst  znr  Bestreitang  der  Ausgaben  des  gemeinsamen  Hansbalts). 
Die  inneren  Verbrauchssteuern:  die  sogen.  Verzebrangssteuer  (für  die  (retränke, 
auch  Zucker,  Schlachtvieh,  städtische  Verzehrungssteuer,  Nebeneinnahmen).  Die 
Monopole  Salz  ond  Tabak  rein.  Verkehrssteoern:  vnter  Reglstrirong  die 
Gebuhren  von  Rechtsgeschäften  ab  Erbschaftssteuer,  Lotto  rein.  Ver- 
waltun  gse  in  ri  all  m  0  n :  liicrber  mif  * \,  die  verschiedenen  Verwaltungseinnahmen 
des  gemeinsamen  Hau.>halts,  ferner  die  Mauten  (Wcggelder),  Punzirung,  du-  ver- 
schiedenen mancherlei  Verwaltu[i;;->einiialimen  der  Centrairervaltung  und  der  einzelnen 
Ministerien,  Gebühren  und  Anderes  mehr,  auch  n^an«  l.cs  von  privatwirthschaftlichem 
Character,  theils  rein,  thcils  roh.    Verkehrswesen:  Post  und  Telegraphie  mit 
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ans  einer  solcben.  Die  Zahlen  belegen  die  Richtigkeit  der  oben 

gegebenen  Schilderung  der  Verbältnisse  und  der  ungemein  viel 

günstigeren  Liige  der  Dinge  in  Deutschland. 

Die  Hauptmomeute ,  um  sie  noch  einmal  zusamraenzufasseu, 
sind  immer:  wir  haben  keine  unproductiven,  fust  keine  nicht  durch 
rentable  Eigeuthumsobjecte  gedeckten  Schulden,  die  angeführten 
fremden  Staaten  grossentheila  nur  iin|)rodnctive  Schulden;  wir  babea 
grosse  Einnahmen  aus  der  allgeuiiinen  Verwaltung,  aus  dem  Ver- 
kehrswesen, aus  den  privatwirthschattlichen  Zweigen,  also  ans 
mcht-steuerreehtliobeu  Einnahmen,  die  ausländischen  nur  Ideine» 

den  Postsparcassen,  zor  Berechnung  des  Reinertrags  nar  die  ordentlichen  Aas- 
gaben abgerechnet.  Bei  den  Eisenbahnen  die  gesammten  Einnahmen  des  betr. 
Ministeriums,  unter  Abzug  des  Ordinarinms  der  Aiisjfaben  der  Staatsbahnen.  Privat- 
wirthschaftliche  Zweige:  die  lieinerträge  unter  Abzog  bloss  deü  Ordinahams  dar 
betreffend«!  Ausgaben«  die  Beinertrftge  von  Domftnen,  Forsten,  Bergverken, 
V crsclii  J  L  n  en  anderen  Ertrapsobjecten  des  Staatseigenthnms,  auch 
der  Staatäd ruckerei,  Mttaze  und  einiges  Weitere.  Auch  bei  Oesterreich  ist  die  Trennung 
zwfoohen  den  Rnbrfken  Terwaltnnfaelnnahinen  und  privatiriTthadnftlloheB  nicbt  etreag 
durchzufdhroii.  liier  so  gut  als  uiö;;lich  l''  ii  richt.  B-'i  ileii  Kosten  der  Staatsschuld 
möglichst  nur  die  Verzinsung  und  Verwaltungskosteu  eingesetzt,  nicht  die  Tilgung, 
unter  Kürzung  um  den  Beitrag  Ungarns  zur  sogen.  ..allgemeinen"  Schuld.  Die  Rubriken 
III — V  der  Tabelle  enthalten  hier  noch  mehr  als  bei  Grossbritannien  und  Fraoknicli 
Zahlen ,  welche  w<>gen  ihrer  Beschaffenheit  als  ungeflhre  üibenugtveitbe  sidi  nur 
für  Pauschalvargleicbungen  eignen. 

Raseland.  Etat  ffir  1900.  Rubel  zu  2  M.  16  Pf.  gerechnet.  Das  mssiseke 
Budget  ist  doch  iiorb  so  oißj^fnartig'.  die  Finanzverhrihnisse  vielfach  so  abweirhen  1  ron 
westdQrop&iachen,  die  Etatsaufsteüung  auch  nicht  eben  durchsichtig,  so  dass  nur  eine 
sehr  detaiUirte  Bearbeitnnf  dea  Obrigens  felehliaitig  (in  den  Jabneborfchten  dee  Flaanx- 
ministers  an  den  Kaiser,  im  Boll,  nisse  de  stat.  fin.  etc.)  Torliegenden  finanzstatistischen 
Materiaiii  zu  genaueren,  mit  den  übrigen  Staatshanshalten  vergleichbaren  Daten  führen 
kann.  Von  einer  solchen  Bearbeitung  Materials  mnsate  ich  hier  absehen.  Nur 
um  einige  Dat«i  weoi^tens  für  rohere  Vorgleichuni^re n  in  Pausch  und 
Bogen  /n  lerebcn,  sind  in  der  Tabelle  die  betreffenden  Hauptzahlen  noch  eingefügt, 
auf  Urund  des  Etats,  aber  ich  bezeichne  sie  ausdrücklicli  hier  voiieodä  nur  als  ganz 
ODfefIhre  K&hornngsverthe,  besonders  auch  bei  den  indiiecten  Verbranchs- 
stcuorn,  wo  u.  A  die  leegcnwärtiV'  ^; -tnltraitr  li'^r  Branntweinsteuer,  dns  in  Durch- 
führung begritiene  Branntweinuiunopol ,  :>chwierigkeiten  in  der  Behandioog  nuchL 
Der  didttr  hier  eingesetite  Betraf  ist  woM  etvae  an  beeb  angenomnen.  Hier  vie  in 
anderen  Fällen  (Zuclier)  wftren  eventtiell  gewisse  Abzüge  zu  n-,:ii  |.oii.  Die  Verhält nisj-e 
der  Staatsgüter,  die  Zahlungen  der  Kronbanem,  die  Loskau f/ablongen  der  Bauern 
sind  so  ?erwickelt,  dass  hier  eine  Analyse  der  Terhiltnisae  sehr  brüten  Raum  bean- 
Bpraehte.  Gnindhcrrlichc  und  steuerrechtliche  Einnahm«!  lassen  sich  dabei  nidit 
genan  tTPnn<»n.  Vergleichbare  Zahlen  für  die  Verwaltn  n  csci  nnahmen ,  die 
priratwirthschaltlicheü  sind  kaum  zu  gewinnen  ohne  solche  Analyse.  Daher 
hierfür  in  der  Tabelle  nur  einige  ganz  rebe  Sebitsiinf isahlen.  So  iiBd  die 
berechneten  Relativzahlen  nach  nur  von  tranz  approximatirem  Charactcr  und 
nur  zu  einer  durchaus  bloss  annähernden  Vcrgleichung  mit  denen  der  west- 
enropliscben  Staaten  tu  himacben.  Immerhin  gestatten  sie  webt  einige  Schlüsse, 
besonders  diejcni|^en  Jer  Steuern,  mit  dem  ß-enannten  Vorbehalt  in  ff  Irr  iiidirecten. 
Kopfberechn nngen  haben  bei  dem  russischen  Budget,  das  bioh  auf  das  ganze 
Ueich,  excl.  Finnland,  bezieht,  bei  der  völlig  heterogenen  Beschaffenheit  der  Be- 
völkerung in  den  verschiedenen  Landeslheilen  ^incl.  asiatisches  Russland!)  natürlich 
al^  Durchschnittszahlen  vollends  einen  sehr  begrenzten  Werth  nnd  geben  hOohetensein 
paar  Anhaitspuncte  zur  Vcrgleichung. 
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wir  babeo  keine  Scholdkosten  auf  der  Steuer  lastend,  das  Ausland 
muss  grQBStentheils  ans  Stenern  die  SchaldkoBten  decken;  wir 
baben  grosse  Uebersebttsse  ans  den  nieht-stenerreebtlichen  Ein- 
nahmen, auch  nach  Abzng  der  ßehuldkosten  davon,  yerltlgbar  fOr 
die  allgemeinen  anderen  Staataausgaben,  d.  h.  fllr  die  eigentliehen 
Stoatazwecke,  das  Anshind^  Tielleicht  mit  Ansnahme  Rasslands  in 
geringem  Haasse,  ist  ohne  solehe  Uebersebttsse;  wir  baben  unsere 
ganzen  Steoererträge  verfügbar  fttr  die  allgemeinen  Staatsansgaben 
and  besitzen  dafür  noch  jene  Ueberscbtisse  der  nicht-stenerrecht- 
licben  Einnahmen,  das  Ausland  kann  nur  den  Kest  seiner  Steuer- 
ertrilge  so  verwenden,  nachdem  aus  diesen  zuvörderst  die  bchuld- 
kosten  bestritten  sind. 

Am  Stärksten  ist  der  Gegensatz  zwischen  Preussen  und  Frank- 
reich :  dort  nach  Bezahlung  der  .Schuldkosten  aus  den  nicht-steuer- 
rechtiichen  Einnahmen  noch  458  Mill.  Mark  oder  über  13  M.  auf  den 
Kopf  verfügbar  von  diesen  für  die  anderen  Ausi^nlicu,  die  Civil-  und 
Militärverwaltung,  in  Frankreich  noch  675  Miil.  Mark  Steuern 
zur  Schnldkostendeekung  benötbigt,  über  17  M.  auf  den  Kopf! 

Die  Steuerbelastung  auf  den  Kopf  in  Folge  dieser  Ver- 
hältnisse ist  in  Frankreich  Uber  zweieinhalbmal  (61.6  gegen  23.8  M.)i 
io  Grossbritannien  Uber  zweimal  (50.5  U.)  so  hoeh,  in  Italien  nm 
em  Drittel  (32.4  M.),  in  Oesterreich  ebenfalls  nm  ein  Drittel  (33  H.) 
hober  als  in  Prenssen  incL  Reicbsqnote.  Fttr  allgemeine  Staats- 
Zwecke,  nach  Abzug  der  Schnldkosten,  abertrotz  der  viel  niedrigeren 
Steuerlast  wegen  der  grossen  nicht- stenerrecbtlichen  Einnahmen^ 
sied  so  absolut  nicht  viel  weniger  Staatseinnahmen  in  Frenssen 
verfügbar  als  trotz  ihrer  enormen  Steuerlast  in  Frankreich  nnd 
Gro^sbritaunien :  37  M.  I)ei  uns  gegcu  44  und  4-^  M.  in  diesen 
beiden  anderen  Staaten  auf  den  Kopf,  um  zwei  Drittel  mehr  als 
in  Italien  (22  M.),  um  ein  Drittel  mehr  als  in  Oesterreich  (28  M.), 
doppelt  80  viel  als  in  Russlaud  (ITVo  M.,  soweit  dessen  Zahlen 
hier  vergleichbar  sind).    (S.  Rubrik  IX  der  beiden  Tabellen). 

Ans  dem  Allen  folgt,  dass  wir  in  Deutsehland  mit  viel 
geringeren  Lasten  finanziell  ziemlieh  so  leistungs- 
fähig  als  Frankreich  nnd  Grossbritannien,  weit  mehr 
als  die  drei  anderen  Staaten  sind.  Mit  geringer  Steigerang 
der  Belastnng,  schlimmstenfalls,  da  wir  regelmitostg  auf  weitere 
Steigerong  der  nicht-stenerrechtlichen  Einnahmen  rechnen  können, 
TermOgen  wir  daher  aneh  neue,  selbst  grosse  nnd  kostspielige  Ans- 
gaben  (Flotte,  Verkehrswesen!)  anf  uns  zd  nehmen.  Wir  werden 
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alscUum  damit  immer  noch  id  viel  günstigerer  Finanzlage  und  mit 
viel  weniger  Steoern  anf  den  Kopf  dastehen  als  das  Aosland. 
Auch  im  Verhältniss  zn  unaerem  relativen  Volkswohlstand  und  der 
Grösse  unseres  Volkseinkommens  im  Vergleieh  mit  dem  Aaslande, 
auch  mit  Frankreich  nnd  sdbst  mit  England,  stehen  wir  jetzt  and 
stilnden  wir  bei  einer  Steigerung  unserer  Steuerbelastong,  wie  der 
angedeuteten,  immer  noch  ausserordentlich  gflnstig  da, 
besser  als  eines  dieser  anderen  Länder. 

Auch  die  Vergleiohung  der  ftlnf  Staaten  in  Tab/ 102  unter- 
einander ist  nicht  minder  lehrreicbi  trotz  der  geringeren  statistlsehen 
Qualität  der  russisehen  Daten.  Am  Ungünstigsten,  uamentHcb  auch 
unter  Mitberticksichtigung  seines  geringeren  Wohlstands  und  Volks- 
einkommens, steht  Italien  da,  wenn  es  auch  eine  etwas  grf^ssere 
Quote  niclit  steuerrechtlicher  i^imiahnien  als  Frankitich  und  Gross- 
hritaunieu  hat  —  in  Folge  seiner  rchitiv  sehr  liohen  Steuerlast  und 
seiner  grossen  Staatsschuld.  Doch  müssen  wir  die  weitere  Durch- 
führung der  Vergieiehung  hier  unterlassen,  die  Tab.  102  giebt  dem, 
der  sie  sorgfältig  ansieht,  viel  Anhaltspuucte  zu  Schlüssen  aller  Art. 

* 

Zur  bequemeren  Ver^rloich barkeit  werdon  in  Tab.  108  die  Kelatir^abb'n  fiir  die 
UAaptpnuctti  der  G  hier  behaudeUeu  StaAt^Uauslialte  aut>  den  Tab.  101  ünd  lo2  uoch 
«iomal  tnsamiDMgMtAllt  und  eine  BerechniiPg  der  Qaoten  der  Steoenitea  reo  der 
GeBUuntftener  hinrageftgt 

Tab.  108.  Yeigleicliiingszalileii  (reUtiTe) 
I*        ^-      8»     1«      8>  8* 

'Im       'U  Mark  «/„  M.rk 

der       der     auf    der       der  auf 
EioD.    btru.  IKopfEinQ.    Stra.  IKopf 

I.  Biiecte  Stenern   183  254  6.0  327  851  17.7 

IL  A.  Indizecte  Yerbraachssteueni    ...  340  644  15  3  528  565  28.5 

B.              Vorkehrssleuem    ....  53  102  2.4  78  84  4.2 

Summe  II   393  746  17.7  606  640  32.8 

Summe  Stenern  I  und  II  ....  526  1000  23.8  933  1000  50.5 

IIL  Hicht-steuerrechtliche  Einnahmen  ...  474  +  559  13.3  67  —  156  3.8 

Summe  I-Ill   1000  1599  37.1  1000  884  .54.2 

£b  ist  immerhin  von  Interesse)  in  dieser  Tab.  103  auch  noch 
zu  übersehen,  wie  sich  in  den  6  verglichenen  Staaten  die  Erträge 
der  Steuern  allein  auf  die  3  grossen  Gruppen  der  Stenern  ver- 
theilen (Col.  2  bei  jedem  Staat).  Kamentlich  wegen  der  niedrigen 
Erbschaftssteuer  ist  in  Prenssen  die  Quote  der  directen  Steaem 
verhältnissmüssig  niedrig,  in  Grossbritannien  wegen  dieser  Erbschafts- 


')  BemeikiiBj^en  zu  Tab.  103.  CoL  1  und  8  bei  jedem  der  6  Staatea  ans 
der  Tkb.  101  nnd  102,  Gel.  2  ans  Tab.  101  Col.  7  bei  Fremsen,  für  die  andezen 
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!  Steuer  so  hoch.  Italien  zeigt  auch  hier  eine  ungemeine  Höhe  der 
Quote  der  directen  Steuern.  Die  russische  Quote  ist  aus  oben  an- 
gedeuteten Gründen  in  der  Tabelle  wohl  für  die  directen  Steuern 
zu  niedrig  bereclinet. 

Besonders  deutlich  lässt  aber  die  Relativzahl  (in  Promille)  in 
Col.  2  bei  Rubrik  III,  nach  der  in  der  Note  angegebenen  Be- 
rechnnngsweise,  und  dann  in  der  Summenrubrik  (I~I1I)  in  Col.  2 
erkennen,  wie  ausserordentlich  viel  günstiger  die 
Finanzlage  Preussens  (und  D eutschlands)  verglichen 
mit  derjenigen  der  anderen  Staaten  ist:  wir  haben  bei- 
nahe 56      (559  ®/oo)  unserer  Steuererträge  noch  zu  diesen 

:  hinzn  in  Form  nich^steuerrechtlicher  Einnahmen  für  allgemeine 

j  Staatszwecke  verfügbar  (daher  156%  Steuererträge),  die 
anderen  (ausser  Russland,  wenn  die  Berechnung  richtig  ist)  müssen 

!  Uber  15  (Grossbritannien  und  Oesterreich),  über  28  (Frankreich), 
fast  33%  (Italien),  also  rund  bew.  \'6,  \'s  ihrer  Steuer- 
erträge —  der  Verwendung  für  allgemeine  Staats- 
zwecke entziehen  und  für  Schuldkosten  zuschiessen! 

Ich  hatte  daran  gedacht,  auch  die  Vereinigten  Staaten  ?on  Nord- 
amerika mit  in  diese  Ycrgk-icliongen  heroinzuziehen.  Aber  die  Schwierigkeiten 
siud  hior  noch  grösser  als  bei  Kus^äland.  Auch  mussten  dann  eigentlich,  wie  beim 
Deutschen  Reiche,  die  Finanzen  der  Eiuzelstaaten  mit  berücksichtigt  werden,  was  ich 


der  6  europäischen  Grossstaaten'). 

1.  2.  3.  1.  2.  3.  1.  2.  8.  1.  2.  3. 
Frankreich  Italien  Oesterreich  ^West-)  Kussland 
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;  '>  Staaten  nach  den  Materialien  der  Tab.  102  besonders  berechnet.  Die  Rubrik  III 
Col.  2  bei  Jedem  der  6  Staaten  ist  folgeudermaasson  zu  verstehen :  sie  giebt  die  Ziffer 
•les  Ueberschusses  der  uicht-steuerrechdicben  Einnahmen  nach  Abzug  der 
^chuldkosten  mit  Plus  (-|-^  an  bei  Preussen  und  Kussland,  nm;rekehrt  die  Ziffer  dos 
Deficits,  das  nach  Abzug  der  n ich t- steuerrechtlichen  Eianahuien  von  den  Schulil- 
Losten  bei  den  4  anderen  Staaten  noch  von  diesen  Kosten  übrig  bleibt  und  daher  aus 
Steuern  mitgedeckt  werden  muss,  mit  Minus  ( — ),  beide  Male  in  Promille  der 
Skuerertrigc  berechnet.  Durch  Zurechnung  dieses  Promillcsatzes  zu  den  mit  lOOO 
'^pgesetzten  Steuererträgen  bei  Preussen  und  Russland  und  durch  Abrechnung 
dieses  Satzes  bei  den  anderen  4  Staaten  ergiebt  sich  dann  in  der  letzten  Rubrik 

I  (Samme  I — III)  die  Relativ  zahl,  die  jeder  Staat  von  seinen  Steuern  noch  für 

'  »»eigentliche"  Staatszwecke  verfügbar  hat 
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jetzt  nicht  durcbfttliien  konnte.  Ervähnt  sei  nur  kurz,  dass  die  Union,  abgesehen  von 
der  Periode  des  grossen  Bür^rerkriegs  (1861 — 64).  regelmässig  nur  indirccte  Steuern, 
iaiiere,  namentlich  Yerbraochsstanem  und  £iofuhrzOUe  als  ordentliche  ÜeckuBgsaütt«! 
hat  Naeli  dem  Abschtoas  flir  du  Jahr  1.  JnU  1898/99  20«  Hill.  Dollar  »  c  865 

Mill.  Mark  Zollcrträge,  auf  d.;»  Kopf  11  12  M.,  273  Mill.  Doli.  ^  c.  1147  Mill.  Mark 
innere  Steuern.  15—16  M.  auf  den  Kopf;  daneben  gelinge  sonstige  ordentliche  £io- 
nahmen.  24—25  Mill.  Doli.  =  c.  105  Mill.  Mark,  zasammen  c.  2117  MUl.  Mark 
oder  c.  28 — 29  M.  auf  den  Kopf.  Die  Post  ist  passiv.  Die  seit  dem  BQrgerkriege 
sehr  Teningerte  verzinsliche  Schul  i  in  1900  noch  1001  MUl.  DolL,  kostet  «tva 
32.5  Mill.  DoU.  =  c.  136.5  Mill  M.irk  J.ihreszins. 

§.  215.  Reichsrechtiiche  Regelung  der  Landes- 
(£inz6l8taat8-)Bestea6ruDg.  Nach  dem  bestehenden  Hechte, 
wie  es  im  Voraasgehenden  mehrfach  erwähnt  worden  ist,  sind  adt 
dem  Jahre  1866  zaerst  auf  Grund  des  nenen  Zollvereinsvertrags 
Ton  1867  gewisse  Beschränkungen  der  Landesbestenernng 
anf  dem  €rebiete  der  inneren  Ver branchsatenern  zu  den 
schon  alteren  anf  dem  Gebiete  der  Zolle  getreten.  Die  nord- 
dentache  Bundes^  und  die  dentsobe  Reichaverfassnng  haben  dem 
Bunde,  bezw.  Beiehe  die  ZOUe  und  gewisse  innere  Steuern  fiber> 
tragen  und  den  Einzelstaaten  entzogen,  unter  Gewährung  Ton 
Beserratiechten  fttr  die  Bier-  und  Branntweinsteuer  an  die  drei 
süddeutschen  Staaten.  In  der  Weiterentwicklung  der  inneren  Ver- 
brauchs- und  der  Yerkehrssteuem  (Stempelabgaben)  sind  dann  neue 
Einschränkungen  des  Landessteuerrechts  durch  das  Reichsrecht  in 
den  betreffenden  Steuergesetzen  erfolgt,  was  ebenfalls  au  luezug- 
licber  Stelle  oben  bereits  erwahut  worden  ist. 

Im  Uebrigen  aber  ist  das  Landessteuerrecbt  bisher  nur  m 
einem  Puncte  einer  reichsgesetzlichen  Regelung  mit  unterworien 
wordeu,  nemlich  durch  das  norddeutsche  Buudesgesetz  vom  13.  Mai 
1870,  welches  später  zum  Reicbsgesetz  in  der  Deutschen  Reiehs- 
verfas^ung  erklürt  wurde,  betreffend  die  Beseitigung  der 
Doppelbesteuerung. 

Entsprechend  dem  neuen  staatsrechtlichen  Cbaracter  des  Nord- 
deutschen Bundes  und  des  Deutschen  Reiches  als  wirklichen 
Bundesstaats,  im  Unterschiede  vom  ehemaligen  Deutschen 
Bunde  als  blossen  Staatenbundes,  hat  man  Rechtsnormen  aufstellen 
wollen,  um  die  Belastung  eines  ^iDeutschen'' durch  mehrfache 
Landes-  oder  Einzelstaatssteuem  zu  yerhttten.  Diese  Normen  be- 
schränken sieh  aber  bisher  auf  die  demgeniässe  Regelung  der 
directen  Steuerpflicht  eines  „Deutschen"  —  d.  h.  einer  einzeben 
phy^schen  Person,  welche  deutscher  Staatsangehöriger,  daher,  nach 
bestehendem  Rechte,  welche  Angehöriger  eines  deutschen  Einsel- 
staates  ist  —  lediglich  ge^^entther  den  directen  Staatssteuero. 
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Sie  stellen  dafür  in  dem  genannten  Gesetz  folgende  Grand- 
sätze auf:  die  Regel  ist,  dass  ciu  Deutscher  zu  den  directen 
Staatsflteoern  nnr  in  demjenigen  Bonde^staate  (Einzelstaate)  heran- 
gezogen werden  darf,  in  welchem  er  seinen  Wohnsitz  bat;  bat  er  keinen 
solchen,  so  nnr  in  dem,  in  welchem  er  sich  anfbält,  mit  weiteren 
SpecialbeBtimmungen  fUr  besondere  Fälle  (s.  n.).  Diese  Regel  er* 
leidet  aber  zwei  wichtige  allgemeine  Ans  nahmen  (§.  3,  4): 
Ornndbesitz  nnd  Gewerbebetrieb,  sowie  das  ans  diesen 
Quellen  herrflhreode  Einkommen,  was  fQr  die  Frage  der 
Einkommenstenerpfiieht  entscheidend  ist,  dttrfen  nnr  von 
demjenigen  EinzelBtaate  besteuert  werden,  in  dem  der  Grandbesitz 
liegt  oder  das  Gewerbe  betrieben  wird,  nnd  Gehalte,  Pensionen, 
Wartegelder  Ton  Militärpersonen,  Ciyilbeamten  nnd  deren  Hinter- 
bliebenen  dürfen  nnr  von  dem  Staate  besteuert  werden,  dessen 
Casse  die  betreffenden  Zahlungen  leistet. 

Diese  wohl  principiell  und  practisch  richtig  ^retroffenen  und 
jedenfalls  zwo('kniä.ssig:en  Bestimmungen  fuhren  deninacb  zn  folgen- 
den Consequenzen:  nicht  nur  gewisse  Ertrags-,  namentlich  die  Keal- 
stenem,  Grand-,  Gebäude-  und  auch  Gewerbesteuer,  sondern  auch 
die  personale  Einkommensteuer  (sowie  auch  wohl  die  Ver- 
mögenssteuer) von  dem  „Einkommen'^  ans  den  diesen  Realsteuern 
unterworfenen  Objecten  sind  in  dengenigen  Einzelstaate  zu  zahlen, 
wo  diese  Objeete»  bezw.  Einkommenqnellen  sich  befinden.  Dagegen 
ist  der  rein  persönliche  Arbeitsverdienst  (Lohn,  Gehalt  n.  dgL), 
einschliesslich  dessen  in  FHvatp,  Gesellscbafts-i  Corporations-,  aacb 
Oemeindedieoststellnngen,  femer  sind  die  Zinsen  nnd  Renten  ans 
bewe^ehem  Vermögen  (Werthpapiereni  Hypotheken,  Darlehen  aller 
Art)  für  die  Landes^Ertragsstenem  (daher  die  Zinsen  n.  s.  w.  even- 
tiiell  auch  fttr  Kapitalrentenstenern)  nnd  fttr  die  Personal-,  »pcciell 
die  Einkommensteuern  dort  steuerpflichtig,  wo  der  Bezieher  wohnt 
oder  sich  aufhält.  Hiemach  ist  in  Fällen  des  Einkommens 
einer  Person,  welches  ans  verschiedenen  Einzelstaaten  herrührt,  die 
l.andesstenerpflicht  bei  Personal-  (Classcu-,  Einkommen-,  Vermögens-) 
Steuern  nach  den  e  i  n  z  e  1  n  e  n  'IMi  e  i  1  e  n  d  i  e  s  e  s  E i  u  k  o  m  ni  c  n  s 
eine  verschiedene.  8o  können  unter  Umständen  ziemlich  coui- 
jrlicirte  VerhälLuisse  dieser  Stenerpfiicbt  entstehen.  Aber  die  Materie 
ist  doch  wohl  im  Ganzen  zweck ni;1ssi<r,  auch  einlach,  was  ein 
VorzUj?  ist,  ^n  rcgeit,  wenn  ancb  in  ein/rlnen  Fallen  eigenthUmliche 
Folgen  eintreten  können.  Manches  hängt  hier  von  (Irm  Oharacter 
der  Einzelstaatfisteuern  ab,  so  ob  nur  Ertrags-  oder  nur  Einkommen- 


Digitized  by  Google 


794        6*      Uel^ersiciiteii  der  Besteuerung.  Eeicbsbestcaeroi^;.  §.  215. 

steuern  oder  beide  neben  einander,  ob  unter  den  Ertrapsstenem 
eigene  Kapitalrcntensteuem  bestehen  u.  dgl.  m.  Die  Wuluineren 
des  (Tcsetzes  kunnen  daher  auch  nach  der  \'crsclnedenbeit  dieser 
Verhaititis>L"  uiclit  in  allen  Einzelstaaten  die  ganz  gleichen,  aach 
nicht  immer  durchaus  Bteuerpolitisch  die  richtigen  sein. 

Eio  Beispiel:  ein  pronssischer  Cirilbcamtcr  wohne  peosionirt  in  Sachson,  besitze 
ein  verpachtetes  Landgut  in  Weimar«  ein  vermiethete»  Stadtbao»  iu  M.eckleabarg. 
Hypotheken  in  Baden .  ausserdem  Werthpapiere  rerschiedener  deuttcher  Staatoa,  und 
erwerbe  noch  persönlich  durch  litterarische  Beschäftigung  Einkommen  an  seinem 
Wohnsitz«  D  uin  ist  er  in  Sachsen  staatsstenerpflichtitr  und  zwar  einkoininensteuer- 
püichtig  für  letzteren  ICrwerb  und  für  seine  Ziii^cn .  liönten,  Dividenden  u.  di^l.  aus 
seinem  Kapitalbesitz,  in  I'renssen  für  seine  Pension,  in  Weimar  grund-  und  einkommen- 
steuerpflichti^  für  den  Ertn^^'^  ^uhics  Landtruts,  in  Mecklcnburpf  für  den  seinem  Hauses, 
während  Baden  für  die  Hypotheken  und  die  ctwaigeu  anderen  Staateo,  in  denen  die 
Wertbpapiei«  domiciliren,  bei  der  diiecten  BMteaemnf  dfeses  Hannes  leer  anagdieii.  — 
Aus  Jeni  Gi'sct/  sei  noch  erwähnt,  dass  derji'iiife  Denti.clie,  welcher  in  seinem  Heimath- 
staate und  ausserdem  iu  aoderen  EinzeUtaaten  ciueu  Wolinsitz  hat,  nur  in  exsterem 
zu  directen  Staatestevem  —  von  den  beiden  altgemeinett  Ansnahinen  al^esehen 
herangezogen  werden  darf  (§.  2).  In  Bandes-  oder  Staatsdiensten  stehende  Deutsche 
sind  nnr  in  (K-niicnisen  Einz>»lstaat  zu  bt*->tciiern .  wo  sie  ihren  dienstlichen  Wohnsitz 
haben  (§.  l!)  Au  dcu  Wirkungen,  welche  der  Wohnsitz  oder  AuicutUalt  ausserhalb 
des  Bandesgo bi ets  auf  die  (einzebtaatliche)  Steuerpflichtigkeit  einet>  Deutschen 
äussert,  wurde  dnrrh  das  gen.  Gesetz  .iTisdracklich  nichts  gc.lndi  rt  f^.  5).  Es  ist  seit 
1.  Jan.  1871  in  Geltung.  —  Vorangegangen  war  1869  eine  üeberciakuuft  zur  ßegelung 
des  Gegenstaads  zwiseben  Prawsen  nnd  Sachsen.  S.  besonders  Clanss  aber  das 
Gesetz  von  1P70  im  Fin.arrh.  V,  S.  1^^  II.,  Art.  Doppelbesteuerung,  von  La  band 
im  Wörterb.  d.  VerwalL,  I,  S.  289,  von  Ebcberg  in  der  2.  Aufl.  des  H.  W.  B.  d.  bt 
III,  S.  235.  Die  Frage  spielt  natoiiiob  in  ^edem  Bufidesstaate,  m  auch  in  der  Schweiz 
ähnlich.  S.  daraber  die  gen.  AnfiAtze,  besonders  Clanss. 

Das  Gesetz  von  1870  ist  wescutlii  h  dem  InteresReugesichts- 
puncte  der  einzeiucu  bteuerpt'lichtigen  entspruugen.  E» 
hat  diese  vor  ttbennässiger  directer  Besteuerung  sebtltzen  wollen 
nnd  das  auch  erreicht.  Indessen  liegen  ähnliche  Interessen  ancb 
noch  in  anderen  FäUeD  vor,  bei  diesen  ist  bisher  aber  eine  reiebs- 
gesetzlicbe  Regelung  wohl  von  Interessentenseite  and  auch  mit 
Bttoksicht  auf  allgemeinere  volkswirthschaftlicbe  und  Verkehrs- 
Interessen  angeregt  worden,  Jedoch  nicht  erfolgt.  So  in  Betreff  der 
Staats-  (nnd  Gommanal-)Be8tenening  der  Versich  er  an  gsgesell- 
schaften,  der  Äctiengesellschaften  tiberhaapt,  aach  der 
sonstigen  Erwerbsgesellschaften,  Genossenschaften 
und  schliesslich  aller  nicht  -  physischen  Personen,  sninal 
derer  des  Privatrechts.  In  derThat  fahrt  hier  die  unmernoch 
grosse  Verschiedenhdt  des  Eänzelstaats-Stenerreehts  O^re  so  Un- 
billigkeiten nnd  Härten  in  einzelnen  Fällen,  auch  za  Verhältnissen, 
welche  mit  der  Einheit  des  Wirthschafts-  nnd  Verkehrsgebiets,  der 
j.Fieiziigigkcit''  der  L'nteriiehmuügüu  uiid  des  Trivatkapitals  im 
lieichsgebiete  nicht  recht  im  Einklang  stehen.  Die  neuere  Tendenz, 
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die  subjeotiTe  PersoDal-,  besonders  dinkommensteuerpflicht  der 
Dicht-physiBcben  privatrechtlichen  Personen,  daher  —  der  praotiseh 
wichtigste  Fall  —  namentlicli  Actiengesellschaften ,  eintreten 
zu  lassen,  wie  wir  es  in  diesem  Werke  oben  oftmals  hervorzuheben 
hatten,  hat  hier  und  mnss  immer  mehr  zn  mancherlei  unbefriedigen- 
den Verhältnissen  beztiglich  der  Stenerpflichten  in  verschiedenen 
Einzelstaaten  führen,  besonders  aneh,  wenn  sich  eine  Gesellsehaft 
auf  veisehiedene  Staatsgebiete  erstreckt,  z.  B.  Domicil  des  Haupt- 
geschäfts nnd  der  Zweiganstalten  n.  s.  w.  in  verschiedenen  Staaten 
liegen.  Anf  die  Dauer  wird  hier  eine  einheitliche  fieguluijj,^  der 
Stenerpflicht  gerade  in  Betreif  der  directen  Staats  Stenern, 
besonders  der  Eänkommenstener,  nicht  nnterbleiben  k^^nnen. 
Wichtige  allgemeine  Interessen,  nicht  nur  solche  der  speciellen 
Interessenten ,  welche  indessen  vom  Gesicbtspuncte  „geiecbter" 
Stenerpolitik  aus  ebentails  aut  ßerücksicbtigung  Anspruch  haben, 
hiiid  dafür  geltend  zu  machen.  Es  stemmen  sich  bisher  dagegen 
l'reilieli  die  practischen  Schwierigkeiten  der  legislativen  Regelung 
der  Materie  und  —  wohl  auch  hier  Scheu  vor  Eingriffen  in  die 
Landessteuerrechte  durdi  das  Reichsrecbt,  eine  Scheu,  bei  welcher 
der  Nebengedanke  des  ,,(iuieta  non  movere''  and  auch  wohl  ge- 
wisse particularistiscben  Velleitäten  mitspielen. 

Aach  für  die  Er bschaftss teuer  wird  ein  BedUrfniss  einer 
gewissen  einheitlichen  Regelong  einiger  Hanptpnncte  des  deutschen 
Landesstenerrechts ,  namentlich  der  sobjectiven  und  objectiven 
Steuerpflicht  nnd  auch  wohl  der  allgemeinen  Grundsätze  fttr  die 
BilduDg  des  Stenertarifis»  bei  nns  nicht  zu  verkennen  sein.  Sollte 
sich,  wie  es  zn  wtlnschen  wäre,  diese  Steaer,  nach  dem  neaerlichen 
Vorgang  Hamburgs  nnd  LflbeckSi  anf  die  d^cte  Unie,  besonders 
auch  auf  die  Descendenten»  allmftlig  mehr  ausdehnen,  so  wttrde 
dies  Bedttrfniss  yollends  ein  dringendes  werden. 

£s  ist  hier  nicht  die  Aufgabe,  aul'  diti  iragc  ukhar  cinzagebeD.  8.  u.  A,  die 
Schrift  von  Feitelberg,  EiDkommenbesteaeraof  nicht-physischer  (jaristischer)  Per- 
soneu,  1900,  Scblusswort  S.  190,  wo  die  r»>ichsgcsctzliche  ßegeluog  der  Bcstcncraujj 
dieser  Fenoneu  forlaagt  wird.  Mancherlei  zu  der  ganzen  Frage  Gehöriges  in  der 
neaeren  Littentor  Aber  die  relelisgesetzlicha  Onification  des  Vers  icher  angsrechts, 
auch  in  derjeMiü:<Mi  ubor  A  <  t  i  l-h  ir  osellscha  ftsw cscu  und  'l)c>üiider8  über  die 
subjectire  SteaerpÜicbt  der  Actiengcseiischaften  und  anderer  Erwerbsgesellscbaften. 
S.  u.  A.  Schanz'  Aufsatz  zur  Frage  der  Steuerpflicht,  Fiu.arcb.  B.  9,  S.  365  ff., 
auch  An  ton  i,  SteoMsabjocte,  eb.  B.  5,  S.  916  ff. 

So  haben  wir  denn  im  Ganzen  auch  noch  nach  einer  dreissig- 
jäbrigen  Periode  im  neuen  Deutschen  Reich  das  £rgebnis8:  die 
Landesbesteuernng   ist   noch    aliein  maassgebend 
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geblieben  aaf  den  grossen  Gebieten  der  ganzen  directen  (ab- 
gesehen TOD  jcncD  Bestimmungen  Uber  Beseitigung  der  Doppel- 
bestenening),  der  ihr  verbliebenen  Verkehrs-  und  Landes- 
stempeis teaern^  auch  der  nicht  reichsrechtlich  geregelten 
Gerichtskosten,  daher  namentlich  der  finanziell  wichtigen  fUr 
Geschäfte  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  des  Immo- 
biliarbesitzwechsels  unter  Lebenden,  femer  der  Erbschafts- 
stener;  weiter  ancbbeider  inneren  Bierstener  der  drei  sttd- 
dentschen  Staaten  nnd  factisch,  wenn  auch  nicht  anf  Grand  eines 
ihm  zQStehenden  Sonderrechts,  £lsass- Lothringens.  In  Betreff 
sonstiger  innerer  Verbranrchsstenern  sind  nnr  die  Be- 
sehittnkungen  der  Gesetze  Aber  die  Zölle  nnd  die  inneren  Verbrauchs- 
steuern eingetreten.  Das  hat  nicht  gebindert  die  Beibehaltung  von 
Landes-  oder  Einzelstaats  -  \Ve  i  n  steuciu  in  Württemberg,  Baden, 
Keicljslaud,  bis  vor  Kurzem  in  Hessen,  von  Sta,ats-Fle  is  eh  steuern, 
in  Sachsen,  Baden,  Altenburg,  von  Accisen  auf  verscbietleTie 
Artikel  in  Stadtstaaten,  wie  Bremen,  von  einzelnen  steuerlichen 
Singularitäten  sonst,  bis  zu  eigenen  —  XaebtigallsteucrD,  auch  von 
einzelnen  anderen  directen  Luxusstt  ik m.  Anch  Preussen  hat  1873 
seine  Staats-Mahl-  und  Schlaebtsteuer  völlig  spontan  und  landes- 
rechtlich ,  ohne  Beeinflussung  durch  Heichsrecht,  aufgegeben.  Der 
Wiedcreini'tihrung  oder  erstmaligen  Einführung  von  Steuern  auf 
den  genannten  Gebieten  steht  reichsrechtlich  nichts  im  Wege,  wie 
denn  z.  B.  einzelne  Lnznsstenern  noch  jüngst  als  Staatsstenem 
gelegentlich  neu  hinzugekommen  sind  (Hessen). 

So  besteht  denn  anch  immer  noch  eine  grosse  Mannig. 
faltigkeit  von  Stenerarten,  Stenerformen,  vollends  ron 
stenerpolitischen  nnd  stenertechnischen  Einzelheiten 
der  Einzelstaatsbestenerung  im  neuen  Deutschen  Reiche.  Am 
Wichtigsten  und  Folgenreichsten  ist  die  Sonderstellung  der  süd- 
deutschen Biersteuer  und  die  verbliebene  Verscbiedenheit  der 
directen  und  der  Erbschaftssteuern.  Auch  diejenige  von 
Verkehrssteuern  fällt  indessen  immerhin  ebenfalls  ins  Gewicht, 
wie  namentlich  die  Verschiedenheit  des  finanziell  und  steuerpolitisch 
wichtigsten  Thcils  der  den  Einzelstaatcn  verbliebenen  Verkehrs- 
steueru,  der  Besitz  Wechsel  abgaben  v(tn  Inunol)ilieu  bei 
Rechtsgeschäften  unter  lästigem  Titel  unter  Lebeuden,  mit  sehr  ver- 
schiedenen Steuersätzen  in  den  Ein7>elstaaten. 

„Freiwillig",  d.  h.  unter  dem  blossen  Zwang  der  Um- 
stände und  aus  eigenem  Interesse  des  betreffenden  Staats  hat  ja 
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zwar  erfreulicher  Weise  mehrfach  eine  Annäherong  der  Landes- 
stenerverfassnngen ,  besonders  bei  den  directen  Steuern,  auch 
bei  deu  Erbischaftssteuern  stattgel'uuden.  Der  Gedanke  der 
wesentlich  alleinigen  oder  wenigstens  vorwiegenden  staatlichen 
Personalsteuer,  besonders  der  al]f]:emeinen  EiokonirneDsteuer,  ist 
siegreich  vorgedrungen,  ahn  -  l)uiern  und  einstweilen  auch 
WUrttombcrg,  Reichsland,  die  beiden  Mecklenburg  haben  ihn  immer 
noch  nicht  angeuonimen.  Die  Nachnhniung  der  Neni^estaltung 
der  directen  Staatsbesteueruug  nach  preussischem  Muster,  die  Fest- 
setzung eines  personalsten  erfrei  bleibenden  Minimaleinkommenbetrags 
und  einer  mässigen  Progression  (bezw.  Degression)  des  Steuerfusses 
in  der  allgemeineD  EiDkommenstener,  die  fast  allgemeine  Annahme 
des  Declarationrawangs  wenigstens  für  etwas  höheres  Einkommen 
bei  der  Einkommensteuer,  die  Durchftthning  der  höheren  Bestenemng 
des  fnndirten  Einkommens  mittelst  einer  znr  allgemeinen  Einkommen- 
stener  hinzutretenden  personalen ,  der  Vermi^gensstener,  aneh  an 
Stelle  der  alten  Staats-Ertragsstenem,  die  Ausdehnung  der  subjee- 
tiTen  Einkommenstenerpflicht  auf  nieht- physische  priTatrechtliche 
Personen,  besonders  auf  Actiengesellsehaften,  —  dies  Alles  hat  flir 
wichtige  Grundlagen  der  directen  Staatsstenem  und  im  Anschluss 
daran  der  Gommunalsteuem,  eine  gewisse  Oleicbmftssig- 
keit  des  Landessteuerrecbts  im  Deutschen  Reiche  berbeigeftlbrt. 
Die  genauere  Befolgung  des  neuesten  treif liehen  preussiscben 
^Musters  der  Micjuerscheu  Stenerrct'orm  in  Hessen,  Braunschweig, 
einigermaasseii  uiK'h  in  i^aden,  ist  besonders  erfreulich. 

Aber  —  nicht  nur  bnbpTi  dio  v^rbin  im  nuten  Staaten  noch 
immer  eine  wesentlich  abweichende  directe  StaatsljesteueruuL",  bat 
Baiem  jüngst  (1899)  die  „Reform"  seiner  directen  Steuern  auf 
Flickarbeit,  ohne  die  nothwendige  durchgreifende  Umgestaltung 
seines  veralteten  Krtragssteuersystems  beschränkt,  hat  Württemberg 
schliesslich  an  Kleinigkeiten  seine  geplante  treffliche  Steuerreform 
Bchdtem  sehen :  auch  in  so  manchen,  doob  nicht  unwichtigen  Einzel- 
heiten bestehen  selbst  unter  nmren  Einzelstaatsgesetzen  ttber 
direete  Steuern,  auch  bei  der  Einkommensteuer,  noch  mehr  oder 
weniger  erhebliche  Verschiedenheiten  in  Betreff  der  subjectiTen  und 
objectiven  Steueipflieht^  des  Maasses  der  Steuerfreiheit  des  kleinen 
Einkommens  („Existenzminimums*'),  des  Steuertarifs  nicht  nur  in 
der  Hohe  der  Sittze,  sondern  auch  im  Gang  der  Progression  bezw. 
Degression,  endlich  auch  hinsichtlich  des  Veranlagnngsverfahrens 
n.  dgl.  m.  —  VerscfaiedenheiteD,  welche  durch  die  sonstigen  Ver- 
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gehiedenteiten  der  Steneirerfafisnng,  dareh  Bestehen  anderer  Stenern 
daneben,  besonders  der  Ertragsstenem,  keineswegs  alle  bedingt  sind, 
sondern,  offen  nnd  ehrlieh  gesprochen,  particnlaristischen  Neiguogca 
der  BegiemDgen,  der  Verwaltungsbehörden,  nicht  am  Wütigsten  auch 

der  Landtage,  entstammen.  Ifan  will  es  eben  „etwas  anders  macben''^ 

als  der  Nachbar,  als  ,,Preus8en",  man  beruft  sich  auf  andere  Ge- 
wohnheiten, An8chauuii<^en,  wirthschailliche  Verhältnisse,  Ver- 
waltuuijseinrichtungcn,  gcächicbtliche  Entwicklung^  der  Landes- 
besteuening:  u.  s.  w.  Die  Vermögenssteuer,  „die  f(ir  l'reussen  passen 
mag,  passt  lür  uns  in  Sachsen  nicht",  vollends  ,,fnr  uns  in  Baiern 
nicht",  für  welches  Land  ja  iuimer  noch  nicht  einmal  die  allgememe 
Einkommensteuer  ,  , passen"  soll,  —  als  oh  diese  Länder  <?anz  andere 
Verbältnisse  zeigten  als  Preussen  oder  als  wenigstens  die  eine 
oder  andere  preussische  Provinz,  für  die  das  preussisciie  Steuer- 
system gleichwohl  „passt".  Man  glaubt  sich  mindestens  bei  Be- 
formen der  Landesbesteuerung  nicht  zu  weit  vom  geschichtlich 
überkommenen  Steuerrecht  entlemen  zn  dürfen  und  nennt  das  wohl 
„richtige  eonserratiTC  Politik".  Aber  man  flbersiebt  dabei,  wie  sehr 
wichtige  Erwägungen  eine  möglichst  gleiehmftssige 
Gestaltung  des  Rechts  der  Landesstenern  im  hentigen 
Dentschen  Belebe  erwünscht,  ja  nothwendig  erscheinen 
lassen  nnd  ebenso»  wie  selbst  scharf  eingreifende,  wirklich 
Bestehendes  umgestaltende  Beformen,  wenn  sie  Verbeaaer- 
ungen  des  Bestehenden  mit  sich  bringen,  leicht  ertragen  werden, 
wie  man  in  Prenssen  1891  ff.  es  wahrgenommen  hat  Aneh  seibat 
die  Einführung  des  preussischen  Stenerrechts  in  den  1866  annectirten 
Gebieten  an  Stelle  des  alten ,  ehenso  des  neuen  Stenerrechts  in 
selbständig  gebliebenen  ^^taaten,  wie  Hessen,  Hiuuübcliu'eig,  bat 
sich  ohne  wesentliche  Schwierit^keiten  vollzogen. 

Nein,  auf  dem  Wege  des  Particuiarrechts  wird  sich  die  notb- 
wendige  Einheitlichkeit  des  »Steuerrechts  der  Einzelstaaten,  besonders 
in  der  directen,  der  Erbscbafts-,  der  den  Staaten  belassenen  inneren 
Verbrauchs*  und  Verkehrsbesteuerung  nicht  voilzieheD,  mindestens 
nicht  in  absehbarer  Zeit  Eben  deswegen  kann  doch  wenigstens, 
de  lege  ferenda  gesprochen,  die  Anbahnang  reich sr echt- 
lieber  Begelnng  auch  dieses  Beehtsgebiets,  namentlich  für  die 
Grnnd  normen,  als  Strebe  ziel  hingestellt  werden,  —  damit 
nicht  erst  wieder  grossere  politische  Krisen,  wie  im  ersten  Jahr- 
zehent  des  19.  Jahrhunderts  und  wieder  wie  1866  bei  der  erforder* 
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liehen  Fortbildang  des  Zoll-  und  Verbrauchssteaerrecbts,  als  Hilts- 
kmi'te  erwartet  werden  müssen. 

Es  dreht  sich  bei  einer  solcheu  reichsrechtlicheu  Ke;;eluug  des 
Landeb.sieuerrechts  aufb  nicht  nur,  wie  in  dem  erwähnten  Gesetz 
zur  Beseiti^aing  der  i^oppelbestcuernng  und  in  den  n]]rn  berührten 
sonstigen  Fällen,  um  Berücksichtigung  gcläbrdeter  Individual- 
interessen, derjenigen  einzelner  Stenerptiichtigen.  Es  bandelt 
sieb  um  etwas  noch  weit  Wichtigeres:  um  die  Sicherung 
der  nothwendigen  Steuer  politischen  Harmonie  zwischen 
Reichs-  und  Landesbestenernng,  zwischen  indirecter 
und  directer  Besteuerung  und,  wenn  diese  Sicherung  ge- 
lungen sein  wird,  um  die  Ldsung  des  schwierigen  Problems 
einer  wirklich  befriedigenden  Auseinandersetzung 
zwischen  Beichs-  und  Staatsbesteuerung  und  Reichs- 
und  Staatsfinanzen  (§.  216). 

Es  ist  auch  steuerpolitisch  auf  die  Dauer  unhaltbar,  dass 
zwar  die  indirecte  Ver braue  Ijs-  und  wenigstens  theilweise 
jetzt  aucb  die  \  oi  kehrsb  es  teuer  u  ng  liu  Wesentlichen  eine 
einheitliche  im  Reiche  geworden  ist  —  von  den  leidigen  sttd- 
(IciUscben  Hiersteuerrcservatrechten  und  f^ewissen  Theilcn  der  Ver- 
kehrssteuern, namentlich  des  Immobiliarverkchrs,  auch  den  er- 
wähnten Wein-  und  Fleischsteuern  freilich  ab^jesehen  — ;  dass 
dagegen  die  directc,  einschliesslich  der  steuerpolitisch  ihr  sehr  nabe- 
steheuden  Erbschaf tssteuer,  fast  völlig  allein  der  Einzelstaats- 
gesetzgebnng  unterstellt  und  so  doch  immer  noch  sehr  erheblich  ver- 
schieden geblieben  ist  Zwischen  den  verschiedenen  Gruppen 
der  Besteuerung,  namentlich  der  directenund  indirccten, 
muss  aber  in  einem  grossen  politischen  und  wirthschaft- 
liehen  Gemeinwesen,  wie  dem  Dentschen  Reich,  ein 
richtiges  Verhältnisse  eine  „Harmonie"  besteben. 
Das  ist  eine  wissensehaftliohe  und  praotische  stenerpoUtscbe 
Forderung  ersten  Rangs.  Sie  wird  das  practiscb  noch  immer  mehr, 
je  stärker  die  Erträge  einzelner  Steuerkategorieen,  wie  im  Reiche 
die  Zölle  und  inneren  Steuern,  zunehmen.  Diese  Forderung  ist 
Idder  nicht  erltUlt,  und  wird,  wie  gesagt,  schwerlich  rein  freiwillig 
durch  die  Entwicklung  des  Partlculanrecbts  erfüllt  werden.  Im 
Reiche  kann  keine  Rücksicht  bei  der  Ausgestaltung  des  Zoll- 
und  Verbrauchs  nnd  des  VerkehrssteucrrcLhtö  auf  das  Steuerrecht 
der  EinzelstaatcH  genommen  werden,  schon  weil  dieses  so  ver- 
schieden ist  (Preussen  —  Baieru  n.  s.  w.!).  In  den  Einzelstaateu 
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wird  umgekehrt  keine  genügende  Rücksicht  auf  das  Reichsstener- 
wesen  und  auf  das  Steuerwesen  der  anderen  Oliederstaaten  den 
Reichs  i^ciiommen.  Schwierigkeiten  siud  daraus  schon  mehrfach 
in  neuerer  /«it  tffr  Reformen  hervorgegangen,  z.  R,  wenn  die, 
vielleicht  sachlich  ganz  gerechtfertigte  hidierc  l^esteuci  uiig  de§ 
(Irossgevverbcs  (Raiern)  durch  die,  nicht  unausführbare,  Drohung 
der  Interessenten,  ihren  Betrieb  in  das  nahe  deutsche  Nachbarland 
zu  verlegen,  ersehwert,  vielleicht  anmöglich  gemacht  wird.  Es 
kommen  hier  also  doch  wahrlich  auch  wichtige  Interessen  der 
Einzelstaaten  selbst  in  Betracht. 

Aber  wichtiger  bleibt  die  Btteksieht  auf  die  Harmonie  des 
deutschen  Gesammtsteuersystems  von  Reich  und 
Gliederstaaten  zusammen.  Wenn  das  Reich  eine  Salzstener 
bat  und  glaubt  behalten  zu  müsseD,  wenn  es  die  Bier-,  Branntwein^ 

Tabaksteuer  erhöht  hat  und  vielleicht  weiter  erhöhen  mnss,  wenn 
es  Zölle  auf  Massenverbrauchsartikel  erhebt,  Agrarzölic,  Getreide- 
z?5lle  in  hohem  Satz  auH  a^aar-  und  volkswirthschaftspolitisohen 
Gründen  niclit  entbehren  kann,  so  muss  das  Reich  auch  die 
Sicherheit  haben,  d  a  s  s  wenigstens  von  a  n  d  e  r  e  u  »  v  u  n 
directen  Steuern  die  „kleinen  Leute",  welche  durch 
solche  Reichsstcuern  relativ  stärker  i^etrot!*  ii  werden,  befreit  oder 
ni  ii  s  8  i  g  e  r ,  die  w  o  h  1  Ii  a  b  e  n  d  e  r  e  n  C  i  a  s  8  e  n  vnn  directen 
Steuern,  Erbschaftssteuern  allein  oder  stärker  belastet 
werden.  Jetzt  fehlt  noch  jede  genügende  Bürgschaft  dafür,  das» 
das  überhaupt  und  auf  welche  Art,  in  welchem  Maasse  es  geschieht. 
Manche  Schwierigkeiten  in  der  Entwicklung  der  Reichsbesteuerung 
würden  geringer  gewesen  und  würden  in  Zukunft  geringer  sein^ 
wenn  in  gleiehem  Schritt  mit  dieser  Entwicklung  eine  parallele 
in  der  angedeuteten  Richtung  auf  dem  Gebiete  der  directen  Be- 
steuerung gegangen  wäre  und  fernerhin  gehen  würde.  «Namentlicb 
solange  keine  direete  Reichsbesteuerang  besteht,  ist  diese  Fordemng 
einer  entsprechenden  Entwicklung  der  directen  LandesbesteneruDg 
ToUends  berechtigt  Mit  der  Entwicklung  der  Reiehsstempelabgaben 
lässt  sich  doch  die  gebotene  Ausgleichung  nicht  allein  erreichen, 
so  richtig  jene  Entwicklung  neben  derjenigen  der  Z911e  und  inneren 
Verbrauchsbesteuerung  war,  weil  sie  andere  und  leistungsfähigere 
Bevölkcruügselemente,  als  die  letzteren  beiden  Steuerarten  es  thun, 
triflft.  Es  ist  daher  mit  dti  angedeuteten  Kntwicklurigsrit  htimg  der 
directen  Kinzelstaatsbesteueruug  ein  w i  cli  ti ge  s  R  e  i  c  h  s  i  n  t  e  resse 
verknüpft;  nicht  nur  ein  finanz-  und  steuerpolitisches,  sondern  auch 
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eiu  social-  und  allgemein-politisches.  Reichs-  und  iStaats- 
bcHtcoerung  müssen  in  einem  Bundesstaate,  wie  dem  neuen  Deutschen 
Reiche,  wenigstens  einigermaassen  ein  organisches  Ganzes 
bilden,  wenn  nicht  in  formeller,  so  doch  in  materieller  Hinsicht, 
Daran  fehlt  es  bisher.  Auch  von  Eeichswegen  sind  daher  z.  B. 
Keformen  in  der  direoten  Bestenerong  in  den  Einzelstaaten  geboten, 
in  der  Richtung  des  nenen  prensaiBchen  ood  des  in  den  meisten 
Gliederataaten  allmälig  ähnlich  gewordenen  Hechts  der  directen 
Besteuerung y  auch  in  BaierUi  Württemberg,  Mecklenborgy  Reiche* 
land  nnd  sonst,  wo  man  sich  noch  in  den  Gleisen  des  alten,  aber 
durchweg  auch  veralteten  Staats- Ertragssteuersystems  bewegt 

Dem  gegenüber  werden  doch  im  Grande  nur  particn- 

la ristische  politische  nnd  staatsrechtliche  Argumente  fttr  die 
Fernhaltung  des  Reichs  von  der  Einmischung"  in  dieses,  den 
Eiuzelstaatcn  „vorbehaltene"  Stenci^^ebict  ^^clteiid  gemacht,  Seitens 
der  Regierungen,  der  Landtage,  der  Hev^llkerung,  der  Parteien, 
auch  im  Reichstage.  Wenn  auf  dem  Boden  des  geltenden  Reichs- 
rechts eine  solche  „Eiumij^hung"  nicht  zulässig'  ist,  —  was  dahin 
gesteilt  bleibe .  nebenbei  bemerkt  nicht  ohne  Weiteres  zugegeben 
zu  werden  braucht  — ,  so  wäre  eben,  wie  es  in  anderen  Fällen 
geschehen  ist,  so  anf  dem  Gebiete  des  ganzen  BUrgerlioben 
Rechts,  eine  Erweiterung  der  Reichscompetenz  zu  er- 
streben. Die  hiergegen,  gerade  auf  diesem  äteuergebiete,  be- 
stehenden technischen  und  administrativen  Schwierigkeiten  sind  ja 
bekannt  nnd  werden  auch  von  mir  nicht  übersehen.  Sie  bilden 
aber  keine  sachliche  Widerlegung  der  hier  aufgestellten 
Forderung.  Letztere  wird  durch  gewichtigste  finanzwissMischaft- 
liehe  nnd  finanapraetischCi  social-  nnd  allgemein-politische  GrUnde 
untersttttzt  Deswegen  seien  hier  wenigstens  noch  einige  An- 
deutungen Aber  die  legislative  Ltfsung  der  Aufgabe  und  ttber 
die  stenerpolitischen  Grundsätze  daflOr  eingeschaltet 

Es  handelt  sich  um  ein  ähnliches  Problem  wie  bei  der 
Regelung  des  Communalsteuerrechts  durch  die  Staats- 
gesetzgebuDg.  Auch  hier  werden  allgemeine  grundsätzliche 
Normen  aufgestellt,  um  die  Oommnnalbesteuerung  in  die  richtigen 
Wege  zu  leiten  und  die  staatlichen  (resammtintercssen,  auch  die 
ünanziellcn ,  mit  den  örtlichen,  eoimaunalen  zur  richtigen  Aus- 
gleichung zu  bringen,  so  die  gehamnite  Staats-  und  Coiauiunal- 
best^uerung  zu  einem  organischen  System  zu  raachen.  Inner- 
halb dieser  Normen  wird  dann  immer  noch  genügender  Spielraum 
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für  die  Steuenuitononiie  der  Coniumnen  und  für  die  concreto  Ent- 
wicklung der  CommunaibesteueruD^  nach  den  concreten  Bedfirf- 
nissen  einer  jeden  Commune  belassen.  Aehnlich  geht  es  mit  der 
Regelung  der  Verband8-(Provinzial-,  Kreis-jBesteuerung. 

Die  Gliederstaaten  eines  Bundesstaats,  wie  des  Deutschen 
Beiehs,  können  in  einer  so  wichtigen  Kechtsmaterie  wie  dem  Steuer- 
recht  und  speciell  dem  Becbte  der  directen  Stenern,  Erbschafto- 
stenem,  Verkehrsstenern,  auf  die  Daoer  anch  nicht  „voll  soayerän'' 
bleiben,  80  wenig  als  in  maaehen  anderen  RechtBgebieten.  All- 
gemeine grnndstttzliche  Normen  des  Gesammtsteoer- 
rechts  im  Deutschen  Reiche,  anch  des  Einzelstaats- 
stenerrechts,  sind  daher  sn  verlangen.  Nnrdie Reichs- 
gesetz gebnng  kann  sie  geben. 

Das  ist  eins  der  Ergebnisse,  welche  für  die  Fortbildung  unserer 
deutschen  Besteuerung  aus  der  Darstellung  der  „deutschen  Be- 
steuernng  im  19.  Jahrhundert'*  meines  Erachtens  mit  Nothwendig- 
keit  folgen.  Es  gilt,  diesen  Gedanken  in  die  Öffentliche  Meinung 
hinein  zu  lirin^^cn  und  ihn  hier  allmälig  ])opnrar  /ii  machen,  — 
wiilici  iiiitiiilich  unter  deutschen  Verhältnissen  mit  den  üblichen 
unendlichen  Widerständen  /u  rechnen  ist,  welche  noch  jede  be- 
deutende Keform  des  Rechts  in  einheitlicher  Richtung  nach  unserem 
Voiksgeist,  unserer  historischen  Entwicklung  gefunden  hat  und  leider 
nach  nnseren  Parteiungen  aller  Art  heute  noch  findet.  Das  ist  aber 
auch  das  Recht  der  Wissenschaft,  solche  Bedenken  und 
Forderungen,  welche  sie  aus  dem  eindringenden  Studium  des  Gegen- 
stands gewinnt,  zu  vertreten,  einerlei,  ob  die  sich  so  ergebenden 
Zielpuncte  momentan  auf  Anerkennung  oder  auf  Darcbftthrang 
Aussicht  haben  oder  nicht.  Die  Wissenschaft  arbeitet  so  doch, 
wie  es  ihre  Aufgabe  auf  Gebieten,  wie  dem  uns  hier  beschäftigten 
mit  ist,  der  Praxis,  der  späteren  Qesetzgebung  vor. 

Es  handelt  sich  hier  freilich  um  bekannte  Controversen  Uber  die  Aofgaben  der 
Wisseiisi  liaft  übcrhnapt  nnd  «rcwissftr  Wissenschaft,  zu  denen  Politische  Oeion;  nt- 
und  Finanzwistfeuächalt  in  cmiaentcm  Maasüo  gehörea,  speciell.  Die  obige  Aoffa^uu^g 
der  Aufgabe  der  Wineiucheft  steht  im  Einkuiifc  mit  meiner  gmnds&tzU^en  SuUnng 
in  dieser  CentroTerse.  S.  meine  GmndieffOBg,  &  Aufl.,  Th.  1.,  §.  55,  S.  142  ff. 

Was  im  Deutschen  Kelche  danach  zu  erstreben  wäre,  ist  eine 
reichsrecli  tliche  iiegelun^  der  leitenden  grundsätz- 
lichen Normen  des  K  i  n  z e  1  s  t a  a  t  s  -  S  t e u  errechts  a  u  1  dem 
bisher  diesem  Hechte  im  Wesentlichen  zur  völlig 
autonomen  Regelung  tiberlas seuen  Gebiete,  daher  der 
directen,  der  Erbscbat'ts-,  der  VerlLehrssteaeru,  ein- 
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flcfaliesslich  derjeoigen  für  den  Immobiliarverkehr  in  den 
Abgaben  der  freiwilligen  Geriehtsbarkeit  Die  sich  hier* 
nach  ei^ebenden  Forderungen  wären  in  knappster  Fassung  die 
folgenden. 

Vorzuschreiben  wäre,  dass  die  hauptsächlicheD  direeten 
Landesstenem  eine  allgemeine  Einkommen-  nnd  eine  all- 
gemeine Vermögen  ssteuer  sein  müssen,  wesentlich  also 

wie  in  Preussen,  Hessen,  Braiinschvveig,  demnächst  in  iiaden.  Anch 
die  wichtigsten  Pnncte  der  Einrichtung  dieser  Steuern,  des  V'eran- 
lagnngsvertahrens ,  des  Berufungswesen,  wUren  reich^rerhtlieh  zu 
regeln,  auch,  innerhalb  etwa  eines  gewissen  Pahniens  vuu  Grenz- 
ziflfem,  die  Bestinnuung  über  das  steuerfreie  Minimum  bei 
der  Einkommensteuer  —  z.  R.  zwischen  600  —  i)00  M.  und  der 
Verni()gen8steuer  -  z.  B.  zwischen  4000  —  6000  M.  — ,  um  nach 
den  gegebenen  Wohlstandsverhältnissen  und  Finanzbedürfnisseo  den 
einzelnen  Staaten  eine  gewisse  freie  Bewegung  zu  gewähren,  was 
u.  A.  für  Kleinstaaten,  wie  die  thüringischen  und  andere,  ein  Be* 
dttrfniss  sein  möchte.  Auch  die  Steuerprogression  bis  zu 
einem  gewissen  Minimalsatz  —  z.  B.  6  %  — t  mindestens 
erreicht  werden  muss  bei  Einkommen  tlber  einer  gewissen  Höhe 
—  z.  B.  100.000  M.  —  und  ähnlich  bei  der  Vermögenssteuer, 
ferner  Mazimalstenersätze  fttr  die  kleinen  steuerpflichtigen 
Einkommen»  namentlich  ftir  die  Arbeitseinkommen,  —  z.  B.  Vt  % 
bis  1000,  1  %  bis  1500,  IV,  %  bis  2000,  2  %  bis  3000  M.  —  und 
für  die  mittleren  Einkommen  —  z.  B.  3%  10.000  M.  — 
wären  reichsrechtlieh  zu  bestimmen.  Das  ist  geboten:  einmal  um 
dem  Progressivprineip  seine  Function  der  Ausgleichung  der 
umgekehrt  progressiven  Wirkungen  vieler  Zölle  und 
iuiicien  Verbrauchsstenern  zu  sichern,  dann  juieh,  um 
die  kleineu  und  mittleren  Einkommen  vor  IJebei  bürdung 
durch  die  Gesammtbesteuerung  des  Reichs  und  der  Einzel- 
staaten zu  schlitzen.  Innerhalb  des  Kahmens  derartiger  Be- 
stimmungen wäre  dem  Landessteuerrecht  freie  Bewegung  zu  ge- 
währen, ebenso  darüber,  ob  es  das  stcuert'reie  P'.xistenzminimnm 
höber  ansetzen  und  über  die  Min  im  als  ätze  der  Progression  lür 
hohes  Einkommen  hinausgehen  will.  U eberall  wäre  bei  der  Ver- 
mögenssteuer nach  den  gleichen  Grundsätzen  wie  bei  der 
Einkommensteuer  vorzugehen.  Auch  für  die  Erbschaftssteuer 
wären  die  gleichen  grundsätzlichen  Normen  reichsrechtlich  zu 
treffen,  besonders  Uber  subjeetiTe  und  objeetire  Stenerpflicht,  ob 
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und  wie  weit  die  direete  Linie,  oameDtlich  auch  die  Dtst  rndentcn, 
mit  gctroffoii  werden  Bollen,  welches  die  Grenze  der  bteiicriieiheit 
nach  unten  zu,  nach  Höhe  der  Erbportion,  des  Legats,  etwa  auch 
in  eiuem  Kahmensatz  mit  Grenzziffem  ftir  den  Minimalbetrag  des 
steuerfreien  Erbes,  welches  die  Minimalsätze  des  progressiv  zu  gestal- 
tenden Steuertarifs  nach  der  doppelten  Scala,  nach  dem  Verwandt- 
schaftsgrade zwischen  Beerbtem  und  £rbeii  und  nach  der  Höhe  des 
individuellen  £rban£all8,  sein  sollen.  Auch  hier  bliebe  dann 
dem  Jjandesatenemdit  nach  den  concrelen  VerbältDiBSen,  so  nneh 
dem  Finansbedarfy  ein  gewisser  Spielraum,  z«  B.  die  niedrigere 
wie  die  htthere  Ralimengrense  der  Steoerfreilidt  zn  w&hlen,  die 
Hinimalstenersfttze  des  Beiehsrecbts  zu  erhohen.  Endlich  würe 
ttfanlich  aneh  anf  dem  Gebiete  der  Landesverkehrsstenern 
vorzugehen,  namentlich  z.  B.  MinimalsSUze  fttr  den  Immobiliarbesitz. 
Wechsel  onter  Lebenden  zn  lästigem  Titel  zn  bestimmen,  deren 
Ueberschreitang  wiedenun  nach  Umst&nden,  Bedarf  n.  s.  w.  der 
LandesgesetzgebuDg  zu  gestatten  wäre. 

Nur  soweit  die  Einnahmen  auü  diesen  demgemäss  regulirten 
Landessteuern  zuzüglich  der  sonstigen  Staatseinnahmen  und  etwai- 
ger Zuschüsse  aus  Reichsmitteln  (Ueherweisungen)  nicht  aus- 
reichten, wären  den  Einzclstaaten  noch  andere  öteuerarten  für  ihre 
Landesfinanzen  zu  gestatten,  wie  die  bisherigen  oder  selbst  neae 
Ertragssteaem,  Luxnssteaem  n.  dgl. 

Sollte  sich  aber  ergeben,  was  z.  B.  in  einzelnen  Kleinstaaten 
Thüringens,  in  Waldeek  u.  s«  w.  nicht  nnmOgUch  wäre,  dass  die 
reichsrechtlichen  Beschränkungen,  so  etwa  in  dem  Fnnete  der 
Personalstenerfreiheit  kleinen  Einkommens,  die  Deckung  des  Finanz- 
bedarfs  solcher  Staaten  zu  sehr  erschwerten,  weil  die  Progression 
des  Stenerfasses  fttr  höhere  Einkommen  nnd  Vermögen  zn  stark 
werden  mttsste,  andere  Stenern  nicht  genttgend  ansgebildet  werden 
könnten,  die  sonstigen  Staatseinnahmen,  so  ans  den  Domftnen, 
fttr  die  LandesfHnten  stark  in  Ansprach  genommen  werden  mOssen, 
die  Staatsausgaben  aber  sich  wegen  der  ganzen  Verwaltung«- 
Organisation  solcher  staatlicher  Mikrokosmen  doch  nicht  vermindern 
Hessen, —  dann  müsstc  von  Reichswcirc  n  liolchen  St  aalen 
in  ähnlicher  Weise,  wie  es  Prcu.Nsen  iih  Wal  deck 
thut(§.17C),  geholfen  werden  durch  h  eso  n  dere  Dotation: 
das  wäre  die  Consequenz  des  föderativen  Characters  des  Reichs 
und  —  der  einmal  angenommenen  Nothwendl^rkeit  des  Fortbestands 
dieser  Kleinstaaten  als  selbständiger  Giiederstaateu  des  Keichs. 
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Sollten  umgekehrt  die  reicbsrechtlich  geregelteu  Landessteuern 
nach  den  reicbsrechtlichen  Mininialsteuersätzen  für  höheres  Ein- 
kommen u.  8.  w.  trotz  der  reicbBreehtlicben  Minimalgrenze  der 
Stenerfreibeit  fUr  kleines  Einkommen  und  Vermögen  dem  Einiel- 
Staate  einen  Ertrag  tlber  dessen  eigenen  Steuerbedarf  hinaas  er- 
geben —  ein  nicht  sehr  wahrseheinitcher  Fall,  wenn  er  aneh  in 
einzelnen  Kleinstaaten  mit  grossem  privatwirtbafUicben  Staatsein- 
kommen nicht  unmöglich  wäre  —  so  bliebe  einem  solchen  Staate 
ja^  nach  obigen  Vorsehl&gen,  von  Beiehswegen  gestattet,  die  Grenie 
des  stenerfreien  Existenzminimums  noch  hoher»  die  MazimalstetieF- 
Sätze  für  kleines  nnd  mittleres  Einkommen  nnd  Vermögen  noch 
niedriger  zn  stellen.  Nur  die  reiehsreehtlichen  Minimalstenenitze 
fllr  höheres  Einkommen  dürften  nicht  ermässigt  werden,  um  den 
Zqzü^  reicherer  Leute  aus  anderen  deutschen  Ländern  nicht  be- 
sonders zu  begünstigen.  Meistens  würde  ein  liiiiinziell  so  günstig 
ßituirter  Staat  wohl  statt  dessen  aber,  sei  es  tür  selten  fehlende 
Staatsaufgaben  mehr  Mittel,  sei  es  seine  Ueberschttsse  für  die 
Dotation  oder  stärkere  Dotation  seiner  higheren  und  niederen 
SelbstTer\vaItung8kOr[icr,  seiim  (rcmeinden  ii.  s.  w.  verwenden.  In 
einer  dieser  drei  möglichen  Formen  käme  also  nach  wie  vm  der 
Bevölkerung  des  Eiuzelstaats  die  besonders  gUnstige  Finanzlage 
des  letzteren  allein  zu  gute  -  and  damit  entfiele  ein  unter 
deutschen  Verhältnissen  nicht  undenkbares  Bedenken  des  „beimi- 
schen Finanzegoismns*^  gegenüber  den  anderen  deutschen  Staaten. 

Dies  ist  natürlich  nur  ein  ganz  allgemcio  golialtcoes,  auf  die  Grandzuge  sich 
besehTiiikeDdaB  Profimmm  für  eine  Dach  den  aogedevteteo  Ortoden  danehaits  noth' 

r.-ndis  erscheinende  reiclisrecbtliclic  Reg^clun?  der  Einzelstaafsbesteuerune;^.  Seine 
Aufstellung  fäUt  etwas  aus  dem  Kähmen  dicsus  Werks  heraus,  aber  schien  mir  doch 
ab  «In  positires  Ergebniss«  du  ich  für  die  EiOrteninfr  Ton  Refbnnfrafen  ans  dar 
Darstellung  der  beätehcndcn  Besteuerung  und  ihrer  Entwicklung  für  miili  selbst  ge- 
wonnen habe,  hier  au  Platze  zu  sein.  Genauere  Durchfuhrung  and  specicllc  Be« 
gründung  dieser  Grundzüge  eines  solchen  Programms  musa  ich  mir  für  eine  andere 
Gelegenheit  vorbehalten.  Der  heftigen  „politischen"  Widersprüche,  die  es  unter  unseren 
Verh-'iltn!9s<?n  finden  wird,  bin  ich  mir  natürlich  bewusst,  man  wird  mi<  h  „übrr- 
trieboner  uiuuriächcr  Tendenzen*'  beschuldigen,  —  möge  mau.  Aber  auch  die 
sti  nerpolitischen  und  steaertechnischeii  BedeDben,  die  dagegen  erhoben  werden  kdnnea, 
sind  mir  nicht  unbekannt  nnd  ron  mir  mit  erwogen  wordi  ii.  In  Betrofl'  derer  inftchte 
ich  Kritikern  nur  im  Voraus  bemerken:  die  meisten  Einw&nde,  die  sie  mir  machen 
Verden«  habe  ich  mir  natllilich  ebenso  schon  selbst  gemacht,  aber  —  eben  nicht  für 
ausschlaggebend  bi  fundcn  oder  zu  widerlegen  gewu5>t.  wenigstens  metner  An:<icht 
und  Ueberzougung  nach.  Es  sind  neben  politischen  Momenten,  die  ich  nicht  rer- 
Iftngne. doch Tomemlich  principiell  stcucrtheoretische  und  stenerpolitische 
Gründe,  nicht  zum  Wenigsten  auch  socialpoliiische,  —  wegen  der  noth wendigen 
Ausirleichiniff  bedenklielier  Wirkungen  der  indirertcn  Verbnuelissteiiern  durch  die 
W  irkuugen  directer  btcuoru  — ,  welche  mich  zur  Vertretung  einer  solchen  i-orderong 
der  reichsrechdichen  Kcgelung  der  Landcsbcstcucrung  und  zar  AoCrtdlnDg  eines 
eolchen  Programms  zur  Yerwirklichang  dieser  Forderang  bestimnen. 

Wtga«r,  FiBaaswiMUMbafi  IV.  52 
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AniMnleiD  ht  ab«r  auch  noch  iolgendor  uracUscho  Oebichtspumn  uiit  fUr  micli 
dftb€i  BUMMgebend.  Es  wird  dabei  eine  Frage  berObn.  die  Regelung  der  finan- 
ziellen Beziol)un?»!ri  zw i schon  dem  Reiche  und  den  Ei  n/.elstaat  .!!. 
welche  wiederam  aus  dem  Kähmen  dieses  Werks  ood  aach  dieses  Baudes  hinaasthu. 
Aber  sie  steht  mit  dem  (iegeDStande  dieses  §.  215,  mit  der  reichsrecbtlichen  Begeluug 
der  LandesbesteuorQDg,  in  nahem  Zattdunenhange.  Deshalb  asi  auch  Uber  diese  Yer- 
hAluiiaw  noch  ein  Won  beigelägt 

§.  216.  Die  reiehsrecfatliche  Regelung  der  Be- 
ziehangen  swisohen  ReiehB»  and  Landesfinanzen. 
Das  Dentsebe  Reich  kann  ja,  streng  staatsreebtlieb  die  Frage  anf- 
gefasst,  eigentlich  ^^kein  Deficit  haben",  weil  nach  Art.  70 
der  ReicbsTerfassnng  (o.  S.  651)  die  dnreh  die  sonstigen  Einnahmen 
Dicht  gedeckten  Aasgaben  des  Reichs  dnrcb  die  Matrionlar- 
bei  träge  der  einzelnen  Staaten  nach  Maas8gabe  ihrer  Be- 
völkerung aufzubringen  sind.  Aber  thatsüchlich  verhält  es  sieb 
eben  doch  bekanntermaassen  nicht  so,  weil  die  Heranziehung  der 
Gliederstaaten  mit  Matricularbciträgen  liberhanpt  nnd  vuliLiids  mit 
solühen  uacb  diesem  Maassstabe  in  dem  jeweilig  eriorderlicheu 
Umfang  practiscb  undurchführbar  ist  und  auch  in  der  Fi>nu  solcher 
Beitrag;e  linanzpoliiis(  h  den  grössten  Bedenken  bege{j:net.  Deun 
diese  Matrirularbeiträ^e  wirken  wie  eine  Art  Kopfsteuer,  weil  sie 
nnr  die  Z:ihl,  nicht  die  wirtbscbaftlicbe  Leistungsfähigkeit  und 
Stenerfäbigkeit  der  Bevnlkerung  jedes  £inzel8taats  berflcksiebtigen. 
Der  reiche  hanseatische  und  der  arme  thüringer  nnd  waidecker 
,,Kopf"  zfthlen  dabei  gleich.  Durch  das  System  der  ,,Ueber- 
weisnngen^'  (S.  653)  wird  dieser  Fehler  zwar  ansgegüchen,  sO' 
weit  sieb  Matricnlar-  nnd  Ueberweisnngsbetri&ge  genan  decken» 
indem  die  letzteren  naob  demselben  Haassstabe  Tertbeilt  werden, 
der  Kopfoabl  der  BevOlkernng.  Aber  genan  gleichen  sich  beiderlei 
Beträge  eben  nicht  ans.  Sind  die  If atricnlarbeltrilge  höher,  ao  yer- 
bleiben  wenigstens  fttr  die  Diflferenz  die  fehlerhalten  kopfstener- 
artigen  Wirknngen  des  Prindps,  sind  die  Ueberweisnngen  höher, 
so  werden  anderseits  den  Staaten  mit  Srmerer  Bevölkerung  auf 
Kosten  derjenigen  mit  reicherer  nach  ganz  mechanisehem  Hasss- 
stabe  ebenso  unbillige  Vortheile  gewährt.  Ausserdem  ist  auch  sonst 
das  neuere  Ueberwei8uiigi56y>lem  iiiincipiell  falsch  und  wirkt  es 
practisch  störend,  verwirrt  die  Finanzlage  des  Reichs  und  der 
Gliederstaaten  und  widerspricht  dem  Bundesstaatscharacter  des 
Reichs  (§.  201). 

Namentlich  die  beständigen  Schwankungen  in  den 
Ucberwcisiin^rsbctrSgcn  und  in  den  nns/uscbreibendeu  Matrieular- 
beiträgen,  die  KUckwirknugen  der  li'eatsteUang  der  Zahlfin 
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datür  im  Reichshaushaltsetat  und  der  später  nach  den  Ergebnissen 
notbwendig  wieder  zu  bcrichtigeDden  Zahlen  auf  die  Einzeistaats- 
iinaDzeii,  aaf  deren  Badgelaafetelliuigy  welche  öftere  aohon  vi  einer 
Zeit  vorgenommen  werden  mnss^  wo  jene  Zahlen  noch  gar  nicht 
einmal  im  Beichehaashaltsetat  feststehen,  —  das  sind  St?  rungs- 
elemente,  welche  sich  immer  empfindlicher  gerade  aneh  fttr  die 
Landeshanshalte  erwiesen  haben. 

Das  Reich  konnte  sieh  ja  nnn  nach  dem  Buchstaben  der  Ver- 
fassung und  nach  den  einmal  in  den  neueren  Stenergesetzen  ge- 
troffenen Bestimmungen  über  die  Ueberweisnngen  trotzdem  bei  dem 

bestehenden  Rechtsznstand  bernhigen,  -  wenn  es  nur  seine  und 
nicht  auch  die  finanziellen  Einzelstaatsinteressen  zu  berücksichtigen 
,  hätte.  Diese  uuvermeidliche  Rücksichtnahme  beengt  das  Reich  aber 
nutiiwendig  auch  in  seinem  eigenen  Finanzgebahren.  Immer  wird 
es  beachten  niiis-etj,  bei  jeder  Aeuderung,  d.  h.  practisch  gesprochen 
meistens  Steii^t  inDi:  seiner  Ansgaben,  l)ei  jeder  Schwankung,  d.  h. 
iiäiiH'ntlich  \  eniiiiKidUüg  seiner  eigenen  Einnahmen,  wie  wirkt  dns 
am  die  Matricularbeiträge ,  diese  wieder  indirect  auf  die  Spanne 
zwischen  diesen  und  den  Ueberweisungssummen,  aut  das  Plus  oder 
Minus  der  einen  oder  der  anderen,  demnach  auch  wieder  auf  die 
Finanzlage  der  Einzelstaaten  ein.  Selbst  der  gr^sste  davon,  selbst 
Preussen  bleibt  von  diesen  Umständen  nicht  unberührt  und  kann 
Ton  einer  Erhöhung  der  Matricularbeitrige,  einer  Verminderung  der 
Ueberweisungen  doch  unbequem,  namentlich  zu  ungcAegener  Zeit, 
getroffen  werden.  Es  muss  jedenfalls  danach  wieder  seine  eigenen 
Finanzmaassregeln,  in  seinem  Ausgabe-  wie  in  seinem  Einnahme- 
bodget  oder  in  beiden  zugleich,  trefien.  Von  den  Hittetetaaten, 
schon  weil  sie  in  Hinsiebt  der  privatwirthschaltUchen  Landesein- 
nahmen,  besondere  aus  den  Staatseisenhahnen,  nicht  so  günstig 
stehen  als  Preussen,  gilt  das  tou  Preussen  Gesagte  noch  in 
stärkerem  Maasse.  Ihr  Landesstenerbedarf  wird  von  dem  Ausfall 
an  Ueberweisungen  oder  von  der  Vermehrung  der  Matricularbeiträge 
noch  liiclir  und  noch  störender  und  noch  unmittelbarer  berührt. 
Die  Kleinstaaten,  zumal  die  monarchischen  und  ärmeren,  mit 
absolut  doch  nur  kleinen  nicht-steuerrechtlichen  Einnahmen,  welche 
ohnebin  bei  ihnen  in  so  starkem  Maasse,  wie  wir  mehrfach  gesehen 
haben,  für  die  Dotationen  der  Landesflirstcn  in  Anspruch  genommen 
werden,  diese  Kleinstaaten,  welche  tiberliaupt  nur  ndt  absolut 
kleinen  Geldbeträgen  in  ihren  Haushalten  rechnen,  sie  werden  in 
mitunter  kaum  mehr  erträglicher  Weise  von  jenen  bchwankungeu 
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der  Matiicularbcitni^re  und  der  Ueberweisungen  getrofiTen.  Das  i  ^ 
berät  ksichtl^cü  kunii  das  Reich  doch  Dicht  anterlassen.  Ohr 
Zweiiel  sind  diese  Kleinstaaten  in  ihrer  Selbständigkeit"  als 
Gliedcrsstaaten  des  Reichs  ja  polirische  Anachronismen,  indem  nur 
ein  eigeuthUndiches  Schicksal  sie  vor  der  Mediatisirung  bewahrt 
hat,  d.  h.  vor  der  ßebandlaog  so  vieler  anderer  Kleinstaaten^  die 
ihnen  am  Schhiss  des  alten  Reichs  rechtlich  and  auoh  factisch 
nach  der  politischen  Bedeutung  ebenbürtig  waren.  Aber  auch  sie 
haben  doch  nun  einmal  vom  neuen  Reiche  ihre  weitere  Selhständig- 
keit  garantirt  erhalten,  sind  als  dessen  Glieder  mit  aufgenommen, 
daher  haben  sie  mit  Becht  doch  auch  diejenige  Rttoksicht  hier  in 
finanzieller  Beziehung  %u  erwarten,  welche  ihnen  die  Erhaltung 
ihrer  politischen  SelbstSndigkeit,  ihrer  im  Rahmen  der  Reiohsyer- 
fassung  einmal  belassenen,  wenn  auch  besohrftukten  ,,SoUTeränetät" 
möglich  macht 

Es  ist  daher  ganz  mit  Hecht  im  beiderseitigen  Interesse 
eine  befriedigende  Regelung  der  finanziellen  Er- 
Ziehungen  zwischen  dem  Reiche  und  den  Einzei 
Staaten  als  ein  dringendes  Erforderuiss  anznerkennen.  Dabei 
kann  es  sich  aber  nicht  um  eine  lediglich  niechauiöcho 
Regulirung  handeln,  indem  etwa  aus  dem  Ertrage  der  Zölle  und 
inneren  Reichsstcuern  ein  bestimmter  Betrag  zn  Ueberweisungen 
an  die  Einzcistaaten  festgelegt  wird,  wenigstens  für  eine  gewisse 
Periode,  unter  Vorbehalt  der  Revision  nach  Ergehnissen  und  Be- 
dUrfnissen  der  Reichs-  und  Landesfinanzgehahrungen,  z.  B.  wie 
nach  dem  amtlichen  Plane  fllr  die  Auseinandersetzung  zwischen 
Reich  und  Einzelstaaten  vom  Jahi'e  1893  mit  40  Mill.  Mark,  unter 
Verzicht  auf  einen  weiteren  Rückgriff  des  Reichs  auf  Matricular- 
foeitrSge;  oder  indem,  wie  nach  einem  TerSnderten  amtlichen  Plane 
TOn  1895,  wenigstens  auf  Gleichsetznng  von  Matricnlarbeitragen 
und  Ueberweisungen  hingewirkt  wird. 

Auf  das  verfassungsmässige  Recht  zur  Forderung  von  Matri- 
eularbeitrSgen  sollte  überhaupt  unter  keinen  Umstlnden  vom  Reich 
verzichtet  werden,  einerlei,  ob  und  wie  weit  man  practtsch  zur 
Herstellung  des  Oleicbgewichts  zwischen  Einnahmen  und  Ausgaben 
im  Reichshaushalte  von  diesem  Rechte  jeweilig  Gebrauch  macht. 
Denn  in  diesem  Rechte  hat  das  Reich  ein  unter  unseren  politischen 
Verbältnissen  gar  nicht  zu  entbehrendes  Pression suiittel  auf  den 
Reichstag,  die  Landtage,  die  Regierungen  der  Eiuzelstaateu. 


Digitized  by  Google 


Begeluug  der  B62i«liaiigen  zwischen  ßeicltö-  und  Lajidesfiuaazea.  i}09 

. ,  Jede  schwankende  —  wie  binher  —  oder  feste  Dotation  der 
'r.inzelstaaten,  wie  nach  dem  Plane  von  1893,  aus  einem  Plus  von 
l'eberueisun^en  Uber  die  Matricularbeiträge  begegnet  aber  den- 
selben principiellen  und  piaetischpn  Bedenken  wie  das  bisherige 
System  der  Matricnlarbeitriii^e,  ^ewisserniaassen  „negativer"  Uebcr- 
weisungen :  dem  Bedenisen  der  Kepartitiou  nach  einem 
völlig  unzulänglichen  Maassstabe. 

Hier  hängt  das  Problem  der  Kegelang  der  Be- 
Ziehungen  zwischen  Reichs-  und  Lan desfinanzen  mit 
dem  vorhin  behandelten  Problem  der  reichsrecht- 
licben  Regelung  der fiinzelstaatsbesteaernng  meines 
Erachtens  nnn  eng  zusammen.  Ich  glaube,  so  eng,  dass 
es  ohne  Torherige  oder  gleichzeitige  Lösung  dieses  zweiten  Problems 
in  der  oben  angedeuteten  oder  einer  ähnlichen  Weise  nicht  be- 
friedigend und  jedenfalls  Immer  nur  mechanisch,  nicht  organisch, 
gelinst  werden  kann. 

«  Will  mau  für  Matrieularbeiträge  oder  Air  Ueberweisungen  oder 
für  beide  einen  ordentlichen  Vertheihingsmaassstab  feststellen,  so 
muss  man  zuvörderst  eine  in  ihren  Gruudzügen  gleiche 
jVerfassun«?  der  dirccten  Steuern,  und  zwar  in  der  Form 
der  allgrenieinen  F'inknmmen-  und  der  allgemeinen  Vermilgensstener, 
haben.  Aul  («rumi  einer  Veranlagung  der  ganzen  Reicböbevölkcrun;; 
danach  kann  man  überhaupt  er*^t  feststellen,  wie  sich  die  lehitive 
Leistungsfähigkeit  der  Jievöikerung  der  Einzelstaaien  zu  einander 
verhält.  Wären  die  Einzelstaaten  wirthschaftlicb  einii^crmaassen 
homogene,  auch  einigermaassen  gleich  grosse  Staatsgebilde  —  nach 
Volkszahl,  Berufsarten,  wirthschaltllcher  Kntwieklunü:  n.  s.  w.  —  so 
wäre  ein  solches  Vorgehen  vielleicht  noch  abkömmlich.  In  der 
jetzigen  Sachlage^  wo  es  sich  um  Staaten  wie  Preussen  und  Baiern 
bis  zu  Reuss  ä.  L.  und  8chaumburg-Lippe,  um  Industriestaaten  wie 
Königreicb  Sachsen  und  Agrarstaaten  wie  Mecklenburg,  um  Handels- 
und  Stadtstaaten  wie  Hamburg  und  Bremen  und  kleine  Quasi- 
„Waldstaaten"  wie  die  thüringer  handelt,  ist  jenes  Vorgehen  durch- 
aus geboten.  Zu  einer  einigermaassen  gerechten  Regelung  der 
Ueberweisungen  wie  der  MatricolarbeitrSge  wird  man  auf  andere 
Weise  nicht  kommen. 

Ein  weiteres  Postulat,  das  ich  fOr  formell  und  materiell  wichtig 
halte,  aber  nicht  einmal  für  8o  unbedingt  geboten  wie  das  voraus- 
gcheiuie,  wiirc,  dasb  dem  (leiste  der  Keidisverfassung  entsprechend 
die  bisherigen  eigenen  Einnahmequellen  des  Keichs, 
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die  Zölle  und  inneren  Steuern,  unter  Fortfall  des 
störenden,  rein  mechanißehen  Verrechnungswesens 
der  Francke nstein 'sehen  Ciauhel  —  denn  etwas  Anderes  y 
liegt  doch  eigentlich  gar  nicht  vor,  s.  o.  §.  201  —  dem  Reiche  . 
zunächst  auch  voll  und  ganz  zur  Deckung  seiner  Bedlirfnisse  ' 
überwiesen  wUrden.  Irgend  ernste  Budgetbewiiliglm^^srcL'llte  des 
Reichetajjs  wllrdcn  dadurch  keineswegs  preisgegeben,  wie  der  poli- 
tische Doctrinarisnius  und  der  Parteigeist  ^'^ewisser  Kreise  wähnt.  Aber  ^ 
Klarheit  der  Verhältnisse  würde  erreicht.  Soweit  die  Erträge 
dieser  Quellen  zur  Deckung  der  Ausgaben,  welche  damit  bestntten 
werden  eoUen»  reichen,  bedürfte  es  der  Berechnoog  und  Erhebung 
von  allgemeinen  Matricularbeitrigen  dann  überhaupt  nicht  mehr,  ohne 
dase  das  Keich  das  Terfasstutgsmässige  Reeht  auf  Ausscbreibung 
Ton  solchen  Beibrägen,  wie  gesagt,  anfsogeben  hätte.  Bleiben  anf 
der  Gmndlage  der  bestehenden  Gesetae  Uber  ZdUe  nnd  innere 
Stenern,  daher  namentlioh  aneh  bei  den  bestehenden  Tarifsätxen, 
UeberscÄiüflse  im  Reicbsbanshalte,  die  man  nieht  xnr  Sehnlden- 
dlgnng  oder  znm  Ersats  sonst  etwa  nen  anfannefamender  Sehnlden 
verwenden  will,  so  wftren  diese  an  die  Einxelstaaten  an  tlberw^sen. 
Aber  sie  wftren  nicht  an  vertheUen  nach  der  Kopftahl,  sondern 
entweder  wenigstens  mit  nach  anderen  Maassstftben,  wie  dnerselts 
nach  der  dnreh  die  Veranlagung  der  directen  Stenern  constatirten 
relativen  Leistungsfähigkeit  —  welche  auch  mit  auf  die  relative 
Coüsunitionskraft,  daher  auch  aui  die  Beiträge  der  betreftendeu 
Einzelstaatsbevdlkeruug  zu  den  KeichseinuaUiueu  aus  Zöllen  und 
inneren  Sttuern  hinweist — ,  anderseits  nach  den  Fiuanzbedürfnissen 
der  Einzelstaaten,  worauf  raan  aus  der  Eriiöhung  oder  Ermässii^aog 
der  reicbsrechtlich  regulirten  Steuersätze  durch  die  Laudesgesetz- 
gebung, auf  deu  dnn  h  die  FiuanzbedUriiiisse  ^eboieiicn  Hinzutritt 
anderer  Landessteueru  mit  schliesscn  könnte.  Die  Schwankungen 
der  Ueberweisungssummen ,  welche  immer  störend  für  die  Einzel- 
staatshaushalte wären,  Hessen  sich  dorch  die  Einrichtung  eines 
„Ausgleichungsfonds"  beseitigen,  dem  Uber  einen  gewissen  festen 
Betrag  gehende  Ueberweisungssummen  eines  Jahres  zuflössen,  nm 
daraus  in  anderen  Jahren  Deficite  an  der  für  jeneu  festen  Betrag 
fehlenden  Snmme  an  decken,  ähnlich  wie  es  in  einem  amtlichen 
Reformplan  bereits  ffir  die  Ansgleichnng  xwischen  festen  Ueber- 
weisnngssnmmen  nnd  Matrionlarbeitrftgen  projectirt  war. 

Natttrlich  setst  das  Alles  aneh  vorans,  dass  im  AUgemeiBen 
die  eigenen  Beichseinnahmen  für  diejenigen  Finanz- 
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bedflrfnisse,  welche  nicht  durch  Scbiildaitfiiahnie  ge- 
;    deckt  werden  sollen  (and  richtiger  Weiae:  dürfen!),  an sr eichen, 

daher  auch  fttr  die  stetB  wachsenden.  Eben  deshalb  mttsste  anch 
}    eine  weitere  Entwicklnng  dieser  Einnahmen,  nach  der 

Sachlage  daher  der  bisherigen  indirecten  Reichssteoern,  immer  mit 
in  alle  Keiormpläne  zur  AuseiDandersetzun^  zwischen  Reichs-  und 
Landesfinanzen  gezogen  werden.  Um  eine  boiche  Entwicklung  durqh- 
zusctzeu  und  in  die  richtigen  Wege  zu  leiten,  wäre  wieder  die  Bei- 
behaltung des  verfassungsmässigen  Rechts  der  Ausschreiljuug  von 
Matriculardeckuugen  geboten.  —  schon  damit  man,  wie  gesagt, 
ein  allseitig  wirkende«  PresHionsraittpl  Itesiisse.  Dabei  kann  dann 
sehr  wohl  auch  die  Frage  aiiftaiiclien,  ob  mau  nicht  zur  Er;^^in/.iing 
der  erforderlichen  Reichseinnahmen  neben  den  Zöllen  und  inneren 
Steuern  —  von  denen  die  Bier-  und  Tabaksteuer  gewiss  eine  weitere, 
sie  stärker  ergiebig  maobeode  Entwicklung  nicht  nur  erlauben, 
sondern ibrmlich fordern — ,  anch  andere  Steuerarten,  directe, 
Einkommen-,  Vermögens-,  K  r  hscbaftsstenern,  als 
Reichsstenern  einführen  sollte.  Eine  Frage,  welche  ich  von 
meinem  Standpnnele  ans  bejahen  möchte,  ohne  auf  sie  hier  jetzt 
weiter  einangehen.  Aber  'die  oben  behandelte  rdehsrechtKche 
Regelung  der  directen  Landesstenem  böte  anch  noch  einen  be- 
sonderen Vortheil,  welcher  wohl  oder  übel  unter  unseren  politischen 
VerhttltDissen  ins  Gewicht  fUlt,  namentlich  bei  Politikem  und  Par- 
teien, welche  directen  Reichsstenern  (einschliesslich  Reicbserbscliaßs-, 
Steuer)  abiebnend  gegenüberstehen:  man  könnte  anf  solche  directe 
Reichsstenern  eher  verzichten,  wenn  eine  gleichmftssige  directe 
£inzelstaatsbesteuernng  bestände  und  gentlgend  fungirte,  nament- 
lich in  einer  die  Wirkungen  der  indirekten  Verbrauchssteuern  des 
Keicii«  richtig  ausgleichenden  Wirkung  und  auch,  um  in  ausser- 
ordentlichen Fällen  auf  die  Matricularbeiträge  ftir  Reichsaucigaben 
zurückgreifen  und  (liese  Beiträge  nach  '  richtigem  Besteuernngs- 
luaassstabe  auf  die  KinzeUtaaten  und  in  diesen  auf  die  Censiten 
vertheilen  zu  kennen,  Denn,  wäre  mit  zu  solchen  Zwecken  etwa 
<lie  wirkliche  Erhebung  von  Matricularheiträgen  in 
gewissem  Umfange  ins  Auge  zu  fassen,  so  würde  jene  Regelung 
der  directen  Landesstenern  auch  daftir  erst  den  richtigen  Repartitions- 
maassstab  statt  des  rohen  gegenwärtigen  nach  der  Kopfzahl  geben: 
man  wttrde  nach  der  in  Einkommen-  und  Vermögenssteuer  sich 
kundgebenden  LeistnngstUhigkeit  die  Summen  der  Matricularbeiträge 
jedes  Einzelstaats  bestimmen  und  sie  dann  innerhalb  desselben  nach 
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der  Veranlagung  zn  dieeen  Stenern  auf  die  einzelnen  Gensiten 
umlegen. 

Glaubt  man  umgekehrt  eich  mit  der  HeraussteUnng  yielleicbt 
nur  kleiner  UeberweiBungssnmmen  aaf  Grundlage  der  bisherigen 
BeichszOlle  und  inneren  Steuern  nicht  begnügen  zu  können,  wenn 
das  Beich  im  Wesentlichen  auf  die  Ertr&ge  dieser  Steuern  und  die 
weitere  Steigerung  dieser  Erträge  fUr  seine  eigenen  Bedürfnisse 
Beschlag  legen  muss:  will  man  vielmehr,  dem  Bismarck'schen  Gre- 
ilaiiktiii  gciuäss,  da  einuial  die  wichtigsten  QuellcD  indirecter 
Steuern  den  Kinzclstaateu  cutzugcD  und  dem  Keiche  überwiesen 
sind ,  die  Einzelstaaten  in  stärkcrem  Maasse  bleibend  zu  „Kost- 
gängern des  Keicbs",  zu  Tbeilnehmeru  an  diesen  Reicbssteuern 
machen  —  worüber  sieb,  vollends  bei  stärkerer  Ansbildung  der 
Bier-  und  Tabaksteuer,  gewiss  reden  lässt  — ,  so  wäre  das  Vor- 
gehen auch  wieder  gegeben:  man  mtlsste  einen  bestimmten  höheren 
üeberweisungsbetrag  in  das  Keicbsbndget  bei  den  Einnahmen  mit 
einsetzen  und  die  Eeichsbestenerang  so  gestalten,  dass  man  aal 
die  Mitdecknng  dieses  Betrags  aus  den  Zollen  und  inneren  Steuern 
im  Durcbschuitt  reebnen  kann.  Die  Einrichtung  eines  betreffenden 
Aasgleichungstbnds,  um  die  unvermeidlichen  periodischen  und  jähr- 
liehen  Schwankungen  der  £rträ^  der  genannten  Steuern  auszu- 
gleichen,  wäre  dann  auch  hier  wieder  am  Platze.  Zur  richtigen 
Yertheilung  eines  solchen  bleibenden  grösseren  Ueberweisnngs- 
^betrage  wäre  aber  wiederum  in  der  Weise  wie  oben  gezeigt  vor- 
zugehen,  d.  h.  eine  rdchsreehtlicbe  Regelung  der  Landesbesteuemng 
mttsste  auch  deswegen  mit  erfolgen,  um  bessere  Repartitionsmaass- 
Stäbe  zn, gewinnen,  um  die  Leistungsfähigkeit  und  die  Bedürfnisse 
der  Einzelstaaten  richtig  feststellen  und  messen  zu  können.  Nach 
dem  plumpen  gegenwärtigen  Maassstahe  der  Kopfzahl  erfolgend 
Hesse  sieh  eine  solche  stärkere  Dotation  der  Einzelstaaten  aus 
Keicbsmittelu  nicht  wobl  rechtfertigen. 

Audi  hier  inuss  es  an  ()or  Dnrlcfrang  vou  blossen  (jnmdzacen  trennen. 
Lct2toru  kuiinea  üur  an  auderur  Stulio  einmal  näher  cutvickeit  und  begründet,  sowie 
im  Anschluss  an  eine  solche  Behandlung  des  Problems  das  Einzelne  genauer  aoB- 
geführt  werd(  n.  I«  Ii  be  hier  nur  das  IJesuliat  Innerer  «nd  cing^diendi  r  Ib  schäftigong 
mit  der  Frage.  NVas  bislior  im  lieichc  von  t>eiteu  der  verbündeten  ücgicrungon,  vic 
in  den  angefttbrten  Plftnen  yo»  1893  and  1895  venocht,  aber  ohne  Erfolg  geblieben 
ist.  weil  doi  l'eichbtag  sieb  iiirht  darauf  t  inlicijs.  hätte  wohl  Miuichts  vorbos^.  it.  a!  .t 
gründlich  nicht  den  bestehenden  Uebeln  abgeholfen.  Waü  dann  aus  der  initiaure 
des  Keichötagb,  bww,  dei.  Gentrams  seit  1890  hervorgegangen  i^t,  läuft,  wie  G.  r.  Mayr 
ganz  richtig  sagt,  auf  „Jahres-Flickarbeit"  mittelst  eines  ganz  mechanischen  Ver- 
fahrens hinaus,  womit  man  seitdem  jährlich  von  Neuem  an  der  Fr»?c  licnirnhaudtiertc. 

tlber  die  erwähnten  I{eform|däne  die  Thronrede  vom  21.  Isuv.  l69o  und  den  Ge&eii- 
entwnrf,  betr.  die  anderireite  Ordnoof  des  Floanzvesens  des  Rtichs  (1898,'94  Drack> 
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sacbe  Kr.  51^  die  Materialien  ancb  im  Fiii.8Tch.  B.  11,  S.  267  ff.,  ferner  den  zweiten 
bezüglichen  üeiotzcntwurf  vom  25.  Jan.  1895  (Session  1894/95,  Drucksäclui  Nr.  115|. 
Aiinalcn  IS'M .  1805.  Uebcr  die  p;:iM?.i>  Frafrc  u.  A.  Sclirmz  Iv  iclishaushalt  und 
das  riiiaiaweaüU  der  EiuzclsUatcii .  -'in  Vürii:lilag  zur  iiegcluii^  ihres  gegeuseitiRen 
Verhältnisses,  Fin.arch.  B.  13,  S.  88  ü.  ü.  v.  Mayr.  zur  Keicbsfinanzrefyrui.  1893. 
und  wieder  unter  domsi  llu  n  T;ti  l  in  der  Franckenstein'scben  Vit  Tti  ljahrszcitschrift  für 
Staats-  und  VoUiswiribschaft  dann  jüu^&t  (1901)  in  dem  gut  zusainiueafaüseudeu 

Artikel  ,Jtcicbsfiiiaiizeii'*  im  6.  Bando  der  2.  Aul  des  H.  W.  B.  d.  St,  bes.  S.  381  ff. 
:dascl^)^t  S.  oS"')  ft'eifci(^  Littciatiir .  auch  andere  l.iozt2n:lich<'  Artikel  rnn  (i.  v.  M;iyr'i. 
Ich  musü  eü  mir  an  diesem  Ürte  vonia£;en,  auf  diese  Arbeiten  von  Schaox  und  Mayr 
ttod  seilst^  Er5rterongen,  aacb  im  Beidistage,  Ober  die  Frage  uecb  »Iber  einzugehen. 
Ich  will  die  Frage  hier  jetzt  nur  im  Znsammenhang  mit  deo  im  Text  berührten 
Puncten  und  namentlich  mit  der  Frairt'  der  r»»irhsc:cs-nzlirhen  Hen"('ltin?  der  Landes- 
besieueruni;  (Jj.  215)  ilberhaupt  behandeln,  wulnr  et»  hü  den  Aust'uhiuu^cu  oben  ge- 
nügen mus.f.  Ohne  ein  Eingreifen  des  Bei(  lisr>  chts  in  die  Landesbesteuerung  ist 
meines  Erachtens  nichts  Befriedigendem  zu  frroi'  hcii.  wfnn  aurh  Einiges,  üln^r  ledig- 
lich mechanisch,  zu  verbessern.  Die  particulartstischen  Widerstaude  der  Em^eistaatcu 
sind  mir  natfiriicb  nicht  onbebaniit.  Aber  wenn  Preossen  Concessionon  raacbte.  könnte 
vi-'lleirht  «cUist  B.iicrn  iiiid  —  sogar  Kens»  ä.  L.  sicjj  schliesslirh  zu  !rleicli(Mi  be- 
a'Ogeo  ündon.  Hier  handelt  eö  sich  fUr  mich  aber  auch  nicht  um  einen  mumentau 
actaellen  Plan,  sondern  um  die  tbeeretiscbe  Aufdeckung  eines  richtigen 
Weges  und  Verfahrens,  um  zu  dem  allseitig  erwünschten  Ziele  zu  gelangen. 
Welche  politis»  hen  S(  hwi  riiikeiten  die  Befolytuiff  eines  solchen  Weges  und  Verfahrens 
hat,  weiss  ich  bulbaiverstaiidlich  ebenfalls.  Es  wird  lange  dauern,  bis  man  sie  über- 
windet, selbst  wenn  eine  mächtige  staatsroänniscbe  Smft  U&d  finanäeUe  Capacitlit  sich 
d<  r  Sache  bald  annähme.  Immerhin  in  ircriugerem  Maasse,  indessen  principiell 
ähnliche  Schwierigkeiten  werden  zu  überwinden  sein,  wie  einstens  bei  der  Bildung 
des  Zollrereins  uad  der  AnsbilduDg  ein«  gemeinsnmen  ZoUrecbts;  besw.  in  der  An- 
nahm** des  preussischen.  Aber  di''  Dmje  licirtni  doch  s-lürkliiiicr  \\'ri<.'  im  Beginn 
döä  20.  Jahrhundert«  auch  in  dieser  Beziehung  gUnsüger,  Dank  der  Existenz  des 
Reiths,  ab  im  dritten  und  rierten  Jahrzebent  und  noch  im  ganzen  zweiten  Drittel  des 
19.  Jahrhunderts.    Das  bleibt  ein  Trost 

Die  mechanische  Flickarbi  it  seit  189fi  int  doch  völlig  unzureichend.  In  gewissen 
seitdem  erlassenen  KeichsgcscUeii  über  die  V  erwendung  von  überschüssigen  Reichs- 
einnahmeu  zur  Sc  Imldcntilgung  werden  ßctr.'ige  der  Oeberveisnngsstunmen  Statt,  wie 
nach  den  bestelii  nilcn  (Ji  sct/rti.  v'-lliir  zur  Vcrtheilufiir  die  Einzelstaaten,  nur  theil- 
weise  dazu,  theiln'cise  zur  Keichsschuldentilgung  bestimmt,  und  die  dem  Keiche  ver- 
bleibenden Beinertrftge  der  Zölle  und  der  Tabaksteuer  zeitweise,  in  wechscludea  Summen 
nach  den  einzelnen  (iesetzcn.  über  die  Ziffi  r  von  KiO  Mill.  ^laik  d''>  (I  'sr-t/cs  von 
1S79  hinaus  erhöht  (o.  S.  653).  ^S.  in  den  Keichsgesetzen  vom  10.  April  1890, 
24.  Hirz  1897  ,  81.  Hirz  1898,  25.  Hirz  1899,  30.  H&rz  1900  das  Kftbere.)  Das 
ist  sachlich  ganz  gut.  aber  doch  ^onst  ein  principlosc>  V<  rfaliren  und  eine  legislative 
Thätigkeit,  der  grössere  leitende  finanzpolitische  Gesicbtspunctu  fehlen,  ein  Arbeiten 
vom  Tage  für  den  Tag,  in  der  Thal  eine  blosse  ,4''lickarbeit*'. 

§.  217.  ScbUgB. 

Gerade  die  AiiBfllhniDgeii  der  letzten  Absebnitte  (§.  815,  216) 
haben  ans  gezeigt,  daas  ancb  im  heutigen  Dentscben  Relebe  anf 
dem  Gebiete  der  BesteneniDg  und  der  Finanzen  noch  viel  zu  thnn 
librig  bleibt;  manche  wesentliche  Mängel  noch  bestehen,  die  Reform- 
arbeit keineswegs  abgeschlossen  sein  kann,  sondern  beständig 
weitergehen  mnss.  Die  gHnBtigen  Schlfisse  in  Bezug  auf  unsere 
Landes-  wie  Reichsbesteueniiiir,  besonders  auf  das,  was  darin  im 
Ictzieu  Menselieiialter  der  licicbsperiodc  erreicht  worden  ist,  uud 
in  Hinsicht  der  Vergleichuug  mit  dem  Auslände  (§.  2.12.— tl^)^  er- 
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leideo  aber  dadorcli  keine  Kinschrinkiiiig,  geschweige  eine  Wider- 
legung. Wohl  jedoch  werden  die  nomittelbar  vorangebenden  Dar- 
legnngen  and  Erörterungen  nns  auch  vor  einem  flbertriebenen 
Optimisrnns,  voUendB  vor  hochmttthiger  UeberschStziiDg  des  Er- 
reichten und  vor  zu  grosser  Zufriedenheit  mit  diesem  warnen  niUssen. 

Damit  wird  aber  wahrlich  nicht  eine  pessimistische  Aullatjsung 
an  die  Stelle  einer  optimistischen  gesetzt.  Im  Gegentheii:  zu 
einer  optimistischen  Auffassung,  welche  zur  vollen  An- 
erkennUDg  und  Würdigung  des  Erreichten,  nur  nicht  zu  desseu 
UeberschHtznng  führt,  haben  wir  wahrlich  allen  Grnnd,  — 
an  und  für  sich,  „absolut",  wenn  wir  die  Entwicklung  unserer 
Finanzeu  und  iSteiiern  betrachten,  und  wiederum  namentlich  relativ" 
in  doppelter  Hinsicht,  wenn  wir  das  heutige  Finanz-  und  Öteuer- 
wesen  am  Beginn  des  20.  Jahrhunderts  mit  dem  deutschen  vor 
100  Jahren,  dai^enige  im  neuen  Reiche  mit  dem  im  alten,  und  wenn 
wir  das  bei  uns  im  19.  Jahrhundert  auch  auf  diesem  Gebiete  Er- 
reichte mit  dem  in  anderen  Staaten,  darunter  den  ersten  der  Welt, 
Id  diesem  Zeitraum  Geschehenen  nnd  dort  Erreichten  yergleichen. 

Am  Wichtigsten  nnd  am  Lehrreichsten  ist  diese  Vergleiehnng 
mit  den  heiden  grossen  westeuropäischen  Ländern, 
mit  Grossbritannien  und  mit  Frankreich.  Im  Hinblick  auf 
die  in  Band  III  erfolgte  eingebende  Behandluug  der  Besteuerong 
dieser  beiden  Staaten  im  19.  Jahrhundert,.  Frankreichs  namentlich 
io  dem  Jahrhnndert  seit  1789»  seit  dem  Jahre,  mit  dem  dies  Land 
seine  neuere  Geschichte  beginnt  und  in  der  That  ja  ein  welt> 
historischer  Abschnitt  anhebt,  braucht  das  h|cr  nicht  näher  dar- 
gelegt /A\  werden. 

Dem  Chaos  des  S  ta  ats  g  ctr  fl  ni  m  c  ra  im  alten  Reiche 
entsprach  das  Ch n  s  der  1  i  n  a  n  z e u,  der  S  t e  uerverf as  sii  n  p:en, 
so  manches  Tüchtige  einzelne,  besonders  die  grösseren  Territorial- 
staaten, Preussen  voran,  auch  Oesterreich  als  damaliges  Heiehs- 
glied,  bereits  in  Reformen  seit  dem  17.  Jahrhundert  nnd  im  18. 
geleistet  hatten.  Aber  die  Einheitlichkeit  der  Steuerverfassung 
auch  nur  in  einem  dieser  Staaten  war  doch  noch  nirgends  genügend 
eneicht  worden.  Dann  kam  die  gewaltige  französische  Bevolntiona- 
nnd  Kriegsepoche  auch  Uber  uns.  Und,  leider  muss  man  es  ja 
sagen,  nicht  der  eigenen  politischen  That  der  deutschen  Staaten, 
Fürsten,  Volker  und  Stämme,  soudern  der  fremden  Gewalt  that 
yerdanken  wir  es  erst,  dass  wenigstens  unter  der  Wucht  des 
gallischen  nnd  corsischen  Kehrbesens  mit  dem  Staatengetrttmmer 
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des  alten  Reichs  einigermaassen  aufgeräumt,  auch  in  den  Rhein- 
bundstaaten  docb  grössere,  lebensfähigere  Staaten 4?ebil de  her- 
gestellt wurden.  Wenn  dann  auch  nach  der  Vertreibung  der  Fremd- 
berrschat't,  der  Wiedereuiporhebiiiiir  l'reussens  im  neuen  Deutseben 
Bunde  ein  v(>llii:  iiii;^'^en(lg:cntlc,s  itolitisches  deutsches  Gemeinwesen 
geschaffen  und  von  der  ehemaligen  Kleinstaaterei  noch  zu  viel 
erhalten  worden  war:  eine  bedeutsame  Verbesserung  der  Territorial- 
Staatsverhältnisse  gegen  die  Zeiten  des  alten  Pieichs  war  doch 
selbst  das  Ergebniss  der  Dinge  Ton  1814  and  1815.  Diese  bessere 
Territoriaigestaltung  war  eine  unbedingte  Voranssetsong 
fllr  alle  innere  Reformarbeit 

Ueberau  begann  aUmttlig  neues  politisches  Leben  zu  pulairen 
und  auch  die  Finanzen  und  Stenern  wurden  besser,  nament- 
lich einheitlicher  geordnet.  Das  haben  die  Darlegungen  dieses 
Werks )  auch  in  Betreff  der  Mittel-  und  mancher  Kleinstaaten, 

doch  schon  ftlr  die  Periode  von  1815  bis  1848  nachweisen  können. 

Die  w  i  1"  L  h  s  c  h  a  1 1  i  i  c  h  e  Z  u  s  a  ni  m  e  ii  1  a  s  *  u  u  ^  eines  grosseu 
und  immer  grösser  werdenden  Theils  der  Nation  und  ihres  Gebiets 
im  Zollverein,  die  grosse  politische  und  wirthschaftliche  That 
Preussens  in  der  eben  genannten  Periode,  schuf  dann  erst  die  Be- 
dingungen für  eine  wirklich  moderne  Volkswirthschaft,  ermöglichte 
erst  die  Cononrrenz  derselben  mit  dci jenigcn  amlerer,  vorgeschritte- 
nerer Länder  und  auf  iiusüiem  Gebiete  tür  die  bedeutendere 
£ntwicklung  eines  ilaupttbcils  der  Besteuerung,  der  Zölle  und  der 
inneren  Verbrauchssteuern,  wenn  von  diesen  auch  zunächst 
nur  die  BObenzuckersteuer  Vereinssteuer  wurde. 

Den  Bewegungen  von  1848  war  wie  im  politischen  Leben, 
SO  auch  auf  finanziellem  Gebiete  eine  weitere  Fortentwick- 
lung unserer  Finanzen  und  Steuern,  besonders  aueh  Reformen 
der  direeten  Steuern  zu  verdanken. 

Die  sofortige  Annahme  des  Staat sbahnsystems,  des  aus- 
scbliesslichen  oder  vorwiegenden,  m  den  deutschen  Hittel- 
staaten, leider  nicht  von  vornherein,  aber  doch  seit  dem  CJeber- 
gang  zur  constitntionellen  Staatsform,  wenngleich  zunächst  nur 
ganz  partiell,  auch  in  Preussen,  erwies  sich  im  Laufe  der  Zeit 
kaum  von  geringerer  finanzpolitischer  als  verkehre-  und  volks- 
Mrirtbschaftspolitischer  Bedeutung.  Die  weitere  Ansbildung  dieses 
Svstems  nunmehr  nach  dem  Anlall  der  Staatsbahnen  der  annectirten 
Länder  im  Jahre  1866  und  wieder  später  nach  der  pniicipiellen 
Annahme  des  Staatsbabugedankens  seit  Ende  der  1870er  Jahre 
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auch  in  Preusseii,  eine  der  p-ossen  1  Lateu  der  Rismarck'scboa 
Politik,  hat  diese  doppelte  iiCtleuLuiig  des  Staatslialinsystems  Doeh 
immer  mehr  j;esteigert.  FinaDziell  betrachtet  wuchs  so  den 
deutschen  Staaten,  Preiissen  freilich  bei  Weitem  im  grössten  and 
ergiebie-Mten  Maasse,  eine  Art  ,,neues  Dom  an  iura"  zu  dem 
gilickiielier  Wci.se  so  vielfach  eiliaitenen  alten,  der  Domänen, 
Forsten  \i.  s.  w.,  hinzu.  Mit  dadurch  wurden  aueh  die  Anl"«j;aben 
der  Finanz- und  .Steuerpolitik  und  Steuertechnik  leichter  lösbar, 
denn  die  Besteuerung  brauchte  nicht  eotfernt  8o  grosse  Sammen 
wie  im  Auslände  aufzubringen. 

Diese  gflnstige  Lage  verdanken  wir  freilich  ausserdem  der 
Staatssehuldenpolitik.  Die  alten  Kriegen  und  politischen 
Ursachen  entsprungenen  Schulden  waren  niebt  so  schwer  ond 
wurden  durch  Tilgung,  Zinsreduetion  und  Gonversion  eine  immer 
geringere  Last  Neue  Schulden  erwuchsen  zwar  gerade  ans 
der  Staatsbahnpolitik,  aber  nicht  nur  prodactive,  sondern  nach 
meistens  genügend  rentable,  selbst,  wie  wiederum  namentlich 
neuerdings  in  l'reussen  solche,  welche  durch  ihre  V'eraulaguug  in 
den  Staat. ^!>aljueD  eine  Kcnte  weit  über  die  Kosten  der  Zinsen  der 
Iiahnschulden  ergaben.  So  wurde  das  „neue  Domanium"  finanziell 
erst  recht  luerativ  für  den  Staat,  Ulr  den  Fisi  us,  d.  h.  für  die 
Gesanimtheit  der  Steuerzahler,  denn  d  i  es  e  ist  Ja  schliess- 
lich, wirthsehaftlich  betrachtet,  „der  Fiscns''.  Der  wirtliM  haits- 
politische  Grundsatz  der  ,,Ve  r  st  aa  1 1  i  e  h  n  n  g von  Kapital ,  von 
i^ewissem  Boden,  von  Wirthschaltsljctrieben  —  von  ,,sachiicheu 
Productionsmitteln'^  —  bewährte  sich  auch  finanziell. 

Aber  immer  blieb  der  Mangel  der  politisehen  Einheit 
der  JNation,  blieb  die  immer  noch  sogut  als  vollständige 
Sonveränetät  der  Einzelstaaten  auch  im  Zollverein,  damit 
die  viel  zYi  grosse  Autonomie  dieser  Staaten  auch  in  allen  wirth- 
schafilichen,  wie  vollends  in  finanziellen  Dingen.  Da  kam  die 
grosse  politische  That  des  Jahrhunderts,  die  Herbei- 
ftlhrung  der  politischen  Einheit  des  Haupttheils  der 
Nation,  wenn  auch  nicht  im  vollen  Einheitsstaate  wie  in  ver 
wandter  politischer  Entwicklung  in  ItalieUi  sondern  im  föderativen 
Verbände,  doch  im  Wesentlichen  mit  den  nothwendigen  poli- 
tischen und  staatsrechtlichen  Bedingungen  und 
Cautelen  für  einen  wirklichen  Bundesstaat,  für  ein 
wahres  neues  ,,Reieh"  unter  preussischer  Spitze  und  in 
erbmuuarchischer  Form:  die  That  der  Wilhelm  I.  und  Bis- 
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marck,  der  Jahre  1804,  1866  und  1870—71.  damit  auch  die  Wieder- 
gewinnung geraubter  Tiande,  die  Verbesserung  der  (Tienzen,  der 
geograpbischeu  Ocstaituiig  des  lieichsgebiets.  Damit  aber  waren 
auch  erst  wieder  die  Bedingungen  für  eine  enoigreiche 
und  gttnstige  Weiterbildung  der  Finanzen  und  Steuern, 
lür  eine  einheitlichere  Finanz-  und  Steuerpolitik  wie  Wirth- 
scbatls-  und  Socialpolitik  geschaffen,  —  freilieh  noch  immer  nieht 
ausreicbendy  wie  die  früher  dargelegten  Mängel  ^'er  Finanzen  und 
Stenern  bewelBen,  aber  doch  in  nnendlich  besserer  Weise  als  frflher, 
als  im  alten  Dentsehen  Beiebe,  als  im  ehemaligeo  Dentseben  Bonde. 
Und  KQgleieb  war  es.  Dank  der  preossisoben  und  später  der 
preitsaisch-dentseben  Wehrkraft  gelungen,  deren  oft  beklagte 
hohe  Kosten  sieb  wahrlieh  so  anoh  ▼olkewirthsehaftlieh 
nnd  finanziell  ebenso  bezahlt  machten  als  politisch 
nnd  militärisch,  diesen  günstigen  ungehenren  Wechsel  im  poli- 
tischen  Dasein  der  Nation  ohne  irgend  erhebliche  finan- 
zielle Ni5then,  ohne  wesentliche  neue  Scbnlden,  ohne 
drückende  Steuern  herbeizuführen.  Ein  einziges  Hei-spiel 
in  älterer  und  licucrei'  Gescliiclite !  Wie  uuders  gin^^  es  nocli  dem 
armen  Italien  bei  der  Durchführung  des  dem  unseren  gleichen 
politischen  Regenerati ons-  und  Einigungsproccsses! 

Seit  der  Neugrüuduug  oder  sagen  wir  es  doch  lieber,  der 
Wiedererrichtung  des  Dentsehen  Reichs,  dann  die  grosse 
erfolgreiche  Reformarbeit,  wie  auf  allen  anderen,  so  auch  anf 
f  i  n  a  n  z  i  e  1 1  e  m  Gebiete.  Das  haben  wir  in  diesem  Werke  genauer 
Terfolgt  und  brancht  hier  nicht  recapitulirt  zu  werden.  Freilich 
mnssten  wir  jetzt  neae  Steuern  einführen,  alte  erhohen, 
um  Millionen  nnd  aber  Millionen  Reichs-  nnd  Staatseinnahmen 
'  fltlBdg  zu  machen,  trotz  der  Uebersehttsse  des  alten  nnd  neuen 
„Domaoinms'S  trotz  der  geringen  alten  nnd  der  hoch  rentablen 
neaen  Schulden.  Aber  nar  nm  nachzuholen,  was  so  lange  Ter- 
säumt  war,  um  die  Mittel  zu  sichern,  das  zu  erhalten,  was  die  ge- 
segneten Jahre  1864 — 71  der  Nation,  der  anfangs  so  widerspinstigen 
Nation,  gebracht  hatten,  um  das  Belch  und  Einzelstaaten  finanziell 
für  alle  politischen,  socialen,  wirthschaftUchen,  culturellen  Aufgaben 
leistungsfähig  zu  machen  und  zu  erhalten.  Der  finanziell  und 
steuerpolitisch  wie  wirthschailspolitisch  erfdigiciche  Ausbau  des 
Reichs  -  Zoll-,  Verbrauchs-  und  Verkehrssteuer  Systems 
ist  im  Grossen  nnd  Ganzen  wohl  gelungen,  wenngleich  auch 
hier  noch  Manches  ^u  ergänzen  und  zu  verbessern  übrig  bleibt 
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Und  wenn  dann  wohl  auch  geiade  der  leitende  Staat  auf  dem 
Gebiet  der  Keformcn  der  directen  Steuern  länger  als  zn  wünschen 
gewesen,  zurückgeblieben  war,  der  meines  Erachtens  nicht  zu  be- 
streitende Fehler  der  ßismarck'schen  Aera,  für  den  es  freilich  viele 
ErklaruDgs-  und  Entschuldigungsgrtlnde  giebt  —  nicht  aui  WeniL'- 
sten  den,  dass  znnUchst  noch  wichtifrere  Anfi^alien  zu  eilulien 
waren  — ,  gerade  einzelne  der  M i 1 1 e  1  Staaten  und  der  Klein- 
staaten, Sachsen,  Baden,  Hessen,  Weimar  u.  a.  m.  zeigten  sich  hier 
nun  reformfähig  und  refonpgeDeigt.  Die  Umbüduiig  der  deatschen 
directen  Staatsbestenerong  am  der  Ertragsfltenerform  in  die 
Person  als  teuer  form  wurde  angebahnt  nnd  snnäebst  so  in 
kleinerem  Gebiete ,  aber  doeh  an  nieht  nnwiohtigen  praetiseben 
Mnatem  geseigt,  dass  die  von  der  Wissenschaft  und  rationellen 
Praxis  geforderten  Beformen  ausführbar  seien  nnd  sieh  bewlhrtan, 
finanz-  nnd  stenerpolitisch  nnd  stenerteehniseh« 

Da  war  es  dann  die  Regierung  Wilhelm's  II.,  die  die  eingetretene 
Stagnation  der  preussischen  Steuerpolitik  gut  machte  und  war  es 
ein  wisHeuschaftlich  gebildeter  l'ractiker,  wie  Miquel,  welcher  die 
.solange  versäumte  und  mit  unzulänglichen  Kräften  und  Mitteln 
vergebens  versuchte  Ketorni  der  directen  Besteuerung  in  die  rieh 
tigen  Wege  leitete,  andere  Steuerretormen  daran  sehliessend.  Da- 
durch erst  ist  Prenssen  wieder,  wohin  es  gehurt,  an  die  Spitze 
der  Reformarbeit  in  D  e  u  t  s  c  h  i  a  ii  <1  j^erUckt  und  hat  bald 
die  eil'rige  Nachtolge  anderer  deutscher  .Staatin  i^Ltuudcu.  Leuler 
noch  nicht  aller.  Aber  auch  dies  wird  kommen,  auf  die  eine  oder 
andere  Weise,  etwas  später  oder  Mher.  Selbst  mit  den  ver- 
bliebenen, in  einzelnen  Staaten,  wie  vor  allen  im  zweitgrössten,  in 
Baiem  ja  leider  noeb recht  bedeotenden  Mängeln,  hält  die  deutsche 
Gesammtsteuerverfassnng  in  Reich,  Staaten,  Verbänden  und 
Gemeinden  mit  derjenigen  jedes  anderen  Galtnrstaats  den  Ver- 
gleich ans,  ja  übertrifft  sie  an  stenerpoiitisebem, 
stenerteehnischem,  aneh  an  socialpolitishem  Werth, 
—  trots  der,  dnreh  Anderes  zwingend  bedingten  „hohen  Getreide- 
zOUe'';  ja,  fibertrifft  sie  am  Beginn  des  20.  Jahrhunderts,  trotz 
der  auch  im  Anshinde  ziemlich  ttberall  eingetretenen  Beformen  nnd 
VOTbesserungen  des  Stenersyst^s,  llbertrifft  sie  wohl  in  demselben 
Orade,  wie  unsere  Stenerverfassnngen  am  Beginn  des  19.  Jahr- 
hunderts, in  der  letzten  Zeit  des  alten  Reichs,  hinter  vielen  aus- 
länditicheu,  zumal  damals  auch  hinter  der  in  der  ersten  Iwevolutiou 
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nnd  durch  Napoleon  audgebildeteo  frauzüsischeo  Öteuerver- 
i'assung  zu  rück  standen. 

Gerade  Frankreich  liefert  ein  ganz  anderes  Bild  der 
Entwicklung  seiner  Finanzen  and  vStenern  im  Laufe 
des  „Jabrhnnderts  seiner  ReTolntionen"  seit  1789.  Vielfach  voll- 
endete stenertechnische  Formen,  aber  im  Grunde  keine  so  grosse 
Verschiedenheit  von  den  Verhältnissen  am  Sohlnss  des  anden 
rögime«  So  nicht  in  der  Vertheüang  der  Stenerarten.  ünd  ob  in 
der  Höhe  der  Stenerbelastang»  die  nirgend  in  der  Welt  ihres 
Oleiehen  findet?  (S.  784.)  Die  ganze  Entwicklung  nnd  das  Maass 
der  heutigen  französischen  Bestenemng  eben  das  Prodnct  der  all- 
gemeinen inneren  nnd  ftnsseren  (beschichte  Frankreichs  nnd  diese  — 
das  Prodnct  des  etwas  romanisirten,  ein  wenig  germanisch  yer- 
setzten  kelto-gallischen  Grandeharacters  der  Nation:  Rerom  noTamm 
Semper  stndiosi.  —  ünd  diese  Verhältnisse  nnd  Einflflsse  schliess- 
lich das  Richtunggebende,  selbst  das  Entscheidende  fUr  die  Ent- 
wicklang und  Gestaltung  der  Besteuerung,  deren  technische  Diiieh- 
ftthrnng  dann  nur  Gesetzgebung  und  Verwaltung  sich  unablässig 
bemühen,  so  vorzüglich  wie  möglich  zu  gestalten.  Und  darin 
haben  sie  Grosses  geleistet**'). 

Aber  eine  E  i  n  k  o  m  m  c  n  s  t  e  n  o  r  haben  sie  heute  noch  nicht, 
unsere  westlichen  Nachbarn,  eine  bteuerart,  die  Ja,  nach  derMeinnng 
ihrer  Staatsmänner,  eine  „Etappe  zur  Commune'^  ist.  Das  sagen  sie, 
sonderbar  genug,  damals  Thiers,  in  dem  Augenblick,  wo  sie  eben 
die  Gommnneperiode  hinter  sich  hatten,  in  die  sie  ohne  Einkommen- 
steuer gerathen  waren.  Eine  Belastung  der  Volksmassen  dnrch 
diese  Tomemlich  treffende  Verbrauchssteuern  und  znm  Theil  anch 
dureote  Ertragssteuem,  Stempel-  und  Registerabgaben,  wovon  man 
anderswo  keine  Ahnnng  hat,  am  Wenigsten  bei  nns.  Die  leistongs* 
feigen,  reicheren  Glassen,  trotz  der  diese  theilweise  stark  mit 
treffenden  Begisterabgaben,  Erbschafitsstenem  n.  a*  m.,  doch  weniger 
belastet,  als  die  nnteren  Glassen,  wie  im  ancien  r^me,  nnr  dass 
die  rechtlichen  nnd  factiscben  StenerpriTilegien  damals  dem  Adel 
und  Klems,  heate  der  kapitalistischen  Bourgeoisie  zn  Gute  kommen. 
Im  Grossen  aber  im  Franlireich  des  Beginns  des  20.  Jahrhnnderts, 
nach  mehr  als  drei  Menschenaltern  politischer  „Rosscuren**  in  den 
Kevolutionen  und  im  Zeitalter  der  dritten  Republik'^,  ein  Finanz- 
und  Steuersystem,  das,  wenn  auch  in  seiner  Art  ein  Wunderwerk 

')  Aas  dem  Vorwort  des  3.  Bands  der  Finanzwissenschaft  and  der  Sondenuug&be 
„Die  franzflaisclie  Besteaeiong  von  dmiu,  S.  III,  lY  (1889). 


r 
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der  Verw  altungs-  und  Finanztechnik,  doch  auch,  wenigstens  in  der 
Gegenwart,  eines  der,  wenn  nicht  das  s ii p erf iscaliscbste 
Finanz-  und  Steuersystem  in  der  Culturvvelt  darstellt. 

Da  ist  es  uns  doch  besser  gegangen,  —  Dank  einer  wenigstens 
im  19.  Jfihrbnndert  ijrUnRtii::ereu  politischen  rTPSchichte,  die  uns 
trotz  unserer  schweren  nationalen  politischen  Fehler  zu  iheil  wurde. 
Cnser  Finanz-  und  Steuersystem  steht  gerade  über  dem  fran- 
zösischen in  der  Gegenwart  weit,  wiederum  stenerpolitisch  iiod 
steaertechnisch  und  socialpolitiach  benrtbeilt. 

FinanzpoUtik  ist  immer  auch  „Politik''.  Ancb  der  Finanz 
theoretiker  darf  das  niemals  vergessen.  Auch  die  Finanzwissen- 
Bchaft  ist  in  einer  Hinaieht  eine  »»politisebe  Diseiplin''. 
Das  habe  ich  Diemals  verkannt  nnd  ans  dieser  Einsicht  habe  Idi 
mich  nicht  geschent,  die  Gonsequenxen  an  ziehen,  anch  in  diesem 
Werke. 

„Machet  mir  gute  Politik,  ich  werde  Ench  dann  gute  Finanzen 
machen^',  das  ist  ein  bekanntes  altes  Staats-  und  liuauz.uiünuisches 
Wort.  Die  deutsche  Fin  niz-  und  Stenergeschichte  des  19.  Jahr- 
hunderts, die  preussische  schon  in  den  letzten  Jahrhunderten,  hat 
dies  Wort  wahr  gemacht.  Aber  auch  umgekehrt  ist  es  richtig; 
„Machet  mir  gute  Finanzen,  so  werde  ich  Euch  ij;ntf'  I'olitik  machen". 
Alu  h  das  hat  sich  namentlich  in  der  Geschichte  des  ilohenzollem- 
ötaats  bewahrlieitet,  früher  und  jetzt  wieder.  Dem  preussif5chen 
Staate  doch  in  erster  Linie  verdankt  Deutschland  seine  politische 
Wiedergeburt,  ihm  vorwiegend  auch  allgemein  die  deutschen 
Finanzen  nnd  Steuern  ihre  gute  Entwicklung  nnd  Aosgestaltnng. 
Möge  es  flo  weiter  gehen.  Dann  wird  der  Vorsprung  der  deutschen 
Besteuerung  vor  der  französischen,  der  Vorsprung  der  ßestenernng 
des  föderativen  Deutschen  Beichs  vor  der  des  franstfsischen  Ein- 
heitsstaats —  so  sehr  diese  Staatsform  die  gesetzgeberische  Arbeit 
erleichtert  —  nnd  des  monarchischen  Dentschlands  vor  dem 
republikanischen  Frankreich  andanem  and  sich  noch  erweitem. 
Anch  was  an  Reformen  bei  uns  noch  aussteht,  wird  dann  nicht 
ausbleiben.  Die  gesammte  Beichs-,  Staats-  und  Oommunalbestenernng 
wird  vollends  alsdann  jeder  anderen  in  der  Onltorwelt  an  jener 
relativen  Vollkommenheit,  welche  in  diesen  Dingen  überhaupt 
immer  nur  zu  erreichen  ist,  voranstehen.  Aber  auch  in  ihrer  gegen- 
wärtigen Gestaltung  verdient  sie  —  wiederum  trotz  der  Getreide- 
zöllc  —  das  Lob,  dass  sie  a  u  '  Ii  s  o  c  i a  1  p  ol  1 1  isch  keinen  Ver- 
gleich mit  irgend  einer  anderen  zu  scheuen  hat  und  vollends  auch 
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darin  die  fransOsische  weit  übertriflft,  wie  diese  wieder  geworden  ist 

ein  volles  Jahrhundert  nach  dem  Sturze  des  ancien  regime  und 
des  Kuuigtliumä,  deu  man  ao  oft  mit  aiä  l'  uige  deti  Fioanzdrucks 
angesehen  hat. 

So  dürfen  wir  Deutschen  anch  mit  Befriedigung,  wie  auf  so 
viele  andere  politische  Fortschritte,  auch  auf  aUisserurdentlicbe  in 
unserem  Finanz-  und  Steuerwesen  im  Laufe  des  19.  Jahrliunderts 
erreichte  zurücksehen.  Dafür  liefert  dieser  vierte  Band  meines 
Finanzwerks  wohl  für  Deutschland  wie  hinsichtlich  dessen,  was 
ich  vorhin  tiber  die  Finanzen  und  Ötenem  Frankreichs  sagte,  für 
dieses  Land  der  voranfgehende  dritte  Band  den  voUgiltigen  Beweis. 


A.Wagu«>r,  FiaaaiwiwBwlMlft  IT. 
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NacbtrSge 

zum  ersten  uud  zweiteu  Halbbande  des  Tbeiis  IV 

der  FinanzwisseDScliaft 

Die  Au«arbeitnng:  dieses  Bands  IV  hat  sich  Uber  3  Jahre  hingezogen.  Der  erste 
Halbband,  der  etwa  ron  M&rz  1898—99  bearbeitet  wurde,  ist  im  M&rz  1899  ab- 
geBcUosBen  worden.  Der  zweite  ist  jetzt  (April  1901)  fertig  gevoiden,  bat  eine  foU 

zweij5hrig:e  Arbeit  beanspracht.  Die  einzelnen  Abschnitte  des  1.  und  2.  Halbband$ 
wurden  nach  einander  zu  Terschiedenen  Terminen  innerhalb  dieses  Zeitraimia  vom 
Abediloäs  gehrtelit  Dieser  ümsttad  und  der  Ghmcter  der  Ibteife,  der  Steveigeselz^ 

gebung,  die  selten  ganz  ruht  und  auch  in  den  letzten  Jahren  iu  mehr  als  einem  Staate 

sich  w»>iit>r  entwickelt  hat,  haben  es  mit  sich  geführt,  dass  hier  jet?t  noch  Nach- 
träge zu  brin^ea  äind,  wie  im  Vorwort  zum  I.  Halbbando  S.  IV  aüch  in  Auatuclit 
gestellt  worden  ist. 

Diese  Nachträge  mUssen  aber  auf  das  Wichtigste  in  kurzen  AnfohriingeA 
beschränkt  werden,  um  sie  nicht  wieder  zu  ausgedehnt  werdeii  zu  ia^n. 

Es  liegt  zwar  in  diesea  2-'8  Jahren  mandierlei  ror,  was  beacbtensvertfi  ist 

und  eine  eingehendere  Darstellnng-.  wenigstens  nach  dem  Maasse  der  im  Buche 
Überhaupt  gegebenen,  wohl  verdienen  und  auch  sachlich  hier  in  diesen  Kachtzigea 
rechtfertigen  wurde.  Dahin  gehftrt  der  Ahechinas  der  baierisehen  ^^eform**  der 
directen  Steuern  in  l>=rt9.  die  sächsiM'he  Einkoininensteuer  1900,  die  Fortführung^  der 
badischen  und  der  elsass-Iothringischen  TReform vorarbeiten.  Aber  es  würde 
dann  dieser  Band,  welcher  üLuehin  schon  weit  umfangreicher  geworden  m,  als  ich 
gewtinscht  hätte,  noch  am  zu  viel  sich  ausdehnen  müssen.  Das  musste  renniedea 
werden.  Ein  Gegenstand,  wie  der  hier  behr»Ti()  It-,  )mt  \m  (jrunde  überhaupt  nie- 
mals einen  wirklichen  ,,Abschluas".  Ich  ftihre  daiicr  haupuachlich  nur  noch  einiges 
Thatsftchliche.  rernemlieh  nnr  ans  der  Oesetzfrehnng  selbst  nad  ans  eMK«& 
E  f .  r  Tti  V  0  r-i r  >  L'i  f  e n  an,  ohne  ins  Einzelne  «j^nnu  T  einzugehen  und  ohne  .Vn- 
kuupluug  eingehender  Kritik.  Im  Allgemeinen  so,  daä:>  mit  dem  Schluss  des  19.  Jabr- 
hnadeits  ahgesdüessen  wird  (abe  natorlleh  mit  Ende  des  Jahres  1900,  ma  man  ja 
seltsamer  Weise  ans  bekannten  Gründen  bei  uns  y  iit  erst  noch  bemerken  inus>!) 

Aus  der  Steuergeschichte  der  letzten  2 — 3  Jahre  sind  die  Vorgänge  in  den  Tor- 
genannten  7ier  Einzelstaaten  das  Wichtigste.  Für  Baden  und  Elsass-Lothringen. 
Welche  erst  in  diesem  2.  Halbbande  behandelt  werden,  wo  die  betretfenden  Abschnitte 
aber  auch  schon  im  Sommer  1900  abgeschlossen  worden  sind,  ist  nur  Weniges  hinzu- 
zufügen, ein  AbschlQä«  der  beztlgUcben  Gesetzgebung  ist  auch  gegenwartig  (März, 
ApS  1901)  ohnehin  noch  nicht  erfolgt.  Für  die  im  ersten  Halbhaade  hebmddtea 
Staaten  Sachsen  nnd  Eaiern  ist  mehr  nachziitraffen.  In  Prenssen  sin'i  k'-ine  so 
erheblichen  neuen  gesetzgeberischen  Maassregcln  erfolgt,  wie  Anfang  der  lti90er  Jahre, 
aber  Einzelnes  ist  dech  geschehen,  was  hier  nedi  enrShnt  werden  mnss.  Audi 
werden  hier  jetzt  niu^h  einzelne  kleinere  Nachtrrige  zu  einigen  P;;ni  t  :i  I  »r  früheren 
Darstellnng  gemacht,  da  die  Darstellung  der  preassischen  Besteueruug,  wie  zum  Tbeil 
Uberhaupt  der  im  ganzen  ersten  Halbbande  behandelten  Staaten,  hie  und  da  etwas 
^ehr  koapp  au^iri  fallen  ist,  allerdings  meinem  Plane  gemäss,  wie  er  sich  indessen  in 
Verlauf  d.  ^  \\cTk>  mdit  völlig  ausführbar  orwies.  Bei  Preussen  ist  (lain^l«*  Berlin 
zwar  berührt,  aber  doch  besonders  kurz.  Dazu  habe  ich  hier  noch  etwas  mehr  lilr* 
gftnziingai,  besonders  ans  der  Statistik«  gegeben.  Zn  den  ahrigen  Staaten  bonge 
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Ich  nur  einzelne  ^'achürSge,  ohne,  banden  bei  den  Kleinstaaten,  jede  weitere 
im  Idoteii  Jahre  erfolgte  and  im  Bande  selbst  noch  nicht  erwibote  gesetzgebeiieche 

Maassregel  mit  anzoführpn.  Auch  beim  Deutschen  Keich  handelt  es  sich  nur  um 
einzelne  kleine  Zusätze  zu  der  erst  in  deu  letzten  Monaten  verfasslen  (Janaar  bis 
ApiÜ  1901)  und  die  Dinge  bis  dabin  rerfolgenden  Daistellong.  —  Auf  vMtere  An- 
gaben 8 tat is Ii  scher  Daten  aus  Jon  allerletzten  Jahren  wnrde  absichtlich  meistens 
rerzicbtet.  In  den  §.  212 — 214  sind  ohnehin  einige  neueste  Daten  für  den  vichtigsten 
Staat.  Preussen  nebst  ReicbssteQerqnoten  a.  s.  w.,  enthalten,  wodurch  frühere  Angaben 


worden.  Die  Nachtr&ge  zn  den  einschlagenden  Verhältnissen  der  einzelnen  Staaten 
werden  hier  in  der  Beihenfolge,  in  welcher  die  Staaten  in  diesem  ganzen  Bande  be- 
handell  sind,  gegeben. 


S.  im  Allgemeinen,  bcsendefs  auch  fOr  Finanzstatistik,  die,  nicht  im  Bacbbaadel 
erschienenen  Berichte  des  Finanzministers  von  Miquel  n:i  '^m  König  über  die 
pronssischeu  Finanzen  in  den  letzten  Jahren:  ^manzYerwaltung  Freaaaens  1890 — 97** 
(1897)  and  „1897—99*'  (1900).  Ferner  das  tm  Encbeinea  begrtlTene  Weifc  Scliirars 
nnd  Stints,  StaatobMuhalt  und  Finanzen  Prensiena»  Bd.  I  n.  ff.,  1900,  1901. 


Zu  8. 81  Uber  die  Oeblndestener  Ten  1861  nnd  S.  42,  82,  Qber  die  Ueber- 

lassung  dieser  bisherigen  Staatsstoner  an  die  Gcnieinden  nach  dein  Gc^eU  von 
1898.  Die  Steuer  ist  im  Wesentlichen  eine  zweifache.  Einmal  wird  sie  in  den 
St&dten  und  ländlichen  Ortschaften,  we  eine  überwiegende  Zahl  fon  Wohngebäaden 
regdbnlMlg  fwoiethet  wird,  nach  dem  sogen.  Nntzangeverdi  reranlagt,  d.  h.  nach 
einem  aus  dem  Durchschnitt  dt-r  der  Veranlagung  yorangegang-enen  10  Jahre  nach 
dem  Mietbertrii^uiss  u.  &.  w.  ermittelten,  alle  15  Jahre  neu  zu  crmittulndcn  Werthe, 
nnd  zwar  mit  4  7o  davon  von  Wohngebäaden,  mit  2  von  ^gewerblichen  von  diesem 
,,Nntzungswerth"  erhoben.  Man  hat  mit  Recht  neuerriinj-s  daraaf  hingewiesen,  dass 
dies  eine  Ueberburduug  der  Wohnhäuser  mit  kleinen  Wobnongen  and  im  Ve^eich 
mit  Hänsem  mit  grossen  Wohnnngen  nach  dem  Staad  der  Mietbprelse  bedingt,  zunal 
jene  crstcrfu  auch  ^^^^sse^e  Keparaturausgaben  orfordorn,  wodurch  dann  wieder  die 
kleinen  Miethen,  soweit  Ueberwälzung  der  Gebäudesteuer  gelingt,  stärker  belastet 
werden.  Theils  wegen  dieses  Dmstands.  theils  wegen  sonst  mitspielender  Momente, 
im  die  werthvolleren  Häuser,  welche  die  wohlhabendere  BevOlkeiang  bewohnt,  und 
um  nuch  B austeilen  besser  besteuern  zn  können,  ist  neuerdings  den  Gemeinden, 
besonders  den  bei  dieser  erstuii  Gebäudestcuerlorm  iu  Betracht  kommenden  Städten, 
zumal  den  in  rasehen  Au&chwung  begriffenen,  amtlich  von  oben  aus  der  Rath  er- 
theilt  and  von  ihnen  auch  mehrfach  (i)esonders  von  rheinischen  Städten)  befolgt  wurden, 
die  communalc  Gebäudesteuer  nicht  mehr  nach  dem  gesetzlichen  Nutzungswerthe, 
sendem  nach  dem  gemeinen  Werthe  des  Grandstads,  bezw.  des  Gehindee  selbst 
za  veranlagen.  (S.  über  Bremen  S.  620  schon  früher.)  Dabei  lassen  sich  eventuell 
auch  noch  Abstufungen  des  Steuersatzes  nach  Gebäudeanen  ond  Werthgrössen  vor- 
nehmen. S.  aber  diese  ganze  Frage  der  Werthbesteuerung  der  städtischen  Ge- 
bäude Tielerlei  Materialien  in  den  Schriften  des  Bundes  der  Bodenreformer,  besonders 
in  der  von  Damaschke  gut  redigirten  Zeitschrift  Deutsche  Volksstimm^'*.  Auch 
Zur  Niedou  hu  Jahrbuch  für  Gesetzgebnug  und  Verwaltung  1900,  B.  24  uud  durs. 
„Die  zwecbnässigere  Ausgestaltung  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  als  Gemeindesteuer 
für  Stftdte  nnd  G-  uieindon  mit  städtisrhem  Chararfcr"  (1000).  Die  zweite  Form  der 
preossischen  Gebäudesteuer  ist  eine  Art  Classonstouer  der  ländlichen  Wohn- 
gebinde,  nach  Maassgabe  der  Gesammtrerhftitnisse  der  zu  denselben  gehörigen  länd- 
lichen Besitzungen  und  nutzbaren  Grundstilcke,  unter  MitborüclvsichfiL'ung  der  Grösse, 
Bauart,  Beschatfenhcit  der  Gebäadc,  auch  der  zugt^hörigeu  Hofräame  und  Hausgärten, 
mit  einem  Tarif  mit  festen  Sätzen  (Gesetz  Ton  1861.  7).  Sie  erscheint  ab  nun- 
mehrige Communalsteoer  anch  einer  Befonn  bedttifUg  nnd  durfte  nnr  bei  niedriger 
Höhe  sich  halten  können.  — 


Einzelnes  nachgetragen 


Preaasen. 
(1.  Halbband,  §.  7—88,  S.  14-97.) 


Einige  Hachtrige  an  früheren  Pnncten, 


ü3* 
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6.  B.  Uebersicktea  der  Besteaerung.  Nachtrüge. 


In  einzelnen  St&dten  sind  seit  der  Refofm  ron  1898  besondere  Grandsteaer- 
ordnangen  für  GoVa-jl'  und  Grundstücke  erlassen,  so  in  Berlin  nach  Fallenlassen 
der  Mietbstener  der  Bowobuer  im  Anscbluss  an  die  Staatspebäudesteuer,  vo  jetzt  der 
Steaeimz  jlbriieli  festgestdlt  wird,  z.  B.  in  Beflin  mit  5.8  "  o  vom  emittdten  WerOie. 
Das  Problem  der  Bansteilensteuer  wird  dabei  noch  nicht  befriedigend  gelöst.  In 
Berlin  bat  man  letztere  Steaer  nach  kurzer  Zeit  wieder  fallen  lassen  und  die  er- 
hobenen Beträge  zurückgezahlt  Das  Problem  tritt  aber  immer  mehr  in  den  Vorder- 
g^nd.  S.  auch  daßlr  die  Schriften  des  Bundes  der  Bodenrefoimer.  Auch  dis 
Problem  der  Besteu'^rnnir  d^s  bloss  den  Conjunctnren .  Volkszunahmc  n.  s.  ■w.  zn  rer- 
daukeaden  Wcrtb z uw ac bäeä  dc&  städtischen  pnraten  Grandeigenthums,  bezv.  der 
wenigstens  theilweisen,  aber  möglichit  vdtgehenden  ftmlichen  Fort  Steuerung  diewM 
Werths  zu  Gunsten  der  Gemeinden  ist  neuerdings  immer  mehr  behandelt  worden,  ganz 
im  Sinne  meinet  Theorie  der  Besteuerung  der  betreffenden  Conjoncturengevinne 
(FIn.  n.  %.  282  C).  8.  aaeh  dufiber  die  SchriAen  des  Bondes  der  Bodenreformer. 
Ueber  einen  interessanten  practisdien  Versuch  der  Lösung  dieses  Pro*  lems  in  der 
deutiicben  Niederlassung  in  Kiautschou  s.  die  amtlichen  Denkächriftea  über  die 
Entwicklung  dieses  Gebiets  (1898 — 1900).  Diese  Bestrebungen  laufen  bereits  in  die 
tieferen  zur  Kefonn  des  Grundelgenthumsrechts,  namentlich  der  Trennung  des 
Rechts  am  Boden  selbst  und  am  Gebäude,  hinaus,  unter  Znhilfenahm  '  des 
der  römischen  superficies  entsprechenden  ..Erbbaurechts"  des  Deutschen  Bürger- 
lichen Gcscfzhuclis  (§.  1012—1017).  S.  darüber  u.  A.  Üertmann,  Sohm,  Eschen- 
bach in  der  Flugschrift  des  Bundes  der  Bodeiireformer  „Wohnungsnoth  und  stÄdtischo 
Bodenfrage*'  (mit  einer  Bede  ?on  mir  darüber ,  1901).  Von  besonderer  Wichtigkeit 
für  dies  Bezügliche  rind  die  Vorgänge  in  Frankfurt  a.  If«  unter  der  Initüüti?e  des 
01,  ^Viirgcrmcisters  Adickes  (oben  8.  88).  8.  n.  A.  dessen  Yenrahungsberickit 
für  1899,  S.  14  ff. 

Auf  dem  GeMete  der  iluien  jetzt  ancb  flberlassenen  Gewerbesteuer  (S.  83) 

haben  die  preossischen  Gemeinden  sich  noch  wenig  um  Keformen.  welche  eventuell 
Abweichungen  ron  dem  geltenden  Steueirecht  (Gesetz  ron  1897)  lurbeiftthren  winden, 

bemüht. 

Zu  S.  9-^  und  112  Xrbschafts  Steuer  eiginzend:  Allgemein  frei:  Betrtge 
bis  150  M.  Wi-rth  und  dirccte  Linie  (Descendenten  aus  giltigen  Ehen  oder  logitirairte, 
uneheliche  Kinder  vom  Kachlass  der  Mutter  und  deren  Asoendenten),  femer  Ehe- 
gatten, gewisse  Hnusstandspersonen  bb  900  M..  Terscbiedene  Ollendieh-rediilidie 

juristische  Personen  (s.  Tarif).  nertarif:  1  ^  f^^r  gewisse  Hau.sstandspersunen. 
2  Vo  ^'^^  nächsten  Seitonrenrandten  (Geschwister,  ?oU-  und  halbbürtige  und  deren 
DMcendnoitMi),  aucb  adoptirte  oder  in  Folge  ron  Elnkindsehaft  berafene  K!nder  oder 
deren  Descendenten;  4  7,  für  weitere  Seitcnverwandto  bis  incl.  6.  Grad .  auch  für 
SH'^f  kinder  und  der<^n  Dosf-endenten,  für  Stiefeltern  und  für  einige  and-^re  Fülle,  auch 
für  natürliche,  vom  i^izcuger  erweislich  anerkannte  Kinder:  8%  anderen 
FlUe.  Schenkungen  unter  Lebenden  sind  steuerpflichtig  gleich  Erbschaften 
u.  s.  w.  und  nach  f^'-raselben  Tarif  zu  behandeln,  also  jenachdem  steuerfrei  oder  den 
gen.  Sätzen  unterworfen,  wenn  die  Schenkungen  schriftlich  beurkundet  worden 
(Gesetz  ron  1878/91,  §.  l). 

Zu  S.  30,  41  Stempelsteuer  (Gesetz  ron  IPOö)  und  S.  87  conimunale 
Umsatzsteuern,  sei  noch  beigefügt,  dass  der  practisch  besonders  wichtige  Fall  des 
tmmobllienbesitzweebsel,  dureb  Recbisgeocbifte  unter  Lebenden  zu  listigea 
Titel,  also  Kauf,  Tausch,  nach  wie  vor  mit  dem  Satze  ron  1  %  <lte  Staatscasse 
bela.stet  ist  (Kauf-  und  Tausch  Vorträge  und  andere  listige  Veräusserungsverträge.  ein- 
schliesslich der  gerichtlichen  ZwangSFersteigerungen .  über  im  Inland  befmdlicho  un- 
bewegliche Sachen  oder  diesen  glcichgeaohtete  Rechte,  Tarif  Nr.  32,  a).  Andere 
Gegen  täude  aller  Art  (auch  Lieferunpsertrrige') .  wenn  die  Verträge  nicht  nach 
Taril  >>r.  4  des  Keichsgesetzes  rom  7.  April  1894  (o.  S.  744  ff.)  der  Beich^tempelabgab« 
unterliegen  oder  daron  befreit  sind,  zahlen  Vs  %  (Nr.  82.  c>.  Pidei commissi 
Stiftungen  zahlen  vom  Gesairnurr  rth  der  gewidmeten  Gegenstände  ohne  Ab/ne 
der  Schulden  3  7e*  —  i^ic  den  Gemeinden  jetzt  im  CommunaLsteueigesotz  ron  189S 
gestattete  Umsatzsteuer  von  Veiftusserang  und  Erwerb  von  Ötnndsiaclten  (und  Ge- 
bäuden darauf)  (S.  82'  ist  mthrfach  eingeführt  worden.  Sie  beträgt  in  Berlin  z.B. 
1  von  bebauten  und  seit  1^07  ebensoviel,  bis  dahin  ''ä%,  von  unbebauten 
Grundstücken,  Ertrag  im  Soli  lucl.  Kesten  in  1898/99  2.060.000,  im  Ist  1.952.000  iL 
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iStädtisches  statistisches  Jahrbnch,  J.ir.  25,  1900,  S.  ".68).  Der  Aufgabe  einer  richtigen 
FurtbilduQg  :>olchcr  Be^itzw echseiabgabeii,  nemlich  in  der  Richtang,  dea 
SO  zu  B$%th  „durcblaafeoden"  gleichbleibeodan  Verth  von  dem  ans  Conjonotarenelii- 
Bussen  herrorgehendeii  Werth,  dali»  r  rofrolmJlsbi:;  mn  dem  bätreffeiideii  Werthzowaehs 
zn  iuitex8cb«iden  and  jenen  erstereu  Werth  mib^ig,  diesen  Coajunctaren-Wartbzawacbs 
hodi  zn  bd^ron«  —  dimet  Aafgabe  ist  nsa  wach  Asoexdiogs  meines  WiMeas  aar 
er^t  gelegentlich  in  Erörterungen  de  leg«  ferenda  aihw  getreten,  nodi  nicht  mit 
piacUschen  Ycrvirlclichanfen. 

Auf  S.  92 — 95  sind  ttber  Berlin  nur  einige  wenige  Daten  gegeben  worden, 
wibrend  iu  anderen  Theilen  des  Bends  über  einzelne  kleinere  St&dte  und  Uber  die 
hanseatischen  Stadtstaatefi  inir  eemischt  staatlich- städtischem  Haushalt  mehrfach  tre- 
nauere  gebiachi  sind.  Zur  Krgunzuog  werden  hier  aus  den  umfas^üdeu  Mittbeilungen 
im  städtischen  statistischen  Jahrbnch  B.  Böckh's  (J.g.  25«  1900,  für  1898,  S.  560  bis 
571  und  S.  577 — 600)  noch  einige  weitere  Daten  znsammenjre^itellt,  um  das  Finant- 
and  Steaerwesen  dieses  weitaas  giöraten  deutlichen  städti:^chcn  Gemeinwesens  wenig- 
stens noch  etwas  gemver  statistisch  TomiflÜiTen.  Es  ist  dabei  daran  so  eritinera, 
<las5  dir  {  iiitische  Stadtge  m ein  d  e  Berlin  (mit  am  1.  Dec.  1895  1.677.000,  am 
1.  Dec.  1*JU0  1.884.000  Bewohnern)  bei  Weitem  nicht  die  ganze  Bevölkerung  des 
wirthschsftlicb -socialen  Gemeinwesens  .«Berlin**  tunfasst.  Dieses  bat,  mit  den 
groeaen  Vororten  GiiarlottenbarK ,  ScbOnberg,  Eixdorf  und  zahlreichen  kleineren  zu- 
sammen, je  nachdem  man  hier  die  (irenzeu  zieht,  700.000  bis  beinahe  1  Mill.  Ein- 
wohner mehr  als  d&s  „otncicilo"  oder  „politische"  Berlin.  Aus  den  nicht  steuerrecht- 
fichen  Einnahmen  Berlins  werden  hier  aber  auch  nur  die  Hauptdaten  gflfeben,  die 
sonstigen  s.  im  Stati<;tischen  Jahrbuch  a.  a.  0.,  besonders  S.  577  ff. 

Zur  Ergänzung  von  Tab.  18,  S.  95,  nach  Jahrbuch  a.  a.  0.  S.  571. 

Tab.  104.    Berlins  G<»sRmmt-Steuerertrag  (rein)  an  Gemeinde-,  Staats- 
und  Eeicbsstoueru  (tfinanzjabr  1.  April  bis  31.  M&rz,  in  luOO  M.) 


1894  1898 
Staat  Gemeinde  Reich  Summe  Staat  Gemönde  Bdch  Snnune 


Clä'^s'^Ti'itciier 
Juiiikommeni>tcoer  . 

17.72y) 

•2Lm 

42.460  25.440 

25.989 

51.429 

ErgftnsanfBStener   .  . 

a986 

8.986 

firundsteuer  .... 
Gebäudesteuer   .   .  . 

8 

8.951 

6.164 

8 

15.115 

-  \ 

-i 

17.168 

17.168 

Gewerbestever  .  .  . 

3.827 

3.827 

7.599 

7.599 

Betriebssteuer    .  . 

2d4 

234 

276 

276 

Wandergewerbesteuer  . 

44 

44 

55 

55 

Wanderlagersteuer  .  . 

0.8 

0.3 

^1.8 

1.3 

Micthsteuer  .    .    .  . 

18.11 :? 

18.113 

<0.7) 

(0.7) 

Sublevatiunsbciträ^e 

6 

6 

5 

0 

Caoalisationsaogabc 

2.8-20 

2.820 

4.896 

4.896 

Cmsatzstener     .   .  . 

1.888 

1.888 

Hundesteuer  ... 

466 

466 

r>10 

510 

Yerbraacbsabg.  (Zölle) 

106 

~  28.871 

28.977 

127 

—  a 

5.576 

85.703 

dwl.  f.  inlind.  Gegenst. 

7,417 

562  29.S99 

87.378  10.526 

707  30.218 

41.451 

Summe   41.703  44.477  58.270  144.450  40.184  59.141  65.794  164.969 

Das  Jahr  1894  ist  das  letste  ror  der  Dnrchftthrang  der  grossen  Commnnalstener^ 

reform.  Die  Bnrliner  Communalbesteucrung  ist  also  auch  jetzt  noch  fast  fjanz 
auf  directu  Stcaern,  auch  wenn  man  die  Umsatzsteuer  und  selbst  die  Hundesteuer 
zn  den  indirecten  rechnet,  mit  94.74  %  der  Geiammtsteaerartrlge  anf  directe,  bisas 
mit  5.26  V»  Mif  indireete,  anf  eigentliche  YerhcanchsetMiem  attein  nnr  mit  1.20  %  des 


*)  Zolle:  d.i.  im  Jahrbuch  sogen.  Verbrauchsabgaben  für  ausländische  Gegen- 
stinde.   Es  ist  nicht  miehtlich,  ob  nnter  den  „Yerbravchsabgaben  Ibr'inlSndische 

Gegenstände"  beim  Reich  nnr  die  eigentlichen  oder  auch  die  Verkehr^steuern  (Stempel- 
abgaben) mit  enthalten  sind.  Doch  ist  letzteres  anzunehmen.  Bei  den  Gemciude- 
stenem  in  der  Kubrik  „Yerbrauchssteuem  für  inländische  Gegenstände"  nur  der  kleine 
GommnnaUnechlag  zur  Beichsbianmalip  oder  fiieisteaer. 
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6.  B.  OebeiBiditen  der  Bwten«iiBgr.  Hwshtrife. 


Xztiafs  gegründet.  Die  ungciktiure  Bedeataüg,  welche  Berlm  auch  für  die  Staats-  uud 
BeicwbeetmmDDf  liat,  ergiebt  sich  aus  den  SSaUen.  Hehr  als      des  ßakommen* 

steoerertr&gs  des  ganzen  Staats  kam  aus  Berlin  1808.  '  des  Vermögens-  (Ergänzungs-) 
Steuerertrags  und  für  die  Erhebung  der  Zölle  und  inneren  Yerbrauchssteuero  ist 
Berlin  ebenfalls  der  wichtigste  Ort.  Kopfquoton  der  Ge»ainmtätcaererträzo.  wie  im 
BeiUner  Jahrbuch  geschieht,  far  Berlin  zu  berechnen,  (1894  81.4,  189S  93.0  M.)  i<>t 
nicht  zulassic:,  weil  die  betreffenden  Summen  der  Ecichsstenern  und  der  staatlichen  Ver- 
brauchssteuern ja  nicht  von  der  Berliner  Bevölkerung  allein  angebracht  und  getragen 
werden.  Beachtenswerth  ist,  dass  aacli  die  Canalieationefrebthr,  als  eine  Be- 
lastung des  städtischen  (irondhesitzcs,  mit  in  Folge  ihrer  neueren  Erhöhung 
stMk  im  Ertrage  gewachsen  ist,  was  bei  der  üesaxnmtbela^ong  dea  Grundbesitzes  mit 
Stenen  und  Abgaben  ins  Gewicht  fUlt.  Dan  VerhIItniae  des  &ttig8  zwischen 
communaler  Ertrags-  (Real-)  und  Personal-  i  Ei  ukommen-)Stouer,  Jie 
Canalisatiousabgabe  und  auch  die  den  Immobilionrerkehr  treffende  Umsatzsteuer  zu 
den  Erträgssteuern  gerechnet  (unter  Nicht-Einbeziehung  der  Hunde-  und  der  Brau* 
nialzsteuer  in  die  Berechnungen),  war  1898  in  Berlin:  81.888.000  2C.  Eltngl-, 
25.989.000  M.  Personalsteuern  oder  55.1  und  44/J  "  V 

Der  Berliner  Stadthaushalt  ist  uberwiegend  stenerwirthschaft- 
lieh  fiindiit.  Er  verfilgt  aber  doch  auch  Uber  bedeutende  Nettoeinnahmen 
nicht -steuerrechtlicher  Art  —  und  könnte  das  in  für  die  Berölkerung  noch  viol 
ICUoatigeroin  Maasse,  wenn  man  nicht  in  Berlin  die  Verkehrsanstalten  (Stiaseenbahnen) 
und  tum  Theil  die  BdenchtmigeansttlteD,  ErwerbegeMlIscIiaftett  zur  Atiebentung  (mit 
grossem  Gewinn I)  überlassen  hätte.  Folgende  Tabelle  105  t,riiu:t  Jie  Hauptposien 
noch  zur  Uebersicht  (nach  Jahrbuch  S.  577  £.),  fOl  1898,  unter  den  amtlidien 
Ecchnungsrubriken,  in  1000  Mark. 

Tab.  105.   Berlins  Uesammteinnahmen*). 

'  im      aus  einigen  eia- 
Qaniea   xelnen  Zweigen 

L  Steucrverwaltung  54.144  — 

IL  A  n  (1  •  '  r  e  E  i  n  nahmen 

1.  iiamuiüreifcrwaliung  717  — 

2.  Verwaltung  stidtlMäer  Werke  6.811  — 

darunter 

üa^werike  (Deberschuss)   —  Ö.U45 

Waeserwerke             .   —  1.579 

Viehhof.  Schlachthof,  Fleischschau  (üebersch.)  —  8!<8 

Dagegen  Zuschuss  bei  den  0anali8.werken  —  -^1.579 

8.  Kapital-  and  SchnldenTerwiltwig   903  — 

4.  Unterrichtstrerwalfung   2.685  — 

5.  Armen wesen -Verwaltung   1.1  ßO  — 

G.  Krankenhaus -Verwaltung  u.  s.  w   1.743 

7.  Park*  und  Oanenanlageo-Yerwaltong   ....  20  ~ 


S teuorrerwaltung:  ohne  Canaiisationsgebuhrcn  netto,  nach  Abzuir  der 
besonderen  Ausgaben,  Kämmcreircrwaltung  netto,  Verwaltung  der  städti- 
schen Werke  netto,  abzüglich  des  ZuRchnsses  bei  den  CsnslisationsweAen.  Kapital- 
und  Schiildenverwaltnnjr:  nur  die  Zin^'-n  von  pewi-^s»*»  angelegten  Kapitalien. 
Bei  den  folgenden  Kubrlken  ö — 9  die  Lmuahmen  roh,  ohne  Abzug  der  Ausgaben, 
meist  ans  Gebflhrea  a.  dgL,  kleinen  prifatwirthschaftliehen,  wie  tiib  in  den  betreffenden 
Verwaltnngszweigen  rorCommen.  Bei  Un te rrichtsrerwaltung  meist  Schulgelder  für 
höhere  und  Specialscbuien,  während  die  Volksscbolen  ftlr  Berliner  Kinder  frei  sind. 
Den  Annahmen  stehen  hier  19.018.000  M.  Ausgaben  gegennber.  Bei  Armen- 
'.V  n  in..S64.000  M.  Ausgaben,  bei  Krankenwesen.  Gesundheitspflege  u.  s.w. 
().Ü2>).0UO  M.  Ausgaben,  bei  Park-  und  Gartenanlagen  758.000  M.  Die  Bau- 
verwaltung opcrirt  mit  grossen  Beträgen,  Anleihen,  durchlaufenden  Posten,  in  der  j 
Tabelle  sind  möglichst  nur  die  «rdentUchen  EinnAhmea  hier  eiageeetgt,  ebeoso  bei  12. 
,,Terschiedenen"  Eionahmen. 
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im       au6  eioigeu  ein- 
Ginzea  awlnenZveigea 

8.  BaurcrwaltunfT,  ordontlicbe  Einnahmen  .    .   .  c.  — 

darunter  von  Adjacenten  für  Regolirnng  and 

Pflasterung  —  1.044 

Rente  ?on  Strass<inbahneD  —  24 

Rente  vom  Fiscus  für  StaaLschaassem    ...     —  235 

9.  Allgemeine  Yenralttuigseinnabmea  G44  — 

10.  Polizelfttnrakong  881  ^ 

drtrnnti  r  Beiträge  d.  Feuercasse  zum  Löschwesdü     —  822 

11.  Sira&senwesen  (nebit  BeinigiLBg,  Beitiftge)     .   .     219  — 

12.  Ant  retaehiedeii«!  ElnBahmen                        2.800  — 

darunter  Antheil  ans  Staatsdotation     ....     —  289 

Beitrag  des  Staats  za  V  olksachniiasten    ...     —  129 

Rente  ron  Gaagesellscbaft  — >  450 

w  Elactridt&tswerken  —  948 

Beiträge  ron  Strassenbahngesellscbaften  ...     —  1.560 

Pacht  ?om  öSentlichen  Aaschiagsvreseii  ...     —  255 

Sniniiie  der  Rubriken  U  (1—18)  20m  — 

„     iMdU  74.47»  — 

Es  sfaid  Uer  mOgUchsC  anr  dl«i^igea  Poeten  vn  den  Reduningen  bemts- 

gt'zogeu  und  eingesetzt,  welche  als  ordentliche  Reinerträge  bei  den  Steuern, 
Kammerei-  und  Verwaltung  st&dtischer  Werke  erscheinen,  and  als  Verwaltungs- 
einnahmen  (brutto)  in  den  anderen  Rubriken.  Aber  völlig  genau  l&sst  sich  das 
bei  der  Complicirtheit  der  Rechnungen  nicht  duehftlhren. 

Es  würde  sirb  hiernach  ergeben,  dass  von  einer  ftlr  die  verschiedenen 
städtischen  Verwaituugszwocke  verfügbaren  Summe  von  747«  MiU.  Mark 
Uber  54  aus  der  Besteuerung,  20 Vs  «ns- den  anderen  Einnahmexireigen  herrOhren* 
also  bezw.  72.7  und  27. ;i  ",'o-  ^^'■■'^  nntcv  den  üeberschasseu  der  städtischen  Werke 
(Nr.  II,  2)  befiaden  eich  die  bedeutenden  der  (ias-  und  Wasserwerke,  die  man 
als  dne  Art  indireeie  Verbranohsetener  («nf  sebr  wichtige  Objecte!)  anseben 
kf5nnte.  Damit  wQrde  sich  das  Verbältniss  der  Steuereinnahmen  zu  den  übrigen  nocL 
zu  Gunsten  jener  verschieben  und  ebenso  das  Verhältniss  (oben  S.  826)  zwischen 
directen  und  indirecten  Steuern.  Die  Rechnungen  bei  einzelnen  stidtischeu 
Werken  s.  ebenfalls  im  statistischen  Jahrbuch  (J.g.  1900),  S.  501.  Die  Beduuum^ 
d.T  «fiid  tischen  <t n s r\  n 8 1 al f  en  schliesst  (nach  dem  complicirten  Rechnungswesen, 
um  gruödcn  bei  EiniKihuio  und  Ausgabe  durchiaufcudea  Posten)  IbUä  mit  89.186.000 
Mark  Einnahme  (darunter  16..!4l).0oO  M.  Ar  Absatz  von  Gas  an  Private,  4.555.0()0  M. 
für  Absatz  von  Nebenproducten,  Cokes  u.  s.  w.)  und  34.061.000  M.  Ansgaben  ab,  woraus 
sich  der  Ueberscbns8  in  der  Tabelle  erlebt  Der  bisherige  Gasprois  für  das  Gas  an 
Private  var  16  Pf.  ftr  1  Gabikmeter  Lenebtgas,  10  Pf.  ftr  Heizgas  (Gewerbe,  Kflebe 
n.  S.  VI.),  während  die  Kosten,  mit  Zins  und  Amortisation  des  Kapitals,  auf  10 — 11  Pf. 
bereclmet  werden,  wonach  sich  bei  Leuchtgas  ein  bedeutender  Gewinn  als  „iudirecte 
Stenei**  ergiebt.  Vom  1.  April  1901  an  ist  der  Preis  einheitlich  an-  und  auf  11.40  Pf. 
(12  Pf.  ab  5  "  o)  herabgesetzt  worden. -— Die  Verwaltung  der  st&dtischen  Waas  er- 
wirk hnfte  !>^98  (auch  mit  Anleihen  und  durchlaufenden  Posten)  ll.(i45.000  M. 
Eiauahuicn  ydaruiiier  7.8öl.U0O  M.  filr  W  asserab^tz),  9.698.000  M.  Ausgaben,  danach 
der  Ueberschuss  der  Tabelle.  Die  Verwaltung  der  atid tischen  Canalisations- 
werke  und  Rieselgüter  hatte  im  Ordinarium  9.271.000  M.  Einnahme 

(darunter  von  den  angeschlossenen  Grundstöcken  in  and  ausserhalb  Berlin  4.902.000  M., 
von  der  Venrakung  der  BleieI|rQter  2.459.000  IL,  veioh  lettteiem  Betra««  2.804.000 
Mark  Ausgaben  gegenüberstanden).  0.271.000  M.  Ausgaben,  f  (  i  rschnss  1600  M., 
(von  Rioseigütem  allein  155.000  M.),  wobei  aber  unter  den  Einnahmen  ein  Zuschuse 
der  Stadtverwaltung  von  1.445.000  M.  eiogeietzt  ist  Im  Extraordinarinm  dieser 
Canalisation  Einnahmen  meist  aui>  Anleihen,  Ausgaben  neiat  siir  Enreitatnng  der 
Bleeelfelder:  Passivabschluss  in  der  Tabelle. 

Es  ist  ein  ungemein  hohes  Budget,  das  Ücrliuer,  das  der  meisten  Mittel* 
übertreffend.  Bisher  ist  ei  aber  der  Stadt  gelungen,  die  Gemeindeeinkommen- 
itener  auf  100  %  des  Staatssatzes  za  halten,  was  o.  A.  den  VoftheU  bot,  daas  die 
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Qemeiiide  nicht  bdsondeid  Geii«hiiiigiuig  Seitcoä  der  MioisterieA  «]s  staaüicbea  Auf- 
delifAalkdrdo  beduf,  der  W  UebencKreitaDg  ron  100  ^/p  «rf^nlich  vfirde.  DI« 

Realsteuern  waren  1898  150  ®/o  der  Staatsstenersätze.  Als  indirecte  Verbranchs- 
stcufTn  wären  wohl  namentlich  stärkere  Bierstcaerznschläg:o  und  allgemeine  Schank- 
stcuciü  zu  erwägen,  dann  kämen  noch  in  Betracht:  eine  weitere  Ausbildong  der  Gewerbe- 
steuer, der  (jrand-  und  Gebiodestener  in  der  Richton;  der  Werthsteuer,  ein  Zurück- 
greifen auf  (iio  passend  zu  gestaltende  Bauphit/stcoer  and  eine  P'ortbildun^  auch  der 
Umsatzsteuer,  besonders  hier  in  Berlia  (and  Vororten!)  in  der  Kichtnng,  wie  oben 
S.  825  in  diesen  Nachträgen  angedeutet 

Haohtrftge  ans  der  prenesisclien  Stenergesetzgebaag  in  1900. 

Za  S.  55  ff.,  Tab.  4.  Eine  Erweiterung  des  Privatbetriebs  hat  dadurch 
stattgefunden,  dass  der  Fisrns  die  AnsQbung  des  Bcrnstei n resrals  in  seine  eij^enen 
Hände  genommen  und  mit  zu  diesem  Zweck  die  grossen  Berustein-Productioa»- 
nnd  llandeläverke  der  bisherigen  Pachtfinna  Stentien  und  Becker  in  Königsberg  i.  Pr. 
angekauft  hat,  wofür  dor  T^egiening  eine  Summe  von  9.75  Mill.  Mark  aus  Anleihen 
zur  Verfügung  gestellt  worden  ist  (Gesetz  vom  1.  Juni  1899).  Zu  dem  Gesetz  eine 
die  Measnegel  der  eigenen  JRegie  DegrOttdeode  Denksebrift  Seit  1.  JaH  1899  Bind 
die  Werke  jetzt  in  Staatsverwaltung,  und  zwar  im  i;  ^sort  der  Handels-  und  Gewerh;- 
verwaltang,  früher  der  Dom&nenverwaltang.  Etat  für  1900  und  1901  mit  Anschlag 
des  Betnertraffs  ?on  1.050.000  nnd  919.000  M.,  gegen  529.000  H.  ans  dem  Regal 
im  Jahre  1898  bei  der  Verpachtung. 

Zu  S.  H9.  In  Verbindunjs:  mit  der  Einführung^  des  Deutschen  Btlrgrerlichen 
Gesetzbuchs  ist  der  Text  des  preussischen  üerichtskostens:esetzes,  wie  er  vom 
1.  Jan.  lUOO  an  gilt,  TOm  Justizminister  bekannt  •.remaclit  worden  (Gesetzsammlung 
1899,  S.  326).  EiD  pretissischcs  (lesetz  Uber  die  freiwillige  Gericbtsbarkeil 
ist  am  21.  Sept.  1899  erlassen  worden  (GeMtzsanunloog  S.  249). 

Zn  8.  49  C  nnd  den  TkbeUen  dort  Ein  Geaeti  vem  2.  Hai  1900  trUR  Be* 
Stimmungen  über  die  Hinterziehung  nnd  Deberbebnng  ton  Yerltelirs* 
abgaben  und  ordnet  Strafen  dafür  an. 

ZnS.40ff.,  prensaiacbe  directe  Stenern  nndS.  792ff.,Be8eitigung  tos 
Doppelbestenerang  im  Deutschen  Reiche.  Hier  ist  in  Preussen  eine  wichtige 
neue  Bestimmunj?  eingetreten.  Dur'-b  »-inen  ratificirten  Staatsvertrag  zwischen 
Preussen  und  (West-)Oestericich  vom  21.  Juni  1599  sind  die  Grundsätze  über  Be- 
seitigung der  Doppelbesteuerung  bei  directen  Staats  steuern,  welche  nach  dem 
Keichsgesetz  von  1870  innerhalb  des  Kcichs  gelten,  im  Wesentlichen  ebenso  anf 
die  beiderseitigen  Staatsangehörigen  zur  Anwendung  gebracht  worden.  Einzelnes  ist 
dabei,  nm  den  Yenebiedenbeiten  der  Steuergesetzgebnng  in  beiden  Staaten  Becbnnng 
zu  tragen  und  Zweifel  bei  der  Anwendung  der  Grundsätze  ausznschliessen .  nur  noch 
etwas  genauer  bestimmt  worden.  Dieser  Staatsvertrag  wurde  durch  das  preussische 
Gesetz  vom  18.  April  1900  genehmigt  In  dieiem  Gesetz  wnrde  der  Finanzminister 
zugleich  ermächtigt  (§.  2),  „mit  Bezug  auf  Personen  und  Steuerquellen ,  welche  der 
Steuerhoheit  mehrerer  Staaten  unterliegen.  Vereinbarungen  zn  treffen  und  Anordunngcn 
zu  erlaikSen,  durch  die  ihre  Heranziehung  zu  den  directen  Staatsstcuern  unter 
Wahmng  des  Grundsatzes  der  Gegenseitigkeit  anch  abweichend  von  den  in 
Preussen  geltenden  gesetzlichen  Vorschriften  geregelt  wird."  Jener  Vertrag:  mit 
Oesterreich  und  dieses  Gesetz  sind  nicht  nur  von  practischer,  sondern  auch  von 
principieller  Bedentnng,  indem  bier  aneb  nntor  selbstlndigen  Staaten  Gmndsitz« 
wie  innerhalb  eines  Bundesstaats  ftlr  die  directe  Staatsbesteuerung  zur  Geltung  gebracht 
werden.  Ein  Fortschritt  zur  Schonung  der  Individualinteressen  der  Steuer- 
ptiichtigen,  bei  dem  es  fteiUob  fraglicb  Ist,  ob  die  Staatsinteressen  nberbaapt 
nnd  vollends,  ob  sie  fur  beide  betheiligte  Staaten  gleichmässig  wahrgenommen 
wt>rdf>n.  Die  grosse  Verschiedenheit  des  Stcuerrechts,  in  Oesterreich  z.  B.  die  Form 
der  i^rhebuiig  der  Ziiissteucr  im  sogen.  ,,Abzugsver£ahrea''  (Couponsteuer),  macht  hier 
Schwieriglteiten  (k  den  gen.  Staatsvertrag  Art.  8,  wo  Oesterreich  ausdrOoldich  diese 
Besteuerungsfonn  sich  vorbehalten  }iatl.  Es  ist  nur  fraglich,  ob  die  preussischen 
fiscal ischen  Interessen  hier  immer  ebenso  wie  die  des  anderen  Staates  gewahrt 
werden  können.  8.  Uber  die  ganze  Frage  aneb  die  tiieoretiicb''nrincipieUe  ErOrteroag 
in  Fin.  n,  §.  168,  169.  —  Zu  Einltoamensteuer  nene  AnsL-Y.  ?om  6.  JnU  1900. 
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Za  S.  ä4t  40.  Directe  Staatsstenera  in  Hobenzollern.  Diese  waren 
bisher  noch  nach  der  ftUeren  Gesetzgebung  geregelt  und  aach  nicht  unter  die  Ke- 
formen  ron  1891/98  mit  einbezogen  worden.  Ihr  Ertrag  bildete  einen  besonderon 
Etatstitel  im  Sfnatsliaushaltsetat  bei  der  Verwaltung  der  dir.^f^^^n  Stenern  (für  1900 
321.000  M.).  Durch  da*  Gesetz  vom  2.  Juli  1900  ist  nun,  früherem  Vorbehalt  im 
Gesetz  vom  14.  Juli  1893  §.  29  gemäss,  die  Denere  Geeetigebiinfr  auch  in  Hohen- 
7.oIIern  zur  Geltuiur  gelang^t:  Die  bestehenden  directen  Haaptsteucrn.  Grum!-,  (jefäll-, 
(ieb&ado-,  Gewerbesteuer,  bind  jetzt  aoch  hier  „der  btaatscaase  gegenüber  ausser 
Hebnn^  gesetif*,  andere  (KapitaUen-  and  Dienatertragsstever,  Hnndeeteuer)  aufgehoben 
worden.  Die  ersteren  Steuern  sind  für  die  Zwecke  der  communalen  Vcr«raltun£^,  wie 
im  Übrigen  Preussen,  zur  Verfugung  gestellt  worden,  mit  einigen  weiteren  Special- 
beatiiBiniiDgen  dartlber.  S.  dazu  auch  die  neue  Hohenzollern'iehe  Gemeindeordnnng 
vom  2.  JqU  1900  Bnd  die  Amts>  und  Landesordnung  des  Gesetxea  rem  2.  Juli  1900, 
mit  Bestimmungen  anch  über  Finanzen  und  Steuern  (Hundesteuer  an  Amtsrerb&nde 
gekommen).  Dafür  sind  die  Einkommen-  und  die  Ergänzungiistcuer  von  1901  an  in 
UohenzoUem  als  Staatsstenem  eingefiUiit  worden,  mit  einzelnen  Abweichungen.  Die 
glänze  Maaairegttl  atelU  einen  FeMschritt  in  der  Oniflcntioa  des  directen  Steuer- 
systems dar. 

Zn  8.  87,  41,  Gewerbesteuer  tob  1891  und  8.  88,  81,  OeberUesnni^ 

dieser  Steuer  an  die  Gemeinden.  Auf  dem  Gebiete  des  co  m  mn  n  al  en  Gew  e  rbe - 
Steuerrechts  ist  nach  heftigem  Streit  ein  neues  Gesotz  za  Stande  gekommen, 
welches  mehr  social-  und  wirthschafts-  oder  gewerbepolitische  als  finan- 
zielle Tendenz  und  Bedeutung  bat:  das  Gesetz  vom  18.  Juli  1900,  betr.  die  Waaren* 
hauss t o  11  r.  Die  wichtigsten  Grundsätze  dic«'-^  Gesetzes,  die  hier  allein  heraus- 
gehoben werden,  unter  Verweisung  für  Weitereb  aui  das  Gesetz  selbst,  sind  folgende. 
Das  stehende  Gewerbe  des  Klein-  (Detail-)Handels  mit  mehr  als  einer  von  4  grossen» 
im  §.  G  des  Gesetzes  näher  bezeichneten  ^^■aarengmppen  unterliegt  danach  in  den 
Gemeinden  einer  commanalen  Steuer  nach  dem  Jahresumsatz,  sobald  dicsor 
in  jenen  Gruppen  400.000  U.  tibersteigt.  der  9og«o.  „WaaTenhaassteaer**  (§.  1).  Der 
Tarif  dafür  (§.  2)  hat  feste  Steuersätze  für  bestimmte-  l'msatzbetrige.  im  Allgemeinen 
steigend  von  1  bis  auf  2  7o  des  Umsatzes,  also  insoweit  progressiv  (4000  M.  bei  400.000 
bis  450.000  M.  Jahresumsatz,  4500  31.  bei  400.000—500.000  M.  u.s.  w.,  20.000  M. 
bei  1  liUl.  bis  1.1  Mill.,  22.000  M.  bei  1.1—1.2  Mill.  und  weiter  fur  je  100.000  M. 
Umsatz  mehr  2000  M.  oder  2  %  Steuersatz  mehr).  Doch  ist  die  Einschränkung  (§.  5) 
gemacht,  dass  ein  Steuerpflichtiger  verlangen  l^ann,  wenn  seine  Waarcnhaussteuer  in 
dem  betrefieuden  Jahre  20  '^Jq  des  nach  dem  Gewerbestevergesetz  ron  1891  stenw- 
Pflichtigen  Ertraps  seines  der  Waarerihausstener  unterlie<?enden  g-anzen  Unternehmens 
überstellet,  auf  diesen  Betrag  von  20  der  Steuer  herabgesetzt  zu  werden,  doch 
nicht  nnter  die  Hftlfte  der  gesetzUcben  Waarenbaassteaersitze.  EKe  Steuer  wird  zom 
ersten  Male  vom  Finanzjahr  1901  an  (l.  April)  erhoben,  in  diesem  Jahre  für  die 
dann  bestehenden  \^  aarenhäuser  aber  nur  mit  der  Hälfte.  Die  Veranlagung  der  neuen 
Steuer  erfolgt  im  Anschluss  an  die  der  Gewerbesteuer  für  alle  Gewerbesteuerclassen 
durch  den  örtlich  zuständigen  Steuerausscbuss  der  Classe  I,  und  zwar  auf  Grund  der 
Declarationspflicht  des  Steuerfjtiichti^en  hinsichtlich  der  Höh»"  seines  steu-^rpflif  htifen 
Jahresumsatzes  (§.  8,  9).  Von  der  Angabe  des  Pflichtigen  kann  bei  der  Veranlagung  nur 
abgeviclieik  werden,  nachdem  ihm  Gelegenheit  zur  Aensserung  aber  Bedenken  gegeben 
worden  ist,  er  ist  aber  genöthigt,  eventuell  seine  Geschäftsbücher  rorzulepen  10). 
Unterlassung  der  Erklärungen  q.  s.  w.  zieht  den  Verlast  der  Rechtsmittel  nach  sich  11). 
Die  Veranlagung  zur  allgemeinen  Gewerbestener  wird  im  Debrigen  durch  die  Waaren- 
baussteucr  nicht  berührt  (§.  14  im  1.  Abs.).  Doch  wird  jene  erstere  Steuer  dem 
Waarenhauspflichtigen  insofern  auf  seine  Gesammtsteuer  aus  beiden  Titeln  angerechnet, 
als  die  betreffende  Gemeinde  die  Waarenhaussteuer  nur  soweit  zu  erheben  hat,  als 
sie  die  ihr  nadi  dem  Gemmunalsteuergesetz  von  1898  (§.  29,  80)  zustehende  Gewerbe 
Steuer  von  dem  ganzen  auch  der  Waarenhaußstener  mit  nnterstchcnden  Betrieb  tiber- 
steflgt.  Der  Ertrag  dieser  W  aarenhaussteuer  soll  ferner  von  den  Gemeinden  nicht  zar 
Deckung  ihrer  lülgemeinen  Ausgaben,  sondern  zur  Erleichterung  der  gewerbestener- 
pflichtifjen  kleineren  Betriebe  (Classe  III  und  IT  des  (Jesetzes  von  ISOl'i  in  dieser 
Steuer,  anderufails.  wenn  die  Gemeinde  lieine  Gewerbesteuer  erhebt,  „zur  Bestreitung 
ron  GemelndebedttrfiiisBai  ? orzngsweisa  im  bteresse  der  Ideinerai  Gewerbetreibenden** 
rerwendet  weiden.  Gvtobezirhe  haben  den  Ertrag  der  WauenbMuetener  'an  die  Xrei*- 
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commaualcasse  abzofilhrcD ,  die  Kreise  dann  diese  Beträge  wieddram  rornemliclL  im 
Interesse  der  kleineren  Gewerbetreibenden  zu  rerirenden. 

Ob  und  vie  weit  das  Gesetz  von  grösserer  praedfldber  Bedeatang  wird,  oiiim 
sich  zeigen.  Ich  habe  meine  Zweifel  darüber.  Von  wesentlicher  principieller  Be- 
dentang  ist  es  aber  jedcnfalis.  £s  ist  ein  Versuch,  mittelst  einer  höheren,  ziemlich 
Burken  Sonderstener  die  Eotvicklnof  der  Waeieidiineer  (Buers  «.  s.  w.),  welche  alle 
möglichen  Artikel  fuhren,  zn  hemmen,  wenifrstens  zu  ersch^'crni.  \m  Interesse  des 
gei^&ftUckea  Mittel-,  Klein-  und  des  Speciaibetriebs,  —  ohne  mit  dem  Piindp  der 
GewerbefinOieit  ta  bredien  oder  «tr  in  Gonflict  so  komnen.  Ob  letzteres  mit  einem 
solchen  Gesetz  vermieden  wird,  steht  meines  Erachtens  dahin.  (S.  u.  S.  837  bei  Baiem). 
Immerhin  l^st  sich  die  Steuer,  wenn  sie  auch  roh  in  der  Form  (nach  dem  (Jmsatze! )  ist, 
alienfallii  auch  cinigermaassen  als  eine  solche  auffassen,  welche  dem  Grundsatz  der  Be- 
Btenerang  nacb  der  (grOMwren)  Loistuni2:äfihigkeit,  wegen  der  Vortheile  des  Grossbeitrebs 
Q.  8.  w.  in  den  modernen  grossen  Waarcnhauscrn,  entspricht.  Ihr  Ziel  ist  mir  syrnjAthisch, 
ihre  Einrichtung  und  ihre  ganze  Methode  Icann  ich  weniger  anerkennen.  Das  Eicbtige 
wlre  wohl,  nidhc  bloss  den  „Klein-Handels-Grossbetrieb"  in  diesem  Falle  der  Ter^ 
rini<ri:ni^  sonst  nach  bisherigem  Brauch  nicht  in  Einem  Geschäft  gehandelten  Waaren, 
boudern  solchen  Grossbetrieb  tlberbaapt,  auch  bei  der  Bescbrünkoiig  auf  eine  der  alt- 
QbUehen  Waarengattungen  so  treffen.  SpedalgeschlA»  leciterer  Art«  roJIente  mit 
ihren  Filialen  in  demselben  Orte,  machen  doch  den  Mittel-  und  Kleingeschäften  ähn- 
lich Concurrenz  und  rerdräogen  sie.  Jetzt  bleibt  der  Vorwurf  nicht  unbegründet, 
dass  hier  Kleinhandels  -  Grossbetriebe  dieser  Terschicdonen  Art  nicht  mit  gleichem 
Maasse  gemessen  werden  nnd  schon  deswegen  der  Zweck  nicht  emicbt  wird.  Die 
BiWiinf  von  Wnarenpmppen  in  dem  Steuergesetz  leidet  zudem  unrermeidlich  an 
W  lükuhr.  Hält  man  aber  den  Zweck  des  Gesetzes,  Erleichterung  der  Lage  der  Mittel- 
vnd  Kleinhetriebe,  für  einmal  gewerbi^litiseh  richtig,  dann  wice  es  doch  auch 
corr- rr,  offen  vor/.ug-ehen,  dem  Grossbetrieb  Iii.  r  no-h  tandere  äussere  Schranken  zn 
ziehen,  soweit  er  aber  dabei  bestehen  bliebe,  iliu  offen  stark  progressir  w^ea  seiner 
höheren  Leistongsftbi^eit,  seiner  relatir  geringeren  Gesehffuspesen ,  an  bentevem, 
aber  eben  allgemein  und  nicht  nur  die  „Waarcnhäuser"  mit  vielen  Waaren^appen. 
So  laborirt  das  g^anze  Gesetz  an  Halbheit  Die  höhere  Sonder besteueruuß:  aller  Klein- 
handcls-Grossbetnebe  liesse  sich,  nebenbei  bemerkt,  immerhin  wohl  selbst  dann  recht- 
fertigen, wenn  das  gleiche  Princip  auf  den  Grosshandel  und  die  Grossindustrie  nicht 
aualog  ausgedehnt  würde,  was  ja  nahe  l^^c,  weil  hier,  zumal  bei  der  Grossindustrie, 
allgemeine,  auch  rolkswirthschaltlich  ins  Gewicht  fallende  ökonomisch- 
teehnlsche  Yortheile  des  Giesibetrlebs  bestehen,  die  beim  KIdnhandel  im  Weient- 
liehen  fehlen*  — 

Königreich  Sachsen. 

(1.  HaJbband,  §.  34—44.  S.  97—137.) 

Nachträge  aus  der  Gesetzgebung  ron  1899  und  1900. 

Zu  S.  117.  ürkun'i'-n«f^nipei  nach  dem  neuen  Gesetz  vom  10.  Juni  1898, 
dazu  Ausführungsverordnung  vom  12.  Oct.  1899.  —  Verordnung  rom  18.  Dec.  1899 
Uber  die  „Kosten"  (Oeriehtskosten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  n.  a.  m.\  gttdg  wom 
I.Jan.  1900  an.  Neues  Gesetz  Uber  die  Gerichtskosten  dann  vom  21.  Juni  1900. 

Zu  S.  106  Ü.,  114  if.,  116,  127.  Sächsische  Staatsbestenerang  im  Ganzen. 
Nach  dem  Finana^esets  Tom  12,  Hai  1900  fttr  die  Jahre  1900  und  1901  sind  tat 
Deckung  des  Aufwands  fOr  den  ordentlichen  Staatshaushalt  n.  s.  w.  insbesondere 
die  Stenern  wie  bisher  zu  erheben:  die  Grundsteuer  nach  4  Pfennigen  von  der 
Steuereinheit,  die  Eiukommenstcuer,  die  Steuer  vom  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen, 
die  Schlachtsteuer  mit  der  Uebergangsabgabe  ron  rereinsländischem  (deutschem)  und 
der  Verbrauchsabgabe  von  vereinsausländischem  (ansserdeutschem)  Fleischwerk,  die 
Erbschaftssteuer,  der  Urkundenstempel  (§.  3).  —  Den  Schulgemeinden  (S.  123  it  o.) 
wird  wieder  für  jedee  der  beiden  Finanzjahre  ein  Theii  der  Einnahmen  an 
Grundsteuer,  die  Hillfte  oder  2  Pfennig  von  der  Steuereinheit,  zur  Abminderunj 
der  Schailasten  nach  den  näheren  Bestimmungen  des  §.  2  des  Finaazgesetzes 
Ubeilasaen.  —  Das  Gesetz  vom  17.  Jon!  1888,  betr.  die  Gehaltarsihilaiisse  der  Lsfarsr 
andsn  Yolksschnlen  und  die  Gewihningfon  Stnatsbeihilfen  in  den  Alters* 
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»niAgen  derselben  und  eine  Bestimniunp  des  Gesetzes  rom  26.  April  1^73,  l^etr.  das 
Yolksschniwöäen,  haben  dorch  das  Gesetz  rom  26.  Febr.  11K)0  Abaademngen 
«rfahnii  (rom  1.  Jan.  1900  an).  Es  Verden  die  Stufebeiliilfen  ^nau  geregelt. 

Za  S.  123.  Kroishauptman  rischaften  (d.i.  die  staatlichen  Prori;iziu- 
abÜieUangeo).  Za  den  bisherigen  4,  Dresden,  Leipzig,  Zwickau,  Baauen,  ist  durch 
VeroidDiiiif  ?om  10.  JnU  1900  eine  fttnfte,  Chemnitz,  gekemmen,  dorch  Ab- 
zweignngea  ron  Amtshauptmannscbaften  aus  dem  Bezirk  Zwickau  mit  Stadtbezirk 
Ohemiiit/.  eebüdet.  —  Lieber  die  Verwaltunprsrechtspflege  ist  ein  Gesetz  rom. 
19.  Juli  IDÜü  erlassen  worden,  giltig  vom  1.  Jau.  1901  au. 

Za  S.  109  ff.«  114  ff.  EinkomiDonstcner.  Eine  Fortbildung  dieser  Steuer 
und  des  Gesetzes  vom  2.  Jali  1878/10.  März  1894  darubor  ist  erfolg-t.  nbcr  nicht  die 
umfassendere  Steuerreform ,  welche  1897/98  geplant  war.  Durch  das  Gesetz  rom 
Juli  1900,  einige  weitere  Abänderungen  des  Einkomnensteoergesetzes  ron  1878 
betr.,  wurden  zünSchst  die  §§.  G4  CG  dos  bisherigen  Gesetzes  aufgehoben  und  durch 
neue  Bestimmungen  ersetzt  Dadurch  ist  insb^ndere  gegen  die  Entscheidangen  der 
SecUmndonsceminiMion  don  Stenerpffiohtigen  wie  dem  Vomtzenden  dieser  Gomm^on 
das  Recht  der  Erhebung  der  A n f cch tungsanklage  beim  0 berrerwaltungs* 
erlebt  gewährt  worden,  statt  der  blossen  Beschwerde  an  das  Finanziuinistorinm 
nach  dem  bisherigen  Gesetz.  So  ist  also  auch  hier  wie  in  Prcusi^oa  die  (iaranüe 
einer  leUten  Entscheidung  in  Steuersacben  durch  eine  unabhängit^e  richterliche  Instanz 
statt  durch  die  oberste  Verwaltungsbehörde  eing-etreten.  Die  Anlechinngsklage  ist  im 
Aügemeinen  nach  den  Vorschriften  des  neuen  Gesetzes  vom  14  Juli  1900  Uber  die 
Yttwaltnngnrechtspfl^  zn  behandeln.  —  Anch  in  Streitigkeiten  Uber  die  nesteneiong 
der  Wandcrlager  ist  das  Oborverwaltungsgerichi  darch  Gesetz  vom  21.  Juli  19(X) 
Ztttt&adig  geworden.  —  Weitere  Ab&nderongen  des  bisherigen  Einkommensteuergesetzes 
Ton  1878^  sind  dnrdi  die  Nerelle  vom  28.  JToli  1900  eilblgt  In  Yerbindang  mit 
dieser  ist  dann  der  Text  des  froheren  Gesetzes,  wie  er  sich  mit  den  neueren  Ab- 
änderungen stellte,  als  Einkommensteuergesetz  vom  24.  Juli  1000  in  neuer  Redaction 
beiiannt  gemacht  worden.  Das  Gesetz  gilt  vom  1.  Jan.  l'JOl  au.  Die  Abänderuugeu 
beziehen  sich  auf  eine  i;rössare  Anzahl  von  Einzelheiten,  so  in  Betreff  der  subjectiven 
nnd  objectiven  Steuerpflicht  physischer  Pf  rsonen.  des  Verfahrens,  wofür  an f  dis  Gesetz 
selbst  zo  verweisen  ist  Formell,  nur  theilwcise  materiell  neu  geregelt  worden  ist  die 
sobjeetiTe  SteQerpflicht  nicht- physischer  sogen,  jvristlsolier  Penonen.  Die 
geplante  Freistellung  der  bisher  einkommensteuerpäichtigen  öffentlich-rechtlichen 
nicht-pbysischen  Personen,  insbesondere  der  Gemeinden  (oben  8.  116)  ist  in  dieser 
ABgemeuilielt,  so  fttr  Genelnden  nicht  erfolgt,  doch  Ittr  kirchliche,  milde  Stiftungen 
n.  s.  w.  (s.  u.\  SteuerpflichtiiT  sind  auch  jetzt  noch  allgemein,  vorbehaltlich  der  Be- 
schränkungen und  Ausnahmen  in  §.  6  und  6  des  Gesetzes  ..die  juristischen  Personen 
und  die  mit  dem  Rechte  des  Vermögenserwerbs  auHgestatteteu  Pcrsuaeuvereiue  und 
VemOgensmnssen**,  aber  das  wird  dann  genauer  bef^renzt,  und  /.war  1)  anf  Personen- 
vereine, welche  üebcrschüsse  als  Actienansen  oder  Dividenden,  gleichviel  unter  welcher 
Benennung,  unter  ihre  Mitglieder  vertbeilen,  im  Allgemeinen  nach  ä-jährizem  Darch- 
schnitt,  ausdrücklich  GnnmanditgeseUschaften  anf  Actien  einbegrilTen;  2)  auf  „alle 
sonstigen  nicht-physischen  Beitragspflichtigen  der  eingangserwähnten  Art  (also  der 
joristischeu  Personen,  Persouenvereine,  Vermögensmassen)  hin^ohUich  des  Eeinertzags 
ihres  in  Grundbesitz,  in  einem  gewerblichen  Betriebe  oder  sonst  werbend  an- 
gelegten Vermögens,  abztlglich  der  von  ihnen  za  bezahlenden  Schuldzin^en ,  sowie 
bei  den  politischen  Gemeinden  abzüglich  der  Schuldzinsen  für  die  von  den 
Schul-  und  Kirchenifemei  ndeu  (s.  üben  S.  127)  aufgenommeneu  Anleihen".— 
In  §.  5  des  alten  Gesetzes  ist  die  objective  Steue  rpflicht  des  Einkommens  aus 
au sl. indischem  Grundbesitz.  Gewerbebetrieb  und  im  Ausland  betriebener  Erwerbs- 
thätigkeit,  die  sich  bisher  auf  solches  nach  Sachsen  bezogene  Einkommen  mit  aus- 
dehnte. Ihr  dieses  ganze  Einkommen  anfgehohen  worden  (I).  Die  Befrelnngen  ron 
der  Einkommensteuer  (S  Fälle  in  §.  6"'  sind  geblieben,  aber  noch  durch  4  weitere 
Fälle  erweitert  worden,  nemlich  auf  die  reiciis-  und  landesgesetzlich  errichteten  Berufs- 
genossenschaften, Kranken-  und  Pensionscaasen  u.  s.  v.  (Nr.  9),  die  „ausschliess- 
Uch  kirchlichen,  gemeinnützigen,  wohltbätigen,  Besoldungs-  oder  Ponsionszwecken 
diencnileii  juristischen  Personen"  (Nr.  10),  Concursmassen  (Nr.  11),  endlich  unter 
Nr.  12  Vurüicberungbgesell&chaften  auf  G^enseitigkeit  hinsichtlich  eines  Theils  der 
an  die  Hitglieder  rertheilten  Uebenchflsse  (?).    Das  allelii  einkonmensienesfreie 
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Minimaleiakommen  bis  400  M.  (§.  6,  Nr.  S)  ist  dagegen  auf  diesem  niedrigen  Be- 
trage belasaen  ▼onlen  (11)  Aneh  der  Sieoertaiff  des  §.  12,  beginnend  Bit  1  M. 

im  Jabrc  bei  400 — 500  M.  Einkoinmeü  und  steisond  bei  Einkommen  von  über 
100.000  M.  auf  4  Eodzüler  immer  der  voraasgehenden  Steoerclasse  ist  nicht 

Terladert,  abo  nneh  nicht  weder  lor  niedriges  Einkommen  ermfaisigt.  noch  fttr  htthemn 
erhobt  worden  (s.  o.  S.  III,  112).  Als  Abzugsposten  (§.  15,  Nr.  3\  welche  Tom 
Einküinmen,  bezw.  der  Einnahme  zur  Hildun":  dos  steuerpflichtigen  Einkommens  ab- 
gclicu,  äiud  jetzt  auch  aubdrUckiich  zugelassen:  vom  Ptlichti^on  gesetz-  oder  vertrags- 
mässig  zu  leistende  Beitrlge  so  Kranken^  Onflül-,  Alters-,  Inmlidenrenichennig»-, 
Wittwen-,  Waisen-,  Pensions-  nnd  Sterbecassen .  sonst  Versicberungsprtoien  nur  wie 
bisher,  soweit  sie  zu  den  geschäftlichen  Unkosten  zu  rechnen  sind;  also  mit  Hecht 
niGht,  wie  in  Preussen  bie  600  M.,  aUgemeine  LebensfenichemngspT&mien ,  wie 
unter  Nr.  4,  e  des  §.  15  auch  w»  it  T  ausdrücklich  hervorgehoben  wird.  —  Im  ueuen 
16,  17,  18  Aenderangen  in  der  Art  der  Einschätzung  des  Einkommens.  Bei  der 
AbthdluDg  Einkommen  «»  Kapital ,  Zinsen  n.  8.  w.  sind  auch  GescbiAsaatlieile  bei 
(jescUschaftcn  mit  beschrlnktot  Haltung  beigefügt  worden.  Eine  Aenderung  bei  der 
Einschfit^uiiti:  d(;s  Einkommens  aus  nicht  rerpachteten  landvFirthschaftlich  und  forst- 
wirtbschaftiich  benutzten  Besitzungen,  abo  bei  Selbstbetriub,  ist  folgende  (§.  18, 
Nr.  4).  Bisher  wurde  hier  als  Einkommen  der  ftt  Durchschnitt  der  o  letzten 
Wirthschaftsjahre  durch  eigene  Bewirthsrhaftung  crzirlt'-  Kr-in^TTv-inn  <  inschliesslich 
des  persönlichen  Arbeitsrerdienstes  des  Besitzers  angenommen ;  jeut  soll  dieser  Bein- 
geirtnn  elnschlieitNch  dieses  Verdienstes  für  jedes  dieser  Jalue  gesondert  emitlelc 
und  der  dritte  Theil  davon  als  Einkommen  in  Ansatz  gebracht  werden;  also  ein  ge- 
naueres Verfahren,  aber,  nach  demselben  Kechnungsprincip.  In  §.  19  ist  durch  einen 
Zusatt  unter  Nr.  4  bestimmt  worden,  dass  bei  sächsischen  Gesellschaften  mit  be- 
schr&nkter  Haftung,  welche  subjectir  einkommensteuerpflichtig  sind,  Dividenden  von 
Geschäftsantheilen  bei  den  Antheilseicoern  Titir  znr  Hälfte  ihres  Botra^s  anrnsetzen 
äind:  also  hier  tiou  Rücksicht  auf  Beschränkung  der  Doppelbesteuerung  der  (ies^ll- 
scbaft  und  der  Betheüigten,  wie  sie  al>er  bei  den  Actiengesellschaf  teu  u.  a.  w., 
abweichend  von  dem  preussischen  und  mehrfach  sonstigen  deutschen  Einkommen' 
steuerrecht  (Abzug  tou  S*/«  Zins  Tom  llapital  bei  der  Ekkommenstener  der  Actieu' 
gesellsGb'all  selbst),  anch  jetzt  noch  nicht  gewährt  ist  Pttr  die  Emittlniig  des 
Einkommens  von  Handel,  (Jewerbe.  einschlleshlich  des  landwirthschaftUchcn  Betriebs 
auf  fremden  Grundstücken  and  von  jeder  anderen  Erwerbstbätigkeit  (§.  17,  c)  sind 
die  GrandsätM  in  §.  21  neu  und  genauer  als  bisher  gefasst  worden.  Bei  §.  47 
(Nachscbätznngen)  ist  ein  Zusatz  gemacht,  betreffend  grossere  ErhOlluson  des  Ein- 
kommenä  im  \.:\\\(,'.  des  Steuerjahrs  durch  Erwerbungen  von  Todes  wegen  oder  durch 
Schenkungen  und  betreffend  grössere  Vermindcruugeu  des  Einkommens  in  Uieiieui 
Jahre,  mit  der  Folge  ron  SteneierhOhnngen  dort  und  Ermässigungen  bder.  Yer^ 
schiedcnc  kleinere  Veränderungen  sind  bei  den  Rechtsmitteln  getroffen,  die 
wichtigste  ist  die  oben  schon  erwähnte  nach  dem  neuen  Gesetz  vom  20.  Juli  1900, 
Oberrerwaltungsgeiioht  ab  letite  Bemfongsinstanz,  §.  64  IT.  —  TentOsse  gegen  die 
Geheimhaltungspflicht  (§.  3*2''i  werden  jetzt  nicht  mehr  nur  „auf  Antrag  dirs 
Verletzten**,  sondern  anter  Wegfall  dieser  Worte,  also  von  Amtswegen  verfolgt  und 
mit  Geldstcafe  bis  150,  bisher  bis  100  M.  bedroht  (§.  73).  In  77,  Abs.  3.  genavere 
Regelung  des  Verfahrens  bei  St  euer- Nachzahlungen,  auch  andere  Regelung  der  . 
Berufung  in  diesen  Fällen  (§.  77,  Abs.  4  und  5\  Alles  in  Allem,  eine  Veränderung 
des  gelteudcu  Itcchtä  in  Einzelheiten,  auch  wohl  mehrfach  eine  Verbesserung,  aber 
keine  eigentliche  Beform,  was  bedaneriich  ist,  da  eine  Erweiterong der  Stsnei^ 
tr.'iheit  kleinen  Einkommens,  eine  Aenderung  <  Sv^iit-rt-xrifs  in  mehr  progressiver 
i^ichtnng,  eine  stärkere  Besteuerung  des  fnudirten  Einkommens  in  irgend  einer  Foru 
geboten  gewesw  wire  (s.  o.  §.  39).  —  AtttfUininitsfeTordnnnf  an  dem  neoen  Gesett 
vom  25.  Juli  IMOO  (im  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  Sachsens  J.g.  190'  »  S  ff.) 
and  zur  Ausfohrung  des  Art  II  des  Gesetzes  vom  23.  Joii  1900  Verordnung  von 
22.  Sept.  1900  (eb.  S.  915\  dsgl.  weitere  Instruction  (eb.  S.  781  ff.).  —  S.  Uber  d«a 
Reformplan  von  1807/98  und  dessen  Schicksal  anch  Fin.arch.  B.  15,  S.  384,  872.  - 
Die  Erhebung  der  Einkommcnstenerbetrfttre  liegt  in  Sachsen  den  Gemeinden  ob, 
weiche  daiur  vom  Finaiizminister  näher  zu  bestimmende  Gebühren  von  1 — 4  der 
Ist-Einnahme  für  die  Erhebung  selbst,  bis  2  %  fUr  die  Bcsorgtug  der  übrigen  den 
Gemeindebehörden  obUegenden  Geschftft»  erhalten.  Für  1900  nnd  1901  datfiber  dio 
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Bestimmnoften  der  speoiellen  S&tze  in  Verordnung  vom  18.  Sept.  1900  (Eriiebtings- 
febfthr  1.80  7o)-    Commcntar  Ton  Hasche  (1901). 

Za  S.  117.  ErLschaf tsstener.  Die  Fortbildanp:,  aach  in  dem  kleinen 
M&asse,  wie  sie  in  der  2.  Kammer  (Erhöhung  einiger  Steuersätze)  nur  darchgedrungen 
w«r,  iat  nicht  »i  Sta&de  gakonmeD. 

Balero. 

(1.  HdbiMDd,  §.  45-60.  8.  188-202.) 

Naclitrftffe  ans  der  Gesettgebnng  Ton  1890  and  1900. 

Zq  S.  152  ff.  Directe  Bestenerong,  besonders  Gesetze  Ton  1881  (S.  155  ü.i 
über  Einkommen-.  Kapitalrenten-  nnd  G e o r b c Steuer  (S.  156—158)  und 
Reformplan  von  1897  £  (S.  160  Ii'.,  besouderti  163 — 164).  Nach  langen  Verhand- 
langen im  Landtage,  grossem  Streit  der  Parteien  uid  in  der  ftlfentlichen  Meinung, 
der  Presse  ist  die  Beform  der  directen  St aaissteuern  schliesslich  zu  Stande 
gekommen,  im  Wesentlichen  so,  vic  es  S.  163—164  oben  skizzirt  worden  ist:  S  neue 
Geselse,  alle  rom  9.  Juni  1899  thex  die  oben  genannten  8  direclen  Stenern;  dazu  ein 
Wfitrrf^s  von  gleichem  Datum,  betr.  die  Ablösung  der  Steuer-,  Umlage-  und  Zoll- 
freiheit  der  Standesherren.  Zn  jwen  3  Gesetzen  Verordnungen  7om  10.  Aug.  1899 
(über  Einkommen-  ned  Kapitatnotenstener)  nnd  rom  27.  Aug.  1899  ober  Gewerbe- 
steuer (auch  im  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  für  Baiem  enthalten).  Unter  Ter* 
Weisung  aof  den  Text  der  sehr  aosfahrlichen  Gesetze  selbst,  auf  dioso  Vfrordmineen, 
auf  die  Commentare  (ü.  u.)  und  die  Littcratur  (Schauz)  beschranke  icli  mich  hier 
auf  Herrorhebinng  der  Hanptpuncte,  namentlich  der  gegen  die  bisherigen  gesetzlichen 
Bestimmungen  eingetretenen  wichtigeren  Aendemngen.  S.  die  Darbtellunf  des  bisher 
geltenden  Rechts  (G^tz  ron  1881  oben  S.  156  ff.),  und  des  Beformplans  nach  dem 
BegfOTtngBentwnif  8. 168  ff.  Ein  genaueres  Eingeben  wurde  xa  einer  nrmlichen  Dap- 
steUung:  des  baierischen  Ertragssteuersystems  führen,  wie  es  dnrch  die  (Jesetze  von 
1899  geworden  iat  Davon  moss  ich  hier  in  diesen  Hachtrigen  absehen.  Indexen 
Bind  die  Hitdieilnngen  im  Felgenden  se  gebahen,  daas  sie  we&I  ein  geoflgendes  Bild 
des  „Systems  der  reinen  Ertragsbesteuerung"  geben,  wie  dieses  durch  die 
„Reform"  von  ausgestaltet  worden  ist.    Da  Baiem  das  Haui>thr^isT>i<>l  dieses 

Systems  iu  Deutüchland  noch  ist,  neben  Württemberg,  das  indessen  zur  Kiukommo»- 
stener  bald  gelangen  dürfte,  so  schien  es  passend,  die  Mittheilaugen  nicht  gar  sn 
knapp  zu  halten.  Von  kritischer  Hennheünn?  musste  indessen  grösstentlicils  ab^jesehen 
werden.  Was  S.  163  ti.  gesagt  wurde,  bleibt  wohl  bestehen.  VgL  zu  Aüem  nament- 
lidi  den  vnten  gen.  Anftiats  ren  Schanz. 

I>i  •  Einkommensteuer.  Diese  sogenannte  ..speciellc" .  im  Unterschied  von 
der  „aUgeffleinen",  hat  auch  in  dem  neuen  Gesetz  denselben  Umfang  and  Character 
beWten  wie  Usber:  sie  trifft  nach  dem  nnreiindert  gebliebenen  Art.  1  ,,den,  der 
ein  Einkommen  bezieht,  welches  nicht  bereits  mit  Grund-,  Haus-,  Gewerbe-  oder 
Kapitalren tensteu er  (also  mit  keiner  der  anderen  4  baierischen  Ertragssteuern)  angelegt 
ist".  Das  demnach  dieser  Einkommensteuer  unterworfene  Einkommen  ist  nicht  mehr 
wie  bisher  (f.  2)  in  3  „Abtheiloogen''  gebracht,  sondern  in  5  sich  gleichstehende 
Kategorieen,  welche  aber  den  bisherigen  ünterabtheiUingen  der  Abtheilnngen  ent- 
sprechen (Art  2):  a.  ans  Lohnarbeit  netzt  incl.  Schreibern  u.  dgl.),  b.  aus  wissen- 
sdtafHicher  nnd  ItllnBÜecischwr  Beschimgang  (mit  rerBchiedenen  weiteren  FlUen), 
c.  aus  Pachtbetrieb  von  Oekonomieplltcrn,  d.  aus  Besoldungen  u.  8.  w.,  Pensionen  ron 
OfientUchen  und  Priratbeamten,  e.  aus  Widdomen,  Pr&benden,  u.  dgl.,  alles  wie  bisher. 
Der  früher  hier  mit  atenerpffiebdige  Bergbau  botrieb  ist  nnagesehfeden  nnd  steht 
unter  der  Gewerbesteuer.  Der  allgemeinen  Einkommensteuer  entspricht  die  B''stimmunjr 
(Art.  3),  dass  das  etwaige  besondere  Einkommen  der  Ehefrau  und  der  unterhaltenen 
Kinder  im  Haushalt  zum  Einkommen  des  Haushaltvorstands  bei  der  VeranUgung  hinzu- 
gerechnet wird.  Die  früheren  verschiedenen  Steuersätze  der  3  Abtheilungen  (Art.  5) 
mnd  beseitigt  and  wird,  wie  früher  bei  der  2.  Abtheilung,  die  Steuer  jetzt  allgemein 
Dach  Ciassensätzen  angelegt:  bis  500  M.  (also  ohne  allgemeines  steuerfreieji 
Minimnm,  flrOher  in  Abth.  2  bis  850  H.)  M.  Jahressteuor,  .500—750  1  M.,  750 
bis  900  2  M.,  900—1000  3  M.  u.  s.  w..  2700  nOOO  M.  22 ,  4r>00— 5000  M.  45, 
950Ü-10.Ü00  136, 13.000—14.000  200  M.,  dann  für  je  lOüÜ  M.  bei  14.000—22.000  M. 
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20  M.  mehr,  bis  MJKiO  SO  M.  mebr,  bis  41.000  40  M.  mtthr,  bis  50.000  50  IC.  melir. 

b«'i  50.000—51.000  im  Ganzen  1500  M.  Steuersatz.  Bei  höherem  EiDkommcn  werden 
je  lUOO  M.  mit  3  %  der  £iid2iffdr  der  roraosgeheaden  Claas«  belegt.  Diese  Sätze 
sind  bAher  ab  die  bisherigeo,  welche  auch  bei  frOsserem  Einkommeii  (Abth.  2  lud  8) 

nur  1  ^'/o  betrugen.  Die  Einsteuerung  erfolgt  jetzt  allgemein,  früher  nur  bei  Abth.  1 
und  2,  nach  dem  Jahresbctratre  des  Einknminens.  Bei  der  Einsteueruiiir  wird  Ein- 
kommen aus  Lohnarbeit  (Rubrik  a  in  Art.  2)  noch  ron  dem  übrigen  ^b^ — '  hi  Art.  2) 
nntencbiedeo.  Haaasstab  des  ersteren  ist  der  ort»-  oder  geaehlftaftbliche  Arbeits- 
rerdienst  Eines  Tages  nebst  den  nacb  ortsüblichen  Preisen  anzuschlagenden  Natural- 
bezügen, mit  entsprechender  Umrechnung  ron  Wochen-,  Monats-,  AccordlObnen  ^Ait.  7), 
aber  dniehschnittlicher  Tagesrerdfenst  reu  mehr  ab  2%  H .  wird  wie  du  ander»  Ein- 
kommen Fcranla^t.  Für  dieses  sind  die  Einstcücrnnirbf^nindsatze  dieselben  geblieben 
wie  bisher  'bei  dem  Eiokonuneii  der  Abtb.  1  und  2  (altes  Gesetz  Axt.  7,  8«  10«  neues 
Art.  8^10).  Die  snbjeetiTe  Stenerpfli*eht  ist  nicht  rerladert  weiden  (Alt  11), 
für  nicht  -  baicrische  ReichsangchOrige,  die  wegen  der  Bestimmungen  Uber  Doppel- 
besteaernn^  von  dircctcn  Staatssteuern  in  Raiern  frei  sind ,  i.st  die  Veranlagung  doch 
mit  vorzuneUuieu,  um  Cirundlagen  für  die  Ikde^uug  luit  Umlagen  Kreis,  Gemeinde) 
zu  gewinnen  (Art.  12),  Die  Befrei un vre n  haben  einige  Erweiterungen  er£dmn 
(§.  12  des  alten,  13  des  neuen  (Je'^f'tT.'s),  Eine  allfrcmeine  Steuerfreiheit  wcgrn 
KleiAheit  des  Einkommeos  i^t  zwar  noch  nicht  gow&hrt,  aber  sie  tritt  factisch 
vielfkeh  nacb  Speeialbestimnrangen  ein.  So  sind,  wie  bisher,  Penenen  nnler  18  Jihren 
frei,  weibliche  Uberhaupt  bei  einkoininensteuerpflichtigem  Einkommen  bis  500  M.. 
wenn  ihr  Gesammteinkommen  mit  aus  anderen  Quollen  700  M.  nicht  Ubersteigt,  Per- 
sonen in  Brod  ven  Diensthenen  oder  FamiUenhiopteni  regelmässig  in  den  2  nntenten 
Stufen  (bis  750  M.),  Wittwen,  gewisse  Ehefrauen,  raterlose  Minderjährige  und  rer- 
schiedene  andere  Kate<rürieen  bei  gewissem  Einkommen  bis  750  und  (n-'^anunteio- 
kommeu  von  nicht  über  1200  M.,  weiter  j^ßwiss»e  Stipendiaten,  wegen  Duriugkeit 
Untentntste,  öffentliche  Almosenempfänger  (Art.  18);  endlieh  einkommcnsteuerpäichtige 
Personen,  welche  nicht  durch  die  Sperinlh '^^riTnmxinp'cn  schon  befreit  sind,  auf  An- 
trag bei  einkommensteuerpflichtigem  Kinkouimen  bis  500  und  üesanunteinkommen 
bis  700  M.  (Art  15.  bisher  nadh  altem  Art  18  nnr  bei  Gesammteinkommen  bis 
400  M.' :  all<;s  sehr  verelausulirte  Vorschriften,  dL-ren  jiractirirhc  Anwendunjr  viel 
Verwaltungsarbeit  mftcht,  aber  wodurch  doch  die  wirkliche  Stcucrpäicbt  bei  kleinem 
Einkommen  bis  500  M.  zur  Ausnahme  wird.  Schon  deswegen  nnd  ans  aligemeinen 
Gründen  wäre  es  einfacher  gewesen,  Steuerfreiheit  mindestens  bis  zu  500  M.  (niedrig 
genug!)  zn  gewähren.  Immorhin  i^-t  durch  diese  Be5timmn?!!r»Mi  .He  baierische  „Ein- 
kommensteuer*' der  neueren  deutscheu  all <re meinen  Emkommensteuer  weiter  ge- 
nähert Dasselbe  gilt  von  der  Vorschrift  des  Art.  14,  wonnoh  bei  Etnkoramenslenei^ 
Pflichtigen  mit  Gesammteinkommen  bis  5000  M.  Ermässiguntr  des  Sfencrsatzes  wcg-en 
beeinträchtigter  Leistungsfähigkeit  eintreten  kann  (mit  näherer  Angabe  im 
Gesetz,  welche  FUle  dnhin  sählen):  Herabsetnmg  um  höchstens  8  Glassen,  FfeebteUnnf 
in  den  3  untersten.  Auch  die  Steuerfreiheit  nicht-physischer  Personen 
ist  erweitert  worden  (Art  13,  Nr.  2).  Die  Bestimmungen  Uber  den  Urt  der  Steuer- 
pflicht sind  zum  Theil  etwas  anders  gefaast  worden  (Art.  17).  Das  Veranlagungs- 
verfahreu  ist  im  Wesentlichen  wie  bisher  geblieben,  mit  der  schon  bisher  beetehen- 
den  Declaration  sp  f  1  i  r h  t  n.  s.  w..  doch  in  Einzelheiten  verbessert,  die  Caotelen 
(jetzt  Androhung  des  Veriustä  der  £cchtamittcl,  Art.  26)  sind  verschärft  worden  (altes 
Gesetz  Art.  1<3  If.,  nenes  Art  18  ff.).  Dem  Rentnmt  ist  jetzt  die  Einsteuerung  aller 
Personen  mit  Einkommen  bis  3000  M.  ubertragen  (An.  ?>l ,  peren  alten  Art.  29). 
FOr  die  Übrigen  fungirt  der  wie  bisher  gebildete  Steuer  an sscbuss  ^Art  32  ff.). 
Ueber  die  PrOfong  der  StenererUlningen  nnd  das  Vorgehen,  wenn  solche  Gridärongen 
nicht  rorlicgen.  s,  neuen  Art.  4o,  vergliclien  mit  altem  42.  ^\'ie  pegen  die  Besdilasse 
des  Steuerausschusses  ist  auch  gegen  die  rentamtiiche  Einsteuerung  jetzt  Berufung 
zulässig  ineuer  Art  46,  alter  45).  Die  eingelegten  Berufungen  gehen  jetzt  zunächst 
dem  Stcucranssehnss  zur  nochmaligen  Prüfung  zu  (Art.  49  neu);  erst  wenn  sie  hier 
nicht  Erledigung  gefunden,  gehen  sie  durch  die  Finanzkammor  der  Kreisregierung  an 
die  Berufungscommission  des  Hegierungsbezirks  (Art  50);  als  Vorsitzender 
fnngirt  bei  dieser  nicht  mehr  der  Regiemngspräsident,  sondern  eine  vom  Finanz- 
minibterium  ernnrirife  Person,  bei  sonst  wefcntlich  gleicher  Bildung  dieser  rnrnmissiün 
(Art.  51).    Bisher  war  gegen  die  Entscheidungen  dieser  Commission  ein  weiteres 
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Reobttmittel  nicht  statthaft  (alter  Art  50).  J«tzt  Ist  noch  eine  letzte  Bernfnnir 

an  eine  obcr:-tc  Instanz  gewährt  worden,  sie  j^eht  für  den  Pflichtigen  wie  das  Aerar 
(Finaozkammei  der  Uegienuig)  als  Beschwerde,  wie  bei  neueren  Sieaergesetzeu  über 
Einkoiiunenetever  v.  «.  in  anderen  dentschen  Lindem,  ausschliesslich  wegen  Nicht- 
anwendung oder  unrichtiger  Anwendung  des  bestehenden  Rechts  oder  wesentUehen 
M5ii|Ereln  des  Vt'rfahrens  an  eine  fom  Finanzministerium  gebildete  „Oberbernf ongs- 
commiüüion  (Art.  55  ff.).  Dic^c  besteht  aus  einem  rom  Fioanzminiater  ernannten 
Ycmltzinden ,  4  ständigen  Mitgliedern,  wofn  je  2  vom  Inneren  ^darunter  1  Vcr- 
waltnngs^erichtsrath')  und  Finanzministerium  ernannt,  2  nichtständiti;eii  MitL^liedern, 
die  auf  4  Jahre,  1  für  je  2  £egieran^bezirke  von  deren  Landräthen  aus  den  Kreis- 
efnirohneni  ifewUilt  werden.  Eine  eberste  GetiebtBfaiBtaaz  ist  das  abe  noeh  nicht, 
wie  in  Preussen  und  anderen  Ländern  mehr.  Die  Commission  lann  dann,  wenn  sie 
die  Beschwerde  für  begründet  hält,  selbst  die  Einsteuerung  bericbtiicen  oder  die  Sache 
zur  Entscheidung  an  die  Bemfungscommission  zurUckleitcn  (Art.  58).  Deber  Bildung, 
Verfahren  und  Geschäftsgang  dieser  Commission  erging  eine  Verordnung  vom  14.  April 
1900.  Nach  wie  vor  faitcs  Gesetz  Art.  58,  ncut-s  f>0)  erfolpt  die  Einstcuenin^  für 
eiuo  Periudc  rou  4  Jahren  (!)  Die  Bestimmungen  Uber  Ab-  und  Zugänge 
wesentlich  wie  bisher  (alte  Art.  59—64,  neue  61 — 67,  Aenderung  u.  A.  in  Art.  65). 
In  den  Straf  bestimmungen  (alte  Art.  65  ff„  neue  68  fr.)  ist  der  Kall  der  ünter- 
lassong  der  SteuererUirung  u.  s.  w.  (Art  68,  a)  jetzt  mit  ab  Uinterziehaiig 
qnaUficirt  werden,  firOher  war  er  nur  mit  Ordnungsstrafe  belegt  Die  HinteRieliangS' 
strafe,  früher  das  5-  bis  10-facho  der  Jahressteuer,  deren  Hinterziehung  unternommen 
wurde,  ist  jetzt  das  10-fache  der  Verktirzung;  Ordnungsstrafen  früher  bis  50,  jetzt 
von  2 — 100  M.;  die  Stn^verfolgunp:  wegen  YerletzuDg  der  Geheimhaltungspflicht  ftudei 
wie  bisher  nor  auf  Antrag  statt.  Die  Terhlngtoi  Geldstrafen  falloa  wie  bisher  zur 
Hälfte?  -l.>rn  Armenfonds  oder  d>^v  O rtsarmencasse  zu.  Die  \i  «'d  crschlagung  von 
Teraniagten  Bcträguu  ist  jetzt  »tatiiiaft  (Art.  bl),  wenn  diu  zwangsweise  Beitreibung 
die  Pflichtigen  in  ihrer  Existenz  gefährden  oder  vonnsdditlich  ohne  Erfolg  sein 
wurde.  Der  Anspruch  auf  Nachzahlung  bei  Verkürzungen  ist  jetzt  auf  10, 
bisher  nur  auf  5  Jahre  zurück  verfoigbar,  bei  Nachzahlangen  nach  dem  Tode  eines 
Pflichtigen  e?entiiell  selbst  \As  wa£w  Jahre  (Detnib  in  Art  82,  vgl.  damit  den  alten 
Art.  79\  —  Es  ist  so  in  diesem  neuen  Gesetze  sicherlich  vielerlei  verbessert  Man 
könnte  das  ganze  (iesctz  leicht  in  den  Kähmen  der  aligemeinen  Einkommcnsteaer  mit 
einfügen.  Der  Mangel  bleibt  die  fehlende  Homogenität  dieser  baierischen  ,J£ittkommen- 
steuer*  mit  den  übrigen  Ertragssteuem ,  den  beiden  folgenden,  nach  nen  geregelten 
und  den  nnr<^r;uidcrt  gebliebenen,  der  Grund-  und  Gebiiudestener. 

Die  K  a  i>  1  tal  r  eu  tuus  tc  u  c  r.  Sie  hat  denselben  Umfang  der  objectiren 
Steuerpflicht  behalten  wie  früher  (Gesetxe  von  1881.  Art.  1.  von  IflKH),  Art.  1). 
Der  Beginn  der  SteuerpfHcbt  ist  etwas  erhöht,  auf  70.  bisher  40  M.  {also  hier 
ein  festes,  freilich  sehr  niedriges  steuerfreies  ^Minimum),  die  ersten  4  Stufen  und 
Stenersitze  dsflUr  sind  sonst  dieselben  geblieben  (70—100  M.  Jahiesrente  1,  bis  400 
2,  bis  700  2V«.  bis  1000  M.  3  o/^).  Während  aber  !ann  früher  bei  höherer  Kentc 
der  Stenersatz  3'/«  var  and  blieb,  ist  er  jetzt  so  nur  bis  zum  Rentenbetrag  von 
30.000  M.  dieser,  von  da  bis  100.000  M.  erhöht  er  sich  aof  S»/*,  bei  über  100.000  M. 
auf  4  °  ,j  Art.  2  .  Er  steigt  also  höher  wie  bei  der  Einkommensteuer,  wo  er  bei 
3%  endet,  und  auch  li«jher  als  bei  der  Gewerbesteoer  (S'/g  ^/o.  s.  u.).  Die  sub- 
jeclivc  StcuerpfiicLt  ist  im  Ganzen  auch  die  frühere,  die  Befreiungen  sind 
etwas  geändert,  meist  erweitert  worden  (Art.  4  beider  Gesetze).  Allgemein  frei- 
L'»'Ht -üt  sind  Renten  bis  400  M.  bei  Gesammteinkommen  nicht  unter  700  M.  für 
Witt  wen,  gewisse  Ehefrauen,  Minderjährige,  überhaupt  in  Dienst  und  Brot  stehende 
Einkoflunensteoerpflicbtige  ans  Lohnarbnt  FQr  andere  Rentensteaerpflicbtige  sind 
Ermässigungen  gewährt  (Art.  5),  ähnlich  wie  in  der  Einkommensteuer:  halbe 
Steaex  bis  2000  M.  Rente,  wenn  andere  Erwerbsquellen  fehlen  oder  £renngfUgig  sind, 
ferner  bei  Bente  bis  3000  und  Gesammteinkommen  bis  5000  M.  Ermässigung  auf 
nächst  niedrigen  Steuersatz,  eventuell  in  unterster  Stufe  Freistellung,  erfolgt  wegen 
Bceintrachtig^nn  c:  der  Leis^tun-^sfähigkeit  jetzt  auch  hier.  Passivrenten 
bleiben  nach  den  uäbcrca  Vorächriftun  des  Art.  6  abziehbar.  Die  frühere  Bestimmung 
(altes  Gesetz  Art.  6),  dass  die  vertragsmässige  UebemiJune  der  Steuer  dnrcb  den 
Schuldner  untjiltie  sei.  ist  gefallen  (neues  Gesetz  Art.  7).  Einige  andere  Bes(immuni2:en 
über  subjectire  Sleuerpflicht  sind  ähnlich  oder  gleich  wie  bei  der  Eiakommeüsteaer 
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geregelt  (Art  10  ff.)-   VeranlagangSTerfahreii,  DecUratioBapflicht  (naeK 

bestem  Wissen  iniJ  Gewissen)  wesentlich  wie  bisher  (altes  Gesetz  Art.  11  (F.,  neuei 
Art.  13  ff.,  Yerschärfuag  der  Befagniasa  des  Keatamts  Art.  19,  Verfahrea  wie  bei 
EinkommeoBtener«  Art  21).  Rechtsmittdl  (Art  22)  auch  jetzt  wi«  bei  der  Eil' 
kommensteaer,  also  mit  den  dort  eingetretenen  Neuerunffen.  V e r anlagangsperiode 
wie  bisher  2  Jahre.  Die  Strafandrohongen  büi  Hinterziehung  sind  gesteigert: 
15*facber  Betrag  der  Jahrcsstuucr,  deren  Yerktlrzaug  uaiurnoinmen  wurde  (Art.  33), 
bisher  2-  bis  20 -flaches  (alter  Art.  29).  Alles  Weitere  Ist  gro^entheils  gcbliebra. 
Einzelnes  daron  wie  im  £liikoiiuiieiiBtmi«ig«ets  gttladert  worden.  (Naehiibliiiigeii 
Art  42  a.  A.  m.). 

Gewerbes  teuer.    Der  Hanptpanct  des  Streits  bei  der  ganzen  «Jtefomi**. 

Der  üinfant?  der  S  te  u  r  rp  flieh  t  ist  gleichgeblieben,  nur  der  Rerifbau  und  Ver- 
wandtes aus  der  Einkommeubteuer  unter  die  Uewerbesteaer  mit  gesetzt  Bloss  stehend  es 
Ciewerbe  wird  belegt.  Hausirgewerbe  besonders  beirteneit  Das  strittige  Haupt- 
princip  der  Veranlagung,  die  Unterscheidung  der  ..Normalanlage"  und  der 
.,Rctriebsanlagc",  ist  geblieben  (Art.  4  .  Für  erstere  ist  wie  bisher  der  dem 
(icsetz  aU  Anlage  l  beigefügte,  erneuerte  Gewer  beste  uertarif  uiaassti:ebend,  vor- 
belialtiich  der  Sonderbesttnuniingeii  fut  gewisse  Gros^esch&fte  (t.  u.).  Unter  Weg» 
fall  des  OrtaberOlkernngsmoments  (Ortsclassensystem:  nach  Berölkerungs- 
grOsse  abgestufte  S&tze)  bei  der  Normal-  und  Betriebsanlage  sind  die  alten  äusseren 
Merkmale  swr  Bemessung  der  Betriobiaiilage  geblieben  (alter  lud  neuer  Art.  6* 
Früher  trat,  wo  die  ftusseren  Merkmale  nicht  vorbanden  sind  oder  nicht  ausreicht.-, 
«ine  Bemessung  der  Betriebsanlafte  nach  einem  jährlichen  Ertragsanschlage  cia, 
nacli  näheren  Bestfanmimgeii  im  Art  7  des  1881er  Gesetzee  (s.  o.  S.  159),  jetzt 
\Art.  7)  werden  nach  dem  Ertrage  veranlagt  die  Gewerbe,  bei  denen  das  im  Tarif 
li  >  oii  lor-^  bemerkt  od*^r  wo  die  äusseren  Merkmale  einen  zu  hohen  oder  zu  niedrigen 
vsteuernatz  ergeben  wurden,  nach  Ciassensätzen  in  Anlage  II  des  Gesetzes.  Bei  der 
Veranlagung  des  Haushaltungsvorstands  werden  auch  Gewerbebetriebe  rou  Ehefrau 
ond  in  Unterhalt  befindlichen  Kindern  hier  eingerechnet  i  Art.  9).  Für  die  Berech- 
nung des  stenernfüchtigen  Ertrags  eines  Gewerbes  kommen  bei  Gewerbe- 
trsibenden  mit  BaeliniiniDg  nach  ätm  Handeligeeetslmeh  die  betreffeaden  Gfiuidaitfe, 
bei  anderen  die  jahrlichen  Betriebseinnahmen  uni  -Ausgaben  in  Betracht,  worüber 
Art  10,  ähnlich  wie  bei  Einkonunensteaern,  daä  Einzelne  angiebt  Neueren  Entwick- 
Inngen  des  Gewerbebetriebs  ins  Grosse  entspreehen  die  Teranlagung  ver- 
schärfende Normen  in  Art  12,  namentlich  Uber  mehrfachen  Ansatz  der  NormalanUge. 
Die  Vorschriften  über  die  Arbeiter,  nach  Zahl  und  Art,  als  „Merkmalen"  der  Betriebs- 
veranlagung, bind  mit  einzelnen  Moditicationen  geblieben  (Art.  13  ff.).  Befreit  isind. 
wie  bisher,  wecbselseitige  Versicherungsgesellschaften  und  gewisse  Erwerbs-  ond 
Wirthschaftsgenossenschaften  (alter  Art.  18,  neuer  21),  doch  jetzt  mit  ausdrück- 
licher Ausnahme,  so  dass  sie  also  steuerpflichtig  sind,  die  Consumvereine 
(excL  gewime  laadwirüisebaftliche)  und  Vorscliiiss-  und  GreditTereine  mit 
ausgedehntem  bank ähnlichen  Betriebe.  Nach  ähnlichen  Gesiclitsponcten 
wie  in  einer  allgemeinen  Einkommensteuer,  auch  wie  bei  anderen  neueren  Gewerbe« 
steuern,  so  der  preussischen  von  1891,  nnd  wie  bei  der  neuen  baieriscben  Einkommen- 
ateaer  ond  Kentensteuer,  sind  aber  dann  auch  bei  der  Gewerbesteuer  jetzt  gewisse 
weitere  Befreiungen  gewährt  (Art.  22\  so  bei  Gewcrbetreibendeu  mit  Gewerben  ohne 
oder  mit  nur  geringfügigem  Betriebskapiul,  wenn  auch  hier  das  Jahreserträguiss  untei 
fiOO  U.  und  Gesammtcinkq^men  nicht  über  700  M.  Femer  können  in  aaderon  Fillen, 
wenn  die  gesetzliclie  Veranlagung  zu  hoch  erscheint,  Erl^inhte rangen  eintreten 
(Art  22  unter  b  und  c);  bei  Steuerpflichtigen  mit  Gewerbeertrag  und  Gesammtein- 
kommen  bis  5000  H.  kann  wegen  beeintrlehtigter  Leistungsfähigkeit  aneh 
hier  die  Betriebsanlage  nach  liem  Ertrat;-  berechnet  und  bis  um  .3  Classensätze  er- 
määsigt,  in  den  3  untersten  Classen  davon  ganz  abgesehen  werden  (Art  22,  d,  weiterer 
Fal[  sub  e).  Diese  Erleichterungen  sind  bedeutender  als  die  bisherigen  (altes  Gesetz 
Art  19).  Umgekehrt  sind  die  Pille  einer  Steigerung  der  Steuer  (im  alten  Gesetz 
Art.  20)  jetzt  noch  besonders  genauer  geregelt  worden:  der  am  Meisten  strittige 
Punct  (sogen.  „Erdrossclongssteuer"' ,  Art  23i.  Hiernach  &ind  „gewerbliche  Unter» 
nebmungcn,  welche  bebn£i  der  gewinnbringenden  Verwcrthung  grosserer  Betriebsmittal 
ihrem  Geschäftsbetriebe  eine  au  ss erg c w5  h nl i  c  b e  Ausdehnung  geben  und  durch 
die  Art  ihres  Gcschäftsvcrlahrens  von  den  Grundsätzen  und  Formen,  unter 
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weichea  die  im  Tahf  enthaltenen  Gewerbe  ausgeübt  zu  werden  pflegen,  wesentlicll 
Abwelclieii,  mit  einer  nacli  dem  Geschiftsumfanf  steifenden  Normnl- 

nnlag^«  z^^  belegen",  ncmlich  unter  Hinzurechnung  der  Betriobsanlas:e  nicht  unter 
und  nicht  aber  8  %  des  Qeschäftsumsatzee.  Insbesondere  weiden  dahin  im  Geseu 
gefedmet  WtarenhivseT  u.  dgl.  m.  (Artikel  28  eob  «  niher  speetfidrt)«  Gewerbe 

der  Art,  in  denen  der  Betricbsumfang  durch  Mehrzahl  voo  Verkaufsstellen 
n.  s.  w.  ,.anssergo wohnlich  «erweitert"  wird.  Als  (J es cbäftsum satz  gilt 
die  Gesammtbruttoeiriaaliuie  das  Hauptireschafts  und  der  Filialea.  Also  ein  Analoj^ou 
der  apiterBD  preussischen  Waarenhaussteuer  o.  8.  829),  noch  schärfer  in  den  Be- 
Stimmangen  als  diese,  aber  richtiger  und  zweckmässiger  wt^nis^stens  insofern,  als  duch 
hiernach  »och  die  groasen  Specialgeschäfte  getroüeu  werden.  Die  Besteuerung 
ümkAi  dem  Umsats  bleibt  fMÜch  dne  robe  Methode.  Aber  die  faue  Tendenz  der 
Höherbestenenmg:  derartiger  Geschäfte  braucht  nicht  unbedingt  abgelehnt  zu  werden, 
zomal  nicht  die  fiscaüsche,  welche  neb  stenerpoUtisch  wohl  rechtfertigen  lässt  Frag« 
lieber  steht  es  mit  der  gewerbe-  und  sodalpolitiscben  Tendenz  und  mit  dem  prac- 
cisclien  Erfulge  in  diesem  Pancte.  Die  Merkmale  im  baiorischen  Gesetz  fUr  den  Ein- 
tritt der  höheren  Besteuerunsr  ^ind  ferner  alle rd in !rs  recht  Tag;e,  pcben  der  Willktihr 
Spielraum,  wenn  nicht  für  gcuugendeu  verwaituugörechtlichen  Schutz  geborgt  ist,  was 
freilich  bei  solchen  geselittehen  Bestimmungen  wieder  Schwierigkeiten  macht.  Ks 
wird  indessen  einzuräumen  sein,  dass  gesetzliche  Zahlenansätze,  wie  im 
»reossischen  Waarenhausstenerg^tz,  zwar  in  dieser  Hinsicht  den  baienschen  vagen 
Merkmalen  rormziehen,  aber  aadeiselts  insserst  trillktthrlicb,  mechanisch 
#irkend  sind  und  die  Ums:ehunf^  sehr  erleichtern.  Die  Erfahrungen  bleiben 
ancb  hier  abzuwarten,  bevor  ein  abschliessendes  Unheil  za  fällen  ist.  Was  oben  aber 
die  prettssfscbe  Waarenhaussteoer  gesagt  ist,  wire  hier  zn  wiederholen.  S.  zur  Frage: 
Kehm,  Waarenhausnmsatzsteuer  und  Gewerbefreiheit,  Rechtsgutachten  Uber  das 
baierische  Gewerbesteuerg^esetz  (1900).  —  Im  Vcranlagungsverfahren  sind  im 
Ganzen  die  alten  Grundsätze,  mit  denjenigen  Aenderuugen,  welche  den  sonstigen  er- 
wähnten neueren  Bestimmungen  enttprechen,  geblieben  (Art.  26  tf.),  daher  z.  B.  Ver- 
pflichtung, in  der  Steuererklärung  eventuell  Angaben  Uber  die  Höhe  des  Umsatzes  za 
machen.  Aber  allgejneine  Veiptiichtung  zur  Angabe  des  gewerblichen  Ertrags  ist 
aach  jetzt  noch  nicht  eingetreten.  Der  Pflichtige  kann  diese  Angabe  in  der  Steuer- 
erklärung  freiwillig  machen,  auch  kann  er  in  Fallen,  wo  die  Resteuemng  nnVh  lem 
Krtrage  nicht  schon  gesetzlich  eintritt,  diese  Steuerform  beantragen  und  begründen, 
vorauf  indessen  die  Behörde,  unter  Angabe  ihrer  GrQnde,  nicht  einzngehen  brancht. 
Anderseits  kamt  vom  Rentamt  eine  besondere  Aufforderung  zur  Angabe  des  Ertrags 
unter  Zusendung  eines  Erklärungsformulars  ergehen  (Art.  28.  letzter  Absatz).  I)i>- 
Unterlassung  der  vorgeschriebenen  Steuererklärung  wird  jetzt  auch  hier 
mitTcrlust  der  Rechtsmittel  bedroht  (Art.  30).  Die  Befugnisse  des  Rent- 
amts sind  zum  Theil  ausgedehntere  geworden  (Art.  31,  al»es  flesetz  26).  Die  Klein- 
gewerbe, mit  Normal-  und  Betriebsanlage  von  zusammeu  nicht  aber  15  M.,  werden 
darch  das  Rentamt,  alle  anderen  dnrch  die  Steueransschttsse  veranlagt 
(Art.  32).  Diese  werden  etwas  abweichend  geircn  bisher  und  etwas  weniger  bureau- 
kratisch  gebildet,  grössere  Städte,  über  15.Ö0U  Einwohner,  werden  darin  besonders 
vertreten  (Art.  SS  ff.,  idtes  Gesetz  28  ff.),  auch  sonst  sind  Einzelheiten  geindert  Auch 
in  den  Rechts  mitte  In  (Art.  4R  fD  sind  Aenderungen  erfolgt.  Ein^.dcgfc  Bcrufun^'-en 
geben  zunächst  auch  hier  zur  erstmaligen  Prüfung  an  den  Stcueraussc  huäs 
(Art.  49),  die  hier  nicht  erledigten  dann  durch  die  Finanzkammer  der  Kreisregieruug 
an  die  Berufungscommission  eines  jedm  Regierungsbezirks.  Diese  steht  jetzt 
auch  hier  unter  einem  vom  Finanzministerium  ernannten  Vorsitzenden,  statt  unter  dem 
Kcgierungspräsidenten  (neuer  Art.  51.  alter  45?.  Auch  hier  ist  jetzt  leruer  eine 
letzte  Berufung  an  die  Oberberu fscommission  (im  neuen  Einkommensteuer- 
gesetz) gewährt  worden  (  Art.  .^.'">  .  während  früher  gegen  die  Entscheidung  der  Be- 
xofno^commiiiäioa  kein  weiteres  Rechtsmittel  stattfand  (.alter  Art.  53).  Die  2 -jährige 
Ver anlagnngsperiode  (neuer  Art.  59.  alter  55)  ist  geblieben.  In  den  Straf- 
Vtestimmungeu  haben  die  Fälle  der  Hinterziehung  Ausdtdinung  und  genauere 
Specialisirnng  (neuer  Art.  64.  alter  60 <,  die  Strafen  dafür  Verschärfung,  vom  bisher 
■5— lO-ftehen  auf  das  10-fache,  erfahren,  ebenso  gewisse  Ordnungsstiufco,  gleichfalls 
mit  Ausdehnung  der  Fälle.  Verstösse  gegen  die  Geheimhaltungspflicht  werden  vie 
bisher  auch  bei  dieser  Steuer  nur  auf  Antrag  des  Verletzten  verfolgt  Die  Bestimmungen 
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über  Nach^ahlungspfliciue u,  auch  uach  dem  Tode,  sind  ebeuso  wie  bei  deu 
anderen  Steaem  veiscbirft  (Art.  78).  NiedertehUgang  der  Steuer  «le  denedbeD 
GlUnden  wie  dort  g'^wshrt  wor<]«Mi  (Art.  77). 

An  das  Ge&etz  schliesst  sich  wie  biüber  der  umfassende  „Oewerbestener- 
terif**  (AoUge  I)  aa«  mit  jetit  144,  frfther  141  UnfeadeD  NoniBem.  d.  h.  Oeverbe- 
gattungen,  mehrfach  mit  ü  n  f  erabt  b pilontren.  An  der  Stelle  der  erontuell  bis 

4  Ortsclusens&tze  d^  froheren  Tarifs  sind  bis  4  Geldsätze  in  steii^eoden  Be- 
trägen flDT  die  NormaUnlage  der  Geverbe  der  einzefaiett  BnlnikeB  angesetzt, 
vieliach  mit  erheblicher  Steigemog  der  S&tze,  wonach  dann  die  Normalanlacre  eines 
Gewerbes  .,nach  dem  errflsscren  oder  perinereren  Umfang  dos  Geschr»fts- 
betriabs  und  unter  Berückatichügung  der  dem  Tarife  beigefügten  Krlkuteraureu"  /.u 
bemeesen  ist  (Geeett  Art.  5).  Der  Tarif  giebt  zugleich  an.  wie  bei  jeder  Bolnik  die 
Botriebsaulage  zn  bemessen  sei.  Also  immer  noch  ein  ungeheurer  Classr n- 
schematismns.  Ftir  die  nach  An.  7  nnd  8  nach  dem  Ertrage  zu  bemcsseode 
Bettiebeaalage  eathilt  Aalafe  II  des  Geaetzee  die  Glessen  sitze,  bationend  mit  V.  M. 
Steuer  bei  Ertrag:  bis  500  M..  1  V.  h^^  500— T"'*\  •?  >i  i  7.".0— 900.  ?!  hei  900"  bis 
1050  M,  u.  8.  w.,  25  bei  2800—3000,  210  bei  äöOO -10.000,  330  bei  12,500—13.000, 
StdgeniDg  fär  je  1000  IL  daan  nm  je  80  M.  bis  25.000.  um  je  40  M.  bis  42.000, 
bei  42.000—43.000  ist  der  Satz  1470.  bei  höher*  ui  Ertrage  SV«  " des  Betrags,  out 
dem  die  vorherpehcnde  Classe.  die  imoier  um  ]000  M.  stcisrl.  endet.  Das  Maximrim 
albu  tttwas  frtiher  eintretenii  als  bei  der  Einküin mensteuer,  aber  et»as  höher  steigend 
(dort  3  °/o  ^•i  ''1000  M.),  aber  bei  der  Kaj>italreuten&tener  tritt  der  Satz  reu 
3*  Vo  schon  Viri  Inno  M.  ein  und  steipt  er  bis  auf  4  %  (s.  o.  S.  830).  Eine  immer- 
hin bemerkeuitwertii  rerschiedene  Behandlung  der  3  Einkommenarten  in  dieien 

5  Ertragssteaern. 

Ich  inass  mir  hier  in  dies'-'n  blossen  yarhrrSiren  weitere  Kritik  ven^apen,  halte 
aber  mein  früher  gegebenes  ürtheU  tiber  das  ganze  System  und  Uber  diese  „Beform** 
aafreebt,  ebne  die  naiicbeiiel  Yerbessaniogen  zn  linfnefi.  Die  Gonfrmitftt  der 
Steuern  unter  einander  fehlt  eben  und  lässt  sich  auch  in  solchem  Ertrair>- 
stenersystem  nicht  erreichen.  Deshalb  muss  es  als  veraltet  erclten  und  alle 
„Uefermeü"  daran  al^  blosse  Reparaturen  und  l*'lickwerk.  Das  lieiit  im  Sy.si.-m 
und  ist  kein  Vorwurf  gegen  die  (icsotzgeber.  nur  dass  diese  eben  das  endlich  einsehen 
sollten.  S.  tlher  diese  (icsetzjrebnng,  in  eingehender  historischer  Darlearnrisr  der  llnx- 
wicldung  der  baierischen  directen  Besteuerung,  die  grosse  Abhandlung  ron  (i.  Schanz, 
im  PiB.'aTeh.  B.  17,  S.  551—772.  Eb.  8.  773  81  ancb  die  nenea  Gesetze.  Dan 
voranirehend  der  Aufsatz  ..die  Fraee  der  baierischen  Steuerreform",  eb.  S  527— ■''•.'>0. 
Ich  kann  hier  dazu  jetzt  nicht  weiter  Stellung  nehmen.  Mehrfache  eingehende  Com- 
mentare  n.  dgl.  zu  den  neaen  Oesetzen,  so  roa  Bayerl,  Wolfram  nnd  Praaner 
u.  Ä.  m.  S.  auch  E.  Jäger,  die  baletiache  Steaetrelonn  Ten  1809.  ein  Betrag  zur 
MiUclstandspolitik  (1900^. 

Das  gleichzeitig  erlassene,  am  1.  Jan.  1900  mit  in  Wirksamkeit  für  die  Be- 
steuerung getretene  Gesetz  über  die  Beseitigung  der  standesberrlichen 
Stenerfre  ih  eiten  hat  im  Wege  des  einseitig  gesetzlichen  (nicht  rertrarsmässigen) 
Verfahrens  einen  Kest  alter  Steuerfreiheiten  beseitigt.  Die  den  Standesberrcn  anf 
Grand  der  §.  58,  55  ,  56  der  IV.  Terfassunersbeilage  filr  sieh  nnd  ihre  FamiHea  za- 
stehende  Freiheit  \'on  Steuern,  fienieindetiuilairen.  Zoll-  nn  1  M  [!-egeld  wurde  anf- 
geboben,  aber  den  Standesbcrren  auf  Anmeldung  eine  Entschidigung  aus 
der  StaalscaMe  In  eiomaHger  Eapitalabfindung  gewihrt,  naeb  niberen  Beedmmaagea 
des  Art.  3  (18-faches  vom  ermittelten  Jahreswerth  der  aufgehobenen  Sd  ner-,  Gemeinde- 
nrnlacen  imd  der  Zollfreibeit,  mit  Zulassung  verwaltongsrechtlicher  Entscheidung  gogtm 

die  l-estftellung). 

Der  von  dtti  neuen  Stenern  zu  erwartende  f  i  n  a  n /.  i  cl  Ic  Effect  tritt  mit 
(nicht  allein)  aus  den  Voranschlagen  im  Finan/ir''>ot/  für  19<i0  und  1901  hervor.  In 
1000  M.  ist  die  Grundsteuer  für  1  Jahr  hier  mit  11.471,  in  der  vorangehenden  Periode 
1808/99  mit  11.480,  die  Haoseteaer  mit  6.818.  rerher  nit  6.334.  die  Gewerbesteaer 
nach  (i(  s.->tz  von  l'^'Or»  mit  0>'00.  die  HauNircewerbe-^tener  niit  '2*"'.  vorher  beide  zu- 
sammen mit  7.b26,  die  Kapitalrcnteustcucr  mit  5500.  vorher  mit  4i:tOU.  die  Einkommen- 
Steuer  mit  2900,  vorher  mit  2775,  alle  diese  direelea  Steneni  nit  86.689,  foibcr  mit 
Hd.B15  angesetzt;  Steigerang  abo  besondeis  bei  der  Gewerbesteaer. 
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Zu  S.  ir)9;''170.  (j  u  bü bre n  w  üstiu.  Kiu  neues  Gesetz  dariiber,  d.  b.  Uber 
die  K  c  cb  t  sg  e  b  u  b  r  e  n  u.  s,  ist  Ans  Anlass  der  EiDfUhruD^  des  Bürgerlichen  Gesels» 
buclis  auch  in  Baiern  erlassen  anter  dein  9.  Juni  1P99  nnrl  dann  die  gehende  Gesetz- 
gebung Uber  die  Materia  ((jeseU  rom  Ib.  Aug.  1679  mit  ^oveüen,  Fassung  von  1892, 
8.  oben  S.  171)  neu  rodlgirt  wofdfMn:  BalMratmachong  rom  28.  Ho?.  1899,  Conunonttr 
von  V.  Pfaff  nni  v.  R e i s c n e e^g e r.  Ebenso  ist,  nach  Aend.-rongen  wegen  (ies 
D.  B.  G.  mit  dem  Erbscbaftssteuergesetz  vom  18.  Aug.  1879  in  derselben  Be- 
kanntmachung verfahren.  Aach  andere  Steneigeeetie*  so  dat  Uber  die  Grnndsteuer 
und  das  über  die  Haassteuer,  haben  in  Folge  des  D.B. 6.  Idelne  Aendemingwt  in 
der  Faeenng  einzelner  Bestimmangen  erfahren. 

Württemberg. 

[1.  Halbband  ??.  f?l--73,  S.  203—244.) 

Nachtrage  ans  der  Gesetzgebung  von  1800 — 1900. 

Zu  S.  222  Q;  Die  1898  vorläufig  gescheiterte  Keform  der  directen  Be- 
steuerung ist  twtsr  noch  nicht  wiedier  aufgenommen,  doch  steht  diese  Mssssregel 
in  Aussicht   Im  Einzelnen  sind  nbtt  in  den  lotsten  Jnhren  ?flncbiedeno  legisktiro 

Vorgänge  liier  norh  zu  erwähnen. 

Zu  S.  2Üä  ii.,  217  11.  Für  die  zur  ersten  <iruppe  der  directen  Staatsätencru, 
den  Bi^en.  Katasterstenern,  gehörende  G r u n d -  und  Gebäudesteaer  ordnet  ein 
Gesetz  vom  20.  Dec.  1899  die  Anlogung  und  Fortführung  eigener  Steuerbücher 
an.  Diese  sind  für  jeden  Steoerdistrict  von  der  Gemeinde  unter  Au&icht  der  Staais- 
bohflrde  anzulegen  und  xn  fuhren  (Rederongsblntt  1899.  S.  1219).  Dun  ministerieUo 
VoDzogsverordnung  vom        Jan.  1900  (Regierungsblatt  1900,  S.  65). 

Zu  S.  211.  Zweite  Gruppe  der  directen  Staatasteuem,  Steuer  von  Kapital-, 
Benten-,  Dienst-  und  Bernfseinitommett.  Die  Steuer  nach  dem  Geräts  von 
1^2  hat  zuletzt  durch  das  Gesetz  vom  23.  Mai  1890  Abänderungen  erfahren.  Eine 
neue  ministerielle  Vollzngsverordnnng  daj-.n  vom  20.  Ott.  1899  (Reg.bl.  1899,  S.  765). 
Darin  Aufgabe  der  Nachlassgerichte,  die  Erbeu  auf  die  Bestimmungen  der  Gesetze 
von  1872/1890  hinsmreisen ,  vom  Erblasser  nicht  faiirte  EinkommenbezUge,  aus 
denen  die  Stoaer  am  Todestage  dos  Erblassers  noch  nicht  reijihrt  ist,  nachträglich 
anzumelden. 

Zo  S.  219,  auch  241.  FQr  die  Wandergewerbe  hat  ein  Gesetz  rem  15.  Dec. 

1P99  allgomein  <in(^  aitartr,  (ii-wcrbi-steuer  t-ingcftlhrt.  Es  trifU  besondere  Be- 
stimmungen Uber  die  staatliche  und  tiber  die  communale  Besteuerung  dieser 
Gewerbe.  lEntere  treten  an  Stelle  der  bisheiifen  de»  atlgemefnen  Gesetzes  vom 
28.  Aprü  1873,  betr.  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer,  l.-tztere  an  Stelle  der 
Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  2M.  Juli  1873.  betr.  Besteuerung  der  Amtskörper- 
schaftea  und  Gemeinden  und  des  Geaetzes  vom  23.  Mai  1890,  betr.  Communal- 
beateucrung  des  Hausirgewerbes.  Es  werden  als  steuerpflichtig  unterschieden  Hausir*- 
trewrrbc.  Detail  reisende,  Schaustellungen  Tind  Lustbarke  iien.  Wander- 
lager, ausserdeutsche  Handelsreisende,  wofür  der  dem  Gesetz  beigefügte 
Tarif  SteaersStze,  meist  innerhalb  eines  Minimums  nnd  Mazimiims,  feststellt  In  den 
GL-meinden,  in  welchen  lin»:  Umlage  auf  (irundeigeuthum.  Gebende  und  Gewerbe 
stattfindet,  ist  die  Wandergew  er  bestouer  obligatorisch  in  Form  von  Zuschlägen  zu 
den  Staatssteuersätzen,  in  gleichem  Froeent^rerblltniss,  wie  der  Betrag-  des  Gemeinde- 
nnd  Amtsschadens  zur  Staatsgewerbesteucr  auf  das  stehende  Geveibe.  zu  erheben. 
(S.  Gesetz  im  Keg  bl.  1899.  S.  1163  ff.)  Ministerielle  Vollzugsrerordnung  zu  dem 
Gesetz  vom  18.  Dec.  IbUÜ  (eb.  S.  1185  IL),  mit  Zusatz  vom  18.  Dec.  1900  (Reg.bl. 
1900,  S.  989). 

Zu  S.  1*2",  auch  228.  Steuers.tt/..'  der  directen  Staatssteu prn.  Nach 
Fioanzgeseiz  vom  27.  Juli  1899  fUr  die  Finanzjahre  1899  und  1900  sind  die  3  kataster- 
stenem,  Grand-,  Gebäude-  nnd  Gewerbesteuer,  wieder  mit  8.9  %  jährlich  ?om  Steuer- 
aii^'.hlag.  bezvi-.  steuerbarem  Betrag,  die  anderen,  von  Apanagen  u.  s.  w.,  vom  Ein- 
kommen aus  Kapitalien,  Renten,  vom  Dienst-  und  Berufseinkommen  mit  4.8  7o 
steuerbaren  Jahresertrags  zu  erheben.  Im  Gesetz  auch  die  Bestimmungen  Aber  die 
£ÜeDerAtze  der  übrieren  Steuern.  —  Im  beigefügten  Etat  stehen  für  1900  dir  Kataster- 
Steuern  roh  mit  10.691.500,  rein  mit  10.38b.270,  die  anderen  directen,  sogen.  Fassions- 
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ateaem  mit  bezir.  7.673.958  und  7.395.000,  zusanunen  befd«  mit  18.165.453  und 
17.783.270  M.,  als  Samme  der  directen  Stenern.  Die  gesammten  indirecteu 
sind  angesetzt  :  A'-ris':'  < TJ^ieetl^cllaftsaccise  s.  ti."^  mit  roh  2.44:ioö(i.  roin  "j!  H43.000. 
Abgabe  von  ilu;id.:ji  unt  .jlü.OÜO  uud  273.000  (ü:ich  Abzue  lies  Commuualautheils), 
die  Wirthschuftsabirabuu  (s.  n.)  mit  11.400.000  und  10.274.290,  die  Sportein,  (ierichts- 
«::ebühren.  Erbschaftü-  und  Schi'nkan^steaer  (s.  n.)  mit  roh  und  rein  3.140.000,  zu- 
sammen indirecte  Steuern  roh  17.49Ö.000,  rein  16.035.290  und  Summe  aller  Steuern 
85.868.458  «nd  88.818.560  M.,  wonebeii  deiErlngdes  MKftmmeririits**  (Damlaeau 
Verkehrsaüi>iahcu,  incl.  Staatsbahneu,  Munze,  Staat8anzei)>:er,  vcrschiedeiie  QJunlttelbaro 
Eiunalunen  der  StaatsluuiptcaMe)  mit  29.424.976  M.  angesetzt  ist 

Zu  S.  228.  229.  ElsenbaliBeti.  Der  Befttettnir  deiselben  «tttbt  fm  Etat  (ttr 
1900  mit  16.3  Mill.  Mark,  die  Gesammtansgabe  far  die  Staatsschuld  mit  20.^3.690 
Mark.  Ftir  die  Staatseisenbahnen  ist  durch  Gesetz  vom  Juli  1809  ein  eiorener 
Ketiervcfonds  gebildet  worden.  Es  soll  danach  der  nach  dem  Voranschlag  des 
Specialetats  der  Staatsbabnen  zu  erwartende  Reinertrag  in  dem  Hauptfinanzetat  nur 
bis  zu  der  Höbe  eingestellt  werden,  welche  in  runder  Summe  dem  Durchschnitt  der 
Ablieferuagen  der  Eisenbahncasse  während  der  letzten  10  zur  Zeit  der  Eiubrin^ng 
des  H»iiptfiiuuuetat8  rechnungamiasig  abfeschkiMeiieii  £tal>|a]ire  enlspricht,  mit  der 
üebergangfsbestimmung,  da!»s,  solange  dieser  Durchschnitt  16.3  Mill.  Mark  nicht  er- 
reicht, dieser  Betrag  in  den  Hauptilaauzetat  kommt.  Der  wirkliche  Mehrertrag  imU 
dagegen  einem  Beserrefonds  zafliesseo,  ans  dem  dann  e? entoell  bei  viiUichem  Hüider- 
enrag  der  Bahnen  unter  dem  g;ijn.  Durchschnitt,  bezw.  unter  16.3  MilL  Marie  das 
Fehlende  in  einem  Jahro  ergänzt  wird.  Wenn  der  Reserrefonds  5  Mi!!.  Mark  üh^r- 
steigt,  ist  über  die  Verwendung  des  UeUerschusses  mit  den  Ständen  Vereinbarung  m 
treffen.  Das  (iesetz  ^It  vom  1.  April  1899  an  bis  :U.  Marz  1909.  Es  ist  x<m 
principieller  Bedeutung  für  das  Finanzwesen  dt;i  Staatsbalinsystems  und  indirect 
auch  für  die  Besteuerung.  S.  das  üesetz  mit  Begründung  und  Gommissionsbericht 
andi  io  FlnAroh.  B.  16,  S.  884  ff. 

Zu  S.  214.  Gerichtsgebühren.  Dnrch  Gesetz  vom  4.  JuÜ  1890  ist  die 
ßegelong  dee  (Jerichtskosteuwesens  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Geriobtsbailreit.  sowie  im  ZwangsrerridtexungB-  mid  ZwaagtrerirahimgsreifiliTOii,  Mveit 
diese  Regelunfz:  Uberhaupt  der  I.andesgesetzgebuog  tiberlassen  ist,  im  Wcre  Königlicher 
Verordnung  für  statthaft  erkiän  worden.  Mit  dem  Inkrafttreten  treten  die  landes- 
rechtlichen  Vorschriften,  auch  das  Gesetz  über  Notaria tssporteln  vom  5^.  Juni  1883 
ausser  Kraft.  Auf  Grund  dieser  gesetzlichen  Ermässigung  ist  die  Materie  einheitlich 
in  einer  umfa>:>endcn  KönisrI.  VerordnuniB:  vom  11.  Nov.  1899  ab  ..ticricliiskosten- 
ordnung"  ^Kee.bL  Iti99,  S.  925 — 963)  mit  den  Einzelheiten  der  Tariisätze,  und  durch 
Ktaifl.  Yerordoung  vom  14.  Nov.  1899  als  Gebtüuenordminf  tOx  Notare  n.  s.  w.  ge- 
regelt worden  (cb.  S.  9r.4  97>ii. 

Zu  S.  214.  Sportein.  Das  gekende  Gesetz  vom  24.  März  1881/14.  Jod!  18S7 
bat  maneberld  AbÜideroDfeii,  auch  in  den  Tariftitsen,  dnreb  die  Ve? eile  rem  88.  Dec. 

1899  ,'rfal.rrn  (Ke^.bl.  1899.  S.  1271  1288).  Das  -anze  G-^setz  i^t  darauf  als  ..all- 
gemeines Sportolsresctz"  vom  28.  Dec.  lei*9  neu  redig:irt  worden,  mit  Tarif 
(eb.  1899.  S.  1334 — 1374).  Dazu  ministerielle  VoiJzugsverordnung  vom  2.  Jan.  1900 
(Reg.bl.  1900.  S.  1  ff.)  und  weitere  YerfbpiDg  des  Hinisteiiui»  des  Innexii  f cm  24.  Jan. 

1900  (eb.  S.  52  ff  ). 

Zu  S.  212,  214.  Die  sogen.  Liegen schaftsaccise ,  die  bisher  aof  Be- 
stimmungen des  Accisegeeetzes  rom  18.  Juli  1824  und  Zosatzgesetzes  daaa  rem  18.  Sept. 

1S52  und  anderen  Gesetzen,  aucli  mit  auf  dem  Sportelpcsetz  von  1887  beruhte,  ist 
durch  ein  neues  Gesetz  vom  28.  Dec.  1899  unter  dem  passeuderen  Namen  Dmsats- 
«tever  oder  Bestenmnfr  des  Umsatzes  ron  Orandstttcken  neu  geregdt  worden 
(Ueg.bl.  1899.  S.  1254—1271).  Die  Steuer  triiTl  Kauf-  und  Tauschvcrträfre  und  andere 
entgeltliche  Rechtsgeschäfte  über  den  Erwerb  des  Eigenthums  an  GrundstUrken  nnd 
solchen  Berechtigungen,  über  welche  die  sich  auf  Grundstücke  beziehenden  Vorschriften 
gelten,  mit  dnigen  sachlichen  (so  für  stcuerpflictigen  Werth  bis  120  M.)  und  persOn- 
liehen  Befreiungen  (so  in  «revissen  Fällen  für  Abkömmlinge  bei  steuerpflichtigen 
Rechtsgeschäften  mit  Eltern  und  Voreltern,  für  die  Hälfte  des  Werths,  falls  der 
steaerpflichtip;c  Werth  20.000  U.  nicht  übersteigt.  Art.  II«  Kr.  5,  dtt  anderer  FiJl 
Alt  II,  Nr.  6  bei  Anseinandetsetznn;  übw  elterlichen  Kachlass,  mit  ganzer  BeSreinng). 
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Der  Nornialsatz  d.-r  FiTisritzstctier  ist  !  M.  20  Pf.,  also  su  viel  ^'/^  VOA  100  M.  Mouer- 
Pflichtigen  Werths.   Das  Gesetz  trat  am  1.  Jas.  l!^UO  in  Kraft 

Zn  S.  315.  Erbschafts*  und  Sehenkniifaateaer.  Das  Gesetz  rom  24.  Mir« 
l^"-!  ]-t.  durch  die.  Novelle  Tom  26.  Dcc  1899  abgeändert  worden,  namentlich  auch 
zur  iierbeilubrung  der  Cebereinstimmtmg  mit  dem  Deutschen  Burgerlicfaea  Gesetzbuch 
(Rcg.bi.  1899,  S.  1282—1258).  Die  Steuerfreiheit  der  Descendenteo  (jetzt  Ab- 
kömmlipge  aus  giltigen  Ehen  oder  aU  eheliche  ^'cltende,  le^itimirte  Kinder  uud  deren 
Abkömmlinge  nach  gewissen  Parain'aph'^n  des  D.  B.  G.,  uneheliche  aus  Nachlass  der 
Mutter  und  der  mlltterlichen  Voreltern  i  und  der  Ehegatten  ist  gebliuben.  Suubt  sind 
frei  Anfälle  im  Gesammtwerth  für  1  Person  bis  120  M.  (zu  wenig!),  Zuwendungen 
an  Di»nistboten  und  gewisse  Hausstandsannehfiripre  bis  1000  M.  Der  Steuersatz  darf 
sonst  im  nicdrigäteu  Betrage  2  7o  AnCallwerth  nicht  Ubersteigen,  wird  im  Uebrigen 
fttr  jede  Etaisperiode  dorch  das  Finanzgesetz  nach  <le&  Grandsitzen  des  Art  6  (nene 
Kedartiou)  festta-sctzt.  Das  Minimum  von  2  tritlt  Eltern  und  Geschwister,  das 
IV«  fache,  abo  normal  8  ^g.  Gross-  und  andere  Voreltern,  au  Kiadosstatt  angenommene 
Kinder  und  deren  Abkömmlinge.  Schwiegerkinder,  Stiefkinder  und  Torschiedene  andere 
Kategorieen ,  dann  Ncß'en  und  Nichten ,  das  2-fache ,  also  normal  4  ,  Stiefeltern, 
Adoptiveltern.  Schwiegereltern,  Oheime,  Tanten,  «irossnelfen  und  Nichten,  das  3-fache, 
aibo  6  7o<  Groäsoheime,  -Tanten,  Kinder  von  Ühciuicu  uud  Tauten,  daü  4-i'aclie,  also 
8*^/0.  alle  andereren  Fälle,  mithin  das  heute  mehrfach  in  Denlsoliland  Übliche  (za 
niedrige)  Maxiuinm.  Das  panzc  Erbschafts-  und  Scbenkungssteuergesetz  nach  dem 
Gesetz  ?on  1881,  der  liovelle  rom  3.  April  1885  und  der  neuen  vom  26.  Dec.  1899 
ist  dann  als  Gesetz  rom  26.  D«c.  1899  nen  ledifnrt  worden  (Keg.bl.  1699,  S.  1296 
bis  1317).  Es  trat  am  1.  Jan.  1900  in  Kraft.  Ministerielle  VoUzuj^ferordnung;  dazu 
Tom  27.  Dec.  1899  (Beg.bl.  1899,  S.  1318  II'.).  Im  Finauzgesetz  ftlr  1899  and  1900 
war  der  Minlnalsatz  Ton  2  "/o  wie  gewöhnlich  angesetzt  worden. 

Zu  S.  212.  Wi rthscbaf tsabgaben.  Das  noch  geltende  Gesetz  rom  9.  Juli 
1827  bat  durch  die  Novelle  vom  4.  Juli  1900  Abänderungen  erfahren  (Reg.bl.  1000, 
S.  ^03 — 513).  Die  diesen  Abgaben  nach  dem  Gesetz  von  1827  unterliegetiUeu  Ge> 
trftnko  und  Flttssigkeiton,  Wein,  Obstmost,  Bier,  Branntwein,  liqueurs,  ISuig  sind  in 
dem  neuen  Gesetz  auf  die  Getränke  „Wein  und  Obstmost,  welche  auspcschcnkt 
oder  sonst  in  Mengen  unter  20  L  gegen  Entgelt  abgegeben  werden",  eingeschränkt 
▼ozden.  Der  nenerliebe  Stooeraatz  von  II  */o  för  Wein  (froher  15*/«)  ist  geblieben, 
für  Obstniüst  ist  er  8  Die  Berechnung  orfol^^t  auf  Grund  des  Durclischniitspreises, 
für  dessen  Feststellung  die  Wiithe  auf  Verlangen  der  Steuerbehörde  „wahrheitsgemässe 
Auslronft^  Uber  ihre  Ansschankpreisc  zu  crtheilen  haben.  Abgang,  Schwand,  freier 
Hausbraocb  wird  in  bestimmten  Zahlensätzen  geregelt.  Bei  fehlender  Einigung  des 
Bezirksbteuerrirnts  und  des  umer  Abstithcontrole  stehenden  Wirths  über  Durclischnitts- 
preis  und  liauäbrauch  entscheidet  eine  Bezirkscommissiou  (Nuvelle  Art.  20,  a  ff., 
neues  redigiztes  Gesetz  Art.  13  ff.).  Die  regelmässige  Erhebongsform  ii^t  der  Accord 
geblieben,  gewöhnlich  auf  3.  eventuell  auf  2  Jahre.  Die  ganze  geltende  Gesetzsebun?^ 
ist  dann  neu  redigirt  in  dem  „Wirtbschaftsabgabengesetz"  rom  4.  Juli  iUOO, 
das  also  jetzt  einneb  ein  Landes-Weinstenergesetz  darstellt  und  dessen  Be- 
stehen für  Wtlrttembcrtr  Grund  der  Opposition  gegen  eine  Reichsweinstcuer  'nt 
(0.  S.  722).  (S.  Keg.bl.  1900.  S.  514—525.)  Es  trat  am  1.  Oci:  1900  in  Kraft. 
Ministerielle  Yonzngsrerordnang  rom  30.  Aug.  1900  (eb.  S.  674  N.). 

Zu  S.  213.  Bier-(MalS')at6iier.  Die  bisherige  Gesetzgebung  {s.  0^  S.  214) 
ist  durch  ein  einheitliches  neues  Gesetz  vom  4.  Juli  19W  ersetzt  worden,  vom  1.  Oct. 
1900  an  (Keg.bl.  1900,  S.  542—565).  Die  Biersteuer  zerfiillt  wie  bisher  in  die  Malz- 
siener  vnd  die  Uebergangssteuer.  Malz-  und  Hopfensurrogate  sind  nicht  nehr  zo- 
gelassen,  für  untcrtrJlhriges  Bier  darf  als  Malz  nur  Gerstenmalz  verwendet  werden. 
Die  Veranlagung  der  Malzsteuer  erfolgt  nach  dem  Gewicht.  Selbstthätige  Wäge- 
Torricbtnngen  werden  neben  anderen  Methoden  zur  Bestinunong  des  Gewichts  mit 
benutzt.  Der  Steuersatz  wird  wie  bisher  im  Finanzgesetz  fest-bestellt,  in  dem  für  1899 
und  1900  nach  dem  neuerlichen  Satze  von  10  M.  fQr  100  kg.  ungeschrotenes  Malz 
und  nach  dem  Princip  der  Staffelsätze  nach  der  Grösse  der  in  einem  Rechnungsjahre 
verwendeten  Malzmengo  (bei  Menge  bis  500  Doppelcentner  70  ®/o  des  Satzes,  sonst 
für  die  ersten  500  D.-C  80  die  folgenden  1500  100,  die  folgenden  200u  110.  die 
folgenden  5000  120,  dlQ  weitere  Menge  125  %),  Braaerei  nur  zum  Uausbrauch  zahlt 
fttr  die  ersten  5  D.^C.  25  %  des  Satzes.  Die  UebergaagaBtener  triSt  das  ober  die 
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Landeägrenze  eingeführte  Bier,  nach  dem  im  Finanzgesetz  bestimmten  Satze  (fOr  181»9 
und  1000  3  M.  für  1  hl.  braonos,  1  M.  65  Pf.  fur  weisses  Bier  nach  dem  Denen 
BieiateneiiraMCs  zimlehst  bis  SO.  April  1901  2  H.  25  Pf.  fit  Bier  überhaiipt>  und 
das  eingeführte  geschrot-  ne  Malz  mit  dem  gesetzlich  bestimmten  Höcbstbotrar  ^  - 
Malzsteaer.  Das  (>«eeU  trat  aa  SteUe  der  frtüiereii  am  1.  Oct.  1900.  MinisteiiuUc 
YolhnK^eroTdntiiig  Tom  5.  Juli  1900  (Rcg.bL  1900,  S.  565  ff.). 

Za  §.  70,  S.  28.5  ff.  Gemeindebesteuerang.  Di«  Giltigkeitsdaoer  der  Be- 
stiminun2;on  über  die  Bt  -^tM'i  rongsrechte  der  Gemeinden,  die  am  31.  März  1899  ablief, 
ist  durch  (iesetz  vnui  Jt.  MiiTi  1899  bis  31.  März  1905  verlängert  worden  (oben 
8.236,  237.  Art.  17  dei,  Göseues  vom  2S.JliU  1877  über  die  Bestenerung  der  Amts- 
körperschaften  und  Gemeinden,  in  Fassung  des  Gesetzes  Tom  14.  Juni  18-^7,  H  -imr— 
Terhältniss  zur  Umlage  der  AmtskOrperschafts-  und  Gemeindesteuern  auf  urund^^igcu- 
tlnuBf  Gebiode,  Gewerbe.  Erbebong  örtlicher  Verbraochsabgaben  necb  Gesetz  vom 
23.  Juli  1877.  2.").  Milrz  1SS7.  s.  o.  S.  2'^^,  Zuschlag  «nr  Hundestencr  nach  Geset« 
vom  2.  JuU  1889,  s.  o.  8.  238,  Zuschlag  zur  Liegenscb&ftsaccise,  nach  Gesetz  rem 
14.  April  1893,  8.  e.  S.  299).  Pftr  die  cemmpnele  Besteaerang  der  Wender- 
gewerbe  gilt  jetzt  das  vorhinerwriluite  (S.  839)  neue  Ges^Mz  vom  15.  Der.  1890  mit. 
Die  Ermächtigung,  Biersteuerii  zu  erheben,  ist  auch  in  den  letzten  Jabreo  1899 
uüd  1900  wieder  einer  weiteren  Anzahl  Gemeinden  ertheilt  worden. 

Zu  S.  237  8.  244  ff.  Ocrtliche  Verbrauchsabf aben.  Hadi  Kgl.  Verordnung 
vom  2fi.  März  1899  ward  die  Fortsetzung  der  Erhebung  von  solchen  auf  Grund  »1.^ 
Gesetzes  Tom  24.  März  1899  ertbeiit,  in  mehrfach  rerschiedencu  btcucrsäucii :  fur 
Bier,  neiBch  und  Gas  au  2  (kimeindeii  (Smttgart  und  Esslinren),  für  Bier  und  Fleiscb 
an  11,  darunter  Ulm,  für  Bier  und  Gas  an  1.  Heilbronn,  bloss  für  Rit-r  an  '^T^ .  rn- 
sammen  also  an  49  Gemeißdea.  Dazu  sind  1899  noch  weiter  15  Gem.iinden  für  Bier, 
1.  Tabingen,  jetzt  aucb  fnr  Fleisch ,  1900  femer  22  fttr  Bier  nod  1  mit  für  Fleieeb, 
Heilbronn,  gekommen,  so  dass  nicht  weniirer  als  86,  zum  Tlicil  recht  kleine  Gemeinden, 
solche  Stenern,  ail>r<'mein  diese  freilich  uur  fiientoaero,  aber  doch  auch  13  darou  zu- 
gleich Kleischbieueru  erheben. 

Zq  S.  235,  241.  (gemeinden  und  Amtskörperschaften.  Ihrer  BestaoeniBg 
ist  durch  (iesptz  rom  22.  iini  1900  auch  der  Gowerbebetri  pb  der  staatlichen 
Salinen  und  Hüttenwerke  unterstellt  worden,  und  zwar  nach  Maßgabe  der 
allgemeinen  flbw  die  Bestenwung  der  Gewerlielwtriebe  geltenden  geseidicben 
Vorschrificn. 

Zu  S.  239.  AbiOaung  der  ße algemeindeiecbte  uud  ähnliober  Rechte 
ist  dorch  Gesetz  roin  28.  Vw.  1900  geregelt  worden.  Es  unterliegen  daneeb  die  mit 

Realgemeinde-  oder  .'ihnliclien  Kochten  als  bleibende  Last  verknüpften  privatrechtlichen 
Verbindlichkeiten  zu  I>eistungen  für  öffentliche  Zwecke  auf  Anrufen  d^  berecbtigtoii 
oder  verpHichteicn  Theils  der  Ablösung,  ebenso  die  tos  dem  Realgemeinderedile- 
verhältniss  oder  aus  ähnlichen  Verhältnissen  piiratrechtlicher  Natur  herrührenden 
Ansprüche  auf  besondere  oder  erhöhte  Kutzangen  an  dem  £igentbnm  der  bCLi^erlicbea 
Gemeinde  (Keg.bl.  für  1900.  S.  869-892). 

Bnden. 

(2.  Halbbend  §.  74— 9S.  S.  245-312.) 

Hacbtrftge  aus  1899  und  1900. 

Finanzen,  Steuern,  Gebttbren  überhaupt.  Gesetz  vom  12.  April  1899, 
betr.  Zwangsrolletreckung  wegen  öffentlich-rechtlicher  Geldforder- 
ungen (Gesetz- und  Verordnnntrsblatt  l^O'.K  S.  III)  Dazu  finsnzministeriello  Vollznir- 
Verordnung  vom  ;iO.  Oct.  1899  (eb.  S.  ff.V  —  Neue  Redactiun  des  Textes  Jus 
Gesetzes  vom  21.  Juli  188*J,  betr.  Verjahrunpr  öffentlicher  Abgaben,  vom 
26.  Sept.  IS'OO  in  Gemäsj,heit  der  Einführung-  des  Deutschen  Bürgerlichen  Gesetzbuchs 
(bad.  Ausführ.ges.  vom  17.  Juni  1899,  Art.  44,  Gesetzblatt  1899,  S.  493).  —  Neue 
„Beltreibungsordnong**  (minieterielle  Verordnung  rem  80.  Nor.  1899),  betr.  die 
Beitreibung  der  auf  dem  öffentlichen  Kecht  beruhenden  Geldf orderangeB  der 
Steuer-  und  ZoUcasson  (Gesetzblatt  1899,  S.  775 £11). 

Zv  S.  277.  Wandergewerbesteuer.  Zu  dem  neneii  Gesetz  vom  8.  Mai  1899 
miniiterielle  Tollzogsrererdnung  vom  12.  Juni  1899  (Gesetzblatt  1899,  8.  186)  nebst 
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cinor  Sp«;cialverordnung  von  demselben  Tajr»-  (clj.  S.  199),  ferner  roB.  6.  Oct.  1900 
<üe«5Ubiatt  S.  1020)  und  ?om  24.  Dec.  1900  (eb.  S.  1160). 

Za  a264.  Weins  teuer.  Guetz  rtm  19.  Vor.  1^.  AeDderangen  in  der 
Vo!!:i!-sverordnui.pr  dazn  vom  2R.  Od  1>^82  durch  Verordnung  ?om  30.  Ang.  1899 
(Oeseubiait  lb99.  S.  440)  und  Verordnung  vom  6.  Dec.  1899  (ob.  S.  804). 

Za  S.  271,  287.  tierichtflltosten.  Neue  Gerichtskostenordnung  (miui- 
uterielle  Verordnung)  Tom  10.  Jan.  l'JOO  (Gesetzblatt  UK)0,  S.  207).  Kostearer- 
orduung  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen  G'-ricliisbarkeit  und  bei  Zvani(87olI* 
Streckung  in  das  unbewegliche  Vermögen  vom  2i.  Jan.  1901  (Geseubktt  S.  45). 

Zu  S.  287.  Eihächafts-  und  Sc  henk  nngs«t  euer.  Zn  dem  nencB  Gesetz 
vom  14.  Juiii  1899  mioisterielie  VoUzogsrenidnnne  rom  8.  Dea  1899  tGesetfblatt 
14^99,      829  &.).  ^  o  . 

Zu  82.  S.  277—287,  %uek%.  76,  8.254.  fieferm  der  directen  Stenern. 
Diese  ux  im  Jahre  1900  Inrcii  > etBcIdedeae  Gesette  weiter  gefftitrt  worden«  nber  noch 

aicbt  zum  Abschlag  gekommen. 

Za  S.  285.  Verkehrsstener.  Zu  dem  neuen  Gesetz  vom  6.  Mai  lö99  Uber 
die  Besteuerung  den  Grundstückverkohrs  miniBtefieUe  ToUzngarefordnang  roA 

19.  Febr.  1900  ^Gesetzblatt  fVir  1900,  S.  427). 

Durch  das  sogen.  Veraulagungsgeaetz  vom  6.  Aug.  1900,  betr.  das  Ver- 
fahren bei  der  Veranlagung  zu  den  directen  Steuern,  das  am  1.  Jan.  1901 
iu  Kraft  getreten^  ist,  wurden  die  Gesetze  vom  17.  M'-rz  1854  und  10.  März  1S>^0 
(oben  fc>.  254,  255),  betr.  die  Aufstellung  der  üataüter  der  directen  Steuern  und  betr. 
du  Vennlagnngsfer&bien  dee  bisherigen  Gewerbe-,  Kapitalientea-  ond  Einkomnen- 
steucrj^esctzes  auf^rehoben.  Die  jährliche  Feststellung  der  directen  Steuern  erfolgt, 
tioweit  nicht  für  einzelno  äteuem  Anderes  bestimmt  wird,  durch  den  Steuercom- 
misear  (oder  SteOrertreter)  and  den  in  jeder  Gemeinde  bestehenden  Schatzungs- 
rath (§.  1  des  Gesetzes).  Diener  besteht  aus  dem  Bürgermeister  (oder  Stellvertreter) 
und  einer,  nach  6  Ortsclassen  n^rh  der  Bevölkerungsg^rösse  bestimmten  Anzahl  von 
3—18  Mitgliedern  (§.  2).  Aubwahl  und  Ernennung  wesentlich  wie  bisher  (§.  8  tl., 
s.  0.  S.  25.)).  Der  Schatsangsrath  hat  gemeinsam  mit  dem  SteaercommiBsar  for  mög- 
lichst vollständige  und  genaue  Aufstellung  der  Kataster  zu  sorgen  (§.  10).  Der  Stouer- 
commissar  hat  die  BföiciUu«s£atHittng  des  Schattonpratlis  vorzubereiten  (§.  11  fi'.\ 
n.  A.  mit  BeacimmnngeD,  wie  bei  Onteila«nng  m  Steaereikliningen  des  Pltichtigeu, 
dann  bei  Abgabe  von  solelien  zu  verfahren  ist.  Wenn  Einsprüche  des  Pflichtigen 
beim  Steuercommissar  nicht  berücksichtigt  werden,  kann  Entscheidtinp:  vom  Schatznngs- 
rath  beim  nächsten  Zu-  und  Abschreiben  verlangt  werden  (§.  12 ,  vorletzter  Absatz). 
Dem  Schatzungsrath  liei^t  die  endgijtige  Festsetzung  der  Steueranlagen  ob(§.  16,  1.  Abs.), 
er  lini  dafnr  die  eil'orderlichen  Hechte  und  Pflichten.  ,,In  die  Gewerbs-  und  bonstieen 
Verhältnisse  der  Steuerpflichtigen  darf  dabei  aber  nicht  weiter  eingedrungen  werden, 
als  es  d«r  Zweck  der  Herbeindtrang  einer  dem  Gesetze  entsprechenden  ttteoerreran- 
lagung  erfordert**  (§.  16,  letzter  Absatz).  SchatzmiL'^rath  und  Steuercommissar  dürfen 
auch  von  den  Verlassenschaftsacten  Einsicht  nehmen  (§.  17).  „Wenn  der  Stener- 
Pflichtige  eine  Stenererkl&rung  eingereicht  hat,  so  ist  diese  der  Teranlagung  zn  Grande 
zu  legen,  sofern  Bedenken  gegen  deren  Richtigkeit  nicht  bestehen'".  Bei  Beanstandung 
der  Erklärung:  erfol?f>n  Mittlieilungcn  und  Verhandlungen  mit  dem  Pilichtipen.  Werden 
die  Bedenken  dabei  nicht  behoben,  so  ist  der  Schat/uiigsrath  an  die  Angaben  des 
Pflichtigen  nicht  weiter  gebunden  und  bewirkt  die  Steueranlage  ron  Anittiwi  ^eu  (i;.  18). 
Der  Steuercommissar  nimmt  stimmberechtigt  an  den  Abstimmungen  des  Raths  Theil, 
die  nur  bei  seiner  Mitwirkung  gütig  sind  (§.23).  Rechtsmittel  gegen  Beschluss- 
faesongen  des  Schatzangsraths  haben  diejenigen  Stenerpfliehtigen,  welche  keine  Stener* 
orklärungen  abgetreben,  Vorladungen  aber  nicht  gefolgt  sind  (§.  20).  nicht  26. 
Abs.  1).  Anderen  Steuerpflichtigen  und  dem  Steoercommissar  steht  dagegen  Be- 
schwerde an  die  Stennrairection  za  (§.  26,  Abs.  2).  G^en  die  Entscheidungen 
der  Sienerdirection  bat  der  Pflichtige  noch  das  Hecht  der  Klage  bei  dem  Ver- 
w al  f  n  nir^creri  c h  t s  h  0 f ,  aber  wie  in  der  Weise  der  Ähnlichen  neueren  dentsclien 
Gesetze  nur,  wenn  1)  eine  Schätzung  bei  richtiger  Anwendung  der  gcsetdicheu  Be- 
stimmnngen  überhaupt  nicht  einzutreten  hatte,  ferner,  wenn  2)  die  vorgenommene 
Schätzung  auf  der  Niclitanwenduna;  oder  der  unrichtigen  Anwcndansr  eines  Gesetzes 
beruht  oder  das  Scbätzungsverfabrcu  an  einem  wesentlichen  Mangel  leidet  In  diesem 
twdten  Falle  hat  der  Gerichtohof  eine  anderweite  Schitznng  durch  den  Schiteangsrath 
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6.  B.  TJebenicliteii  der  Be*teii«niDK.  Nacbtiige. 


Tiriter  Beobachtung^  der  von  ihm  Uber  die  AaslegtiD^  and  Anwendun?  der  ffeset/liclien 
Vorschriften  g^ebeneu  Weisungen  zu  veruilaiteo  (§.  28).  Die  Schatzungsräthe  und 
aadece  mtcvineiide  Pezsonen  warn  dS«  Pflicht  der  Oeheinheltnng  (§.  29).  Dfo 
Steu erdire ction  hat  die  Controlo  über  die  Feststeila ng  der  directen  Steoem  and 
demfrem^ss  bestimmte  Rechto  und  Pflichten  (>?.  8'2X  Mit  dem  Iiiknifttreten  des  (»^ 
bcUe^  wurdcu  siimmtlichu  Schatzungsriuhe  aufgelöst  und  neue  nach  den  ßestimuiuijgcü 
des  Geset/>.3  ernannt  SS).  Finanzministerieile  VoUiagarerordooDg  m  dem  Gesettt 
rom  3.  Nov.  1900  (Gesetzblatt  IWO.  S.  1080). 

Ein  Gesetz  vom  9.  Au^.  l^UO  trat  dann  Abänderungen  des  bisherigea 
ElnkomiDen Gewerbe-.  Wandergewerbe-  und  KapitaireDtensteDer- 
tros Otzes  (oben  S.  271  ff.  und  S.  270  ff^,  tind  ciit  zweites  fJesetz  vom  '.1.  Aus.  19«)0 
traf  Bestimmungen  t^ber  eine  neue  Einschätzung  der  GrundstQclie  und  Ge- 
binde obeo  (8.  255  (t\)  (Gesetzblatt  1900,  8.  877  ff.»  887  ff.V 

Das  Einkomintnstcuer'rü.setz  vom  20.  Jani  ist  in  Gemässheit  der 

neuen  Novelle  von   1900  und  der  früheren  Novellen  neu  redigirt  worden  (tinanz- 
ministcrielle  Bekanntmachung  vom  20.  Sept.  1900,  Gesetzblatt  S.  991  if.).    Die  Ab- 
änderungen beziehen  sich  auf  mancherlei  Einzelheiten,  zum  Theil  nur  redac> 
tioneller  Art,  zum  Th-il.  um  die  Bestimmungen  mit  denen  des  Dentschen  Bilrger- 
licben  Gesetzbaches  m  l^mkiang  zu  bringen.    Auch  sachlich  etwas  anders  geregelt 
ist  die  evbjectire  und  objective  Stenerpflicht  einzelner  Arten  physischer 
(jetzt  sogen,  „naturlicher")  Personen  fRcichsauslaiider'.    Subjectiv  steuerpflichtig 
sind  von  nicht-physischen  Personen  ausser  wie  bisher  Actieo-  und  Commandit- 
actiengesellschaftten  auch  Gewerkschaften  und  Geeellschaften   mit  be* 
schriiiikter  Haftung  geworden,  ferner  all  eine  in  Con  sumv  ereine,  ausser 
denen,  welche  vorwiegend  den  gemeinschaftlichen  Einkauf  von  \V  irthschaftsbediirfnisst'n 
des  landwirthschaftlichen  Betriebs  für  die  Vereinsmitglicder  bezwecken.  Die  Steuer- 
freiheit von  8  */o  Dividende  des  Actionkapitals  u.  s.  w.  ist  geblieben.   Ausser  der 
Dividende  u.  s.  w.  sind  die  Summen,  welche  zur  Bildung  von  Reserve-  und  Erneuemngs- 
fonds,  zur  Amortisation  von  Schulden  und  des  Grundkapitals,  zur  Verbesserung  und 
Gescbäfteerweiterung  rcrnnsgabt  worden,  steeerpflichtig.   Der  Reingewinn  von  offenen  i 
Handelsfesellscbaftcn.  einfachen  Commanditcresellscliaften.  Gcseli.-c!i-ift."i  im  Sinne  dr' 
§§.  705  ü.  des  D.  B.  G.  und  nicht  rechtsfähiger  Vereine  gUt  als  Eiokonimeu  der  cia- 
z  ein  eil  GeseUschaAer  (Mitglieder)  nach  VerhSltnias  ihrer  Anlheile  am  Gewinn,  die  ' 
Erträgnisse  einer  unij^etheiltcn  Erbmasse  gelten  als  Einkommen  der  Erben  nach 
Vcrhältniss  ihrer  Erbtheilc  (Art  5).   Bei  den  Befreiungen  ist  die  wichtige  und 
erfreuliche  Grenze  der  Steuerfreiheit  kleinen  Einkommens  von  500  auf  900  M..  also 
wie  in  Preussen,  erfolgt  (Art.  6,  Nr.  7)   doch  tijtt  diese  Erhöhung  der  Freigrenze 
er^t  mit  den  dadurch  bedingten  Aenderungcn  der  Gemeinde-  und  St^dteordnung  in 
Kraft  (neu  redig.  Text  Art.  6,  Kote).  Allgemein  freigestellt  ist  in  dem  neuen  Art.  " 
das  Einkommen  aus  dem  Waitdergewcrbebetricb  von  Peieonen,  die  nach  1 
und  18.  Abs.  2  des  (lesetzes  vom  v.  Mai  1899  betr.  Re.stcncrnn?  dieses  betrieb*  i 
steuerpflichtig  sind.   Im  Art.  9  Veränderungen  in  der  Erhöhung  und  Vermlnderanf  ' 
der  Besteuerung  eines  Teranlagten.  weitere  Vertaderongen  in  Art.  10.  11 ,  12.  b  | 
letzterem  tritt  die  Bürecbnnn^'  wandelbarer  Bezüge  nach  dem  Erc:ebllis^  des 
Kalender-  oder  Geschäftsjahrs  an  Stelle  der  bisherigen  Berechnung  nach  dem  Durch- 
schnittsergehniss  der  3  letzten  Geschäftsjahre.  Als  Zinsertrag  von  Lotterieaaleheo^ 
Kuweit  wild  jetzt  allgemein  5%  des  NoiDWerths,  bei  anderen  unverzinslichen 
Fordernngen  u.  s.  w.  4  ^    angenommen.    Als  Einkommen  aus  Waldbesitz  aoii 
Forstwirthschaft,  wu  mcht  auf  Grund  eines  Forsteinrichtungswerks  nachhalnr 
bewirdischaftet  wird ,  ^ilt  S  %        Steuerkapitals  der  WaldstQcke,  also  Einkeameo* 
bc-t- neruns:  nacli  M  rili •  ataster  des  Objects.  Einkommen  von  gewerbli  h n  Unter- 
uehmungen,  die  GcdcbaltsbUcher  führen,  ist  jedenfalls  nicht  niedriger  zu  btimessen. 
als  es  sich  nach  den  fttr  das  mäassgebende  Jahr  anfgestellten  In?entaren  nnd  Biluuei- 
ciii-'  hliesslich  Gewinn-  und  V-Tlustr-  chnungen  ergiebt  (Art.  12).    Die  wenig  übtr- 
sichtücbe  Methode,  zur  Anlegung  des  Degressiv-,  bezw.  Progressivstenerfusses  fiir  ä' 
Einkommen  selbst  nach  deren  Höhe  einen  verschiedenen  «.Steneran schlag 
2»  machen,  ist  beibehalten       i  n  (^kMUHen  von  900  M.  im  Anschlag  von  2*> 
von  1000  in  solchem  von  L'''i>  M.  u.  s.  w.  s.  o.  S  „'74)     In  neuen  Artikeln  14— b 
ist  die  Verpflichtung  zur  Abgabe  der  Steuereriwiuruiig  genauer  und  schärter 
zmn  Theil  anders  ab  biaber  gtSaaü  vorden«  ebenso  in  §.  18  die  Stenerpflicht  d« 
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Erben  nach  dem  Tode  eines  Püicbtigen.  Mit  Kucksiclit  auf  das  neue  Steuer« 
Teraolagungsgesetz  sind  die  Art.  20 — 23  des  bisherigen  Einkommensteuergesetzes  ge- 
strichen worden.  In  einem  anderen  Art.  24  ist  die  „Meldeangabc"  der  Arbät« 
geber  fui  ihre  Dienstboten,  sowie  far  Landwirthe,  dann  für  gewerbsmässiu^e  Bauunter- 
nehmer fili  ihre  Arbeiter  geregelt  worden.  An  die  Stelle  der  bisherigen  äteuerzahlung 
in  Sediitel^lftliresraten  Ist  die  In  QnutalsnteD  getKtttn  (Ait.  25).  Dabei  ist  .4;everbs* 
jnissij^en  Unternehmern  von  Baoausfühningen"  die  Verpflichtunir  auferlegt,  unter 
eigener  üaftbarkeit  die  Eiukommeusteuer  aus  dem  Arbeitsrerhiltoiss  und 
die  sicli  dann  Itnttpfenden  Gemeiadenmlagen  roii  ihren  nicht  in  Baden  dauernd 
ansässigen  r  ei  chsausl&ndischen  Arbeitern  einzu7.i«^ht;n  und  abzulu^fern:  eine  weit- 
gehende, fUr  neuere  Verhältnisse  characteristische  Bestimmung  (Art.  25,  Abs.  6).  Die 
Strafbestimmungon  bei  Uintcuicliuug,  auch  in  Folge  der  Unterlassung  der  Steuer- 
erldirnng  nind  etwas  verlndeit,  die  Strafe  vom  8-  auf  das  10- fache  erhOht  worden 
(Art  2ßV  —  Die  Bestimmunjs^en  der  Novelle  treten  bei  der  Einkommensteuer,  wie 
bei  den  anderen  Steuern,  auf  die  sie  sich  bezieht,  von  Anfang  1U02  an  in  KraÄ,  bei 
der  Yeranlagnng  für  1908  sind  sie  anzuwenden,  nur  da»  die  Steuerfreiheit  des  Ein- 
kommens unt.  r  tlOO  M..  wie  sehen  bemerkt,  erst  mit  der  Aendemnf  der  Gemeinde» 
und  StÄdteordnung  eintritt. 

Im  Ge w erb estenerge Beta  (e.  e.  8.  275)  sind  kleine  Verthderanfen  ein- 
getreten, um  Uebereinstimmung  mit  dem  Ycranlagnngsgesetz  und  mit  einzelnen  Be- 
stimniangen  der  neuesten  Norelle  znni  Einkommensteuergesetz  herbeizufahren  (Gesetz- 
blatt vou  1900,  S.  884).  Liacr  Anderem  ist  in  einem  neuen  Artikel  9  bestimmt 
worden,  dass  das  steuerbare  Betriebskapital  bei  gewerblichen  Unternehmungen, 
welche  (iebrliFiftsbucher  fuhren,  nicht  niedriger  ztt  bemessen  ist,  ala  es  sich  nach  der 
letzten  Inventur  und  Bilanz  berechnet. 

Anch  in  dem  neuen  Gesetz  Ober  die  Bestenernng  des  Wandergewerbe- 
betriebs vom  8.  Mai  1999  (oben  S.  277)  >ind  einige  Aendemngen  erfiolgt  (OeeetZ- 
blatt  von  19Ü0,  S.         Uosets  vom  9.  Aug.  19U0,  Art.  3. 

Im  Art  9  diesea  letzten.  Gesetze»  aind  dann  nnch  kleine  Yerlndeningmi  dea 
Kapitalreutensteuergesetzes  rem  29.  Juni  1874  reifOgt  worden  (Gesetzblatt 
fon  19r>0.  s.  WC,  s.  0.  S.  253). 

im  (iesetz  vom  9.  Aug.  1900  wird  „zum  Zweck  der  Reform  der  direclen  Steuern" 
eine  Neueinschätzung  der  in  Baden  gelef^enon  (trundstucke,  Gebäude  und  des 
.  Bergrwprkeig  enfhuins  vprfiigt  (Gesetzblatt  1900.  S.  887  ff.,  s.  oben  S.  275).  Das 
Geseu  bestimmt  die  ürund»&tzc  dafUr,  so  bei  Wald  25-fache  Kapitalisirung  de»  Er- 
trags, Preise  nach  Bezirken,  ans  1895—99,  bei  anderen  (Endlichen  n.  s.  w.) 
(jnindstücken  Veranla;runj?  für  das  Gebäude  jed'r  Gemarkung  besonder?;.  (^lass»:*»- 
einthellung  dabei  nach  dem  Gesotz  vom  3.  Aug.  lb\)b  ^oben  S.  203),  Schätzung  des 
Innfenden  Werths  jedw  Coltnrart  und  CbsM  durch  Sachversttodfcencommiasionen 
in  jeder  Gemarkung  unter  Leitung  der  Steuerdirection ,  nach  den  1895—99  erzielten 
Kaufpreisen  unter  !Mitbenntzun<?  der  nblis  hon  Pachtzinse,  Berücksichtigung  der  Lage, 
Ertragsfabigkeit  und  ajtdtjrcr  mit  ia  Betracht  kommender  Umst&nde  (§.  15,  oben  S.  288). 
Yen  Gebäuden  worden  alle  bewohnbaren  mit  Nebengebladen  und  allo  zur  Land- 
nnd  ForstwirthMebaft  um!  zum  (Jewerbebetrieb  dienenden,  soweit  nicht  ausdrüeklich 
Ausnahmen  statuirt  sind,  neu  eingeschätzt  Die  Veranlagung  erfolgt  zusammen  t'dr 
Uberbaut«!  Plate,  BanUcbkeit,  Hofräthe  (Hefranm),  die  sich  als  wesentliche  ZugehOr- 
den  darstellenden  Plätze  und  Gartenanlagen,  in  jeder  Gemarknnir  besonders,  ebenfalls 
nach  dem  laufenden  Werth  ans  den  KAufpreisen  von  1895 — 99  und  mit  Berück- 
sichtigung dersdben  Momente  wie  bei  ItodJichen  Gmndstttdten,  anch  der  Fenerrer- 
sicherungsanschlige.  Das  Gesetz  trat  sofort  in  Kraft,  die  Neuveranlagung  be^^ann 
alsbald.    Bestimmungen  darüber  vom  20.  Aug.,  7.  Nor.,  1.  Dec.  1900  (s.  Gesetzblatt). 

Alles  die^  äiiid  Vorbereitungen  zur  Fortführung  der  Reform  der  directen  Steuern 
in  der  dem  neuen  Plan  entsprechenden  RiehtttBg  (s.  o.  8.  277  E).  Ein  noch  weiteres 
Eingehen  darauf  müssen  wir  uns  hier  versaffen.  Es  steht  zu  erwarten,  dass  das  Er- 
gebniss  eine  weitere  Annäherung  an  das  preussische  directe  Steuersystem  sein  wird, 
wenn  auch  die  GrandMe  der  Yenmlagung  einer  etwaigen  spAteren  TermOgenssteuer 
verschieden  s.-in  werden.  S.  die  Verhandlungen  und  ActenstUcke  im  badiscben  Land- 
tage aus  1900,  besonders  den  Entwnif  eines  Uesettes  die  Vermögenssteuer  betreffend, 
vom  5.  Dec  1899.  dazu  namentlich  den  Anftatz  vom  Ffnansminister  Bnefaenberger 
selbst  im  Fin.arch.  1901«  B.  18«  &  1—45,  femer  auch  Gllssing  im  Fin.aieh.  B.  17, 
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6.  B.  UebMsicIitoA  der  Bestenmoff.  Nacktrilge. 


S.  leb  mosä  mich  hier,  um  die  ganze  Ifrage  nicht  noch  einiual  aufzunehmen, 

w$B  mir  Jetzt  nicht  mOgllek  tet,  Mf  die  ksitischett  Baneduingen  oben  S.  280  im  Bach 
bescliilokeo. 

Heesen  (Defmetedt). 

(2.  Halbbud,  §.  94—107,  S.  812-871 ) 

Die  wichtijure  einschoeidende  Beform  der  directen  Steaern  and  anderer 
ans  iJcui  Jahn;  1>09  ist  im  Buche  selbst  in  §.  98^100  oben  in  ihren  nrundz(i<ren 
vollständig  zur  Darstellung  gebracht.  S.  dazu  jetzt  die  höchst  eingehende  Tortretiliche 
Bebaadlong^  dieeer  Beforni  in  der  grossen  Abbandlong  von  Glftssing;  im  Finjtrch. 
B.  17,  1900,  S.  178  -360.  worauf  oben  bereits  hin^^ewiesen  wurde.  Darin  natürlich 
zahlreiche  Ergänzungen  von  Einzelheiten  zu  meiner  Darstcllang.  £b.  die  neuen 
hesisischen  Gesetze  aus  1899,  S.  361  tf.    Unter  Bezugnahme  auf  diese  Monographie 

flaobe  ich  auf  weitere  Erginzungcn  meiner  eigenen  Darstellang  verzichten  zu  können. 
.  noch  die  Verordnanjcr  vom  4.  Nov.  1899,  betr.  Gewinnunt?  von  Hilfsmitteln  für  die 
Veranlagung  da»  Grundbesitzes  zur  Vermögenssteuur  (Hess.  Keg.bl.  1899.  S.  883), 
YeiordDiing  Aber  die  Landcslottcriedirection  vom  29.  Nor.  1899  (eb.  S.  1185),  Ver- 
ordnun;^  vom  19.  Dec.  1899,  betr.  Sttniprlali^aben  von  öirentlichen  Darstellungen, 
Beloätigungeu,  musikalischen  Frodactionen ,  Tanzbelustigungco  (eb.  S.  1385),  Verord> 
nung  rom  23.  Dec.  1899,  betr.  Gerlcbtoliosten  (eb.  S.  1823),  Verordnnng  rem  8.  Sept. 
1900,  betr.  Ansatz,  Erhebung,  Beitreibung  der  Gerichlskosten  (Keg  ? !  S  8121,  Ver- 
ordnung vom  27.  Dec.  1899,  betr.  Ausführung  des  Gesetzes  (Iber  den  Lrkuudenstempcl 
(eb.  S.  1387).  Verordnung,  die  Fahrrader  und  Automobile  betr.,  vom  10.  Oct.  1899 
^eb.  S.  t'.Jri  und  23.  Dec.  1899  (eb.  S.  1387).  VoUzuesvcrordnung  für  EiolmmBieB- 
und  Veruiu^cinsteuer  vom  2'^'.  Au^^  1900  (Rejr.bl.  S.  271).  Das  Finanz?esetz  vom 
21.  Mai  1898  wurde  auch  aul"  das  Etatsjahr  1900/01  (1.  April;,  da*»  eine  besondere 
Ctatsperiode  bildet,  ausi^edebnt  ((iesetz  vom  29.  jSIärz  1900).  Nach  Bekanntmeelrang 
vom  30.  Mär/  1900  (Reg.bl.  S.  2011  wurde  auf  die  Jlark  Gewerbe-  und  Einkommen- 
steuerkapital 16  Pf.,  Grundsteuerkapital  14,  Kapitalrcutcnsteuerkapital  17  Pf.  zur  £r- 
liebnng  eu^reseblagen.  Kach  Bekanntnucbong  rem  6.  April  1900  bdief  sicli  die 
Summe  der  Xormalstcuerka|)i!alieu  der  Gewerbesteuer  auf  7.20C.120.  der  Grundsteuer 
auf  23.638.872,  der  Kapitalrentensteoer  auf  2.863.682,  der  Einkommensteuer  auf 
40  218.025.  zusammen  auf  74.016  699  M.  mit  Steueransaiz  lUr  diese  4  Steuerkapitalien 
von  1.167.379  —  3.309.442  —  486.826  —  6.434.884,  zusammen  11.398.531  M. 
(Ketf.bl.  V.m,  S.  2m.  Dun  h  d'esctz  vom  27.  Juni  1900  (Reg.bl.  S.  925)  wurde  an 
Stelle  der  I  luanzpcriode  als  VV  irihächaftsperiode  im  Staatshaushalt  allgemein  das  Etats- 
jnlir  (Gesetz  vom  12.  Hftrz  1879)  {resetzt.  Die  Erhebung  der  Vermög eneeteuer 
wurde  dnrch  Verordniing  rom  21.  Nor.  1900  rem  1.  April  1901  an  ugeotdAeL 

Nacbtr&ge  tut  Gesetzgebung  «as  1900. 

Zu  8.34Sff.   Weinstener.    AnedmekUche  Aafhebung  des  Wefnsteuer^ 

geeetzes  vom  9.  Dec.  1876  nunmehr  durch  Gesetz  vom  21.  Juli  1900. 

Zu  S.  1^27.  (lewer'x's teuer.  Der  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  ist 
durch  neues  Gesetz  vom  22.  Dec.  1900  geregelt  wurden  (Reg.bl.  S.  1013),  unter  Auf- 
hebung iilterer  Bostimmiuigea  (Art.  29—31  des  Gesetzes  vom  8.  Jnii  1884).  Dazn 
Tarif  und  Ausfuhrongsverordnuns:  vom  22.  Dec.  1900.  Das  Gesotz  trat  am  1.  Jan. 
1901  in  Krafu  Es  werden  unterschieden  üausirgcwerbe  kleinerer  Art  and  alle 
anderen,  jene  mit  Stenersfttzen  reo  2  8,  diese  tos  20—80  M.  in  Jtlirei  Detail» 
reisende  mit  15—200  M.  (eventuell  Erm^lssitrunircn),  MasikaufTuhruns^en,  Schaustelluni'^on, 
Theatervorstellungen  nnd  sonstige  Lustbarkeiten  ohne  höheres  Interesse  der  Kunst  und 
Wissensclislt  mit  GlesseaBUzen  ron  2—30  und  12 — 120  VL.  Waaderlager  geringerer 
Alt  und  andere. 

Zu  S.  Hundesteuer.    Das  neue  (lesetz  vom  12.  Aug.  ls'.»vi  hat  durch 

ein  Ucbctz  vum  22.  Uec.  1900  eine  Abänderung  dabin  erfahren,  dass  für  jo  1  liuud 
befreit  worden  sind:  ,4dle  diejenigen  Penonen,  die  in  Folge  ihres  Beraä  oder  Ge- 
werbes einsam  wohnen  und  ein  Einkommen  von  weniger  als  2600  M.  versteuern". 

Zu  S.  3dl.  £rbschafts>  and  Schenkungssteuer.  Die  in  Aussicht  ge« 
Bommeoe  formelle  UmgeslaUting  des  ganzen  Geseties  (1884,  1899)  IM  eifiilgt,  mit  den 
1899  angenommeneii,  damels  com  Tlieil  erhsliteii  SteoenitseB,  im  yeaets  ron 
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22.  Dec.  I!t00,  betr.  Abäoderang^  des  Gesetzes  vom  30.  Au^.  1884  über  die  geu. 
Steaer  (Ueg.bl.  1800,  S.  1035).  Danach  dana  eine  ooae  Uedactioa  de;i  ganzen  jetzt 
gdtonden  Textes  des  Gesetzes,  unter  Datum  rom  22.  Dec  1900  (Rej^.bl.  S.  10i5  IT.). 

Elsass  •  Lothringen. 

Zu  S.  420.    Erbschnftss teuer.    Dm  Dutum  des  neuen  Gesetzes  ist 

23.  Jnni  1'jOO. 

Za  S.  884  Q.  Bereini^uug  des  Katasters.  Gesetz  ?om  13.  Juni  1900, 
betr.  Abänderung  des  §.  25,  Abs.  2  des  Gesetzes  vom  6.  April  1892  über  veränderte 
Fassang  des  Absohoitts  11  des  Gesetzes  Uber  Bereinigung  des  Katnsteis  rom 
31.  März  1884. 

Zq  S.  399  S.,  §.  117.  Fortführung  der  ßcform  der  directen  Steuern, 
speciell  U  ui b i  1  tl  u  n  g  der  alten  rersonal-  und  Mobiliarstcuer  des  franzö:*ischen 
Steaerrechts  in  eine  Kapitalreuten-  und  eine  Lohn-  und  Besoldangssteuer. 
Naebdem  auf  Oroad  der  oben  im  Buch  dargestdUten  neuen  Gesetze  di«  geplanten  Er> 
mittlungen  der  Erträge  au8  Kapital,  Lohn.  Besoldung  (S.  404-)  stattgefunden  hatten, 
ist  durch  3  Gesetzentwürfe  vom  18.  Jan.  1901.  betr.  die  Kapitilsteuer,  die  Lohn-  und 
Besoldungsstcuor  und  über  die  Yerrendung  der  Ertrage  dieser  beiden  Steuern,  sowie 
Uber  die  Erhebung  der  ßezirliszuschläge  die  Reform  in  der  angedeuteten  Bichtuug 
Seitens  der  Kegierun?:  dos  Keichslands  weiter  in  die  Wege  geleitet  (s.  Papiere  des 
LaudesausschuaäUj»,  XXVIU.  Se»äiuu  luOl,  Nr.  3,  4,  5).  Zur  Zeit  den  Abschluases 
dieser  Nachträge  (April  1901)  ist  die  Sache  legislativ  noch  nicht  erledigt,  Nachrichten 
zufolge  t  ht  aber  die  Annahme  der  Ent^i:rf  i»  An  sii  ht.  mit  einzelneu  ModiScatiouen. 
Dadurch  wird  dann  die  Ersetzung  der  iraiiZi>9isühen  Feisonal-  und  Mobilianteuer 
dureb  die  beiden  neuen  directen  Steuern  berbef geführt,  was  in  jeder  Hinsicbt  er- 
wünscht  und  eine  wesentliche  Vorbesserantj  des  reichsländischen  directen  Steuer- 
systems ist,  wie  oben  a.  a.  Ü.  bereits  dargelegt  wurde.  Die  Gesetze  Uber  die  beiden 
Steuern  schlichen  sich  im  Allgemeinen  den  früheren  provisorischen  Uber  die  Ermitt- 
lung der  Erträge  u.  s.  v.  an,  vorttber  oben  S.  405  das  Wichtigste  mitgetbeilt  worden 
ist,  mit  einzelnen  Abänderungen  auf  Grand  der  bei  dieser  Ermittlung  gemachten  Er- 
fahrungen, auch  mit  Beuutztlug  der  verwendbaren  Bestimmungen  des  neuen  Gewerbe- 
Bieuergesetzes  (S.  893  S*.).  leb  hann  die  Einzelheiten ,  auch  die  Abweichungen  hier 
nicht  in  ^.r  ili«'  darh^gen  und  würde  dafür  auch  erst  der  formolie  Abschloss  der  Ge- 
setze abzu»  arten  sein.    Daher  sei  nur  Folgendes  noch  bemerkt. 

Der  Gesetzentwurf  Uber  die  Kapitalsteuer  bat  die  Bestimmungen  des  Ermitt- 
lungsgesetze>  im  Allgemeinen  beibehalten.  Bei  der  Erniiitltinu:  hüben  sii  h  keine  be- 
sonderen Schwierigkeiten,  auch  keine  besondere  Opposition  herausgestellt,  wie  von 
einigen  Seiten  befürchtet  war.  Die  sobjective  und  objective  Steuerpflicbt  ist  im  Ganzen 
wie  in  dem  gen.  Gesetz  bestimmt  worden,  man  bat  für  Wittwen.  gewisse  andere 
Fmocn  und  einige  andere  Personen  facultativ  bei  Einkünften  bi*  M.  im  Ganzen 
Steuerfreiheit  gewahrt,  jioust  allgemciu  bia  lUO  M.  Steuerbarer  t^urag  i»i  der  Jahres- 
enxag  der  Kapitalien  u.  s.  w.,  als  Steuersatz  ist  S^^j^  bestimmt  worden,  als  Mittel- 
satz zwischen  der  (iewerbe-steuer  (1.90)  und  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  (reducirier 
Satz  von  4  %  s.  u.),  doch  soll  im  Laudesauäschuss  diesor  Satz  auf  3'/»  *^/o  erhöht 
werden.  Der  Steuenatz  kommt  in  IMfstnfen  zur  Anwendung,  wobei  der  rolle  Satz 
erst  bei  Uber  4000  M  i  tritt,  vorher  daran  NacUisse  stattfinden,  also  Degressirprincip 
(40 ''/o  des  Saues  vom  ilutei betrag  bei  100—400  ,  50  bei  400—800,  60  bei  800  bis 
1300  ,  70  bei  1300—2000  ,  80  bei  2—8000.  90%  bei  3—4000  M.  Rente).  Die 
Steuererklärung  ist  obligatorisch,  bezieht  sich  aber  nur  auf  Angabe  der  Tarifstnfe. 
Duterlaisang  der  Erklärung  ist  mit  V  riiist  1,  r  Rechtsmittel  gegen  die  Veranlagung 
bedroht.  Die  Ituicta  erfulgt  nach  ilauahaiiuugen  und  für  3-jährige  Steuerpcnudcn. 
durcb  Kreiscommissionen  in  jedem  YeranlagttUf^bezirk  für  die  Censiten  kleineren  Be- 
trags, bis  4000  M.  Rente,  durch  Bezirkscommissionen  fur  j^-d.-n  Verwaltungsbezirk  für 
die  Ceoaitou  mit  höherem  Kentenbezug.  Die  Kechtsmittel  sind  für  den  Censiten  und 
den  Vorsitzenden  der  Veranlagungscommission  der  Einspmob  bei  letzterer  Gommission, 
gegen  deren  Entscheidung  die  Berufung  an  die  Berufscommission.  Hinterziehuni:b- 
strafc  ist  das  4-  bis  10 -fache  der  hinterzogenen  Jahressteuer,  mindestens  100  M. 
Untersuchung  und  Entscheidung  bei  Straf  fallen  durch  das  Gericht,  sofern  der  Be- 
•cboldigto  Strafe  und  Kosten  nicbt  fireiwilUg  zablt.  Verwandlung  nicht  beitnibbarer 
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Geldstx»f«u  iu  Eai'tatrafcni  nach  den  Buauuimuo^eu  for  DebertretujiKeo  im  Strafgesea- 
bneb.  GehdiDbaltuiii^splliclit  der  Beamten  und  CommiasloiumiitgÜeder  unter  Straf- 

aadrohun^.  Beibehaltung  der  alten  fran2ösiächea  Einrichtung  des  Au<fa]lfondt» 
(.oben  S.  380),  5  des  ISteueran$iatzes  zu  (junstcn  der  Landcscasse.  Bezirkszuschlü^re 
nach  der  Vorsclintt  des  neuen  Verwendunfi^gest-t/es,  (jeiiieindezuschlägc  nach  den 
Bestimmungen  für  die  übrigen  directei»  Steuern  uIhh  S.  4o4  .  Ausdrücklich  wird  ia 
der  Be^'iunduog  wieder  benu  rkt,  dass  mit  der  Kiiifubrnng  der  Kapitalsteuer  lehn- 
Vermehroni;  der  Laod^-(Staats*;eiDDabme,  sondern  mit  der  Lohn-  und  Bebolduiigs- 
stener  nur  die  GewiniinDf  tob  Mitteln  gepfauit  sei,  um  die  Landviiüiflebaft  nach 
Maassgabe  des  Verweudnngs^csctze;;  (s.  v.)  zu  entlasten  und  die  der  gegenwärtigen 
Gesetzgebung  anhaftenden  Härten  and  Ungloichm&isigliciten  nach  Mö^chkeit  za 
beseitigen.  In  Ansaicbt  genommen  als  Teimin  der  Erhebong  der  neuen  Steuer  ist 
der  1.  Ai'ril  1903.  Als  Ertrag  der  Steuer  auf  Grund  der  Ermittlungen  ist  1.511.880 
Mark  bei  58.62  Mill.  Mark  Kapitalertrag  nnd  85.911  Censilen  geschätzt  (Statistik  ij» 
den  Anlagen  der  Begründung). 

Der  Gcsetzciurorf  für  die  Lohn-  und  Besoldungsstener  schHwst  sich 
tlioiifalls  d.  m  IruherL-n  Ermittlungsgesetz  und  den  anwendbaren  Bestimmungen  des 
Gewerbesteuer-  und  des  neuen  Kapitalsteuergesetzes  an.  Die  Veranlagung  erfolgt  auch 
hier  naeb  Haasbnltangen,  aber  nur  fBr  l-jMirlfe  Steuerperioden.  Frei  im  Allgemeinea 
Geeammteinkommen  bis  500  M.,  7nl^  uni?  von  Erm&ssiirnnfr»'ii  bei  vi  rminderter 
L«8tung8lähigkeit  bis  3000 M.  Gcsammteinkommeo.  Steuersatz  l.^^O  "/q.  mit  Dcgrcssioa 
nach  Tarif,  rotier  Satz  erst  bei  Itber  20.000  M.  Einkommen,  10  7o  des  Saoes.  also 
nur  0.19  des  Einkommens  bei  Mittelbetra^  des  steuerbaren  Arbeitsertrags  von  50O 
bis  700  M..  15  «  0  des  Satzes  bei  7W— 1000,  20  bei  1—2000,  25  bei  2— 300O, 
30  bei  3000—3500,  35  bei  3500—4000  .  40  bei  4—5000  ,  45  bei  5—6000  ,  50  bei 
6  TOGO,  bei  7—8000.  60  bei  8—10.000,  70  bei  10—12.000,  80  bei  12—15.000, 
90  %  bei  15—20,000  M.  Das  erjpebt  doch  sehr  mässigc  Sieucrsruze.  Die  subjertire 
Steuerpflicbt  betntit  wesentlich  Beamte«  öffentliche  und  private,  Lohnarbeiter  und 
liberale  BernfiangehOrige  u.  dgl,  letzlere  aber  mit  Ausnahme  gewisser  Kategorieeo, 
wio  Aerzte,  Apotheker,  Notare,  Ticchtsanwalte  n.  A.  m.  (oben  S  rv>;i!,  die  der  fran- 
zösischen f  ateut«(euer  und  ajach  der  reformirten  reichsl&ndischen  Gewerbesteuer  unter- 
liegen, whs  nicht  geändert  ist  Stenererldirung  ist  obligatortseb  ftir  Gensiten  bis 
2000  M.  Einkommen,  abor  ebenfalls  nur  betreffs  der  Zugehörigkeit  zu  der  und  der 
Tarifstnfe,  wobei  die  tur  ein  Steuerjahr  abgegebene  Erklärung  auch  für  die  folgenden 
Steuerjahre  gilt  und  oiue  neue  erst  gefordert  wird,  wenn  Aenderungen  im  Einkouiinea 
noch  eine  Aenderung  der  Tarifstnfe  bedingen.  Nichtabgabe  der  Erklärung  bewiftst 
anrli  hier  den  Verlust  der  Kccbfsmitti'l.  Für  die  Censiten  bis  2000  M.  Einkommen, 
also  wesentlich  Arbeiter  im  engeren  Sinne,  ertolgt  die  Veraulagoug  auf  Grund  ron 
der  Gemeindebehörde'  snfeasteliender  Personallisten  unter  Anwendnng  von  zu  er- 
mittelnden Durchschnittssfttzen.  Bei  Öffentlichen  Beamten  dienen  statt  der  Steuer- 
erklärung die  behördlichen  Nacbweiaungen  als  Grundlage,  nur  für  Nebenbezttge  aus 
nicM-Offentiiehen  Canen  besteht  «mtaell  auch  hier  die  Pflicht  der  SteoereiUirung. 
Verfahren  der  Veranlagong,  Kechtsmittel,  Strafen  ähnlich  wie  im  fniheren  Enriittlunirs- 
nnd  im  Kapitalrenten-  und  Gewerbesteuergesetz.  Zuschläge  von  5  %  des  Steuer- 
au>at/.eb  zum  AusfaUfonds  auch  hier.  Bezirks-  und  Gemeindezuscbläge  wie  bei  der 
Kapitalrentensteuer,  tiememdsn  mit  Octroi  sind  wie  bisher  (oben  S.  ^5)  berechtigt, 
die  für  die  Landescasse  und  den  Bezirk  veranlagten  Slini"r!»"trrtge  der  untersten 
Stufen  auf  das  Octroi  zu  übernehmen.  Ausnahmsweise  soil  aber  in  besonderen  Fällen 
den  Gemeinden  vom  llinisterium  gestattet  werden  können,  an  Stelle  der  Lohn-  und 
Besoldnnpsstetier  als  Grundlage  fiir  die  Erhehnnc:  von  Zuschlägen  die  zu  diesem  Zw  -V 
von  der  Gemeindebehörde  weiter  zu  veranlagende  Mobiliaistener  zu  verwenden.  Auch 
dies  Gesetz  soll  zoerst  Ar  190S.  wie  das  Aber  Kapitabtener,  angewoidet  verdea.  aber 
beide  nur  gleirhzeitig  mit  dem  dritten,  dem  VerwenduMir^Er'ietz.  Die  Veraidasrung 
nach  dem  Ermittiungsgesctz  hat  164.521  Censiteu  (mit  Uber  500  M.  Einkommen^ 
199.33  Mill.  Mark  Einkommen  und  910.093  M.  Steuerertrag  ergeben. 

Kaeh  dem  Gesetzentwurf  Uber  die  Verwendung  der  Eifirige  der  beiden  for- 
renannferi  nenen  direrten  Staatsstenem  soll  die  Personal-  und  Mobil iarstener 
als  Staatssteuer  autgehoben  werden.  Der  Steuersatz  der  Grundsteuer,  der  nach 
Gesetz  vom  6.  April  1892  (s.  o.  S.  88$)  für  die  neu  festgestellten  Beinertr&ge  anzu- 
wenden ist,  soU  Bpftter  durch  besonderes  Gesetz  bestimmt  Verden,  doch  so,  dass  „der 
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Principale  der  Grundsleaer  nicht  erreicht  wird,  ausser  Hebung  bleibt":  also  eine  Be- 
g-renzunfr  der  nenen  Grundsteuer  auf  4  "/o«  GebÄnclestenersatz  nach  dem  Gesetz 
füm  Juli  1895  ist  ron  4*4  "/o  des  Nntzaugsweiths  auf  4  zu  ermäsbigen.  Die 
nach  Gesetz  vom  s.  Juni  Ls<jG  (o))eri  S.  394)  ZO  ezlwbeade  Gewerbesteuer  kommt  för 
Betriebe,  deren  Ertra^^st'ähigkeit  mit  Bezüsrcn  ans  anderen  Erwerbsquellen  zu«ammcn 
500  M.  jährlich  nicht  übersteigt,  in  Wegtall:  also  auch  hier  steuerfreies  ,JIxisteuz- 
minimum^  ?oti  900  M.  Die  BesirksznBchiij^re  (oben  S.  438)  sollen  jetzt  za  einem 
für  alle  directen  Steuern,  einschliesslich  J-r  B  rjiwerksabpabe,  gleichen  Satze  er- 
hoben werden.  S.  dazu  die  ein^heode  Begründung.  Der  hoanzieUe  Effect  viid  rer- 
nneclilagt  far  die  LnndetcMM:  Eitng  der  Kapiteletoaer  niod  1.6  MUl.«  derLolin-  und 
Besoldungssteuer  1  Mill.  Mark,  zusammen  2.6  Mill.  Mark,  Ausfall  an  Personal-  und 
Mobiliarsteti er  2.067.000,  an  Gebliadesfener/5f>0.000.  mnthmaa^lich  ans  der  ErmSlssiirnn^ 
der  Grundsteuer  G20.000,  zusammen  3.077.000  M.,  al^o  477.000  M.  ungedeckt  bleibend, 
welchen  Betrag  mnn  nbtf  dnreh  die  EntirieUonf  der  neoen  Steaem  als  enetzt 
werdend  ansieht. 

Die  beiden  neuen  Steaem  sind  so  eingerichtet,  dass  von  ibiiua  sm  der  üeber- 
gang  zur  allgerndneD  EinkommeDsteirar  Dicht  so  schwer  leln  mScbte.    Das  gnnze 

directe  Steuersystem  bleibt  einstweilen  noch  ein  Ertragssteneraystem,  nber  mit 
wesentlicher  Verbesserung  gegen  das  alte  französische. 

Mecklenburg. 

(2.  Halbbaud,  §.  128—144.  S.  4Ki-47r..'t 

Zu  S.  400.  Schwerin.  Auch  hier  sind  noch  ?or  dem  Eintritt  dos  D.  B.  G. 
einige  Steuern  neu  geregelt  worden.  Dareh  Yerordoiiiif  vom  22.  Dec.  1^99  ist  an 
Stelle  der  alten  Vorschriften  eine  neue  Stempclsteuerorduong  mit  Tarif  getreten. 
Ebenfalls  durch  Verordnung  rom  22.  Dec  1899  ist  an  Stelle  der  revidirteu  Ooilateral- 
erbscballsordnnng  vom  11.  Sept.  1858  eine  neae  Ordnung  der  Erhebung  der  Erb« 
Schaftssteuer  erfolgt.  Frei  sind  Ehegatten  und  directe  Linie  geblieben,  sonst 
u.  A.  frei  Anfälle  an  Personen  des  Hausstands  bis  1000  M.,  allgemein  bis  zum 
Werth  ron  150  M.,  ferner  Nutzungen,  Renten  n.  dgl.  bis  75  M.  jährlich.  Erbschaften, 
deren  Reinbetrag;,  nach  Bestand  des  stanzen  Nachlasses,  1000  M.  nicht  Ubersteigt, 
wobei  für  Tagelöhner ,  ihnen  gleichstehende  Arboiter  und  verschiedene  andere  Kate- 
gorieen  zunächst  die  gesetzliche  Vermuthung  eintritt,  dai>s  der  Nachlass  unter  1000  M. 
wt-rt]i  sei.  Die  Steuer  ist  Bereichernn gssteuer.  Tarifstufen  1  %  Geschwister 
des  Erblassers,  an(  h  für  angenommene  Kinder,  2  °  „  für  Kinder  von  Gi  S(  h'nri'.tern, 
auch  eigene  Stiefkinder.  3  ^/q  von  Enkeln  ron  Geschwistern  und  verschiedene  andere, 
4*/o  Schwieger-,  Stiefeltern,  Stiefenkelo,  6  von  rerscbiedenen  anderen  Ver- 
wandten bis  6.  Grad,  8  Vo  anderen.  —  Neue  Gerichtskostenordnune: 
vom  18.  Dec.  1899.   Fideicommissstouer  nach  Verordnung  vom  22.  Dec.  1899, 

1  vom  Werth  der  Gegenstände,  ntenweise  j&hiÜch  6  °/o  daron  zu  zahlen,  wovon 

2  %  «b  Tilgnng. 

Zu  §.  18ö  ff.,  S.  461  fl.  Die  directen  Steuern  sind  in  Schwerin  durth  das 
Contribotionsedict  vom  5.  Jan.  1900  for  Johannis  1900/01  bestimmt:  ordentliche 
Gontribution,  ordMÜlche  Dom&nenhnfenstener  nnf  77  H.  ?oa  der  Hnfe,  ebenso  Bitter- 
schaftshufenstener,  dazn  9  M.  für  „Necessarien^'.  zusammen  86  M.  (mit  Ausnahmen): 
ferner  erbverjrleirhsmässigo  I  a  n d  st  "i  d  t  i  sch e  Stener  von  HHosern  und  Ländereien, 
endlich  die  allgemeine  Coutributiuu  nach  Edict  vom  11.  Mai  1897  mit  ^7i<»« 
alten  Satze  des  edictmissigen  Betrags.  — 

In  Strelitz  bestimmt  das  Contributionsedict  vom  19.  Oct.  1900  die  Hufensteucr 
von  den  ritterschaftlirln  n  und  den  städtischen  Kämmer<'i-  und  Oekonomiegütem  und 
Dörfern  für  die  Johanmb  1901/02  auf  31  »/a  M.  (9  Tülr.  N.  -/j)  zum  Landkasfen 
nach  Verordnung  über  das  rcctificirte  Hafenkatastcr.  gemäss  Vergleich  von  1762.  J^.  4 
in  der  hier  bosiimmten  und  verglichenen  Hufenzahl.  In  den  ritterschaftlichen  und 
städtischen  Gutern  hat  ein  Baumaun  38,  ein  UalbptiUgcr  19,  ein  Kossat  9Va  ^  2U 
zahlen.  Dazu  die  erbvergleiebsmSssige  Steuer  von  Htasem  und  Lftndereien  in  den 
Land^fadton  nach  Verordnunir  vom  Oct.  1870  und  28.  Jan.  1888,  dann  die  all- 
gemeinen Landessteuern  nach  dem  Modus  des  Contributionsedicts  vom  2.  Juni  1898 
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im  Satze  von  des  Betrags.  Dazn  ordentliche  Kecessarien  wie  bisher  10  M.  für 
die  ritterschaftliche.  5  M.  für  die  PJSurhufe.  Domänen  contribuireu  nach  §.  70  des 
Erbrcrgleicbs  und  nach  Vereinbarang  vom  28.,  29.  JoU  1870,  wonach  Varoxdmiiig 
vom  1.  August  1870  erlaben  ist. 

Oldenburg. 
(2.  Halbband.  §.  144-14«,  S.  476-488.) 

Zu  S.  478.  Beitragsr erhältniss  zu  den  gemeinsamen  Ausgaben  des 
(irossheri^ogthums  fur  1900,01  Q^b  Gesetz  vom  17.  März  1900:  Oldofiburc  79'/« 
Lübeck  13'/3,  Birkenfeld  7  */o. 

Zu  S.  480.    Recognitionsabpabi»  fiir  Wi  rthschaftsbetrieb  nnd  Kl.Mn- 
haodel  mit  Brauatwein,  (i«setz  lur  das  Uerzogthum  Uideoburg  vom  20-  M&iz  1900, 
ZOT  Abindernng  voa  Beatimmniifoii  dos  GeverbegoBetzoB  ?on  11.  Juli  1861.  Abgdie 
Jährlich  4  %  vom  Ertrage,  mindestens  3  M.,  Erm&s^i^Min^  statthaft  bin  auf  2*/, 
Wirthschaften  mit  tiberviegendem  Gastwirthschaftsbetrieb. 

Zu  S.  487.  Erbschaftssteuer.  Erhöhung  der  Sätze  im  Uerzogtiium 
fitr  die  Seitenlinie  U.  S.  V,  TOBi  8  ftof  4,  TOD  S  Wt  7,  TOD  8  aof  10*/«  dOVch  QtKU 

Tom  20.  Min  1900. 

Anhalt 

(2.  Halbband,     157—161,  S.  505-522.) 

Zu  S.  507.  Im  Gesetz  von  13.  April  1900  ober  den  Hauptfinanzetat  für  1'.KX)  '01 
sind  ilie  direrti  n  Stenern  mit  1.085.660  M.  (davon  alte  Grundabgaben  74.  feste  Grund- 
steuer 40.402,  i'oncessiousabgabeu  mit  211.829.  Gewerbesteuer  mit  200.000.  Kapital- 
rentensteaer  mit  8.5.000.  Eisenbahnstoner  mit 28.355.  Einkommenstoiier  mit  1.120^)00  M.), 
die  indirectcn  mit  200.371  M.  (rund  Stempelstener  106  300,  Erboohalbltoaer  76.000. 
Best  Schleasim-.  Ufer-.  Niederlage-,  Uafengebuhreu)  abgesetzt 

Zn  S.  519.  Nene  Bodaction  des  Gesetzes  über  Urknoden« tompol  vom 
29.  Hin  1884  mit  Norellon  ron  1897  und  1899  (22.  Ifai)  nntor  19.  Jani  1900. 

Für  <iie  L'enanuteu  und  die  Übrigen  monarchischou  Klciustaaieu 
(2.  Hall-band.  |.  108 — 179,  S.  539—577)  ist  sonst  Wosontliches  nicht  nachzutragon, 
doch  sind  mehrfach  1899  'ind  lOOO  kleine  VcrSiideningpn  in  Einzelheiten  erfolsrt.  so 
indem  Gcrichtskosteu wei>c<u  (.uideuburg,  Sch warzburg-äondershausen, 
Coburg  und  Gotha),  Govorbostonor  vom  Gevorbebotriob  im  Umhorsiohen 
(Sachoon-Molniogon). 

Hamburg. 
(2.  Halbband,  §.  181—188.  S.  581—612.) 

Zn  S.  590.  Zahl  der  Einheit--- it/-  für  die  Einkommensteuer  für  lOT  ?, 
gegen  bisher  meist  nur  6  (Verurdnünji  vom  oO.  Müiv.  1900).  —  Durch  Verordnung 
vom  21.  Dec.  1900  die  Prolongation  der  Gesetze  tlber  Stempclabgabcn,  Erbschafts- 
^^  ner,  a1<l' iho  von  niieatlicheu  Yeigntlgiiogott,  ImmobUtonabgabo  in  der  üblichen 
Weise,  bis  Ende  lyul. 

Zn  S.  587.  Nach  Gesetz  rom  6.  Juli  1900  erfolgen  Znschftoso  an  Land* 
peiueinden  aus  der  S t aa f ^ c as se.  Für  Penredorf  und  Kilzebiittel  wird  vrie  bisher 
* \^  der  Staats-Gruud-  und  Einiiommenstcuer  rUckgewährt.  Bei  anderen  Land- 
gemeinden erfolgen  statt  der  bisherigen  Ceberlasäung  von  des  Ertrags  der  Gmnd- 
Steuer  oder  der  Zuweisung  fester  Summen  von  jetzt  an  jährliche  Zuschüsse  im 
B^^traiTo  der  An^srnho  der  einzelnen  fieineinde  fur  ihr  Armen-  «nd  Schnlwe.s»n 
Lfancbeu  tuu>»  Schulgeld  in  gcwiaaem  Betrage  erhoben  werden.  Dessen  Ertrag  gciii 
von  dem  betreffenden  StaatszuschnSB  ab  und  ist  von  den  Eltern  a.  8.  W*  der  die  Schule 
besuchenden  Kinder  zu  erheben  unter  Wegfall  joder  Schulsteoor. 

Bremott. 

(2.  Halbband.  %.  189—196,  S.  612-687.) 

Zu  §.  10?,  S.  r,2;Mr.  ^2".    Süi/e  d-  v  E  inkommenstener  nach  Gesetz  vom 
16.  März  1900  für  1900  5  "/o       über  12.000  M.,  bis  12.000  M.  die  gesetzlichen 


Digitized  by  Google 


Venchiedene  KleinstBaten.  Deatsches  Beich. 


851 


Sätze.  —  Gesetz  vom  22.  Mai  i^uö,  Novelle  znm  Einkommcnsteaergesetz 
vom  17.  DdC  1874.  Verschiedenerlei  Aendenmgen,  Stooerfireiheit  bis  900  M..  daon 
BestimmoDKen  über  dio  Rere  hnmur  der  Steaer  von  Actieogesellschaften  aud  Acticti, 
betr.  die  Beliaudlang  des  Ab^iugä  von  ^'/sVo  Actiejiertrags  und  des  höberea 
Evtrags,  v.  A.  m.  —  Danach  nene  Bedactfon  des  EfnkommeDSteiiergeMtzes  vom 
17.  Juli  1900. 

Zq  §.  194,  S.  629  tf.  Firmensteuer.  Aendening  de«  §.  1  dos  GeaeUes  vom 
23.  Joli  1899  Uber  die  snbiectire  SteuerpflichL 

Za  S.  683.   Aufhebang  der  VarbrAaehsabgabe  ?on  Yieh  und  Fleisch 

im  Frühjahr  1901  beschlossen. 

Zu  S.  635  ff.  Abänderung  des  Gesetzes  vom  29.  März  1895  über  Aafbringuiur 
der  Mittel  für  dio  Corrector  der  Unterveaer  dnidi  2  Qeaetze  vom  25. Dec  1900 
(Nebensächliches)-  —  Abämderang  des  Gesetzes  über  Gnterdeclaration  Q.  8.W. 
vom  1.  Dec.  1898  durch  kleine  Novelle  vom  21.  Febr.  1900. 

Lttheek. 

(2.  Kalbband,  §.  197,  198  ,  8.  687-646.) 

Im  Jahre  1900  sind  verschi  ed  e  n  e  Steuer-  und  .\bgabcf!:esetze  etwas 
abgeändert  worden.  So  Gesetz  vom  19./28.  März  1900.  Nachtrag  zum  (icsetz  von  1890 
über  Grund-  «pd  Gebäudesteuer  m  Stadt  und  Vorstädten  (Hei^elung  der  Steuer- 
sätze). Gesetz  von  demselben  Tage,  Nachtrag  zum  Gesetz  von  1893  tibur  Kechnongs- 
nnd  Cassenireaeii  derVenraltiiDgsbehATdefilrdie  at&dtischen  Geneindeanalalten. 
Nachträge  zum  G  e  richtskost  e  n  ir ose  t z  vom  ISV  Dec.  1899  und  zur  Stempel- 
ordnang,  neues  Gericbtskostengesetz  vom  12.  Nor.  1900.  Neue  Bedaction  des 
Gesetzes  Ober  die  Verlnsserangsabfrabe  mit  den  letzten  Abloderaniren  (18.  Dec 
1899)  durch  Verordnung  vom  15.  Aujc.  1900.  Nachtrag  vom  25.  Juli  1900  zum  Gesetz 
über  Lustbarkeiisabgabe  von  IS^I.  Ein  Gesetz  vom  17.  Juli  1900  macht  die 
Zulassung  auswärtiger  Lotterieen  von  Genehmigung  abhängig  und  belegt  jede 
Peiaon,  deren  Betrieb  zu  genehmigen  ist,  neben  einer  Gebiihr  für  den  Erlaubnissscheia 
mit  einer  Jahre^abgabe  von  100  M.  Auch  d^r  Rctrieb  der  lübecker  Lotterie  ist  con- 
ceäsionspdichtig,  aber  abgabefrei.  —  Allcä  kleine  finanzielle  Maassregeln,  um  dio 
Finaimchwierigkeiteii  des  Meinen  staatlichen  Gemeinvesena  zu  beadtif en. 

Deutsches  Reich. 
(2.  Halbband.  §.  199—216,  S.  646—820.) 

Zu  S.  713  ff.  Eine  Novelle  zum  Brauntweinsteucrgesetz  ist  dem  Reichs- 
taire  in  der  Session  1000  -1001  vorselefft.  in  der  n.  A.  der  Termin,  bis  dorn  ge- 
wisse Bestiiamungtsü  dcj»  bisherigen  Kechls  gelten,  oU.  Sept.  1901  (oben  S.  717 ^ 
Teri&agert  und  im  Ganzen  die  neueren  Grundlagen  der  bezüglichen  Gesetzgebung  auf- 
recht erhalten  werden  sollen.  Zur  Zeit  des  Abseid  uiMi's  dieser  ..Nachträjfe"  (April 
1901)  ist  diese  Vorlage  noch  nicht  erledigt,  ebenso  nicht  diejenige  des  Schaum- 
iretnstenerresetzes  (eben  S.  728).  In  Folge  des  plötzlichen  ScMnsses  des  Reichs- 
tags im  Mai  1901  wurde  die  Erledigung  Uberhuipt  verschoben. 

Zq  g.  215,  216,  S.  646.  Wehrsteuerplan  von  Issi.  Entsprechend  dem 
Ziel,  das  ich  mir  in  der  in  diesess  Bande  gegebenen  Darätellung  der  Reichs» 
besteuerung  nur  gestellt  habe  (S.  646,  649),  ist  im  AUgeme&en  nur  auf  die 
wirk  Ii  eh  zü  Stande  gekommenen  Sfeoergesetze  eingegangen  und  sind  die 
.««chliesslich  /.u  solchen  fahrenden  nicht  verwirklichten  Pl&oe  und  Gesetzentwürfe,  wie 
im  Gebiete  der  Tabak-,  Branntwein-  und  Stempelbesteoemng ,  nur  als  Vorläufer  zu 
wirklichen  Gesetzen  kurz  bertlhri  worden.  Daher  wurde  n  A.  der  Pb'n  einer  Art 
dirocter  Keichssteaer,  welcher  die  Einführung  einer  bogen.  Wehrsteuer  be- 
zweckte, nicht  mit  behandelt  Bei  dem  prindpiellen  Interesse  dieses  Plans  und  weil 
gerade  srcgcnwfirtig:  flOOl)  auch  in  politischen  Kreisen  der  Gedanl;e  an  eine  Wehrstener 
im  Keicbe  gelegentlich  wieder  erOrtert  worden  ist.  sei  hier  darulier  noch  Folgeades 
nachgetragen.  In  Baiern  (Gesetz  vom  29.  April  1868  ttber  ^l^ehrgeld)  und  Württem- 
berg (Gesetz  vom  19.  März  1868,  betr.  die  Erhebung  einer  Abgabe  von  nicht-eiu- 
gereihten  Khcgsdionstpflichtigen)  hatte  man  eine  sogen.  Wehrsteuer  beim  Uebergang 
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zur  allgemeinen  Wehrpflicht  nach  den  Ereignissen  Ton  1866  cingefahrt  Nach  dem 
Beitritt  beider  Staaten  zam  Deatschen  Reiche  iiiul  der  Einführung  der  Reichsmilitir» 
gesctzgebung  in  ihnen  ist  dieso  Ahirri^r^  wir-Jer  beseitigt  worden.  Im  Deuiaclien 
Reiche  ging  aber  aus  der  Iruuaa.c  liismarck'ij  später  selbi»t  ein  btizuglichor  Plaa 
herror,  der  im  Jahre  1881  zu  inncm  QeMtientirurf  darüber  im  Reichstage  führte 
(Vorlage  vom  17.  M;ir/  1^81,  betr.  EiiifUhrnnir  einer  Wöhrsteuer,  Actenstucke.  Session 
18^1,  Kr.  60,  3.  B.  der  Anlagen  der  Legislatarperiode.  IV.  Seas.,  S.  349).  Er  wurde 
iBaeasen  a1>i^elehiit.  Die  Debatten  sind  lehrreieh  29.  klrt,  7.  Hai  1881). 
S.  darüber  busoaders  Maroinowski.  die  W't^hrstsuer  im  Dentschen  Reich.  1881  Ueb'.-: 
die  ganze  schwierige  and  strittige  Frage  der  Wehrsteuer  in  princijüeUer  und  prac- 
tischer  Hinsicht  besteht  «tue  tfemi^  timfan^reiche  Litterator.  8.  <ür!iber  den  An> 
han^'  /.u  meiner  Abh.  directe  Steuern  im  Schön berg'schen  Handbuch  (4.  Aufl.,  B.  III, 
1,  S.  4.M— 4^3.  Litteratiir  nnd  soiistitci!  Gi"^'*f;'!T''baTiff  daselb.si  S.  iriSX  Art.  Wehrsteuer 
von  Eheberg  im  IL  \\ .  B  d.  bt .  1.  Auii..  Ü.  1.  S.  tkj2  und  An.  Wehrpflicht  von 
T.  Kircbeoliefm  im  WOrterb.  d.  Verwalt.  II,  617.  Nach  dem  deatschen  Gesetz» 
cntwnrf  waren  subjecti?  steuerpflichtig  Wehrpflichtifj«-.  die  vom  Dienst  ausgeschlossen 
oder  ausgemustert,  die  der  Ersatzreserre  I.  und  IL  (jlasse  oder  der  Seewehr  IL  Classe 
ftberwieMneo,  mneh  die  Tor  erf&Uter  DienstplÜeht  vaa  Jedem  Dienstrerblltnias  «iw- 
scheidenden,  mit  gewissen  Rcfreinngen,  so  bei  Erwcrbsonfahigkeit  in  Folge  körper- 
licher oder  geistiger  Gebrechen.  Aach  sollte  die  Steuerpflicht  durch  Tod  und  Verlust 
der  Reichsangehörigkelt  erlflschen.  Der  schwierige  Punct  der  Haftpflicht  Dritter  wv 
dahin  geregelt,  daas  Eltern  für  diejenigen  Wehrpflichtigen  haftbar  waren,  die  sie  recht- 
lich verpflichtet  waren,  zu  unterstilt/en.  wobei  zur  Bemessnns:  der  Haft-  bezw.  Steuer- 
pflicbt  das  Einkommuu  der  Eltern  nur  uiit  der  llkifte  auzu:>et/cn  war,  bei  Vorhanden- 
sein mehrerer  Kinder  ausserdem  nur  mit  der  atif  jedes  Kind  fallenden  Quote.  Die 
Stenerpflicht  begann  mit  dem  1.  April  des  Jahres,  welehes  der  endtriltigen  Feststellung 
einer  der  die  Steuerpflicht  bedingenden  Voraussetzungen  folgte,  und  dauerte  12  Jahre. 
Die  Abgabe  zerfiel  in  dne  feste  tod  jahrlich  4  U.  vnd  in  eine  GinkommeDsteaw  als 
Zoschlag:  von  10  M.  bei  Einkommen  von  1000—1200  M.  u.  s.  w.,  von  148  M.  bei 
solchem  von  5000—6000  M.,  von  3  bei  höherem,  mit  Grundsätzen  der  Veranlagung 
im  Ganzen  nach  Analogie  der  früheren  preosslscben  Einkommensteuer.  Veranlagung 
und  Erhebung  sollte  aber,  wie  bei  den  indirectcn  Reichssteuern,  durch  die  Behörden 
der  Einzelstaaten  erfolgen,  die  zur  Koslendecktin;:  1  "'^  des  Ertrags  erhielten.  Dieser 
sollte  in  die  Reichscasse  fliessen,  aljerdcn  EinzeJsiaatcn  nach  Maassgabe  der  Matricular- 
berOikening  überwiesen  werden.  Er  war  fennachlagt  im  Entwurf  an  fester  Abgabe 
anfangs  mit  7>'.">.  nach  voller  Dtirchfuhmns^  sp&ter  mit  O  H  Mill.  Mark,  an  Einkoinmen- 
steuerzu&chlag  mit  bezw.  8.24  und  10.8,  zusammen  mit  16.09  und  19.68  Hill.  MaiL 
tn  der  ganzen  Fni^  sind  die  priacipiellen  vnd  practiscben  OrBnde  f&r  nnd  wider 
der  Art,  dass  sie  sich  ziendich  aufwioprcn  und  es  >ehwer  i>t,  Entscheiduiiir  zu  tretfen. 
8.  darüber  meine  AosfUbrungen  a.  a.  0.  und  die  sonstige  Litteratur  zur  Frage.  Im 
Deutschen  Reiche  hat  die  Sache  aber  noch  eine  besondere  Bedeatang,  weil  es  sich, 
einerlei  wie  man  fiaanzwissenschaftlich  die  Abgabe  auffasse,  um  eine  Art  directer 
Stener  bandelt,  deren  Kinf'ihrung-  als  Heichssteuer  sonst  so  viel  Gegnerschaft  ßndet. 
Und  ^rerade  bei  \  craüia^uug  duioli  die  Eih^clbiaaien  bieten  sich  hier  auch  wieder 
besondere  Schwierigkeiten  hinsichtlich  der  Oleichmässigkoit  des  Verfahrens,  der  Con- 
fiole  durch  Ui  ieb-or^ane  \i  <  w  Immerhin  ist  der  Plan  vun  I^^l  anch  in  dieser 
Hinsicht  dadurch  bcmerkenswerili,  dass  wenigstens  in  diesem  specicÜen  Falle  Fürst 
BiBBMTcfc  seine  sonstige  ablehnende  Haltung  gegen  directe  Stenen  Mtm  gelassen  vnd 
sogar  ^e  directe  Beicbssteasr  hier  ins  Ange  geiasst  hat  — 
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